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Berbemerkung des Herausgebers. 


Auch bei diefem dritten Jahrgang de europäiſchen Geſchichts— 
kalenders ift die Art der Bearbeitung dieſelbe geblieben wie bet den 
beiden früheren und ebenjo bat die Vertheilung des Stoff? nur eine 
ſehr geringe Mobification erlitten. Defterreih wurde in den erjten 
Abſchnitt „Deutſchland und die beiden deutſchen Großmächte“ gezogen, 
ferner unter „Deutſchland“ alle8 genommen, was theild gemein- 
beutiche Angelegenheiten, wie Bundesverjammlung, Bundesreform- 
frage, Zollvereindfrage, Vereinsweſen, theild die jpeziellen Verhält- 
niſſe der Mittel- und SKleinftaaten betrifft, und endlich bei Deiter- 
veih für dieſes Jahr jede weitere Abtheilung fallen gelafjjen, da aus 
den Ländern der ungariichen Krone nur wenige Thatfachen zu ver: 
zeichnen waren. Der europäiihe Geſchichtskalender kann feiner Natur 
nah unmöglich) diefer oder jener Partei dienen wollen. Das Bud) 
will nur Material geben, wie es derjenige bedarf, dem bie Politik 
und die Zeitgefchichte ein Gegenftand ernſter Beichäftigung iſt, gehöre 
er nun dieſer oder jener Partei an. Diefem Zwecke ſollte e8 auch 
wohl fo ziemlich entſprechen. Das Material ift, wie der Heraus: 
geber glaubt, mit Verſtändniß gefichtet: Feine bedeutende Thatſache 
bürfte übergangen, Tein wefentliches Glied in irgend einer Reihe von 
Vorgängen überjehen, auf der andern Seite aber auch Teine Bor: 
fallenheit, die für die Gefchichte ganz gleichgültig ift, aufgenommen 
worden fein. Das Buch bietet genug, um ſich über die politischen 
Vorgänge ded Jahres nach allen Seiten entweder in ihm ſelbſt oder 
mit Hülfe der darin aufzufindenden Daten in andermettigen Quellen - 
leicht aufflären zu koͤnnen; das diesmal beigefügte Negifter wirb 
dabei wenigſtens theilweiſe zur Unterftühung dienen, Mit Auszügen 


IV Dorbemerkung. 


aus den im Laufe des Jahres veröffentlichten Actenftüden, Thron: 
veben, diplomatiſchen Depejchen, minifteriellen Erklärungen, parla- 
mentariſchen Berichten, Entwürfen und Beichlüffen, offiziellen und 
offiziöfen Journalartikeln, Barteiprogrammen, Bereingbeichlüffen u. |. m. 
ift es für dieſes Jahr noch fo wie in den früheren Jahrgaͤngen ge- 
halten worden. Für den Fünftigen Sahrgang möchte aber eine Be⸗ 
ſchraͤnkung in diefer Richtung geboten fein. Wohl wäre es wünfchens: 
werth, die Hauptitellen aller Actenftüde jedes Jahr in bequemer 
Begrenzung zufepumengeitellt zu finden. Allein bie Baht diejer Acten- 
ſtücke fchwellt in neuefter Zeit von Jahr zu Jahr dermaßen an, daß 
e8, um den Umfang des Buches vielmehr ermäßigen zu können, ftatt 
immer erweitern zu müjfen, zweckmaͤßig fein bürfte, fortan nur bie- 
jenigen Actenftüde ganz ober in größeren Auszügen zu geben, bie 
man anderwärts umfonft fuchen würde, für die übrigen dagegen ſich 
auf die Angabe des Inhalts oder die Mittheilung der wichtigften 
Stelle in gemefjenjter Kürze zu beſchränken und im weiteren auf das 
Staatsarchiv von Aegidi und Klauhold oder auf die Pariſer archives 
diplomatiques zu verweilen. Damit follte zugleih aud Raum ge- 
mwonnen werben, um in befonderen Abſchnitten die finanziellen und 
vielleiht auch bie militäriſchen Verhältniffe der einzelnen Staaten je 
während des Jahres kurz zuſammen jtellen und Kleinere ftatijtijche 
Weberfichten, die auf ſchwebende politifche Fragen Bezug haben, mit- 
theilen zu Tönnen. So würde dad Buch immer mehr zu einem faft 
unentbehrligen Handbuch für jeden werben, der die Entwidlung der 
politischen Zeitverhältniffe mit Sorgfalt verfolgt und dad Bedürfniß 
fühlt, ſich jederzeit über den bisherigen Verlauf irgend einer An— 
gelegendeit orientiren zu können und zu diefem Behufe mannig- 
faltige Daten zu augenblicklichem Gebrauche unter der Hanb zu haben 
wünfht, deren Auffindung ohne ein ſolches Hülfsmittel nur zu oft 
mit nicht geringer Mühe verbunden tft, 


Ehronik 


wichtigften Sreigniſſe 


im 


europäifden Htaafenfpfleme 


im 


Sabre 1862. 








2. San. (Defterreih). Kaiſerrevue in Verona. Anſprache Benebed’s. 
3 u (Deutſchland). Die nad ber octroyirten Berfaffung von 1860 ge⸗ 
wählte II. Kammer von Kurheſſen erflärt fih zum britten Dale für incom= 
» petent nnd wirb aufgelöst. 
& „ _ Rom). Der Papſt ernennt den von ber Ruſſiſchen Regierung ge 
wünfchten Priefter Felinski zum Erzbiſchof von Warſchau. 

7. ze (Merico). Ankunft der franzöfiihen und engliſchen Erpebition in 

eracruz. 

10., a Proclamation ber Alliirten an bie Mericaner. 

11,; 4 Frankreich) fucht noch einmal ben Römifchen Hof zu einer Trang⸗ 

action mit Stalien zu vermögen. 
„» (Deferreidh) Ein kaiſ. Statut für bie croatifhe Hofcanzlei ftellt 
diefelbe im Wefentlichen der Ungarifchen Hofcanzlei gleich. 

13°. (Mexico). Der Spanifhe und der Englifhe Bevollmächtigte ſprechen 

fih gegen die franzöſiſche Entihadigungsferderung von 12 Millionen als 
ercejliv und überdieß aller Belege entbehrend, aus, 

14. „ (Preußen). Erdfinung des Landtags. 

(Rom). Ber Papft verfündet dem Eonfiftorium bie Wieberherftellung 
ber Runtiatur in St. Petersburg. 

„» (Merico). Die Bevollmächtigten der 3 Allüirten richten ein ziemlich 
verföhnliches Ultimatum an Merico, da bie Geneigtheit vorwaltet, mit ber 
Mericanifhen Regierung in Unterhandlungen zu treten, um für ihre Trup- 
pen beifere Stanborte zu erwerben, indem zu einem Feldzuge gegen Mexico 
jelbft alles Material fehlt. 

15. „ (Rom). Der Bapit ladet die fämmtlichen Biſchöfe der Chriſtenheit auf 
| afingfien zur eier der SHeiligfprehung ber Japaniſchen Märtyrer nad 
om ein. 

18. „ (Rom) antwortet auf die Vorfchläge Frankreiche behufs einer Trans: 

action mit Italien nochmals und definitiv ablehnend. 

20 A (auhlane) Eröffnung ber Seſſion bes ſtändiſchen Ausſchuſſes von 

innland. 

24. „ E(EEchweden). Petition um Verfaſſungs⸗Reviſion. 
383. „ (Deutihland.) Baben erflärt fi in feiner Antwort auf das Sächſiſche 

Bundesreform - Project für den engeren Bundesſtaat im weiteren Staatens 
bunde, für eine einheitliche Gentralgewalt und für ein beutfches Parlament. 
„»  (Rupland). Ein kaiſerl. Ukas befiehlt die Veröffentlichung bes Bud⸗ 
gets für 1862. 
0, „ (Holland). Bildung bes zweiten Minifteriums Thorbede. 
(Sranlreih). Allgemeines Gerücht, daß ber Kaifer Napoleon ben 
Erzherzog Dar von Defterreich für den in Merico zu errichtenden Thron 
beſtimmt habe. 2 


2. Febr. (Deutſchland). Die Regierungen von Defterreih, Bayern, Würt⸗ 
temberg, Sachſen, Hannover, Hefjens Darmflabt und Nafjau protefliren in 
identi Noten an Preußen gegen bie Idee eines engeren beutichen Bun⸗ 
desſtaaies unter ber Führung ber Krone Preußen. 


4 


4 Mär. 


6. Febr. (Deutfhland). Die Bundesverfammlung beſchließt eine Fachcomiſ—⸗ 
fion für eine gemeinfame Givilproceß- Ordnung in Hannover, und eine 
ſolche für ein gemeinfames Obligationenreht in Dresden niederzufepen. 
Preußen beftreitet dem Bunde bie Competenz dazu. 

„ (Türkei). Eröffnung ber erften Rumaniſchen Nationalverfanmlung. 
Bildung eines gemeinjamen Minifteriums für beide Donaufürſtenthümer. 
(Dänemark). Der Reihsrath veducirt die beſchlußfähige Zahl feiner 
Mitglieder von 41 auf 31. 
13. „ (Griechenland). Militärrevolte in Nauplia. 
14, „ (Deutihland). Defterreih und Preußen erflären in identifhen No: 
ten der Dänifchen Regierung, daB fie feinen legislativen Mct des dänischen 

Neihsrathes, welcher den Werabredungen von 1851 und 1852 über das 

Vethältniß Schlesiwig’s zu Dänemark und ben anderen Thellen ber Dio- 

narchie wibderfprechen würde, arnerfennen. 

» (Ruplandb). Die Ndeleverfammlung von Twer verlangt in einer 


” 


[4 
Adrefie an den Kaifer die Berufung von Deputirten aus dem ganzen rufji: 
[hen Reiche ohne Unterſchied der Slafjen und Stände „zur Löſung der durch 
bie Ufafe vom 183. Febr. 1861 (Smancipation der Feibeigenen) geftellten, 
aber nicht gelösten Frage.“ 

15. „ (Deutiäland). Der Landtag von Sachen = Weimar fpriht fih im 


feiner Adreſſe an den Großherzog einfimmig für eine deutfche Gentralgewalt 
und ein deutſches Parlament aus. Die Regierung erklärt fi damit ein: 
verftanden. 

17., (Preußen). Eine Eingabe von 150 Mitgliedern des Abgeordneten: 
Haufes verlangt die Anertennung des Königreihs Stalien. 

19. „ (Merico) Konvention von Eoledad zwifhen General Prim und 
dem Minifter Doblado. Am 15. April jollen die Eonferenzen zwiſchen den 
Bevollmächtigten der Alliirten und Mexico's beginnen. Die Convention 
wird von allen Bevollmächtigten genebmigt und unterzeichnet. 

21. „ (Dänemark). Die Mehrheit der Schleswig'ſchen Etände proteflirt 
gegen die Beſchlüſſe des dänischer Reichsraths. 

26. „ (Oeſterreich). Feier des Jahrestages der Verfaſſung. Die böhmi— 
jchen Bifchöfe verweigern ihre Theilnabme. 

2%. 5 (Merico). Die franzöfiihen und fpanifchen Erpeditionstruppen ver: 
laſſen in Folge der Gonvention von Eoledad das ungefunde Veracruz und 
beſetzen die geſunderen Gegenden von Cordova, Orizaba und Tehnacan, um 
daſelbſt den Ausgang der auf ben 15. April angeſetzten Conferenzen abzu— 
warten. 

—  . (Defterreid). Entwurf eines Religionsebictes nach dem Antrage bes 
confejjionelen Ausjchufjes des Abgeordneten-Hanfes. 


. März. (Italien). Rüdtritt des Minifteriums Nicafoli 

. »CGBereinigte Staaten). Die Unionsregierung proteftirt gegen die 
Einführung einer Monarchie in Merico. 
„ (Brankreih) Adreßdebatte im Eenate. Rede bes Prinzen Napo— 
leon gegen die weltliche Herrichaft des Papſtes. Erflärung des Minifterg 
Billault. Die Adrefje wird mit 123 gegen 6 Stimmen genehmigt. 
- (Italien). Bildung bes Minifteriums Ratazzi. 

» „  (Breußen) Das Abg.:Haus nimmt mit 171 gegen 163 Stimmen 
a Hagen's bezüglich größerer Specialifirung der Budgets ſchon für 

an. 

„ (Bereinigte Staaten). Der Präfident Lincoln trägt durch eine 
Botihaft beim Congreß darauf an, baß bie Union jeden Etaat unterflüße, 
ber bie Sclaverei gegen pecuniäre Entfhädigung abſchaffen wolle. 
„, (Mexico). General Lorencez langt als neuer Befehlshaber bes fran- 

zöſiſchen Erpeditionsgorps in Veraeruz an; er proteflirt fofort gegen bie Ve: 
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flimmumg ber Uebereinfunft von Eolebab, daß die erwarteten Berftärkungen 
nit ausgefchifft werben follen. 


7. März. (Merico). Die englifgen Truppen in Veracruz ſchiffen fich in Folge 


8. 


11. 


14. 


D | 
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der Uebereinkunft von Soledad, bis auf 100 Mann wieder ein. 

„» (Deutihland). Oeſterreich und Preußen tragen am Bunde gemein: 
fam auf Wiederherftellung der Verfaffung von 1831 in Kurheflen an. 

»  (Bereinigte Staaten). Seegefecht zwifhen den Panzerſchiffen 
Merrimac und Monitor auf der Rhede von Norfolf. Eindruck diejes erſten 
Seegefehtes von Banzerfchiffen in Europa. 

„ Preußen) Das Abg.- Haus wird in Folge ber Annahme des An⸗ 
trags Hagen aufgelöst. 

» (Dentjähland) Ber Landtag von Walde genehmigt die Militär: 
convention mit Preupen. 

»  tBereinigte Staaten). Das Repräjentanten:Haus genehmigt ben 
Antrag des Präfidenten Lincoln vom 6. März, bezüglich der Sclavereifrage, 
mit 88 gegen 31 Stimmen. 

» (Rußpland). Der Landtag von Livland votirt bie Einberufuug ber 
Städte zum Landtag und die Gründung eines allgemeinen Baltifchen Senates. 

(Merico). Ankunft des Generals Almonte in Veracruz, mit ber 
ausgeiprochenen Abfiht, für Errichtung einer Monardie in Merico, zu 
Gunſten des Erzherzogs Marimilian von Defterreih zu wirken. Der ſpa⸗ 
nifche und der engliihe Bevollmächtigte erflären fi gegen diefen Blan, ber 
franzöfiihe Befehlshaber dagegen läßt Almonte und feine Begleiter durch 
franzöfifhe Truppen nad Tehuacan geleiten. 

„ (Breußen). Der Tiberafe Theil des Minijteriums wird entlaffen. 
Minifterium v. d. Heydt. | 
„»  (Stalien). Runbreife Garibaldi’8 im Oberitalien bebufs Bildung 
nationaler Schügengefellichaften. 

» (Branfreih). Widerftreit zwiſchen den Repräfentauten Frankreich's 
in Rom, dem Gefandten Lavaflette und bem General Goyon. Lavallette 
verläßt plöglih Rom und geht nad) Paris. 

» (Dänemarf) proteftirt wiederum gegen jede Einmiſchung Deutſchland's 
in die Angelegenheiten des Herzogthums Schleswig. a 
-» (Rom). Ber Bapft erklärt im verfammelten Conſiſtorium, in feier: 
licher Allocution, bie weltliche Herrfchaft fei zwar fein Dogma, aber noth⸗ 
wendig und unerläßlih, um die Unabhängigkeit bes Römiſchen Papfles auf: 
recht zu erhalten. 

„ (Beutihland). Die Bundesverfammlung fpricht ihre ne 
zu den Erklärungen Defterreih’3 und Preußen's an Dänemark bezügli 
Schleswig's aus. 

„ (Preußen) Abſchluß des Hanbdelsvertrags mit nen 
P en ichlägt Frankreich behufs einftweiliger Löſung der römischen 
Frage eine gemiſchte franzöfifcheitalienifche Beſetzung Rom's vor. Frankreich 
geht nit darauf ein. 


. April. (Merifo). Die Mericanifhe Regierung verlangt von ben Alliirten 


bie Entfernung des Generals Almonte. Der franz. Bevollmächtigte weist 
bas Verlangen zurüd und macht Anftalten, feine Truppen aus ber ihnen 
durch die Convention von Soledad eingeräumten Bofition zurüdzuziehen und 
biefe Gonvention als bahingefallen zu betrachten. 

» (England) genehmigt die Gonvention von Solebad. 

.»  (Bereinigte Staaten). Der Senat genehmigt die Abſchaffung 
ber Scaverei im’ Diftrict Columbia (Washington) met 29 gegen 14 Stimmen, 
„ (Defterreih). Der Finanzausfhuß erflärt das zwiſchen ber Regie⸗ 
rung unb ber Bank vereinbarte neue Bankftatut faft einftimmig für nicht 
annehmbar. 


L 


\ 6 Mai. 


7. April. (England). Vertrag mit den Bereinigten Staaten behufs wirffame- 

rer Unterdrüdung bes Sclavenhandels. 

9. „ (Spanien) genehmigt bie Convention von Soledad. 
„» »  (Zürkei). Ultimatum ber Pforte an Montenegro. ’ 
”» »  (Merico). Eonferenz ber Bevollmächtigten der drei Allürten in Me: 
xico Über das Begehren ber Mericanifhen Regierung, ben General Almonte 
zu entfernen. Der fpanifhe und ber englijche Bevollmächtigte wollen dem— 
jelben entjprechen. Der franzöfiihe Bevollmächtigte verweigert es und er: 
klärt feinen Entſchluß, zurüdzugchen und ſich durd die Konvention von 
Soledad nicht weiter gebunden zu erachten. Der ſpaniſche und der englifche 
Bevollmächtigte erflären hierauf ihrerfeits, Daß, wenn ber franzöſiſche Bevolk 
mãchtigte fortfahre, Almonte zu ſchützen und es ablehne, an den Conferen: 
zen in Orizaba am 15. April Theil zu nehmen, fie fi mit ihren Truppen 
wieber einfchiffen und Merico verlaffen würden. Alle 3 Bevollmächtigten 
theilen biefe Beſchlüſſe der mericanifhen Regierung mit und dar das fran- 
zöfifhe Erpebitionscorpe am 20. April feine Operationen gegen Mexico 
wieder beginnen werbe. 

414 „ (Deutfhland). Der König von Hannover octroyirt feinem Lande 

einen neuen Katechismus. 

„  (Breußen). Eine kgl. Cabinetsorbre verzichtet auf den Steuerzu- 

flag vom 1. Juli an. 

19. „ (Deutihland). Die Sächfiſche Regierung erflärt fih für ben Han: 
belsvertrag mit Frankreich. 

2. „ (GSriedenland) Nauplia ergibt fih ben Truppen bes Königs Otto. 

»  »  (Merico). Proclamation ber franzöfiihen Bevollmächtigten an bie 
Mericaner und Wiederaufnahme ber Feindſeligkeiten. 

5 u (Bereinigte Staaten). Die Unionstruppen befegen New-Orleans. 

„nn Merico) Die fpanifhen und englifden Streitkräfte ſchiffen ſich in 
Deracruz wieder ein und verlaffen Mexico. 

%6 „ (Dentfhland) Eine Iandesherrlihe Berorbnung des Kurfürften 
von Heſſen ſucht trotz bes Deflerreid. - Breußifhen Antrages am Bunde 
vom 8. März, bie octroyirte Verfaſſung von 1860 durch Minoritätswablen 
zu fihern und läßt neue Landtagswahlen nach derfelben Verfaſſung ausichreiben. 

27. „ (Itelien) Die Regierung verbietet ben Biſchöfen bie Theilnahme 
am Goncil in Rom. ' 

3 „ (Rom). Der Papft verzichtet auf die Wieberherftellung ber Nuntiatur 

in St. Petersburg. 

„ (Bereinigte Staaten). Die Congreßmitglieber des Südbundes 

verlaffen größtentheild das von ben Unionstruppen bedrohte Richmond. 


1. Mai. (Defterreih). Eine kaiſerl. Botfchaft anerkennt bie Verantwortlich⸗ 
feit der Minifter gegenüber ber NReichövertretung. 
„» (Sngland). Eröffnung berzweiten Welt⸗Induſtrieausſtellung in London. 


[4 
2. (Deutfhland). Die Majorität beider Kammern von Hannover 
ſpricht fih in großbeutfhem Sinne aus. 

Be Merico), Die Franzoſen erleiveu vor Puebla cine entichiebene 
Schlappe und find genötdigt, nah Orizaba zurüd zu geben, um erſt Ber: 
flärfungen abzuwarten. 

7. u  (Breußen). Landtagswahlen. Sieg ber liberalen Partei. 
8. „ (Defterreih) remonftrirt bei Preußen fehr eindringlich gegen ben 


Handelsvertrag mit Frankreich. 
12., — Preußen ſchickt den General Williſen in außeror⸗ 
bentliher Million nah Kaſſel. Seine Aufnahme von Seite bes Kurfürften 
wird von Preußen für eine Beleidigung feines Etaatsoberhauptes erflärt. 
(Italien). Die Regierung verhindert einen Freiſchaarenzug gegen 


418. , 
Wälfhtyrol, 


Junt. 7 


15. Mai. (Rom). Aufammentritt bes Concils in Rom. 

„» » (Preußen) mobilifirtt 2 Armeecorps, um feiner Haltung gegenüber 

| Kurheſſen Nachdruck zu geben. 

19. „  (Breußen) Eröffnung bes Landtages. Der König läßt die Thron⸗ 
rede burch den Minifterpräfidenten verlefen. i 

20. » (Frankreich). Brief des Kaifers an Thouvenel über feine Poluik in 
ber römifchen Frage. 

21. „ (Beutiäland). Kurheffen verweigert bie von Preußen geforberte Ge 

nugthuung. Der preuß. Gefandte verläßt Kaffel. 

ÜMRerito). General Lorencez trifft mit dem franz. Erpebitionscorps 
wieder in Origaba ein, wo er fich bis zu Ankunft größerer Streitkräfte aus 
Frankreich verſchanzt. 

23. „ Goniſche Inſeln). Das jonifhe Parlament verlangt aufs neue bie 
Bereinigung der Inſeln mit Griechenland. 

4. „ (Deutſchland). Die Bunbesverfammlung genehmigt ben öfterr. » preußi- 
ſchen an auf Wieberberfiellung ber Berfaffung von 1831 in Kurheilen. 


Der Aurfürt fügt fig. — — 

26., 0Deutſchland). Räcktritt bes bisherigen kurheffiſchen Miniſteriums. 
Preußen ſieht fich dadurch für befriedigt an. 

„GEFrankreich). Lavallette kehrt nah Rom zurüd, Goyon wird ab: 
berufen und zum Senator ernannt. 

8. „ (Deflerrei). Dreitägige Debatte bes Abg.⸗Hauſes Über das Con: 


cordat. 

HD. » EFrankreich). Inſtruction Thouvenel's an Lavallette bezůglich ber 
tömtfchen Frage. 

30/31. Mai. (Bereinigte Staaten) Zweitägige Schlacht bei Richmond. 
Unentſchiedener Ausgang. 

— Mai. gelalen rankheit und Wiebergenefung bes Königs Leopolb. 

_ u (Rufland). Furchtbare Feuersbrünſte in St. Petersburg und anderen 

Städten werden ber Bewegungspartei zugefchrieben. 


6. Juni. —— en) Der Landtag von Sachen: Altenburg genehmigt bie 
Milttärconvention mit Preußen. | 

7. n _ (Preußen). Adreſſe bes Abg. » Haufe® an ben König. Ungnädige 
Antwort bes Königs. 

9. (Rom). Moörefle der in Rom verfammelten Bilchdfe an ben Papft gegen 
bas neue Königreich Stalien. | 

11. „ (Rußland). BDer Kaifer ernennt ben Großfürften Conſtantin zu feinem 
Statthalter in Polen, Graf Wielopolsfi zum Chef ber Civilverwaltung. 

14. „ (Italien). Mbreffe des ital, Parlaments an ben König gegen bie 
Adreſſe ber Bifhöfe an den — 

5 „ (Schweiz) Verfaſſungsreviſion in Genf. 

„ » „(Zürtei) Blutiger Zufammenftoß ber Türken und Serben in Belgrad; 
die Türken bombarbiren bie Stabt. | 

16. „  (Deutfhland). Die fächfifhen Kammern genehmigen auf ben Anttag 
ber Regierung einftimmig ben Hanbelsvertrag mit Frankreich. 

„„  (Bereinigte Etaaten). Die Mehrzahl ber bie Mittelftaaten ver- 
tretenben Eongreßmitglieber erllaͤrt fich gegen Lincoln’s Project einer Sklaven: 
emancipation durch Entkpäbigung unter Mithülfe ber Union. 

18. „ (Bereinigte Staaten). Der Senat genehmigt bie Bill, welche bie 
Sflaverei in den Territorien unterfagt. 

20. „ (Preußen) Das Abg.⸗Haus genehmigt bie Militärconventionen mit 
Coburg: Gotha, Altenburg und Walded. 
„ _ (Rußland). Ein kaiſerl. Ufas, betreffend die bürgerlichen Rechte ber 
Inden, Bricht die bisherigen Schranken zwifhen Juden und Chriften in 
Polen bis auf ben Grund nieder. 
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22. Zuni. (Italien). Garibalbi geht nad Sicilien, um einen großen Freiſchaaren⸗ 


zug gegen Nom ins Werk zu ſetzen. 


A. „ (Frankreich). Der gefepgebenbe Körper genehmigt bie von ber Ne: 


gierung zu Dedung des Deficits geforberten neuen Stenern mit Ausnahme 
derjenigen auf das Salz. 
(Preußen). Das Wbg.: Haus nimmt den Handelövertrag mit Frank⸗ 

reich mit 264 gegen 12 Stimmen an. 

Suni bis 2. Juli. (Vereinigte Staaten). Kampf um Richmond. Die 
Unionsarmee muß ſich zurüdziehen. 

„ ABranfreich). Debatte bes gefeßgebenden Körpers über Mexico. Rebe 
bes Minifters Billault. 

„ (Deutihland). Die babifche Regierung legt den Hanbelevertrag mit 
FSranfreih den Kammern zur Zuflimmung vor. 

„ (Beutfhland). Oldenburg tritt den Handelsvertrage mit Franf- 
reich bei. 


. Juli. ($rantreich) ſtellt den General Forey an die Spige feiner Erpebition 


in Merico. Brief bes Kaifers an General Foren über feine Abfichten in 
Merico und feine Politik gegenüber der nordamerikaniſchen Union. 


. (Defterreich) beantragt bei ben deutſchen Zollvereinsitaaten den Ein: 


tritt feines Gejammtftaats in ben Zollverein. 
» (Deutfhland). Der Landtag von Coburg: Gotha beſchließt auf ben 
Antrag ber Regierung die Annahme bes Haubeldvertrags mit Fraukreich. 


er en chland). Erſtes deutfches Echügenfelt in Frankfurt. 


VBreußen) lehnt den Antrag Defterreihs auf Eintritt jeines Geſammit⸗ 
ſtaats in den Zollverein ab. 


„ 


- »  (Breußen) anerkennt das Königreich Italien. 
ei eng Handelsvertrag zwilhen England und Belgien. 


" 


Schweiz). Die Bıunbesverfanmlung proteftirt energiih gegen alle 
Annerionsgelüfte der ital. Regierung —8 Teſſins. 


.„ (Schweiz) Im Kanton Aargau wird der Gr. Rath durch Nolfe: 


abflimmung abberufen. 
„  (Deferreih). Das Abg.-Haus des engeren Reichsraths beſchließt 
auch das Budget für 1863 in Pehandlung zu nehmen. 


. „»  (&Stalien). Garibaldi verläßt Palermo, um feinen Zug gegen Rom 


zu beginnen, 

» (Deutfhland). In Hannover entwidelt fi eine fehr entſchiedene Be: 
wegung genen ben neuen octropirten Katechismus und für eine Synodals 
verfaffung ber evangelifchen Kirche. 

„  (Ruspland) Nttentate auf den Großfürften GConftantin, den Geneval 
Lüderd und ben Grafen Wielopolsti in Warſchau. 

„ (Schweiz). Berfaffungsrevifion in Bafelland. 


. Aug. (Preußen) Das Herrenhaus genehmigt einftimmig ben Handels⸗ 


vertrag mit Franfreidh. 

„  (Breußen) unterzeichnet für fih den Sanbelsvertrag mit Frankreich nnd 
macht ben wiberftrebenben Zollvereinsftaaten bie letzten Gonceffionen. 

„  (Btalien). Proclamation bes Königs gegen bas Unternehmen Garibaldi's. 

»  (Bereinigte Staaten) Die Unionsregiening entfchließt fi für Eon: 
feription, wenn die Stellung von Freiwilligen Schwierigleiten finben ſollte. 


.„ . (Breußen) erklärt Oeſterreich, baß es erft nah Genehmigung bes 


Handelsvertrags mit Frankreich durch die Bollvereineftanten über fein Ver: 
hältniß zum Zollverein in Unterhandlung treten werde. 


8. „ _(Deutfhland). Bayern lehnt feinen Beitritt zum Kanbelsvertrag mit 


Frankreich ab. 
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11. Aus. (Deutſch land). Württemberg lehnt feinen Beitritt zum Handelevertrage 
mit Frankreich ab. 

13. „ (Frankreich). Unfreundliche Aeußerungen bes Kaiſers beim Empfang 
bes neuen fpanifhen Geſandten. Eindrud in Spanien. 

14. „  (Breußen). Die offigidfe Stern-Ztg. ſpricht zum erfien Mal von einer 
„Lüde in der Berfaflung”. i 

»„ on  (Deutihland). Deflerreih, Bayern, Württemberg, Sachen, Hannover, 
Kurheſſen, Heflen » Darmfladt und Naſſau beantragen als Refultat von in 
Wien gehaltenen Gonferenzen am Bunde die Einberufung einer Delegirten- 
verjammlung zunähft zu VBorberathung einer Eivilproceßorbnung und eine® 
Obligationenrechtes. 

16. „ (Deutſchland). Hannover lehnt ben Handelsvertrag mit Frankreich ab. 

17. „  (Stalien). Die Regierung hebt die Emancipationsgefelihaft auf und 
ertbeilt den Bräfecten von Sicilien und Neapel außerorbentlihe Vollmachten. 

18. „ (Rußland) anerfennt bas Königreich Stalien. 

» rn (Deutidland) Die I. Kammer von Naſſau ſpricht ſich faſt ein- 
Rimmig für ben Haudelsvertrag mit Frankreich aus. 

19. „ (Deutfhland). Der König von Hannover gibt in ber Katechismus⸗ 
frage nad, indem er wenigflens auf eine zwangsmeife Einführung ver» 
zi — Der Miniſter Borries wird entlaffen. 

» n (Stalien). Garibaldi zieht in Catania ein. 

A. „ Gtalien). Garibaldi gebt von Gatania auf das Feſtland von Neapel 
über 


über. 

25. „ (Deutfhland). Deutfcher Zuriftentag in Wien. 

2%. „ (Preußen) antworte Bayern auf feine Ablehnung des Hanbelsvertrage 

mit Frankreich mit ber Drohung einer eventuellen Kündigung des Zollvereino. 

26/30. Aug. (Vereinigte Staaten). Gefechte bei Manaflas aa und 
Bull Run. Die Unionstruppen ziehen fi zurüd und ſammelu ſich in und 
um Washington. 

7. Aug (Rußland). Procdamation des Großfürften Gonftantin an bie Polen 
über die in Ausführung begriffenen großen Reformen. 

I. „ Gtalien). Garibaldi’8 Zug findet in Aspromeonte ein raſches Enbe. 
Er ſelbſt wirb verwundet und gefangen. 

sl. u ‚PBreußen) Das Abg.:Haus ſpricht fih mit der an Bayern bezüglich 
einer Kündigung des Zollvereins erlafienen Erflärung volllommen einver⸗ 
ſtanden aus, 

1. Sept. (Teutfhland). Baden fucht in der Zollvereinstrifis zu vermitteln, 
indem «8 Bayern zu beflimmteu Mobdificationsanträgen bezüglich bes Handels: 
vertrages mit Frankreich aufjordert und ſich feinerjeits für gewiſſe Modifi⸗ 
cationen ausſpricht; feinen Beitritt zu einem andern Zollverein bagegen ſchon 
zum voraus aufs beflimmtefte ablehnt. 

2. „ (Deutidland). Der Senat von Frankfurt erklärt feine Auftimmung 
zum Handelsvertrag mit Frankreich, 

I. „  (Deutfhland). Die Landtagswahlen in Heflen: Darmftabt fallen ent- 
fhieben gegen das bisherige Regierungsfuften aus. 

10. „ Gtalien). Die ital. Regierung verlangt von Franfreich nach Unter: 
brüdung bes Garibaldi'ſchen Unternehmens neuerdings bie Löfung ber 
römischen Trage. 

13. » (Rußland). Adreſſe des polnifhen Adels an den Grafen Wielopolsfi 
über die Wünfche ber Polen. 

n » (Turkei). Montenegro unterwirft fih den von ber Pforte geftellten 
Bedingungen. 

16. „ ($r — Das Abg.⸗Haus debattirt Über das Militärbubget für 
1862. Das erſte entſcheidende Votum fält mit 273 gegen 68 Stimmen 
gegen bie Regierung. b 
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16. mar 2 e —— land). Die Regierung von Naſſau lehnt den Handelsvertrag 

ankrei 

16,17. Sept. (Bereinigte Staaten). Schlacht bei Amtietam. Sieg ber 
Unionsarmee unter M'Clellan. Die fübbündifhe Armee geht Über ben 
Potomak zurüd, rettet aber ihre Bagage und ihre Verwunbeten. 

20. Sept. (Defterreidh). Das Abdg. » Haus genehmigt die Einführung bes 
ee eig ſetzbuches für die Länder des engern Reichsrathes. 

» nn (Rußland). Ein Paiferl. Ukas befiehlt auf ben 15. Januar 1863 eine 
allgemeine Recrutmaushebung in ganz Rußland. 

22. „ Gexeinigte Staaten). Bräfident Lincoln fpridt durch Proclamation 
bie Befreiung der Sclaven aller rebelliihen Etaaten vom 1. Januar 1863 
an aus; die HabeascorpussActe wirb fufpenbirt und über bie geſammten 
Bereinigten Staaten ber Belagerungszuftand verhän 

» n (Mexico). Der neue Oberbefehlshaber ber — Erpeditionsarmee, 
General Forey, trifft in Veracruz ein, befeitigt ſofort Almonte als Präfi- 
denten ber Mer. Republik, indem er ibn nur als Mer. General anerkennt, 
im weit Hrn. Dubois be Saligny ſehr beftimmt feine Stellung unter 
ibm an. 

„  (Breußen). ——— im an «Haufe Über das Militärbubget 
Id — bie fämmtlihen Anſätze für die Armee⸗Reorganiſation werben 
abgeworf 

Era reußen). Enilaffung bed Miniftere v. d. Heydt. Minifteranm Biemarl. 

„ nn (England). Engliiche ———— an Dänemark behufs Zöfung ber 
Schleswig: Holfiein’ihen Frage 

23. „ (Xürlei). Ende der In urrection in ber Herzegowina. 

28. „ GErankreich). Der franz. Gefanbte in Rom Lavallette kommt neuer: 

bings nad Paris, um nicht wieder zurüdzufehren. 

„nn (Deutf hlanb). Abgeordnetentag in Weimar. Derfelbe ſpricht fi 

gegen das Delegirtenproject aus. 

29. „ ,‚ (Rupland) unterflügt in Kopenhagen bie Vorſchläge Englands bezüg- 
uch einer Loſung der Schleswig-Holſtein'ſchen Frage. 

» on (Breußen) Die Regierung zieht bie Yubgetvorlage für 1863 zurüd. 


1. DE. (Rußland). Die eu Podoliens verlangt einftimmig 
und entfchieden bie Bereinigung mit Polen. 

3.. (Stalien). Garibalbi und feine Genoffer werden vom Könige amneftirt. 

5 „ , (Deutihland). Der Fürſt von Lichtenftein verleiht feinem Ländchen 
eine conftitutionelle Verfaſſung. 

6. „  (Deutfhland). BDie Senerälveriantenlung des Nationalvereins fpricht 
fi m bie deutſche Reichsverfaſſung von 1849 aus. 

v» nn (Kürkei). Serbien nimmt bie von einer Gonferenz der Sroßmägte in 
Konftantinopel befchlofienen Mafregeln zu Beendigung bes Eonflicts mit 
der Pforte an: bie Türken räumen bie Stabt Belgrad. 

7, u. ,(Breupßen). Das Abg.e Haus beſchließt mit 251 gegen 36 Stimmen, 
bie Regierung aufzufordern, ben Etat für 1863 dem Abg.-Haufe zur ver: 
jeffungamäßigen Beſchlußnahme fo fehleunig vorzulegen, daß deflen Feſt⸗ 
ſtellung nod vor 1863 erfolgen fönne und zu erflären, baß es verfaffungs: 
wibrig fei, wenn bie Regierung eine Ausgabe verfüge, welche durch bas 
Abgeorbneten : Haus abgelehnt worben fei. 

— (Berne): Der König vermählt fih mit ber Brinzeffin Pia von 

talıen. 

9. » (Preußen). Das Abg.- Haus lehnt ben oe, betr. bie 
außerorbentlicden Bebürfnifie der Marineverwaltung für 1882 

10. „ (Rußland). Ein kaiſerl. Ukas verfügt eine neue, auf a liberalen 
Principien beruhende Gerichtsorganiſation in Rußland. 
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11. Oct. (Preußen). Das Herrenhaus verwirft das Budget des Abg.⸗Haufes 

für 1862 mit 150 gegen 17 Stimmen und genehmigt das nrfprüngliche 
Yudget ber Regierung mit 114 gegen 44 Stimmen. 

„ Deterreih). Der Berein ber öfterreichifhen Induſtriellen fpricht fich 
ſchließlich doch gegen den Eintritt Defterreiche in den Zollverein aus. 

12, „  (Dentfäland). Helen: Darmfladt lehnt den Beitritt zum framöfifchen 
Dandelövertrage ab. 

13. „ (Breußen) Das u Haus erflärt mit Ausnabme ber feubalen 
Fraction einftimmig, den Beſchluß des Herrenhaufes, ala gegen den Tlaren 
Einn und Wortlaut der VBerfaffung verftoßend, für null und nichtig; bie 
Regierung könne daher Teinerlei Rechte daraus herleiten, Bertagung des 
Landtags. 

14. „  (Bereinigte Staaten) Die Wahlen in mehreren Staaten fallen 
gegen das herrſchende Suftem und im Einne ber bemocratifchen Partei aus. 

14.718. Oct. (Deutihland). Der beutfche Handelstag in Münden vermwirft 
mit ziemlicher Mehrheit bie Anträge der Oeſterreicher unb erklärt ſich mit 
ſchwacher Mehrheit für ben Hanbelsvertrag mit Frankreich ſelbſt ohne Modi⸗ 
fication desſelben. 

15. Oct. (Dänemark) lehnt bie Vorfchläge Englands behufs Löfung der 
Schleswig - Holflein’ihen Frage ab. x 

16. „ GEFran kreich). Umſchlag in ber franz. Politik bezüglich Italien. Modi⸗ 
ficatton bes Minifteriume. Thouvenel wird entlaffen und durch Drouyn 
de U’Lhuys, Lavallette in Rom durch Latour d'Auvergne, Bemebetti in Turin 
der! Eartiges erieht. 

„  (Breußen) Die feubale Partei ſetzt den .Befchlüffen bes Abg.⸗Hauſes 
eine lange Reihe von Lonalitätsbeputationen an den König, bie ſich gegen 
das Abg.-Haus und für die vom König gewünfchte Armee: Reorganifation 
ausſprechen, entgegen. 

DD. „  (Bereinigte Etaaten). Beſchlüſſe bes Eongrefes des Sübbunbes 

gegen die Reyerbefreiungsmaßregel Lincoln's. 

22, Oeſterreich). Die beiden Käufer des Meichsratbes verftändigen fich 
endlich über ein Preßgefek. 

» »  (Sriedenlandb). Revolution in Athen. Bildung einer provlſoriſchen 
Regierung. Abjekung des Königs Otto. 

23. „»  (Breußen) Maßregelung der zur parlamentarifhen Oppofition ges 
börigen Beamteten. 

En (Breußen). Gründung eines fog. Nattonalfonde zu Unterflühung bers 
jenigen Beamteten, über welche ber gegenwärtige Kampf Berfolgung vers 
bängt. ; 

— (riet enland). König Otto erläßt eine Proclamation an bie Hellenen 
und fehrt nah Bayern zurüd. 

26. „ Geſterreich). Die beiden Häufer des Reichsraths verftändigen fich 
enbli über das Budget für 1862. 

» nm (Brantreid). Tepeiche des neuen Minifters bes Auswärtigen Drouyn 
de l'Lhuys nah Turin über die Stellung des neuen Minifteriums bezüglich 
der römiichen Frage. 

7. „ (Deutihland). Preußen und Oeſterreich erflären ihre Zuſtimmung 
L ben Rathichlägen Englands behufs Löſung der Schleswig - Holftein’fhen 

tage. 

28.129. Oci. (Deutfhlandb). Eine zahlreiche großbeutihe Verfammlung im 
Frankfurt erflärt fich gegen jebe Ausfcheibung Defterreihs aus Deutſchland 
und für das Delegirtenproject und bejchließt die Gründung eines beutfchen 
Reformvereins nach dem Vorbilde des Nationalvereins. 

30, Oct. (Frankreich) ſchlägt England und Rußland eine gemeinfame Ders 
mittlung in Rordamerifa vor. 


18. 
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31. Oct. (England) ſpricht gegen Frankreich nenerdings den Wunſch aus, daß 
der franzöſiſchen Occupation Rom's ein Ende gemacht werben möchte. 
z (5 rankreich) dringt in Nom fehr nahbrüdlih auf Ausführung ber 
längſt geforderten Reformen und fett ber Erklärung bes Römischen Hofes, 
baß fie erit bemilligt werden Fönnten, wenn die abgefallenen Provinzen dem 
Papfte wieder unterworfen fein würben, die beftimmte Erklärung entgegen, 
daß von ben Mitteln zu dem Zwecke, die verlorenen Provinzen wieder unter 
päpſtliche Botmäßigfeit zurüd zu führen, bie Gewaltmittel ausgeſchloſſen feien. 

=» nn  (Deutidland). Eröffnung ber Kurbeffiihen Ständeverſammlung 

nad) der wieberbergeftellten Berfaffung von 1831. 

„ (Schweiz) Berfafjungsrevifion in Luzern. 

„ (Türkei) In der Moldau tritt eine fehr heftige Oppofition gegen 

die geſchehene Berichmelzung mit der Mallachei zu Tage. 


2. Nov. (Deutſchland). Der Sähfifhe Minifter v. Beuft erklärt die Sach— 
lage burdy die von Bayern ꝛc. erfolgte Ablehnuug bed Handeliwertrags mit 
Tranfreich für durchaus verändert und will nunmehr vermitteln. 

„ (Bereinigte Staaten). Die Wahlen in ciner Reihe weiterer Staa: 
ten fallen größtentheils zu Gunften ber democratiſchen Partei aus, nanıent: 
lid in New-York. 

7.,  (Deutihland). Bayern ladet zu einer Generalconferenz ber Zoll: 
vereinsflaaten nah München ein, namentlid um die Deflerreihiihen Bor: 
jhläge in Betracht zu ziehen. 

9, „  (CRupland) lehnt die von Frankreich vorgeſchlagene Vermittlung in 
Nordamerika ab. 

“" » (Belgien). Fortwährende große Aufregung und Oppofition geyen 
bie Feftungsbauten in Antwerpen. 

10. Bereinigte Staaten). M’Clelan wirb bes Oberbefehls über bie 
Botomac-Armee entboben und General Burnfide zu jeinem Nachfolger ernannt. 

13. „ (England) lehnt den Antrag Frankreich's auf gemeinfame WBermitt: 
lung in Nordamerika ab. R 

16. „ +tBreußen). Eröffnung ber 8 Provinziallandtage. Nur berjenige 
von Pommern fpricht fich directe gegen die Haltung bes Abg.-Hauſes und 
für die feubalen Anſprüche bezüglich der Kreisorbnung aus.- 

18, „ (Defterreih). Der Kaifer gewährt den von den Kriegsgerichten in 
Ungarn Berurtheilten und ben bereits zurüdgelehrten politifchen Flüchtlingen 
Ungarn’3 allgemeine Amneftic. 

20. „ (Deutidhland). Der Kurfürft von Hefien entläßt fein Miniſterium 
und vertagt die Stänbe auf unbeflinimte Zeit. 

21., (Deutſchland). Der König von Hannover gibt auch in ber Syno⸗ 
balfrage principieli nad. Dagegen fucht die Regierung mit allen Mitteln, 
gr tell große VBerfammlung von Geiftlihen und Laien in Selle zu 
verhindern. 

"» (Branfreih) Broſchüre bes Prinzen Napoleon gegen bie weltliche 
Herrſchaft des Papſtes. 

„.„  (Deuntfhland). Der Landtag von Medlenburg weist bie Anträge 
= Herftellung der Verfaſſung von 1849 und auf Eintritt in ben Zollverein 
urz ab. 

22. „ (Griehenlandb). Agitation bebufs Erwählung bes englifhen Prin: 
zen Alfred zum Fünftigen König von Griechenland. 

24. „ (Preußen) brobt dem Kurfürften von Heflen für den Fall eines neuen 
Zwieſpaltes mit ber Stänteverfammlung mit den Agnaten. < 

25. „ (Deutſchland). Defterreih ſchickt den Feldmarfchall: Lieutenant won 
Schmerling nad Kafjel, um gegen einen neuen Zmiefpalt zwiſchen bem Kur: 
fürften und feinen Ständen zu remonftriten. 

„» " (Franfreih) lehnt die Wünfche England's bezüglich Rom's neuer: 
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bings ab umd erMärt, daß es Frankreich unmöglich fei, Rom den Römern 
zu überlajien. ; 
26. Nov. (Defterreih). Das Nbg.: Haus flreiht am außerorbentlihen Mili: 
tärbudget für 1863 ſechs Millionen Gulden mit Zufimmung der Regierung 
und bes Kaijers. 


= ,‚(Deutfhland). Der Kurfürft von Hefien weicht ber Preſſion Oeſter⸗ 
reich's und Preußen's, behält fein entlafjenes Miniſterium wieder und ruft 
auch die vertagte Ständeverjammlung auf den 4. Deceniber wieber ein. 


8. „ (DOeflerreih). Das Abg. = Haus genehmigt die von ber Regierung 
beantragten Erhöhungen ber directen Steuern, aber nur für 1 Jahr, und 
erledigt dad Budget für 1863. Das Herrenhaus nimmt das Budget ganz 
nad dem Borjchlage des Aby.: Haufes an. - 

— ,„  (Rubland). Aufregung in Polen gegen den beabfichtigten Mobus ber 

bevorfiehenden Recrutenaushebung. 

» (England) Wachjende Noth der-Arbeiter in- ben Baumwollfabrik⸗ 

diſtricten. Großartige Unterjtügung aus Privatmitteln. 

— . d(Türlei) Der Sultan fol an zeitweiliger Geiſtesſtörung leiden. 


Ani. Dec. (England, Rußland und Frankreich) ale Schutzmächte Griechen: 
land's verfländigen fi) über ben aufrecht zu baltenden Ausſchluß ber drei 
VOpnafieen vom Griehifhen Throne, indem England auf die Canbibatur 
des Prinzen Alfred, Rußland auf diejenige des Herzogs von Leuchtenberg 
verzichtet. 

1. Dee. (Griehenland). Die proviforifhe Regterung orbnet die fofortige 

Wahl eines Königs durch allgemeine Volksabſtimmung an. 

-» (Italien). Das Miniſterinm Rattazzi tritt in Folge der Barlaments- 

verhandlungen über die legten Ereigniſſe zurück. 

— — 5— Die Führer der katholiſchen Partei rufen zu Grün: 

dung einer freien katholiſchen Untverfität Deutſchland's auf. 

-» (Schweiz). Endliche Regelung der Tefliner Bisthumofrage zwiſchen 

der Schweiz und Stalien. 

8. „ (Deutſchland). Bildung eines neuen gemäßigt liberalen Minifte: 

riums in Hannover. 

„ (Schweiz). Pertrag zwiſchen ber Schweiz und Frankreich behufs enb- 

licher Löjung der Dappenthal⸗-Frage. 

„ (Italien) Bildung eines neuen Minifteriums Farini. 

„ (&ngland) zeigt der proviforifhen Regierung Griechenland’8 an, daß 

e3 unter gewifien Bedingungen geneigt jei, bie Vereinigung der Jonifchen 
Infeln mit den Königreiche Griechenland zuzugeftehen. 

- »  (Deutfhland). Sturz bes Generals von Hayriau in Kurheſſen. 

13. , (Deutjgland). Die Ständeverfammlung von Kurhefien ſpricht ſich 

einftimmig für ben Handelevertrag mit Franfreih aus. 

» nn (Deutfhland) Beide Kammern von Heflen- Darmflabt entziehen 
der Regierung die bisherige Vollmacht zum Abſchluß von Handeldverträgen. 

„ » (Bereinigte Staaten). Blutige Schlacht bei Frederiksburg. Nie: 
—— der Unionsarmee unter Burnſide; er gebt über ven Rapahannok 
zurüd. 

15. „ (Deutfhland). Der Landtag von Medienburg einigt ſich mit. ber 
Regierung Über bie Einführung eines Medlenburgifhen Grenzzolles, von 

“dem aber das Fürſtenthum Mageburg wieder ausgenommen wird. 

16, „ (Oeſterreich). Beide Häufer des Reichsraihes verfländigen ſich end⸗ 
(ih über die neue Bankacte. 

» » (Griechenland). Schluß der Abſtimmung über die Wahl eines Kö⸗ 
nigs. Die proviforifhe Regierung erhält von ben 3 Schutzmächten bie of: 
ficielle Mitteilung, daß weder Prinz Alfred noch ber Herzog von Leuchten: 


gt 
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berg ben Griechiſchen Thron annehmen Fönnten, auch wenn er ihnen von 

der Griechiſchen Nation angeboten werben follte. 

5 * — Schluß der Seſſion des Reichsrathes. Thronrede des 

aiſers. 

„EItalien). Die Regierung ſetzt ben Eröffnungen bes neuen franzöfi: 
{hen Geſandten bezüglih Rom’ nunmehr ibrerjeits eine Art von non pos- 
samus entgegen. 

»„ (Spanien). Senatsbebatte über Merico. Rede des General Prim. 
Das Minifterium billigt die Handlungsweife bes Generals in Merico. Die 
Antwortsadrefie auf die Thronrebe wird mit 95 gegen 22 Stimmen ans 
gmommen. 

: (Defterreid.) Der Bankausſchuß nimmt bie neue Bankacte trog 
feiner bisherigen Oppofition unbedingt und vollſtändig an. 

u (Preußen). Die Stabtverorbueten von Berlin bejdließen eine Neu⸗ 
jabrsabrejle an den König im Sinne bes Abgeorbnetenshaufes. 

„ (Deutihland). Spannung zwiſchen Oefterreih und Preußen wegen 
bes Delegirtenprojectes zc. 

« (Deutfhland). Agitetion für unb gegen ben Sanbelävertrag mit 
Frankreich in Württemberg. 

» (Türkei) Großartige Durchfuhr von Waffentransporten aus Ruß: 
land burch die Donaufürftentbümer nah Serbien. Proteſt der Pforte. 

« (Breußen) Der Juftigminifter führt die Conbuiteliften der Beamte: 
ten wieber ein; die Regierung fährt fort, die ber parlamentarifhen Oppofi- 
tion angebörigen Beamten zu maßregeln; die Polizei ſucht die Sammium: 
gen für den Nationalfond unter Etrafandrohung zu verhindern; diejenigen 

andivehroffiziere, bie fih daran betheiligen, werben zur Verantwortung an 
bie militärischen Chrengerichte geladen, Die Gerichte ſprechen dagegen die 
deßhalb Angellagten regelmäßig frei. 
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Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und Aleinflaaten. 


3. Januar (Kurheffen). Zufammentritt ber Stände nad) ber octropir: 
ten Berfaflung von 1860. Wahl des Bureau: Alle Abgeorbneten 
bis auf zwei erflären, nur unter Nechtsverwahrung zu wählen. 
Der Landtags-Commiſſär entgegnet, dann fei die Verfammlung 
unftatthaft und zwecklos, und verläßt mit feinem Secretär und 
ben beiden Mitgliedern der Minorität den Ständeſaal. Die Ber: 
fammlung beftellt ihr Bureau und bejchließt, die Nüdantwort der 
Regierung auf die Bureaumwahl abzuwarten. Der einftimmig ge: 
wählte Präfident Nebeltbau beantwortet feine Wahl durch eine 
ſehr entſchiedene Anfprache: 


„Ich danke Ihnen für die kundgegebene Einſtimmigkeit. Das ganze Land 
weiß, daß ih Gut und Blut für die Herſtellung ter Verfaſſung von 1831 
binzugeben bercit jetn würde. Ihre Wahl bat daher eine um fo größere 
Bedeutung, als die Minifter neuerbings jede Meinungsäußerung, welche 
ihnen unangenehm if, durch Polizeimaßregeln und Disziplinarklagen unters 
brüden. Schon zweimal gaben biejelben Männer, welde heute bier ver: 
fammelt find, über bie große Angelegenheit unferes Landes ihren Wahr: 
fpru ab. Rur die HH. Minifter wollten darin die Stimme bes Landes 
nicht erkennen. Als aber eine, in bemfelben Sinne an ©. k. Hob. ben 
Kurfürften gerichtete Vorſtellung (ſ. Jahrg. 1861 ©. 99) binnen wenigen 
Tagen mit mehr als fünfzehntaufend Unterjchriften ſich bedeckte, ba ließ bie 
bewafinete Macht danach fahnden und Überall, wo man ihrer habhaft wer⸗ 
den konnte, die Adrefie wegnehmen. Jh will nicht die Wahlbindernifie, 
nicht des heutigen Benehmens der Landtagstommilfion für jett gedenken. 
Sie ſehen ſchon, m. HH. , es handelt fi darum, die Stimmen ber Wahr: 
beit ein für allemal zu erftiden; das legte Recht eines Volles, das Peti⸗ 
tionsreht, wird mit Füßen getreten. Wenn Sie nun thun, was bem 
Lande ſonſt gang unmöglich fein würbe, wenn Sie ben HH. Miniftern zei⸗ 
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gen, wie Sie über deren Treiben und Gebahren urtbeilen, fo würde ib 
mit Freuden mid, an Ihre Spike ftellen.“ 


8. Jan. (Kurbefjen). Der Landtags: Commiffär verlangt won ber 


11. 


zweiten Kammer eine al&baldige Erklärung, ob fie ihre Rechtsver— 
wahrung vom 3. Januar zurüdnehme und die octroyirte Verfaſſung 
von 1860 anerkenne. Nach Furzer Berathung beſchließt Die Ber: 
fammlung mit allen gegen 3 Stimmen, bei ihrem Beichluffe zu 
beharren, worauf fie fogleich aufgelöst wird. 


„ (Hamburg) Die Bürgerfchaft befchließt, das bisherige Re: 
crutirungsgefeg beizubehalten und vermirft mit 85 gegen 52 Stim: 
men den Antrag, burd eine Commiffion unterfuden zu lafjen, ob 
nicht durch eine Militär: und Floitenconvention mit Preußen bie 
aus der Kontingentsftellung fließende perfügfihe Belaſtung ber 
Bevölkerung erleichtert werden könne. 


„ (Kurbdefjen). Eine von ben aufgelösten Ständen in ver: 
traulicher ung am 6. db. Mts. befdyloffene und vom Alters: 
präfidenten im Palaſt des Kurfürften abgegebene Cingabe um 
MWieberberftellung der Berfafjung von 1831 geht durch Allerböchftee 
Refeript dem Minifterium zur Zurüdgabe zu, ba bie verfammmelten 
Abgeordneten zu Beratung und Beichlußnahme über die Eingabe 
nidyt befugt geweſen feien. 


Abreffe der zweiten Kammer: „Bom tiefften Echmerze Über bie 
unglüdliche Lage des Landes burchbrungen, nahen wir und dem Throne 
Ew. E. Hoh., die zum legtberufenen Landtag abgeorbneten Stände, um von 
defien immer dringender werbdendem Verlangen nad Herſtelluug des Wer: 
faſſungsrechts Zeugniß abzulegen. Schon früher zweimal und nun zum 
drittenmal unterwarf fi) das Land, wenn ſchon unter Rechtsvorbebalt, ben 
Borjchriften des Wahlgejeged vom 30. Mai 1860 in ber einzigen Abſicht. 
die Wünſche der Bevölkerung durd die Vertreter in völlig georbneter Weiſe 
zu &. f. 9. Kenntniß zu bringen. Bereitd jene Abgeordnetenverfammlun- 
gen hatten auf bie regelmäßigfte Art beichlofien, biefe heißen Bitten bes 
Volkes dem Allerburchlauchtigft. Landesherrn vorzutragen ; jeboch fie mußten une 
verrichteter Sache nah Haufe zurüdtehren, dba die Miniftr E. k. H. bie 
Ausführung jener Belchlüfle zu verhindern für gut befanden. Auch diejes 
Mal ſcheint es uns nicht glüden zu follen. Das Land aber, burd die mie» 
derholten Erfahrungen folder Art belehrt, fucht nach anderen Wegen. Eine 
Adrejfe, wie E. k. H. wiflen, bat ber Stimmung, welche in ganzen Volke 
herrſcht, den unumwundenſten Ausbrud gegeben und trotz ber fhärfiten 
Berfolgungen,, Hausfuchungen und Befchlagnahmen binnen wenigen Tagen 
mebr als 15, Unterfchriften erhalten. Es ift diefer Adrefle ber Vorwurf 
bet Mnehrerbietigfeit gemacht worden. Allerburchlaudtigfter Kurfürfi! MI: 
lergnäbdigfter Herr! Wir maßen uns barüber fein Urtheil an; wenn wirf- 
lid ber Ton jener Ndrefle verfehlt, wenn bie Form nicht die rechte wäre, 
fo ift der Stanbpunft €. k. H. doch ein viel zu erhabener, als daß Aller: 
höchſtdieſelben in einem fo hochwichtigen Momente an dergleichen Aeußerl ich⸗ 
feiten Anftoß nehmen wiürben. Weberbieß find wir feft liberzeugt, daß Tein 
Wort ber Adreſſe unehrerbietig gemeint if. Der Kern biejer Vorſtellung, 
ganz von ber treuberzigen, freimütbigen, ehrlichen Art bes zu feiner Zeit 
‚anders als treu befunbenen Heffenvolls, er Tann, er muß ©. k. 9. nur 
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gefallen. Die Eutfchiebenheit, welche fi in der Sache ſelbſt kund gibt, fie 
it zugleich bie befle Bürgſchaft, daß ebenfo auch jebes Wort, welches ber 
Berjöhnlicgkeit und dem Frieden gilt, ernithaft gemeint und zuverläffig if. 
Wir bitten €. k. H. alleruntertyänigft, ftellen Allerhöchſtdieſelben bas bis 
September 1850 beftandene Verfaſſungsrecht thatſächlich wieder ber, umge: 
ben Sich Allerhöchſidieſelben mit Räthen, welche das Vertrauen des Landes 
befigen, und die nach dem Wahlgefeße yon 1849 berufenen Stände werben 
das in fie gefete Vertrauen duch eine Revifion der Berfaflung und bes 
Bahlgefeges nach den Grundnormen des Bundesrechts auf das Glänzenöfle 
rechtfertigen. Allergnädigfter Kurfürft und Herr! Geben Sie Ihrem guten 
Volke den Frieden zurüd und Niemand wird barüber glücdlicher fein, als 
bie wir in allertiefiter Ehrfurcht verharren bie treugehorfamften Mitglieber 
ber zweiten Kanımer.“ 


11. Jan. (Sachſen). Rüdantwort der Sächſiſchen Regierung auf bie 


12, 


Preußiſche Depefhe vom 20. Dezember 1861 über das Sächſiſche 
BundesreforngeProjeft (j. Jahrg. 1861 ©. 96): 


v- . + Bir haben ıms im Boraus beſchieden, dag unferen Vorſchlägen beffere 
zur Seite gejtellt werden können, und ihnen daher in erfter Linie den Zweck 
der Anregung angemwiefen. ben jo aufrichtig geben wir uns davon Reden: 
haft, daß es nit der Beruf ber Sächſiſchen Regierung fein fann, eine 
Feſtſtellung der allgemeinen deutſchen Berhältniffe im Wege der Correſpon⸗ 
den; mit der Preußiichen Regierumg zu verfuchen. Allein wir würden es 
tief beklagen, wenn die begonnene Auseinanberjeßung, zu welcher bas 
Preußifhe Minifterium mit jo anerfennenswerther Offenheit fich herbeige⸗ 
lafien hat, einen unfruchtbaren Abfchluß finden follte, und wir für unjeren 
Theil werden ficherlich jeder Aufforderung gern entiprecyen, welche dahin 
gerichtet wäre, durch eine weitere cingebende Beſprechung bie angeregte 
Frage mehr und mehr aufzuklären, indem wir Feineswegs ber Hoff- 
nung entjagen wärben, auf biefem Wege doch zuleßt Anknüpf— 
ungspunfte für eine Verffändigung zu finden.“ 


v„ (Kurdeffen). Da ber Kurfürft die Eingabe der zweiten 

Kammer zuͤrückgewieſen, fo erfolgt die Veröffentlihimg einer von 

ihr für dieſen Fall ſchon am 6. d. Mts. befchloflenen „offenen 
ärung“: 


„Wir, die unterzeichneten Abgeordneten zur zweiten kurheſſiſchen Stände⸗ 
kammer, legen hiermit, da wir durch bie eingetretene Entlaſſung an der 
beabſichtigten förmlichen Berathung und Beſchlußſaſſung in der Verſaſſungs⸗ 
angelegenheit verhindert worden ſind, folgende feierliche Erklärung nieder: 
1) Wir vermögen bie gegenwärtig berufenen Stände nicht als die verfaf- 
jungsmäßigen Landesvertreter anzufehen, halten biefelben namentlich zur 
Bornahme von Landtagsverhandlungen nicht berechtigt. 2) Wir halten es 
im unzertrennlichen Wobl bes Landesfürften und bes Baterlandes für drin- 
gend geboten, daß das bis in's Jahr 1850 in anerkannter Wirkſamkeit 
beftandene, auf verfaffungsmäßigem Wege nicht geänderte Verfaſſungsrecht 
des Landes, mit Einſchluß des Wahlgeſeßes vom 5. April 1849, ſofort in 
feinem vollen Umfange audy thatſächlich wieder in Geltung geſetzt werbe. 
3) Wir ſprechen unfere Ueberzeugung aus, daß die nach dem Wahlgeſetz 
vom 5. April 1849 zu berufende Landesvertretung bereit fein wirb, zu 
nothwendigen oder zwedmäßigen Abänderungen bed Verfaflungsrechts in 
orönungsmäßiger Weife mitzuwirken. 4) Wir halten es aber zur baldigen 
Erledigung der Verfaffungsfrage und zur dauernden Beruhigung bes Lan⸗ 
des für unerläßlih, dep von ©. k. H. bem Kurfürften ein Minifterium 
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ernannt werbe, welches bas Vertrauen bes Volles bat. Dieſe Urkunde fol 
feiner Zeit veröffentlicht werben.” (Folgen 43 Unterſchriften.) 


13. Jan. (Baden) richtet an die Regierungen eine einläßliche Denk: 


21, 


23. 


23. 


25. 


28. 


fhrift über die Kurbeflifche Frage zu Unterftügung feines Antrags 
am Bunde vom 4. Yuli 1861 (f. Jahrg. 1861 ©. 22): 


„ (Hannover). Zufammentritt ber Stände. Bei der Wahl 
des Bureau erhält v. Bennigfen als Kandidat ber Oppofition 
26 bis 29 gegen 43 bis 48 Stimmen. 


„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung beſchließt bie unvers 
züglihe Ausführung der unter dem 20. April v. Is. bejchlofjenen 
Erhöhung der Erfagcontingente auf ein Drittel Procent ber Ma- 
trifel (ſ. Jahrg. 1861 ©. 20). Baden und Andere erklären 


fi) Dagegen. s 
„ (Bremen). Eröffnung der Bremen:Geefte:Bahn. Das 
deutſche Schienen: Neb reicht damit bis dicht an die Nordſee. 


„ (Bürttemberg). Die Oberamtmänner werben unmittelbar 
vor den Landtagswahlen ermächtigt, durch die Amtsblätter zur all: 
gemeinen Kenntniß zu bringen: 


„Dap Se. Maj. mit der von dem Minifter des Innern ansgefprochenen 
Anfiht vollfommen einverftanden fein, wonach, in folge der 
Seitens ber Kammer ber Abg. geſchehenen Ablehnung der Zuflimmung zu 
der mit ben Standesherren Württemberg's unter dem 22. März 1856 cin: 
gegangenen Vereinbarung, bdiefe nur unter dem ausdrücklichen Vorbehalt 
Mänbiliper Zuftimmung Allerh. genehmigte Vereinbarung als gefallen 
zu betradten fei, woraus felbfiverftändtic folge, bag mit diefem Auf: 
bören gedachter Webereintunft und ihrer Wirkungen bie Staatsregierung 
auch Feine Revifion der in voller, ununterbrocener, rechtlicher Wirkſamkeit 
befiehenden Ablöfungsgefege ber Jahre 1843 und 1849 im Sinne jener 
Mebereinkunft , vielmehr nur bie Zuſtandebringung eines ben völligen 
Ausbau obiger Sejeße begründenden Kompler-Ablöfungsgejebes beabfichtige.“ 


„ (Baden) erflärt fih in einer Depefhe nad Dresden in 
Antwort auf das Sähfifhe Bunbesreform : Projelt (f. Jahrgang 
1861 ©. 78) fehr einläßlid für den Bunbesftaat, für eine ein⸗ 
beitliche Centralgewalt und für ein deutfches Parlament: 


nee Es fheint uns das Verbienft diefes Vorgehens (der Sädf. Re: 
gierung in der Bunbesreformfrage) als ſolches wenig zu berühren, wenn 
unmittelbare praftifche Grgebnifie aus bemfelben faum erwartet werben 
konnten. So lange bie zur Löſung in Deutſchland ftchende Frage noch vom 
Standpunfte der möglichſten Berückſichtigung ber vielfach wiber: 
fprehenden Einzelintereifen, flatt von bem anderen, ber zu erftre- 
benden höchſten Leiftung für bie Gemeinſchaft, betradtet wird, 
dürfte ein ähnlicher Mißerfolg zunächſt alle Vorfchläge treffen, von welcher Seite 
fie auch ausgeben. Wäre es möglih, bie polltiihen Gegenſätze, unter 
welchen der beftehende politifche Zuftand Deutfchlands Teibet, bloß durch 
Auffindung einer neuen Formel zu heben, die Aufgabe würde 
länugſt nicht mehr ben Gegenſtand allfeitiger Bemübung bilden, und wäre 
nicht zum Ausgangspunkte tiefer Partelung des bo mehr wie alle anderen 
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Nationen durch feine Erfahrungen auf Einigkeit angewiefenen deutſchen 
Vobkes geworben.” 

„+. Der geiftige Kampf zwifchen ben Gegenfägen, welche fi in 
Deutihland entgegenftehen, muß innerhalb ber Nation einen Abfchluß ge 
funben, oder unter ber Lehre trüber Erfahrung zum Schweigen gelommen 
fein, ehe fi hoffen läßt, eine entfprechende Form für fo verfchtebenartige 
Standpunfte gewinnen zu Können. — So lange ein Theil deutſcher Staats: 
männer mit ber ganzen Wärme, patriotifher Ueberzeugung ein Syſtem zu 
verwirklichen ftrebt, von bem ber andere, mit einer Ueberzeugung, bie wit 
nicht für weniger aufrichtig halten möchten, Leinen Anfland nimmt, Bür- 
gerfrieg und Einmifhung des Auslandes vorher zu fagen, Tiegt zunächſt 
eine wichtigere Aufgabe vor uns, als bie Auffuchung von Formen — näm- 
ih vor Allem die Unterordnung ber vielgeipaltenen Einzelbeftrebungen un⸗ 
ter ben einen, allbeherrfchenben und allein berechtigten Gedanken eines eini- 
gen und mächtigen Vaterlandes. — Es iſt nur eine Erſcheinung dieſes be⸗ 
trübenden Gegenſatzes, wenn Frhr. v. Beuſt davon ausgeht, baß ber 
Staatenbund nicht in Frage geſtellt werben dürfe, nicht nur, weil ein 
Anderes unpraftifch jet, ſondern weil die Pflicht gebiete, zu Feiner Neuge⸗ 
Haltung bie Hand zu reihen, weldhe, wie ber Bundesſtaat eine Auflöfung 
bes Bundes in ſich trage. — Die Idee des beutihen Bundesflaates 
iſt darnach die Idee ber Revolution und als ſolche unbedingt zu verwerfen. 
Innerhalb ber YBundesverfaffung ſelbſt und ihrer Grundlage; des Staaten: 
bundes, fol fi die Reform vollziehen. Innerhalb berfelben feinen bem 
Sächfiſchen Staatsminifier mannigfache VBerbefferungen möglid. — Bir 
unfererjeite gehen davon aus, daß die finatenbundlide Form ber 
YBundesverfaffung überhaupt als ſolche nicht zu größerer Leiſtungs⸗ 
fähigfeit entwidelt werben kann, als der Bund feit feiner Gründung be: 
währt bat. Und zwar halten wir eine Verbeflerung innerhalb bes Staa⸗ 
tenbundes für fo unthunlich, daß wir unbedingt die Erhaltung bes status 
quo zu vertheibigen uns genöthigt finden, fo lange nicht eine Reform in 
Angriff genommen wird, welche entichloflen ift, auch die Grundlage bes 
Staatenbundes zu verlaflen. Wir fcheuen uns nicht, unfererfeits eine 
Beränderung als nothwendig zu bezeihnen, welde über 
biefe Schranten des Staatenbundes hinausgeht, und fürdten 
nicht, daß ber Vorwurf der Revolution einen Gebanfen treffen Tann, ben 
ſchon heute "deutfche Regierungen offen zu dem ihrigen gemacht, bem tn 
nicht langer Vergangenheit deren Mehrzahl als einem rettenden beigetreten 
war und welchen in vielleicht nicht ferner Zukunft gerabe bie genehmigen 
Fönnen, bie ihn heute noch zurüdweifen.“ 

„. . In Mitten diefes Gegenfages ber Meinungen, der fich Fund ges 
geben bat, ſcheint es mir von befonderer Wichtigkeit, die Geſichtspunkte ein- 
mal Mar und unzweidentig feflzuflellen, von welden nach unfer An- 
fiht ausgegangen werben müßte, fol überhaupt die deutfche Bundesreform 
einen Schritt weiter geführt werben. Es if notbwenbig, fi bie Lage 
zu vergegenwärtigen, unter welcher die deutſchen Megierumgen zu handeln 
berufen find. — Durch ganz Deutfchland geht eine große gefeifchaftlich« por 
Iitifche Bewegung, die in ihrem lebten Ziele nichts Geringeres beabfichtigt, 
als bie Bund unferer als ungenügend befunbenen Bunbesverfafjung 
und bie Erſetzung bderfelben durch eine fefte und enger gefchlofiene und zus 
gleich volllommener gegliederte Einheitöform. — Daß gegenüber ben, bie 
einzelnen beutfchen Staaten vertretenden Regierungen und Tendenzen nun 
auch die Nation als Ganzes eine wirkliche, felbftftändige Vertretung finde 
und daß hiedurch jeder einzelne Deutfche eine genligende Sicherung ſeines 
nationalen Dafeins und Bewußtfeins nad Innen wie nach außen erhalte, 
das ifl der allgemeine Sinn ber Forderungen, die während ber legten Jahre 
fih in allen Kreifen unjeres äffentlichen Lebens, namentlich in Preſſe, Kam 
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mern und Vereinen, immer eutſchiedener geltend gemacht haben und bic in 
diefer ihrer mäßigen Faffung auch Seitens der Regierungen nur felten ei: 
nem Widerſpruch, ja gelegentlih Ecitens einiger berfelben einer entfchiebe: 
nen Zuftimmung begegnet find. — Die großh. Regierung glaubt deßhalb 
nicht nur das thatfächliche Vorhandenſein einer folchen großen nationalen 
Bewegung als feſtſtehend betrachten, ſondern auch die vielfache fittliche wie 
geſchichtliche Begründetheit uud Beredtigung als eine bereit® zugegebene 
Wahrheit vorausfegen zu können. — Schon bauert fie jeit der Auflöſung 
bes beutichen Reiches und ber Gründung ber gegemwärtigen Bundesver jai⸗ 
fung. Im Jahre 1848 hat fich die zerftürenbe Kraft berjelben an ben be: 
ftehenden Staaiszuſtänden erprobt. Die Gefahr der Wicderfehr ähnlicher 
Ausbrühe tft nicht ausgefchloffen, fo lauge ber tiefe Unmuth über ben 
Mangel jeder nationalen Leiftung die gegenwärtige Orbnung mit dem cr: 
wurf treffen faun, denfelben zu verfchulden. Sollten ſolche Erjhütterungen 
nicht außsbleiben, fo ift zu fürchten, daß beren Folgen für die Throne, wie 
für die Griftenz der Einzelſtaaten verhängnißvoll werben.“ 

„Wir aber ſuchen vergeblich bisher nad) einem Vorſchlage, weicher für 
bie Gemeinfamkeit größere politifhe Erfolge veriprit, als die Idee eines 
engeren Bundes im forterhaltenen größeren Berbandbe, wie 
fie im Wefentlihen Herr Graf von Bernſtorff in feiner Beurtheilung des 
Entwurfes des Frhrnu. v. Beuſt gleichfalls augenommen bat, — Dagegen 
vermiflen wir in ben Einwürfen gegen den engeren Bunbdesflaat jcde Be— 
gründung bes weſentlichſten Bedenkens — bes als gewiß angenommenen 
Erfolges, daß biejer weitere Bund größeren Wechjelfälen ausgefegt fein ſoll, 
als es jetzt ſchon ber deutfhe Bund gewejen iſt. — Im Begentkeil baıj 
angenommen werben, daß durch Hinwegräumung ber Hauptveranlaſſunge- 
gruͤnde vorhandener Meinungsverſchiedenheiten unter den deutſchen 
Großſtaaten die Beziehungen derſelben ben natürlichen Intereſſen ent: 
ſprechen würden, welche beiden Staaten in ben wichtigſten Fragen gemein: 
ſam ſind — und daß ein Berhältnuiß begründet werben wirb, 
in welchem für einen erwieſenen großen nationalen Dienſt — aber auch 
nur für ihn — willig eine nicht karge Gegenleiſtung übernommen werden 
könnte. Durch eine ſolche küuftige, die eigene Siderheit wechleljeitig ver: 
bürgende Ergänzung des einmal zur Macht ausgebilbeten, gecinigten Deutſch- 
lands und des mächtig verbrüderten Kaiferftaates würbe uns in der That 
ein lohnendes und für die ganze Gemeinſchaft beilbrimgendes Werl vol: 
bracht feinen — darin würben aud wir daun bie endlide po- 
litifhe Eonfolidation des Bundes erbliden und um fo berett- 
williger zu berfelben die Hand bieten — als wir gewohnt find, in ber 
engen Verbindung aller Theile dieſes weiteren Wölferbundes bie Funda— 
mentalbedingung der Sicherheit und Machtftelung Deutichlands zu ſehen. — 
Es kann vorerft davon Umgang genommen werben, näher auf die Organi— 
fation eines ſolchen engeren Bundesſtaates einzugeben. Es 
wird genügen, im Allgemeinen bie Grundlagen zu bezeichnen, welche für 
benfelben durch den Zwed, wie wir ibn oben entwidelten, gegeben find, und 
welche uns fo lange maßgebend erjcheinen werben, als die ganze Idee bes 
engeren Bunbesfinates nicht durch veränderte Verbältniffe, von welcher Seite 
dicfelben auch eintreten mögen, als unausführbar fi erweist. — Die Großh. 
Regierung will biefen Bundesftaat aber vor Allem — weil er eben nicht 
ber Einheitsftaat ift, fonbern bie nicht nur für bie Individualität des 
beutichen Volkes angemefjenere, als auch volllommenere Form des flaat- 
lihen Lebens überhaupt. Sie will ihn, weil der Bundesftaat bie Erhaltung 
ber GSelbitjtändigkeit der beutfhen Staaten verbürgt und bie Grundlagen 
berjelben unberührt läßt — während er allein eine Leiftung für bie Ge 
meinſchaft durch das verfaflungsmäßig geordnete Zuſammenwirken aller 
Theile ermöglicht. — Zunächſt iſt es nämlich unſere, durch bie beſtimmteſte 
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Forderung unferer Bendlkerung geſtühte unb in unferen heiligſten Pflichten 
wohlbegründete Anfiht, daß die berzuftellende Bundeseinheit 
feine ausfhlieglihe und unbebingte, fondern eine folde 
fei, innerbalb beren auf dem ganzen Gebiete ber inneren 
Sejeggebung und Bermwaltung die Selbſtſtändigkeit und 
Souverainetät ſämmthicher dermaligen Bunbdesftaaten un: 
geftört fortbauert. Auh ohne Nüdficht auf die Nechtöfrage würden 
wir in ber Aufhebung dieſer particularen Selbfifländigfeit (bie übrigens 
freie Bereinbarungen nicht audfchließt) weit weniger ein Yörberniß, als ein 
Hemmniß unferer nationalen Entwicklung und eine mwejentliche Beraubung 
unſeres geiftig politifchen Lebens crbliden. — Das unverfümmerte Geſetz⸗ 
gebungsregt auf dem Gebiete innerer Verwaltung bildet aber nicht nur bie 
Grundlage der conflitutionellen Berfaffungen der deutſchen Staaten, fonbern 
bie Bedingung bes Yortbeftandes der flaatlihden Sonder-Exiſtenz feld. — 
Dagegen werben nach unſerer Auffaffung um jo ausjchließlicher alle Staats: 
funktionen, durch welche politifhe Macht im Verkehr mit fremden Staaten 
entwidelt und betbätigt wird, alfo das ganze Vertbeibigungswefen 
Deutichlands und der biplomatifhe Verkehr einer einheitlichen, im 
Namen aller beutichen Staaten zu führenden, nicht ſowohl bie Machtſtellung 
des Einzelnen, als das gemeine Wohl Aller berüdfichtigenden Leitung zu 
unterftellen fein. — Und dabei wird der Grundfaß angewandt werben müſ⸗ 
fen, daß ale Staatsfunktionen, deren Gentralifirung von dem allgemeinen 
Snterefle einmal gefordert wird, aub ganz und mit Ausfhliekung 
aller Concurrenz der Einzelftaaten in der Hand ber Eentralre: 
gierung vereinigt werden müflen, welcher die Leitung anheimgegeben wird. — 
Während es ih eben jo von felbft verfteht und unbebenflih auch von dem 
Herm Grafen von Bernflorff zugegeben werben wird, baß biefer Central⸗ 
regierung und einer etwa neben ihr zu bildenden Vertretung gegenüber 
-auh ohne Ausnahme alle Kammern in Betreff ber einmal als ge: 
meinfame Angelegenheiten anerfannten und dieſer Eentralregierungen unter: 
worfenen Zweige feine concurrirendbe Competenz haben können.“ 

„Wir glauben gerade, weil wir die Forderung ber Gentralifirung auf bas 
engftie Gebiet befchränfen, wo nur noch gemeinjame Anterefien, feime tren- 
nenden Gegenfäge mehr Platz greifen, um fo firenger fein zu müſſen bei 
Aufftellung der Befugniffe und der Competenz ber Inſtitution, welcher dic 
Pflege dieſes Gebietes zugeiviefen werben fol. Immerhin muß biefelbe 
eine einbeitlihe, perfönlide und verantwortlide Regie: 
rung möglich maden, bern Grecutivgewalt feine Hindernifle in ber 
Organifation findet, damit fie einen politifhen Gedanken mit ber ganzen 
Kraft der Nation und allen Hülfsmitteln der einzelnen Theile burdzuführen 
im Stanbe jet. Wie body auch der Werth ift, den wir auf bie Vertretung 
ber Einzelregierungen in bem Berfafjungs:Organismus der Sentralregierung 
legen — jebe conföderative Mitwirkung in ber oberfien 
Spitze, die Theilnahme eines nah Inſtruktionen befchliegenden Collegiums 
ohne bie Kraft eined beſtimmten Willens und ohne die Fähigkeit zur Ver⸗ 
tolgung beitimmter Blane muß ausgeichlofjen bleiben. — Dagegen 
ließe fih mit der Energie ber Gentraltegierung fehr wohl vereinigen, daß 
auf verfaflungsmäßig zu ordnende Weife die Mitwirkung der hoben Bunbes- 
regierungen —* überall da in Anſpruch genommen werde, wo bie Ber: 
bältnifje folche zulaften. Das einzige und geeignetfie Mittel dazu, 
die Interefien der Einzelfiaaten mit denen ber Geſammt⸗ 
heit auszugleichen, liegt in der Berufung einer ausreichenden, 
bie Bevdlterungen wie bie Regierungen ber Einzelſtaaten 
umfaffenden Bertretung zu conflitutioneller, durch das Mecht der 
Bewilligung ber Mittel für die GSentraltegierung, wirkſamer Controle dieſer 
höchſten Behörde innerhalb ihrer Gompetenz. — Die Frage, ob dieſe Ber: 
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tretung durch Ausſchüſſe der Einzellammern oder aus bireften Wahlen zu 
bilden fei, Faun fünlich vorerft als eine offene, außer Erörterung gelafien 
werden. — Cine folhe Nationalvertretung kann allein den Hintergrund 
bilden, auf dem in ungetrennter Einheit Die Achtung ber Einzelintereflen 
mit der Rüdficht auf die Bebürfniffe des Ganzen verbunden wurzelt. Nur 
fie trägt einen Organismus, in welchem bie im Leben ungetheilt neben 
einander liegenden Bebürfnifie ſtets gleichzeitig wirffam werden.“ 

„Beichränft fih für die Großh. Regierung das bringenbfte Bebürfniß der 
Reform fomit bavauf, daß biejenigen Regierungsbefugnifle centralifirt wer⸗ 
ben, welhe mit ber Gertretung und Vertheibigung ber Nation nad außen 
zu thun haben, fo glauben wir doch nicht, daß bamit der Kreis ber Beiug- 
niffe der Gentralregierung abſolut abgefchloffen fein follte, wenn ein weiteres 
Bebürfniß fich zeigen würde. Allein unferer Anficht nach würbe es rathſam 
fein, die Zuweiſung eines jeden weiteren Zweiges ber biöher von ben Ein: 
zelregierungen geübten funktionen von ber freien, auf bie Uebergeugung 
ber Zweckmäßigkeit gegründeten Vereinbarung abhängig zu machen. Da: 
buch würde einerjeits der Gentral:$nftitution jede wünſchenswerthe Dehn⸗ 
barkeit erhalten, andererſeits die Eingelflaaten der Gefahr entzogen, wiber 
ihren Willen und ihre Weberzeugungen Funktionen ber gemeinjamen Leitung 
überwiejen zu feben, beren Erhaltung in unmittelbarer Verfügung ihnen 
werthvoll fcheinen könnte.“ 

„Müſſen wir zugleih zugeben, daß bie Souverainetät ber deut— 
hen Kürftenhoheit durch eine Umgeftaltung der Bundesverfaffung in 
biefem Sinne eine fheinbare, aber auch nur eine fcheinbare Minbe- 
rung erfahren würde, fo wird bie bisherige Stellung anbererjeit® durch 
Theilnahme an ber größeren Macht des Ganzen weientlich gebeſſert. Ein: 
mal wird in feiner Weile principiel dem Weſen ber Eouverainetät eine 
Beſchränkung auferlegt. Wir fehen vielmehr bie im Obiyen ald nothwen⸗ 
dig geforderten Beſchränkungen nur als nothwendige weitere Ausführungen 
derjenigen — — an, welche die Bundesakte ſelbſt der Souverainetät 
der deutſchen Fürſten durch die Verpflichtung segen Bund und Mitfürften 
aufgelegt bat. Daß im Laufe ber Zeiten dieſe Beichränfung eine formelle 
Umgeftaltung erfahren muß, und die Art und Weife ber Ausübung, gegen: 
über der unwandelbar gleichen Berpflichtung gegen das gemeinfame Bater= 
land, fi modificirt, berührt das Princip der Berechtigung felbft nicht.“ 

„Bon einer Auflöfung bes Bunbeövertrages ift bei einer ſolchen naturge⸗ 
mäßen und bloß das Wohl des Ganzen in’! Auge faſſenden Reorganifation 
des Bundes in Feiner Weife bie Rede, und ed würde der Charalter bes 
Bundes als eines „unauflöslichen Vereins der deutſchen Staaten“ dadurch 
feineswegs leiden, daß e8 einzelnen deutſchen Bundesftaaten zur Zeit viel: 
leicht ſchwer fallen könnte, fih einer folchen einheitlihen Gentralregierung 
unterzuordnen und ihr Verhältniß infofern ein privilegirtes genannt werben 
müßte, als denfelben freigeftelt werben müßte, ſtatt in ein engeres Bunbes- 
verhältnig mit ben anderen deutjchen Staaten einzutreten, in dem befichen- 
ben zu verbarren. — Indem die Bunbesverfaflung bemgemäß fih dem 
Geſetze der größtmöglichen politiſchen Leiftung, wie ernfle Pflicht fie zu er: 
fireben gebietet, fügt, und ſich dem jebesmaligen Bebürfniffe anpaßt, ſteht 
nichts im Wege, mit allen Staaten, welche der Ausbildung des deutichen 
Staatenlebens im eigenen Intereſſe nicht zu folgen vermögen, vorerfi das 
Verhältniß wechſelſeitiger Rechte und Berpflichtungen aufrecht zu balten, 
welde ben materiellen Inhalt des Bunbesvertrages von 1815 ausmachen. — 
Dagegen, baß Deutichland aus einem Zuftande verbältnigmäßiger politiicher 
Schwäche zu einer Großmacht fich erhebe, und fo die Mittel erlange, über: 
nommene Berbindlichfeiten in auegebehntem Maaße zu erfüllen, kann billi- 

er Maaßen von Seiten ber Staaten, welche biefer Träftigeren Organifation 
Re nicht anzufchließen vermögen, keine Beſchwerde erhoben werben. Kein 
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Bunbdesflaat hat nad unferer Meinung ein Recht, daß ihm die Erfülun 
der im Bundeövertrage gegebenen Zufage in immer gleichförmiger Weife 
geleitet werbe. Keiner bat aber auch ein Recht auf Foribeitand formeller 
Befimmungen, bie 1815 zum Wohle bes Ganzen aufgenommen waren, 
wenn heute dasſelbe Wohl eine Veränderung forbern ſollte. Eo lange 
wechſelſeilige Rechte und Pflichten geachtet werben, ift dad Bundesverhältniß 
in feiner Unauflöslichlet bewabrt und gebeiligte Bande, bie wir unfererfeits 
nicht aufgeben möchten, erhalten.” 


28. Jan. (Württemberg). Allgemeine Landtagswahlen. Das Me: 


30. 


ſultat veräudert das bisherige Verhältniß der Parteien in der 
zweiten Kammer nicht weſentlich. 

„C(Lippe-Detmold). Der Landtag regt den Abſchluß einer 
Militärconvention mit Preußen an. 

„» (Bundestag). Die Bundesverfammlung ſetzt Ausſchüſſe nie 
ber zur Berathung eines gemeinfamen Gefehes gegen den Nachdruck 
und bezüglih der Stellvertretung am Bunde. Preußen erllärt 
ſich gegen Beides. 


2. Febr. (Preußen). Preußiſche Depeſche an Oeſterreich gegen 


die „ſeltſamen Dimenſionen“, welche Graf Rechberg in ſeiner 
Note vom 5. November (ſ. Jahrg. 1861 ©. 85) über das - 
Sächfiſche Bundesreform = Projelt dem Defterr. Präſidialrecht am 
Bunbe zu geben verfuchle. 


„ Eine identifhe Note Defterreihs und der Mittels 
ftaaten (Bayern, Württemberg, Hannover, Heſſen⸗Darmſtadt 
und Raffau) an Preußen proteftirt gegen die in der Preußifchen 
Antwort (f. Jahrg. 1861 S. 96) auf das Sächſiſche Bundes: 
reform: Projekt niebergelegte Idee eines engeren Bundesſtaates in- 
nerhalb des weiteren deutfchen Staatenbundes : 

„0. Inhaltlich diefes Erlafies befennt Preußen in der deutſchen Re 
formfrage fih zn dem leitenden Gebanfen, daß in dem das gefammte 
Teutihland umiaſſenden Bunbesvertrage ber völkerrechtliche Charakter bes 
Bundes in feiner Reinheit feftgehalten werben follte, während eine engere 
Bereinigung eines Theild der Bundesglieder auf dem Gebiete bes inneren 
Staatsrechts ber freien Vereinbarung ber betreffenden Regierungen vorbe⸗ 
halten bliebe. Ohne ſich im Einzelnen über bie Grundzüge oder über die 
Ausdehnung einer folden engeren Bereinigung anszufprechen, ſcheint das 
Preußiſche Cabinet den Fall nicht ausſchließen zu wollen, daß dieſer Bund 
im Bunde ſich bis zur Form eines ſog. Bundesſtaates entwidele, in 
welchem die widhtigften Attribute ber Etnntöhopeit auf eine Gentralgewalt 
übertragen, namentlich ein ftändiges militärtfähes Obercommanbo und das 
Recht der Vertretung nah Außen in eine Hand gelegt würden. In einer 
ſolchen bundesftaatlihen Einigung glaubt die Megierung Preußens nur eine 
vollberechtigte Benützung des im Art. 11 der Bunbesacte gewährten Bünd⸗ 
nißrechtes zu erkennen, und fie ift ber Anficht, daß durch bie Ausführung 
ihres Gedankens weber den am engeren Bunde nicht beiheiligten Regierun⸗ 
gen ein Recht zum Ausfcheiben aus bem weiteren Bunde ermwachien, noch 
bie vorhandenen Bürgfchaften für den Beftand des letzteren eine Veränderung 
erleiden würben.” 

„ · .. Die ... Megierung fühlt die Pflicht, freimitbig auszufprechen, 
daß ihr Deutfchlands Sicherheit und Einigkeit, fein moraliiher Yriede und 
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feine Hoffnung auf gedeihliche Fortbilbung ber Bunbesverfaffung in hohem 
Grabe bedroht und gefährdet erihelnen würbe, wenn Preußen auf das Be: 
fireben zurüdfommen wollte, einen Theil ber beutfchen Staaten durch eine 
centralfirte Verfaſſung unter Einem Oberhaupte zu einigen, während das 
Verhältniß zwiſchen biefem Theile und den übrigen Gliedern bes Bundes 
auf dem Fuße bloßer Verträge, mie fie auch zwiſchen Völkern fremden 
Stammes gejchlofjen werben Fönnen, zu regeln wäre. Es wirb flatt weite: 
rer Ausführungen genügen, an bie unbeilvollen Folgen zu erinnern, welche 
ſchon in einer früheren Epoche Beltrebungen besjelben Charakters über 
Deutihland heraufzubefchwören drohten. — Mit voufter Ueberzeugung muß 
ferner die Regierung jeden Verſuch, den Organismns bes Bundes durch 
einen engeren Bund zu durchbrechen, zugleich als unvereinbar mit dem 
poſitiven Bertvagsrechte bezeichnen. Der Artikel 11 der deutſchen Bundes 
acte gewährt allerdings ben Negierungen Deutſchlands das Recht der Bünd— 
niffe aller Art, aber was Fonnte beutliher aus biefer Beſtimmung folgen, 
als daß die Bundesacte Mitglieder des Bundes vorausſetzt, welche fich ibre 
Selbiiftändigkeit, und daher die Fähigkeit Bündniſſe zu fchließen, bewahren. 
Augenjcheinlich hat bie Bundesacte nur von Bünbniffen zwilchen unabhängi: 
gen Negierungen fprechen wollen. Jener Artikel will, baß bie beutfchen 

egierungen das Recht ber Bünbniffe aller Art, fofern ſolche nicht gegen 
die Sicherheit bes Bundes oder einzelner Bunbesglieber gerichtet find, be: 
halten. Ein Staat aber, ber fi einer bunbesftaatlihen Gentralgewalt 
ober auch nur der biplomatifchen und militärifchen Führung eines anderen 
Staates unterorbnet, cin folder Staat kann vielleiht noch Verträge über 
abminiftrative Angelegenheiten, aber er kann nicht mehr ein Bündniß 
ſelbſtſtändig fchließen. Ja, der Vertrag ſelbſt, ber, dieſe Unterordnung be: 
gründete, ließe ſich ficherlich nicht als ein eigentlichen Bündniß bezeichnen. 
Ein folder Bertrag wäre ein Subijectionsvertrag. Und wäre 
endlich der Artikel der Bundesacte, an fich betrachtet, ber Anwendung fähig, 
welche das Preußiſche Gabinet ihm geben will, fo würbe doch bie flüchtigite 
Erinnerung an andere wejentlihe Beftimmungen ber Bunbdesverträge genü— 
gen, um bie rechtliche Möglichkeit diefer Anwendung ſchlechthin anszufliehen. 
Der deutfche Bund ift als eine Gemeinſchaft felbftftändiger unter fich unab⸗ 
hängiger Staaten mit wechſelſeitig gleichen Vertragsrechten und Bertrags- 
obliegenheiten gegrüudet worben. Seine Organifation beruht auf biefem 
Grundprincip und auf dem durch die Bundesacte fefgeftellten 
Stimmenverbältnig. Beides aber, das Grundprincip jowohl als bie daraus 
abgeleitete Organijation, würben bis zur gänzlihen Vernichtung beeinträch- 
tigt werben durch einen engeren Bund, durch befien einheitliche Verfaſſung 
Die Rechtsgleichheit feiner Mitglieder aufgehoben und ihnen die 
Fähigkeit entzogen würde, cin ſelbſtſtändiges Stimmrecht in ben widtigften 
politiſchen und militäriichen Angelegenheiten auszuüben. Die... . Regie: 
rung fieht ſich daher in dem Kalle, zu erklären, daß fie die Gründung eines 
engeren fogenannten Bundesſtaates in Deutſchland Teineswegs als gerecht: 
fertigt durch deu Artikel 11 ber Bundesacte, vielmehr ale unvereinbar 
mit dem Weſen und der Berfafjung bes Deutfhen Bunbes, 
ja ale befien factijhe, wenn auch nicht rechtliche Auflöfung in 
ſich ſchließend betrachtend müßte.” 

„00. Tief durchdrungen von ber Wahrheit, daß das Princip jeber 
folhen Reform das der organiſchen Entwicklung ber beftehenden, bas 
ganze Deutihland vereinigenden Bundesverfaffung jein müſſe, glaubt bie 
... Regierung, daß auf diefer Grundlage, bei allfeitiger Bereitiwilligfeit 
wichtige, den Kortichritten ber inneren Entwickelung Deutihlande ents 
ſprechende Berbeflerungen in’s Leben gerufen werden könnten, zu welchen 
fie namentlih bie Begründung einer wirffameren Erecutivgewalt 
bes beutihen Bundes und bie Megelung ber Thätigleit bes Bunbes in ben 
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Angelegenheiten gemeinfamer beutfcher Geſetzgebung durch bie Zuziehung 
von Delegirten der deutſchen Ständeverfammlungen rechnet. Mit Freu: 
den würde die... . Regierung einen Entichluß der vwerbündeten Megierung 
Preußens begrüßen, buch welchen die Eröffnung von Berathbungen 
über Bundesreform anf diefer für Alle gleich gerehten und 
den gegebenen Berhältniffen Deutfhlands angemeifenen 
Grundlage ermöglicht würde.“ 


Eine Mpeſche Sahfens fließt fih der Verwahrung Oeſter⸗ 
reichs und der Mittelftaaten an, doch mit dem Beifügen: 


„ren dem Gebanfen, daß eine Reform der beftebenben YBunbdeseinrichtun: 
gen in einer den Anforderungen der Zeit entfprechenden Weiſe nnb im 
Wege ber Berfländigung unter ben Bundesgenoſſen auf dem Boden ber 
Bundesverfaffung mit Ernft und Eifer angeſtrebt werben müſſe be: 
grüßt biejelbe freudig da® am Schluſſe eben jener Eröffnungen gethane Er: 
bieten zum Gintritie in diesfallſige Berathungen, an welchen ſie ſelbſt ſich 
um fo mehr bereitwilligſt betheiligen wird, als fie der Hoffnung Kaum ges 
ben barf, baß die anzufrebende Reform nicht auf die engen 
Grenzen der babei angebeuteten Berbefferungen befhräntt 
bleiben werde.” 


Eine Depefhe Medlenburg’s an Oefterreih vom 8. Feb⸗ 
ruar lehnt dagegen den Beitritt zu der identifhen Note ab. 


6. Februar (Bundestag). Die Bunbesverfammlung beſchließt mit 
Mehrheit, eine Commiſſion ntederzufegen behufs Herbeiführung 
einer gemeinſchaftlichen Civil: und Eriminalgefeßgebung für ſämmt⸗ 
liche Bundesſtaaten. Preußen beſtreitet die Competenz des Bundes 
zu ſolchem Vorgehen und verwahrt ſich gegen den Beſchluß zu 
Prototoll, mit der Erflärung, „daß cine ſolche Commiſſion ale 
Bundescommiffion anzuerkennen nicht möglid fein würde.” Der 
Widerfpruh und bie Verwahrung Preußens geben zu einer im 
a ber Bunbesverfammlung ungewöhnlich Tebhaften Debatte 

nlaß. 


8. Febr. (Shleswig:Holftein’fhe Frage). Antwort Oeſter⸗ 
reih und Preußens an Dänemark auf bie bänifche Depeſche vom 
26. Dec. 1861 (f. Jahrg. 1861 ©. 241): 


m. +. Die Depeſche vom 26. December gibt gewifiermaßen jelbft zu, daß 
bie däniſcherſeits für das Herzogthum Holftein ins Auge gefaßte Sonder: 
ftellung, welche als Grundlage weiterer Entwidlung angenommen werben 
foü, mit ber Bafis von 1854 —1852 nicht übereinftimme. Diefe Thatfache 
wird nicht in Abrede geftellt, fie wird nur zu erklären verſucht. Ebenſo⸗ 
wenig wird geläugnet, daß bie Verhandlungen von 1851—1852 fi wes 
fentlih auf das Herzogthum Schleswig und zwar auf feine Stellung in 
der bänifchen Geſammimonarchie ſowohl, wie auf die BVerhältnifie ber Na- 
tionalitäten im Innern bes Landes mit bezogen. Nichtsdeſtoweniger, lehnt 
die Depeiche jede Erörterung über Schleswig bei den gegenwärtigen Ber: 
handlungen ab, ımb erklärt das Sineinziehen berjelben für etwas neues 
und unberetigtes. Sie entzieht fich ferner der von ums erbetenen Erklä⸗ 
rung über bie Art und geile, wie bei ber definitiven Rang bie Baſis 
von 1852 werbe zur Geltung gebracht werden Annen. Sie vermeidet bie 
Beziehung auf die Berbandlungen von 1851 —1852, und wo fie biejelben 
enukhut, verweist fie auf einen im Jahr 1860 flattgehahten Sihriftwechſel, 
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welcher allerbings ben Kern ber obſchwebenden Differenzen und folglich bie 
ihre Ausgleihung bezwedenden Verhandlungen fehr nahe berührt. Wir 
unfererfeits hatten auf biefen Schriftwechfel feinen Bezug nehmen wollen, 
weil wir, in Anfichten, die bei Gelegenheit eines Incidenzpunktes geäußert 
waren, nicht ben wohl erivogenen und definitiven Standpunkt der däniſchen 
Regierung fuchen wollten. Ueberbies waren bie Behauptungen bes SKopen: 
hagener Cabinets damals fofort bem entichiebenen Protefte der beiden beut« 
fhen Großmächte begegnet, und wir durften hoffen, deß beren eingehende 
unb gründliche Wiberlegung nicht ohne Wirkung geblieben fein würbe. ... . 
Wenn nın aber der dänifhe Hr. Minifter jegt felbit wieder an dieſe Aeuße⸗ 
rungen erinnert, fo gewinnen fie dadurch allerdings eine erhöhte Bedeutung, 
und wenn fie im Zuſammenhang mit bem ganzen oben kurz augebeuteten 
Anhalt ber Depeihe vom 26. Dec. aufgefaßt werden, fo entfteht dadurch für 
bie deutfchen Mächte bie Nothwenbigfeit, an bie f. bänifche Regierung zu: 
nächft bie Frage zu richten: 
Ob fie in den angezogenen Schrififtüdten des Jahrs 1860 wirklich ibre 
x definitive Auffafiung ausgefprodhen habe, und bei derſelben fliehen bleibe 
— oder: ob fie den bindenden Charakter der 1851—1852 abgegebenen Zu: 
fagen auch jet noch, und zwar aud in Betreff des Herzogthums Schles⸗ 
wig anerkennen und diefes Anerkenntniß als die Baſis der weitern Wer: 
banblungen mit den deutichen Mächten annehmen wolle. 
„Indem die deutſchen Möchte diefe Frage an die k. bänifche Negierung rich⸗ 
ten, find fie fih bewußt, dadurch die Angelegenheiten auf ihren wahren und 
einfachen Standpunft zurüdzufübhren. Nur in der beiderfeitigen Anerfenn: 
ung vorhandener Berpflicptungen fann ein geficherter Boden für eine Ber: 
Känbigung gefunden werben”. 


9. Behr. (Kurdeffen) Die Regierung verweigert den Mitgliedern 
ber aufgelösten II. Kammer (mit Ausnahme der brei minijteriellen) 
den Bezug der Taggelber. 


10, Febr. (Anhalt: Deffau). Eröffnung der Iandfchaftlichen Stände. 


Die Wahl des Rechtsanwalts Lezius als Abg. von Köthen wirb anerkannt. 
Leziug erklärt, wie er fchon feinen Wählern gegenüber gethan, daß er bie 
Landſchaftsorduung von 1859 als zu Recht beſtehend nicht anerkennen 
könne, vielmehr dafür halte, daß bie frühere vereinbarte Berfaffung mit ben 
in Befolgung berfelden erreichten Abänderungen bie rechtliche Grundlage 
ber potitifchen Berhältniffe von Anbalt:Deffau- Köthen bilde; er legt gegen 
die Rechisbeſtändigkelt der Lanbfchaftsorduung „förmlih und feierlichit“ 
Rechtsverwahrung ein, und da feine Aufgabe als Abgeorbneter damit 
erfüht fei, fo lege er biermit fein Mandat nieder. Er wiſſe zwar, daB es 
auch im Schoofe biefer Verſammlung Abgeorbnete gebe, welche feine obige 
rechtliche Weberzeugung theilten, bie aber bei dem faftifchen Beflanbe der 
Landfchaftsorbnung ale Abgeorbnete nüglih wirken zu Können glaubten; er 
theile indeß ſeinerſeits diefe Anficht nicht. Lezius entfernt ſich hiernach aus 
den Berfammlungsfaal. Gleich nach Beginn feiner Rede fordert ber herzogl. 
Lanbtagscommiffär, daß dem Redner das Wort entzogen werde. Die Ber: 
fammlung Ichnt jeboch nach einer energifchen Erwiderung bes Abg. Holz: 
mann die Korbderung des Reg.:Commifjärs einftimmig ab. 


12, Fehr. (Coburg). Der Landtag nimmt nad einläßlicher Debatte 
über das ihm von der Regierung vorgelegte Gemwerbegefet ben 
Sommiffionsantrag auf vollftändige Freigebung ber Preßgewerbe an. 
Der Vertreter der Regierung fpricht fih Dagegen aus, weil ber 
Bundesbeſchluß von 1856 im Lande zwar nicht publigirt worben, 
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der Miniſter aber „durch fein Wort gebunden“ fei, und erflärt 
ſchließlich, daß das Gewerbegefch nach Annahme biefes Antrages 
die hoͤchſte Sanclion nicht erbalten werde. 


14. Gebr. (Preußen). Antwort Preußens auf bie identifhen Noten 
Defterreih® und ber Mittelftaaten vom 2. Febr. gegen die preußi- 
ſche Bunbesftaatsidee. Preußen lehnt es ab, in eine Erörterung 
ber Gegenanfichten einzugehen und ebenfe, an einer Berathung über 
Reform des Bundes auf foldyen Grundlagen, wie bie ibentifchen 
„Roten beabfigtigen, Theil zu nehmen: 


u... Diefer Schritt, wilder dadurch noch auffäliger wird, daß er ver- 
abredetermaßen in jdentiſchen Noten gleichzeitig von mehreren Bunbesregies 
a gethan worden ift, entfpricht jo wenig bem Gharalter bed von ber 
f. ſachfiſchen Regierung eingeleiteten Meinungsaustauiches Über die von vielen 
Seiten ald dringend notbwendig auerfannte Bundesreform, daß bie k. Re⸗ 
gierung fi nicht bewogen finden kann, danach noch auf irgend eine Erdr⸗ 
terung ber in ber Note bed . . . Geſandten aufgeftellten Gegenanfichten ein: 
zugeben. Die Bedeutung der lehteren bat übrigens von Seiten Preußens 
bereits in einer früheren Zeit ibre entiprechen)e Würdigung gefunden. Es 
wird jebod in Bezug auf die unbeilvollen Folgen, welche ähnliche Beſtre⸗ 
bungen in jener Zeit über Deutichlandb beraufzubeichwören gebrobt haben 
follen, daran erinnert werden müflen, baß ed nicht Preußens Beftrebungen 
für die Reform der Bundesverfaflung waren, welche jene Folgen berbeizu- 
führen bdrobten, fondern daß es das Verhalten derjenigen Regierungen war, 
an bern Widerfiand diefe Beftreburgen damals jceiterten. Shnen ver: 
dankt Deutichland die unveränderte Wieberherfiellung ber alten 
Bundesverjaflung und damit einen dauernden Keim zu ähnli- 
hen Wirren. Wenn jebt von bderjelben Seite durch die erwähnte Be: 
merfung der Note vom 2. Februar Anlaß dazu gegeben wird, daß dieſe 
Thatfache wieder in ihrem vollen Licht erjcheint, unb wenn ıman fich babei 
auf die Sorge um bie Sicherheit und ben moralijchen Frieden Deutjchlande 
beruft, welche man burd Preußen bedroht finden will, jo if der Augenblick 
dafür um jo weniger glüdlid gewählt, als man gleichzeitig gezwungen if, 
bas NReformbebürfniß einzugefteben, deflen rechtzeitige Befriedigung man ſchon 
einmal verhindert hat. Die f. Regierung würde in ber Verwirklichung ber 
am Schlufle der Note angebeuteten — — wonach für ben gan⸗ 
zen Bund eine Verfaſſung mit wirkſamer Executivgewalt, gemeinſamer 
Geſetzgebung und Volksvertretung begründet werben ſoll, und an welche ſich 
leicht das Streben nach einer weitergehenden „politiſchen Conſolidation, mit 
außerdeutfhen Gebieten fchließen bärfte, wie dies in ber Depefche des k. 
öfterreidhifchen Gabinets vom 5. Nox. v. %. bereit bervorgetreten ift, eine 
weit größere Gefährdung bed Beſtandes des Bundes erfennen müſſen, als in 
Reformen in derjenigen Richtung, welche Preußen in ber Depeihe vom 
SD. Dec. v. 3. bezeichnet bat. Dennoch ift die k. Regierung weit bavon 
entfernt, jchon der bloßen Kundgebung jener Anfichten über die Grundlagen 
ber Reform mit einer Verwahrung entgegenzutreten. Sie glaubt im Ge⸗ 
gentbeil, ihr ſchließliches Urtheil darüber zurücdhalten zu follen, bis ihr ein 
beftimmt geftalteter Reformvorjchlag mitgetheilt wird, welder ihr das Ber: 
ſtändniß der Abfichten der . . . een voljtändig ermögliht. Yür jetzt 
erſcheiut ber E. Regierung bie Unausführbarkeit einer Reform nad ben vors 
liegenden allgemeinen Andeutungen als unzweifelhaft, und ba biefelben in 
vollfommenem Widerfpruh mit dem Standpunkt ſtehen, zu welchem fie felbft 
ſich befennt, jo muß fie ibrerjeits ben Gintritt in Berathungen über eine 
Reform auf jolden Grundlagen für unthunlich erachten”, 
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14. Febr. (Schleswig: Holftein’fhe Frage). Deſterreich und 
Preußen proteftiren in einer Dep. an Dänemark gegen bie von 
ber dänifchen Negierung dem dänifchen Reichsrathe vorgefegten Prä- 
pofitionen (f. Dänemark) mit Rüdfigt auf Schleswig: 

„+. Veit davon entfernt im bie innern Angelegenheiten der bänifchen 
Monarchie eingreifen oder die Afte ber Regkerung, fo weit fie biefe innern 
Angelegenbeiten allein betreffen, einer Benrtheilung unterwerfen zu wollen, 
haben wir bier in Erwägung ziehen milſſen, einmal, daß durch biefe Vor: 
lage, jo wie dur die Konftituirung des nur einen Theil der Monarchie 
vertretenden Reichsraths überhaupt das Verhältniß des Herzogthums Schlee- 
wig zu dem Königreih Dänemark wefentlid berührt wird, fodann daß dieſes 
Berhältnig des Herzogtums Schleswig zu bem Königreich Dänemark in 
den Jahren 1851 und 1852 durch eine völferrechtliche Transaction feftgeftellt 
worden ift, welche zmifhen Defterreih umb Preußen in Vertretung des dent: 
fen Bundes einerfeits und Dänemarks andererfeits flattgefunden und bie 
Sanction bes Bundes erhalten bat. Dieſe Thatfachen Tegen uns die Ber: 
pflihtung auf, daran zu erinnern, daB durch eitjeitige Akte der Geſetzgebung, 
in welder Form dieſelben auch erfolgen mögen, die auf beſtimmten Berein: 
barungen völterrechtlicher Natur beruhenden Feſtſezungen nicht- auf rechtsbe⸗ 
ſtändige Weife alterirt werden Fönnen. Wir innen nicht umbin, ſchon jept 
beſtimmt zu erflären, daß wir die Nechtsbeftändigfeit von legislativen 
oder conftititiven Akten, welche dem durch die Vereinbarungen von 1851 
und 1852 feftgeftellten Verbältniffe des Herzogthums Schleöwig zu bem Kö— 
nigreih Dänemark und zu den übrigen Theilen der Monarchie mıberfprechen, 
nicht anerkennen. Wir verwahren ung vielmehr ausdrüdlidh gegen 
alle Folgerungen, welche aus ſolchen Aften gezogen werden möchten, und 
behalten Ocfterreidh und Preußen wie dem deutichen Bund alle aus den ae: 
dachten Vereinbarungen entjpringenden Rechte hiedurch vor.“ 


14—15. Fehr. (Preußen) Das preuß. Abg.-Haus erflärt es nad 
zroeitägiger Debatte mit 241 gegen 58 Stimmen (ber Tatholifchen 
und der feubalen Fraction) al® „dringend gebeten, baß bie k. Staats- 
tegierung mit allen ihren Mitteln auf die Wieberherftellung des 
verfaffungsmäßigen Redtszuftandes in Kurheſſen (das Wahlgefek 
von 1849 inbegriffen) hinwirke.“ (Vgl. Preußen). 

45, Febr. (Kurheffen). Gewaltſame Steuererecutionen in Hanau. 


15. „ (Sadhfen- Weimar). Kinftimmige Antwortsadrefle des Land: 
“ tags auf die großherzogl. Propoſitionsſchrift: 

„... Ob diefe Hofinung in Erfüllung gehen werde, das hängt namentlich auch 
von äußern Berhältniffen, und diefen gegenfiber in erfter Linie davon ab, ob und 
wie endlich die Berfaffung des gemeinfamen beutfhen Baterlanı 
des eine feitere Geftaltung annehmen wird. Als die drohenden Gefahren ber- 
vortraten, unter deren erfchütterndem Cinbrude ber Landtag von 1859 ver: 
abſchiedet wurbe, da ging dur ganz Deutidland das ſchmerzliche Gefühl 
ber Zerrifjenheit und Ohnmacht ber Nation, und durch diefes Gefühl neu 
erwedt, erfholl von allen Seiten der Ruf nah Einigung und Kräftigung 
bes Vaterlandes. Wohl gab ſich damals mancher ber Hoffnung bin, es werde 
bie aus den Beforgniffen jener Tage bervorgegangene Lehre zu afljeitiger 
Opferfreudigkeit und fomit zur Erreichung bes lange angeftrebten Einigungs⸗ 
werks führen. Jahre find vergangen, und dem deutſchen Wolfe find für 
feine gerechten Erwartungen nichts al® erfoiglofe Projecte geworden. Bei 
einer gleichen Gefahr, wie bie des Jahres 1859 würden heute biefelben, wo 
nicht noch traurigere Erfcheinungen fich zeigen. Mit ganz befonderer Freude 
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bat daher der getteue Landtag diejenige Stelle ber höchſten Propoſitionsſchrift 
begrüßt, welche bie ee un des Strebens nach einer, dem nationalen 
Bedürfniffe der Gegenwart wirflich entiprechenden Beflerung der bermaligen 
Verjaffung des gemeinfanıen Vaterlandes anerkennt. Es hegt ter getreue 
Landtag die fidhere Zuverficht, daß Em. k. Hob., fobald es gelten wird, dem 
allgemeinen Wohle Opfer zu bringen, unter Deutſchlands Fürſten in erfter 
Reihe fichen werde. NM die fefte Zuſammenfaſſung der geſammten deut⸗ 
fhen Streitfräfte in Einer Hand und eine einheitliche Vertretung dem 
Auslande gegenüber können der deutfchern Nation bie ihr geblihrende Stel⸗ 
lung unter ben Völkern Europa’s volfomnıen erringen. Deshalb erbeifcht 
das nationale Bedürfniß der Gegenwart, bie Schaffung einer Gewalt, _ 
welcher die militärische Führung und bie diplomatische Vertretung nach außen 
allein zu übertragen find. Ihre wahre Kraft und Lebensfähigfeit aber wird 
eine folhe Gewalt nur erlangen, wenn fie geftügt wird durch ben patrioti⸗ 
ſchen Geiſt des deutſchen Bolfs; daher tritt als das zweite gleich unerläß⸗ 
liche Erforberniß bie Schaffung einer gemeinfhaftliden Volkés— 
vertretung, bie Schaffung eines deutfhen Parlaments ber: 
vor. Der getreue Landtag ertennt es für feine Pflicht, dies allgemein ge- 
fühlte Bedürfniß mit beflimmten Worten vor Ew. k. Hoh. auszufprechen. 
Sollten für ſolche Zwede von Ew. k. Hob. jemals Anverlangen an ben 
Landtag geftellt werden, jo mögen höchftdiefelben verfihert fein, daß bem 
Lande fein Opfer zu fchwer fein wird, fowie denn au das feite Vertrauen, 
weldes Ew. k. Hob. auszufprechen gnädigſt gerubten, vom Landtage ficher 
dann nicht getäufcht werden wird, wenn insbejondere Anforderungen für 
Edyaffung einer Flotte zum Schutze deutſcher Ehre und beutfcher inte: 
refien an ihn gelangen folten. Die Theilnahme, welde Ew. k. Hob. in 
der hoͤchſten Propofitionsfchrift diefen Beitrebungen auszudrücken gnädigft ge- 
rubien, erfennen ficyer alle Freunde diefer großen patriotifchen Sade mit 
innigfiem Daufe an. Nicht minder drängt es aber den getrenen Landtag, 
Ew. ?. Hoh. die vollfie Vebereinffimmung mit dem Bunle auszudrücken, 
daß da, wo das geſtörte Recht nach Wiederherſtellung verlangt, dieſe endlich 
erfolgen möge. ie für Sühnung der unerhörten Schmach in Schleswig⸗ 
Holftein, fo Haftet Deutſchlands Ehre für Wiederberftellung des gebrochenen 
Berfafiungsrehts in Kurheſſen. Wohl find Ew. k. Hob. vorzugsweife 
berechtigt, jenen Wunſch und jenes Verlangen öffentlih auszuſprechen; denn 
Ew. k. Hoh. Staatsregierung gehört zu ben wenigen beutfchen Regierungen, 
bie dem geftörten Rechte den Schug nie verfagten. Es ift dem Landtag bes 
Großherzogthume jegt zum eritenmal Veranlaflung gegeben, über einen 
Vorſchritt der großh. Staatsregierung, welcher noch in die Regierungszeit 
Sr. ?. Hoh. des höchſtſel. Großh. Karl Friebrid fällt, ber aber erft in 
neuefter Zeit wieber von Ew. k. Hob. felbft beftätigt worden tft, fi aus⸗ 
zujprechen. Al im Jahre 1852 über das Einfcreiten in der Eurbeffifchen 
Berfafiungsangelegenheit bei der Bunbesverfammlung verhandelt wurde, war 
ed die großb. Staatsregierung, welche faft allein für das Mecht des heififchen 
Volks eintrat und bie Aufreduhaltung ber Berfafjung von 1834, fowie bie 
Einberufung einer Ständeverfammlung nicht auf Grund eines einfeitig er⸗ 
laſſenen, fonbern nach Vorſchrift des verfaffungsmäßig beftehenden Wahl: 
gejepes von 1849 verlangte. Der getreue Landtag ergreift gern noch jetzt 
die Gelegenheit, jeine volle Anerkennung diefes Schritt und des feit jener 
Zeit fortwährend von Ew. k. Hoh. eingehaltenen Verfahrens unterthänigft 
auszubrüden. Möge der Tag nicht mebr fern fein, an welchem bie Ber: 
fafſung Deutjchlauds die Möglichfeit bietet, das geftärte Mecht Überall that- 
fächlich wieberberzufiellen !* 


Erflärung des Staatsminifter® v. Watzdorf vor dem Beginn ber 
Debatte: 
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„Ich babe mir, m. HH., lediglich deshalb das Wort erbeten, um zu er: 
Hären, daß, mindeſtens infolge des vorliegeuden Adreßentivurfs, das großh. 
Staatsminifterium ſich nicht veranlaßt findet, an der Debatte einen befondern 
Antheil zu nehmen. Die weimarifche Regierung hat ſeit einer Reihe von 
Jahren die Ueberzeugung feitgebalten und bei gegebener Gelegenheit aud 
außerhalb dieſes Saale ausgefprocdhen, daß eine umfafjende Reform 
unferer Bundesverfaffung eine brimgende Nothwendigkeit geworben 
jei; fie bat weiter bie Ueberzeugung ausgelprochen, daß, wie wünfchensmwerth 
auch Verbeſſerungen im einzelnen Bein mögen, doch eine wirkliche Befriebi- 
gung bes vorhandenen Bebürfniffes nicht eintreten könne, wenn nicht in 
der Weife, wie der vorliegende Entwurf es anbeutet, dem deutjchen Volke 
auch in ber europäifchen Staatenfamilie biejenige Geltung verfchafft werbe, 
die es nach dem Maße feiner materiellen Bebentung und feiner hoben geifti- 
gen Entwidelung in Anfpruch nehmen fann; fie hat ebenfo die Ueberzeu⸗ 
gung ausgeiprocen, daß zu biefem Ziele nicht gelaugt werben fünne, wenn 
nicht in angemefjener Weife dem beutichen Volke au eine Mitwirkung an 
feinen Angelegenheiten gewährt wird, und fie hält endlich die Ueberzeugung 
fett — dies halte ich für nothwendig, beſonders hervorzuheben —, bat ber 
ges und unſchätzbare Vortbeil, den Deutichland durch Keine Zerriſſenheit in 

ezug auf bie innere Entwickelung bat, mit andern Worten, daß die Iräf- 

x tige Entwidelung ver Einzelſtaaten zu dem, wozu fie zunächſt be: 
rufen find, nur gefichert werden kann, wenn nach jener Richtung das allge: 
meine Bedürfniß befriedigt wird. Das großh. Staatsminiterium erkennt 
in dem vorliegenden Entwurf im wejentlichen dieje Gebanfen wieder, und 
deshalb wird es, jufern nicht die Debatte eine befondere Beranlaflung zu 
einem eutgegengejegten Verfahren gibt, an ber Verhandlung fid) nicht weiter 
betbeiligen.” 

15. Febr. (Baden) Don der Tatholifhen Partei werden zahlreiche 
lithographirte Bittfchriften gegen bie bürgerliche Gleichſtellung der 
Israeliten im Lande verbreitet. 

46. „ (Coburg). Der Landtag ertheilt feine Zuftimmung zur Fin: 
führung des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs, richtet aber 
bei diefer Gelegenheit an bie Staatsregierung von neuen bad Cr: 
ſuchen, „ihrerfeits nad Kräften dahin zu wirken, daß Deutſchland 
zu einer politifhen Organifatton gelange, bei welder in Fragen ber 
gemeinfamen beutfchen Gefeßgebung eine gemeinfame Bolfsvertre- 
tung entſcheidend mitzuwirken berechtigt iſt“. 


17. Febr. (Holſte in). Th. Lehmann, das Haupt ber deutſchen Na: 
tionalpartei wird vom Holft. Obergeridte in Glüdftabt wegen feiner 
Betbeiligung an den Beftrebungen des National:Bereins, fpeziell als 
Berfaffer der von 126 Mitglicdern des National-Vereind am 
13. Sanuar 1861 in Kiel unterzeichneten Refolutionen (f. Jahrg. 
1861 ©. 230) freigefprocen. 

21. Gebr. (Preußen). Preußifhe Denkſchrift gegen bie ibentifchen 
Toten dv. 2, Vebr. 

Die Denkſchrift erflärt „vorweg erläuterndb, dag von Preußen zwar noch 
feine Erflärung über die eigentliche Organifation eines ſolchen enger Ver: 
eins (Bundesftaats im Staatenbunde) abgegeben ift, daß die identifche Note 

. aber vorausſedt, es fei ein Bundesſtaat mit einheitlicher Spike gemeint, an 
welche fih das Recht des militärischen Obercommanbo’s, fowie berjenige ber 
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Bertretung ber einzelnen Staaten nach Außen knüpfe“, fucht dann einläßlich 
dag von Preußen aus Art. 11 des Bundesvertrags abgeleitete Unionsrecht 
zu vertheidigen und ſchließt mit einer fpeziellen Hinweiſung auf die Stel: 
hung, welde das Wiener Cabinet zu ber Frage der Umgeſtaltung ber Yun: 
desverfaflung zu jener Zeit eingenommen bat, als dieſe Berfarfung provi⸗ 
ſoriſch in ganz andere Jſormen übergegangen war. „Denn es beſteht, abge⸗ 
ſehen von letzterem Umſtande eine wichtige Analogie in den betreffenden 
Verhältniſſen. Fürſt Felix Schwarzenberg erkannte in feinem dem Reichs⸗ 


kage von Kremſier am 27. November 1848 vorgelegten Programm unum⸗ 
mwunden au, daß durch das Aufammenjchließen ber deutihen Bundeslande 


Oeſterreichs mit feinen Übrigen Kronländern In einer zentralifirenden Ge 
jammiwerfafjung eine abgefonderte Geſtaltung ber deutfchen Verhältniſſe noth- 
wendig werde und daß die flantlihen Beziehungen Oeſterreichs zu Deutſch⸗ 
Tand ſich erft nach beiderfeitiger Verfaffungsverjüngung würden beflimmen 
laſſen. Die zentralijirende Berfaffung vom 26. Febr. 1861 verſetzt Oefter: 
reich in ein ähnliches Verhältniß, und fchwerli vermögen feine leitenden 


. Staatsmänner fhon jetzt die Stellung zu überjehen, welde der Kaijerftaat 


einzunehmen haben würde, wenn bie Trage der Bunbesform ernftlich zur 


.Löjung gebracht werben ſollte. Deshalb kann die eigentliche Bebeutung 


‚bes mit der Webergabe der identifchen Note gethanen Schrittes insbeſondere 
nur darin gefunden werden, daß das Wiener Kabinet damit in entfchiedener 


Weiſe feine negative Haltung gegen jedes ernftliche Vorgehen Preußens in 


ber Bundesrejorm bat zu erfennen geben wolle.“ 


21. Febr. (Koburg-Gotha). Der vereinigte Landtag verwirft ein 
ihm von der Regierung vorgelegtes Regierungsverwefungsgefep. 


22, 


CKurheſſen). Der fog. Heffenverein proteftirt gegen die Eins 


“-mifhung des Preuß. Abg.-Hauſes in die Kurhefliihen Angelegen- 
- beiten burdy eine Eingabe an dasfelbe und macht bavon dem Preuß. 


Herrenhauſe Mittheilung: 
. „Im Vertrauen anfdie tiefe Einficht, im Vertrauen auf die für das ganze 
chriſtlich⸗ monarchiſch-landſtändiſch gefinnte Deutjchland vorleuchtende Hoch: 


herzige Haltung und im Bertrauen auf den ächten preußiſchen Ehrenſinn, 


“wodurch das preußiſche Herrenhaus als hellſchimmernder Stern in dem fin: 


ſteren Menſchenwirrwarr auf feiner Bahn weithin erglänzt — erlanben wir 


und, ohne. ein weiteres Wort beizufügen, die an das Haus der Abgeorbneten 
des Preußenlandes gerichtete Eingabe bierneben abſchriftlich in tiefer Verch⸗ 
rung zu überreichen“. 


25. Febr. (Preußen). Die Commillion des Aby.:Haufes einigt fich 


über einen gemeinfamen Antrag in ber beutfchen Trage. 


„Zn Erwägung, 1) daB das Necht des beutichen Volkes auf flaatliche 
Einigung als gebieterifhe Forderung feiner nationalen Eriftenz und als Er» 
gebniß ſeiner Geſchichte unbeftreitbar feitfieht, wie basjelbe einft in ber Vers 
faffung des deutſchen Reichs und neuerdings in der Berufung ber beutichen 
Nationalverfammlung, in ber von ihr eingefehten und von allen beutichen 
Regierungen anerfannten Centralgewalt und in der Reihsverfafjung 
von 1849,einen flaatsrechtlichen Ausdrud fand, daß diefes Recht auch in 
allen bewegteten Epochen der vaterländiichen Gedichte von ben Regierungen 
wie von dem Bolfe anerfanıt und in der preußijchen Verfaſſung jogar aus⸗ 
drücklich vorbehalten worden ift; 2) daß nur eine feftere Verbindung der 
deutihen Staaten, 'ale fie das völferrechtlihe Band des deutſchen Bundes 
gewährt, den geiſtigen, politifchen und ökonomiſchen Intereſſen des deutſchen 
Volles entſprechen und bei der ſchwankenden politischen Lage Europa's nicht 
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länger binausgefhoben werden kann, ohne felbft bei einer ungewöhnlichen 
Anſpannung der Volkskräfte die Macht, die Unabhängigkeit und die Eri- 
ftenz des engeren ypreußifchen, wie bes weiteren deutſchen Vaterlandes zu ges 
fährden; 3) daß Se. Maj. der König in der Thronrebe, und neuerlich meb: 
tere der einflußreichften deutfchen Regierungen in ihren &taatsfchriften bie 
völlige Umgeſtaltung der deutfchen Bundesverfaffung, wenn auch in ſehr ver⸗ 
ſchiedenem Sinne, als eine unumgänglihe Nothwendigkeit ‚ausgefprochen 
baben und daß ſowohl der Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten, "unter 
entſchiedener Zurüdweifung unberehtigter Einſprüche, wie die großh. badiſche 
Regierung in ausflihrlichererMotivirung anf- eine bundesflnatlihe Organi⸗ 
fatton innerhalb des weiteren Bundes als die einzig mögliche unb genü- 
gende Reform hingewieſen baben; 4) daß In der That nur die Herftellung 
einer einheitlihen BZentralgemwalt zur Leitung der. militärifchen, 
diplomatifchen und bandelspolitifchen Angelegenheiten in feit begrenzter Kom» 
petenz unter Mitwirkung einer beutfhen Volksvertretung bie, Wahr: 
nebmung ber gemeinfhaftlichen Intereſſen ber Nation bei voller Auf: 
rechthaltung der Innern Selbſtſtändigkeit der Einzekſtaa— 
ten fihern kann; 5) daß aber eine folche Zentralregierung untet Theil: 
nahme der beiden deutſchen Großmächte ımd ein Eingehen Oeſterreitchs auf 
eine bunbesftaatlihe Verfaflung bei der unldslichen Verbindung feiner. deuts 
fchen Provinzen mit außerdeutſchen. Ländern und bei feiner durch außer: 
deutſche Intereſſen beftimmten europäifchen Stelung völlig unmöglich 
ift, während die polttifhen Sntereffen Preußens und der übrigen deuiſchen 
Länder durchaus zufammenfallen, und daß ſogar die eigeuen : Jiterefien 
Deflerreich8 die fohleunige Konftitwirung eines mächtigen deutfhen Rundes⸗ 
ſtaates zur Stärkung ſeiner deutihen Elemente fordern, daß baber, bei aller 
Sympathie für die deutſch-öſterreichiſche Beyölkerung, mit Deſterreich nur 
das völkerrechtliche Bundesverhäliniß gewahrt werben kann, und daß in dem 
die übrigen Staaten Deutjchlands umfaffenden Bundesſtaate deu. realen 
Machtverhältniſſen entſprechend nur die Krone Preußens in der Lage fl, 
die Zentralgewalt zu üben; 6) daß Sei dem untrennbaren Zuſammenhange 
einer nationalen und liberalen Politik bie f. Staatsregierung mur durch 
ein rückhaltloſes Eingehen auf das beredtigte, Verlangen dee dekutſchen 
Volfes und dur den gleichzeitigen freifinnigen Ausbau ber preltßiſchen 
Berfaffung die zur Erreihung diefes großen Zieles notbwenbigew Sym: 
pathien Deutfchlands erwerben kann, daß gegneriſchen Berebungen gegen: 
über ein entjchiebenes Handeln unabweislih ift und daß bie deutſchen Lan: 
besvertretungen fo berufen wie verpflichtet find, für bie nationale Einigung 
Deutichlands ihr polltifches und mioralifches Gawicht in die Wagſchale zu werfen: 
beantragt der Ausſchuß, das Haus der Abg. möge für nothirendig erklä⸗ 
ven: 1) daß bei ber dringend gebotenen Reform ber deutſchen Bundesverſaſſung 
zwiſchen dem öſterreichiſchen Bundesgebiete und dem übrigen Deutſchland ein 
unlösliches Bundesverhältniß erhalten wird; 2) daß innerhalb dieſes weiteren 
Bundes Preußen und die Übrigen Staaten, unbefchadet ihrer inneren Selbfi« 
ſtändigkeit, fich bezüglich ber militärifchen, diplomatifchen unb handelspolitis 
[hen Angelegenheiten zu einem engeren Bunde vereinigen, "in welchem bie 
Krone Preußen die einheitliche Bundesregierung führt und eine gemeinſame 
Nationalvertretung die Mitwirkung bei ber Gefeßgebung und die verfaſſungs⸗ 
mäßige Kontrole über die Bundesregierung übt, 3) baß die k. Staatsre- 
gierung im vollen Bewußtfein ihres beutfchen Bernfs biefe bundesſtaatliche 

ganiſation offen als bas Ziel ihrer Politik binftellt und zunädhft durch 
Bereinbarungen mit den deutſchen Staaten ihrek Wermirflihung entgegenzu: 
führen firebt”. : 


27T. Gebr. (Preußen). Der Regierungscomaniffär erflärt fi ſchließ⸗ 
lich mit der von der Commiſſion bes Abg.⸗Hauſes am 25. vereins 
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barten Faſſung des Antrages weder nach Form noch nach Inhalt 
einverſtanden: 


„Die k. Regierung betrachte das Bundesrecht als Ausgangspunkt, bie 
Bereinbarung als Mittel, ben Bundeaſtaat als Ziel; letzterer jei aber aus 
praktiſchen Rüdfihten nad feiner Ausdehnung und nach feiner Kompetenz 
unbeſtimmt zu laſſen. Es haudle fi gegenwärtig nicht, wie 1849, darum, 
am Gtelle ber aufgehobenen Bunbesverfallung eine neue Konſtruktion zu 
fegen: vielmehr beſiehe jeßt eine Bundesverfafjung, unb andere Regierungen 
feien beftrebt, eben biefer Bundesverfaſſung nad der Seite bes inneren 
Staatsrehis die möglichite Ausdehnung zu geben. Preußen trete einerjeits 
biefem Beltreben vernelnend entgegen, indem es den Bundestag auf das ges 
nauefte Maß feiner Kompetenz bejhräntt wiſſen wolle; andererſeits gehe es 
auf dem Wege freier Bereinbarung und einzelner Verträge pofitiv in ber 
Richtung einer bundesflaatlichen Sinigun vor. Eine -zu ſcharfe Beſtim⸗ 
mung dieſes engeren bunbesftaatlichen Verbandes nach feinen äußerlichen 
Grenzen, wie nah feiner Kompetenz eutſpreche ber Sadlage nicht 
and Fönme auf bie bejreunbeten Regierungen ungünſtig wirken. Deshalb 
erjcheine die Faſſung ber NRefolutionen 1 und 2 nicht zwedmäßig, weil bie 
Präzifirung des territorialen Umfanges des fünftigen Bunbesflants, durch 
welche Defterretich neben denſelben geitellt werbe, und ber Ausbrud „Bundes: 
regierung“ bie gegnerifche Politif Härten, weil Megierungen und Volker ben 
Schein eines Hinausdrängens Defterreihs zum Hebel gegen Preußen be= 
nußen und ein Hineinzwingen aller übrigen Staaten heftig beitreiten wür⸗ 
den. Die Forderung der Refolution 3 endlich, daß die bundesftaatlihe Or⸗ 
gantjation offen als Ziel hingeflellt und zunächſt“ durch Vereinbarungen 
ihrer Berwirklihung entgegengeführt werde, fei ein Hinbrängen auf 
einen Weg, ber eine Drohung einfchließe und zu bebenklihen Aus⸗ 
legungen Anlaß geben könne“. 


28. Febr. (Preußen). In Folge der Erklärung des Reg -Kommiffäre 
befchliegt die Kommifjion des Abg.:Haufes, auf eine Einigung mit 
ber Regierung bezüglich des im Haufe einzubringenden Antrags in 
der beutichen Frage zu verzichten und bemgemäß auch die ber 
Regierung gemachte Conceffion, welche in der Uebergehung ber 
Nichtrechtsbeſtändigkeit des Bundestags beftand, zurüdzunehmen. 

Mit allen gegen 2 Stimmen erhält bie zweite Erwägung den Zufaß: 
„Zumal da es bem jeklgen Bunde bei ber Ohbnmadht des nicht 
mehr zu Recht beitehbenben Bundestags an. jebem wirkfamen Or⸗ 
gane fehit.“ Am Schlufje der Refolution 2 fol gefagt werben „in weldem 
(engern Bunde) die Krone Preußen bie einheitlihe Bundesregierung führt 
und durch eine gemeinfame parlamentarifche Vertretung für Freiheit und 


Recht des deutſchen Volks bie unerläglichen Garantien geboten werben.” Re⸗ 
folutton 3 wird geftrichen. 


Der ben Antrag begleitende Bericht äußert fih über ben prinzipiel- 
len Standpunft der Kommiffion im Gegenfa gegen benjenigen ber Re⸗ 
gierung folgendermaßen : 

„+. Die große Mehrheit der Commiſſion glaubte auf die (von der Regierung 
gewünfchte) Weglafiung der Erwägungsgründe nicht eingehen zu bürfen, weil 
fie zur Erläuterung und Würdigung ber Schlußanträge erforberlich fink. 


Ebenfo Tonnte fie ſich nit entichließen, die geitellten Anträge zu mobifiziven. 
Sie ift der Anſicht, daß die Volfsvertretung ſich nicht auf den BP" 
3° 
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matiſchen Standpunkt ſtellen darf. Bei ben Gegnern und namentlich bei 
manchen deutſchen Regierungen wird ſich Anſtoß und Widerſpruch doch nicht 
vermeiden laſſen; ſie werden der preußiſchen Regierung ſchon aus den Mög— 
lichkeiten, weiche die Note v. 20. Dec. v. J. ausſpricht und aus ihren ſpaä⸗ 
teren Erklärungen die Conſequenzen ziehen, welche die beantragte Reſolution 
als das Ziel ber bundesſtaatlichen Entwickelung hinſtellt. Die Freunde 
Preußens in Deutſchlaud erwarten und verlangen die offene Forderung, 
das unumwundene AUusfprechen Preußens gegenüber dem früheren Ab— 
lehnen und Zögern. Das Haus ber Abgeorbneten bat keinen Grund 
zur Zurütkhaltung in diefer Sache. Wenn ſich die Lanbeövertretungen der 
deutſchen Staaten mebr und mehr für das gleiche Ziel erflären, jo mird 
* auch auf die Regierungen Einfluß üben und praktiſche Erfolge herbei⸗ 
führen. 

n... Eine fpecielle Erdeterung fand binfichtlih des Bundestages flatt, 
ben die Gommiffion in ihren Erwägungsgrfinden nicht blos ale machtlos 
und ungenügend, fondern auch als nicht mehr zu Recht beſtehend bezeichnet 
hat. Der Herr Minifter der ausw. Angelegenheiten erflärte: man könne 
den Bırndestag für wenig wünſchenswerth erachten, ſeine Wiederheritelung 
bedauern, aber da alle Regierungen zu ihm zurüdgefehrt, beftehe er rechtlich 
wieder; 1849 fei die Pofition eine andere geweſen, damals fer bie Bunbes- 
verfaffung aufgehoben und eine andere zu vereinbaren geweſen; jekt, nuadh: 
dem er 11 Sabre wieder befanden, fünne Preußen unmöglich das Recht des 
Bundestages beftreiten, fordern nur von dem Bundesreht ausgehen. Wie 
Mehrheit der Commiſſion nimmt dagegen an, daß zwar ber Bund von 1815 
ſelbſt mit feinen Rechten und Nflichten fortbefteht und immer fortbeftanden 
bat, daß aber der Bundestag burd das Gefe vom 28. Juni 1848 enb: 
gültig und für immer aufgehoben worden ift, wie das nody 1850 von meh: 
reren Regierungen und auch von Prenßen jelbft behauptet warb. Die völfer: 
rechtlichen Bundespflichten find obne Zweifel nicht aufgehoben worden, mũſſen 
and ferner von allen und gegen alle Staaten erfüllt werben. Aber die Be: 
rechtigung des Bundestages war zu Ende, und diefe Fonnte nicht ohne Su: 
fimmunug ber Landesverfretungen wiederbergeftellt werden. Eeit der einfei- 
tigen Reactivirung durch die Regierungen i er nur als ein Geſandten⸗Gon⸗ 
greß mit völferrehtlihen Befugniffen zu betrachten, konnte aber nit in die 
Rechte und Befugniffe des alten Bundestages nach Innen wieder eintreten. 
Die Commiffion kann in Betreff des Verhaltens dem Bunbestage gegenüber 
nur dem negativen Verfahren der k. Staatsregierung zuſtimmen, welches ben 
Bunb auf feine rein völkerretlihe Grundlage, auf feine Beſtimmung, die 
äußere Sicherheit der Bundesländer zu garantiren, einſchränkt, Feine Heber- 
Ihreitungen feiner Competenz, feine Einmifhung in innere Angelegenbeiten 
zuläßt, alles Staatsrechtliche als ungehörige Auswüchſe abſchneidet. Die 
mittelftaatlihen Regierungen ſuchen Gefege und Einrichtungen (wie Bun— 
desgericht, Givil- und Criminal: Proceg Ordnung, Maß und Gewidt, Nach 
drud: und Patentgefege, Flotte und Küftenvertheidigung) an den Bunb zu 
ziehen, zum Theil offenbar nicht um der Sache willen, fondern nur um 
Dbjecte zu haben, durch deren Behandlung Recht und Macht des Bundes 
erweitert, oder Beſtrebungen Preußens durchkreuzt werden follen, wie dieß 
Beiſpiels halber bei der vorgefchlagenen Organifation der Flotte und Küſten- 
vertheidigung klar hervortritt, da für biefe wegen der bei Einführung treuer 
Laften nothivendigen Stimmeneinheit fhon um ber holfein’Ihen Stimme 
Dänemarks willen jedes Rejultat unmöglid iſt. Diefen Beftrebungen ge- 
genüder muß obne Zweifel, aud abgefehen von ber Geringfügigfeit der zu 
erwartenden Erfolge, die Autonomie Preußens und das verfaffungsmäßige 
Recht der Factoren feiner Geſetzgebung ftrenge gewahrt werden. Poſitiv in 
bundesftantliher Richtung vorgeſchriiten, ift Preußen bisher nur 
durch Vereinbarungen Über einzelne Angeleg enheiten, wie in ben Verträgen 


Ventſchland. 37 


über das Heimathsweſen, den Militär-Conventionen, vor Allem in bem 
Zollverein. So ſehr nun auc dergleichen Ginzelverträge eine Gemein: 
ſamkeit faatliher Intereffen begründen und Preußen in materieller Hinficht 
für andere Staaten unentbehrlih machen mögen, fo zeigt doch fon bas 
Beifpiel des Zollvereins, daß auf diefem Wege alleiı Feföft burch große 
materielle Opfer Preußens weſentliche politifche Erfolge nicht zu erreichen 
find. Es fol nicht in Abrede geſtellt werden, daß in ſolchen Dingen durch 
einen Druck auf freimde Bedürfniſſe und durch Sprödigkeit gegen frembe 
Anfprüde bedeutendere Refultate erzielt werden können, und hoffentlich 
beim Ablauf der Zollvereinsperträge werden erzielt werden. Indeſſen zu ei: 
ner wirklichen bundesflaatlichen Organijation werden Vereinbarungen biefer 
Art niemals führen. Unter den Vereinbarungen, welche fie empfiehlt, ver: 
ſteht die Commiſſion vorzugsweife ſolche, welche direct auf die Herſtellung 
eines Bunbesftaates gerichtet find. Auch für diefe mag man fich gegen un: 
befugte Einfprüde auf Artifel 14 der Bundesacte oder Artikel 6 der ak 
acte berufen. Die Sommiffion glaubte jeboch in ber vorzufchlageiden Re 
Iution felbft weder auf diefe Beftiimmungen, noch auf’ die bisherigen Verein: 
barungen ber k. Regierung binmeifen zu bürfen, weil fie body zur Erreichung 
des vollen Zieled nicht genügen. Die Reorganifation Deutſchlands muß 
nicht auf einen Artitel der Bundcesperträge, fordern auf bad na- 
tionale Bedürfniß und die nationale Berehtigung geftükt 
werden. Die Nothwenbdigfeit rechtfertigt auch die Abweichung von ber 
Bundesacte. 

„Die Commiſſion iſt ſich vollkommen bewußt, daß die Politik, welche fie 
befürwortet, von einer theoretiſchen Conſtruction ausgeht, und eine Wieder⸗ 
aufnahme der Unionspolitif von 1849 involvirt. Wlein bie Möglichfeit 
uud das Wünfchenswertbe einer ſolchen bunbesftaatlihen Conftruction bat 
die E. Staatsregierung bereits jelbft in der Note vom 20. Tec. 1861 aus: 
geführt. Und die Unionspolitif ift im Sabre 1850 nicht an ber unabän- 
derlihen Natur ber Dinge, fondern nur baran geſcheitert, daß bie dama⸗ 
lige Regierung die angeſtrebten Zwede nur mit halbem Herzen, ohne Ener: 
gie, im alleinigen Vertrauen auf den guten Willen widerfirebender Regie: 
rungen verfolgte, wie andererſeits das Frankfurter Barlament an dem Man: 
gel wirkiiher Machtmittel gefeitert war. Seitdem ift bie Erkenntniß ber 
wahren flaatlihen Bedürfniſſe und Intereſſen, das Gefühl der Nothwendig⸗ 
feit ſowohl ber Zwede wie der Mittel überall gewachſen. Es iſt nicht zu 
fürchten, daß Preußen abermals zu einer Umkehr und einem Aufgeben jet- 
ner Politif genöthigt werben Tönnte, wenn e8 diefelbe mit ernflem Willen 
und rüdhaltiofer Energie verfolgt, geſtüßzt auf die nationalen Intereſſen bes 
beutichen Volles und derjenigen Regierungen, welche fid) ber Würdigung 
derſelben nicht verjchließen.” 

„Ohne Zweifel wird das Ziel nicht in einer nähften Zukunft, nicht auf 
einmal in feinem ganzen Umfange erreicht werben. Auch die volfte und 
algemeinfte Ueberzeugung von der Unbaltbarfeit ber gegenwärtigen Ber- 
faffungeguftände hat von, 1815 bis 1862 zu feinen pofitiven Neugeftaltun: 
gen geführt. Der Widerſtand mächtiger hiſtoriſcher Verhältniſſe wird ſich 
nur unter außergewöhnlichen Umſtänden überwinden laſſen. Bon verſchie⸗ 
denen Seiten her wird deshalb auf Ereigniſſe ſpeculirt, welche bie wider⸗ 
firebenben Souveränitäten hinwegfegen folen, fe es von Innen ober von 
Augen. Im vorigen Jahre ift in dem hohen Haufe geäußert worben : nur 
in der Außerften Noth Preußens und Deutihlands wird es. zur Einigung 
Tommen, aber wir müflen mit Entſchiedenheit fagen, was wir wollen, wenn 
biefer Zal eintritt. Dem Andrängen ber gegnerifhen Regierungen gegen: 
über erſcheint es mehr als je geboten, offen und Klar das Ziel auszuſprechen, 
welchem die Entwidlung der Gelchichte und bie Nothwendigkeit der Dinge 
entgegenſtreht. Deuiſchland muß wijfen, daß Preußen bereit 
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if, feinen Beruf zu erfüllen. — In dielem Sinne empfiehlt bie 
Gommiffion ben hohen Haufe die Annahme ber ihrerſeits vorgefchlagenen 
Refolution.” (Dal. 11. März). 


28. Febr. (Württemberg). Eine Note des Hl. Stuhles beantwortet 


eine Darlegung der Regierung in Betreff der Tatholifd) = kirchlichen 
Angelegenheiten (ſ. Jahrg. 1861 ©. 69) dahin, daß 
„bie Kurie zu dem neueften Schritt der F. Württemb. Regierung im der 


Kirchenfrage zwar ihre Zuſtimmung nicht ertheilen fünne, bagegen wolle fie 


davon abftehen, einen fürmlichen Proteft negen ba Verfahren der Regie: 
rung zu erheben, vielmehr fei fie von ber Loyalität ber Regierung über: 
zeugt, daß fie ihren Verpflichtungen gegen bie Katholifen tes Königreiche 
in wahrhaft loyaler Weife bei Handhabung ber Geſetze Rechnung tragen 
werde.“ 


1. März. (Preußen und Oeſterreich) verſtändigen fi über ein 


3. 


gemeinfames Borgeben in ber Kurheſſiſchen Frage. 
„ Der in Berlin verfammelte Ausfhuß bes Nationalverein® 
erläßt eine Anfprade an die Vereinsgenoſſen: 


„Der Rationalverein in feinen Anfängen war ein Product ber nationalen 
— wie fie ſich auch dem Blodeſten während der Ereigniſſe bes 

ommers 1859 offenbarte. 

„... Keiner erwartete wohl augenblickliche Erfolge. Niemand durfte 
ſie erwarten. Es galt, den Boden vorzubereiten, den Muth und das Selbſt⸗ 
vertrauen zu heben, das neu erwachte nationale Bewußtſein zu ſtärken und 
der Bewegung die richtigen Ziele und Wege zu zeigen. Nicht gewillt, ſtatt 
bes Bundesſtaates ben Einheitsſtaat, ſtatt ber — 2 — die Revolution zu 
proclamiren, mußten wir in Preußen ben mächtigſten deutſchen Staat er⸗ 
bliden, welcher allein im Stande war, bie zerftreuten Kräfte ber Nation 
wirffam zufammenzufaflen und zugleich durch feine eigenen Intereſſen un: 
widerruflih an das Auterefie der ganzen Nation gebunden war. — Wir 
bandelten nicht im Vertrauen auf die augenblickliche preußifhe Re: 
gierung, auf biefen und jenen Minifter, uns leitete allein bie Ueberzeugung, 
dag, unbefümmert um das Wibderfireben @inzelner, bie Nothwendigkeit ber 
Dinge und die Einficht des preußiſchen Volkes dieſem Staate ſchließlich 
diejenige Richtung geben werbe und geben müffe, welche durch feine ei⸗ 
genen, wie bie Intereſſen ber beutfchen Nation gleich gebieterifch erheiſcht 
wird. — Die nationale Partei ift nicht abhängig von ben Meinungen eines 
jeweiligen Minifteriums, von feiner größeren ober geringeren Fählgfeit und 
Thatkraft. Sie wendet fi an das dentſche Volk, fie vertritt die ewigen und 
unvergänglichen Intereſſen unb Bebürfnifie ber Nation, fie flügt fi auf 
bie durch diefe gegebene Nothwendigteit der Entwidlung der Dinge. — 
Und fie bat fih hierin nicht getäufcht. Der Erfolg beweist es. Das na⸗ 
ttonale Bewußtſein ift in ganz Deutichland Iebendig geworden. Eine große, 
gteig reale und ideale Bewegung bat fich der Geiler bemächtigt. — Der 

laube an bie große deutſche Zukunft wächst von Tag zu Tag. Die Un: 
baltbarkeit ber jegigen Gefammtverfaffung und bie dringende Nothwenbigs 
a ber Reform wagen felbft ihre bisherigen Vertreter nicht mehr zu ver: 

ugnen. 

„.... Haben wir noch Feine unmittelbaren Erfolge erreicht — wer von 
Euch fieht nicht, daß wir nach einer Thätigkeit von kaum mehr ale zwei 

ahren zu fiegen beginnen? — Der Gegenfab ber Meinungen zwifchen 
ord⸗ und Sübbeutichland mildert fi mehr und mehr und fängt bier und 
ba an, gänzlich zu verfhmwinden. An die Stelle bes früheren vereinzel: 
ten Ringens in den Einzelſtaaten {fi ein gemeinfames planmäßiges 
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Handeln der nationalen Partei aller Stämme und Staaten möglich ge⸗ 
worden. — Mit der Einſicht in die richtigen Ziele und die praktiſchen Mit⸗ 
tel, ſie zu erreichen, iſt die allgemeine Uebereinſtimmung gewachſen. Das 
preußiſche Volk iſt mit Energie in den Kampf um die böchften nationalen 
Güter eingetreten. Es begann — bie Bildung der beutichen Fortſchritts⸗ 
partei und bie Wahlen zum Abgeordnetenhaus haben es bewielen — ben 
beutichen Bruberflämmen offen die Hanb zu reihen. — Wenn andere 
deutſche Regierungen, bie badiſche, weimarishe und coburg-gothaiſche, fidh 
Ihon herzhaft und rückhaltslos unter dem Beifalle der Ratton ber nationa⸗ 
len Bewegung angeſchloſſen haben, wie lange wirb bie preußifce 
Regierung fi ibr noch untbätig entziehen Tönnen? Hat bei 
ſchon jegt Graf Bernftorff die Gründung eines Bundesflaates mit eins 
beitliyer Gentralgewalt und deutſchem Rarlament als Ziel ber preußi- 
chen Politik aufgejtelt. — Das Ziel — eine Lebensirage zugleich für den 
Preußischen Staat — Ihr wißt e8, iſt nur zu erreichen durch ein Bünd⸗ 
nıß mit dem einzigen treuen und mächtigen Bundesgenofien, dem beutfchen 
Volke, durch ein entfchiebenes und entichloffenes Eingehen auf feine und 
bes eigenen Volkes Bedürfniſſe. Wenn bies jeder im Volke fieht, wie lange 
wird bie auch in ber Bernftoffihen Rote enthaltene Täuſchung ber 
Etaatsienfer Stich Halten, daß fo große Dinge allein burh biplomas 
tifhe Verhandlungen mit — — widerwilligen Re 
gierungen zu Ende zu führen ſeien 

„Wer von Euch möchte unter dieſen Umſtänden ſchwanken und verzagen? 
Der von Euch wird nicht im Gegentheil das Vereins⸗Programm durch bie 
bisherigen Grfahrungen und Erfolge für bewährt halten, und es um jo 
mehr für feine gebieterifche Pflicht erkennen, mit allen erlaubten Mitteln 
ben Particularigmus zu befämpfen, das nationale Bewußtfein zu flärfen, 
die Einſicht in die wichtigen Fragen und Mittel allgemeiner zu machen und 
jeleft das Vertrauen feit zu halten, baß bie beutiche Nation endlich eine 
Geſammwerfaſſung, welche durch ibre geifligen und materiellen Sinterefien 
gleichmäßig geboten if, erfämpfen wird. — Thue doch ein Jeder jeine 
Schuldigkeit. Erobern wir nach und nad alle beutichen Volksvertretungen, 
en und organifiren wir alle aufgeflärten und vorwärtsſtrebenden 

räfte der Nation dur die Mittel gefetlicher Agitation, brechen wir durch 
bie ſchließlich unüberwindliche Macht der allgemeinen Meinung ben ſchon 
verzagter geleifteten Widerftand ber Gegner, bewegen wir bie Gleichgültigen 
und Schwachen, fih für und zu emticheiben und ſich nicht länger dem 
Ringen der Nation zu entziehen — bann ift ber Erfolg gefichert. — Ben 
wahren Batrioten muß die Gewißheit, ja, bie Bahıfheintißteit des ſchlie ß⸗ 
lichen Sieges genug fein; nur der Selbſtſüchtige fühlt ſich abhängig von 
einem Grfolge, deſſen Früchte ihm unmittelbar zu Gute fommen. — Die 
bisherige Haltung des deutfchen Volkes, die von den Mitgliebern bes Na⸗ 
tionalvereins bewiefene Ausdauer gibt uns bie Zuverficht, daß auch in ber 
Zukunft die nationale Partei in diefem Sinne kämpfen und ſchließlich 
fiegen wird. Uns hat die Noth bes PVaterlandes zufammengeführt, uns 
wird die Fortdauer der Noth untrennbar vereint finden.“ 


4. März. Der Ausfhuß des Nationalvereins genehmigt bie ſchon 
feit Ende 1861 erfolgte Einftellung der Ablieferung ber Flotten⸗ 
gelder an das Preuß. Kriegsminiſterium. 

5. „ (Hamburg). Die Bürgerfchaft entſcheidet fi für Einführung 

ber Gewerbefreibeit. 

„ (Bundestag). Gemeinfamer Antrag Oeſterreichs uud Preuf- 

ſens Behufs endlicher Löfung ber Kurheſſiſchen Frage: 
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„Die kaiſ. Oeſterr. und die kgl. Preuß. Regierung In der Erwägung: 
baß bie hohe Bundesverfammlung fih ihre fchlieplihe Erklärung über die 
Erledigung der Berfaffungsangelegenbeit des Kurfürftenthums Heſſen vorbe: 
Halten Hat; daß auf der Grundlage der Berfaffungsurfunden v. 13. April 
1852 und vom 13. Mat 1860 ein Einveritändniß zwiſchen der Kur 
fürftlichen Regierung und dem Lande Kurheſſen nicht bat erzielt werden 
koͤnnen; daß der Bunbesbeihlug vom 27. März 1852, wenngleich er bie 
bundeswidrigen Beftimmungen ber früheren Berfafiungegefege nicht im 
Einzelnen bezeichnet bat, grundſätzlich doch nur eine Nevifton dieſer Gefege 
nach bundesrechtlichen Gefichtspunften bezweckte; daß die enbliche Herſtellung 
eines geficherten und alljeitig anerfannten Rechtszuſtandes in Kurbefien im 
bringenben Intereſſe des Landes wie des gefanımten Deutfchlands Liegt — 
tragen darauf au — die hohe Bundesverſammlung möge die Kurfüritliche 
Reglerung auffordern: unter Berädfichtigung der bundesrechtlich verbürgten 
Standichaftsrechte der Mebiatifirten und der Neichsritterfchaft geeignete Ein: 
leitung zu treffen, bamit bie im Sahre 1852 außer Wirkffamfeit geſetzte 
Verfaſſung vom 5. Januar 1831, vorbehaltlich derjenigen zunächſt auf ver: 
faffungsmäßigem Wege zu vereinbarenden Abänderungen, welche zur Her: 
ftelung ber Uebereinſtimmung mit den Bunbesgefegen erforderlidy ſind, 
wieder in Wirkſamkeit trete.” 


In derſelben Sitzung befhließt die Bundesverfammlung: 

„Eine Spectalcommiflion, welche zu bejchiden, ven Bunbesregierungen an: 
heimgefielt wird, mit dem Auftrage einzufegen, mit Berudfihtigung der 
von einigen Regierungen in den »Sundestagsfigungen vom 12. und 20. 
Juli 1860 und 20. Juni 1861 vorgelegten oder in Ausficht geflellten Dent: 
Ihriften und Borarbeiten, fowie nach etwa erforderlichen örtlichen Befichti- 
gungen diejenigen VBertbeidigungsanftalten der dertſchen Nord— 
und Oftfeetfüften, melde als gemeinfhaftliche Anftalten und Einrichtun: 
gen des Bundes zur Ausführung zu bringen und zu unterbalten fein wür— 
den, in ihren allgemeinen Umriſſen und wefentliden Beflimmimgen gut: 
achtlich zu bezeichnen.“ Dieſe Commiflion fol binnen 5 Woden in Sam: 
burg zufammentreten. 


‚10, März, (Sahfen: Weimar). Der Landtag erflärt fi auf den 
Antrag des Abg. Yries mit 16 gegen 15 Stimmen für Auf: 
hebung der nach ben Bundesbeſchlüſſen von 1854 ergangenen Ge⸗ 
fee über Preß- und Vereinsweſen. | 

Staatsminifier von Watzdorf: „Ter Bundes: 
tag fei Ja nur ein völferrechtliches Inſtitut und baher nicht befugt, 
in die inneren VBerbältniffe der einzelnen Etaaten einzugreifen. Doc 
fei ihm nach ben Beflimmungen bes Bundesrechts geftattet, in beflimm: 
ten Fällen feine Befugniß ausbehnen zu fünnen, was auch auf bie 

, Preßgefepgebung feine Anwendung finde. Bon biefem Rechte babe der 
Bund in feinem Beſchluſſe vom 6. Juli 1854 Gebrauch gemacht und fei er 
volllommen dazu competent gemweien, dies zu thun; denn in feinem Be: 
ſchluß vom 3. März 1848 habe ber Bundestag bei Gewährung der Prep: 
Dee für die einzelnen Bunbesftaaten zugleih auch auf die nöthigen Ga: 
rantien gedrungen. Diefe wären aber in vielen Staaten nicht vorhanden 
geweſen. — Die Rechtsbeſtändigkeit bes Bundestags ftebe für ihn 

jet. Er jei einmal das ftaatsrechtliche Band, welches tie Eingelregierungen 
zufammenbalte; er fei zwar ald Organ ber Regierungen aufgehoben wor: 
ben, aber der Bund felbft fiehen geblieben. Die Regierung Beton fei ent: 

ſchieden pas ben Fries'ſchen Antrag; fo fehr er auch für eine Bundes⸗ 
reform jei, werde er boch jeber Ueberſtürzung, nach welder Seite fie fi 
auch kund gebe, entgegentreten.“ 
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10. März Das Gentraleomits für das erfle deutſche Schäenfeft in 
Frankfurt ladet die Schweizer Schüten officiell zur Theilnahme ein: 
„Die deutihen Schüten entbieten Euch brüderlichen Gruß und Hand: 
flag. Wir grüßen bie Schweizer Schüßen uub mit und in ihnen das 
Schweizer Boll — Was wir anjtreben, Ihr habt's erreiht: Stärke 
burh Einheit, Wehrfähigkeit de8 Ganzen durch die Wehrtüchtigfeit aller 
Einzelnen. In Euern großen Nationalfeften, ben eidgenöfliiben Bundes: 
ſchießen pflegt und nährt Ihr die Liebe zum Baterlande, begciftert Ihr bie 
Jugend zum Opferbienfte der Freiheit! — Wohlan denn! Euer Borbilb 
zeigt uns den Weg zur a... bes Bieles. Im vorigen 
Zahre warb auf dem eriten deutfchen Schuͤtzenfeſte in Gotha der beutiche 
Schügenbund gegründet, in biefem Jahre feiern wir das erfte beutiche 
Bundesſchießen. Tasfelbe findet in den Tagen vom 13. bis 19. Juli 
1862 in Frankfurt a. M. Statt. — Auh Euch, Schweizer Schügen, laden 
und rufen wir zu amferem Nationalfeſſe. Verberriicht, willlommene GäRe 
der beutfhen Schützenbrüder, unjer Di durch zahlreiche Beiheiligung und 
durch Euere altbewährte Schützenkunſt! Laßt uns einander dic Hände reichen 
im gemeinfamen Streben nach Freiheit, Recht unb Unabhängigkeit.” 
„» (Breußen) Auflöfung bes Preußifchen Abgeorbneten⸗Hauſes. 
An diefem Tage folten die Debatten über die deutſche Frage nad 
bem Antrage bes Ausfhuffes (f. unter 25., 27., 28. Yebruar) 
beginnen. 


-» u (Balded) Der Landtag genehmigt mit 12 gegen 3 Stim⸗ 
men bie Militär-Eonvention mit Preußen. 


»_ # (Baden). Der Kriegsminifter Fündigt dem Landtag an, daß 
bie Regierung dem nächſten Landtage einen auf dem Örunbfage der 
allgemeinen Wehrpflicht beruhenden Geſetzesvorſchlag vorlegen werde. . 


13. „ (Baden). Die I Kammer beihließt nad) einer fehr leb⸗ 

haften Discuflion, den Wunſch auszufprecdhen, daß 

„die Großherzogl. Regierung , wie fie es bisher gethan babe, auch ferner 
fi, die Herfiellung gemeinfamer Geſetzeawerke angelegen fein laſſe, und zu⸗ 
gleich darauf Bedacht nehme, daß dabei, jo lange es an einem gefeßgebenben 
Sefammtorgan für Deutichland fehle, die verfaffungemäßigen Rechte, der 
Einzelftaaten gefichert bleiben und insbefonbere die Kammern zu wirt: 
famer Bethätigung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte, zum Mithandeln in 
einem Etabium berangezogeu werben, in welchem ihnen noch eine wahre 
Einwirkung auf dag werdende Geſetz möglich ift.“ 

13. „ (Coburg: Gotha). Der vereinigte Landtag befchliegt mit 
12 gegen 5 Stimmen, das Kinführungsgefeg für die Militär⸗ 
Eonvention mit Preußen zu verfchieben, bis das Verhältniß zur 
Eivilgewalt geregelt fei. 

19. „ (Hamburg). Die Bürgerfchaft verwirft mit großer Mehr⸗ 
beit das Prinzip der Freizägigfeit. 

19. , (Rübel). Eine zahlreiche Berfammlung verlangt vom Senat 
die Einführung der Gewerbefreiheit. 


27. „ (Bundestag) Die Bundesverfammlung fließt fig ben in 
den Oeſterr.⸗Preuß. Depeſchen vom 14. Februar d. 36. am Däne⸗ 
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wert eingelegten Berwahrungen bezäglich Schleewigs an. Der 
däniſche Geſandte verwahrt ſich dagegen feinerfeits gegen jede Ein⸗ 
mifhung in Schleswig. 


28. März. (Kurheſſen). Die altheffifche Ritterſchaft proteftirt am Bunde 


29. 


„gegen jede Verkümmerung unſerer landſtandſchaftlichen Rechte und ge 
gen eine jede befinitive Regelung der kurheſſiſchen Verfaſſungsangelegen⸗ 
beit, bei welcher die landftandfchaftlihen Rechte der altheſſiſchen Ritlerſchaft 
nicht volle Berüdfichtigung finden follten.“ 

» (Breußen). Der von Preußen Namens des Zollverein mit 
Frankreich vereinbarte Handelsvertrag wird einfchließlih ber Neben: 
verträge ven den beiberfeitigen Bevollmächtigten in Berlin vor: 
läufig und bis zur Zuftimmung ber Zollvereinsftaaten paraphirt. 


3. April. (Preußen). Die Preuß. Regierung theilt ben Zoll: 


vereinsſtaaten ben mit Frankreich paraphirten Handelsvertrag zus 
gleich mit einer fehr einläßlichen Denkſchrift über denfelben mit: 
Depeſche des Grafen Bernflorff: „... 3 weiß fcht 
wohl, daß meine Ausführungen ben reichen Gegenſtand nicht Ad — 
wie dies nad Lage der Sache auch nicht ihre Aufgabe fein Tonnte — 


. fie bezeichnen aber volfländig und rüdhaltslos bie Gefichtspunfte, von 


weldhen wir ſowohl im Allgemeinen als auch bei allen wichtigeren Detail: 
fragen ausgegangen find. Sie enthalten, wie ich gegenüber einzelnen 
burh bie Preſſe verbreiteten Nachrichten entſchieden zu erflären babe, 
Alles, was neben ben vorliegenden Actenftüden zwilgen uns und tank: 
rei beſprochen ober verabrebet ift. Eie werden, wie ich hoffe, unferen 
Zollverbündeten bie Ueberzeugung gewähren, daß wir, frei von allen außer 
der Sache liegenden Rüdfichten, beftrebt geweien find, ba8 gemeinjame In— 
tereſſe des Zollvereing zu wahren und zu fördern, und baß die Geſammtheit 
ber getroffenen Abreben, wenn auch mandes Einzelne anders gewünfcht 
werden möchte, biefem Intereſſe entfpricht. Die Opfer, obne welche 
eine Verjtändigung überhaupt nicht denkbar war, fallen auf uns in vielen Be: 
ziehungen mehr, in feiner Beziehung weniger, als auf unſere Zollverbünbe: 
in. Wir find zur Förderung ber Sache bereit, ein weiteres Opfer baburch 
zu übernehmen, daß wir, die Zuſtimmung der außer uns betheiliaten Ber: 
einsregierungen vorausgefeht, vom Tag des Vollzugs des Handelevertrage 
an, bie Mebergangsabgabe vom vereinsländifhen Wein auf 124 Sgr., und 
von Traubenmoſt auf 10 Egr. für ben Zollcentner ermäßigen.“ 


»„ (Kurdeffen). Die Wähler von Kaſſel fprehen fih in 
einer Eingabe an den Bundestag nachdrücklich für die Wiederher⸗ 
ftellung des Wahlgefebes von 1849 aus: 


„... Das ungetrübte Rechtsbewußtſein des Volkes erwehrt fich bes 
Zweifels, es könne unter bem „verfaffungsmäßigen Wege”, welchen der 
Antrag ber hohen Regierungen von Defterreih und Preußen bezeichnet, 
etwas anders verftanden fein als bie Berufung einer Stänbeperfamm: 
lung nad dem Wablgefege von 1849. Drei, von der Turfürftlicden Regie: 
rung nad den Vorſchriften des Jahres 1860 angeordnete Verſammlungen 
zur zweiten Kammer baben jene Auffafiung, in unmittelbarer Felge, mit 
faum dageweſener lebereinfimmung kundgegeben. Auch wir verfichern, 
daß, fobalb nur erft das tief gekränkte Rechtogefühl umferes Volles wieber 
zu voller Ruhe gefommen ift, fein nächſtes Beitreben barauf gerichtet fein 
wirb, ein, der bewiefenen Feſtigkeit und Ausdauer würdlg zur Seite 
febendes Beifpiel ber Berjbhnlichleit unb der Mäßiguug zu geben.“ 
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4. April. (Baden). Die zweite Sammer nimmt das neue Gewerbe⸗ 


5. 


geſetz (Gewerbefreiheit) mit allen gegen 9 Stimmen an. 


C(Sachſen⸗Weimar). Der Landtag nimmt das Jagdent⸗ 
ſchäͤdigungs-Geſetz trotz heftiger Oppoſition der Linken mit 18 ge: 
gen 13 Stimmen im Prinzipe an, 


„Am Eepteniber 1861.° Deferreih. Denkſchrift an Breußen, 


worin Graf Rechberg feine Beforgniffe bezüglich des zwiſchen Jranfreih und . 


dem Zollvereine beabfichtigten Handelsvertrages im eingehender Weiſe bar- 
legt. In drei Beziehungen namentlich verlangt bie Oeſterreich. Regierung 
eine Berüdfihtigung der Intereſſen Oeſterreich's: 

„daß nicht Frankreich für die Zukunft die Behandlung auf dem Fuße ber 
begünftigten Ration unbedingt zugefichert, fondern daß hievon, nach bem 
Borgange, den Oefierreich fett 1851 beobachtet, jene Beglinfligungen ausge: 
nemmen würden, welde Preußen einem berfchen YBunbesflaate in Aners 
Tenming der Bundesverhältniffe zugefiehen würde; daß ber Vertrag nicht auf 
eine über die gegenwärtige Dauer des Zollvereins, das ift über das Jahr 
1865 hinausreichende Zeit abgeichlofien werde, und daß nicht bie vereine- 
ländifgen Einfuhrzölle fo jehr ermäßigt werden, daß Deiterreich bieburch ge⸗ 
nöthigt würde, nad dem ihm vertragemäßig zuftchenden Rechte feine Zwi⸗ 
fhenzölle gegen ben Zollverein bis zu einem Maße zu erhöhen, welches nicht 
mehr lohnend erſcheinen ließe, franzöfiihe Waaren int Zollverein zu verzol: 
len und dann gegen Zwiſchenzoll nad) Defterreich überzuführen.” 


n (Breußen). Preußiſche Depefhe an Defterreih in Antwort 
anf die Oeſterr. Denkſchrift vom September 1861: 


# ... Bir find diefen Aufchauungen mit um fo größerem Intereſſe ges 
folgt, al6 das Verhältniß zwiichen unferen vertraggmäßigen Beziehungen zu 
Deflerreih und dem Zwed unſerer Verhandlungen mit Frankreich ſchon vor 
Eröffnung diefer Verhandlungen den Gegenſtand unferer forgfältigen Er⸗ 
wägung und im Laufe derfelben die Veranlaffung zu ben ernſteſten Schwies 
rigfeiten gebildet hatte. So waren bie in ber Denkichrift beſprochenen Fra⸗ 
gen nad ihren verfchlebenen Seiten bereits wiederholt an uns herangetreten, 
und wir wärden nicht gezögert haben, bie Gefichtöpunfte, welche wir ihnen 
abgewonnen hatten, der kaiſerlichen Regierung mitzuibellen, wenn nicht 
zu ber Zeit, als uns die Denkſchrift zuging, unjere Verhandlungen mit 
vn fih in einer Lage befunden hätten, welche eine von realen 

ndlagen ausgehende, aljo wirklich fruchtbringende Erörterung unmöglich 
manyte.” 

u... Der Augenblid, in weldem wir von dem Felde der Voransſetzun⸗ 
gen auf das Gebiet der Thatſachen übergehen konnten, fiel mit dem Ab⸗ 
ſchluß der Verhandlungen zufammen. Nachdem ich unferen Sollverbünbeten 
von biefem Abſchluß Deittheilung gemacht habe, ift es meine erfle Sorge, 
bie Taiferl. Regierung von wumferen Anſichten über die von ihr angeregten 
Fragen in Kenntniß zu feßen. — Wir find bei unfern Verhandlungen mit 
Frankreich keineswegs allein von bem Gedanken ausgegangen, gewifle Hans 
beisvortheile durch entiprechende Eoncefjionen zu erfaufen, fonbern von ber 
Webergeugung , baß wefentliche Aenderungen bes Zolltarifs im wohlver: 
flandenen Spnterefie des Zollvereins felbf, alfo abgefehen von Aeqnivalenten, 
nothwendig feien. Mit Einsm Worte, e8 hanbelte fi für uns zugleih um 
einen Act ber inneren Reform und nicht bloß ber auswärtigen Hans 
delspolitit. Wir find deshalb, wie bie Denffchrift mit Recht vorausfett , im 
Einverflänpnig mit unfern Zollverbündeten ſteis davon ausgeganaen .. ba 
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bie Augeflänbnifie bes Zollvereins an Frankreich nicht auf die Ergengnifie 

diefes Landes zu befchränfen, fondern anf bie Erzeugniſſe aller Länder aus: 
zudehnen ſeien. Es ift daher richtig, daß Defterreich dieſe Zugeftändnifie, 
auf deren Genuß ihm ein vertragsmäßiger Anfpruch aufteht, nicht bloß mit 
Frankreich, fondern mit allen anderen Ländern zu theilen haben wird. Ich 


ſchmeichle mir indeffen, daß bie Faif. Regierung aus einer näheren Prüfung 


der von uns an Frankreich gemachten AJugeftänbniffe die Meberzengung ge: 
winnen wird, daß bdiefelben dem Handel und dem Gewerbfleiß Oefterreichs 
jehr große Vortheile verjprechen, obgleich fie beiden nicht ausſchließlich zu 
Sute fommen. — Ber den Verhandlungen, welche im Jahre 1858 zwiſchen 
dem Zollverein und Defterreich gepflogen wurden, legte bie kaiſ. Regierung 
auf zwei von ihr geftelite Forderungen ein geradezu entfcheidendbes Gewicht, 
nämlih auf die Aufgebung der Durchgangszölle und ber bie Stelle bieier 
Zölle vertretenden Ausgangsabgaben und auf eine Einfubrerleichterung für 
Wein. Die erite diefer Forderungen ift, wie die Denffchrift nicht uner⸗ 
wähnt gelaffen bat, bereits feit einens Jahre erfüllt; bie zweite wird, wenn 
auch nicht ganz im dem begehrten Ilmfange, durch den vorliegenden Vertrag 
erfüllt werden. Bon den übrigen auf Zollermäßigung gerichteten Propofi: 
tionen, welche Defterreich für jene Verhandlungen geftelt hatte, wird ein 
großer Theil ebenfalls durch den Vertrag ihre Erledigung finden, und zwar 
mebrfach in einem über bie geftellten Anträge weit hinausgehenden Umfange. 
Als nicht minder werthvoll werben fich die Zollerleichterungen für einige 
andere Waaren wie ꝛc. erweifen. Wir glauben, darauf zählen zu bürfen, bap 
die kaiſ. Regierung dieſe Vortheile nicht unerwogen lafien wird, wenn fie 
zu ber Entſcheidung der frage fchreitet, ob fie von dem nad) Art. 4 bes 
Vertrags vom 19. Febrnar 1853 ihr zuftehenden Nechte Gebraud zu machen 
babe, — Bon biefen Gefichtspunkten aus ift, nach umferer Anfigt, auch bie 
Wirfung der im Artikel 33 des Handelövertrages gegenfeitig zugeſagten 
Behandlung auf bem Fuße ber meifibegünftigten Nation aufjufaflen. An 
dem Maaße, in welchem bie Sätze des allgemeinen Zolltarifs bem Betrage 
entjprechen, welcher durch wirtbfchattliche ünd finanzielle Nüdfichten unbe: 
dingt geboten ift, verliert ein Differential: Zollfgftem feine notbwenbige 
Vorausſetzung und feine praftifche Bedeutung, denn feine Borausjeßung 
berubt darauf, daß die Sätze des allgemeinen Tarif ohne Aufopferung er: 
beblicher wirthichaftlicher oder finanzieller Sntereffen ermäßigt werden Fön: 
nen, und feine Bedeutuug beruht in der Größe ber Differenz zwiſchen dem 
allgemeimen und bem ermäßigten Zollfage. Frankreich mit feinem probibi: 
tiven allgemeinen Tarif, der Zollverein und Defterreih mit ihren gegen: 
wärtig hohen Tarifen können ein folches Syſtem burhführen; feine unbe- 
dingte Anirechthaltung aber würde mit einer Verzichtleiſtung auf durch— 
greifenbe Reformen diefer Tarife gleichbedeutend fein. — Die Gründe enb: 
lid, aus welden der Vertrag, bie Fortdauer bes Zollvereind vorausgeſetzt, 
fi) über das Jahr 1865 hinauserftredt, werden der kaiſ. Regierung bei 
Prüfung der Anlage B. des Vertrages nicht entgehen. Eine Verabredung, 
wie ſolche im Art. 32 enthalten ift, batte fchon in dem erften Stadium ber 
Berhandlungen die Zuſtimmung unferer Zollverbünbdeten gefunden, fie wurde 
aber unabweislih, als wir, und zwar weientlih mit Rückſicht anf unser 
Verhältniß zu Oeſterreich, die Verfchiebung ber weiteren Jollermäßigung für 
eine Reihe ber wichtigften Gegenflände bis auf den 1. Januar 1866 von 
Frankreich in Anfpruh nahmen und erlangten... — Ich bege bie Zu: 
verficht, daß bie Tail. Regierung bei vollſtändiger Kenntniß ber getroffenen 
Berabredungen und bei —— Würdigung unſerer Motive mit uns an: 
erfennen wird, daß die vorliegenden Verträge ein unabweisliher Schritt 
wirthſchaftlicher Reform find, welchen der Zollverein zum großen Schaben 
feiner wichtigſten Intereſſen vielleicht um einige Zeit Hätte verfchieben, welchem 
er fi aber nimmermehr ganz würde haben entziehen können.“ 
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7. — (Baden). In den meiſten Stäbten des Landes wird der 


15. 


16. 


19, 


25. 


26. 


4 


Jahrestag der Proclamation bes Großherzoge vom 7. April 1860 
und des Umſchwungs der Politif nad Befeitigung des Concordats 
feftlid begangen. 

(Sachfen⸗Weimar). Der Landtag beendigt feine Ber 
ratbungen über das Gewerbegeſetz (Gewerbefreiheit) und beantragt 
bei der Regierung die fchleunige Einführung besjelben, 


„ (Hannover) Zur Verherrlichung bes Eonfirmationgfeftes 
bes Kronprinzen octroyirt der König ber Hanuover'ſchen Landeokirche 
den Heinen Iutberifhen Katechismus fiatt bed bisher eingeführten. 
„ (Naffan). Die vereinigten Kammern befchließen faft ein- 
flimmig, zu erllären: 

„daB ihre Budgetverwilligungen felbfiverKändlih nur für das Taufende 
Jahr gelten, und daß, wenn die verwilligten Summen in diefem Jahre zu 
dent Zwede, für welchen fie verwilligt wurben, nicht verwendet werben, die 
Bewilligungen erlojchen find, daß Krebitübertragungen aus einem Sabre 
in das andere ober von einem Gegenſtande auf den andern unftatthaft er- 
ſcheinen und daß diejenigen Summen, welde in ben laufenden Bubdgetjahre 
gar nicht ober nicht ganz verbraudht wurben , in dem Falle, daß eine Ber: 
wendung in dem nachfolgenden Jahre beabfichtigt wird, ganz oder theilweife 
neu in Anforderung gebracht werden müfjen.“ 


”» (Bundestag). Eröffnung der Sigungen ber Bundescom⸗ 
mijlion für Küftenfchug in Hamburg. 


„C(Coburg-Gotha). Der gemeiuſchaftliche Landtag lehnt den 
von der Regierung vorgelegten Geſetzesentwurf behufs Abänderung 
desjenigen Berfaflungsartifels, der das proteftantifhe Bekenntniß 
bes Regierungsverweſers vorfchreibt, gegen eine Minderheit von 
5 Stimmen ab. 

„ (Sadfen) Die Sähflfhe Regierung erklärt fih für An: 
nabme des franzdfifhen Handelsßertrags. Derfelde fol einem 
bemnädhft einzuberufenden außerordentlihen Lanbtage zur Zuſtim⸗ 
mung vorgelegt werden. 

„ (Baden). Die zweite Kammer befchließt einftimmig bie 
bürgerlihe Gleichſtellung ber Sraeliten. 


= (Zollverein). Der Verein für beutfche Induſtrie (Schub: 
zölle) unternimmt eine Agitation gegen den franzöſiſchen Handels⸗ 
vertrag und veranſtaltet zu dieſem Ende hin eine Reihe von Ver⸗ 
ſammlungen Induſtrieller derjenigen Branchen, welche durch den 
Vertrag zumeiſt berührt werben. 

„ (Kurhefjen). Der Kurfürft von Heſſen beantwortet ben 
Defterr.:Preuß. Antrag (vom 8. März) für Wiederherſtellung ber 
Berfaffung von 1831 mit der Anorbnung neuer Ständewahlen nad) 
der octroyirten Berfaffung von 1860 nnter Beftimmungen, bie ihm 
Minoritätswahlen nad feinem Sinne fern follen: 


Ente 


Dentihlend.  - ; 


„Ben Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm J., Kurfürf 2c. x., 
verorbnen, nad Anhörung Unferes Gefammt-Staatsminifteriums, ba bie 
auf Grund und nah Maßgabe der Berfaffungsurkfunde und be Wahlge— 
feßes vom 30. Mai 1860 ausgeſchriebenen Wahlen zu der zweiten Kammer 
der drei legtberufenen Landtage von der Mehrzahl der hierzu berufenen 
Wähler unter dem unftatthaften, die Verhinderung ber Ausübung des Tanb- 
Händifhen Berufs feitens ber Landtags: Abgeordneten bezwedenden Borbebalte 
des Verfaffungsrechts von 1831 vollzogen worden find, und in folge deſſen 
die Mehrheit der Atgeorbneten ber zweiten Kammer im Widerſpruche mit 
der Annahme ber Wahlen nad der Berfaffung unb bem Wahlgeſeze vom 
30. Mai 1860 die Erfüllung ihres verfaffungsmäßigen Berufs vermwei- 
gert hat; da ein ſolches ordnungemidriges Verfahren zur Hinderung bes 
verfafumgsmäßigen Ganges der Negierung nicht gebildet werden barf, viel: 
mehr die Volziehung der Wahlen auf Grund und nah Maßgabe ber Ver—⸗ 
faffung und bes Wahlgefebes vom 30. Mai 1860 jeden entgegenflebenden 
Vorbehalt ausſchließt und die Erfüllung und Ausführung bes durch die Ver: 
fafjungsurfunde vom 30. Mai 1860 vorgegeichneten landſtändiſchen Berufs 
mit retlicher Nothwendigkeit fordert; ba eine Sicherung gegen gleiche ober 
ähnliche Ordnungswidrigfeiten, ſowie eine Bürgfchaft für die Ausführung 
und Erfüllung des verfaflungsmäßigen Berufs Eeitens der Abgeordneten zur 
zweiten Kammer der Landitände hiernach geboten iſt — mwiefolgt: $1. Wer 
in feiner Eigenſchaft als Wahlberechtigter an einer Wabl zur zweiten Kam: 
mer ber Landſtände, fei es fin aktiver oder pafliver Weile, Theil nebmen 
will, bat vor der flattfindenden Wahl der Abgeorbneten, bezüglich Wahl⸗ 
männer, bie Erflärung abzugeben: baß er die Wahl zur zweiten Kam- 
mer der Landſtände auf Grund und nah Maßgabe ber VBerfaflung und des 
Wahlgefekes vom 30. Mai 1860 ohne irgend einen Borbehalt vor- 
nehmen, beziehungsweife eintretenden alles annehmen und die unweiger: 
liche gefhäftsorbnungsmäßige Erfüllung bed durch die Verfaſſungsurkunde 
vom 30. Mai 1860 vorgezeichneten, Tandftändifchen Berufs feitens ber aus 
ber Wahl bervorgehenden Abgeordneten gewahrt wiflen wolle. F 2. Diefe 
Erflärung ift von dem Wahlcommiſſär zu Protokoll abzugeben. Nachdem 
mit diefem Protokoll das Rahlprotofoll eröffnet: fein wird, haben fedanır ber 
genannte Wablcommifjär vor ber Wahl der Abgeordneten, beziebungemeife 
die Bürgermeifter der Städte und ber Landgemeinden vor der Wahl ber 
Mahlmänner, die außer ihnen wablberechtigten Berfonen bie obige Erflä: 
rung entweber [hriftlih ober zu Protokoll abgeben zu laſſen. 
F 3. Wer diefe Erklärung abzugeben verweigern follte, darf zu den 
Wahlen der Abgeordneten, ſowie der Wahlmänner nicht zugelaflen werben, 
und if, infofern er foldhe nicht vor der Abgeorbnretenwahl nachholen würde, 
in dem betreffenden Verzeihniß zu ftreihen. Zuwiderhbandlungen 

egen biefe VBorfehrift werden bei dem Wahlcommiffkr und den Bürgermei- 
hen ber Stäbte und Landgemeinden mit Ordnungsſtrafen von 3O bis 
50 Thalern geahndet und iſt bei fortgefepter Renttenz gegen bie Aus- 
führung biefer Verordnung gegen die wahlleitenden Gemeindebeamten das 
Disciplinarverfahren einzuleiten,” 


April. (Preußen) Die Preuß. Regierung macht in Kaffel 
gegen die Ausführung der Maaßregel vom 26. April ernftliche 
Borftellungen und regt gleichzeitig in Wien ben Gedanken an, 
am Bunbestage die Kurfürftliche Regierung von der wirfliden Ein- 
leitung bed Wahlverfahrens abzumabnen. Das Wiener Kabinet 
ift jedoch ber Anſicht, bag für einen- ſolchen Schritt die Zuftim- 
mung ber Mehrzahl ber Bundesregierungen nicht zu erwarten ftünde, 


Bestihlenv. 4% 


Mat. (Kurheſſen). Die Wähler von Kaffel protefliren am 


Bunde gegen neue Wahlen nad der octroyirten Verfaflung von 1860. 
„ (Hannover). Die erfte Kammer befgließt einftimnrig, dem 
Minifterium feinen Dank auszudrüden, daß e8 der Heinz beutfchen 
Bundesreform entgegen trete; eine Bunbesreform müßte Gefammt- 
Deutfchland umfajlen. 

„ (Kurdpeffen). Der Kurfürft von Heſſen beantwortet bie 
preußiſchen NRemonftratisuen gegen feine landesherrliche Verkündi⸗ 
gung vom 26. April durch die wirkliche Ausſchreibung von Lands 
tagswahlen nad diefer Verkündigung. 

„ Bäürttemberg). Eröffnung bes Landtags durch eine Rede 


des Minifters v. Linden: 

.... Diet. Regierung bat mit allen ihr zu Gebot ſtehenden Mitteln fich 
bemüht, auf Anbahnung von Unterhanblungen binzuwirken, welche zum 
Zwede haben, da6 Band zwifchen den beutichen Volfsſtämmen feier zu 
tnüpfen, das gemeinſchafiliche Organ der beutichen Regierungen zu Träftigen 
und eine Berbeiligung der bdentichen Volksvertretungen bei Faſſung feiner 
Beihlüfje herbeizuführen. Die Regierung Sr. Maj. freut fi, ausiprechen 
zu fönnen, daB ihre Bemühungen vielfeitigen Anklang und Unterftügung 
gejunden haben, und daß nunmehr Unterhandlungen über pofitive Bor: 
Schläge zu einer Bundesreform in fichere Ausſicht geſtellt find, über beren 
Ergebniß bie Ef. Regierung den Ständen, ſobald als irgend zuläffig, nähere 
Eröffnung machen wird. Hoffen wir, ba die Bemühungen der Regierungen, 
indem fie auf diefe Weiſe gerechte Erwartungen zu befriebigen fuchen, unter: 
fügt werden von den Bellrebungen aller beutihen Männer, welche fern 
trennendem Barteigeift, vereint im gemeinjamen Verſtändniß beifen, was 
dem großen Bateriand wie den einzelnen Volksſtämmen frommt, dabin mit 
allen Kräften wirken mögen, daß Dentichland das fei und bleibe, was wir 
fo gerne als feine Beitimmung ertennen: ein Hort des Rechtes, des Friedens 
nud wahrer, von Religion und Sittlichkeit getragener Bildung! . . .“ 


„ (Hannover) NAud die II. Kammer befchließt mit 53 gegen 
27 Stimmen fih in einem Zutrauenspotum für das Miniſterium 
über eine Bundesreform in großdeutſchem Sinne auszuſprechen: 


„Die Stände benupen zugleich diefen Anlaß, um der E. Negiernng ihre 
Anertennung bafür auszufprechen,, daß fie in Verbindung mit anderen 
deutfhen Staaten eine Reform des beutihen Bundes ernſtlich angeregt, und 
Beftrebungen, welche auf Bilvung eines engeren Bunbesttaates innerhalb 
des deuiſchen Bundes uub damit auf die unausbleiblicde Zerreißung bes 
legtern gerichtet find, gleich anderen beutfchen Staaten entgegengetreten ift 
und an einem Verbande feftbält, welcher das gefammte Detihland gleich: 
mäßig umfaßt. Auch bie Stände fönnen kein Heil in einem Kleinbeutich- 
land finden, fonbern fie theilen mit der E. Regierung bie Neberzeugung, daB 
bie beutfche Föberation das ganze Deutſchland als Grundlage behalten muß, 
und baß jebes Projekt einer Reform des Bundes, mern folches auch anderen 
berechtigten Wünſchen des beutfhen Volles Erfüllung zu bringen veriprechen 
folte, von vorn herein verwerflich ift, welches nit das geſammte beutfche 
Baterland zum Ausgangspunkle nimmt“. 


„  Berfammlung des volkswirthſchaftlichen Vereins für Sühbeutfch: 
land in Mannheim. Diefelbe befchließt fait einftimmig „fie erblide 
in ber durch den Abſchluß bes deutic > franzöfifchen Handelsvertrags 
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angebahnten Reform des Zollvereins einen wichtigen volkewirth⸗ 
ihaftlihen Fortſchritt, und empfehle denfelben, fowie die übrigen 
barauf bezügliden Derträge den Regierungen und Vollsvertretungen 
Südweſtdeutſchlands (jedoch unter einer Neife von Vorausſetzungen) 
zur Genehmigung”. 

5. „ (Kurheſſen.) Auch die Wähler von Hanau proteftiren gegen 
den Wahlerlaß des Kurfürften vom 26. April. 


6. „ (Preußen) In Folge des rüdfidtslofen Vorgehens ber Fur: 
beifiihen Regierung richtet Preußen, nicht abgeſchreckt durch ben 
erften Abſchlag Defterreihe, eine neue Aufforderung nad Wien, 
durch außerordentliche Abordnungen beider Höfe nah Kaflel ben 
Widerſtand des Kurfürften zu brechen. 


Dereihe des Grafen Vernftorff an den Gefandten in 
Wien: „Eure Exc. find durch meine teltgraphifhe Mittheilung bereits 
davon unterichtet, daß der VBerfuh, den Kurfürjten von Helen von 
ber Ausführung der Verordnung vom 26. April und bein Ausſchreiben 
neuer Wahlen durch den Bund abmahnen zu lafien, gefcheitert if. Die 
Sade ift dadurch auf eine Epige getrieben, auf welche eine unmittelbare 
Entſcheidung folgen nung. Wir fünnen weder die rüdfichtslofe Nichtachtung 
unferer ausgeſprochenen Abfichten, welche in dem jüngften Vorgehen ver 
heſſiſchen Regierung Tiegt, nody auch die Gefahren überſehen, welche ver 
Verſuch, Minoritätswahlen zu erzwingen, in feinem Schooße birgt. Der 
berausfordeinde Charalter der neueſten Maßregeln ift der Urt, daß wir 
unfere Aftion niht mehr von dem Zögern und Shwanfen 
in grauffurt abhängig maden dürfen. Unſeres Erachtens fanın 
die öfterreichifche Regierung dies jegt ebenfowenig als wir. Wir finb daher 
entſchloſſen, an die furfürftliche Regierung die Forderung zu flellen, daß 
fie die direkt gegen unferen gemeinfchaftlihen Antrag vom 8. März gerichtete 
Verordnung vom 26. April zurüdnehme und überhaupt das ganze Wahl: 
verfahren fiflire. Um diefe Forderung mit Nachdruck zu unterftügen, werben 
Se. Maj. der König Alleerhöchſtihren General: Adjutantenr und Oberjtall- 
meifter, General: Lieutenant von Willifen, mit einem Schreiben an ben 
Kurfürften nach Kafjel fenden. Wenn der Kurfürft fi diefem Begehren 
fügt, fo werben wir darin bie gekührende Genugthuung, zugleich aber aud) 
die Bürgſchaft erbliden, bay er den in unſerem gemeinfdaftligen Antrage 
vom 8. März bezeichneten Weg wirklich einjchlagen wird. Lehnt ber Kur: 
fürſt unfere Forderung ab, fo wird die nächte und unmittelbare Folge die 
Abberufung unjeres Geſandten aus Kaffel fein, verbunden mit der Erflärung, 
daß Ce. Maj. der König im weiteren Verlauf nad ben Umftänden handeln 
und nur noch das Intereſſe Preußens zu Math ziehen werbe, weldes von 
den Folgen ber überftürzenden Daßregelu der furfürfilichen Regierung auf 
das Unmittelbarſte berührt wird. Unſer Verhältniß zu dem Antrage vom 
8. März wird hiedurch nicht verändert. Wir werden vielmehr gleichzeitig 
fämntliche deutiche Bundesregierungen darauf aufmerffam maden, wie das 
Vorgehen ver beifiichen Regierung bie Nothwendigkeit einer fhleunigen Ab⸗ 
fimmung am Bunde und einer einfachen Annahme des öfterreichifch = preußi: 
[hen Antrages auf das Schlayendite beweist. Wir fehen voraus, daß dieje 
fpäteftens binnen 14 Tagen erfolgen kann. Die öfterreihifhe Regierung 
findet ſich, unferes Erachtens, ber kurfürſtlichen Regierung gegenüber in 
derfelben Lage tie wir, wenn auch die Gefahren der unausbleiblichen Ver: 
wirrung in Helfen ihr nicht fo nahe treten wie uns Wir würden es 
natüsli und wünjdhenswerth finden, ba fie fich zu einer gleichen Miljion 
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nach Kaſſel ſchon jetzt entichlöfle. Einem ſolchen Schritt beiber Regierungen 
wird der Kurfürft vorausfichtlich feinen Widerſtand entgegenjepen; und wir 
werden und aledann freuen, auf biefe Weife die Löfung durch ein gemein-. 
fames Handeln erreicht zu haben. Um eine gleichzeitige Sendung von Wien 
aus zu ermöglihen, wollen wir bie Abreife bes biesfeitigen Abgefandten 
noch aufhalten, bis Ew. Erc. uns von ber Aufnahme biefer Mittbeilung 
bei dem Grafen von NRechberg unterrichtet haben, worüber ich telegrapbifche 
Mittbeilung erwarte.“ 


7.Mai. (Württemberg) Die II. Kammer befchließt mit 43 gegen 


— 


" 


41 Stimmen, von einer Antwortsabreffe Umgang zu nehmen. 
(Defterreidh.) Antwort auf bie Preußifche Mittheilung bes 
Abfchluffes des Hanbelsvertrags mit Frankreich). 


Depeihe des Strafen Rehberg an den Öfterreihifhen Ger 
fandten in Berlin: „Die Zaiferliche Regierung bat diefe wichtige Mit: 
theilung mit ber ganzen Sorgfalt geprüft, welche der Bebeutung des Gegen: 
Handes angemefien it. Sie barf nicht verhehlen, daß bie ungeahnte Trag: 
weite der zwijchen Preußen und Frankreich verabredeten Bertragsbeftim: 
mungen ihr zur Ueberraſchung gereicht bat. Wiewohl fie fi gegenwärtig 
gebalten bat, daß in einer Angelegenheit, welche einen fo weiten Kreis von 
Intereſſen berührt, ihr Urtheil nicht in vorgefaßten Meinungen oder in ein- 
jeitig gehegten Wünfchen befangen fein bürfe, ift es ihr nicht möglich ge⸗ 
weien, ſei e8 von ihrem befonberen Stanbpunfte aus, fei e8 in ihrer Eigen: 
ichaft als deutſche Macht, eine dem Bertrage günflige Anſchauung zu gewinnen. 

„Das anliegende Memorandum faßt unfere Einwendungen in ben Haupt: 
punkten kurz zuſammen. Wir empfehlen biefelben der Würdigung ber 
preußifchen Regierung, und infoweit wir uns auf die wohlerworbenen Rechte 
berufen, die und als Contrahenten des Handels: und Zollvertragg vom 
19. Februar 1853 kraft der Eingangsworte und bes Artifel 25 dieſes Ver: 
trages aufleben, müſſen wir uns zugleich für den Fall der Nichtberüdfid- 
tigung unferer Bemerfungen jede weitere Erflärung vorbehalten. 

„Nur wenige Worte haben wir für jet der erwähnten Aufzeihnung hin⸗ 
zugufügen. Unſer Memorandum ſchweigt von der rein politijhen 
Seite der Frage Dir haben fie nicht berührt, ſowohl, weil wir an- 
nehmen, daß die preußiſche Regierung eine Erörterung in folder Richtung 
nicht babe hervorrufen wollen, als weil bie Betrachtungen, die fi und ın 
biefer vorwiegend wichtigen Beziehung aufdrängen, ohnehin allen Betheiligten 
nahe liegen: Um uns aber nicht dem Bormurfe auszufegen, als hätten 
wir unjerer Weberzeugung nicht rechtzeitig einen entichiebenen Ausbrud ge- 
lieben, müflen wir an dieſer Stelle offen befunden, baß der zu Berlin ver: 
abrebete Vertrag, ale politifhes Ereigniß betrachtet und in feinem 
Einfluffe fowohl auf unfere eigene Stellung, als auf die allgemeinen Ber: 
haͤltniſſe Deutichlands erwogen, bie ernfllichften Bedenken in uns hervor⸗ 
gerufen bat. Wir dürfen dieß mit um fo gerechterem Bebauern ausſprechen, 
je inniger wir für unfern Theil von dem Wunſche durchbrungen find, ben 
Zweck einer heilſainen Entwidlung des Bundesprincips in Deutfhland aud) 
auf bem Gebiete ber materiellen Intereſſen zu fördern. Treu unferem Streben 
nach dem Ziele voller Verkehrsfreiheit zwiſchen Defterreich, Preußen und den 
Übrigen beutihen Staaten, würden wir bereitwillig und thatlräftig zu allen 

eitgemäßen Reformen die Hand bieten, weldje uns, ohne verberbliche Leber: 

zung , biefem allein ben geſammtdeutſchen Intereſſen entſprechenden und 
den deutjchen Regierungen durch einen feierlichen Vertrag ausbrüdlich vor⸗ 
gezeichneten Ziele nähern könnten“. 

Memorandum gegen ben Handelsvertrag mit Franfreid: 
„... Auf die Denfichrift des Faiferlichen Kabinets vom September v. I. 
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wurde ihm weber bamals nod im Laufe ber fpäter wieder aufgenommenen 
fehr lange andauernden Verhandlungen zwilhen Preußen und Frankreich 
irgend eine Erwiderung zu Theil, bis ihm die am 29. März d. 3. zu 
Berlin parapbirten Vereinbarungen mitgetheilt wurden, Vereinbarungen, in 
welhen alle jene Beſtimmungen enthalten find, beren gern: 
haltung im Intereſſe der Aufrehthaltung und Fortbildung 
ber engen Haunbelsbeziehungen zwiſchen Defterreihd und 
bem BZollvereine bie Faiferlihe Regierung bevorwortet 
hatte. Die Zollbegünftigungen, welche diefe Verträge Frankreich gewähren, 
find von folher Art, daß fie Defterreich zu einer tief greifenden Reforn des 
41853 vereinbarten Zwifchenzofltarifs für den Verkehr‘ mit bem Zollvereine 
nöthigen, und daß fie — entgegen dem Zwecke und Wortlaute bes Ber: 
traged vom 19. Yebruar 1853 und ungeachtet die faiferlihe Regierung nie: 
mals ihre Geneigtheit verleugnet bat, zu zeitgemäßen Fortſchritten der 
Handelspofitif bie Hand zu bieten — alle Möglichkeit der Fortbildung bes 
Tebruarvertrages und der Zolleinigung zwifchen Defterreih umd ben Zoll: 
vereine abfchneiben. Selbft für bie bloße Fortſetzung dieſes Bertrages ent: 
fiele im Falle der Genehmigung bes preußifch:franzöfifhen Abkommens 
jeder Grund und Zweck, dba alsdann feiner der beiden Zollförper dem andern 
VBegünftigungen einräumen könnte; ber Zollverein nicht, weil er ſich biejes 
Rechts grundfäglich begeben, und weil die allgemeinen vereinsländiſchen 
Zölle weit geringer fein würden, als es jegt die Begünftigungszölle find; 
Defterreih nicht, weil Zugeftändniffe an den Zollverein mit Rädfiht auf 
befien niedrige Außenzölle nur durd) die Annahme eines gleichen Freihaudels- 
tarifs für Oefterreich ermöglicht werden fünnten. Im Augenblide des Ab: 
ſchluſſes des DBertrages mit Frankreich von Seite des Zolivereing unb ber 
Verlängerung des Zollvereind auf [older Grundlage wäre daher Defter: 
reib von dem übrigen Deutfhland in bandelspolitifcher 
Beziehung faktifh und prinzipiell Tosgetrennt.” Das Memo: 
randım gebt fodann auf eine Beurtheilung ber vom Grafen Bernftorff 
geltend gemachten Motive ein, deren illuforifhe Bebeutung nachweiſend; 
namentlid wird der Vorwand, als fei die Nothiwendigkeit einer Reform 
des Zollvereinstarifs ein Motiv des Vertragsapfchluffes, als ein eitler Hin- 
geitellt. Weiter erwidert Graf Rechberg auf die Bemerkung des Grafen 
Bernflorfj: daß die niedrigeren Zolfäge dem üöflerreihifhen Handel zu Gute 
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kommen werben, daß „die Theilnahme an den Bortheilen Aller weder 
politiſch noch dfonomifh“ für Oefterreih einen Erſatz für bie im Yebruar-: 


Vertrage begründete „gegenfeitige Bevorzugung unb Einigung“ bieten. 


Mebrigens zeige fi in den Zollermäßigungen durchaus Teine befonbere Be: 


rädfihtigung öſterreichiſcher Intereſſen, ſondern „eher das Gegenteil". Den 
preußischen Bemerkungen über die Durdfuhrzölle fegt Graf Rechberg die 
Antwort entgegen, daB bem Reichsrath bereits ein Geſetzentwurf zur Auf- 
hebung der Durchfuhrzölle vorgelegt fei, und daß Preußen, als Oefterreich 
diefe Maßregel proponirte, nicht einmal gegen Entgelt im Vereine mit 
Oeſterreich thun wollte, was es nun feibfifländig in’s Werk geſetzt. Auf 
die Infinuation ber Bernftorff’ichen Depeche, daß Defterreih, im Falle der 
Annahme des Bertrages mit Frankreich von Seite bes gefammten Zoll⸗ 
vereins, ftatt von bem vertragsmäßigen Rechte der Erhöhung feiner -Zwifchen- 
zölle gegen ben Zollverein in vollem Umfange Gebrauh zu maden, lieber 
feine Außenzölle ermäßige, wird erwibert: „Das kaiſerl. Kabinet verfennt 
nicht, daß in dem vorausgejegten Falle längs ber ganzen Weſtgrenze Defter- 
reihe von Kralau bis zum Splügen und von ba hinab zu den Mündungen 
des Vo das Freihandelsſyſtem zur vollen Geltung gelangt fein würde, 
und daß, gegenüber ben nichrigen Zolfäpen bes Iegteren, für Oeſterreich 
bie Rückkehr zu feinen früheren Prohibitionen und probibitiwen Zöllen, 
wenn fie wirklich in feiner Mbficht Tiegen würde, und vielfach jelbfi die 
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an feiner gegenwärtigen Zollfäße zur Unmöglichkeit ge 
worden it; allein bie große Mehrzahl der von Preußen buch ben Ver⸗ 
trag mit Frankreich augenommenen Zollſätze und namentlich jene für feinere 
Waaren find von ber Art, daß Defterreih, ohne den Untergang vieler 
Zweige feiner Induſtrie herbeizuführen, felbft nur fomweit als die Aufrecht: 
haltung der bisherigen Bmifchenzölle fordert, ihnen zu folgen nit 
vermag. Der kaiſerl. Regierung bleibt fonad nichts übrig, 
als für den Fall, daß der Hanbelsvertrag Preußens mit Frankreich aud 
von Seite der anderen Zollvereinsflaaten genehmigt würde, der rechtzeitigen 
Mitteilung über den Tag feiner Wirkſamkeit entgegenzuſehen und fodann 
bie Bereinsflanten von den innerhalb bes vertragsmäßigen Rechtes be 
ſchloſſenen Aenderungen bes öfterreichtichen Zmifchenzolltarifs für ben er: 
kehr mit dem Zollvereine zu verftändigen“. Das Memorandum, den Wider: 
ſpruch des yreußifch- franzdfifhen Vertrages mit dem öfterreichifch- preußi= 
then Bertrage barlegend, enthält fodann bie fategorijhe Erklärung: 
„Die kaiſerl. Regierung ift es ſich daher — und ſie glaubt es auch 
ben wohlverſtandenen Intereſſen Deutſchlands ſchuldig zu fein, auszuſprechen: 
daß fie in der Annahme der am 29. März d. J. zu Berlin zwiſchen Preußen 
und Franfreid parapbirten Bereinbarungen feitens des Aollverems eine 
Störung und Hintanjegung des zwiſchen Deflerreih und 
dem Z0llvereine durch den Bertrag vom 19, Februar 1853 
begründeten Bertragsverhältniffes würde erbliden müffen“. 
Schließlidy hebt das Memorandum noch den folgenden Punkt hewor: „Durch 
Art. 31 des Handelsvertrags verpflichtet ſich Preußen, gegen Frankreich fein 
Ausfuhmwerbst in Kraft zu fegen, welches nicht zu gleicher Zeit auf bie 
anderen Nationen Anwendung fünbe. Diejer Artikel berührt nicht mehr 
blos fommerzielle Intereffen, nicht mehr blos das Vertragsverhältniß zwiſchen 
Defterreih und dein Zollvereine, fondern er berührt den deutfhen 
Nationalverband und die Eigenfhaft des deutjhen Bundes 
als Geſammtmacht und als militärifche Eiriheit. Bisher hat der Bund 
unbefiritten das Recht geübt, aus Gründen ber äußeren Sicherheit Deutfch- 
lands für das geſammte Bundesgebiet Verbote der Ausfuhr von Pferden, 
Waffen, Munition, Approvifionirungsgegenjtänden ꝛc., fei es nad allen, 
fei es nad einzelnen Verkehrsrihtungen bin, zu erlaffen. Die kaiſerl. Re: 
gierung ift außer Stande, die dieſem Rechte bes Bundes entiprechende Ver: 
pflichtung Preußens mit jener Beſtimmung feines Vertrages mit Frankreich 
in @inflang zu bringen“. 
8. Mai. (Deiterreih). Das öfterr. Kabinet erklärt bem Preuß. 
Sefandten, es befinde fich nicht in der Lage, eine außerordentliche 
Miffion nad) Kaffel, mie fie Preußen in ber Depefche v. 6. Mai 
anfündigte, in Ausficht ftelen zu können. Dagegen fchlägt es 
feinerfeit8 vor, wenn bie Sendung des General Willifen ausgefeht 
werde, in einer auf den 10. Mai anzuberaumenden außerordent⸗ 
lichen Bundestagsfigung einen Bundesbefchluß zu erwirken, welcher 
die Lurfürftlihe Regierung um Siftirung des eingeleileten Wahl⸗ 
verfahren® erſuchen ſolle. Die preuß. Regierung erklärt ſich bereit, 
den Ausfall dieſer Sitzung abzuwarten. 

(Württemberg). Die II. Kammer beſtellt eine Commiſſion 
zur Prüfung bes franz. Handelsvertrags meift mit Gegnern des⸗ 
felben. 

(Bundestag). Außerorbentlihe Sihung der Bundesverfamm- 
lung: Defterreih und Preußen beantragen „bie kurheffiſche Morterung 
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zu erſuchen, das nach Maßgabe neuerlich ergangener Verordnungen 
eingeleitete landſtändiſche Wahlverfahren zu ſiſtiren, um nicht der 
fhwebenden Verhandlung am Bunde über ben Öfterr.: preuß. An 
trag vom 8. März zu präjubiciren®. Oeſterreich trägt darauf an, 
wegen ber Dringlidjfeit des Gegenſtandes ben Antrag nicht erit 
an ben betreffenden Ausfhuß zu übermweifen, fondern fofort zur 
Abftimmung zu bringen. Die Mehrheit der Bundesverfammlung 
befchließt jedoch, den Antrag erft in der nächſten Situng zu behandeln. 


11. Mai. (Preußen). Da die Bundesverfammlung in ihrer außer: 


12. , 


H 


” 


ordentlihen Sitzung vom 10. Mai dem Verlangen Preußens nicht 
entfprochen, fo gebt General Willifen in außerorbentliher Miffion 
mit einem eigenhändigen Schreiben des Königs von Preußen an ben 
Kurfürften nach Kaſſel ab. 


(Kurheſſen). Empfang des General Willifen in Kaffel 
Preußen erblidt in ber Art besielben eine Beleidigung feines 
Staatsoberhaupt, 

(Württemberg). Adreſſe der Kammer der Standesherren an 
ben König: 

„... Wichtig und tiefeingreifend, liefern die Vorlagen Ihrer Regierung 
einen neuen Beweis von der unermrüblichen Sorge Euer königl. Majeftär, 
fowohl die inneren Verbältniffe des Landes in immer nmfaflenderer Weiſe 
zu ordnen und ben Bedürfniflen und Wünſchen Ihrer getreuen Untertdanen 
gerecht zu werden, als auch die Bande, wolche die einzelnen Stämme unferes 
roßen deutichen Vaterlandes unter fich verknüpfen, burch weitere Entwid- 
ung ber Bunbdesverfaffung, buch Schaffung gemeinfamer Gefege und dur 
Erweiterung der Verkehrsverbindungen feiter zu ziehen und in biefer Weiſe 
zu berjenigen Einigung zu gelangen, welche das berechtigte Ziel aller Freunde 
bes Baterlandes bildet. Wir begen den febnlichiten Wunſch, daB es ber 
hohen Weisheit Euer fönigl. Majeflät gelingen möge, den jo mannigfad 
en Drang nad Berbefjerung der inneren Zuftände des deutſchen 
n — in einer dem wahren Wohl desſelben entſprechenden Weiſe zu 
efriedigen”. 

Antwort des Königs: „Empfangen Sie meinen Dank für bie ebenfo 
patriotifhen wie ächt beutjchen Gefinnungen. Ahr Bertraum in Deine 
Regierungsgrunbjäge wird mit gleihem Vertrauen von Meiner Seite er: 
widert. enn Ich mit wohlwollender Zufriedenheit den Ausdruck Ihrer 
getreuen Geſinnungen entgegennehme, ſo ſind Aeußerungen von anderer Seite 
nicht geeignet, Meine Beiſtimmung zu erhalten. Eingedenk der Sorgen 
unſerer engeren Verhältniſſe, eingedenk der obwaltenden Mißverſtändniſſe in 
Deuſchland, unſerem gemeinſchaftlichem Vaterlande, habe Ich mit Recht zu 
erwarten, daß in Uebereinſtimmung mit den Ständen, mit vereinten Kräften 
und in feſtem Vertrauen auf Meine Regierungsgrundſätze die wichtigen 
Entſchlüſſe, die wir zu faflen haben, zum erwünfchten Ziele für ba8 Wohl 
unjeres Baterlandes führen werden. In Meiner nın bald 46jährigen 
Regierung babe Ic jehr fchwierige Zeiten erlebt; unter bem Schutze ber 
öttlihen Vorſehung und dem Vertrauen auf den Rechtsſinn Meiner ge- 
iebten Württemberger haben wir diefe Stürme ber Zeit glüdlid) überwunden. 
Laſſen Sie uns hoffen, daß auch jegt, troß ber Bemühungen einer Partei, 
bie, um ihre Zwede zu erreichen, Unruhe und Unzufriedenheit im Volke zu 
— ſucht, Wahrheit und Recht — Regierung und Volt feſt vereinigen 
werben !” 
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13. Mai. (Bundestag). Die Bundesverfammlung erhebt mit großer 
. Mehrheit den öfterr.=preuß. Antrag am 10. Mai zum Beſchluß. 
Hannover und Medlenburg flimmen bagegen. 


15. „ (Preußen). General Willifen geht von Kaffel nah Berlin 
zurüd, Zwei preußifche Armeecorps erhalten Befehl, am 23. Mai 
marfchhereit zu fein. 

16. „ (Defterreid) Kine Note des öſterrreichiſchen Geſandten in 

Kaſſel an die kurfürftl. Regierung erklärt berfelben: 

„Es Tiege zwar im bringenbfien eigenen Intereſſe ber en S.k. H. 
bes Kurfürſten, dem am 13. d. M. vom Bundestage beſchloſſenen Er- 
fuchen, welches der kaiſerl. Hof trotz ſeiner milden Form als eine bin⸗ 
dende Aufforderung betrachtet, zu entſprechen; die kaiſerl. Regierung halte 
fich aber auch für verpflichtet, ſie hiezu auch noch in ihrem eigenen Namen 
aufzufordern“. 

(Naffaun). Im Hinblid auf das f. 3. erfolgte Mitwirken 
des naffauifhen Bundestagsgefandbten bei Befeitigung ber geſetzlich 
beftehenden Preßfreiheit und des Bereinrechts ber Kinzelftaaten und 
bei Außerfraftfegung ber kurh. Verfaffung von 1831 wirb von den 
vereinigten Kammern der Beihluß gefaßt, bie Regierung zu er: 
fudyen, fie wolle den Geſandten inftruiren, daß er fi folder 
Theilnahme in Zukunft zu enthalten und berartigem inlompetenten 
Vorgehen des Bundestages vielmehr entgegenzuwirken habe, 


18. „ (Preußen) Eine Rote des preuß. Gefandten in Kaffel for: 
dert als entfprechende Genugthuung für ven beleidigenden Empfang 
des außerordentlichen preuß. Abgefandbten durch ben Kurfürften bie 
fofortige Entlafjung ber verantwortliden Rathgeber desfelben und 
brot, wenn ihm eine beftimmte und befriedigende Erklärung hier: 
über bis zum 20. d. M. nicht zugehe, die biplomatifchen Be⸗ 
ziehungen zur kurfürſtl. Regierung abzubrechen und Kaffel zu ver: 
laflen. 

19. „ (Hannover) Graf Borries verweigert Antwort auf eine 
Snterpellation im Landtage bezüglich SKurhefien: die Inſtruction 
des Bundestagsgefandten fei Kronprärogative. 

— (Kurheſſen) lehnt die Genugthuungsforderung Preußens ab 


und proteſtirt am Bunde gegen den Bundesbeſchluß vom 13. Mai, 
erklärt jedoch, daß es 

„benfelben befolgen und das Wahlverfahren einſtweilen ſiſtiren werde, 
vorbehaltlich des Rechtsbeſtandes der Verfaſſung von 1860, es ſei denn, 
daß h. Vundesverſammlung eine andere Auslegung des von ihr geſtellten 
Anſuchens ber kurfürſtlichen Regierung etwa noch zugeben laſſen ſollte“. 


— , Im einem großen Theile von Deutſchland wird ber hundert⸗ 
jährige Geburtstag Fichte's feſtlich begangen. 

„ Bayern). Die Staatsregierung erläßt in Ausführung bes 
vorjährigen Beſchluſſes beider Kammern (f. Jahrgg. 1861 ©. 75 


und 78) eine „Inſtruetion zum Vollzuge der geſehtzlich⸗ 


20. 


54 u Beuffihlend. 


beflimmungen für das Gewerbswefen”, welche bie Ausübung eines 
Gewerbes weſentlich erleichtert und die allınälige Einführung veller 
Gewerbefreiheit vorzubereiten feheint. 


20. Mai. (Baden). Die I Kammer genehmigt einftimmig das Ge: 
werbegefeb mit einigen liberalen Mobificationen. 


(Württemberg). Der IL Kammer werben brei Miotionen 
bezüglich der beutfchen Frage vorgelegt und cinläßlih begrünbet. 
Diefelben werben vorerft der ſtaatsrechtlihen Kommiffton überwiefen. 


Die Kammer erhält in diefer Seffion Feine Gelegenheit mehr zu einer 
fhließlihen Aeußerung über die Frage. 

(Preußen). Der preuß. Gefandte v. Sybow verläßt Kaffel. 

(Sachſen). Zufanmentritt des, behufs Zuftimmung zu bem 
Handelsvertrage mit Frankreich außerordentlich einberufenen Land: 
tags. Kröffnungsrebe bes Staatsminiftere Frhrn. v. Beuft: 

„... Bei der vorläufig abgegebenen Erflärung war die Regierung nicht 
allein berechtigt, ber Meberzeugung zu folgen, daß bie ſächſiſche Induſtrie 
in die ihre geöffnete Bahn getroſten Muthes eintreten könne, fie Hätte ge: 
laubt, wenn fie zögere, Dies laut zu befennen, einem gerechten Selbfi- 
eroußtfein des Landes die Geltung zu verfagen. Bei diefem Entfchlufie 
und bei deſſen Kundgebung war fie indeflen weit entfernt, fih allein Durch 
particulare Rüdfichten leiten zu laſſen. Die jächfifhe Regierung wirb nie 
vergeffen, was fie der Geſammtheit, was fie Deutihland ſchuldig ifi. 
Hätte fie zu erkennen gehabt, daß ber Vertrag in feinen ee für bie 
Wohlfahrt des Zollvereines und deſſen Erhaltung verberblid werden, daß 
durch deſſen Abſchluß die einſtige Ausdehnung bed Aollvereine® auf alle 
Staaten bes deutſchen Bundes unmöglich gemacht werden könne, fo würbe 
— die ſpecielle Stellung Sachſens nicht als maßgebend für ihre Ent— 
chließung betrachtet, ſie würde ihre Stimme gegen den Vertrag erhoben 
haben. Weil fie eine ſolche Anſicht nicht zu faſſen vermochte, weil fie im 
Gegentheile daran feithält, daß die Reform, um bie es fih handelt, und 
beren Dpportunität nad) Lage ber Sache nicht mehr in Frage ſteht, eine 
unabweisbare Nothwendigkeit geworben ift, welcher ber Zollverein, 
ohne feinen Fortbeſtand zu gefährden, fich nicht entziehen Tann, und welche 
ihre Begründung nicht in politifchen Berechnungen, fonbern in der zeit- 
gemäßen Entwidlung ber allgemeinen Berfehrsverhältniffe findet; weil fie 
daher Rh it von ber Meberzeugung, baß ein Widerfireben gegen 
diefe natürliche Umkilbung der commerciellen und inbuftriellen Beiehungen 
nit dazu dienen Tann, bie widerſtreitenden Intereſſen im Zollvereine zu 
verjöhnen und deſſen Entwidiung und Ausbreitung zu fördern, daß viel: 
mehr ein entfchlofjener Eintritt in bie unvermeiblihe Umgeftaltung nicht 
allein den Fortbeitand des Zollvereines am beiten gewährleiftet, ſondern 
auch bie Bafis ift, auf welcher bie Weiterbildung des beftchenden Hanbels- 
vertrages mit Defterreih und beflen einftiger Zollanfhluß, um zu ge: 
lingen, fi) vorbereiten muß, barım Bat die Regierung fih ohne Zögern 
und mit Entfchiedenheit für die Annahme bes Vertrages ausgefprohen“. 

. „(Der Bundestag) erhebt fait einftimmig ben öfterr.=preuß. 
Antrag vom 8. März auf Wieberherftellung der kurheſſiſchen Wer: 
faflung zum Beſchluß. Medienburg flimmt dagegen, Hannover 
zwar dafür, „beflagt aber tief, baß bie Verfaffung vom 30. Mai 
1860, welche legal auf bem Bunbesrechte entftand, wegen that: 
ſächlicher Hinderniſſe nicht zur Wirkſamkeit gelangt iſt“. 


21. 
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26. Mai. (Kurheffen) Das Minifterium gibt in Folge bes Bundes⸗ 


27. 


.: m 


befchluffes vom 24. Mai dem Kurfürften feine Entlaffung ein. 


(Sachſen). Denkichrift der fächfifhen Regierung über ben 
Handelövertrag mit Franfreih, mit ber fie die Vorlage besfelben 
an den Landtag begleitet: 


a... Rah dem Allen erſcheint der Vertrag nicht als eine Äußere zu: 
fällige oder willfürlich herbeigeführte Urſache zu einer Abänderung bes Tarıfs, 
fondern als der einzige ſichere Weg, auf weldhem bie an fi) noth: 
wenbige und auf die Dauer nit zu vermeidende Zarifrevifion mit mög- 
lichſter Rüdfiht auf die Jutereſſen ber deutſchen Induſtrie überhaupt durch⸗ 
gerührt werden konnte. Mit der Ueberzeugung von der Richtigkeit diefer 
Anjhauung muß aber aud die Befürdtung, daß eine Ausbeutung bes 
Bertrags in einem einfeitigen politifchen Intereſſe nad irgenb einer Rich: 
tung möglih, oder auch nur verfuht werben könne, fofort jeben Boden 
verlieren. 

„Eine befondbere Rücſichtnahme erheifcht bei ber vorliegenden Frage jeden: 
falls der Handels: und Zollvertrag zwiſchen bem Zollverein und Oeſterreich 
vom 19. Februar 1853... .. 

„Der Vertrag mit Oeſterreich beſchränkt ben Zollverein weder hinfichtlich 
des Abſchluſſes von Handelsverträgen mit andern Staaten, noch in ber 
vollſtãndigen Freiheit, diejenigen Ermäßigungen feines allgemeinen Tarifs 
eintreten zu laſſen, welche er in feinen Intereſſe für angemeffen hält. Der 
Bertrag mit Oeſterreich feßt vielmehr bie Anfnüpfung berartiger commer: 
zieller Berbindungen mit andern Staaten und bie weitere Ermäßigung bes 
allgemeinen Bereinszolltarif8 als Etwas voraus, was fi ganz von ſelbſt 
veriteht und was leicht und oft eintreten kann; ex trifft für dieſen Fall ſogar 
ausdrüdlihe Beſtimmungen. Diefen letzteren wird aber, infoweit dies nicht 
bereits gejchehen ift, ſeitens des Zollvereins jedenfalls allenthalben genügt 
werben fünnen und genügt werden. 

„Sine andere Frage if es freilih, ob und in wie weit Oefterreich von 
dem ihm vertragsmäßig zuſtehenden Mechte wegen ber Ermäßigung bes 
allgemeinen Bereinszoll- Tarif eine Erhöhung feines Bioifchen- Larite in 
den dadurch betroffenen Sägen eintreten zu laſſen, Gebrauch machen wird. 
Sollte dies der Fall fein, fo würde dadurch le der öflerreichifche Markt 
für ben Abfay Hase Produkte eine Beichränfung erleiden und 
ſodann durch diefe Maßregel anftatt ber von Defterreich angefirebten An⸗ 
näherung an den Zollverein eher das Maß ber gegenwärtigen Entfernung 
erweitert werden. Es wäre ein foldyer Schritt nicht nur fllr den Zollverein, 
fondern namentlih auch für Sacdfen fpeciel im hohen Grade zu be— 
Magen, obſchon die gegenwärtigen öſterreichiſchen Zwifchenzdlle für manche 
Artikel, namentlih für Waaren feinerer und feinfter Gattung nocd immer 
fo hoch find, daB fie einer völligen Prohibition fehr nahe kommen und 
Daber eine weitere Erhöhung diefer Zölle wenigſtens kaum eine große prak⸗ 
tifche Bedeutung für bie Ausfuhr aus bem Zollverein nach Defterreih ge⸗ 
winnen würde. Sollte fi dagegen Defterreich auch feinerjelts zu einem 
entfchtebenen Schritte in ber dur ben vorliegenden Vertrag bezeihneten 
Richtung entichliepen, was infofern wenigſtens erleichtert wird, als bie 
hauptfächlichſten Ermäßigungen bes Tarifes erft im Jahre 1866 eintreten, 
fo würde dadurch die Amäherung an den Zollverein nur gefdrbert und 
baburch zugleih bem allgemeinen Zwecke des vorliegenden Vertrages noch 
mehr entiprohen werben. Uebrigens find für Defterreih durch bie Vortheile, 
die ihm in Folge ber Aenderungen bed Dereinstarifs ohne jebe og ⸗ 
conceffion, und zwar gerade in Folge bes Vertrags von 1853 gewährt 
werben, genügende Motiven geboten, um ben letztern nicht aufzuldſen, 
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fondern befjen Erweiterung anzubahnen ımb um eine Ausgleichung feires 
Tarife mit dem Vereinszolltarife nicht fowohl durch Erhöhung feiner Zwiſchen⸗ 
zoͤlle, als vielmehr durch Herabfegung feiner Außenzöle zu fuhen.. Wenn 
Defterreich durch die früher wiederholt von ihm angeftrebte, nunmehr ein- 
etretene Aufhebung der Durdgangszölle im ——— bereits ſehr an⸗ 
ehnliche Vortheile ohne irgend welche Gegenleiſtung erlangt hat, ſo ſind 
diejenigen nicht geringer, welche ihm durch die — ber Ausgange⸗ 
zölle (mit alleiniger Ausnahme ber im Zolle beinahe auf bie Hälfte bes 
bisherigen Satzes en Lumpen) und durch bie bebeutenden Erm äßi⸗ 
ungen der Eingangszölle, namentlich für Weine und eine große Anzahl 
Feiner bedeutendſten Snduftrieartifel, wie Seidenwaaren, feine Zeberwaaren, 
Kurzwaaren 2c. ebenfalls ohne alle Gegenzugeftänbnifie jeinerfeits zu Theil 
werben“. 

Sächſiſche Note an Defterreidh über den Handelsvertrag 
mit Frankreich: 

„+. Das Memorandum des Tail. Kabinets fpriht ohne Rückhalt ben 
Gedanken aus, daß für ben Abſchluß bes betreffenben Vertrages keine andere 
Erflärung zu finden fei, als bie Abficht, bie hbandelspolitiihe Trennung 
Oeſterreichs vom übrigen Deutſchland zur dauernden Thatfache zu machen. 
Die biesfeitige Regierung bat es zwar ber Töniglich preußiichen Regierung 
zu überlaffen, über dieſe Borausfegung, welche zunächſt fie alein berübrt, 
fih auszusprechen. Diefelbe kann indeflen nicht umbin, auf das beflimmtefte 
zu erflären, baß fie ihrerfeits Feine Veranlaffung gehabt bat, eine ſolche 
Abfiht in der von Preußen nicht gefuchten und noch weniger übereilten 
Berbandlung zu erfennen und daß fie für ihren Theil fihb auf das ent: 
fchiedenfte gegen bie Annahme zu verwahren haben würbe, als könne ihrem 
Beitritte eine folche Abficht untergelegt werben. £ 

„Die k. ſächſiſche Regierung darf fih darauf berufen, daß fie feinerzeit 
eifrig und reblih bemüht war, im Vereine mit anderen gleihgefinnten 
beutfchen Regierungen, für ben Abſchluß bes beftehenden Handelsvertrages 
und für bie bereinftige Zolleinigung zwiſchen Defterreih und dem Zollvereine 
bie Wege ebnen zu helfen. Aber fie vermag nicht ber Anficht zu bulbigen, 
als könne der Vertrag von 1853 zur Erreichung diefes Zweckes das geeig: 
nete Mittel dadurch bieten, daß er den Zollverein verhindern müfle, mit 
den für feine Intereſſen heilſamen unb nöthigen Reformen Anſtand zu 
nehmen, bis ibm Defterreih darin zu folgen in der Lage fei. 
Die ſächſiſche Regierung glaubt, die Aufrichtigkeit ihrer Wünfde und Be— 
firebungen für bie weitere Annäherung zwiſchen Defterreih und dem Zoll- 
vereine nicht beſſer bethätigen zu können, als indem fie mit voller 
Dffenbeit einer Anfhauung — welche in ihren 
legten Konſequenzen wohl einer Auflöſung bes Zollvereins, 
nicht aber ber Erweiterung des mit Defterreich beftehenden Handelsvertrags 
und der Anbahnung Fünftiger allgemeiner Zolleinigung, folchergeitalt aber 
in teiner Beziehung ben von dem kaiſ. Kabinet ſelbſt wiederholt ausge- 
ſprochenen Abfichten dienlih werben kann. Es iſt diesfeits nie verfannt, 
jondern in mehr als einer Hinficht beflagt worben, daß die Umgeſtaltung, 
bie gegenwärtig für ben Zollvereinstarif in Frage ſteht, in einer für Oeſter⸗ 
reich Überrafhenden und ftörenden Weile hervortritt. Allein der Uebergang 
zu biefer Umgeftaltung jeitens bes Zollvereins kann mit Mecht nicht als 
ein muthwilliger oder gejuchter und am wenigften als ein zum Nachtheile 
Defterreih8 beabfichtigter betrachtet werben. Die Handelspolitiiche Be— 
wegung, bie dazu ben Anftoß gegeben, bat ihren Urfprung und ihre Ent- 
widelung außerhalb bes Zollvereins gefunden. Hätten die Verhältniſſe fich 
jo gefaltet, daß Defterreih zu erſt in der Lage geivefen wäre, ſich den Rüd- 
wirtungen jener Bewegung nicht entziehen zu können, jo würde ſeine Re⸗ 


Dertſhland. 57 


form ebenſo wenig ausgeblieben fein als bie daraus für ben Zollverein her⸗ 
vorgehende Nothwendigkeit, ſich derſelben anzuſchließen. Es kommt der dies⸗ 

ſeitigen Regierung nicht zu, dem kaiſ. Kabinet Rathſchläge zu ertheilen. Ihre 
Hoffnung aber richtet fi zuverſichtlich dahin, daß Oeſterreich ben Weg ein⸗ 
ſchlagen werde, auf dem es ſicher ſein kann, alle Staaten des Zollvereins 
ji noch feſter als bisher zu verbinden. ..“ 

28. Mai. (Preußen). Depeſche Preußens an Oefſterreich gegen bie 
Depefhe und Denkſchrift des Wiener Cabinets vom 7. Mai bes 
züglih bes Handelsvertrags mit Frankreich: 

„ ... Die Denkſchrift erhebt Vorwürfe gegen bas Berfahren ber k. Re: 
gierung in biefer Angelegenheit überhaupt und ftellt demnächſt Einwendungen 
gegen den Inhalt der Verträge felbft auf. Ich kann weder in ber einen 
noch in der anderen Beziehung eine Berechtigung ber k. k. öſterreichiſchen 
Regierung anerkennen; mir ift feine Alte, tein Bertrag. feine Abrebe bes 
font, woraus Oeſterreich das Recht herleiten könnte, Einfpruch gegen ber: 
artige Verträge zu erheben, welche Preußen und ber Zollverein mit irgenb 
einer dritten Nation abzufchließen für gut finden; ih muß für Preußen 
und ben Zoliverein mit aller Entfchiebenbeit die volle Freiheit in Anſpruch 
nehmen, in dieſer Hinficht unbeſchränkt lediglich nach eigenem Ermeflen zu 
verfahren. — Indem ich gleihwohl nicht Anftand nehme, auf ben Inhalt 
der Denkſchrift einzugehen, glaube ih mich auf nachſtehende Bemerfungen 
befhränfen zu bürfen, welche genügen werben, um barzuthun, baß wir 
feinen Anlaß haben finden fünnen, um unſere wohlerwogenen Auffallungen 
und Ueberzeugungen aufzugeben. Die Denffchrift beklagt fih zunächſt darüber, 
daß wir die Wünfche Deflerreich8 bei unfern Verhandlungen mit Frankreich 
nicht berückſichtigt hätten; fie behauptet dann, daß wir den Handels- und 
Zolivertrag vom 19. Februar 1853 außer Acht gelaflen, und kommt endlich 
zu dem Schluß, daß wir zwar zu einzelnen Zarif- Aenberungen, nicht aber 
zu einer totalen Rejorm des Zarifs, wie die Verträge mit Frankreich ſolche 
in fich fchlößen, befugt geweſen ſeien. In ber That, es fände bebauerlidh 
um die Unabhängigkeit des Zollvereing, wenn man dieſen Schluß zugeben 
müßte. Dem ift aber auch nicht jo. Es hat nimmer bei Abichluß bes 
Vertrages vom 19. Febr. 1853 in der Abficht liegen können, bie Autonomie 
eines der Kontrahenten befchränften zu wollen; das hätte Defterreich jo wenig 
wie Preußen und ber Zollverein gethan; vielmehr ift bie Freiheit der Geſetz⸗ 
ebung durch keine Beſtimmung jenes Vertrags irgendwie beſchränkt. Die 

enkſchrift erkennt ſelbſt an, daß ber Tarif des Zollvereins einer Reform 
dringend bedurft babe. In dieſer Erkenntniß befinden wir uns mit Oeſter⸗ 
reih im Einverſtändniß. Aber mit ber Ausführung der Reform, fo vers 
langt die Denkſchrift, hätten wir auf Defterreih warten follen. Und dabei 
gibt die Denkſchrift dennoch wieber zu, daß Defterreih, ohne ben Untergang 
vieler Zweige feiner Induſtrie herbeizuführen, nicht bätte mit uns geben 
können. Die Wiberfprüche, welche fi hieraus ergeben, liegen zu Tage. 
Wenn alfo bie Denkſchrift barüber klagt, daß wir bie Wünjche Oeſſerreichs 
bei unferen Verhandlungen mit Frankreich nicht berüdfichtigt hätten, fo 
muß ich biefe Klage mit ber Bemerkung zurüdweiien, daß aledann jebe 
Tarif» Reform und jeber Vertrag der Art mit einer dritten Nation einfach 
unmöglich geweſen wäre, Ebenſo muß ih die Behauptung ablehnen, daß. 
wir den Bertrag vom 19. Februar 1853 unbeachtet gelafien hätten; ich 
finde feine Beftimmung biefes Vertrages nachgewiefen, die wir unmittelbar 
ober mittelbar, ihrem Wortlaut ober ihrer Abficht nach verlegt hätten. 
Endlich kann ich bie rücdhaltlofe Offenheit, mit welcher bie Annahme bin- 
geſtellt wird, daß ber Zollverein zu einer Reform feines Tarifs ohne bie 
Zuziehung oder gar Zuflimmung Defterreihs nicht befugt fei, nur mit 
gleiger Offenheit erwichern, imbem ich jebe derartige Annahme beftlmmt 
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abweiſe. — Wenn jemals, fo finb wir in ber vorliegenden Angelegenheit 
nur durch Rückſichten auf die materielle Wohlfahrt geleitet worben; mir 
fonnten und durften nicht zurücbleiben, als Großbritannien und Franfreid 
auf ber Bahn großer wirthſchaftlicher, durch bie Seit gebotener Reformen 
vorgingen, und andere Staaten ihnen bereits folgten; wir zweifeln nict, 
daß auch Defterreih, in welchem teuerbings fo viel auf dem Wege ber 
Reformen geſchehen iſt, auf bem vorliegenden Gebiete ebenfalls nicht wird 
zurüdbleiben Tonnen. Daß bie Verträge mit Frankreich eine Zolleinigung 
Oeſterreichs mit bem Zollvereine unmöglich machen, wird fih mit Grund 
nicht behanpten laflen. Was in Beziehung auf eine folde Einigung über: 
haupt als möglich angejehen werden kann, darin ift burdh die Berträge 
mit Sranfreih Nichts geändert. Ich muß jede Annahme, ale hätten 
wir aus politifhen Motiven mehr gegeben als empfangen, ablehnen; 
ih barf mich bier enthalten, auf eine Rechtfertigung ber einzelnen Ber: 
tragsbeftimmungen einzugehen; dies baben wir unſeren Vereins: Genoflen 
gegenüber nah Prliht und Gewiſſen gethan. Nur fo viel will ih im 
Allgemeinen an dieſer Stelle erwähnen, daß bie Bemerkungen, welche bie 
Dentihrift in Bezug auf ben Inhalt der Verträge ſelbſt macht, nichts 
Neues für uns gebradt haben, unb daß wir es mit Freuden begrüßen 
werben, wenn es ber Öfterreichiichen Megierung bei fpäteren Verhandlungen 
mit Frankreich gelingt, beffere Conzeſſionen zu erhalten; die Theil: 
nahme daran iſt uns durch unfere Verträge im Voraus gefihert. ... . 
Endlich wird am Schluffe der Denkſchrift der Artikel 31 des Handelsvertrags 
mit Frantreih zum Gegenftande eined ganz befonderen Angriffe gemacht. 
Die Denfichrift behauptet, daß, indem man fi durch jenen Artikel ver: 
pflichte, gegenfeitig fein Ausfuhrverbot in Kraft zu fegen, weldes nicht zu 
gleicher Zeit auf die andern Nationen Anwendung fände, bierburd die Vor: 
haältniſſe der beutfchen Bundesſtaaten unter fih und bem Auslande gegeus 
über berührt würben. Auch biefer Vorwurf ermweift fih bei näherer Be: 
trachtung als nicht begründet. Die Beltimmung des Artikel 31 iR in ben 
Bertrag mit Frankreich übernommen, wie fie fi) in fieben Handelsver⸗ 
trägen des Zolivereins und in noch zablreicheren Berträgen einzelner, theils 
dem Zollvereine angehörenden, theils demfelben fremder deutſchen Staaten 
vorfindet. Ungeachtet dieſer Verträge bat aber weber Preußen, nod einer 
ber andern Zollvereinsftaaten fich behindert gejeben, feinen Bunbespflichten 
zu genügen und beifpielsweife bem Bunbesbeichluffe vom 8. März 1848 
Folge zu geben, nad) welchem bie Ausfuhr von Pferden nach anderen, nicht 
zum deutſchen Bunde gehörenden Staaten zu unterfagen war. Der Vertrag 
mit Frankreich iſt nicht ein politifcher Vertrag, welchen einzelne Bundes: 
flaaten als ſolche, fondern er ift ein Sanbelsvertrag, welchen einzelne, zu 
befimmten commerziellen und finanziellen Zwecken verbundene Bunbes: 
ftaaten mit Frankreich abfchließen. Die beiberfeitigen Gontrahenten haben 
bei Verabredung bed Vertrags gewußt, daß und welche Verpflichtungen auf 
Grund allgemein befannter völßerrehtlicher Verträge den Bunbesftaaten ob: 
legen, unb nicht daran gedacht, biefen Verpflichtungen burch bie Beſtim⸗ 
mung im Artikel 31 Eintrag zu thun. Es verfteht fich dies zwar von 
ſelbſt, ich bemerke indeß ausbrüdlih, daß Frankreich biefe Auffaſ-— 
fung vollſtändig theilt“. 


31. Mai. Eine Differenz zwifchen dem Gentralcomite für das beutjche 


Schügenfeft in Frankfurt und den Mündyener Schüben über bie 
Theilnahme der Staliener an bem Feſte wird freunbfchaftlich bei: 
gelegt. Die Italiener find als folde zu bem Feſte nicht fpeciell 
eingelaben unb werben überall an bemfelben Teinen Theil nehmen. 


3. Juni. (Baden). Auch die erſte Kammer erklärt ſich für bie bürger- 
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tiche Gleichſtellung der Iſraeliten und zwar mit allen gegen drei 
. Stünmen. 
6. Zuni. (Sachſen-Altenburg). Der Landtag genehmigt bie Militär- 
Eonvention mit Preußen mit 19 gegen 5 Stimmen. 


» o (KRurdeffen) Unterhandlungen wegen Bildung eines liberalen 
Minifteriums Lopberg: Wiegand. Programm Wiegand, 


7. „ (Sadfen- Meiningen). Der Landtag erklärt fi einftimmig 
für das Princip der Gewerbefreibeit. 


8. „ (Abgeordnetentag). Eine Verfammlung von Abgeorbneten 
aus verfhiebenen deutſchen Staaten in Frankfurt befrhließt eine 
größere Berfammlung von Abgeordneten aller liberalen Fractionen, 
„weldye bie Einigung und freibeitlihe Entwicklung Deutſchlands 
erfireben”, zu veranftalten und dazu bie gegenwärtigen und ehe⸗ 
maligen Mitglieder der deutſchen Volksvertretungen, ſowie die 
ehemaligen und gegenwärtigen ‘Mitglieder der Landtage ſämmtlicher 

. beutjcher Bundesländer insbefondere einzuladen, wobei anerkannt 
wird, daß die Aufforderung felbftverftändlich audy an bie deutſchen 
Abgeordneten in Defterreih gerichtet fei. Zu Protofoll wird eine 
Erklärung des Vorſitzenden Dr. Bluntſchli genommen, daß die Ver: 
famımlung die Theilnahme öfterreichifcher Abgeorbneter wünſche 
und daß diefer Wunſch auch von benjenigen Mitgliedern ber Ber: 
fammlung getheilt werde, welche an die Möglichleit einer Eon: 
ftituirung Deutfhlands mit Einfluß von Oefterreid, nicht glauben. 


14. „ (Baden). Die I. Kammer beſchließt mit allen gegen zwei 
Stimmen eine Anzahl Petitionen um Nevifion ber Gefege über 
bie Preſſe, das Vereins: und Verſammlungsrecht 


der Regierung mit dringender Empfehlung und ber Bitte zu überweiſen: 
1) die Zurüdnahme der Bundesbefchlüffe über bie Prefte Träftigft zu bes 
treiben, 2) wo möglich noch während dieſes Landtags die Geſetze über 
Prefſe, Vereine und Verſammlungen einer Revifien im Sinne ber Gefeße 
vom 38. De. 1831, 26. Dft. und 15. Nov. 1833 zu unterwerfen und bie 
umgeänderten Gefeße zur Genehmigung den Ständen vorzulegen. Mini: 
Rerialpräf. Lamey: Das Beltreben der Regierung fei, auch hier alle 
Ausnahmebeftimmungen zu bejeitigen unb Tediglich bem allgemeinen Recht 
a zu verichaffen. Die Bundesgeſetze feien allerdings unbefriedigend, 
allein fie feien einmal beſtehende Geſetze und die Regierung könne fih nur 
im dringendſten Fall entichließen, ihnen entgegenzutreten; fie babe aber eine 
Reform ber Prefgefehgebung bereit vorbereitet, bisher aber nur noch nicht 
vorgelegt, weil fie ben Gang ber Entwicklung ber deuiſchen Zuſtände noch 
etwas abwarten und ben günftigften Moment wahrnehmen wolle. Die 
Handhabung ber geltenden Beflimmungen fei Übrigens allgemein anerkannt 
eine fo milde, und bie wirfliche freiheit der Preſſe und bes Vereinsrechts 
werde von ber gegenwärtigen Regierung fo hoch geſchätzt, daß fi das Bolt 
einftweilen dabei beruhigen könne. Kuſel: Man bürfe fih dabei nicht 
beruhigen, miüfle vielmehr jeden Augenblick einer guten Regierung dazu 
— gute Geſetze zu machen; dieſe bleiben, bie Regierung kann 
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14. Jam, (Sachſen). Die fähfifhe H. Kammer beſpricht fih nad 
einläßlicher Debatte einftimmig für bie Annahme des franzöfifchen 
Handelöverirages aus und empfiehlt nur für ben Fall, daß eine 
nochmalige Mevifion des Vertrags und feiner Tarife ermöglicht 
werbe, der Regierung mehrere Pofitionen zur Abänderung. 


Staatsminifter v. Beuſt: „... Man bat oft ver Sächſiſchen Re: 
gierung den Vorwurf gemacht, als verfolge fie gegenüber einem großen Nadh- 
barflaate eine gewiſſe Boreingenommenbeit, mit anderen Worten, um beut: 
lich zu veben, fie verfolge eine Breußen feindliche Tendenz. Einer folchen 
Schwäche, benn ich habe feine andere Bezeichnung für eine foldhe politiſche 
Richtung, ift bie Regierung nicht fähig, fie ift fi berfelben au nicht bes 
wußt. Die Regierung bat mehrmals der Preußiſchen Regierung entſchieden 
gegenübertreten müffen, wo e8 fih darum hanbelte, Anſichten und Aufſtellun⸗ 
gen zu befämpfen, welche, ohne daß wir dabei feindliche Abfichten gegen uns 
vorausjegten, in ihren Gonfequenzen zu Ergebniffen geführt haben würben, 
welche bie Regierung vor dem Lanbe ebenfowenig als vor ber Krone hätte 
verantworten fünnen. Aber das Beſtreben der Regierung ift nit darauf 
gerichtet, den Zwieſpalt in Deutſchland auszufäen oder zu erhalten, bie Re⸗ 
gierung bat fi die Unabhängigfeit ihrer Entichliegung flets bewahrt, und 
man wird ihr nicht nachweiſen können, daß fie jemals wiber ihre Ueber⸗ 
zeugung bem echt gegeben bat, ben fie im Unrecht, ober bem Unrecht, den 
fie im echte glaubte. In dieſem Falle konnte fie bie Preußifche Regierung 
nicht im Unrecht finden. Daß ber Vertrag mangelhaft jei, daß er nit al: 
Ienthalben unferen Wünfchen entfpreche, das ift gewiß; aber wir Tonnten 
darin feinen binreichenben Grund finden, bie Preupifche Regierung, nachdem 
fie den Auftrag zu Verhandlungen erhalten, nachdem dieſe Verhandlungen 
lange und peinlich geweien waren, am Schluffe berfelben doch Siiernaßen 
zu desavouiren; und gerade weil alsbald nach bem Abichluffe des Bertrags 
ber Preußifchen Regierung Vorwürfe gemacht wurben, die viel zu mweit gin⸗ 
gen und bie wir nicht gerechtfertigt finden Tonnten, weil biefe gerabe mit 

toßer Leidenfchaftlichfeit Yaut wurden, fo fühlten wir uns umfomehr beru- 
en, ein Zeugniß abzulegen, daß wir diefe Vorwürfe nicht zu ben unferigen 
machen könnten. Was aber unferen anderen großen Nachbarftaat betrifft, 
jo wäre e8 ein gewalliger Irrtum, zu glauben, daß bie Sächſiſche Regie: 
rung in bem bebarrlich von ihr vertheibigten Grundbfage, wonach ber engere 
Bundesverband mit Defterreich aufrecht erhalten und gepflegt werden 
muß, wonach an der Zufammengehörigfeit Oeſterreich's mit Deutfchland auf 
alle Weife gearbeitet werben muß, irgendwie wanfend geworben ſei. Allein 
einem Bundesgenoffen beweist man die Freundfchaft nicht allein damit, daß 
man ängſtlich Alles vermeidet, was ihm augenblidlih unlieb und unan⸗ 

enehm jein Fönnte, nicht bamit, daß man Hoffnungen erregt, bie zu erfül- 
len man weder ben Willen noch bie Macht hat, nicht damit, daß man Hilft, 
ibn auf einer Bahn zu erhalten, auf welher man überzeugt 
if, daß er das von ihm ſelbſt angeftrebte Ziel nit erreihen 
werde Wir haben unfere Pflichten gegen biefen großen Nachbar anders 
verſtanden. Ich habe gefchriebenes Zeugnik dafür in Händen, daß ich lange, 
ehe der Vertrag abgejchlofien wurbe, ber Kaif. Regierung kein Hehl daraus 
gemacht babe, was hier gefchehen würde, falls der Vertrag zu Stande Tonı= 
men ſollte. Wir haben mit rüdfichtsvoller Offenheit unfere Anficht darüber 
Bargelegt, daß der Anſchluß an bdas Syſtem, was ber franzöfifche Vertrag 
nicht erſt ſchafft, fondern zu deſſen natlirliher Entwidelung er nur ben An: 
ftoß gibt, der einzig richtige Weg fei, auf welhem bie an ben eb: 
tuarvertrag von 185 gefnüpften Hoffnungen und Ausfichten ſich verwirk⸗ 
lichen Fönnten ... Es gehört einmal zur Geſchichte biefes Vertrags, daß 
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man die Dinge einfach und nüchtern nicht aunehmen will, fonbern ‚überall 
etwas Unklares ſucht. So ift e8 denn gefommen, daß, anflatt die Nadh- 
. theile und Vortheile des Vertrags ruhig abzuwägen und banad allein bas 
Urteil feftzuftellen, man, fobald man erfuhr, daß es zum Vertragsabſchluffe 
tomme, allerhand geheime politiiche Gebanten bineingezogen bat, man ifl 
zulegt in ber Preſſe dahin gefommen, in biefem Bertrage ein Werl der 
Hölle zu finden, um Deutihland an Frankreich zu verratben. Seltfam 
genug, daß dieſe Beſorgniß nicht eher fih Äußere, als bis es zum Ab⸗ 
ſchluſſe des Vertrages fam, daß man faft über ein Jahr lang ruhig zuge: 
jeben hat, wie diehes Werk der Höfe fih vorbereitete. Man wußte ja boch, 
er: das ganze Erbieten des Vertrages eine nächfte Folge bes engliich= fran- 
zöfifchen Bertrages war, man wußte vorher, in welder Richtung ber Vertrag 
ausfallen werde, unb dennoch mußte ein ganz befonderer Grund unterliegen. 
Und es wird gewiß nicht befiritten werben, daB es möglich fei, man babe 
in Frankreich gewünfdt, an ber Stelle jenes Mißtrauens, welches in Deutſch⸗ 
land in Folge mancher basjelbe erflärenden Ereigniſſe eingetreten war, eine 
mehr beichwichtigende und vertrauensvolle Stimmung bervorzurufen. In 
jedem Falle hat man Recht, ſich nicht einfchläfern laſſen zu wollen, wenn 
man Urfache zu haben glaubt, wachſam zu jein. Allein ea ift gewiß ebenſo⸗ 
wenig gerecht als Flug, einen folhen Entgegenfommen mit Mißtrauen ent: 
gegenzutreten. Mit einem Mißtrauen, was nur auf Gemätbeflimmung 
beruht, iſt überhaupt alles Leben unter ben Menſchen fowohl wie unter ben 
Staaten und Bölfern unmöglich ; wenn man bavon ausgehen will, jo muß 
man die Thüren verriegeln und die Kaften verichließen. Allen es mußte 
nun einmal etwas Bejonderes im Hintergrunde fein, und fo ift man bann 
auf den Gedanken gefommen , ber ganze Bertrag fei berechnet, Deutſchland 
zu |palten und von Defterreich zu trennen. Nun gibt man fi aber faum 
Rebenihaft von dem Widerſpruche, in welden Diejenigen fidh ver: 
wideln, die diefe Anficht vertreten. Wenn man fich eine ſolche Berechnun 

dent, jo müßte man doch glauben, bie Franzöſiſche Regierung habe — 
ausgehen müſſen, dieſes —28 um jeden Preis zu erreichen, und ſie hätte 
dann nicht ſcheuen dürfen, ihrer Induſtrie unverhältnißmäßige Opfer anzu⸗ 
ſinnen, um nur Deutſchland zu begünſtigen. Man iſt in Paris jedenfalls 
nicht ſo ſchlecht über die deutſchen Verhältniſſe unterrichtet, um zu glauben, 
daß es genügt, wenn ein Vertrag in Berlin paraphirt wird, damit Alles in 
Deutſchland aufjubelt. Nun behaupten ja aber diejelben Stimmen bas Ge: 
gentbeil; das Umgekehrte fei geichehen, bie franzöfiihe Induſtrie ſei be- 
günftigt, bie deutſche benachtheiligt; und überhaupt muß ich geftehen, daß, 
wenn ich biefem deutſchen Patriotismus, der mit jo eblem Unmwillen und jo 
heiliger Begeifterung fi) gegen einen Vertrag ergießt, wodurch Deutichland 
an den Erbfeind verrathen werde, auf den Grund fehe, ich immer wieber 
nichts als Tartf- und Procentſätze finde, und mit einigem guten 
Willen wird man die Frage, ob und in wieweit Deutſchland an ben Erbs 
feind verrathen wird, mit 2 Thaler 15 Sildergroihen ab: und zu bejabend 
oder verneinend beantwortet finden. Ich glaube alfo, man kann über dieſe 
Gefahren einftweilen binwegfehen, aber, meine höchitgeehrten Herren, da Sie 
einmal in diefer Frage ber Regierung Bertrauen ſchenken, fo geftatten Sie 
mir, eine Ueberzeugung auszuſprechen, obne biejelbe, was Sie begreifen 
werben, näher zu motiviren. Wenn politifche Gefahren für Deutthland 
drohen ſollten, ſo Itegen fie im Hintergrund nit ber Annahme, 
jondern der Ablehnung bes Vertrags... Möge bie zollvereins- 
laͤndliche Induſtrie rüfig an das Werk gehen und beweifen, was man mit 
dem Bertrage ausrichten Tann, dann wird Defterreich nicht hinter uns zu⸗ 
rüdbleiben, und alsdann wird ber Tag nicht fern fein, wo man von ber 
beutigen Krifis bes franzöfifchen Hanbelsvertrages ebenfo ſprechen wird, wie 
wir Beute von ber Zeit jprechen, wo es fih um das Zuflandelom” j 
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deutſchen Zollvereins und auch um den Gintritt in bie Gewerbefreibeit 
handelte.“ 


1 8. Juni. (Zollverein). Conferenzen von Abgeordneten mehrerer Zoll: 


‚22, 


24. 


26, 


vereindregierungen in Münden, um fi) über ihre Haltung gegen: 
über dem Handelsvertrage mit Frankreich zu verjtändigen. 


„ (Kurdeffen). Das projectirte Minifterium LoßbergeWiegand 
wird befeitigt und ein Minifterium Debn-Rotfelfer gebildet. 
Dur eine lanbesherrlihe Verkündigung wird: 


„Auf Grund des YBundesbefchlufles vom 24. Mai, die VBerfaflungsurfunbe 
vom 5. Januar 1831 nebſt den Geſetzen vom 25. Nov. 1831, die Legitima: 
tion ber Landſtände betr., vom 26. Oft. 1848, bie Wahl ber Staatsbiener 
zu Wbgeorbnieten betr., vom 5. April 1849, die Zufammenfeßung und Wabl 
der Ständeverfammiung betr., endlich die Geſchäftsordnung der Ständever⸗ 
ſammlung vom 20. Juli 1848 wieder in Wirkfamfeit gefeßt. F. 60 der 
Verfaſſung, den Verfafjungseld der Dfficiere, 5.61 die Verantwortlichfeit der 
Staatsdiener bei Verfaſſungsverletzungen, ferner das Geſetz vom 26. Dft. 
1848, den militärifchen Oberbefehl betr., bleiben bis zur verfaſſungsmäßigen 
Abänderung außer Wirkfamteit. Die Sechzigerverfaſſung und das Sechziger- 
wahlgeſet And aufgehoben. Die proviforiihen Gefege vom 4. Sept. "1850 
bis 13. April 1852, desgleihen bie geſetzlichen Erlafje von 1862 bis 18360 
bleiben bis zur verfafjungsmäßigen Abänderung in Kraft. Wegen der Ein: 
berufung der Stände bfeiben fernere Anordnungen vorbehalten.“ 


„ CSadfen) Auch die I. Kammer von Sadjfen genehmigt 
ben Handelsvertrag mit Frankreich einftimmig. 


„ (Kurdeffen). Das neue Minifterium orbnet bie Landtags⸗ 
wahlen nach dem Wahlgeſetze von 1849 an. Außerordentliche Ab⸗ 
geſandte gehen nach Berlin und Wien ab. 


„CBaden). Die Badiſche Regierung legt dem Landtage ben 
Handelsvertrag mit Fraukreich vor, „um dem von ber Großherzogl. 
Regierung beſchloſſenen Beitritt zu demſelben die verfaſſungs⸗ 
mäßige Zuſtimmung vorgängig zu ertheilen“: 

„Die Großherzogl. Regierung verhehlt ſich nicht, daß das vorliegende Ver⸗ 
tragswerf in vielen Stuͤcken ihren Wünſchen und Erwartungen nicht ent- 
ſpricht. Wenn auch, wie bei jeder großen Maßregel, ſo insbeſondere bei 
einem auf beinahe die geſammten Productions- und Verkehrsverhältniſſe des 
Landes fo durchgreifend rückwirkenden Handelsverirag es unausweichlich iſt, 
daß großartige Vortheile der Geſammtheit nur mit —— vieler Einzel⸗ 
intereſſen erkauft werden, ſo hätte die Großherzogl. Regierung doch ge— 
wünſcht, mindeſtens die allerſchwerſten, vorausſichtlich in weiten Kreiſen der 
Bevölkerung hart empfundenen Nachtheile beſeitigt zu ſehen, und ſie hat es 
deshalb verſucht, die Mitwirkung der königl. Preußiſchen Regierung für 
bie Beſeitigung einer wenigen befonders nachtbeiligen Bertragskteflimmungen 
zu erlangen. Leider ift biefes nicht gelungen. Es bleibt nach ber Er— 
widerung der Preußifchen Regierung nur die Wahl zwifchen der Annahme 
oder Ablehnung ber Verträge fo, wie fie Liegen. Hätte die Großherzogl. 
Regierung beim Gelingen ihres Verfuches ganz unbedenklich den Veitritt zur 
bem Bertrage angerathen, fo findet fie gleihwohl in dem Mißlingen feinen 
Grund zur Aenderung ihres Entſchluſſes. Cie ift nach ruhiger und ein 
gehender Prüfung aller Verbältniffe der Uecberzeugung, daß bie Annahme 
des Vertrages für die Gefammtheit durch Belebung des Verkehrs, Erleichte: 
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rung umb Berwohlfeilerung ber Production, Erweiterung bes Abjahgebietes 
und Steigerung ber Arbritögelegenheit Bortheile im Gefolge hat, welche die 
- aus jener Annabme für einzelne, wenn auch allerdings mit unferem Volks⸗ 
wohlſtande eng verwachtenen Induſtriezweige zu erwartenden Nachtheile über: 
wiegen, während anderfeits nicht überſehen werden darf, daß auch durd eine 
Berwerfung des Bertrags vielen Induſtriezweigen, welche auf dem gewohn: 
ten Abfaggebiete von Frankreich und Belgien neuen, durch Differenzialgölle 
begänftigten Goncurrenten begegnen, ſchwere Wunden gefchlagen werden.“ 


1. Juli. (Defterreih). Erſte Conferenzfigung in. Wien zwifchen 
Defterreih und den Mittelftaaten bezüglich Bundesreform. Bor 
Ihläge Oeſterreich's. 

„ (Defterreih). Die Oeſterreich. Regierung befchließt, ben 
Emtritt Oeſterreich's in den Zollverein zu verlangen, und läßt fich 
zu diefem Ende bin in beiden Häufern barüber interpelliven, was 
fie gegenüber dem Handelsvertrage mit Frankreich zu thun gedenke. 


„» » (Hannover) Wachſende Agitation gegen den neuen octroyir⸗ 
ten Katechismus. 

„ſ(Coburg-Gotha). Der gemeinfcaftlihe Landtag von Co: 
burg⸗Gotha ertheilt dem Handelsvertrage mit Frankreich einftimmig 
feine Genehmigung, befchließt jedoch 

„zugleich bei dieſer Beranlafjung die Erflärung abzugeben, daß ber ge: 
meinſchaftliche Landtag die Herfiellung und Kortbildung eines im Anterefie 
jortjchreitender Entwidelung des Wohlſtandes und der Bildung in Deutſch⸗ 
land nöthigen Syſtems größerer Arbeitserleichterung und Verkehrsfreiheit 
unter den gewerbthätigen Nationen nur dann für geſichert halte, wenn recht⸗ 
zeitig wor dem Kilndigungsiernin für die Zollvereinsverträge eine 
Grundlage der Erneuerung derfelben vereinbart-wirb, dur welche bie jegt 
ale Hemmniß jeder freien und gleihmäßigen Entwidelung bejiehende Be: 
fugniß jedes einzelnen Zollvereinsftaates zur Verhinderung beireiender 
Abänderungen des Zariis und ber organiichen Einrichtungen des Vereins 
bejeitigt, an deren Stelle vielmehr eine Entfcheibung durch Mehrheits be⸗ 
ſchluß gefeht und den Bevölkerungen der Zollvereinsfianten ihr überall 
verfoffungsmäßiger Antheil an ber entſcheidenden Mitwirkung bei ber in: 
directen Befleuerung durch bie organifche Einrichtung einer in BZollfachen 
wirffamen allgemeinen Volksvertretung in unverfümmerter und naturge⸗ 
mäßer Weiſe zurüdgegeben wird, und baß bei dem nicht mehr zurüdzu- 
brangenden Bedürfuib ber Zeit nad einer ſchleunigen politifchen Umge—⸗ 
Haltung der Inſtitutionen in Deutichland wenigftens nach biefer Richtung 
die deutſchen Volfsvertretungen barauf dringen müſſen, daß bei Erneuerung 
des Zollvereins demſelben eine Einrichtung gegeben werde, welche durch Kerze 
ftellung eines gemeinichaftlichen Negierungsorgans, fowie eines gemeinſchaft⸗ 
lihen Organs ber Volfövertretung einerfeits eine Träftige Erecutive ſchafft, 
anbererjeits die Nechte ber Volfövertretung zur Eteuerverwilligung und zur 
Mitwirkung bei der Steuergefeßgebung ivahrt. - 

„Die in der Zuflimmung liegende Verwahrung verfaflungsmäßiger Rechte 
wurde dadurch veranlaft, daß die Regierung zum Scdifffahrtsvertrage und 
zur Uebereinkunft wegen ber Zollabferligung, als nach der Verfaſſung nicht 
erforberlih, die Zuſtimmung des Landtags nicht verlangt hatte, der Land⸗ 
tag aber einflimmig ber Meinung war, daß die Zuflimmung aflerbings 
verfaffungsmäßig erforderlich ſei.“ 


v„ (Defterreih) verlangt, dem Preußiſchen Handelsvertrage 


8. 


10, 
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mit Frankreich gegenüber, den Eintritt feines Geſammtſtaates 
ben deutſchen Zollverein. | 


Depeihe bes Grafen Rechberg an bie Defterreih. Sefanbt 
an ben verfhicdenen Deutihen Höfen: 

„0. Heute befinde ich mich in den Fall, der Darlegung unferer © 
wände gegen jene Vereinbarungen eine weitere bebeutungsvolle Eröfinu 
folgen zu laſſen. Bon dem Tag an, wo ber beutiche Zollverein Die 
wähnten Verträge mit Frankreich fi) aneignen wollte, müßte die Faife 
Regierung ben Hauptziel des beutichsöfterreichifchen Zolls und Hanbelsu 
trags vom 19. Februar 1853 als vereitelt betrachten. Zwiſchen Oeſterre 
und feinen deutſchen Bundesgenoffen wäre — vielleicht für einen lang 
Zeitraum — eine Scheidewanb errichtet. Die Verwirklihung bes Art. 
ber Bunbdesacte wäre abermals in unbefimmte Zufunft gerüdt. Genöthi 
ben Fall einer fo fchweren Seführbung ihrer Sünterefien in Das Auge 
faffen, bat bie faiferl. Regierung fich die Nothiwendigkeit eingeftehen müſſe 
ſelbſt gewihtige Bedenken zu überwinden, felbit große Anjtreı 
gungen und Dpfer nicht zu fcheuen, um einer jo ungünftigen Wer 
dung der Dinge eine andere — biejenige eines rafchen und entſcheidend 
Schritte zum Ziele ber deutſch- öfterreichifchen Handels: und Zolleinigung - 
gegenüber zu ftellen. Auf Grund forgfältiger Erwägungen und Unterfuchu 
gen ift bie Faiferl. Regierung, durchdrungen von diejer Erfenntniß, zu de 
Entihluß gelangt, ben Regierungen des deutſchen Zollvereins ſchon jetzt di 
Abſchluß eines — behufs der Gründung eines de 
Kaiſerſtaat und das Zollvereinsgebiet umfaſſenden Saı 
dels- und Zollbundes vorzuſchlagen. Das Weſen ihres Vorſchlag 
beſteht in voller gegenſeitiger Freiheit des Handels und Verkehrs, beſchrän 
nur durch die Maßregeln, weiche theils die Verſchiedenheit der inneren B 
ſteuerung, theils die Aufrechthaltung ber Staatsmonopolien erforderli 
macht. Um dieſen großen Bund zu ermöglichen, erklärt Oeſterreich ſich b 
reit, den Tarif und die Einrichtungen des Zollvereins anzunehmen, ſowe 
letzterer ſich nicht mit ihm über eine zeitgemäße Reviſion derſelben einige 
wird... Was wir anbieten, es iſt nur die Erfüllung deſſen, was Deftei 
reich, Preußen und bie übrigen Staaten bes Zollvereins durch ben Vertra 
vom 19. Februar 1853 feierlich für das Ziel ihres gemeinfamen Streben 
erklärt haben. Der k. Preußifche Hof Hat befanntlid die Thatfache eine 
allgemeinen wirtbfchaftlichen Fortfchritts und das Bedürfniß, fich demſelbe 
anzufchlteßen, als das Motiv feiner Unterbandlung mit Frankreich bezeichnei 
Auch wir verfennen den Einfluß jener Thatſache nicht, auch unfer Vorſchla— 
wird dieſem Bebürfnip im vollften Maße gerecht. Aber unfer Anerbicte 
entfpricht zugleich dem hohen Zwecke der Wahrung ber nationalen deut 
ſchen Intereſſen, demfelben Zwecke, den auch die Zolloereinsverträge jeberzei 
ansbrüdlich an die Spige ihrer Verfügungen geftellt haben.” 


Beigefügt find diefer Depeſche: 
41) Ein in 6 Artikeln beftebender Entwurf eines Praä: 
liminarvertragß. 
2) Der Entwurf einer befonderen Vereinbarung be: 
züglich der Dandelöbeziehungen bes beutfchsöfterreich. Zoll: 
bundes zu andern Mächten: 


„Auf Grund biefes Präliminarvertrags, und fobald die in Art. 1 er: 
wähnten commifjionellen Verhandlungen fo weit vorgefchritten find, daß 
man fi über die Hauptpofitionen bes Zolltarifs geeinigt hat, findet eine 
vorläufige Verfländigung zwiſchen Defterreih, Preußen und den übrigen 
Negierungen bes Zollvereins Über bie nothwendigen Modtficationen 
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des von Preußen und Frankreich parapbirten Vertrags vom 29. März b. 
33. ſtatt. Defterreih und Preußen werden gleichzeitig von ben übrigen 
Zollvereinsflaaten zur Führung der betreffenden Verhandlungen mit Frank: 
reich und auch, imfoweit fid die Rothwendigkeit und Räthlichkeit zu den⸗ 
felben herausſtellen fjolte, zu Verhandlungen über einen Handels- und Zoll 
vertrag mit England ermädtigt. So weit möglich, ſoll in biejen Ber: 
handlungen bahin gewirkt werden, daß nicht einzelne Zollfjäge, fon: 
dern mehr oder minder allgemeine Grundfäge, 3. B. die Nichters 
höhung der beftchenden Zollfäße über ein beftimmtes Procent des Werths 
— Waaren binaus, Gegenſtand ber Vereinbarung mit fremden Staaten 
ilden.” 

3) Eine kurze Motivirung ber wefentlidften Beitimmun- 

gen biefer beiden Entwürfe: 

. . . Hiemit wären bie Grundlagen und Bedingungen ber Zolleinigung 
abgeichlofien, alfein es handelt ſich auch darum, jene Wünſche zu befriebi: 
gen, welde feit langem in ber Richtung der volllommenen Freiheit des Ver: 
kehrs und der alljeitigen banbelspolitifchen Einigung der deutſchen Staaten 
an den Fortbeſtand und die Ausbildung des beutichen Zollvereins geknüpft 
worden find, um durch Handelsverträge mit den beiben großen Culturvöl⸗ 
fern, welde in ber Handelsbewegung unſerer Tage vorangegangen find, 
das neue europätfche Handels: und Zollſyſtem unter völferrechtlihen Schuß 
zu ftellen, und die vertragsmäßigen Vortheile, welche theils Defterreich, theils 
der Zollverein in dritten Staaten genießen, zum Gemeingut ber neugegrün: 
deten Semeinjchaft zu machen: dieſes Ziel follen nun die im Art. 6 bes 
Entwurfs vorgejehenen commiffionellen Verhandlungen und bie dem Ent- 
wurf angefchloffene befondere Verabredung erreihen. Die kaiſerl. Regierung 
hofft die Zwedmäßigfeit und Gerechtigkeit der einzelnen Befimmungen des 
Entwurfs nachgewiejen zu haben, aber der Borzug desfelben, auf melden 
fie den größten Werth legt, dürfte in ſeiner Form beitehben. Der entworfene 
Vertrag ift bündig und beftimmt, und knüpft an gegebene Berträge und 
Zuflände an; er kann barum in Eürzefter Zeit beratben, abgejchloffen und 
der in den einzelnen Staaten vorgezeichneten verfafjungsmäßigen Behand: 
lung unterzogen werben, was in Der jeßigen Lage Europa’8 und Deutſch⸗ 
land's von befonderer Bedeutung if. Mit dem Abſchluß diejes Vertrags 
aber ift der Zollbund ziwifchen Defterreich und dem Zollverein zweifellos feſt⸗ 
geſtellt. Reformen und Verbefierungen find nicht ausgeſchloſſen, allein 
von ihrem Zuftandefommen ift jener Zollbund nihtabhängig, und findfolde 
auf fpätere Verhandlungen verwiefen, die übrigens, von beiderfeits anerkannten 
Grundlagen ausgehend und innerhalb der neubegründeten Gemeinfchaft der 
Intereſſen gegen außen fich bewegend, zuverläßig zu den gewünfchten heilſa⸗ 
men Ergebnitfen führen werben.“ 


10, Juli. (Preußen) lehnt e8 neuerbings ab, an ben in Wien eröffne: 
ten Eonferenzen über Reform der Bundesverfaflung Theil zu neh⸗ 
men, ebenfo lehnt es den Vorfchlag Oefterreihe ab, ben preußis 
fhen Geſandten in Wien wenigften® zu ermächtigen, in ber Eigen⸗ 
Schaft eines einfahen Zeugen jenen Berathungen beizuwohnen. i 
„ (Bundestag). Baden beantragt die Aufhebung der Bundes: 
befhlüffe vom 6. und 13. Juli 1854, welche die Verhinderung 
des Mißbrauchs der Prefie und das Bereinswefen betreffen, indem 
es von der Anficht ausgeht, bag die Ordnung ber einfdlägigen 
Berhälinifie den Landesregierungen zu überlaſſen fei. (Qgl. 14. Juni). 


13/44. Juli. (Holfein). Holſteiniſches Turnfeſt in Rendsburg. 
5 


66 


Bentfetens. 


43.120. Juli. Erſtes deutſches Schübenfeft in Frankfurt. Verbrů⸗ 


derung mit den Schweizern. Epiſode Metz-Wildauer. Betheiligung 
der liberalen Fractionen des preuß. Abgeordneten-Hauſes am Feſte. 


15. Juli. (Heſſen-Darmſtadt). Der heſſen⸗darmſtädtiſche Miniſter 


17. 


17. 


20. 


v. Dalwigk antwortet auf eine Interpellation in ber U. Kammer 
bezüglich des franzöſiſchen Handelsvertrags: 

„Die Großherzogl. Regierung hat ſich bis jetzt über die Aunahme des 

Handelsvertrags mit Frankreich noch nicht erklärt. Sie if aber mit 
deſſen Grundlagen nit einverftanden... . Sie ift daher wegen 
ber Frage, ob zu dem DVertrage eine zuſtimmende Erklärung zu ertheilen 
fei, mit anderen Vereinsregierungen, welche gletche ober ähnliche Intereiten 
zu vertreten haben, wie bie biesfeitige, ins Benehmen getreten; die desfalfi: 
gen Verhandlungen baben jedoch noch zu feinem befimmten Ergebniß ge: 
führt. Im Fall der Zuftimmung wird die Regierung übrigens im Hinblid 
auf den Inhalt des $. 4 des Finanzgefeges vom 4. December 1860 (ber 
bie Regierung ermächtigt, einjeitig folche Verträge abzuſchließen und nach⸗ 
träglich vorzulegen) e8 nicht für erforderlich halten, den Standen eine 
vorherige Vorlage zu machen.“ 
„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt zu Aus: 
arbeitung und Vorlage bes Entwurfs einer allgemeinen Givilpro: 
ceßordnung für die deutſchen Bunbesftaaten eine Commilfion nie: 
berzufeßen, weldhe am 15. September in Hannover zufammentreten 
jol. Preußen erflärt fi) dagegen, Baden dafür, jeboh mit bem 
Borbebalt, daß 

„die Einführung des Ergebniffes in die Gefehgebung der einzelnen Bun: 
besftanten mit legislativer Kraft nimmermehr dur einen mit Etim: 
menmehrheit gefaßten Bundesbeſchluß, fondern, infolange dem Bunde ein 
mit ausreichend gefepgeberifher Gewalt ausgeftattetes Organ nicht zur Seite 
ſteht, ftets nur auf dem Wege ber freien Vereinbarung unter den Bundes: 
tegierungen und alſo nad dem Berfafjungsredhte der einzelnen Staaten 
nur unter Wahrung der Rechte aller legislatorifchen Factoren der einzelnen 
Länder geſchehen Tann.” 


„ (Helfen: Darmftadbt). Schluß des Landtags. Thronrede 
bes Großherzogs: 

„Ich babe e8 Mir nicht verfagen wollen, Ihnen am Schluß eines Land: 
tags, der für das Wohl unferes heſſiſchen Vaterlandes reiche Früchte getra⸗ 
gen bat, yperfönlid Meine Anerfennung und Meinen Dank für bie Hin: 
gebung, die treue Beharrlichkeit und die Einficht auszufprechen, mit der Sie 
Ihre ſtändiſchen Pflichten erfüllt und Meine Regierung in ihren Bemühun: 
gen unterftügt haben. Es wird Meine flete Aufgabe fein, nicht bloß für 
das Glück der Mir anvertrauten Unterthanen zu forgen, fondern auch bie 
gerechten Wünſche und Intereſſen des großen deuiſchen Vaterlandes nach 
befter Ueberzeugung und unbefümmert um das Treiben der Parteien zu 
vertreten. Mögen Sie, Meine HH. Stände, in ber Anerkennung Ihres 
elle ‚ wie in ber Dankbarkeit bed Lanbes, für beffen Wohl Sie eine 

eihe von Jahren hindurch ebenſo fegenreich als aufopfernd gewirkt haben, 
neben bem eigenen Bewußtfein Shren Lohn finden.“ 


» (Breußen) Ichnt den Antrag Defterreih’8 auf Eintritt feines 
Gefammtftaats in den Zollverein ab: 


„Nah Inhalt des Protokolle vom 29. März d. 38. befteht zwifchen uns 
und Frankreich ein, wenn auch an eine Suspenfiv = Bebingung gelnüpftes 
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Vertragoverhältniß. Wir Haben unfere Zollverbündeten, mit beren Wiſſen 
und Willen wir diefes Verhältniß eingeleitet haben, eingeladen, basjelbe 
dur ihre Zuflimmung perfect zu machen. Mehrere unferer Zollverbündeten 
haben dieje Zuflimmung ertheilt, einige mit vworgängiger oder nachträglich 
erjolgter Genehmigung ihrer Landesvertretungen. Wir ion haben die Bere 
träge unferem Landtage vorgelegt. Ich möchte glauben, daß ber faif. öfter. 
Herr Minifter der auswärtigen Angelegenheiten: wenn er fich diefe That: 
ſachen in ihrem Zufammenhange vergegenwärtigt hätte, Bedenken getragen 
haben würde, uns einen Vorfchlag zu machen, welder darauf hinausgeht, 
daß wir uns ben Verpflichtungen einfeitig entziehen follen, welche wir gegen 
Frankreich durch das Protokoil vom 29. März d. Is., gegen unfere Zoll: 
verbündeten durch die von ihnen angenommene Einladung zum Beitritt, und 
gegen unfer eigenes Land durch den, an bie Landesvertretung gerichteten 
Antrag auf Zuftimmung zu den Verträgen eingegangen find. Wir würben 
indefien, auch wenn wir durch diefe Verpflichtungen nicht gebunden wären, 
Bedenken tragen müfjen, die Borfchläge Veflerreih’® anzunehmen. Ich be 
ſchraͤnke mich bier darauf, das Entjcheidendfte von biefen Bedenken hervorzu⸗ 
beben, und fann dabel an eine meiner neneften nad Wien gerichteten Mit⸗ 
theilungen anfnüpfen. Die Gefihtspuntte, welche uns bei der Verhandlung 
unferer Verträge mit Frankreich geleitet haben, find in ber von mir unter'm 
7. April d. 38. an Ew. Exc. gerichteten Depefche ausgeiprochen. So großen 
Werth wir im Intereſſe unferes Gewerbfleißes und neres Handels auf bie 
Theilnahme an der Berforgung eines großen und reihen, an ben Zollver⸗ 
ein angrenzenden Marktes zu legen hatten, jo würben wir uns doc) zu der- 
jenigen Umgeftaltung bes Zolltarifs, welche ber Hanbelsvertrag mit Frank⸗ 
reich in fich Ichließt, nicht haben verfiehen können, wenn wir nicht überzeugt 
gewejen wären, daß diefe Umpgeftaltung, ganz abgefehen von allen vertrags- 
mäßigen Aequivalenten, eine durch das eigene Intereſſe des Zollvereins ges 
botene Nothwendigkeit ſei. Es hanbelte da für uns nidt blog um einen 
Act der auswärtigen Handelspolitik, fondern ber inneren Reform. Der be= 
tebende Vereins-Zolltarif bat fih, nad unſerer Weberzeugung, 
überlebt. Diefen nämlidhen Tarif will Oeſierreich durch feine Vor⸗ 
Ihläge bis zum Schlufie bes Jahres 1877 zur Grundlage bes Bertragsver- 
hältnifjes zwiſchen den: Zollverein und Defterreih machen. Die Vorſchläge 
behalten zwar eine Nevifion besfelben vor, es fol jeboch, foweit bei biejer 
Revifton eine Verſtändigung über Abanderungen nicht erfolgt, bei den be- 
ſtehenden Beſtimmungen verbleiben, und es fol, ben im Zollverein beſtehen⸗ 
den Grundfägen gemäß, zu jeder Abänderung bes Einverſtändniſſes ſämmt⸗ 
licher WBereinsregierungen und Defterreich’3 bebürfen, Eine jolche Verab⸗ 
redung, ich fpreche e8 offen aus, würden wir nit eingeben fönnen, 
auch wenn Verhandlungen zwifhen ung und Frankreich nie 
mals ffattgefundben hätten; denn über bie, mit dem 31. December 
1865 ablaufende Vereinsperiode hinaus, würden wir uns an ben beftebenden 
Bereins-Zoltarif in feinen Yale binden wollen. Wir haben auf die Frei⸗ 
beit unferer Entfchliefung über diefen wichtigften Theil der Handelsgeſetz⸗ 
gebung einen um fo entichiebeneren Werth zu legen, ale wir die Beſorgniß 
begen müßten, daß wir uns über die Ziele ber vorbehaltenen Tarif⸗Reviſion 
nit im Einverfländniß mit Defterreih befinden würben. Die Bedenken, 
welche die kaiſ. Regierung in früherer wie in neuerer Zeit gegen den Zoll- 
vereins = Tarif geltend gemacht hat, und beren Erledigung nach Inhalt ber 
Motivirung“ ihrer Vorſchläge, bei jener Reviſion vorbehalten wird, waren 
vornämlic gegen das allzuniedrige Ausmaß ber Sätze diefes Tarifs für bie. 
werthvolleren Waaren gerichtet, zielten aljo auf eine Erhöhung biefer Sätze 
bin. In der Dentichrift, welche der Depeiche bes Grafen Rechberg vom 
7. Mai d. 38. beigefügt ift, wirb mit Beſtimmtheit ausgefprodhen, daß bie 
große Mehrzahl der von uns durch ben Bertrag mit Frankreich angenom- 
5° 
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abweiſe. — Wenn jemals, fo find wir in ber vorliegenden Angelegenheit 
nur durch NRüdfichten auf die materielle Wohlfahrt geleitet worden; wir 
fonnten und durften nicht zuräcbleiben, als Großbritannien und Frankreich 
auf der Bahn großer wirtbickaftlicher, durch die Zeit gekotener Reformen 
vorgingen, und andere Staaten ihnen bereits folgten; wir zweifeln nicht, 
daß auch Defterreih, in welchem neuerdings fo viel auf dem Wege ber 
Reformen geſchehen iſt, auf bem vorliegenden Gebiete ebenfalls nicht wird 
zurüdbleiben Tönnen. Daß die Verträge mit Frankreich eine Zolleinigung 
Oeſterreichs mit dem Zollvereine unmöglich machen, wird fih mit Grund 
nicht behaupten lafien. Was in Beziehung auf eine ſolche Einigung über: 
haupt als möglich angefeben werben kann, darin iſt durch bie Verträge 
mit Sranfreih Nichts geändert. Ich muß jede Annahme, ale hätten 
mir aus politifhen Motiven mehr gegeben als empfangen, ablehnen; 
ih barf mich Hier enthalten, auf eine Rechtfertigung der einzelnen Ber: 
tragsbeftimmungen einzugeben; bie haben wir unſeren Bereins: Senoflen 
gegenüber nah Pfliht und Sewiffen gethan. Nur fo viel wi ih im 
Allgemeinen an biefer Stelle erwähnen, daß bie Bemerkungen, welche bie 
Denkſchrift in Bezug auf den Inhalt der Verträge ſelbſt macht, nichts 
Neues für uns gebradht haben, und daß wir es mit Freuden begrüßen 
werben, weun es ber Öfterreichifchen Regierung bei jpäteren Verhandlungen 
mit Frankreich gelingt, befifere Conzeffionen zu erhalten; die Theil: 
nahme baran iſt uns durch unfere Verträge im Voraus gefihert. . . . 
Endlich wird am Schluffe der Denkfchrift der Artikel 31 des Hanbelsvertrags 
mit Frankreich zum Gegenflande eines ganz befondberen Angriffe gemacht. 
Die Denkſchrift behauptet, daß, indem man fich durch jenen Artikel ver: 
pflichte, gegenfeitig Fein Ausfuhrverbot in Kraft zu ſetzen, welches nicht zu 
gleiher Zeit auf die andern Nationen Anwendung fände, hierdurch die Bor: 
hältniffe der deutſchen Bundesftaaten unter fih und dem Auslande gegens 
über berührt würden. Auch biefer Vorwurf erweift fih bei näherer Be: 
trachtung als nicht begründet. Die Beſtimmung des Artifel 31 if in ben 
Vertrag mit Frankreich übernommen, wie fie fih in fieben Handelsver⸗ 
trägen bes Zolivereins und in noch zahlreicheren Verträgen einzelner, teile 
dem Zollvereine angebörenden, theils bdemfelben fremder beutihen Staaten 
vorfindet. Ungeachtet diefer Verträge hat aber weber Preußen, nod einer 
der andern Zollvereinsftaaten fich behindert gejeben, feinen Bundespflichten 
zu genügen und beifpielöweife dem Bundesbeichluffe vom 8. März 1848 
Yolge zu geben, nach welchem die Ausfuhr von Pferden nach anderen, nicht 
zum beutihen Bunde gehörenden Staaten zu unterfagen war. Der Bertrag 
mit Franfreih ift nicht ein politifcher Bertrag, welchen einzelne Bundes: 
ftaaten als ſolche, ſondern er ift ein Handelsvertrag, weldgen einzelne, au 
beffimmten commerziellen und finanziellen Zwecken verbundene Bundes: 
faaten mit Frankreich abſchließen. Die beiderfeitigen Contrahenten haben 
bei Verabredung bes Vertrags gewußt, daß und welche Verpflihtungen auf 
Grund allgemein befannter völkerrechtlicher Verträge den Bundesſtaaten ob: 
legen, und nicht daran gebacht, diefen Verpflichtungen durch bie Beſtim⸗ 
mung im Artifel 31 Eintrag zu thun. Es verſteht ſich dies zwar von 
ſelbſt, ich bemerfe indeß ausbrüdiih, dab Frankreich diefe Auffaj- 
fung vollftänbig theilt“. 

31. Mat. Eine Differenz zwiſchen dem Gentralcomite für das beutfche 
Schützenfeſt in Frankfurt und den Mündyener Schüben über bie 
Theilnahme ber Staliener an dem Feſte wird freundfchaftlich bei: 
gelegt. Die Staliener find als ſolche zu bem Feſte nicht fpeciell 
eingeladen und werben überall an bemfelben keinen Theil nehmen. 


3. Juni. (Baden) Auch bie erfte Kammer erflärt fi für bie bürger⸗ 
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Hiche Gleichſtellung der Sfraeliten und zwar mit allen gegen drei 


. Stimmen. 
6. Zuni. (Sahfen: Altenburg). Der Landtag genehmigt bie Militär: 
Convention mit Preußen mit 19 gegen 5 Stimmen. 


„ » (Kurdeffen) Unterbandlungen wegen Bildung eines Tiberalen 
Minifteriums Loßberg- Wiegand. Programm Wiegand. 


7. „ (Sadfen: Meiningen). Der Landtag erklärt fi einftimmig 
für das Princip der Gewerbefreibeit. 


8 „ (Abgeordneientag) Eine Verfammlung von Abgeordneten 
ans verfchiedenen beutfchen Staaten in Frankfurt beſchließt eine 
größere Verſammlung von Abgeordneten aller liberalen Tractionen, 
„welche die Einigung und freiheitlide Entwidlung Deutſchlands 
erfireben”, zu veranftalten und dazu bie gegenwärtigen und ehe⸗ 
maligen Mitglieber der deutſchen Volksvertretungen, fomwie bie 
ehemaligen und gegenwärtigen Mitglieder der Landtage fänmtlicher 

. beutfher Bundesländer insbefondere einzuladen, wobei anerkannt 
wird, daß die Aufforderung felbfiverftändlich auch an bie beutjchen 
Abgeordneten in Defterreich gerichtet fei. Zu Protokoll wird eine. 
Erklärung des Vorfigenden Dr. Bluntfchli genommen, daß die Ver: 
fammlung bie Theilnahme öfterreihifcher Abgeordneter wünſche 
und daß biefer Wunſch auch von denjenigen Mitgliebern ber Ver: 
fammlung getheift werde, welche an die Möglichleit einer Eon: 
ſtituirung Deutfhlands mit Einſchluß von Oefterreidy nicht glauben. 


» (Baden). Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen zwei 
Stimmen eine Anzahl Betitionen um Nevifion der Gefege über 
die Preſſe, das Vereins- und Verſammlungsrecht 


ber Regierung mit dringender Empfehlung und ber Bitte zu überweiſen: 
1) die Zurüdnahme ber Vundesbeſchlüfſe Über die Preſſe kräftigſt zu be= 
treiben, 2) wo möglich noch während dieſes Landtags die Geſetze über 
BPreife, Vereine und Berfammiungen einer Revifion im Sinne der Geſetze 
vom 38. De. 1881, 26. Dft. und 15. Nov. 1833 zu unterwerfen und bie 
umgeänberten Gefeße zur Genehmigung ben Ständen vorzulegen. Mini 
Rerialpräf. Lamey: Das Beftreben der Regterung fei, auch bier alle 
Ausnahmebeftimmungen zu befeitigen und lediglich bem allgemeinen Recht 
Geltumg zu verfchaffen. Die Bundesgefege feien allerdings unbefriedigend, 
allein fie feien einmal beftehende Geſetze und die Regierung Tonne fi nur 
im dringendſten all entichtießen, ihnen entgegenzutreten; fie babe aber eine 
Reform ber Preßgeſetzgebung bereits vorbereitet, bisher aber nur noch nicht 
vorgelegt, weil fie ben Gang ber Entwidlung der deutfchen Zuftände noch 
etwas abwarten und ben günſtigſten Moment wahrnehmen wolle. Die 
Handhabung ber geltenden Beflimmungen fei Übrigens allgemein anerkannt 
eine fo milde, und bie wirkliche Freiheit der Prefle und des Bereinsrechts 
werde von ber gegenmärtigen Megierung fo hoch geſchätzt, daß fih bas Bolt 
einftweilen dabei beruhigen fünne Kufel: Man dürfe fih dabei nicht 
beruhigen, mäfle vielmehr jeden Augenblid einer guten Begierung bazu 
— gute Geſetze zu machen; dieſe bleiben, die Regierung kann 

eln. 


14. 
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14, Yun. (Sachfen). Die ſächſiſche H. Kammer beſpricht fich nad 
einläßliher Debatte einftimmig für die Annahme bes franzöfifchen 
Handelöverirage® aus und empfiehlt nur für ben Ball, daß eine 
nochmalige Reviſion des Vertrags und feiner Tarife ermöglicht 
werde, der Regierung mehrere Pofitionen zur Abänderung. 


Staatsminifter v. Beuft: „.. . Man bat oft ver Sächſiſchen Re 
gierung ben Vorwurf gemacht, als verfolge file gegenüber einem großen Rad; 
barſtaate eine gewifie VBoreingenommenheit, mit anderen Worten, um beut: 
lich zu reden, fie verfolge eine Breußen feindlihe Tendenz. Einer foldyen 
Schwäde, denn ich habe keine andere Bezeichnung für eine folche politifche 
Richtung, if die Negierung nicht fähig , fie ift fih derſelben auch nicht bes 
wußt. Die Regierung bat mehrmals der Preußiſchen Regierung entfdichen 
gegenübertreten müffen, wo es fi) darum handelte, Anfichten und Aufftellun- 
gen zu befämpfen, welche, ohne baß wir dabei feindliche Abfichten gegen uns 
vorausfeßten, in ihren Gonfequenzen zu Ergebniffen geführt haben würden, 
welche die Regierung vor dem Lanbe ebenfowenig als vor ber Krone hätte 
verantworten können. Aber bas Beſtreben ber Regierung ift nit darauf 
gerichtet, ben Zwieſpalt in Deutichland auszufäen oder zu erhalten, bie Re: 
gierung bat fi bie Unabhängigkeit ihrer Entſchließung flets bewahrt, und 
man wird ihr nicht nachweifen können, daß fie jemals wiber ihre Ueber⸗ 
zeugung bem Recht gegeben bat, ben fie im Unrecht, ober bem Unrecht, den 
fie im Rechte glaubte. In biefem * konnte ſie die Preußiſche Regierung 
nicht im Unrecht finden. Daß der Vertrag mangelhaft ſei, daß er nicht al: 
Ienthalben unferen Wünfchen entfpredhe, das ift gewiß; aber wir konnten 
barin feinen Binreichenden Grund finden, bie Preußifche Regierung, nachdem 
fie den Auftrag zu Berbandlungen erhalten, nachdem dieſe Verhandlungen 
lange und peinlich geweien waren, am Schlufie derfelben doch nusifitrnabee 
zu desavouiren; und gerade weil alsbald nach dem Abfchlufle des Vertrags 
ber Preußiſchen Regierung Borwürfe gemacht wurden, die viel zu weit gin: 
gen unb die wir nicht gerechtfertigt finden Fonnten, weil biefe gerade mit 

toßer Leidenſchaftlichkeit laut wurden, fo fühlten wir uns umfomehr beru: 
en, ein Zeugniß abzulegen, daß wir dieſe Vorwürfe nicht zu ben unferigen 
machen könnten. Was aber unferen anderen großen Nahbarftaat betrifft, 
jo wäre es ein gewaltiger Irrthum, zu glauben, daß die Sächfiſche Regie: 
rung in bem beharrlich von ihr vertheidigten Grundfage, wonach ber engere 
Bundesverband mit Defterreich aufrecht erhalten und gepflegt werben 
muß, wonad an der Zufammengehörigkeit Defterreih’s mit Deutfchland auf 
alle Weife gearbeitet werben a irgendwie wantend geworben fei. Allein 
einem Bundesgenofien beweist man bie Freundfchaft nicht allein damit, daß 
man Ängftlih Alles vermeidet, was ihm augenblidfih unlieb und unan- 
genehm jein könnte, nicht bamit, daß man Hoffnungen erregt, bie zu erfül: 
len man weder ben Willen noch die Macht bat, nicht damit, daß man hilft, 
ihn auf einer Bahn zu erhalten, auf welher man überzeugt 
if, daß er bas von ihm felbfi angeftrebte Ziel nit erreichen 
werde. Wir baben unfere Pflichten gegen diefen großen Nachbar anders 
verflanden. Ich babe gefchriebenes Zeugniß bafür in Hänben, daß ich lange, 
ehe der Vertrag abgeichloffen wurde, ber Kaiſ. Regierung fein Hehl daraus 
gemacht babe, was hier gefchehen würde, falls der Bertrag zu Stanbe Tom: 
men follte. Wir haben mit rüdfihtspoller Offenheit unfere Anficht darüber 
Bargelegt, daß ber Anſchluß an das Syſtem, was ber franzöfiihe Vertrag 
nicht erſt ſchafft, fonbern zu befien natürlicher Entwidelung er mır ben An: 
ſtoß gibt, ber einaig richtige Weg fei, auf welchem bie an ben Feb⸗ 
tuarvertrag von 1 gelnüpften a und Ausfichten fi) verwirk⸗ 
lien fönnten ..... Es gehört einmal zur Gefchichte biefes Vertrags, daß 
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warn bie Dinge einfach und nüchtern nicht annehmen will, fonbern ‚überall 
etwas Unklares ſucht. So ift es denn gelommen, daß, anftatt bie Nach⸗ 
theile und Bortheile des Vertrags ruhig abzumägen und danach allein bas 
Urtheil feftzufteflen, man, fobald man erfuhr, daß es zum Vertragsabſchluſſe 
tomme, allerhand geheime politiſche Gedanken hineingezogen bat, man ift 
zulegt in ber Preſſe dahin gefommen, in bdiefem Bertrage ein Werl ber 
Hölle zu finden, un Deutichland an Franfreih zu verrathen. Seltſam 
genug, daB biefe Beſorgniß nicht eber fich äußerte, als bis es zum Abe 
Ichlufie des Vertrages kam, daß man fat über ein Jahr lang ruhig zuge⸗ 
feben bat, wie vieles Werk der Hölle fih vorbereitete. Man wußte ja doch, 
= das gene Erbieten des Bertrages eine nächfte Folge des englilch : fran- 
zöſiſchen trages war, man wußte vorher, in welcher Richtung der Vertrag 
ausfallen werde, und dennoch mußte ein ganz beſonderer Grund unterliegen. 
Und es wird gewiß nicht beſtritten werden, daß es möglich ſei, man habe 
in Frankreich gewünſcht, an ber Stelle jenes Mißtrauens, welches in Deutſch⸗ 
land in Folge mancher basfelbe erflärenden Ereigniſſe eingetreten war, eine 
mebr beichwichtigende und vertrauensnolle Stimmung hervorzurufen. In 
jevem alle hat man Recht, ſich nicht einjchläfern lafſen zu wollen, wenn 
man AUrſache zu haben glaubt, wachſam zu fein. Allein es if gewiß ebenſo⸗ 
wenig gerecht als Flug, einem foldhen Entgegenfommen mit Mißtrauen ents 
gegenzutreten. Mit einem Mißtrauen, was nur auf Gemütbsfimmung 
beruht, if überhaupt alles Leben unter den Menſchen ſowohl wie unter ben 
Staaten und Bölfern unmöglich ; wenn man bavon ausgeben will, jo muß 
man die Thüren verriegeln und die Kaften verſchließen. Allein es mußte 
nun einmal etwas Bejonderes im Hintergrunde fein, und jo if man dann 
auf den Gedanken gefommen , der ganze Vertrag fei berechnet, Deutfchland 
zu fpalten und von Defterreih zu trennen. Nun gibt man fi aber faum 
Rechenſchaft von bem Widerip ruche, in welchen Diejenigen fi ver: 
wideln, bie diefe Anficht vertreten. Wenn man fi eine foldhe Berechnung 
denft, jo müßte man doch glauben, bie Franzöfiiche Regierung babe darauf 
ausgeben müflen, diefes Refultat um jeben Preis zu erreichen, und fie hätte 
dann nicht fcheuen dürfen, ihrer Induſtrie unverbältnigmäßige Opfer anzu: 
finnen, um nur Deutſchland zu begünftigen. Man it in Paris jedenfalls 
nicht jo ſchlecht Über bie deutfchen VBerhättniffe unterrichtet, um zu glauben, 
daß es Nrnügt, wenn ein Vertrag in Berlin paraphırt wird, bamit Alles in 
Deutichland aufjubelt. Nun behaupten ja aber biefelben Stimmen das Ge: 
gerubeil; das Umgekehrte fei geichehen, bie franzöſiſche Induftrie ſei be⸗ 
günftigt, bie deutjche benachtheiligt; und überhaupt muß ich geſtehen, baß, 
wenn ich diefem deutſchen Ratriotismus, ber mit jo edlem Unwillen und fo 
beiliger Begeifterung fi gegen einen Vertrag ergießt, wodurch Deutichland 
an ben Erbfeimd verrathen werde, auf ben Grund fehe, ich immer wieber 
nihts als Tarif- und Procentjäße finde, und mit einigem guten 
Willen wird man die Frage, ob unb in wieweit Deutfchland an ben Erb: . 
feind verrathen wird, mit 2 Thaler 15 Silbergroſchen ab: und zu bejahend 
oder verneinend beantwortet finden. Ich glaube alfo, man kann fiber biefe 
Gefahren einftweilen hinwegſehen, aber, meine höchftgeehrten Herren, dba Sie 
einmal in biefer Frage der Regierung Bertrauen ſchenken, jo geftatten Sie 
mir, eine Veberzeugung auszuſprechen, ohne biefelbe, was Sie begreifen 
werden, näher zu motiviren. Wenn politifhe Gefahren für Deuthland 
drohen follten, fo Itegen fie im Hintergrund nit ber Annahme, 
fondern ber Ablehnung des Vertrags... Möge bie zollvereine- 
läudliche Induftrie rüfig an das Merk gehen und beweilen, was man mit 
bem Bertrage ausrichten kann, dann wird Defterreich nicht hinter uns zus 
rüdbleiben, und alsdann wird der Tag nicht fern fein, wo man von ber 
heutigen Krifis des franzöfifhen Handelsvertrages ebenfo ſprechen wird, wie 
wir Bade von der Zeit ſprechen, wo es fih um das Zuflandefommen bes 
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deutſchen Zollverein nnd auch um den Gintritt in bie Gewerbefreiheit 
handelte.“ z 


1 8. Juni, (Zollverein). Conferenzen von Übgeorbneten mehrerer Zoll: 


22. 


24. 


26. 


vereindregierungen in München, um fi) über ihre Haltung gegen: 
über dem Handelsvertrage mit Frankreich zu verftändigen. 


„ CKurdeffen). Das projectirte Minifterium Loßberg Wiegand 
wird befeitigt und ein Minifterium Dehn-Rotfeljer gebildet. 
Durch eine lanbesherrlihe Verkündigung wirb: 


„Auf Grund des Bundesbeichluffes vom 24. Mai, die Berfaflungsurfumde 
von 5. Januar 1831 nebft den Geſetzen vom 25. Nov. 1831, die Legitima⸗ 
tton ber Landſtände betr., vom 26. Oft. 1848, bie Wabl der Staatsdiener 
zu Abgeordneten betr., vom 5. April 1849, die Zufammenjeßung und Wabl 
der Ständeverfammiung betr., endlich bie Geſchäftsordnung der Ständever⸗ 
famımlung vom 20. Zuli 1848 wieder in Wirkſamkeit geſetzt. F. 6O der 
Berfaflung, den Verfaffungseid der Officiere, F. 61 die Verantwortlichfeit der 
Staatsbiener bei Verfaffungsverlegungen, ferner das Geſetz vom 26. Oki. 
41848, den militärischen Oberbefebl betr., bleiben bis zur verfaſſungsmäßigen 
Abänderung außer Wirkfamfeit. Die Scchzigerverfaflung und das Sechziger: 
wahlgeieg find aufgehoben. Die proviforiihen Gefete vom 4. Sept. 1350 
bie 13. April 1858, desgleichen die gefeglichen Erlafie von 1862 bis 1860 
bleiben bis zur verfafiungsmäßigen Abänderung in Kraft. Wegen der Ein: 
berufung der Stände bleiben fernere Anorbnungen vorbehalten.“ 


„ (CSadfen). And die I, Kammer von Sachſen genehmigt 
den Handelsvertrag mit Frankreich einftimmig. 


„ (Rurdefjen). Das neue Minifterium orbnet bie Landtags: 
wahlen nach dem Wahlgefebe von 1849 an. Außerordentliche Ab: 
gefandte gehen nad) Berlin und Wien ab. 


»„ (Baden) Die Badiſche Regierung legt dem Lanbtage den 
Hanbelsvertrag mit Frankreich vor, „um dem von der Großherzogl. 
Regierung beſchloſſenen Beitritt zu bemfelben bie verfaſſungs⸗ 
mäßige Zuftimmung vorgängig zu eriheilen“ : 

„Die Großherzogl. Regierung verhehlt fi nicht, daß das vorliegende Ver⸗ 
tragswerk in vielen Etüden ihren Wünſchen und Erwartungen nicht ent- 
ſpricht. Wenn auch, wie bei jeber großen Maßregel, fo insbefondere bei 
einem auf beinahe die gefammten Productions: und Berfehreverbältnifie des 
Landes jo burchgreifend rückwirkenden — es unausweichlich iſt, 
daß großartige Vortheile der Geſammtheit nur mit Verlegung vieler Einzel- 
interefien erfauft werben, fo hätte bie Großherzogl. Regierung doch ge: 
wünjcht, minbdeftens die allerfhwerften, vorausfichtlid In weiten Kreifen der 
Bevölferung hart empfundenen Nachtheile befeitigt zu feben, und fie bat es 
deshalb verfucht, die Mitwirfung der königl. Preußifchen Negierung für 
bie Befeltigung einer wenigen befonders nachtheiligen Vertragsteflimmungen 
zu erlangen, Leider ift biefes nicht gelungen. Es bleibt nah ber Er= 
widerung ber Preußifhen Regierung nur bie Wahl zwifchen der Annahme 
oder Ablehnung der Verträge jo, wie fie Tiegen. Hätte die Großherzog. 
Regierung beim Gelingen ihres Verfuches ganz unbedenflich den Peitritt zu 
dem Bertrage angerathen, jo findet fie gleihwohl in dem Mißlingen feinen 
Grund zur Aenderung ihres Sntfhluftes, Sie ift nach ruhiger und ein= 
gebender Prüfung aller Verhältniffe der Ucberzeugung, daß die Annahme 
des Vertrages für die Gefammtheit durch Belebung des Verkehrs, Erleichte- 
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rung und Berwohlfeilering ber Production, Erweiterung bes Abfapgebietes 
und Steigerung der Arbeitögelegenheit Vortheile im Gefolge hat, welche bie 
- ans jener Annahme für einzelne, wenn auch allerdings mit unferem Volks⸗ 
wohlftande eng verwachfenen Induſtriezweige zu erwartenben Nachtheile über: 
wiegen, während ander ſeits nicht Tiberjehen werden darf, daß auch durch eine 
Verwerfung des Vertrags vielen Induſtriezweigen, welche auf bem gewohn⸗ 
ten Abfaggebiete von Frankreich und Belgien neuen, durch Differenzialzöfle 
begänftigten Concurrenten begegnen, jchwere Wunden gejchlagen werden.“ 


T. Juli. (Defterreih). Erſte Eonferenzfigung in. Wien zwifchen 
Defterreih und den Mittelftaaten bezüglich Bunbesreform. Vor⸗ 
ſchlaͤge Oeſterreich's. 

8. „ (Defterreih). Die Oeſterreich. Regierung beſchließt, ben 
Eimtritt Oeſterreich's in den Zollverein zu verlangen, und läßt fidh 
zu biefem Ende bin in beiden Häufern barüber interpelliren, was 
fie gegenüber dem Handelsvertrage mit Frankreich zu thun gedenke. 


„» » (Hannover) Wachſende Agitation gegen den neuen setropir: 


ten Katechismus. 
„C(Coburg-Gotha). Der gemeinfhaftliche Landtag von Co⸗ 
burg⸗Gotha ertheilt dem Handelsvertrage mit Frankreich einſtimmig 
feine Genehmigung, beſchließt jedoch 

„ugleich bei dieſer Veranlaſſung die Erklärung abzugeben, daß der ge⸗ 
meinſchaftliche Landtag die Herſtellung und Fortbildung eines im Intereſſe 
fortſchreitender Entwickeluug des Wohlſtandes und der Bildung in Deutſch⸗ 
land nöthigen Syſtems größerer Arbeitserleichterung und Verkehrofreiheit 
unter den gewerbthätigen Nationen nur dann für geſichert halte, wenn recht⸗ 
zeitig vor dem Kündigungstermin für die Zollvereinsverträge eine 
Grundlage ber Erneuerung derjelben vereinbart-wirb, durd welche die jeßt 
als Hemmnig jeder freien und gleichmäßigen Entwidelung bejiehende Be: 
fuguiß jedes einzelnen Zollvereinsftaates zur Verhinderung befreiender 
Abänderungen des Zarifs und der organiſchen Einrichtungen bes Vereins 
bejeitigt, an deren Stelle vielmehr eine Entſcheidung durch Mehrheits be⸗ 
(hub gejegt und den Bevölkerungen der Zollvereinsftaaten ihr überall 
verfaffiungsmäßiger Antheil an der entjcheidenden Mitwirkung bei der in- 
directen Beſteuerung durch bie organtiche Einrichtung einer in Zollfachen 
wirffamen allgemeinen Bolfsvertretung in unverfümmerter unb naturge 
mäger Meife zurüdgegeben wird, und baß bei tem nicht mehr zurüdzu- 
drangenden Bedürfni der Zeit nach einer ſchleunigen politifchen Umge⸗ 
haltung der Inſtitutionen in Deutichland wenigftens nach biefer Richtung 
bie beutichen Volfsvertretungen darauf bringen müflen, daß bei Erneuerung 
bes Bollvereind demfelben eine Einrichtung gegeben werde, welche durch Hero 
Rellung eines gemeinſchaftlichen Regierungsorgans, fowie eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Organs ber Volfsvertretung einerjeits eine kräftige Erecutive fchafft, 
a die Rechte der Volfsvertretung zur Steuerverwilligung und zur 
Mitwirkung bei der a 

„Die in ber Zuſtimmung liegende Berwahrung verfaflungsmäßiger Rechte 
wurbe dadurch veranlaßt, daß bie Regierung zum Scififahrtsvertrage und 
zur Webereinkunft wegen ber Zollabfertigung, als nad der Berfaflung nicht 
erforderlih, die Zufimmung des Landtags nicht verlangt hatte, ber Land» 
tag aber einflimmig ber Meinung war, daß die Zuftimmung allerbings 
verfaſſungsmäßig erforderlich fei.“ 


0. „ (Deſterreich) verlangt, dem Preußiſchen Gander°--—---- 
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mit Frankreich gegenüber, ben Kintritt feines Gefammtflaates i 
den deutſchen Zollverein. 


Depeihe des Grafen Rechberg an bie Defterreih. Sefanbte 
an den verfhicdenen Deutfhen Höfen: 

"0. Heute befinde ih mich in ben Fall, der Darlegung unferer Ein 
wände gegen jene Vereinbarungen eine weitere bebeutungsvolle Eröffnun 
folgen zu laffen. Bon dem Tag an, wo ber beutfche Zollverein die eı 
wähnten Verträge mit Frankreich fi aneignen wollte, müßte bie Taifer! 
Regierung den Hauptzwed des beutfchsäfterreichifchen Zoll: und Handelsver 
trags vom 19. Februar 1853 als vereitelt betrachten. Zwiſchen Defterreic 
und feinen deutfchen Bundesgenoſſen wäre — vielleiht für einen langeı 
Zeitraum — eine Scheidewand errichtet. Die Verwirklichung des Art. 1‘ 
ber Bunbdesacte wäre abermals in unbefimmte Zukunft gerüdt. Gendtbig! 
ben all einer fo ſchweren Geführbung ihrer Interefien in das Auge 31 
faffen, hat bie faiferl. Regierung ſich die Nothwendigkeit eingeftehen mäüſſen 
felbft gewichtige Bedenken zu überwinden, felb große Anftren 
gungen und Opfer nicht zu fcheuen, um einer jo ungünftigen Wen: 
dung der Dinge eine andere — biejenige eines rafchen und entjcheidender 
Scrittes zum Ziele der deutſch⸗- Öfterreichifchen Handels- und Zolleinigung — 
gegenüber zu fielen. Auf Grund forgfältiger Erwägungen und Unterfuchun: 
gen it bie Faiferl. Regierung, durchdrungen von dieſer Erfenntniß, zu dem 

tichluß gelangt, ben Regierungen des deutſchen Zollvereins fchon jet den 
Abſchluß eines Präliminarvertrags behufs der Gründung eines ben 
Kaiferftaat und das Zollvereinsgebiet umfajjenden Han 
dels: und Zollbundes vorzuſchlagen. Das Weſen ihres Borfchlag! 
befteht in voller gegenfeitiger Freiheit des Hanbels und Verkehrs, beſchränk! 
nur durch die Maßregeln, weiche theil® bie Verfchiedenheit ber inneren Be 
feuerung , theils die Aufrechtbaltung ber Staatsmonorolien erforberlid 
madt. Um biefen großen Bund zu ermöglichen, erklärt Defterreich fih be 
reit, ben Tarif und die Einrichtungen bes Zollvereins anzunehmen, ſowei 
letzterer fih nicht mit ihm über eine zeitgemäße Revifion derſelben einiger 
wirb ... Bas wir anbieten, es ift nur die Erfüllung beffen, was Oeſter 
reih, Preußen und die übrigen Staaten bes Zollvereind durd ben Wertrag 
vom 19. Februar 1853 feierlich für das Ziel ihres gemeinfamen Streben‘ 
erlärt haben. Der k. Preußiſche Hof Hat befanntlih bie Thatfache eine: 
allgemeinen wirtbfchaftlichen Fortichritts und das Bedürfniß, fi demſelber 
anzufjchlteßen, als das Motiv feiner Unterhandlung mit Frankreich bezeichnet. 
Auch wir verfennen ben Einfluß jener Thatſache nicht, auch unfer Vorfchlag 
wird diefem Bedürfniß im vollen Maße gerecht. Wber unfer Anerbieten 
entfpricht zugleih dem hohen Zwede der Wahrung ber nationalen beut: 
chen Intereſſen, demſelben Zwecke, ben auch die Zollvereinsverträge jederzeil 
ansbrädiich an die Spike ihrer Berfügungen geftellt haben.“ 


Beigefügt find biefer Depeſche: 
1) Ein in 6 Artikeln beftehender Entwurf eines Prä— 
liminarpvertrag®. 
2) Der Entwurf einer befonberen Vereinbarung be 
züglich ber Banbelsbeziehungen bes beutfchsöfterreich. Zoll: 
bundes zu andern Mächten: 


„Auf Grund biefes PBräliminarvertrags, und fobald die in Art. 1 er 
wähnten commiflionellen Verhandlungen fo weit vorgefchritten find, daß 
man fich über die Hauptpofitionen bes Zolltarifs geeinigt bat, findet eine 
vorläufige Verfländigung zwiſchen Defterreih, Preußen und den übrigen 
Regierungen des Zollvereins über die nothwendigen Mobdificationen 
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| des von Preußen und Frankreich paraphirten Vertrags vom 29. März b. 
38. ftatt. Oeflerreih und Preußen werden gleichzeitig von den übrigen 
Zolivereinsfaaten zur Führung der betreffenden Verhandlungen mit Frant: 

reich und auch, infoweit fih die Rothwendigkeit und Räthlichkeit zu den- 
felben herausstellen fjollte, zu Verhandlungen über einen Haudels- und Zoll: 
vertrag mit England ermächtigt. So weit möglich, ſoll in biefen Ver⸗ 
banblungen dahin gewirkt werden, daß nicht einzelne Zollfäge, fon: 
bern mehr oder minder allgemeine Grundſaͤtze, 3. B. bie Nichters 
böhung der beftchenden Zollfäge über ein beftimmtes Procent bes Werths 
En Waaren hinaus, Gegenftand ber Vereinbarung mit fremden Staaten 
bilden.“ 

3) Eine kurze Motivirung der weſentlichſten Beftimmun- 
gen biefer beiden Entwürfe: 

=: Hiemit wären die Grundlagen und Bebingungen ber Zolleinigung 
abgefchlofien, alfein es handelt fih aud barum, jene Wünfche zu befricbi- 
gen, welche feit langem in der Richtung der vollfonmenen Freiheit des Ver⸗ 
kehrs und ber allfeitigen handelspolitiſchen Einigung ber deutichen Staaten 
an den Fortbeſtand und die Ausbildung des deutſchen Zollvereins geknüpft 
worden find, um durch Handelsverträge mit ben beiden großen Eulturvdl- 
fern, welde in der SHandeldbewegung unferer Tage vorangegangen find, 
das neue europätiche Handels: und Zollſyſtem unter vblkerrechtlichen Schuß 
zu ftellen, und die vertragsmäßigen Vortheile, welche theils Defterreich, theils 
ber Zollverein in tritten Staaten genießen, zum Gemeingut ber neugegrün= 
deten Semeinfhaft zu machen: biefes Ziel follen nun die im Art. 6 des 
Entwurfs vorgefehenen commifjionellen Verhandlungen und die dem Ent: 
wurf angefchloffene befondere Verabredung erreichen. Die Faiferl, Regierung 
hofft die Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit ber einzelnen Beftimmungen des 
Entwurfs nadgewiefen zu haben, aber ber Vorzug desjelben, auf weldhen 
fie den größten Werth legt, dürfte in ſeiner Form beftehen. Der entworfene 
Bertrag ift bündig und beftlimmt, und Tnüpft an gegebene Verträge und 
Zuflände an; er kann darum in fürzefter Zeit berathen, abgefchlofien und 
der in den einzelnen Staaten vorgezeichneten verfaflungsmäßigen Behand: 
ung unterzogen werden, was im der jegigen Lage Europa’ und Deutſch⸗ 
land's von bejonderer Bedeutung ift. Mit dem Abichluß diejes Vertrags 
aber ift der Zolbund zirifchen Dejterreich und dem Zollverein zweifellos {ch 
geftellt. Reformen und Verbefferungen find nit ausgeſchloſſen, allein 
von ihrem Zuftandefommen ift jener Zollbund nihtabhängig, und findfolche 
auf jpätere Berhandlungen verwiefen, die Übrigens, von beiderjeits anerkannten 
Grundlagen ansgehend und innerhalb der neubegrünbeten Gemeinſchaft ber 
Intereſſen gegen außen fich bewegend, zuverläßig zu den gewünſchten beilfa- 

men Ergebnitfen führen werden.“ 


10. Zuli. (Preußen) lehnt e8 neuerdings ab, an den in Wien eröffne: 
tern Bonferenzen über Reform der Bundesverfaffung Theil zu neh⸗ 
men, ebenjo lehnt e8 ben Borfchlag Defterreihe ab, den preußi⸗ 
ihen Sefandten in Wien wenigftens zu ermächtigen, in ber Eigen- 
[haft eines einfachen Zeugen jenen Berathungen beizumohnen. 

» » (Bundestag). Baden beantragt die Aufhebung der Bundes: 
beihlüffe vom 6. und 13. Juli 4854, welche die Verhinderung 
des Mißbrauchs der Prefle und das Vereinsweſen betreffen, indem 
e8 von ber Anfiht ausgeht, daß die Ordnung ber einfchlägigen 
Verhältniffe den Lanbesregierungen zu überlaſſen fei. (Vgl. 14. Juni). 


13./14, Juli. (Holftein) Holſteiniſches Turnfeft in Rendsburg. 
: 5 
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43.120. Juli. Erſtes deutſches Schutzenfeſt in Frankfurt. Verbrü⸗ 


derung mit den Schweizern. Epiſode Metz-Wildauer. Betheiligung 
der liberalen Fractionen des preuß. Abgeorbneten-Haufes am Feſte 


15. Juli. (Heffen:Darmftadt). Der heffen-darmftäbtifhe Minifter 


17. 


17. 


2. 


dv. Dalwigk antwortet auf eine Sinterpellation in ber U. Kammer 
bezüglich des franzöfifchen Handelsvertrags: 

„Die Großberzogl. Regierung bat fi bis jetzt über bie Annahme bes 

Hanbelsvertrags mit Frankreich noch nicht erklärt. Sie tif aber mit 
deſſen Grundlagen nidt einverftanden..... Sie ifl daher wegen 
der Frage, ob zu dem Bertrage eine zufimmenbe Erklärung zu ertbeilen 
fei, mit anderen Vereinsregierungen, welche glethe oder Ähnliche Intereſſen 
zu vertreten haben, wie die dicsfeitige, ins Benehmen en bie desjalifi: 
gen Verhandlungen baben jeboch noch zu feinem beitimmten Ergebniß ge: 
führt. Im Fall der Zuſtimmung wird die Regierung übrigens im SHinblid 
auf den Inhalt des $. 4 bes Finanzgeſetzes vom 4. December 1860 (der 
bie Negierung ermächtigt, einfeitig ſolche Verträge abzuſchließen und nad« 
träglich vorzulegen) es nit für erjorderlih halten, ben Ständen eine 
vorherige Vorlage zu machen.” 
„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung beſchließt zu Aus: 
arbeitung und Vorlage bes Entwurfs einer allgemeinen Givilpre: 
ceorbnung für die beutfchen Bundesftaaten eine Commiſſion nie: 
berzufegen, welche am 15. September in Hannover zufammentreten 
fol. Preußen erklärt fih dagegen, Baden dafür, jedoch mit dem 
Vorbehalt, daß 

„die Einführung des Ergebnifjes in die Geſetzgebung der einzelnen Yun: 
besftaaten mit legislativer Kraft nimmermebr durh einen mit Etim: 
menmehrheit gefaßten Bunbesbeihluß, jondern, infolange bem Bunbe ein 
mit ausreichend gefepgeberiicher Gewalt ausgeftatteted Organ nicht zur Seite 
ſteht, Stets nur auf dem Wege ber freien Vereinbarung unter ben Bundes: 
regierungen und alfo nach dem Verfaſſungsrechte der einzelnen Staaten 
nur unter Wahrung der Rechte aller legislatorischen Factoren ber einzelnen 
Länder geicheben kaun.“ 


„ (Heffen-Darmftadt). Schluß des Landtags. Thronrede 
bes Großherzogs: 

„sh babe es Mir nicht verfagen wollen, Ihnen am Schluß eines Land: 
tags, der für das Wohl unferes heſſiſchen Vaterlandes reiche Früchte getra: 
gen bat, yerfönlid Meine Anerkennung und Meinen Dank für die Hin— 
gebung, die treue Beharrlichkeit und die Einficht auszufprechen, mit der Sie 
Ihre ſtändiſchen Pflihten erfüllt und Meine Regierung in ibren Bemühun— 
gen unterflügt haben. Es wirb Meine ftete Aufgabe fein, nicht bloß für 
das Glück ber Mir anvertrauten Unterthanen zu forgen, fondern auch bie 
gerehten Wünſche und Intereſſen des großen beutjchen Baterlandes nad 
befter Ueberzeugung und unbefümmert um das Treiben der Parteien zu 
vertreten. Mögen Sie, Meine HH. Stände, In der Anerkennung Ihres 
all ‚ wie in der Dankbarkeit des Landes, für befien Wohl &, eine 

eihe von Jahren hindurch ebenfo fegenreih als aufopfernd gewirkt haben, 
neben dem eigenen Bewußtfein Ihren Lohn finden.“ 


» (Breußen) Ichnt den Antrag Oeſterreich's auf Eintritt feines 
Geſammtſtaats in den Zollverein ab: 


„Nach Inhalt des Prototolls vom 29. März d. 38. beftcht zwifchen uns 
und Franlreih ein, wenn auch an eine Suspenfiv « Bedingung gefnüpftes 


Beutfeland. 67 


Bertragsverhältnig. Wir Haben unfere Zollverbünbeten, mit beren Wifien 
und Willen wir diefes Verhältniß eingeleitet haben, eingeladen, basfelbe 
durch ihre Zuſtimmung perfect zu machen. Mehrere unſerer Zollverbündeten 
haben dieſe Zuſtimmung ertheilt, einige mit vorgängiger oder nachträglich 
erjolgter Genehmigung ihrer Landesvertretungen. Wir of haben die Ver⸗ 
träge unjerem Sandtage vorgelegt. Ich möchte glauben, daß der faif. öfter. 
Herr Diinifter der auswärtigen Angelegenheiten, wenn er fich biefe That: 
ſachen in ihrem Zufammenhange vergegenwärtigt hätte, Bedenken getragen 
haben würde, uns einen Vorſchlag zu machen, welcher barauf hinausgeht, 
daß wir uns ben Verpflichtungen einfeitig entziehen follen, welche wir gegen 
Frankreich durch das Protokoil vom 29. März b. Is., gegen unfere Zoll: 
verbündeten durch die von ibnen angenommene Einladung zum Beitritt, und 
gegen unſer eigenes Land durd den, an bie Landesvertretung gerichteten 
Antrag auf Zuftimmung zu ben Verträgen eingegangen find, Wir würben 
indefien, aud wenn wir bucch dieſe Verpflichtungen nicht gebunden wären, 
Bedenken tragen müſſen, bie Vorſchläge Oefterreihh’® anzunehmen. Ich bes 
ſchraͤnke mich hier darauf, das Entſcheidendſte von dieſen Bedenken hervorzu⸗ 
heben, und kann babel an eine meiner neueſten nad Wien gerichteten Mit⸗ 
theilungen anfnüpfen. Die Gefihtspunkte, welche uns bei der Verhandlung 
unſerer Verträge mit Frankreich geleitet haben, find in der von mir unterm 
7. April d. 38. an Ew. Exc. gerichteten Depefche ausgeiproden. So großen 
Bert wir im Intereſſe unferes Gewerbfleißes und unjere® Handels auf die 
zheilnahme an der Berforgung eines großen und reichen, an ben Zollvere 
ein angrenzenden Marktes zu legen hatten, jo würden wir und doc zu der⸗ 
jenigen Umgeftaltung des Zolltarifs, melche ber Hanbelövertrag mit Frank⸗ 
reich in fich fchließt, nicht haben verftehen fünnen, wenn wir nicht überzeugt 
gewelen wären, daß diefe Umgeftaltung, ganz abgefehen von allen vertrage- 
mäßigen Aequivalenten, eine durch bas eigene Intereſſe des Zollvereing ges 
botene Nothwendigkeit fei. Es handelte ſich für uns nicht blos um einen 
Act der auswärtigen Handelspolitit, fondern ber inneren Reform. Der bes 
ftebende Vereins-Zolltarif bat fih, nah unſerer Weberzeugung, 
überlebt. Diefen nämlihen Tarif will Oeſierreich durch feine Vor⸗ 
Ichläge bis zum Schluſſe des Jahres 1877 zur Grundlage des Bertragsver- 
hältniffes zwiichen dem Zollverein und Defterreih machen. Die Borjchläge 
behalten zwar eine Nevifion desfelben vor, es fol jedoch, foweit bei dieſer 
Revifion eine Verftändigung über Abanderungen nicht erfolgt, bei den be- 
fiehenden Beſtimmungen verbleiben, und es foll, ben im Zollverein beſtehen⸗ 
den Grundfäten gemäß, zu jeder Abänderung bes Einverſtändniſſes ſämmt⸗ 
lider Bereindregierungen und Oeſterreich's bebürfen, Eine jolche Verab⸗ 
redung, ich fpreche es offen aus, würden wir niht eingeben füönnen, 
auch wenn Berbandlungen zwifhen uns und Frankreich nie 
mals flattgefunben hätten; denn über die, mit dem 31. December 
1865 ablaufende Vereinsperiode hinaus, würden wir uns an ben beftehenden 
Bereing-Zolltarif in feinem Falle binden wollen. Wir haben auf bie Frei⸗ 
beit unferer Entfchliegung über biefen wichtigften Theil der Handelsgeſetz⸗ 
gebung einen um fo entjchiebeneren Werth zu legen, als wir bie Bejorgniß 
begen müßten, daß wir uns über bie Ziele der vorbehaltenen Karif-Revifion 
nit im Einverſtändniß mit Defterreich befinden würden. Die Bedenken, 
welche die kaiſ. Regierung in früherer wie in neuerer Zeit gegen ben Zoll 
vereind = Tarif geltend gemacht hat, und beren Erledigung nad) Inhalt ber 
‚Motivirung” ihrer Vorfchläge, bei jener Nevifion vorbehalten wirb, waren 
vornämlich gegen das allzuniebrige Ausmaß ber Sätze biefes Tarifs für bie 
werthuofleren Waaren gerichtet, zielten alfo auf eine Erhöhung biefer Sätze 
bin. In der Dentichrift, welche ber Depefche bed Grafen Rechberg vom 
7. Mai d. 36. beigefügt ift, wirb mit Beflimmtbeit ausgefprocden, daß bie 
große Mehrzahl der von und burd ben Bertrag mit Frankreich angenom- 
5° 
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menen Zollſätze von der Art find, daß Deſterreich, ohne ben Untergang 
vieler Zweige feiner Induſtrie herbeizuführen, dieſen Sägen felbft nur fe: 
weit, als die Aufrehthaltung der bisherigen Zwiſchenzölle fordert, wicht zu 
folgen vermag. In der zu ben Vorſchlägen Oefterreih‘8 gehörenden „be 
fonderen Verabredung“ endlich werben nicht nur Mobificationen bes Ber: 
trages mit Frankreich im Allgemeinen als nothwenbig vorausgejcht, fondern 
es wird die Aufgabe der in Ausficht genommenen fpäteren Berbandlungen 
mit Franfreih ausdrücklich dahin präcilirt, daß, an Stelle einzelner Zolljäge, 
mehr oder minder allgemeine Grundfäße, 3. B. die Nichterhöhung der ber 
ſtehenden Zolljäge über ein gewißed Maß hinaus, zu vereinbaren feien. Es 
kann nicht meine Abfiht fein, bie Frage zu discutiren, ob ein Tarif, wie 
folder unferem Bertrage mit Frankreich beigefügt ift, ben wirthſchaftlichen 
Intereſſen Oeſterreich's entiprehen würde. Ich darf mich darauf befcrän- 
ten, zu conftatiren, daß auch aus ben vorliegenden Schriftftüden bie Ber: 
neinung biefer Frage berportritt. Die Verſchiedenheit unſeres Standpunktes 
von demjenigen Deferreidh’e, welche fih aus diefer Werneinung ergibt, Fön: 
nen wir aufrichtig beflagen, wir können aber, wo es fih um bie böditen 
wirthſchaftlichen —* — des Landes handelt, den Standpunkt, welchen 
wir für den richtigen halten, nicht verlaſſen.“ 


22. Juli. (Hannover). Der hannover'ſche Handelstag erklärt ſich für 


den Handelsvertrag mit Frankreich: 


„Der hannover'ſche Handelstag erblickt in dem Handelsvertrage zwiſchen 
Preußen und Frankreich ein Ereigniß von überwiegendem Nutzen für den 
Zollverein und für unſer Land insbeſondere, und ſpricht den dringenden 
Wunſch aus, daß unſer Königreich demſelben baldigſt beitreten möge.“ 


(Bundestag). Die Bundesverſammlung beſchließt die Ein: 
berufung einer Commiffion behufs Kinleitung einer gemeinfamten 
Patentgefetgebung auf den 24. Nov. nad) Frankfurt. 


(Preußen) Das preuß. Abg.- Haus nimmt ben Handels: 
vertrag mit Frankreich mit 264 gegen 12 Stimmen (ber Tatho: 
lifchen Braction) an, (f. Preußen). 

(Defterreih). Replik Oeſterreichs an Preußen bezüglich feines 
Eintritts in den Zollverein. Da Preußen bie erften Eröffnungen 
Oeſterreichs rund abgelehnt hatte, fo verlangt diefes die Eröffnung 
von Unterbandlungen nunmehr als ein Recht, geftüht auf ben 
Bertrag vom 19. Febr. 1853. 


Depefhe des Grafen Rechberg: „Daß uns bie Befriedigung nicht 
gewährt fein werde, Preußen zu ber beantragten hochwichtigen Maßregel 
entgegenfommenb die Hand bieten zu fehen, darauf bat Hr. Grat v. Bernftorif 
Ew. rc. bereits vorbereitet. Indefien haben wir nunmehr die Gründe vor 
Augen, welde die königl. Regierung unferem Anerbieten entgegenhält, und 
wenn wir biefen Gründen einen peremptorifhen Charakter nicht beifegen zu 
Tonnen glauben, fo wird es uns nicht verfagt fein, bie Hoffnung auf eine 
in jo hohem Grade erfirebenswertbe Errungenfchaft, wie es bie Zoll: und 
Hanbelseinigung des gefammten Deutſchlands ift, auch jet noch unverwandt 
feftzubalten. Prüfen wir die Einwendungen Preußen’s : fie find von bop« 
pelter Natur. Un eriter Stelle beruft die königliche Regierung fich darauf, 
baß fie ſich nicht für berechtigt halten könne, von ihrem gegenüber Frank⸗ 
teih verpfändeten Worte einjeitig wieder abzugeben. Die Giltigfeit diefes 
erſten Einwurfes, wir vermögen fie auf unjerem Stanbpunfte aus mehr 
als einem Grunde nicht anzuerlennen. . . . Wir geben zu Preußens 
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zweiter Einrede gegen unferen Antrag über. Graf Bernftorff erflärt, es 
liege den Augefländniffen Preußens an Frankreich ein unabmweisbares Be- 
dürfniß innerer Reform zu Grunde, — ber bisherige Tarif des Zollvereins 
babe fich überlebt — Preußen werde ſich in feinem Falle über die mit dem 
31. Dec. 1865 ablanfende Vereinsperiode hinaus an bdenfelben binden. 
Gerade diefen Tarif aber wolle Defterreich als Grunblage bes neuen Ber: 
tragsverhältnifies annehmen. Allerdings behalte e8 eine Revifion bes be: 
ſtehenden Bercinszolltarif6 vor, aber ber Erfolg derfelben hänge von ber 
Zufimmung jedes einzelnen Bereinsgenofien, auch Oeſterreichs, ab und 
über die Ziele dieſer Nevifion befinde fi Preußen nicht im Einflange mit 
Oeſterreich, nachdem letteres erflärt babe, daß es im Intereſſe feiner In⸗ 
buftrie Die große Mehrzahl der zwiſchen Preußen und Frankreich verab- 
redeten Zollfäge für fih nidt anzunehmen vermöge. Preußen müſſe fich 
daher die Freiheit feiner Entfhließung wahren, es würde auf 
unferen Borfchlag ſelbſt dann fich nicht einlaflen können, wenn niemals 
zwifchen ihm und Frankreich Unterhandlungen flattgefunden hätten. Gegen: 
über biefen Aufftelungen werden wir aber fragen dürfen, ob nicht Preußen, 
wollte es dieſe Säge in ihrer ganzen Schroffbeit fefthalten, eben fo gewiß 
bie Fortdauer bes Zollvereines als die Zolleinigung mit 
Defterrceih fchhlehthin unmöglich machen würde Daß bie Tarif: 
reviſion, die wir beantragen, ber Richtung auf Verfehrserleichterung folgen, 
daß fie fi nicht Farg in zu engen Schranfen bewegen werde, bafür bürgt 
unfer ganzes Berfahren; wir glauben, unſere Zugefländniffe werben bie: 
jelbe Grenze erreihen, die auch viele der feitherigen Genoffen bes Zoll 
vereines nicht werben überfchreiten wollen. Unfer Anſchluß, wir bürfen 
dies mit vollem Grunde ansprechen, wirb die Neform ber Hanbelspolitit 
bes Zollverein nicht hemmen, ſondern förbern, Freilich, wenn bie Re: 
gierung Preußens der Meinung ift, daß fie auf die Wünfche und Bedüurf⸗ 
niffe der Theilnehmer am gegenwärtigen Zollvereine jo wenig, wie auf bie 
unfrigen Rüdfiht zu nehmen babe, dann allerdings wirb fie nur folge: 
richtig Handeln, wenn fie fih vom 1. Januar 1866 an auf jene Frei- 
beit der Entſchließung zurädzieht, auf welche fie im Zollvereine ver: 
zichtet hat und in jedem Fünftigen ähnlichen Vereine würde verzichten müſſen. 
Tann aber wird fie zugleich ihre Wahl zwifchen ihrer Autenomie und ber 
Fortbauer des Zollverein getroffen haben, — die eine fcheint uns 
bie anbere auszuſchließen. 

„. .. Bir könnten biemit unfere Antwort auf die Aufllärungen ber 
fönigl. preußifchen Regierung vom 20. d. M. fliegen. Allein es bleibt 
uns noch übrig, einen weiteren entfcheidenden Grund für unfer Verlangen, 
bag über Briche Bertragsentwurf verhandelt werde, anzuführen. Geſtützt 
anf den Art. 25 bes Hanbeld- und Zollvertrags vom 19. Februar 1853 
glauben wir bie Eröffnung von Unterhbanblungen über unfer An— 
erbieten nicht bloß aus Zwedmäßigkeitsrüdfichten, ſondern auch wie 
hiermit gefchieht, als ein ung zuſtehendes Recht in Anfpruch nehmen 
zu können. Es follten nach diefem Artifel im Sabre 1860 Commilffarien 
der contrabirenden Staaten zufammentretei, um über bie Zolleinigung 
zwiſchen beiden Theilen ober falls eine ſolche Einigung noch nicht 
zu Stande gebracht werben könnte, über weitere Verkehrserleichterungen 
and möglicäfte Annäherung und Gleichftellung ber beiberfeitigen Zolltarife 
zu unterhandeln. Diefe commiflarifchen Unterbanblungen find feither auf: 
geſchoben worden, aber bie Verpflichtung, bie Hand zu benfelben zu bieten, 
dauert fort. Defierreih hat nunmehr als Grundlage für bie Vollziehung 
diefes Vertragsartifels ein beftimmtes und bis ins Einzelne ausgebildetes 
Programm ber Zolleinigung vorgelegt, — bie Tail. Regierung glaubt nicht, 
ba ber Zollverein, Preußen an ber Spige, es Ihr mit Recht verweigern 
Inne und dürfe, auf die gemeinfame Berathung ihres Vorfchlages einzugeben.“ 


— 
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28. Juli. (Abgeordnetentag). Autwort bes öſterr. Reichsrathsabg. 


29., 


Brinz und Rechbauer auf die Einladung der Oeſterreicher zum 
erſten Abgeordnetentage nach den Beſchlüſſen der Verſammlung 
vom 8. Juni: 


„... Geleitet von dem aufrichtigſten, wärmften Beſtreben nad) Verſtändigung 
mit allen unſeren deutſchen Stammesgenoſſen und beſeelt von der Ueber: 
zeugung, baß bie engere Berfnüpfung, Einigung unb freiheitliche Entwidlung 
der fämmtlichen deuiſchen Bundesländer eine täglich wachſende Nothwendig 
feit und in jeber gefeßlichen Weife anzuflreben fei, erlauben wir ung nun, 
ben Vorſchlag zu machen, daß anftatt oder body vor ber projectirten, in 
Ihrer Mittheilung erwähnten geehrten Verſammlung eine folde im Tleine: 
ren Maßſtabe zur perfönlichen gegenjeitigen Verſtändigung veranlaßt werde 
Gleich ber Borverfammlung erachten wir bas wirkliche Streben nach Oeutſch- 
land’8 Einigung und freiheitlicher Entwidelung als eine moralifde Bebin- 
gung bes Eintrittes. Allein barüber, wie Beides anzufireben fei, wollen 
wir nicht nur einen gründlichen perjönlichen Meinungsaustaufh, fondern 
wo möglih auch eine Verfländigung zwiſchen den beiben Hauptrichtungen 
ber inneren deutſchen Politik — der fogenannten groß: und kleindeutſchen 
Richtung. Weil aber eine große Berfammlung ungleich mehr zur Dar= und 
Schauftellung verfchiedener Anfichten, als zur ruhigen Verftändigung ge: 
ſchaffen ift, wünfchten wir, daß wenigfteus bie erſte dieſer auf Verfländigung 
mit und Deutfch = Defterreichern zielenden Berfammlungen nur aus einer 
Anzahl von etwa 50 Theilnehmern beflünde, und biefelbe dann auch von 
Vertretern beide r Richtungen, und zwar möglichſt gleihmäßig befucht 
wäre, Wir hoffen, daß Em. H. fih mit diefem Vorſchlage befreunden Fönnen, 
und find Ihrer gefälligen Mittheilung gewärtig; auf unfere und unſerer 
politifchen Freunde fofortige Mitwirkung können Sie zählen.” 


(Holſtein). TH. Lehmann, das Haupt ber deutfchen National: 
partei, F in Kiel. 


Ende Juli. (Bayern). Das Ergebniß der Verhandlungen der prote: 


ftantifhen Didcefanfynoden der Rheinpfalz über die Vorlage des 
Conſiſtoriums bezüglich der Wahlordnung geht dahin, daß fih 11 
berfelben für, 4 gegen eine Abänderung ber beftehbenden Wahl: 
ordnung außgefprodhen haben. (Die meiften Hatten fih im Zuli 
1861 in demſelben Sinne ausgefproden.) 


1. Aug. (Preußen). Das Herrenhaus genehmigt den Handelvertrag 


2. 


5. H 


y 


mit Frankreich einftimmig. 
(Preußen) unterzeichnet jetzt, da beide Häufer feines Landtages 
benjelben genehmigt haben, ben Handelsvertrag mit Frankreich. 


(Preußen) benachrichtigt bie Zollvereinsregierungen von ber 
feinerfeits am 2. Aug. erfolgten Unterzeichnung des Handelsvertrags 
mit Frankreich und erflärt fi, um die Zögerung refp. das Wider: 
ftreben der ſüddeutſchen Regierungen zu überwinden und fie zum 
Beitritt zu beivegen, für biefen Fall als letztes Zugeſtändniß be: 
reit, auf die Webergangsabgabe für Wein vollftändig zu verzichten, 

Depeihe des Grafen Bernftorff: „Ih darf kaum wieber: 


rt erinnern , das wir die Verhandlungen mit Frankreich unter der 
ufimmung ſammtlicher Zollvereinsſtaaten begonnen, bag wir unferen Ber: 
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einsgenofſen während bes langwierigen Verlaufes ber Unterhandlung mehr⸗ 
fach Mittheilung von der Lage der Sache gemacht haben, daß Pet bem 
Abſchluſſe ber. Verhandlungen bereits wieber vier Monate verfloffen find. 
Ebenſo glaube ich bier nicht von Neuem auf die Anträge zurüdtommen zu 
bürfen, welde von Seiten ber kaiſ. öfterreichifchen Regierung an uns und 
an die übrigen Bereinsitaaten gerichtet worden find. Es wird nach ben 
ven uns in biejer euiehung gemachten Mittheilungen auf feiner Seite ein 
Zweifel barüber beftehen, daß jene Anträge unb bie bamit verbundenen 
Ausführungen uns nicht haben beflimmen können, von dem Wege abzu: 
geben, melden wir mit voller Ueberzeugung betreten und befien Inne⸗ 
baltung wir burch die erfolgte Unterzeihnung befräftigt haben. Ber Ge: 
legenheit ber Unterzeichnung find einige Berichtigungen, Crläuterungen unb 
Ergänzungen ber am 29. März b. J. paraphirten Actenftüde erfolgt, auf 
Welche ich hier näher einzugehen babe... . Ich babe endlich noch eines 
Gegenftandes zu erwähnen, welcher zu ben Berträgen mit Frankreich in 
. einer, wentgften® mittelbaren Beziehung fteht: ber Webergangsabgabe für 
Bein. Nah Anhalt meines Erlaffes vom 3. April d. J. hatten wir uns, 
bie Zuſtimmung der außer uns betheiligten Vereins-Regierungen voraus⸗ 
gelegt, bereit erflärt, jene Abgabe vom Tage bed Vollzuges bes Handels⸗ 
Bertrages an, auf 12% Sgr. für ben Zollcentner zu ermäßigen. Dieſe Zus 
fimmung ift uns von Sadfen, ben Staaten des Thüringiigen Vereins 
und Dibdenburg erklärt worden. Inzwiſchen ift unjere Aufmerkfamteit, von 
verfchiedenen Gefichtspunften aus, wiederholt auf den Gegenftanb gelenkt 
worben. Uebereinſtimmende, aus ben füblichen Vereinsſtaaten und zuge⸗ 
gangene Berichte lafien und Leinen Zweifel darüber, baß dort auf die 
gänz liche Aufhebung ber Weberyangs = Abgabe für Wein ein jehr bober 
Werth gelegt, und in ber Heritelung bes völlig freien Verkehrs mit dieſem 
Erzeugniß eine Ausgleihung für Nachteile gefunden wird, welde man, 


wenn auh nad unjerer Weberzeugung ohne Grund, als Folgen ber Vers - 


träge mit Frankreich befürchtet. In unferen Weinbau = Bezirten erblidt 
man im ber, von uns bereit8 angebotenen Ermäßigung ber Uedergangs⸗ 
abgaben, wenn folde ohne eine entiprechende Herabjegung unferer inneren 
Weinfteuer erfolgen jollte, eine Benachtheiligung ber eigenen Weinprobuction 
gegenüber berjenigen ber füdlihen Bereinsflaaten und wünſcht man bie 
Aufhebung unferer Weinftener. Der Landtag des Königr. Sachen bat 
ber Regierung bie Ermächtigung ertbeilt, mit ber gänzlichen Befeitigung 
ber Mebergangsabgabe und ber Weinſteuer vorzugehen. Wir felbft können, 
wenngleich nicht unerhebliche Bedenken wiber bie Befeitigung bes beſtehenden 
Eyftems obmwalten, boch den entfchiebenen Fortichritt nicht unterſchätzen, 
welchen die Berkehrsfreiheit im nern bes Vereins durch bie Aufhebung 
der Webergangsabgabe für Wein machen würde Wir würden beshalb, 
wenn auf diefem Wege ein allfeitiges Einverfländnik in Betreff der vor⸗ 
liegenden Berträge zu erreihen wäre, geneigt fein, die Aufhebung ber 
Mebergangsabgabe von Wein und ber inneren Weinſteuer vorzuſchlagen; 
indem wir boffen, daß auch die, an ber Webergangsabgabe mit uns Theil 
nehmenden Vereinsregierungen fih, unter gleicher Vorausſetzung, zu bem 
gleichen Schritte entichließen werben. — Nach allen vorſtehenden Bemertungen 
glauben wir nunmehr mit Auverfiht barauf rechnen zu bürfen, daß 
auch diejenigen unſerer Bereinsgenofien, von welchen uns bis jebt eine Er= 
Härımg noch nicht a ift,, nicht länger zögern werben, uns ſolche 
zugeben zu lafien. ir find uns bewußt, in dieſer ganzen Angelegenheit 
nicht nach eigenem Intereſſe, jondern im Intereſſe des gefammten Vereins 
verfahren zu haben; wir haben uns nur burd bie Rüdjicht auf das wahre 
voltswirthichaftliche Wohl Teiten laſſen; jedes andere Motiv hat uns fern 
gelegen. Es kommt jett darauf an, den Handel, den Gewerbfleiß unb bie 
Schifffahrt der Zollvereinsſtaaten auf dem großen Felde, welches durch bie 
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Berträge erichloffen wirb, ohne weiteren Verzug Theil nehmen zu ſehen une 
nicht anderen Nationen bie Vortheile zu überlafien, zu beren Mitgenuß ber 
Berein fähig und berufen if. Um ben Beginn der Verträge mit bem 
4. Sanuar 1863 eintreten zu fehen, ift es dringend, kaß wir die Gr: 
klärungen unferer, mit ihren Aeußerungen noch ritdftänbigen Zollverbünbeten 
fo ſchleunig als möglich und fo zeitig erhalten, daß bie bemnädft erforber- 
liche alljeitige Ratification im Laufe des Monats October würbe erfolgen 
fönnen.“ 

6. Aug. (Preußen). NRüdantwort Preußens auf die Replit ODefter: 
reih® vom 26. Juli bezüglich feines Eintritt in den Zollverein: 

„... Ich möchte ungern Gefagtes wiederholen; nur dies kann ich nicht 
umbin von Neuem hervorzuheben, daß es Gründe bes unabweislicden, durch 
die" Zeit gebotenen Bebürfniffes find, welche uns zu bem Entjchluffe- geleitet 
haben, an ben bisherigen Vereins » Zolltarif nicht Über bie mit dem 
31. December 1865 ablaufende Vereinsperiode hinaus uns binden zu wollen, 
und daß in diefer Beziehung ganz davon abzufehen ift, ob Verhandlungen 
mit Frankreich fattgefunden baben oder nicht. Daß wir damit nit auf 
eine Sprengung des Zollvereind hinausfommen wollen, barüber wird man 
eine Berficherung nicht erft von uns erwarten; im Gegentheil, wir bofften 
und hoffen unausgefegt, daß ber Zollverein werjungt und aufs Neue ge: 
färft auch aus dieſer Krifis hervorgehen werbe. ir find aufrichtig fern 
davon, Verhandlungen mit der und befreundeten Macht grunbjäglih ab: 
weifen zu wollen; aber wir vermögen ben gegenwärtigen Zeitpunft nicht 
als geeignet anzuerkennen, um in folche Verhandlungen einzutreten, ba 
diefelben nach unferer Weberzeugung jet zu einem gedeihlichen Ziele nicht 
führen, vielmehr nur neue Verwidlungen im Gefolge haben würden. Erfi 
nachdem bie Berträge mit Franfreih duch die allfeitige Annahme der 
Zollvereinsftaaten in ihrer Ausführung geſichert fein werden, wirb nad 
unferer Auffaffung der Augenblid nefommen fein, um bie anberweite Re: 
gelung ber bhandelspolitifchen Beziehungen zu Defterreich zu erwägen.“ 

7 „ ODeſterre ich). Eine öfterr. Depeſche benachrichtigt Preußen 
vorläufig von dem Nefultat ber in Wien ftattgefundenen Conferenzen 
Defterreihs und der Mittelftaaten, bie auf „Einführung eines 
repräfentativen Elements in die Bundesverfaſſung zuvörberft bei 
ber bereit8 gegebenen fpeziellen Veranlaſſung der Ausarbeitung ge⸗ 
meinfamer Geſetzbücher über Civilprozeß nnd hligationenredht 
und auf Erridtung eines Bundesgerichts gehen”, zu welchem letz⸗ 
teren Zwecke Defterreich einen neuen Entwurf übergeben wirb. 

„... Diefe Anträge erſtrecken fih, wie Ew. Erc. fogleih bemerken 
werben, noch nicht auf bie beiben wichtigften und ſchwierigſten Fragen der 
Reform, diejenige ber Gründung einer ftärkeren Erecutivgewalt des Bundes 
und ber organiſchen Einrichtung eines repräfentativen Körpers. Wir ver: 
hehlen uns nicht, daß die öffentliche Meinung Deutſchlands nach einer 
vollſtändigeren Löfung ber Reformfrage verlangt als wir und die Re 
gterungen, die fi mit uns berathen haben, durch bie erften zu Wien ver: 
abredeten Vorſchläge fie darbieten werben. Ebendeshalb glauben wir an 
biefer Stelle conftatiren zu müflen, baß, wenn wir in der jetigen Sachlage 
bafür geftimmt haben, bie erwähnten beiden organifhen Fragen vor: 
läufig noch in bie zweite Linie zu ftellen, und vorerfi nur burd bie 
Anträge wegen ber Delegirtenverfammlung ad hoc und wegen bes Bunbes- 

erichts ber beutihen Nation ein unverwerfliches Pfand ernften auf freis 
innige Entwidlung ber le Rt a Willens zu geben — 
uns zu biefem Berfahren vor allem ber Wunſch unb bie Hoffnung bewogen 
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bat, die hohe Aufgabe einer Reform der beutichen Bunbesverfaflung könne 
und werde nicht auf die Dauer der Mitwirkung Preußens entbehren.“ 

7. Aug. (Hannover). Paſtor Baurfhmid in Lüchow, wegen einer am 
2. Aug. gegen den neuen Katehismus erfchienenen Schrift am 
5. vom Eonfiftorium zur Verantwortung geladen, trifft in Hannover 
ein. Die Bevöllerung empfängt ihn mit großartigen Ovationen. 
Erceffe gegen die Eonfiftorialräthe Niemann und Uhlhorn. Ein: 
fhreiten des Militärs, 

8. „ (Bayern) lehnt ben Beitritt zum Handelsvertrage mit Frank: 
reich ab: 

Rote des Frhrn. v. Schrent an ben preuß. Gefandten in München: 
„... Wenn die Ef. bayer. Regierung bei Prüfung bes Handelsvertrages 
zu einem Reſultate gelangt ift, welches zum Theil weientlih von den Ans 
hauungen ber F. preuß. Regierung abweicht, fo muß fie biefes zwar auf 
das lebhafteſte bedauern, fie if} es jeboch ihren Pflichten gegen ben Berein, 
wie gegen ihre eigenen Unterthanen, ihrer moraliichen Verantwortlichkeit, 
wie ihrer bisher eingenommenen Stellung fchuldig, diefe ihre Ueberzeugung, 
fowie bie Gründe, welche fie dazu geführt haben, offen und ohne allen 
Rüdhalt darzulegen, und hierin dem Beiſpiele der königl. preußiichen Res 
gierung zu folgen, welche auch ihrerjeits ihre Zwede und Abfichten, welche 
fie in diefer Verhandlung geleitet haben, felbft wenn biefelben mit den Ans 
fihten anderer vwerbündeten Regierungen nicht übereinfiimmten, ofjen bar» 
gelegt bat. Die bayerifhe Regierung braucht hiebei kaum baran zu er: 
inmern, daß fie in allen bisherigen Bereinsangelegenheiten ihre correkte 
föderative Gefinnung genugfam thatſächlich erprobt, und ſteis Sonder⸗ 

. miereffen anerlannten höheren Bereinszweden untergeordnet bat, fo daß 
gewiß alle Bereinsmitglieber ohne Ausnahme bavon überzeugt find, daß 
die bayerische Regicrung bie gleichen Geſimungen auch in der vorliegenden 
Frage wieder als leitend betrachtet, und daher nur mit Wiberftreben und 
aufrihtigem Bedauern buch eine gewiflenhafte Prüfung zu einer Ueber⸗ 
jeugung geleitet worden ift, welche von jener ber königl. preußiſchen Re⸗ 
gierung wejentlich differirt. . . Das zweite — welches die 
königl. preußifche Regierung als dringendes Motiv für den Vertrag mit 
Frankreich angeführt bat, beiteht in bem Satze, daß der Zollverein, nachdem 
alle feine weſtlichen Nachbarn ihr bisheriges Prohibitiv- und Schutzzoll⸗ 
ſyſtem aufgehoben haben, jeinen bermaligen Tarif, ber im Weientlichen 
noch auf ben Grundlagen von 1833 beruht, nicht mehr weiter halten könne, 
jondern mobificiren müffe. Auch dieſer Anſicht ift die königl. bayerifche 
Regierung im Allgemeinen beigetreten, und bat biefelbe fpeciell dahin näher 
präcifirt, daß der Zollverein jetzt nicht mebr ftarr an feinen bisherigen 
Tarifſätzen feſthalten könne, vielmehr ber neueren Richtung weientliche Zus 
sefandniffe, und zwar zunächſt in feinem eigenen Intereſſe, machen müſſe. 
Die Grundſätze des Schutzes ber einheimifhen Induſtrie, welde 
er bisher verfolgt habe, werde er jedoch auch fernerbin als leitende betrachten 
Tonnen, um fo mehr, als auch diejenigen Staaten, welche zur Tarifreform 
geſchritten, in allen benjenigen Zarifjägen, in welden eine wichtige eins 
bermifche Induſtrie von fremder Concurrenz bebroht werben könnte, noch 
ziemlich ausreichende Schugzölle beibehalten haben. Abgeſehen davon, daß 
dieſes Motiv an unb für fih wohl zunächſt für eine ſelbſtſtändige 
Zarifrevifion des Zollverein, niht aber für einen Ber= - 
trag mit Frankreich fprehen würde, Tann babei nicht unbeachtet 
bleiben, daß dasſelbe für den vorliegenden Fall entweber zu viel ober zu 
wenig beweifen würbe. Der Zollverein hat während Decennien allein unter 
allen” größeren Zollförpern ein verhältnißmäßig ſehr liberales Tarifſyſtem 
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beibehalten, ohne daß feine weftlichen Nachbarn fich beeift hätten, feinem 
Beiipiele zu folgen, oder daß im Zollvereine das Prohibitivſyſtem bieier 
Rahbarn als ein Grund geltend gemacht worben wäre, biefem Syfeme 
leichfalls beizutreten. Seht, wo biefe Nachbarn Tediglih in ihrem eigenen 
tee zu einem anderen Syſteme übergegangen nd, ſoll dies für ben 

erein ein dringendes Motiv werben, fein bisheriges Syftem ohne weiteres 
über Borb zu werfen. Und welchem Tarifſyſteme follte er folgen? — dem 
engliſchen, das offenbar auf continentale Verhältniſſe nicht pakt, ober bem 
franzöflihen, das ebenfalls von bem bisherigen Vereinsſyſteme jo principiell 
verſchieden iſt, daß eine nur einigermaßen merkliche Annäherung nicht mög: 
lich tft. Eine Tarifrevifion des Zollvereins , wenn diefelbe mit Umficht und 
Beachtung ber beftebenden Verhältniſſe und Intereſſen vorgenommen werten 
fol, kann nicht darin beflehen, daß eine oder bie andere Bofition vermindert 
ober erhöht, oder auch wohl ganz befeitigt wird, fonbern biefelbe muß ben 
ganzen Zarif nach gewiflen leitenden Grundſätzen umfafien, und aui 
eine forgfältige Erörterung aller induſtriellen Bedürfniffe und Intereſſen 
begründet fein. Dieſe Kriterien aber trägt ber proponirte Vertragstarij 
feinesweges an fih. Es find vielfag geringere Waaren verhältniß⸗ 
mäßig höher beſteuert, als feinere, Luxuswaaren geringer, als Gegenflände 
des allgemeinen Verbrauches, Rohprodukte verhältnißmäßig höher, als die 
baraus gefertigten Waaren, — Tarifſätze, bie ben Charakter von reinen 
Finanzzollen an ſich tragen, ohne genügenden Grund bedeutend gemindert, 
und eine billige und conſequente Beſchützung der einheimiſchen 
Induſtrie, welde doch die königl. preußiiche Regierung in ihren früheren 
Mittgeilungen als ihren leitenden Grundfag anerkannt hatte, in vielen 
Fällen gänzlich außer Acht gelafien. Wenn die königl. preußiſche Regierung 
nah ben Erklärungen ber Bereinsregierungen verfichert fein konnte, daß 
biefelben zu einer angemefjenen unb aud ergicbigen Tarifrepifion gerne bie 
Hand bieten würden, fo konnte biefelbe doch auch nach eben biefen Gr: 
Märungen nicht den minbeflen Zweifel barüber hegen, ba manche derſelben 
folgen Reductionen, wie fie ber Vertrags - Entwurf barbietet, unb einem 
jo plöglihen Umſtur ze bes bisherigen Vereinszollſyſtems nimmermehr bei: 
zuflimmen vermöchten, fich alfo einem folhen Vertrage jedenfalls nur wider: 
willig und in Folge eines äußern Drudes fügen würden... Der Artikel 31 
berührt das Verhältniß zu den übrigen noch nicht im SZollvereine inbegrif: 
fenen beutichen Staaten, namentlih zu Defterreich. Die bayerifche Re: 
gierung hat aus ben hierüber veröffentlichten Grilärungen Preußens zu 
ihrem Bedauern erjehen, daß bie Töntgl. preuß. Regierung biefe Frage in 
ganz anderer Weile auffaßt, als dies von bayerifcher Seite gefchieht, indefien 
fann fie nicht umbin, wiederholt zu bemerken, baß bie von Preußen vor: 
en Gründe ihr keineswegs entſcheidend feheinen ; vielmehr bie kgl. 

ayeriſche Megierung nad wie vor an ihrer Neberzeugung feftbalte Ber 
Vertrag mit Defterreih vom 19. Februar 1853 nimmt nämli die dem: 
nächſtige völlige Zolleinigung mit diefem Staate in Ausficht und gründete 
zur Anbabnung derſelben einftweilen eine engere banbelspolitifhe Ber: 
bindung zwiſchen dem Zollvereine und Defterreih dadurch, daß man fi 
gesenl ig möglihft weitgehende, auf andere Länder nicht ausgebehnte Zoll: 

egüinfligungen für den Zwiſchenverkehr bemwilligte. — Die Berfchiebenbeit 
ber allgemeinen Tarife beiber ‘Theile nöthigte noch zu einer unerwänfchten 
Beichränfung diefer Begünftigungen. Es wurde aber im Wrtifel 25 verein: 
bart, daß jpätere Verhandlungen ftattfinden jollten, um, wenn bie Zoll: 
einigung noch nicht zu Stande gebracht werden könnte, fich Über gegen: 


„feitige, weitergehende PVerkehrserleihterungen und möglichte Annäherung 


und Gleichſtellung ber Tarife zu verftänbigen. Nach dem Zufammenbange 
bes Vertrages Tarın nicht wohl ein Zweifel barüber befieben, daß unter 
jenen weitergehenden Berlehrs s Erleichterimgen nicht ſolche, welde allen 
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omberen Staaten gewährt werben, fonbern vielmehr folde, die man fich, 
wie die im Jahre 4853 vereinbarten, gegenfeitig als beſondere Be: 
günftigungen bewilligt, gemeint find und gerade zu bem Zwece mböglichſter 
Ausdehnung ſolcher befonderen Begnftigungen fol auch Über die Gleich⸗ 
fiellung der allgemeinen Tarife verhandelt werben. — Die Verpflichtung zu 
den legteren Verhandlungen fchließt nun zwar bie Befugniß nicht aus, 
vorher ſelbſtſtändige Tarifänberungen beliebiger Art vorzunehmen, obwohl 
jeder Theil billigen Anſpruch darauf maden kann, ba ber andere bei 
jenen Entſchließungen nicht ohne Rückſicht auf die Zwecke des Vertrages 
von 1853 verfahre; dagegen wiberftreitet e8 aber ber übernommenen Ber: 
bindlihfeit, über weitergehende VBerfehrserleihterungen im Sinne des ges 
dachten Bertrages mit Defterreich zu verhandeln, wenn ber Zollverein durch 
Berträge mit anderen Staaten fi in bie Unmöglichkeit verfegt, Oeſterreich 
weiter befondere Verkchrserleichterungen zu gewähren. Dies würbe durch 
bie bier in Rebe ſtehende Vertragsbeſtimmung geiheben. Durch biefelbe 
wäre im Wiberfpruch mit bem Geifte bes Vertrages vom 19. Februar 1858 
und mit dem Sinne der Betimmung im Artifel 25 desfelben, jebe fernere 
Ausbildung der engeren banbelspolitiichen Verbindung mit Defterreidh, fo 
lange fie noch nicht zur völligen Zolleinigung werben kann und vielleicht 
auch biefe letztere abgeſchnitten. Daß aber bie Ausbildung jener Ber: 
bindung nicht unmöglich gemacht, ber Gebanfe des Vertrags vom 19. Februar 
1853 nicht aufgegeben werde, ift eine Korberung, bie nit nur aus bem 
Bertrage abgeleitet werben kann, fondern die auch aus einer richtigen Er: 
fenntniß ber bandelspolitifhen Intereſſen bes Zollvereins entipringt. Die: 
jelden Gründe, welche im %. 1853 zum Abſchluß bes Vertrages mit Oeſter⸗ 
rei bewogen haben, fprechen auch heute noch bafür, daß man ihn nicht 
dem Principe nad wieber fallen laſſe, vielmehr fi bemühe, ihn zu er: 
weitern unb folgenreicher zu machen. Auch in Bezug auf andere nicht zum 
Zollvereine gehörige Staaten erforbert es eine geſunde beutfche Handels: 
politit, außerbeutihen Staaten gegenitber feine Verpflichtungen einzus 
geben, welche die Gewährung befonderer Berkehrserleichterungen , wie 
joldhe 3. B. durch ben Vertrag mit Bremen bewilligt worben find, in Zu: 
funft Hinbern würden. Diefe Erwägungen hatten bie bayerifche Regierung 
ſchon bei ber Eröffnung ber Verhandlungen mit Frankreich zu der be— 
Rimmten Erklärung veranlaft, wie fie biefe Verhandlungen nur unter 
der ausbrüdlihen Borausfegung für zuläffig erachte, baB vor dem Ab» 
ſchluſſe derſelben ein Berftändnig mit Defterreich eingeleitet und erzielt 
werde, unb ber bisherige Verlauf ber Sache bat fie nur in ber Weber: 
zeugung befräftigen können, baß diefe Erwägungen mit dem Geifte bes 
Vertrages von 1853 unb ben Forderungen einer dieſem Geifte entfprechen- 
den Ausführung besfelben in voller Webereinfiimmung fliehen... . Der 
Unterzeichnete Tann feine gegenmärtige Erflärung nicht ſchließen, ohne im 
Namen feiner hohen Megierung deren aufrichtiged Bebauern auszubrüden, 
dag diefe wichtige Angelegenheit allmälig Mburch verfchiebene Umflände bie 
in eine Lage gerüdt worden ift, in welcher ein anderer Ausgang als ber 
gegenwärtige, fir alle Theile unbefriedigende, fich unerreihbar barftellt. 
GSleichwohl kann biefelbe ſich ben Troſt nicht verfagen, baß ber Zollverein, 
biefe wahrhaft beutfche großartige Schöpfung, welder bisher fo manche 
andere gefährliche Krifis fiegreih überftanden und die Principien, auf 
welchen er gegründet worden, allenthalben vollfommen bewährt bat, auch 
in feiner jeßigen Lage Feiner ernſtlichen Gefahr entgegengeben, fondern 
dur das einmüthige Beftreben aller feiner Theilnehmer vor jeber Ber: 
fümmerung werbe bewahrt werben.“ i 


8/9. Aug. Maſſau). Zweitägige Verhandlungen der IL. Kammer 
über ben von ber Regierung vorgelegten Preßgefebentwurf. Die 


Dentfhlend, 


Dppofition unterliegt mit ben Antrag, den Entwurf an bie Re 
gierung zurüdzumeifen, bagegen fett fie die Befeitigung des Bun: 
besbefchluffes zur Verhinderung bes Mißbrauches der Preffreibeit, 
bie vollftändige Treigebung der Preßgewerbe und eine Reihe ande: 
ver Erleihterungen der Preffe gegen die Regierung durch. 


9. Aug. (Baben) Der Großherzog ertheilt allen Civil- und 


10. 


11, 


13. 


Militärperfonen, die wegen politifhen unb nicht zugleich wegen 
ſchwerer gemeiner Verbrechen verurtheilt find, eine bebingungslefe 
Amneſtie. 


» (Defterreih). Die Conferenz in Wien einigt ſich defmitiv 


nach den Vorſchlägen Oeſterreich's über die am Bunde zu ſtellen⸗ 
den Anträge bezüglich Bundesreform. 


„ (Defterreig). Eine öſterr. Circulardepeſche fordert bie Hei: 


. neren deutſchen Höfe, die an ben Bunbesreform: Eonferengen in 


Wien nicht Theil genommen haben, dringend auf, ihre Gefandten 
am Bunbe wenigftens bazu noch rechizeitig zu inftruiren, baß ber 
Bundestag die biekfälligen Anträge Defterreih’8 und ber Mittel- 
ftanten fofort und noch in der gleihen Situng (der lebten vor ben 
Terien) an Ausſchüſſe überweiſe. 

„ (Württemberg) lehnt gleich Bayern den Beitritt zum Han- 
delsvertrage mit Frankreich ab. ! 


Depeihe des Hrn. v. Hügel: „... Hierin kann aber die Fünigl. 
Regierung nur einen Grund mehr für den Wunfch finden, baß bie ber Re: 
gel nad ohnehin demnächſt vorzunehmenden Berathungen über etwaige 
theilweije -Aenberungen bes Zollvereind : Tarifs bald beginnen, und baß ba > 
bei auf den Grund umfafjender Erhebungen bie einzelnen Zolfäge zum 
Gegenſtand eingehender Erörterung gemacht werben möchten. In Betracht 
fodann, daß einerfeits ſämmtliche Zollvereinsregierungen in Folge ber Ab: 
lehnung des Hanbelsvertrages mit Frankreich ihrer hierauf bezüglichen Ber: 
pflichtungen entlebigt worden find, ſowie daß anbererfeits Defterreich durch 
den Februarvertrag von 1853 Rechte erworben bat, deren Erfüllung feine 
jüngften Anträge auf Beitritt zum Zollverein bezweden, muß es bie fönigl. 
Regierung für geboten erachten, daß auch Oecfterreih eine Mitwirkung 
bei jenen Berathungen eingeräumt, und baß basfelbe in die Lage verſetzt 
werbe, jeine Wünfce und Intereſſen in geeigneter Weife babei geltend zu 
maden. Bon einem folden Verfahren bürfte am ficherfien die Kräftigung 
und gebeihliche Weiterentwidlung des Zollvereine, ſowie bie Herftellung eines 
allfeitig befriedigenden Verhältniſſes zwifchen biefem und den übrigen deutſchen 
Staaten fih erwarten lafjen.“ 


» (Breußen). irculardepefche Preußen's an feine Gefandten 
über die Bundesreformanträge der Wiener Conferenz: 


... Bei ber Betrachtung ber Anträge zeigt ih, daß fie lediglich eine 
Wortfehung und eine Ergänzung berjenigen Beftrebungen find, welche bie 

Ürzburger Regierungen durch eine Reihe von Anträgen am Bunde mit 
ber Abficht eingeleitet haben, die Gompetenz bes gegenwärtigen Bundes zu 
erweitern, nicht aber eine Reform ber Bunbesverfaffung herbeizuführen. 
Bei biefer Art ber Reform handelte es fih eigentlich nur um einen noch 
verwidelteren Ausbau berfefben, um eine Umgebung des Bundestages mit 
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neuen Infliitutionen . . . Preußen befämpft daher vom Boden des alten 
Bundesrechtes dieſe Borfchläge, von der Meberzeugung ausgehend, daB eine 
ſolche Sompetenzerweiterung unfatthaft ſei.“ Sodann wird die Stellung 
beiprocyen, weldye Preußen zur deutſchen Reformfrage einnimmt. Cs ift bar- 
an angelnüpft, daB die Wiener Conferenzftanten als eine nothwendige woige 
ihrer Anträge die Umgeftaltung der Bunbeserecutive und bie Herfiellung 
einer Nationalrepräfentation Hoffen. Dieſe Erwartung tbeilt der preußifche 
Minifter nit, da auf dem Boden ber Bundesverfafiung, auf welchem bas 
Großdeutſchthum fteht, fich niemals eine einheitliche Erecutive und ein wirt; 
liches Parlament ausbilden köͤnne. Mit der Erwägung, baß zwei Groß: 
mächte im Bunde ſich befinden, von benen feine fich der anderen unterzu⸗ 
ordnen gedenke, finte der patriotiſche Schein des öſterreichiſchen Antrages. 
Wenn aber in der Preffe behauptet werde, daß Preußen mit einer pofitiven 
Politik Auftreten müfje, Jo werde überſehen, daß am Bunde für preußiiche 
Vorſchläge ebenfalls Feine Einitimmigfeit zu erreichen fei und bag Preußen 
überhaupt nicht die Abficht Habe, am Bunde die Bundesreform zu betreiben. 
Graf Bernftorff verneint, daß es möglich jei, ein engeres Band als das bis: 
berige um den ganzen Bund zu jchlingen. Seit Jahren fei baher Preußen 
bereits in Thätigkeit, um mit einem kleineren Kreije von Staaten eine 
engere Berbindung anzubahnen. Wenn der günftige Augenblid ae 
fommen fei, gebenfe die Regierung, fih mit denjenigen Staaten, bie gleiche 
politifhe und materielle Intereſſen verfolgten, über eine einheitliche Executive 
in militäriichen Dingen und in Bezug auf bie Vertretung dem Auslande 
gegenüber zu einigen. Preußen babe Ka enblih ſchon früher dahin ausge: 
Iprogen, daß von einem Bundesgerichte in Deutfchland nicht eher die Rede 
jein könne, ala bis eine einheitliche Srecutive beſtehe. 


14, Aug. (Bundestag). Defterreih, Bayern, Königreih Sachſen, 
Hannover, Württemberg, Kurhefien, Großh. Heffen und Naffau 
ftellten den Antrag: „Hohe Bundeöverfammlung welle fih durch 
„einen Ausſchuß bie näheren Vorfchläge über die Art ber Zufam: 
„menfegung und Kinberufung einer aus ben einzelnen deutſchen 
„Stänbelammern durch Delegation bervorgehenden Verſammlung 
„erftatten laſſen, weldyer demnächſt die Taut Bundesbefchluffes vom 
„5. Februar d. Is. auszuarbeitenden Gefeßentwürfe über Civil 
„proceß und über Obligationenrecht zur Beratung vorzulegen fein 
„werben.“ 


Begründung diejes Antrags: „Die b. Bundesverfammlung bat ſich 
in den legten Jahren mit einer Reihe von Anträgen befchäftigt, welche in ben ver: 
Igiedenften Zweigen des Staatslebens auf Einführung gemeinjamer Geſetze für 
das geſammte beutiche Bundesgebiet gerichtet waren. VDer allgemeinen beutichen 
Wechſelordnung iſt der Entwurf des Hanbelögefegbuches für Deutfchlanb gefolgt 
und es wurben Anträge eingebracht auf cine gemeinſchaftliche Patentgefeggebung, 
auf ein gemeinfchaftliches Geſetz zum Schutze des geiftigen Eigenthums, auf 
Einführung gleihen Maaßes und Gewichtes, auf Feſiſtellung allgemeiner 
Beſtimmungen bezüglich der Heimathöverhältnifie, auf ein Geſetz wegen ges 
genfeitiger Rechtshilfe in bürgerlichen Mechtöftreitigkeiten, endlich auf ges 
meinihaftlihe Civil: und Griminalgefepgebung, aus welchem weiten Gebiete 
zunächſt bas Verfahren im Civilproceſſe und das Obligationenrecdht in Ans 
griff genommen werben jollen. So freudig alle dieſe Anträge begrüßt wur: 
den, jo unverkennbar fie die Zunahme des Gemeinfinnes in Deutihland be: 
zeugen und fo gute Früchte fie bereits getragen haben und hoffentlich noch 
tragen werben, jo konnte boch bie Wirkſamkeit des Bundes auf bem Felde 
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der Geſetzgebung eine fo große Ansbehnung nit erlangen, ohne daß die 
Frage des Verbältniffes dieſer Wirffamfeit zu den geſetzgebenden Sewalten 
der einzelnen Bundesjtaaten hätte in den Vordergrund treten mäflen. Der 
hohen Bundesverſammlung ift in friiher Erinnerung, daß Fälle vorgekom⸗ 
men find, in welchen einzelne Genofien des Bundes ji der Theilnahme an 
den beantragten Vorarbeiten für gemeinfame beutfche Gefege enthalten, ja 
fogar gegen deren Bornahme Verwahrung einlegen zu müſſen glaubten, 
weil fie der Meinung waren, daß durch diefe Arbeiten in ben Seaffunge: 
mäßigen Beruf der heimifchen Geſetzgehungsfactoren eingegriffen würde. Pa: 
mentli find ſolche Einwendungen in ber Sigung vom 6. Februar de. Ze. 
dem Beſchluſſe diefer hohen Verſammlung wegen Ausarbeitung von Ent: 
würfen einer allgemeinen Civilproceßordnung für bie deutſchen Bunbesitaa- 
ten und eines allgemeinen Gefeßes Über die Nechtsgeihäfte und Schuldver⸗ 
bältmifje (Obligationenreht) entgegengeftellt worden. 

„Die antragftellenden Regierungen vermögen num zwar bie Nichtigkeit ber 
erwähnten Einreden im Grundfage nicht anzuerfennen. Mit Recht if zu 
beren Widerlegung bereits in ber Sikung vom 6. Februar bervorgeboben 
worden, daß alle jene auf Herbeiführung gemeinfamer deutſcher Gelege ge: 
richteten Anträge und Beſchlüſſe, foweit es fich nicht um blos vorbereitende 
Mafßregeln handelt, die freie Mitwirkung aler Betheiligten zur bundesrecht⸗ 
lichen Borausfegung baben und daß ſonach den Legislaturen ber einzelnen 
Staaten keineswegs der Beruf entzogen werben jol, über die aus ber ge: 
meinfanıen Berathung ber Regierungen hervorgehenden Gejegentwürfe dem: 
nähft auf dem verfaffungsmäßigen Wege zu verhandeln und Beſchluß zu 
faflen. Allein bie antragftellenden Regierungen können fi Ddeifenmgeachtei 
der Erfenntniß nicht veriäließen, daß das an ſich fo preiswürbige und viel: 
verfprechende Unternehmen, die Gemeinfanıfeit deutſcher Geſetzgedung auf je 
wichtigen Gebieten durch die Einwirkung des Bundes herbeizuführen, einct 
ernften Schwierigfeit in ber Ausführung begegnen müſſe, jolange diefe vom 
Bunde ausgehende Einwirfung ausfclieglid) auf bie gemeinjame Initiative 
der Megierungen bejchränft bleibt. Es würden nämlich benmächft Die Stände 
ber einzelnen Staaten, wenn ihnen bie am Bunde vereinbarten Entwürfe 
vorgelegt würben, allerdings ſich in eine bedenfliche Alternative verfegt jeben. 
Entweder müßten fie das außerhalb ihres Wirfungsbereiches entjtandene 
Merk ohne eigene Prüfung genehmigen, mithin auf ihren verfaflungsmäßi- 
gen Beruf der Mitwirkung zur Gefeßgebung in weitem Umfange thatſächlich 
verzichten, oder fie müßten, indem fie diefen Beruf geltenb machten, die Er: 
reichung des patriotifchen Zwedes, ein gemeinfames Geſet für Deutichlund 
zu ſchaffen, ungeachtet aller von den Regierungen für diefen Zweck bereits 
aufgewendeten Mühe fofort wieder in Frage jiellen. 

„Damit nım biefer Schwierigkeit abgeholfen und das materielle Prüfungs: 
recht der beutfchen Ständeverfammlungen mit dem Wunſche nach einheitlicher 
Geftaltung der Geſetzgebung in zwedmäßiger Weife vermittelt würde, müßte 
eine Einrichtung getroffen werben, durch welche ben einzelnen Stänbelam: 
mern ſchon am Bunde felbft eine Gelegenheit zur Einwirkung auf das Zu⸗ 
ftandefommen ber fraglichen Gejege dargeboten würde. Nah dem Erachten 
der antragftellenden Regierungen könnte biefe Einrihtung darin beſtehen, 
baß bie im Auftrage des Bundes ausgearbeiteten Geſetzentwürfe einer von 
ben Einzelnlandtagen zu wählenden Berfanmlung von Delegirten zur Be: 
rathung vorgelegt würden. Bon ber Bundesverfammlung, in Webereinftim: 
mung mit ben Beichlüffen diefer Gejanınıtvertretung feitgeftellt, wären dann 
die Entwürfe von den Negierungen behufs ber Einholung ber verfafiungs: 
mäßigen Zuftimmung empfehlend an die Stänbeverfammlungen in den eins 
zelnen Staaten zu leiten. Das innere Verfaſſungsrecht biefer Staaten bliebe 
ſonach in uneingefchräntter Geltung und Wirkſamkeit; aber zwifchen ber 
deutſchen Bunbesverfaffung und den Verfaflungen der Einzelſtaaten würde 


* 
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ein lebendiger Zufammenhang bergeftellt, und ſachlich weürbe flets 
eine ſtarke Bürgſchaft dafür vorhanden fein, daß einer Vorlage, 
welche am Bunde gleichſam mit den Geſetzgebungsausſchüſſen ber einzelnen 
Kammern berathen und fetgeftellt worden wäre, auch bie verfaſſungsmäßige 
Zuſtimmung diefer Kammern felbft nicht fehlen würde. 


‚Indem die antragftellenden Regierungen fi hiemit bereit erflären, zu 
einer Mapregel, wie fie bier in den Grundzügen angebeutet ift, zunächſt 
in fpecieller Anwendung auf bie von der hoben Bundesverfammlung am 
6. Februar 1. 586. befchloffene Ausarbeitung von Geſetzen über Clvilproceß 
und über Obligationenreht mitzumwirfen, geben fie fi) der Hoffnung bin, 
daß diejenigen Bunbesgenofien, welche dem Beichluffe vom 6. Februar mit 
Rüdächt auf bie Competenz der eigenen Volksvertretung nicht zugeftimmt 
haben, ihre Bedenken durch diefen ergänzenden Vorſchlag gehoben oder doch 
gemindert finden, und ihre Mitwirkung dem gemeinfamen Werke nicht ent- 
ziehen werden. 


„Sowie übrigens die Megierungen, welche ſich zu biefem Antrage vereinigt 
baben, zugleich in ber Anſicht und dem Wunſche übereinftimmen, daß ber 
Borihlag, gemeinfame bdeutiche Gelege durch Delegirte ber Ginzellandtage 
am Bunde beratben zu laſſen, nicht etwa blos als Auskunftsmittel für einen 
einzelnen al, ſondern auch dauernd in die Orgyanifation bes beuts 
ſchen Bundes übergehe, jo haben bie genannten Regierungen anbererjeits 
fh gegenwärtig Halten müfjen, daß bie organifche Einfügung eines reprä⸗ 
jentativen Elementes in bie deutſche Bundesverfaflung mit Horhwendigkeit 
zugleich eine entiprechend veränderte Geſtalung ber &recutive bes Bundes 


. bedinge. Die hohen antragftellenden Höfe behalten fi in der einen wie in 


der andern Beziehung ihre weiteren" Anträge vor.“ 


Erläuterndbe Ertlärung Sachſen's: „Die k. Sächſiſche Re⸗ 
gierung erklärt, daß fie bei dem Antrage wegen Einberufung einer Ver⸗ 
jammiung von Delegirten der Landesvertretungen, behufs Begutachtung 
der demnächſt auszuarbeitenden Geſetzentwürfe im der beſtimmten Abſicht 
und Erwartung ſich betheilige, daß damit der erftie Anfang zu 
einer auf umfaffenderer Grundlage hberzuftellenden organiſchen 
Einrihtung gemacht werbe, daß ferner die Sächfifche Megierung, indem fie 
die bereit früher bewirkte Anregung der Berathungen wegen Errichtung ei⸗ 
nes Bundesgerihts im Verein mit den vorgenannten Regierungen wieder⸗ 
bofe, auch ibrerfeits den von der k. k. Defterreich. Regierung jet vorgelegten 
Entwurf der eingebendften Beachtung bes berathenden Ausſchuſſes empfohlen 
willen wolle, ohne jeboch auf die Geltendmachung abweichender Anfichten bei 
der weiteren Behandlung bed Gegenflanbes zu verzichten, wobei fie insbe: 
fonbere an ber zuvor ſchon von ihr vertretenen Anficht feftbalte, daß ein 
Bundesgericht, um feinen Zweck vollftändig zu erfüllen, eine von ber Bun: 
besverfammlung und beren vorausgehenden Beſchlüſſen völlig unabhängige 
Competenz und Stellung erlangen müſſe.“ 


Preußen verwahrt ſich gegen jeden nicht mit Stimmeneinhellig- 
teit, fondern burh bloße Stimmenmehrheit in diefer Frage 
zu faffenden Beſchluß: 


„Die Anfiht, daß alle Bunbesbefchlüffe fiber Gegenftänbe, welche nicht 
fireng innerhalb der Grenzen ber ausbrüdlich feftgeftellten Bundeszwecke lies 
en, nur mit Einftimmigleit gefaßt werben fünnen, bat befanntlich ihre 
egründung in ber Natur des Bundesverbältnifies. Sie findet ferner ihren 
ſehr bezeichnenden Ausdrud in ben Verhandlungen ber Conferenzen über 
die Wiener Schlußacte. Um fi authentifch zu überzeugen, wie bie bamals 
vereinbarten Beflimmungen gemeint find, und unter welden Vorausſetun⸗ 
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gen fie Geltung gewannen, darf man nur bie Acten jener Conferenz befra: 
gen. Unter Anderem bat der Vorfigende, der f. f. öfterreih, Staatskanzler 
Fürſt Metternich, ſowohl das obige Princip felbft, ald auch die Rothiwendig- 
feit, daran feilzubalten, in der 23. Sigung überzeugend bargelegi. Er 
führt aus, „von welder Wichtigkeit es fei, fih die beiden Hauptbeztehungen 
im Bunde, deſſen Wirfungsfreis und Zwed als Gefammtförper und bie 
Nechte feiner einzelnen fouveränen Glieder ſtets gegenwärtig zu erbalten. 
Wäre bie Sonveränetät der Fürften nicht hinlänglich gefichert, jo würde ber 
Verein nit lange auf den Namen eines Staatenbundes Anjprud 
machen können, jondern bald in einen Bundesſtaat übergehen, deſſen 
Eriftenz aber nothwendig ein Oberhaupt, wenigftens eine oberfte geſetzgebende 
und ausübende Macht, es jei in einem Monarchen, es ſei in einem Direc⸗ 
torium, vorausfege.” Zwar verkennt der Fürft Feineswegs bie Nachtheile 
einer ungebührlihen Ausdehnung des Souveränetäts-Princips, defjen Aus: 
Übung nie „ein Act blinder Willfür jein bürfe, warnt aber doch vornäm⸗ 
lih vor einer zu weit getriebenen Ausdehnung des Principe ber Stimmen: 
mehrheit.“ Es jei das wohlveritandene, richtig erflärte Veto ber Bundes: 
glieder der Geſammtheit ebenfo wichtig, wie den einzelnen Staaten, und bie 
Erhaltung ber Gefammtrechte nit weniger als die Erhaltung der Souverä: 
netät8-MRechte baran geknüpft. Denn jollte biefe Schubwehr der Souveräne 
tät aus dem Bunde verjhmwinden, jo würde bie Berfaffung in Kurzem ibre 
Gefalt ändern, ber gegenwärtige Bundesverein fich anflöfen und einer neuen 
unbelannten Form Plag machen müjjen. Gleichwie daher eine zu weit ge: 
triebene Beſchränkung des PBrincips der Stimmenmehrheit nicht blos dem 
Sanzen, fondern auch jebem einzelnen Gliede desfelben den empfindlichſten 
Nachtheil zufügen müßte, ebeufo würde umgekehrt jede zu weit getriebene 
Ausdehnung dieſes Principe, jeder Eingrif in bie durch den Grundver⸗ 
trag geficherten Souveränetätsbefugnifie,, nicht blos den einzelnen Staaten, 
fondern in feinen nächſten Folgen auch der Geſammtheit zum Werderben 
gereihen. Eine derartige Competenzerweiterung über den flaatenbundlichen 
Charakter hinans, welde mit bem bisherigen Bundesrechte alſo nicht im 
Einklange fände, glaubt bie Fönigl. Negierung zu ihren Bebauern in ber 
——— Vorlage jehen zu müſſen. Sie verkennt nicht das dabei zu 
runde liegende Beſtreben, dem einheitlichen Drange der deutſchen Nation 
entgegenzufommen. Aber gerade auf dicfem Felde, als Bundesreform 
betrachtet, jcheint ber Antrag am wenigften feinem Zwecke zu eutfprechen. 
Selbft deutſche Landftände, deren Befugnijien man eben burd Ernennung 
von Delegirten zur Begutachtung der Arbeiten technifcher Bundescommifjio: 
nen gerecht zu werben verjucht, würben fi durch eine folhe Maßnahme 
faum beruhigt finden, und es wäre baher auch von dieſer Seite Widerſpruch 
zu erwarten, Die königl. Regierung barf darauf aufmerffam machen, daß 
hiermit derjenige Weg nicht betreten würbe, welcher zu einer gedeihlichen 
Reform der Bundesverfaffung als berechtigt und zwedmäßig erfcheint. Erſi 
ber in feiner Berfaffung wahrhaft reformirte Bund würde 
aledann in Kraft biefer Neugeſtaltung bie Befugniß befigen können, die 
Geſeygebung des gemeinfamen Vaterlandes zu organijiren. Nicht auf dem 
vorgeſchlagenen Wege alfo, nicht durch cin Vorgehen mit Gingelmap- 
regeln wird nad ber Ueberzeugung der königl. Regierung jenes tiefe und 
berechtigte Bebürfnig ber Nation nach einer heilfameren einheitlichen Ge: 
ſtaltung ihrer öffentlichen Verhältniſſe Befriedigung finden. Hiefür erſcheint, 
wie erwähnt, eine ee 8 bes Weſens und der priscipiellen Grund— 
lagen des Bunbdesverbältnifies als Vorbebingung. Daneben ift auch bie 
große nationale Bewegung in erfter Linie auf eine erhöhte Machtitellung 
eutſchland's nad außen gerichtet, welcher man in einer gefräftigten 
Erecutivgewalt, jowie in einer bamit zufammenhängenden Rational: 
Repräjentation Ausdrud geben möchte Die Lönigl. Regierung bat 
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biefes Ziel wieberholt in altfeitig befamnt gewordenen Schriftſtücken gewilr- 
bigt und erflärt auch bei biefer Gelegenheit, daß fie dasſelbe unverrüdt im 
Auge behalten wird. Die gegemwärtig vorgeichlagene Maßregel indeß jcheint 
ihr nur geeignet, von dem Ziele ber wahren Reformbeftrebun-: 
gen abzulenten. Die königl. Regierung glaubt baber eine höhere Pflicht 
zu erfüllen, indem fie dem vorliegenden Antrage von vorneherein ihre, Zu: 
fimmuntg verfagt.“ 5 


16. Aug. (Hannover) lehnt den Handeldvertrag mit Frankreich in- 


11. 


18, 


19, 


20, 


birecte ab, indem „Teine Veranlaſſung mehr vorliege, die bier ge⸗ 
pflogenen Erwägungen zu einer endlichen Beſchlußfafſung gegen- 
wärtig fortzuführen”, nachdem Bayern feine Zuftimmung abgelehnt 
und „ähnliche Erflärungen verbürgten Nachrichten zufolge von ber 
!. Württemb. und der Großh. Heffifhen Regierung bereit$ ergan- 
gen oder mit Beſtimmtheit in der nächſten Zeit zu erwarten find.“ 


„Verſammlung der volföwirthfchaftlihen Gefellfchaft für Mittel: 
deutſchland in Chemnitz. Lebhafte Debatte Über den Hanbeldvertrag 
mit Frankreich und über die Zolleinigung mit Defterreih. Die überwie- 
gende Mebrbeit fpricht fi für den Handelövertrag mit Frankreich 
aus. Ein Vorſchlag. fih für Kündigung der Zollvereinsverträge zu 
erflären, wirb indeß verworfen, dagegen der Antrag angenommen, 
dag eine Wiederaufrichtung der Zollſchranken mit allen Mitteln 
zu verhindern fei. 


„» (Raffau). Die zweite Kammer von Naffau fpriht fih mit 
allen gegen A (clericale) Stimmen für ben SHandelsvertrag mit 
Frankreich aus, 


„ (Hannover). Der König verzichtet in Yolge ber eingetrete: 
nen Bewegung gegen den neuen Katechismus auf bie zwangsweiſe 
Einführung desjelben: 

„als Wir am 14. April d. 38. Unferen evangelifch-Iutherifchen Untertha⸗ 
nen Doctor Martin Luther's Kleinen Katehismus mit Erflärung als ein 
werthvolles Gut darboten, gingen wir von ber feiten Vorausfegung aus, 
daß die Gabe mit bankbarer Anerkennung entgegengenommen werbe. Wir 
fonnten baran nicht zweifeln, weil Wir, getreu den Srundfägen ber Refor⸗ 
mation, auch jest noch bes Glaubens find, daß ber neue Landeskatechismus 
bie evangelifche Wahrheit lauter und unverfäljcht, dem futherifchen Belennt: 
nifje entſprechend, enthält. Sept erfahren Wir zu Unferen Schmerze, daß 
eine große Anzahl Unferer evangeliſch⸗lutheriſchen Unterthanen, in Anbäng- 
lichkeit an den von ihren Vätern überfonmenen Katehismus, die bargebotene 
Gabe wilifommen zu beißen Bebenfen trägt, daß man fogar, an einzelnen 
Eigen des neuen Laudeskatechismus Anſtoß nehmend, den enangelifchen 
Glauben bedroht und die Gewiffen beängftigt erachtet. Es Tiegt Uns aber 
am Herzen, bied Gewiſſen zu fchonen, ber Kirche ben Frieben zu erhalten 
und nicht durch Zwang den Segen zu verfümmern, welcher durch freie und 
freubige Aneignung bedingt ift. Demgemäß wirb das Gebot ber allge 
meinen Einführung bes neuen Lanbestatehismus aufgehoben, und ſoll fein 
Gebrauh nur ba flatifinden, wo er mit Bereitwilligkeit aufgenom: 
men wird.” 


„» (Naffau). Auch bie erite Kammer von Naflau fpricht fich 
mit allen gegen d Stimmen für ben Hanbelövertrag mit Frank⸗ 
6 
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reich aus und erffärt, daß bie Regierung ohne Zuftimmung ber 
Kammern benfelben nicht ablehnen bürfe. | 


20. Auguft. Der Ausfhuß der Frankfurter Pfingftverfammlung beſchließt, 


u 


21. 


ben Abgeorbnetentag auf den 28. September nah Weimar auszu: 
fhreiben und ladet die Defterreicher fpeciell zur Theilnahme daran ein. 


„ CHeffens Darmftadt). Aufruf des Central-Wahlcomité ber 
Fortichrittspartei an die Urmwähler und Wahlmänner im Großher⸗ 
zogthum Heſſen: 

„Dem ehrenvollen Auftrage ber Landesverſammlung der Fortſchritisparte 
vom 12. lauf. Mis. gemäß, ſchlagen wir Euch nad endlicher Veröffentlichung 
der zu Abgeordneten wählbaren Staatebürger und nad ſonſtigen Erkundi—⸗ 
gungen und Schritten noch folgende Männer vor, welche unferem Aufrufe 
getreu, für die Sache bes Fortſchritts und gegen das ſeithe— 
tige Syſten bes Minifteriums Dalwigt flimmen unb wirken 
werden, falls ihnen die Ehrenftelle eines Landtagsabgeorbneten zu Theil 
werden follte ... Die kaum gehoffte allgemeine freubige Bewegung, welche nad 
allen Berichten Arm und Reid, Vornehm und Gering, Alt und Jung im 
Stadt und Lanb zur Wahl wahrhaft unabhängiger, mahrbaft freijinnıge 
und wahrhaft beutfger Märmer einigt, verbürgt uns Sieg, fall® nit ned 
in ber legten Minute der Einzelne aus Trägheit oder kleinlicher Anaft vor 
der augenblidlihen Gewalt ſich zugend in fein Haus zurüdzicht, flatt man: 
nesmuthig zur Wahlurne zu jchreiten. Mitbürger! wählt obne Rückfich 
und im einiger Treue unabhängige und für Volt und Batarland ke 
geifterte Männer! !" 


„ (Sadhfen). Antwort Sachſen's auf bie dfterr, Zollvereins 
vorichläge: " 

„. .. Die neueften Kundgebungen der NRegierungen von Bayern un 
Württemberg haben diefe Sadlage wefentlih verändert. Die biea 
feitige Megierung würde es an ber dem Faif. Gabinet fchuldigen Aufrichtig 
feit ermangeln lafjen und mit fi felbft in Widerfprud treten, wollte fi 
verdeblen, daß fie von Geiten biefer, wie von Seiten aller Zollvereinsre 
gierungen den Beitritt zu bem mit Frankreich abgeſchloſſenen Haudelsver 
trage gewünjct hätte. Sie ijt fortwährend der wiederholt ausgeſprochene 
—89— daß das Zuſtandekommen dieſes Vertrages ein wirkliches Hinderni 
für eine größere handelspolitiſche Einigung mit Oeſterreich nicht geweſe 
ſein würde, und die gegenwärtigen Vorſchläge des kaiſerl. Cabinets babe: 
ihre Vorausſicht inſoweit beſtätigt, als ſie der Meinung war, daß ber fran 
zöfijche Vertrag für Oeſterreich ein kräftiger Impuls fein werde, auf ter 
Wege der Handelsfreiheit woranzugehen. Andererfeits fann fie fich Feine 
Zäufhung darüber bingeben, baß fie die ihr vor Allemam Herze 
liegende Aufgabe der Erhaltung bes Zollvereins nunmeh 
ernfleren Schwierigkeiten als zuvor gegemübergeftellt fieht. Gleihwie jede« 
die Sächſiſche Regierung andere Zollvereindregierungen zu Ablehnung be 
franzöfifhen Vertrages jederzeit filr vollfommen befugt erachten mußte , ſ 
aud vertraut biejelbe jet der königl. Preuß. Regierung, baß diefelbe jene 
Recht feinem vollen Umfange nach zu achten wiflen und darauf bedacht ſei 
werde, zu verhindern, daß bie aus deſſen Gebrauch entfiandene Differen 
bleibende Folgen auf die Erhaltung und Weiterbitbung des Zollvereine 
äußere. Die diesfeitige Regierung wird e8 an vermittelnden Beftrebun 
en in biefer Richtung nicht fehlen laffen. Sie wirb insbefonbere auch be 

rworten, daß bie öſterreichiſcherſeits gemachten Vorſchläge einer gemeinja 


. men vollkommen unbefangenen, rein fachlichen und, wenn der Nusbruck eı 
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laubt iR, techni ſchen Erörterung und Beurtbeilung unterzogen werben. 
Auf diefem Wege wird man bald zur Erkenntniß des Erreichbaren, des dem 
Interefle der gegenwärtigen beiden Zollkörper Entiprechenden gelangen und 
ſomit eine pofititve Grundlage erreihen, welcher bie Aufmerkjamteit der zus 
legt in diefer Frage dech nüchtern benfenden commerciellen und induftriellen 


Kreife fich zumenden muB und vor welcher alddann bie Leidenjchaftliche Po- 
lemit politiſcher Agitation zurücdweihen wird.“ 


24. Aug. (Hannover). Entlaſſung des Minifters Borries. 


u. 


» (Bürttemberg). Der Commiſſionsbericht der erften Kam⸗ 
mer fpricht fich gegen den Handelsvertrag mit Frankreich aus. 


„  (Defterreig). Kine dfterr. Depefhe an Preußen erneuert 
den Antrag auf Eintritt Defterreich’$ in den Zollverein: 


vw... Seit dem 6. Auguft bat fin die Sachlage vollfommen geflärt, 
bie Würfel find inzwilchen gefallen, und da nunmehr unzweifelhaft feſtſteht, 
daß der Zollverein den Vertrag mit Franfreich verwirft, kann jene Vorbe⸗ 
dingung nicht mehr eintreten, an melde Herr Graf von Bernftorff den Be 
ginn der von und beantragten Verhandlungen knüpfte. Es ift damit aud 
der aus den ſchwebenden Unterhanblungen mit den Zollvereinsftaaten ber: 
geleitete Verhinderungsgrund, jofort auf unferen Vorſchlag einzugehen, bes 
feitigt. Unter biejen Umftänden und nachdem die Preußiſche Regierung 
wicderhoft verfihert bat, daß fie Feineswegs eine Sprengung des Zollvereins 
Mabficytige, dürfen wir uns wohl der Hoffnung bingeben, das f. Gabinet 
werde ferner feinen Anjtand nehmen, auf umeten Anıtaa vom 10. Juli, 
den wir biemit erneuern, einzugehen.“ 


„ (Schleswig sHolftein’ihe Trage) Da Oefterreih und 
Preußen fi über eine gleichlautende Depefhe in Antwort auf bie 
dänifhe vom 12. März nicht haben verftändigen können, fo erläßt 
jedes eine eigens formulirte nach Kopenhagen. 


Preußiſche Depeſche: „ - . .-Wie wenig ber gegenwärtige Zu: 
Rand jegt nach 10 Jahren dem fachlichen Inhalt der Vereinbarungen von 
9852 eutſpricht, ja wie er ihnen zum Theil geradezu zuwiderläuft, das im 
Einzelnen nachzuweifen, wird man uns erlaffen. Die factifche engere Ver: 
bindung Schleswig's mit den Königreich, der überwiegende Einfluß, welcher 
dem leßteren dadurd) geftattet wird, bie Unterordnung, in welcher Holftein in 
Bezug auf die gemeinfamen Angelegenheiten und namentlih in Bezug auf 
das Budget gehalten ift, die ſyſtematiſche Zerftörung aller natürlichen und 
nachbarlichen Verbindungen zwiſchen Schleswig und Holftein, bie Nichtach: 
tung der Beitimmungen über die Univerfität Kiel, die Ucberfüllung des 
Herzogthums Schleswig mit dänischen Beamten in ber Verwaltung, mit 
däniſchen Geiftlichen in Kirche und Schule, fowie der ganze Geiſt der Ad: 
minifiration in biefem Herzogthume, endlich die Bebrüdung der bdeutichen 
Rationalität und die Verlegung aller wirklichen und realen Verhältniſſe burch 
die Aufrechthaltung des Spradedicts, find Thatfachen, welche offenfundig zu 
Tage liegen und fiir welche die Beweile in Jedermann's Händen find. 

„Und welcher, auch nur formale Rechtszuftand, kann der Gcefammtverfaf- 
jung von 1855 beigemeflen werden, bie eingeführt worden iſt, nachdem nur 
der dänische Reichstag, von bem eine frühere Vorlage verworfen war, barü- 
ber Beihluß gefaßt hatte, während die Etände der drei Herzogthllmer, den 
Verabrebungen von 1852 zuwider, darüber nicht gehört, ja auch in den 
PBrovinzialverfaffungen die mit ben gemeinfamen Angelegenheiten zufammen: 
hängenden Paragraphen ihrer Beratbung und Begutachtung ausbrüdlich 
entzogen worden waren? | 


6* . 
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„Wir find alſo in unſerem vollen durch gegenſeitiges Webereinfommen 
verbürgten Rechte, wenn wir von ber k. Däniichen Regierung fordern, 
daß Tie ernftlihe Schritte thue, um einen jenen Grundzügen entſprechenden 
Zuftand herbeizuführen, und daß fie, bis dies gelungen, wenigſtens dasjenig 
vermeide oder wieder aufhebe, was im birectem Widerſpruch nit benjelken 
ſteht. Es heißt in ber That fih auf das geringſte Maß bes rectlid 
Begründeten befhränfen, wenn wir aus der Uebereinkunft von 1852 du 
folgenden practifhen Folgerungen ziehen: 

1) daß die auf ungeſetzliche Meife, nämlid ohne Anhörung der belteini: 
ſchen und ſchleswig'ſchen Erande und ohne Mitwirfung der lauenburgiider 
Ritter» und Landfchaft in's Leben gerufene gemeinfchaftlide Verfaſſung ven 
2. October 1855 ganz, alſo aud für Schleswig, aufgehoben werde; Ä 

2) daß zur Herjtellung einer wirklich gemeinfchaftlihen Verfaſſung ber 
gefeglihen Specialvertretungen ſämmtlicher Theile der Monarchie zur Be 
rathung, reſp. Zuſtimmung, ein neuer Verfaflungsentwurf vorgelegt werde, 
worin das unbedingte Princip ber Repräfentation nad Volkszahl aufgege 
ben ſein muß; 

3) daß, jo fange nicht in dieſer Weiſe ein repräſentatives Organ für wi 
Geſammtmonarchie gebildet ift, ben gejeßmäßigen es Eulen 
gleihmäßiger Einfluß auf die gemeinjamen Angelegenheiten eingeräumt, uml 
der centralen Leitung eine gleihmäßige Verantwortung für die Bermwaltun; 
biefer Angelegenheiten gegenüber den Epecialvertreiungen auferlegt werde; 

4) daß zur Wahrung der Gleihberehtigung der Nationalitäten im ga 
zogthume Schleswig zunächft dic Wiederherftellung des status quo anti 
1848 binfichtlih ber Epradverhältnifie, und ſodann eine Regelung derſelber 
durch Scfeß, unter Mitwirfung und Zuſtimmung der ſchleswig'ſchen Stande 
verfammlung, eintrete. | 

„Wir erwarten auf dieſe einfache und beflimmte Darlegung endlich cm 
ebenfo einfache und beftimmte Erklärung ...“. 


25. Aug. Defterr. Depefhe an Dänemark: | 


„0. Der Kopenbagener Hof fcheint fih in der folgenden Alternativ 
zu befinden: entweder fteht ihm Heute noch die Ausficht offen, cine blo 
proviforifhe Regelung der BVerjaflungsverhältnifie Holftein’d unter freie 
Mitwirkung der Landesvertretung dieſes Herzogthums auf neuen Grunblage 
zu. Stande zu bringen. Er darf dann ficher nicht fäumen, die Hierzu cerfer 
derlihen Echritte zu thbun. Oder alle Verſuche in biefer Richtung find er 
ſchöpft. Er wird fih dann nicht raſch genug entfihließen Fünnen, die Ber 
fajjung vom 2, October 1855 definitiv für alle Landestheile aufzugeben 
und das Werk der Conftituirung der Monarhie von neuen, biesmal akt 
ohne die formellen und materiellen Mängel bes früheren Verfahrens, z 
beginnen. 

„Die Faiferl, Regierung würde bie Linie ihres Rechts überichreiten, went 
fie über bie Art ber Ausführung diefes Werkes im Einzelnen näbere Per 
ſchläge aufftellen wollte. Die Vollendung ber wichtigen Aufgabe kann nu 
bem ernften eigenen Willen des Kopenhagener Cabineis gelingen, biejes Ma 
unabhängig von Barteieinflüffen, fireng im Geifte bes internationalen Ab 
fommens von 1851 — 52 zu bandeln, und mit gleiher Gerechtigkeit unl 
gleihem Wohlwollen für die Snterefjen ber Herzogthümer, wie für bie bei 
eigentlihen Königreigs Dänemark zu forgen. Die Oeſterr. Regierung fanı 
nur die Grundbedingungen bezeichnen, welche ih aus dem Verabrebeten er 
geben. Diefe Grunbberingungen aber beftehen darin: 

1) daß der däniſche Reichstag und bie Stände ber Herzogthümer gleich 
zeitig und mit gleicher Berechtigung über einen neuen Entwurf eines Ber: 
fafiungsgefeges, über die gemeinfamen Angelegenheiten ber Monarchie gei 
hört werden, — und 
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2) bag in biefem Entwurfe zur Sicherftellung ber Herzogthümer gegen 
die Gefahr einer permanenten Benactheiligung ihrer Intereſſen durch eine 
Mehrheit dänischer Stimmen ein pafjendes Gorrectiv bargeboten werde. 

Nicht weniger nöthig und dringend if: 

3) daß im Herzogthume Schleswig das Beſtreben, durch Berorbnungen 
und Rn uge nomeneli das beutfche Element zurüdzubrängen, aufgege- 
ben, der Zuftand von 1847 in dieſer Beziehung wieber bergeftellt und zur 
Regelung der Sprachenverbältniffe ein Geſetz mit den Ständen Schleswig's 
vereinbart werde. 

„Dies find bie Forderungen, melde Oefterreich innerhalb des Rahmens 
des im Namen des deuffhen Bundes erworbenen Rechtes aufzuftellen hat.“ 


3. Aug. Deutfcher Yurijtentag in Wien. Herzliche Aufnahme berfelben 


b. 


29, 


von Seite der Regierung und ber Bevölkerung Wien's. Politiſche 


Rede des Staatsminifters v. Schmerling am Peftbantett. 

»  (Rreußen) Antwort Preußen’8 auf die Depefhen vom 
8. und 11. Auguft, durch welche Bayern und Württemberg ben 
Beitritt zum Handelsvertrag abgelehnt haben. 

Die Antwort an Württemberg ift ziemlich furz, diejenige an Bayern fehr 
enläglih. Preußen fucht darin fein Verhalten während ber Unterhanblun: 
gen und beim endlichen Abſchluß bes —— zu rechtfertigen und na⸗ 
mentlich ſehr im Einzelnen nachzuweiſen, daß Bayern früher und während 
der Unterhandlungen über die demfelben von Preußen zu Grunde gelegten 
Principien ganz anders geurtheilt habe als jekt, und bag, wenn Preußen 
niht allen Wünfchen Bayern's habe gerecht werben können, „eine auch von 
Bayer gewünfchte Fortfegung der Verhandlungen unmöglich geworben fein 
würde; denn außer ber Erflärung Bayern’s Lagen uns noch die Erflärungen 
von 11 anderen Bereinsregierungen vor, welche weder untereinander noch 
mit der Bayeriſchen übereinſtimmten.“ Preußen fpricht jchließlih gegen 
beide Regierungen bie Hoffnung aus, „daß fie bei nochmaliger Erwägung 
der Sache ihre Zuflimmung einen Werke nicht werben vorenthalten wollen, 
welches nad feiner von einem Theile feiner nr getheilten, durch 
die einmüthige Zuflimmung ber preußifchen Landesvertretung befeftigten Ue⸗ 
berzgeugung ben Intereſſen des Zollvereins entipricht.“ 

Beiden erflärt jedoch Preußen, „es fei e8 bem Ernfte ber Lage 
Ihuldig, offen auszuſprechen, daß es eine befinitive Ablehnung ber 
Verträge mit Frankreich als den Ausorud bes Willens auffaffen 
müfle, ven Zollverein mit Preußen night fortzufeken.“ 
»  Bolitifche Beſprechung zwiſchen einigen Mitgliedern bes deutſchen 
Suriftentages, welche der Frankfurter Pfingftverfammlung beigewohnt 
Batten , und einiger öfter. Reichsraths- und Landtagsabgeordneter. 
Meinungsaustaufch ohne fehliepliches Nefultat. 
„Hauptverſammlung des Ouftans Adolf Vereins in Nürnberg. 
Mit fichtlich freubiger Erregung theilt ein Abg. aus Oeſterreich 
ber Berfammlung mit, daß die anmefenben Vertreter ber evangeli= 
ſchen Gemeinden in Oeſterreich auf ihre Anfrage, ob fie ben Gu⸗ 
Rav-Adolf-Berein für feine nächte Hauptverfammlung nad Wien 
einlaben dürften, von dem Minifter v. Schmerling auf telegraphi⸗ 
ſchem Wege geſtern die Antwort erhalten hätten: „Willkommen in Wien. — 
» (Defterreih). Eine Zuſchrift des öſterr. Handelsminiſte⸗ 
riums an alle Handelskammern des geſammten Kaiſerſtaates ladet 
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dieſelben dringend ein, ben deutſchen Handelsſtag in Münden zu 
beſuchen. 


1. Sept. (Baden). Auch Baden will wie Sachſen in ber einge: 
tretenen Zollvereinskriſis eine vermittelnde Stellung einnchmen, triti 
aber fofort mit beftimmten Vorſchlägen anf. 


Eine Depeſche v. Roggenbach's'an Bayern ſucht biefes flatt ber 
unbebingten zu einer bedingten Ablehnung des Handelsvertrags mit Frank 
reih, d. h. zu beftimmten Mobificationsforberungen zu bem«: 
gen: Die Möglichkeit der nachträglichen Aufnahme einzelner Modificationen 
auch in Betreff des Tarifs könnte unferes Ermeſſens von Seiten der Re: 
gierungen, welche ſich befchwert finden, immerbin in Erwägung gezogen werden 
und ſchiene uns die Geltenbmahung entſprechender Kordberungen 
ber unbebingten Ablehnung jedenfalls vorausgehen au mül: 
fen. Wohl find andere Bedingungen nicht ausgefchloffen und von größerer Er: 
heblichkeit. Eine berfelben nad Kräften zu unterftügen, flub wir gerne berei: 
Es wäre bies das Berlangen, daß zum beutfchen Bunde gehörige Gebietstheile ein 
begünftigende Behandlung follen erfahren können, ohne baß bie Berpflichtum: 
einer Generalifirung dieſer Begünftigung ipso jure für alle meiftbegünftiz: 
ten Staaten eintrete. Würde e8 der k. Negierung gefallen, der vermittelnder 
Stellung getreu, welche wir fo oft in der Lage waren, feiten® derjelben u 
ernften Gonflicten beutfcher Angelegenheiten mit aufrichtigiter Befriedigun; 
anzuerfennen, wir würden eine Iolche Entſchließung als eine patriotiſch 
That begrüßen, welche bie große, durch die unbedingte Ablehnung berbeiac 
führte Gefahr wieder zu befeitigen im Stande wäre. Um aber jedenfall: 
eine Sprengung bes Zollvereins abzuwenden als letztes Hülfsmittel, geawijiermai 
fen als „höhere Inſtanz“, Ichlägt Baben ein Zollparlamentnah Ari de 
auch von Bayern befürworteten Delegirtenverfammlung ve 
und erflärt ſchließlich: „Müßten wir bei etwaiger Erfolglofigfeit auch dieſes Aue 
funftsmittels in ber ernfteften Kataftrophe einer Auflöfung des Zollverein da 
Wohl des Landes und der unferer Pflege anvertrauten Intereſſen berathen, j 
werden wir allerdings auch für diefe ſchlimmſte Wendung unfere Entſchlüſſe faſſe 
müſſen. Es genügt für jeßt aber, anzubenten, daß wir babe am went 
ften an einen ung von unferm natürlichen Verkehrsweg, dem Rhein, abſchließen 
ben Anſchluß an cinen andern Zolverband beufen, fondern daß wi 
vorziehen müßten, uns der vollen Vortbeile unferer geographijchen Lage 3 
ſelbſtſtändiger Ordnung unferer Verbäftntffe zu bedienen.“ 


Eine gleichzeitige Depefhe an Defterreih anerkennt die für Defterrci 
aus dem Bertrage vom 19. Februar 1853 hervorgehenden Rechte, bebauer 
daß Defterreich mit feinem Antrage auf Eintritt in ben Zollverein nid 
früher hervorgetreten fei, ftellt fidh aber, wie die Sachen jept liegen, auf bi 
Seite Preußens, injoferne als auch Baben erklärt, baß Unterbandlungen mi 
Defterreih nicht mehr vor, fonbern erſt nad Annahme des Hanbelsvrrtrag 
mit Frankreich von Seite bes Zollvereins möglich feien : 

„.... Wir können bie VBefürdtung nicht theilen, es würde durch Ab 
ſchluß des franzöfiihen Hanbdelsvertrages ber Hauptzwed bes beutich » Sften 
Zoll: und Hanbeldvertrages vom 19. Yebruar 1853 gefährdet werden. Da 
materielle Wohlbefinden ber beiben großen bandelspolitiihen Körper, welch 
in demſelben fi) näher traten und welches ben Hauptzwed ber getroffene 
Berabrebungen bilbete, würde nur dann gefährbet, wenn einem Theile ba 
Opfer des freien Mitwerbens auf dem groben Weltmarkte auferlegt werde 
ſollte. Wie der Zollverein ſich nicht die Möglichkeit dazu, durch den Wer 
fu, feinen alten Tarif zu behaupten, verfcherzen kann, fo wird bie wel 
fortgeſchrittene Induſtrie des Kaiferftaates am menigften von uns zu ibre 
eigenen Unterſtüßzung Forterhaltung von ſchützenden Zarifjfägen verlangen 
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tännen, welde fie jelbft in der That befler entbehren würde. Much von 
ber Grundlage bes Hanbelövertrages aus kann einer Loderung ber befteben: 
ven Bande zwilchen Defterreich gab den Staaten bes Zollvereins vorgebeugt 
werben. Daß die Großh. Regierung gerne dazu bereit ift, mitzuwirten, da⸗ 
von wird ber k. k. Herr Minifter bes Neußern fih aus einem Anerbieten 
überzeugen, welches wir an bie k. Bayerifche Regierung in ber abjchriftlich 
anliegenden Depefche haben gelangen laſſen, unb woburd wir unfere Mit- 
wirfung zufagen, um für bie zum beutichen Bunde gehörigen Gebietstheile 
bie Zuläffigfeit wechfelfeitiger begünftigenber Behandlung ohne Verpflichtung. 
fofortiger Generalifirung diejer Yegünftigung zum Beften aller meiftbegünftigs 
ten Staaten, nachträglich zu flipuliren. Damit glauben wir zugleich ber 
kaiſerl. Regierung ben Beweis geliefert zu haben, baß unjerem Feſthalten 
am Bertrage und umjerer Ablehnung, vor feiner alljeitigen Sicherung bei 
Verhandlungen auf Begründung eines Zollbundes mitzuwirfen, jeder poli- 
tifhe Hintergebante fern liegt und wir nur bem Gebote ber zwingenden 
Verhältniſſe und gebieterifchen Intereſſen folgen.” 


2. Sept. (Frankfurt). Der Senat erflärt Preußen feine Zuſtim⸗ 


5. 


mung zum Handelsvertrage mit Frankreich, jedoch nur unter der 
Vorausſetzung, daß gleiche Zuſtimmungen auch von Seiten der 
übrigen Zollvereinsſtaaten erlangt werden. 


„ (Preußen) Das Preuß. Abg.⸗Haus heißt mit 232 gegen 
26 Stimmen (ber katholifchen Fraftion) bie von ber Staatsregierung 
abgegebene Erklärung, baß fie bie Ablehnung bes Handelsvertrags 
feiten® einzelner Regierungen .„al8 den Aushrud bes Willens auf: 
faffen müffe, den Zollverein mit Preußen nicht fortzufeben”, gut, 
unb fpricht zugleih die Erwartung aus, bie k. Staatsregierung 
werde, foferne einzelne Zollvereinsregierungen in ihrer ablehnenben 
Haltung verharren follten, „Maßregeln treffen, welde nothwendig 
find, um die Reformen des Zollvereinstarifs. nah Maßgabe bes 
Tarifs B zum Hanbelsvertrage mit Frankreich bei Ablauf ber ge: 
genwärtigen Zollvereinsverträge durchzuführen.‘ 


„Deutſcher Handwerfertag in Weimar. Derfelbe befchließt, einen 
allgemeinen deutſchen Handwerkerbund, ber die Rechte bes beutfchen 
Handwerkerſtandes wahrnehmen und vertreten foll, zu gründen. 
Außerdem befchließt derfelbe folgende Erflärungen: 


‚Der Handwerkertag erflärt, daß er die fich burch Befeitigung des Prü- 
fungsmwefens kennzeichnende Gewerbefreiheit ben arbeitenden Claſſen für 
machtheilig anfehe, und befchließt, diejenigen beutfchen Regierungen, welche 
bie Gemerbefreiheit noch nicht eingeführt haben, zu erjuchen, mit ber etwa 
beabfichtigten Einführung wenigſtens noch ein Jahr zu warten; bis bahin 
werde das Handwerk den Regierungen ben Beweis liefern, baß die Ge- 
werbefreiheit dem Wohle der arbeitenden Glaffen wirklich zumiberlaufe”, und: 
„Der deutſche Handwerfertag wünjcht dem voltewirth[aftfichen Eongreß 
viel Glüd zu dem Beftreben, die Volkswirthſchaftolehre zu entwideln, pro: 
teirt aber dagegen, baß berfelbe irgend die Qualification befige, fih zum 
Vertreter und Wortführer des Handwerker: und Gewerbeitandes aufzuwerfen, 
wie er dies unberufener Weile bisher gethan hat.“ Diefer Protefl fol dem 
volkswirihſchaftlichen Congreſſe durch eine Deputation überreicht werben. 
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6. Sept. Deutfches Künftierfeft in Salzburg. Politiſche Rebe des öfter: 


8. 


reichiſchen Staatsminiftere Schmerling beim Feſtbankett. 


„Congreß deutſcher Volkswirthe in Weimar. Beſchlüſſe des⸗ 
ſelben: 


I. „Bezüglich bes Handelsvertrages mit Frankreich: Der Gongreß er⸗ 
klärt: 1) daß der Handelsvertrag zwiſchen Frankreich und dem Zollverein 
einen erſten und weſentlichen Schritt zur Durchführung ber Tarifreform 
im Zollverein bildet, welche für eine gefammtt wirthſchaftliche Entwicklung des 
deutſchen Volkes nothwendig ift; 2) daß er durch Gleihflelung der fran⸗ 
zöſiſchen Zollfäge für die zollvereinsländifchen Probucte mit denen für bie 
Producte England's und Belgien’s bie Ausſchließung unferes Gewerbfleißes 
von dem franzöfiihen Marfte verhindert und dem deutſchen Erport ein 
neues werthvolles Gebiet eröffnet; 3) daß es demnach die wirthichaftlichen 
Intereſſen bes deutſchen Volkes auf das Schwerſte verlegt, wenn ber ven 
politifhen Tendenzen und monopoliſtiſchen Intereſſen ———— Widerſtaud 
einzelner Zollvereinsregierungen bie Durchführung des Vertrages noch lau⸗ 


get binzögert.” in Verbefierungsantrag bes Herrn v. Keriiorff aus Auge: 


urg: „Der Congreß erklärt, daß der matcrielle Inhalt bes dem preußifch-fran: 

zöſiſchen Handelsvertragd:Entwurfe beigefügten Tarifs großentheils einen 
Fortschritt für Durchführung einer Tarifreform im 3ollverein ausdrüdt, 
weldhe für eine gefunbe wirtbfchaftliche Entwidelung bes deutſchen Volkes 
nothwendig iſt“, wird mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt. 


1. „Zur Bermeibung folder Banbelspolitifgen Krijen 
wie die gegenwärtige unb zu gebeihlider Entwidelung un: 
ferer materiellen Verhältniffe ift die Erriätung einer ge 
meinfamen Gentralbehörde und Bollsvertretung auch für 
bite volkswirthſchaftlichen Intereſſen geboten.“ 


IN. „Der volfswirtbfchaftliche Congreß, indem er ben bercit® auf dem 
vorjährigen Congreß faft einflimmig gefaßten Beſchluß, dem von ben beiten 
Großherzogthümern Medlenburg projectirten franzöfifch = mecklenburgiſchen 
Srenzzol auch an feinem Theile entgegenzumwirken, hierdurch wicderbolt, er: 
achtet e8 im deutjchen wirtbfchaftlihen Intereſſe für dringend geboten, daß 
bie zum Zollverein verbundenen Staaten, namentlih aber Preußen, das 
bazu vorzugsmweife im Stande ift, ſchleunigſt und nachdrücklich alle Tegalen 
Mittel in Anwendung bringen, um bie Ausführung des medlenburgiichen 
Grenzzoliprojectes zu verhindern und ben Anfchluß ber Großherzogthümer 
Medienburg an ben zu reconfiruirenden Zollverein zu erwirken.“ 


IV. „Das ftebende Heerwefen untergräbt ben Wohlſtaud der Nationen 
durch feine Koftfpieligfeit und ben übermäßigen Verbrauh von Menſchen⸗ 
Träften, obne feinen Zwed, die Sicherheit der Etanten gegen Äußere An: 
griffe, zu erfüllen; die innere und äußere Orbnung der Staaten wird allein 
durch ein Volkswehrſyſtem gefichert, wie e8 in der Schweiz im Wefentlichen 
befteht und in Preußen durch die uriprüngliche Organifation der Landwehr 
beabfihtigt war; die allgemeine Einführung bes Volkswehrſyſtems, be 
ruhend auf der allgemeinen Wehrpflicht, der ſchulmäßigen VBorbildung ber Jugend 

um Kriegsbienft ud einer möglichft verfürzten Präfenzzeit bei ber Fahne, 
Fowie bie gleichzeitige Beſchränkung des Militärttandes auf einen ſiehenden 
Lehrlörper und die zur Verwaltung des Waffenwefens, zur Leitung ber 
größeren Uebungen und zur Führung im Felde nothwendigen höheren 
Dffiziere iſt das Ziel, welches Regierungen und Bolfövertretungen in Deutſch⸗ 
land durch geeignete Reform ber beftehenben Heerescinrichtungen zu erreichen 
haben. — Der Congreß erklärt ſich für ben Grundſatz: die zum Heerdienſt 
untauglich Befundenen haben einen im Verhältniß zu ihrem Vermögen 
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Rehenden Beitrag zım Beten ber behürftigen Kriegepflichtigen und beren 
Familien zu leiften.“ 


10. Sept. Generalverfammlung der katholiſchen Vereine Deutfchland’s 
in Aachen. Diefelbe befchließt durch allgemeinen Zuruf folgenbe 
Refolutionen: 


„1) Die Fatholifche Kirche verpflichtet Niemanden zu irgend einem politifchen 
Partei-Stanbpuntte; fie verträgt fih mit jeder Staatsform und jedem poli 
tifchen Syſtem, weldes nit in Wiberfpruch fteht mu den Gebsten Gottes 
und ben Grunbfägen ber Gerechtigfeit; | 

2) die katholije Kirche iſt feine Stüge des Despotismus und feine Fein⸗ 
bin politifher Freiheit und Selbfifländigfeit. Wie in allen Jahrhunderten, 
verwirft fie auch heute jede Willfürberrfchaft, mag fie von Fürſten, von 
Parlamenten oder Parteien geübt werben; 

3) die Katholiken find nicht Gegner des politifhen Fortichrittes; fie be⸗ 

rũßen alle politiihen Reformen, welche den Wohle ber Völker dienen, aber 

: verwerfen gewiſſenhaft allen Rechtsbruch und verabfheuen jede Revolus 
tion, mag fie fi auf allgemeines Stimmrecht oder auf Nationalitäts-Prin= 
cip ober auf das fog. Princip der vollendeten Thatfachen ftüßen ; 

4) die katholiſche Verſammlung erneuert den im vorigen Jahre zu München 
erhobenen Proteft gegen die Beraubung des heiligen Stuhles. Cie fordert 
für den heiligen Vater den Vollbefig feiner weltlichen —— zurũck, wie 
die göttliche Vorſehung fie ihm gegeben und ihm kraft des Bölkerrechts und 
heiliger Verträge gebührt, und befennt fich feierlich zu ben Grundſätzen, 
welche die in Rom verjammelten Biſchöfe in ihrer Abrefie an Pius IX. 
ausgeiprochen haben; 

5) die Verſammlung fieht in ber Eriftenz bes fogenannten Königreiches 
Stalien einen die ganze europäiſche Ordnung bebrohenden Sieg der Revolu⸗ 
tion; fie beflagt daher auf's tieffte bie Anerkennung, welche dasjelbe theil: 
weile erlangt bat, und dankt den Fürften und allen Männern, welde fi 
diefer Anerkennung widerſetzt haben; 

6) durchdrungen von der innigften Liebe zum deutfchen Vaterlande, prote⸗ 
firen bie bier verfammelten Katholifen gegen die Verleumdung, daß fie, 
die man mit dem Schlagworte „Ultramontane“ verbächtigt, nicht gute Pa⸗ 
trioten feim. Sie rufen die große dentſche Vergangenheit von Karl bem 
Großen an zum Zeugniß dafür auf, daß bie Ergebenheit gegen ben heiligen _ 
ar feiner Zeit die Größe und Herrlichkeit des Vaterlandes beein⸗ 
trädtigt bat; 

7) obgleich die Einheit des Glaubens das ficherjie Fundament politifcher 
Einheit if, fo ſehen doch die Katholifeg in ber Glaubensfpaltung Deutſch⸗ 
land's kein unüberwindliche® Hinderniß deutjcher Einheit, mofern nur bie 
Grunbjäge der Gerechtigkeit und wahrer Dulbung in allen Staaten unb in 
dem Gejammt: Baterlande zur Geltung Tommen; 

8) bie in Aachen, der alten deutfchen Kaiferftabt an ben Grenzen bes 
Baterlandes, verfammelten Katholiten erklären jeden Verſuch einer Zerſtücke⸗ 
lung Deutſchland's, fei e8 zu Gunſten einer deutichen, fet es eimer fremben 
Macht, für einen Frevel, Sie protefliten gegen den Ausichluß des katholi⸗ 
jhen Kaiſerhauſes aus Deutſchland und verabſcheuen jede Nachgiebigkeit ges 
gen fremden Ehrgeiz; 

I) die katholiſche Geueralverſammlung, Angeſichts ber fortdauernden Bes 
brängnifle des heiligen Baters Papſt Pius IX. und ber täglich ſich ſteigern⸗ 
ben Bebärfnifie zur Aufrechthaltung feiner Würde, Freiheit und Unabhäns 
gigkeit, erklärt die Leiftung des Peterspfennigs als ein unter ben gegen: 
wärtigen Zeitnerhältnifien vorzüglich gutes Werk, in welchem ber Katholit 
nit nur die Pflicht hriftlicher Barmberzigfeit übt, fonbern zugleich jeinen 


* 
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Eifer für ben heiligen Glauben und feine Liebe zur Kirche und zur Freiheit 
offenbart ; fie fordert beshalb alle Mitglieber der Tatholifchen Vereine auf, 
in der Leiftung des Peterspfennigs nicht nur jelbft fortzufaßren, ſondern 
auch dafür bei Anderen nah Möglichkeit zu wirken.” 


‘ 


fl. Sept. (Naffau) lehnt wie Hannover ben Hanbelvertrag mit 


13. 


15. 
18, 


Frankreich indirecte ab, 


Depeihe an Preußen: „Die berzogl. Regierung erklärt fi volllommen 
eneigt, fidh bem preuß.franzöf. Handelsvertrage anzufchließen, wenn ſämmtliche 
Bolvereineregierungen ihren Beitritt zu diefem Vertrage erflären werben. Un: 
verfennbar wiürben die in diefer Sache noch obwaltendeu Echwierigfeiten ver: 
mieden worben fein, wenn vor Abſchluß bes in Rede ſtehenden SHanbele: 
vertrag einer Zollconferenz ber Anhalt besfelben zur Berathung unb ein- 
ehenden Erwägung aller Detailbeftimmungen vorgelegt worden wäre. Noch 
jest bin ich der Ueberzeugung, daß ohne eine ſolche nachträgliche Conferenz 
eine alfeitige Uebereinftimmung Taum zu erzielen fein dürfte. In dieſer 
Gonferenz würbe alsdann auch die nothwenbige und erfehnte Regelung ber 
handelspolitiſchen Beziehungen zu Defterreich, anſchließend an bie Stipu: 
Iationen bes Vertrags von 1853, welchen bie herzogl. Negterung ale in 
voller Giltigkeit beftehenb beirachtet, zum Austrag gebracht werden fFünnen.“ 


„ Verſammlung ber deutfchen Forft: und Lanbwirthe in Würzburg. 


„ (Bundestag). Die Bundescommifjion für eine gemeinfchaft: 
lie Civilproceßordnung tritt in Hannover zuſammen. 
„ (Hannover), von Preußen zu einer in bie Sache felbft ein- 


“ gehenden Rüdäußerung über ben Danbelövertrag mit Frankreich 


aufgefordert, lehnt es ab, glaubt dagegen die Anfiht ausſprechen 
zu follen, „baß die erftrebte Einigung ber Zollvereinsftaaten am 
fiherften burdy ein Eingehen auf Verhandlungen mit Oeſterreich 
über beffen befannte Propofitionen zu erreichen fein bürfte.“ 

„  Berfammlung der deutſchen Naturforfcher und Aerzte in Karlsbad. 


„» (Preußen) lehnt die Aufforderung Oefterreih’s, ben Han⸗ 
beißverirag durch die Ablehnung Bayern's und Württemberg’s als 
gefcheitert zu betrachten und mit ihm über eine Zolleinigung ein- 
zutreten, ab. 


Die Depeſche an Oeſterr. führt aus, daß Preußen bie Verträge v. 2. Aug. 
keineswegs als gefcheitert betrachte, da das Hervortreten einer Meinungsverſchie⸗ 
benbeit über eine große handelspolitiſche Maßregel nicht fofort als gleichbe: 
beutenb mit ber Verwerfung berfelben aufgefaßt werben könne, es vielmehr 
in ähnlichen Fällen ſchon öfter gelungen ſei, anfänglihe Meinungsverſchie⸗ 
benheiten im Wege weiterer Verhandlung auszugleichen. Cine andere Auf: 
fafieng würde die Möglichkeit jeber Entwidelung in ber Gelebgebung bes 
Zollvereins ausichließen, weshalb man auch ferner den durch bie Rückäuße⸗ 
rungen nad) München und Stuttgart eingeichlagenen Weg innehalten müfle, 
einen Weg, ber fi ale dem Intereſſe des Zollvereins entiprechenb bewährt 
babe; die Gründe, aus benen man früher den Zeitpunft für Erdfinung ber 
Verhandlungen mit Defterreich noch nicht für eingetreten erachtet, feien alfo 
auch heute noch vorhanden, und da DOefterreich jelbft zugefianden, daß es 
bas Recht, biefen Zeitpunkt zu beftimmen, nicht ausfchlieplih in Aniprud 
nehmen könne, fo Fünne es nicht Überrajchend fein, wen Preußen an feinen 
Bebenlen fefihalte, 
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20. Sept. (Württemberg) lehnt in Antwort auf die ernenente Auf⸗ 


forderung Preußen's neuerbings feine Zuftimmung zu dem Han: 
delövertrage mit Frankreich ab: 


Dep. an Preußen: „... Indem fie dies geiban hat und thut, handelt fie 
im Einflang mit fämmtlichen für die Interefien des Handels und der Induſtrie im 
Lande Behcbenben Organen, und ebenjo zuverfichtlich darf fie anf die entfchiebene 
Zuſtimmung der ſtändiſchen Kammern rechnen, von welchen, wie die Kund⸗ 

ebungen ber Mitglieder ihrer Sommiflionen außer Zweifel flellen, wur eine 
einahe einflimmige Verwerfung jener Verträge zu erwarten geweſen wäre.” 


„ (Abdgeorbnetentag). Die dfterr. Abgeordneten lehnen in 
Folge einer Beiprehung in einem größeren Kreife bie Theilnahme 
an dem Abgeorbnetentage ab. 


Schreiben ber HH. Dr. Berger und Rechbauer an Hofrat 
Bluntſchli: „Es bat uns hiezu nicht ſowohl der allerbinge nicht glei aaillige 
Umftand veranlaft, daß die Verfammlung troß des zu Wien nachdrückich 
ausgefprochenen Wunſches nun dennoch in Weimar und nicht in Frankfurt 
abgehalten werben wird; wir wurden vielmehr fachlich dur bie in ber 
Einladung aufgeftellte Tagesorbnung beflimmt, welche den durch bie Wie: 
ner Conferenz während des Auriftentages hervorgerufenen beredtinten Gr: 
wartungen durchaus nicht entipriht. Es Tonnte nach jener Vorbeiprechung 
zu Wien, fowie überhaupt nach den derfelben vorbergegangenen verjchiebes 
nen Verhandlungen bei uns und unferen öfterr. Eollegen nicht der geringfte 
Zweifel darüber obwalten, daß die beutfche NReformfrage vor Allem auf die 
Zagesorbnung ber nad dem Wunfche unferer öfterr. Eollegen in Frankfurt 
abzubaltenden Berjammlung zu fepen war. Statt biefer Garbinalfrage ber 
deutſchen Reformbeftrebungen wurden bie unferes &rachtens zunächft nur 
nebenfählihen Fragen Über das Verhältniß der beutfchen Kammern gegen: 
über den Anträgen auf eine Delegirtenverfammlung bei der beutjchen Bun⸗ 
besverfammiung und über bie Reorganifation des Zollvereing für die Ta⸗ 
gedordnung beflimmt. Die Löfung der erften Frage ift von ſelbſt gegeben, 
fobald eine Verfländigung über bie beutfche Reformfrage erzielt wirb; bie 
Zollvereindfrage aber if ın erfter Linie keine politifche. * 


» (Kurbheffen). Allgemeine Landtagswahlen nad) dem Wahl: 
gefeße von 1849. Unter den Gewählten ift aud nicht Ein An- 
bänger ber nunmehr befeitigten Ordnung ber Dinge mehr. 


„ Gründung eines beutfchen Sängerbundes in Coburg. 


„ (Bayern) lehnt neuerdings ben Beitritt zum Handelsvertrage 
mit Frankreich in einer übrigens [ehr verſöhnlich gehaltenen De⸗ 
peiche ab: 

n 0 . . &8 ſcheint mir weder nothwenbig noch zwedmäßig, Herm Grafen v. 
Bernſtorff in bas gefammte Detail umfafjenber Erörterungen über bie 
einzelnen Tarifsfragen weiter zu folgen, als bieß zur Feſtſtellung ber allge 
meinen Gefichtöpunfte und zur ——— einzelner thatſächlichen Verhältniſſe 
unbedingt erforderlich iſt, da bie bayer. Ablehnung bes Vertrags weniger durch 
einzelne Karifsfragen, als vielmehr durch gewiffe allgemei- 
nere und höhere Ruckſichten begründet wurde und ohnedies biefe Fragen, 
wenn doc eine umfafjendere Revifion bes Zollvereind- Tarif vorgenommen 
werben fol, einer nochmaligen forgfältigen Erörterung nit entgehen Tön- 
nen. Dagegen fcheint es mir umbebingt nothwendig, vor Allem bie Srfinbe, 
anf welchen die Ablehnung Bayern’s beruht, nochmals kurz und beflimmt 
zufanumenzufaflen, weit durch eine folche überfichiliche Zufammenftellung und 
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durch offene Erdrterung ber hierüber beſtehenden Meinungsverſchiebdenheiten 
nicht blos bie Kenntniß des beiderfeitigen Standpunktes erleichtert, ſondern 
auch der Weg angebahnt werden kann, zu einer Verſtändigung zu gelangen, 
welche diesſeits nur gewünſcht werden kann und durch Aenderung einiger 
Beſtimmungen bes proponirten Vertrages mit Frankreich und Rüdficht: 
nahme auf ben Februarvertrag mit Deſterreich auch wohl ohne beſon— 
dere Schwierigkeiten herbeigeführt werden könnte. 

. ... Ich komme ſchließlich zu dem wichtigſten Punkte der Depeſche vom 
26. Auguſt, nämlich zu dem am Ende derſelben enthaltenen Ausſpruche, daß 
bas preußiſche DRinifterium eine definitive Ablehnung der Berträge vom 2. 
v. Mts. als den Ausdrud des Willens auffafle, ben Zollverein mit Breugen 
nit fortzufegen. Diefer inhaltſchwere Ausſpruch gibt in mehr als einer 
Beziehung Anlaß zu ernten Betrachtungen. Sunächft darf wohl nicht außer 
Act gelafien werben, daß nicht die bayerifche Regierung es ifl, welche cine 
Aenderung des bisherigen Vereinstarifs-Syitemes verlangte; fie hat ihrer: 
jeits zu ben entſtaudenen Meinungsbifferenzen nicht bie mindeſte Beranlai: 
jung gegeben, und jener Ausipruch möchte daher richtiger wohl dahin gefaßt 
werden müſſen, daß bas preußiſche Minifleriun die Abjicht erllärt, ben 
Zollverein mit denjenigen Bereinsregierungen, welche feine Forderungen nicht 
annehmen wollen, nicht fortzufegen. Auf der andern Seite liegt die Frage 
nabe, was mit jenem Auoſpruche eigentlih beabfichtigt werde? Zu einer 
Kündigung der Vereinsverträge, die erft nah 3 Jahren ablaufen, lag ber: 
malen feine Veranlaffung vor, und ob bis zur vertraysmäßigen Kündigungs- 
frift die Verhältniſſe und gegentheiligen Auſichten noch diefelben fein werben, 
wie jeßt, ſteht noch in Frage. Es muß daher bei jenem Ausipruche ein 
augenblidliher Zwed in bas Auge gefakt worben fein. Es flieht mir 
nicht zu, benfelben näher zu aualyfiren; falle ich aber bie Situation vom 
rein thatfächlichen Standpunkte auf, jo kaun ich diefelbe nur ja bezeichnen, 
daß auf der einen Seite eine totale Umänderung des ganzen Tarifsſyſtemes 
bes Zollvereines und gleichzeitig eine Abweichung von ben Principien des 
Vertrages vom 19. Februar 1853 verlangt wird, während auf der anderen 
Seite Bayern unb einige andere Vereinsregierungen biefe Abänderung Tür 
zu weit gehend unb bie Abweichung vom PBertrage von 1853 für unguläjiig 
erachten. Während alfo die Xeptern bei Ablehnung bes frauzöfiſchen Ver⸗ 
trages von einem unzweifelhaften und bisher unbeitrittenen Rechte Gebrauch 
maden, ift bie Erklärung bes k. preußifhen Minifteriums, daß es unbe: 
dingt auf feiner ‘yorberung beharre und mit ben biffentirenden Regierungen 
ben Zollverein nicht fortzufeken gebente, thatſächlich der Ausſpruch, daß es 
die Geltendmachung eines Nechtes von Seite anderer Bereinsmitglicder, 
welche feinen Anfichten nicht entfpricht, nicht zu geftatten und lieber den 
Zollverein aufzulöfen beabfichtige. Die Betrachtung ber Sachlage von einer 
andern Seite führt zu einew analogen Schlußfolgerung. Cs wird erlaubt 
fein zu fragen, worauf eigentlich die k. preußifche Regierung bei dem vor: 
liegenden Vertrage den präbominirenden Werth lege, ob auf bie durch ben- 
jelden vertretenen national =wirthfchaftlichen Grundſätze oder auf das ver: 
tragemäßige Verhältniß zu Frankreich. Erfteren Falles kömmt zu bedenken, 
daß fie denfelben Zwed, zwar nicht in derfelben Ausbehnung, aber doch im 
Weſentlichen, durch die mehrſeitig vorgeſchlagene ſelbſtſtändige Tarifs- Re⸗ 
viſion zu erreichen vermag. Legt fie aber beſonderen Nachdruck auf bie Feſt⸗ 
Rellung eines vertragsmäßigen Verhältniſſes zu Frankreich, fo kann dies 
bo unmöglid, fo gemeint fein, daß fie um biefes Zwedes willen einerjeits 
jede nähere Verbindung mit Defterreich und beren unverlennbare national: 
wirtbfchaftlichen Vortheile zurüdweifen, andererſeits aber ber Weberzeugung 
ihrer Mitverbündeten mehr oder minder Zwang antbun und biefelben in 
ber Geltendmachung ihres Rechtes befchränten, oder, falls fie auf diefer be: 
baren, ben Verein mit benfelben auflöfen wolle. Bon welder Geite ih 
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auch ben fraglichen Ausipruch beirachten mag, immer erſcheint ex mir gleich 
bedenflih und in feiner Weiſe burch irgend ein Vorgehen von bayerifcher 
Seite hervorgerufen ober begründet. Die bayer. Regierung muß ſich daber 
* darauf beſchränken, jede Verantwortung im diefer Beziehung von fi 
abzulehnen.” 


23. Sept. (Heffen- Darmftadt). Allgemeine Landtagswahlen. Durch 


28, 


Vereinigung ber altliberalen und ber democratifchen Partei erleidet 
die Regierung eine vollftändige Niederlage. Außer den 6 Vertre⸗ 
tern bes Adels zählt fie Teinen enifchiebenen Anhänger unter ben 
Semählten. Die kath. Partei unterliegt felbft in Mainz. Sm 
Siegen, Mainz ꝛc. proteftiren die Wähler nad vorgenommener 
Wahl gegen die Rechtsbeftändigkeit des Wahlgeſetzes. Das Na: 
tionalvereins-Mitglied Mes iſt viermal gewählt. 

„ (Abgeorbnetentag) in Weimar. Es nehmen etwa 200 
Abgeordnete daran Theil. Beſchlüſſe: 

l. Sagungen bes Abgeordnetentages: $ 1. Zwei deaſelben if: 
über wichtige ragen von gemeinſamem Snterefle, welche in Be 
eines deutichen Parlaments zur Berathung in ben Kammern ber Einzel⸗ 
ftanten fich eignen, eine Berjtändigung und ein möglichfi gleichartige® Ver⸗ 
fahren in den beutihen Kammern im Sinne ber Ginigung und freiheit: 
lien Entwidiung Deutſchlands zu fördern. $ 3. Ter deutihe Abg.⸗Ta 
tritt ordentlicher Weife jährlich einmal, außerordentliger Weile, fo o 
wichtige und dringende ragen dieſes erjordern, zufammen. $ 7. Der Sip 
der Rändigen Commiſſion ift in Frankfurt a. M.; dafeloft finden auch in 
ber Regel die Berfammlungen des Abgeordnetentages ftatt. 

1. Beihluß in der Bundesreformfrage: „i) Die bunbesftaatliche 
Einheit Deutſchlands, wie fie unbeichadet der Selbitfiändigfeit der einzelnen 
deutfchen Staaten in innern Ranbesangelegenheiten in der deutſchen Reih6 > 
dverfaffung vom 28. März 1849 ihren rechtlichen Ausdrud gefunden 
bat, ift eine politifche Nothwendigkeit für bie Selbſterhaltung umd das An- 
iehen Deutfchlands nach außen, fo wie für bie Begründung und Feſthaltung 
der Freiheit und eines geficherten Rechtszuſtands nah innen. Sie kann 
nur herbeigeführt werden durch Einberufung eines Parlamente Die 
Herſtellung eines folchen für ganz Deutichland if ein Recht des beutichen 
Volks. Deſſen Errichtung mit allen gejeblichen Mitteln zu betreiben ift die 
Pfligt eines jeden Deutfchen, jo wie aller deutfchen Negierungen und Land: _ 
tage. 2) Das deutihe Parlament muß aus freien Volkswahlen hervorgehen. 
Die projectirte Delegirtenverfammlung aus ben Kammern ber ein: 
zelnen deutfchen Länder ift nicht einmal als eine Abjchlagszahlung anzu⸗ 
ieben, fonbern von ben Kammern zurüdzuweifen; 3) das vorgeichlagene 
Bundesgericht erfcheint nah Einrichtung und Zuſtändigkeit als eine ber 
Sreiheit höchſt gefährliche unb durchaus verwerflihe Inſtitution; 4) Die 
nationale Einigung bat das gefammte Deutihland zu umfaſſen, es barf 
nigt nur Fein deutfcher Bruderſtamm ausgeſchloſſen werden, fonbern «6 
ift ebenfofehr das Recht wie bie Pflicht aller einzelnen Staaten, bem Ge: 
ſammwerband fi anzuſchließen. Dies gilt nanientlich auch in Beziehung 
auf das Verhältniß zu Deutſch-Oeſterreich. Sollten aber ber Her: 
ſtellung einer Deuiſch-Oeſterreich umfafjenden bunbesftaatlihen Einigim 
für den Anfang unüberfteiglihe Hinderniffe im Wege flehen, fo —* 
dies für die übrigen deutſchen Staaten kein Abhaltungsgrund ſein, mit der 
Ausführung des nationalen Werkes an ihrem Theil zu beginnen. Dagegen 
iR ber Eintritt der bisher nicht im beutjchen Bund befindlich gemwejenen 
Linder Oeſterreichs unvereinbar mit dem nationalen Bebürfnig bes bent- 
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ſchen Volle; 5) die Frage über die deutſche Executivgewalt iſt unter Mix 
wirkung und Zuſtimmung des deutſchen Parlaments zu regeln.“ 

Heine. v. Gagern hatte fich im längerer Mede gegen den Auftrag be: 
Commilfion und für eine Gentralgewalt erflärt, in der Defterreih uri 
Preußen Antbeil haben folten. 

- IM. Beſchluß bezüglich der in mehreren beutfden Staaten eim : 
feitig und widerrechtlich aufgehobenen Berfaflungen: „T- 
in mehreren deutſchen Staaten auf gefegmäßigem Wege vereinbarte und iz1 
Wirffamfeit getretene Verfaſſungen von den Megierungen einfeitig theil e 
aufgehoben, theils abgeändert und an bie Stelle ber gejegmäßigen Bolt - 
vertretungen Ständeverfammlungen einfeitig wieber bergeftellt oder neu ge= 
ſchaffen worden find, und da bie unpeilvollen Folgen biefer Rehtsbrüche ira 
verfchiedenen Rändern noch heute fortbeftehen, fo befhließt die Verfamminng - 

- 4) In der Zulaſſung ber Mitglieder ſolcher thatjächlich beftehenden Stänte= 

verfammlungen iR ein Anerkenntniß jener rechtswidrig erlafienen Beitim= 
‚mungen feineswegs enthalten, vielmehr ift 2) die Wicderaufrichtung des 
Rechtszuſtandes in jenen Ländern ein allgemeines deutſches Intereife.“ 

IV. Beſchluß bezüglich der Boltivereinstrifis: „Die Berfammlung er= 
klürt, DaB der gegenwärtig zwiſchen ben Regierungen ber Zollvereinsftaaterk: 
ausgebrochene Zwift dem Wohl der deutihen Nation und bem Anfehen ber 
Regierungen verderblich, daher eine baldigſte Erledigung beöfelben dringend 
if; die Verſammlung ertennt, daß die Grundurſache dieſes Zwifte® in ber 
ſchlechten Verfaſſung des Zolivereins gelegen iſt; fie ſpricht fi deshalb dahin 
aus: 1) daß zwar die Gründung des wirklichen Bundesſtaats auch im 
————— Beziehung das erſte Bedürfniß Deutſchlands iſt, befjen 

efriedigung auch dieſem Nothſtand abhelfen wird; daB jedoch 2) fo lange, 
bie dieſes Ziel erreicht fein wird, die Auflöfung des für Deutſchland unent⸗ 
behrlichen Zollvereins zu vermeiden ift, daher 3) bei der Erneuerung bes: 
felben eine Verbeſſerung feiner fchlechten Verfafſung unerläßlich ſcheint. 

V. Beſchließt die Verfammlung „dem preußifchen Abgeerbnetenhaufe für 
feine Haltung bezüglich des Militär Etats, welche für die Entwidlung des 
eonflitutionellen Lebens Deutſchlands von der hoͤchſten Bedeutung ift, ihre 
Anerlennung auszuijprechen.” 

4. Oct. (Deffen: Darmftadt). PVerfammlung der 5 Hanbelsfam: 
mern bes Landes in Mainz behufs einer Vorberatbung über bie 
Verhandlungen bes deutſchen Handelstages in Münden. 

Die Mehrheit fpriht fih dafür aus, daß die Annahme bes Handels: 
vertrags im Intereſſe des inländiichen Handels liege; daß man daher auf 
diefe Annahme auch dann Hinwirken müſſe, wenn hierdurch dic Zoll⸗ 
einigung mit Defterreih ausgeſchloſſen werden jollte; daß jedoch die An: 
bahnung eines Handelsvertiage zwiſchen Defterreih und dem Zollverein 
nah Eiherung des Fortbeſtandes desſelben mittelft Ratification des preußiſch⸗ 
franzölifchen Vertrags ebenfalls zu erfireben fei. 

(Baden). Der frühere Staatsrath Karl Matthy wird reac- 
tivirt und zum vorfitenden Mitgliebe bed Yinangminifteriums er: 
nannt. 

5. „ (Liedhtenftein). Der Fürft verleiht feinem Länbchen eine 
eonftitutionelle Verfaſſung. 

(Nationalverein). Die Generalverfammlung bes National: 
verein in Coburg erflärt fih für Wiederaufnahme ber Reiche: 
verfafiung vom 28. März 1849. Beſchlüſſe: 

1. In der Bundesreformfrage: „Das beutfhe Volk kann nicht mit 
bürftiger Ausbeflerung einer Bundesverfaſſung abgefunden werben, beren 
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imnerſoes Wehen bie Zerfplitterung und politiſche Ohnmacht if. Es Tann 
nimmermehr beftiebigt oder beichwichtigt werben durch das Berrbilb ber 
Delegirtenverfammlung und ähnlicher Erfindungen, welde bie inneren 
Schäden nur zu verfchletern, nicht zu heilen beffimmt find. Dem Rechts: 
bewußtfein der Nation und ihrem Berlangen nach Macht und Freiheit ent- 
ſpricht nur Eins, die Ausführung der Reihsverfaflung vom 
28. März 1849 ſammt Grundredten und Wahlgejeg, wie 
fie von ben legal erwählten Vertretern bes Volkes befchlojjen find. Auf bie 
Berwirktihung dieſes Rechts vor Allem anf bie Berufung eines nad ben 
Borfchriften des Reihswahlgefepes gewählten Parlaments mit Ernft und 
Kraft zu dringen, ift die Aufgabe ber nationalen Partei.“ 

IL Sn der Slottenfrage: „In Erwägung, daß der von der Generals 
verjammlung des Nationalvereind zu Heidelberg in Betreff der Flotten⸗ 
angelegenheit gefaßte Beſchluß den doppelten Zweck hatte, erſtens der Nation 
felbft die Nothwendigkeit der Wehrbaftigfeit zur See wieder zum lebhaften 
Bewußtſein zu dringen, unb zweitens, den Sabinetten und insbefondere der 
preußiichen Regierung einen ſchärferen Antrieb zur endlichen Erfüllung bes 
waritimen Mahtbebürinifies des deutſchen Volkes zu geben; in Erwägung, 
baß der erfte Theil dieſes Zweckes, wie der gute Fortgang ber veranftalteten 
Sammlungen während ber erfien Monate nad erlafjenem Aufrufe bezeugt, 
erreicht iſt, ber zweite Theil desſelben aber bei der bebarrtichen Mnthätige 
keit, wenn nicht Mißgimſt der preirhifchen Regierung gegenüber der nationalen 
Beſtrebungen, bei der Lauheit oder Eiferſucht der Mittelftanten, und bei ber 
gegenwärtigen Zerfahrenheit der Sffentlihen Zuſtände Deutſchlands über: 
haupt zur Zeit ſich als unerreichbar darftellt: billigt die Generalver ſamm⸗ 
lung bean Beſchluß des Ausichuffes, die Mplieferung der gefammelten Flotten⸗ 
gelder an das preußiihe Marines Minifterium big auf Weiteres einzuftclen, 
ermädtigt aber, da bie Herftelung einer großen bdeutfchen Kriegs - Ylotte 
ein unter alien Umflänben vorhandenes nationale® Bedürfniß ift, in ber 
Uebergeugung, bag bie erwähnten vorübergehenden ungünftigen Umſtände 
vor dem muerbittlihen Gange der nationalen Entwidiung verfchwinben 
werden, den Ausihuß, auch ferner Beiträge für die Begründung einer 
beutfchen Kriegs : Flotte entgegenzunehmen unb diefelben mit dem bereits 
vorhandenen Fonds einftweilen zinslih und ficher zu belegen.” 

HL In der Wehrfrage: „Die patriotifhen Beftrebungen, welche in ber 
Zörderung und Drganifation bes deutſchen Schützen⸗ und Turnweſens, in 
der Eonftituirung von Wehrvereinen und Jugendwehren, und in bent Wirken 
ber beutichen Prefje und Vereine für biefen Zweck zu Tag treten, verbienen 
die Anerkennung und ſtete Unterftügung des deutſchen Volls.“ (Weiter 
gehende Anträge werben nach einläßlicyer. Debatte abgelehnt.) 

IV. Sn ber Medleuburgifhen Berfaljungsfrage: „In Er: 
wägung, baß bas zwildhen dem Großherzoge von Medlenburg : Schwerin 
und den Abgeordneten dieſes Landes vereinbarte unb am 10. October 1849 
publicirte Siaatsgrundgeſetz nicht auf rechtsgiltige Weiſe aufgehoben if; in 
Erwägung, baß bie Wicberherftellung bes Rechiszuſtandes in Mecklenburg⸗ 
Schwerin im allgemeinen bdeutjchen ſowohl politiihen als wirthſchaftlichen 
Intereſſe if; in Erwägung, baß die mecklenburgiſche Bevölferung auf das 
ungmeibeutigfle gegen bie Aufhebung des Staatögrundgefeges und die Wieber- 
herſtellung von Ritter- und Lanbfchaft proteftirt bat, dem medienburgifcen 
Bolfe aber in Ermangelung aller conftitutionelien Rechte unb Formen die 
Durdführung einer gefeplichen Seltendmadhung feines Rechtes auf bie Ver⸗ 
faffung vom 10. October 1849 unmöglich ift, befchließt die Generalverfamms 
lung: mit allen geſetzlichen Mitteln dahin zu wirken, baß jobald ale mi 
lich das verfaffungsmäßige Recht und ber verfaffungsmäßige Zuftand im 
-Medlenburg:- Schwerin buch Wiederherſtellung ber Berfaflung vom 10, October 
1849 zur Geltung gelange.” 


. 
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7.Det. (Heffen: Darmftabt) Eine Belanntimahung der Wegierung 
feßt die Verordnung vom 2. Oct. 1850, bie politiihen Vereine 
betreffend, außer Wirkſamkeit. 

„» » (Hannover) Eine Berfammlinng von ca. 50 ber Liberaleren 
Richtung angehöriger GSeiftliher im Selle unter bem Borfige bes 
Seneralfuperintendenten Dr. Rettig aus Göttingen, führt tie 
Katechismusbewegung um einen Schritt weiter, indem fie die Ein: 
führung der Synodalverfaſſung verlangt. 

Erklärung der Berfammlung: „Wir balten fer an Lutber's 
Sleinem Katechismus, erachten aber nah Erlaß ber von uns mit Danl 
aufgenommenen fünigl. Verorbnung vom 19. Auguft feinen lutheriſchen 
Geiſtlichen oder Schullehrer, in deſſen Gemeinde ber alte bannoveriice 
Landesfatehismus geſetzlich oder dur un eingeführt if, für be: 
fugt, im Biberiprude mit feiner Kirchen» ober Schulgemeinde feinem 
Religionsunterrichte einen anderen Katechismus zu Grunde zu legen.” 

Beihluß berfelben: „Wir wünſchen und wollen im Vereine mit 
unferen Gemeinden erfireben, daß diefelben eine dbem Weſen der evange: 
liſchen Kirche entiprechende presbuyteriale Gemeindeorbuung um 
innerhalb derfelben eine einflußreichere Betheiligung bei der Wahl und Be: 
sufung ihrer Geiftlihen und Lehrer erhalten, Wir wünſchen und wollen 
im Vereine mit unjeren Gemeinden für unjere evangelifche Landeslirche eine 
Synodalverfafjung erfireben, in weldyer neben den Geiſtlichen aud 
bie Richtgeiftlichen ihre ausreichende und angemeſſene Vertretung finten. 
Zur Herbeiführung dieler Presbpterial: und Synodalverfaſſung erachten 
wir die baldige Berufung einer außerorbentlihen, auch in F 23 des Landes: 
verfaflungsgejeged bereits verheißenen, aus geitlihen und nichtgeiftlichen 
Mitgliebern beſtehenden Synode für unumgänglid erforberiih und 
wollen alle geſetzlich zuläffigen Schritte tun, daß Se. Maj. der König. 
ale Schirmherr ber Kirche, durch die zuftändige Behörde jolde Synode be: 
rufe und mit ihr die Verfaffung ber Kirche oröne. Zur Förderung ber oben 
ausgefprochenen Zwcde, befonders zur Vorbereitung, Berufung und Leitung 
einer öffentlichen Berfanimlung folher Geiſtlichen und Nichtgeiftlichen,, bie 
mit dem Programm ber Baltoralconferenz übereinftimmen, haben wir ein 
Comité erwählt, dem es überlaffen bleibt, durch Kooptation fi zu ver: 
ftärlen und Zeit und Ort der Verſammlung zu beftimmen. “ 

„ » Die Seneralverfammlung des „Vereins für beutfche Inbuftrie” in 
Stuttgart beſchließt einftimmig: 

„1) Der von Preußen mit Franfreih abgefchloffene Hanbdelsvertrag ent: 
ſpricht den volkawirthſchafilichen Intereſſen des Zollvereines nit und ii 
unbebingt abzulehnen; 2) die Erhaltung des Zollvereines in feinem 
ungefchmälerten Umfange bleibt gleihiwohl eine Hauptaufgabe ber deutſchen 
Regierungen; 3) bas Anerbieten Defterreiche vom 10. Juli d. 3. bin: 
fihtlih der Entwidelung des Bertrages vom Februar 1853 verfpricht der 
Induſtrie bes Zollvereines wejentliche Bortheile; 4) bie Erneuerung des 
Sollvereines und die Beftimmung über feinen Tarif, fo wie ber öfterr. Bor: 

— vom 10. Juli d. J. find gleichzeitig endgültig zu verhandeln; 5) ein 

emäßigtes Arbettsihugfyftem fol die Grundlage des Bereinstarifes 

leiben; 6) Tarifänderungen follen fünftig nicht flattfinden ohne Enquete 

: bei den Betheiligten und nicht als Vertrag mit dem Auslande, fondern in 

ſelbſtſtändiger Weiſe mit alleiniger Berückſichtigung des Bebürfnifjes.“ 
410. „ (Kurdeffen). Haflenpflug F in Marburg, 
Verfammlung ehemaliger Mitglieder des Frankfurter Parlaments, 
meift der Linken und äußerften Linken augebörig, in Frankfurt. 
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3. Oct. (Baden). Der Tatholifche Oberftiftungsrath ift nunmehr im 
Einverfländnig zwiſchen der Regierung uud dem Erzbifchofe voll: 
ftändig gebildet. Der kirchliche Eonflift in Baden Tann damit als 
beendigt angefehen werbeıt. 


4.— 18. Oct. (Deutfher Handelstag) in Münden. Referat von 
Bufher aus Nürnberg über den Handelsvertrag mit Frankreich, 
von Sybel aus Düffeldorf über die NReorganifation des Zollvereing, 
von Werthheim aus Wien über die öfterreichiichen Zolleinigungs- 
vorfchläge. Ueber alle drei Fragen bringt ber Ausfhup Anträge 
an ben Handelstag. Bezüglich des Handelsvertrags mit Frank: 
reich hatte fih der Ausihuß jedoh in eine Majorität und eine 
Minorität gefpalten, während der Antrag der Defterreiher (Schluß 
des Wertheim’fhen Berichts) vom Ausſchuß mit allen Stimmen 
gegen die ber Defterreicher abgelehnt worben war. Befchlüffe bes 
Handelstags: 

I. Frage des Handelspertrags mit Frankreich. Nach langer und 
theilweiſe heftiger Debatte wird ber Antrag ber Deiterreiher mit 138 gegen 
gegen 60 Stimmen abgelehnt und der Minoritätsantrag bes Ausichufles 
(zuerii der Echlupfap mit 100 gegen 96, daun die erfien Sätze mit 104 
gegen 96 Stimmen) angenommen: 

„su Erwägung, baß nach ben Beitimmungen des Artikels 31 des Han- 
delsvertrags vom 2. Auguft d. 3. eine Erhöhung einzelner Zolfäge in dem 
zwiſchen Deflerreih und dem Zollverein geltenden Tarif vom 19. Februar 
1853 nach Ablauf bes Jahres 1865 zu beſorgen fieht, in fernerer Er- 
wägung, daß in dem Tarif A bes Vertrages durch Einführung ber 
Bertbzdlle verſchiedene bisher in Frankreich beftandene Eingangszölle erhöht 
werden, in Erwägung aber, baß jelbft diefe vorzugsmweis hervorzuheben 
ben Mebelftände gegen den Vortheil nicht ins Gewicht fallen, welcher durch 
die mitteljt des Handels» Bertrage verwirflihte Neform des vereins- 
ländiſchen Tarifs und gleichzeitig erzielte Erweiterung des biesjeitigen 
Abfapgebietes für Handel und Induſtrie unferes Vaterlandes gefichert iſt, 
erflärt der deutſche Handelstag: Esift höchſt wünſchenſswerth, 
die oben angedeuteten Nachtheile durch Verhandlungen ber vertragsichließenden 
Regierungen zu bejeitigen, das jchleunige Zuftandefommen des 
Hanbelsvertrages aber darf nicht in Frage geftellt werden.” 

IL Frage ber Zolleinigung mit Defterreid. Ein Antrag 
v. Szabel (der Defterreiher) wird mit 117 gegen 80 Stimmen verworfen 
und dagegen ber Antrag bed Ausichufles mit 138 gegen 55 Stimmen an- 
genommen: 

„In der Borausfegung, daß bie Erhaltung bes Zollvereins unb ber Ab⸗ 
ſchluß des Handelsvertrages mit Frankreich ſich erzielen läßt, beſchließt ber 
Sandelstag über das künftige Verhältniß des Zollvereind zu Oeſterreich 
wie folgt: 1. Die nah dem Bertrage vom 19. Februar 1853 zwilchen dem 
Zoüverein und Defterreich beftehenden Verfehrgerleichterungen find moglichſt 
dahin auszudehnen, daß bei der Mehrzahl ber beiderfeitigen Erzeugniſſe bes 
Bodens unb ber Induſtrie ein zollfreier Verkehr eintrete, wogegen bie bis⸗ 
herige Selbfiftändigkeit ber beiden Zollgebiete auch ferner erhalten bleibt. 
2. Um dies zu bewirken, ift erforberlih: a) daß Defterreih für alle Gegen- 
fände des zollfreien Verkehrs einen gemeinjamen Zolltarif mit dem Zoll 
verein annehme, auch dann, wenn biefer Tarif auf Grundlage bes Handels: 
vertrages mit Frankreich reformirt wird, b) daß in Defterreih im Weſent⸗ 
lichen die Geſeße und Einrichtungen bed Zollvereins in Beziehung auf Zoll 
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erhebung eingeführt werben; c) daß bie Zollamter an ber Grenze zwiſchen 
ben beiden Zollgruppen zufammengelegt werben, ſoweit bies noch wicht ge 
heben ift; d) daß Defterreich und ber Zollverein ſich gegenfeitig bae Ned 
einränmen, durch Commiſſäre die Ausfildrung der Zollgefiße zu controliren. 
3. Bom zollfreien Verkehr anegefchloffen und der felbftftändigen Feſtſeßung 
und Erhebung der Zölle und Abgaben überlafien, bleiben folgende Gegen 
fände a) diejenigen, welde Staatsnionopol jind, wie Tabaf, Salz, pic: 
farten, b) diejenigen, welche einen erheblichen Ertrag an innern Gonfum: 
tionsabgaben liefern, wie Branntwein, Bier und Zucker; ce) namentlih zu 
begeihnende Koloninlwaaren, als Kaffee, Zuder, Gacao, Thee. 4. Tie 
Zoll-Revenüen, nit Ausnahme der nach 3 befonders zu erhebenden, werben 
zwilchen dem Bollverein und Oefterreib nad einem vertragemäßig zu be 
ftimmenden Verhältniß getheilt, bei deifen Feſtſetzung die dermalen flatt: 
findende Confuntions » Befähigung ber Bewohner jeder der beiden Zoll: 
gruppen zu berüdfichtigen if. 5) Sm Uebrigen behält fowohl ber Zollverein 
wie Oeſterreich feine abgefonberte Zoll: und Abgaben - Verwaltung.“ 

Trage der Erhaltung und befferen Organifjation des 
Zollvereins. Der Antrag bes Ausſchuſſes wird mit 132 gegen 37 Stimmen 
(der Deiterreiher) angenommen: „In Anbetracht, daß die Auflöfung bet 
Zollvereins unheilvoll für die fänmtlihen ihm angebörigen Etaaten fein 
würbe, daß zur Vermeidung ber Gefahren, welche jo wie jegt ihm auch Fünftig 
drohen könnten, ed dringenb notbwendig erjcheint, die Verfafſung Des Zoll: 
vereins jchleunigft zu reformiren, daß in Betreff der Richtung biefer Reform 
ber erite Handelstag zu Heidelberg bereits mittelſt VBelchlufies vom 15. Mai 
1861 feine Anfiht zu erfeunen gegeben bat, wiederholt der zweite 
Handelstag feinen frübern Beſchluß und übergibt die demſelben 
vorgelegten betaillirten Anträge (Anlagen A und B) den Zollvereins -Re: 
gierungen zur fehleunigen und eingehenden Erwägung.“ 


14. Oct. (Schwarzburg-Sondershaufen). Entlaffung bes Staat$: 
minifter8 v. Elsner. 

16., (Bundestag). Die Bundesverſammlung beſchließt eine Com⸗ 

miſſion von Sachverſtändigen behufs Ausarbeitung eines gemein: 

ſamen Geſetzes gegen den Nachdruck niederzuſetzen. 

(Kurheſſen). Faſt ſämmtliche, im Jahr 1850 wegen Ver— 
faſſungstreue zur Dispoſition geſtellte Staatsdiener find nunmehr 
von der Regierung wieder angeſtellt worden. 

Eine Verſammlung von Nationalvereins⸗-Mitgliedern für Nord⸗ 
weſtdeutſchland in Bremen heißt zuerſt einſtimmig den Beſchluß der 
Generalverſammlung bezüglich ber Reichsverfaſſung von 1849 gut, 
nachdem von DBennigfen und Miquel ben Sinn jenes Beſchluſſes 
näher befinirt hatten. Cine Reihe von Verfammlungen von Mit: 
gliedern bes Nationalvereins in verfchiedenen Gegenden Deutſch⸗ 
lands folgt biefem Beifpiel. Keine fpricht fi) gegen ben Be⸗ 
ſchluß aus. 

19. „ (Bayern) Die Berfammlung des proteftantifhen Vereins der 
Pfalz befchließt einftimmig: 

1) Die Verfammlung bringt Sr. Maj. bem König fir das zur Der: 

Rellung des firchlichen ne den PBroteftanten ber Pal; bisher — 

Wohlwollen ben tiefgefühlteſten, aufrichtigen Dank dar. 2. ee des 


egenwärtigen Standes der Kirchenverfaflungsfrage fühlt ber proteftantifche 
rein fich zu folgender Erklärung veranlaßt: Die proteſtantiſchen Gemeinden 
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ber Pfalz fehen in dem Foribeſtehen ber gegenwärtigen Wahlordnung ihre 
Rechte ſowohl in Berüdfichtigung ber allgemeinen Grundfäße und des 
Weſens bes Proteſtantiemus, als der Entſtehungsweiſe dieſer Wahlordnung 
fottwährend auf das Empfindlichſte verlegt. it Vertrauen erkennen ſie 
in dem Vorgehen ber k. Staatsregierung und bes k. Conſiſtoriums die 
weile Abfiht, dieſe Rechte wieder herzuftellen und beburch dem Frieden ber 
Kirhe eine dauernde Unterlage zu geben, Diejes Vertrauen if der Grund, 
wenn die Gemeinden zwar in großer Spannung, aber in voller Ruhe ber 
weiteren Entwidiung tiefer Angelegenheiten entgegenjeben, und fie hoffen 
um jo mehr, daß der vereinigte, mit Ausdauer und (Energie verfolgte 
Wille der Kirchenbebörde und ber Gemeinden bie im Schooße ber Kirche 
allein noch beftiehenden Hinderniſſe bald überwinden werde, als nur dadurch 
die Möglichkeit eines ordbnungsmäßigen, der Würde und ibrem erhabenen 
Zwecke entiprechenden Beitandes der Kirche gegeben iſt.“ 

22, Oct. (Baden). Das officiöfe Organ der Regierung, bie Karler. 
Ztg., fpricht fi in einem einlaßlihen Artikel über ben in Preußen 
ausgebrochenen Berfaflungsftreit aus und zieht daraus folgende 
Confequenzen für Deutſchland: 

„Wir außerhalb Preußens fchen der Entwidiung des Verfafjungsftreits 
mit aufmerfjamer Theilnahbme, aber vollfonmener Rube zu; wir haben in 
unferem eigenen Intereſſe den nächſten Ansgang zu beflagen, eine formelle 
Berfaflungsverlegung ohne irgend welche entjchuldigende politifche Motive; 
aber wir fühlen keine Spur von Bejorgnig darüber, wer zuleßt der Ge⸗ 
winnende in diefem Kampf fein wird. Die nationale Bewegung 
war feit 1859 geneigt, ber preußiſchen Regierung die Führung nad 
dem großen Ziele unferer politifhen Wiedergeburt anzuvertrauen; beute 
muß nicht bloß der Liberalismus, welcher jede mögliche Garantie für die 
Boltsfreiheit begehrt, e8 muß ebenfo ber unbedingtefte Anhänger der beutichen 
Einheit ber preuß. Negierung die Fähigkeit zu jener Führerſchaft 
in Abrede fiellen. Eine Reyierung, weiche ihr heimifches Parlament nicht 
achtet, kann ein deutfche® Parlament nicht Schaffen, und ohne den Willen des 
beutichen Volks wirb bie beutfche Einheit nicht gegründet werben. So ift 
bie nationale Bewegung in Folge der in Preußen eingetretenen Wendung 
zunähft auf fich felbft augewieſen. Wir verdennen nicht die darin gelegenen 
Gefahren; e8 kann dabei namentlih in den Anfchauungen und dem 
Begehren der Menge leicht das nothwendige Correlat einer beutfchen Volks⸗ 
vertretung,, eine deutfche Gentralgewalt, mehr als wünſchenowerth und gut 
iR, in ben Hintergrund gebrängt werben. Aber auch die Bortheile ber 
veränderten Situation bürfen nicht überjehen werben. Ber Kampf ber 
Preußen für ihre Verfafiung gewinnt ihnen leichter und ficherer als alle® 
Andere die Sympathien des ganzen liberalen Deutichlande, und in Preußen 
bringt bie Weberzeugung täglidy tiefer, daß bort bie innere Freiheit exit 
dann gegen ein übermäditiges Junkerthum gefichert fein wird, wenn bie 
VBelleitäten von Kurbrandenburg in bem großen deutſchen Bundes⸗ 
flaat für immer zur Unmöglichkeit geworben fein werben. Ber Gedanke 
der moralifhen Eroberung ift aufgegeben; in gleichen Reihen gejellt 
tingen wir, wennglei mit verfchtedenen unmittelbaren Bra I doch 
nach dem gleichen letzten Ziel. Preußen wird jetzt im Kampfe ſeinen Con⸗ 
Ritutionalismus bewähren und erhärten, und erſt damit ſich befähigen, 
in bem beutfchen Bunbesftaate die hervorragende Stellung einzunehmen, 
auf welde feine Geſchichte ihm ein Unrecht gewährt, und welche ihm, bei 
allem Gegenſatz zu feiner augenblidlichen Regierung, ſchon heute das deutſche 
Bolt in feinem Herzen williger als je zuvor zugeſteht. Die Wahrheit bes 
conftitutionellen Regime's wirb heute in Preußen nicht bloß für Preußen, 
fondern für ganz Deutfchland erfochten und befeftigt; iſt fein Sieg vollendet, 
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bann ift auch die Idee ber deutſchen politifchen Einigung nit mehr fern 
von ihrer Erfülung.“ 

25. Oct. Der f. 3. in Frankfurt eingefebte Ausſchuß verdffentlicht feinen 
Rechenſchaftsbericht über die Sammlungen für die 185°%, außer 
Brod geſetzten kurheſſiſchen Offiziere und Nichte. Es waren im 
Ganzen an freiwilligen Beiträgen fl. 110,712 eingegangen. 


26. „ Die erfte Verſammlung des vollswirthichaftlihden Vereins für 
Rheinland und Weftfalen ſpricht fid) für volle Gewerbefreibeit 
und gegen bie ftehenben Heere aus. 


27. „ (Kurheſſen). Vorbereitende Sikung der Stänbeverfammlung. 
Nebelthau wird einftimmig zum BPräfidenten, Ziegler zum Vice⸗ 
präfidenten gewählt. Nebelthau erklärt, er betrachte die vormalige 
Ständeverfammlung nicht als eine foldhe, welche nur ad hoc be: 
rufen fei, ein anderes Wahlgefep zu beratben; er halte biejelbe 
vielmehr für vollkommen berechtigt, auch alle ütrigen Angelegen: 
heiten, welche bie Landeswohlfahrt erheifche, vorzunehmen. Ziegler 
erflärt fich ebendamit vollkommen einverftanben. 


28. „ (Großdeutſche PVBerfammlung in Frankfurt). Weber 
500 Theilnehmer faft aus allen Staaten Deutſchlands haben fid) 
dazu eingefunden. 

In einer Vorverfammlung vom 27. Det. wird folgendes Programm 
von Minifterialratd Dr. Weis (Bayern) berathen und von ben etwa 
80 Thelinchniern, melde am Sclufie noch anwefend find, unterzeichnet: 
„1) Die Reform ber Berfaffung des deutſchen Bundes ift ein dringendes 
und unabweisbares Bebürfnißg, um fowohl die Machtſtellung nad außen 
als die Wohlfahrt und bürgerliche Freiheit im Innern Träftiger ale bisher 
zu fördern. 2) Diefe Reform muß allen deutſchen Staaten das Berbleiben 
in der vollen Gemeinſamkeit möglid) erhalten. 3) Sie findet ihren Ab: 
ſchluß in der Schaffung einer Fräftigen Bundesexecutivgewalt mit einer 
nationalen Vertretung. 4) ALS die nad ben beftehenden Werbältnifien allein 
mögliche Form einer Bundesexecutivgewalt ftellt fid eine concentrirte collegia= 
liſche Erecutive mit richtiger Ausmeffung bes Stimmenverhältnifies bar. 5) Als 
ein erfter Schritt zur Schaffung einer nationalen Vertretung iſt die von 
acht Regierungen beantragte Delegirtenverfammlung anzuerkennen. Hiebei 
wird vorausgejept, daß bie Regierungen keine Zeit verkteren, jene Wer: 
fammlung zu einer periodijch wiederkehrenden Vertretung am Bunde mit 
erweiterter Competenz zu geftalten. 6) Um ihr die nöthige moralifche 
Geltung zu fihern, if eine größere Zahl von Mitgliedern erforderlich. 
Der Geſetzgebung ber Ginzelftaaten ift die Art und Weiſe der Wahl zu 
überlafien, jedoh die Wählbarkeit nit auf bie eigenen Mitglieder der 
einzelnen Landesvertretungen zu befchränfen. 7) Die Reform ift nur auf 
der Grundlage der beftchenben Bundesverfaffung durch Vereinbarung herbei: 
zuführen. 8) Wenngleich ein Bundesgericht, defien Unabhängigkeit gefichert 
ift, als eine Einrichtung von weſentlichem Augen fich darſtellt, fo erjcheint 
boch ber neuefte in biejer Beziehung gemachte Vorſchlag nicht zwedgemäß. * 

In der Hauptverſammlung am 28. Oct. referirt Schr. v. Lerchenfeld 
(Bayern) über diefes Programm, worauf die Berfammlung dasjelbe in 
feinen erften Sätzen einftimmig, in ben folgenden fait einftimmig, bezüglich 
bes Art. 8 jeboch (Ablehnung bes von Defterreich vorgefchlagenen Bunbes: 
gerichte) nur gegen eine ſtarke Minderheit angenommen. Ein Antrag von 
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PM. Mob! (Württemberg), ber „bie erſte Korberung bes Rechts und ber 
Würde Deutfhlanbe "darin erkennt, daß eine Vertretung nicht nach Ständen, 
noch durch Ständeverfammlungen, fordern durch bie Nation, nad einem 
emeinfamen Wahlgefepe gewählt, gejchaffen werde und fih aufs ent: 
hiedenfte gegen bie vorgefchhlagene Berfammlung von Delegirten der ein 
zeinen Ständeverſammlungen, fei esé als bleibende, fei es als vorüber: 
gehende Ginrichtung erklärt”, wirb mit allen gegen 15 bis 20 Stimmen 
(meift Württemberger) abgelehnt. in zweiter Gegenantrag von 9. 
v. Gagern, ber bie beantragte Delegirtenverfannmlung zwar für empfehlens⸗ 
werth eradtete, allein in Erwägung, daß „bie Einführung eines repräfen- 
tativen Elementes in ben Organismus bes deutſchen Bundes mit Notb: 
wendigfeit zugleich eine entiprechende veränberte Geftaltung ber Executive 
bes Bunbes bedinge*, erflären wollte, daß „bie beantragte Snftitution der 
Delegirtenverfammlung unter biefem Geſichtspunkt zur Zeit für bie öffent: 
liche Beurtkeilung noh nicht zur Reife gebiehen jei” erhält nur 10 bis 
12 Stimmen. Dagegen wird ein Antrag von Michaelts (kathol. Pfarrer 
aus Weitfalen) auf Garantie des gefammten Oeſterreichs nur gegen eine 
ſtarke Minorität verworfen. 

Bezüglich ber Kr bes Hanbelsvertrags mit Frankreich wird 
ein Antrag von M. Mohl, dem bie Commiſſion eine concentrirtere Faſſung 
gegeben und aus bem fie ben „Schuß ber Arbeit” entfernt hatte, gegen 
bloß 2 Stimmen angenommen. Demnach erklärt fih die Verſammlung 
„1) mit der von mehreren Zollvereinsregierungen erfolgten Ablehnung des 
Handelsvertrags mit Frankreich einverftanden und ift ferner ber Meberzgeugung : 
2) auf Gefammtöfterreihs Aufnahme in ben Zoflverein iſt hinzuwirken; 
3) eine Zollvereinstarifsrevifion ift nur unter Verhandlung mit Oefterreih 
zu erwirfen.” 

Gründung eines „bentichen Neformvereins”. Statuten besfelben: Gi 
Zwed bes Bereins ift zunächſt, die Reform ber beutfchen Verfaſſung nach 
Kräften zu fördern. Ber oberfte Grundſatz if, Erhaltung ber vollen In⸗ 
tegrität Deutichlands und Bekämpfung jenes Beftrebens, welches bie Aus: 
ſchließgung irgend eines Theils von Deutſchland zum Zweck oder zur Folge 
hätte. $ 4. Die Leitung bes Vereins ift einem Ausſchuſſe übertragen, welcher 
fih nah Bedarf aus den Organen ber Zweigvereine veritärfen kann. $ 9. 
Eine Hauptaufgabe ber BVereinsführung ift, durch die Prefie für die Zwecke 
des Bereins zu wirken. $ 10. Zebes —* findet eine regelmäßige Vereins: 
verfammlumg flatt; außerdem fteht bem weiteren Ausfchuffe zu, außer: 
ordentliche Verfammlungen zu berufen. 


30. Det. (Kurheffen). Der Minifter von Stiernberg eröffnet bie 


31 


Ständeverſammlung im Namen des Kurfürſten, mit der Erklärung, 
es werde derſelben ein neues Wahlgeſetz vorgelegt werden, weiteres 
bleibe vorbehalten. | 

(Hamburg). Die Wahlen zur Bürgerfchaft fallen entſchieden 
bemocratifch aus, 


2. Nov. Kine maſſenhafte Arbeiterverfammlung in Berlin befchließt, auf 


3., 


eine abmahnende Rebe von Schultze⸗-Delitzſch hin, bie beabſichtigte 
Abhaltung eines allgemeinen deutfchen Arbeitercongrefies in Leipzig 
auf unbeftimmte Zeit zu vertagen. Arbeiterverfammlungen in 
Leipzig und Nürnberg erklären ſich bamit einverjtanben. 

An Lübeck conftituirt fih eine vollswirthfchaftliche Geſellſchaft für 
Norddeutſchland und erflärt ſich fofort für den Handelsvertrag mit 
Frankreich „troß mander Mängel besjelben.” 
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4. Noeo. (Kurheffen). Die vom NAusihuß einftimmig beantragte 


Antwortsadrefie wird von der Stänbeverfammlung einftimmig an⸗ 


genommen: 

‚Wir halten es für unfere erfte Pflicht Zeugniß abzulegen von ber freu: 
digen Erhebung und Hoffnung, welde €. k. H. Verfündigung vom 27. Mai 
d. J. hervorgerufen bat. Das Land wünſcht und hofft, dak mit Herftellung 
ber Verfaffung, hervorgegangen aus der lanbesfürftlihen Abfidht, den Ber: 
faſſungs- und Rechtszuſtand ficher herzuſtellen und zu befefligen, ein Zeit: 
raum langjährigen Streits endlich abgejchloffen, und der feſte Boden wieder 
gewonnen fei, auf dem fortan Regierung und Etänte ihr gemeinfames Ziel, 
die Förberung ber Lanbeswohlfahrt, einmüthig verfolgen Fönnen. In biefem 
Geift aufrichtiger Verföhnlichkeit Haben bie Wahlen flattgefunden, und in 
gleihem Sinne dürfen wir verfihern, daß wir das in ber Eröffkiungerete 
dusgefprodhene Vertrauen in unſere Baterlandsliebe und Loyalität recht: 
fertigen werben. .. Es bat Ew. k. H. Regierung in ber Eröffnungsrebe 
das Wahlgefeg vom 5. April 1849 „als mit ber Lanbesverfaflung in 

s Biberfrud ſtehend“ bezeichnet, unb ben beantragten Aenderungen ben 
Zwed unterlegt „ein ben Bundesgeſetzen unb ber Lanbesverfaffung ent: 
ſprechendes Organ der Landesvertretung zu gewinnen.“ Wenn audh bie 
bedenklichen Folgerungen, welche aus einer folden Anſchauung für eine auf 
Grund jenes Geſetzes berufene Verfammlung und deren Zuflänbigleit ge 
zogen werden könnten, zurüdtreten vor ber Xhatjache ber lanbesherrlid 
verfündigten Wirkſamkeit jenes Verfaſſungsgeſetzes und ker Anforderung 
unſerer verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung, glauben wir doch der Bedeut⸗ 
ſamkeit einer Eröffnungsrede gegenüber ausdrücklich ausſprechen zu follen, 
daß unſere Eigenſchaft und Zuſtändigkeit als ein ber Lanbesverfaflung 
— Organ ber Landesvertretung. nicht zweifelhaft fein 
ann.“ 


(Sachſen). Der Stadtrath, bie Stadtverordneten und ber 
Handelsrath von Leipzig erflären fi übereinftimmend für Feſt⸗ 
halten an dem Handelsvertrage mit Frankreih im Gegenfab gegen 
bie neuerdings eingenommene „vermittelnde” Stellung bes Minifters 
v. Beuſt. 

5. „ (Bremen) Die Bürgerfchaft verwirft einen auf vollflänbige 
Freizügigkeit gerichteten Antrag. | 

6. „ (Bundestag) Bericht bes Ausſchuſſes über die Spielbanken. 
Württemberg trägt auf eine gemeinfame Pharmalopde und gemein: 
fames Medicinalgewicht an. 

7. „ (Bayern) ladet die Zollvereinsftaaten zu einer Oeneralconferenz 
nah Münden ein, mit fpezieller Hinweifung auf die Berathung 
der öſterreichiſchen Vorſchläge. 

8. „ Der bleibende Ausſchuß bes deutſchen Handelsſstages in Berlin 

richtet eine Denkſchrift an die Regierungen über die Reſultate des 


deutſchen Handelstages in München. 

„. .. Deutſchland blickt mit Spannung auf bie hoben Vereinsregierungen, 
in deren Hand die ſchließliche Entſcheidung ber vorſtehend erörterten großen 
Fragen liegt. Die brennenbfte berfelben ift ber Hanbelsvertrag mit Krank: 
reich; jede Verzögerung feiner Ausführung fest durch bie Ungewiäheit, 
welche den Unternehmungsgeift Tähmt, und durch ben Vorfprung , welchen 
England und Belgien auf kan franzdfifcgen Markte gewinnen, ben beut> 
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ſchen Handel und bie beutfche Induſtrie dem größten Nachtheil aus. Preußen 
kann von diefem Bertrage nicht zurüdtreten Angeſichts ber Verbindlichkeiten, 
welche die preußiiche Regierung, ihrer Stellung und der Sachlage gemäß 
bandeln, auf fih genommen bat, — es Tann fein Werk nicht aufgeben,. 
beide Häufer der preußiſchen Landesvertretung dem Bertrag ihre 

verfaffungsmäßige Zuſtimmung ertheilt, nachdem ferner anbere Bereins- 
Regierungen unter Genehmigung der Kammern fi für benjelben aus: 
geiprochen haben, nachdem enblid auch der zweite Handelstag mit einer 
Mehrheit, welde, wenn bie von ben Bertretern bes zollvereinsländtichen 
Handelsflanbes abgegebenen Stimmen allein gezählt werben, nahezu zwei 
Brittel betrug, das fchleunige AZuftandefommen bed Hanbelsvertrags als 
eine Rotbwendigkeit erklärt hat. Wenn ſonach die preußifche Regierung 
eine definitive Ablehnung des Vertrags, wie fie bie® auch in ber Depeſche 
bes Strafen v. Bernſtorff vom 26. Auguft b. 3. ausipriht, als ben Aus- 
brud bes Willens auffallen muß, den Zollverein mit ihr nicht fortzufeßen, 
fo ift hierdurch gewiß nicht ausgeſchloſſen, daß Preußen bie loyale 
Rückſicht gegen feine Berbünbeten burh nahträglihe Berbanblungen 
mit Frankreich bethätigen wird, welche bie Wünſche ber bisher diſſen⸗ 
tirenden Regierungen, foweit es zuläffig ift, befürworten. . .* 

8.Rov. (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung erflärt die Wahl bes 
Ang. Trabert, trog dem Widerſpruche bes Landtagscommiſſärs, 
einftimmig für gültige.‘ Der Abg. Oetker beantragt, bie Regierung 
um fofortige Befeitigung von 16 verfaffungsmwibrigen Regierungs⸗ 
Erlaſſen feit 1850 zu erfuchen. 

9. „ (Gera). Die Regierung legt dem Landtag einen Geſetzes⸗ 
Entwurf behufs Einführung der Gewerbefreiheit vor. 

11. „ (Hannover). Der Ausfhuß ber Celler Prebigerconfereng be: 

fließt die Einberufung einer großen Verſammlung auf ben 2. Dec. 

wieder nach Celle, um dem Verlangen nad einer Synodalverfaſ⸗ 

ſung größeren Nachdruck zu geben. 

(Heſſen-Darmſtadt). Die neue II. Kammer conſtituirt ſich. 
Der Alterspräfident Mohr eröffnet dieſelbe mit einer ſehr oppoſi⸗ 
tionell gefärbten Rebe, in der er ber Kammer folgende Aufgaben 
ſtellt: 1) Befeitigung des Minifteriums Dalwigt, 2) Aufhebung 
der I. Kammer und 3) Ausfhließung der 6 Vertreter des Models 
aus biefer Verſammlung. | 
12. „ (Holftein) Ein Patent des Königs von Dänemark verfügt 
die Errichtung einer oberen Regierungsbehörde im SHerzogthum 
Holftein „zur Erleichterung bes Gefhäftsgangs in ber inneren 
Berwaltung des Herzogthums.“ 

(Kurbeffen). Der Abg. Oetker interpellivt in der Stände⸗ 
verfammlung die Regierung, wenn fie die zu ber verfafjung®: 
mäßigen Teftftellung des Budgets erforderliche Vorlage machen 
werde. 

(Bundestag) Die Bundesverfammlung beſchließt, daß eine 
Bundescommiffion für Ausarbeitung eines gemeinfamen Obliga⸗ 
tionenrechts am 5. Januar 1863 in Dresden zufammentreten fol. 
Preußen erflärt fi dagegen. | 
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Ludwig Uhland + in Tübingen. 


vn», (Helfen: Darmftadt). Eröffnung der Kammern durch bem 
Minifter v. Dalwigk: 


... Die großh. Staatsregierung, ſtets bemüht, die innere Geſetzgebung 


des Großherzogthums zu verbeſſern und zu vervollſtändigen, hat daneben 
das große Ziel des allmäligen Zuſtandekommens einer gemeinſamen 
deutſchen Geſetzgebung, als ber feſteſten Grundlage nationaler Einbeit. 
nie aus dem Auge verloren. Sic hat ſich ben Bemühungen in dieſer Be: 
ziehung eifrig angeſchloſſen, unb insbejondere nicht unterlaften, an ben 
Geſchäften der Commiſſion, melde in Hannover zur nd einer ge: 


meinfamen Givilproceßorbnung zufammengetreten iſt, einen 


iesfeitigen 


Commiffär Theil nehmen zu laſſen. Ein Gleiches wird bei der Commiſſion 
ber Fall fein, welche zur Bearbeitung eincs gemeinfamen Obligationenrechts 
fih demnähft in Hresben vereinigen foll. Die Frage von einer Reform 


de 


rt beutfhen Bunbdesverfajjung bewegt mit Recht alle vaterlande: 


liebenden Herzen. Aber bie Anfichten über die geeignetfien Mittel, um zu 


an 


einem befriebigenden Abſchluſſe zu gelangen ‚ weiden nit blos von eins 


der ab, fondern ſtehen ſich auf das Schrofffte entgegen. Die Megierung 


Sr. ?. Hoh. bes Großherzogs, erfüllt von der Wichtigkeit des Gegenftandes, 
wirb mit Entihiebenbeit auf bem Wege fortgeben, welden fie, 
getreu ihrem vor einer Reihe von Jahren veröffentlichten Programme, im 
Berein mit einer Anzahl beutfcher Bundesgenofien, als ben einzig praf: 
tifhen und zum Heile bes Baterlandes führenden, erkannt und betreten 
bat. — Auf dem Gebiete ber Zoll- und Handelspolitit des Zollverein? 
find Berwidlungen entflanden, beren befriedigende Löfung nur dadurch zu 
erreichen fein wird, baß alle Zollvereinsſtaaten einerjeits, ſoweit es bie 
Rückſicht auf berechtigte Jutereſſen erlaubt, zu einer Aenderung bes Zoll⸗ 
tarifs zum Zwecke der Erweiterung des Verkehrs mit andern Nationen bie 
Hand bieten, anbererfeits aber auch zur Ausbildung ber burd ben Bertrag 
vom 19. Februar 1853 vorläufig und unvollfommen gefchaffenen errgeren 
banbelspolitifchen Verbindung mit Defterreich bereitwillig mitwirken. 
Die großh. Regierung wird fich angelegentlich bemühen, ihrerjeits die mög— 
lichſt baldige Herbeiführung einer folden Löfung zu fördern.” 


14, 


(Deffen: Darmftadt), Die II Kammer bebattirt über bie 


Nechtsbeftändigfeit des Wahlgefebes und befchließt mit 47 gegen 


1 
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pe 


Stimme, eine Adreſſe an den Großherzog zu richten. 


(Kurbefjen). Der Landtagscommiffär verfpriht, die Inter⸗ 
Nation des Abg. Oetker (vom 13. Nov.) auf die nächſte Sitzung. 


Inzwiſchen ift bereits eine Minifterkrifis eingetreten. — Der Abg. 
Sunfel beantragt die Vorlage bes Handelövertrages mit Frankreich 


gu 


r Oenehmigung dur die Stände. Brenner und Wiegand unter: 


ftügen ben Antrag; diefer erflärt es für eine Pflicht der Regierung, 
fih Har über den Vertrag auszufprechen und zwar in Ueberein: 


fü 


mmung mit dem Lande, in dem aud nit Eine Stimme gegen 


den Vertrag ſei. 


MW 


(Sachſen). Antwort der Regierung auf die Eingabe des 


Stadtraths von Leipzig für Feſthalten am Handelsvertrage mit 
Frankreich. Die Eingabe wird als voreilig ſcharf getadelt. Die 
Stadtverordneten erklären ſich dagegen mit dem Schritte des Stadt⸗ 


ra 


ths volllommen einverftanben. 
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14. Nos. (Anhalt: Bernbarg). Auf Höcften Spezialbefehl wird einer 
Deputation der Bürgerfchaft, weldhe um Sonberung bes Staats: 
guts vom Allodium und um Entlaſſung bes Minifters v. Schätzell 
gebeten hatte, eröffnet, daß zu Zeit Feine Beranlaffung zu ent⸗ 
ſprechen vorliege; das Bertrauen zu dieſem Minifter fei ein unge: 

ſchwächtes und feine Wirkſamkeit werde in feiner Weiſe befchräntt 
werben. 

17. „ Ein großbeuticher Berein für Württemberg tritt den Beſchlüfſen 
der großdeutfhen Berfammlung in Frankfurt bei mit dem Zuſatze 
„gebührender Berüdfihtigung des Schutes beutfcher Arbeit.” 

18. „ (Preußen) Antwort Preußens an Heflen = Darmftabt auf 
feine Ablehnung und an Württemberg und Bayern auf ihre wieder: 
holte Ablehnung des Handelsvertrags mit Frankreich: 

Depeihe des Hrn. v. Bismarf an Bayern: „. .. Es iſt uns 
inzwiſchen die anberweite Erflärung ber k. württembergifchen und die Rück⸗ 
&ußerung der großherzoglichen heſſiſchen Regierung zugegangen. Diefe beiben 
Regierungen haben die Zuftimmung zu ben Verträgen mit Frankreich ents 
fieben verfagt, und wir haben darin nur ben Ausbrud ihres Willens ers 
blicken können, den Zollverein mit uns über die Dauer ber gegenwärtig 
laufenden Bertragsperiode nicht fortzufegen. Indem bagegen in ber Depeſche 
bes Frhrn. v. Schrend nit nur ber Wunſch nach einer Berftändigung, 
fonbern aud bie Anfiht ausgefprochen wird, daß biefe Verftändigung wohl 
ohne befondere Schwierigkeiten herbeigeführt werden könne, glaube ich bie 
Hoffnung nicht aufgeben zu Finnen, daß man k. vayeriſcher Seite noch 
eine Annäherung in Ausfiht genommen habe. Wenn dieſe Boraus: 
ſetzung feine irrthümliche iſt, ſo würden wir einer nähern Aeußerung bes 
FIrhrn. v. Schrend gern entgegenfeben.“ 

»„ » (Kurdeffen). Der Landbtagscommiffär erflärt bezüglih der 
Sfnterpellation Oetkers (13. und 14, Nov.), ber Yortbeitanb bes 
PMinifteriums fei zweifelhaft geworben, bindende Antworten könnten 
deshalb nicht erteilt werden. Die Ständeverfammlung befchließt, 
die Frage auf den folgenden Tag zu verfchieben. 

19. „ (Kurdeffen). Der Ag. Octker zieht feine Interpellation 
(13., 14. und 18. Rev.) zurüd und ſtellt mit Rüdfiht auf die 
eingetretene Minifterfrifis den Antrag: die Staatsregierung um 
die alsbaldige Vorlage des Budgets zu verfaffungsmäßiger Feſt⸗ 
ftellung zu erfuhen. Der Antrag wird dem Berfaffungsausfhuß 
zu ſchleunigſter Berichterftattung überwieſen. 


19. — 20. Nov. (Heifen: Darmftadt). Zweitägige Debatte der zweiten 
Kammer über die Antwortsabreffe an den Großherzog. Dieſelbe 
erhält ſchließlich folgende Faſſung: 

a... Schwere Zeiten allgemeiner Erregung mögen Zweifel über bie 
augenblidlihe Durhführbarkeit Allerhöchftihres Edictes (vom 6. März 1848) 
erregt haben. Dies und die allgemeine Erichlaffung ber 1850er Sabre 
mögen die einjeitige und nicht verfaflungsmäßige Aufhebung bes Wahl: 
gejeged von 1849 und den Erlaß der Wahlverordnung vom 7. Od. 1850, 
fo wie anberer unvolfibümlicher Verordnungen erflären. Unveräußerlich 
jedoch bleibt jet und für Immer das Necht des heſſiſchen Volkes auf Vers 
wirklihung Alerböchflibrer hochherzigen Zufagen vom 6. März 1848 und 


\ 
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auf Wiedereinführung eimes volkthümlichen, unter ben Schuh ber Berfaftung 
geitellten Wahlgefeßes. Ungeachtet der thatlächlicd vorhandenen Zweifel über 
„die Nechtsgültigkeit bes dermaligen Wahlgefepe® und unfere Zuftänbigfeit 
wollen wir bo, von jeder Erörterung in dieſer Richtung abfehend, der 
Hoffnung Raum geben, baß es uns bei angemeflenem Entgegenfommen 
der Räthe ber Krone gelingen werde, auf bem gegebenen Boden bas wahre 
Wohl bes Landes, welches mit bem bes Fürften eins ifl, zu fördern. . - - 
Wir hoffen auf die Mitwirkung Allerhöchftihrer Regierung für Verbefferung 
ber inneren Gefeßgebung und auf Befeitigung ber theilweis unzeitgemäßen 
Beſtimmungen über die Preſſe, bie AZuftandigkeit ber Schwurgerichte, 
bie Gemeindeyerwaltung und bie Wahl ber Gemeinbebeamten. . . Unſeres 
Ermeſſens kann bas unbeftreitbare und täglich) bringenber werbende Bedürf: 
niß des deutfchen Volks nach nationaler Einigung nur dur Wiederberufung 
eines deutihen Parlaments und Schaffung einer einheitlichen 
Gentralgewalt befriedigt werben. . . . Allerhöchſtihre Regierung 
bat den preußifch « franzöfifhen Handelsnertrag kurz vor unferem 
man und ohne ſtändiſche Zuſtimmung verworfen. Ihr ganzes 
It, und vorzugsweile die hierdurch bedrohten Induſtriellen und Kaufe 
leute, fürchten aus ber andauernden Verweigerung ber Genehmigung biejes 
Vertrags eine Sprengung bed Zollvereins, und hiemit eine unberechen: 
bare Beſchädigung unjeres materiellen Wohlſtandes. Jedenfalls beſchädigt 
auch nuur die Verzögerung der Annahme fraglichen Vertrags die Bethei⸗ 
—— in hohem ß. Dieſe Umſtände ſind es, welche uns verbieten 
bürften Allerhöchſtihrer Regierung irgendeine Ermächtigung zum Abſchluß 
neuer Zoll⸗ und Handelsverträge ohne ſtändiſche Mitwirkung zu ertheilen. 
Sevenfalls glauben wir ehrerbietigſt bitten zu dürfen, vorläufig richte, 
namentlich nicht durch Abſchluß anderer Zoll: und SHanbelsverträge, ge 
fchehen zu laſſen, was bie Erhaltung bes Zollvereins irgend gefährben 
könnte. Obgleich wir bie Möglichkeit einer engern banbelspolitiihen Ber: 
bindung mit Defterreich unter den geeigneten Bedingungen und Sicherheiten 
iß gern ſehen würden, fo ericheint uns doch bie Erhaltung bes feit- 
Ferigen —8* mit feinen erwieſenen ſegensreichen Wirkungen der zweifel⸗ 
haften Ausſicht auf künftige Vortheile unbedingt vorzuziehen. .. Die Zu: 
ſage eines Geſethentwurfs Für Regelung bes Berbhältniffes aller 
firgligen Gemeinſchaften des Landes zur Staatsgewalt 
nehmen wir als Anerkenntniß bes fländiihen Mitwirkungsrechts banfbar 
entgegen. Wir dürfen ſchließlich Ew. Tönigl, Hoheit verfihern, daß bas 
trene heſſiſche Volt vertrauensvoll von bem Enkel Philipps des Groß⸗ 
müthigen Abbhälfe feiner Beſchwerden erwartet, und baß wir buch &e: 
nehmigung unferer vorfichenden Wünjche bie nämlichen glüdtigen Zuftände 
bem heſſiſchen Lande geficgert ſehen, welche im benachbarten Baden nad 
ähnlichen Mikverhältnifien ein unaufldsliches Band rührender Liebe und 
Eintracht um Fürſt und Volk gefchlungen haben.“ 


Die Competenzfrage und bie beutfche Yrage hatten namentlich 
zu einläßficher Berathung Anlaß gegeben und der Ausſchuß fich in 
erfterer Beziehung gendthigt gefehen, in feiner urſprünglichen Fafſung 
das Wort „zunächſt“ wegzulaſſen und ftatt „abgufehen und” zu 
ſetzen „abfehend”, d. 5. wenigftens vorerft bie Gompetenzfrage 
fallen zu Yaffen. Gegen ben Baflus über bie beutfhe Frage 
ſtimmte ſchließlich nur noch der Abg. Brenner, der fi ald Groß⸗ 
beutfchen bekannte, und die 5 anweſenden ritterfchaftlicyen Vertreter, 
welche das Delegirtenproject indeß für „unprakliſch“ erflärten. 
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20. Nov. (Kurheſſen). Die Miniſter werden vom Kurheffen ent⸗ 


laſſen, die Stände auf unbeſtimmte Zeit vertagt. 


1. „ (Kurdefien). Die Kaſſeler Zeitg., das Organ bes bisherigen 


Minifteriums, äußert fid) Über die Entlaffung ber Minifter dahin: 

„Hierdurch findet die geitrige Vertagung ber Ständeverſammlung,, bie 
diesmal freilich ſelbſt das Wort unjeres vor einigen Tagen verblichenen 
Dichters Uhland: „Euer Amt fi faflet in den Furzen Reim: Berfammelt 
Eud, ſchafft Geld und trollt Euch wieder heim!” — überholt Hat, ihre 
volllommene Erklärung. Es ſcheint fich jedoch von felbft zu verfiehen, daß 
dieſe Unterbrechung ber chen erft begonnenen Verhandlungen nur furze Zeit 
währen wird, wie e8 in ben Verhältniffen liegt, daß allerhöchſten Orts bie " 
weitere Entſcheidung ſehr bald getroffen fein wird. Auch hören wir, daß 
bie entlafjenen Miniſterialvorſtände die laufenden Gefchäfte nur auf einige 
Tage noch verſehen werben, da fie das volle Gewicht ber verfafiungsmäßigen 
Berpflihtungen immerhin zu tragen haben unb bie Beranlaffung ihres 
Rüdtrittes mit einer bloßen Sortführung der laufenden Gefchäfte auf längere 
Zeit fih nicht vertragen würde.“ 

(Hannover). Die Eonfiftorien theilen durch Ausſchreiben ber 
Geiſtlichkeit ihrer Bezirke den Entſchluß des Könige mit, 

den 5 23 des Landesverfafinngegefeges: „über Abänderungen in ber 
Kirchenverfafſung wirb ber König mit einer von ibm zu berufenden Bers 
fammlung von geiftlihen und weltlichen Perfonen, welche theil® von ihm, 
theils von ben Geiftlihen unb Gemeinden auf bie burch Verorbmung zu 
beftimmenbe Weiſe ermählt werben, beratben”, in Ausführung IH dringen. 
Zugleich nimmt das Gonfiftortum Gelegenheit, ſich gegen die kürzlich ab» 
gehaltene Geller Paftoralconferenz und gegen bie von biefer für den 2. Dec. 
ansgefchriebene größere öffentliche Berfammlung von Geifttichen und Laien 
auszuſprechen, indem bas aufgeftellte Progranım „wie überhaupt, jo ins⸗ 
befondere binfichtlich des darin befindlichen Belenntnippuuftes, Bedenken 
barbiete.” Die geiftlihe Behörde will „Im Einflang mit ben Intentionen 
bes Cultusminifierinms bie Geiftlichleit vor jeber Theilnahme an ber ge: 
dachten Berfammiung ober an fonftigen gemeinfamen Schritten, durch welde 
in der bier fraglichen Beziehung eine ähnliche unangemefiene Einwirfung 
auf die k. Regierung verjucht werden fol, ernft und nachdrücklich gewarnt 
und davon abgemahnt haben.“ 


Zu gleiher Zeit erläßt das Minifterium bed Innern ein bes 
fonderes Ausfchreiben gegen bie Geller : Berfammlung: 


„Die früherbin eingeleiteten Verhandlungen zur Ausfübrung befien, was 
wegen Abänderung in ber beftehenden evangelijchen —— durch 
ben zweiten Abſatz bes F 23 des bie Landesverfafſung betreffenden Geſetzes 
vom 5. Sept. 1848 in Ausfiht geftellt ift, baben in ber Kolge, zunächſt 
in bem Plane einer vorgängigen Aenberung im ber Organijation der kgl. 
Gonfiftorin, Beankandung erfahren. Nachdem inbefien bie Confiftorials 
Organifationspläne bis jebt an ben über beren finanzielle Seite mit ber 
allgemeinen Ständeverfammlung zugelegten Verhandlungen gefcheitert find, 
if unter allerb. Genehmigung S. M. des Königs befchloffen worden, bie 
erforderlichen Borbereitungen zur Ausführung ber gedachten Berfaſſungs⸗ 
befimmungen nunmehr eintreten zu laſſen, und es iſt bieferhalb bereits 
Einleitung getroffen. Die auf ben 2. December d. 3. angefünbigte Ber: 
femmlung von Geiſtlichen und Nichtgeiftlicgen in Celle ift im Wefentlichen 
zu bem Zwecke berufen, um durch eine Petition auf bie Ausführung ber 
mehrerwähnten Berfaflungsbefimmungen hinzuwirken. Ber Verſuch einer 
folden Einwirkung auf bie !gl. Regierung würde indeſſen bei obiger Sach⸗ 
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lage ebenſo überfläffg wie unangemefien fein. Es if zu erwarten. taj 
von Seiten ber Geiftlichkeit (welche durch bie kgl. Confiflorien mit G@röffnun; 


F verſehen iſt) eine Theilnahme an der Verſammlung nicht eintreten wird 


und bie kgl. Regierung muß wünfchen, daß auch aus ben Gemeinden bei 


‚Aufforderung zur Betheiligung an berjelben Feine Folge gegeben werbe.” 


21. Nov. (Medlenburg) Der Landtag weift die Anträge auf Ger: 


ftellung der Verfaſſung und auf Eintritt in ben Zollverein mil 
großer Majorität unter Gelächter und Tumult kurz ab. 


Ag. Manede: „Am 1. Auguft d. 3. fandte ih an ben engeren Aue: 
ſchuß von Ritter und Landſchaft den anliegenden Antrag, betr. Die Wieder 
einführung der noch zu Recht beftehenden Repräfentativverfaflung vom 
10. Oftober 1849 mit dem Erſuchen, benfelben zum nächſten Lanbtage zu 
intimiren. Der engere Ausſchuß bat aud) diesmal, wie ſchon oftmali 
früber , meinem Erſuchen keine Folge gegeben, obgleih bie verehrlich 
Lanbichaft ſchon auf bem Landtag von 1860 erflärte: „fie hege bie ſicher 
Erwartung, daß der engere Austäuß in Zukunft fammtlihe bei ihm ein: 
egangene Anträge zur Kenntniß ber hochanjehnlihen Landtagsverfammlung 
ringen werde.“ Die durch ein ſolches willfürlihes Verfahren bes engeren 
Ausſchuſſes Herbeigeführte Nechtsunficherheit hat mid, um meiner Pflicht 
als Mitglied der Stände Mecklenburg's nadzufommen, gewungen, ben 
oben beregten Antrag an alle ritterfchaftlihen Aemter unb die verehrlichen 
Magiftrate in Abfchrift zu überfenden , und ift fomit ber Zweck einer 


pelentisen rechtzeitigen Intimation vollftändig erfüllt. Da bie augenblid- 


ih in Medlenburg faſt unumſchränkt herrſchende Partei es durchzufübren 
ewußt hat, daß —* ſeit einer Reihe von Jahren keine Stimme ibhrer 
o zahlreichen Gegner im Lande ſelbſt laut werben darf, jo muß das 
Bemühen, bie einzig noch übrig gebliebene Gelegenheit, bie Wünſche, Hofi—⸗ 
nungen und Bebürfnifie des Landes auf dem Lanbtage vorzubringen , zu 
unterbrüden, von jedem Unbefangenen als ein Entjegen erregended ange 
ſehen werden. Sole Beftrebungen find nicht allein unheilſchwanger für 
das Land, ſondern auch, wie bie Gefchichte es Jattfam nachweist, für die 
Beſtreber jelbit aufs Höchfte gefährlich.” Wbgeorbneter Boppe- PBPölig: 
„Nachdem ber von 82 Ständemitgliebern geftellte Verfalfungsantrag nicht 
einmal hat zur Berathung gebracht werden können, ift man vielfach 
auch zu ber Ueberzeugung gelommen, bag nur ein Zurüdgehen auf das 
Staatsgrundgefeb von 1849 uns bie fo nothwendige Reform unferer 
politifhen Zuflände bringen kann, und ift diefe Anfiht niht allein 
im Lande weit verbreitet, ſondern auch durch gewichtige Stimmen in ben 
deutichen Bundesſtaaten unterſtühßt. Das Werk, welches auf unfere Wer: 
anlaffung Bin durch bie geſetzlich berufenen Vertreter bes mecklenburgi⸗ 
ſchen Bolfes mit feinem Lanbesherrn vereinbart worden, wurde von diefem, 
jeinem Minifterium unb bem ganzen Lande mit Freuden begrüßt. Mit Aus: 
nahme der wenigen venitenten Mitglieder der Ritterfhaft, welche bas äußerfie 
verſuchten, um von ben Zugefländniffen ber alten Landſtände entbunden zu 
werben, war die ganze Bevölkerung von ber Ueberzeugung durdbrungen, 
daß die Vereinbarung des Staatsgrundgefege® und erfolgte Auflöfung ber 
Ritter: und Landſchaft auf völlig legalem Wege erfolgt fe, Wenn nun 
durch die Compromißinftanz die renitenten Mitglieder ber Ritterfchaft mit 
auswärtiger Hilfe es dahin zu bringen gemußt, daß unfer allverebrier Lan: 
besherr die gegebene Verfaſſung zurüdnehmen mußte, jo kann das Recht 
bes mecklenburgiſchen Volkes nicht alterirt worden fein. Dasjelbe hat feine 
Zuftimmung nicht dazu gegeben, unb befteht ſein auf bie gegebenen Ver⸗ 
fiherungen und Landtagsbeſchlüſſe ſich ſtützendes Necht fort... . ” 


33. Rov. (Lippe- Detmold). Eine Berfammlung von Rational 
vereinsmitgliedern in Lemgo befchließt einftimmig: 

„Anknüpfend an den Beſchluß des Abyeorbnetentages zu Weimar, wonad 
die Wiederaufrichtung bes Nechtszuftandes in jenen Ländern, in welchen bie 
auf gejegmäßigem Wege vereinbarten, in Wirffamfeit getretenen Verfaſſun⸗ 
gen von ben Regierungen einfeitig theils aufgehoben, theils abgeändert 
worden, ein allgemein beutiches Intereſſe ift, und in Anbetracht, var. fowie 
im verjhiedenen andern beutfchen Ländern, namentlich auch im Fürſtenthume 
Lippe Detmold feit zehn Jahren mannigfache, bad Rechtsgefühl aufs tieffte 
verletzeude Mipftände jowohl auf politiidem als kirchlichem Gebiete zu Tage 

eireten find, indem namentlich bie a vereinbarte Verordnung 

ber bie nenn Die Landtages und Ausübung der ſtändiſchen 
Rechte vom 16, Januar 1349, nachdem ſolche in mehrjähriger anerfannter 
Wirkſamkeit geftanden, durch bie besfallfigen Erlafie im Jahre 1853 nebfl 
einer erheblihen Zahl verjdhiedener auberer giltig zu Stande gefommener 
und in's Leben getretener Geſetze (darunter auch die Ausübung des Jagd⸗ 
rechts auf jremdem Grund und Boden) gegen ben Willen. ber Benblterung 
einjeitig von ber Regieraug aufgehoben und willtürlich mit veralteten 
unzeitgemäßen Vorſchriften vertaufcht worden, erklärt es bie Ahle. 
für eine Aufgabe ihrer Mitglieder, ingleihen auch ber Gefeßgebungen un 
Regierungen anderer deutſcher Staaten, mit allen zuläffigen gefeplicien Mit 
teln ernftlih dahin zu wirken, daß ähnlich wie in Kurheſſen aud 
in Ziıppe:Detmolb die verfaffungsmäßigen, ben Anforberungen bes Rechts 
jowie ber Zeit entprechenden Zuftände baldigft wieder bergeftellt werben.“ 


24. Rov. (Preußen) In Folge der Entlafjung des kurheſſ. Mint- 
fteriums und der Bertagung der Stände durch den Kurfürften 
ſchickt Preußen eine drohende Note nad Kaflel: 


„ ... In dem Ew. H. bekannten Erlaſſe an ben k. Yumbestagegefand- 
ten vom 15. v. M. fprac die fgl. Preuß. Regierung Wunſch und Hoffnung 
aus, daß ber Zufammentritt der damals einberufenen kurheſſiſchen Stänbde- 
verfammlung bei Erfüllung aller in der Turfürftlihen Verordnung v. 21. 
Juni d. 38. gemachten Zufagen und gemäßigter Haltung des Landtags felbft 
zu einer Erledigung des Berfaffungsftreites führen werbe. Die kgl. Res 
gierung gab Hiervon ihren beutfchen Bundesgenoſſen Kenntmiß, und es murbe 
unmittelbar darauf von dem faif. öfterr. Gabinet eine ber diesfeitigen ganz 
entiprehende Aeußerung nach Kaffel gerichtet, von ben übrigen deutichen 
Regierungen une aber das vollſte Einverftänbnig zu erkennen gegeben. Daß 
anjer wohlmeinender Rath eine gleiche Aufnahme an der enticheibenden 
Stelle in Kurbefien nicht gefunden bat, ergeben leider die Thatjachen. 
Bon der jetzt vertagten Ständeverfammlung ift fihtlih ein großes 
Mob von Bereitwilligkeit zur Beendigung des vieljährigen Habers und zur 

erftellung eincs bauernben griedens an ben Tag Belegt, ‚aber nicht durch 

tgegenlommen ber kurfürſtlichen Regierung erwiebert worden. 
Die vorhandenen Schwierigkeiten find durch Zögern und Hinbalten gefteis 
gert, und es beiteht die Gefahr unabſehbarer ——— des Streits, 
deſſen Beilegung das in der kurfürſtlichen Verordnung v. 21. Juni d. J. gege⸗ 
bene Wort beſtimmt erwarten ließ. Die kgl. Regierung kann jedoch —2*— 
ihren Provinzen inmitten von Deutſchland einen Heerd von ſich ſtets er⸗ 
neuernder Aufregung unb Unruhe fhon in ihrem eigenen Intereſſe nicht 
fortbeftehen lajjen. Deshalb wiederhole ich ergebenft buch ba® gegenwärtige 
Schreiben bie bringenbe Aufforderung: baß endlich für bie Herſtellung eimes 
geficherten und allfeitig anerkannten Hechtszuftandes in Kurheſſen, wie ber 
Bundesbeihlug vom 29. Mai d. Is. denjelben verlangt, das Geeignete ges 
ſchehen und im biefem Sinne mit bem Landtag im Geift wirklicher Ver⸗ 
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Phnlichkeit verhambeit werben -möge. Sollle dieſe Aufforberung fich wide 
Verhoffen als erfolglos erweiſen, fo würde die kgl. Regierung bie Abhüli 
zwar zunächſt duch Vermittlung bes beutfchen Bundes ſuchen. Inſe 
ferne aber auf folhem Wege fi eine Remedur nit fo volffanbig um 
fo ſchnell erreihen läßt, als die fgl, Regierung diefelbe verlangen muß, ü 
8 die auch jeit dem Frübjahr diefes Sahres unverändert gebliebene Abhık 
Er. Maj. des Königs, das babei von dem Intereſſe Kurheflen’s um 
Deutſchland's nicht verfchiedene eigene Intereſſe durch eigene Mine 
zu wahren, und bierbei zu bebarren, bis unter Zuziehbung ber Ag 
naten Sr. ?gl. Hoh. bes Kurfürften dauernde Bürgichaften gegen bi 
Wiederkehr ähnlicher Mißſtände als bie jeigen gewonnen find.” 


24.Rov. (Frankfurt). Die geſetzgebende Berfammlung nisumt ein 


flimmig den Antrag auf bürgerliche Gleichftellung (Wieberberftel: 
lung des durch Bundesbeſchluß von 1852 aufgehobenen Gefege: 
von 1849) an, verwirft dagegen einen Antrag auf Befeitigun; 
ber Lebenslänglichleit der Senatsmitglieber. 

„ (Räbed). Die Bürgerfhaft lehnt einen Antrag auf Einfũh— 
ung von Geſchwornengerichten &b. 

„ (Defterreih) Der Feldmarjchalls Lieutenant v. Schmerling 
trifft mit einer fpeciellen Miffion des Wiener Cabinets in Kafı 
fel ein, s 

»  (CHeffen : Darmftadbt). Die zweite Kammer erflärt bu 
Wahl Dumont's für ungültig und anerkennt damit bie octropirte 
Wahlordnung. Der Großherzog lehnt es ab, die Adreſſe Der zwei: 
ten Kammer felbit entgegen zu nehmen. 


„ (Hannover) Der Eeller Ausſchuß fiebt fi durch die 
Eonfiftorial: u. Minifterialerlaffe (f. 21. Nov.) veranlaßt, die auf 
ben 2. Dec. ausgefchriebene große DVerfammlung von Geiftlichen 
und Laien behufs Befprehung der Synodalfrage vorerfi wenigſtene 
zu verichieben. 


„ (Kurdefjen). Der Kurfürft gibt dem von Oefterreih und 
Preußen auf ihn ausgeübten Drude nad, nimmt bie Entlafjung 
ber Minifter zurüd und beruft bie Ständeverfammlung auf ben 
4, Dec. wiederum ein. 


„ (AnpalisDeffau) Kröffnung des Landtags. Erklärung 
bes Abg. Rieger: 

„Wenn feine Wähler ihn ale Abgeordneten an biefe Stelle geſchickt hät⸗ 
ten und er diefe Wahl angenommen babe, fo fei bies nit in dem Einne 
gelhehen, baß er fi als Landfland an den Berathungen unb Beſchlüſſen 

iefer hoben Berfammlung betheilige. Er und feine politifhen Freunde, 
und als foldhe Re er alle feine Wähler bezeichnen zu dürfen, feien viel« 
mebr der feft begründeten und im Laufe der Zeit in ihnen immer mehr 
befeftigten Weberzeugung, baß bie | in factifher Birkfamfeit 
beftehende Landfchaftsorönung vom Jahre 1859 jeder rechtlichen Giltig— 
Leit und Bedeutung entbehre und daß dagegen bie im Jahre 1848 zwiſchen 
Sr. Hoh. dem Herzöge und den bazu berufen Vertretern bes Landes wer: 
einbarte Berfaffung, wenn fie aud augenbliclich thatſächlich befeitigt 
jet, fort und fort das allein zu Recht beſtehende Staategrund 
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efe$ des Lanbes bilde... Nachdem er foldyergefalt dem ihm von 
Beinen Wählern gewordenen Auftrage und dem, was er auf Grund eigener 
gewiſſenhafter Erwägung für feine alleinige Pflicht als Abgeordneter er⸗ 
fannt, genügt babe, Tege er fein Mandat hierdurch nieder.“ 


29.Nov. (HeffensDarmftadt). Die Regierung legt den Ständen 


30, 


einen Geſetesentwurf, die rechtliche Stellung ber Kirchen und kirch⸗ 
lihen Bereine im Staate betr, vor. Derfelbe ift dem babifchen 
Geſetze vom 9. Oktober 1860 größtentheild wörtlich, jedoch mit 
einigen Anslafjungen und Diobificationen, nachgebilbet. 

„ (Reformvereine). Im Laufe des Monats bilden fih große 
deutſche Vereine in Münden, Augsburg, Bamberg, Hannover, 
Darmſtadt und andern Orten, im Anfchluß an ben in Frankfurt 
gegründeten beutfchen Reformverein. 


1. Dec. (Medlenburg). Der Bärgerausſchuß von Schwerin ers 


3. 


Härt dem Magiſtrat, der feinen Lanbtagsbeputirten für Anſchluß 
an den Zollverein und für Wieberberfielung be Stantsgrunbges 
feße8 von 1849 inftruirt hatte, einſtimmig feine Befriedigung dar⸗ 
über. Der Großherzog dagegen befcyeidet eine Deputation bes 
Magiftrates aufs Schloß, um ihr zu erflären: 

„Es ih zu Meiner Kenntniß gekommen, daß ber Magiſtrat Meiner 
Reſidenzſtadt Ehwerin feinen Deputirten zum diesjährigen Landtag inſtruirt 
bat, bei Gelegenheit für eine Wiederherſtellung des Staatsgrunb: 
gefeges von 1849 zu flimmen. Diefe Thatfadhe, wenn fie auch feinen 
Stfolg gehabt, veranlaßt Mich, den Magiftrat Meine eutichiedene Mißbilli⸗ 
gung dieſes Schrittes zu erkennen zu geben. Der verftändige medienbute 
gifche Sinn wünſcht jene Periode politifher Verwirrung, aus welcher das 
gedachte Staategrundgeſetz hervorgegangen, nicht zurüd. Das Land hat bie 
Erlebniſſe, gewerbligen Stoduwrgen und Berlufte jener Tage noch in frifcher 
Erinnerung. Ih könnte aus biefem Grunde bie Wgitation für biejes 
Staatsgrundgeſetz, wie Jh bisher getban, auch ferner ihrem Schidjal über- 
lafjen. Adein der Ruf nad diem Geſetz, welches auf volllommen 
rehtmäßigem Wege und für immer bejeitigt if, bat jeßt eine 
anbere Bedeutung. Er ift nur ein Glied in ber Kette, mit welder bie aus 
jener Zeit noch völlig erkennbare Partei des Umfturze® dad engere wie das 
weitere Vaterland zu umjhlingen, und ihren aller befichenden sechtlichen 
Ordnung feinblihen Planen dienfibar zu maden bemübt if y unb welde 
gerade dadurch allen gefunden Fortichritt hindert und unmöglih macht. 
Dies hätte der Magifirat Deiner Mefibenzftabt Schwerin einfehen müflen 
und darnach fein Verhalten einrichten follen. Bet ben nahen Beziehungen 
der Stadt zu Meiner Perfon, und bei bem Wertbe, den Ich barauf lege, 
dag das bisherige Verhaͤltniß des Vertrauens nicht auf ſolche Weile zerriffen 
werde, babe ih «8 für Meine Pflicht gehalten, Deine fefte Willens 
meinung biemit bem Magiſtrat offen auszuſprechen. Ich hoffe, daß er 
diefe woblgemeinten Worte verfiehen und daß er fie berüdfichtigen wird.“ 


„ (Kurheifen). Hauptmann a. D. Dörr nennt fih als Ber: 
faffer der gegen General Haynau gerichteten Schrift „Staatsdie⸗ 
ner und Staatsſchwächen“ und erflärt fich bereit, die Wahrheit bes 
Inhalts derfelben durch das Zeugniß bes Officiercorps zu beweifen. 


5. „ (Rurheffen). ‚Wiedereröffnung ber Ständeverfaommlung. Der 
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Landtagscommiffär bringt nunmehr das Budget zur Vorlage mit 
ber Erflärung: > 


„Die Regierung müſſe vor allen Dingen der Anfhauung entgegentreten, 
als ob die bisherige Verfafjung bes Landes nur eine thatfählihe ge 
weien fei, aus der gar feine rechtlichen Folgen abzuleiten jeien; ale ob es 
möglich fei, biefen Zuſtand rüdwärts aufzurollen, indem daraus nah allen 
Seiten bie unbeilvoliften Confequenzen bervorgehen würden . . . Die Megie: 
rung betrachte noch immer die Abänderung des Wahlgeſetzes als eine ganz 
hauptſächl iche Aufgabe des Landtags, fe fei aber nicht ber Anficht, daß 
fih die Zhätigfeit der Verfommlung nur auf diefen einzigen Gegenfland zu 
erfireden babe, vielmehr entfchloflen, dieſer ein weites und freie® Feld zu 
eröffnen. Außer dem Yubget würden zur Erfüllung ber landesherrlichen 
Verfündigung die Verordnungen, durch welde (jeit 1850) gefeßlihe mit 
laudſtändiſcher Zufimmung ergangene Vorſchriften befeitigt werben feien, 
zur Vorlage kommen. Dagegen beanfprudge die Regierung aber auch das 
Necht ber Korterhebung der Steuern bis zur Feiftelung bes neuen Bub: 
gets und bie Fortſetzung ber proviſoriſchen Geſetze zc. bis zu erfolgter Regelung.” 


5, Dee. Die Häupter der Tatholifchen Partei rufen zu Gründung einer 


8, 


freien katholiſchen Univerfität Deutichland’s auf. 

„ CKurdeffen) Ber Ausfhuß der Stände beantragt, bie 
Staatsregierung zu erfuchen, fehleunigft einen Gefeßesentwurf vor: 
zulegen, wodurch die Forterhebung der Steuern und Abgaben an: 
georbnet werde, Der Regierungscommiflär erllärt, die Regierung 
beharre auf ihrer Rechtsanſchauung, werde fid aber „Zweckmäßig⸗ 
keitsgründen“ nicht verfchließen. 

„ (CKurhefjen). Bas Officiercorps erflärt fih in ber Ange— 
legenbeit Dörr : Haynau gegen General Haynau. 

v„ (Raffau). Der Gemeinderatb von Wiesbaden erflärt fich 
einftimmig für ben Handelsvertrag mit Frankreich. 

„ (Sadfen - Altenburg). Die Lanbiaft erflärt fi für 
das Princip ber Gewerbefreiheit und ber gewerblichen Freizügigkeit. 
„ (Kurbeffen). In Folge der Erflärungen bes Officierscorps 
wird General Haynau vom Kurfüriten „aus Gefundheitsrüdfichten” 
vorläufig feiner Stelle als Divifionär enthoben und übernimmt der 
Kurfürft felhft das Commando. 

„ (Liehtenftein). röffnung bes erften Landtages bes Ländchens 
in Vaduz. 

„ (Hannover) Der König ernennt ein gemäßigt liberales 
Minifterium: der Minijter des Auswärtigen, Graf Blaten, bleibt; 
Dammerftein übernimmt bas Innere, Lichtenberg den Eultus, Wind: 
borft die Juſtiz. 

„ (Hannover) Der Ausfhuß ber Celler Verſammlung be⸗ 
fhließt eine Anfprahe an die Gemeinden bed Lanbes, mit ber 
Erflärung: 


„daß wir von ber zu berufenden Synode eine wahrhaft befriedigende und 
gedeihliche Erledigung ber brennenden Firchlicden Fragen nur dann, dann. 


⸗ 
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aber auch mit Sicherheit erwarten, wenn 1) das zu erlafiende Wahlgeſetz 
eine thatſächliche Bürgfchaft dafür bietet, da die zu berufende Synode und 
ihre Beichlüffe als der treue Ausbrud der wahren GSefinnung unjerer evan: 
gelifhen Landeskirche werbe gelten fünnen; unb wenn 2) diefer Berfamm: 
lung .. zur Einführung von Presbpterial-: und Eynodalorbnungen 
in unſete Lanbesfirhe werben gemacht werben. Inzwiſchen wird von der 
jofortigen Zujammenberufung der beabfichtigten Berfammlung von Geiftlihen 
und Bertrauensmännern ber Gemeinden Abftand genommen, um ber Ber: 
wirflidung der Presbpterials und Spnobalverfafiung durch den neuen Mini⸗ 
fter Zeit zu laſſen. Uebrigens hegen wir zu allen ben Geiftlichen, welche an 
der Geller Paftoralconfereuz Theil genommen baben, ober mit deren Be- 
ſchlüſſen übereinttimmen, jowie zu ben gewählten Bertrauensmännern bie 
fee Zuverjicht, daß fie in einer ernften und guten chriftlihen Sade fih an 
ber Ausübung des ihnen zufiehenden verfafjungsmäßigen echtes, zemein⸗ 
fame Bitten zu berathen und biefelben an Se. Maj. den König zu richten, 
nicht werden verhindern Iafien, fonbern ihre gewiflenhafte Weberzeugung 
von dem, was unjerer Kirche noth thut, getroften Muthes in bem Ber: 
trauen auf den allmäcdtigen Herzenslenker auszufpredhen wiflen werben.” 


10. Dec. (Medlenburg). Die Vorfchläge des Ausihufjes zur Steuer: 


11. 


14, 


reform werden in den Sonderverfammlungen beider Stände zu 
Malhin angenommen. Durch diefelben werben der Ritterjchaft 
gegen faum nennensmwerthe Opfer wichtige Rechte auf Koften der 
Städte eingeräumt. 


„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung weist den Antrag bes 
Ausfhufles bezüglich ber Spielbanken, da fich Feine Mehrheit dafür 
ergibt, an benfelben zurüd, Weimar und Coburg erklären, fih an 
der Bunbesthätigfeit für Herftellung gemeinfamer Geſetzgebung 
wegen mangelnder Competenz bed Bundes, Neuß jüngere Linie, 
bis Preußen damit einverftanden fei, nicht theilnehmen zu können; 
Sadjjen: Altenburg vertagt feinen Beitritt. 

» (Kurbefjen) Die Regierung legt der Ständeverfammlung, 
einen Gefegesentwurf für Forterhebung ber Steuern auf 6 Monate 
vor. Die Stände genehmigen bie Vorlage einftimmig nocd in ber: 
felben Situng. 

„ CHeffen : Darmfladbt). Die zweite Kammer genehmigt 
einjtimmig bie Verlängerung der Steuern auf 6 Monate, entzieht 
bagegen ber Regierung die bisherige Vollmacht zum Abfchluffe von 
Hanbeld- und Zollverträgen. 


„ (Bürttemberg). Berfammlung ber verfchiebenen Liberalen 
Bractionen bes Landes in Eßlingen. Diefelbe beſchließt: 


.1) Das württembergtfche Gefeb vom 1. Zuli 1849, betreffand bie Einbe- 
rufung einer Berfammlung von Volkavertretern zur Berathung einer Res 
vifion ber Berfaffung im Sinne ber deutfchen Grundrechte, beſteht 
troß ber fgl. Berorbnung vom 6. Nov. 1850, welche deſſen Abichaffung aus: 
ſprach, noch zu Recht, ba diefe Verordnung ein giltiges Landesgeſetz nicht 
abjchaffen konnte; 

2) die Reihsverfaifung vom 28. März 1849 iſt volllommen rechts: 
giltig; es if eine neue Nationalverfammlung einzuberufen, welche bie noch 
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unerlebigte Oberhauptfrage löst und eiwa für nothwendig oder wänfchene: 
werth erkannte Abänderungen vornimmt. Die Verſammlung erflärt es als 
eine dringende nationale Forderung, daß alle deutſchen Bundesjtaaten mıt 
Einfluß Deutſch-Oeſterreich's fih dem in der Reichsverfaſſung begrünteten 
Geſammwerbande anfchließen. Sollten aber der Herflelung einer Geſammi— 
Deutſchland umfaſſenden bundesjtaatlihen Einigung in Teutfch = Defterreih 
oder in einem anderen deutfchen Staate für jet unüberſteigliche Hind erniſie 
im Wege ftehen, fo darf dies für die übrigen Staaten fein Abhaltungs- 
grund fein, mit der Ausführung des nationalen Werkes an ihrem Zeile 
zu beginnen; 

3) e8 werden von einem zu wäblenden Comite Sammlungen für die 
Zwecke ber Fortſchrittspartei in Württeniberg veranjtaltet. Der Beitritt zum 
Nationalverein wird auf's neue dringend empfohlen. Die Berfamm: 
lung erwartet von ben Blättern und ſämmtlichen Augchörigen ihrer Partei, 
daß fie deren Beitrebungen im Sinne der gefaßten Beſchlüſſe unterftügen, 
von ben Abgeordneten aber insbefondere, baß fie fih dem in Weimar ge: 
gründeten deutfchen Abgeordnetentage anfchlichen ; 

4) der preußifchen Abgeordnnetenfammer fowie dem preußifchen Bolle 
wird für ihre unerſchütterliche Haltung in bem obſchwebenden Verfaſſungs- 
Tanıpfe die Anerfennung der Berfammlung ausgeſprochen.“ 


15. Dec. (Medlenburg). Der Landtag befchließt, das Fürſtenthum 


17. 


18, 


Rapeburg von dem zu errichtenden Grenzzoll zu befreien. 

„ (CKurbeffen). Die Stände genehmigen einftimmig den An: 
trag der Commiffion, die Megierung zu erfuchen, den Haudelsver⸗ 
trage mit Frankreich beizutreten und benfelben zu Ertheilung ver 
verfaffungsmäßigen Zuftimmung vorzulegen. 

„ CBundestag). Der Ausfhuß erftattet Beriyt über ven 
Antrag vom 14. Auguſt wegen Berufung einer Delegirtenver: 
fammlung. Die Majorität empfiehlt diefelbe unb beantragt vie 
Ausarbeitung betaillirter Vorfchläge. Preußen und Baden bilden 
die Minderheit und tragen darauf an, von dem PVorfhlage Um⸗ 
gang zu nehmen; jenes geht babei davon aus, baß berjelbe über: 
haupt nicht in bie Competenz des beitehenden Bundes falle, diefes ans 
erfennt zwar, daß der Bunb auf das beabfihtigte Ziel hinwirken 
dürfe und folle, eradhtet aber eine Delegirtenverfammlung ber vor⸗ 
geihlagenen Art nicht für ein geeignetes Mittel dazu. 

Antrag der Majorität: zu beichließen, „1) es ſei zweckmäßig 
unb räthlich, eine aus ben einzelnen deutſchen Landbesvertretungen durch 
Delegation bervorgehende Berfammlung einzuberufen, welcher demnächſt bie 
laut Bundesbeichlufjes von 6. Februar b. Is. auszuarbeitenden Geſetzeni⸗ 
würfe über Givilproceß und über Obligationenrecht zur Berathung vorzule: 
gen ſeien, unb 2) es fer deshalb der Ausihuß für Errichtung eines Bun— 
desgerichts zu beauftragen, daß er fofort nähere Vorfchläge über bie Art der 
Zufammenfegung und Einberufung einer ſolchen Berfammlung erflatte.” 

Motivirung ſv. d. Pforbten): „... . Man bat von dem Stan: 
punft der Bunbesreform aus ben Antrag als unzwedmäßig bezeichnet, 
weil er eine folche eigentlich nicht enthalte, fondern neben berjelben bergebe, 
und zu einer gebeihlichen Reform nicht führe. gut eine folche fei eine Um: 
geftaltung des Weſens und der principiellen Grundlagen des Bundesver: 
bältniffes nöthig, und eine erhöhte Machiftellung Deutichland’® nach außen 
bas Ziel, welden man in einer Fräftigen Erecutivgewalt und in einer ba: 
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mit zufammenhängenden Nationalrepräfentation Ausbrud geben möchte. Da 
diefen Einwendungen keinerlei pofitive Borfcläge beigefügt find, fo würde 
die Wirkung berfelben Lediglich barin beftchen können, daß gar nichts ge, 
ſchehe, und es fünnte deshalb die Majorität des Ausſchuſſes fich wohl darauf 
beichränfen, auf den pofitiven Inhalt und bie Enwicklungsfähigkeit des Ans 
trags vom 14. Auguſt d. 38. hinzuweiſen. Gleichwohl mag es nicht un: 
fruchtbar fein, auch diejenigen Andeutungen etwas näher in’s Auge zu faf- 
jen, welche ſich in jenen Einwendungen finden. 

„Weun von ber Nothivenbigkeit ber Umgeftaltung bes Wefens und 
der principiellen Grundlagen des Bundesverbältniffes ge: 
jprochen wird, fo muß die Majorltät des Ausſchuſſes befennen, daß ihr da⸗ 
mit die Gränzen einer gedeihlihen Reform völlig überſchrit— 
ten erſcheinen. Wenn das Fundament eines Gebäudes hinweggenommen 
wird, jo muß es einflürzgen, und dies kann man doch nicht wohl eine Res 
form desjelben nennen. Die Grundlagen bes Bundes find die jümmtlichen 
in ben Bundesſtaaten gruppirten Stämme beutfcher Nation, und ihre Für: 
fien, wie fie früher zum Reich vereinigt waren, und bie PBrincipien des 
Bundes find bie föberative Einigung berjelben als gleichartiger und gleid: 
berechtigter Glieder zur Erhaltung ber Außern und inneren Sicherheit bes 
Ganzen. Auf eine Umgefaltung dieſes Weſens if ber Antrag vom 14. 
Augur db. 38. allerdings nicht gerichtet; aber dies wirb ihm wenigſtens 
von ben Bundesgenofjen jo wenig zum Vorwurf gemadt werben, als von 
ihnen felbh jemals Anträge in folder Richtung im Scho of der Bundes- 
verjammlung würden gejtellt werden können. Beſtrebungen außerhalb 
der Bundesverfammlung würden ſchon an ſich nicht mehr unter den Ge 
fichtspunkt der Reform fallen und am wenigften unter ben einer beilfamen. 

„Die Machtſtellung Deutſchland's nah außen zu erhöhen, ifl 
gewiß ein Ziel, dem Niemand im Bunde feine Wünfche oder feine Mitwir- 
tung entziehen wird. Aber auch bier wird nach den gemadten Erfahrungen, 
wie nad der Natur der Sache, daran erinnert werden bürfen, daß jede 
Mactitelung zunähft durch den Umfang der Kräfte bedingt ift, auf den 
fie fih fügt, und fodann weit mehr durdy die Geſinnung, als duch die 
Form, in welder jene Kräfte zufammengehalten werden. Es ift ein un: 
beilvoller und leider gerade in unjerer Zeit vielfach verbreiteter und ges 
nährter Irrthum, bie Form über das Weſen zu ftellen und alles Heil von 
gewiffen nach theoretiſchen Idealen conftruirten Geftaltungen zu ‚erwarten, 
ohne Rüdfiht auf den Boden, auf welhem fie ſtehen, und auf bie Lebens 
elemente, von denen fie erfüllt und in Thätigkeit geſetzt werben follen. Die 
Machtſtellung des beutfchen Bundes hat eine überwiegend befenfive 
Aufgabe, und diefer hat fie im Ganzen unb Großen gewiß genügt, inbem 
fie den Bundesftaaten einen Zeitraum bes Friedens und ber inneren Ent- 
widelung und Wohlfahrt gefihert hat, wie ihn die deutſche Geſchichte kaum 
zu irgend einer anderen Zeit aufzuweifen bat, Allerdings haben in biefer 
Periode auch kriegeriſche Conflicte flattgefunben, an welchen bie Kräfte 
Deuitſchland's nur theilweife betheiligt waren. Der Grund dafür aber, daß 
nit die Geſammtmacht auf den Kampfplag trat, lag in dieſen Fällen 
wahrlich nicht etwa in der Bundesverfaflung , ſondern in den Ueberzeugun⸗ 

en und Gefinnungen ber Bundesgenofjen. Nicht eine Verfaffungsänderung 
* fih allein vermag bie Machtſtellung Deutſchland's zu erhöhen, am we—⸗ 
nigften eine foldye, die einer fcheinbar beweglicheren ‘Form zu Liebe ben Um⸗ 
fang der Kräfte fchmälerte, fondern bie einmütbige Geſinnung ift 
bie unverfiegbare Quelle, aus welcher vor Allem des Baterlandes Größe und 
Macht hervoritrömen muß. Wenn das Lebendige Gefühl ber — 
hörigkeit die Fürſten und Völker Deutſchland's einigt, fo daß kein Glied 
vor den übrigen einen anderen Vorzug erſtrebt, als den der größeren Hin⸗ 
gebung an das Gemeinwohl, dann wird bie Machtſtellung ber Nation un: 
8* 
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ter allen Formen ihrer Zuſammenfaſſung nnantaſtbar und weithin nad 
außen maßgebend ſein; fehlt es aber an jenem Gefühl, oder macht 
eine entgegengeſetzte Geſinnung geltend, dann wird feine Berfafiunge 
form im Stande fein, die Kräfte der Nation zu einigen, und je mehr dam 
von ber Machtftelung gefprochen wird, befto weniger mird fie vorban 
den fein. 

'„Diefe Betrachtungen leiden gleichmäßige Anwendung auf die Forderun— 
einer gefräftigten Erecutivgewalt. ATS Ziel ift dieſe auch in dem Antrag 
vom 14. Auguft d. 38. bezeichnet. Wie fchwer es ift, eine Form bie 
zu finden, haben ebenfalls die verſchiedenen Verſuche ber legten Decennien 
zumal bie ernften Bemühungen der Minifterialconferenzen zu Dresden ge 
zeigt. Aber es muß auch in diefer Hinficht hervorgehoben werden, daß fein 
Form der Erecutive bie Wirkſamkeit der Bundesmacht erhöhen wird 
wenn nicht der Geiſt der Eintracht unter den Bundesgenoſſen dief 
Form befeelt, und daß in allen einzelnen Fällen, in welchen fi) jener Geil 
geltend machte, auch die jebige Bunbesverfaffung,, ungeachtet ihrer Verbeſie 
rungsfähigkeit, einen ſehr le Bollzug nicht gehindert hat. Es wird un 
ndÖthig fein, die bis in die allerneuefte Zeit reichenben Beijpiele hervorzuheben 

„Was endlih die Nationalrepräfentation anbelangt, fo ift bed 
gewiß das repräfentative Element in dem Antrage vom 14. Auguſt db. Je 
nicht zu verfennen, und beffen Musbildung zu einer organifchen Einridhtun; 
if ausbrüdlih vorbehalten. Gerade in biefem Punkt mahnen doch wob 
bie Erfahrungen der Vergangenheit wie bie Zuftände ber Gegenwart zu 
größten Umficht und zur Bermeidung jedes erneuten Verſuchs einer ſchein 
bar großartigen und doch wegen inneren Widerfpruds mit den gegebencı 
Verhältnifien hoöohlen und machtloſen Einrihtung, die, ftatı eincı 
ausgleihenden Annäherung, nur einen neuen Kampfplatz ber zur Zeit vie: 
leicht noch beftimmter als früher beflehenden Gegenfäge bieten würde Gi 
bebarf wohl nur der Frage, welche Stellung eine in formell untitarijchen 
Geiſte berufene, aus unmittelbaren Wahlen bervorgehende Nationalrepräien 
tation über oder neben ben Lanbesvertretungen, zumal der beiden Haupt 
mächte des Bundes, und gerade gegenwärtig einnehmen würde, um fich zı 
Überzeugen, daß man eine ſolche wohl im theoretifcher Betradhtung als ge 
fäliges Spiel der Phantafie hegen, nicht aber auf dem verhängnik 
vollen Gebiet praftifher Thätigkeit ernftlih in Vorjchlag bringen kann. 

„Die Anträge vom 14. Aug. d. Is. find alfo allerdings unmittelbar nod 
feine Bunbesreform, aber fie haben biefe im Auge, und bahnen fi 
an, umd zwar eine Reform nicht mit Umgeftaltung bes Welens und be 
principielen Grundlagen des Bundes, jondern mit Bewahrung dieje 
Weſens und auf diefen Grunblagen. Sie wollen beginnen mit einer Map 
regel für zwei beftimmte Fälle, welche zunächit noch Feine organifche Gin 
richtung jein fol, aber ſehr nie in andern ähnlichen Fällen wiederbol 
und jo zu einer dauernden organifchen Geftaltung ausgebildet werben kann 
Der Kern diefer Maßregel ift der repräfentative Gedanke, anfnüpfend an bi 
beſtehenden repräfentativen Körper in den Bunbesftaaten, alſo an lebendige 
rechtlich und thatſächlich wirkfame Kräfte, welche fih dem aus ihnen berver 
ehenden gemeinjhaftlihen Organ mittheilen, dasjelbe tragen und mit jid 
elbft in belebender Wechſelwirkung erhalten werden. Die Delegirtenverfamm 
lung ſoll und wird alfo die Gefammtheit ber in ben Bundesſtaaten geglie 
berten Nation vertreten, aber nicht in abftracter und darum diefer leben 
digen Gliederung widerfprechender Weile, fondern im Anihluß an bief 
Sliederung, aus ihr hervorwachſend, unb Kraft und Leben von ihr em. 
pfangend, und ihr erhöht wieder zuführend. Darum fol auch die Melegir 
un ben Landesgejeggebungen gegenüber Feine bindende yumt 
verpflichtende Macht haben, und infofern nur eine berathende Stellung ein: 
nehmen; aber, wie dies ſchon oben angebeutet worden, ber Bunbesverjamm: 
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fung gegenüber wären ihre Beichläffe jofort maßgebend, unb ben Lanbes: 
vertretungen gegenüber wũrden fie e8 allmälig werben. Die Eigentbüm: . 
lichfeit des deutſchen Nationallebens ift die reiche Entfaltung ber Indivi— 
bualität der Stämme, das Widerſtreben gegen uniformi- 
rende Gentralijation, und biefe Eigenthümlichkeit forbert bei jeder 
Reform bes Bundes vorzugsweile Beachtung, ba gerade fie zur Klippe 
werbeu fann, au welcher alle Reformbeitrebungen fcheitern. erabe bier 
faun num die vorgefchlagene Delegirtenverfammlung wahrhaft organifch ein» 
greifen und jegensvoll wirken. Bon den Landesvertreiungen gewählt und 
doch auf ben Standpunkt des Gemeinwohls geftellt, in achtbarer Anzahl- 
verfammelt und in jelbfigewählter Geſchäftsform üffentlih vor ben Augen 
der Nation berathend, barum frei von dem banalen Vorwurf bynaftifcher 
Sonberintereffen, wird fie die deutfchen Stämme fich in wäürbiger Weife auf 
einem Felde praftifher Berfiändigung nahe bringen. Nicht in unfrucht⸗ 
baren Berfaflungsfireitigfeiten werben fih ideale Parteien belämpfen, 
jondern in Behandlung realer Lebensverhältnifie werben fih thatſäch— 
Lie Suterejfen berühren und ausgleichen. Dem Weberwuchern bes Gen: 
tralifationstriebs wird ber Urſprung ber Delegirtenverfammlung, und - 
ben Auswüchſen des Sonbdergeiftes ihre Vereinigung unter ben richten- 
ben Augen der Nation entgegenwirken, und fo werben jene beiben Princi⸗ 
pien in dasjenige Gleihgewicht gebracht werben, ohne welches zwar 
Kampf und Umſturz, nicht aber fortichreitende Reform gedacht werben Tann. 
IR aber nur erſt diefer Geift lebendig geworben und in praftifcher Thätig: 
Leit erprobt, dann wirb er auch im Stande fein, ſich in den Berfaflungs: 
fragen- geltend zu machen, und es wirb für bie Meform des Bundes ein 
Boden gefunden fein, amf welchem fie mit Ausficht auf Erfolg in Behand: 
lung genommen werden lann. 

„Der Weg, welchen die Anträge vom 14. Aug. b. Is. eröffnen, ift al 
ferdings nur für eine allmälig und befonnen fortfchreitende Entwidlung 
eingerichtet, aber zugleich für eine nachhaltige und wirkſame. Daß eine 
ſolche allein geeignet ift zu beilfamen Reformen, lehrt bie Geſchichte aller 
Nationen, unb auf eine folche weist vorzugsmweife ber Genius der -beutfchen 
Ration bin. Ihm Tann man vertrauen, daß er die Keime befruchten und 
— werde, welche in den Anträgen vom 14. Auguſt d. Is. ge⸗ 
legt find.“ 

Minoritätspotum Preußen’s: „Die k. Preußliche Regierung 
hält an bem Standpunkte feit, welchen fie in Betreff der Legislatorifchen 
Initiative der Bundesverfammlung eingenommen unb twieberholt bargelegt 
bat, nämlich: daß der Bund fih erſt mit Stimmeneinbekigfeit ſchlüſſig ge⸗ 
macht haben müffe, ehe er eine ſolche Znitiative felnerfeits ergreifen koͤnne. 
Ein Mehrheitszwang zur Ergreifung bdiejer Snitiative, gegen das Votum 
einer Minderheit, ift dem Charakter des Bundes, dem Geifte und Wortlaute 
der Bundesgefege völlig zumiber. 

„=... Ber Bund würde nad Einfügung eines folhen Organismus ein 
anderer werben, als er biöher war. Er würbe nicht nur feine Gompetenz 
auf ein neues, ja auf alle Gebiete ber Geſetzgebung und Verwaltung aus: 
gedehnt haben, fendern es würde ſich ihm auch in bem Delegirtenkörper, 
nach Anficht der Mehrheit, eine Handhabe für bie politifhe Emtwidelung 
barbieten jollen. Es wurde der Bundestag nebſt den SDelegirten ben An⸗ 
ſpruch machen, die ganze Netion zu umfaffen und barzuftellen, während 
und ungeachtet ein ſehr großer, vielleicht ber größere in ber Minderheit 
repräfentirte Theil noch außerhalb- berfelben fände. Soll bie fragliche An⸗ 
ordnumg überhaupt mehr ale ein Schein fein, jo if, wie immer man fi 
die Modalitäten ihrer Ausführung denken mag, bier bie Gefahr vorhanden, 
bag eine große Mehrheit an Bolkszahl und flaatlier Kraft einer Combi: 
ustien von Stimmen unterliegt, welche thatjächlich eine Minderheit an Zahl 
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es mit ſich, daß in den Gegenſtänden ſeiner beſchränkten Competenz ein 

ringer Theil Deutſchland's den Reſt binden konnte zum Handeln, wie jun 
Unterlaffen. Die befchräntte Natur der Bundeszwede, insbefondere aber Ui 
Rückſicht, welche der Macht ber realen Verhältniſſe und ber Stellung be 
beiden Großmächte getragen wurde, bot jedoch ein heilfames Eorrectiv, | 
daß das der Bitalität des Bundes und feiner Wirkfamteit jo ſehr gelüht 
liche Gebrechen bes Widerſpruchs zwifchen Stimmrecht und Machtgerid 
nicht verhängnißvoll wurde. Seitdem aber das Streben rege geworten il 
diefes mißverhältlihe Stimmreht im Bunbeswege gegen real 
Machtverbältniffe zur Geltung zu bringen, wächst jene Gefahr. if gt 
wiß an ber Zeit, darauf aufmerffam zu machen, baß die von ber Mebrbei 
bes Ausfchuffes im vorliegenden alle vertretene Abfiht, bie Bundeszwed 
auf dem Wege der Stimmenmehrheit zu erweitern und auf diefelbe Weiſ 
neue Organismen zu fchaffen, ſich in diefer bedenklichen Richtung bemegl 
Wenn man ben Geift betrachtet, welcher in der Bundesacte ſelbſt und ihre 
Fundamentalprincipien, jomie in ber faft ein halbes Jahrhundert umiaſien 
den Praxis der Bundesthätigfeit waltet, fo ergibt fih die unverhäftnißmäßig 
Tragweite eines fo entichieben über biejen Geift hinausgehenden Erperimeni! 
Weit entfernt, eine Entwidelung des Bundesrecht zu enthalten, würde di 
angeftrebte Einrichtung, nach dem Zugeflänbniffe der Mehrheit ſelbſt, zu ci 
ner völligen Verwandlung in ein anderes Staatsweien führen. In biela 
würde die Minderheit vielfach eine rechtlich ungenügende Stellung un 
dem tbatfächlichen Vorgehen der Mehrheit gegenüber eine ohnmächtig 
Rolle zu übernehmen haben. Daß fid in ein ſolches Mißverhältniß Fein 
ber beiden Großmädte fügen würbe, if als ſelbſwerſtändlich an 
zuſehen. Die Bejeltigung , nicht die Vergrößerung bed angebeuteten & 
brechens, welches In ber unrichtigen Bertheilung ber Etimmen und d 
mißbräuch lichen Ausübung des Stimmredtes liegt, wäre zu erſtreber 
Einrichtungen, wie die vorgefchlagenen, entiprehen dagegen ebenforwenig der 
Geifte des bisherigen Bundesverhältnifies, ale dem Bebürfnijfe nei 
einer Reform bdesfelben. Im Sinne des Majoritätsygutachtens wilde b 
befürwortete Delegirtenverfammlung mit berathender Stimme etwa tk 
Grenze beflen bezeichnen, was, auf Bunbesgrunblage, dem Drange Ki 
beutfhen Stämme nad engerer flaatliher Einigung zu bewilligen wär 
Die letzteren aber werben in dem Zwecke der Anträge vom 14. Aug. Fein 
seen an die höheren Ziele flaatlicher Einheit und Stärkung c 
bliden, feinen %ortfchritt der nationalen Bewegung, fondern eine Al 
lenfung von berfelben. Die beantragte Snftitution würbe mithin nicht ci 
mal als eine Abſchlagszahlung betradhtet werben. Sie entipricht bi 
Höhe der Anforderungen fo wenig, baß man vorziehen würde, nicht dur 
eine Annahme des Gebotenen das Geforderte zu verliere 
Die Regierungen, bie Vollsvertretungen, bie Bevölkerungen find zu Opfer 
bereit, um große nationale Ziele zu verwirklichen. Allein man fann baraı 
gefaßt fein, daß fie, gegenüber einer ungenügenben Löfung, welche zuglei 
weitere Fortentwickelung ausfchließen fol, Tieber auf bem Boden bes Bun 
desrechts ſtehen bleiben und ſich einftweilen bei ben daraus fließenden Ned 
ten und Befugniffen genügen Taflen werben. So wenig ber dem Ausichuj 
ertheilte Auftrag es mit fi) bringt, ſchon jebt fi mit ben Mobalitäten ; 
befchäftigen, wie bereinft die beredtigten Wünſche der Ratio 
zu befriedigen wären, fo muß inzwifchen auf bie Nothwendigkeit bingewiej 
werben, ihrer Erfüllung nicht zu präjubiziren. Der Gefandte vermag i 
bem berebten Bilde, weldyes die Majorität von ber Zukunft Deutfchland 
auf dem vorgeichlagenen Wege entwirft, feine Realität zu erkennen; er mı 
bringend wünfchen, daß auf bemfelben nicht weiter vorgegangen werde. D 
Gefahren, welche bie Mehrheit auf anderen Wegen zu olitifcher Einigur 
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erblidt, werden auf bem von ihr empfohlenen jedenfalls nicht vermieben, 
Terjelbe läßt bie Gegenflände einer wahren und wefenhbaften Res 
jorm unb bie tieferen Gründe des Strebens nach einer ſolchen unberüdficdh- 
tigt. Sollte der Berfuch gemacht werben, ibn dennoch gegen das Recht 
und den Willen einer Minderheit am Bunbe zu verfolgen, fo 
mödhter dadurch Eonflicte erzeugt werben, welche jenen vermeintlichen Ge⸗ 
fahren an Ernft nicht nachſtehen dürften. Der Gefanbte Tann ſchon jebt bei 
Gelegenbeit diejes Botums fein Befremden barüber nicht unterbrüden, daß nad 
der Anjicht ber Mehrheit bes Ausfchufjes über den Widerfpruch einer ber 
beiden deutſchen Großmächte in einer Sache, in welcher das Bebürfniß der 
Stimmeneinhelligkeit fo wenig zweifelhaft erfcheint, als in der vorliegenden, 
und über den präjubdiciellen Einwand eben biefer Großmacht wegen ber Zu= 
läffigfeit des Majoritätsverfabrens überhaupt durch formelle Forts 
ſezung bes lepteren ohne weiteres zur Tagesordnung libergegangen werben 
fönute, als ob diefer Wiberfpruch nicht vorhanden wäre. Die Ausfchußver: 
bandlungen find nicht ber Ort, um das politifche Verhalten eines Bundes⸗ 
gliedes gegen Beichlüffe, die in ber Bunbesverfammlung verfucht werben 
fönnten, zu erörtern. Doch glaubt ber Gejandte den Ausbrud ber Beforgs 
niß nicht zurüdhalten zu jollen, daß bie Kortfegung bes oben vorausgefegten 
Verfahrens zu einem Punkte führen Fönne, wo die biffentirende Megierung 
außer Stand gejegt wäre, in einer im Widerſpruch mit den Bundesgrunds 
gelegen verfahrenden VBerfammlung noch das Organ bes Bundes zu ew 
kennen, an deſſen Schließung fie fich betheiligt hat.“ 

MinoritätsvetumBadens: „.... Manches und Gewichtiges ift ein- 
jumenden. Vorerſt gegen bie Art und Weiſe, wie das gemeinfame Geſetz⸗ 
gebungsrecht geordnet werden will. Man mag einverftanden fein, in ber 
Einheit ber Gejeßgebung ein werthvolles Refultat einer glüdlichen nationalen 
Entwicklung und Gejchlofienbeit anzuerkennen ; aber man wird zugeben 
müſſen, daß, wenn das Staatsleben eines Volkes ſich in ber conföberativen 
Form feſt geordnet hat, vor allem die Bedingungen einzuhalten find, unter 
welchen allein dieſe Geftaltung erhalten werben kann. Es müßte ben fein, 
daß darauf ausgegangen würde, diefelbe burch die ftraffere Einbeitsform zu 
erſetzen. — Hier fteht nun aber feit, daß es Feine Attribution gibt, welche 
in ben zu einem föderativen Ganzen verbundenen einzelnen Staats- 
erganismen jo wenig auch nur auf die fürzeften Augenblide entbehrt 
werden Tann, als die volle unbeichränfte Befugniß, Geſetze zu Ichaffen, zu 
ändern und aufzuheben; — und wicder gibt e8 kaum ein Attribut, welches 
für die Leiftungen der von bem beutfchen Volke als feinem guten Rechte 
verlangten Gentralgewalt fo gleichgiltig ift, als die erleichterte Möglichkeit, 
in die Gejeßgebung der Einzelftanten beſtimmend oder empfehlend oder auch 
nur wünjchend einzugreifen. Will in einem Bunde eine gemeinfame Geſetz⸗ 
gebung für gewifie Lebensgebiete eingeführt werben, fo muß in weſentlich 
anderer Weife verfahren werbeit. n allen durch Erfahrung erprobten 
Föderativeinrichtungen mit gemeinfamer Gefeßgebung bat eine Scheidung 
der jedem Theile, dann aber ausfchließlich, zuftchenden Gegenftänbe ber 
Geſetzgebung beftanden , Teineswegs aber eine Verbindung ber beiberjeitigen 
Thätigfeit mit verfchiebenem Beſchlußrechte. 

„Eodann iſt Einwendung zu erheben gegen bie geringe Bebeutung bes ge⸗ 
machten Vorſchlags für die politifhen Zuſtände. — Wie fruchtbar ſich die 
Einberufung einer Delegirten-Verſammlung erweiſen möchte, dieſelbe würbe 
ſchwerlich einen volftändigeren Erfolg gewinnen können, als daß ihre Be⸗ 
ſchlüſſe in Gefepgebungsfragen ber Bunbesverfammlung gegenüber ſofort 
maßgebenb und auch für bie Lanbesverfretungen bindend würden. Dieſes 
Refultat Fönnte vieleicht von Solden gepriefen werben, welche ent|chlofien 
wären, die Griftenz der Einzelftaaten dem großen Gedanken nationaler Ein: 
heit zu opfern. Allein mie wenig bei Feflhaltung ber Grundlage bes deut⸗ 
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ſchen Staatslebens den berechtigten Anſprüchen des deutſchen Volkes auf 
eine ſeine Machtſtellung wirkſam vertretende und ſeine Intereſſen nach außen 
zur Geltung bringende Gentralgewalt durch dieſe Aufopferung der wichtigſten 
Lebensbedingung ihrer Eriftenz geholfen wäre, Hegt auf ber Hand. Tem 
Bebürfniffe des Einzelnen, ſich ſelbſt und feine perjönlihe Entwidiung ba: 
durch auf eine höhere Stufe zu heben, daß bie mächtigen Hebel eines greßen 
und gefunden Staats: und Volkslebens ihm nicht Tänger verjagt bleiben, 
diefer fittlichften Forderung einer Nation mie ihrer Glieder würde dieſes 
Opfer nicht nur nicht zur Befriedigung gereichen, fondern im Gegentbeil 
darf mit Recht befürchtet werben, daß auch bie beilfamen Früchte werfai- 
fungsmäßig geficherter Ordnung im einzelnen Heimatsflaate wieber durch 
eine Reihe verwirrender Gontroverfen in Frage geftelt würden. Ferner ın 
zu bedenfen zu geben, daß von dem Ausgangspunfte der vorgefhlagencn 
Delegirten : Berfammlung nimmermehr in regelmäßiger Weiterentwicklung 
zu einer wirtjamen Reform, welche bie einzigen einer Gentralijation. 
bebürfenden Zunctionen der Staatsthätigfeit, nämlich Vertretung nad außen. 
und nationale Vertheidigungsanftalten zu Land und See, ergreifen würde, 
ohne eine Ufurpation der Gewalt durch diefe Berfammlung gelangt werden 
könnte. Alle Theile find nun aber einig, daß eine ſolche Gefahr dem deut: 
ſchen Staatsleben fern gehalten werden muß. | 

„Wollte die Bundesreform mit wirffamer Organifation ber wirflich dem 
Bunde obliegenden Aufgaben beginnen, jo wäre ratbfam geweien, nich 
einen Gegenſtand zu wählen, von bem es zweifelhaft ift, ob er der Com: 
petenz des Bundes unterliegt, fonberm einen folden, der ihr unbeitritten 
unterworfen if. Tabin würden 3. B. bie Yunbeöfteuern und bie Feſtſetzung 
der Gontingentshöbe gerechnet werben können, für welche beide eine wirf 
fame Controle dur eine ftändifhe (am beften freilich mit befchließenter, 
nicht blos berathender Befugniß auszurüftende) Verfammlung feit lange ge- 
boten erfcheint. 

„Nur dann, wenn bie frage nad) ben „Wie“ ber beantragten Einrichtung 
(wie allerdings von dem biffentirenden Mitaliede gefchteht) mit bewußter 
Veberzeugung bahin beantwortet wird, daß fih Feine Form für die Idee 
ber Delegirten - VBerfammlung finden laffe, beren weitläufiger Apparat irgend 
in einem Verhältniß flebe mit dem von ihr zu erwartenden Nutzen, — nur 
dann erjcheint eine Unterlaffung diefer näheren Ausführung ſchon im jeßigen 
Stadium als gerechtfertigt. Eine ſolche Anſicht fommt denn aber audy mit 
Nothwendigkeit zu dem Ergebniffe, das, was ſich in ber praftiihen Durch: 
führung nicht wohl erproben möchte, auch nicht grundfäßlich fetzubalten.- 
48. Dec. (Heffen- Darmftabt). Auch die I. Kammer entzieht der 
Regierung die bisherige Vollmacht zu Handels- und Zollverträgen. 

(Frankfurt). Der Senat ernennt eine Commiffion zu ſchleu— 
niger Ausarbeitung eines Verfaſſungsentwurfs. 

22. „ (Kurheſſen). Der DBerfaffungsausfhuß beantragt eine Ge: 
jeßesvorlage, weldhe den Standesherren und ber Reidsritterfchaft 
wegen der Wichtigkeit ber vorliegenden Arbeiten ſchon in jebiger 

j Seſſion der Stände Vertretung gewähre. 

23. „ (Preußen) Eine Verfammlung von Rationalvereinsmitgliedern 
in Königsberg befchließt ſich dem Vereinsbeſchluß bezüglich ber 
Reichsverfaffung an. 

30, Dec. (Holftein). Die dänifche Regierung beruft bie bolfteinifchen 
Stände auf ben 24. Januar ein. 

31. „ (Bayern), Eine Depefhe des Frhrn. v. Schrenk entfpricht 
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dem Wunſche ber preuß. Regierung nad) einer näheren Aeußerung 
über den von Bayern früher geäußerten Ausſpruch, daß eine bes 
friedigende Löfung der gegenwärtigen Krifis von Bayern lebhaft 
gewünſcht werde und daß eine Verftändigung auch wohl ohne be⸗ 
fondere Schwierigfeiten herbeigeführt werben könne: 

„+. . Das Bedenkliche der gegenwärtigen Krifis und bie gemeinfame 
Gefahr, die fie für alle Mitglieder des Zollvereins in fi ſchließt, wirb 
wohl von allen Eeiten erfannt und berüdfichtigt werben. Ebenſo wird 
wohl von feiner Eeite in Abrede geftellt werben wollen, daß eine Befeitigung 
berfelben weder durch Fortfeßung ber bisherigen Discuſſion, noch auch durch 
bloße Zurüdweifung der entgegenftehenden Anſichten und Anträge, fondern 
nur buch offene Rückkehr zu einem allſeitig anzuerfennenden Standpunkte, 
auf welchem fi alle Theile mit gleichem Rechte und gleicher Freiheit 
zu bewegen vermögen, erreicht werden Tann. Dieſer Standpunkt iſt nad 
biesjeitiger Anficht der des Rechtes und eine gemeinjfame Erörterung auf 
biefer Grundlage vermag allein bie Hoffnung einer allmäligen Anmäberımg 
ber bifferirenden Aufichten zu rechtfertigen. . . . Es wird bann auch für 
feinen Theil mehr ein Motiv beflehen, gemeinfame Erörterungen zurück⸗ 
zumeifen, vielmehr jebem Theile gleichmäßig daran liegen, durch gemein⸗ 
ſchaftliche Verhandlungen den gefammten Stand ber Frage aufzuklären 
und alle Rebenrüdfihten aus berjelben zu entfernen. 

„Geſtützt auf biefe Boransfeßung babe ich in meiner Depeſche v. 23. Sept. 
1. J. die Rückſichtnahme auf ben Februarvertrag mit Deſterreich und 
eine angemeſſene Aenderung bes propontrten Bertrags mit 
ae als biejenige Grundlage bezeichnet, auf welcher eine Ber: 

ändigung erzielt werben könne... . 

„Wenn die kgl. preußifche Regierung die Weigerung Bayerns und ber 
übrigen Regierungen, den fraglichen Verträgen beizufiimmen, als das auf: 
faßt, was fie wirklich ift, nämlich ale die Geltendmachung eines unzweifel⸗ 
haften, burch die Vereinsverträge garantirten echtes, fo wird fie fi durch 
biejelbe weder verlett, noch weniger aber zu bem Beftreben bingeleitet finden, 
ber lieberzeugung ihrer Mitverbündeten durch den folgenfchweren Ausiprud 
(einer Auflöfung bes Zollvereins) Zwang anthun zu wollen. Sie wird 
dann ebenjo wenig bie Bermweigerung biefer Zuftimmung, oder bie daraus 
hervorgehenden Confequenzen als ein Motiv betrachten fünnen, ſich einer 
eingehenden gemeinfamen Grörterung ber Sadjlage zu entziehen. In dieſer 
Borausfepung Hat die bayertiche Regierung geglaubt, daß es allen Vereins: 
Regierungen nur ermwünfcht fein könne, die wichtige Frage über bie zweck⸗ 
mäßige Entwidelung und Ausbildung des Hanbeld- und Zollfuftems bes 
Vereins, welche ber Artifel 34 des Bertrages vom 4. April 1833 aus⸗ 
drücklich ber Thätigkeit ber regelmäßigen Generalconferenz übermeift, bei 
ber bevorftehenden Eonferenz in ben Kreis ber Berathung zu ziehen. Aus 
diefem Grunde bat fie bei der Einladung zu biefer Conferenz bie öfter: 
reihifhen Vorſchläge als Beratbungsgegenftandb namentlih in Vor: 
ſchlag gebradht, und fie wird dieſen Antrag auch fernerbin auf: 
recht erhalten. Sie erachtet es hiebei als eine vertragsmäßige ur 
aller Bereins -Regierumgen , fi) einer gemeinjamen Erörterung jolder wid: 
tigen Fragen, welche die Vereindintereften fo weſentlich berühren, nicht zu 
entziehen, und ift ihrerſeits ebenfo bereit, auf analoge Fragen, wie allen- 
falls auf Tarifsmobiftfationen, auf eine Erneuerung ber Bereinsverträge, 
fowie eventuell auf eine Wieberaufnahme der Verhandlungen mit Frankreich 
einzugeben. ... .“ 

— Dec. (Württemberg). Lebhafte Noitation für und gegen bie 


Genehmigung des Hanbelsvertrages mit Frankreich 
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Preußen. 


14. San. Kröffnung des Landtags. Thronrede des Königs: 


„.. Shre Thätigkeit beginnt in ernfter Zeit. Nachdem Gottes Rathſchluß 
bie Krone mit ber Bürbe ihrer Pflichten unb Rechte auf mein Haupt gelegt, 
habe ich diefem meinem königlichen Rechte an beiliger Stätte bie Meibe 

egeben. Die Theilnahme meines Volks an biefer Feier bat bewieſen, baf 
beine Liebe und Treue, welde der Stolz und bie Kraft meiner Vorfahren 
waren, mit ber Krone auch auf mich Übergegangen find. Solche Kund— 
gebungen Tonnten meinen feſten Borja nur ftärfen, meine Föniglichen 
Pflichten im Geifte meiner Ahnen für das Wohl und die Größe Preußens 
zu üben... Bon größerm Gewicht find andere Entwürfe, welche 
meine Regierung vorlegen wirb. Sie werden Ihnen beweilen, daß ich, 
meinen Grunbfägen getreu, ben Ausbau unferer Berfaflung vor Augen 
babe. Die Vorlagen, welche bie Umbildung gegenwärtig befiehenter Ein: 
richtungen bezweden, geben Zeugniß, baß meine Regierung bie Reformen 
nicht zurücdhält, welche durch thatfächliche Verbältnifie und das gleichmäßig 
zu berüdfichtigende Wohl aller Stände begründet find... . Die Finanzen 
des Staats find in befriebigenber Lage. Ber gefteigerte Ertrag verfchiebener 
Einnahmezweige begründet bie Hoffnung, daß ein erheblicher Theil des für 
bas verfloffene Jahr erforderlichen Zuſchuſſes zu ben Koften der Heeres: 
organifation jeine Dedung in Mehreinnahmen finden wird. Ter mit 
ewifienbafter Sorgfalt aufgeltellte Staatshaushalts - Etat ergibt für Das 
aufenbe Jahr eine weitere Steigerung ber Einnahmen. Daburd find bie 
Mittel gewährt, neue als nütlih ober nothwendig erfannte Musgaben zu 
beftreiten und den burch bie Reform bes Heeres bedingten Zufhuß au ver: 
mindern. Soweit berjelbe für biefen Zweck neben ben Steuerzuſchlägen 
erforderlich bleibt, welche bis zur Erhebung ber regulirten Grundſteuer nicht 
entbehrlich fein werben, finden fich die Mittel dazu in dem noch unver: 
wendeten Weberjchufle des Jahres 1860. Es wird daher vorausfichtlüch To 
wenig im laufenden Jahre wie in ben beiden vorhergehenden Jahren eine 
Verminderung des Staatsichabes eintreten. Bei der Feſtſtellung des für bie 
reorganifirte Armee erforderlichen finanziellen Bedarfs find die Rüdfichten 
firengfter Sparſamkeit beachtet worden. Cine weitere Ausdehnung derfelben 
würbe die Schlagfertigfeit und Kriegstüchtigkeit des Heeres, folglich befien 
Lebensbedingungen und damit die Sicherheit des Vaterlanbes gefährden. 
Im Berfolg der Reorganifation wirb meine Regierung Ahnen einen Ent: 
wurf in Betreff einiger Abänberungen bes Gefeßes vom 3. Sept. 1814 
über bie Verpflichtung zum Kriegsbienft vorlegen. Derfelde ift dazu be: 
flimmt, den ſeit — jenes Geſetzes unabweislich hervorgetretenen Bedürf⸗ 
niſſen unſers Kriegeweſens abzuhelfen, ſowie ben geltenden Verordnungen 
über bie Verpflichtung zum Seedienſt eine geſetzliche Grundlage zu geben... 
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Meine ernften und wunausgefebten Bemühungen, eine zeitgemäße Revifion 
ber Wehrverfajfung des deutſchen Bundes herbeizuführen, haben 
zu meinem Bedauern ein befriebigendes Ergebniß bisher noch nicht gemährt. 
Inzwiſchen ift meine Regierung beftrebt, im Wege der Vereinbarung mit 
einzelnen beutjchen Staaten eine größere Gleichmäßigkeit in den militärifchen 
Einrichtungen anzubahnen und dadurch die Wehrbaftigkeit Deutfchlands zu 
erhöhen. Die in diefem Einne mit der berzoglich ſachſen⸗koburg-gothaiſchen 
Regierung abgefchloffene Convention wird Ahnen zur verfafjungsmäßigen 
Zuftimmung vorgelegt werben. In gleicher Weife widmet meine Regierung 
ber wichtigen Angelegenheit ber Vertheidigung der deutichen Küften unb ber 
Entwidelung unſerer Flotte, fir welche fi überall ein fo erfreuliches 
Etreben Fund gegeben und duch patriotifche Beiträge innerhalb und außer: 
halb Preußens bethätigt bat, ihre unausgeſetzte Sorgfalt. Wir beklagen 
die Verlufte, welde unferer jungen Marine boffnungsvolle Kräfte entriſſen 
baben. Aber ſolche Unfälle, bie feiner Flotte erfpart bleiben, können das 
Gewicht der Gründe, welche eine rafche Erböhung unferer Wehrkraft zur 
See verlangen, nur vermehren. Der zur Regelung biejer bejchleunigten 
Entfaltung beflimmte Gründungsplan unterliegt der abfchließenden Be: 
ratbung meiner Regierung. Das Bebürniß einer allgemeinen Reform 
ber Bunbesverfafjung bat neuerlich auch im Kreiſe der beutichen 
Regierungen von verſchiedenen Eeiten ausbrüdfiche Anerfennung gefunden. 
Treu ben nationalen Traditionen Preußens wird meine Regierung unabs 
läffig zu Gunften folher Reformen zu wirfen bemüht fein, welde, ben 
wirflihen Machtverhältniſſen entſprechend, die Kräfte bes beutfchen Volke 
energifcher zufammenfafien und Preußen in ben Stand feten, den \ntereffen 
des Sejammtvaterlandes mit erhöhtem Nachbrud fürberlich zu mwerden. Zu 
meinem lebhaften Bedauern ift ber Berfaflungsftreit in Kurheſſen nod 
nicht gejchlichtet. Ich will jedoch, felbft den lebten Ereigniſſen gegenüber, 
an der Hoffnung fefihalten, baß den Bemühungen meiner Regierung, welche 
fortwährend auf Wiederherflellung der Berfafiung von 1831, unter Ab⸗ 
änderung ber den Bundesgefegen widerſprechenden Beſtimmungen berjelben, 
gerichtet find, ber endliche Erfolg nicht fehlen wirt. Meine und bie fail. 
öfterr. Regierung find mit ber k. dänifchen Regierung auf deren Wunſch 
in vertrauliche Unterbandiungen eingetreten, um eine vorläufige Grundlage 
für cine Verftändigung zwiſchen dem deutſchen Bunde und Dänemark über 
bie Frage der Herzogthümer zu gewinnen. Wir halten babei fowohl 
an dem Bundesrecht als an beflimmten internationalen Vereinbarungen feſt, 
und es gereicht mir zur lebhaften Genugthuung, daß hierin da6 vollfte 
Einverfändniß nicht nur zwiſchen mir und dem SKaifer von Oefſterreich, 
fondern auch zwiſchen uns und allen unfern übrigen beutichen Bundes⸗ 
genofien beſteht. M. H.! Sie find berufen worben, im Verein mit meiner 
Regierung die Gefepgebung, welche in einer großen Zeit begonnen wurde, 
weiter zu führen. Wie jene Reformen beftimmt waren, dem Patriotismus 
des preußifchen Volks ein größeres Feld der Bethätigung zu eröffnen und 
baburch befien Aufihwung vorzubereiten, fo erwarte ich ven ber gegen: 
wärtigen Fortführung jener Gefehgebung die gleihe Wirkung. Die Ent: 
widelung unjerer Snfitutionen muß im Dienfte ber Kraft und ber Größe 
unfers Vaterlandes leben. Niemals kann ich zulafien, baß bie fortichreis 
tende Entfaltung unjers innern Staatolebens das Recht ber Krone, bie 
Macht unb Sicherheit Preußens in Frage ftelle ober gefährbe. Die Lage 
Europa’s fordert einträchtiges Zufammenwirken zwiſchen mir unb meinem 
Bolke. Ich zähle auf die patriotifche Unterflübung feiner Bertreter.“ 


20. Jan. Das Abg.: Haus wählt Grabom zu feinem Präfidenten, und 
bie Abg. Behrend und Bodum: Dolffe (beide von der deutſchen 
Fortſchrittspartei) zu Vicepräfibenten. 
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22. Jan. Vorlagen der Regierung im Abg.⸗Hanſe: 


Der Miniſter des Innern Graf Schwerin legt den Entwurf, bie länd- 
liche Bolizeiverwaltung in den fechs öſtlichen Provinzen beir., vor: „Die 
ortsobrigkeitliche Gewalt refultirt aus dem alten Unterthänigkeitsverhältniß. 
Dieſes —38 iſt durch die Verfaſſung alterirt, aber am 14. April 1856 
wurde ber Art. 42 der Verfaſſung aufgehoben und bie ortsobrigkeitliche Gewalt 
wieder bergeftcht. Das Unternehmen war fein glüdliches und die Regierung 
mußte auf Abbülfe denken, die der Entwurf beuwedt. Die Ortsobrigfett wird 
als Ehrenamt Amtshauptleuten übertragen; bie Gemeinden haben dabei ein 
Wahlrecht, die Beftätigung fieht ber Negierung zu.” Der Finanzminifier 
dv. Patow übergibt die allgemeine Rechnung bed Budgets für 1859 unb 
zwei Gefeßentwürfe, betr. Tefiftellung bes Budgets für 1862 und Die Fori— 
erbebung der 25 pCt. Zuſchlags. Der Minifter geht bei Darlegung bee 
Budgets für 1862, in welchem die Mehrfoften ber Militär: Reorganifatien 
einfach unter bie orbentlihen Ausgaben geftellt find, einläßlich auf jene ein. 
Der Handelöminifter v. d. Heydt legt enblih einen Eutwurf vor, betreffend 
bie Einrichtung und die Befugnifje der Oberrehnungsfammer: Es jet bier 
eine ſehr jchwierige Frage zu löfen gewejen unb befriedige der gegenwärtige 
Entwurf vielleicht auch nicht Jedermann, jo werde man doch jedenfalls 
daraus entnehmen Tonnen, daß es ber Regierung Ernit fei mit dem Aus: 
bau der Verfaſſung. (Nah diefem Entwurf follen Etatsüberfhreitungen 
von ber ae nur bann gerügt werben fönnen, wenn fie gegen 
bie in ber Gefekfammlung publizirten Titel des Haupt - Etats vorfommen. 
Dagegen follen bie Beichluſſt, welche das Haus Hinfichtlih ber einzelnen 
Summen ber Speial: Etats faßt, Feine größere Bebcutung haben als bie 
„Motive eines Geſetzes“. Motive haben Feine bindende Kraft. Alfo würbe 
die Kammer bei ber Feſtſetzung der Spezialfummen der Regierung nur 
einen guten Rath ertbeilen, und biejer bliebe es überlaſſen, in wie weit 
fie ben guten Rath befolgen wolle. Dies iſt das Prinzip des vorgelegten 
Entwurfs.) s 


23. „ DBorlagen ber Regierung im Herrenhaufe: 


Der Zuftigminifter legt zwei Gefehesentwürfe, betreffend bie Berant- 
wortlichfeit ber Minifter und bie Abänderung ber Artifel 49 und Gt 
ber Verfaffung vor. (Die Regierung will darin die Anklage gegen einen 
Minifter, entgegen ben Beſtimmungen ber beſtehenden Berfaflung, von 
dem übereinflimmenben Beſchluſſe beider Häufer abhängig machen) — 
Der Krieggminifter v. Roon legt einen Gefeßesentwurf, betr. die Abänbe- 
rung und Ergänzung bes Gelepes über bie Berpflidtung zum 
Kriegsdienite vom 3. September 1814 zur verfaffungsmäßigen Beſchluß⸗ 
nahme vor. „Daß biejer Entwurf mit ber Reorganijation bes Föniglichen 
Heeres eng zufammenbängt, brauche ih wohl an diefem Orte nit näher 
zu entwideln, und ba ich überdies bereits zweimal Gelegenheit gehabt babe, 
mit der angenehmen Temperatur, welde für bie bier in Rebe 
fiehende Sache in biefem hohen Haufe herrfcht, befannt zu werben, fo babe 
ih zur Empfehlung bes Entwurfes wenig binzuzufügen. Nur eine Bitte 
möchte ich an das hohe Haus richten: es ift bie um möglichſte Beſchleuni⸗ 

ung, damit ber an einem andern Orte etwa gejuchte Vorwand eines Zu- 

ammenbangs zwiichen dieſem Entwurfe und’ dem Budget die Berathung 
des Tetterem nicht aufhalte.“ Endlich ergreift der Miniſter des Innern das 
Wort, um bem Haufe ben Entwurf einer Kreisordnung für bie ganze 
Monarchie vorzulegen: „Meine Herren! Die Anerfennung ber gegenwärtigen 
Kreisorbnung ift Feine allgemeine. Cine gleihmäßige Vertretung aller In: 
terefien der Kreiſe ftellt fi als nothwendig heraus und bas Beduͤrfniß dazu 
ift in den geſeßlichen Erlaffen fett 1822 anerfannt worden. Die Verfajlung 
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von 1850 fprad die Grundfäte für eine Kreisvertretung durch Wabl aus 
und in Folge deffen wurde die Gemeinbeorbnung vom 1. März 1850 ge 
geben. ie wiffen, baß diefelbe aufgehoben und fpäter ein neuer Entwurf 
vorgelegt wurde, ber jedoch nicht zur Ausführung kam. Die vorige Regie 
rung beichäftigte fig eifrig mit dem Gegenftande, unb bie gegenwärtige nahm 
die Verſuche auf, dieſe Materie zu reguliren und mit ber Berfaffung in 
Einklang zu bringen. Die Regierung legte 1860 einen Geſetzentwurf vor, 
der im Abgeordnnetenhaufe angenommen wurbe, in biefem hohen Haufe aber 
nicht zur Berathung Fam. Die Regierung hat fih von zwei Grunbgebans 
ten leiten lafien. Der eine, daß jede Reform ber Kreisverfaflung die Auf⸗ 
bebung des Virilftimmrechts der Rittergutsbefiger in ſich fchließe; ber andere, 
daß jede Vertretung die verfchiedenen Intereſſen ber Stäbte und bed Land⸗ 
beftge® berüdfichtigen und namentlich die Interefien des großen Grund⸗ 
befige8 im Auge behalten muß. Ber Entwurf weicht einigermaßen von 
bem von 1860 ab, er begreift auch bie weſtlichen Provinzen und jomit das 
ganze Land in fih. Eine mefentliche Verfchiedenbeit beiteht darin, daB in 
dem Entwurfe von 1860 noch bie Hälfte ber Stimmen bem großen Grund⸗ 
befige zugefihert war. Dieſes Prinzip bat nicht aufredt erhalten werden 
konnen, weil e& bei ber verfchiedenen Vertheilung zu großen Ungerechtig⸗ 
feiten geführt baben würde. In dem gegenwärtigen Entwurfe ift % ber 
Stimmm jedem Hauptbeftandtheil ber Vertretung zugefihert. In den weit: 
lien Provinzen bat die Regierung angenommen, daß nad anderen Grund⸗ 
fügen verfahren werden müfje, als in ben dftlihen Provinzen. Die He: 
gierung ift fih bewußt, mit biefem Gejegentwurfe den wahrhaft Tonjer- 
dativen AIntereffen des Landes einen wichtigen Dienft zu leiſten und bofft, 
Daß daB Haus biefe Meberzeugung theilen und bem Gntmwurfe feine Zu: 
ſtimmung nicht verfagen werbe.“ 


1. Febr. Das Herrenhaus genehmigt einftimmig und ohne Discuffion 
die Geſetzesvorlage betreffend Abänderung und Ergänzung einiger 
Beitimmungen des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 über bie Ber: 
pflihtung zum Kriegsdienſte (vgl. 23. Januar). 


2. „ Uebergabe der ibentifchen Noten Defterreih® und der Mittel: 
flaaten gegen einen Bunbesftaat im Staatenbunbe (f. Deutſchland). 

5. „ Vorlagen ber Regierung im Abg.= Haufe bezüglich) Stäbteorbnung, 
Hanbelögerichte und ländliche Gemeinbeorbnung. 

10. „ Bon ber vom Abg.= Haufe zur Prüfung des Militärs Etats und 


ber Militär: Vorlage gewählten Commiſfion, vorauéſichtlich ber 
wichtigften ber Seffton, gehören 7 der Fraction Walde, 7 ber 
Braction Bodum: Dolffe, 5 der Fraction Grabow, einer ber Trac: 
tion Reichensperger an; bie Yortfchrittspartei hat alfo entjchieben 
das Uebergewidt. : 

14.— 15. Febr. AZweitägige Debatte des Abg.⸗Hauſes über die kur⸗ 
heſfiſche Frage: 

Antrag ber Eommiffion: „Das Haus ber Abgeordneten erflärt «8 
als dringend geboten, daß bie f. Staatsregierung mit allen ihren Mitteln 
auf die Wiederherfiellung bes verfaffungsmäßigen Rechtszuftandes in Kurz 
befien, insbefondere auf eine fofortige Berufung ber heſſiſchen ann 
auf Srund ber Verfaſſung vom 5. Jan. 1831, ber in ben Jahren 184 
und 1849 dazu gegebenen Erläuterungen und dann vorgenommenen Ab⸗ 
finderungen und des Wahlgefeyes vom 5. April 1849 hinwirke.“ 
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Amendbement bes Abg. Reicheniperger (fatholifde Fraction): 
„Das Haus ber Abgeordneten erflärt es als dringend geboten, daß bie 
Staatsregierung barauf binwirke, nah Maßgabe der beutjchen Bundesgeſetze 
und im Einverſtändniß mit den deutſchen Bundesregierungen eine Aus: 
gleihung der binfichtlih der kurheſſiſchen Verfaflungsangelegenheit obwal: 
tenden Differenzen herbeizuführen.” 

Der Antrag der Commiffton wird mit 241 gegen 58 Stimmen 


(ber kath. und der feubalen Traction) angenommen. 


14, Febr. Antwort Preußens auf die ibentifchen Noten (f. Deutfchland). 


17. , 


25. , 


Das Abg.: Haus wählt mit großer Majorität Grabow zu feinem 
befinitiven Präfidenten, Behrend und Bodum=Dolffs zu Vicepräfi- 
benten. — 151 Mitglieber ftellen einen Antrag auf Anerfennung 
bes Königreihe Italien. — 90 Mitglieder beantragen: 


„Das Abg. +» Haus wolle ee gegen die fgl. Staatsregierung bie 
Erwartung auszufprechen, daß fie nicht länger unterlaffen werde, diejenigen 
Anordnungen zu treffen, welche erforderlich find, um die evangeltjde 
Landeskirche ohne Derzug in den vollen Beſitz ber ihr im Artikel 15 der 
Verfafjung verbürgten Selbfiftändigfeit zu jegen." Motive: „1)Art.15 
ber Verfaſſung fordert, daß bie evangelifche Kirche ihre Angelegenheiten jeltfi: 
fländig ordne und verwalte; die evangelifche Kirche ift aber thatlählih noch 
immer sicht in den Beſitz biefes ihr jeit 12 Jahren verbürgten Nechte® ge: 
langt. 2) Das Beſtreben des Kultusminifterium und ber zeitigen Kirchen: 
behörden, dieſe Selbſtſtändigkeit durch allmälige ftufenweife DOftroyirung 
einer Kirchenverfaflung zu bewirken, ftebt im Widerfpruch mit dem Art. 15, 
welcher nicht bloß die Verwaltung, fondern aud die „Ordnung“ ihrer An: 
elegenheiten der Kirche ſelber überweift und führt überdies, wie bie Gr: 
—— zeigt, nicht zum Ziele. 3) Dem Artikel 15 liegt hiſtoriſch nad: 
weisbar der Sinn zum Grunde: daß zur Bewirfung ber Selbſtſtändigkeit 
eine eigene Firchliche Oryanifation gefchaffen werden müſſe, welche an Stelle 
der bisherigen ſtaatlichen Kirchenbehörden die Berwaltung ber Firchlichen 
Angelegenheiten zu übernehmen babe. Die Berufung einer aus Gemeinbe: 
wahlen bervorgehenden Repräfentation der evangelifchen Landeskirche iſt da: 
mals von der fol. Staatsregierung als der korrekte Weg zu biefem Ziele 
erfannt worden, und muß noch heute als der Forrefte erjcheinen, da er ber 
einzige ift, auf welchem bie Kirche ohne Verzug und ohne Verfürzung in 
ben Beſitz ihres Mechtes zu gelangen vermag. 4A) Das Antereife des Staates 
wie das Intereſſe der Kirche gebieten gleicherweife, daß dem langen In—⸗ 
terimiftifum mit feinen NRothfländen und NRedtöverwirrungen ein Ende ge: 
macht und das verfaflungsmäßige Rechtsverhältniß bes Staates zur Kirche 
enblich definitiv feftgeftelt werde. Es eriftirt fein Rechtogrund, noch Rechts: 
titel, aus welchem die Berechtigung hergeleitet werden fönnte, dem Staate 
bie völlige Befreiung von Kirhenfahen und ber Kirche ben vollen Genuß 
ihrer Selbfiftändigfeit noch länger vorzuenthalten.“ 


Die Commiffion des Abg.: Haufes einigt fich über ihren Antrag 
in ber deutfchen Frage (ſ. Deutſchland). 


3. März Große Nationalvereinsverfammlung in Berlin unter dem, 


Vorfige v. Bennigſens. Diefelbe nimmt eine Reihe von Refolutionen 
an und befchließt, dem babifhen Minifter von Roggenbach ihren | 
Dank für feine Denkſchrift über die Bundesreformfrage — 
drücken. 
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5. März. Der Kriegsminifter gibt in der Militärcommiflion des Abg.⸗ 


Hauſes die Erfärung ab, daß bie Regierung feit entfchlofien fei, 
an ber dreijährigen Dienftzeit nichts zu ändern. 


„ Die Commiffion des Abg.-Haufes befcliegt, beim Abg.⸗ Haufe 
auf die Erklärung anzutragen „es liege im Intereſſe Preußen’s, 
bie Anerkennung des Königreichs Stalien nicht länger zu verzögern.” 


Der Regierungscommiffär hatte in der Commiſſion die fchriftlich formu⸗ 
lirte Erklärung abgegeben: „daß biefer Antrag, welder einen Einfluß 
auf die Enifcheidbung einer fchwebenden frage ber europäifhen Politik auss 
zuüben bezweckt, von ber kgl. Regierung nicht gebilligt werden könne, und 
daß diejelbe daher auch eine Belheiligung an ben Berathungen ber Com⸗ 
miſſion über diefen Antrag ablehnen müfje* und nach Abgabe biefer Erklä⸗ 
rung die Sigung der Commiſſion fofort verlaflen. 


„ Sm der Situng bes Abg.-Hauſes kommt 


ber Bericht der Commiſſion über ben Antrag, betreffend bie Vermehrung 
ber Zitel des Hauptetats, zur Berathung. Die Commiſſion beantragt bie 
Bertagung ber Sache bis zur Saifon 1863. Abg. Hagen ftellt den von 31 
Mitgliedern unterfügten Gegenantrag: „Das Haus wolle beichließen: daß 
1) der Staatshaushalt- Etat in feinen Titeln durch Aufnahme der meint: 
lihen Einnahme: und Ausgabe: Vofitionen aus den dbemjelben zu Grunde 
liegenden Berwaltungsetats mehr zu fpecialifiren; 2) biefe Specialifirung 
jhon bei der Darftelung des Stantshaushalts pro 1862 und zwar im Ans 
halt an die Titel und Titelabtheilung der pro 1859 gelegten Specialrechnun⸗ 
gen zu bewirken jei.“ Der Finanzminiſter v. Patow befämpft ben Antrag 
ſehr entſchieden, obgleich er verfichert, daß derfelbe „bei weiten nicht bie 
Tragweite babe, weiche ihm beigelegt wird." „Ach bin weit baven entfernt, 
dem Antrag in feinem Brincip entgegenzutreten. Der ÖStreitpunft, um 
den es fih handelt, ift nur der, ob es wünſchenswerth befunden werben 
tönne, bie Berbeflerungen im Laufe der jebigen Seflion noch für das Jahr 
1862 herbeizuführen; oder ob die gegenwärtige Seflion nur dazu zu be 
nugen fei, angemejjene Borfchläge zu machen und bie Erfüllung dieſer Bor: 
Ihläge für die nächſten Jahre zu erwarten.” Der Minifter fügt bei: „Eine 
abfolute Unausführbarkeit dDiefer Anträge ift nicht zu behaupten; es Tann 
aber mit Zug und Recht behauptet werben, daß diejelben für das Kaſſa⸗ 
und Rechnungsweſen eine große Beläftigung herbeiführen werden. Da man 
Ion zwei Monate bes Etatsjahres hinter fih hat und bis zum Abſchluß 
des Budgets noch mehrere Donate verfireihen werben, fo würde es fehr 
ſchwer fallen, die veränderten Etatspofitionen bei ben Behörden noch zur 
Durdführung zu bringen und es könnte die Aufftellung von eigenen Be 
amten zu biefem Zwede nothwenbig werben.“ Schließlich erklärt jeboch ber 
Miniſter: „Es fragt fih nur, ob nah Annahme ber Vorfchläge e8 noch 
möglich if, zu regieren und bie Verantwortung für bie Leitung ber 
Geſchäfte zu Übernehmen, ob darin nicht ein Eingriff in bie Erecn- 
tive liegt.“ 


Der Antrag Hagen's wird mit 171 gegen 143 Stimmen an- 
genommen. 
» Der Hanbelöminifter v. d. Heydt verlangt bie Sufpenfion ber 
Sigungen bes Abg.:Haufes um einige Tage „wegen wichtiger Be: 
ratbungen des Staatsminifteriums.“ 


8. „ Das Minifterium gibt feine Entlafjung ein, 
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11. März. Anflöfung des Abge⸗-Hauſes. An dieſem Tage follte im Hauſe 
bie Debatte über die Anträge der Commiffion begüglih der beut- 
[hen Frage beginnen. 


Mittheilung bes Minifters v.d.Heydt an bag Haus der Abg. 
. ... Die Berathungen im Staatsminifterium waren eine Zolge des ın 
ber legten Eikung bes Haufes gefaßten Beihluffes. Tas Staatsminifterium 
hat geglaubt, in ernfte Erwägung ziehen zu müſſen, welches Verhalten ibm 
vorgezeichnet ſei. Nachdem der Herr Finanzminifter in der entgegenfom: 
mendften Weife eine Erwägung ber gewünjchten Specialifitwig für bas 
Sahr 1863 in Ausficht geftellt und hiernach um ein gleiches Entgegenfom: 
men bes Abgeorbnetenhaujes erſucht hatte, bat basjelbe bennoch ben vom 
Abg. Hagen geftellten Antrag angenommen. Dieſer Beichluß, wie man au 
über das Mecht des Haufes und die materielle Tragweite dieſes Beſchlufſee 
denken mag, bezeichnet in entichiedener Weiſe bie Stellung, welhe das Haus 
ber Regierung gegenüber einzunehmen beabfidtigt, und hat bem Staats: 
minifterium nach gemifienbafter und ernflliher Berathung die Ueberzeugung 
aufdringen müfien, baß es im Haufe nicht basjenige Vertrauen befiße und 
nicht diejenige Stübe finde, deren es nöthig bebarf, um das nterefie bes 
Baterlandes mit Erfolg wahrnehmen zu fünnen. Dieſe Meberzeugung mußte 
bem Staatsminifterium die gebteteriiche Pflicht auferlegen, Sr. Majeſt ãt dem 
Könige die unterthänigfte Bitte um feine Entlafjung vorzutragen. Dies it 
am 8. b8. Mts. gejhehen. Se. Maj. ber König haben nicht gerubt, aui 
biefe Bitte einzugehen, unb baben biefelbe mittel® Orbre vom 9. ds. Mia. 
abgelehnt. Dieſe Ordre lautet: „Auf deu Bericht des Staatsminifteriume 
vom gefirigen Tage gebe Ich demſelben zu erfennen, daß bei dem Bertrauen, 
welches Ich deniſelben ſchenke, wie bei der Achtung, in welder dasſelde beı 
dem mwohldenfenden Theile der Nation fteht, Ih auf das Geſuch des ſelben 
nicht eingeben lan. In Erwägung bdiefer Gründe fche Ih ben weiteren 
Maßregeln entgegen, welche das Miniſterium glaubt, Mir rathen zu müſſen. 
um die Berwaltung feiner Acmter zum Wohle des Staates fortführen ;zu 
Finnen.” Diefe Allerhöchfte Willensäußerung bat das Staatsminifterium für 
feine Pflicht erachtet, zu befolgen, und bat demgemäß die weiteren Maßre— 
geln in Erwägung gezogen, weldhe es Er. Mai. zu rathen babe, um jeine 
Aemter mit Erfolg zum Wohle des Etaated fortführen zu können. Tas 
Minifterium ijt von der Meberzeugung durchdrungen, daß nur ein einträchti: 
ge8 und vertrauenspolles Zuſammenwirken der Vertretung bes Landes muit 
ber Regierung des Königs dem Intereſſe der Monarchie entfpridt. Indem 
es im vollen VBewußtfein feiner Berantwortlidyleit und nach wieberbholten 
Erwägungen -fih zu der Annahme beredtigt hält, bay die Vorgänge im der 
Sitzung vom 6. d. Mts. den Beweis geliefert haben, daß dieſe Bedingung 
zur Zeit nicht zutrifft, bat das Staatsminifterium Sr. Maj. zunähft nur 
ratben können, von dem im Art. 51 der Verfaflungsurfunde vorgefebenen 
Mechte der Krone Gebrauch zu machen.“ 


v»  „ Der Präfident des Herrenhaufes, Fürft von Hohenlohe: Ingel- 
fingen, wird zum Bräfidenten des Staatsminifteriums ernannt. 


„ „ Die Yortihrittspartei fest ein Gentral-Wahlcomite ein. 
12, „ Auslaffung der officidfen Stern-Ztg. über bie eingetretene Kriſis. 


„Wir haben bereits ausgeführt, wie die Regierung in ber Sitzung vom 
6. März weit vorgebogen bie Hand zur Verftändigung reichte, und wie bie 
Mehrheit bes Saufes de in ber eigenwilligen Abſicht zurüdftieß, fofort und 
im Eturm bie Veränderungen durchzuſetzen, welche bie Regierung auf bem 
freilih Tangfameren Wege der Ordnung und mit Berüdfihtigung der Ins 
terefjen der Staatsverwaltung herbeizuführen bereit war. Wir haben ber: 
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vorgehoben, wie ber praftifche Werth bes Hagen'ſchen Antrages für bie in 
der gegenwärtigen Seffion zu vollziehende Berathung des Staatshaushalts- 
etats jo gering war, daB das beichlofiene flürmifche Verfahren nicht aus 
jener Werthſchäzung, ſondern nur aus ber allgemeinen Stimmung erflärt 
werden konnte, welche fich ber Mehrheit des Haufes ber Regierung gegen: 
über bemächtigt hatte... . Angelpunft und alleinige Lebensbedingung cen⸗ 
Ritutioneller Regierungsform if aber das gegenfeitige Vertrauen der hoben 
Saltoren der Staatsgewalt. Indem bie Staatsregierung an das Land ap- 
pelirt, bleibt fie ſelbſtverſtändlicher Weife nach wie vor feft entichloffen, mit 
den durch das Intereſſe des Landes gebotenen Reformen vorzugehen. Wie 
fie die ſchwierigſte aller Reformen, die Grundfteuerregulirung, in der kurzen 
Zeit ihrer Amtsverwaltung zu einem befriedigenben Austrag zu führen ver⸗ 
fanden bat, glaubt fie auch in Betreff der demnächſt beabfichtigten Reform⸗ 
maßregeln, bie nicht einen fo hartnädigen Widerftand zu überwinden haben 
werden, das Vertrauen beanjprucen zu dürfen, Daß es ihr nicht an der 
Einfiht und der Entfhlußfraft fehlen wird, biejenigen Mit- 
tel und Wege zu ergreifen, welde den von ihr — 
nen Maßregeln einen befriedigenden Erfolg zu ſichern ge 
eignet find.” 

Die Öffentlihe Meinung glaubt hieraus ſchließen zu follen, daß ber Liber 
tale Theil des Minifteriume Maßregeln gegen bas Herrenhaus zur Bebin- 
gung feines ferneren Verbleibens —8 habe. 


12. März. Erklärung von 130 Abg. der Majorität des Abg.⸗Hauſes in 
dem Antrage Hagen Über die Lage der Dinge und bie Motive ih- 
ter Hanblungsweife bezüglich jenes Beſchluſſes: 


„Als wir in das Haus der Abgeordneten traten, waren wir entſchloſſen, 
mit großer Mäßigung alle Schritte zu vermeiden, weldhe zu Zerwürfnifien 
innerhalb ber liberalen Mehrheit des Hauſes oder zwiſchen ber Volksver⸗ 
tretung und der Regierung Sr. Maj. des Königs führen könnten, aber 
ebenjo entſchlofſen, treu dem empfangenen Mandate des preußiſchen Volkes, 
das verfafjungsmaßige Recht feiner Vertreter zu wahren, und feinem Con⸗ 
flite auszuweichen, der uns auf dieſem Wege aufgenöthigt würde. Wir 
glauben unfere Pflicht erfüllt zu haben. Die Welfe, in welcher bisher ber 
Staatehauspalt geordnet wurde, machte bas wefentlihfie Recht ber 
Bollsvertretung, das Recht, die Einnahmen und Ausgaben des Staates zu 
bewilligen und zu überwachen, faft bebeutungslos. Denn nad ber 
Annahme ber Iegten Jahre und nach ber Auffafiung ber Regierung, welche 
fie in dem Gefegentwurf über bie Oberrechnungstammer geltend gemacht 
bat, if diefelbe der Wolksvertretung gegenüber bei ber Verwendung ber öf— 
fentlihen Gelder nur an bie allgemeinen Titel und Summen gebunden, 
welhe in ben Hauptetat bes Staatshaushalts aufgenommen und in ber 
Geſezſammlung veröffentlicht werden. Diefe find aber in den wichtigften 
und foftfpieligften Verwaltungszweigen, vor Allem in ber Militärverwaltung, 
jo groß und umfaflend , daß fie den Miniſtern einen der Controle bes Ab⸗ 
geordnetenhauſes faft gänzlich entzogenen Spielraum und bie Machtvollkom⸗ 
menheit gewähren, auch ohne und gegen ben Willen ber VBolfsvertretung 
tiefeingreifende Einrichtungen zu treffen oder aufrecht zu erhalten. Um biefe 
Iheinbare Feſtſtellung des Budgets zu einer wirklichen zu machen, 
führten wir einen Belhiup bes Hauſes ber Abgeorbneten herbei, nach 
weichem nicht nur bie Nothwendigkeit einer fpecielleren Bubgetbewilligung 
für die Zukunft ausgefprodhen ward, ſondern auch ſchon für das laufende 
Jahr in den bindenden Hauptetat diejenigen Summen aufgenommen wer: 
ben joflten, für welche dies zur pflichtmäßigen Ausübung der verfafjung®- 
mäßigen Gontrofe erforderlih umb nach ber Einrichtung bes Kaſſen⸗ und 

9 





130 


Preufien, 


Rechnungswefens ausführbar erfcheinen würde. Die fofortige Musflibrbar: 
feit biefes Beſchluſſes hat fich auch bereits durch die Umarbeitung mehrerer 
Etats nah Maßgabe besjelben in der VBudgetcommiifion bewährt. Daß eine 
folche detaillirte Aufftellung des Hauptetats künftig unerläßlich jei, ward ven 
allen Seiten anerfannt, und die fgl. Staatsregierung ſelbſt elite eine ter: 
artige Abänderung für die Zukunft in Ausjiht. Dagegen widerſprach fie 
berfelben für biefed Jahr. Wir aber, bie wir nicht Über die Formen kunt: 
tiger Budgets zu verfügen, fondern über deu Inhalt des gegenwärtigen nad 
Pflicht und Gewiffen zu bejchließen hatten, wir burften un micht auf 
Wünſche beſchränken, denen auch ſpäter jchwerlich ohne die eigene Thätigkeit 
ber Bolfsvertretung in genügendem Maße entjprodhen werben wird; wir 
waren verpflichtet, die Mittel des Staates nur in einer Form zu bewilligen. 
welche die und obliegende wirkliche Controle nöthig machte. Wir durften, 
foweit e8 an ung lag, das verfaflungsmäßige Recht des Volkes nicht zu ei: 
nem wefenlofen Scheine werben laſſen. Wir mußten in Erfüllung unſerer 
verfaffungsmäßigen Pflicht das uns gebotene Mittel anwenden, um un eine 
vollfändige Darlegung und eine wirkliche Innehaltung des feftzujeßenden 
Staatshaushaltes ın feinen einzelnen Pofitionen zu ſichern. Ss leuchtet 
außerdem ein, wie wefentlich gerade jetzt eine fehr fpeciele Feſtſetzung des 
Militäretats war. Die kgl. Regierung bat bie Faſſung diefes Beſchluſies, 
obne feine praktiſche Durchführung in der Bearbeitung ber einzelnen Etais 
abzuwarten, mit einer Auflöfung bes Haufes beantwortet. Wir haben unjer 
tlares, unzweifelhaftes Recht einer Bubgetbewilligung in bindender 
Form ausgeübt und Feineswegs in die Rechte der Executive ein: 
gegriffen. Wir haben Feine unfruchtbare Oppofition erhoben, Feinen 
Heinlihen Streit gefucht. Wir haben in einer großen und wightigen Ange 
legenheit das verfaljungsmäßige Recht der Volfövertretung zu einer Wabt: 
m wollen. ir erwarten mit gutem Gewiſſen das Urtheil des 
andes.“ 





13. März. Die ſog. conftitutionelle (bisher miniſterielle) Partei veröffentlicht 


ein Wahlprogramm, duch das auch fie fi) nur unter ftricten Be: 
dingungen für, eventuell gleichfalls gegen das Minifterium aus: 
ſpricht: 

„1) Die conſtitutionelle Partei bält feſt an ihrem oberſten Grundſatz: 
Treue dem König und der Verfaſſung. Sie will ein ſtarkes Königthum ber 
Hohenzollern und bie volle Geltung der dem Volke verbürgten Rechte. 
2) Sie will, daß Preußen nach außen eine feite nationale Politik einhalte 
und in ber deutſchen Frage die Herftelung des Bunbdesitaats im weiteren 
Bunde mit parlamentarifher Vertretung fi zur Aufgabe fee — unter 
Wahrung ber inneren Selbfifländigfeit der Einzelſſaaten, mit preußifcher 
Führung in den militärifhen, biplomatifchen und handelspolitiſchen Ange: 
legenheiten. 3) Im Innern forbert fie eine verfaflungsmäßige, gerechte und 
freifinnige Regierung und den Ausbau ber Verfaſſung in deren Geift durch 
organiſche Geſetze. 4) Die Einheit in der Leitung und Führung der Staats: 

efhäfte ift die Bedingung eines flarfen und jegensreichen Regiments. Dieſe 
inheit it als bringendes Bebürfniß anzuerfennen, nicht blos in der Wabl 
ber höheren Berwaltungsbeamten. 5) Das Herrenhaus in feiner gegen: 
wärtigen Zufammenfegung iſt das Haupthinderniß einer freifinnigen und 
nationalen Politik und einer gebeihlihen Entwidelung ber Gefehgebung, 
insbefonbere für die Orbnung der Kreis: und Gemeindeverfaflung und der 
volfswirtbichaftlichen Verhältniffe. Es iſt nothwendig, daß eine Reform bes 
Herrenhaufes durch Anwendung der verfaffungsmäßigen Mittel herbeigeführt 
werde. 6) Aufrechthaltung ber Reorganifation bes Heeres, aber Eriparungen 


‚im Militäretat durch Beurlaubungen,, Repifion der Grunbfäge über bie 
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Penfionirungen unb überhaupt, wo fie ausführbar erſcheinen, ohne bie 
Kriegsbereitichaft des Heeres und bie Wehrkraft des Landes zu ſchwächen. 
7) &6 iſt mit Entſchiedenheit darauf binzuwirken, daß mit Erhebung ber 
regulirten Grundfleuer im Jahre 1865 das Gleichgewicht im Staatshaus⸗ 
halts-Etat mwiederhergeftellt und ſchon jegt die im Militäretat troh ber oben 
bezeichneten- Erfparungen verbleibenden Mehrausgaben in anderer Weife, als 
im Wege des bisherigen Steuerzuiclags gededt werben. 8) Nur wenn bas 
tgl. Staatsminifterium dem Lande durch die That den Beweis lie: 
fert, daß es jih in feiner Geſammtheit zu den vorfiehenden Grundfägen 
befennt, und diefelben zur Geltung bringt, erachten es die Unterzeichneten 
als die Aufgabe und Prliht der conftitutionellen Partei, das kgl. Miniftes 
rium zu unterfügen.” 

14. März. Anſprache bes Gentralcomitd ber Fortſchrittspartei an bie 
Wähler: 

„Die liberalen Parteien des Baterlandes waren faft durchgängig einver⸗ 
fanden über bie Ziele der politifchen Beſtrebungen, melde das Bahlpros 
gramm vom 9. Juni 1861 (fiebe aa 1861 Nr. 41) aufſtellte. Sie 
halten auch jegt an biefen Zielen fef. Nur in ber Beurtheilung der Ver: 
gangenheit unb in den Mitteln ber Gegenwart geben fie auseinander. 
Der Aufruf der deutfhen Fortſchritispartei vom 29. Sept. 1861 (fiehe 
Jahrgang 1861 Nr. 45) mahnte zur kräftigen Verfolgung bdiejer Ziele, 
ſowie zur Einigung aller liberalen und nationalen Anftrengungen gegen bie 
reactionäre Feudalpartei, welche bamals die Miene annahm, als köonne fie 
durch die Hülfe bes preußischen Volkes bie ihren Händen 1858 entnommene 
Herrſchaft wiedergewinnen. Gegen fie haben bie Wahlen des vorigen Jahres 
unwiderruflich eniſchieden. Im unverföhntihen Widerfpruch mit den lebendi⸗ 
gen Kräften unferer Zeit wird biefe Partei, bie nie den Staat, fondern nur 
ihre Geltung im Staate will, durch die Wahlen und mit dem Willen bes 
preußijchen Bolfes niemals wieber in Preußen regieren. Sie ift nichts, ſo⸗ 
bald fie nicht von der Macht der Regierung künſtlich geftügt umb getragen 
wird. Aber die Hoffnungen auf ein energifches Fortſchreiten, weldhe fih an 
bie Wahlbewegung des vorigen Jahres knüpften, haben fih nicht verwirk⸗ 
lit. Die Männer, benen Se. Maj. ber König im Jahre 1858 unter den 
freudigen Erwartungen feines Volkes die Regierung anvertraute, haben we⸗ 
ber mit bem Abgeorbnietenhaufe von 1859, über beifen Mehrheit fie verfügen 
tonnten, noch mit dem von 1862, welches, entichieben liberal, jeden libera⸗ 
len Schritt des Minifteriung zus unterftügen bereit war, die Bahn ber Re 
form betreten, welche die freiheitliche Entwidelung unfers Staates fihern 
und aus der ungemwiffen Webergangszeit eines beginnenden Verfaffungslebens 
zu den feften Formen eines geordneten Nechtsftaates führen jollten. Die 
Berheißungen eines zeitgemäßen Ausbaues unferer noch in ben wejentlichften 
Punkten unvollendeten Berfaffung und einer Wiederanfnüpfung der Geſetz⸗ 
gebung an bie große Zeit ber preußifhen Wiedergeburt find nicht erfüllt 
worben. Zu einem Theile entfpradhen die Vorlagen ber Regierung in ber 
geichlofjenen Legislaturperiode nicht dieſen Berheifungen, zum andern muß⸗ 
ten fie ausfihtslios an dem Widerſpruch bes Herrenhaufes jcheitern, an 
beffen nothmwentige Umgeftaltung bie Hand nicht gelegt ift. In der Wahlbes 
wegung bes letzten Herbftes konnten wir noch Boten, das Minifterium 
werbe, geiragen von dem fortfchreitenden Bewußtſein bes Volles, eine ent⸗ 
ſchiedenere Politik in ber Richtung einfchlagen, welche unferem Vaterlande 
Noth thut, um feine Stelle unter ben Völfern Europa's mit Ehren zu be: 
baupten. Das können wir jegt nicht mehr. Um fo nothwendiger 
ift es, daß die Volksvertretung ohne Rückſicht auf die Perſonen ber Teitenden 
Staatömänner, unabhängig und entichloffen der Regierung gegenüber das 
verfaffungsmäßige Recht des Bolfes wahre. In ber Gefehgebung und Vers 
waltung kann das Haus ber Abgeordneten für den Augendlid wenig er 
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reihen. Sein unmittelbarer Einfluß anf diefen Gebieten ift gering. Sein 
Einwirkung wird mit Eiferfucht und Mißtrauen betrachtet. Aber eine ent: 
fgeidende Macht hat es in ber Controle Über die Geldmittel 
bes Landes. Hier hat es daher bie unabweitliche Pflicht, biefe Controle 
unbeirrt nad beftem Wiflen und Gewifien zu üben, fie nicht zu einem lee: 
ten Schein werden zu lafien, durch ihre Handhabung aber auch auf andere 
Reformen binzumirfen. Die Negierung erhebt noch überall den Anſpruch. 
ihren Willen allein entfcheiden zu fehen, macht noch überall deu abfolu: 
tiftifhen Vorbehalt, ihrerfeits jedes Zugeſtändniß an bie Volkovertretung zu 
verfagen, keine Schranke ihres Gutbefindens anzuerlennen, Die Nachgiebig: 
feit immer von ber anderen Seite zu verlangen. Als fie in ber Annahme 
eined Antrages, welcher dem verfaffungsmäßigen Rechte ber Bewilligung 
und Ueberwachung der en Wirkſamkeit und Nachdrud geben jolle, 
ein Vorzeichen fand, daß bie Mehrheit des Abgeordnetenhauſes entfchlofien 
war, fi nicht von ber Regierung abhängig zu maden, fondern felbit: 
Rändig in ben Fragen zu ——— welche ſeiner verfafjungsmäßigen 
Beſchlußnahme unterliegen, ba löste fie das rs auf. Sie lieh es nicht 
zur ſach lichen Entfheidung über die Milttärvorlagen kommen, für 
weldhe fie in bdiefem Haufe feine unbebingte Zuftimmung mehr erwartete. 
Die erfte wichtige Angelegenheit ber inneren Politik, weldye nach ber 
ihmerfäligen Sefaäftsordmung des Hauſes zur un gelangte, ver: 
einigte gegen bie vertröftenden Wünfche der Regierung die Mehrheit der Ab: 
eordneten und zeigte fie entjchloffen, rüdhaltslos nad bem zu haubeln, mas 

e als ihre Pflicht erfannte. Ein längeres Zögern war bier nicht zuläjlig 
Denn einmal drohte bie Gefeßesvorlage über die Oberrechnungokammer das 
unzureichende Herkommen, welches die Bewilligung der Geldmittel durch die 
Bollsvertretung faſt bedeutungslos machte, für die Zukunft geſetzlich zu be: 
feſtigen. Und andererfeits burfie eine ftrenge Feſtſetzung der Militär: 
ausgabe nicht länger hinausgefchoben werden, wenn nicht die Laſten 
ber breijährigen Dienfizett und des übermäßigen Militärauf: 
wandes, welche jeder erwünjcten Verbeflerung auf andern Gebieten hin 
bernd entgegenftehen, unabänderlich werden follten. Wir glauben, daß bie 
allgemeine Wehrpflicht zur volftändigen Entwidelung ber Wehrkraft des 
Volkes nur dann durchführbar ift, wenn neben anderen Erfparungen durch 
bie Einführung der zweijährigen Dienftzeit für die Infanterie 
unter Beibehaltung ber volksthämlichen Grundlagen bes 
Heeres die Opfer an Gelb und Menſchenkräften erleichtert werben. Gollte 
bie Berfafjung nur dienen, um Geld und Soldaten in größerem Maße zu 
beichaffen, als es ohne fie jemals möglich geweſen wäre, jo hätte fie in der 
That wenig Werth. Wir meinen, baß diejenigen der Krone und dem Volke 
gleich jchlecht dienen, welche beide in Gonflicte bringen. Wir meinen, baß 
bie wahren Intereſſen beider in Preußen untrennbar zufammenfalen, und 
bap man nit das Königthum befämpft, wenn man eine Anforderung ber 
Regierung ablehnen zu müflen glaubt. Die Negierung mochte mit einigem 
Rechte annehmen, bag die bedeutenden Verhandlungen, welche in ber nächfien 
get beoorftanden, den Einfluß und das Anfehen ber liberalen Mehrheit im 

ande ſtärken und bie Ausfichten auf minifterielle Neuwahlen mindern wür: 
ben. Daber beeilte fie die Auflöfung, ohne auch nur eine vorläufige Be: 
willgung der Staatsausgaben zu verlangen. Wir aber hoffen, das preußifche 
Bolt wird fi über die Lage ber Dinge nicht täufchen. Im vorigen Jahre 
hat es bem Aufrufe vom 29. September 1861 gemäß eine Mehrheit von 
Abgeordneten gewählt, die ben Standpunft eines wahren, verfafiungsmäßi- 
gen Eonftitutionalismus rüdhaltlos vertraten. Wir erwarten, es wird jeht 
basjelbe thun. — Die Minifter haben Berufung an das Volk eingelegt, 
durch die Wahl neuer Bertreter feine Meinung kund zu geben. Wir hoffen 
auf einen ungweibeutigen Yusbrud berfelben. Die Sache liegt einfah. 6 
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gilt diesmal nicht, Wimſche ober Hoffnungen zu verwirklichen, ſei es fchnels 
ler oder Iangfamer, fei e8 mehr oder minder. Es banbelt fih nur um bas 
Eine, nicht zu weichen von bem verfaffungsmäßigen Recht, ohne 
welches bie Abgeordneten bie Pflichten ihre Manbats nicht erfüllen Tönnen. 
Bir find überzeugt, daß bie Regierung fich weder auf einem gebeihlichen 
Wege, noch im Einklang mit der Einfiht und dem Willen bes Gottes bes 
findet, wenn fie durch bie neuen Militäreinricgtungen die wirtbfchaftlichen 
Kräfte bes Landes übermäßig anipannt, wenn fie baneben ben geiftigen unb 
materiellen Intereſſen bie freie Entwidelung verfagt, welche bie Spannfraft 
des Volkes erhöhen würden, unb wenn fie für die —— Laſten nicht 
einmal durch die Erfolge einer volfsthümlichen und nationalen Politik ent⸗ 
ſchädigt. Wir Hoffen, das preußifche Volk wird in einem Gonflicte, welcher 
nicht blos die Hoffnungen eines raſchen und ſichern Kortfchritts verbüftert, 
fondern fogar bie ſchon errungenen Güter bes ————— Rechts 
m Frage ſtellt, die Beſonnenheit und die Ausbauer bewähren, welche die 
erſten der politiſchen Tugenden und die Bürgen des Sieges find.“ 


18. Mir, Der König entläßt den Liberalen Theil des Mini- 


W. 


ſtehender 


ſteriums (v. Auerswald, v. Patow, Graf Schwerin, v. Bernuth, 
Graf Pückler). Der bisherige Handelsminiſter v. d. Heydt wird 
zum Finanzminiſter, Graf Itzenplitz zum Miniſter der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten, Oberconſiſtorialrath Mühler zum Cul⸗ 
wusminiſter, Oberſtaatsanwalt Graf Lippe zum Juſtizminiſter, v. 
Jagow zum Miniſter des Innern ernannt. 


„Kgl. Erlaß an das Staatsminiſterium: 


„Ich beauftrage das Staatsminiſterium wegen Ausführung ber Wahlen 
ber Abgeorbnneten unverzüglich bie erforberlihen Anorbnungen gi treffen. 
Hiebei iſt es Aufgabe meiner Behörben, ebenfo die geſetzlichen Borfchriften 
gewifienhaft in Anwendung zu bringen, als auch den Wählern über bie 
Srundfäge Meiner Regierung unzweideutigen Aufichluß zu geben unb ben 
Einflüffen von Berdächtigungen entgegenzutreten, welche bie Unbefan- 
genheit bes öffentlichen Urtheils zu verwirren bezweden, wie bies bei ben 
egten Wahlen fich gezeigt. Ich halte unabänberlich fe an den Grund: 
fügen, welche ich im November 1858 ben Staatsminiftern eröffnet und feit- 
bem wieberholt dem Lande funbgegeben. Sie werben, richtig aufgefaßt, auch 
ferner bie Richtfehnur Meiner Negierung bleiben. Aber baran gelnüpfte 
irrthümliche Aaslegungen erzeugten Verwidlungen, beren glüdliche Löfung 
die nächfte Aufgabe der gegenwärtigen Regierung ift. Bel weiterer Ausfüh- 
tung ber befiehenden Verfaſſung foll die Gefeßgebung und Verwaltung von 
freifinnigen Srunbfägen ausgeben. Es kann aber ein heilbringenber he 
fritt nur gebadht werden, wenn man nach befonnener, ruhiger Prüfung 
der Zeitlage, wirkliche Bedürfniſſe zu befriedigen, Tebensfähige Elemente bes 

Einrichtungen zu benugen weiß. Dann werben bie Geſetzgebungs⸗ 
teformen einen wahrhaft conjervetiven Character tragen, während bie Leber: 
eilhmg und Weberflürzung nur zerflörend wirken. Es ift meine Pfliht und 
ernfter Wille, der von mir beichworenen Berfafiung und den Rechten ber 
Landespertretung volle Geltung zu fihern, in gleichem Mae aber auch die 
Rechte der Krone zu wahren und fie in ungefchmälerter Kraft zu erhalten, 
welche für Preußen zur Erfüllung feines Berufes nothwendig, beren Schwäch⸗ 
ung bem Baterlande zum Verberben gereichen würde. Dieſe Neberzeugun 
ift auch in den Herzen meiner Untertbanen lebendig, es kommt nur darau 
an, benfelben Meine wahre Gefinnung für beren Wohl Mar und offen bar 
zulegen. Bezüglich meiner auswärtigen, indbefonbere beutihen Politik balte 
ih die bisherigen Standpunkte unverändert feſt. Das Staatsmint" 
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bat Sorge zu tragen, daß bie ausgeiprochenen Grundſätze bei den bevcı: 
ftebenden Wahlen zur Geltung fommen, dann barf ih mit Zuverſicht cr: 
warten, daß alle Wähler, welhe Mir und Meinem Haufe treu amwbangen, 
Meine Regierung mit vereinigter Kraft unterflügen werben. Ich beauftrage 
das Staatsminifterium biernah, die Behörden mit Anweilungen zu ver: 
fehen und allen Meinen Beamten ihre befondere Piliht in Erinnerung zu 
bringen”. 


20. März. Auslaffung der halboffizielen Stern-Ztg. über den einge: 


tretenen Minifterwechfel und die Lage der Dinge. 


„... Die k. Entſcheidung war ein Afttiefinnerfter Notwendigkeit, 
bie fih aus der allgemeinen politiihen Lage, wie fie durch bie jüngfien At- 
eordneten⸗Wahlen herbeigeführt worden, mit unverfennbarer Deutlichken 
erausftellte. Wir haben nicht die Abficht, hier die ungünfiige Zufammen: 
ſezung und bie beflagenswerthe Haltung des jüngften Abgeordnetenhauſes 
näber zu erörtern; aber wir müſſen offen die Weberzeugung ausſprechen, daß 
bie Kammer ——— mit der Beſtimmung geboren war, ein Zerwürj⸗ 
nig mit dev Regierung hervorzurufen, und baß fie mit erflaunlidem Giter 
fih der Mufgabe gewibmet hat, bie Unmöglichkeit eines gebeihlichen For: 
fohrittes auf ber bisher verfolgten Bahn jebem Unbefangenen zur klarſten 
Erfenntniß zu bringen. Schon aus ben Wahloorgängen konnte man auf 
bie Beftimmung und Richtung bes neuen Abgeordnetenhauſesé Tchließen. 
Dftenbarten ſich do in ber Mafle ber Wählerichaften alle Zeichen einer 
unbeilvollen Verblendung, welche die Ausficht auf ein befonnenes 
— mit ber Regierung für die wichtigſten Angelegenheiten des 
andes von vorm herein ausichloß: leidenſchaftliche Empfänglichkeit für alle 
Kundgebungen, welche ohne Rüdficht auf rechtliches Bedenken und tbatfäd- 
liche Schwierigkeiten augenblidlich unerreichbare Ziele oder praktiſch unaus: 
führbare Ideale in ben Vordergrund ber Tagegpolitik ftellten ; merfliche Te: 
vorzugung ber Männer, deren politifches Programm, von allen 1eberlieic: 
rungen bes monardifchen Preußens abjehend, an bie Bewegung ber Jahre 
1848 und 1849 anzufnüpfen fuchte; dagegen mißtrauifche Voreingenommen: 
heit gegen bie Freunde ber Regierung, jelbft wenn bdenfelben nicht nur ge: 
biegene Sachkenntniß und praftifche Erfahrung, ſondern auch allgemein an: 
ertannte Berdienfte um die Entwidelung unferes Verfaffungslebens zur Seite 
Handen; endlich ber wie nad übereinflimmenber Parole organifirte Wider: 
fpru gegen die bereits eingeleitete Heeresteform, welche von der Weiäheit 
bes Monarden, in Uebereinſtimmung mit allen feinen Räthen und mit den 
En Fachmännern, als die unerläßlihe Bebinaung für die Macht: 
Relung Preußens erkannt worden war. Unter ſolchen Aufpicin kam 
das Abgeorbnetenhaus zu Stande, und es mußte dem Fluch feiner Ge: 
burt erliegen.... Die Haltung ber Mehrheit des Abgeorbnnetenbaufes 
gegen bie Räthe ber Krone (auch beſſer gefinnte Elemente ließen fi von 
er Fortſchrittspartei fortreigen) war die bes ſyſtematiſchen Mißtrauens und 
jhien ganz das Bemwußtfein verloren zu haben, baß zu jebem ülte der legis 
Iativen Thätigfeit die Uebereinftimmung der Regierung mit den Beſchlüfſen 
ber Landesvertretung erforderlich if. So griff fie auch von vornherein in 
das Gebiet ber auswärtigen Politik hinüber, erging fid) in leidenfchaftlichen 
Debatten und nahm den Anlauf zu Refolutionen, welche den wohlerwogenen 
——— ber Regierung nur Schwierigkeiten bereiten konnten. Die Cr: 
örterung der Finanzfragen ſchien einer gefliſſentlichen Verzögerung anheim 
zu fallen, und man * mehr und mehr der Vermuthung Raum geben, 
daß die onen gegen bie Heercsvorlagen vielmehr auf andere allgemein 
olitiihe Beweggründe von weittragenber Bedeutung fih flüge, als auf die 
—*3 aus ———— Beurtheilung der Sache ſelbſt hergeleiteten 


edenken. Die Beſchwerden über angeblih erbrüdende Steuerlaften, bie 
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Hindeutungen amf vermeintliche Erfhöpfung ber Landeskräfte Tchienen bereit, 
auf ein ausgetheiltes Lofungswort zu verflummen, wenn bie Regierung 
Sr. Maj. fih willig finden ließe, den Beichlüflen des Abgeorbnnetenhaufes 
in der ausmärtigen, wie ber inneren Polttif, in ber Handhabung der Ber: 
waltung, wie in der Gefeßgebung, in der AZufammenfegung bes Minifter- 
ratbes, wie in der Umgeltaltung des Herrenhaufes, einen entfcheidenden 
Einfinß einzuräumen, db. h. bie Külle der Gewalt von der Krone 
aufdbas Abgeorbnetenhbaus zu übertragen. Als ber Kammer: 
mebrbeit Tein Ameifel mebr barüber blieb, baß die Regierung auf ein fol- 
ches Anfinnen nicht eingehen werbe, ba war ber ftrieg egen das Minifte- 
rium bejchloffen, und der Hagen'ſche Antrag bot ben mwilllommenen Anlaß 
zur Eröffnung ber Feindfeligfeiten. .. So war bie Regierung in bie Noth— 
wenbigfeit gedrängt worden, an bie Einficht und die Vaterlandsliebe der 
Wähler zu appelliren. Wenn aber auf einen günftigen, ben gemeinfamen 
Intereffen ber Krone und des Landes entiprechenden Ausfall der Wahlen 
gerechnet werben follte, jo mußte jener Agitation bes planloſen Kortichrittes, 
welche die jüngftien Wahlen beberriht hatte, ein Halt zugerufen, fo 
mußte jeber Zweifel über die eigentlichen Abfichten der Regierung Sr. Maj. 
gehoben, fo mußte vor Allem bem vielfach benubten Manöver entgegenge- 
wirft werben, welches fih auf bie Infinnation ſtützte, daß bie Oppofition 
nur gegen einzelne Minifter gerichtet fei und im Rathe ber Krone 
ſelbſt Unterſtürung fände. Die Aufgabe des gegenwärtigen Gabinets 
wirb fein, der Öffentlichen Meinung über alle diefe Punkte volle Klarheit zu 
geben. Sie wirb zu betonen haben, baß es, wie bei bem jüngften Gonflıkt 
mit dem Abgeorbnetenhaufe, jo bei den nächſten Wahlen fih nicht um 
Einzel-Angelegenheiten von mehr oder minber untergeordneter Bebeutung, 
fondern um die hochwichtige Frage handelt, ob bie Macht ber Regie: 
rung bei ber Krone, welder fie burdy bie monarchifchen Weberlieferun: 
gen, wie durch die Verfaſſungs-Urkunde des preußifchen Staates angehört, 
bleiben oder ob fie bem Abgeordneenhauſe zufallen Soll. 


21. März. Confidentielles Schreiben bes Finanzminiſters v. d. Heydt 
an den Kriegsminifter v. Roon: 

2 - +. Zür die Staats:Regierung ift e8 von ber größten Wichtigkeit, baß bie 
bevorfiehenben Wahlen zum Abgeordnetenhaufe günflig aus: 
fallen, und fie darauf rechnen fann, die Majorität des Haufes für ſich zu 
haben. Sie wird zu bem Behufe bemüht fein müffen, Alles aus bem Wege 
zu räumen, was nach ben Erfahrungen ber jlingfien Vergangenheit dazu 
beitragen kann, bie ber Regierung feindlichen Elemente von dem Wbgeorb- 
netenhaufe fern zu halten. Wie Ew. Exc. nicht entgangen fein wird, find 
es hauptſuchlich zmei Gegenftänbe, nämlich die Erhöhung bes Militär 
Etats und bie beabfichtigte ya ber Zuſchläge von 25 % 
zur Einkommen⸗ und Glaffenfteuer und Mahl: und Schlachtſteuer, welche bei 
den legten Wahlen in allen Zanbestbeilen Yon ber og. un als 
Agitattonsmittel gegen die Regierung benutzt worden find, um die Öffentliche 
Meinung für fih zu gewinnen und die Wahlen auf fi zu lenken. Mit 
welchem Erfolge dies gefcheben, bat bie Zufammenjeßung bes aufgelösten 
Abgeordnetenhauſes gezeigt. Auch gegenwärtig werben biefe ragen ausge 
beutet, um auf bie beworftehenben ablen einzumirfen, und es Tiegt bie Bes 
forgniß nahe, daß wenn nicht geeignete Borfehrungen getroffen werben, ber 
Grfoig nicht minder günftig fein werde, als früher, da ſelbſt bie Organe ber 
fog. Iiberalen Partei unverhohlen ansprechen, daß legtere dem Militär-Etat 
nur bebingt ihre Zuftimmung geben könne, und fi) gegen bie Forterhe⸗ 
bung der Steuerzufchläge erflären müſſe. Die Staatsregierung wird biefe 
Wahrnehmungen nicht unbeachtet laſſen dürfen, ſondern ernftlih und recht: 
jeitig zu prüfen haben, ob fie bei umeränberter Beibehaltung bes Militär: 
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Etats die Bildung eines Abgeorbnetenhaufes erwarten barf, in welchem fie 
die Majorität auf ihrer Seite haben und im Stande fein wird, bie Be 


wiligung des Militär-Etats und der Steuerzufchläge mit einiger Sicherheit 
durchzuſetzen. Nach meiner Anficht laſſen fich dieſe —— nicht 


begen, weil gerade die gedachten beiden Fragen ihrer materiellen 
wegen mehr als viele andere geeignet ſind, den Gegnern derſelben bei den 
Wählern Einfluß zu verſchaffen. Eine Verminderung der Steuern, ſelbſt 
wenn fie nicht drüdend find, iſt allen Schichten ber Bevölkerung willfommen, 
zumal wenn es fidh, wie im vorliegenden alle, um eine außergewöhnlide 
Steuer handelt, welche ſchon unter befonberen Umſtänden, noch mehr aber 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen nur ungern entrichtet wird, befonders wem 
bie Nothwendigkeit der Einrichtungen, für welche fie geforbert wirb, in ber 
Öffentlihen Meiftung nicht bie ungetheiltefte Anerkennung findet. 

„Diefe Erwägungen gewähren mir die Meberzeugung, bad, um bie Wat: 
len im Sinne ber Regierung zu fördern, e8 unbebingt gebo: 
ten ift, auf bie Forterhebung ber Steuerzufchläge vom 1. Juli d. J. ab zu 
verzichten und hierüber noch vor bem Wahltermin in geeigneter Weile 
beftimmte Aufiherungen zu machen. Allerdings wirb bamit eine Netto: 
Einnahme von mehr als 3,700,000 Thlr. aufgegeben. Wenn es auch, wie 
ich boffe, mir möglich fein wirb, Mittel und Wege zu finden, einen Xheil 
biefes Ausfalls durch Vermehrung der Einnahmequellen des Staats zu be: 


den, fo wirb dies doch nur ein verhältnigmäßig geringer un ber obi 
erminde | 


gen Summe fein können; baß ber größere Theil berfelben burch 
rung ber Ausgaben nur im Bereiche der Militär: Berwaltung, für welche bie 
Steuerzufähläge bisher erhoben worben find, eintreten Tann, glaube ich nid 
näher. begründen zu dürfen, ba es Ew. Erc. hinreichend befannt.ift, daß in 
allen übrigen Berwaltungszweigen fhon ſeit Sabren bie 
größtmögliäfte Beihränfung ber Ausgaben flattgefunden Bat, 
um nur einige Mittel zur Verminderung bes durch die 
Mehrbedürfniffe der Militär: Verwaltung entftanbenen De: 
fictts im Staatshbaushalte zu gewinnen, unb wenigfien® den 
Schein zu retten, daß bie Regierung beſtrebt fet, bie desfalls wieberholt 
gemachten Zufanen zu erfüllen. Die Folge davon if — daß die we: 
gen Mangels an Dedungsmitteln zurüdgeftellten Bebürfniffe von Jahr zu 
Jahr geftiegen, und je länger je mehr fühlbar geworben find, fo daß es 
ohne Nachteil für die Wohlfahrt des Landes nicht Länger thunlich fein wird, 
biefelben noch weiterhin unberückſichtigt zu laſſen, und bie vielfachen Anträge, 
welche bet Gelegenheit ber Yubgetberathung im Lanbtage auf Erhöhung des 
Ausgabefonds geftellt werben, durch Hinweifung auf den Mangel an De 
Aungsmitteln zu befeitigen. 

„Wenn Ew. Erc. geneigteft in Erwägung ziehen, daß das burch bie neue 
DOrganifation ber Armee im Staatshaushalte herbeigeführte Deficit, bei Zu: 
grunbelegung bes für das laufende Jahr aufgeftellten Etats, nah Wegfall 

er Steuerzufchläge noch ca. 7,000,000 Thlr. beträgt, fo glaube ich barin 
— Zuſtimmung mid zu erfreuen, wenn ich die Summe don 23 Mill. 
blr. als ein Minimum bezeihne, um welches der Militär-Etat vom lau: 
fenden Jahre ab fo lange, bis die Finanzlage fich günftiger geftaltet, zu ver⸗ 
mindern fein wird. Es werden alsdann bis dahin, daß bie Mebr-Ein: 


nahme aus ‘der neuen Grunbfteuer-Beranlaffung flüffig fein wird, immer 


nod bedeutende Zufhüfie aus dem Staatsichate zur Dedung ber laufenden 
Staatsausgaben erforderlich fein. In welder Weife biefe Verminderung ber 
a. im Bereiche ber En On u zu bewirken fein wirb, glaube 
ih Ew. Exc. erleuchtetem Ermeſſen ganz ergebenft anbeim geben zu dürfen. 
Ich verfenne nicht, daß diefe Aufgabe große Schwierigkeiten bieten barf; ich 
barf aber auch der Hoffnung mid bingeben, daß Ew. Erc. bei Erwägung 
ber ernften Lage, in welcher wir uns befinden, ben gewwichtigen Grünben, 


ebeutuna 
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weile für meinen Vorſchlag namentlih in Beziehung anf ben 
Ausfall der bevorſtehenden Wahlen fpredhen, ihre Anerkennung 
nicht verfagen und geneigt fein merben, mich in meiner fchwierigen Stellung 
als‘ Finanzminifter durch bereitwillige Förderung der Maßregeln zu_ unter: 
fügen, welche die Macht der Berbältniffe unabweislih erheiſcht. Es wird 
faum nötbig fein, noch hinzuzufügen, daß, wern befondere Ereigniffe 
eine VBerflärfung der Mittel für die Armee nothwendig machen follten, ich 
nicht anftehen werde, zu beren Beichaffung gern die Hand zu bieten. In⸗ 
dem ich ſchließlich Ew. Erc. zu erfuhhen mir erlaube, mit einer zufagenben 
Aeußerung gefälligft recht bald mich verfehen zu wollen, bemerkte ich ganz er: 
gebenft, bag wenn Hochdieſelben es nicht vorziehen follten, bie Genehmigung 
Sr. Maj. bes Königs zu der von mir in Vorſchlag gebrachten Verminde⸗ 
rung ber Ausgaben ber Militär:Berwaltung allein einzuholen, ich mid nicht 
entziehen werbe, an einem besfallfigen Immediatberichte Theil zu nehmen“. 


1. März. Erſte Finanzmaßregel des Hrn. v. d. Heydt. Eine k. Ka: 


22, 


22, 


binetSorbre betreffend bie Herabſetzung des Zinsfußes ber am 
7. Mai 1850 und 28. Nov. 1851 treirten Staatsanleihen von 
44 auf 4 % verordnet: 

„Ale Staatsfchulbfcheine werben zum 1. Okt. mit ber Maßgabe gekün⸗ 
digt, daß denjenigen Gläubigern, welche in die Zinsherabfeßung vom 1. Ott. 
willigen und dies dadurch zu erkennen geben, daß fie ihre Schuldverſchrei⸗ 
bungen zur Abflempelung auf 4% bis fpäteftens zum 30. April einreichen, eine 
Prämie von % % bewilligt wird. Von benen, weldhe diefe Meldung nicht 
machen, wird angenommen, baß fie ben Rüdempfang ber Kapitalien vor: 
ziehen unb haben fie ben Nominalwertb ihrer Schuldverjchreibungen am 
1. Oftober, von wo ab bie Berzinfung aufhört, zu erheben“. 


»„ Das Preßbureau (früher unter bem Minifter v. Auers⸗ 
wald) wird unter Jagow geftellt unb von biefem dem Dr. Mepell 
(Direktor besfelben unter Manteuffel) übertragen. 


„Circular⸗Erlaß des neuen Minifters des Innern v. Jagow an 
die fämmtlichen Oberpräfidenten und Regierungen ber Monarchie 
bezüglich ihrer Beeinfluſſung der Wahlen: 

. ... Die k. Staatsregierung Tann nicht darauf verzichten, burch ihre 
Organe entjchieden darauf hinzuwirken, daß ben Wählern bie leitenden 
Srundfäge und die Abfichten ber Regierung nad Maßgabe des allerhöchten 
Erlaffes vom 19. d. M. überall zum klaren Berftändniß gebracht werben, 
und namentlih allen Mißdeutungen umb Entftelungen entgegengetreten 
werbe, welche das unbefangene Urtheil irre zu leiten geeignet find. Geſchieht 
dies, jo bürgt ber Ioyale und conjerwative Sinn ber großen Mehrheit der 
Bevölkerung dafür, daß bie Majorität der Wähler treu zur Negterung Sr. 
Maj. des Königs halten werde; denn den Wählen ift damı befannt, daß 
bie Regierung auf bem Boben ber Berfaffung ftebt, baß fie den Rechten ber 
Landesvertretung ihre volle Geltung wiberfahren läßt, unb bei ber meitern 
Ausführung der Berfaffung in Gejebgebung und Verwaltung von freifinnt- 
gen Grundſätzen auszugehen entichloffen if. Hierdurch wirb ben berechtig- 
ten- Wünfchen bes Landes Genüge geſchehen, und bie Regierung barf des⸗ 
bald mit Grund auf die aufrichtige Unterftüßung aller conferpativen Elemente 
regnen. Ebenfo wirb e8 allgemeine Anerkennung finden, daß bie k. Staats: 
regierung es für ihre unerläßliche Pflicht erachtet, bie Nechte der Krone mit 
Entihiedenheit zu wahren, und nicht zuzugeben, baß der Kraft bes Td- 
niglihen Regiments, auf weldem Pape Größe und Wohlfahrt 
beruhen, zu Gunſten einer fog. parlamentarifhen Regierung 


* 
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Abbruch gef an während bie verfaffungsmäßige Mitwirfung bei ber 
Geſetzgebung gewährleiftet iſt. Gerade hierdurch hat fich die königliche Stante: 
regierung in den fchärfften Gegenfag zu der Demokratie gefeßt, deren 
Beftrebungen zur Zeit unverkennbar darauf gerichtet find, den Schwerpunk 
ber faatlichen Gewalt, welcher nach Geſchichte und Berfaflung Preußens be 
ber Krone beruht, von biefer in bie Bolfövertretung zu verlegen. Es it 
deshalb die Aufgabe der Fönigl. Staatsregierung und ihrer Organe, ber 
bemofratifhen Partei, mag fie nun offen bdiefen Namen führen cter 
als fogenannte Kortfhrittspartei, oder unter irgend einer andern irre: 
feitenben Benennung auftreten, bei den bevorftehenden Wahlen überall ent: 
gegen zu mwirten, theils durch geeignete Bruns ber Wähler über die 
eigentlichen Tendenzen jener Partei, theils dadutch, daß auf die möglichie 
Vereinigung aller verfaflungsgetreuen confervativen Parteien hingewirkt wirt. 
Die Lage ber Sache ift ernit genug, um an alle confervativ Gefinnten tie 
bringende Mahnung zu richten, ihrer mehr oder minder unwejentlichen Par⸗ 
teiunterſchiede uneingedenf, fih unter einer Kahne zu fanmeln, unb als cme 
große verfafiungstreue confervative Partei ihren gemeinſchaftlichen Gegner, 
die Demokratie, bei den Wahlen zu befämpfen. Gelingt dies überall, % iñ 
ein Sieg der Demokratie nicht zu befürchten. 

„Ueber die Mittel und Wege, welche in Gemäßheit der vorſtehenden An— 


deutungen behufs Erzielung eines günſtigen Wahlreſultats einzuſchlagen ſind 
und wobei ſelbſtverſtändlich alle unlautern Mittel ausgeſchloſſen bleiben, 
können der Natur der Sache "nach allgemeine Anweifungen nicht gegeben 


werben. Ich muß es baber u Ew. Exc. ergebenft überlaffen, biejen:- 


en Anordnungen zu treffen, welche Sie den Umſtänden und den mannie: 

Fadhen Berhältnifien nach hierzu für geeignet erachten. Vornehmlich find bie 
k. Regierungen und bie f, Landratbaämter berufen, eine erfprick: 
liche XThätigfeit in dem vorgebadhten Sinne zu entwideln. Bon ihrem 
Pflichtgefühl erwarte ich, daß fie eifrig bemüht fein werben, im obigen Sinne 
mit allen Kräften auf die Erreihung bes N Zieles hinzuwirken; 
ih hege aber auch zu ber Umficht und dem Takte biefer Behörden bas er: 
trauen, baß fie wiflen werben, fich ber ihnen geftellten Aufgabe im vollfien 
Umfange zu entlebigen, obne dabei diejenige Grenze iu überfchreiten, über 
welche hinaus eine unzuläffige Beſchränkung der geſetzlichen Wahlfreiheit ge: 
funden werben müßte Was bie f. Beamten anbetrifit, fo ift die Staate: 
regierung zu der Erwartung beredtigt, baß dieſelben ihr bei den Wahlen 
ihre eifrige Unterſtützung gewähren werben. ebenfalls würde es mit 
ber Stellung eines k. Beamten ıumvereinbar fein, wenn er fo weit ginge, ſich 
— uneingedenk bed Gr. Majeftät dem Könige geleifteten Eibes ber Treue — 
in einem der Regierung feindbliden Sinne bei Wahlagitationen zu 
betheiligen.. Ew. Exc. veranlafje ich ergebenft, bie Beamten bes mir unter: 
gebeten Reſſorts gefälligft hiervon zur Nachachtung in Kenntniß ſetzen zu 
wollen; ich bemerke hierbei, daß die übrigen Herren Reſſortchefs die ihnen 
untergeorbnieten Beamten mit gleiher Weilung ebenfalls verfeben lafien 
werben, 


„Da die Urmwahlen fon in ber nächſten Zeit ftattfinden, jo eriheint es 


dringend geboten, alle diejenigen Mafregeln, welche nad ben vorftebenben 
Andeutungen geeignet fein möchten, auf einen günftigen Ausfall ber Wahlen 
binzuwirten, jo jhleunig als möglih zu treffen. . Excellenz gebe ich 
beshalb anbeim, die weiter erforderlichen Verfügungen gefälligft unverzüglich 
erlaffen zu wollen, mit bem ergebenften Bemerken, baß ich im Intereſſe der 
Beichleunigung der Sade Abſchrift der gegenwärtigen Verfligung gleichzeitig 
ben k. Regierungen und Lanbrathsämtern unb ben Magiftraten ber zu kei— 
nem ländlichen Kreiſe gehörigen Städte zugefertigt Habe“. 

Die übrigen Minifter erlafen ähnliche Inſtruktionen an bie 
Deamten ibrer reſp. Reſſorts. 
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28, März. Der Magiftrat und bie Stadtverorbneten von Berlin be: 


29, 


31. 


fliegen übereinftimmend, die ber Stadt angehörigen Staatsobli⸗ 
gationen nicht zu convertiren, _ 


„ Abschluß des Handelsvertrags mit Frankreich unter Vorbehalt 
der Ratifilation ſämmtlicher Zollvereinsregierungen. 


„ Anfprade bes Gentralmahlcomite der Yortjhrittspartei gegen 
ven Wahlerlag des Minijters bes Innern: 


„In den Erlaſſen werden Feine einzelnen ragen berührt, biefe vielmehr 
für untergeorbnet erflärt und ſtatt befien die Unterftügung aller confervativen 
Elemente aufgerufen, um bie Rechte ber Krone zu wahren unb nicht zuzu⸗ 
geben, daß ber Kraft des Föniglihen Regiments zu Gunften einer ſogenann⸗ 
ten parlamentarifchen Regierung Abbruch geſchehe, oder daß der Schwer: 
puntt ber flaatlihen Gewalt von ber Krone in die Volkevertretung verlegt 
werde. Wir möchten willen, was geſchehen iſt, um bie Krone in Gefahr 
erflären zu können. Wir möchten willen, welche Artikel ber Verfaſſung das 
aufgelöfte Abgeordnetenhaus verletst, welche Rechte es angegriffen haben fol. 
Bie die Kreuzzeitungspartei ftets gethan, unterjheibet das Minifterium nur 
zwei Parteien im Lande: bie verfaflungstreue, confjervative und bie angeb⸗ 
li verfaffungsfeinbliche, demokratiſche, unter welchem Namen fle ſich aud 
masfiren möge. Nach ber jegigen offiziellen Auffaffung jcheint es, daß 
jeder als ein Revolutionär und als ein Gegner des Königthums betrachtet 
werben foll, ber nit einfach ben minifteriellen Milttärvorlagen und Bub: 
getaufftellungen zuftimmt. Uns fcheint es nicht wohlgethan, bie gefetlich be: 
rufenen Wähler und Abgeordneten des preußifchen Volkes nad rer politi- 
hen Gefinnung in Wohlmeinende und Uebelwollende, in Berfaffungsfreunde 
und Berfaffungsfeinde zu ſcheiden. Niemand denkt baran, die ver: 
faffungsmäßigen Rechte der Krone anzutaften. Aber darum 
handelt es fih, ob neben der großen mid unzweifelhaften Macht der Me: 
girung das verfaffungsmäßige Recht ber Bolfsvertretung 
irgend eine Bedeutung haben foll, oder nicht. Sol das Abgeordnetenhaus 
nur Duldung genießen, fo lange es „ja” fagt, und geſetzwidriger Uebergrifie 
gezieben werden, fobalb es „nein“ fagt, dann hat unfere Verfaffung 
feinen Sinn, Geitbem Preußen in die Reihe der conftitutionellen Staa- 
ten getreten ifi, hat bie Volksvertretung verfaffungemäßig über Geſetze, Ab⸗ 
gaben und Berwenbung der Staatsmittel zu befchließen, Über alle wichtigen 
Angelegenheiten bes Landes ihren Rath vor ven Thron zu bringen. Es iſt 
fein Bergeben gegen bie Krone und fein Eingriff in ihre Rechte, Auforde⸗ 
rungen der Regierung abzulehnen ober zu begrenzen, über deren Bewilligung 
bie Volfsvertrefung nach Pflicht und Gewiſſen zu entfcheiben bat. Die Re: 
gierung nimmt an, die legten Wahlen feien das Refultat einer unbeilvollen 
Verblendbung, die Frucht der Uebereilung, die Folge Überrajchender Agitatio⸗ 
nen und Berfländigimgen geweſen, ihr Ergebniß entipreche nicht der wahren 
Meinung bed Landes. Nach unferer Ueberzeugung find die Wahlen bes 
vorigen Jahres aus bem allgemeinen und wohlbegründeten Gefühl bervor- 
gegangen, daß ſchon die vorige Regierung ımb die Mehrheit ber früheren 
Abgeorbneten zu langſam und zu ungenligenb für die nothwendigen Refor⸗ 
men forgten. Set —* bie Erhaltung des Beſtehenden zur einzigen Staats⸗ 
mweisheit werden zu follen. Aber wahrhaft confervatio find nicht diejenigen, 
welche unhaltbare unb widerſpruchsvolle Einrichtungen im Staate fortbeftehen 
lafien, fonbern bie, welde den Bau der Verfaſſung endlih zu vollenden 
ſtreben, um eine ſchwankende Webergangszeit abzufchliegen und emen feften 
Boden zu gewinnen. Preußen ſteht abermals an einem Scheibe: 
wege. Wir müſſen uns wenden nach rücwärts ober nad vorwärts. viel- 
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leicht für lange Zeit. Wir hoffen, das preußiſche Volt wird feſt und be 
ſonnen ſein Recht üben und durch die neuen Wahlen erhärten, daß es nicht 
in augenblicklicher Erregung, ſondern in ernſter Entſchloſſenheit die freibeit 
liche Entwidelung Preußens will. Ein entſchiedenes Feſthalten an dbemver: 
fofjungsmäßigen Recht, an ber Wahrheit der conftitutionellen Einrichtungen. 
an ber Nothwenbigfeit des Fortſchritts wird die Testen Ausfichten ber Re 
action zerftören und bie Einigkeit zwifhen Volt und Regierung wieber ber: 
un welhe nur zum Verderben des Baterlandes unterbrochen werten 
ann“. | 


4. April. Rector und Senat ber Univerfität Berlin proteftiren ein: | 


flimmig gegen das auch an fie gerichtete Mahlmanifeft des Eultue: 
minifters: | 


u... 86 liegt nicht in unferm Berufe, den Gircularerlaß des Sem 
Miniſters bes Innern, infoweit berfelbe für bie feinem Reſſort untergebenen 
Beamten beftimmt if, einer Prüfung zu unterziehen unb überhaupt bie 
Frage zu erörtern, ob und Inwieweit die Berwaltungsbeamten bei Ausübung 
eines allgemeinen ftaatsbürgerlichen Rechts durch Anorbnung ihrer vorge 
festen Dienftbebörben gebunden werden und ob eine folde Einwirfung auf 
die Wahl zum Abgeorbnietenhaufe als heilfam zu betraddten if. Aber wir 
balten uns zur Wahrung, ber corporativen Stellung der Univerfität, deren 
Vertretung uns anvertraut if, und ber perfönlihen Unabhängigkeit ihrer 
einzelnen Mitglieber zur Abgabe ber Erklärung berechtigt und verpflidtet, 
baß wir das vorgefegte hohe Minifterium nicht für befugt erachten Tonnen, 
bie Mitglieder bes afademifchen Xehrförpers bei Ausübung bes politiſchen 
Wahlrechts in einer Weife zu befchränfen, wie ber Herr Minifter bes Innern 
das in Beziehung auf bie Beamten feines Reſſorts getban Bat... Cm. 
Exc. wollen uns in biefer ernten Zeit bas freimüthige Wort geftatten, 
baß wir ben Kampf, ber gegenwärtig bie Gemüther in Preußen bewegt, 
niht in bem Gegenſatz bes Königthbums undb ber Demokratie 
ausgebrüdt finden. Aber auch wern es fich fo verbielte, finb wir doch 
ber feften Ueberzeugung, daß dieſer Gegenſatz nicht dadurch zu Gunften eines 
ſtarken Kznigthums und einer verfafjungsmäßigen Freiheit werbe gelöft werben, 
baß eine in Preußen bis dahin nicht gelibte Einwirkung auf bie Wahlen 
zum Abgeorbnetenhbaufe von Seiten ber Töniglichen ig verſucht 
wird. ir glauben vielmehr im Sinne der echten monarchiſchen Treue und 
einer wahrhaft conſervativen Politik zu handeln, wenn wir über den Wechſel 
und die Bewegung des gerade vorwaltenden Kampfes hinaus die politiſche 
Geſinnung, welche nur auf der reinen gewiſſenhaften Ueberzeugung rubt, 
und deren unabhängige und freie Bethätigung vertreten. Daß ber Friebric- 
Wilhelms:Iniverfität dieſe Unabbängigfeit und Freiheit auch nicht dem 
Scheine nach verfümmert werbe, halten wir für eine weientlihe Bebingung 
ihres erfolgreihen Wirfens und unſere Pflicht ift es, diefe unfere Ueberzeu⸗ 
gung in aller E&rerbietung, aber freimütbig und entfchieben auszufpreden. 

emnad erjichen wir Ew. Erc., ergebenft zu geftatten, daß die Univerfität 
bem Erlaß vom 26. db. M. Feine weitere folge gebe”. | 

Auch bie Univerfität Bonn proteftirt egen ben Wahlerlaß bes Mi: 
nifters: „Wir find von ber Ueberzeugun er t, daß wir innerbalb unferer 
amtlichen Stellung an der Ilniverfität allen berfelben entſprechenden Weiſun⸗ 
gen ber vorgefeßten Behörde zu folgen haben, le in unferer Eigenfchaft 
als Staatsbürger dur ben —* Sr. Diaj. dem Könige, als auch 
auf bie Verfaſſung geleiſteten Eid verpflichtet find, als Urwähler, Wahl: 
männer ober Abgeordnete untere Handlungsweiſe ausſchließlich durch 
unfere gewiflenhafte Weberzeugung von dem, was bas Wohl bes Königs und 
des Staates erheifcht, beflimmen zu lafien“. 
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5. April. Eine k. Kabinetsordre an den F.⸗ M. Wrangel verorbnet 


10, 


die Einfegung einer Commiffion von Generalen behufs Berathuns 
gen über mögliche Erfparungen im Militäretat. 

„ Die balbofficiele Stern-Ztg. gibt einige Andeutungen über bie 
von der Regierung für den nächften Landtag vorbereiteten Bor: 
lagen, welche dem Drange ber öffentlihen Meinung und dem Ber 
dürfniß der Wahlen entgegenfommen follen: 


... „Bir glauben bie bereits von einigen Seiten gegebene Nachricht, daß es 
in ber Abfiht ber Staatsregierung liege, dem Lanbtage den Etat pro 1862 
m größerer Specialifirung vorzulegen, nicht nur beftätigen, fondern 
au babin erweitern zu können, daß zugleich mit dem Etat pro 1862 aud 
der Etat für das Jahr 1863 in ber paneı Nahweifung zur Vorlage 
gelangen joll, um damit bem von der Lanbeövertretung wie von ber Staats⸗ 
tegierung empfunbenen Uebelſtande abzubelfen, baß der Etat tbeilmeije früher 
m Ausführung fommt, als feine Prüfung durch den Landtag flattgefunden 
bat. Wir hören, daß zu diefem Zweck von bem Herrn Fiuanzminifter bie 
übrigen Herren Reflortchef6 erſucht worden find, die Umarbeitung ber Etats 
in ber oben angegebenen Weife fchleunigft zu veranlafien. Außerdem wird 
uns verfihert, daß die Staatsregierung feine neuen Steuergefeße irgend⸗ 
welcher Art bem bevorftehenden Landtage vorlegen wird, vielmehr mit ber 
Erwägung befeäftigt ıf, durch Eriparungen in bie Lage zu kommen, vom 
1. Zuli d. J. ab den Zufhlag von 25 Proz. zur Eintommenfteuer 2c. nicht 
weiter beanfpruchen zu dürfen. In Betreff anbermweiter Vorlagen an den 
Landtag geht bie Abficht der Staatsregierung, wie wir hören, vornehmlich 
dahin, im Intereffe der arbeitenden Bevdllerung für bie noth: 
wendigften Lebensmittel möglichft umfaflende Erleichterungen eintreten zu 
lafien und bemnad auf die gänzlihe Aufhebung der Getreidezdlle und er: 
beblihe Ermäßigung der Eingangsfteuern von Weis, Schlachtvieh und Fleiſch 
binzuwirfen. In gleiher Weife und aus gleihem Grunde ift eine fernere 
Ermäßigung ber Bergwerfsabgaben in den nächſten drei Jahren und zwar 
immer je um 1 Proc. in jedem Sabre in Ausficht genommen, um bie in⸗ 
ländifhe Eifenproduftion gegenüber der verflärkten Concurrenz des Auslandes - 
zu unterflügen, welche infolge der durch den Handelsvertrag mit Frankreich 
bedingten Ermäßigung der Eifenzölle zu erwarten fein dürfte... Endlich 
wird dem Bernehmen nach ein Geſetzentwurf vorbereitet, welcher eine Res 
duktion des Briefportos für die interne Eorrefpondenz und zwar ben Fort⸗ 
fall des jegigen höchſten Satzes in fich fchließt, fo daß Fünftig im Inlande 
jeber einfache Brief auch für die weitehe Entfernung nit eh als 2 Ser. 
Porto zu tragen haben würde. Außerdem haben wir von ber Abfiht ges 
bört, eine Erhöhung der Safzpreife auf ven frühern Satz ausſchließlich zu 
bem Zweck eintreten zu laffen, um bie hieraus zu gewinnende Mehreinnahme 
für die Erweiterung der preußifchen Flotte zu verwenden. Indeſſen fcheint 
biefer Plan noch nicht Über die erfien Stabien der Vorberathung gediehen 
zu fein“. 

»„ Die Stabtverorbneten von Berlin erklären fih gegen ben 
Wahlerlaf des Minifters des Innern: 


„Sn Erwägung 1) daß im Communalblatt der Wahlerlaß bes Mini- 
fer des Innern vom 22. März c. abgebrudt worden ift, und zwar mit 
der befonbern Hinzufügung, dak dem Magiftrate bie minifterielle Weilung 
geworden fei, fich die angemefiene Verbreitung ber auf bie Wahlen bezüg: 
lichen Dokumente angelegen fein zu laſſen; 2) daß ſeitdem verfchiebenen 
Commanalbeamten dieſe Documente amtlich zugefertigt worben find; 3) daß 
ber Magiftrat nicht fofort gegen das durch ben Miniſterial⸗Erlaß an ihn 


= 
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ftellte Anfinnen remonftrirt hat; 4) endlich, daß dieſes Verfahren auf wiele 
Gemüther ängftigenb und brüdend eingewirft hat, beſchlie ßt bie Berjamm: 
lung, „die Erwartung auszufprehen: der Magijtrat werde dafür Serge: 
tragen, baß das jebem Staatsbürger verfafjungsmäßig zuſtehende Red, fi 
an den politifhen Wahlen wit voller freiheit zu betbeiligen, auch allen 
Communalbeamten unverfürzt gewahrt bleibe”. 





40, April. Die vom König einberufene Kommiſſſon von Generalen ent: 


16, 


26. 


28, 


Tcheidet fih für Beibehaltung der Jjährigen Dienfizeit und ber 
jetzigen Cadresſtärke. 


„ Aufhebung des 25 pCt. Steuerzuſchlags vom 1. Juli d. J. ab: 


Königl. Erlaß an das Staatsminifterium: „An Folge des mir 
über die Lage des Staatshaushalts gehaltenen Vortrages will Ich genehmt: 
gen, baß bem nächſten Landtage ein Geſetzentwurf wegen Yorterhebung bes 
aulörages von 25 pCt. zur Einkommen: und Klafjenfteuer, fo wie zur 

ahl⸗ und Schlachtfteuer vom 1. Juli diefes Jahres ab nicht vorgelegt 
werbe, indem es thunlich ift, den durch den Wegfall diefes Zuſchlags ent- 
ftehenden Einnahme-Ausfall theild durch Mehreinnahmen, theils durch Er: 
Kr Ace der Ausgaben einzelner Berwaltungen im Etat auszugleichen. 
Injoweit hierbei auf ben Militär: Haushalt zurüdzugeben ift, will Ich 
zwar, im Einflang mit Meinen früheren Ausfprüden, den voräbergehen: 
zuläfiigen Eriparnifien auch jet Meine Genehmigung gern ertheilen; in- 
be muß Ich dabei aufs Beilimmtefte Meine früheren Erklärungen wieder: 
holen, daß im Bereiche der Militärverwaltung nothwenbig ſolche Einſchroͤn⸗ 
fungen vermieden werben müſſen, durch welche die Grundjäge verlegt werden 
würden, beren Feſthaltung im Intereſſe der Ecylagfertigfeit und Tüchtigken 
* und ſomit der Sicherheit und Unabhängigkeit des Staates ge 

sten if”. = 


„ Die balboffiziele Stern:Ztg. verfünbet, daß einer allerbäd- 
ften Ordre zufolge nunmehr wirklich dem nächſten Landtage mil 
bem Budget für 1862 zugleich auch dasjenige für 1863 werde 
vorgelegt werden. Außerdem fei eine größere Spezialifirung der 
Einnahmen und Ausgaben beider Etats angeorbnet, „ba es möglid 
wird, die erforderlichen Arbeiten bis zum Zufammentritt bes Kant: 
tags zu vollenden”. 


„ Wahlen „ber Wahlmänner in ganz Preußen. Das Refultal 
läßt über den bevorftehenden großen Sieg ber vereinigten liberalen 
Tractionen faft feinen Zweifel mehr. 


3. Mai. Die balboffizielle Sternz. bricht endlich ihr Tanges Schweigen übe 


den Ausfall der Urwahlen, fie gibt zu, daß die Partei ber vorge: 
rüdten Oppofition im fünftigen Abgeorbnetenhaus eine flärkere Ver 
tretung erhalten wird, meint aber, baß der Sieg ber Fortſchritts 
partei zum überwiegenden Theile auf Koſten der Altliberalen er: 
rungen ift, während bie confervativen Fraktionen in ben Wahl: 
männer-Körperfchaften wohl cher eine Vermehrung ihrer Streitkräfte, 
wenn auch nicht in bem erwünſchten Grabe, aufzumeifen hätten 
Sie bedauert den Ausfall der Wahlen und findet die Urfache in 
der Läffigkeit der Eonfervativen und in „bem Zwieſpalt ber bem 
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monarchiſchen Syſtem aufrichtig ergebenen &lemente ober doch in 
dem Iofen Nebeneinanderwirken der Kräfte, welche nur durch ein 
feſtes Bündniß eine fihere Stüge für das verfaflungsmäßige König- 
thum in Preußen bilden können”. Denn fie bat „nie aufgehört, 
bie Liberal-Eonftitutionellen als einen Beftanbtheil der zur Abwehr 
des Demofratismus berufenen Orbnungspartei zu betrachten, und 
it auch heute noch überzeugt, daß nicht am ben altbewährten Füh—⸗ 
ern, fenderu an ben jüngeren, ungezügelten Streitkräften ber Li: 
beralen die Hauptjchuld liegt, wenn es troß vielfadher Bemühnngen 
gemäßigt confervativer Männer nicht gelungen ift, ein wiürbiges 
Bündniß beider Parteigruppen zu erzielen, um durch vereinte Kraft 
ben Ueberflutben demokratiſcher Befttebungen einen Damm ent- 
gegenzuftellen“. 


6. Mai. Landtagswahlen in ganz Preußen. Das Refultat iſt noch ent⸗ 


19. 


fhiedener als man erwartet hatte. Keiner der Minifter wird ge: 
wählt; v. d. Heydt unterliegt in Elberfeld, das ihn feit dem Be: 
ſtehen der Verfaſſung fortwährend zu feinem Dertreter gemählt 
halte; ebenjo unterliegen die Minifter v. Jagow uub Graf zur 
Lippe, die von den Übrigen Miniftern allein einen Verſuch gemacht, 
fi wählen zu laffen. Die bisherigen Mitglieber der Yortfchritte: 
partei und der Tractionen Immermann und Bockum⸗Dolffs werden 
far ohne Ausnahme wieber gewählt. Dagegen verliert die Fraktion 
Grabow eine Anzahl Site an Candidaten ber Fortfchriltspartei, 
Auch die katholiſche und bie feubale Fraction gehen geſchwächt aus 
ber Wahlurne bervor. 


„ Eröffnung des Landtags, nicht durch den König in Berfon, fon- 
bern durch eine Rede des Präfidenten des Staatsminifteriums: 


„Se. Majeſtät haben mir den Auftrag ertHeilt, ben Landtag der Monarchie 
in allerböhft Ihrem Namen zu eröffnen. Die Regierung bit es für ihre 
Pflicht, Ihre Thatigkeit in der heute beginnenden Sikungsperiode nicht län= 
ger in Anſpruch zu nehmen, als zur Erledigung ber dringendſten Ange 
egenbeiten nothwendig. Die Finanzen bes Staates geftalten fich fort: 
ſchreitend günftiger. Zu den Koften ber Heeresorganifation hat e8 bes im 
Staatshaushaltsetat fir 1861 in Ausſicht genommenen Zufchufles aus dem 
Staatsfchage nach dem inzwiſchen erfolgten Jahresabſchluſſe nicht beburft; 
die Mehreinnahmen diefes Jahres haben ben Bedarf noch ilberftiegen. Des 
Könige Majeftät haben genehmigt, daß zur Erleichterung des Landes Steuer⸗ 
zuſchläge vom 1. Juli ab nicht weiter in Anfpruch genommen werben. Aus 
ben Ihnen ungeläumt vorzulegenden Staatshaushaltsetats für 1862 und 
1863 werben Sie erfehen, daß der hierdurch entftehende Ausfall der Ein- 
nahme durch zeitweilige Einfchränfungen im Bereiche ver Militärverwaltung 
durh Erfparung an Ausgaben für Staatsfchulden und böhere Einnahmen 
volftändig gededt wird, und daneben noch Mittel zu nüglichen Verwendun⸗ 
gen auf allen Gebieten der Staatsverwaltung verfügbar bleiben. Die grös 
Bere Specialifirung ber Einnahmen und Ausgaben in bie Staat 
haushaltsetats und die zeitige Worlegung des Etats für 1863 werben bie 
Neberzeugung gewähren, baß bie Regierung ausführbaren Anträgen ber 
Landesvertretung gern zu entfprechen bereit ift. Die Ausführungsarbeiten 
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zur anberweiten Regelung ber Grunbfteuer finb bis zum Abſchluſſe des erſten 
wichtigen Stabiums ber vorläufigen Feſtſtellung des Glafjificationstarifs durch 
eine Gentralcommifjion gelangt. Wiederholte Erwägungen haben weitere 
Eriparnifie im Militärbaushalte zwar vorübergehend ausführbar er: 
feinen laſſen; ohne Verlegung der Lebensbebingungen ber Heeresorgani⸗ 
fation können diefe Beſchränkungen jeboch nur jo lange flattfinden, bis im 
der Grundfleuer eine neue Einnahmsquelle fih eröffnet. Gibt bie Regie: 
rung hierdurch Zeugniß, daß fie die Erledigung der in früheren Seſſionen 
erhobenen Bedenken bereitwillig anftrebt, fo ift fie auch berechtigt zu erwar⸗ 
ten, daß bei Beurtbeilung ber Einrichtung unferer Armee und unferer Armee- 
bedürfnifie die Nüdfichten für die, auf ber ungeſchmälerten Tüchtigkeit ber 
Armee beruhende Unabhängigkeit und Sicherheit des Baterlandes maßgebend 
fein werden. Die Verhandlungen über eine vertragsmäßige Regelung ber 
Verkehrsverhältniſſe zwifchen dem Zollvereine und Frankreich haben zu 
einer Verfländigung geführt. Die Regierung ift babei, im Einverſtändniffe 
mit den Zollverbündeten, von der Weberzeugung geleitet, daß es nicht blos 
barauf ankomme, dem Zollverein für feine Erzeugnifie, feine Schifffahrt und 
feinen Handel die Rechte der am meiften begünftigten Nationen in Frank⸗ 
veich zu fihern, fondern daß die Fortſchritte wirtbichaftlicher Entiwidelung 
und Erfenntniß e8 erheiſchten, ben Zollvereinstarif im ganzen Sinne ber 
Verkehrsfreiheit umzugeftalten. Daß bie Ausficht auf eine ſolche Umgeſtal⸗ 
tumg manche Beforgniß erregen werbe, war zu erwarten. Aber es iſt er- 
frenlich, daß die Beſorgniſſe ſchon jett einer richtigeren Erkenntniß ber Bor- 
sale welche bie Erweiterung bes Marktes darbietet, zu weichen beginnen. 
ehrere Zollvereinsregierungen haben ihr Einverftändniß bereits zu ertennen 
egeben, darunter die ſächſiſche Regierung, welche durch den Umfang und bie 
telfeitigfeit bes eigenen Sewerbfleißes auf bie Würdigung gewerblicher In⸗ 
terefien vorzugsiweife hingewiefen iſt. Wir zählen darauf, daß bie Übrigen 
Zollvereinsregterungen, inben fie dem Gefihtspunfte der Körderung der ma: 
teriellen Intereſſen des Zollvereins treu bleiben, einem Werke ihre Zuſtim⸗ 
mung eribeilen, welches der Ausgangspunkt für einen neuen Aufſchwung 
ber wirtbichaftlihen Entwidelung des Vereins zu werden verſpricht. Die 
Unterhandlungen mit der dänischen Megierung haben noch zu feinem Er: 
ebniſſe geführt, ihr Erfolg wird davon abhängen, ob Dänemark die Deutfch 
and gegenüber dur das Abkommen vom Jahre 1852 übernommenen Ber: 
pflichtungen zu erfüllen fich entfchließen wird. In der Frage der beutfdhen 
Bunbesreform bält die Regierung an bem Standpunkte fe, welchen fie 
eingenommen. In der kurheſſiſchen Berfajjungsfrage if es ben 
unabläffigen Bemühungen ber Regierung gelungen, bei faft allen deutſchen 
Regierungen enblidh der Meberzeugung Anerkennung zu verſchaffen, daß bie 
Berfafiung vom Sabre 1831, ausjchlichlich ber bundeswidrigen Beftimmun: 
en berjelben, wieberbergeitellt werden muß und Defierreih bat fich zu bie: 
em Zwede zu einem gemeinfamen Antrage am Bunde vereinigt, beffen nun: 
mebrige unverweilte Annahme zu erwarten if. Das bdiefem Untrage birect 
entgegentretende, das Rechtsgefühl bes Landes tief verlepende neue Wahl: 
verfahren wird, dem ausbrüdlichen Berlangen Preußens und bem von der 
Bunbesverfammlung an die Furfürftliche Regierung gerichteten Erſuchen ge: 
mäß, nicht zur Durchführung kommen. Daß auch die ſchließliche Entſchei⸗ 
dung nunmehr ohne weitere Zögerung zu Gunſten ber Berfaflung vom 
Sabre 1831 erfolge, bafür wird bie Aeglerung Sorge tragen. In Bezug 
auf einen biebei eingetretenen Incidenzfall fieht die Megierung noch beflimm: 
ten Erklärungen der kurfürſtlichen Regierung entgegen und wird in jebem 
Falle die Würde Preußens zu wahren wiffen. Die organifhen Geſetze, 
beren Entwürfe dem legten Landtage vorgelegt waren, werben erſt während 
ber im nächften Winter zu eröffnenden Sigungsperiobe bes Lanbtages zur 
Erledigung gelangen können. Die Regierung hält feft an ben principiellen 
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Grunhlagen, auf welchen jene Gefeigerntwlirfe beruhen umd wirb biefelben im 
biefem Sinne durchzuführen beſtrebt fein. Die Gefekentwilrfe, betreffend bie 
Miniflerverantwortlichkeit und bie Kreisorbnung werben ber bereitd begonnes 
nen Berathung nicht entzogen. Die Negierung wird, unbeirrt — den 
Drang wechfelnder Parteiungen, mit Ernſt und Eifer bemüht fein, bie all 
emein befannten Grundfäge, welche ber König bei Uebernahme ber Regent⸗ 
(Saft und ſeitdem wieberholentlih ben Räthen der Krone ale Richtſchnur 
für bie Verwaltung bes Landes bezeichnet, auf dem bisher betretenen Wege 
durchzuführen. Sie wird biefen Grundfägen gemäß, wie bie Rechte ber 
Krone, fo au die verfafiungsmäßigen Rechte der Landesvertres 
tung geriffenbaft wahren; fie gibt fich aber auch der Hoffnung hin, daß 
Sie, meine Herren, ihr bei ben zur Aufrechthaltung der Ehre und Würbe 
en fo wie zur Förderung aller Zweige friebliher Thätigfeit nöthigen 
aßregein patriotiihe Unterflügung nicht verjagen“. 


22. Met. Wuflöfung ber Frattion Grabow, der früher minifteriellen 
Partei unter dem Minijterium Auerswalb. 


Den nähen Anlaß gibt die Frage, ob ein Einvernehmen auch wit ben 
beiden andern liberalen Fraetionen zu erfizeben fei ober ob fich dasſelbe nur 
auf die Fraction Bodum-Deifls beziehen jolle. Die letztere Anſicht verficht 
der Abg. Binde mit einigen nähern Parteigenofien, bie erfiere Grabow ſelbſt. 
Die Berfammlung entfcheiber fih mit Mehrheit für ben Antrag Grabows, 
worauf Binde die Berfammiung verläßt. Der Verſuch, die Fraction nun⸗ 
mebr zu reconſtituiren, fcheitert inbeß an ber Grflärung vieler bisheriger 
Mitglieder, fi die Entſcheidung Über ihren Beitritt vorerft noch vorbehalten zu 
wollen, worauf Grabow erllärt, unter biefen Umflänben die Führung ber 
Sraction nicht übernehmen zu Fünnen. 


3. , Das Abg.-Haus wählt mit 276 von 288 Stimmen ben Abg. 
Grabow neuerdings zu feinem Präfidenten. Rede Grabows bei 
Uebernahme des Präfibiums: Ä 


v . . . Beim Beginne meiner politiſchen Laufbahn im Jahre 1840 vernahm 
ih im Vereine mit taufenb hochbegeifterten preußiſchen Männern aus Tds 
niglihdem Munde die Worte: „Die Wege ber Könige find thränenreich und 
thränenſchwer, wenn Herz und Geift ihrer Völfer ihnen nicht Hülfreich zur 
Hand gehen”. Im diefen erhabenen Worten tfi das edle, große Prinzip ber 
Einheit von Fürſt und Volk an Haupt und Gliedern ausgefproden. Aus 
ihr entjpringt bie Macht der Freiheit, die Wohlfahrt bes Staates. Sie iſt 
von jeher das fchönfte Erbtheil bed hohen Negentenhaufes der Hohenzollern, 
das herrlichſte Kleinod des durch feine Wahrhaftigkeit groß in der Geſchichte 
daſßtehenden preußifchen Volles geweſen. Und Biete Einheit wollen wir, be . 
Bolles Bertreter, uns nie verfi laſſen. Sie wollen wie fehbalten in 
ber Treue gegen ben erhabenen Age unferes Konigthums im innigften 
Berbande mit der Treue gegen das Volk; fie joll und heilig und unantaft« 
bar halten Helfen die verfaflungsmäßtgen Rechte der Krone und treu bes 
wahren helfen bie beſchworenen Rechte bed Volkes; fie vernichtet den in bem 
Iefgten Meuaten in das verfaflungstreue preußiſche Bolt hinelngeſchleuderten 
Wahlruf: „ob Königthum, ob Parlament”. (Lebhafter Beifall.) Sie ver⸗ 
einigt uns Alle beim — u an = Au — AN — 
verfaflungsmäßige Konigthum mit feinem verfaflungstreuen Abgeordneten⸗ 
baue arifat) nie zu dem begeifterten Rufe: „Hoch lebe Se. Majeſtät ber 
Köıig Wirhelm I. und bas ganze erhadene Haus ber Hohenzollern, hoch und | 
er Die Berfommiung ſtimmt dreimal enthuſiaftiſch in das 
Hoch 
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25. Mai. Der Finanzminifter Iegt dem Abg.⸗-Hauſe bie Etats für 1862 
und 1863 und den Handelsvertrag mit Frankreich vor. 

„... Was nun den Etat pro 1862 anbelangt, jo ergibt fi, daß das in der 
früher vorgelegenen Etat auf die Höhe von 5,039,358 Thlr. augenonmene 
Deficit fi auf 3,385,000 Thlr., alfo um 1,654,358 Thlr. vermindert kat 
Abgeſehen von einigen geringeren Einnahme-Erhöhungen und Ausgabe-Er- 
mäßigungen ift diefes Nefultat hauptſächlich dadurch erzielt worden, daß bei 
ber Diilitärverwaltung eine Summe von 831,000 Thlr. weniger erfordert 
wird ımb daß von dem Zuſchuß, der dem Eiſenbahnfonds gewährt wird, 
welcher Zufhuß bisher 1% Millionen betrug, 500,000 Thir. abgejegt fint... 
Zur Dedung des Deficits pr. 1862 auf Höhe von 3,385,000 Thlr. würden 
bie Ueberſchüſſe des Jahres 1860, welche 3,867,000 Thlr. betragen, und bie 
auch nad dem vorigen Etat bazu beſtimmt waren, ben Ausfall zu beden, 
mebr als binreihen, wenn auch die Einnahmen in Wirklichkeit fich nicht 
höher ftellen follten, als in dem &tat angenommen il. Nah den Grgeb: 
nifien der erften 4 Monate diefes Jahres darf aber AS werben, daß ein 
erheblich geringerer Zuſchuß erforberlid) fein wird, a8 ſodann den Staats: 
baushaltsetat pro 1863 betrifft, fo umterfcheidet ſich dieſer Gtat von den 
früheren einmal barin, daß, abgejehen von dem wegfallenden Steuerzufchlase 
‚nur bei wenigen Verwaltungen Einnahme-Ausfälle, und zwar nur in ge 
singem Betrage nachzumeifen gewefen find, und ferner barin, daB einc er: 
hebliche Ermäßigung der Ausgaben einzelner Berwaltungen flattgeiunten . 
bat. Ich bewerte dabei, daß bei den AusgabesEriparnijien eine Eumme 
von 1,116,000 Thlr. auf den Etat der MilttärsVerwaltung fällt, ber, in 
Verbindung mit der Summe von 831,000 Thir. die idy vorher nannte bei 
bem Etat von 1862, um zufammen 1,947,000 Thlr. vermindert worden id, 
allerdings nur vorübergehend“. 

28—30. Mai. Berathungen der Abreffecommiffion des Abg. = Haufee. 
Es Tiegen derfelben zwei Entwürfe vor, ber eine vom Abg. Tweften 
(Hortfchrittspartei), der andere vom Abg. Sybel (Fraction Bodum: 
Dolffs). Der erftere wird den Berathungen zu Grunde gelegt. 
Die Minifter erflären die Auffaffung ihrer Wahlerlaffe für ein 
Mifverftändnig und fprehen ihre Freude darüber aus, daß bie 
jenige „bemocratifhe” Partei, bie fie darin eigentlid im Auge ge: 
babt, in ber Kammer gar nicht vertreten fei._ Der Abg. Sybel 
befürwortet bie Erwähnung Kurheflens nah feinem Entwurfe. Der 
Regierungscommiffär gibt darüber eine Erklärung ab, die bie Som: 
miffion nicht befriedigt und eine längere Erörterung hervorruft, 
worauf Sybel den betreffenden Pafjus feines Entwurfs zurüdaicht, 
weil das darin enthaltene wenn auch ſchwache Bertrauensvotum 
nicht mehr begründet erſcheine. Nach einer Pauſe legt er eine an: 
bere Faſſung des Paſſus vor; die Conmiffion befchließt jeboch mit 
13 gegen 9 Stimmen, Kurheſſen in ber Adreſſe gar nicht zu er- 
wähnen und nimmt fchließlih den Entwurf von Tweſten mit 20 
gegen 1 Stimme vollftändig an. 


2—6, Juni. Dreitägige Debatte des Abg.-Haufes über die an die 
Krone zu erlaffende Adreſſe. Das Haus befchließt zuerſt mit 
großer Mehrheit eine Adreſſe zu erlafien; dagegen flimmen bie 
polnifche, die Tatholifche und die feubale Traction Darauf und 
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vor Beginn der eigentlichen Adreßdebatte gibt der Finanzminiſter 
v. d. Heydt folgende Erklärung ab: 


„Das Etaatsminifterium bat fih bei der Discuffion über die Borfrage, 
ob eine Adreſſe zu befchließen ſei oder nicht, einer Betheiligung enthalten zu 
follen geglaubt. Es kann dem Etaatsminifterium nur willlommen fein, 
wenn das hohe Haus ſich gedrungen fühlt, in ciner Adreffe an des Königs 
Majettät den Gefühlen ber Ehrfurdt und der Treue Ausdrud zu geben. 
Od der von der Commiſſion vorgefchlagene Entwurf oder ob die heute im 
Mege der Amendements eingebrachten Entwürfe biefem Zwecke entiprechen, 
wird das hohe Haus zu erwägen haben. Der Commiflions:Entwurf gedenkt 
weder bes Allerhöchften Erlafies dom 19. März c. noch der bei Eröffnung 
ber Sefſion im Allerhöchſten Auftrage verlefenen Thronrede. Er findet fein 
Wort für die hulbvollen Kundgebungen St. Majeftät bes Königs. Bei der 
Darlegung ber Lage bed Landes gibt er weder für bie unverfennbaren Er⸗ 
folge unferer ausmärtigen Politit, noch für das durch die offenkundigſten 
Thatſachen beftätigte Wachen der öffentlichen Wohlfahrt ein Antereffe zu er⸗ 
fennen. Ob ein —* Schweigen mit dem Zwece ber Adreſſe überein⸗ 
ſtimme, kamn das Staatsminiſterium nur der unbefangenen Erwägung des 
hohen Hanjes anheimgeben. 

„Das Staateminiſterium muß ſich beim Beginn’ der Debatte vorzugsweile 
gegen bie Annahme verwahren, daß feinerfeits irgendwo bie in dem Com⸗ 
mifftonsentwurf befämpfte Unterfiellung gemacht Ri. als ob ein großer Theil 
der Bolkavertretung und ber preußtichen Wähler ih feindlihe Ein» 
griffe in bie Rechte ber Krone ſchuldig und anardifher Umſturzge⸗ 
lüfte verdächtig gemacht habe. Aus einem Akte der Staatsregierung iſt eine 
folge Beſchuldigung zu entnehmen. Allerdings hat das Etaatsminifterium 
es als feine unerläßliche Pflicht erkannt, die Rechte der Krone mit Ent: 
jgiedenheit zu wahren, und nicht zugegeben, daß der Kraft bes Föniglichen 
Regiments, auf welher Preußens Größe und Wohlfahrt wie Preußens Zu: 
funft beruht, zu Gunften einer fog. parlamentarifhen Regierung 
Abbruch geſchehe. Tas Staatsminifterium bat fih in dieſem Runtte in 
offenen Gegenfag geftellt gegen jebe Bartei, deren Beftrebungen auf bie Ver⸗ 
legung des Echwerpunftes der Staatsgewalt in bie Volfsvertretung gerichtet 
find. Auch hierin befindet fih das Minifterium feiner gewiffenhaften Weber: 
zeugung nad im vollen Einflange mit ber Verfaſſung. Es bat fi ber 

enntnig nicht verfchließen dürfen, daß die Erweiterung des Einfluſſes und 
ber Macht eines Factors ber Geſetzgebung nicht erftrebt, der Schwerpunkt 
bes Regiments nicht verfhoben werden kann, ohne zugleich jede fegensreiche 
Birfung ber Verfaſſung in Frage zu flellen. Nach der Ueberzeugung bes 
Staatsminifteriums legt die Berfaffun jedem Factor ber Gejeßgebung bie 
Berpflictung auf, nicht duch den rüdfihtslofen Gebrauch feiner befonberen 
Rechte die Grundbebingungen bes preußiſchen Staatslebens zu gefährden. 
An diefe Wahrheit hat das Staatsminifterium erinnert, indem es ber Ent: 
widlung eines parlamentarifchen Regiments bie ungefhwächte Erhaltung bes 
öniglichen Regiments gegenübergeftellt bat. Gegen die Mißbeutung, daß 
hiermit eim nicht verfaffungsmäßiger Gegenſatz zwiſchen „Rönigthum und 
Parlament” aufgeftellt worden ſei, muß fih das Staatsminifterium entfchies 
den verwahren. Ju dem verfaflungsmäßigen Preußen gibt «6 fein Königs 
tbum ohne Landesvertretung, aber auch Feine Landesvertretung ohne Königs 


mm. 

„Das Staatsminiflerium bat im Bewußtſein voller Loyalität und Vers 
fafjungstreue gehandelt, als e8 nach der berechtigten Entichliekung bes erha⸗ 
benen Trägers der Krone bie Leitung ber Sehäfte in einem Zeitpunkte 
übernahm, wo unverkennbar eine nicht gewöhnliche Erregung der Gemüther 
berrichte, wo namentlich im Drange nach rafchen Erfolgen bie politiichen 
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eien theils in ber Zerſetzung. theils in ber Umbilkung, theils in d 
aum begonnenen — —— waren. Angefühts dieſer aa 
mußte das Minifterium feinen erſten Beruf in ber Hingebung an die große 
von ber jeweiligen Parteigeflaltung unabhängigen, unmwandelbaren Aufgabe 
jeber preußifchen Regierung erbliden. Es konnte nicht gewillt fein, die & 
fung diefer Aufgaben von dem ferneren Verlaufe der Eutwidelung ber peli 
tiſchen Parteien abhängig zu machen, und wußte beöhalb nur um fo meh 
bie Nothwendigfeit erfennen, die Einheit und energijhe Zufammen 
faffung bes ganzen Verwaltungs-Organismus, für beiie 
Träftige und heilbringende Action das Minifterium die Verantwortiidkei 
trägt, gegen ein zuträgliches Eingehen auf regierungsfeiudlihe Wahlagitatio 
nen ſicher zu ftellen. Die Staatsregierung weift mit aller Eutſchiedenhei 
den Vorwurf zurüd, ben erhabenen Namen Sr. Majeftät bes Königs au 
ungehörige Weiſe in ben Streit ber Parteien gezogen zu haben. Sie ha 
nur bie Pflicht erfüllt, dem Lande die, Entihließungen St. Majeflät funi 
u thun unb einer das zuläffige Maß überfchreitenden Verwickelung der be 
Nonberen Drgane ber königlichen Erecutive in die Agitationen der Parteier 


„vorbeugen zu wollen. Die freie Ausübung des Wahlrechts ift den Beamten 
nit verfümmert worben. 


„Das Staatsminifterium ift fih ber Verpfliätung bewußt, dem Land 
den Segen einer gerechten, thatfräftigen unb wohlwollenden Verwaltung, frei 
von jeder tendenziöfen Hemmung ber freien Entwidelung geiltiger und ma: 
terieller Intereffen zu erhalten. Es wird daher, den Allerhöchſten Amtentio: 
nen gemäß, in freifinniger aber befonnener Weife die weitere Durch— 
führung der Bertslfuns zu fördern und die Schwierigleiten, welde 
auf diefem Wege liegen, mit Ruhe und Feitigkeit zu überwinden haben. &s 
wird bie verfaffungämäßigen Rechte der Krone pflichtgemäß wahren, kie 
Mechte beider Factoren der Landesvertretung mit Loyalität und Gewiflenbaf- 
tigkeit achten und jede eintretende Differenz im Geifte gemeinfamer Hinge: 
bung für Thron und Vaterland zu ſchlichten fih angelegen fein laffen, in 
ber unerläßlihen Borausfegung, auch bei ber Landesvertretung gleicher Ge⸗ 
finnung zu begegnen. 

„Das war der Standpunft ber gegenwärtigen Regierung, als fie bie Lei⸗ 
tung der Geſchäfte übernahm. In dieſem Geifte ift der Landtag berufen 
und eröffnet worben. In dieſem Geifte wird die Staatsregierung ihre Auf: 
gabe ferner zu löfen trachten, unbeirrt durch die einfeitigen Beftrebungen der 
Barteien, wie durch bie falfche Auffaffung ihres Standpunktes und ihrer 
en Redlich bemüht, diefe zu berichtigen und jene zu befämpfen, 

&lt das Staatsminifterium an der Hoffnung feft, zum Heil des Vaterlan: 
bes das Vertrauen zu rechtfertigen, durch welches basfelbe in entſcheidender 
Stunde berufen worden ift*. 


Dei der nun folgenden Adreßdebaite liegen dem Haufe ber Ans 
trag der Eommifiton (Entwurf von Tweften) und bie Gegenent: 
würfe v. Vinde und von Sybel, ſowie zwei Amendements von 
Reihhenfperger und von Bresgen vor. Das Refultat der Debatte 
ift, daß ber Gegenentwurf von Vinde und das Amenbement von 
Neichenfperger verworfen und dagegen ber von der Commiffion be: 
antragte Entwurf mit bem Amendement von Bresgen, fo wie mit bem, 
Zufabantrag Sybels bezüglich Kurbeffen (biefer mit 253 gegen 55 
Stimmen) und zwar ſchließlich der jo mobificirte Entwurf im Ganzen 
mit 219 gegen 101 Stimme (von der äußerften Linken, ber Rechten 
und der Fraction Vincke) angenommen wird. Die Arefle lautet: 

„Im Beginne unjeser Verhandlungen legt uns bie unnerbrädlige Treue 
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gegen bie Krone ımb das dringende Berlangen bes Volles die Pftficht auf, 
Ew. Majeflät unfere Neberzeugung Über biegegenwärtige Lage 
bes Landes ebenjo mit loyalem Freimuth wie in tieffier Ehrfurcht bars 
zulegen. Bor Allem fühlen wir ums gebrungen, auszufprechen, baß inmitten 
der Bewegung ber legten Monate bie Ehrfurcht und bie Treue gegen bie 
Monarchie als unerfchütterliche Grundlage aller Beitrebungen des Volles 
feftfiebt, und daß in der Tiefe und Wärme biefes Gefüihfs keine Klafſe ber 
Bevölferung, Teine Provinz, feine ber großen politifhen Parteien hinter ber 
andern zuridbleibt. Das preußiſche Bolt weiß fiy Eins mit feinem Kö⸗ 
nige, es will fih Eine mit ihm wiſſen für alle Zeit. 

Nachdem bie Diilitärvorlagen und eine gewifle Unficherbeit über bie Fünf: 
tige Richtung ber preußiſchen Politit die Gemüther lange befchäftigt hatten, 
ei bie Auflöfung bes Haufes ber Abgeordneten unb bie Umgefaltung 
des Minifteriums unter Umſtänden, welche das Lanb über bie fachlichen 
Gründe der Krifis umbelehrt Tießen; es folgten bie Wahlerlafſe bes neuen 
Minifteriums und anderer Behörden, woburh nit nur ben Beamten bie 
freie Betheiligung an der Wahlbewegung verfürzt und an manchen Stellen 
auf das Wahlrecht der übrigen Stantshürger en nit gefehlicher Drud ges 
übt, ſondern auch ber geheiligte Name Ew. Majeftät in ben Streit ber Par: 
teien bineingezogen ımb ein nicht verfafiungsmäßiger Gegenſatz zwiſchen 
Kbnigthum Nnb Parlament aufgefeft wurde. Die mehrfach gemachte Unter: 
flellung, als ob ein großer Theil der Volksvertretung und mit ihr ber preu⸗ 
Bifchen Wähler fich feindlicher Eingriffe in die Rechte der Krone ſchuldig 
machen Eönnte, verlenmt den tief monarchiſchen Grundzug ber Nation, in 
welchem das Königthum feine flarden Wurzeln treibt; fie wiberfirebt bem 
Rechts: und Wahrheitsgefühle des Volkes, welches nicht anarchiſcher Um⸗ 
Aurzgetüfle verbäthfig gemacht zu werben verdient. Bw. E. Maj. bitten wir 
untertbänigft, feinen Widerſpruch finden zu wollen zwifchen ber begeifterten 
Siebe, welche das ganze Land Ew. Maiefiät jederzeit entgegengetragen bat, 
mb zwifchen einen Ergebniß der Wahlen, welches nnamwerfelhaft gegen eins 
ak Anſchanungen und Maßregeln der Töniglihen Staatsregierung ger 
richtet war. 

Es beſteht keine gefahrdrohende Aufregung ber Gemüther. Das preu⸗ 
Bifhe Volt hat ſich nicht verändert. Es vereinigt mit ber alten Hingebung 
an den Thron eine fehe und befonnene Anhänglichkeit an fein verfaſſungs⸗ 
mäßiges Recht. Es erfehnt im Innern den Erlaß ber zum Ausbau un: 
ferer Berfaflung, zur Begründung einer felbfänbigen Gemeinde und Kreis: 
Verwaltung und zur höberen Entwidelung der Volkskraft nothwendigen Ge: 
feße, die Zurückiührung ber Geſammtſteuerlaſt auf ein ber Stenertraft ent⸗ 
Iprechendes Maaß, die Sicherung bes Staats und ber Schule gegen kirch⸗ 
liche Uebergriffe, die verfaffungsmäßige Vefeitigung des Widerſtandes, wels 
den bisher ein Faktor der Bejeggebung dieſem Verlangen entgegengeftellt 
bat. Es erfchnt nach Außen eine Fräftige und vorwärtsicreitende Politik, 
welche Ew. Majeſtät erhebende Erflärung vom 9. November 1858: „Die 
Belt muß wiffen, dag Preußen überall berett if das Recht 
zu ſchüten“, in vollem Umfange verwirklicht; es begehrt alfo in Wieder⸗ 
holung ſeiner früher ansgefprodhenen Webergeugimg, daß mit allen Mitteln 
auf bie Herfiellung des verfafpengenmiptgen Reditöznftandes in Kurheſſen, 
insbefondere auf eine fofortige Berufung ber heſſiſchen Bolfsvertretung auf 
Grund der Berfaftumg vom 5. Januar 1831, der in den Jahren 1848 und 
1849 dazu Hegebenen Erläuterungen ab bamm vorgenommenen Abande⸗ 
rungen, wıb des Wahlgefepes vom 5. April 1849 Hingewicht — daß bamit 
unfer eigener Rechtszuftand gefichert und die Ehre und bie Interefjen Preu⸗ 
Fens als eutopäifcher Großmacht gewahrt werben. 

„Weit entfernt in eine Prärogative der Krone einzugreifen, glauben wir 
Diefe Krone num gu Mlren und zu flärten, inben wir @w. Majekät in 
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tieffter Ehrfurcht bie Neberzeugung ausiprechen, baß feine Regierung, welde 
in biefen Punkten ben Bedürfniſſen der Ration widerſtrebt, bie untrenn- 
baren Snterefien der Krone und bes Landes zu fördern im Stande ſein 
würde, zumal die Machtſtellung Preußens in Deutfhland und ın 
Europa vorzugsweife auf moralifcher Energie, alfo auf ber bingebenden Be: 
geifterung des Volkes beruht. In dem Bewußtſein, daß nur auf dieſem 
Wege eine wahrhaft Fonfervative und monarchiſche Politif burdgeführt wer- 
den kann, richten wir an das väterlihe Herz Ew. Majeſtät die ehrfurdte. 
volle Bitte, durch hochſinnige Gewährung ber nationalen Wünſche 
Ihrem getreuen Bolfe den innern Frieden zu fihern und in ber wollen Ci 

nigfeit von Regierung und Bolt Ew. Majeftät erhabenem Haufe mie bem 
Baterlande neuen Glanz und eine größere Zukunft zu bereiten”. 


7. Juni. Antwort des Königs auf die Adreſſe bes Abgeorbnetenhaufee: 


25. 


26, 


30 habe die mir foeben ausgebrüdten Berfiherungen der Treue um? 
Ioyalen Ergebenheit gerne entgegengenommen. Indem ich wiederholt aue- 
ipreche, bag ich unverändert auf dem Boben der befchworenen Verfafiun: 
ftebe, jowie auf dem meines Programms vom November 1858, unb dapis 
mich dabei in voller Mebereinfimmung mit meinem Miniſterium befinte, 
fnüpfe ich hieran bie fefte Erwartung, Ihre ausgefprodenen Gefinnunger 
burch bie That bewährt zu fehen, und ba Sie einen Sap meines Programnıs 
von 1858 berausgehoben haben, ſo wollen Sie ſich daffelbe Zeile für Zeile: 
einprägen, bann werden Sie meine Sefinnungen recht erfennen“. | 

Nah Ertheilung diefer Antwort an bie Deputation bed Abg.: 
Haufes zieht fi ber König ziemlich ungnäbig fofort zurüd. 

Das Herrenhaus erklärt fi für bie Continuität feiner Siungen. 


„ Das Abg.:Haus wählt wieberum Grabow zu feinem definitiven 
Präfldenten für die ganze Seffion, Behrend und Bockum⸗Dolffs zu 
VBicepräfidenten und genehmigt nach längerer Debatte faft einjtim: 
mig die mit Coburg-Gotha, Walde und Sacfen-Altenburg abge 
ſchloſſenen Militärconventionen, 

Mehrere Redner heben beſonders hervor, bat in diefen Gonventionen bie 

zweijährige Dienſtzeit feſtgeſetzt ſei: nach dieſem Vorgange fei e8 unmöglich, 
in der preußiſchen Armee den Zjährigen Dienſt gegen den Willen ber Lan: 
besvertretung länger aufrecht zu erhalten. 
„ Der König empfängt den General v. Barbeleben und nimmt 
ein Hanbfchreiben bes Kurfürften von Heſſen entgegen, welcher ben 
König von ber Wieberherftellung der Verfaſſung von 1831 „nad 
ben von Allerhöhftbemfelben in mohlmollendfter Abficht ertheilten 
Rathſchlägen“ unterrichtet. Die Preuß. Genugthuungsfrage wirt 
dadurch und durch die inzwifchen eingetretene Entlaffung bes früheren 
Kurheſſiſchen Minifteriums als erledigt angefehen und die Marfd: 
bereitfchaft der beiden Armeecorps aufgehoben (f. Deutfchland). 


„ Der Geh. Rath Winter wird von ber commiffarifhen Ber: 
waltung bes Poligeipräfidbiums von Berlin entbunden und bie inte: 


rimiftifhe Berwaltung biefes Amtes dem Landrath v. Bernuth 
übertragen. 


4. Zuli. Eine Depefche des Grafen Bernfiorff an ben preußiſchen Ge: 


Peiopın, | 154 


fanbten in Turin fpricht die Geneigtheit Preußens aus, das Koͤnig⸗ 
reich Italien anzuerkennen. 


15. Juli. Der Kriegsminiſter legt dem Abg. = Haufe einen Gefehesentwwurf 


18. 


betreffend die außerorbentlihen Bebürfniffe der Marineverwaltung 
für 1862 vor. 

Der Entwurf verlangt, daß außer ben bereits im Etat für die Marine 
außgejegten Summen ertraorbinär für 1862 bie Summe an 1,400,000 Thlrn. 
bewilligt werde und zwar 220,000 Thlr. zur Fortfegung begonnener Schiffe⸗ 
bauten, 200,000 zum Bau von Webungsiciffen, 600,000 als erſte Mate 
mm Ban von 3 Panzerbooten und 380,000 als: erfte Rate zu Anlegung 
eines Kriegs» Hafens auf der Inſel Rügen. Die Gelder follen vorerfi aus 
dem Staatsihage entnommen werden. Der Kriegsminifter bemerkt 
dazu: „Es fei ein altes und wohlbegrümndetes Verlangen der Bolfsvertretung, 
dag ihr ein Gründungsplan für die preußiihe Marine vorgelegt werbe. 
Die Regierung beichäjtige ſich feit mehreren Jahren mit einem ſolchen Plane, 
und derfelbe war auch bereits vollendet, als die bekannten merkwürdigen 
Berönderungen im Schiffbau eintraten. In Folge berfelben mußte der 
Plan Modificationen unterworfen werben, jo daß die MNegierung außer 
Stande fei ihn ſchon jetzt vorzulegen, ba die techniſchen Fragen noch nicht 
zum Abſchluß gefommen fein. Cs ſeien indeß Schritte dringend noth⸗ 
wendig, um die Erweiterung ber Marine vorzubereiten; bie Lage Europa’s 
fei der Art, daß ber Zeitverluft eines Jahres fchwer wiege. Es könne 
deshalb nicht fo lange gewartet werben, bis bie techniſche Frage ganz ab⸗ 
geſchloſſen ſei. Man müſſe denjenigen Bebürfniffen genügen, welde unter 
allen Umſtänden vorhanden feien. Indeß begänne fich die technijche Frage 
zu flären, unb bie Regierung benfe bereits in ber Winter: Seffion mit 
einem Gründungsplan bervortreten zu können.” 

Das Haus befchließt, die Vorlage einer eigenen Marine: Com: 
miffton von 12 Mitgliedern zu überweifen. — An eine inter: 
pellation, betreffend Aufhebung der Militärgerichtsbarfeit knüpft 
fi eine einläßlihe Converfation des Haufes über dieſe Frage. 
Eine Reihe von Rebnern ſpricht ſich ſehr entichieben gegen bie 
Militärgerichtsbarkeit aus, die dagegen vom Juſtizminiſter und 
vom Kriegsminifter eifrig in Schuß genommen wird. 


„» Das Abg.: Haus verwirft mit großer Majorität ben Antrag 


Waldecks und der äußerſten Linfen, das Budget für 1863 vorerft 
niht in Betracht zu ziehen. 


20. , Preußen Ichnt das Verlangen Defterreihs, mit feinem Geſammt⸗ 


21: 


ftaate in den Zollverein einzutreten, ab (f. Deutfchland). 
„ Preußen anerfennt das Königreih Italien. 

Depeſche des Grafen Bernftorff: „Wir nehmen mit Befriedigung 
at von den Erflärungen ber Regierung bes Königs Bictor Emanuel in 
Betreff VBenetiens fowohl als Roms. Seine Maj. ber König, unfer aller- 
gnädigfter Herr, bat nach Empfang diefer ausbrüdlihen Zufiherungen von 
Seiten des Turiner Cabinets beſchloſſen, den Titel „König von Stalien” 


anzuerfennen. Bei biejer Gntfchließung kommt es uns jedoch darauf an, ' 


baß unſere Anerkennung nicht in unrichtigem Sinne ausgelegt werde. Die 
königliche Negierung bat zu Feiner Zeit ihre Anfichten über bie Greigmifie 
verbehlt, weiche ſich in der Halbinjel zugetragen haben. Die Anerken⸗ 
nung bes Zuſtandes, welcher daraus —— iſt, würde daher 
nicht für eine Garantie desſelben gelten und eben ſo wenig eine nach⸗ 
tragliche Sanction ber Politik in ſich begreifen können, welche von dem 
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Turiner Gabinetie befolgt worben iſt. Rod weniger ſind wir gemeint, 
Kragen, welde Dritte betreffen, zu präjudiciren und auf eine völlige Frei⸗ 
beit der Würdigung in Betreff von Eventnalitäten zu verzichten, welche 
die gegenwärtige Lage der Dinge mobificiren könnten. Wenn ih mich in 
einem fo wichtigen Wugenblide für verpflichtet halte, nit dem mindeſten 
Zweifel Über den Sinn beftehen zu laſſen, in weldem wir den Titel eines 
Königs von Stalien anzuerkennen gemeint find, jo fpricgt body ber Alt ver 
—— ſelbſt laut genug, um bie Theilnahme zu bezeugen, welche 
wir Italien und der Befeſtigung einer ae Ordnung ber Dinge 
in feinem Innern, wie ber Entwidelung jeiner Macht und Unabhängigkeit 
nah Außen widmen. Möge biefes hervorſtechende Zeugniß unferer wohl: 
wollenden Gefinnungen zu einer ergiebigen QucHe glüdlicher Rejultate fir 
unfere gegenfeitigen Beziehungen werben.” 

22. Juli. Abg.⸗Haus: Antwort bes Miniftere des Auswärtigen auf 
eine Suterpellation des Abg. Meichenfperger (kath. Fraction) bes 
zůglich ber Anerkennung Italiens: | 

„Was bie Fragen bes Herrn Sinterpellanten betrifit, jo will i& zunädit 
in Bezug auf das Rationalitätsprinzip jagen, daß wir biefes durch dieſe 
Anerkennung nicht anerkennen. Wir werben bemfelben immer eine gewiſſe 
Rechnung tragen, aber es unbebingt anzuerkennen ift durchaus nicht unfere 
Aſicht. Die vollendete Thatſache iſt anerkannt worden und weiter nichte. 
Daß biefe Thatfache aber vollendet iſt, ſcheint mir ganz Mar zu fein. 
Weitere Conſequenzen baraus zu ziehen, ift nicht angemeflen, und das 
Königreich Italien iſt alfo nur foweit anerkannt, als es jegt beſteht, und 
etwaige Conſequenzen, bie fih daran Infpfen laffen, erkennen wir nicht 
anz wir haben im Gegentbeil beflimmte Vorbehalte dagegen eingelegt. . ... 
Mebrigen® glaube ih nicht, anf die flaatsrechtliche Debuction bes Herrn 
Sinterpellanten weiter eingehen und die Anerfennung bier noch befonders 
reitfertigen zu folen. Wir glauben, baß es im Intereſſe Preußens war, 
bies zu than, um im guten Begtehbungen zu einem großen und mächtigen 
Rande zu fehen wie Stalıen if. Wir haben barin nit mehr gethan als 
alle anderen großen Mächte Europa’, mit Ausnahme berjenigen, welche 
befonbere dynaftiiche Intereſſen haben, es nicht zu thun. Was übrigens 

Empfindungen und bas Gewifſen ber katholiſchen Unterthanen Er. Majeftät 
betrifft, ſo glaube ih, daß fie nicht empfindlicher zu fein brauchen als alle 
anderen Katholiten Europa's. Die Auerkennung durch” katholiſche Mächte, 
unb zwar durch viel katholiſchere Mächte als Preußen, iſt vorangegangen. 
Die Anerfennung ift mit Musnabme von brei fatholifhen Mächten, welde 
bunaftiiche Interefien Hatten, erfolgt. Frankreich, Belgien, Portugal, wie 
gefagt, alle Farholifhen Mächte, mit Ausnahme von Defterreih und nod 
zwei anderen, haben Stalien anerkannt. Was nun die Anſprüche des 
Königreihs Italien auf Rom und Venetien betrifft, fo mögen fie theoretiſch 
beſtehen, aber durch die Erklärungen, welche bie Turiner Regierung abge: 
eben bat, hat fie ausdrädlich ausgeſprochen, baß fie nicht anders als auf 

iedlichem Wege und durch frieblihe Mittel biefelben anſtreben wird; ob 
es iht gelingen wirb, bas wirb bie Geſchichte zeigen. Webrigens find alle 
Rechte Dritter bei ber Anerlennung vollkommen gewahrt, and wir haben 
durch Diele Anerkennung nichts getban, was ihre Rechte in irgend einer 

Weiſe für die Zukunft präjubicirte.” 
23.25. Juli. Dreitägige Debatte des Abg.⸗Haufes über den Handels” 


vertrag mit Frankreich. 

Nah Eröffnung ber Debatte trägt zunächſt ber Berichterſtatter 
Minaelis Namens ber Commiſſion auf Genehmigung aller 3 Berträge 
AN: „.. . Nach der Gründung bes Zollvereins trat eine Zeit bes Schwan: 
tens ein, wie man fie zu jener Zeit in bes Bejehgebung Preußens über: 
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haupt erieht habe; im Jahr 1849 traten bie erſten jchrhadlinerkiißen An⸗ 
teäge hervor. Preußen habe feit Erneuerung dee Bollsereins häufig Ans 
träge auf Herabſehzung des Schupzelles gemacht, es fei weiter gegangen Als 
der gegemwärtige Handelsvertrag, allein es fet damit nicht durchgedrungen. 
Das Haus zähle drei Männer zu Mitgliedern, welche bie Finanzpolitik 
Preubens zu deu verichiebenfien Zeiten ‚geleitet bätten: bie Abgeorbneten 
für Elberfeld, an und Königsberg; alle drei felen Im freien 
Richtung biefer Politit eins geweſen; und daß die Stabt EIberfelb ben 
verbienten Kühne gewählt, das fei ihm ein Zehen, daß biefe Richtung 
auch im Bolte wurzele (Beifat). Der Banbelövertrag mit Frankreich babe 
zuerſt bie — gegeben, die Tarifreform durchzuführen, und eröffne 
zugleich den eines großen Nachbarlandees. Der Vertrag ſei ein 
Gompromiß ſchutzollneriſcher Intereſſen mit freihändleriſchen Forderungen; 
er ſei ber erſte Schritt zur Herſtellnng der Gerechtigkeit. Darum bitte er 
um sffene und freie Beurtheilung, damit bie Discuffion zum Wohle bes 
Baterlandes ende. Man fordere von den Inbuftriellen, welde an ben 
Schutz gebunden feien, teine Beſchlüſſe wie die ber berübmten Mat des 
4. Auguft (Beifall). Der Bertiag errichte Teine Scheidewand gegen Oeſter⸗ 

ich ; es wäre Deflerreise Sache, wenn es jeinerfeits eine Scheibewanb 
errichten wollte. In der ihm vorliegenden Depeſche erfläre Oeſterreich, daß 
6 im Öfterreilgiichen Juterefſe Opfer bringen müffe, weiterhin aber träten 
biefe Opfer auf ale dem bemtich » öfterreichiichen Zollverband gebrachte. Die 
ganze Bebentung des Planes fei nicht bie einer Zolleinigung, ſondern bie 
Adhangigmachung jeber Aenderung des Zolltarife von ber Zuſtimmung ber 
öferreichtihen Regierung, ja von riner Lanbesvertreiung, tm welcher Nichts 
beutfche die Mehrheit haben. Pr r fei durch feine Lage und feine Ges 
ſchichte auf eine liberale Handelspolitif hi efen; Defterreich nicht. Man 
müfle fi wundern, wie Defterreich ben Muth gehabt habe, Preußen ber: 
artiges anzubieten: es babe gewiß ſelbſt nit an einen Erfolg geglaubt. 
Alfo entweder ſei 26 eine Drohung, um Preußen matt zu machen, ober 
ein Berſuch, den Zollverein zu fprengen und Süddeutſchland an Defterreich 
su binden. Wiöge bie Abficht die eine oder bie andere fein, Preußen bürfe 
nur Eine Antwort Haben: „Wir bleiben bei dem Wertrage, den wir ges 
ſchloſſen baden, und wir boften ihn mit unferem guten Rechte und unſerer 
guten nationalen Stellang auch durchzuführen” (Beifall). In biefem Sinne 
ann die gegenwärtige Verhandlung vor fich geben; ea werde hier ein Wert 
beichloffen, welches für ganz Deutſchland wirken ſolle. Au dieſer Acht 
deutichen That Preußens möne das Haus ein Votum abgeben, an welchem 
nicht gebentelt werben Türme. Bon mehreren Seiten Habe man Bebingungen 
an die Genehmigung bes Vertrages gefnüpft, welche mit bemfelben gar 
nicht in Verbindung fländen. it einer Reform unferer Geſetzgebung 
r 8. ſtehe ber Berwag nur in foweit in Berbinbung, als er dazu einen 
Hräftigen Anſtoß — werde (Bravo), Das Votum des Hanfes ſolle auch 
für das AÄbrige Deutichland wirken, es müſſe deshalb ein unzweideutiges 
fein, damit ſich nicht eine Agitation daran knüpfe, und fo bitte er um 
Genehmigung bet Bertrages ohne Abänderung ‚ ohne Phraſe. Nachdem 
ber Referent — erſucht auch der Miniſter bes Aubwärtigen Graf 
Bernſtorff das Haus um möglichſt — Annahme ber Vertrͤge, 
indem er bemfelben zugleich mittheilt, det die Regierung in einer geſtern 
m Wien Überreichten Rote den Antrag Oeflerreihs auf Eintritt in ben 

Uverein abgelehnut habe und zugleich erflärt, daß, mern von politiſchen 
Conceſſionen/ geſprochen werke, ee angeblih an Franfreich bei Abſchluß 
ber Berträge gemacht worden fein follen, durchaus Feine politiihen Motive 
babet leitend geweſen feien, ſondern rein materielle und hanbelspoliftiche. — 
Am SEchluß ber ganzen Debatte ergreift der Neferent Milparlis nochmals 
das Wort: „Wir ſſtehen am Erdiuh einer dreitägigen lebeneegen Debatte, 
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und bie Abſtimmung, in welde wir eintreten, bildet, ba ber andere Sacter 
ber Gefeßgebung vorausfichilich bald den gleichen Beſchluß faflen wird, für 
Breußen ben Schlußftein eines. durch lange Monate und unfäglihe Schwierig: 
keiten mühſam bindurdgeführten Vertragswerfes. Wir können mit Be 
friedigung auf die Debatte zurüdbliden. Die Gegenſätze ber Provinzen, 
ber Intereſſen und ber Prinzipien haben fchließlich in dem Stanbpunfte des 
Vertrags und feines Zarifs cine Verſöhnung gefunden. Preußen rverrä: 
fentirt in feinem Gebiete und feiner Bolksvertretung alle bie Intereſſen. 
welche bei der Tarifs Gefebgebung betheiligt find, und bildet gerabe beshalt 
den natürlichen Repräfentauten bes Zollvereins. Gerade bierdur gewinnt 
das Votum biefes Haufes doppeltes Gewicht nad außen. Nachdem wir bie 
Erklärungen der Staatöregierung über ben Ernſt, mit welchem fie die 
Zarifreform durchzuführen gebenft, mit Befriedigung gehört, Fönnen wır 
die Durchführung biefes Werkes mit Zuperfiht erwarten, Wenn Preußen 
troß der unglüdlihen Verfaſſungsverhältniſſe Deutfhlands mit Fräftiger 
Hand bie Förderung ber Zollgeſetzgebung und ber materiellen Anterefien 
durchführt, fo beweiſt es dadurch von neuem feinen deutichen Beruf.“ Nun 
wird zur endlihen Abftimmuug gefritten und zwar durch Ramene 
aufruf.e Es ergeben fih 264 Stimmen für Genehmigung ber Verträge, 
12 Stimmen dagegen (11 davon gehören ber tatbolifigen Fraction an). 
er v. d. Heydt: „Seflatten Sie mir, meine Herren, Ihnen 
uf zu jagen für bie Wärme und die Einmüthigfeit, mit welcher Sie 
ben Verträgen Ihre Zuftimmung ertbeilt haben, und Ihnen zugleich Dant 
u fagen für bie Anerkennung, welde Eie fo vielfah im Laufe ber Ber: 
nehmen ‚ insbejondere durch die Schlußworte Ihres ausgezeichneten Re: 
ferenten ben leitenden Prinzipien, der Sorge und den Bemuhungen ber 
Regierung haben angebeiben laſſen. Seren wir, daß biefem großen patrictı: 
ſchen Werke die Zuflimmung der zollverbünbeten Regierungen nicht fehlen 
wird, daß dieſes ſchöne Werk des Friedens ſowohl unſerem engeren als 
unferem weiteren deutſchen Baterlande zu bauernbem Segen gereigen wirt. 
In jener Uebereinſtimmung wirb bie Regierung einen Gpom und eine 
Ermunterung finden, unbeirrt und entichieben * dem Wege fortzufchreiten, 
ben fie nad forgfamfter Erwägung und mit volifter Ueberzengung zur För— 
berung der wohlveritanbenen nationalen Sntereflen gemeinfam mit Ihnen 
als ben richtigen und erfprisglichiten erfannt bat. Die Fortſchritte, die 
wir auf bem Gebiete bes Gewerbfleißes erzielt haben, gewähren uns bie 
fiherfte Bürgichaft, daß wir auf ber Bahn eines verfländigen Fortſchritte, 
ermuntert dur eine heilfame Soncurrenz und begünftigt durch erweiterte 
Abfapgebiete, mebr und mehr zu noch höherer Stufe gelangen werben. 
Die bervorgeiretene Uebereinflimmung zeugt von neuem bafde. daß dic 
Einigkeit bei uns niemals fehlt, wenn es fih darum banbelt, die Ehre 
und die Intereſſen des Landes nach außen bin zur Geltung zu bringen.“ 


24. Juli. Rüdtritt des bisherigen Unterſtaats⸗Secretärs im Minifterium 
bes Auswärtigen v. Gruner. 


28. „ Abg.⸗Haus: Bei Berathung bes Etats für das Bureau bes 
Staatsminifteriums fordert ber Abg. v. Hennig ben Regierunge: 
Sommiffär auf, dem Haufe Mittheilung über die Höhe des Staats: 
ſchatzes zu machen. Der Regierungscommillär beruft fi barauf, 
biefe Mittheilung ſei bisher ſtets in geheimer Sikung gemadıt 
worden. vd. Hennig tft dagegen der Anſicht, dieſe Geheimnif- 
krämerei müfje ein Enbe nehmen; was bie Abgeorbneten müßten, 
mäfle au das Land willen. Nach einer kurzen Debatte über bie 
Nothwendigleit ober Entbehrlichleit des Stantefhates, Bei welcher 
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Faucher bie Anficht vertritt, der Staatefchap fei ein alter Zopf, 
der abgefchnitten werben müffe, wenn ber Staat in Kriegszeiten 
Geld Haben müffe, fo feien dazu die Banken ba, tritt das Hans 
dem Antrage v. Hennig's bei und der Regierungscommiffär verliest 
bierauf den Status des Staatsfchages, wonach am 1. Januar 
1860 der Beftand rund 12 Millionen, am Schluffe 1860 etwas 


über 13 Millionen, und am Scluffe 1862: 16,235,344 Thlr. 
betragen habe. 


29. Juli. Das Abg. > Haus lehnt die vom Herrenhaus befchloffene Eon: 


31, 


tinuität feiner Sibungen mit großer Mehrheit ab. — Beim Etat 
ber Ceutralſtelle für Preßangelegenheiten für 1862 wirb nad) ein- 
läpliher Discufjion der Gehalt für einen Director und Kanzlei⸗ 
feeretär bewilligt aber als „Lünftig wegfallend“ ihnet: Der 
Dispofitionafond für 1862 wird dem Antrage der Commiflion ges 
mäß mit nur 16,000 Thlrn. bewilligt, die gänzliche Streichung 
ber von ber Regierung geforberten Summe von 31,000 Thlrn. je: 
doch für 1863 vorbehalten. Dagegen verwirft das Haus fat eins 
fimmig den Antrag der Commiſſion auf Verminderung ber Koſten 
für Orbdensinfignien. | 


» Antwort Preußen's auf bie öſterr. Depefhe vom 26. Juli 
(f. Oeſterreich) über die Anerkennung des Königreichs Italien von 
Seite Preußen's: 


„... Wir hatten geglaubt, nicht nur eine Bundespflicht für Deutichland J 
erfüllen, fondern auch ganz insbeſondere cine bundesfreundliche Rückſicht für 
Oeſterreich zu üben, indem wir uns einerfeits als Vorbebingung unferer 
Anerfennumg von der Turiner Regierung gewifle, auch won uns felbft nicht 
überfchäßte, aber dennoch unbefangener Weiſe nicht für werthlos zu erach⸗ 
tende Garantien und Berfiherungen ertbeilen ließen, anbererfeit6 aber, was 
viel wichtiger ift als alle Zuficherungen von italienifcher Seite, ſelbſt eine 
ſehr beftimmte, dem Turiner Eabinet keineswegs angenehme und von andes 
ven europäifchen Mächten ihrer vollen Bedeutung nach gemwürbigte Stellung 
zu dem neuen italienifchen Königreihe und feinen eventuellen Prätenfionen 
einnahmen. Wenn nun der kaiſ. Bfterr. Herr Minifter ber auswärtigen 
Angelegenheiten dieſe letztere gänzlih mit Stillihweigen übergeht und er» 
Härt, baß die erfieren ben Werth des Blattes Papier nicht erreichen, auf 
welchen fie gefchrieben ftehen, jo theilen wir zwar nicht ben gleichzeitig aus⸗ 
geiprodhenen Glauben besfelben, daß liber diefen Punkt General Durando 
genau jo benfe, wie er, fchöpfen aber jedenfalls aus dieſer Aufnahme unje- 
rer bundesfreundlidhen Mittheilung die lehrreihe Erfahrung, daß wir und 
in Zukunft jeder ähnlichen Rückſichtsnahme auf Öfterr. Intereſſen überhoben 
erachten dürfen, ſoweit fie nicht durch unſere Bundespflichten bebingt if.” 


1. Aug. Das Herrenhaus ertheilt dem Handelsvertrage mit Frankreich 


2, 


einftimmig feine Zuſtimmung. 

„ Breußen unterzeichnet für fi den Handelsvertrag mit Frank⸗ 
reich und ſetzt davon dur eine Circularbepefche die Regierungen 
der Zollvereinsftanten in Kenntniß, indem. es ihnen zugleich ale 
letztes Zugeftänbniß. bie Aufhebung ber ‚Uebergangsfteuer auf Wein 
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verheißt, um fe zur Annahme des Sunbelövertrages zu beflimmen 
(f. Deutfgland). 


4, Aug. Die Budget:Commiffion des Abg.-Haufes beginnt endlich unter 


bem Borfibe bes Abg. Bodum:Dolffs die Berathung bes Militär: 
etat3 für 1862. Seiner ber Minifter ift anwefend. Die Tren- 
nung bes Ertraorbinariums vom Ordinarium wird in ber Com: 
miffion von vorneherein als felbftverftänblich betrachtet unb bem 
Regterungscommiffär, ber bagegen Proteft erheben will, bebeutet, 
baf das nicht innerhalb feiner Befugniß Tiege. Die Berbanblung 
brebt fi) nur um bie Trage, ob das Ertraorbinarium ganz ober 
nur theilmeife geftrichen werben folle; eine weitere Frage geht 
dahin, ob zugleih durd eine Nefolution die Stellung des Haufes 
zur Mitttärfrage im Gangen präcfirt werben folle; bie Mehrheit 
feint aber gegen eine ſolche Reſolution zu fein, weil es beſſer 
fet, der Regierung bie Initiative zu Aberlaflen. 

» Weitere Berathung ber Bubgetcommifjion des Abg.⸗Hauſes über 
ben Militäretat. Der Regterungs: Commiffär gibt Namens ber 
Staatsregierimg eine fſchriftliche Erklärung dahin ab: 

„1) Es ift felbfiverfländlih, daB die Regierung die zeitige Jormation der 
Armee, inſowen ſolche eine erhöhte Gintäbrmilligung oder eine anderweite 
gefegliche Regelung ber Dienfiverpflichtung in Anſpruch nimmt, folange ale 
eine nicht befmitive betrachtet, bis ber Landtag ſich bamit auf verfaflunge: 
mäßigem Wege einverftanden erflärt Bat. 

„Daraus erfolgt jeboch nicht, daß auch ben einzelnen neureformirten Zrup- 
pentbeilen ber Stempel bes Proviforiums aufzubräden war. 

„Wirkſame Formationen bürfen Teine Zweifel ihrer Dauer in fidh tragen. 
Daher konnte auch von einer definitiven Beſezung ber betreffenden Officier⸗ 
Rellen nicht Abftand genommen werben. 

„Uebrigens müflen bei Beurtheiluimg ber in Bezug auf bie Nenformation 
ber Armee getroffenen Anordnungen bie Verhältniſſe der Jahre 1859 und 
1860 in entſprechende Berüdfihtigung gezogen werben. 

„2) Der uriprüngliche, dem vandtage im Jahre 1860 vorgelegte Reorgani⸗ 
ſationsplan bat ſeitdem allerdings einige Modificationen erfahren, indem bie 
Regierung fi bemüht bat, den in der Milttärcommiflion pro 1860 laut 

ewerbenen Wunſchen, foweit als zuläffig erſchien, entgegenzufommen, und 

Enfoweit dies durch die firenge Beachtung ber bezüglichen, in nneingefchränf: 
ter Geltung verbliebenen gefeßlichen Befimmungen unferer bisherigen Kriege: 
verfaffung, fowie darch das Maß ber bewilligten Mittel geboten war. 

„3) Demgemäß bielt und hält bie kgl. Regierung, fowie am allen anberen 

elihen Beftimmmungen, jo auch an ber bes $ 6 des Geſeges vom 3. Sep⸗ 
tember 1814 grundſätzlich fe. Sie faßt biefelbe jedoch weſentlich in der 
Bebeutung einer Berechtigung, nicht aber einer unbebingten Berpflihtung 
auf, und bat diefer Auffafiung gemäß feit 1859 alljährlich verfahren; ebenjo 
bei dm Etats. Aufſtellungen pro 1862 unb 1863. 

„Sie beanſprucht aud ferner, anf Grund ber ihr verfofangswäßig zu: 

ebenben Grecutive, eine maßgebende Etimme bei ber auf Grund des | 3 
bed genannten Gefehes zu uormirenden Stärke der bewaffneten Macht, wie: 
wohl fie, wie bisher, bereit tft, dabei auf die Finanzlage bes Staates und 
bie ſenſtigen bezüglichen Verhältuifie jede angemefiene RUcficht zu nehmen.” 


Nach einiger Zeit wird dem Meglerungscommiffie dann noch ein 
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Nachtrag zu biefer Erklärung in bie Commiſſton hineingeſchickt, 
welcher aus den fi unmittelbar an ben Schlußſatz anfchließenden 
Worten befteht: „unb bie verfafjungsmäßigen Rechte bes Landtages 
zu achten.” 


6. Aug. Das Abg.-Haus genehmigt mit Majorität auf den Antrag ſei⸗ 
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ner Juſtizcommiſſion gegen den Widerſpruch des Juſtizminiſters in 
der vom Abg. Oppermann amendirten Faflung folgenden Geſetzes⸗ 
entwurf zum Schud ber Anonymität ber Preßerzeugniffe: 

‚Brnder, Berteger, Commiffionsverleget und Rebacteure dürfen nicht buch 

Zwangsmafregein angehalten werden , über bie Verfaffer ober Herausgeber 
von Örudichriften, Artikeln oder Inſeraten oder Über den Urfprung ber in 
folgen enthaltenen WRittheifungen Zeugniß abzulegen.” 
„ Kine preuß Depeſche an Deiterreich erklärt demfelben, in Unters 
handlungen über feinen ernenerten Antrag anf Eintritt im den Zolls 
verein erfi nach Annahme bes Handelsvertrags mit Frankreich von 
Seite der Zollvereinsftanten eintreten zu tönnen (ſ. Deutfchland). 
„ Die Commiſſion des Abg.⸗Hauſes beſchließt, dem Haufe ben 
Antrag vorzulegen, dasſelbe wolle beſchließen: 

„die kgl. Staatsregierung aufzufordern, unter Mitwirkung der Laudetver⸗ 
tretung endlich diejenigen Anordnungen zu treffen, welche erforberlich find, um 
die evangelifche Landeskürche ohne Verzug auf Grund bes Artikel 15 
der Berfaffung mit dem Staate in Betreff ihrer beiberfeitigen Mechte aus: 
einander und hierdurch in den vollen Beſitz ber ihr durch bie Verfaſſung 
verbürgten Selbfiftänbigkeit zu fegen, und dazu vor Allem bie beiden Ge⸗ 
feße vom 26. Januar 1849 (wegen Einrichtung ber Abthellung für die in: 
neren evangelifchen Kirchenſachen im Qultusminifterium) und vom 29. Zunt 
1850 (Errichtung des evangelifchen Oberkircheuraths) nebſt den dazu gehöri« 
en Reglemente dan Haufe ber Abgeordneten zur Genehmigung ——— 
(Bat. 17. Febr.). 

„ Erite Situng ber Marine-Eommifjion des Abg.cHaufes. Der 
Kriegsminifter ſtizzirt mändlih den Plan zur Grünbung ber Flotte, 
welcher in ſieben Jahren ausgeführt werben foll, wozu 45 Millio⸗ 
nen Thaler erforberlich fein mäürben, und zwar 19 für die Hafens 
bauten und 26 für die Schiffsbauten. Diefe Grundzüge werben 
als verftänbig anerkannt. Die Stimmung ber Kommiffiensmitglies 
ber iſt jedoch aus finanziellen Rüdfichten überwiegenb gegen bie 
Regierungovorlage, weil der Nachweis zur Deckung der Ausgaben fehlt. 
„» Die Kronprinzefiin wird von einem Prinzen entbunden. 

„ Die offiziöfe Stermeitung befpricht die „Beforgniß vor einer 
vermeintlich bevorſtehenden Verfaſſungskriſis“ gelegentli der 
Berathung bes Militäretats und findet, daß die Schwierigleit darin 
beſtehe, daß die Berfaffung eine Lüde babe: was zu thun fet, 
wenn ber Stat nicht ober nicht rechtzeitig zu Stande komme: 

„... Es wird behauptet, es ſei in diefer Krage vor Allem immer im Ange 
zu behalten, daß ein Budgetgeſetz erzielt werden müfle, und baß bie Bub⸗ 
— ſich in dieſer Beziegung von jeder anderen Voriage unterſcheide. 
ieſes 8 der Verfafſung geben wir, wie geſagt, vollkäubig zu; ans 
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bererfeitö aber if} ebenfo Mar, daß die Berfaffung infofern eime güde 
enthält, als nicht vorgefeben ift, wie dem Poſtulat unter allen Umſtänden 
genügt werden kaun und fol... . So läßt denn bie Verfaflung barüber 
rathlos, wie das alljährliche, vollends das rechtzeitige Zuſtandekommen 
des Staatshaushaltsgejeges jederzeit ermöglicht werden fol... .. Man bar 
von der Regierung Sr. Maj. mit Zuverſicht erwarten, daß fie an ihrem 
Theile mit gewiſſenhafteſter Treue gegen die Verfaffung und mit felbflleier 
Sürforge für die ruhige und heilfame Entwidelung bes Staatslebens pflidı: 
mäßig nicht® unterlajien wird, um auch unter ben gegenwärtigen fchwieri: 
gen Verhältniſſen die Sefifielung eines dem Sinu und der VBorausfegungen 
der Berfafjung entipredienden Staatshaushaltsgejeßes auf alle Weife zu er: 
möglichen; aber ihr Entgegenfommen in biefer Beziehung muß feine Grenze 
an der Ueberzeugung von ben unabweislihen Erjorberungen bed Staats- 
interefied finden. Es kann nicht erwartet werben, daß die Regierung in 
eine Verkürzung des Staatshaushalts willigen follte, Durch welche, um bier 
ben wichtigen Punkt in's Auge zu faflen, bas Werk der Armee-Resrgami: 
fation, welches auf Grund langjähriger Erfahrungen unb allfeitiger Ermwä- 
ungen in's Leben gerufen und bis dahin durch die wiederholte Mitwirkung 
es Landtags, vorbehaltlich der definitiven finanziellen Feſtſtellung, aufrecht 
erhalten worden ift, wieder vernichtet würbe. Die un Die ibre 
heiligſten Pflichten verlegen, wenn fie zur Durchführung ber für das Wok! 
des Staates und des Volkes ua tieffter Ueberzeugung ale unerläßlich er: 
achteten Reform nicht von ihrer verfaffungsmäßigen Stellung in 
voller Ausdehnung Gebrauch machte. So wenig fie um einzelner, 
ſelbſt erheblicher Differenzen in Fragen von minder dDurchgreifender Beben: 
tung willen das Zuftandefommen des Staatshaushalts ihrerfeits leichthin 
aldi würde, ebenfowenig darf und wird fie auf die volle Ausübung 
hrer verfaffungsmäßigen Befugniſſe verzichten, wo es fih um die Erfüllung 
einer kategoriſchen Pflicht im allgemeinen Staatsinterefje handelt. Soüte bir 
bedauerliche Fall ſich verwirklichen, daß eine Verfländigung über einen aut: 
führbaren Staatshaushalts-Etat zunächſt nicht erreicht werden könnte, fo 
wird die Staatsregierung unzweifelhaft auch daun nur nach gewiffenbaftejter 
und firengiter Erwägung ber ihr durd bie Verfaffung zugewieſenen Rechte 
und Pflichten ihr weiteres Verhalten vegeln, und wir dürfen bie gehäſſigen 
Verdächtigungen wegen beabfichtigten „Staatsftreihs" unb „Berfafjungs: 
bruchs“ mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen.“ 


4. Aug. Der Abg. v. Syhbel, unterftükt von 50 Mitgliebern (der Trac: 


22. 


tionen Bodum: Dolffe und Binde), bringt im Abg.= Haufe ben 
Antrag ein: 


„Das Haus der Abgeorbnneten wolle beichließen: es ſei ſowohl durch das 
preußijche, als durch das allgemeine beutfche Intereſſe geboten, daß jede Un: 
terhandlung über das Fortbeftehen ober bie Erweiterung des Zollvereines 
nur unter ber. Boransfegung fattfinde, daß dabei an den öconomiſchen 
Grundfägen bes beutfch:franzdf. Handelsvertrages feitgehalten,, feine 


‚ größeren nicht beutfchen Gebiete in den Zollverein aufgenommen und eine 


zweckmäßige Organıfation des Zollvereines mit einheitlicher Executive und 
gemeinfamer parlamentarifcher Gefeßgesung nicht ferner binausgefchoben 
wird." Motive: „Die öfterr. Propofitionen, betr. ben Zollverein und bie 
Mbichnung bes Hanbelövertrages buch Bayern und Württemberg.” (Die 
— hat ſich an der Unterzeichnung des Antrages nicht bethei⸗ 
igt, da derſelbe ihre Wünſche auf Herſtellung einer einheitlichen Gentralge: 
walt nebſt Parlament nicht befriedigt.) 


„ Die Budget-Commiſſion des Abg.⸗Hauſes bringt endlich ihre 
Berathungen über ben Militäretat für 1862 zum Schluß. 
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Nachdem brei zurüdgezogen worben find, liegen ihr immer ıtod, ſeche 
verfchiedene Anträge vor, welhe den Stanbpunft des Haufes theoretiſch feſt⸗ 
—— bezwecken und welche alle mehr oder weniger darauf ausgehen, bie 

dingungen anzugeben, unter benen eine Berftändigung des Haujes mit 
der Regierung möglich fein würde. Bei der Schlußdebatte über bieje An⸗ 
träge fchmeigen die Regierungscommiſſäre, durch weiche fi bie Miniſter 
jortwährend vertreten laſſen, lange Zeit vollſtändig. Offenbar in ber Abficht, 
eine Berfländigung, mo möglich noch im lebten Augenblide auzubahnen, 
forbert fie ber Borfigende geradezu auf, fih auszniprechen. Oberfi v. Boſe 
(Stelivertreter des Kriegsminifters): „Die Regierung babe wicht gegen das 
Geſetz gehandelt, das ſei erfi nachzuweiſen; auch nicht das Recht ber Lane 
besvertretung babe fie verlegt; es fei noch bie Frage, auf weſſen Seite das 
rößere Unrecht fei, ob auf Seiten ber Regierung oder ber Landesvertretung ; 
e habe Vorlagen gemacht, aber die feien leiber nicht angenommen. Volles 
thümlicher verlange man das Heer; man möge nur jagen, wie das ges 
meint ſei; Turner und Schüsencorps fünne man boch nicht fo in bas Heer 
einrangiren. Ob bas neue Syflen flihhaltig fei, habe man freilich noch 
nit erproben fünnen, ba Preußen „nicht jo glücklich“ fet, einen Kaufafus 
oder ein Algier zu haben, aber die Regierung glaube das Richtige ger 
troffen zu haben. Mebrigens wolle ja die Regierung auch ben %ortjchritt 
nicht ausfchließen. Die Regierung werde an dem Bisherigen feſthalten, bis 
ihr ein Befjeres gezeigt werde. Ein Gefeß wolle fie vorlegen, aber ſchwer⸗ 
lich in diefer Seflion, erft in der nächſten. Geb.: Rath Mölle (Vertreter 
des Kinanzminifters): „Um das ſcharf artgegriffene Verfahren der Regierung 
in milderem Lichte ericheinen zu laffen, fei auf den gefchichtlihen Gang ber 
Sache zurüdzugehen; die Vorlage der Regierung von 1860 babe Feine Aus: 
fiht auf Annahme gehabt, da fei eine 2. Vorlage gemaht worden; aus dem 
Commiſſionsbericht gehe hervor, daß eine volftändige Vefeitigung der Re⸗ 
organifation nicht in Ausficht genommen fei, weder von ber Regierung noch 
von der Commifjion. Im Jahre 1861 fei dann das Ertraordinarium be: 
willigt „zur ferneren Aufrechthaltung der Kriegsbereitichaft", aber der Fi⸗ 
nanzminifter erklärte damals ausdrüdlih, daß die Megierung die im Vor⸗ 
jahre bewilligten Mittel nicht ausfchließlich zur Aufrechthaltung ber Kriegs: 
bereitfpaft, jondern zum Theil auch für dauernde Einrichtungen verwendbar 
erachtet, und wirflich verwendet babe. Auch in der Commiflion fei zuges 
ftanden, daß bie dauernde Beibehaltung gewiffer Einrichtungen wünſchens⸗ 
werth fei. Alfo ein Zurückgehen auf 1859 fei nirgends in Ausſicht genommen. 
Tie vorbehaltene gejegliche Negulirung babe die Fönigl. Regierung in ber 
jegigen — wie fie gemeint babe, Furzen — ESommerfeflion nit vornehmen 
zu jollen geglaubt, jett fei es dazu gewiß nicht mehr Zeit; es handle ſich 
bob um ein fehr wichtiges Recht, man werde fonft bie Sefjion in's End⸗ 
lofe verlängern. Nod ein anderes Motiv habe die Regierung in biefer Bes 
zichung gehabt, bie — habe es „möglich gemacht“, den 25 procentis 
gen Zuſchlag in Wegfall zu Bringen (Heiterkeit); ja, das fei fchwer ge= 
weien; es babe fih um einen Ausfall von drei Millionen gehandelt, obne 
daß das Deficit dadurch vergrößert fei, auch die Dienflzeit ſei verkürzt, das 
burh und durch fonftige Eelparnifie feien im diesjährigen Militäretat über 
800,000 Thlr. weniger angeſetzt, unb für 1863 noch mehr eripart. Damit 
babe bie Regierung ihr Entgegenfonimen gezeigt. Die Regierung dente nicht 
daran, einen Conflict zu iden: auch fie habe das Wohl des Landes im 
Auge, eine Verftänbigung werde endlich zu erreichen fein; nur möge man 
nit alle Ausgaben für die Reorganifation freien, das Recht dazu werde 
ber Landesvertretung night beftritten, aber verausgabt fei das Gelb 
doch einmal; ein Conflict werde unheilvoll fein; man möge nochmal überlegen, 
od man nicht den Etat für 1862 bewilligen wollte. Die Rechtsſeite an⸗ 
gehend, fo fei das Gefeg von 1814 noch nicht verlegt; bie Einftelkung 
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Sondiwehrmännern zur Linie jet neulich nur als eine Fünftide Mögiä- 
emwähnt. Eine „ungefäumte Verlage fei nicht möglich.” i 

Diefe Erflärungen, namentlid bie eritere, befriedigen die 
miſſion nit und hei ber Abftimmung werben alle re 
Refolution abgelehnt und befchloffen, fi barauf zu beſchränd 
dem Abg.: Haufe die Streihung' aller Mehrausgaben für bie 9 
organifation (etwa über 6 Millionen Thlr.) vorzufhlagen und | 
der Regierung zu üherlaflen, melde Wege fie einfhlagen mol: 
um den Zuftand der Armee wieder auf eine gefehlide Grundla 
zu ſtellen. | 


23. Aug. Der Regierungsrommiffär Oberſt v. Bofe Abergibt ber Bubge 


> 
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commiſſion des Ag. = Haufes folgende fhriftlihe Erklärung al 
lebte Conceſſion in der Militärfrage: | 


„Gegen bie dem Lanbtage in ber Seffion 1860 gemachten Borlagen (& 
feß, betreff. die Verpflichtung zum Kriegsdienſte u. |. w.) find inzwiſche 
nachfolgende Abänderungen in der Formation der Armee befchlofien, rel 
Allerdöften Orts genehmigt worden, und zwar: 1) Die Dienſtverpflichtun 
für das ſtehende Heer, incl, Reſerve, wirb nicht auf acht, fondern auf fiebe 
Jahre feſtzuſetzen beabfichtigt; 2) bie active Dienſtzeit der Gavaleriften fo 
nicht vier, fondern nur drei Sabre betragen; 3) bie Verpflichtung zur 
Dienſte in ber Landwehr wirb von eilf * neun Jahre zu ermäßigen be 
-abfichtigt; davon fünf Jahre im erſten und vier Jahre im zweiten Aufg 
bot; 4) von der Formation eines dritten Garde» Eavalerie: Brigade : Go 
mando’s ift Abfand genommen worden, 5) die Arrtillerie-Brigaden (bist 
Regimenter) follen eingetheilt werden in: a) ein eldartillerie = Regimen 
beftehend aus drei Fußabtbeilungen und einer reitenden Abtheilung; b) di 
—— beſtehend aus einer, reſp. zwei Feſtungsabtheilungen zu vi 

ompagnien ; 6) bie neuen (9) Artillerie-Handwerks⸗Compagnien wer 
von den Brigaden abgetremut und direct unter bie Inſpection ber technif 
Inſtitute der Artillerie geſtellt; 7) der Etat des Trains ift per Batatllcı 
um 94 Train:Recruten und um 46 Train-Pferde ermäßigt worden. — SQ 
ben Motiven zu dem Geſetzesentwurfe, betreff. die Feſtſtellung eines Nach 
trags zum Staatshaushalts Etat für das Jahr 1860, und zu dem Geſetz 
entwurfe, betreffend die Forterhebung eines Zuſchlags zur claffificirten Ein: 
fommenfteuer, zur Glaffenftener und zur Mahl: und Schlachtſteuer find bi 
für die Reorganıfation ber Armee erforderlichen Taufenden Mehrkoſten aul 
etwa 9,500, Thlr. angegeben. Die Koften ber Armee vor Neorganija: 
tion berfelden beliefen fih nad dem Etat für 1860 im Ordinarinm Fr 
circa 31,500,000 Thlr. Der Etat für die vollendete Reorganiſation ſtellt fi 
fomit im Ordinartum auf circa 41 Mill. Diefe Summe wird burch bie vorber 
zeichneten Abänderungen nur ſehr gering alterirt, fo daß der Normaletat bei 
Armee nad der Reorganifation, wie oben angegeben, 44 Millionen Thaler 
betragen mürbe. Die Koften, welde im Ertraordinariun für Beichaffung 
ber verbejlerten Waffen, für die Verftärfungen reip. den Umbau ber Feſtun⸗ 
gen u. ſ. w. in Anfag zu bringen fein werben, können ber Reorganifation 
nicht zur Laſt fallen, denn auch ohne dieſe hätte man Damit vorgeben müſſen.“ 


Die Commiſſion erachtet diefe Conceſſionen ber Regierung für 
allzu umnbebeutenb unb beſchließt mit 20 gegen 3 Stimmen, in 
ihren Bericht über ben Militäretat für 1862 aufzunehmen, baß 
fie, „die ausgeführte Urmee- Organifation nad ausführliger Er: 
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Srterung für unvereinbar mit dem Geſetze vom 3. September 
1845 halte.” (Der bauptfädlid hierbei in Betracht kommende 
Paragraph 15 des Gefehes vom 3. Sept. 1814 Iautet: „Im 
Zrieden beftimmen als Regel die in bem obigen Geſetzen ange: 
gebenen Jahre den Ein- und ben Austritt in die verfchiebenen 
Heeresabtheilungen, im Kriege hingegen begründet fich dies durch 
dag Bedürfniß, und alle zum Dienfte aufgerufene Abtheilungen 
werden von den Zurüdgebliebenen und Herangewachſenen nad) Ver: 
hältniß des Abgangs ergänzt.") Enblid wird mit 18 Stimmen 
befchlofjen, beim Abg.-Hauſe zu beantragen, es wolle „bie Staate- 
regierung auffordern, in ber nächſten Seſſion dem Landtage ein 
Recrutirungsgefeb vorzulegen.” i 


. Aug. Eine k. Babinetsordre beftätigt die „Derftellung bes bundes⸗ 


geſetzlich gewährleifteten Rechtszuſtandes“ zu Gunften des Grafen 
von Stolberg: Wernigerode, wie dies fhon früher zu Ounften ber 
Fürften von Neuwied und von Solms = Braunfeld gefchehen ift. 


3.129. Ang. Die Marinecommiffion bes Abg.⸗Hauſes verwirft bie 


6. 


7. 
8. , 


beiden erften Pofitionen ber Regierungsvorlage, wonad 220,000 Thlr. 
zur Fortfegung der Schiffsbauten und 200,000 Thlr. zum Anlauf 
von Vebungsfhiffen bewilligt werben follten, mit allen gegen 3, 
ferner die Forderung von 600,000 Thlr. für Panzerſchiffe mit 
allen gegen 4 und endlich bie Forderung von 380,000 Thlr. als 
erfte Rate für den Rügener Kriegshafen mit allen gegen 1 Stimme. 
Der Regierungscommiffär erflärt dagegen, in ihren Schritten für 
ben Ankauf dreier englifher Schiffe fei die Megierung bereits fo 
weit gegangen, baß bie Webernahme diefer Schiffe ftatt finden 
müfle. Die Motive der Commiſſion find, nad) der vorangegangenen 
Debatte, namentlid der Mangel eines vollftändigen Gründungs⸗ 
planes, jowie ber Mangel eines Nachweifes über bie Deckungs⸗ 
mittel, indem bie Regierungscommiffäre auf eine Anleihe durchaus 
nicht eingehen wollten, von der andern Seite dagegen bie Noth⸗ 
wenbigfeit einer vorgängigen Feſtſtellung der Dedungsmittel betont 
wird, weil man fonft im nächſten Jahre einem fait accompli 
gegenüberfiehe und dann gezwungen wäre, bie zur Yortführung bed 
Begonnenen geforderten Mittel zu bewilligen. 

Preußen erflärt Bayern und Württemberg feine eventuelle Kün- 
digung ber Zollvereinsverträge, wofern fie auf ber Ablehnung bes 
Handelövertrags mit Frankreich beharren follten (f. Deutfchland). 

Scandalprozeß v. d. Heybt contra Drefemann in Elberfeld. 

Die Regierung teilt der Handelscommiffion des Abg.: Haufee 
vertraulih die Antwort an Bayern und Württemberg in ber 
Handelsfrage mit, worauf diefe alle bereits vorbereiteten Reſolu⸗ 
tionen in biefer Angelegenheit fallen läßt und einftimmig beſchließt, 
dem Haufe diesfalls ein Bertrauensvotum für die Regierung zu 
beantragen. 

11 
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2. Sept. Der Einlauf von Petitionen zur Beſchränkung ber Militär: 
gerichtäbarfeit auf rein militärifche Vergehen gibt den Abg.⸗Haus 
nochmals Gelegenheit zu einer einläßlihen Verhandlung über biele 
Frage. Nach dem Antrage der Commiſſion werben bie Petitionen 
mit großer Majorität (gegen bie Stimmen ber feubalen und der 
kath. Fraction) der Regierung zur Berüdfihtigung überwiefen. 

Die Budgetcommiffion des Abg.⸗ Hauſes beginnt bie Beratbung 
bes Militärs Etats für 1863. 


Das Abg.-Haus befchliegt mit 233 gegen 26 Stimmen: 


„Das Haus der Abgeordneten befindet ſich in voller Uebereinſtimmung 
mit der von ber k. Staatsregierung abgegebenen Erklärung, daß fie auf 
bem Boden ber Verträge vom 2. Auguft db. J. beharre und demgemäß bıe 
definitive Ablehnung diefer von Preußen Namens und tm Auftrage bx6 
Zollvereins verbandelten Berträge jeitens einzelner Zollvereinsregierungen 
als den Ausdrud des Willens auffaffen müfie, den Zollverein mit Preußen 
nicht fortzufegen, und ſpricht demgemäß die Erwartung aus: die Töniglike 
Staatsregierung werde, infofern einzelne par lei in ihre 
ablehnenden Haltung verharren follten, biejenigen Maßnahmen trefien. 

. melde re find, um die Reform be Zollvereindtarifs auf Grund⸗ 
lage des Tarifs B zum Hanbelsvertrage vom 2. Auguft d. 3. beim Atlaut 
ber gegenwärtigen Zollvereinsverträge durchzuführen.“* 


Beginn ber Debatte des Abg.-Hauſes über den Militär: Etat 
für 1862. 
Es liegen dent Haufe 3 Anträge vor: | 
1) PBräjudicial- Antrag Reihenjperger (und 44 Mitgl. ver 
fath. Fraction) „das Haus der Abgeorbneten wolle beſchließen, zu erflären: 
1) daß die k. Staatsregierung aus bem Staatshaushali® - Etat pro 1861 
als ſolchem nicht die Berechtigung entnehmen konnte, bie unter ber General: 
rubrit „Einmalige und außerordentliche Ausgabe” sub Rr. VII zur Auf: 
rechthaltung der Kriegäbereitichaft des Heeres ausgerworfenen Ausgabebeträge, 
ohne —— Zuſtimmung der Landesvertretung, beziehungsweiſe ohne 
nachträgliche Einholung einer Andemnitäts » Erflärung der letzteren, in bem 
Etatäjahre 1862 weiter anzuweiſen, beziehungsiweife zu realifiren; 2) baß 
die königliche Staatsregierung baber zu veranlaflen ift, vor der Spezial: 
Verathung diefer im Staatshaushalts » Etat pro 1862 aufgenommenen Aus- 
abe-Poſitionen, fomweit biefelben bereits vealifirt find, die erforderliche 
Sndernnitäts« Erflärung zu beantragen, ober doch ihre besfallfige Verpflich⸗ 
tung anzuerlemten.“ 
2) Antrag der Budget: Eommiffion: : 
Das Miniftertum bat gefordert im Ordinarium . . . 37,779,043 Thir. 
Hiervon bat die Commilfiou aus befonderen Gründen 
abgeleht- oo 411726 
Es würden alfo bleiben . . 2 2 2 ee nn. 37,761,317 Thlr. 
Hiervon fallen der Neorganifation zur Laft und werben 
alfo als ungefchlich geftrichen . 2002.20. 5911,09 . 
Sonach erhält der Kriegsminifter al Orbinarum . . 31,850,218 Thlr. 
Als einmalige Ausgaben, als Ertraorbinarium im eigent: 
lichen Sinne, And für das Jahr 1862 gefordert . 1,826,663 Thlr. 
Hiervon fallen ber Reorgantfation zur Laft und werben 
alſo als ungefeglich geftrihen . > > 0 2 0 0 0 222262 


"„ m 
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Der Minifer erhält alio das Ertraorbinarin 0. 1,604,400 Thlr. 
Hierzu das Ordinarium - » > 2 0 en en 0 . 31,850,218 


" 


Im Ganzen für Kriegegwede © 2 22 2 2 02» 33,454,618 Thlr. 
d. 5. 6,133,36 Thlr. weniger, als er gefordert hatte. 


3) Antrag von Stavenhagen, Sybel und Tweſten (gegen ben fich bas 
ganze Übrige linke Gentrum, für ben ſich dagegen bie Fraction Binde er: 
flärt bat): für 1862 223,000 Thir. zu ftreihen und alles Uebrige für 1862 
als Ertraorbinarium zur ferneren proviforifhen Aufrechthaltung der Reorga⸗ 
nifation zu bemilligen. Eventuell follen die Mehr: Ausgaben für das An: 
genieur- Corps, die Artillerie, die Pioniere und das Gafernement zum 
vollen Betrage im Orbinarium bewilligt werben. 

Bor dem Beginn der Generaldebatte gibt der Kinanzminifter im 
Namen der Regierung eine umfaflende Erflärung über ihre Auffaſ— 
fung der Frage ab. Diefelbe wirft zuerfl einen Rückblick auf die diesfälligen 
Berbandlungen und Beſchlüſſe von 1860 und 61. Dann heikt es weiter: 

„Die Staatsregierung bat daher, wie bei gehöriger Würdigung der Sad: 
lage nicht verkannt werben fann, in dem guten Glauben gehandelt, durch 
die fernere Aufrechthaltung der neuen Armee = Organifation nur eine gegen ' 
das Land ihr obliegende unabweisbare Pfliht zu erfüllen; fie bat eine 
unbefangene fachgemäße Beurtheilung ihres Verfahrens nicht zu fcheuen, 
noch weniger aber beforgen fönnen, daB die Bewilligung der erforderlichen 
Mittel Anftand finden könnte. Denn in dem Umſtande, daß ein Geſetz 
über die Regelung der Armee - Organifation noch nicht vereinbart if, kann 
unmdglid ein zureichendes Motiv für die Verfagung der bezeichneten Aus⸗ 
gaben gefunden werden, um fo weniger, als ber Landtag, welchem das 
von der Staatsregierung beobachtete Verfahren vollftändig befannt tft, einen 
Widerfpruh dagegen feither nicht erhoben hat und bie Regierung bei allen 
ihren bisherigen militärifchen Einrichtungen und Actionen, und aud bei 
der neueften Rüftung auf Beranlaffung des furbeffifchen Berfafjungsftreits 
fih genau innerhalb ber Grenze der — gehalten hat, welche 
auch die ſtrengſte Auslegung des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 ihr unbedingt 
zugefteht. Die Staatsregierung bat ein Gefeß, bie Wehrpflicht betreffend, 
zu Anfang d. 3. dem Nandtage vorgelegt, welches bie Zuftimmung bes 
Herrenhaufes gefunden bat. Eine Beihlußnahme des Abgeorbnetenhaufes 
iR wegen ber erfolgten Auflöfung desfelden nicht zu Stande gekommen. 
In der gegenwärtigen Seffion if eine ſolche Vorlage nur deshalb nicht 
gemacht worden, weil es, wie auch in der Thronrede angekündigt worden, 
die Abficht war, die Dauer der Seffion möglihft abzufürzen und deshalb 
feine Borlagen zu machen, bei welchen wichtige Prinzipienfragen zur Erz 
örterung kämen. Auch biergegen iſt von Seiten bed Landtages feine Ein: 
rede erfolgt. Die Regierung wird indeß, wie fie hiermit auf das beflimmtefte 
erffärt, eine Gefebesvorlage über die Wehrpflicht in der näcften Winter: 
feifion einbringen, und glaubt mit biefer Erffärung die gegen bie Bewil⸗ 
ligung der Ausgaben für die Armee-Reorganifation erhobenen Bedenken 
um fo mehr als befeitigt anfehen zu bärfen, als fie nach wie vor anerkennt, 
daß bie geitige Formation der Armee, infoweit ſolche eine bauernbe 
Erhöhung des Etats ober eine anderweitige gefeglihe Regelung ber 
Dienfiverpfihtung erfordert, fo lange als eine befinitive nicht ‚bes 
trachtet- werben kann, als dazu nicht die verfaſſungsmäßige Zuſtim⸗ 
mung bes Landtags ertheilt fein wird, daß mithin durch die Bewilligung 
des Stats für 1862 den künfligen Beichlüffen über bie Wehrverfaflung in 
feiner Weiſe präjubicrt werden jol. ..'. Sofem Werth darauf gelegt 
werden follte, die Ausgaben für bie a in Webereinftim- 
mung mit dem Vorgange des Jahres 1861 in das Ertraordinarium bed 
Etats zu Übertragen, wird die Staatsregierung dem nicht entgegen fein. 
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Es folgt eine Auseimanberfehung ber günfligen Finanzlage. Das Ganır 
[liegt mit nachſtehenden Sägen: | 

„Die Staatsregierung ift fih bewußt, daß fie zur Berausgabung der 
Koften ber Armee» Reorganifation ber nachträglichen Zufimmung des Lan: 
tags eben fo bedarf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welde vor gefehlicer 
Feſtſtellung des Etats geleiftet find, und fie glaubt auf dieſe Zuftimmung 
um fo mehr mit Sicherheit rechnen zu bürfen, als nachgemwielen ift, daß 
die fraglichen Ausgaben nit zu vermeiden waren und in gutem Glauben 
geleiftet find, daß eine weitere Ermäßigung derjelben nicht thunlich it, und 
daß zu ihrer Dedung binlänglihe Mittel in den geſetzlich bewilligten Ein: 
nahmen vorhanden And, Der Umftand, daß das Geſetz, durch welches bie | 
Wehrpfliht allgemein geregelt werben fol, nicht in der gegenwärtigen 
Seffion, fondern erft in der folgenden, alfo wenige Monate fpäter vor: 
elegt werben foll, kann es nicht rechtfertigen, durch Verſagung ber nöthigen 





ittel eine Situation zu erzeugen, welche geeignet ift, die Ordnung im 


Staatsbaushalte in der bedenklichſten Weiſe zu fören, die innere Ber: 
waltung des Landes zum größten Nachtheil der wichtigften Öffentlichen In: 
tereflen zu lähmen, und bie Megierung dem Auslande gegenüber in eine 
Lage zu bringen, melde ihr aud die Löſung der nach biejer Richtung ibr 
obliegenden Aufgaben erfchwert. Die Staatsregierung erkennt mit ber Com: 
miffion an, daß bie Verfaſſung das Zuftandefommen eines Etatségeſetzes 
unbebingt vorausfegt. Wenn aber die Commiſſion gleihwohl die Mb: 
lehnung der Ausgaben für bie Reorganifation der Armee empfiehlt, unb 
ſchon bis an die äußerſte Grenze zu gehen glaubt, indem fie jammtliche 
zur Exiſtenz des Staates nothwendige Ausgaben bewillige und für bas 
Heer nur die Summe, welde bis zum Jahre 1860 ausgereiht habe, zu: 
Ars fo kann fie fih darüber nicht täuſchen, daß fie dur dieſe Bor: 


Hläge das Zuftandefommen eines Etatsgeſetzes unmöglich 


madt, weil fie die Thatjache gänzlich unberüdfichtigt läßt, daß die Aus: 
gaben für 1862 großentheils bereitS gefeiftet find und in den letzten Monaten 
Erjparnifje nicht mehr gemacht werben können. 

„Indem bie Staatsregierung bie ernfte Erwägung biefer Erklärung dem 
boben Haufe empfiehlt und hierdurch mieberholt, dab es ihr fern liegt, die 
verfaffungsmäßigen Nechte des Abgeordnetenbaufes zu beeinträchtigen, indem 
fie vielmehr ausdrücklich anerkennt, daß alle Ausgaben der Zu: 
ſtimmung des Landtags bebürfen, und die Juficherung erneuert, daß 
fie in der nächſten Sejlion das gewünſchte Geſetz über bie Leiftung der 


‚ Wehrpflicht vorlegen wird, fan fie, in dem Bewußtfein, daß fie nach Lage 


der Verhältniffe im allgemeinen Staatsintereffe nicht anders, als gefchehen, 
verfahren konnte, ber Beichlußnahme mit ber Beruhigung entgegenjeben, 
welche bie Ueberzeugung gewiſſenhafter Pflichterfüllung gewährt. Die Staats: 
regierung ift fi bewußt, durch thatfähliches Entgegenfommen ihr auf- 
richtiges Beftreben an den Tag gelegt zu haben, eine Löfung ber ob: 
ſchwebenden — zu erleichtern; fie beharrt auch ferner in dieſer Geſin⸗ 
nung; aber fie darf auch nicht unterlaſſen, der Landesvertreiung die ganze 
Schwere ber Verantwortung vor Augen zu ftellen, welde auf einer Ber: 
fagung ber nach Lage der Sache durchaus unentbehrlichen und nachweislich 
vorhandenen Mittel ruhen würde.“ g 


Reben ber Abg. v. Sybel, v. Carlowitz, v. Binde: Dfbenborf, 
Waldeck und des Kriegsminiftegs v. Roon. 


12. Sept. Zweiter Tag ber Militärbebatte. Reden ber Abg. v. Patow, 


15 


v. VBinde-Stargarb und Gneift und der Minifter v. d. Heydt und Moon. 
Dritter Tag der Militärbebattee Meben der Abg. Schulke: 
Delitzſch und Ofterrath und ber Minifter Bernitorff und Roon. 
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16. Sept. Vierter Tag ber Militärbebatte. Heben ber Abg. Tweſten, 
v. Forkenbeck und bes Referenten v. Vaerſt. Schluß ber General: 
bebatte, Beginn ber Spezialbebatte. Der Antrag Reichenfperger 
wirb mit allen gegen bie Stimmen ber Antragfteller verworfen 
und darauf mit Namensaufruf über ben erften Gommiffionsantrag, 
eine Summe von 20,854 Thlrn. ins Ertraorbinarium zu verweifen 
uud bier zu flreihen, abgeftimmt. Diefer Antrag wirb mit 273 
gegen 68 Stimmen (unter biefen v. Auerswald, Grabow, Kühne, 
Lette, v. Patow, die beiden Neichenfperger, v. Rönne : Glogau, 
Graf Schwerin, Stavenhagen, v. Sybel, Simfon, Tweſten, bie 
beiden Binde ıc.) genehmigt. 


„ Fünfter Tag ber Militärbebatte. Der Kriegsminifter v. Roon 
gibt im Folge des Beſchluſſes des Haufes vom vorigen Tage folgende 
Erklärung ab, bie eine Ausgleihung zwiſchen dem Haufe unb ber 
Regierung als möglich erfcheinen Täßt: 


„Ed iſt ber Regierung vorgehalten worben, daß es ihr an Entgegen: 
fommen fehle in Bezug auf bie vorliegende Frage. Dean ift jo weit ges 
gangen, zu meinen, bie Regierung fuche den Gonflict. Um den Beweis 
zu geben, daß diefe VBorausfegung nicht zutrifft, habe ich bie Ermächtigun 
und bamit den Auftrag erhalten, bei biejer Gelegenheit zu erklären, ba 
bie Regierung das Amendement, das gegenwärtig von Herrn v. Binde 
wieder aufgenommen ift, für 1862 in Beziehung auf das Refultat für 
annehbmbar Hält, wiewohl es ihr außerorbentlich ſchwer wird, bie in 
biefem Amenbement bezeichneten NRebuctionen in ben Etat, ber bereits zum 
großen Theil confumirt if, noch auszubringen. Ramentlih wird es ihr 
ſchwer werben, an denjenigen Stellen, welche das Amendement ausdrüdiih 
bezeichnet, diefe Reductionen vorzunehmen; aber jebenfalls wird das hohe 
Haus fi überzeugen, daß die Regierung mit biefer Bereitwilligkeit docu⸗ 
mentirt, daß fie feinen Falls auf einen Eonflict jpeculirt. Nun iſt ja in 
biefem Amendement, wenn ih es richtig verftehe, ein Vorbehalt gemacht 
worben in Bezug auf den Etat von 1863, und ein weiteres Amendement 
ber Herren Stavenhagen, v. Sybel, Schubert und Tweften für den Gtat 
pro 1863 Tiegt gleichfall® bereit vor, wiewohl biefer Etat ſelbn gegens 
wärfig noch nicht zur Disceuffion geftelt if. Ich bin mir darüber gar 
nicht unflar, daß das Amendement für das Jahr 1863 eigentlich ben Kern 
ber Frage berührt. Ich glaube, daß es ſich empfehlen wird, fpäterhin über 
die Stellung ber Regierung zu biefem Amenbement eine beflimmtere Er: 
Märung abzugeben. Ich meine aber ſchon gegenwärtig mich beziehen zu 
fönnen auf meine vorgeftrige Erflärung, welde ausdrücklich — 
ſuchte, daß ſelbſt wenn die Regierung auf eine weitere factiſche Verkuͤrzung 
der Dienſtzeit eingehen wollte, ſie doch Bedenken tragen müßte, dies in der 
Weiſe zu thun, wie das in den Commiſſions-Berathungen und in dem 
Amendement der Herren Stavenhagen u. |. w. ausgebrüdt iR. Sch glaube, 
daß fo manderlet tehnifhe Erwägungen in medio find, daß felbft für 
biefen Fall ſehr gründlich und ernfllih an Compenfationen gebacht "werben 
müßte, melde unerläßlich fein werben, wenn bie Regierung mit Rüdficht 
auf bie äffentlihde Stimmung und mit NRüdfiht auf die Stimmung in 
biefem Haufe ſelbſt zu einem Flsen Schritte fi entihlöße. Ih muß mir 
alfo meine Erflärungen in biefer Beziehung vorbehalten. Ich glaube, 
meine heutige Auslaſſung wird darthun, daß die Fönigliche Staatsregierung 
überhaupt Teinesweges auf das fpeculirt, was man einen Gonflict nennt, 
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ſondern baß bie Regierung vielmehr das Bebürfuiß fühlt, eine Einigung 
über bie obſchwebende Frage herbeizuführen“. 


! 


Auf den Antrag von Bodum-Dolffs, des Präfidenten der But: 


getcommifjion, befchließt das Haus in Folge biefer Erklärung ſich 
zu vertagen, damit die Conuniffion nochmals in Berathung treten 
könne. Die Budgetcommiffion tritt fofort zufammen; der Kriege: 
miniftef und der Finanzminiſter find anweſend, ebenfo eine greße 
Anzahl von Abgeorbneten. Der Kriegsminifter wieberholt im We: 


fentlichen feine im Plenum abgegebene Erklärung, bie von anderer 


Seite als „ſehr unbeftimmt, fehr vorfichtig, ſehr zurüdhaltenn” bezeichnet 
wird. Der Kriegsminifter erklärt, zu befinitiven Aeußerungen, 
zu Darlegung einer Direction werde er am folgenden Tage im 
Stande fein. Die Commifflon beſchließt darauf hin, am folgen: 
den Tage eine neue Sitzung zu halten und inzwifchen eine weitere 
Ausſetzung der Plenarfibung zu veranlaſſen. 


18. Sept. Sitzung der Budgetcommifjion. Die Hoffnung auf eine Ber: 


ftändigung mit der Regierung fällt dahin. Erklärung bes Kriege: 
miniſters: 

„Vierundzwanzig Stunden find eine kurze Friſt in einer fo wichtigen An: 
gelegenbeit, als die vorliegende. Um wo möglich eine Berftänbigung zu er: 
reichen, ift bie Regierung bem Abgeorbnetenhaufe bereits entgegengefommen 
und bat ungeachtet nicht unmwefentlicher technifcher Bebenten fih mit bem 
Amendement Stavenbagen: v. Sybel, jebt v. Binde, einverftanden erklärt. 
3a hoffe, daß in diefem Zugefländniß die Grundlage zu einem Einer: 
nehmen gegeben fein wirb und bin überzeugt, daß Regierung und Land bie 
Einigung mit großer Freude begrüßen werben. Was meine weitere Aeuße: 
rung über ben Antrag, fo meit er 1863 berührt, betrifft, fo wird von ber- 
jelben bie Erwägung ber Borfchläge für 1862 nicht abhängig zu machen 
fein. Bei der Berathung des Etats pro 1863 wirb bie Regierung ihren 
Stanbpunft näher bezeichnen. Nach reifliher Erwägung muß ich inbeh bie 
innige Ueberzeugung ausfprechen, daß das Umenbement Stavenbagen, jetzt 
v. Binde, in vorliegender Form und unverändert aus techniſch⸗militäriſchen 
Gründen unausführbar erſcheint. Das Einverſtändniß der Regierung 
mit bemfelden kann daher nicht in Ausſicht geſtellt werden und "die Regie 
rung würde ihre Pflicht verleken, wenn fie, lebiglih um jetzt Frieden zu 
baben, auf das Amendement pure eingehen wollte. Ich bin bereit, meine 
Erflärung näher zu begründen”. Nachdem bie Commiffion bie Begründung 
ugelafien, führt Hr. v. Roon aus, daß fih ſchon bei der verfpäteten Ein- 
he ung der Refruten am 15. Februar jeben Jahres große Schwierigkeiten 
ergeben, und baß ber Zuftand Europa's erfordere, daß die Armee ſtets im 
triegebereiten Zuftand fe. Der Grundgebanfe bes Amendements fei bie 
faktiſche Einführung der zweijährigen Dienftzeit. Die Armee babe ſchon 
unter ber proviforischen Verkürzung ber Dienftzeit gelitten, und noch größere 
Hebelftände würben bei der Herabfegung auf zwei Jahre eintreten. eben: 
falls müfje fie, falls fie möglich fein folle, durch Compenſationen ermöglicht 
werben, von benen es noch nicht einmal feffiehe, ob fie wirffam fein wür⸗ 
ben. Dabei wies ber Kriegsminifter auf Erhöhung des Soldes für Unter: 
offiziere und Capitulanten und auf bie Errichtung ſtehender Lager bin. In 
Bezug auf das erwartete Geſetz erflärte er nochmals, die Regierung benfe 
ihre eingegangen Verpflichtung in Bezug auf die Vorlegung beffelben fpäter 
zu erfüllen. — Bon Seiten aller Redner wirb in längerer Debatte bemerkt, 
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daß bie Aeußerungen bes SKriegsminifters Tein Entgegenlommen ber Re: 
gierung, und zwar nicht einmal ber Minderheit gegenüber bezeugten, baß 
das Haus auf ber geſetzlichen Regelung ber Militärangelegenheit beſtehen 
müffe, unb daß, bevor biefe nicht angebahnt jet, Feine Veranlaſſung vor: 
liege, von bem bisher eingefchlagenen ganz correcten Wege abzugeben. Der 
Antrag bes Abg. v. Hoverbed, das Haus wolle beichließen, daß bie Er: 
Härungen des Kriegsminifters von geftern und beute feine 
Beranlajfung gäben, die Beratbnngen Über ben Etat pro 
1862 weiter auszufegen, wird ſchließlich, nachdem auch Abg. Tweſten 
ausdrücklich zugeſtimmt hatte, ein ſtimmig angenommen. 


9. Sept. Sechster Tag ber Militärdebatte des Abg.-Hauſes. Bericht 


= 


21. 


und einſtimmiger Antrag der Commiſſion. Der Kriegsminiſter er⸗ 
klärt: Seine Worte am 17. hätten nichts weſentliches neues ent: 
halten; er fei baher in hohem Grabe überrafcht geweſen, daß bie- 
jelben eine Bertagung zur Folge gehabt hätten (Bewegung). Seine 
Anſichten über die zweijährige Dienitzeit feien bie alten und nicht 
widerlegt. Daß über die von ihm angeregten Schwierigkeiten nicht 
gefprechen worden fei, fei Schuld der Art und Weife, in welcher 
bie Commiſſion die Gefchäfte behandelt habe. Die Abg. Simfon 
und Binde ſprechen fich fehr entichteben gegen das Benehmen des 
Kriegsminifterd aus, Der Antrag ber Commiffion wird mit allen 
gegen 1 Stimme angenommen und in ber Specialbebatte fortge⸗ 
fahren. 


„ Hr. v. Bismarf-Schönhanfen trifft aus Biarritz in Berlin ein. 


„ Siebenter Tag der Militärbebatte, Das Militärbubget für 
1862 wird bis auf bie Hauptabftimmung beenbigt, 


„ Bericht der Budget-Commiſſion über den Militäretat für 1863: 


Nah den Anträgen ber Commiſſion ſtellt fi das Enbrefultat für den 
Militäretat pro 1863 wie folgt: Der von ber füniglichen Staatsregierung 
vorgelegte Etat verlangt im Orbinarium 36,644,960 Thaler. Hierunter find 
jedoch als der größeren Kriegsbereitſchafi zur Laft fallend ermittelt und von 
der Commiſſion zur Abfegung empfohlen (rund) 5,928,302 Thlr. und wer: 
den daher nach ben Anträgen der Commiſſion am fortlaufenden Ausgaben 
zu bewilligen fein: 30,716,658 Thlr. Zu extraordinären Ausgaben find nad) 
dem von der Staatsregierung vorgelegten Etat angefeßt: 1,844,662 Thlr.; 
hiervon find als zur Kriegsbereitihaft gehörig ermittelt und zur ‚Adfegung 
empfohlen 138,714 Thlr. jo daß au —— und außerordentlichen Aus: 
gaben zu bewilligen fein werben: 1,705,948 Xhlr. 


„ Kriegsgerichtlicdes Urtheil in Graudenz über 5 Unterofficiere, 
6 Gefreite und 68 Gemeine der 12. Compagnie bed 8, oftpreuf. 
Infanterieregiments wegen Aufwiegelung, Meuterei und Verweige⸗ 
rung des Gehorfams (gegen den Hauptmann von Befler). 
„Artikel der SternsZtg. über den mißlungenen Verftänbigungs- 
verſuch: 

„... In dem Bewußtſein, bis ar bie äußerſte Grenze bes Möglichen 
den ausführbaren Wünſchen des Landtags entgegengekommen zu ſein, wird 


bie Regierung um fo ruhiger, klarer und ſicherer ben principiell und that 
ſochlich fefibegrindeten Stanbpunft unerfchätterlich feſthalten, welchen fie im 
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ntereffe ber Krone, jo wie bes Landes aus tieffter Veberzeugung einnimmt. 
Sie barf fi dabei ber — hingeben, daß die Beſonnenen im Lande 
auch aus der neueſten „Epiſode“ der Landtagsverhandlungen mehr und mehr. 
bie Ueberzeugung gewinnen werben, wie es bie Schuld ber Regierung nih ti 
ift, wenn dad Budget für 1862 aus den Berathungen bes Abgeorbneten- 
baufes in einer Geltalt hervorgeht, bei welcher Niemand unter ben Beſchlie⸗ 
henden ſelbſt an das Zuftandefommen und bie Ausführbarfeit 
besfelben glaubt”. 


23. Sept. Schlußabftimmung bes Abg.-Hauſes über bie bisher nur pre= 


24. 


25. 


viſoriſch gefaßten Beſchlüſſe bezüglich des Militärbudgets. Die Ein— 
nahmen werben gemäß den proviſoriſchen Beſchlüſſen mit 393,411 
Thlr. bewilligt, 20,854 Thlr. in das Extraordinarium (Kriegs⸗ 
bereitſchaft) verwieſen und dort geſtrichen. Für die Bewilligung 


‚ ber vollen Etatspoſition der Ausgaben im Ordinarium nad 


ber Regierungsvorlage ftimmen: 11 Mitglieder (der ehemalige li: 
berale Finanzminifter v. Patow und die Yeubalen) gegen 308. 
Die Bewilligung von 31,932,940 Thlr. im Ordinarium nad ben 
proviforifhen Befchlüffen erfolgt hierauf einftimmig, ebenfo die 
Ueberweifung des Reſtes in das Ertraorbinarium. Nachdem ber 


volle Betrag abgelehnt ift, erfolgt die Abftimmung über die Ber 


willigung von 5,529,566 Thlr. nad) dem v. Binde’fhen (Staven: 
hagen'ſchen) Amendement. v. Vinde zieht den Antrag auf na⸗ 
menilihe Abftimmung zurüd. Das Amendement wirb mit großer 
Mehrheit abgelehnt; bas Ertraordinarium für die Kriegsbereitfchaft 
ift alfo geftrihen. Entſprechend erfolgen die befinitiven Abftim: 
mungen über das Ertraordinarium ber laufenden Verwaltung ge: 
mäß ben früheren Beſchlüſſen. : 


„ Der Minifter v. d. Heydt erhält bie nachgefuchte Entlaffung; 
Prinz Hohenlohe wird vom Borfite des Staatsminifteriums ent: 
bunden und v. Bismart-Schönhaufen zum Staatsminifter (vorerft 
noch ohne Portefeuille) mit dem Vorfitz im Staatsminifterium er: 
nannt. Die Situngen des Abg.⸗Hauſes werben auf den Wunſch 
ber Regierung bi8 Montags den 29. Sept. vertagt. 


„ Artikel der Stern⸗Ztg. über die Beichlüffe des Abg.-Hauſes: 


„Das Haus ber Abgeorbnieten hat, wie feit Wochen vorauszufehen war, 
ben Forderungen ber Sortichrittspartei gemäß bie gefammten Ausgaben 
ber Militär-Meorganifation im Staatshausbaltsetat geftrihen und damit, 
wenn das Votum eine praftiihe Bebeutung haben fol, feines Theils bie 
Desorganifation ber Arme beſchloſſen. Wir behalten uns vor, in ben 
nächſten genauer darzulegen, wie es ſich praktiſch geſtalten würde, 
wenn das Votum des Abgeordnetenhauſes in Wahrheit zur Ausführung 
elangen, wenn das Herrenhaus an ſeinem Theil den zerſtörenden Beſchlüſſen 
eitreten und die Regierung ihre Pflichten für das Heil und die Ehre des 
Landes jo weit verkennen könnte, um ſolche parlamentariſche Beſchlüſſe ohne 
Beiteres zu vollziehen. Doch — das hat bie Majorität bes Abgeordneten: 
. auch nicht erwartet, fie bat vielmehr von vorn herein gewußt, baf 

e ein Botum rein !heoretifchen Charakters abgebe, Teiber auf einem Gebiet 
von jo unmittelbar praftifcher Bebeutung, daß bloßes Theoretifiren auf bem: 
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ſelben nur Verwirrung und unbeiloolle Verwickelungen anrichten Tann. 
Wenn bie Berfaflung vorfchreibt, daß der Staatshaushalt in jebem Jahre 
durch ein Geſetz feftgeftellt werden fol, — fo ſcheint es unzuläffig und 
ben verfaffungsmäßigen Pflihten zuwider, bei ber Mitwir:- 
fung zu dieſem Geſetze Beſchlüſſe zufaſſen, deren Unannehm— 
barkeit und Unausführbarkeit den Beſchließenden ſelbſt ganz 
Mar bewußt iſt. ... Der Abgeordnete Tweſten (der übrigens mit 
ber Mehrheit bes —— geſtimmt bat), wies bie praktiſche Nichtigkeit ber 
beabfichtigten Beſchlüſſe mit folgenden Worten nah: „Hält man es faktiich 
für unthunlich, auf ben Zuftand von 1859 zurüdzufehren ober will man es 
ernſtlich gar nit, will man nicht das, was man durch bas Urtheil über 
ben Etat fcheinbar verlangt, dann ſtellt man fi auf den Boben eines for» 
malen Princips, welches die realen Verhältniſſe mißachtet und in ber Politik 
niemald Dauernbes fchaffen oder erhalten Tann. Man jagt etwas, was nicht 
iR, man befchließt, was man gar nicht ausgeführt haben will; es ift das 
eine Politik der Agitation und Demonftration, — welche eine gebeibliche 
Entwidelung unferer parlamentarifhen Zuſtände unmöglih macht. Statt 
materielle Bortheile für 1863 zu erreichen, ruft man jedenfalls für den Au - 
genblit große Unregelmäßigfeiten in dem ganzen Staatshaushalte hervor. 
Man ruft aber auch durch einen ſolchen Beſchluß außerhalb des Haufes bie 
Zäufhung hervor, als wenn nun das, was geftrichen und abgejegt wird, 
wenn nicht für ben Augenblid, fo doch für bie Zukunft wirflih erſpart 
werden jollte, und ih glaube, eine folde Illuſion würbe entweder fpäter 
eine Enttäufchung hervorrufen, welche ber Autorität biefes Hauſes ſchweren 
Schaben bereiten würde, — oder fie würben weiter und weiter zu Schritten 
treiben, welche einen immer fchwereren Bruch unvermeiblih machten”. Im 
Anſchluß an biefe Worte wies der Herr ginanzminifter v. d. Heydt noch⸗ 
mals auf die faktiſche Unmöglichkeit hin, daß an dem Budget für 
1862 diejenigen Abſetzungen ſtattfinden könnten, welche die Commiſſion vor⸗ 
geſchlagen, und hob die Gefahr hervor, daß „Umſtände eintreten, 
unter denen irgend etwas geſchehen müſſe, was nicht aus⸗ 
drücklich in der Verfaſſung geſchrieben ſei““.... Wenn un 
geachtet der klaren factiſchen Lage der Dinge und ungeachtet aller entſchiede⸗ 
nen Mahnungen das Haus dennoch beſchloſſen hat, was nicht ausgeführt 
werben kann und „was man gar nicht ausgeführt haben will““, jo wird 
das Haus fich der Mitverantwortlichfeit für die daraus erwachjenden Zu: 
fände Angefichts bes Landes nicht entfchlagen können“. 

%6, Sept. Ein Schreiben bes Abg. Müllenfiefen an ben Kronprinzen 
Ipriht mit großer Wärme die Oefinnungen und Gefühle ber Ma: 
jorität bes Abg.⸗Hauſes im Augenblide ber eingetretenen Krifis aus: 


„K. Hoh.! Die Mitglieder des Haufes ber Abgeordneten bereiten fich zur 
Heimkehr vor. Ein zweites Mal in diefem Jahre hatten bie Ihönften Hoff: 
nungen fie zur Sauptitabt begleitet; fie verlafien biejelbe mit demjenigen 
Gefühl des Unmuths, das fih nur irgendwie an getäufchte Hoffnungen zu 
nüpfen vermag, und wie einft Mofes von dem Gipfel bes Pisga das Lanb 
der Verheißung nur von ferne ſchauen durfte: „Ich habe es dich jehen laſſen 
mit deinen Augen, aber hinein folft du nicht fommen, „fo mögen bie Alten 
unter uns von bem fchönen Iebensvollen Bilde ſcheiden, das ein ehrlich vers 
faflungsmäßiges Regiment ben Augen ihrer Seele zeigte. Schreiber biefer 
Zeilen überfhritt fein 60. Lebensjahr, zuviel der Jahre bereits, täufchenden 
Bildern anzubangen, und war feine parlamentarische Thätigkeit auch bie 
allerbeſcheidenſte, — die anererbte Liebe zu feinem Königshaufe will ihn 
nit von bannen ziehen laſſen, bevor er feine Auffaffung ber gegenwärtigen 
Berhältnifie in wenigen Worten in die Hände Ew. Igl. Hoheit niebergelegt. 
Hat ber Kampf um verfaffungsmäßiges Leben bereits viel Wohlſtand zer- 
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Rört, mandjes Unternehmen gelähmt, fo wirb ein Verſuch, wie verlautet, ohne 
Berfaffung weiter zu regieren, wenn auch nicht fofort, doch in feinem Ber: 
lauf, der Wirkung eines jener Winde Afrika's gleichen, beren Sifthauch 
blühenden Gefllden ben Stempel ber Veröbung aufbrüdt. Nur ehrlices 
Balten nad verfaffungsmäßigem Recht vermöchte es, fo großes Anglüd ab⸗ 
zuwehren unb Segen ftatt Flüch über Volt und Land zu bringen, und ber 
Majorität bes Abgeorbnetenhaufes in ihrer Allgemeinheit, fowie fie eben 
zufammengefegt ifl, andere als patriotifche Beſtrebungen unterfchteben, beikt 
Ehrenmännern im Kampfe für garantirtes Recht nur mit Verleumdung 
banfen. Dieſe Majorität kann nit von ihrem Stanbpunft weihen; denn 
Ken beifpielsmweife der Schreiber diefer Zeilen in feinen eigenen Bufen, ba 
ndet er mahnend und warnend ben Eid, ben er ber Berfaflung geſchworen. 
und ſchon ber Gedanke entſetzt ihn, an irgend etwas ſich zu betheiligen, was 
mit diefem Landesgrundgefeg im Wiberfpruch flieht. Nein, Tieber den Tod 
auf feinem Sig in ber Kammer, als den lud) des Meineibs auf ber Eeele: 
Den Leib möchte man immerhin tödten, nähm’ er doch ben frein Caifi 
mit fi hinüber in eine beflere Welt! Geruhen nun Ew. tgl. Hoheit, iol- 
Ken Standpunkt zu erwägen, folde in tiefer religidfer Weberzgeugung wur: 
zelnden Motive zu prüfen, dann werben Sie bad Drüdende der Stellung 
eines ehrlichen Abgeordneten mitzufühlen verntögen, der auf einer Seite bie 
Bahn fieht, die nieberwärts führt, mit ihrem traurigen Gefolge der Zerrüt: 
tung durch alle Verzweigungen bes Volfslebens hindurch, und auf ber an: 
bern al’ bie Erfolge, welche Geſetz und Recht zur Seite haben, bem er num 
ben Rüden zu wenden verurtheilt wird. Der Unterzeichnete gehört jeiner 
Lebensftellung nach ber Inbuftrie an, und ob bie Leben zum allergrößten 
Theil aud bitter und hart geweſen, — ſchon früh hat er ben Wahlſpruch 
„Ein Wort — ein Wort! Ein Mann — ein Dann!“ zu dem feinigen 
gemacht, treu genützt bie ihm bejchiebene Zeit und was er über ben Un— 
terricht der Elementarfchule hinaus fi angeeignet, den nächtlichen Stunden 
entrungen. So Tonnte andy nur Weniges der Länder: und Bölfergejchichte 
an ihm vorübergeben, unb was bavon fein eigen wurde, war bie klare 
Veberzeugung, daß Bölter ſchnell erblühten, je wie Geſetz und Recht ibr 
Banner war, und wie fie eben fo ſchnell wieber fanten, oft bi® zum Eric: 
ſchen bes nationalen Lebens, je wie fle dieſem Banner untreu wurben. 
Kal. Hoheit! Vermögen Sie es, jo wehren Sie ab unansbleiblihem Ber: 
berben, jo wehren Eie ab, daß das gebeiligte Haupt Sr. Majeftät nicht 
auch mit Kummer in die Grube fahre; und das wirb es jo unzertrennlic 
von dem eingefählagenen Wege, als bie Wirfung von ihrer Urſache unzer: 
trennlich ifl. Iſt es denn überhaupt ein revolutionärer Geift, der in den 
Bölfern Europa's brängt und treibt? Iſt es nicht vielmehr ein proviben: 
tielles Einwirken zur Hervorbringung einer ganz neuen Zeit, dem bieß le: 
gitime Ringen nach menfchenwürdigerer ftaatsbürgerlicher Stellung entfpricht ? 
Und weife wäre es biefer — eben weil fie providentiell — unbezwingbaren 
Strömung ein breites Bett zu graben. Ober find die Lehren von 1848 fc 
anz vergeblich geweſen? — vergeblich das Beiſpiel Hollands, ber Beweis 
elgiens, daß ein Bolt in Fried' und Zuverſicht dahin leben kann, ob auch 
die Wogen ber Revolution um feine Grenzen fehäumen, weil hinter ihnen 
Geſetz unb Recht eine heimifche Stätte Dramen! O es bedarf bei uns nur 
des Einen: Ehrlih und feft es einmal auf die Berfaflung gewagt! Alfo 
Umtecehr, Umtehbrvom Rande gähnender Kluft! Denn wie es 
* jeden Menſchen einen Pfad durch's Leben gibt, auf dem er nicht irren 
ann, — den: mit Abftreifung aller Streitigkeiten und Vorurtheile einfach 
ehrlich Ihun, was das Evangelium gebietet, fo können auch Lenker und 
Leiter von Staaten nicht irren, wenn fte, fi ſelbſt vergefiend, ber Maje: 
ſtät des Rechts fich unterordnen, denn Recht und Wahrheit ſtammen nicht 
von biefer Erbe, und ob ein Meih nach Hunderten von Millionen feine 
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Kinder zähle, bas Regiment wirb leicht in allen feinen Theflen, benn ber 


ganze Mechanismus ber Berwaltung folgt dann nicht vormeintlicher ſchwacher 


terbliher Weisbeit, fondern ber Allgewalt einer Macht, die über ber Zeit 
und dem Raum thront. Und welcher Art wäre bie uns bamit fofort ges 
botene Perſpektive ? Ein glüflih Volk, dem fchon der Name feines Könige 


die Bulle wärmer fchlagen macht! Und biefes Bolt, wie Bing es ihm noch 


an im lehtverflofienen Jahre? Mit ganzer Lieb’ und Treuc, opferwillig wie 
je ein Bolf. Dies leugnen, beißt lügen, heraus aus fihwarzer Seele voll 
feleftfüchtiger Hintergedanfen, — beißt die Wahrheit verrathen und die Rolle 
einer Natter fpielt, die unter Blumen ſchleicht. Mein Haupt zum Pfande, 
daß ich bie Wahrheit fagte! Ew. kgl. Hoheit iR es anbeimgegeben, von 
biefen Zeilen geeigneten Gebraud zu machen. Möchten fie alsdann aufge- 
nommen werden wie eine Appellation von bem ſchlecht berathenen 
Könige an den beffer beratbenen König, und feiner 14 Tage 
würde e8 bebürfen, und das Bolf würbe wie erlöft vom jchweren Banne, 
und in bem Gefühl, fich wieber einig mit feinem Könige zu wiflen, ber 
kurzen, berben Täufchung jüngfivergangener Zeit gar bald vergefjen haben. 
Sid aber mit der ungeheuren Mehrheit eines glüdlihen dankbaren Volkes 
eins zu wiflen, mehr kann auch ein Fürſt, ſchwacher Sterbliher wie Ale, 
rnit wollen fönnen, unb bie größte und befte Armee wirb nie auch 
nur entfernt ein Volk erfegen, das wie Ein Mann hinter 
feinem Könige ſteht.“ 


28. Sept. Die Sternztg. fucht nochmals die Unmöglichkeit nachzuweiſen, 


auf die Abftriche des Abg.-Haufes am Militärbudget Seitene ber 
Regierung einzugeben: 
„Der fragliche Beſchluß ift einfach und ſchlechterdinge unausführbar. 


Er iſt es, wenn bie preußifche Armee überhaupt fortbeftehen, wenn ferner 


bie verfaffungsmäßigen Nechte der vollziehenden Gewalt In ihrem Bereich, 
die verfaffungsmäßigen Rechte bes Königs in Bezug auf bie 
Armee, noch einen Schatten von Wahrheit haben —* Wir haben reich⸗ 
lich ſchon angedeutet, daß auch die Gegner ſelbſt zum großen Theile ihn 
als unausführbar anerkennen und ſich zu ſeiner Rechtferligung nur hinter 
angebliche Rechtsgründe verſchanzen. Ein Beſchluß aber, der von vornherein 
dazu da fein ſoll, nicht ausgeführt zu werben, iſt fein Beſchluß. Es iſt 
eine contradictio in adjecto, ein nonsens: bewußter Weiſe einen unmögs 
lien, unausführbaren Beſchluß zu faflen.“ 


„Sitzung bes Abg.:Haufes. Der proviforifche Minifterpräfident 
v. Bismark-Schönhaufen zieht das Bubget für 1863 zurüd: 


„Nachdem das Haus alle Reorganifationsausgaben für 1862 abgeſetzt 
bat, muß die Regierung anuehmen, daß bdiefelben Beſchlüſſe fi für 1863 
unverändert wiederholen. Da aber bie Regierung ihrerfeitd an ben Auf: 
faflungen feſthält, welche durch ihre Organe bei 1862 entwidelt find, fo 
würden die Ergebniffe fofortiger Beſchlußnahme einer zufünftigen Erlebtgung 
ber fireitigen fragen nicht förderlich fein, fondern die Schwierigkeiten er: 
beblih vermehren. Nach den bisherigen Verhandlungen ift eine Verflän- 
digung ohne Gefegesporlage nicht möglih. Auf den Antrag bes Staates 
miniſteriums hat mich der König ermächtigt, den Etat für 1863 zurückzu⸗ 
sieben. Damit iſt der Grundſatz von einer rechtzeitigen Vorlegung bes 
Etats nicht aufgegeben, ſondern die Regierung hält es nur gegenwärtig für 
ihre Pflicht, die Hinderniſſe einer Verſtändigung nicht noch höher anſchwellen 
zu laſſen. Die Regierung wird daher in der nächſten Sefſion den @tat für 

mit einem bie Lebensbedingungen ber Reorganiſation aufrechterhal⸗ 
tenden Gefegentwurf vorlegen, und ebenjo ben Etat für 1864." Die Er⸗ 
Märung wird der Budgetcommiſſion zu fehleuniger Berichterftattung überwielen. 


* 
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30, Sept. Die Budgeteommiffion befchließt auf den Antrag bes Abg. 


1. Oct. Der Staatsminifter a. D. v. Bobelfhwingh wird zum Finanz: 


2, 


Preußen. 


Fortenbed in Folge der Erklärung des Minifterpräfidenten vom 
29. Sept.: 1) mit allen gegen 4 Stimmen: die Staatsregierung 
aufzufordern, den Etat für 1863 dem Abg.-Haufe zur verfaflunge: 
mäßigen Beſchlußnahme fo fchleunig vorzulegen, baß die Feſtſtellung 
noch vor dem Beginn bed Yahres 1863 erfolgen Tann; 2) mit 
allen gegen 1 Stimme: daß es verfaffungswibrig fei, wenn bie 
Staatsregierung über eine Ausgabe verfüge, welche durch das Abg.⸗ 
Haus abgelehnt worden.“ | 
Mehr ale 60 Mitglieber des Haufes haben fich zu ben Berathungen ber 
Commiffion eingefunden. Merfwürbige Aeußerungen bes neuen Miniſter- 
präfibenten über bie Menge „catilinarifcher Eriftenzen” in Preußen, bie cin 
großes Intereſſe an Umwälzungen bätten, über die Vorliebe Preußens, 
„eine zu große Rüftung für feinen fchmalen Leib zu tragen“ unb über bie 
„ungünftigen Grenzen Preußens“, endlich über „Blut und Eifen“, durch die, 
nicht burch Neben und Majoritätsbefglüffe wie 1848 unb 1849, die großen 
gragen der zeit entfchieben würben. (Eine authentiſche Fafſung feiner 
eußerungen liegt nicht vor.) | 








minifter ernannt. 


„ Das Herrenhaus nimmt das Geſetz über die Ein: und Aus 
gangsabgaben, das bie Genehmigung bed Hanbelsvertrags mit Stan: 
reich involoirt und ebenfo die Nefolution des Abg.Haufes (vom 
5. Sept.), das bie Regierung in der eingefchlagenen Politik gegen: 
über Bayern und Württemberg beftärkt, einftimmig an. Erflärung 
bes Minifterpräfidenten v. Bismark: | 


„Es Tommt ber gegenwärtigen Staatsregierung vorzäglih darauf an, 
zu conflatiren, baß bie gefammte Lunbesvertretung, wie verjhleben auch bie 
einzelnen Glieder berfelben in politiſcheer Hinftcht fein mögen, einig if, 
die Megierung in ber Feſtſtellung ber Grundlagen u Entwidiung bes ma⸗ 
teriellen Wohls zu unterflügen, und baß bie Wege, weldhe in biefer Be: 
ziebung die Staatsregierung eingellagen, bie gleichmäßige Zuftimmung beiber 

äufer des Landtags finden. Es wirb bie Regierung freuen, wenn fie ben 

oüverein noch ferner erhalten kann; jle wirb indeß eine Erneuerung bes 
felben nur auf Grundlage bes Bertrages vom 2. Auguft im Auge Balten, 
und benjelben nicht mit denjenigen Zollvereinsregierungen wieber aufnehmen, 
bie dem Handelsvertrage ihre Zuflimmung verweigern. Die Regierung iſt 
weit entfernt, die einzelnen Zollvereinsregierungen in ihrem freien Willen 
irgendwie zu beſchränken; es banbelt fich aber bier nicht um eine Machtfrage. 
fondern um eine grage des materiellen Wohle, unb e8 wäre gefährlich, ır: 
gend einen Zweifel bei ben übrigen Bollvereünsregierungen an bem ft 
der gegenwärtigen Regierung und eine Hoffnung auf ihre Nachgiebigfeit be⸗ 
ftehen zu laffen, die von ihr in Feiner Weife zugeftanden werden Tann. 
Dur Kie einffimmigen Boten der Landesvertretung wird aber der Glaube 
an ben Ernft der Regierung geftärft werben.“ 


„ Das Abg.-Haus erledigt den Marine-Etat nad den Anträgen 
ber Commiffion und befchließt damit bie auch für dieſen Etat bes 
antragte Ablehnung aller für eine Erweiterung ber Marine im 
orbentlihen Budget geforderten Mebrausgaben. Mit der Erlebi- 
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gung des Marineetats hat bie Berathung des ganzen Budgets für 
das Jahr 1862 ihren Schluß gefunden. Demnach wird fofort das 
betreffende Finanzgeſez berathen und angenommen, wodurch ber 
Staatshaushaltselat für das Jahr 1862 in Kinnahme auf 
136,265,348 Thlr. und in Ausgabe auf 133,835,326 Thlr., nämlich 
auf 126,966,849 Thlr. an fortdauernden und auf 6,868,337 Thlr. 
an einmaligen und außerorbentlihen Ausgaben feftgeftellt wird. 


6. Det. Der Kronprinz und die Kronpringeffin treten von Coburg aus 


eine längere Reife nah Stalien an. Turin wird von benfelben 
nicht berührt. Die NRüdreife erfolgt über Wien, wo biefelben vom 
Kaiſerhofe mit äufßerfter Zuportommenheit behandelt werben. 


„Erſter Tag ber zweitägigen Debatte des Abg.⸗Hauſes über ben 
Antrag der Bubgetcommiffion (f. unter d. 30, Sept.). Der Abg. 
v. Binde ftellt bazu einen Amendementantrag. 


Antrag Binde: In Erwägung, baß 1) alle Staatsausgaben nach 
dem Wortlaute und dem klaren Sinne bes Artikels 99 ber Verfaſſungs⸗ 
urfunde vom 31. Januar 1850 buch ein Geſetz feftgeftellt werben müflen; 
2) eine Berechtigung zur Leiftung folcher Ausgaben ber Landesvertretung 
egenüber daher nicht erifiirt, bevor fie burch ein Geſetz feſtgeſtellt worden 

d; 3) das bisherige Verfahren, wonach bei dem Beginne eines jeben 
Jahres bie dur das Staatshaushaltsgejeg bes vorhergehenden Jahres feft- 
gefteliten fortbauernden Ausgaben bis zur gejeglichen Feſtſtellung des neuen 
Stantshaushaltsetats einftweilen fortgeleiftet worden find, bis jegt niemals 
als ein verfafiungsmäßiges Verfahren anerfannt; 4) vielmehr von allen 
gactoren der Gejehgebung zugegeben worben if, daß es eine ber nachträg⸗ 
lihen Genehmigung ber Landesvertretung bedürfende Abweichung von dem 
verfaffiungsmäßigen Verfahren enthalte; 5) dies bisherige Verfahren fich ſtets 
nur auf die im Vorjahre dur das Staatshaushaltsgeſetz ausbrüdlich be⸗ 
willigten fortdbauernden Ausgaben erfiredt bat, ſomit 6) durdaus nicht , 
ein Dräcebenzfall für bie fernere Leiftung folder Ausgaben geltend gemacht 
werden fann, deren weitere Bewilligung von dem Haufe ber Abgeorbneten 
ausdrücklich abgelehnt worden ift; in ber fernern Erwägung, 7) haß ber 
interimiftifche Vorſizende bed Staatsminifteriums in der 94. Siyums ber 
— nach -Ausweis bes Protokolls vom 30. September d. J. 
bie Erklärung abgegeben bat: „die eingangsgebachte Auffaffung bes Artikels 
99 flehe mit der zwölfjährigen conflitutionellen Praris des Landes im Wider: 
ſpruch und beruhe auf einer Interpretation, welche von ber Staatsregierung 
nicht getheilt werben fünne” ; 8) das k. Staatsminifierium aber biefer Er: 
klärung feinerlei Folgen geben kann, ohne bie Verfaffung des Landes zu 
verlegen: erflärt das Haus der Abg., daß bie k. — — 
abgejehen von den in Anſehung des Etats pro 1862 zu gewärtigenden wei: 
tern Vorlagen, falls ſich die Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats für das 
nähfte Jahr nicht noch vor dem 1. Januar 1863 herbeiführen läßt, zur 
Auftehihaltung verfafjungsmäßiger Zuftände verpflichtet ift, noch vor Äb⸗ 
lauf des Jahres 1862 die Bewilligung eines vorläufigen ertraorbinären Cre⸗ 
dits bei ber Landesvertretung zu beantragen.“ 

Binde erflärt zu Begründung feines Antrags, die Minorität werde 
den vom Haufe gefahten Beichluß in der Militärfrage als einen Derteilunne- 
mäßigen anfehen und achten; fie fei aber nicht, wie man vielleicht aus ber 
Sqhlußabſtimmung gefchlofien habe, mit der Majorität volftändig einig, ba . 
fe die Reorganifation erkaften wolle und nur bie zweijährige Dienfizeit 
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fordere. Anderſeito aber müfle allerdings ber Exflärung des Staatsminifier 
vom 29. Sept. eine ganz bünbige Verwahrung entgegentreten. 


Reden von Gneift für den Antrag der Commiſſion und von 
Simfon für denjenigen von Binde, Der Minifterpräfident v. Die 
mark verfpricht eine Erklärung für den folgenden. Tag. 


Bubdgetcommiffion v. 30. Sept. Erklärung bes Minifterpräfibenten: 


„M. HH.! Die Erflärung, bie ic) jet abgeben werde, gebe ich nid 
in meinem Namen, fondern im Namen des ganzen Staatsminifteriums ab 
und ich erlaube mir deshalb, ein rebigirte® und vom Staatsminiflerium 
enehmigte® Concept zu verlefen. Die Kefolution Ihrer Commiffion if ke 

ioımt, die Antwort zu bilden auf das Aurüdziehen de Etats pro 1863 
wie ſolches am 29, vor. Monats feitens ber Staatsregierung geſchehen ıf 
Wie ber Hr. Abg. für Stargarb geflern entwidelte, glaubte die E. Staats! 
vegierung, indem fie bie Verhandlung Über den Etat pro 1869 vertagte, u 
verföhnlicher Weife die Fünftige ke zu erleichtern. Ihre Refoluticn 
weit die dargebotene Hand zurüd, fie beantwortet den Vorſchlag eine 
Waffenſtilſſtandes mit der Herausforberumg zu ſchleuniger ort 
fegung bes Kampfes. Die Regierung nimmt von biefer Thatſache Ait 
ohne fi in ihren Gntfchließungen zur Herbeiführung einer verfajjungs 
mäßigen Erledigung bes Streites beirren zu lafien. Sie wird bie von ıb 
am 29. vorigen Monats abgegebene Zufage inne halten und befindet fid 
binfichtlih der regelmäßigen Vorlegung des Etats in Feiner principielc 
Meinungsverjchiebenheit mit dem Haufe. Die k. Staatsregierung hat, vei 
einem zwölfjährigen Ufus abweichend, ben Etat pro 1863 zeitiger vorgeleg 
und bat daffelbe in Beziehung auf ben Etat pro 1864 in Ausjicht geitelt 
M. HH.! Die Streitfrage, welche uns bier bejchäftigt, enthält zwei nid 
nothwenbig zufammenbängende Momente: das ber Militärorganila 
tion und das der Berfafiungsfrage über die Eompetenz ber verſchie 
benen Staatsgewalten bei ber Feffiellung des Budget 
geſetzes. Diefe lehtere Frage wurbe vor zwölf Jahren in und zwiſche 
ben beiden Häufern unb mit der Regierung verhandelt, ohne ausgetragei 
zu werben. Die zweite Kammer ging bamals über ben, der heutigen Me 
folution analogen Antrag des Abgeordneten für Königsberg zur Tagesord 
nung über, Die Krone berubigte fi bei ben Motiven, welche fie ber 
Artilel 7 der damaligen königl. Botihaft vom 27. Januar 1850 beigcfüg 
batte. In demfelben Heißt es: „Eine nähere Feſtſtellung der Befugnifie diele 
Kammer unb ber Garantieen, welcher bas Land bedarf, um den regel 
mäßigen Fortgang der Megierung gefichert zu fehen, wirb erft dann mi 
allfeitigem Verſtändniſſe getroffen werben fönnen, wenn bie Behandlung be 
jeßt vorliegenden Bubgetfragen hierüber beftimmten Anbalt gewährt.” Qı 
biefer Beziehung ift demnach die, weitere Entwidlung ber Berfafiung der Zu 
funft vorzubehalten und anzunehmen, daß einerfeitS die zweite Kamme 
durch die ihr im Artikel 98, jet 99, eingeräuntte wichtige, mittels be 
gegenwärtig vorgefchlagenen Aenderung noch verſtärkte Befugniß befriebigi 
andererſeits die Regierung durch ben Patriotismus dieſer Kammer vor ben 
Lande ſchädlichen Verlegenheiten bewahrt ſein werde. Ich glaube, daß di 
damals nicht erreichte Loſung weder durch dialectiſchen Streit, noch burd 
perfünliche Vorwürfe, nicht durch bie Gegenüberſtellung widerftrebender Theo 
rien, fondern durch bie Praris herbeigeführt werben muß. Der Hr. Abg 
für Stargard hat geftern auf ben innern Zuſammenhang meiner Erflärun; 
in der Commiſſion und des ihr vorangegangenen Antrages auf eine Rec 
lution hingewieſen, indem er den Antrag im Hinblid auf meine Erklärung 
eine politifhe Maßregel genannt bat; er hätte ihn richtiger eine provc: 
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catoriſche nennen können. Nachdem in der Commiſſion bie Haltung an- 
gedeutet worden if, welche bie k. Staatsregierung annehmen würbe, wenn 
fie eine praktiſche Verfländigung nicht zu erreihen vermag, verjpricht fie fich 
für Teßtere feinen Gewinn, wenn fie mit berfelben politiſchen Schärfe ber 
geftrigen Vorträge ber Theorie ihre Theorie gegenüber fielen wollte; 
dazu mwiıb die Zeit fommen, wenn bie Ausfiht auf eine frieblidhe 
Ausgleihung gefhwunden fein follte Das Amendement des 
Hrm. v. Binde und Genoſſen wurbe uns erfi geitern befannt, und da wir 
die Hoffnung fchöpften, eine Bermittlung daran fmüpfen zu können, fo 
wünjchte das Minifterium bie Vertagung, um ſich darüber jchlüffig zu machen. 
Demgemäß erlaube id mir, die Erflärung abzugeben, daß bie k. Staate- 
regierung in ber Annahme des Amendements des Hrn. v. Binde und Ges 
noflen ein Unterpfaud für die entgegenfommende Aufnahme ihrer Bemühun⸗ 
gen zur Verkändigung erblidt und, wern die Annahme erfolgt, Vorfchläge 
machen wird, welche auf den Antrag eingeben, ohne ſich deſſen Mo: 
tive anzueignen. (Lebhafter Widerfpruh und große Unrube, fo daß 
der Präfident Gebrauch von ber Glocke mahen muß.) Die im Amendement 
für 1862 in Ausſicht genommenen Schritte würbe es dann thun, wenn er: 
fihilich wäre, daß der Etat nicht rechtzeitig zu Stande Täme.” 


Diefe Erflärung, die wohl die von bem Antrag Binde in Aus⸗ 
fit geftellte Ertheilung eines vorläufigen außerorbentlichen Erebites 
annimmt, die überaus ſcharfe rechtliche Begründung ber Stellung 


des Landtags gegepüber der Regierung in der ganzen Frage dagegen 


ablehnt, befriedigt das Haus nicht. Mit 251 Stimmen gegen 36 
wird der Antrag der Commiflion angenommen, Die Mehrheit be: 
ſteht aus ber Fortichrittspartei, dem linken Centrum, ber Fraction 
Rönne, der polnifhen und einem Theile der Tath. Fraction; bie 
Minderheit befteht aus ber Fraction Binde, der feubalen und bem 
andern Theile ver kath. Fraction. 


9. Oct. Entlaffung des Miniftere des Ausw. Graf Bernftorff und des 


Hanbelsminifters von Holzbrint. Hr. v. Bismark wird zum Prä- 
fidenten bes Staatsminifteriums und zum Winifter bes Auswär⸗ 
tigen ernannt. 2 


„ Tas Abg.⸗Haus lehnt nach zweitägiger Debatte den Geſetzes⸗ 
entwurf, betr. bie außerorbentlichen Bebürfniffe der Marineverwaltung 
nad dem Antrage der Commiſſion ab — nur 200,000 Thlr. für 
Uebungsſchiffe, für welche ber Kriegsminifter Indemnität nachſucht, 
werden bewilligt — und beſchließt, die Regierung aufzuforbern, bem - 
Landtage in der nächſten Seflion einen vollftändigen Plan zur 
ſchleunigen Entwidelung ber Kriegsmarine nebft Nachweis ber zur 
Ausführung biefes Plans erforderlichen, ber Finanztraft des Landes 
entſprechenden Dedungsmittel zu verfaffungsmäßiger Prüfung vors 
zulegen. 
„ Der König empfängt eine Loyalitätsbeputation ans Halle und 
antwortet ihr auf ihre Ergebenheitsadreffe: 

„Sagen Sie benen, in beren Auftrag Sie gekommen find, daß es Mei: 
nem Herzen jehr wohl thut, wenn ſolche Gejinnungen ausgefprochen werben. 
Aehnliche Zufimmungen find bereits aus verichiedenen heilen des Landes 
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an Mich gelangt, umd noch mehrere find Mir gehn Vebergriife 
der von Ahnen bezeichneten Art haben ſchon mehrfach flattgefunden; bei der 
Reorganijationsfrage aber ift es zum Durchbruch gelommen .. . Ich kin 
überzeugt, daß ihre Durdführung für das Wohl des Landes und bes Bol: 
tes ſchlechthin nothwendig ift, und werbe bei ihr bebarren. Wan 
bat Mich auch recht gut verflanden, aber man will nicht, was ch bezwecke. 
Man zielt mit dem Widerfpruche gegen Meine Maßregel aufetwa® ganz 
anderes. Ich flehe nah wie vor auf Meinem Programm vom Sabre 
1858 und bin feft entfhloffen, die Berfaffung treuzu halten, 
folange man fie Mir nit felbf aus den Hänben reißt; Uc- 
bergriffe aber werde Ich mit allen Mitteln, bie Mir zu Gebote ſtehen, zu: 
rüdweifen,, und rechne babei auf Meine getreuen Unterthanen.” 


10. Oct. Die Bubgetcommiffion beantragt im Abg.-Haufe, die Genehmi⸗ 


gung ber Staatörechnungen für 1859 und 1860 auszufehen, ba 
die von ber Verfaſſung geforderten dazu gehörigen Bemerkungen 
ber Oberrechnungstammer von ber Regierung vermeigert werden 
und die Regierung überhaupt, übereinftimmenb mit dem biesfälli- 
gen von ihr dem Lanbtage vorgelegten und von biefem noch nicht 
erlebigten Geſetze, darauf beharre, 

„daß bie Specialetat® nur als Motive bes Geſetzes über ben Staatshaus: 
halts⸗Etat zu betrachten und daher auch nur bie Ueberfchreitungen ber ein: 


zelnen Titel bes Staatshaushalts - Etats ber Püfung der Landesvertretung 
zu unterwerfen feien. Demnach fönnten fi) die vorzulegenden Bemerkungen 


. ber Oberrechnungsfammer nicht auf ſolche Fälle erfiteden, wo Abweichun- 


z von ben der Landesvertretung übergebenen Specialetat vorgefommen 
eien. 


40/11. Oct. Das Herrenhaus lehnt das nom Abg. = Haufe befchlofiene 


Budget ab und genehmigt dagegen das Budget, wie ed von der 
Regierung dem Abg.-Haufe vorgelegt worben war. 


Antrag der Commiſſion: „Vor Abgabe eines Votums von Seit 
bes Herrenhaufes eine Zwijcherwerhandlung mit bem Abg.:Haufe zu erneu— 
ter Erwägung der von diefem gefaßten Beſchluſſe eintreten zu laſſen.“ 


Antrag des Grafen Arnim: Boypenburg: Das Herrenhaus wolle 
in Erwägung: „1) baß bie fol. Staatsregierung zu feiner Zeit verbehli 
babe, daß diejenigen Maßnahmen, welche zur einftweiligen Aufrechthaltung 
und Vervollſtändigung ber ferneren Kriegsbereitichaft und erhöhten Streit: 
barkeit des Heeres erforderlich, und nad den bishrrigen gefeßlihen Grund⸗ 
lagen thunli find, und zu deren Ausführung ihr durch das Geſetz vom 
27. Sept. 1860 ein Eredit von 9 Millionen bewilligt wurde, in feiner an- 
deren Weiſe als mit und buch eine NReorganifation bes Heeres bemwirfi 
werben können; 2) bag bie Nüglichleit und Nothwendigkeit der Reorganii 
fation bes Heeres im Allgemeinen von beiben Häufern des Landtages aner: 
fannt und ihre Aufrechterbaltung gebilligt wurbe, indem fie weſentlichen 
Verbeſſerungen im Vergleih zu ben Zuftänden von 1860 ben Weg bahni 
und mande vom Lande gebegten Wünſche erfüllt; 3) daß aus dieſen und 
andern Gründen anerkannt werden muß, wie bie fgl. Staateregierun 
materiell nicht nur berechtigt, fondern auch durch bie voraufgegangen 
Thatſachen genöthigt war, jene Ausgaben auch für bas Jahr 1862, und 
zwar in gutem Glauben, fortzuleiften, da fie die Anerfennung diefer Noth⸗ 
wendigleit aud von Seiten bes Hauſes ber Abgeorbneten vorausfegen burfie; 
4) daß es mithin ebenfo gerecht als geboten erfcheint, daß bie nachträgliche 
Genehmigung der von ber Fol. Staatsregierung zur Aufrechterhaltung der 
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ferneren Kriegsbereitſchaft und ber erhöhten Streitbarkeit bes Heeres im 
Jahre 1862 geleifteten Ausgaben ertheilt werde; 5) daß bdieje und verſchie⸗ 
dene andere Abjegungen von bem von ber Staatsregierung vorgelegten 
Staatshaushalts » Etat Seitens des Abgeorbnetenhaufes Hatsetunden haben, 
weile mit dem Wohle bes Landes unb den bisher befolgten Grunbjägen. 
der preußifchen Verwaltung nicht vereinbar erſcheinen; — beſchließen: 
a) den Geſetzentwurf, betreffend bie Feitftellung des Staatshaushalts - Etats 
für das Jahr 1862, in derjenigen Faſſung, in welcher berfelbe aus ben 
Berathungen des Haufes ber Abgeordneten hervorgegangen ift, abzulehnen; 
b) denjelben Gefegentwurf, wie derjelbe von der Tal. Staatsregierung durd) 
Allerh. Ermädtigung vom 25. Mai d. 38. den beiden Häufern bes Land⸗ 
tages zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt ift, anzunehmen. 


Der Minifterpräfident v. Bismark gibt eine Erflärung gegen 
eine Erneuerung ber Verhandlungen mit dem Abg.-Haufe und fos 
mit imdirecte gegen den Antrag der Commiflion ab: 


„Die fgl. Staatsregierung bat unter dem 29. v. Mts. im andern Haufe 
ben Etat für 1863 in der Abficht zurüdgezogen, die zufünftige Verſtändi⸗ 
gung ber die gegenwärtige Eituation zu erleichtern. Dieſer Schritt hat 
bei einem Theile der Landesvertretung eine entgegentommenbe Aufnahme 
nit gefunden. Die fol. Etaatsregierung bat demungeachtet den Verſuch, zu 
einem Compromiß zu gelangen, erneuert, inbem fie Ni bereit erklärte, auf 
ein im anderen Haufe gefielltes Amenbement einzugehen, durch deſſen Ans 
nahme fichergefleilt worden wäre, daß ber Landtag noch vor Ablauf biejes 
Jahres wieder zufammenberufen wurbe, daß demfelben alfo auch nod in 
biefem Jahre die Vorlagen gemacht wurben, melde bie fgl. Staatsregierung 
in der Erflärung vom 29. Sept. verheißen hatte und, in ®erbindung da⸗ 
mit, biejenigen über das Budget 1862, welche in bem Tert bes Amendes 
ments in Ausfiht genommen wurden. Es wäre außerbem bei Annahme 
diefe® Amendementd, vermöge bes vorläufigen Erebits, für den Anfang bes 
nähften Zahres ein Zeitraum gewonnen worden, mährend befien der Prin⸗ 
cipienftreit ruhen und eine verfaffungsmäßige unbeftrittene Lage ber Eache 
zur Beilegung der Conflicte beugt werden könnte. Diefem Verfahren ber 
fönigl. Staatsregierung ift in dem anderen Haufe durch —— der Ih⸗ 
nen bekannten Refolution geantwortet worden. Nach dieſer Reſolution vers 
mag die kgl. Staatsregierung ſich von einer Fortjegung des von ihr vers 
Judten Bermitttungs + Verfahren einen Erfolg gegenwärtig nicht zu ver: 
ſprechen, muß vielmehr von einer Erneuerung der Verhandlung nur eine 
Verſchärfung der principiellen Gegenjäge gewärtigen, welde bie Berftänbi- 
gung für die Zukunft erfchmweren würde. Die Regierung wird in einer, in 
unfernt bisherigen Verfaffungsieben neuen Lage, der fie vielleicht entgegengebt, 
die Sefammtinterefien des Staates im Auge behalten, wie in jeder anderen. 
In diefem Sinne erkennt fie e8 als ihre Pflicht, darauf zu balten, daß bie 
Verfaſſung auch in benjenigen ihrer Beflimmungen, welche die Rechte ber 
Krone und diejes hoben Haufes feitftellen, eine Wahrheit bleibe.“ 


Nach zweitägiger Debatte wird der Commifjionsantrag mit 127 
gegen 39 Stimmen verworfen, das von dem Abg.= Haufe beichlof- 
jene Budget mit 150 gegen 17 Stimmen abgelehnt und dagegen 
der Antrag des Grafen Arnim mit 114 gegen 44 Stimmen zum 
Beſchluß erhoben. 


12. Od. Sämmtlihe Fractionen des Abg.⸗Hauſes mit Ausnahme ber 
feudalen, halten im Situngsfaale des Abg.-Hauſes eine Eonferenz 
über die Befchlüfle des Herrenhaufes vom 11. Det, Graf Schwe⸗ 
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rin führt den Vorſitz. Zwei Refolutionen werben vorgefählagen, 
eine ausführlich motinirte von Gneiſt, eine Fürzere von Simſon. 
Die Verfammlung kommt zu feinem Schluß, da die Fraction Winde 
zu weiteren Schritten erft dann die Hand bieten will, wenn ber 
Beſchluß des Herrenhaufes von biefem dem Abg.: Haufe officiell 
notificirt werde. Die Verhandlungen werben daher abgebrochen 
unter dem Borbehalt, den Verftändigungsverfuh am Abend burd 
gegenjeitiges Beſchicken in den Tractionen fortzufegen. Erft nad 
dem Scluffe der Verfammlung gelangt die officiele Notificatien 
an ben Präfidenten Grabow; zugleich erhält verfelbe eine Auffor⸗ 
derung des Minifterpräfidenten, am folgenden Tage Mittags 12 
Uhr eine Sihung des Abg.= Haufes zu veranftalten, un eine Fol 
Botfchaft entgegen zu nehmen. Sofort beraumt der Präfident des 
Ag.» Haufes fhon auf ben folgenden Morgen eine Sigung bes 
Haufes an, um einen Beihluß besfelben noch vor einer allfälli: 
gen Vertagung bes Landtages möglich zu machen. 


13. Det. -Lette Sitzung bes Abg.-Hauſes. 


Präfident Grabow eröffnet die Sigung: „Sch beflage es tief, daß id 
bas Organ fein muß, weldes den Beihluß des Herrenhauſes dem Abge⸗ 
ordnetenhauſe zu feiner weiteren Veranlajjung anbeim zu geben bat. Tır 
Gefhäftsordnung beftimmt aber, daß ich des Beiratbs des Haujes nubt 
entbebren darf, um einen folchen, nad meiner vollen Ueberzeugung ver: 
faff —— Beſchluß (ſtürmiſcher Beifall von allen Seiten des 
Haufes) von ber Barre dieſes Haufes zurückzuweiſen.“ Auf feinen 
Antrag wird befchlojfen, die verfchiedenen von Simjon, Gneift und von NReicken- 
ſperger beantragten Refolutionen ber Yubgelcommifjion zu überweilen, mit 
bem Nuftrage, in einer Stunde münblid Bericht zu erflatten. Der Antrag 
wirb gegen den Widerfpruc eines Mitgliedes der feudalen Yraction geneh— 
migt. Nach Verfluß dieſer Zeit legt die Commiffion dem Haufe einen ein- 
flimmigen Antrag vor. Ein Mitglied der feudalen Kraction erhebt neuer: 
dings Einfprade und verläßt mit 5 anderen Mitgliedern bderjelben Fraction 
die Berfammlung. 


Ohne Discuffion wird darauf vom Abg.= Haufe unter nament: 
licher Abftimmung von allen 237 Anmefenden einftimmig be: 


ſchloſſen: 

„Das Haus der Abgeordneten erklärt: Der von dem Herrenhaufe in 
feiner Sigung vom 11. ds. Mts. in Anſehung bes Staatsbanshalts - Etats 
für 1862 gefaßte Befchluß, infoferne er fich nicht darauf beſchränkt, ben ber 
Beratbung des Herreuhaufes allein unterliegenden Beſchluß des Abgeordne⸗ 
tenbaufes vom 3. d. Mts. über die Bubgetvorlage ber Regierung anzuneh: 
men oder zu verwerfen, vielmehr nach Verwerfung bes Beichlufie® bes Ab: 
georönetenbaufes die Budgetvorlage der Regierung annimmt, mit weldyer 
das Herrenhaus gar nicht befaßt geweſen ift, verfiößt gegen ben klaren Einn 
und Wortlaut bes Verfaſſungs-Artikels 62 und ift deshalb null und nid 
tig. Die kgl. Staatsregierung kann daher feinerlei Rechte aus biefem Be 
ſchluß herleiten.” 


Die Minifter treten gerade in dem Moment in ben Saal, ba 
das Mefultat der Abftimmung verkünbet wird; in ihrer Gegenwart 
verliest ber Präfldent nochmals mit fefter Stimme ben einflimmiy 
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gefaßten Beſchluß. Dann verkündet Herr v. Bismark den Schluß 
der Seflion. 

Schlußrede bes Präfidenten Grabow: „Zufolge der nun [don brei 
Jahre hindurch unterbliebenen gejeplichen Regelung der einfeitig burchgeführ: 
ten ArmeesReorganifation ift in diefer für Preußen’s junges Verfaſſungs⸗ 
Leben bedeutungsvellien Seflion ein ſchwerer Conflict ausgebrochen, welder 
die Einheit zwiſchen Für und Volk, auf deren unverfümmerte Erhaltung 
ich beim Antritt meines Amtes bingewielen habe, welcher das fie umſchlie⸗ 
Bende Band, unfere Berfaffung, zu bedrohen fcheint. Möge es unferem Kö: 
nige gelingen, ihm zu löfen. Das if unfer Aller, bas iſt der einflimmige 
Wunfd des ganzen Landes. Möge aus ihm unjere bereits geſchädigte Ver⸗ 
fofjung neu gefräftigt hervorgehen. Dit bem Ausdrude der Liebe für unfern 
en unjere Verfaſſung laffen Sie uns diefe Sigung ſchließen: Hoch 
Ee. Maj. unfer unverändert auf ber beſchworenen Verfaſſung ftebender Kd« 
nig Wilhelm I.! Hoc Preußen's beichworene Berfaflung, das unzerflörbare 
Bollwerk feiner Freiheit! und nochmal Hoch! und immer Hoch!“ 

Die Abgeordneten ftimmen begeiftert in den Ruf ein und vers 
lafjen den Saal. Nachmittags findet im weißen Saale bes kgl. 
Schloffes der officiele Schluß ber Landtags: Sefjion ftatt; ber 
Minifterpräfident v. Bismark⸗Schönhauſen verliest die Schlußrebe: 

„Die Regierung St. Maj. des Königs bat Ihnen bei dem Beginn Ihr 
rer Berathungen die Gründe dargelegt, welche fie bewegen mußten, Ihre 
Thätigfeit nur für die Erledigung der bringendften Angelegenheiten in Ans 
ſpruch zu nehmen. Die Ihnen gemachten Vorlagen haben fi daher vor: 
nämlich auf die Finanzgeſetze für die laufende Verwaltung, auf eine Reihe 
von Etaatsverträgen und mehrere Gefegentwürfe befchränft, deren baldige 
Genehmigung im Intereſſe der materiellen Wohlfahrt des Landes wünſchens⸗ 
werth erſchien. Unter den vorgelegten Berträgen ift der mit Frankreich abs 
geihlofiene Handels: und Scifffahrisvertrag von hervorragender Wichtigkeit. 
In der einmüthigen Zuſtimmung, welde Sie demfelben , Tale dem Geſetze 
über die Eingangs- und Ausgangsabgaben ertheilt haben, erkennt bie Re⸗ 
gierung Sr. Maj. des Königs eine Bürgichaft dafür, dag bie wirthſchaft⸗ 
lien Srundfäge, auf weichen ber Vertrag berubt, fortan die Grundlage 
ber Hanbelspolitil Preußen’s bilden werden. Dieſe in der Noth⸗ 
wendigfeit ber Gutwidelung des freien Verkehrs begründete Politik ift dem 
preußifhen Staate durch jeine Interefien und feine Traditionen vorgezeichs 
net, und auch von einem Theile feiner Zoflverbündeten, als dem Bedürfnifie 
des geſammten Zollvereins entiprechend, bereits anerfannt . . . Die Regie⸗ 
zung Er. Maj. bes Königs hat zu beflagen, daß die Berathungen über 
ben Staatshbaushbaltsetat für das Jahr 1862 zu einer geleßlichen 
Feſtſtellung besjelden nicht geführt haben. Sie glaubt feit dem Beginn ber 
Seſſion ihre Bereitwilligfeit bethätigt zu haben, auf alle Anträge ber Lan⸗ 
desvertretung, welche fie ohne Benachtheiligung wefentliher Staatsintereflen 
für ausführbar halten durfte, einzugehen. In biefem Beftreben wurde ber 
Staatshaushalts : Etat für das laufende Jahr in einer fehr ausgedehnten 
Specialität der Titel und zugleich der Etat für das Jahr 1863, damit auch 
biefer noch vor Ablauf des Jahres feftgeftellt werben fünnte, vorgelegt. 
Dur den Fortfall der Steuerzujchläge find die Laften des Landes auf das 
frühere Maß zurüdgeflihrt und biefer Ausfall ber Staatseinnahmen vors 
nämlich durch eine erhebliche Ermäßigung der Militärausgaben ausgeglichen 
werben. Dagegen bat die Regierung St. Maj. bes Königs ben Beichlüffen 
bes Haufes der Abgeordnrten, nach welchen bie größtentheil® bereit verwen- 
beten Koften der Reorganifation bes Heeres und andere unentbehrliche Aus⸗ 
gaben für das laufende Jahr abgefegt werben follten, nicht beitreten Tünnen.. 
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Preußen. 


Sie würde fih einer ſchweren PVflichtverlegung ſchuldig machen, wenn hie 
die auf Grund der früheren Bewilligungen ber Landesvertretung ausge 
führte Umformung ber Heeresverfaffung unter Preisgebung ber dafür ar: 
brachten beträchtlichen Opfer und mit Beeinträchtigung der Machtftellung 
Preußen's, dem Beichluffe des Haufes gemäß, rüdgängig machen wellte 
Nachdem der Gefepentwurf über den Staatshaushalts-Erat für das Jabt 
1862 in der von dem Abgeorbnetenhaufe beſchloſſenen Feſtſtellung wegen 
feiner Ungwlänglichkeit von dem Herrenhaufe verworfen worden, findet fich 
bie Regierung Sr. Maj. des Königs in der Nothwendigfeit, den Staats: 
bausbalt ohne bie in ber VBerfaffung vorausgejeste Unter: 
lage führen zu müffen. Sie ift fid der VBerantwortlichkeit in vollem 
Maaße bewußt, die für fie aus diefem beflagenswerthen Zuſtande erwächet; 
fie ift aber ebenſo der Pflichten eingebent, welche ihr gegen das Land ct: 
liegen, und findet darin die Ermädtigung, bis zur geſetzlichen Feſtſtellung 
bes Etats bie Ausgaben zu beftreiten, welche zur Erhaltung ber beſtehenden 
Staatseinrihtungen und zur Förderung ber Landeswohlfahrt nothwendig 
find, indem fie die Zuverficht hegt, daß bdiefelben feiner Zeit bie nachträg: 
lihe Genehmigung des Landtages erhalten werben. Die Regierung Er. 
Maj. des Königs ift von der Weberzeugung durchdrungen, daß eine gebeih: 
liche Entwidelung unjerer Berfofjungsverhältnifie nur danı erfolgen kann, 
wenn jede der eeslichen Gewalten ihre Befugnijje mit derjenigen Selbjibe: 
ſchränkung ausübt, welche durch die Achtung der gegenüberfiehenden Rechte 
und durch das verfaflungsmäßige Erforderniß der freien Uebereinſtimmung 
der Krone und eines jeden ber beiden Häufer des Landtages geboten iii. 
Die Regierung Sr. Maj. zweifelt nit, daß die Entwidelung unfere® Ber: 
faffungslebens an der Hand der Erfahrung auf diefem Wege fortireiten 
und daß auf bem Grunde der gemeinfamen Hingebung für die Madt und 
Würde der Krone und für das Wohl des Waterlandes auch bie jekt ber- 
vorgetretenen Gegenſätze ihre Ausgleihung finden werden. Am Allerdöchſien 
—2* Sr. Maj. des Königs erkläre ich hiermit bie Sitzung ber beiden 
Häufer des Landtages für gejchlofien.“ 


15. Oct. Eine große Anzahl Abgeordneter wird bei ihrer Rückkehr 


18, 


in ihre Heimath von ihren Wählern und von ber Benölferung ihrer 


Wahlweiſe feftlih empfangen. — Die Univerfität Bonn richtet 


eine Dank: und Zuftimmungsabrefie an den ©. R. Branbis, ihren 
Vertreter im Herrenhauſe; wegen feiner Minoritätsabftimmung für 
das Budget des Abg.-Hauſes. 


„. Der Borftand des (feubalen) preußifchen Volksvereines organi- 
firtt durch ein Rundfchreiben bie Adfendung von Loyalitätsbeputa: 
tionen an ben König und Iabet zugleich zu einer Generalverfamm: 


lung auf ben 29. Det. nad, Berlin ein: 

„Die jüngfte Heilfamfte Wendung der Geſchicke unferes Vaterlandes, bie 
Weisheit und Kraft, womit ber König im enticheidenden Augenblid das 
Land vor den erneuerten Beftrebungen ber Umſturzpartei gerettet bat, jener 
Partei, welhe, bie alten Tendenzen von 1848 mit Zäbigfeit verfolgent, 
diesmal in geichidterer und deſto gefährlicherer Weife operirte: mit einer 
durch Volkstaͤuſchung und Wühlerei erfchlihenen Majorität bes Abgeordneten 
baufes, flatt der Barricaden: mit ber Entwafinung unferer glorreichen 
Armee, ftatt mit deren Bekämpfung; mit der Herbeiführung einer parla- 
mentarifchen Regierung, flatt des offenen Angriffe auf bas Königthum; 
mit ber Bildung einer Revolutionsarmee unter ben Schilde bed Bereins: 
rechts, flatt mit Zeughausplünderungen; mit ber Revolutionirung bes Wolfe 
durch bie Prefie, flatt mit Zeltenverfammlungen unb Demonfttationen; — 
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fie Tenen ber confervativen Partei bie doppelte Pflicht bes entichiebenften 
Widerſtandes und des offenen, männlichen und energiſchen Vortretens zur 
Unterftügung der kgl. Regierung auf. Der preußiihe Vollöverein if in 
der Zeit bes ſchweren Kampfes ber Halt= und Mittelpunkt des conjervativen 
Miderflandes des Landes gegen bie demofratifhen Wühlereien gewejen; ihm 
fällt daher zunächft auch die Aufgabe zu, bie Maßregeln vorzubereiten und 
zu leiten, welche bie conjervative Partei des Landes zur Unterftügung bes 
confervativen Minijteriums zu ergreifen bat... .. Was unfern Berathungen 
indeß voraudgehen fann und dringend geboten erjcheint, ift, daß bie con: 
fervative Partei — wie bies bereit8 auf unfere Anregung mehrfach gefchehen 
— aus allen Theilen des Landes fi beeilt, Sr. Maj. unferem aller: 
gnäbdigfien König den Dank und die Zuflimmung bes Landes zu den er: 
griffenen Maßregeln durch Adreſſen zu Füßen zu legen. Dieſe Aörefien 
werden am zwedmäßigfien durch mehr oder weniger zahlreiche Deputationen 
zu überreichen fein. Der befannte buldreihe Empfang, ben bie fchon ein⸗ 
getroffenen Deputationen gefunden haben, ift Bürge auch für bie weitere 
woblwollende Aufnahme. Wir empfehlen, die Mitglieder biefer Deputationen 
in forgfältiger, dem hohen Zwed entiprechender Auswahl möglihft, felbft 
ohne Beihräntung auf Mitglieder des Volksvereins, aus allen Ständen zu 
eutnehmen, namentlih auch Handwerker und Landleute darin nicht fehlen 
zu laflen. Es fann fih natärlih nicht empfehlen, die Ndrefien nach einer 
und derjelben Form abzufafien, und wir bitten daher Em. zc., für beren 
entfprechende, möglichft kurze uud prägnante Stylifirung Sons an tragen, 
indem wir nur folgende Punkte anheimgeben, auf welche cin befonberer 
Nachdrud zu legen fein wird... . Unfere Treue, unfer Leben, unfer Gut 
und Blut dem ftarfen und geliebten Throne der Hohenzollern! Worauf es 
in ber gegenwärtigen Krifis fonft noch anfommen bürfte, das wirb in ber 
Generalverfammlung felbft zum Vortrag gebracht werben.“ 

23. Oct. Antwort des Königs auf die Adrefje einer Royalitätsbeputatton 
aus Potsdam und Spandau: 

„... Was die Militär -Reorganifation betrifft, fo ift bdiefe mein 
eigenftes Wert und mein Stolz, und Ich bemerke hierbei, es gibt Fein 
Bonin’ches und Fein Roon’sches Project; es ift mein eigenes, und id 
habe daran gearbeitet nah Meinen Erfahrungen und pflihtmäßiger Heber: 
zeugung. Ich werde feſt baran halten und bie Reorganifation mil aller 
Energie durchführen; denn Ich weiß, daß fie zeitgemäß if. Es ift auf 
eine Berleumdung, bie gefliffentlih verbreitet wird, daß bie beichworene 
Berfaffung gebrochen werden folle. Ich halte feft an Meinem Eide, halte 
fett an Meinem Programm von 1858, das Mein Gewifjen Mir geboten, 
bie Auslegung bes Programms kann aber doch nur ber geben, ber «8 
aufgeftellt, und es darf nichts von anderen bineingelegt werben, was nicht 
darın ſteht. Ich danke Ihnen noch einmal für bie Unterftüßung, bie Sie 
Mir und Meinen ausgefprochenen Abfichten fchon baburch leiften, daß Sie 
fih ermannt und gefammelt haben ben Angriffen gegenüber, deren Ziel die 
Shwähung des Königthums und dee Fbrons ift. Fahren Sie fort in 
Shrer Treue, und fireben Sie darnach, daß Ihre Gefinnung nicht auf ‚bie 
Kreife befchräntt bleibe, von denen Sie hergefandt find, fonbern jich weiter 
über alle Stände bes jet fo vielfach irregeleiteten Volks verbreitet.” 

Aehnlich Tauten bie Antworten des Königs an eine ganze Reihe von 
Lopalitätsdeputationen, die von ihm im Laufe d. Mts. empfangen werben. 

» » Beginn der Mafregelung ber zur parlamentarifchen Oppofition 
gehörigen Beamteten: Der Präfident der Bubgetcommiffion v. Bockum⸗ 
Doiffs wird „im Intereſſe des Dienſtes“ von Coblenz nah Gum⸗ 


binnen, ber Staatsanwalt Oppermann in Ruheſtand verfeht. 
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24. Oct. Das vormalige Central: Wahlcomite der Fortfchrittöpartei erklãr 


277. , 


29. , 


Ende 


Prenfien. 


fih durch einen Öffentlichen Aufruf bereit zur Annahme und Ber 
wendung von Beiträgen für diejenigen Abgeordneten, über welch 
„ber gegenwärtige Kampf Verfolgung verhängt.“ | 

Preußen erklärt in einer Depefhe an ben preuß. Gefanbten ü 
London feine Zuſtimmung zu den in der Depeſche bes Lorb Rufe! 
nach Kopenhagen dargelegten Vorfchlägen bezüglich ber Verhältniff 
von Schleswig und Holftein, obgleih es ſich nicht verbehlt, da) 
bie Vorſchläge von Lord Ruſſell fi nicht fireng auf ber Baſis de 
Berabredungen von 1851 — 1852 bewegen (f. England 24. Eepi 
und Oeſterreich 29. Dct.). 


Seneralverfammlung bes (feubalen) preuß. Volksvereins in Berlin 

Deputationen und Mitglieder bes Vereins aus Schleften, Preußen, Pom 
mern, Poſen, Sadfen und Weftfalen haben ſich zahlreich eingefunden.” Te 
Präſ. v. Blankenburg eröffnet die Verfammlung mit einer Rebe, in be 
er feine Anſchauung von der Lage der Dinge dahin ausfpridt: „Der Lik« 
ralismus fei der Democratie in bie Arme gefallen; bie Democratie wert 
fioh aber eben fo verrechnen, wie ſich der Liberalismus verrechnet bakı 
und wie biefem von der Democratie ein ſcharfes Eramen auferlegt worbei 
jet, jo würden bie Arbeiterbewegungen der TDemocratie noch ein wei 
ſchärferes Eramen auferlegen, wenn fie das allgemeine Stimmredht fordern‘ 
und zum Schluffe erklärt, „die Ernennung bes gegenwärtigen Minifterlum: 
fei der Schritt über den Rubikon, ber aber feſt gemacht werden wmiüjit 
und dies fei die Aufgabe ber confervativen Partei. Wenn fie diefe Auf 
gabe richtig auffafle und erfülle, fo werde fih die Sündfluth ver Democrati 
jehr bald verlaufen und das gefinnungslofe Beamtentyum mit fortſchwemmen 
Die Regierung müſſe fich ſtützen auf die Volfsvertretung, das fei ein wahre: 
Wort ber Gegner; aber dieſe Volfsvertretung fei nicht die wahre Vertretun 
des Volles, dies thue jet das Volk bar; fie habe Fiasco gemacht se 
werde fallen, wenn wir uns ermannen; darum fchließe er feine Rebe mi 
ben Worten: „Ermannt Euh!” In ber Discuffion fordert Juſtizrat 
Wagener eine Veränderung des Wahlſpſtems: „Die jetzt fo zahlreicher 
Loyalitätsbeputationen an den König zeugten von der Wiederherftellung dei 
conjervativen Partei. Sie bezeugten ferner, daß die jeßige Volfsvertretun: 
nicht die Stimme des Volkes fei. Wolle man aber bdiefer Anerkennun 
verſchaffen, fo fei eine Veränderung bes Wahlſyſtems nöthig. Dat 
allgemeine Stimmrecht müfle eingeführt werden — nicht ber Geld 
ja könne vorwiegen gegen die Blutſteuer — aber nicht wie bie Demo: 
erntie e8 wolle, fondern durch eine Bolfsvertretung nah Ständen.‘ 
Schließlich wird von ber Verſammlung eine Loyalitätsadreſſe an den Könic 
mit dem „ehrfurdtsvollen Dank für Fefthalten an der Armee = Reorgani: 
fation“ beichloffen. Nach einer Mittheilung bes Borfigenden zählt ber Ber: 
ein 26,213 Mitglieder. 
Det. Die Sammlungen für den fog. Nationalfond, fo wie bie: 
jenigen für bie Angehörigen ber in Graubenz kriegsgerichtlich ver: 
urtheilten Militärperfonen werben in verfchiebenen preuß. Stäbten 
von ber Polizei verboten. 





1.Rov. Sämmtlihe Provinziallandtage werben „behufs Vernehmung 


über Geſetzesentwürfe, welche die Staatsregierung dem im nächften 
Januar wieber zufammentretenden allgemeinen Lanbtage ber Mo: 
narchie vorzulegen beabfichligt”, auf den 16. Nov. einberufen. 
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ı Nov. Antwort Preußens auf die non Seite Bayerns erfolgte Ein: 


r 


[3 


ladung zu einer Generalconferenz der Zollvereinsftanten. 


Preußen erflärt fih „einverftanden, daß bei berfelben ‚von ber üblichen 
Zarifrevifion Umgang genommen werbe. Die Verhandlungen werben fidh 
daher auf bie übrigen nad) Art. 34 ber Vereinsverträge vor bie Berfamm: 


Lung a gehörenden Gegenjtände zu befchränten 
haben.” 


In Breslau werben bie Rebacteure bortiger Zeitungen wegen 
Aufnahme des Aufrufs für den Nationalfond von dem Polizei: 
richter des Stadtgerichtes freigeſprochen: 


in Erwägung: 1) daß bie Aufforberung zu Beiträgen zum Rational: 
fonds nicht als „unbefugtes Gollectiren im Sinne ber Polizeiverorbnung 
vom 20. September 1852 erachtet werben könne, felbft wenn biefelbe als 
nn erachtet wird; Ja, ber Polizeirichter bie Rechtsgiltigkeit 
ber Polizei = Verorbnungen nach Maßgabe bes N 6 Littr. a. bis h bes Geſetzes 
vom 11. März; 1850 zu prüfen habe; 3) dieſe Verfügung im vorliegenden 
Falle dazu führe, bie Polizei: Verordnung vom 20. September 1852 und 
bie beclaratorifche Regierungs » Berordnung als bie Grenzen bes $6 übers 
ſchreitend für rechtsungiltig zu erflären; 4) daß endlich auch noch Lediglich 
von dem Standpunkte des F 15 des Gefetes vom 11. März 1850 aus bie 
Verordnung rechtsungiltig fei. Sie ſtehe nämlih im Wiberfprudde mit ber 
Berfaflungsurfunde und dem Preßgeſetze. Jene gewährleifte das Recht ber 
freien Meinungsäußerung und fchreibe im Art. 27 ausdrädlih vor: „Die 
Genfur darf nicht eingeführt werben; jebe andere Beichränfung ber Preß⸗ 
freiheit nur im Wege der Gefeßgebung.” Zur Beichränfung ber Preſſe ſei 
das Preßgeieg vom 12. Mai 1851 ergangen und barum jede bort nicht 
ausgeſprochene Beſchränkung ber Preßfreiheit geſezwidrig. Eine mit ben 
vorliegenden Polizei = Verordnungen übereinftimmende Borfchrift enthalte 
aber das Preßgeſetz nicht, vielmehr beflimme es nur im F 23: „Deffentliche 
Aufforderungen zur Aufbringung der wegen eines Preßvergehens ober Ver: 
brechens verwirkten Strafen find verboten.” Jede andere Aufforberung zur 
Zufammenbringung von Beiträgen fei jomit erlaubt und eine dagegen ge: 
richtete Polizei » Verordnung gefeßwibrig. 





*) Der Artikel Tautet wörtlih: Bor die Verfammlung bdiefer Eonferenz: 
Bevollmächtigten gebört: a) die Verhandlung über alle Beſchwerden und 
Mängel, welche in Beziehung auf bie Ausführung bes Grundvertrages 
und der bejonderen MWebereinfünfte des Zollgeſetzes, ber Zollordnung und 
Tarife in einem ober dem andern Bereinsflante wahrgenommen, unb bie 
nit bereits im Laufe des Jahres in Folge ber barüber zwiſchen den Mini⸗ 
fterien geführten Eorrejpondenz erledigt worden find; b) bie definitive Ab⸗ 
rehnung zmwifchen den Bereinsftaaten über die gemeinjhaftlide Einnahme 
auf dem Grund ber von ben oberften Zollbehörden — durch das 
Gentral= Bureau vorzulegenden Nachweiſungen, wie ſolche der Zwed einer 
dem gemeinſamen Intereſſe angemeſſenen Prüfung erheiſcht; c) die Be⸗ 
rathung über Wünfche und Vorſchläge, welche von einzelnen Staatsregierungen 
zur Berbefferung ber Verwaltung gemacht werben; d) bie Verhandlungen 
über Abänderungen bes Zollgefeges, bes Zolltarifs, der Zollorbnung und 
der Bermaltungs = Organifation, welche von einem ber contrahirenden Staaten 
in Antrag gebracht werben, überhaupt über die zwedmäßige Entwidlung 
und Nusbildung des gemeinfamen Zell- und Handelsſyſtems. 


184 


Preafien. 


16. Nov. Eröffnung ber Provinziallandtage in allen acht Provinzen ber 


24. 


Monarchie. 


Der Entwurf ber Kreisorbnung (wie er noch vom Miniſterium Schwerir. 
im Januar dem allgemeinen Landtage vorgefchlagen worden) wirb zugleich 
mit einer Denfihrift den Provinziallandtagen zur Aeußerung vorgeleat. 
Es ergibt fih daraus, daß bie Bedenken, welche ber Ausihuß bes Herren: 


haufes gegen den Regierungs - Entwurf von 1862 erhoben Hatte, es ber 





Staatsregierung wünjchenswerth erſcheinen lafien, die Provinziallandtage 
darüber zu bören. Diefe Bedenken gehen einmal gegen bas in ber Re: 


allen feſtgeſetzte Verhältniß, in welchem künftighin ber große 
eſitz vertreten fein fol (künftig mindeftens %, dagegen niemals, wie 


Grund 


dies bisher ſtets der Kal war, bie Hälfte und mehr), und ſodann gegen 
die Theilnahme ber Streisvertretung an ber laufenden Kreisverwaltung, 
beziehungsweife, wenn benn einmal eine ſolche Theilnahme zugeſtanden 


werben fol, gegen die enge Competenz berjelben. 


x 


Bier Provinziallandbtage, diejenigen ber Mark Brandenburg, von 


Pommern, Schlefien und Sachſen erlaffen Ergebenbeitsabreifen an 


ben König, von benen jedoch drei ziemlich farblos find und nur 
die Pommer'ſche (jedoch auch diefe nur unter Proteft der meijten 


ſtaäͤdtiſchen Abgeorbneten) fih über bie eingetretene Krifis aus: 


ſpricht: 


. Ew. Maj. haben in richtiger Erkenntniß, daß bie Armee ber Fel— 


ſen if, auf dem Preußen rubt, bie beifernde Hand aud an bie Heeresvner: 


fafiung gelegt. Wir erfennen dankbar, daß burd dies Ew. Mai. eigenſtes 
Werk mit gleicher Weisheit für bie erhöhte MWebrhaftigleit bes Landes wie 


für die gerechte Vertheilung der Kriegslaften auf alle Provinzen bes Staates 


unter Würdigung der Kräfte des Landes Sorge getragen wird. Gott ber 
Herr bat feine gnäbige Hanb fchon oft über Ew. Maj. fchirmendb gebreitet, 
und wie die mörderifhe Kugel ihr Ziel nicht erreichen burfte, jo wirb ber 
Allmächtige auch — das iſt unfer Gebet und unſere Hoffnung — un: 
preußiihen Beitrebungen ein Ziel fegen, und es nicht zulafien, daß 
bas in Königsberg neugeweibte Tönigliche Scepter gefhwächt werde. Dann 
wirb die Zeit nicht mehr ferne fein, wo Ew. Maj. Iandesväterlide Abfichten 
im rechten Lichte erfannt werben und die Herzen aus allen Gauen unferes 
preußifchen Vaterlandes ſich vereinigen in Liebe und Treue zu ihrem ange: 
flammten König und Herrn.” 


Die vier anderen Provinziallandtage von Preußen, Poſen, Rhein⸗ 
land und Weftphalen nehmen von jeber Adreffe Umgang — Be: 


zũglich der Kreisorbnung ſpricht ſich wieder nur ber Ponmer’fche 


für das Princip der Birilftimmen im Sinne ber feudalen Partei 
aus. Am Tiberalften tritt derjenige der Provinz Preußen auf, der 
auch bie Deffentlichteit feiner Verhandlungen bei namentliher Ab: 
flimmung mit 78 gegen 12 Stimmen beſchließt. 


„ Die plöblihe Vertagung der Ständeverfammlung dur ben 
Kurfürften von Heſſen veranlagt bie Preußifche Regierung zu einer 
fehr drohenden Note nad Kaffel: 

„... Die kgl. Regierung Tann jedoch zwifchen ihren Provinzen, inmit- 
ten von Deutihland, einen Heerb von ſich ſtets erneuernder Aufregung und 
Unrube ſchon in ihrem eigenen Intereſſe nicht fortbeſtehen laſſen. Deshalb 
wieberhole ich ergebenft burch das gegenwärtige Schreiben die dringende Auf: 
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forberung, baß endlich für bie Herftellung eines geficherten und allfeitig ans 
erfannten Rechtszuſtandes in Surhefien, wie ber Bunbesbeihluß vom 
29. Mai d. 38. denfelben verlangt, das Geeignete geihehen und in dieſem 
Siune mit dem Landtage im Geifte wirklicher Verſöhnlichkeit verhandelt 
werben möge Sollte diefe Aufforderung fih wider Verhoffen als erfolglos 
erweifen, jo würde die kgl. Regierung die Abhilfe zwar zunächſt dur 
Bermittlung des beutjhen Bundes fuchen. Sufoferne aber auf ſolchem Wege 
fi eine Remedur nicht fo vollfländig und fo ſchnell erreichen läßt, als die 
kgl. Regierung biefeibe verlangen muß, ift es bie, auch feit bem Frühjahr 
dieſes Jahres unverändert gebliebene Abfiht Sr. Maj. des Könige, das ba- 
bei von bem ntereffe Kurheſſen's und Deutſchland's nicht verjchiebene ei- 
gene Intereſſe durch eigene Mittel zu wahren und hierbei zu beharren, 
bis, unter Zuziehbung der Agnaten Sr. Tgl. Hoh. des Kurfürften, 
dauernde Bürgfchaften gegen die Wiederkehr ähnlicher Mißſtände als bie 
jegigen, gewonnen find.“ 


3/26. Nov. Die Stabtverorbneten- Wahlen in Berlin und in andern 
Städten fallen entſchieden im Sinne ber parlamentarifchen Op: 
pofition aus. 


„ Der König empfängt auch im Laufe des Monats November 
eine ganze Reihe von Loyalitätsdeputationen, die ihn ihrer Erge⸗ 
benheit verfihern und ſich mit mehr oder minderer Schärfe über: 
einftimmend für die Armee -Reorganifation und gegen bas Abg.⸗ 
Haus ausiprechen. Der König erflärt venfelben fo ziemlich, wie allen 
früheren, mit großer Entfchiebenheit, daß er au der Armee : Reor: 
ganifation, feinem eigenen Werke, feftzuhalten entfchloffen fei. 


1, Dec. Der König antwortet einer Lopalitäts-Depulation aus bem 
Marienwerberfreife: 


„- . . Die jegige Bewegung ift tbeilweife nicht ſowohl gegen bie von 
Mir nad reiflichſter Meberlegung angeorbnete Reorganifation ber Armee, 
fondern vielmehr ge gen die Armee ſelbſt gerichtet. Man beftrebt fich ja, 
die Disciplin derfelben, die Grundlage jeder Armee, zu lodern. Sie haben in 
Ihrer Nähe, im Berfolg des Graudenzer Vorfalles, bereits bie traurigen 
Folgen hiervon gejehen. Daß dieſes Beftreben ein bewußtes ift, mb fich 
auch auf andere Gebiete erſtreckt, zeigen bie neueften Sammlungen. Hat 
doch die Notbwenbigfeit des Einfchreitens Meiner Regierung gegen einzelne 
Beamte den Nationaltonds hervorgerufen, bei bem jenes Einichreiten nur 
den Vorwand bietet, um ganz andere Zwecke zu verfolgen. Die Abficht, die 
mit allen Mitteln verfolgt wird, tft die Einführung ber parlamenta= 
rifhen Regierung. Dieſe ift nicht durch die Verfaflung verbeißen, 
fondem nur bie parlamentarifhe Geſetzgebung. Ih bin jedoch 
entſchieden entichloffen, von den verfaflungsmäßigen Rechten, alſo von der Macht 
ber Krone, nichts zu entäußern. Ich werbe Mi durch nichts ableiten Ta}: 
fen von ben Zielen, bie Ich feit Uebernahme ber Regentfchaft verfolge, weil 
fie zum Wohl und zur Macht Meines ganzen Landes dienen; biefes bebarf 
einer ftarfen Krone und einer flarfen Armee. Die Leiter der Bewe: 
gung, bie beides nicht wollen, find fich ihrer Endziele vollfommen far, 
und wenn es auch nur wenige find, fo ift es ihmen doch gelungen, große 
Berwirrung ber Gemüther bervorzurufen . . . .“ 


Einer Deputation aus dem Kreife Gerdaun antwortet ber König: 


„Ah habe es bem Lande bewielen, daß Ih Mich nach ber Dede firede, 
indem Ich auf den Zuſchlag von beinahe vier Millionen verzichtet babe. 


O. 
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Die Erleichterung "bes Landes in Betreff ber Abgaben ifl es auch gar nid 
worauf es gewiffen Wortführern ankommt. Sch weiß, was fie wollen. "a 
bat es zwar lange zu verbüllen gefucht, zuletzt aber iſt es oife 
ausgeiprohen, und es iſt Mir lieb, daß es offen ausgefproden ii 
Denn nun wiflen wir, woran wir uns zu halten baben. Das Heer bint 
dem Könige wil man nit, man will ein Barlamentsheer. Nidt d 
König, fondern eine Partei fol Über die Armee zu gebieten haben. Tarı 
wäre es aber mit Preußens Madtftellung aus und die Wohlfahrt bes Las 
bes auf immer geſtört ...“ 


Der. Ein Erlaß des Juſtizminiſters gegen die Betheiligung ve 


Juſtizbeamteten an „politifchen Agitationen“ führt wieber cır 
Art Eonbuiteliften für die Beamteten ein: 


„Nah den Mittheilungen in öffentlihen Blättern betheiligen fich nid 
jelten Juſtizbeamte an politiſchen Agitationen, fei es als Leiter und Mi 
glieder von politifchen Vereinen und Verfammlungen, fei cö durch Kunl 
gebungen in öÖffentliden Reden oder mittel® der Prefje, oder durch Mi: 
ung an Unternehmungen, welche auf die Leitung ber öffentlihen Meinun 
über bie gegenwärtigen Zuftände im Lande und auf bie Durchführung gi 
wiffer damit im Zulammenhang ftehenber Zwede gerichtet find. Sie, Keı 
Bräfibent, werden deshalb bierburdy veranlagt, von ber politifchen Thäti— 
feit ber Suftizbeamten in Ihrem Departement, fobald fie in beftimmie 
Thatfachen der bezeichneten Art bervortretend zur Erjcheinung aelangt, It 
wie von ber Richtung, in welcher fich dieſe Thätigleit jedes Einzelnen di 
Tendenz nad bewegt, o b fie nämlich im Geifte der Treue und Ergebenbe 
an Se. Maj. den König und zur Unterflügung der Staatsregierung ikr 
Anorduungen und Maßnahmen ober im entgegengejegten Einne zu wirke 
beftrebt find, Kenntniß zu nehmen und von den in bdiefer Beziehung ; 
machenden Wahrnehmungen bem Juſtizminiſter unter Bezeichnung der b 
treffenden Beamten Anzeige zu erftatten.” \ 


„ Spannung zwifhen Preußen und Oeſterreich. Inftruction (aidı 


memoire) des Hrn. v. Bismark an ben preuß. Gefandten ve 
Werther in Wien. Unterredbung zwifchen dieſem und bem Graft 
Rechberg. 

Erlaß bes Königs bezügl. der Loyalitäts⸗Deputation und Adreſſer 


„Es find Mir aus den verfchiedenen Xheilen ber Monarchie zahlreid 
Adreſſen zugefommen, welde aus dem Wunſche und Bedürfniſſe Vieler be 
vorgegangen find, Mir von ben im Lande fortdauernden Gefinnungen ui 
geihwächter Treue und Ergebenheit Zeugniß zu geben, Die Mir von D 
putationen überreihten Adreffen habe Ich unmittelbar beantwortet; in © 
treff der übrigen aber beauftrage Ich das Staatsminifterium, ben Zheilnel 
mern Fund zu ea daß es Meinem Herzen wohlgetban bat, in ihren & 
lärungen eben jo fehr den lebendigen Ausdrud der Anhbänglid 
feit an das angeſtammte Herrſcherhaus und eine vertrauenspel 
Würdigung Meiner feit fünf Jahren dem Volle vorliegenden Ianbesväte 
lichen Abfichten zu erfennen, als bie Ueberzeugung von ber Notbwendigfe 
der Erhaltung bes verfaffungsmäßigen Fönigl. Regiments ausgefprochen 
finden. Ich babe insbejondere mit Befriedigung wahrgenommen, bat 
Reorganifation ber Armee, welche lediglich in ber geſetzlichen allgemein 
Wehrpflicht begründet ift, als eine zwedmäßige, bie älteren Wehrpflichtigt 
erleichternde und dennoch für die bauernde und größere Stiegsbereiti 
bes Landes unerläßliche Maßregel, eine zunehmende Anerkennung gewin 
Es beftärft Mic dies in ber Hoffnung, daß eine richtige Auflaffung 
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ner nur ber Wohlfahrt Meines Volkes gewibmeten Beftrebungen zu einer 
baldigen Löfung ber ſchwebenden Verwidelungen führen und das gegenfel- 
tige Bertrauen befefligen wird, in welchem Preußen die Kraft gefunden bat, 
unter ber Führung Meiner Vorfahren auch bie ſchwerſten Kämpfe ruhmvoll 
zu befiehen.” 


, Dec. Ein Allerhächfter Erlaß des Königs orbnet eine Jubelfeier des 
Aufrufs zum Befreiungskriege und des Hubertusburger Friedens an: 
‚Nähten März find es 50 Jahre, daß auf den Aufruf Meines Vaters 
das preußische Bolt fih zu dem großen Stampfe des Befreiungsfrieges unter 
die Waffen ſiellte. Sch halte es für angemeffer, daß bie Erinnerung an 
den Beginn ruhmvoller Thaten der Armee, welche biefe Zeiten zu ben 
glänzendften ber preußifchen Gefchichte gemacht haben, am Jahrestage der 
Errichtung ber Landwehr gefeiert werde. Nächiten 15. Februar find es aber 
auch 100 Sabre, daß der 7jährige Krieg durch den glorreihen Hubertsbur⸗ 
ger: grieden beenbigt wurde, ein Greigniß, burd welches bie Großmachtſtel⸗ 
lung Preußen’s in jenen Zeiten feit begründet wurde, und für welches 
ebenfalls ber göttlichen Borfehung Bffentlih Dank barzubringen wir nod 
heute verpflichtet find. Ich forbere das Staatsminiflerium auf, Mir über 
die Art der anzuorbnnenden Feierlichkeiten Vorſchläge zu machen.” 


. „ Modification des Minifteriums. Herr v. Jagow wird vom 
Miniftertum des Innern entbunden und zum Oberpräfidenten ber 
Provinz Brandenburg, Graf Eulenburg zum Miniſter des Innern, 
Herr von Selchow zum Minifter der Tanbwirthfchaftlichen Angele⸗ 
genbeiten ernannt. 


3. „ Der bisherige Gefandte in Turin, Graf Braffier, wird abbe⸗ 
rufen und- an feine Stelle General Willifen, Herr v. Sybow zum 
Dundestagegefandten ernannt. M 


0. „ Große Eonferenz aller Bringen und commanbirenden Generale 
unter dem Vorſitz des Königs. 


2, Den Abgeorbneten ber Stabt Berlin wird eine von 40,000 
Wählern und Urwählern Berlin’s unterzeichnete Dank: und Zus 
fimmungsadreffe überreicht. Der Sprecher, Herr v. Unruh, bes 
gleitet die Uebergabe mit einer Anfprache, in der er den Vorwurf, 
daß das Abg.s Haus den Conflict herbeigeführt habe und daß bas 
Haus felbft bei den Wahlen nur durch Täuſchung und Verführung 
zuſammengebracht worden fei, beftreitet: 


nn... Herbeigeführt if der Gonflict nach unferer Ueberzeugung won 
denen, welche bie tief eingreifende, mit bauernder Mebrbelaftung verbundene 
Umgeflaltung des Heeres vornahmen, ohne bie verfaflungsmäßige Zuſtim⸗ 
mung des Abg. = Haufes; von denen, welche wifientlich dasſelde in die Lage 
brachien, entweber gegen feine befiere Weberzeugung zuzuſtimmen, oder bem 
Geſchehenen entgegenzutreten. Vergeblich bat das Haus nach einem Ber- 
gleih gefirebt, vergeblich hat es feine Verhandlungen fofort unterbroden, 
als im ber zwölften Stunde vom Miniſtertiſche ber auf bie Möglichkeit ei⸗ 
nes Entgegentommens bingebeutet wurbe, Als aber jede, auch die kleinſte 
Conceſſion von Seiten des Minifleriums verweigert wurde, ald basfelbe ſo⸗ 
gar die nachträgliche verfaffungsmäßige Genehmigung zu ben bereit ges 
machten Mehrausgaben nicht für exforberlich erachtete, als endlich der Herr 
Rinifer s Präfldent durch feine Auslegung bes $ 99 ber Berfaflung das 
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Steuerbewilligungsrecht in Frage ſtellte und dadurch den Conflict — 
Militärorgantfation zu einer Verfaſſungskriſis umgeſtaltete, ba freilich ti 
dem Abgeorbnetenhanfe nicht3-anderes übrig, als durch Verweigerung X 
Mebrausgabe fireng das verfaffungsmäßige Necht des Landes zu warn 
Indem gleichzeitig der Staatshaushalts: Etat in einer früher faum errril 
ten Höhe feftgefeßt wurde, ift unſeres Erachtens thatfählih bem Berru‘ 
entgegengetreten, daß die Beichlüfle des Haufes die Etaatsnerwaltung ı 
Verwirrung zu bringen geeignet fein... . Die Fragen, um welde ee fu 
namentlich bei ben legten Wahlen banbelte, waren jchr verflänblidhe, ick! 
bem Urtheile bes einfachen Landbmanns volllommen zugängliche: zwei: ct 
dreijährige Dienftzeit, 11 Millionen Mebrausgaben — das find Dinge, \ 
Jeder verſteht. Die Anfichten darüber irre leiten wollen, bie i 
viel, als die Köpfe über das Einmaleins zu verwirren fuchen. Gerade vi 
Unmöglichkeit, über jo einfache Sachen falſche Anfichten zu verbreiten 
bat die Wahlen entſchieden. Und dann, wenn doch bie Gegner nicht ver 
geſſen oder verfchmweigen wollten, daß unfer jebiges Wahlgejek ro— 
Mai 1849 herrührt, alfo aus einer Zeit, als die Nationalverfammlung de 
1848 geiprengt, die, aus allgemeinem Wahlrecht im Januar 1849 berecı 
gegangene zweite Kammer im April besielben Jahres aufgelößt werte 
war! Die Reaction batte damals überall gefiegt. Das Wahlgeiep gin 
nit aus Kammerbeſchlüſſen hervor, ſondern wurde durch kal. Verordnun 
unter dem Minifterium Manteuffel erlaffen, welches jene beiden Bolkärer 
tretungen befeitigt hatte. Zwei Dritttheile ber Wahlmänner werben to! 
ber 1. und 2. Claſſe der Höchfibeftenerten gewählt, bie zuſammen etwa de 
zehnten Theil ber gefammten Wähler umfaflen. Eine folde, aus de 
Reihen und Wohlhabenden bervorgegangene Minderheit hat bie Entitd 
bung der Wahlen in ihrer Hand. Diefe confervatiofte und nüchterne Glan 
ber Bevölkerung läßt fich nicht verführen, am wentgften durch Ylugblätte 
und Wahlreden. Wenn ein aus folden Wahlen hervorgegangenes Aky, 
Haus nicht nur bie befigenden Glafien, fondern auch ben minder welt 
benden, felbft den mit ber Hand arbeitenden Theil bes Volkes hinter ſi 
bat, fo tft bies ein fchlagenber Beweis, daß eine feltene Uebereinftimmun 
in ber ganzen Benölferung ftattfindet, daß Ein Geift und Ein Wille burl 
das ganze Land verbreitet if, von welchem fi nur ein ganz geringer, ii 
Tirt ſtehender Bruchtheil ausfondert, ben wir bier nicht näher zu bezeichne 
brauden . .. Nah dem klaren Inhalt des F 115 der beſchworenen Ver 
faffung aber ift die Wahlverordnung vom 30. Mai 1849 cin integrirent 
Theil der Verfaffung geworden. Jede Abänderung des Wahlgefekt 
im Berorbnungswege ift alfo unläugbar ein Verfaſſungsbruch. Wir Fönne 
nit annehmen, daß bie Regierung einem volllommen ruhigen, feſt aı 
Geſetz Haltenden Volke gegenüber zu einem für das Nechtsbewußtfein un 
die Machtftellung Preußen’s fo folgenfchiweren Schritte rathen werbe, un 
find feft überzeugt, daß bes Königs Majeftät einem ſolchen verderblide 
Rath nicht flattgeben würde, Berderblich ift jeder Verfaflungshruch, dopre 
verberblih für Preußen, döfien Lage die Webereinfiimmung zwifhen Für 
und Volk dringend erfordert, deſſen Volk treu und anhänglich ift bem ve 
faflungsmäßigen König und befien DOynaftie, aber auch ganz allein in & 
verfaffungsmäßigen Fortentiwidelung bes Staates ihre Zufunft, Macht un 
Größe finde.“ 


Der greife Abg. Taddel nimmt die Adreſſe im Namen der A 
georbnneten entgegen, indem er verfpricht, daß fie alle auf ihrem Stun 
weder weichen noch wanken würben und auf bie großen Freiheité 
kämpfe ber Geſchichte hinweift, in denen durch Gebuld, Beharrlid 
keit, Wachſamkeit und Entſchiedenheit Großes erreicht worben fe. 
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Dec. Der Minifter des Innern Graf Eulenburg verlangt vor: 
läufige Einfiht von der von ben Stabtverorbneten beabfichtigten 
Nenjahrsadreſſe an den König. 


„ Die Stabtverorbneten befchließen, ihre von ihnen einftimmig ge⸗ 
nehmigte Adrefle dem Minifter des Innern nicht zur Einſicht vors 
zulegen, fondern bemfelben fofort mit dem Erfuchen zu übermachen, 
fie dem König zu überreichen: 

„Möge ber Allmäcdtigfte Ew. Mai. Leben und Gejunbheit in Seine 
beilige Obhut nehmen, möge Er Ew. Majeftät treue Sorgfalt für bie 
Wohlfahrt des theuern Vaterlandes fegnen und ihr Gebeihen geben. Viele 
Treue und unabläfjige Sorgfalt iſt es, die uns in bem Vertrauen beftärkt, 
dap ed Em. Majeftät gelingen werde, bie ſchweren Bejorgniffe zu zerftreuen, 
mit denen wir, wie wir Em. Maj. freimüthig zu befennen uns verpflichtet 
balten, dem neuen Sabre entgegen geben. Denn ber beflagenswertbe Con⸗ 
flict, mit dem das alte Jahr ſchließt, geht ungelöſt in das neue über — ein 
Conflict, der’ die Grundlage der Verfaſſung in Frage ftellt, ber, je länger 
er dauert, um fo mehr bazu angethan iſt, die Gemüther des Volkes zu 
verwirten und bie auf ber Einheit von König unb Land beruhende Geltung 
Treußens nach außen bin zu verfümmern. Möge e8 Euer Majeftät ge: 
falen — dieſer wahrhaft patriotifhe Wunſch klingt heute in Aller Herzen 
wieder — die Wege zu betreten, die aus bem Zwieſpalt heraus zur Wers 
ſehnung und zum Frieden führen. Wir verharren in ber Zuverfiht, daß 
an der hoben Weisheit und Gerechtigkeit Ew. Maj. die Hoffnungen zer: 

‚hellen werden, welde bie Feinde Preußens und feiner Verfaffung an bie 
Fortdauer eines inneren Zerwürfniffes Tnüpfen, daß das neue Jahr ein 
Jahr des Glückes und des Gedeihens fein und dazu beitragen wirb, 
Ew. Maj. erhabene Bemühungen mächtig zu fördern, bie, wie Ew. Maj. 
ın dem an bie biefigen Communalbehörden erlaffenen Allerhöchſten Schreiben 
vom 38. März 1860 ausgeiprocdhen haben, unablälfig auf bie wahre 
Einigung und Stärkung Preußens und des gefammten Deutſchlands ge: 
richtet fein und bleiben werden.“ 


» Die Sammlungen für ben fog. Nationalfond haben bis zum 
Schluffe des Jahres ca. 75000 Thlr. betragen. In Schleflen, 
Sachſen, Weſtfalen ꝛc. ſucht die Polizei durch Verorbnungen und 

Strafandrohungen die Sammlungen zu verhindern. Dagegen er: 
folgte bis dahin Feine gerichtliche Verurtheilung, wohl aber reis 
Ipredungen auch in Botsdam, Frankfurt a /O. ꝛc. Gegen eine Anzahl 
Landwehr» Offiziere find wegen Betheiligung am fog. National: 
jonds und an andern Demonftrationen ber parlamentarifchen Oppo⸗ 
tion Unterfuhungen im ange. 


III. 


Defterreid). 


2. Ian. Der Kaifer trifft von Venedig in Verona ein, fteigt ſoglei 


zu Pferb und begibt fi auf den Campo Marte, auf weldem d 
Truppen der Garnifon in vollfter Parade aufgeftellt find. Nad 
dem biefe beendigt, läßt ber Kaifer fämmtlihe Offiziere vortrete 

Aufprade bes Kaifers: „... Fahren Sie fort, bdenfelben Ci 
fowie diefe Disziplin in Ihren Abdtheilungen zu erhalten, von denen Mai 
brave Armee ftets beicelt war; e8 fteben uns noch fchwere Kämpfe bevs 
— wann biefe fein werden, weiß niemand, bereiten Sie die Truppen hiere! 
vor, daß wir fie mit Gott beftehen; Ich verlajie Mich auf euch.“ 

Antwort Benedeks: „Erlauben Ew. Maj., daß ich das reglemen 
mäßige Schweigen brede, um Ew. Apoft. Maj., als unferem Kaifer, — 
und Allerhöchſten Kriegsherrn jene Gefühle auszuſprechen, welche mich 
meine unterſtehende Armee für Sie, Em. Maj. und Ihr erlauchtes Hau 
beſeelen. Frei von jedem Vorurtheile, ohne Unterſchied der Rationaliti 
Geburt und Religion, wollen wir Alle — Alle bis zum legten Soldate 
ein großes , freies, mäctiges und gefürdhtetes Oeſterreich mit Ew. Wi 
glorreicher Dynaftie; bereit gegen jeden Feind, wer es auch immer fei, fl 
wir Ew. Maj. treue Soldaten; kein Ungemach, feine Gefahr ſcheuend, wol 
wir unjern legten Tropfen Blut verfprigen, um Ew. Maj. ein groß 
Defterreih — um unfer Vaterland zu erhalten. Nehmen Ew. Maj. bi 
vor meiner Armee den feierlihften Eid, den ih im Namen meiner Soldat 
Ew. k. k. Maj. als unferm Allerb. Kriegsherrn wieberbole: Obne Inte 
ſchied ber Nationalität, Geburt und Religion, wollen wir für Ew. Wi 
leben, ja leben um zu fiegen, und wenn wir fallen, mit Ehre fterben, ui 
fiegen werden wir, jo wahr ung Gott helfe. Amen." (Befehl: Die Ai 
tanten reiten zur Truppe und lafjen die Bollshymne ſpiclen.) „Ew. k. 
Maj.! Die zweite Armee ruft Tebend und flerbend im Siege: „Hoch de 
Kaifer von Defterreich !”" 


8. Ian. Oeſterreich ſpricht fi in Berlin fehr entfhieben gegen d 
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Preußifhe Depefhe v. 20. Dez. bezüglich der Gründung ein 
engern Bunbesftaats im deutſchen Stantenbunde aus und verba! 
belt mit ben Regierungen der Mittelftaaten über einen gemeinfam 
Schritt gegen dieſe Idee (vgl. Deutſchl.). 

„» (Ungarn) Der k. Statthalter v. Ungarn ſetzt das dſterreichiſd 
Vereinsgeſetz v. 1852 wieder in Kraft. 

„ (Salizien). Hirtenbrief des griechiſch-⸗unirten Erzbiſchofs re 
Lemberg gegen bie Agitation vieler rutheniſcher Landgeiftliher fi 
bie orthodoxe Kirche. 


Deerreich. 19 


. Ian. (Siebenbürgen). Auch in Siebenbürgen werben wie in 
Ungam Militärgerichte für gewiſſe, namentlich angeführte Ver⸗ 
brechen eingefekt. 

„ Zweite großartige Demonftration der Soldaten der italieniſchen 
Armee zu Ehren des Kaifers in Verona bei feiner Rückkehr von 
Mantua nah Venedig. 


„ (Eroatien). Das Statut für die kroatiſche Hofkanzlei erhält 
bie Taiferlihe Sanction. Diefelbe wirb dadurch ber ungarifchen 
Hoffanzlei vollkommen gleichgeftellt. 

.„ (Böhmen). Das erzbifhöflihe Eonfiftorium in Prag erläßt 
eine Zuſchrift an bie Kirchenpatrone, daß vom 1. März I. J. an 
die Verwaltung bes Kirchennermögens in bie Hände der Geiftlichleit 
überzugeben babe, nach Art. 30 des Concordats und nah dem 
Beſchluſſe des in Wien abgehaltenen Eonciliums v. 1856. Große 
Senfation. Eine ähnliche Weifung ift bis jebt von ber weltlichen 
Behörde an die Kirchenpatrone nicht ergangen. 

„ Der große Ausſchuß ber öfterreihifhen Nationalbank febt eim 
Eomite nieder, um mit der Regierung über bie Regulirung bes 
Schuldverhältnifies des Staats gegenüber der Bank und über bie 
Bedingungen einer Erneuerung des Bankprivifegiums zu unterhandeln. 
. „ Ein Raiferl. Handfchreiben creirt ein öfterr. Marineminifterium 
und überträgt es proviforifh bem Handelsminiſter. Erzh. Mar 
bleibt Kommandant ber döfterr. Kriegsmarine, 


„ Entwurf des Finangminifters zu einer neuen Bankacte. Die 
Bankactien fteigen in Folge davon. Die öffentlihe Meinung findet 
die der Bank in Ausficht geftellten Conceſſionen allzu günftig. 
„Gerücht von einer Candidatur des Erzb. Mar für den zu grün⸗ 
denden Thron von Mexiko und von einer damit in Verbindung zu 
dringenden Abtretung Venedigs. Die gefammte öſterr. Preſſe 
Ipricht ſich entfchiederr gegen das erftere Project, bie amtliche Wiener 
Ztg. gegen die letztere Idee aus, 


Febr. Defterreih und die deutſchen Mittelftanten protefliren in iben- 
tiihen Noten an die preußifche Regierung energifch gegen die Idee 
der Gründung eines engern Bundesftaates innerhalb bes weitern 
Stantenbundes (vgl. Diſchl.). 


 » (Siebenbürgen) Eröffnung der fähflfhen Ratiensuniver- 
fität (Landtag). Die Siebner Commiffion berfelben trägt auf An⸗ 
ertennung der Februarverfaſſung an. 

- „ Der Finanzminifter v. Plener gibt dem Abg.⸗Hauſe Erfläruugen 
über das Defizit des Budgets für 1862, das eben jeht den Be⸗ 
ratdungen bes großen Finanzausfchuffes des Haufes unterliegt. 


Dasjelbe fol theil® durch Veräußerung eines Theile der dem Staate ge: 
börigen, der Bank verpfändeten Effekten, theils durch die Erhöhung einiger 


192 


Oeſterreich. 


Steuern gebedt werben. In erſter Beziehung hofft der Yyinanzminifler «u 
das baldige Zuftandefommen eines Webereinfonmens mit ber Bank als de 
notbivendigen Borausfegung jener Veräußerung. Die Regierung fei ink 
unabhängig von einem ſolchen Webereinfommen auf SHerbeilhafiung va 
Gelbmitteln bedacht. Nun aber wäre bie gleichzeitige Realifirung rm 
150 Mill. Staatseffeften und einer Staatsanleihe geradezu unmöglib un 
ebenso jei die Einführung neuer Steuern für 1862 unpraktiſch. Die Re 
gterung babe daher beſchloſſen, auf die Erhöhung einiger alten Steuern un 
zwar des Salzpreifes, des Gebührenftempels, ber Verbrauchsangabe rei 
Nübenzuder und ber bireften Steuern, wodurch 32 Mill. Mebreinnarm 
erzielt werden dürften, anzutragen und er hoffe bie diesfälligen Geſedet 
entwrürfe bi8 Mitte Februar dem Haufe vorlegen zu können. 


11. Febr. 18 Mitglieber des Herrenhaufes interpelliren die Negierum 


21. 


über das von den biſchöfl. Eonfiftorien in Böhmen anfie ale Kirchen 
patrone geftellte Anfinnen, die Verwaltung bes Kirchenvermögens nad den 
Concordat mit dem 1. Marz der Geiftlichfeit anheimzugeben, wehurd 
ber bisherige maßgebende Einfluß des Patrons auf die Auslagen auf au 


‚Minimum, nämlih auf bloße Bemerfungen und auf eine Vorſiellung bein 


Drdinariate beſchränkt würde. Die Snterpellanten find ber Anficht, dap di 
Abänderung oder gänzlihe Aufhebung ber diesfälligen feit Jahrhunderte 
gültigen Iandesfürftlichen Vorſchriften nur ebenfalls mit Intervenirung be 

taatsbehörben geichehen und der Auftrag biezu ben Patronen im it 
a Wege, nit aber dur einfahe Confiftorialmittheilung zufem 
men jolte. 
Der gew. Minifter v. Pillersdorf F in Wien. 
„ Das Abg.-Haus verhandelt über bie Einführung von Ce 
[hwornengeridhten für Preßſachen. Der Ausfhuß trägt auf feer 
tige Einführung an. Die Regierung erflärt fid dagegen: 

Minifter v. Laſſer erinnert daran, daß Minifter Pratobevera, all 
er am 22. Juni v. 3. den Standpunkt ber Regierung bdarlegte, fagte, di 
Regierung wolle die Gefhwornen einführen, wo dieß thunlich fei und daj 
fie darüber die Landtage zu hören beabjichtige. Die Megierung babe wiedet 
holt auf diefe Erflärung bingewiefen und erklärt, daß die ausnahmemtii 
Zulaffung der Geſchwornen unthunlid fe. Das Zufigzminifterium babe nu 
ben Entwurf einer Strafprozeßordnung bereits ausgearbeitet, welche mit ede 
ohne Geſchworne in Anwendung kommen könne. In Folge deſſen bitte er 
bei dem heute berathenen Gefege von dem Gelhwörneninflitute Umgang jı 
nehmen. — Staatöminifter v. Schmerling erklärt wiederholt di 
Abſicht der Regierung, bie Schwurgerichte einzuführen; nur bie Budget 
berathung fei ber Srund, warum ein hierauf bezüglicher Geſetentwurf nig 
ſchon in diefer Seſſion vorgelegt werde, aber er müfje fidy entfchieden gegen 
bie vorläufige Einführung der Jury für Preßſachen erklären. Dieſes In 
ſtitut ſei nach den Kulturzufänden der verjchiedenen Kronländer auch ve 
ſchieden einzurichten und darüber müßten vor Allem die Landtage gebör 
werden. Schließlich bemerkt er: „Wenn in diefem Ablehnen von Seite dei 
Regierung vielleicht der Vorwurf, der heute von einer Seite gemacht wurde 
auch an die Glieder ber Regierung gerichtet fein fol, daß fie nämlih „malt 
berzig liberal“ feien, dann, meine Herren, nehme ich mit Beruhigung biele 
Vorwurf auf mich, wenn es beißt, man fei mattherzig liberal, wenn mat 
St. Maj. gerathen bat, eine Verfaſſung dem Meiche zu geben, und wen 
* es Hi wenigen Wochen ermöglicht bat, daß diefe Verfaflung ins Lebe 
getreten iſt.“ 

Nah lebhafter Debatte wirb ber Ausſchußantrag vom Haufe 


mit 90 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 
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. Gebr. Der geoße Banlausihuf genehmigt das zwiſchen bem Finanz- 


minifter und dem Bankcomité vereinbarte Project einer neuen 
Bankacte. 


„ Bälfdtyrol). Der gefammte Magiftrat von Trient legt 
fein Amt nieber, weil bie von ihm wiederholt getroffene Wahl eines 
Bürgermeifterd von der Regierung nicht beftätigt und bagegen von 
ihr eine andere Wahl getroffen worden war. Auch alle Mit 
glieder des Bürgerausfhufies legen ihr Mandat nieder. 


„ Antwort bes Staatöminiftere im Herrenbaufe auf die Inter⸗ 
pellation bezüglid der Patronatsverhältniſſe: 


„Die biſchöfliche Verſammlung im Jahre 1849 habe gemäß ber Grunb- 

rechte nom 4. Marz 1849 die Selbftverwaltung des Kirchenvermögens be= 
anfprucht, und diefer Wunfh habe im Art. 30 des Konkordats Ausdrud 
gefunden. Die bifchöflihe Synode vom Jahre 1856 habe an die Negierung 
das Erſuchen geftellt, es möge dieſelbe an die kaiſerl. Behörden die Weifung 
erlaffen, die Verwaltung bes Kirchenvermögens an die kirchlichen Behörden 
anf deren Verlangen zu übertragen, und auf Vorfchlag bes bamaligen Kultus: 
mmiſters Srafen Leo Thun fer unterm 3. Oftober 1856 die kaiſ. Sanftion 
erfloffen , welche die Ausführung bes 30. Artikels des Konkordats jeboch an 
die Bebingimgen knüpfte, daß ſowohl die landesfürftlicen Rechte, ſoweit 
fie mit den Kirchengeſetzen vereinbar feien, wie auch die Rechte der Kirchen 
patrone gefihert bleiben. Die Biſchöfe feien in Folge davon eingeladen 
worden, den Zeitpunft anzugeben, in weldhem fie diefe Beſtimmung ins 
Leben treten laſſen mollten, um die faiferl. Behörden verfländigen zu können. 
Dieß jet mit Ausnahme Galiziens gejchchen und bie Frage mit ntervenie 
rung der Staatsbehörde in allen Didzeſen geregelt worden, ohne daß, un: 
erhebliche Ausnahmen abgerechnet, Streitfälle vorgefommen feiern. Auch von 
Seite des Episfopats der Prager Erzdibzeſe fei unterm 6. September v. 3. 
die Abficht fundgegeben worden, den Art. 30 durchzuführen, ohne daß 
in ben beigegebenen Durchführungsbeftimmungen etivae vorgefunden worden 
wäre, was der faijerl. Entfchließgung nicht entfprochen bätte, und zugleidy 
fei auch die Statthalterei angewiefen worden, die Unterbehörden von bem 
Anslebentreten der Maßregel zu verftändigen; bie Weifung an bie unter= 
geordneten Behörden habe fich jeboch verzögert und ſei erſt unterm 22. d. M. 
an diefelben abgegangen. Hinfichtlich ber Verftändigung ber Privatpatrone 
jei e8 der Wunſch der Regierung, daß biefelbe gleichfals im behördlichen 
Wege nad Möglichkeit ftattfinde, welche jedoch nicht überall vorhanden jei, 
da den einzelnen Behörden die Verhältnifje nicht überall genau bekannt feien. 
Dem fünftigen Landtage werde ein Geſetzz zur Regelung ber Beitrags: 
leiſtungspflichten zu tatbofifchen Kirchen: und Schulbauten, Herftelung ber 
Paramente 2c. zur verfaffungsmäßigen Behandlung vorgelegt werden und bie 
zur erfolgten Regelung habe bie Regierung, in Berüdfichtigung ber 
Beſchwerden ber Patrone Böhmens, es nicht für räthlich eradtet, bie 
Uebergabe bes Kirchenvermögens durchführen zu laffen und ben Beſchluß 
gefaßt, daß diefe Maßregel vorläufig auf fi) beruhe.“ 
»„ Der Jahrestag der Verfaffung wird in den Ländern bes engern 
Reichsrathes von den Behörden offiziell gefeiert. Die beutfche Be: 
völferung bes Kaiferftants nimmt daran faft überall Tebhaften An⸗ 
theil. Die nicht:deutfche verhält fich meift paffiv. Im ben Länbern 
der ungarifchen Krone findet auch Feine offizielle Feier ftatt. 

(Böhmen). Der Erzbifchof von Prag verweigert bie ihm von. 
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Landesausfchuffe zugemathete Abhaltung eines fnlenuen Hochamtes 
und biefelbe Haltung beobachten auch mehrere anbere Bilciie 
Böhmen’s. | 

(Siebenbürgen) In Hermannftabt wirb der Tag ver 
den Mitgliedern des fächf. Landtags und von ber Bevälterung burd 
ein Bankett feftlich begangen. 


28. Fehr. Der Bericht des Ausfchuffes des Abg.-Hauſes für coniefic 


nelle Verhältniffe (Präſ. Smolfa, Ref. von Mühlfeld), beffen An 
träge ſchon Anfangs Dee. 1861 befchlofien und formulirt wordern 
waren, kommt endlid zur Vertheilung. Vier Mitglieder: Biſche 
Jirſik, Biſchof Litwinowicz, Abt Eder und Graf Belcrebi erkläre 
fich principiell ausbrüdlih Dagegen. Der vom Ausſchuſſe bean: 
fragte Geſetzesentwurf Tautet: 


Geſetz, womit bie Grundſätze und Vorſchriften in Betreff der Reh: 
gionsverhältniffe überhaupt und der Kirchen- und Religionsgenofienicaiten 
insbefondere für die durch den engeren Reichsrath vertretenen Konigreich 
und Länder feſtgeſtellt werden. I Allgemeine Grundſätze über Re 
ligionsverhältniife. 1. Cap. Religionsfreiheit. 1) Jebermam 
ift die volle Glaubens- und Gewiffensfreihert, fowie die haͤusliche Ausütun; 
feiner Religion gemwährleiftet. 2. Cap. Wahl des Neligionsbefennt 
nifjes. 2) Die Wahl bes Glaubensbekenntniſſes it Jedermann nad fe 
ner eigenen freien Ueberzeugung überlaſſen. Derfelbe muß jebod das hie 
zu erforderliche Alter erlangt haben, und darf fi zur Zeit der Wahl is 
feinem Geiftess oder Gemüthszuſtande befinden, welcher die eigene freie le: 
berzeugung ausfchließt. 3) Das zur Wahl bes Religionsbefenntnifjes er 
forderliche Alter wirb für beide Geſchlechter auf das erreichte 18. Lebensjabt 
feftgefeßt. 3. Cap. Religionsbefenntniß ber Kinder. 4) Für Kinder 
folange fie das zur Wahl des Religionsbefenntnifjes erforderliche After nic 
erlangt haben, wird das Religionsbekenntniß, dem fie angehören und is 
weldem fie daher unterrichtet und erzogen werden jollen, nach ber im fol: 


° genden Artikel enthaltenen Anordnung beflimmt. 5) Wenn Eltern eneı 


und der nänılichen Religion angehören, fo tft ihr Religionsbekenntniß aud 
für deren ehelihe oder diefen gleichgehaltene Kinder maßgebend. Im Fall 
Eltern verſchiedenen Religionsbekenntniſſen anhängen , richtet fih das Reli 
gionsbefenntniß ſolcher Kinder zunächſt nach ber zwifchen ben Eltern darü 
ber getroffenen rechtlichen Webereinkunft, in deren Ermangelung aber gt: 
bührt die Beſtimmung des Religionsbekenntniſſes in Anfehung der Söhn 
bem Vater und bezüglich ber Töchter ber Mutter. Für ein uncheliches Kind 
beflimmt die Mutter desjelben das Neligionsbefenntniß. Im Uebrigen ge 
ört diefe Beftimmung zum echte der Erziehung, und wer biefes Redl 
Infihtlih eines Kindes bat, ber ift auch befugt, das Religionsbekenntnij 
ür ſolches zu beſtimmen. 6) Das nad dem vorhergehenden Artikel für ci 
Kind beftimmte Religionsbefenntniß darf folange nicht verändert werben, 
bis es aus eigener freier Wahl eine ſolche Veränderung vornimmt. 7) Ti 
Eltern und Vormünder, fowie bie Religionsdiener find für die genaue Be: 
folgung der vorftehenden Vorſchriften verantwortlich. Für den Fall der Berı 
Kpung berjelben fteht ben näcften Verwandten, ebenſo wie den Dberen bei 
Kirchen⸗ und — das Recht zu, bie Hilfe ber Behörden 
anzurufen, welche die Sache zu unterfuhhen und das Gefegliche zu verfügen 
haben. 8) Sobald cin Kind das zur Wahl bes Religionsbefenntnifes er 
forderliche Alter erlangt bat, iſt ihm von dev Behörde ber Schuß dieſer 
feinen Freiheit zu gewähren. 4. Eap. Unabhängigkeit der bürgen 
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liden und politifhen Rechte vom Religionshbetenntniffe. 
9) Durch das religiöfe Belenntniß if der Genuß ber bürgerlichen und po» 
litiſchen Rechte weber bebingt noch beſchränkt. Den öffentlichen Pflichten 
barf fein Religionsbekenntnig Abbruch thun. 10) Die Religionsverichiedens 
beit if kein bürgerliches Ehehinderniß. 11) Die Berfchiedenheit des Re: 
ligionsbefenntniffes zwifchen Kindern und beren Eltern oder jonft zu ihrer 
Erziehung Berufenen benimmt biefen bie ihnen wegen ber Erziehung zus 
Kebeuben Rechte nicht. 12) Sebernann kann insbefondere ohne Unterjchieb 
der Religion in den verfchiedenen Ländern fi aufhalten und feinen Wohn: 
fg nehmen, Erwerb und Nahrung ſuchen, fowie die Zuftändigkeit und das 
Bürgerrecht in einer Gemeinde erlangen. Auch ift Jedermann ohne Rück⸗ 
nt auf feine Religion fähig, in den verſchiedenen Yändern Befig und Eis 
gentbum von unbeweglichen wie beiveglichen Gütern, und was immer für 
Rechte in Anjehung berjeiben zu erwerben. 13) Die Anhänger ber verfchier 
been Religionen haben gleiche rechtliche Fähigkeit zur Erlangung öffentlicher 
Würden, Aemter und Bebienungen, 44) Der Eid it von Jedermann ohne 
Rüdfiht auf fein Religionsbefenntnig mit der Formel: „So wahr mir 
Gott belfe”,, zu ſchwͤren. Diejenigen, welchen ihr Religionsbelenntniß eis 
nen Eid überhaupt nicht geſtattet, haben mit gleicher Wirkung bie Ver⸗ 
fiherung durch Handſchlag zu befräftigen. \ 

U. Kirchen- und Religionsgenoffenjhaften. 1. Unterab- 
Ihnitt. Anertennung. 15) Eine religidfe Gemeinſchaft muß, um 
rechtlich zu beitehen und die den Kirchen und Religionsgenofienichaften Traft 
biefes Geſetzes eingeräumten Rechte zu genießen, gejeßlih auerkannt fein. 
16) Unter der Bedingung der geſeglichen Anerkennung ift den Staatsbür- 
gern bie Freiheit zur Bereinigung in religiöſe Gemeinjchaften gewährleiftet. 
17) Die gefetliche Anerkennung fann einer. religidfen Genteinfchaft verwei- 
gert oder entzogen werden, wenn und inmieferne Lehre, Berfaflung ober 
Uebung berfelben dem öffentlihen Wohle ſchädlich ober gefährlich fich zeigt. 
2. Unterabjänitt. Rechte und Verbindlichkeiten. 1. Sap, Im 
Allgemeinen. 18) Eine jede Kirche und Religionsgenoſſenſchaft hat das 
Recht der Öffenstihen Neligionsübung, vorbehaltlich jeboch der nöthigen Maß 
regeln zur Sicherung der öffentlichen Ruhe und Ordnung. 19) Der Staat 
nimmt auf bie blos den Glauben und das Gewiffen betreffenben Gegens 
Hände einer Religion feinen Einfluß, vorbehaltlich ber im Art. 17 erwähn: 
ten Verweigerung und Gntziehung der Anerkennung einer Kirche und Res 
ligionsgenofienfchaft. 20) Die Kirchen: und Religionsgenojienfchaften ord⸗ 
nen und verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig und bleiben im Befite 
und Genufle der für ihre Eultus-, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke 
beitimmten Unflalten, Stiftungen und Fonde. 21) Kirchen- und Religions- 
genoffenfchaften find den allgemeinen Staatsgefegen unterworfen. 22) Dem 
Staate fieht das Recht zu, auch in Religionsangelegenheiten, welche unb 
infoweit fie bas öffentliche Intereſſe berühren, oder mit bürgerlichen Rechts⸗ 
folgen in Verbindung Reben, Anordnungen zu erfafien. 23) Allen Kirchen- 
und Religionsgenofienihaften ift vom Geſetze gleiches Recht verliehen. Es 
gibt feine durch den Staat bevorrechtete Religion. 24) Dem Glauben, dem 
Gottesdienſte und den Einrichtungen jeder Kirche und Religionsgenofienihaft 
ebenfo wie ihren Oberen und Neligionsdienern in Uebung ihre® Amtes 
kommt gleichmäßiger Schuß gegen Verachtung ober Herabfegung ımb für 
Aufrehthaltung des gebührenden Anfehens und ber entſprechenden Ehre zu. 
Art und Maß diefes Schubes beflimmen die Strafgefege. Der durch dieſel⸗ 
ben einer Religion vor den übrigen zugewendete befondere Schuß bat aufs 
zubören. 25) Kirchen- und Religionsgenofienfchaften genießen nach außen 
die Rechte von Vereinen unb Körperſchaften mit ben entiprechenden Ver⸗ 
pfigtungen. Das Berhältniß und ber Verkehr zwoifchen bem einzelnen 
Kirchen⸗ und Religionsgenofienfchaften ift baher nach ben biesfäligen alls 
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gemeinen bürgerlichen Geſetzen zu beurtheilen und zu behandelt. 2. Gar. 
Im Beionderen 4. Titel. Im Verhältniſſe zur Staatdge 
walt. 26) Der Verkehr zwifchen den Oberen und ben ihnen untergebenen 
Dienern und Angehörigen einer Kiche und Religionsgenoflenichaft iſt un: 
gehindert. Die Befanntmahung ihrer Verfügungen ift nur denjenigen Be 
Ihränfungen untermvorfen, welden alle übrigen Veröffentlichungen unterlic 
gen. Doch müſſen bie allgemeinen Anorduungen, welche die im einer rei 
giöfen Gemeinfchaft beftebende anorbnende Gewalt in Bezug auf bie Lehre, 
Berfaffung und Uebung erlägt, bei ihrer Befanntmachung ber Behörde tes 
Staates in beglaubigter Abjchrift mitgetbeilt werben. 27) Für jebe Kirde 
und Religionsgenofjenfchaft find die Errihtung, Veränderung oder Auibe: 
bung von Aemtern ber Seelforge niederen oder höheren Ranges, die seit: 
fegung ihrer Bezirfe und Sprengel, fowie die bdiesfüligen Zu⸗ und Ab: 
theilungen an die Zuftimmung des Staates gebunden. 28) Berjammlun- 
gen der Vorſteher ober Diener einer Kirche ober Meligionsgenofienihait, 
welche nicht regelmäßig zur Bejorgung ber gewöhnlihden Angelegenbeittn 
gehalten werben, fie mögen mit oder ohne Zuziehung von Angehörigen ter 
religidfen Gemeinfhaft flatifinden,, find längftens drei Tage vor ihrer Ak: 
haltung der Regierung anzuzeigen. Die Beichlüffe ciner ſolchen Verſamm⸗ 
lung find der Regierung fchriftlid mitzutheilen. 29) Die Regierung ıf, 
im alle fie wahrnimmt, daß in einer Kirche oder Religionsgenofienicaft 
Mipbräuhe oder Unordnungen eingetreten find, Verſammlungen ber Rer: 
fteber oder Diener ber religtöfen Gemeinfchaft mit oder chne Zuziebung 
von Angehdrigen bderjelben zur Wiederherftellung ber Einigfeit und Ord 
nung unter ihrem Schuge zu veranlaffen berechtigt, ohne jedoch in die Ge: 
enftände der Religionslehre felbft ſich einzumiichen. 30) Dem Landet: 
Flrften ftehen in Anſehung der Ernennung, der Wahl ober bed Vorſchlages 
zu kirchlichen Aemtern in einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft diejenigen 
Rechte zu, welche deren Sapungen ihm.als foldem einräumen, ober ihm in 
Gemäßpeit derſelben insbefondere gewährt werben. 31) Aue Borfteher und 
Diener einer Kirche oder Religionsgenofjenfhaft haben vor dem, Antritte 
ihres Amtes dem SKatjer ben Eid der Treue und des Gehorſams wie ber 
genauen Beobachtung der Geſetze und gewiſſenhaften Erfüllung der Pflichten 
zu Ihwören. 32) Die nadı ben Sapungen einer Kirche oder Religiontge: 
nofjenfchaft ben Oberen berfelben über ihre untergebenen Religionsdiener 
zufommende Amtsgewalt wird von ihnen jelbftitäudig ausgelibt. Tie 
zwangoweiſe Durchführung der bezüglichen Erkennmiſſe und Verfügungen 
hat jeboch mittelſt ber weltlichen Behörde ftattzufinden, welche nur bei Nad- 
weiſung der Orbnungsmäßigfeit des Vorganges darauf eingehen kann. 
33) Dem Staate flieht bie Macht zu, im Wege bes Gejeges zu beftimmen, 
wann ein Vorfteher oder Diener einer Kirche ober Religionsgenoffeufcaft, 
um bes öffentlichen Intereſſes willen, von feinem Amte zu entfernen in, 
und bie Regierung hat das Recht, das Geſetz in einzelnen Fällen zur An: 
wendung zu bringen. 34) Die Vorfteher und Diener einer Kirche oder 
Religionsgenofienichaft haben mit den übrigen Staatsbürgern gleiche Rechte 
und Pflichten in bürgerlicher und politifher Beziehung. Sie wuuterfichen 
gleich diefen ben Civil» und Strafgefegen, wie ben Behörden und Gerichten 
bes Staates. ‚35) So meit es fi um bie Feier des äußeren Gottesdienſtes 
nah Ort, Zeit und Zahl Handelt, kann der Staat Aufpebungen ober Be: 
fhränfungen verfügen. 36) Dem Staate fommt es aber auch au, in An: 
fiht auf bie vefigiölen Bebürfniffe feiner Bürger oder ſonſt im öffentlichen 
Antereffe den Vorſtehern und Dienern ber Kirchen und Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaften Verpflichtungen bezüglich der Feier des äußeren Sottesdienftes in 
der obigen Richtung aufzulegen. 37) Oeffentliche Verſammlungen und 
Züge zur gottesdienſtlichen Feier, ſoferne fie außergewöhnliche find, müſſen 
drei Tage vor ihrer Abhaltung den für die öffentliche Ordnung und 
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Sicherheit beitehenden Behörden, in beren Bezirken ſie fattfinden follen, 
angezeigt, und können von diefen aus Gründen bes öffentlichen Intereſſes 
unterjagt werben. 38) Geheime Zuſammenkünfte zur Feier eine® Gottes: 
bienftes find verboten. 39) In foweit bie öffentliche Sicherheit und bie 
Forderungen ber Gerechtigkeit es geftatten, ift ben Kirchen und Gottes= 
bäufern jeder Kirche und Religionsgenoffenfhaft die Immunität gleichmäßig 
gewährt. 40) Religiöfe Inflitute, deren Mitglieder zufolge feierliher Ge: 
lübde nad einer beſtimmten Regel unter einer Oberleitung gemeinfchaftlich 
leben und verfehren, find an bie Zuftimmung ber Staatsgewalt gebunden. 
Es bedarf der Genehmigung der Regel und ber Sapungen eines folden 
Inftitutes von Seite der Stantsgewalt ebenfowohl bei Errichtung dieſes als 
bei Veränderung jener. Der Staat kann aud in Folge feiner Genehmigung 
beſtehende Inſtitute derart, fobalb fie ben Staatszweden ſchädlich ober ge- 
fährlich werden, aufheben und unterbrüden. 41) Die Bildung eigener 
Gemeinden in Kirhen und Religionsgenoſſenſchaſten erfordert die Geneb: 
migung ber Negierung. Die Bebingungen hierzu find, daß die Mitglieber 
derjelben die nöthigen Mittel zu dem Unterhalte der Religionsbiener , ber 
Herftelung und Erhaltung ber gottesbienfllihen Gebäude und Einrichtung, 
fowie ber Beflreitung ber Koften bed Gottesbienftes befipen oder biefeiben 
anf geſetzlich geflattetem Wege aufzubringen vermögen. 42) Andere Ber: 
einigungen in einer Kirche oder Neligionsgenofienfhaft unterliegen dem 
allgemeinen Bereinsgefebe. 43) Der Einfluß jeder Kirche und Religions 
genofienichaft in den Schulen ift auf den Unterricht in der beziiglichen Re⸗ 
ligion eingeſchränkt. 44) Die Oberauffiht bes Staates in Abſicht auf 
Unterridt und Erziehung erfiredt fi auch auf den Unterricht und bie Er- 
ziehung in ber Religton. Insbeſondere iſt der Staat in Ausübung diefes 
Oberauffihtsrechtes befugt, in Anfehung der Unterrichts: und Erziehungss 
onftalten für NReligionsdiener Anordnungen zu treffen und beren Befolgung 
zu überwachen. 45) Eine Genfur irgend einer Kirche und Religionsgenofjen= 
ſchaft im Betreff ber Bücher oder anderer Schriften darf nicht beftehen. Das 
Preßgeſetz des Staates allein bat auch für Werke der Preſſe veligidfen In⸗ 
baltes feine volle Wirkſamkeit. 46) Die Geſetzgebung in Abfiht auf bie 
Ehe und diesfällige Verlöbniffe, foweit es fih um ihre bürgerliche Giltigfeit 
und Wirkungen banbelt, fteht dem Staate allein zu, unb er übt die be= 
zügliche Gerichtöbarfeit durch weltlihe Gerichte aus. Zur bürgerlichen 
Giltigkeit der Ehe ift die feierliche Erklärung ber Einwilligung ber Braut- 
leute vor dem orbentlihen Seelforger eines berfelben erforberliih, Wird 
jedoch die Aufnahme diefr Erflärung aus einem nicht im bürgerlichen 
Rechte begründeten Anftand verweigert, fo ſteht es den Brautleuten frei, 
bie Ehe giltig vor der weltlichen Obrigkeit zu fchließen. 47) Die dermalige 
Ehegeiebgebung ift einer Revifion zu unterziehen. 48) Die Gerichtsbarkeit 
ber geiftlichen Ehegerichte geht mit einem zu beflimmenden Zeitpunfte an 
bie weltlihen Gerichte über, 49) Für Ruheſtätten der Berftorbenen bat 
die Gemeinde Sorge zu tragen und ift das Begräbniß der Todten eine 
durch bie Geſetze des Staates zu regelnde Angelegenheit. Jede Kirche und 
Religionsgenoffenjchaft ordnet nur die ottesbienfligen Verrichtungen bei 
Leichenbegängniffen nah ihren Saßungen. 50) Die Standesbücher (Ge: 
buris⸗, Ehe= und Sterberegifter) werben von den Seelforgern oder anderen 
buch den Staat beitellten Beamten in feinem Namen und Auftrage wie 
nah feinen Borjchriften geführt. 51) Jede Kirche und er Keen 
ſchait ift in der Erwerbung von Gütern und Bermögen ebenjo wie in der 
Verfügung darüber vom Staate aus Teiner befonberen Beſchränkung unter- 
worfen. 52) Das Vermögen und Einfommen ber religiöfen Gemeinſchaften 
genießt bie gleichen Rechte und unterliegt ben gleihen Laften wie ein 
anderes. 53) Die in ben verfchiedenen Ländern beftehenben Religionsfonde 
jollen den Kirchen, aus deren Vermögen fie gebülbet werben. aurädneftellt 
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unb bis dahin beren Einkünfte zum Zwecke und Beſten derſelben verwendei 
werben. Das Gleiche gilt in Anfehung bes in die Studienfonde ber ein— 
zelnen Länder einbezogenen kirchlichen Vermögens. 54) In wieferne Kirchea 
und Religionsgenofienfhaften weder aus Stiftungen und fonfigem 2er: 


mögen, noch durch vertragsmäßige oder freiwillige Beiträge hinreichende 


Mittel zur Beftreitung ber veligiöfen Bebürfnifie befigen, unb den Ange 


börigen zu ſolchem Zwecke Abgaben und Leiftungen ven was immer für. 





einer Art und Benennung auferlegen, ift zu ben diesfällinen Anorbnungen 


bie Zuſtimmung der Staatsgewalt erforberlih. Ebenſo bebürfen tie für 
gottesdienftliche Verrichtungen oder für Amtshandlungen ber Vorſteher ober 
Diener einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft von ben Angehörigen ver: 
felben geforberten Gebühren der Genehmigung des Staates. Die zwangé 
weile Erfüllung der in gehöriger Weiſe angeordneten Leitungen und Ce: 
bühren hat mittelft der weltlichen Behörde zu geichehen, welcher bie vet: 
lichen Bebingungen bierzu nachzuweifen find. 55) Ber in einer Kirche eder 


Religionsgenoſſenſchaft als Abgabe an die Borfieher und Diener derſelben 


noch beftehende Zehent oder Leiſtungen, weldye einen Gegenftand ber Grund: 
entlaftung bildeten, find gegen Entihädigung aufzuheben, und bat bieie 
Entihädigung nah Maßgabe ber in den Gejegen über die Grunbentlaftung 
bezüglich der Zehente im Allgemeinen wie in Betreff eines jeden einzelnen 
Landes aufgeitelten Grundſätze zu geichehen. Soweit ein folder Zebent 
oder eine berartige Leiflung bereits aufgehoben, aber bie Entfhäbigung noch 
nicht erfolgt wäre, hat bieje eben nach Maßgabe ber bezogenen Grunbjäge 
nachträglich zu geichehen. 56) Im alle der Nothwendigkeit haben Kirchen 
und NReligionsgenofienihaften fowohl in Auſehung bes Unterhaltes ihrer 
Neligionsdiener, als auch der Herftelung und Erhaltung der gotte@dienf: 


lihen Gebäude und Einridytung auf eine Unterflügung von Eeite des 
Staates zur Beltreitung der biesfälligen Koften gleihmäßigen Anſpruch. 


Diefe Unterftügung Taın vom Staate an bie von ihm zu beflinmenten 
Bebingungen gebunden werben. 57) Ten Kirchen und Religionsgenojicn- 
Ihaften ftehen im Anſehung des ihren Vorſtehern oder Dienern eigenthüm: 
lichen Vermögens im alle bed Todes berfelben feine anderen Rechte au, 
als welche ihnen in Gemäßheit ber bürgerlidhen Geſetze und durch rechts- 
giltige Verfügung ber Erblaffer eingeräumt werben. 58) So lange vie 
Gewalt ber Vorfieher und Diener einer Kirche oder Religionsgenofienfcait 
die Grenzen ihres Wirkungskreiſes nicht überſchreitet, kann biefelbe gegen 
jede Verlegung ihrer Nechte und Geſetze ben Schuß ber Staatsgewalt an: 
rufen, der ihr von ben Behörden nicht zu verfagen ift. Es ſteht aber auch 
ben Angehörigen einer Kirche oder Religionsgenofienfchaft ebenfomohl ale 
ben untergebenen Religionsbienern bie Befugniß zu, im alle fie durch bie 
ihnen vorgejegte Gewalt in ber Stirche oder Religionsgenofienihaft gegen 
bie feftgejeßte Ordnung beſchwert werben, dagegen den Schub bes Staates 
unb feiner Behörden anzurufen, von denen ibnen biefer zu gewähren it. 
2. Tit. Im Verbältniß zu den Angehörigen. 59) Die Madı 
und die Befugniſſe der Vorfteher und Diener in einer Kirche ober Religione: 
enofienihaft in Anfehung ber Angehörigen berfelben ebenſowohl als bie 
flihten diefer gegen jene, richten fih zwar nah ben Satzungen jeber 
Kirche und Religionsgenofienihait ſelbſt, es haben jeboch die in ben nad: 
folgenden Artikeln enthaltenen Beſchränkungen zu gelten. 60) Kein Ange: 
höriger einer Kirche oder Neligionsgenofienichaft barf von deren Vorſtehern 
oder Dienern zu einer gottesdienfllichen Handlung, noch bazu gezwungen 
werben, bie in berfelben üblichen Ruhe⸗- ober Feiertage zu beobachten. 
Jedoch barf er buch fein Verhalten den Gottesbienft ber übrigen weder 
Hören noch diejenige Achtung verlegen, welche eine Kirche ober Religions: 
genofienihaft bei Ausübung ihrer religiöfen Handlungen und Gebräude 
von Jedermann fordern Tann (Mrt. 24). 61) Inſoferne ben Vorſtehern 
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ober Dienern einer Kirche oder Religionsgenoffenfchaft nach deren Satzungen 
eine Gerichtsbarkeit Über ihre Angehörigen zufemmt, muß biefelbe auf bie 
rein religiöfen Sachen, nämlich des Glaubens und Gewiſſens und der Er⸗ 
fülung der Kirchen- und Religionspflichten einer religidfen Gemeinſchaft, 
nach ihrer Lehre und Verfaſſung eingefhränft bleiben. 62) Die Straf: 
ewalt ber Borficher und Diener einer Kirche oder Religionsgenoſſen ſchaft 

r ihre Angehörigen darf ausfhlieglih nur von Strafen Gebraud machen, 
welche in Entziehung gottesdienſtlicher Vortheile und genofienfchaftlicher 
Rechte bise zum Ausihluß aus der Gemeinfchaft beftehen. 63) Nur injos 
ferne Kirhen und Religionsgenofienfhaften weder aus Stiftungen und 
tonfligem Bermögen nod durch vertragsmäßige ober freiwillige Beiträge 
Hinreichende Mittel zur Veftreitung ber religidfen Bedürfniſſe befigen, dürfen 
ben Angehörigen zu foldem Awede Abgaben und Leiflungen unter biefer 
ober jener Art oder Benennung anterlegt werden. Kein Angehöriger kann 
aber hierzu verhalten werden, wenn nicht die Art. 54 geforberte Zuftim- 
— des Staates zu ſolchen Abgaben oder Leiſtungen erfolgte. Auch zur 
Entrichtung von Gebühren für gottedienſtliche Verrichtungen oder für 
Amtshandlungen ber Vorſteher oder Diener einer Kirche ober Religions⸗ 
genoſſenſchaft iſt fein Angehöriger verpflichtet, wenn nicht die in dem vors 
bezogenen Artikel auch bierzu geforderte Genehmigung bes Staates befleht. 
3. Tit. Im Berhältniſſe zu anberen Religionsgenofjen. 
64) Die im Staate beftehenden Kirchen und Religionsgenoffenfchaften find 
ſich wedfelieitig gleiche Achtung ſchuldig, gegen deren Verfagung ber obrig- 
feitlihe Schuß amgernfen werden Tan. Diefer tft nicht zu verweigern, 
jede Selbfihilfe aber ausgefchloffen. 65) Jede Kirche und Religionsgenoffen- 
Schaft kann verlangen, daß fie in ihren Neligionshandlungen von ben Ge: 
noffen anderer Religtonsparteien nicht geftört werde (Art. 24). 66) Die 
Angehörigen keiner Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft Fünnen verbindlich 
gemadt werben, an bem Gottesbienjte ber anderen Antheil zu nehmen. 
Kein Religionstheil ift ſchuldig, die befonderen Ruhe- und Feiertage des 
anberen zu halten, jonbern es fol ihm frei eben, an folchen Tagen wie 
au anberen feln Gewerbe auszuüben und feine Gefchäfte zu verrichten, 
jedoch mit der im Art. 60 enthaltenen Befchränfung. 67) Angehörige einer 
Kirche oder Religionsgenofjenjchaft können niemals zu irgend welchen Bei: 
trägen für bie Cultus-, Unterrichts: ober Wohlthätigkeitszwecke einer 
anberen religiöfen Gemeinfhaft verhalten werben. 68) Der Ugpertritt von 
einer Religionspartei zu einer anderen fteht jederzeit frei; doch muß er fo: 
wohl bei dem einfchlägigen Vorſteher oder Diener ber neugewählten Kirche 
oder Religionsgenoffenihaft als der verlaffenen perſönlich erflärt werben. 
69) Keine Religionspartei darf bie Genofjen einer anderen duch Zwang 
sder Lift zum Uebergange befiimmen. 70) Durch die Religiongperänderung 

«geben alle genoilenichaftlichen Rechte ber verlaffenen Kirche oder Religions: 
genofienihait an bern Ausgetretenen ebenfo wie bie Anfprüce biejes an 
jene verloren. 71) Die den vorftehenden Grundjäßen und Vorſchriften 
wiberftreitenben Beitimmungen der bisherigen Geſetze, auf welder Grund: 
lage fie beruhen, und in welcher Form fie erlaffen fein mögen, können in 
den Königreihen und Ländern, für welche biefed Geſetz Fund gemacht wirb, 
zu feiner Anwendung mehr kommen. 

Anmerk. Bericht und Antrag des Ausſchuſſes find bis zum Schluß 
ber Seffion am 18. Dec. nicht zur Berathung gekommen. Vgl. Übrigens 
unter bem 28. Mai. . 

Anf. März. (Dalmatien). Der Landesansſchuß von Dalmatien pros 
teflirt gegen den dem bisherigen eroatiſchen Hof⸗Decaſterium bei 
gelegten Titel einer Hof⸗Canzlei für das Königreich Dalmatien, 
Slavonien and Erratien (1. 14. Ian.) 
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18. März. Der Finanzminiſter legt dem Abg.⸗Hauſe das motivirte Ue⸗ 


15. 


18. 


21. 
22. 


24. 


29. 


bereinfommen bed Staates mit der Nationalbanf und die neuen 
Bankftatuten, ferner einen Gefeßentwurf vor, betr. die Erhöhung 
bes außerorbentlihen Zufchlages auf mehrere directe Steuergattuns 
gen, nämlich: die Grundfteuer, Gebäube-@lafienfteuer, Erwerb: und 
Einfommenfteuer. Die Wirkſamkeit des Gefetentwurfes fol am 
1. Mai 1862 beginnen. Die Mehreinnahme ift auf 18,600,000 fl. 
veranschlagt. 


„ Der Kaifer ertheilt dem einzigen unter den böhmiſchen Kirchen: 
fürften, der zur Berfaffungsfeier am 26. Febr. ein feierlihes Hoch—⸗ 
amt in eigener Perfon celebrirte, dem Bifchof von Leitmeriz, bie 
Mürde eines wirklichen Geheimeraths. Dagegen richtet der Staate- 
minifter an den Garbinal- Fürft-Erzbifhof von Prag und’an bie 
Bifchöfe von Budweis und Königgrätz ein amtliches Tadelſchreiben 
wegen Unterlafjung der eier: 


Der Minifter fpricht darin aus, es fei nicht Einhaltung eines objectiven 
Stanbpunftes, wie die Prälaten ber Aufforderung der Statthalterei gegen: 
über behauptet hätten, wenn fie ſich mweigerten, auf einen großherzigen kaiſ. 
Act den Segen bes Himmels herabzuflchen. Es fei unberehtigt, die An: 
hänglichfeit an die Verfaflung, welche der Kaifer gegen jeden Angriff fchir- 
men zu wollen erflärt babe, als eine bloße Parteifache zu behandeln, wenn 
fie nicht die Abſicht hätten, verfafjungsfeindliche Tendenzen zu ermuthigen. 


Der Minifter fpriht daher die Erwartung aus, daß bie Biſchöfe fünftigbin 
das Beſtreben unterlaffen würben, die entfchieden ausgeſprochene Abficht bes 


Kaifers, bie Verfaffung bes Neichs zu confolidiren, irgenbwie zu beirren. 


„ Der Finanzausfhuß des Abg.⸗Hauſes beräth und genehmigt im | 


Budget für 1862 den Voranſchlag für den Minifterrath, befchliegt 
indeß einftimmig 


„den Herrn Staatsminifter geziemend mit dem Erſuchen zu begrüßen, | 


bie Urſachen bekannt zu geben, warum bie Miniſterverantwortlich— 
keit noch immer nicht gefeglicdh geregelt wurbe, unb ihn aufmerffam zu 
machen, daß fih der Beſchlußfaſſung über das Budget erhebliche Schwierig: 
feiten entgegenftellen dürften, wenn nicht die Minifterverantwortlichfeit vor: 
ber im Sinne des conftitutionellen Staatslebens feftgeftellt würde.“ 


5 darſt Windiſchgrätz + in Wien. 


„ (Ungarn). Koſſuth's Project einer Donau: Eonföderation. 
Die Stellung, die er darin ben Magyaren anmweist, ift nicht ges 
eignet, feinen Einfluß auf feine Landsleute zu erhöhen. 


» Das Abgeorbn. Haus beginnt die Finanzdebatten, bie Rechte 
(Czechen und Polen) erhebt neuerdings Einfprache gegen die Com: 
petenz des engeren Reichsraths bafür, erklärt fih an bdiefen Be: 
rathungen nicht betheiligen zu können und verläßt das Haus, 


„ (Siebenbürgen). Die fächf. Rationsuniverfität genehmigt bie 
Anträge ihrer Siebnercommifflon und befchließt, ihre Anerlennung der 


Februarverfaſſung wie ihre Wünfche bezüglich der Inneren ftaate- 
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rechtlichen Verhaältnifſe Siebenbürgens in einer Adreſſe an ben 
Kaiſer niederzulegen: 


.... Die Univerfität ber ſächſiſchen Nation betrachtet das kaiſerl. Diplom 
vom 20. October 1860 und das Etaatsgrundgefeh Über bie Reichsvertretung 
vom 26. Februar 1861 als die Grundlagen für ben nothwendig ge- 
wordenen neuen Auftau bes öffentlichen Rechtes auch des Großfürftentbums 
Siebenbürgen und wirb ibrerfeits dahin wirken, daß bie Verfaflungsfrage 
Siebenbürgens, im Wege ber Gefeßaebung des Landes, auf benjelben 
Grundlagen einer befriedigenben Löſung zugeführt werde, 


„Um aber in diefem Sinne eine bleibende enung ber neuen Staats- 
einrichtungen zu erzielen, glaubt die Nationsuniverfiiät zugleich bie nach⸗ 
Kehenden Grundſätze aufitellen zu müſſen, deren Anerkennung bei Durch: 
jührung dieſer Aufgabe fie für nothwendig bält. 1) Zur allen der Reichs: 
vertretung verfallungsgeniäß nicht vorbehaltenen Angelegenheiten behält 
Siebenbürgen das Recht der jelbfifländigen Vertretung und Gefetgebung. 
2) Ebenſo bleibt das von der Unierfität der fächfiihen Nation für ihre 
innern Angelegenheiten von jcher ausgeübte Recht der Bertretung und 
Sejeßgebung aufrecht und hat überhaupt der Grunbjag der volliien Mu⸗ 
ntcipalautofomie auch bezüglich der übrigen Nationen, Ungarn, Szefler 
und Romänen, im Lande zu gelten. 3) Die Geſammtheit ber romänt: 
ſchen Bevölkerung if als ftändifche Nation förmlich anzuerkennen 
und Bat als folde mit den übrigen ftändifhen Nationen des Landes gleiche 
Rechte. 4) Die Verwirflihung des die Anerkennung der romänifhen Na⸗ 
tion bedingenden Grundſatzes zieht nothiwendig eine tief greifendbe Aen— 
derung des bisherigen Syſtems bes öffentlichen Staatss 
rechtes in Siebenbürgen, infoferne dasjelbe auf ben Beſtand von brei 
Nationen und vier Religionen begründet war, nach fih. Es werben baber 
bie diesbezüglichen Einrichtungen in einer Weile getroffen werben müſſen, 
welche, wie Em. Maj. felbft in dem Allerböchiten Handſchreiben an ben 
Minifter Grafen Rechberg vom 20. October 1860 auszuiprehen gerubten, 
ebenfo den Anſprüchen ber früher berechtigten Gonfefjionen, Nationen unb 
Stände, wie den Anforderungen ber früber an den politifchen Berechtigungen 
nicht theilhabenden Nationalitäten, Gonfefjionen und Glajien des Landes 
gerecht wird. Die Sale Erledigung der hier in Anregung gebrachten 
Angelegenheiten kann wohl nur auf bem Wege ber Gejeßgebung erfolgen; 
da aber wird fie eine der eriten Verhandlungsgegenſtände ſchon des nächften 
jiebenbürgifchen Landtages fein müflen, zumal fie mit der, in dem aller: 
höchſten Reſcripte vom 19. September 1861 eröffneten, eriten königlichen 
Propofition im Zufammenbange fteht und es winfchenswerth ift, daß die 
nächfle Landesvertretung hierauf bezügliche Vorlagen von Seiten ber hoben 
Regierung erhalte. Schon diefer Umftand legt dem nächſten fiebenbürgifchen 
Kaubtage eine große Wichtigkeit bei, welche noch weſentlich durch die Er: 
wartung gefteigert wird, daß auf biefem Landtage auch die Frage ber gemein: 
ſamen Reichövertretung zur Verhandlung gelangen nıuß. Die Zuſammen- 
jegung diefes Landtages ift daher unftreitig eine Lebensfrage. . . . 

„Das find, Ew. Maj.! die Erflärungen, Anträge und Bitten, welche bie 
Univerfität der immer treuen fächfifhen Nation, auf Grund ber in ihrer 
Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe, an den Stufen des gebeiligten Thrones 
in ber treuherzigen Hoffnung nieberlegt: es werde das —2 des deutſchen 
Volkes in Siebenbürgen, welches bei allem Wechſel erhebender und nieder⸗ 
brüdender Erfahrungen nie müde wird, an ber Befeſtigung bes Öfterreichi- 
ihen Sefammtreihes redlich nad feinen Kräften mitzuhelfen, nicht 
ohne Erfolg bleiben, aber auch in den Augen der Brudemationen bes Lan⸗ 
bes, mit denen es Leib und Freude burch Jahrhunderte getbeilt hat, jene ge 
rechte Würdigung ſinden, welche ber offen ausgefprochene ehrliche Mannes⸗ 
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finn für bie Reinheit feiner Abſichten vor aller Welt in Anſpruch nehmen 

darf. Anſtatt in flummer Ergebenheit zu erwarten und hinzunehmen, was 

das Schickſal bringt, haben wir, wie e8 bie von ben Ahnen überfommene 

Million „ad retinendam coronam“ verlangt, unfere Stimme erhoben unt, 

feinen Augenblid im Zweifel, uns dahin geftellt, mobin Pfliht, Gewifien 

ae uns rufen: zu Ew. Maj. und zu der Verfaffung des 
eiches.“ 


31. März. (Wälſchtyrol). Trient wählt ben bisherigen Gemeindeaus⸗ 


ſchuß neuerdings wieder. Baffiver Widerſtand. 


„ (Oberöfterreih, Salzburg). In Oberdfterreih, Salzburg, 
Tyrol und andern Kronländern wirb ein Petitionsſturm gegen das 
fog. Religionsebict des confefiionellen Ausſchuſſes organiftrt. 


7. April. Der Finanzausſchuß des Abg.-Haufes erflärt das Abkommen 


9, 


10. 


15. 


der Regierung mit der Bank faft -einftimmig für nicht annehmbar. 


„ (Eroatien). Errichtung einer eigenen Septemviraltafel für 
Croatien in Agram. 


„  Unterhandlungen bes Staatsminiftere mit ben verſchiedenen 
Fractionen ber Majorität des Abg. = Hanfes über die Anerkennung 
ber Berantiwortlichleit ber Minifter. Diefelbe wird von allen entfchie- 
ben geforbert (f. 18. März). 


„ (Tyrol). Eine Eingabe an das Abg.⸗Haus aus Tyrol prote: 
flirt gegen das vom Ausfhuß des Abg.Hauſes (f. 28. Yebr.) 
bemfelben vorgefchlagene Religionsebict: 


„... Die Männer in Tyrol halten es im Hinblid auf die hochachtbare 
Minderheit des Ausſchuſſes und bie vielen ausgezeichneten Abgeorbneten für 
bie ap Pflicht, ihre Stimme zu erheben, um biefelben zu fräftigen und 
durch einen entichieden — Volkswunſch das Gewicht ihrer 
Grünbe zu unterſtützen. 1) Wir proteſtiren gegen einen Geſetzentwurf, ber 
unfere h. Tath. Kirche auf's Tieffte herabmwürdigt und fie jebem neu entſtehen⸗ 
ben Sonventifel gleichſtellt, der burch politiſche Maßregeln den Gottesbienft 
unb bie religidfen Uebungen abändern, unterfagen und ordnen will und 
dadurch unjere Gewiſſen ſchwer verlegt. Wir proteftiren gegen einen Ent: 
wurf, ber bie Gewifjensfreiheit als Grundſatz obenan flellt, in der Durch: 
führung felbe wohl etwa folchen, bie feinen Glauben und fein Gewiſſen 
haben, mit forgfältiger Wengftlichkeit wahrt, während bie Kirche, als Ber: 
ſammlung ber Gläubigen, jeder freien Bewegung beraubt zu fein beflimmt 
wird. Wir protefliren gegen einen Entwurf, der nur täufchenb die GTeich- 
berechtigung ausfpricht und fie wohl den akatholiſchen Confeſſionen m Wirt: 
lichkeit zuwendet, aber das wahrhaft Katholiſche einfhräntt und bindet. Da 
kann doch von einem „felbfifländigen Ordnen und Verwalten ber eignen Ange— 
legenbeiten“ feine Rebe fein, wo das Orbensleben, wo das Berbot oder bie 
Erlaubniß gottesdienftliher Handlungen von bem Gutdünken der Staate- 
biener,, die ja auch Akatholiken oder Juden fein Lönnen, abhängig gemacht 
wird. Wir erflären, daß wir in religidfen und firchlichen Dingen nach ber 
Ausrbnung Gottes den Nachfolgern ber Mpoftel geborgen und bie Lieber: 
eugamg m uns tragen, daß ohme beren Zuthun Fein berartiges Geſetz wirt: 
* in's Leben treten kann. 2) Wir proteſtiren gegen dieſen Geſetzentwurf, 
der gerade in der ehrwürdigſten und heiligſien Angelegenheit des Lebens 
die Freiheit der gläͤubigen Unterthanen fo ſchwer drüdt und dieſen Druck in 
einer Zeit, in der man auf allen Gebieten nach freieren Cinrichtungen 
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ringt, nur um fo fühlbarer macht. 3) Wir protefliten gegen einen Gefeh- 
entwurf, ber fowohl die Eintracht zwiſchen Kirche und Staat, ale die Orb: 
numg der religiöjen Verhältniſſe, welche durch jene feierliche Vereinbarung 
zwifhen Sr. Heiligkeit Papfſt Pius IX. und Gr. apoft. Majeflät Yranz 
Joſeph I zum fittlihen und religiöfen Wohle ber Voller erreichs be⸗ 
feſtigt wurde, ſicherlich ſtört, den unheilvollſten Kampf zu, entzünden und 
dadürch bie verderblichſten Wirren heraufzubeſchwören geeignet if. 
protefliren gegen einen Entwurf, ber durch das höchſte Mißtrauen gegen 
unfere Kirche, durd bie Entweihung ber Heiligkeit bes Ehebundes, durch 
die Trennung der Schule don ber Kirde und bie Verweltlihung ber Kinber- 
erziehbung unfere Gewiffen und elterlichen Rechte verlegt, die Lockerung ber 
fittlihen und — Bande mit ſich bringen und namenloſes Elend 
in Reich und Vaterland hereinführen kann. 4) Wir Gemeinden und Män- 
ner in Tyrol proteftiven um jo lauter und fräftiger gegen jenen Entwurf, 
weil unfer Land durch die bitterfien Erfahrungen unter fremden Regierungen 
die unfeligen Folgen politiſcher Webergriffe in geiftlihe Dinge kennen gelernt 
Hat und wir einen tiefen Abfcheu gegen bergleihen Dinge von unferen ruhm⸗ 
vollen Bätern ererbt haben. indem wir biefen Proteſt in reblichfter Weber: 
zeugung und gerechtefter Entrüftung vor aller Welt erheben, wollen wir ums 
fere Vertreter an jene ewig binbende Berantwortlichkeit, von ber fein menſch⸗ 
liches Geſetz befreit, mahnen ; und wir hoffen und wunſchen, daß ein h. Haus 
zur Ehre der Religion und zum Wohle Defterreichs jenen Gefegentwurf nicht 
annehme. Gott fegne ben Kaiſer, bas Land und das Reich!“ 


30. April. (Wälfchtyrol). Die Handelskammer von Roverebo beſchließt, 


nachdem das Staatsminifterium ihr Gefuh um Trennung bes 
Kreifes von Trient von Deutſchtyrol und Einverleibung besfelben 
in das dfterr. Italien abgewiefen, dieſes Gefuh fo oft zu ers 
neuern, als fich eine günftige Gelegenheit dafür ergeben würde. 


1. Mai. Der Staatsminifter verfündet dem Abg.-Hauſe eine kaiſerl. Bot: 


Schaft, welde bie Berantwortlichfeit der Minifter gegenüber ber 
Reichsvertretung zugefteht: 


„An dem Zeitpunkte, in welchem der Reichsrath bie verfaffungsmäßige 
Behandlung des Staatsvoranſchlages für das Jahr 1862 und der damit im 
Zuſammenhange ſtehenden Finanzgeſetze beginnt und insbeſondere bie Be: 
banblung jener Regierungsporlagen vorgenommen werben foll, durch welche 
die Dedung ber Staatsbebürfniffe und Regelung ber Gelbverhältnifie anges 
firebt wird, haben Ge. Majeflät Allerhöchſtihren Miniften ben Nuftrag 
zu ertheilen gerubt, ben beiden Häufern bes Reichsrathes Tundzugeben, 
baß bie am 2, Juli 1861 in dem Haufe ber Mbgeorbnieten abgegebene Er- 
flärung, baß die Minifter für die Aufrechthaltung ber Verfaſſung und für 
bie genaue Erfüllung ber Geſetze auch ber Neichsvertretung gegenüber fi 
für verantwortlidh erfennen und biefe Verantwortung übernehmen, mit au®: 
brüädliher Senebmigung ©. M. des Kaifers abgegeben worden ift, 
daß S. M. nit nur dem Grundſatze ber Minifterverantwortlichfeit mit 
jener Begrenzung, wie fie am 2. Juli 1861 feftgeftellt wurbe, die Aller 
höchſte Zuſtimmung ertheilten, fondern auch Tonftatirt wiffen wollten, daß 
mit der ſchon durch Ertheilung ber Berfaffung begründeten 
Anertennung dieſes Grundſatzes bie in dem allerhöchſten Kabinetsfchreiben 
vom 20. Auguft 1851 enthaltene Beftimmung, daß das Miniſterium allein 
und ausichließlich gegenüber bem Monarchen verantwortlich erflärt, unb 
gegenüber jeder andern polttifchen Autorität ber Verantwortlichkeit enthoben 
worden if, felbfiverftändlih infoweit außer Wirkſamkeit getreten if, 
ale fie mit dem obengebachten Srunbfage ber Miniſterverantwortlichkeit nicht 
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im Einflange flieht. Auch haben Se. Mai. zu genehmigen gerabt, daß 
feinerzeit zu einem Verfaſſungsgeſetze über die Berantwortlichteit der Miniiter 
unter Feſihaltung ber in der Sikung des Abgeoronetenhaufes vom 2. Juli 
1861 ausgefprohenen Grunbfäge, feitens der Megierung bie Snitiative ge: 
nommen werde.“ 


6. Mai. Beginn der Debatte über das Bubget für 1862 im Abg.-Haufe 


7. 


des Reichsraths. 
„Oeſterreich proteſtirt in einer Depeſche nach Berlin ſehr leb— 
haft gegen den Handelsvertrag mit Frankreich (ſ. Deutſchland). 


„ Debatte des Abg.-Hauſes über das Budget für 1862. Die 
Pofition Erforderniffe des Minifteriums des Aeußern gibt Veran 
laffung zu einer Befprehung ber auswärtigen Politik Oeſterreichs: 


Kuranda: Bei der Bewilligung biefes Theils bes Budgets werde bad 
Haus dem gegenwärtigen Leiter der auswärtigen Politit ein Bertrauens- 
votum geben müſſen, es könne baber vorher einige Aufflärung über bie 
PBrincipien verlangen, nach welchen dieſe Politik geleitet werde. Welche Po⸗ 
litik eigentlich dag Minifterium Nechberg verfolge, fei ihm nicht klar. Noch 
ftünden auf allen biplomatiichen Poſten biefelben Männer, welche von einer 
abfolutiftifchen Regierung ernannt wurden, bie das konftitutionelle Defterreich 
gar nicht kennen, die vielleicht die Verfaſſung für etwas Borübergehentes 
halten, die endlich nachweislich die Negierung nicht bedienen, wie fie follten. 
Italien anbelangend, verſtehe es fi von adß daß Venetien mit aller 
Kraft feſtgehalten werden müſſe, aber nicht, weil es ein Stück Italien, fon: 
dern weil es die Vormauer des ganzen deutſchen Südens ſei, deſſen Wächter 
Oeſterreich trotz aller norddeutſchen Proteſte immer bleiben werde. Der Ber: 
luſt der ſog. Machtſtellung in Italien ſei für Oeſterreich ein Glück. Man 
ſolle die beſtehenden Verträge nicht preisgeben, aber auch keine Reſtaurationo⸗ 
politif treiben. Gröffnungen über die auswärtige Politik würden ben Par: 
Iamenten aller Staaten gegeben, in welchen bie Gonftitution eine Wahrheit 
fei, Graf Rechberg werde boffentlih dev Welt zeigen, daß dies auch in 
Defterreich der Fall fei. Graf Nehberg: das Ziel der auswärtigen Politif 
Defterreih® fei das Intereſſe, die Machtftelung Defterreihe. .. Laß bie 
jegige Negierung die deutſche Stellung Oeſterreichs zu erhalten bemüht jei, 
lafje fih wohl erfennen. Xreue, erprobte diplomatifche Agenten nur darum 
zu entfernen, weil fie ſchon won einer früheren Regierung ernannt wurden, 
das würde fih doch nicht rechtfertigen laſſen. Wiberftrebten fie ber Politif 
ber Regierung, fo werde diefe jhon das Ihrige thun. Sole Fälle feien 
ihn nicht befannt, ebenfo wenig File mangelbafter Vertretung. „Was bie 
italienifche Politif betrifft, fo hat die Negierung allerdings jehr bittere Er⸗ 
fahrungen gemacht über die Politit der Einmiſchung in bie inneren Ange: 
legenheiten Staliens. Diefe Politif hat der Regierung fchlechte Früchte ge: 
tragen und die Negierung erkennt dies, fie fieht dies ein. Ich glaube, es 
genüge, zurüdzugehen und unparteiiſch die Haltung ber — ſeit dem 
ungluͤcklichen Feldzuge vom Jahre 1859 zu prüfen, um ſich zu überzeugen, 
welches die Politik, welches der Gang der Regierung iſt, um fid zu über: 
zeugen, daß es eine Politik der Vertheidigung, nicht eine Politif des An: 
grifies it (lebhaftcs Bravo), In der Politif der Vertheidigung kann ich 
nur volltommen dem Hrn. Abg. beiftimmen und ich fpredhe auch die volle 
Meberzeugung aus, daß, wenn es fi um bie Verteidigung bed Gebietes 
handelt, nit nur das ganze Haus, ſondern das ganze Land, bie ganze 
Monarchie (allgemeines Bravo) zufammenftimmen und bas Gebiet werte 
vertheibigt werben.“ 

Der Boften wird vom Haufe angenommen, mit Ausnahme ber 
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Functionszulage für den Präãſidenten der Militäreommiſſion am 
Bunde, bie nah dem Antrage des Ausfchufies auf bie Hälfte, 
fl. 6300, herabgefeht, und diejenige des Botfchaftere in Rom 
(Baron Bad), die um fl. 20,000 (von fl. 54,600 auf fl. 34,600) 
gemindert werben fol. Der Antrag des Ausichufies wird für beide 
Poften, trotz des entfchiebenen Widerſpruchs des Grafen Rechberg, 
angenommen. Dafür flimmen die Linte, ein Theil des Centrums, 
die Ruthenen und die anmefenden Mitglieder der Rechten (Polens 
und Czechen fehlen); dagegen: die Minifter, die Grafenbank und 
bie Geijtlichen. 
22. Mai. Unterzeichnung eines Handelsvertrage zwifhen Defterreih und 
ber Pforte in Conftantinopel, 
„ Der Statthalter von Oberöfterreih, Baron Bach (ber Bruder 
des früheren Minifterd und nunmehrigen Botfhafters in Nom) 
wird von der Regierung in Disponiblität geſetzt. 
28./2. Juni. Dreitägige Debatte des Abg.:Haufes über das Concordat, 
zu ber in Fortſetzung ber Behandlung des Bubget für 1862 die 
Abtheilung des Staatsminifteriums „Unterricht” Veranlafjung gibt. 

Antrag bes Finanzausfhuffes: „1) Das Haus molle erflären, 
baß «8 den im Allerh. Patente vom 5. Nev. 1855 Art. XXXI. enthaltenen 
Ausſpruch über das Eigenthum an bem Studienfond nicht anzuerkennen 
und aljo auch nicht für rechtswerbindlich zu erachten vermöge; 2) basjelbe 
wolle die Regierung erfuchen, in Anfnüpfung an die im Jahre 1844 zwi: 
fhen ber vereinigten KHoffanzlei, der Stubienhof: Commiffion und ber Hof: 
fammer bezüglich der Vermaltung obiger Fonde gepflogenen Berhandlungen 
wiederholt zu prüfen und im verfaffungsmäßigen Mege zur Ent: 
ſcheidung zu bringen, ob nicht im Äntereffe einer einfacgern und zwedmäßi« 
geren Gebahrung eine Zufammengiehung jener a in ber Art einzutreten 
babe, daß es in Hinfunft auch Außerlih nur Einen Normaljchulfond gebe, 

— fo, wie dies nach übereinſtimmenden Gutachten der drei obengenannten 
Ste en in einem Vortrage der vereinigten Hoffanzlei vom 2. Mai 1844 
Allerhöchften Orte zum Bortrage gefommen: ift.“ 

Das Concordat wird von einer Reihe von Ndnern rückſichtslos 
angegriften. Das Haus beichlieft mit 67 gegen 39 Stimmen 
nad) ‚dem Amenbement des Abg. Herbft: 

„Zu Etwägung, daß ber Studienfond als Eigentbum ber Kirche nicht 
angejeben werden könne, die Regierung zu erfuchen, Einleitung zu treffen, 
daß bie in Rede ftchenden Vermögensverbältnifie im verfaffungsmäßigen 

| Wege feftgeftellt werden.“ 
31. Mai. Der Yinanzausfhuß des Abg.-Hauſes beendigt feine Ver: 
Handlungen über das Militärbudget für 1862. 

Der Kriegsminifter fprit in einer Furzen warmen Anrede feinen Dant 
aus für dad Vertrauen, das ihm ſeitens des Ausfchufles zu Theil murbe, 
und fügte die Verficherung hinzu, man werde ſich überzeugen, daß er biejes 
Bertrauen rechtfertigen werde. Das erzielte Verſtändniß bei dieſer erften 
Bubdgetverhandlung könne nur bazu beitragen, bie Verfaffung zu Träftigen. 

2. Juni. Das Abg.⸗Haus genehmigt ven von ber Regierung geforbers 
ten Crebit von 50 (ans der Bank in Loofen von 1860 zu ent: 
nehmenden) Millionen zur Dedung bes laufenden “Deficite, 
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4. Juni. Auch das Herrenhaus genehmigt den von der Regierung ge⸗ 
forderten Credit von 50 Millionen, 
Das Mg. Haus vertagt einen Beſchluß über bie Gteuervor: 
Tagen der Regierung bis nad vollendeter Berathung bes Budgets 
für 1862. 
„ u» (Trieft) beſchließt die Gründung eines italtenifhen Gymnaſi⸗ 
ums neben bem beutfchen Staatögumuafium. 


11. „ Der große Bankausſchuß genehmigt bie Auswechslung von Loo⸗ 
fen von 1860 im Betrage von 50 Mil. gegen Schulbfheine des 
Staats, doch nit ohne Oppofition und einige‘ im Intereſſe der 
Bank getroffene Abänderungen bes BereinbarungdsEntwurfs. 


17. „ Das Abg.⸗Haus bebattirt das Armeebuget für 1862 und fept 
nah dem Antrage bes Ausſchuſſes das normale Friebenshubget für 
die Armee auf 94, refp. 84 Mill. an. 


20. „ Das Abg.: Haus genehmigt das Marinebubget. für 1862 nad 
den Anträgen des Ausſchuſſes im Sinne möglichſter Sparfamkeit. 


26. „ Das Abg.⸗Haus bejhliegt auf den Antrag bes Abg. Wifer : 

„1) Die Bofitionen für bie Hoffanzleien und zwar für die ungariſche mit 
13,785,404 fl., für bie fiebenbürgifche mit 3,229,171 fl. und für die croa: 
tiſch⸗ſlavoniſche mit 1,909,000 fl. ohne Debatte unb ohne jedes Eingehen in 
die einzelnen Details zu bewilligen , 2) da bie flaatsrechtlihe Confolidirung 
ber Monarchie und die Berbejierung der Finanzlage die Mitwirkung aller 
Theile des Reiches dringend erfordern, jo jei die Regierung aufzufordern, 
ale Mapregeln mit ıbunlichfter Beichleunigung zu ergreifen, welche geeignet 
find, ohne Gefahr für die Einheit der Monarchie und das conftitutionelle 
Prineip die gemeinichaftlihe Behandlung der NReichsangelegenheiten von al: 
len Theilen des Reiches herbeizuführen. 

Wiſer motivirt den erften Theil feines Antrages vornämlich da: 
mit, daß die Unterlaffung jeder Debatte von Seite bes engern Reichsratbs 
über ſpeciell ungariſche Angelegenheiten ein Zeichen ber Schonung fein 
werbe, das in Ungarn gut aufgenommen werden müſſe; was ben zweiten 
Theil betrifft, fo jei c6 gewiß, daß durch die ſchlechte Finanzlage die Macht: 
ftelung Oeſterreich's in Europa, wenn nicht gefährdet, fo doch bedeutend 
abgeſchwächt worden fei. ine durchgreifende Beſſerung fei aber nur burch 
eine Verföhnung mit Ungarn zu erwarten, und diefe ſei um fo leichter, als 
die Megierung ausdrücklich erklärt habe, Ungarn ſolle fein Jota feiner Ge— 
rechtjame entzogen werben. 

Staatsminifterv. Schmerling: Die Regierung kann nur bem 
erſten Theile des Wiſer'ſchen Antrags vollſtändig beipflihten. Was den 
zweiten Theil betrifft, fo könne fie fich nur darüber freuen, daß in biefem 
Haufe eine Stimme laut wurde, welche zur Verſöhnung mit Ungarn ratbe: 
das werde künftig das Progranın ber Regierung fein und er werbe die 
größte Freude an dem Tage erleben, wo er bie Deputirten ber nicht vertre— 
tenen Ränder in dieſem Haufe erfcheinen fchen werde. Jeder Act ber Nies 

terung gegen Ungarn werde Minftig Verföhnung athmen, aber fle werte 
—* bemüht ſein, die Verfafſung aufrecht zu erhalten (lauter Beifall von 
allen Seiten). 

27. „Das Abg.:Haus genehmigt bie Erhöhung ber Befteuerung bes 
Wein⸗, Moft: und Fleiſchverbrauches, ſowie des außerorbentlichen 
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30. Yami. Das Abg.⸗Haus beharrt bezüglich bes projectirten Preßgeſetzes 


und ber bazu gehörigen Strafmovelle auf feinen Beichlüfien, fo- 
wohl dem Herrenhauſe als der Regierung gegenüber, 

„ Der nad dem Vorbilde des deutſchen Induſtrievereins (Schutz⸗ 
zollnereins) neu gegründete Berein ber öfterr. Induſtriellen bes 
fpridht den Eintritt Deflerreihh’8 in ben beutfchen Zollverein, wo⸗ 
zu ber eigens Dazu eingetroffene Vorfißende des deutſchen Indu⸗ 
ſtrievereins, Hofratb v. Kerſtorff, lebhaft ermuntert. Die Ber: 
fammlung fcheint dem Eintritt nicht abgeneigt zu fein, ein förm⸗ 
licher Beſchluß wirb jedoch nicht gefaßt. 


Anf. Zuli. (Tyrol). Der Landesausſchuß unterftüßt den Beſuch bes 


8. 


10. 


11. 


14. 


dentſchen Schügenfeftes in Frankfurt „um die Stärkung unb Ber- 
mehrung großdeutfcher Elemente zu fördern.“ - 
Die Regierung beſchließt, dem preußiſch. Hanbelövertrage mit 
Frankreich) und ben niedrigen Tariffägen besfelben ben Kintritt 
Defterreih’8 in den Zollverein mit feinen bisherigen Tariffägen 
entgegen zu ſetzen. 
Die Regierung läßt fih in beiden Häufern darüber interpellis 


Ten, was fie dem preuß. Handelsvertrage mit Frankreich gegenüber 


zu thun gebente. 

In Oefterreih find von dem für dad Publikum vorbehaltenen 
Theile des neuen Anlehens (Veräußerung von 50 Mill. Looſe von 
1860; |. 2. u. 4. Juni) im Betrage von fl. 16,600,100 nur 
fl. 5, 965, 100 gezeichnet worden. 


„  Defterreih begehrt von Preußen den Eintritt feines Geſammt⸗ 
ſtaats in ben Zollverein mit feinem bisherigen Tarife, eine Re: 
viſion desſelben norbehaltend (f. Deutfchland). 


n Das Herrenhaus befchliegt übereinftimmenb mit dem Abg.⸗ 
Haufe, „die Regierung zu erſuchen, Einleitung zu treffen, baß bie 
Bermögensverbältnifie des Studienfonds in verfaffungsmäßigem 
Wege feftgeflellt werben“, befeitigt jeboch bie vom Abg.-Hauſe bei> 
gefügte Ermägung, melde die durch Art. 31 des Concorbats be: 
hauptete — kirchliche Natur des Studienfondes beſtreitet 
(j. unter'm 28 


Im Herrenhauſe ſtellt Graf Anton Auersperg mit 11 Gen. 
bei Gelegenheit des Budgetanſatzes für die ungariſche, ſiebenbür⸗ 

giſche und kroatiſche Hofcanzlei den Antrag: 

„Das Herrenhaus wolle beſchließen, es werde in Erwägung, daß bie 
ſtagtorechtche Conſolidirung der Monardie, bie Befeftigung verfaſſungs⸗ 
mäßiger Zuſtände, bie finanzielle Lage bes Reichs und befien europäiſche 
Machtſtellung die Orbnung bes Berbältnifies des Königreichs Ungarn und 
feiner Nebenländer zur Geſammtmonarchie erfordern, die Erwartung aus⸗ 

ſprochen, daß Sr. Maj. Regierung jene Maßregeln mit thunlichſter Be⸗ 
—** ergreife, welche geeignet erſcheinen, ohne Gefahr für die noth⸗ 
wendige Einheit ber "Monardie und für das eonfitutionelle Brincip bie ge 


Oefeereich, 


meinfhaflliche Behanblung aller dem Reiche gemeinſamen Angelegenheiten 
verfaffungsmäßig herbeizuführen und dauernd zu fichern.“ 
Staatsminijter v. Schmerling: Der Antrag des Herrn Grafen 
dv. Auerspery flimmt wörtlich mit jenem Beſchluſſe fiberein, dei das Haus 
ber Adg. letzthin gefußt hat. Die Regierung bat fih damals durch mid 
erlaubt, unumwunden auszuſprechen, baß fie diefen Wünſchen bed Abgeord⸗ 
netenhaufss in jeder Nückficht entgegenzufommen bereit fei. Die Regierung 
erkennt in dieſen Wünfchen feinen gegen fie gerichteten Tadel, fie erfcunı 
auch nicht einmal das, was man ein moraliſches Drängen nennen Fönnte; 
fie erfennt darin nur den Ausdrud des lebendigen Wunſches, daß eine ſehr 
brennende Frage ihre Löſung finde, und fo erbittet bie Regierung aud, 
möge diefer Wunſch feitens des Herrenhauſes aufgefaßt werden. In der 
Sache felbjt darf ich unumwunden ausfpreden, daß nicht allein meine un: 
bedeutende Perjöntlichkeit, fondern ale Räthe der Krone es lebendig erfen- 
nen, daß eine endlihe Anbahnung der VBerftändigung mit allen Königreichen 
und Rändern, die derzeit in das Verfaffungsieben des Geſammtreiches nicht 
eingetreten find, eine der wichtigften Aufgaben fei, und wir find uns reblich 
bewußt, dieſer Angelegenheit unfere volle Aufmerkſamkeit, unſeren vegen 
Eifer unverändert zugewendet zu haben. Wir haben nichts verjäumt, was 
die Anbabnung einer Verftändigung berbeizuführen geeignet wäre. Se. 
Maj. hat in diefer Angelegenheit mit einer Milde, die gemiß nur zu reger 
Danfbarkeit auffordert, ruhig den Verſammlungen bis zu dem Momente 
bie Aufmerkfamfeit zugewendet, wo e8 an dem war, für die Würde ber 
Krone und für die Herrlichkeit des Monarchen einzutreten und erſt da einer 
Berſammlung ein gebieterifches Halt zugerufen, als fie über bie Grenzen 
des Erlaubten zu jchreiten im Begriffe war. Alle Maßregeln, bie feither 
von der Regierung ergriffen wurden, find nur in der Richtung geichehen, 
dem Geſetze Achtung zu verſchaffen, und nichts ift geichehen, was in den, 
a ungarifhen Krone gehörigen Ländern nur entfernt ber Vermuthung 
aum geben könnte, als fer es die Abficht der Centralregierung, in die 
Eigenthümtlichkeiten des Landes einzugreifen und jene Selbfiftändigfeit zu 
ſchmälern, die dur das Diplom vom 20. Oct. und durch bie Berfaflung 
vom 26. Febr. gewährleiftet worden if. Wenn daher die Regierung bieber 
nit fo giücklich war, das erwilnjchte Refultat in ihren Actionen zu erzie 
Ien, jo mag das in den eigenthiimlichen Verbältnifien ber Zeit feine be: 
greiflihe Erklärung finden, In einer Zeit, wo bie Leibenfchaftlichkeit, bie 
erbigte Phantafie cine fo vorberrihende Rolle fpielt, ift es ſehr ſchwer, 
große ftaatsrehtlidhe Fragen zu löfen. Solche Fragen müſſen mit Maren 
Verſtande behandelt iwerden,, wer das Ziel erreicht werben fol, und id 
muß es offen ausſprechen, daß biefer Moment ruhiger Erwägung burd ge: 
raume Zeit nicht vorhanden war; wir wollen aber hoffen, daß er ange: 
bahnt, went nicht vielleicht Schon eingetreten ift. Ich denke, dag man in 
allen Theilen des Reiches zur Weberzeugung gefommen ift, daß man durch 
eine rege Betbeiligung an jenen Functionen, welche bie Hochherzigfeit Sr. 
Maj. allen feinen Königreihen und Ländern gegeben hat, mehr für das 
Sejanmtreih und mehr für das fpeciele Land, dem man angehört, tbut, 
als indem man fich von der Theilnabme an diefen Functionen fern bält. 
Ich glaube daher, daß ber Moment nicht ferne fein wind, wo eine vege 
Theilnahme am Berfafiungsleben von allen Theilen des Reiches eintreten 
wird. Für die Regierung felbft ift ber Weg, den fie fürder zu wandeln bat, 
ganz berjelbe, den fie bisher gegangen if. Er ift Elar worgezeichnet durch 
bie übernommenen Pflichten, bie hochherzigen Abfichten Er. Maj., die in 
ben Patente vom 26. Febr. ihren Ausdauer gefunden haben, zu unter: 
flügen. Diefe Abfihten find uns auch durch das Wort Er. Maj. felbft in 
feierlicher Weife verfündet worden. Gegenüber ſolchen Manifeſtationen des 
kaiſerlichen Willens gibt es für jeden loyalen Untertban, für jeden treuen 


Batrioten nur einen Weg, nämlich den, bie Verfaſſung zu acceptiren, wie 
jie von St. Maj. gegeben wurde, und allfällige Mobdificationen berfelben 
nur auf denn Wege zu erfircben, ber in ber Berfaffung felbft angezeigt if. 
Die Regierung Sr. Maj. wird nichts unterlaffen, um durch Berlöhnung 
auf die wiberftrebenden Gemüther zu wirkten, die fih noch von. unferem 
Verfajjungsleben fern halten. Die Regierung wird e8 aber für ihre beige 
Pflicht erachten, von den Normen nicht abzuweichen, bie der Faiferlihe Wille 
in entfchiedener Weife audgedrüdt bat (Bravo). Nach diefer Erklärung 
darf ich daher unumwunden ausfprehen, daß die Regierung in dem Ans 
trage des Grafen Auersperg weder einen Ausipruch des Mißtrauens, noch 
eine Mahnung erkennt; nicht eines Mißtrauens, weil fie überzeugt ift, das⸗ 
jelbe nicht zu verdienen; nicht einer Mahnung, weil fie glaubt, nachdem, 
was ich geiagt habe, dieſelbe nicht zu bebürfen, und fie glaubt daher mit 
Ruhe bie Enticheidungen in dem Beichlufie diefes hoben Haufes über den 
vorliegenden Antrag abwarten zu Fönnen." 


13/20, Juli. Deutſches Schützenfeſt in Frankfurt. Epiſode Metz⸗ 


Wildauer. 


14. Juli. (Tyrol). Errichtung einer eigenen Statthalterei-Abtheilung _ 


17. 


22. 


für die beiden Wälfhen Kreife Tyrol's. 


„ Der Staatsminifter Iegt dem Abg.-Hauſe durch Taif, Botſchaft 
das Budget für 1863 vor. Der Finanzminifter wmotivirt bie 
Nothwendigkeit der Vorlage vor Beginn bes Verwaltungsjahres. 

Das Geſammterforderniß beträgt nach ben Forderungen der Regierung 
fl. 362,498,000, darunter 35 Mil. für außerordentlihe Militärausgaben. 
Das Geſammideficit beträgt fl. 93,190,800, non denen 33% Mill. durch 
Eteuererhöhung, 24 Mil. durch den Berfauf von 1860er Looſen und 35 
Mil. im Wege des Credites gededt werben follen. 

Die Höhe des geforderten außerordentlichen Bedarfs für die Armee, das 
bisher noch nie jo hohe Orbinarium für die Flotte und die Höhe des Defi: 
cits, endlich die geringe Rückſichtnahme auf die bei Berathung des Budgets 
für 1862 geäußerten Wünfche des Adg.-Haufes erregen im Haufe Erftauneg 
und machen in ber öffentlichen Meinung einen höchſt ungünftigen Eindruck. 


„ Die vorbereitende Budgetcommiffion des Finanzausſchuſſes des 
Adg.-Haufes entfcheidet fih nur mit 5 gegen 4 Stimmen für Bes 
rathung bes Budgets für 1863. Den Ausfchlag bafür geben bie 
Erklärungen bes Staatsminifters unb des Finanzufinifters. 

Der Staatsminifter erflärt, daß er einen ablehnenden Beſchluß bes 
Abgeorbnnetenhaufes gegenüber dem neuen nn nit nur nit als ein 
Mißtrauens⸗ fondern vielmehr als ein dem Minifterium gegebenes Ber: 
trauensvotum anjehen werde, da ihm hiedurch ausgedrückt ericheine, daB die 
Verfammlung vertrauensvoll der Negterung die jelbfiftändige Action gemäß 
F 18 des Februarpatentes überlaffe, mithin bie Dctroyirung des Budgets 
mit allen Gonfequenzen, als da find Stewererhöhung, Abſchluß ber Bank⸗ 
acte, Aufnahme von Anleihen, nur unter Vorbehalt nachtraͤglicher Zuſtim⸗ 
mımg bes Reichsraths anheimgebe. Der Finanzminifter v. Plener fügte bei, 
baß er bereit fei, ergänzende Spectalvorfagen zum Budget zu machen, daß 
diefelben ſchon in Vorbereitung feien, und daß ber übelvermerfte Umſtand, 
die neue Budgetvorlage igmortre ftellenmweife die bei dem Budget für 1862, 
vom Reichsrath ausgebrüdten Begehren, fich wohl entfehuldige, wenn man 


- erwäge, baß große Theile des neuen Staatsporanfchlages gearbeitet und ge⸗ 


brudt werben mußten, bevor noch jene Wünfche bes Äbgeordnetenhauſes vo⸗ 
tirt waren, 
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233. JInuli. Der Kuifer verleiht bem Prof. Wildaner in Innsbruck für 


24. 


26, 


27, 


28, 


feine Rede am Schügenfeft in Frankfurt ben Drden ber eifernen Krone. 


„ Das Abg.-Haus verweigert dem Gefebesentwurf betreffend bie 
Sinanzgebahrung im Verwaltungsjahr 1860 „in Anbetracht der 
Mangelhaftigkeit der Nachweiſe“ feine Genehmigung und befchlieht 
aus Anlaß einer Petition von 52 Wiener Gemeinderäthen troß des 
lebhaften Widerſpruchs des Staatsminiftere, die Negierung um 
Vorlage eines neuen Strafgeſetzes ober doch um Reviſion bes jebi: 
gen Strafgeſetzes in feinen Beflimmungen über politifhe Verbrechen 
au erfuchen. 

„DOefterreich verhehlt Wreußen feinen Aerger über deſſen Aner⸗ 
fennung bes Königreichs Italien nicht. 

Dep. des Srafen Rechberg: „... Ge Maj. der Kaifer laſſen 
Ew. 2c. beauftragen, Sorge dafür zu tragen, daß Sr. K. preufß. Maj. be: 
fannt werde, wie Kaifer Kranz Joſeph dem Könige für den Widerftanb 
danke, den der König bis jept dem Andrängen auf Anerfennung des fog. 
Königreich Italien geleiftet habe, nnd wie es bes Kaifers aufrichtiger Wunſch 
jet, Braugen möge nietnals die Wirkungen des nunmehr denndch gefaßten 
Entfchluffes, die Erfolge der gewaltſamften Revolution und bes gewilien: 
Injeften Rechts⸗ und Vertragsbruchs anzuerkennen, im eigenen Intereſſe zu 
detlagen haben. Eure ⁊c. werden ſich durch die gefällig anzufprechende 
Vermittelung des Herrn Grafen von Bernftorff dieſes allerhöchſten Auftrags 
zu entlebigen haben. Daß mir übrigens Aber bie vermeintlichen „Garan- 
tien", bie Preußen ſich uusbebungen, über bie „formellen Zufihenungen“, 
bie es aus Turin erhalten bat, au nur ein einziges Wort verlieren ſollen, 
werben Eure 2c. fiher nicht von nnd eriarten. ir glauben, baß dieſe 
„Sarantien“, biefe „formellen Zufickerungen“ den Werth des Blattes Papier 
nicht erreihen, auf welchem fie gefchrieben fteben. Wir glauben jogar, daß 
über diefen Punfı General Durando genau fo benft, wie wir.” 

„ (Ungarn). Ein kaiſerl. Handſchreiben an ben Statthalter von 
Ungarn beauftragt denfelben mit einem Gefebesentwurfe bezüglich 
der Rechte der nichtzmagyarifchen Bewohner Ungarns. 

„Seleitet von ber ernften Abſicht, das Prinzip der Gleichberechtigung 
meiner Bölfer auf in Bezug auf die in meinem Stönigreih Ungarn mob: 
nenden Nationalitäten zu verwirklichen, befehle ich meiner ungariſchen Hof- 
Tanziei, baß fie nad vorausgegangener Vernehmung bed Staithalters von 
Ungarn einen Geſetzesvorſchlag ausarbeite und mir unterbreite, durch welden 
bie auf bie ſprachliche und nationale Entwidlung bezüglichen Rechte der nicht: 
magpariichen Bewohner meines Königreichs Ungarn fellgefeht werben mögen. 
Ich behalte mir vor, biefen Geſetzvorſchlag in die Reihe der bem nächften 
Zandtag vorzulegenben Löniglihen Bropefttionen aufzunehmen.” 

„ Das Abg.⸗Haus beſchließt mit nicht allzu großer Mehrheit (f. 
22, Juli) das Bubget für 1863 in Berathung zu nehmen. Die 
Polen und Czechen erflären, an berfelben ſich wiederum nicht zu 
beteiligen. 

Das Abg.⸗Haus lehnt bie von ber Regierung beantragte Erhöhung 
des Salzpreiſes einftimmig ab. Der Finanzminiſter erflärt, daß 
nun eine Erhöhung der direkten Steuern um fo unvermeiblicher 
fein werbe, 
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. Juli. Deſterreich ſtimmt dem Breußifchen Entwurfe einer an Däne⸗ 


mark zu erlafienden Note nicht bei. Die beiden Eabinette werben 
demnach gefonderte Noten nad) Kopenhagen jchiden. 


. Ang. Der Reichsrath vertagt fi bis zum 15. Sept. 


„» Die Öfterr. Regierung richtet an Preußen eine vorläufige Mit- 
theilung über bie zwifchen ihr und ben Regierungen ber beutfchen 
Mittelftaaten vereinbarten Anträge bezfiglih einer Bunbesreform 
(vgl. Deutſchland). 

„ Die Regierung löst den italianifirenden Gemeinderath von 
Zrieft auf. 

„ Defterreih8 und ber deutſchen Mittelftanten Antrag am Bunde 
auf Zuziehung einer Delegirtenverfammlung (f. Otſchld.). 
„Hofrath v. Kerftorff, der Vorfibende des deutſchen Induſtrie⸗ 
vereins (für Schubzölle), erhält vom Kaiſer das Komthurkreuz des 
Franz Fofeph-Orbens. 

„Defſterreichiſche Note an Dänemark bezüglih Schleswig⸗Holſtein 
(. Deutihl.). 

„Deuiſcher Suriftentag in Wien. Derfelbe wirb fowohl von ber 
Regierung als von der Bevölkerung lebhaft bewilllommt. 

Das Handelsminiſterium ladet die fämmtlihen Handelskammern ber 
Monardie ein, fi) zahlreih an dem beuorftchenden dentſchen Han⸗ 
belötage in München zu betheiligen, um auf demſelben bie Intereſſen 
Defterreihs zu unterfüßen. 


» Der bisherige Statthalter von Trieſt, v. Burger, wirb zum 
Marineminifter ernannt. 


. Sept. Aufhebung der bisherigen Aus: und Durdfuhrzölle. 


» Beide Häufer bes Reichsraths treten wieder zufammen. 

„ Kine Eonferenz öfterr. Reichsraths⸗- und Landtagsmitglieder be⸗ 
liegt, fi an dem deutſchen Abgeorbnetentage in Weimar nicht 
zu betheiligen (ſ. Difchl.). 

„ Der Ylnanzausfhuß des Abg.-Hauſes beſchließt, auf Ablehnung 
der von ber Regierung geforderten Erhöhung der birecten Steuern 
für 1862 anzutragen, weil ber Termin bereits verfloffen und eine 
nachträgliche Erhebung nicht wänfcenswerth jei. 

v„ Das Abg.-Haus genehmigt bie Finführung des beutfchen Han⸗ 
delsgeſetzbuches (mit Ausſchluß bes fünften Buches über das See⸗ 
tet), gültig für die Länder bes engern MReichöraths. 

Abgeordneter Prazak (Böhmen) legt Verwahrung ein gegen bie 
Deratpung biefes Gegenſtandes buch den engen Reichſrath. Sowohl 
nah dem DOrtoberbiplom, als nach ber Februarverfaſſung, wäre bie 
Handelsgefeggebung dem weitern Reichsräthe zu übertragen, und man 
werbe wohl das Handelsgeſetz nicht als ein einfaches Juſtizgeſetz behan⸗ 

14% 
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bein wollen, weil man fonft mit bemfelben in Ungarn Erfahrungen machen 
könnte, wie man fie bezüglic, der Wechfelorbnung gemacht, die zum allge: 
meinen Bedauern von der Subdercurialconferenz zurüdgewielen worden fei; 
wenn der engere Reichsrath dieſes Handelsgeſetz berathe, hätten ber unga: 
riſche und croatifhe Landtag ebenfals das Recht, für fich ein eigenes Handels: 
efeg zu befchliegen. Er verwahre ſich nicht nur gegen die Berathung, ihm 

eine auch die überftürzende Art und Weile, wie der Bericht die Annabıne 
bes beutfhen Handelsgeſetzbuches empfehle, ungerechtfertigt. In Deutfchlant 
feien Induſtrie und Handel weiter voraus als in Oeſterreich, und es ſeien 
daher im neuen Gefeße Beftimmungen enthalten, welche auf bie öfterr. Zu: 
fände nicht paßten. Die Regierung follte daher denfelben Weg mählen, wie 
bei der Wechſelordnung, die nicht als deutſche, ſondern als öſterreichiſche 
Wechſelordnung eingeführt worden fei, und wobei man aud ben fpeziel 
bſterreichiſchen Intereſſen Rechnung getragen babe. Minifter Lafer: 
Die Einführung des Handelsgefepes fei auch für bie Länder der ungarijchen 
Krone von dem Kaiſer im Prinzipe genehmigt worden. Was bie Berathung 
befjelben burg ben engeren Reichsrath betreffe, jo könne die Regierung feine 
Verlegung ber Verfaſſung (wie fie von einigen Rednern vorgeworfen worden) 
darin erbliden, da das Handelsgeſetz ausfchließlich privatrechtlicher Natur 
fei und auch dort, wo e8 Gegenftände des allgemeinen Rechts bebandle, dies 
nur thue, weil fi privatrechtliche Verhältniſſe darauf ftügten. Die Miniter 
hätten beim Erlafje der Berfafiung mitgarirft und hätten auch von dem 
Kaifer den Auftrag, diefe Verfaffung vor dem Reichsrathe zu vertreten und 
zu verantworten. Eine Verlegung ber Verfaſſung liege ihm gewiß ſebr 
ferne, und dennoch empfehle er im Namen ber IRepierung bie Annahme 
bes Ausſchußantrags. 


20. Sept. Beginn der von ber Regierung durch den Verein der öfter. In⸗ 


23. 


30, 


buftriellen veranlaßten Befprechungen von Mmduftriellen in verfcie: 
benen Theilen der Monarchie über die Möglichkeit oder Wünfc- 
barkeit eines Eintritts Oeſterreichs in den deutfchen Zollverein. 


„ Die Aufforderung der Regierung an alle Hanbelsfammern der 
Monarchie, den deutſchen Handelstag in München zu befchiden, wird 
von einer Anzahl nichtsbeuticher Handelstammern abgelehnt. 


„ Das auf Verlangen bes Abg.-Hauſes neu angefertigte fpeziali- 
firte Budget bes Kriegsminifteriums gelangt im Haufe zur Vertheilung. 


‚Dasfelbe ift genau fpeztalifirt (ein Folioband von 333 enggebrudten 
Seiten) Das außerorbentlihe Mrmeebudget ericheint barin nur mit 
26,800,000 fi. beziffert, während basfelbe in dem früher vorgelegten allge: 
meinen Budget mit 35 Millionen angegeben war. Die feither ausgeführten 
Urmeereductionen haben fomit ein — von 8,200,000 fl. möglich ge: 
macht. Das Budget ber Armee auf dem Friedensfuße ift unverändert mit 
92 Millionen angegeben. Der Gefammtaufwand für die Armee beziffert ſich 
fomit auf 118,800,000 fl, um 16,500,000 fl. weniger, als das Mbgeorb: 
netenhaus für das Budget von 1862 votirt hat. Die eigenen Einnabmen 
ber Armeeverwaltung betragen bagegen nur 7,732,000 fl., um 5,633,000 fl. 
weniger als im Sabre 1862, fo daß die Zufchüffe der Finanzverwaltung 
pro 1863 mit 111,680,000 fi. präfinrinirt find und nur um 10,867,000 fl. 
weniger betragen als 1862. 


1. Oct. Der Finanzausfhuß des Abg.-Hauſes hat endlich, faft 10 Mo- 


nate nach der erften Cinbringung im Neichsrathe, ben Entwurf 
eined neuen Bankftatuts zu Ende gebracht, im Wefentlihen nad 
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ben Grundlagen bes Regierungsvorſchlags, doch nicht ohne bedeut⸗ 
ſame Modifitationen. Die gefährlichiten Beftrebungen gegen ben 
Entwurf, die SHerbeiführung einer zmangsmeifen Liquidation ber 
Bank einerfeitS und die dee, einen Theil ber Banknoten in Staats: 
papiergeld zu verwandeln anberfeits, Lönnen als überwunden be: 
trachtet werben. 


6. Oct. Eine gemiſchte Commiſſion beider Häufer ſucht bie Differenzen 


11, 


16, 


über das Preßgefeg und bie bamit in Verbindung gebrachte Straf: 
novelle auszugleihen. Ihre Anträge nähern fi) mehr den An 
ſchauungen bes Herrenhaufes als denjenigen des Abg.Hauſes. 


„ Der Berein ber öfterr. Inbuftriellen ſpricht ſich nad) zweitägiger 
Berathung fchlieglih do no mit 53 gegen 42 Stimmen gegen 
ben Eintritt in ben Zollverein aus: 


„Der Berein der öfterreihifchen Induſtriellen conftatirt auf Grund ber 
Rattgefundenen Gnquöten: daß der fofortige Eintritt Defterreihs in ben 
beutfchen Zollverein von den Angehörigen verfchiedbener SInduftriebranden 
beantwortet worden ift, jeboch der größere und wichtigere Theil der Induſtrie 
biegen Eintritt für anuläflie hält, refp. von ber vorherigen Er⸗ 
füllung ſolcher Vorbedingungen abhängig macht, woburd mindeflens bie 
größten Nachtbeile ausgeglichen werden, unter been bie dfterreihifche In⸗ 
buftrie gegenüber dem concurrirenden Zollverein arbeitet. Der Berein tft 
ber Anficht, daB der vollftänbige Eintritt Defterreihs in ben Zollverein auch 
nad Erfüllung biefer Borbebingungen dem öſterreichiſchen Gewerbfleiß noch 
große Dpfer auferlegen werde, baß biefe Opfer aber dem wünichenswertben 
großen Ziele .einer ganz Deutichland umfafjenden Zolleinigung gebracht 
zu werben verdienen. Der Verein bevorwortet zur Erreichung dieſes Zieles 
bie weitere Entwidelung des engeren Anfchluffes Defterreih® an ben Zoll⸗ 
verein auf bem Wege der ferneren Zarifermäßigung bis zu bem verein- 
barenden Zeitpuntte der völligen Zolleinigung.“ 


„ Eine vom Reichsrath Rechbauer in Graz veranftaltete Ber: 
fammlung lehnt die Theilnahme an der projektirten großdeutſchen 
Berfammlung in Frankfurt ab. 

„ Auf eine Anfrage im Sinanzausfhuffe bezüglid Ungarn ant- 
wortet der Staatsminifter: 


Die Gerichte, melde fiber Transactionen bezüglich der ungarifhen 
A im Umlauf feien, müßten als völlig aus ber Luft gegriffen ange⸗ 
eben werben; es feien ihm zwar von verfchiedenen Seiten zur Regelung ber 
ungarifhen Frage Pläne vorgelegt worden, allein alle dieſe aus ber lobens⸗ 
werten Weberzeugung hervorgehenden Borjchläge, daß eine derartige Re: 
elung febr wünſchenswerth fei, wären doch unausführbar, wenn man bie 
Sebruarberfaffung aufrecht erhalten wolle; er ergreife übrigens die Gelegen= 
beit, um, wie ſchon wiederholt, die Erflärung abzugeben, daß er zwar 
einer Transaction nicht abgeneigt fer, biefe jedoch feiner Anficht nach nur 
auf dem Boden ber Februar-Berfaffung angebahnt und burd- 
geführt werben Fünne. Ein Ausfhußmitglied bemerkt darauf, daß zu einer 
Transaction doch etwas gethban werben müſſe, und daß ihm, um biefes 
Ziel zu erreichen, ein eigens zu dieſem Zwecke berufener Reichsrath, ein auf 
dem Boden ber Februarverfafiung berufener Reichsrath ad hoo als das ges 
eignetfte Drittel erfcheine, und daß er feinerfeits nicht daran zivelfle, die 
Ungarn würben einen berartigerr Reichsrath beſchicken. Diefe Bemerkunaen 
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läßt der Staatsminiſter unbeantwortet; hingegen beantwortet er bie Fra 
welche Anſichten bie Regierung bezüglihd Siebenbürgens babe, babt 
Der Umftand, daß die Regierung fo lange gezögert, besfalls beſtimm 
Schritte zu thun, fet ihr fehr zu gute gefommen, denn während die NR 
ierung vordem nur bie Anfichten einzelner Perfönlichkeiten zn veruchm 
elegeniheit hatte, babe fich jeht bie Bevolkerung Siebenbürgens uno 
deutig ausgeſprochen, und e8 babe dic Regierung gegründete Hoffnung, bei 
nächft in die Lage zu kommen, ben fiebenbürgifchen Landtag einberufen 
Fünnen. 


418, Oct. Die Regierung zieht ihre frühere Vorlage für Erhöhung d 


” 


20. 


21. 


direften Steuern für das Jahr 1862 zurüd und bringt eine ne 
für 1863 im Abg.Hauſe ein. Zugleich gibt der Finanzminift 
eine Darftellung der augenblidlihen Yinanzlage: 

Die finanziellen Ergebniſſe des 3. 1862 Haben mit bem den 1. Nov. zu En 
gehenden Rechnungsjahres fich fehr günftig geftellt und betragen die Meh 
einnabmen gegen die gleiche Periode bes Jahres 1861 die Summe vı 
34,050,000 fl. Davon entfallen auf Ungarn 23,851,000 fl., auf bie üs' 
gen Länder 40,429,000 fl. Die bireften Steuern bradten ein Plus vı 


‘ 45,675,000 fl., die indirekten ein folches von 18,375,000 fl. Freilich ift e 


roßer Theil der Mehreinnahmen in Ungarn ber nachträglich eingehoben 
Eleuer zuaufchreiben, aber bort wie in den anberen Ländern nehmen biei 
bireften Abgaben in gleiher Weile wie bie direkten zu und zeugt dies ber 
üb von der wachſenden Proſperität. Das Defictt, das pro 1862 n 
94,666,000 fl. präliminirt war und burd bie nadträgliden Forderung 
für den NReichsrath und bie Marine auf 99,132,000 fl. anwuchs, konnte nn 
buch Mebreinnahme und Griparniffe auf 75 Mill. herabgeminbert werbe 
während in ben Caſſen wieder ber volle Effectiobeftand von 22 Mill. vo 
Banden ift unb bie Summe ber — deren Maximum ſich a 
99,800,000 fl. belief, um 5 Mill. vermindert werben konnte. Das Defi 
von 75 Mid. ift durch bie dem Meichörathe bereits mitgetheilten Operati 
nen vollſtändig bebedt. Das ordentliche Deficit pro 1863 mit 50,600,000 
nalfiet, fonnte durch ru auf 46 Mill. berabgeminbert werben, % 

ill. follen davon dur ben Reſt der 1860er Looſe bevedt werben ın 
18 Mil. burch eine befondere Sreditoperation aufgebradıt werden. Der M 
nifter fchließt damit, daß er durch Annahme der Bankakte unb ber Steue 
Ep ebung ein totales Verſchwinden des Deftcits in Nusficht ſtellt, und en 
pfiehlt beide Vorlagen dem Patriotismus des Hauſes. 


Der liberalere Theil der Reichsrathsmitglieder beſchließt, an be 
großdeutfhen Verfammlung in Frankfurt ſich nicht zu betheiligen 
— Eine andere Verfammlung beſchließt ein Progranım, wonach di 
Delegirtenverfammlung nicht bloß zum Entwurfe zweier Geſetze zı 
fammentreten, fonbern aud bie Grundzüge einer nationalen Re 
pröfentation, welche für Deutfchland eine dringende Nothwendigke 
fei, entwerfen follte, 


„ Das Herrenhaus Hält die 20,000 fl. Funktionszulage für be 
Botſchafter in Rom, und bie 6,300 fl. für ben Präfidenten de 
Bunbesmilitärcommiffion, bie das Ahg.-Haus zu wiederholten Dale 
geftrichen, neuerdings aufrecht. 

n Fine Naätragsforderung der Regierung vou beinahe 4 Mil 
für die Marine pro 1862 gibt im Finanzausſchuß Veranlaſſun 
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zu einer ſtürmiſchen Sitzung. Der Ausſchuß befhlieht beim Abg.⸗ 
Haufe darauf anzutragen: = 


„Da nad Beichaffenheit ber Borlage unb ber Zeit ihrer es bem 
Haufe nit möglich ift, von feinem Prüfungs-Bewilligungsrecht einen Ges 
braud zu machen, welcher einen praftiihen Erfolg haben Fönnte, unb es 
fomit unthunlich ift, die bereits verausgabten Beträge ganz oder zum Theile 
u verweigern — fo iſt dag Haus genöthigt, bie angeſprochene Nachtrags⸗ 
umme von 3,768,114 fl. zu bewilligen. Es wirb jebach erklärt, daß bicfer 
Borgang des Minifteriums dem Wortlaute und dem Geifte ber Berfafiung 
nit eutſpricht. Das Haus fpricht fein Bedauern Über die Vorgänge aus, 
and richtet an das Minifterium bie Mahnung, ſich feine VBerantwartlichkeit 
im Zukunft firenger vor Augen zu halten”. 


2. Oct. Das Abg.⸗Haus nimmt, jebocd nicht ohne lebhaften Widerſtand, 


24, 


26. 


bie Anträge der gemiſchten Commiſſion beider Häufer bezüglich ber 
Differenzen über das Preßgefeß und bie Strafgelepnoueik, an, obs 
gleich fich diefelben überwiegend ben Anfchauungen des Herrenhaufes 
zuneigen, nur um ber Prefle wenigftend den Schuß eines Geſetzes, 
ftatt der bisherigen Willkür ber Polizei zu fihern. Der bisher 
vom Abg.⸗Hauſe beharrlich verworfene Art. 5 ber Strafgefeßnovelle 
wirb in namentliher Abftimmung mit 75 gegen 64 Stimmen an 
genommen. Bor der Abſtimmung erflärt der Gtaatsminifter v. 
Schmerling: . 

„Der Abg. Kuranda bat geftern das richtige getroffen, wenn er fagte, bie 
Regierung ee an dem obfchiwebenben Gonflift ebenfalls ſchuld. Ach gebe noch 
weiter, und erfläre, daß die Regierung ganz allein an bem Conflict bie 
Schuld trägt. Bon ihr wurde ber Art. 5 ber Strafgeſetznovelle eingebracht, 
und das Herrenhaus hat nichts gethan als daß es ihr treu zur Seite fland. 
Es wäre daher feige von ber Regierung, wenn fie ſich binter das Herren⸗ 
haus verſchanzen wollte. Ich gehe noch weiter, und erfläre baß, wenn ſelbſt 
das Herrenhaus gegen ben Artikel gewefen wäre, bie Regierung bennod 
ihre Anfiht anfrecht erhalten hätte, da fie immer ihre Autorität als geſetz⸗ 
gebender Faetor wahren muß, und fich nicht fortreißen lafſen kann. Es ift 
bie Pflicht der Regierung, welche dem Haus verantwortlich iſt, die Beamten, 
Die ihre MWeichle ausführen, vor Beleidigungen zu ſchützen; die Regierung 
Hat Übrigens den ganzen Apparat ber Verwarnungen und Gonfisfationen 
gegen bie Preſſe in Händen, und wenn man bas neue Preßgejeh nicht zu 
Stande kommen laffen will, fo fann fie warten“. 

v Beginn der Verhandlungen des Abg.-Hauſes Über das Bank—⸗ 
ftatut. Rede bes Finanzminiſters v. Plener. 
„ Der Finanzausfhußp des Abg.⸗Hauſes lehnt die yon ber Regie 
rung geforderten Steuererhöhungen (f. 18. Dct.) ab, bis das Fir 
nanzgefeß (nach den Forderungen des Abg.⸗Hauſes) feſtgeſtellt fein 
werde. Gcanbaldfer Auftritt zwiſchen dem Präfidenten bed Abg.⸗ 
Hauſes Hein und bem Abg. Herbſt. 

„ Fine gemiſchte Eommiffion beider Häufer vermittelt nah dem 
Vorſchlage des Grafen Rechberg die Differenz beider Käufer Über 
das Budget für 1862 (die Streichung von 20,000 fi. am Ge⸗ 
halte des Botſchafters in Rom und von 6300 fl. an dem bed 
Praſ. der Bunbesmilitärcommifiten in Frankfurt) dahin, daß Hefe 
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Oeſterreich. 
Gehalte zwar nach wie vor ungeſchmälert ausbezahlt, gleichwohl 
aber 26,300 fl. im Budget der Staatskanzlei geſtrichen worden, dieſe 


- Summe: alfo vom Grafen Rechberg anderweitig erfpart werden fol. 


Beide Häufer nehmen ben Antrag an. 


29. OH. Oefterreih erklärt (wie Preußen) feine Zuftimmung zu ben 


30. 


Vorſchlägen des englifchen Cabinets an Dänemark behufs einer Lö: 
fung der Schleswig-Holftein’fchen Frage. 


„  Bortfegung der Berathungen des Abg.-Hauſes über das Bank— 
ftatut. Der Stautsminifter v. Schmerling warnt in der Debatte 


. vor einem Befchluffe, der das Zuftandefommen einer Vereinbarung 


mit der Nationalbant unmöglid) machen könnte: 


„Die Folge davon wäre, daß dieſer Gegenftand in einer folgenden Seſſion 
neuerdings in Verhandlung genommen werben müßte. Ih will hoffen, daß 
wenn einft die Bänke dieſes Haufes fich vollftändig gefüllt haben, ber Ge— 
danke an die Einheit des Reiches und an feine Macht all Jene durchglühe, 
bie dann ihre Plätze in biefem Haufe einzunehmen baben, Aber wenn 
man berlci Dinge ins Auge faßt, fo muß man fi nicht bloß Wünſchen 
überlaffen; man muß am Ende die Sadyen nehmen wie fie zu nehmen find, 
und ba kann ich mid, in ber That dertraurigen Beſorg niß nicht verfchlie- 
Ben, baß wen es auch einft gelänge, 343 Abgeorbnete in biefen Hauſe zu 
verfammeln, nicht in ihnen Allen jener Geiſt für die Gefammtverfaflung, 
für die Integrität und für die Machtitellung bes Reiches walten werde, wie 
er zu diefer Stunde in diefem Haufe feinen lebendigen Ausdrud findet, dag 
manderlei Wünfche, die ſich jet fihon rege gemaht haben, daß ed über: 
haupt fein Gentral=Zettelinftitut gebe, fondern der Schwerpunkt der Noten: 
emiffion in bie verfchiedenen Kronlänber verlegt werbe, ihren nicht ganz 
ſchwachen Ausbrud finden; daß baher eine Frage, die biesmal gar nicht 
Gegenſtand des Zweifels war, die Frage, ob überhaupt ein Central: Zettel: 
inftitut fortbeftehen und ob überhaupt die Nationalbank in ihrem Beſtande 
gefichert fein jolle, daß dieſe Frage den Gegenſtand einer ſehr Tebhaften Er: 
erterung, vielleicht einer zweifelhaften Entſcheidung fein möchte“. 


. Nov. Ein Crlaß bes Staatsminifteriums an bie bifchöflichen 


Orbinariate gefteht die Regelung der Verwaltung des SKirchenver: 
mögens im Sinne der Art. 30 des Goncordates, fomit auch die 
meritorifhe Reviſion ber Kirchenrechnungen ohne Unterfchieb des 
Kirchenpatronats den bifhöflihen Drdinariaten zu, unter ber De 
bingung, daß das landesfürftliche, die Bewahrung bes FKirchenver: 
mögens betreffende Recht gefichert bleibe. 


„ Der Kaifer genehmigt das erfte conftitutionelle Finanzgeſetz für 
1862, zwei Tage nad) Ablauf des Rechnungsjahres, zum erfien 
Mal mit dem Zufate „mit Zufttmmung der beiden Häujer 
unferes Reichsraths“. Nah Artilel 3 bderfelben bürfen bie 
für einzelne Hauptrubriken, Mbtheilungen und Unterabtheilungen 
feitgefeßten Beträge, die Disponibilitätsgehühren von Beamten und 
Dienern ausgenommen, nur in derſelben Hauptrubrik, Abtheilung 
und Unterabtheilung verwendet werden. 





y 


=. 


15, 


Gefereih, 7 


‚Nov, Stürmiſche Sttzung des Finanzausfchuffes des Abg.Haufes bet 


Gelegenheit des Marinebudgets für 1863, indem der Marinemini- 
fter Burger erklärt, die vom Kaifer fanktionirte Organifation des 
Marineminifteriums werde demnächſt erfcheinen; dem Reichsrathe 
bleibe ba8 „Recht ber Controlle“. Faſt einftimmig erflärt dagegen 
ber Ausſchuß, das Statut müſſe verfaffungsmäßig dem Reichsrathe 
vorgelegt werben und ftreidht demgemäß den für bie Gentralleitung 
im Budget bereits angeſetzten Mehrbetrag. 

„ Der Staatsminifter v. Schmerling beruft eine Conferenz von 
etwa 50 Abg. des Centrums und der Linken, kündigt ihnen an, 
ber Kaifer babe das Patent zu Einberufung der Landtage auf den 
10. Dez. bereit unterzeichnet und bringt demgemäß auf fchleunige 
Beendigung ber Arbeiten des Neichsrathe. 


„ Das Abg.: Haus beendigt die Berathung des neuen Bank⸗ 
ſtatuts wefentlich nach den Anträgen bes Ausfchufies. 


„ Das Taiferl. Batent v. 4. Nov., das die Landtage (mit Aus: 
nahme derjenigen Ungarns und feinen Nebenländer ſowie VBeneziene) 
auf den 10. Dec. aufammenberuft, wird publicirt. 


„ Das Abg.-Haus verwirft einen Antrag auf Aufhebung ber 
Zablenlotterie und bewilligt den geforderten Nachtragscredit für bie 
Kriegsmarine pro 1862, jedoch mit der vom Ausſchuſſe beantragten 
Erklärung (ſ. 6. Nov.). 
„ Das Abg.: Haus genehmigt einen Gefehesentwurf über bie 
Sontrolle der Staatsſchuld durch ben Reichsrath. 
„ Der Staatsminifter beruft wieberum eine Conferenz ber Re: 
gierungspartei, um eine Ausgleihung über das Militärhubget für 
1863 zu erzielen, da der Ausfhuß cinen Abftrih von 10 Mil. 
beantragen zu wollen feheint. Bezüglich der Mobenefifhen Truppen, 
für welche eine Nachtragsforderung von monatlich 65,000 fl. geforbert 
werben fol, gibt ber Staatsminifter die beruhigende Erflärung: 
e8 werde diefe Nachtragsforderung allerdings eingebracht werben, 
allein es ſei gegelindete Ausficht vorhanden, bie Angelegenheit bald 
derart erledigt zu fehen, daß jener Betrag nicht das ganze Ver⸗ 
waltungsjahr hindurch werde in Anſpruch genommen werben. “Die 
dießfälligen Verhandlungen feien ihrem Abflug nahe gerüdt; 
übrigens fei der geforderte Betrag nur vorſchußweiſe und gegen 
Rückerſatz feitend des Herzogs von Modena zu bewilligen. 
»„ Die offiziöfe Donau=Ztg. fordert die conftitutionelle Negierungs- 
partei auf, fich feft zu organifiren, 

(Anm. Politische Vereine finb indeß bis jetzt in Defterreich nicht erlaubt.) 
„ Die Bankfdirection und das Bankcomite beſchließen eine Eingabe 
an das Herrenhaus gegen eine Reihe von Beftimmungen ber vom 
Abg.⸗Hauſe angenommenen Bankakte. 
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15. Nov. Die offizidſe Donau⸗Itg. erklärt die (mit einigen öffentlichen 
Blaͤttern Ungarns geführten) Verhandlungen über einen Ausgleich 
mit Ungarn für abgebrochen und will warten. 


18.Nov. (Ungarn). Der Kaiſer gewährt den von ben Kriegsgerichten 
Ungarns verurtbeilten Sträflingen, fo wie ben bereits zurückgekehr⸗ 
ten politifhen Flüchtlingen allgemeine Amneftie und verorbnet bie 
Einftellung der noch anhängigen Unterfuchungen. 

19. „ Der Finanzausfhuß des Abg.⸗Hauſes befchliegl mit zwei Drittel 
ber Stimmen, gegenüber Borderungen von 15 und 10 Mill, vom 
Militärbubget für 1863 wenigftens ſechs Mill, abzuftreihen. Der 
Kriegsminifter will nur 5 Mil, zugeftehen und behält ſich weitere 
Erklärung vor. 

Bezüglih ber mobenefifhen Truppen erllärt ber Kriegsminifter: Die 
Erhaltung der mobenefifhen Truppen bilde feit längerer Zeit bereits ben 
Gegenſtand einer ernſtlichen Verhandlung zwiſchen ber Megterung unb bem 

erzoge von Mobena. Sie habe jebocd, bisher noch nicht zu einem erſprieß⸗ 
ichen Rejultate geführt. Es Banble fi in biefer Frage um eine Taiferliche 
Zufierung, die während bes italienischen Krieges gegeben wurbe unb bie 
mit ber Drbnung ber italieniſchen Frage Überhaupt zuiammenbänge. 


20, „ Der Kaifer genehmigt ben Abſtrich von 6 Mil. vom Militär: 
bubget für 1869. 

25, „ Die Berathung des Mifitärhubgets für 1869 im Abg.⸗Hauſe 
gibt den Abg. Rechbauer und Kuranda Gelegenheit, den Minijter 
des Auswärtigen Grafen Rechberg zu einigen Eröffnungen über 
bie auswärtige Politik Oeſterreichs zu veranlaflen: 


Graf Rehberg: Dr. Wieſer bat aus einer von mir gemachten confibentiel: 
len Mittheilung einzelne Stellen herausgerifien und baraus Folgerungen gezogen, 
bie ich nicht beabfichtigte, unb ich bin hierdurch in bie Nothwenbigkeit geſetzt, 
foweit e8 mein Gedächtniß erlaubt, wiederzugeben, was ih bamals gefagt. Ich 
babe geiagt, daß bie Beſſerung ber Verhältnifſe Defterreichs eine relative fei. 
Die Stellung Europas im allgemeinen und bee verfchiebenen Höfe zu ein: 
auder ſei noch immer eine folde, baß fein Staatsmann in Europa auch nur 
für eine kurze Spanne Zeit für bie Aufrechthaltung bes Friedens einftehen 
könne. Bor 1848 Tonnte Oefterreih entwaflnen, weil damals auch alle 
übrigen Großmächte entwaffnet hatten, fo daß Deſterreich bamals vollkom⸗ 
men vor jeber Ueberrumpelung gefihert war; heute ſei bie Lage eine ſehr 
verſchiedene. Fraukreich Fönne in kürzeſter sä große Heeresmaſſen in voll: 
tommener Kriegöbereitichaft an jede beliebige Grenze werfen. Sarbinien habe 
Berfügungen getroffen, unt fein Heer auf 400,000 Daun zu bringen, bie 

‚ Aushebungen werden mit großer Strenge vorgenommen, Englaud vermehrte 
feine Rüftungen, unb obwohl dort aud aus Rückſichten ber Sparfamtfeit im 
Parlamente gegen bie Regierung geſprochen wurde, En ſich doch eine glän: 
zenbe DMajorität flir die Reglerung ausgeſprochen. (Mit erhobener Stimme): 
„Eine einfeitige Reducirung iſt nicht möglich, die Negierung müßte fich denn 
fagen wollen: Ich bin bereit, mir jede Schmach, jede Mißachtung ruhig an: 
thun zu laſſen“. 

Kuranda will ſich hierbei nicht beruhigen und erklärt, vor 
vor allem vermiſſe er ein Blaubuch, um auf Grund zuverläſſiger 


biplomatifcher Aftenftüde die auswärtige Politik controliren zu Tön- 
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nen. Graf Rechberg rede zweidentig; erſt ſage er, Deſterreich ſtehe 
nit iſolirt, und dann heiße es, man rüfte in Sardinien und bed: 
halb mäfle Deflerreih au rüften. Die Regierung folle im Eins 
verftändnig mit Frankreich die italienifhe Trage Idfen, d. 5. bie 
Einheit Italiens binderu und die päpftlihde Macht erhalten Mit 
Preußen fei eine Allianz nicht rathfam, doch wolle er die Gründe 
hierfür in diefem Saale, wo aud Vertreter nichtdeutſcher Natio- 
nalitäten fißen, nicht weiter erörtern. Aber mit England folle 
Defterreih eine Allianz fließen zur Löfung ber orientalifchen 
Frage: 


Graf Rechberg: „Es gab Zeiten, wo allerdings die Cabinette ſehr hohen 
Werth darauf legten, für alle Eventualitäten ſich im Voraus durch Allianzen 
fiher zu ſtellen. Es war bas die alte, nunmehr veraltete diplomatiſche 
Eule, welche biefer Lehre anhing und Ih will ihr feinen Vor⸗ 
wurf daraus machen; fie war die damaligen Beitverhäftniffe und 
mangelhaften Tofiverbindungen eine Rothwendigkeit. mbeflen hat es doch 
auch jeine großen Schattenfeiten bei biefen Allianzen. Die Geſchichte lehrt 
ums, wie oft die Cventualitäten, auf welche ſolche Allianzen berechnet waren, 
nit eingetreten find, wie oft flat diefer Wendung gerabe bie enigegen: 
geſetzteſte Wendung in ber Wirklichkeit flattgefunden bat und wie febr fi 
dann bie Cabinette durch bie früher geichloflenen Allianzen gebunden fühlten 
in ihrer freien Bewegung, wie fehr es ihnen dann unmdglid gemacht wurbe, 
gerade ben geeigneten Augenblid zu der Beſchützung des eigenen Interxeſſes 
des Landes zu benüken. Es hat aber noch einen zweiten G weſentlichen 
Nachtheil, und auch hierüber liefert uns die Geſchichte traurige Beiipiele. 
Ge iſt gar nicht möglich, Allianzen jo zu ſchließen, den Wortlaut fo zu 
faſſen. daß fie nicht eine Hintertgür offen laſſen. Treten nun veränderte 
BSerhältniffe ein, fo dienen dieſe Hinterthüren dazu, fi den Verpflichtungen, 
welche mit ſolchen Allianzen fibernommen worden find, zu entziehen und 
diejenige Macht, bie fich durch diefe Alltanzen gefihert glaubte, befindet fich 
plötzlich ifolirt und verlaffen. Unſere eigene Geſchichte Liefert uns traurige 
Beiſpiele bievon. Alle Allianzen, bie geſchloſſen worden waren, um ihrer 
Zeit die Erfolge zu fichern, ermiefen FE als null und nichtig, ale ed wirklich 
dazu fam, und waren nicht im Stande, bie gefahrvollſten und erniteften 
Krifen von Defterreiä fern zur halten. Die neuere Schule ber Diplomatie 
it daher, wermgleich fie die Allianzen nicht verwirft, doch der Anfiht, daß 
man babei mit großer Borfiht, mit großen Nüdhalten vorgehen ſolle. Sie 
verwirft nicht, wie ich eben gefagt habe, die Allianzen, fie Hält es aber von 
viel größerem Werthe, fih mit den andern Staaten auf einen Fuß bee 
Vertrauens, auf einen Fuß der Freundſchaft zu ſetzen. Iſt einmal Das er: 
reicht, dann kommen bie Allianzen von ſelbſt. Uebrigens gibt es zwei Arten 
von Allianzen, ich weiß nicht, von welcher der Herr Vorredner gefprochen 
bat. Es gibt Allianzen, die nicht „geiörieben find, die fih aber von ſelbſt 
machen burch das Berfolgen berfelben Zwecke, durch bie Gemeinſchaft ber 
Interefien. Diefe find die verläßlichen Alianzen. Die gefchriebenen bieten 
verbälnigmäßig nur geringen Werth und weniger Sicherheit (Heiterkeit). 
Ich glaube, dar der fehr geehrte Herr Vorrebner nah dem was ich gejagt 
babe wohl ſchwerlich ſich meiner Anſicht über die Allianzen anfchließen wird; 
" glaube aber, daß er ſich vollfommen beruhigen wird Über die Lage Defters 
reihe, werm ich fage, daß ich im Stande bin zu erflären, daß bie Be: 
ungen Defterreihs nicht nur zu Frankreich, ſondern auch 
zu Englanb und ven übrigen Großmächten fi auf bas Freund» 
—* auf das Intimſte und auf dem Fuße des Dertrauens geſtalten“. 
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25. Nov. (Tyr ol). Biſchof Gaffner v. Brixen und Biſchof Riccabona 
von Trient erlaſſen Hirtenbriefe mit Bezug auf den bevorſtehenden 
Zuſammentritt des Landtags, um die Glaubenseinheitsfrage wieder 
anzufachen. 

„Das Abg.⸗Haus genehmigt mit großer Majorität den Ausſchuß⸗ 

antrag, vom außerordentlichen Militärbudget für 1863 nur 6 Mill. 

abzuftreichen. 

26/27 „ (Tyrol). Wälſchtyrol wählt diesmal feine Abgeorbneten zum 
Tyroler Landtag, indeß meijt entfchievene Gegner der Vereinigung 
mit Deutſchtyrol. Nur die Handelsfammer von Roveredo ver: 
weigert die Wahl; bie Kammer wirb deßhalb von der Regierung 
aufgelöst und gegen ben BPräfidenten eine Unterfuchung eingeleitet. 

28. „ Das Abg.:Haus genehmigt die von der Regierung beantragten 
Erhöhungen der direkten Steuern, indeß „nur auf ein Jahr, und 
erledigt das Finanzgeſetz für 1863 vollftänbig. 

30, „ Eine kaaiſerliche Entſchließung verfchiebt die Cröffnung ber 
Provingiallandtage auf ben 8. refp. 12. Januar 1863, 


26. 


— Dec. Der Bericht einer vom nieberöfterreichifhen Gewerbevereine 
niedergeſetzten Commifjion über die ſchwebenden Zollfragen fpricht 
fih fehr entſchieden gegen einen Eintritt in den Zollverein aus 
und ber Berein befchließt, eine dießfällige Erflärung an die Re: 
gterung zu richten. 


Der Bericht erflärt, daß „bie öſterr. Induſtrie, wenigftens in ihren be= 
beutenderen Zweigen, jet noch nicht im Stande jei, mit derjenigen bes Zoll: 
vereing bie freie Concurrenz beftehen zu können“. Die Urſache findet ber- 
jelbe nit im Mangel an Thätigkeit 2c. von Seite ber öfterr. Induſtriellen, 
fondern in veralteten, verkehrten Staatseinrichtungen, deren er eine lange 
Reihe aufzählt. Die öfterr. Frachttarife — wird gefagt — feien „bie höch— 
ften aller Induftrieftaaten Europa's“; troßbem Sehterteich eines ber kohlen⸗ 
reihften Länder der Welt, fei es doc leider auch dasjenige Land, deſſen 
Kohlenverbraud Hinter dem aller anderen Eulturftaaten am weiteften zurück⸗ 
fiebe. wird das mangelbafte Volksſchulweſen in Oefterreih und der 
lange Militärdienft als für die induftrielle Entwidelung ſchädlich hervorge⸗ 
hoben. Dem Schutzzoll wird nicht das Wort gerebet, aber man folle bie 
öfterreihiihe Induſtrie der zollvereinsländiſchen nicht opfern „um einen 
politifhen Stanbpunft in Deutfchland zu behaupten, befien zweifel- 
bafter Charakter vorläufig diefe Opfer nicht ausgleihen dürfte“. „Handelte 
es fid) darıım, mit den Zollihranten auch jebes andere Hinderniß entfernt 
u fehen, welches der politifchen Einigung Deutſchlands und feiner Macht: 
Reltung nah Außen entgegenfteht, jo würben wir die Letzten fein, bie nicht 
mit aufrichtiger Hingebung befennen mollten, baß dieſes große Ziel ein 
jedes Opfer verdiene. Aber biefe Frage ift heute noch nicht auf der Tages: 
ordnung, die desfallfigen Wünſche und Hoffnungen der Nation nod) anf eine 
ungewilfe Zufunft verwiefen“. Deutichlands materielle Einigung fönne eben 
fo zuverläffig durch eine Fortentwidelung des Februarvertrags gefihert wer: 
ben, denn das Verhältniß Oeſterreichs zum Zollverein werde durch ben fran= 
zöſiſchen Handelsvertrag nicht präjubdicirt, „jofern durch eine Interpretation 
bes Artifels 31 und 32 diefes Vertrags das baraus abgeleitete zweifelhafte 
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Hinderniß aud formell befeitigt würbe. Es wirb fobaun ber Regierung 
empfohlen, auch Hanbelöverträge mit anderen Staaten abzuſchließen, denn 
dies fei nothwendig geworben, dabei aber Defterreih nicht als einen Agri- 
culturſtaat aufzufaſſen, fondern auch auf feine Induſtrie Rüdficht zu nehmen 
und zu dem Zweck fich über die ſchützende Bafis der induftrielen Intereſſen 
durch jachverftändigen Beirath Aufſchluß zu verfchaffen. So habe es Fran: 
veich, ehe es den Hanbdelsvertrag mit dem Zollverein abgeichlofien, auch ge 
macht. „Eine Vergleichung ber auswärtigen Eins und Ausfuhrliften würde 
Hierzu Gommentare liefern, bie eine vielgehörte Behauptung, daß Frank⸗ 
rei durch ben preußiichen Handelsvertrag bie ihm bebrohlihen Wir. 
fungen des engliichen Hanbelsvertrage® auf Deutfhland abwälzen 
wolle, in ihrem rechten Lichte und als vollfländig unbegründet er: 
ſcheinen ließe.“ 


9. Dez. (Tyrol). 12 Abgeordnete aus Wälfchtyrol richten cine Bes 


13, 


14, 


tition an das Abg.⸗Haus bes Reichsraths und verlangen. barin mit 
Umgehung bes F. 38 ver Landesorbnung, der eine Aenderung des⸗ 
felben der Beihlußfaffung des Landtags vorbehält, vom Weiche: 
ratbe, daß „ber Bezirk der ehemaligen SKreisregierung von Trient 
von der gefürfteten Graffchaft Tyrol getrennt und daraus ein eiges 
nes Kronland gebildet werde.” Der Antrag Tonımt im Reiche: 
rathe nicht zur Behandlung und wird vom Präfidenten vielmehr 
den Patenten zurüdgeftellt. 


„ Das Herrenhaus genehmigt die Bankacte mit mehrfachen wes 
fentlihen Mobifilationen gegenüber den Beichlüffen bes Abg.Hauſes. 


„ Fine gemifhte Commiſſion beider Häufer einigt fih über bie 
Bankfrage vorwiegend Im Sinne des Abg.-Hauſes. 


„ Das Herrenhaus nimmt das Budget für 1863 ganz nad bem 
Vorſchlage des Abg.-Hauſes an. 


Das Erforberniß ift in der Summe von 367,087,748 fl. feftgefeßt, wo⸗ 
von 304,585,094 fl. durch die beftehenden Steuern und Abgaben bededt 
find. Der Abgang von 62,502,645 fl. bat einestheild in der Erhöhung ber 
Steuern unb Gebühren, anderntheils in der Emiffion der von der Rational: 
banf in ben Beſitz des Staates zu gelangenden Obligationen des Anlehens 
vom Sabre 1860 und ein dritter Theil endlich im Betrage von 12 Millios 
nen Gulden im Wege bes Credits feine Bededung zu finden. 


„  Defterreich fpricht fi mit großer Entfchiebenheit gegen die gries 
hifche Revolution und für die Aufrehthaltug ber biesfälligen Ver⸗ 
träge aus, 


Girfularbep. des Grafen Rechberg: . . . „Wir beabfichtigen 
fortan dieſelbe Zurüdhaltung zu beobachten, bie uns durch unfere Prin- 
zipien, durch unfere bejonberen Beziehungen zu dem bayeriſchen Hofe und 
durch die Stellung Defterreich® gegenüber Griechenland auferlegt ift, eine 
Stellung, melde von berjenigen der brei garantirenden Mächte wefentlich 
verſchieden ift. Weber die Prinzipienfrage haben wir uns wieberholt offen 
ausgefprochen, indem mir bie griechiſche Revolution unverhohlen tabelten 
und ihr das Recht abſprachen, internationale Stipulationen, die In allge⸗ 
mein europäifchen Intereſſen ihre Begründung haben, willfürlich zu brechen. 
Bon diefem Geſichtspunkt aus ift es uns unmöglich, ben Beitrebungen zur 
Auffindung eines Kandidaten für denſelben Thron beizutreten, auf welchen 


Geßrrreil. 


nach unferer Anſicht der König Otto und feine Famille Iegitime Recht 
haben. Daher find wir denn aud nicht in ber Lage, biefem ober jenerz 
Kürten, der der Wahl ber griechiſchen Nation von einer ber Mächte 
empfohlen werben könnte, einen Vorzug einzuräumen.”  Mebergehend au 
die enge Verbindung zwifchen ber griechifchen und der orientalifhen Frag« 
und anertennend, daß bie Begrenzung ber revolutionären Bewegung inner: 
alb bes griechiſchen Gebiets dem Einfluß der Schutzmächte zuzuſchreiben 
fahr bie Depeiche fort: „Uber iſt Die nahfihtige Haltung der Schuhmächt« 
gegenüber der griechifchen Revolution nicht vieleicht geeignet, bie Eroberung: 
nie und Tendenzen der griechiſchen Nation eher zu ermuthigen ala zu 
beruhigen?" Endlich gibt Graf Rechberg ben Schutzmächten Griechenlande 
folgenden pofitiven Rath: „Eine tategortiche Erflärung, dab das Konigreich 
Griechenland in ben von den Verträgen ihm vorgezeichneten Grenzen aui= 
zen erhalten werben muß, würbe uns als ſehr angemefien eriheinen. Man 
würde dadurch neuen Verwidlungen vorbeugen, welche jebe ber Mächte im 
Intereſſe der Aufrechthaltung bes allgemeinen Friedens zu vermeiden wiün- 
ſchen muß.“ 


15./16. Des. Beide Häufer des Reichsrathe genehmigen bie Bankacte 


18. 


nach den Unträgen ber gemifchten Conmiſſion. 
Schluß der Seffton bes Reichsraths. Thronrede des Kaifers: 


ner. Mit Worten Meines Faiferlihen Vertrauens habe Ih Sie be- 
grüßt, als Ih Sie zum Beginne eines Werkes um Mich verjammelte, bas 
mit Gottes Hilfe Oeſterreichs Wohlfahrt dauerud begründen fol. Bon den 
Segenswünſchen Meiner treuen Völker begleitet, find Sie damals an bie 
a abe gefähritten, welche Ih durd die mit dem Tiplom vom 20. Okt. 
und mit dem Grundgejche vom 26. Febr. des verflofimen Jahres ins 
Lehen gerufen Inſtitutionen in Ihre Hände gelegt habe. In dem gegen: 
wärtigen Augenblicke, in welchem Ich die erſte Seflion des Reichsrathes 
ſchließe, ſpreche ich es mit Befriedigung aus: die Erwartung, der Ich in 
jener Stunde Ausdrud verlieben, iſt nicht getäuſcht, Meine Zuverſicht auf 
das Gedeihen des mit gemeinſamer Kraft unternommenen Werkes befeſtigt 
worden.... Mächtig gehoben bat ſich das Vertrauen auf die Kraft 
Defterreihs. Sein entſchloſſenes Vorſchreiten auf neuen Bahnen fried⸗ 
licher Eutwicklung bat ihm die Achtung der Rationen gefihert und die Sym⸗ 
pathien befreundeter Staaten mit neuer Wärme belebt. Groß und ſchwierig 
war bie Aufgabe, die Meinem Reichsratbe geitelt war. Mit entſchloſſenem 
Ernſte und mit richtigem Verſtändniſſe find Sie au die Löſung gegangen. 
Sie haben das innerhalb der Grenzen Ihrer Wirkſamkeit Grreichbare mit 
Marem Blide erkannt und bafür, baf es erreicht wurde, im Bereine mit 
Meiner Re — Ihre volle Kraft eingefegt. Schon iſt auf verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wege eine Reihe wichtiger Geſetze zu Stande gefommen. Eomie 
bie Freiheit Ihrer Berathungen und ber unverkümmerte Ausdrud Ihrer in: 
bividuellen Anſchauung, ebenfo wurde auch die Kundgebung der öffentlichen 
Meinung, infoferne fie burh ben Mund ber Preſſe fpricht, unter den 
Schutz der Geſetze geftellt, und ber perjönlichen ar fröftigere Bürgichaft 
verlichen. Die Annahme eines neuen Handelsgeſetzbuches, bad ſchon 
feiner innen Borzüge wegen empfehlenswerth erſchien, und in ben an: 
grenzenden deutſchen Bundesſtaaten Geſetzeskraft erhielt, wirb nicht verfchlen, 
den gemeinſamen Intereſſen die wünſchenswerthe Förderung zu gewähren. 
Es wird eine der wichtigſten Aufgaben ber einberufenen Landtage fein, auf 
Grundlage ber von Ihnen angenommenen grunbjäglicden Beftimmungen zum 
Aufbau des Gemeindceorganismus iu Meinen Königreihen und Län⸗ 
bern mitzuwirken, Die Ordnung bes Staatshaushaltes nad allen Rich: 
tungen bin bat Ihre beſondere Sorgfalt in Aniprud genommen. Als Ich, 
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itet von Grwägungen, welche Ihnen feiner Zeit mitgetheilt wurben, Mein 
niferium ermächtigt und beauftragt babe, die Staatsvoranſchlaͤge 
für die Jahre 1862, und 1863 fammt den dazu gehörigen Finanzgeſetzent⸗ 
würfen Ihnen vorzulegen , find biefe Borankhläge von Ihnen mit gewiſſen⸗ 
haftem Gifer geprüft und unter Ihrer Zuflimmung feigeltelit worden. Mit 
Befriedigung Date Jh wahrgenommen, daß die Bemühungen meiner Re: 
gierung durch möglichfte Verminderung des Staatsaufwanbes, ein günftigeres 
Berbältniß zwifden den Einnahmen und ben Ausgaben herbeizuführen, fräftig 
und erfolgreih von Ihnen unterftügt wurden. Hinſichtlich der Bebedung 
ber Icgteren find Sie, In richtiger Würdigung ber Verhältniffe, von dem 
Grundſatze ausgegangen, daß das Fehlende zum großen Theile durch bie 
eigene Kraft bes Meiches herbeizufchaffen fei. Die Ausführung diefes Grunde 
fages ift nicht zu trennen von der Nothwendigkeit, durch Erhöhung der Abs 
gaben die allgemeinen Laften zu vermehren. So lebhaft Sch dieſe Noth⸗ 
wendigleit bedauere, jo haben doch vielfacye Erfahrungen Mich mit der Leber» 
zeugung erfüllt, bag Meine Völker diefe Opfer, durch welche nur Deſter⸗ 
reichs Maht und Wohlfahrt gefördert werben follen, mit bewährter Hin⸗ 
gebung zu bringen bereit find... . Durch das Bantgefek find bie Grund⸗ 
agen für ein Mebereinfommen ber Finanzverwaltung mit den Vertretern ber 
Rationalbant gewonnen, durch welches ihr Verhältniß zum Staate geordnet 
werden und fie felbft ihre Eonfolidirung erhalten jol. Das eifrige Streben, 
mweldyes Sie dem Zuflandefommen diefer Gelege zugewenbet haben, die voll⸗ 
endete Thatfache ber Verminderung der Ausgaben und ber vortheilhafteren 
Ergebnifje des verfloflenen Jahres fonnten nicht verfehlen, überall eine güns 
fige Wirfung bervorzubringen. Begleitet von erfreulihen Wahrnehmungen 
des Forſchreitens zum Beſſern, kehren Sie in Ihre Heimat zurüd, in welcher 
Sie einer neuen Thätigfeit entgegengehen. Dort werden Cie bie Träger und 
Vermittler jener Prinzipien fein, in welden bie Verfaffungsgefege wurzeln, 
die Ich gegeben babe, und an denen Ich fortan wie bisher feſt⸗ 
balten werde. Sie werden nicht ermüden in bem Bemühen, das Band noch 
inniger zu fnüpfen, welches feit Jahrhunderten bie Völker Defterreichs zu ihrem 
eigenen Heile verbindet, Dadurch wird ber Verwirklichung Meines feften 
Entichluffes, des Reiches Einheitzumwahren (lang anhaltende Hocrufe) 
und das begonnene Werk der Berfafjung zur Vollendung zu bringen, auch Ihr 
Beiſtand zu Theil werden. Diejes Ziel auf dem burd die Grundgejeße vor⸗ 
gezeichneten Wege zu erreichen, darauf werben bie ernften Beftrebungen Deiner 
Regierung unabläflig gerichtet fein. Indem Jh Sie, geehrte Mitglieder des 
Reichsſsrathes, mit Meinem Danke und mit ber Berfiherung einer Taifer- 
lichen Huld entlaffe, werde Ih Mich freuen, Sie alle wieder im Laufe des 
nächſten Jahres zur Fortſetzung Ihrer patriotifchen Thätigkeit im Reichsrathe 
um Mid, verfammelt zu fehen. Der Himmel, der erſt jüngfifin Mir und 
Meinem Haufe ein beglüdendes Zeichen feiner Gnade gegeben, welches Deine 
Bölfer mit rührenber Freude begrüßten (flürmifche Hochrufe), ee möge in 
feiner Allmacht fegnend walten, daß Defterreih blühe unb gebeibe, durch 
Eintracht ſtark und reih an allen Ehren!“ 


. 


W. Dee. Der Präfibent des Adg.-Haufes Hein wird zum Suftigminifter 


26. 


27. 


ernannt. 


„  Refultatlofe Eonferenz des Finanzminifters mit ben Bankdirec⸗ 
toren über die Annahme der neuen Banlacte. 


„ In Folge einer Beiprehung der Bankfrage im Miniiterrath 
richtet der Yinanzminifter eine beruhigende Zufchrift an den Banks 
gouverneur, mit ber Erflärung, daß die kaiſerl. Regierung bereit 
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ſei, bezüglich der Verzinſung der 80 Mill. einen den Wünſchen ber 
Bankbehörden entſprechenden Antrag in der nächſten Seſſion des 
Reichsraths zu ſtellen. 

29. Dee. Der Bankausſchuß nimmt die neue Bankacte mit 64 gegen 
18 Stimmen unbedingt und vollftändig an. 


III. 


Auberdeutſche LFänder. 


16 





“or 


1, Portugal. 


W. Febr. Das Minifterium gibt feine Entlaffung; der Marquis v. Loule bildet 
ein neues in demſelben Sinne. Es geht das Gerücht von einer Vermeh⸗ 
rung der Pairs unb von einer Mobdiftcation ber Verfaſſung. 


15. Mai. Auf dem Eoncil in Rom erſcheint feiner der portugiefifchen Erz⸗ 
biihöfe und Bljchöfe. 


9. Juni. Der Bapft beklagt im verfammelten Goncil die Abweſenheit ber por: 
tugiefifhen Bischöfe und bejchwert fih über die Hindernifie, welche ihrer 
Reife nah Rom in den Weg geftellt worben feien (vgl. Rom). 


3. Jul. Schreiben des Papftes an den Carbinal-Batriarchen von Liſſabon, an 
bie Erzbifchöfe von Braga und Evora und fämmtlihe Suffragan s Bifchöfe 
von Portugal. Die Prälaten werben darin zu größerer Wachſamkeit und 
Energie vermahnt, ba fie bei dem notorifch beflagenswerthen Zuſtande der 
kath. Kirche in Portugal ſich viel zu lau und tolerant gezeigt hätten; fie werben 
an die Pflichten ihres Amtes erinnert, „die ihrer Hut anvertrauten Schafe 
zu fhüßen, daß fie nicht von den wilden Thieren verfchlungen werben, welche 
den Erbfreis unjicher machen.” Sie follen „Allem Widerſtand leiflen, was 
in biefem Königreiche (Portugal) ungeftraft gegen die Kirche und gegen ber 
ten Rechte und ehrwürbige Gefege verübt wird; denn wahrhaftig, Ihr 
fönnet es wohl wiflen, daß, wenn es fchidlih und wenn es nothwendig ift, 
der weltlihen Macht ben jchuldigen Gehorſam zu leiften, dies doch nur in 
dem gejcheben fann, was in feiner Weiſe ben Gejehen Gottes und ben Ge: 
jegen feiner beil, Kirche zuwiderläuft.“ 


2, Aug. Ein Erlaß des Auftizminifters verbietet der Geiſtlichkeit gegen bie 
ae? zu prebigen und bebroht fie im Contraventionsfalle mit Gefäng- 
nißftrafe. 


D. Spt. Meuterei in. Braga. Proclamation des Könige. Die Meuterei 
wird fofort unterdrüdt. 


1. Det. Der König vermäßlt fih mit ber Prinzeffin Pia von Italien. 


4. Rov. Gröffnung der Gortes. Unbebeuteude Thronrebe, 
I, Die Eortes werben bis zum 2. Sannar 1863 vertagt. 


0 „ Marſchall Saldanha föhnt fich mit dem Minifterpräfidenten Louloͤ aus 
und gebt als Geſandter nad) Rom. A 


A. Dec. Ein E, Decret ernennt 27 neue Pairs. 
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2. "Spanien. 


19. März. Vertrag von Solebab zwiſchen dem Präfidenten Juarez und den Be 
vollmächtigten der drei Alliirten in Merico (ſ. Merico). 


22. „ Eine Depeihe des Minifterd des Auswärtigen an General Prim, ber 
Oberbefehlshaber des ſpaniſchen Erpebditionscorps in Merico, unterwirft bi 
Nebereinfunft von Soledad zwar einer einläßlichen Kritit, anerfennt fü 


aber ſchließlich bach. 


9. April. Gonferenz ber Bevollmächtigten ber drei Mlliirten in Orizaba; Brud 
zwifchen dem fpanifchen und dem englifchen Bevollmächtigten einerfeitß unt 
dem franzöfifgen Bevollmächtigten anderſeits (vgl. Mexico). Genera 
Prim entſchließt fih, auf feine VBerantwortligfeit bin 
Mexico mit feinen Truppen zu verlaffen. 


12. „ Tie Spanier räumen Tetuan. 


24. „ Die Spanifche Regierung billigt die Handlungsweife bes General Prim 
in Mexico. 


Depeche des Minifters Ealderon Eollantes an ben ſpani— 
[hen Sefandten in Paris: „Das Refultat der am fetten 9. April 
zwiſchen ben Bevollmächtigten der Unterzeichner ber Londoner Gonventicor 
bat der Regierung der Königin ein großes Erflaunen und einen lebhafter 
Kummer bereitet. Die Ausbrüde und Ideen in bem vom Admiral Jurier 
de la Sravisre an den Grafen Reus unter dem 20. März gerichteten Briefs 
und feine ungweifelhafte Abfidht, die feit vier Dronaten angenommene um! 
unterftüßte zus u verändern, bat die Regierung ber Königin tief be: 
wegt. Die Sprache des Abmirals, welcher die Nothwendigkeit barlegt, bei 
Zerwürfniffen, die aus ber mericanifchen Republik einen Scandal für Eu: 
ropa gemadt, ein Ende zu machen, und in Merico eine monarchiſche Re: 
sierung berzuftellen, zeigt das volltändige Verbaſſen bes im Einverftänenif 
mit den andern Bevollmächtigten bis jegt bei ben Unlerhandlungen befolg: 
ten Syſtems an. Die Regierung ber Königin zögert nicht, zu beflätigen 
daß die Erklärungen bes Öenerals, abgefehen davon, baf fie verfpätet find 
fih in Widerfpruh mit bem Geiſt und bem Wortlaut der Convention vor 
London finden. Die Sprade bes franzöflihen Admirals bat den Srafer 
von Reus überzeugen müfien, daß die gemeinfchaftlihe Action ter Mächte, 
die durch bie Convention von Lonbon verabredet war, ein Ende erreicht 
bat, daß man auf feine Cooperation mehr rechnen könnte, und nur dann 
auf Unterflügung durch die franzdfifchen Truppen, wenn die fpanifchen 
Truppen fi in einer gefährdeten Lage befinden jollten. So edelmüthig auch 
das Anerbieten des franzöfifhen Admirals war, fo war es doch nad feiner 
Sprache leicht zu ertennen, daß bie Gegenwart ber Ipanifchen Truppen ſchon 
im Brincip ale eine Reale AL betraditet wurde, und daß fie fpäter eine 
Gefahr werben konnte. Es war nicht möglich, ſich kategoriſcher auszu⸗ 
ſprechen, und wenn es ein Fehler geweſen, der Expedition eine zu ſpaniſche 
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Farbe zu geben, jo wurbe fie in Zukunft eine franzöfſiſche Expebition, und 
Frankreich beabfichtigte nicht die Spanischen Truppen anders als in Außerften 
Fallen zu witerflügen. Nach der Mittheilung dieſes Documents wurbe bie 
Konferenz in Orizaba unnütz. Die Stellung bes Grafen von Reus, als 
General wie als Bcvollmädtigter, war Kar, fie war durchaus beflimmt. 
Die feit langer Zeit befolgte Politik verlaſſen, verzichten auf bie Erfolge, 
welche man erreichen wollte, bie Ausführung eines Gedankens unterftügen, 
weldyer weber ber ber Convention von London nod feiner Regierung War, 
ruhiger Zufhauer ernfter und folgenfchwerer Ereigniffe bleiben, und vielleicht 
in dieſer Untbätigfeit die Gefundheit und ben Ruf feiner Truppen gefähr: 
ben — das war die peinlihe Alternative, weldhe man bem Grafen von 
Reus geftellt Hatte. Gleichwohl war bie Antwort, welche dem Admiral am 
21. zuging, gemäßigt und vorfidtig; ber General Prim verweigert nicht ben 
Kampf zu eröffnen, er fürdtet die Gefechte nicht; aber er fordert, ba man 
daß Ziel der Erpedition nicht entftelle, und daß biefe Erpebition, ohne eine 
ausſchließlich fpanifche oder franzöfifche Expedition zu werben, eine alliirte 
Erpedition, und die Generale und Bevollmächtigten fortfahren wie früher, 
ben Beſchlüſſen der Konferenz unterfiellt zu fein. Am 23, März fchlug ber 
Graf von Reus, um alle Mittel der Verföhnung zu erfhöpfen, eine neue 
Sonferenz, im Einverftändniffe mit dem englifchen Gefchäftsträger, vor. Die 
Eonferenz trat am 9. April zufammen. Dean kennt ihr Refultat. Die 
Partie, welche ber fpanifche General zu ergreifen hatte, war ihm vorgezeich- 
net; er fannte ihre volle Bebeutung, und daß er eine ungeheure Verant⸗ 
wortlichfeit über fih nahm, indem er fie ergriff.” Er bat nicht angeftanden, 
feine Pflicht zu thun ...“ 


5 April. Die fpanifhen Erpeditionstruppen ſchiffen fih in Veracruz 
wieber ein und kehren nach der Havanna zuräd. 

% „ Moarocco bezahlt den Reft der Entfhäbigungsfumme an Spanien. 

6. Mai. Die Deputirtenfammer genehmigt bas Entfhädigungsgefe zu Gunſten 
Frankreich's mit 121 gegen 12 Stimmen. 

19. „ Die Regierung erflärt in ber Deputirtenfammer ihre vorläufige Billigung 
ber Hanblungsweife bes General Prim in Merico. 


9, Juli. Ein Decret der Königin verfügt ben Verkauf ber Häufer, Ländereien 
— übrigen Beſitzthümer der auf der Inſel Cuba aufgehobenen geiſtlichen 
en. 


13. Aug. Unfreundlicher Empfang des neuen ſpaniſchen Geſandten 
in Paris, General Concha, durch den Kaiſer (vgl. Frankr.). 


4. Sept. Die Königin amneſtirt die Verurtheilten von Loja (ſ. Jahrg. 1861 
S. 166.) 


N. Oct. Ein Geſandter des Kaiſers von Marocco begrüßt bie Königin in 
Malaga. 


d. Nov. Der Finanzminiſter verordnet, daß mit dem Verkaufe ber Kirchen⸗ 
güter in Spanien begonnen werde. 


1.Ddee. Erdffnung ber Cortes. Thronrebe ber Königin. 

„20. Die katholiſche Gefinnung Spanien’s ift auch bie Meinige, und 
Ich Bitte Gott, unfere Gebete und Änſtrengungen zu erhören, um die pein⸗ 
liche Rage des heil. Vaters aufhören zu fehen, ber ſtets der Gegenſtand 
Meiner tiefften Verehrung if. Meine Beziehungen zu ben fremben Mädhe 
ten fahren fort, freundſchaftlich zu fein. Ich hoffe, wir werden auf zufrie⸗ 
denftellende Weife bie Schwierigkeiten verfhwinden fehen, welche die Meis 
nungsverjchiedenheit ber Bevollmächtigten in Merico ber Ausführung bes 


— 


Syantın. 2 
Londoner Bertrags enigegengeftelt Hat. Die unvorbergefehenen Hinbernifie 
welche biefer Ausführung eutgegengefltanden, haben Meinen Wunſch nich 
‚geändert, ben Vertrag zu Ken und ben Gedanten zu verwirfiihen, be 
ihm zur Grundlage gedient. Die in ben Tehten vier Jahren in Ue 
bereinfiimmung mit ben Cortes von Meiner Regierung be 
folgte Politik bat ber Nation große Zunahmen unb Verbeflerungen in 
Innern und Adtung bei den auswärtigen Nationen verfchaffl.e Wenn wi 
im bem Spftem ber Freiheit und Duldfamkeit und der aufrichtigen Uebun 
ber Berfaflung fortfahren, bie verfchiebenen Claſſen ber Geſellſchaft an bi 
Vebung der Rechte gewöhnen, welche ihre Würde heben, und an die Arbeit 
welche ber Träger ber Ordnung und die Duelle bes Reichthums ift, überal 
bie Principien der Moral und der chriftfichen Religion befolgen, fo wirl 
der Himmel unfere Bemühungen fegnen, der ben freien und arbeitſamen 
Völkern eigene geſetzliche Friede wird fich befeftigen, und bie Gefchichte wirl 
bie gegenwärtige Epoche als eine Duelle des Wohlſtandes bezeichnen , unl 
bie Reformen, welche in den Gefeben bes Staates nötbig fein fönnen, wer 
ben zur rechten Zeit burd ben Impuls ber Öffentlihen Meinung allein ein 
treten, ohne ben Drud und die Gewalt, die mit ber Reaction oder ke 
Revolution verbunden ift.“ 


2. Dec. Ballefteros, der Candidat ber minifteriellen Partei, wird fa einftimmü 


wm 


zum Präfidenten der Deputirtenfammer gewählt; die Oppofition ent 
Hält fi ber Abftimmung. 

„ Das Minifterinm legt den Cortes die auf Mexico bezügligden Acten 
ftüde vor. 

„ Beginn ber Senatsbebatte Über Merico. Rebe bes General Brim 
Derfelbe ftellt zum Adreßenlwurf bas Amendement: 

„Man darf nit der Spanifhen Megierung, noch ihren Bevollinächtigten 
bie Schwierigkeiten beimeſſen, weldhe die Ausführung bes Vertrags vor 
London hinderten.“ 

„ General Brim beenbigt feine breitägige Rebe Über bie mericanifhe Frag 
und zieht fchließlich fein Amenbement zurüd. 

„ Fortſetzung ber Senatsdebatte über Mexico. Rebe bes Miniftere Calde 
ron Collantes: Billigung ber Handlungsweife des General Prim; Aue 
tal auf ben franzöfiihen Geſandten Barrot. 

„ General Concha gibt in Folge ber Senatsbebatten feine Entlaſſung alı 
ſpaniſcher Geſandter in Paris ein. 


„ Vortiegung der Senatsdebatte Über Mexico. Calderon Eollanteı 
zieht feinen Ausfall gegen den franzäfifchen Gefandten zurüd. 

„ Der franzöfiide Monitenr erklärt Frankreich durch bie Erflärungen dei 
Minifters Calderon Eollantes befriedigt. 

„ Schluß der Senatsbebatte über Merico. Rebe des General O’Donnel 
Billigung ber Handlungsweife bes General Prim. Der Senat genehmig 
mit 95 gegen 22 Stimmen die Antwortsadrefie, in ber die Stelle übe 
Merico lautet: 

„Der Senat ift erfreut zu hören, daß bie Regierung I. Maj. erklärt bat, 
daß Feine Uneinigkeit in ihr, noch mit dem General Prim bezüglich dei 
mericanifhen Frage weder beſteht noch entftehen werde.” 


3. England. 


11. Ian. Depeche Ruſſell's an ven engl. Gefandten im Washington: 
England ift mit ber erhaltenen Genugthuung in der Trentaf 
faire zufrieden. 


18. Jan. Die in Folge ber Trentaffaire und in ber Ausficht auf einen möglichen 
Kriegsfall mit Rorbamerifa erlaffenen Ausfubhrverbote vom 30. Nov. 
und 4. Dec. 1861 werben wieber aufgehoben. 


3. „ Depeſche Rufiel’s an ben eugliſchen Geſandten in Wafhington: Verwah⸗ 
rung gegen bie von Sewarb gelegentlich ber Freilaffung ber ſüdſtaatlichen 
Agenten geltend gemachte Theorie. 


1. Febr. Neue Erklärung Ruffell’s in einem Schreiben an bie Abmiralität für 
fricte Neutralität gegenüber Nordamerika. 7 


6. „ Eröffnung ber Barlamentsfeifion mit einer fehr wenig fagenden 
Thronrede, Die parlamentarifhe Reform bleibt wiederum gen unerwähnt, 
obglei Lord Palmerſton und feine Gollegn burd das Berſprechen, fie 
durchzuführen, in’s Amt gefommen waren. 


7. „ Unterhausbebatte über Nordamerika: Gregory flellt den An⸗ 
trag, die Eorrefpondenz Über die Blofabe der Südhäfen vorzulegen unb be 
hanptet, daß in berfelben das Recht der Trennung und die Unmöglichkeit 
ber Wiederherftellung ber nordamerifanifhen Union enthalten fe. Der 
Eollicitorgeneral erflätt, daß die Blofade dem Volkerrechte conform herge⸗ 
ſtellt ſei und mit aller Macht des Nordens gefelich aufrecht erhalten werde, 
Der Antrag Gregory’s wird verworfen. 


10. „ Oberbausbdebatte über Nordamerika: Graf Ruſſell bemüht fi 
nachzumwelfen, daß die amerikaniſche Blokade allen Regeln bes Vollerrechts 
entſpreche. Was die Schiffe betrifft, welche die Blokade umgingen, jo babe 
man deren Zahl fehr übertrieben und deren geringen Tonnengebalt nicht in 
Anſchlag gebracht. Die Regierung babe keine Vorftellung der Franzöſiſchen 
Regierung erhalten, daß biefe die Blofabe nicht für effectiv Halfte Die 
Englifche Regierung babe ſich bei der von ihr eingeichlagenen Politik nicht 
von Zwermäßigfeitsrüdfichten, jondern von ben Geboten ber Gerechtigfeit 
leiten laffen. „Hätten wir für einen ober ben onberen Theil Partei ergrei- 
fen müfien, fo wäre dies ein Unglüd für die Welt und befonders ‚für das 
amerttanifche Volt geweſen; benn dies hätte jeder Hoffnung, ber Eclaverei 
auf friedlichem Wege ein Biel geſetzt zu fehen, ein Ende gemacht. Wenn 
aus der Trent⸗Angelegenheit ein Krieg enibrannt wäre, jo hätte ber Norden 
eine allgemeine Emancipation ber Sclaven proclamirt, und r ſehr es unfer 
ernfiliher Wunſch iſt, daß die Sünde und ber Schanbfled ber Sclaverei 
aufhören möge, fo könnten wir doch nichts mit größerem Entfehen betrachten, 
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als bie Thaten der Verheerung, Plünberung und Mebelei, bie von 4,000,000 
Eclaven unter ſolchen Umftänben begangen werben würden. Wir vers 
trauen, ber Krieg wirb fo enden, daß eine allmälige und frieblide Emanci⸗ 
ation möglich bleiben wird, fo daß die Schwarzen mit ber Zeit die Stelle 
reier Arbeiter einnehmen mögen, ohne Leben und Eigenthum ihrer Herren 
zu fhäbdigen. Diefe Herren find nicht an ber Exiſtenz der Sclaverei ſchuld, 
biefe ift vielmehr ein von England überfommenes Erbtheil. In drei Mona⸗ 
ten oder früher fehen wir hoffentlich das Ende des Bürgerfrieges, und hof⸗ 
fentlich wird der Ausgang mit dem Wohl und Glüd beider Theile verträg- 
fi fein. Wenn fie da friedlich in zwei Staaten ſcheiden — ba bie Pe: 
pölferung im Norden und Süden wirklich von verfchiebener Erziehung, vwiel- 
Yeicht von verfchiedenem Naturell it — fo Tönnen beibe einen hoben Grab 
von Macht und Wohlfahrt erlangen.“ 
Unterhbauspebatte Über Merico: Mr. Layard erörtert Ra: 
mens ber Regierung bie verfchiebenen Beſchwerdepunkte, welde England 
egen Merico geltend macht. Die Engliihe Regierung billige nicht bie 
Eielle ber von ben Vertretern der Berbünbeten erlafienen clamation, 
worin e8 heiße, ber Zweck ber Intervention fei ber, bie DMericaner in ben 
Stand zu ſetzen, fih eine Megierung zu bilden; bie Engliihe Regierung 
wolle nur die Erfüllung der von ber Mericaniichen Regierung eingegange⸗ 
nen Verpflichtungen und Schuß für Leben und Eigentbum englifher Unter: 
thanen erwirten. Es fei unrichtig, daß bie Vereinigten Staaten erflärt hät⸗ 
ten, fie würden auf Seite der Mexicaner treten; fie hätten fi vielmehr nur 
dahin erklärt, fie feien beftrebt, die Unabhängigkeit Mexico's baburch auf: 
reiht zu erhalten, daß fie ihm die Mittel verfehaffen, feinen Verbindlichkeiten 
gegen bie brei Mächte nachzukommen. 





11. März. Interpellation im Unterhaus bezüglich China: Der Unterflaatsfecretär 


17, 


Layard ertlärt, England habe, in Betracht des zu Shanghai befindlichen 
bedeutenden englijhen Gigenthums und ber Zerflörungspolitit der Taepinge 
bem Kommandanten ber dortigen Escadre ben Befehl ertbeilt, Shanghai 
gegen bie Angriffe der Taepings zu ſchützen. 


, Unterhausbebatte über bie Motive bes Hrn. Horsfall „daB ber gegen: 


wärtige Stand bes internationalen Seerechtes, infoweit er bie 
Nechte ber Kriegführenden und Reutralen betrifft, fchlecht begrenzt und un- 
befriedigend fei und bie baldige Aufmerkſamkeit der Regierung erbeifche”. 
Lord Palmerſton erflärt: die einzige Neuerung, bie der Parıfer Congreß 
von 1856 eingeführt Habe, fei bie Sicherung feinbliher Waare unter neu= 
traler Flagge und er ftehe nicht an, zu fagen, daß bie Regierung nicht daran 
benfe, dieje Beſtimmung wieber in Zweifel zu ziehen; aber er müfle leug⸗ 
nen, baß bie Motion eine Iogifhe Eonfequenz derſelben jet. Jene Beſtim⸗ 
mung — die Stellung der Neutralen im Kriege, dieſe Motion wolle 
dagegen die Stellung der sg Ark unter fih reguliren. Auf feine 
Rechte zu See im alle eines Krieges, auf das Recht, die Schiffe des Fein⸗ 
be8 wegzunehmen, baranf Fönne England nie und nimmer verzichten, bas 
biepe ben Krieg auf einen bloßen Austauſch diplomatifcher Attenftüde res 
duciren. Hr. Horsfall zieht feine Motion zurück. 


St. „ Lord Palmerfion erklärt im Unterhaus, Seal. indem ec ber tärfifhen 


Anleihe feinen Beiſtand leihe, habe keine Berantwortlichfeit übernommen 
und überwache bloß die befte Verwendung ber Anleihe. 


Im März Das engliihe Cabinet Iegt dem franzöfifchen ein Projekt zur 


einftweiligen Löfung ber Römifhen Frage vor, das im wefent- 
lichen auf eine gemifchte franzöſtſch⸗italieniſche Beſetzung Rom's 
hinauslauft. 
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Thouvenel gibt darauf zuerſt eine ausweichende Aniwort, dahin lautend, 
daß weder bie italieniſche Negierung noch ber Papſt zu einer ſolchen Löſung 
jemals ihre Zuftiimmung geben würden. „Ueberdies, wie kann man von ung 
verlangen, bag wir Rom uud das Erbtheil Petri dem Könige von Stalien geben 
folen? Das Aeußerſte was man von ung erwarten fann, wäre 
bag wir Rom ben Römern wieber geben“. Das Englifche Cabinet 
wenbet fih darauf nah Turin, um die Ital. Regierung für feinen Plan 
einer einftweiligen Löfung zu gewinnen und nachdem ihm bieß gelungen, 
legt er das Projekt dem franzöfiichen Gabinette nochmals mit dem Bedeuten 
vor, daß nun fein Hinderniß mehr beftehe, da auch das italienische Cabinet 
fih mit dem englifchen einverfianden erflärt habe. Auf dieſe Weife in bie 
Enge getrieben, erklärt Hr. Thouvenel dem englifchen Gejanbten gerabezu, 
„baß die von ber italienischen Regierung auf Nom als Hauptftadbt Italiens 
und auf Venezien als italienifche Provinz erhobenen Anfprüche fich nach ber 
gemeinen Auffafjung bes Völkerrechts durchaus nicht als haltbar anerkennen 
ließen (were totally injustifiable)”. Nach diefer Erklärung, findet der engl. 
Gefanbte in feiner Depeiche an Lorb Ruſſell v. 23. März: „läßt fi) wenig 
hoffen, daß wir bie Politik, welche bie Taiferlihe Megierung in ber päpfts 
lichen Trage zu befolgen entſchloſſen ift, auf dem Wege ber Discuffion oder 
Borftelungen zu mobdificiren vermögen werben. Die Löfung ift, wenigftens 
allem Außern Anſchein nach, dem Papft überlafien worben, und ich febe für 
Stalien keine andere fihere Politik, als daß es fich beftrebt, bie Verwaltung 
ber Länder, aus benen es befteht, zu befefligen. So wirb es zu innerer 
Stärke gelangen, fich nach außen Vertrauen erzwingen, unb bereit fein, jede 
günftige Gelegenheit zur Vervollſtändigung feiner Einbeit zu benützen, 
indem es bie Wahrheit bes Sprichworts erbärtel, baß bie Kraft in der Eini- 
gung Liegt”. 


1. April. Depeſche Ruffell’s an den engl. Geſandten in Paris: 

... 88 iſt feine Rebe davon, ben Bapft zu zwingen, daß er auf bie 
weltliche Herrſchaft verzichte und als Unterthan eines andern Lanbes- 
berm in Stallen bleibe. Die ganze Frage ift, ob der Papſt nad dem Ver: 
Inft der Romagna, der Marken und Umbriens das große, jekt von ben 
Franzoſen befette Gebiet behalten fol, oder ob bie franzöfiſchen Truppen für 
den Papft bios das Erbtbeil Petri nebft dem Vatikan befetst halten follen. 
Allen Unterſchied zwifchen einem proteftantifhen und einem römiſch⸗katholi⸗ 
jhen Souverän bei Seite gelafien, ift es Mar, daß ein fo aufrecht erhaltenes 
Princip allen von Frankreich wie von Großbritannien überall anderswo 
verfochtenen Principien wiberfireitet. Nom ift fremblänbifches Gebiet; die 
Römer jollen zur Korm ihrer Regierung nichts, ausländifche Truppen follen 
Alles zu jagen haben. Diejes Syſtem kann fih faum lange be⸗ 
baupten; es if den Marimen bes Vöolkerrechts und den Wünſchen des italie: 
nifchen Volkes zu direkt entgegen. Ich wünſche aber nit, daß Ew. Exc. fih auf 
eine Polemif über dieſe Frage einlaffen. Aber anderſeits muß die franzd- 
fiſche Regierung der italieniichen keinen Bormurf daraus machen, daß bie 
füdfihen Provinzen nicht im Zuſtande ber Ruhe find, fo lange bie franzö- 
fiſche Fahne den Papft_in der Aufrechtbaltung eines Aſyles ſchützt, mo jeder 
Räuberhauptmann Zuflucht findet und feine Bande zu Tünftigen Einfällen 
in frieblie Provinzen rüftet”. 

4. „ Der Unterſtaatsſekretär Layard erflärt im Unterbaufe, bie Negierung 
heiße die Beflimmungen ber Convention, welche die Kommiffarien der ver: 
bündeten Mächte in Soledad mit ber Merifanifchen Regierung abgeſchloſſen 
hätten, im Allgemeinen, wenn auch vielleicht nicht alle Artifel derfelben, gut. 

7. „ Bertrag zwiſchen England und Norbamerifa zu wirkfamer Unterbrüdung 
des Sclavenhbanbels Die Ber. Staaten machen dadurch zus dieſem 
Zwecke Gonceifionen, die fie bisher ſtets abgelehnt hatten. 
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8. April. Engliſch⸗Franzoſifcher Vertrag über Hanbelsgefellichaften. 


41. 


Unterhauebebatte über bie Zuſtände Staliens und die rBmifde 

rage. Lord PBalmerfton hält ben Fortbeftand ber weltlihen Macht bes 

apftes für un m öglich. Mit jedem Tage werbe bas italtenifche Bolt durch 
biefelbe feiner geiftlihen Autorität mehr entfrembet, fo daß es im Intereſſe 
des Papites liege, fih feiner weltlichen Macht zu entäußern, mit ber von 
Anderen ein jo arger Mißbrauch getrieben werde. Ohne Zweifel babe ber 
Kaifer der Franzofen die Frage in der Hand und fie hänge ganz von ber 
Anweſenheit einer franzöfifchen Befatung in Rom ab, bie eine Berfegung 
bes von Frankreich eben jo wohl wie von England anerkannten Grundfakes 
der Nichteinmifhung und ein Abweichen von dem Wege fei, ber die Freiheit 
Ztaliend erftrebe. Was das Verhalten der englifchen Regierung betrefie,, ie 
habe dasjelbe den Beifall des englifchen Volkes gefunden und die Regierung 
jet ver getreue Dolmetfcher der hochherzigen Gefühle des Volles zu Gunſten 
einer nach ber politifchen Freiheit ringenden Nation gewefen. 


1. Mat. Erdffnung ber zweiten Welt⸗—Induſtrieausſtellung in London. 


22. 


u 


Eine Depeſche Lord Ruſſells an Sir Wyfe, den Engl. Berollmädtigten in 
Merico, billigt die Handlungsmeife deoſelben gegenliber dem Vorgehen bes 
franzöfifden Bevollmächtigten. 


8 


3. Juni. Im Unterhauſe werden mehrere Anträge geſtellt, die mehr oder weniger 


18. 


20. 


w 


ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium enthalten. Bei der Abftim: 
mung wird dem Antrage Stansfields, „daß nad der Meinung des Haufes das 
Budget einer Reduktion fähig fei, ohne daß dadurch bie Sicherheit, die Un— 
abhängigfeit oder der rechtmäßige Einfluß Englands beeinträchtigt würte“, 
von Lord Balmerfton ein Amendement im Sinne eines VBertrauend- 
votums entgegengefeßt „daß das Haus bei feiner tiefen Weberzeugung von 
ber Nothwendigkeit einer fparfamen Berwaltung aller Departements ſich zu: 

Teich der Pflicht bewußt ift, für die Sicherheit bes Landes im Innern und 
fir ben Schuß feiner Intereſſen im Auslande zu ſorgen; daß biejes Haus 
Me in den Staatsausgaben ſchon eingetretene Abnahme mit Befriedigung 
ewahrt und bie Zuverſicht hegt, daß jene ferneren Mebuftionen, welche ber 
ünftige Stand ber Dinge geftatten dürfte, ebenfalls eintreten werden” and 
vom daufe mit 367 gegen 65 Stimmen, alſo einer Majorität von 302 
Stimmen angenommen. 

Lord PBalmerfton antwortet auf eine Interpellation, daß die Regierung 
nicht wiffe, ob Frankreich Amerika feine Vermittlung anzubieten beab- 
fihtige, England aber babe jeinerjeits noch nicht bie Abſicht einer Ber: 
mittlung. 

England verweigert die von feinem Berollmädtigten in Merico mit 
Juarez abgefchloffenen Webereinfunft bezüglich Befriedigung feiner Anfprüche 
aus Rüdficht für Frankreich die Ratification. 


„Wachſender Nothſtand in ben engliihen Fabrikbezirken in Folge bes 


Ausbleibens neuer Baummollfendungen aus ben Sübftaaten ber norbamerie 
fanifchen Union. 


14. Juli. Schluß des großen Preiefäichene der Freiwilligen in Wimbledon. 


Rede Palmerſtons nah erfolgter Preisvertheilung: „. . . Fragt man 
uns, weshalb wir gerabe jest, wo ganz Guropa uns die Mufterzeug: 
niffe feines Gewerbfleißes zufandte, und wo Fremde aus allen Ländern 
zu uns gereift fommen, um bie allgemeine Ausftellung friedeathmender 
Kunftprobufte zu befihtigen, fie mit Büchfengeknatter und Kanonenſalven 
begrüßen, jo Fönnen wir barauf antworten: ber Grund fei einfady ber, 
weil wir ung am liebſten geben wie wir find, nicht für mehr, aber aud 
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nicht für weniger. Die Treiwilligenbewegung ift nicht dazu beflimmt, 
irgend Semanden zu bebroben, fondern fol Tebiglich unferer Seföfverthei- 
diaung dienen, unb es lag nicht in unferer Abfiht, bem Auslande aus 
bem jährlichen Wettfampfe unſerer Tüchtigfeit ein Geheimniß zu machen. 
Nichte — glauben Sie es mir — träyt zum Frieden, deſſen Aufrechthals 
tung das Beftreben jcbes vernünftigen Mannes ift, mehr bei, als dieſe 
in Zeiten des Friedens ruhigen Beweiſe von ber Vertheidigungsfraft bes 
Landes. Es gebt mit Rationen wie mit Individuen: wirfliche und dauernde 
Sreundihaft muß auf gegenfeitige Achtung gegründet fein. Große Nationen 
aber achten und refpectiren einander nur dann, wenn fie überzeugt find, 
baß fie beide gleich gut vorbereitet find, ihre Nechte zu wahren und gegen 
jeden Angriff zu vertheidigen.* ® 


19. Zult. Lord Palmerſton Iehnt im Unterhaufe die Anregung einer Vermittlung 
in Nordamerika neuerdings ab, bie Wahl des geeigneten Zeitpunftes 
hiezu müſſe der Regierung überlaffen bleiben. 


23. „ Handelsvertrag zwifhen England und Belgien. 


38. „ Lord Ruffel beantwortet eine nordamerikaniſche Depeſche vom 
28. Mai in ziemlich faltem Tone dahin, daß England fi auch fernerhin 
neutral verhalten werbe, fpricht aber ben lebhaften Wunſch aus, daß ber 
Bürgerkrieg fein Ende finden möge. 


7. Aug. Schluß der Barlamentsfeifion. Prorogationsrebe: 


„... Der Bürgerkrieg, ber feit längerer Zeit unter ben Staaten ber 
norbamertfanifhen Union wüthet, dauert leider mit ungebrochener 
Kraft fort, und feine Leiten find nicht auf den amerikaniſchen Sontinent 
befchräntt geblieben. 3. Maj. aber war von Anfang entichlofien gewejen, 
ſich an biefem Kampfe nicht zu betheiligen, und bat auch feinen Grund 
geiehen, weshalb fie biefe fireng feftgehaltene Neutralität hätte aufgeben 
follen. In einigen Grenzprovinzen des türfifhen Reiches haben Ruhe⸗ 
flörungen flattgefunden, und J. Maj. bat ihren Gefandten in Konſtanti⸗ 
nopel angewiefen, einer von den NMepräfentanten der am Parifer Tractate 
von 1856 betheiligten Mächte in biefer Stadt zu baltenden Eonferenz bei: 
zumohnen. J. Maj. vertraut, daß die in biefer Eonferenz zu behandelnden 
Tragen im einer der Xractatsverpflichtungen ber Alliirten, ben billigen 
Rechten des Sultans und der Wohlfahrt der chriſtlichen Unterthanen feiner 
Reiche entfprechenden Weife werden behandelt werden. J. Maj. Streitkräfte 
in China, gemeinfam mit denen bes Kaifers ber Franzoſen, find vor 
furzem in Mitwirfung mit den Truppen bes Kaiſers von China gebraucht 
worden, um einige der Hauptfige bes britischen Handels in China vor ben 
Ihäblihen Einflüfen des große Landftriche dieſes weiten Reiches verwüftens 
ben Bürgerkrieges zu jhüßen. . . .” 


10. Sept. Berlobung bed Prinzen von Wales mit der Prinzeffin Alerandra von 
Dänemark auf Schloß Lälen. 


24. „ Vorſchläge Englands an Dänemark behufs einer endlichen Löfung 
ber fchleswig = holftein’fchen Frage. 

Depeihe Lord Ruſſells an den engliſchen Geſandten in 
Kopenhagen: „...Der erfte biefer Gegenſtände bezieht ſich auf die Trage: 
ob in Holftein oder Lauenburg ohne ausbrüdliche Genehmigung ber 
Stänbe bdiefer Herzogtbümer Stenern eingeführt werben ober Geſetze in 
Kraft treten können. Diefe Frage ift durch die verneinende Enticheibung bes 
deutſchen Bundes, beflen Mitglieder bie Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
ſind, erledigt. Line andere frage, bie nicht weiter zu erbrtern nöthig if, 
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if die Berfaffung von 1855. Cs ift klar, daß eine Verfaflung, 
möge fie nad der Anficht der Glieder des Königreih6 oder nach der ber 
Herzogthümer gut oder fchledht fein, doch Feine Kraft in Holflein, Lauenburg 
und Schleswig hat, ba bie Herzogthümer fie nicht angenommen haben. 
Ebenſowenig ift es nöthig, bie Rechte Dänemarfs binfidtlich feines 
Reichsraths zu erörtern. Es ift ganz Mar, daß Dänemark ohne die Ge— 
nehmigung Holſteins, Lauenburgs und Schleswigs fi felbft Geſetze geben, 
unb Steuern, die von feinem eigenen Volk zu erbeben find, auflegen Kann. 

„Es bleiben nod zwei Fragen von großer Wichtigkeit. Vie 
erſte betrifft da8 Herzogthum Schleswig, die zweite die Gefammtflaatsverfal: 
jung. Schleswig war ehemals in einer ganz anomalen Stellung. Obgleich 
bem deutſchen Bund nicht angehörig, war es doch mit Holftein, das einen 
Theil diefes Bundes ausmachte, verbunden. Spätere Anorbnungen haben dieſe 
unzwedmäßige Verbindung gelöst, und Schleswig ift jegt nur mit Holftein 
in nichtpolltiihen Beziehungen , welche beibe gemeinfhaftlih berühren, ver⸗ 
bunden. Nichtsbeftoweniger beſtehen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und 
Dänemark Hinfichtlih Schleswige , welde Anlaß zu ben gegenwärtigen 
Streitigkeiten gegeben haben. Die von Dänemark eingegaugene Ehren: 
verpflihtung gegen Schleswig, als ſolche dem beutichen Bunde von König 
von Dänemark im Jahr 1852 mitgetheilt, betrifft Hauptiächlich zroei Punkte: 
ber erfte derfelben iſt das Tönigliche Verſprechen, daß Schleswig Dänemarf 
nidyt einverleibt werden ſoll; der zweite ift wefentlich eine Verpflichtung, 
bag die Deutihen in Schleswig auf gleihem Fuß mit Perſonen däniſcher 
oder anderer Natlonalität behandelt werben jollen. Die Beſchwerden, welche 
Deutihland als BVerlegungen biefer Verſprechungen erhebt, find in ber 
neuen preußijchen Note vom 22. Auguft zufammengefaßt: „Die ſyſtematiſche 
Zerftörung nationaler und nacdbarlicher Anbänglichkeit zwilhen Schleswig 
und Holftein, die Vernachläſſigung ber Beflimmungen, die Univerfität Kiel 
betreffend, bie Ueberfüllung des Herzogthums Schleswig mit bänifhen Ver⸗ 
mwaltungsbeamten, bänifcher Seiftlichfeit in Kirche und Schule, der ganze 
Geift der Verwaltung in dieſem Herzgogtbum, endlich bie Verlegung aller 
beftehenden und praktiſchen Beziehungen bei der Aufrechthaltung bed Sprach⸗ 
edicts find Thatjachen, bie notoriſch Hffentlich find, uub deren Beweis in 
Jedermanns Händen if.” Es würde für alle praktiſchen Zwecke vergeblich 
jein, eine beflänbige Oberaufſicht durch Deutfchlanb bei ber Ernennung von 
dänifhen Beamten zu Givilämtern in Schleswig oder der Berwaltung in 
Kirhe und Schule von dänifchen Geiftlihen zu verſuchen. Solche Ober: 
auffiht würde zu befländiger Erneuerung von Streitigkeiten und einem 
fortwährenden Uebelwollen führen. Die befle Art, diefe Webel für die 
Gegenwart zu heilen und zukünftigen Beſchwerden zuvorzulommen, ifl 
Schleswig eine vollfländige Selbfkftändigfeit zu gewähren, bem 
ſchleswigſchen Landtag zu erlauben, frei zu verhandeln und unabhängig 
zu bejchließen über Fragen, welche die Univerfität, die Kirchen unb Schulen 
bes Landes berühren, über bie Sprache, welche gebraudt wirb, wo bie 
bänifche Bendlferung die Oberhand hat, wo die Deutichen überwiegen, und 
wo bie Stämme gemilcht find. 

„Zulegt komme ih zur Verfalfungsfrage, ber verwideltfien unb 
verwirrteften aller biefer Streitfragen. Verträge, PBrotofolle und Depeichen 
geben uns wenig Licht über biefen Gegenſtand, und bie matten Strahlen, 
welche fie gewähren, bringen uns vielmehr vom rechten Weg ab. Denn was 
konnte zerflörender fein für alle Vereinigung, alle Wirkſamteit, alle Kraft, 
und wahrlih ale Unabhängigfeit, denn als abfolute Regel aufzuftellen, 
baß fein Geſetz als durchgegangen und Fein Budget als angenommen zu 
betradhten, wenn ed nicht von vier Ständeverfammlungen ber Monarchie 
übereinftimmenb angenommen. Mas würde Defterreich jagen, wenn von 
ihm verlangt würbe, eine Verfaſſung zu acceptiren, welche bie Xhätigleit 
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des Reichſstaths zu Wien hemmte, fo lange nicht beſondere Stände in 
Ungam, Galizien und Venetien basjelbe Gejeg angenommen oder basjelbe 
Budget genehmigt hätten? Wie würde ſich Preußen felbft benehmen bei 
einem unbebingten Veto, bas den Ständen Polens bei den Verhandlungen 
feines Parlaments gegeben wäre? Wenn eine ſolche Berfaffung zu einem 
baldigen und entfcheidenden Bruch führen muß, fo wollen wir betrachten, 
ob jeder Theil nicht feine volle unabhängige Bewegung haben fünnte, ohne 
die Räder der ganzen Maſchine zu hemmen. enn 3. B. angenommen 
wäre, baß die für die Kriegsflotte geforderten Summen mit 90 aufzuftellen 
jeim, von benen Dänemark 60 und bie andern Staaten 30 zu liefern 
hätten, jo kann Dänemark feinen Beitrag von 60 unabhängig von dem 
Botum der andern drei Staaten voliren und verwenden. Nur ein Eins 
wand, welder Beachtung verdient, kann gegen bdiefen Vorſchlag gemacht 
werden. Wenn ben 1,600,000 Einwohnern Dänemarks aufgegeben würde 
bie Armee and Flotte zu bezahlen, und die 50,000 Lauenburgs wollten 
einen Theil bes für diefe Zmede Bewilligten ablehnen, jo würde dies als 
eine Bedrückung von ben Bewohnern des Königreihs, verglichen mit ber 
Etellung von ded Königs Herzogs Unteribanen in Lauenburg empfunden 
werten. Das Heilmittel für diefe Unzuträglichkeit ift gefunden worden in 
einem Borfhlag für ein Normalbudget, weldes unabhängig ‘von ber 
Genehmigung des Reichsſsratha und ber Stände Holftein » Lauenburgs und 
Schleswigs aufgeftellt wird. Es ift einleuchtend, baß bie Regierung eines 
unabhängigen Königreihe wie Dänemark für bie Aufrechtbaltung diejer 
Unabhängigteit einen gewiſſen Ausgabebetrag für bie Givillifte bes Sounes 
ränd, den biplomatiihen Dienfi, die Armee und die Flotte des Etaante 
fordern muß. Dies mag jo ſparſam wie möglich auf ben niebrigften Grab, 
den bie königliche Würbe verlangt, auf bie einfachfte Einrichtung in tiefem 

trieben berechnet fein. Sene Summe foll von ben vier repräfentativen 

Brpern verlangt werden können. Ihre Bertbeilung mag einem Staato⸗ 
rath, zu zwei Dritteln aus Dänen und einem Drittel aus Deutfchen bes 
ſtehend, anvertraut werben. Die Abflimmungen diefer Verſammlung ſollen 
öffentlich fein, und die Rechnungsablage jährlich veröffentlicht werben. Das 
Kormalbudget wird im Ganzen für zehn Jahre bewilligt; die Vertheis 
lung der Ausgaben lährlid befiimmt. Außerordentlihe Aus 
gaben, bie den Betrag bes Normalbudgets überfchreiten, find frei vom 
Königreih und von ben brei Hergogthümern, von jedem für fi, zu 
votiren. 

„Die Vorſchläge, die ich gemacht habe, mögen in wenigen Worten zu⸗ 
ſammengefaßt werden: 1) Holſtein und Lauenburg ſollen alles haben, was 
der deutſche Bund für fie fordert; 2) Schleswig ſoll die Macht haben, ſich 
ſelbſt zu regieren und nicht im Reichsrath vertreten zu fein; 3) ein Normal: 
budget fol von Dänemark, Holften, Lauenburg und Schleswig genehmigt 
fein; 4) außerordentlihe Ausgaben follen vom Reichsratd und von ben 
geforderten Stänbeverfjammlungen Holfteins, Lauenburgs und Schleswigs 
genehmigt werben. . . ." i 


11. Oct. Lord Ruſſell beharrt troh ber Vorftellungen bes däniſchen Gefanbten, 
dag ein Eingehen Dänemarks auf feine Vorſchläge vom 24. September 
einer Zerflüdelung ber bänifhen Monarchie gleich kämen, in einer neuen 
Depeihe nah Kopenhagen auf feiner Anſchauung. 

» »  aribaldisMeetings in London und andern Stäbten Englands, 
Schlägereien mit den kath. Srländern. Unruhen in Birkenhead. 

31. „ England dringt bei der franz. Regierung neuerdings darauf, ber 

Occupation Rome ein Ende zu machen und „Rom ben Römern 

zu überlafien.” 


i —XR 


Dep. Drouyns deLhuys andenfranz Geſandten inLSondon: 
„ ...Lord Ruſſell beginat damit zu verſichern, daß er auf unſere Entſchlüſſe kei⸗ 
nerlei Druck ausüben will, und gibt feinem Schritte feinen andern Charakter als 
den eines ernſten Meinungsaustaufces. Er gefteht zu, daß das Völkerrecht 
einige Ausnahmen von der Regel zuläßt, nach welcher jebed Bolt ber beite 
Richter der ihm paflenden Regierungsform if. Xrog defien fpricht er die Anficht 
aus, daß der Augenblid gekommen fei, der franzöftichen Intervention ein 
Ende zu machen. Obgleich er bem erhabenen Geſichtspunkte Gerechtigkeit 
wiberfahren läßt, welcher ben Kaiſer beftimmt bat, ben Papft mit Italien 
zu verfühnen, theilt er die Hoffnung nicht, welche Se. Maj. baran Tnüpit, 
und er betrachtet e8 als eine eben jo billige als praktiſche Löͤſung, von jekt 
ab Rom den Römern gu überlafjen.“ 


— Nov. Wachſende Noth ber Arbeiterkevölferung in Lancaſhire. 
9, „ Der Prinz v. Wales ift mit diefem Tage 21 Sabre alt und bamit groß: 


13. 


20. 


jährig. 


„ England lehnt den Antrag Frankreichs auf eine gemeinfame 
Vermittlung in Nordamerika (f. Frankr. 30. Oct.) ab, dba 
„in dem gegenwärtigen Augenblid fein Grund zu ber Hoffnung 
vorhanden fei, daß die Unionsregierung ben Vorſchlag annehmen 
werde.“ 


„ Antwort Lord Ruſſels auf die bäniihe Depeſche v. 15. Oct., 
durch welche Dänemark die Rathſchläge Englands v. 24. Sept. 
entſchieden ablehnte (ſ. Dänemark): 


.... Ich bin überzeugt, daß die däniſche Regierung bie Uebel ihrer 
gegenwärtigen Lage nicht zur Genüge erwogen und daß ſie ſich die Folgen, 
bie ihres Erachtens aus der Annahme des von J. Maj. Regierung empfoh⸗ 
Venen Abkommens entipringen würden, in übertriebener Weile ausmalt..... 
Wir fommen nun zu ber |hleswig’fchen Frage, bem eigentliden Hin- 
derniſſe eines endgiltigen und ordentlichen Abfonımend. Auch in Bezug auf 
biefen Gegenſtand find Ihrer Majeftät Regierung und die däniſche Regierung 
binfichtlich der allgemeinen Grundjäge jo ziemlich einverflanden. Herr Hall 
ftellt die beiden Sauptartifel der von dem Könige. von Dänemark abgegebenen 
Erklärungen nit in Abrebe, durch welche er der Sache nah feinem Volke 
von Schleswig verficherte, es jolle nicht Dänemark einverleibt werden, und 
feine ſchleswig'ſchen Unterthanen deutſcher Abſtammung follten auf gleichen 
Fuß mit denen bänifcher Abftemmung geftellt werben. s Hall, fage ich, 
läugnet weder das Vorhandenſein noch die Giltigfeit diefer Verſprechungen, 
behauptet aber, baß fie erfüllt worden feien. Seine Worte lauten folgender- 
maßen: „Die damals von dem Könige in Bezug aufdas Herzogtum Schles⸗ 
wig freiwillig ausgebrüdten Abfihten und bie von ihm eingegangene Ehren: 
pfliht, um mich des Ausdrucks Lord Rufjell’s zu bedienen, wurden von ibm 
ſofort gewiffenhaft erfüllt.“ Die Frage verwanbelt fih mithin in eine fak— 
riſche. Das Berliner Gabinet und die Deutichen im allgemeinen haben be⸗ 
hauptet, daß biefe Verbindlichkeiten nicht erfüllt worden find. Bor einiger 
Seit warb ein mit dem Lande unb mit der Sprade vertrauter britijcher 
Agent nad Schleswig geihidt, um fi) barüber zu vergewiflern, auf welcher 
Seite die Wahrheit liege. Sein fehr ausführlicher und ſehr glaubwürdig 
ſcheinender Bericht lautete dahin, daß bie Bewohner Schleswigs nicht 
wünfchten, den Herrn zu wechſeln, und daß fie loyal gegen die Krone Dä- 
nemarks feien, daß aber an vielen Orten die beutihen Bewohner barüber 
Magten, baß ber Gottesdienft in dänifher Sprache abgehalten werde; daß 


fie ihre Kinder in Schulen ſchicken müßten, wo ber Unterricht in däniſcher 
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Sprade eriheilt werbe, und baß, che ihee Kinder corfirmirt werben Hönnten, 
fie eine Prüfung in der bänifchen Sprache beftehen müßten. Als ich ber 
däniſchen Regierung diefe Beichwerben berichtete, erwiederte fie, die Eltern 
KBnnten Brivariehrer aunehmen und bie Kinder Fönnten In deutſcher Sprade 
eraminirt werden, wenngleich bie Prüſung in dänischer Sprade fattfinden 
mũſſe. Diefe Antworten ſchienen der Regierung Ihrer Majeſtat ungenügend 
und iluforifh. Unter anderen Källen erwähnte ih auf Grund erhaltener 
Nachrichten, daß es ben Bewohnern Schleswigs nicht geftattet ſei, eine Pe: 
titton mis mehr als drei Namensunterfchriften zum unterzeichnen, und daß 
bie im volflen Maße in. Dänemark befichenbe Preßfreiheit in Schleswig 
verpönt fei. Als diefe Beſchränkungen dem däniſchen Geſandten in Lonbon 
gegenüber erwähnt wurden, läugnete er die Wahrheit der Behauptungen 
nicht ab, furchte fie aber dadurch zu rechtfertigen, daß er die Nothwendigkeit 
hervorheb, der aggrefiiden beutfchen Agitation entgegen zu arbeiten. Es 
war meine Pfliht, der bänifhen Regierung zu wiederholten Malen ben 
Rath zu ertbeilen, daß fie den Beſchwerden Schleswigs abhelfen, jämmt-» 
liche darauf bezüglihe Berfprehungen des Königs in ihrem ganzen Um: 
fange erfüllen und fo einer deutſchen Intervention jeden Vorwand nehmen möge. 

„Bei diefen Vorftellungen bat 3. Maj. Regierung in Uebereinftim- 
mung mit den Regierungen Frankreiche und Rußlands ge: 
handelt; aber diefe brei mächtigen unb befreundeten Regierungen haben ges 
fehen, wie ihre Rathichläge vernachläſſigt und bie Bedrüdungen und 
Ungfeichheiten, über welche man fid) beſchwerte, nur wenig gemildert 
wurden. Es ift baher nöthig geworben, ein anderes Verfahren in Erwägung 
zu ziehen und ſich bafür zu entſcheiden. Unter fo bewanbten Umftänden 
lafien fid, verichiedene Wege einfchlagen. i 

1. Man könnte den gegentoärtigen Zuftand ber Unbehaglichkeit und ber. 
—— fo fange fortdauern laſſen, bis er mit einer gewaltſamen Erplofion 
endigt. 

2. Mau könnte eine gemeinſame Verfafſung annehmen, tn welcher das 
— Element mehr Gewicht haben wurde, ale ihm bie bloße Kopfzahl 
verliehe. 

3. Man konnte Schleswig in zwei Theile theilen, von benen ber eine 
deutfch und enge mit Holflein verbinden, ber andere Hingegen däniſch und 
Dänemark einverletbt wäre. 

4. Man könnte einen fi auf die von mir vorgefchlagene Bafis ftüßenden 
Plan annehmen. 

„Dee letzte biefer Auswege ſcheint der Regierung J. Maj. am günſtigſten 
für die Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu fein und deshalb auch 
am meiften im Einflang mit dem Londoner Vertrage zu fliehen. Herr Hall 
erweift der Regierung 3. Maj. Gerechtigkeit, wenn er jagt, er glaube nicht, 
baß ih den Sefühlen der Sympathie und bes aufrichtigen Intereſſes, welches 
ich fletd für Dänemark ausgedrüdt habe, untreu werben oder mid in Wider: 
ſpruch mit denſelben fegen werde. J. Mai. Regierung tft jeboch verpflichtet, 
bei Erwägung der Lage Dänemarks ſich nicht durch jene Leidenſchaften beein: 
fiuffen zu laſſen, welche im Laufe einer langen Streitfrage bei allen Bethei⸗ 
ligten wach geworden jein mögen. Auch fteht J. Maj. Reglerung in ihrer 
Anſicht fiber diefe Dinge nicht vereinzelt da; benn Rußland theilt die Anz 
fihten Sroßbrittanniend,, und Frankreich glaubt, daß fie bie ernſteſte Ber 
achtung verdienen. J. Maj. Regierung kann daher nur bie Hoffnung aus- 
brüden, daß man felbf inmitten der Stürme bes Streites auf die Stimme 
unparteitfcher Freunde Hören und daß biefer Tange und bittere Hader endlich 
in einer Weiſe beendigt werden möge, bie mit der Ehre aller betheiligten 
Parteien verträglich und für ihr Intereſſe erfprießlich iſt. . .“ 


30. Nov. Agitation in Griehenland für den Prinzen Alfreb als zu⸗ 
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Zünfttgen König. Unterhandlungen zwiſchen ben Großmächten: 
England tft bereit, auf die Eanbibatur bes Prinzen zu verzichten, 
wofern Rußland feinerfeit8 auf diejenige bes Herzogs v. Leuchten: 
berg verzichte. 


— Dec. Großartige Privatunterftütung ber Arbeiterbevölferung in Lancaſhire. 


4, 


10. 


„ Die Schugmädte Griechenlands verftändigen fi) Darüber, 
an ben Verträgen von 1830 und 1832, fo weit diefelben bie Dy⸗ 
naftien berfelben gleihmäßig vom griechifchen Throne ausfchliegen, 
feftzubalten. 

n Die englifche Regierung zeigt der proviforifhen Regierung 
Sriehenlands an, baß fie unter gewiſſen Bedingungen geneigt 
fei, den Mächten, welche das Protokoll von 1815 unterzeichnet 
haben, die Einverleibung der Jonifhen Inſeln in das 
Königreihd Griechenland vorzufhlagen. 


Joniſche Infeln. 


4, April. Eine Abreffe der gefeßgebenden Berfammlung ber Jo— 


qeöftten Parlamentes wiederholen, daß das joniſche 


niſchen Inſeln an ben Lord-Obercommiſſär verlangt aufs neue 
die Vereinigung mit dem Königreich Griechenland: 
. Die Verſammlung muß in ber erſten regelmäßigen Seſſion bes 
Bott feine Hoffnung auf 
erbefjerung feiner beflagenswerthen Lage begen kann, fo lange «8 von dem 
befreiten Theile ber Nation getrenut ift, von jenem Centrum, befjen Nicht⸗ 
vorhandenfein im Sabre 1815 das britifche Protektorat bervorrief und auf 
das die Sonier unter allen Umftänden ftet3 ihren Blick wenden werben. 
Excellenz, dase jonifche Volk bat feinen unwandelbaren Willen zu Gunften 
ber Bereinigung der fieben Infeln mit dem freien Griechenland wieberbolt 
und bejtändig erflärt. Die einmüthige Erklärung ber jonifhen Verſammlung 
vom 15. San. 1859 warb J. Maj., der erlauchten Herrfgerin von Eng: 
land, amtlid übermittelt, damit fie ben übrigen europäifchen Mächten mit- 
getheilt werde. Die Vertreter bes jonifchen Parlamentes werben baber alle 
gejeglichen Mittel aufbieten, um dieſen unwandelbaren Wunſch de VBoltes 
zu Gunſten feiner nationalen Wiederberftellung zu verwirklihen. Die Ver⸗ 
treter dieſes helleniſchen Volfes find überzeugt, daß das chriſtliche Europa 
auf die Stimme der Gerechtigkeit hören und fi nad Kräften bafür be- 
müben wird, daß nit nur bie fieben Infeln, fondern alle griechiſchen Lande 
ihre nationale Unabhängigkeit unb politiihe Wiedervereinigung erlangert. 
ur bieß kann den Webeln abhelfen, von welchen Angefihte ber ziviliſirten 
Welt unfer Volksſtamm, der erfle, welcher bie europäifche Civiliſation ans 
— = beren Fortbau er wieber mitarbeiten will, fo lange beimgefucht 
worden iſt.“ 
Der L ord Dbercommif für lehnt das Begehren bes Joniſchen Parla⸗ 
ments rıind ab, erinnert e8 an bie früher ertheilte entfcheidende verneinenbe 
Antwort der Königin unb meint ſchließlich „es würde daher gut fein, wenn 
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die gejeßgebenbe Verſammlung fi ber wahren Aufgabe nüslicher Geſetzge⸗ 
bung widmen und eine Frage ruben lafien wollte, die als durch die einzige 
Tompetente Autorität erledigt zu betrachten if”. 

N. April. Die gefeggebende Verſammlung befchließt durch Vermittlung bes Lord⸗ 
Dberfommifjärd an die Königin von England einen Proteft zu richten, 
gegen bie Art und Weiſe, wie die Regierung der Verfaflung zumiber ohne 

ewilligung ber gefeßgebenden VBerfammlung bie finanziellen Hülfsmittel 
des Landes zu Feſtungsbauten u. dgl. verwende. 


10, Mai. Der Lorb:Obercommiflär verweigert bie Annahme biefes Proteſtes. 

3. „ bie gefeßgebende Verſammlung beſchließt ihre Erflärung v. 27. San. 
1859 für Vereinigung mit bem Köntgr. Griechenland zu erneuern unb 
diefelbe fowohl an bie Königin von England ald an die Übrigen europ. 
Großmächte und Stalien zu richten. 

% „ Der Lord:Odercommifjär verweigert die Aunahme ber Grflärung ‚in 
bem er bie Verſammlung auf die Antwort der Königin von 1859, „baß fie durch 
den Pariſer Vertrag mit der ausſchließlichen Protektion des Joniſchen Staa⸗ 
tes betraut und demgemäß das einzige Organ dieſes Staates ben Cabinetten 
Europas gegenüber in feiner Weiſe barein willigen könnte, ein Begehren 
Es Art an eine andere Macht zu adrefjiren und noch weniger abreffiren 
zu lafien”. 

#4. „ Die geſetzgebende Berfammlung beſchließt in Yolge diefer Weigerung eine 
Beſchwerde gegen ben Lord⸗Obercommiſſär wegen offenbarer Verlegung ber 
befichenden Berfaflung zu richten. 


16 





4. Fraukreich. 


4. Jan. Neujahrsempfang in ben Tuilerien. Farbloſe Antwort bes Kaifers. 


44. „ Die Laiferl. Regierung macht noch einmal einen Verſuch, den 


römifchen Hof zu einer Transaction mit Italien zu vermögen. 


„Depeihe Thouvenels an ben franzdfifgen Gefanbten 
Lavallettein Rygm: „Wenn ich glaubte, Ihre erften Berichte abwarten 
zu müfſen, um. Ihneir Snftruftionen zur Vervollftändigung berer zufommen 
zu laſſen, bie Ihnen vor Ihrer Abreiſe mündlich ertheilt worden find, fo if 
nun ber Augenblid gefommen, Ihnen bie Ideen ber Regierung dos Kaiſers 


er bie gegenjeitige Lage bea päpflihen Stuhles und Italiens im 


efammtbeit anzugeben. Die Intereſſen Frankreichs finb zu tief durch den 
Antagonismus ber zwei Angelegenheiten betroffen, bie feine religiöfen unb 
olitiichen Veberlieferungen in glei hohem Grade feinen Sympathieen an: 
empfehlen, ald daß es auf unbeflimmte Zeit bie Werantwortlichfeit eines 
Beiden jo nachtbeiligen Status quo hinnehmen und auf die Hoffnung ver: 


zichten könnte, einer Verſtändigung bie ar zu eröffnen. 
„Die Taiferlide Regierung bat nicht au 


6 Neue ihr Bebauern über bie 


im Laufe des Jahres 1861 in Stalien flattgefundenen Greigniffe auszu- 
brüden,. die bem heiligen Vater lebhaften und gerechten — verurfachen 


mußten. Der natürliche Gang der menſchlichen Dinge veran 


aßt biefelbe 


jedoch, früher oder fpäter aus dem Bereich ber Gefühle in ben der Bernunft 
überzugeben, und bie Politik fieht fich enblich gendthigt, fie unter dem leß- 
teren Geſichtspunkte aufzufaffen. Die Frage, wie fie heute liegt, ift alfo bie, 
zu wiffen, ob die päpftliche Regierung fernerhin noch zur Regelung ihrer 
! Beziehungen mit dem auf der Halbinfel neubegrünbeten Regime jene Un- 
beugfamfeit an den Tag zu legen gedenkt, welche die erfie Übrer Pflichten, 
fo wie das unbeſtrittenſte ihrer Rechte in Sachen bes Dogma's iſt, oder ob 
fie, was auch fonft ihre Anſicht Über die in Italien bewerkſtelligte Umge— 
ſtaltung fein mag, die Nothwendigkeiten hinzunehmen ſich entſchließt, welche 


ans dieſer wichtigen Thatſache fich ergeben. 


„Bei der Anerkennung bes Koͤnigreichs Staltens bat bie Taiferl. Megie- 
rung in ber Meberzeugung en daß die Vorausjegung einer Wieder: 


— des früheren Zu 


andes nicht mehr zu verwirflihen fei, unb es 


aben, abgejehen von ben Mächten, welche das Symbol ihres Glaubens 
nicht mehr bei dem päpftlihen Stuhle fuchen, die auf einander folgenden 
Entſchlüſſe Portugals, Belgiens und Brafiliens gewiß biefelbe Bedeutung. 
Unter den Fatholifhen Monarchieen haben alfo nur drei fih ber Wieder⸗ 
aufnahme ber offiziellen Beziehungen mit dem Hofe von Turin enthalten, 
Defterreih, Spanien und Baiern, und wir bürfen wohl vorausieken, daß 
die beiondere Lage biefer Mächte, gegenüber ben vertriebenen Souveränen 
von Neapel, Parına, Toskana und Modena, einen großen Einfluß auf ihr 


Auftreten ausgeübt babe, 
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„Urbrigens denkt kein Kabine baran, mit Gewalt gegen bie nunmehr 
in der Halbinfel. eingeführte Ordnung der Dinge einſchreiten zu wollen. 
Offen ausgeiprochen oder ftillfchweigend angenommen, ift das Princip ber 
Riht-Intervention der Schirm bes europdifhen Friedens 
geworden, und der rdmilche Hof erwartet ‘gewiß nicht von einer fremben 
Hülfe die Mittel zur Wiedereroberung feiner verlorenen Provinzen. 

„Ich gehe noch weiter; ich kann nicht glauben, daß er jemals —— 
follte, in einem Sntereffe, deſſen Erfolg zum Mindeſten zweifelhaft wäre, 
eine der furchtbarſten Kataftropben, beren bie Geſchichte gebentt, 
herauf zu beſchworen. Gebieten nicht vielmehr die Lehren der Erfahrung 
in Vereine mit Grwägungen, bie am meiften geeignet find, ben römifchen 
Hof zu berühren, von nun an, ohne daß man auf feine Rechte Verzicht 
Veiftet, fi zu thatfächlihen Iransactionen berbeizulafien, welche die Rube 
der katholiſchen Welt wieder berftellen, bie Weberlieferungen des Papſtihums, 
das jo lange Italien mit feinem Schilde gebedt hat, wieber antnüpfen und 
an bie neuen Geichide einer Nation binden würden, die fo graufam heim: 
geſucht worden und nad jo vielen Jahrhunderten fi endlich wieder zurück⸗ 
gegeben worden iſt 

„Ich maße mir nicht an, mich bier in Erdrterungen über bie Art einer 
Edjung einzulaffen. Es genägt bie Bemerkung, baß bie kaiſerliche Regie⸗ 
rang in diefer Beziehung fich vollfommene Freiheit des Urtbeild und bes 
Handels bewahrt hat, and daß alles, was wir jetzt zu fuchen baben, barin 
beſteht, ob wir bie Hoffnung nähren oder aufgeben müſſen, daß der römiſche 
Stahl, unter Berüdfihtigung der vollgogenen Thatſachen, fi 
zur Prüfung einer Sombination bereit erflärt, welche dem PBapfte bie blei⸗ 
benden Bedingungen einer zur Ausübung feiner Macht nöthigen Würde, 
Sicherheit and Unabhängigkeit gewährleiften würbe. Hat man fih einmal 
auf diefe dee eingelafien, jo werden mir unfere aufridhtigften und nach⸗ 
Mrüdiihtten Bemühungen aufbieten, damit in Turin der VBerfühnungsplan 
angenommen werde, befien Grundlagen wir mit ber Regierung St. Heilig: 
teit legen würden. 

„Stalien und das Papfithum würden fi dann nicht mehr in feinblichen 
Lagern entgegenſtehen; fie würden beide ihre natürligen Beziehungen 
wieber aufnehmen und, Dank ben durch das Wort Frankreichs garantirten 
Ehrenverpfligtungen, würde Nom nöthigenfalls gerade da, woher ihm jebt. 
bie meifte Gefahr zu drohen fcheint, eine nothwendige Stüge finden. 

„Ein ſolches Ergebniß würde, wie wir bdefien überzeugt find, von ber 
ganzen katholiſchen Welt urit — und Dankbarkeit aufgenommen 
werden, und ich glaube eine Pflicht zu erfüllen, indem ih Sie erſuche, im 
Geifte diefer Depeiche fi, jo wie fi nur eine Gelegenheit dazu barbietet, 
— Cardinal Antonelli und dem heiligen Vater ſelber ausſprechen zu 
wollen.” 


12. Zaun. Durch kaiſerl. Decret wird Marſchall Magnan ben franzöſiſchen Frei⸗ 
maurern auf 3 Jahre zum Großmeiſter octroyirt. 


18 „ Rom antwortet auf die Vorſchläge ber franz. Regierung v. 11. Januar 
nochmals ımd befinitiv ablehnend (j. unten Nom). 


0. „ Bericht bes Finanzminifters Fould über bie Finanzlage bes Reiche und 
Borfchläge zur Ausgleichung des Deflcits. 


24. „ Der Kalfer empfängt den vom Papfte nach längerer Bacanz endlich wieber 
am Hofe der Tuilerien beylaubigten Nuntins Migr. Ehigt: „Seien Sie 
überzeugt, baß ich jederzeit meine Pflichten ale Souverän mit meiner Er⸗ 
gebenheit für ben Papft zu vereinigen trachten werde”. Der Nuntius richtet 
nachher an die Kaiferin fpeziell die guten Wünfche bes Papſtes. Die Kaiferin 
erwibert, fie fei gamz beſonders gerührt durch biefen Beweis von Zr 
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Frauireich. 


und bitte den Nuntius, dem Papſte die Gefühle ihrer Daulbarkeit zu 
Kenntniß zu bringen. ; 


27. Januar. röffnung der Kammern. Thronrede bes Kaiſers: 


- 


„Das Jahr, welches foeben zu Ende ging, bat trog gewiſſer Beforgnifi 
ben Frieden fich befeftigen geſehen. Alle abfichtlich verbreiteten Gerüchte übeı 
eingebildete Anjprüche find von felbft vor der einfachen Wirklichkeit ber That: 
fachen verftummt. Meine Beziehungen zu ben auswärtigen Mächten 
gereichen mir zur vollftänbigfien Befriedigung, und der Belud mehrere: 
Herrſcher bat überbies dazu beigetragen, unfere Freundſchaftobande enger zu 
ziehen. Der König von Preußen bat bei feinem Beſuche in Frankreich 
Gelegenheit gehabt, fi in Perſon ein Urtheil von unferem Wunfche zu 
bilden, und noch enger mit einer Regierung und einem Bolfe zu verbinden 
welche ruhigen und ficheren Fußes auf der Bahn bes Fortichrittes wandeln 
Ich babe das Königreih Italien mit ber feften Abfiht anerkannt, durd 
theilnahmvolle und uneigennüßige Ratbichläge zur Berjöhnung zweier Ge: 
genfäge beizutragen, beren Widerftreit ‚allenthalden bie Gemüther und Ge: 
wifjen beunruhigt. Der Bürgerkrieg, welcher in Amerika wüthet, hat um: 
fere Handelsintereffen ernftlich beeinträchtigt. So lange man jedoch bis 
Rechte der Neutralen achtet, müflen wir uns auf ben Wunſch bejchränfen 
daß dieſe Zmwiftigkeiten bald ihr Ende erreichen mögen. Unfere Nieverlaflung 
in Cochinchina bat fi burd die Tapferkeit unferer Soldaten und See: 
leute befeftigt. Die Spanier, welche fih an unferem Unternehmen betbei: 
ligten, werben, wie ich hoffe, in jenen Gegenden den Lohn für ihren mu: 
tigen Beiftand finden. Die Anamiten leitten umferer Herrſchaft nur ſchwa 
hen Widerftand, und wir würden mit Niemandem im Kampfe begriffen 
fein, wenn nit in Merico das Berfahren einer gewiſſenloſen Regierung 
uns gendthigt hätte, uns mit Spanien und. England zu vereinigen, um 
unfere — zu ſchützen und Angriffen auf die Menſclichkei 
und das Völkerrecht Einhalt zu thun. Es kann aus biefem Kampfe wicht 
bi was geeignet wäre, das Vertrauen in die AZufunft abzu: 

wäden. - 

„Vorurtbeilsfrei habe ich noch ganz befonders meine Aufmerfjamfeit au! 
bie Zuftände unferer Finanzen gerichtet. . .. Diefe Ausgaben haba 
allen im ganzen Umfange des Kaiferreihs ausgeführten öffentlihen Bauten 
einen fegenbringenden Anftoß gegeben. Haben wir nicht gefehen, wie bie 
Etädte * umgeſtalteten, bie Ländereien durch den Fortſchritt bes Aderbauet 
an Reichthum zunahmen und ber auswärtige Handel von zwei Milliarben 
600 Millionen auf 5 Milliarden 700 Millionen flieg? Endlich finb burd 
bie bloße Zunahme des aligemeinen Wohlſtandes die Staatseinlünfte um 
mehrere Hundert Millionen gewachſen. Dieſe Aufzählung zeigt uns die 
ganze Ausdehnung der finanziellen Hülfsmittel Srantreide. Und dennoch, 
was au immer der Urfprung der Ausfälle gewefen fein mag, und fo be- 
vechtigt auch bie Ausgaben gewefen fein mögen, es war nichts deſto weniger 
Hug, fie nicht weiter zu vermehren. Zu diefem Zwece babe ich bem Senat 
ein radikales Mittel vorgeihlagen, welches dem geleßgebenden Körper eine 
größere Befugniß der Kontrole verleiht und ihn mehr und mehr mit meiner 
Politif in Verbindung febt. Aber biefe Mafregel war, wie man fidh leicht 
davon Überzeugen kann, Teineswegs ein Ausfunftsmittel, um meine Ber: 
antwortlichteit zu vermindern. Sie war eine freiwillige und ernſte Reform, 
weiche uns zur Sparjamtkeit nöthigen follte. Bei Verzichtleifiung auf dae 
Recht, in ben Zwilchenzeiten der Seſſionen Supplementars und außerordent: 
lihe Kredite zu eröffnen, war es dennoch von Belang, ſich die Befugnik 
vorzubehalten, für unvorhergefehene nothwendige Bebürfnifie Vorkehrungen 
zu treffen. Das Syſtem ber Weberfchreibungen bietet die Mittel bazu und 
gewährt ben Vortheil, dieſe Befugniß auf wahrhaft bringlihe unb unum: 
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gängliche VBebürfniffe zu beſchränken. Die firenge Anwendung' biefes neuen 
Syflems wird uns barin unterftügen, unfere Finanzverwaltung auf uner⸗ 
fgütterlihen Grundlagen aufzubauen. Ich erwarte von Ihrer Vaterlands⸗ 
Ttebe und Ihrer Einfiht, daß Sie meine Bemühungen durch Ihren eifrigen 
Beiſtand unterfläßen werben. Das Budget wirb Ihnen gleich nach Eröff: 
nung ber Seſſion vorgelegt werben. Nicht ohne Bedauern habe ih mid 
entſchloſſen, Ihnen bie Umänderung mehrerer Steuern vorzuſchlagen: aber 
in Anbetracht bes Steigens unjerer Einfünfte bege ich die Weberzeugung, 
daß bie Laſt nur eine vorübergehende fein wird. Sie werben Sich zuvör⸗ 
derſt mit dem Geſetzentwurfe beichäftigen, welcher bie Auswechölung ber 
4X procentigen Renienſcheine betrifft, einem Gntwurfe, welder ben Zweck 
bat, währenb er in billiger Weife die Intereffen des Schages mit benen ſei⸗ 
ner Bläubiger ausgleicht, die nung ber Schuld vorzubereiten. 

„Ih habe Ihnen, meine Herren, ben Stand der Dinge aufrichtig aus: 
einander gefeßt. Sie wiffen, baß ich jedesmal, wo fich bie Gele enbeit zu 
einer nüglihen Reform bot, entſchloſſen bie Initiative — habe. 
Kite deſto weniger werde ih bie Grundlagen der Verfaſſung, 
welcher das Land bereits zehn Jahre der Ordnung und Wohlfahrt zu ver⸗ 
danfen bat, unverfehrt aufrecht erhalten. Es ift mir nicht unbefannt, daß 
es das Loos aller Derer ifl, welche die Macht in Händen haben, ihre reinften 
Abfihten durch den Parteigeift verfannt und ihre loͤblichſten Handlungen 
entſtellt zu fehen. Aber died Geſchrei ift ohnmächtig, wenn man das Ver⸗ 
trauen ber Nation befigt und nichts verſäumt, um basfelbe zu verdienen. 
Dies Gefühl, welches ſich unter allen Umftänden kund gibt, if mein theuer⸗ 
fer Lohn, und in ihm liegt meine größte Stärke. Wenn unvorbergejchene 
Ereigniffe, wie Theuerung der Lebensmittel und Stoden der Arbeit, eintre⸗ 
ten, fo leibet das Voll; aber es macht mich bei feiner Gerechtigkeit nicht 
für feine Leiden verantwortlich, weil es weiß, daß alle meine Gedanken, alle 
meine Handlungen ohne Unterlaß darauf gerichtet find, fein Loos zu ver⸗ 
befiern und die Wohlfahrt Frankreich's zu vermehren. Täufchen wir uns 
nicht über das, was uns zu vollbringen übrig bleibt. Wünſchen wir uns 
aber zu gleicher Zeit Glück dazu, daß wir zehn Jahre inmitten ber tube 
einer zufriedenen Bevölkerung unb inmitten ber Eintracht ber großen Staats: 
körper burchlebt haben. Laſſen Sie uns bei unjerer Aufgabe mit Ausbauer 
verharren und auf bie Fürſehung vertrauen, welche uns ftets ſichtbare Zeichen 
ihres Schutzes gegeben bat”. 

9. Gebr. Der gefeßgebende Körper genehmigt die von ber Megierung vorgeichla« 
gene Rentenconverfion mit 226 gegen 19 Stimmen. 

9. „ Die Regierung verlangt vom gefeßgebenden Körper eine jährliche Dotation 
von 50,000 Fr. für den Grafen v. Palikao. Die Einbringung der Bors 
lage wird von ber Berfammlung mit unzweibeutigem Wiberwillen aufge⸗ 
nommen. 


- n Bertrag v. Soledad zwilchen bem PVräfibenten Juarez und ben Bevoll⸗ 
mädhtigten ber 3 Alliirten in Merico (j. Mexico). 

0. „ Die Regierung feheint nicht geneigt, dem franzöſiſchen Epifcopat 
die Theilnahme an bem beabfihtigten Eoncil in Rom zu ge. 
Ratten: 

Note des Moniteur: „Die Taiferliche Regierung glaubte in Rom 
Aufllärung über den Brief bes als Koncilpräfekten fungirenden Karbinals 
verlangen zu müffen, worin biefer alle Biſchöfe ber Chriftenheit zur Ka⸗ 
nonifationgfeier mehrerer Märtyrer nad Rom beruft. Diele Aufklärung 
war um fo nothiwendiger geworben, als das Einberufungsfgreiben, ohne 
vorher ber Regierung mitgetheilt worben zu fein, in Frankreich verdffente 
lit worden war. Kardinal Antonelli bat geantwortet, daß das an bie 


Biſchofe gerichtete Schreiben mr eine wohlwollende, in feiner Weile oblige- 


torifche Ginladung zu einer vein religibſen Feſtlichkeit fei. Unter biefen 
Umftänden hat bie Regierung fih dahin ausgeiprodhen, daß bie Biſchdfe ihre 
Diözeferi nicht verlaſſen, und nur für ben Kal, daß wichtige Didzeſanin⸗ 
terefien fie nad Rom riefen, um bie Ermächtigung, das Kaiferreih zu vers 
Yaffen, einfommen follten“. 


21. See. Ein Telegramm ber franzößſchen Regierung zeigt Preußen bie Zu: 


Rimmung Frankreichs zu ben legten Vorſchlägen Preußens bezügli des in | 


Unterbanblung ſchwebenden Hanbelsnertrags mit bem Zollvereine an. 
2. „ Adreßdebatte im Senat. Mebe des Prinzen Napoleon über bie 
inneren Angelegenbeiten bes Landes zunäcft gegen ben legitimiſtiſchen Grafen 
v. Laroche Jaquelein gerichtet. Große Aufregung ber Verſammlung. 
23. „ Der Graf v. Palikao bittet ben Kaifer, bas ihn betreffende Dotations: 
projett mit Rüdficht auf bie Oppofition einiger Deputirter zurädäuziehen. 
Gin Brief des Kaifers verweigert die Gewährung ber Bitte: „Der legis⸗ 
fative Körper mag ben Führer heldenmüthiger Eolbaten einer ausnabhme: 
weifen Belohnung nicht würdig erachten, ih aber wünfde, daß das Land 
und die Armee wıfle, wie ich eine Unternehmung obne Beijpiel burd ein 
Nationafgefhent habe ehren wollen“. 
27. „ Stubentendbemonfirationen in Paris. 
238. Fehr. Der Ausihuß des geſetzgeb. Körpers verwirft einftimmig ben An: 
trag ber Megierung bezüglich einer Dotation des Grafen v. Palikao. 
1. März. Adreßdebatte im Senat bezüglich ber italienifchen Frage. 
Die Adreßcommiſſion bat darüber folgenden Paſſus vorgefchlagen: ... „Auf 
ben Boden Italiens, welchen unfere Waffen vom fremden Joche befreiten, 


dauert ein fchmerzlicher Konflikt fort, welcher die Geiſter tbeilt und bie Ge⸗ 


müther beunrubigt. Die biplomatifhen Dofumente, welge in biefer Be: 
ziehung ben großen Staatsfärpern mitgetbeilt wurden, beweilen uns, wie 
recht umb zeitgemäß bas Vertrauen war, welches ber Senat in €. M. feste. 
Indem Ihre Regierung ben internationalen Anforderungen nachgab, bat fie 
bie Intereſſen des Katholizismus nicht aus den Augen verloren und E. M. 

- übten mit ebenfo viel Loyalität ale Klugheit jene Politik, zu welcher Sie 
Si laut bekannten und bie in ber Adreſſe von 1861 bie völligfie Zuflim- 
mung bes Senats erhielt. Sire, Sie werben in Ihrem Werke der Be: 
fhügung und der Verföhnung beharren, wie wir beharren in unjerem Ber: 
tsauen unb in unferer Ueberzeugung. Ohne Zweifel werben Sie wie wir, 
lebhaft bedauern, no, bald auf Haft und ummäßige Anfprüde, bald auf 
Widerſtand ober Unbeweglichkeit zu floßen. Aber Ihre Rathſchläge find die 
ber Weisheit unb man darf nicht mübe werben zu jagen, da, daß große Werke 
ber Rube und der Mäßigung bebürfen, bort , Ba die gerechteite Sache ver: 
tiert Dur ein abfolutes Weigern, unvereinbarlid mit ber Führung ber 
menfchlichen Angelegenheiten. . ... — Mebe bes Prinzen Napoleon gegen 
bie weltliche Herrichaft des Papſtes. 

4. März. Schluß der Adreßdebatte im Senat über bie italienifche frage. 
Bebe des Sprehminiftere Billault. Nach dieſer Rebe wirb zur Abſtim⸗ 
mung Über die Stelle bes Adreßenwwurfs bezüglich Italien und darauf fofort 
zur Abſtimmung über die ganze Adrefie gefchritten und biefelbe von 129 Stim: 
men mit 123 gegen 6 angenommen. Unter ben lettern befinden ſich vier 
Rarbinäte. 

u  » Bortbauernde Aufregung unter den PBarifer Studenten. Le lion du 
quartier latin. Die Regierung ergreift emergifche Maßregeln unb entfaltet 
große Truppenmaſſen in diefem Quartier. 

no, Der Kaifer zieht durch Schreiben an ben Präfiveuten der gefeigeb. Körpers 
ben Antrag auf eine Dotation für den Grafen v. Palikas zurüd. 


6. Min. 


Der Kaifer antwortet anf bie ihm Überteichte Abreſſe bei Senats: 
„Ich Pin glücklich Uber die Einftimmigkeit, mit welcher die Kbreffe im Senat 
votirt worden if. Es ift ein neuer Beweis, daB bie Majorität in ber 
Kammer wie im Lande fi immer auf bie Seite der Beſonnenheit ftellt 
und eriteme Meinungen ausichließt. Nach ber Lebhaftigfeit ber Debatten 
fehe ich mit Vergnügen, daß beinahe alle Stimmen fih für eine maßvolle 
Adreſſe geeinigt haben. Die Marime Boſſuets: ba bie Mäßigung, wahr: 
baft unterſtũtzt, die ſtärkſte Unterflügung für menfhlige Sachen ift, wird 
fo beflätigt. Empfangen Sie meinen aufrichtigen Dank, benn nichts iſt für 
einen zubigen und regelmäßigen Gang ber Regierung vortbeilhafter, als das 
gute Einverſtändniß zwifchen den großen Gewalten bes Staates.“ 

Beginn der Adrehdebatte im legislat. fbrper. Die prins 
zipielle Oppofition (Jules Favre, Hoͤnen, Darimon, Picard und Olivier) 
bringt folgendes Amendement zur Antwortsabrefle ein: ; 

„Das öffentliche Vertrauen kann nur durch eine aufrichtige Rückkehr zu 
dem Regime der freiheit wieder hergeflellt werden. Die Preſſe muß aufs 
hören, ein Monopol zu feln, das einer geheimen Cenſur unterworfen if, 
weiche" die Kunbgebungeh ber dffentliien Meinung vetfälſcht. Das Ges 
ſchwornengericht, die einzige competente Gerichtsbarkeit in politiſchen Sachen, 
jo über Preßfoergeben enticheiben und fle Bffentlih aburtheilen. Wahlen, 
die durch die Mähler und nicht durch die Präfeften vorgenommen find, mit 
dem Berſammlungstecht und mit steigen Chancen der Deffentlicäfeit und 
des Schutzes für die Wahlfreipeit Aller; — die Munizipalgewalt foll von 
ber Gemeinde und nicht von der Regierung ausgebens fo daß das öffent: 
Tiche Interefie nicht länger ben Unforberungen ver Bolitit unterworfen iſt; — 
bie individuelle Freiheit, durch eine Gefammibeit von Maßregeln garantirt, 
beren erſte bie AdfHaffung bes allgemeinen Siherheitsgefeges 


fein foll: — dieſes And die Hauptbeingungen einer Politik, welche fih auf 


die Prinzipien von 1789 fit. Diefes tft bie Reform, welche das moras 
lifche Intereſſe des Landes, feine Würde, die Entwickelung feiner Thätigkeit 
und feines Reichthums dringend fordern, und welche nicht Tänger binaus- 
gekhoben werben kann, ohne daß Frankreich in einen, ben andern Nationen 
gegenüber, ıntergeorbneten Zuſtand gebracht wird. Nachdem bie Regierung 
bei dem Papfte alle Heberredungsrmittel erfchöpft hat, ſoll fie endlich aus 
einer für alle Interefien täbtlichen Zweideutigkeit beraustreten, ihre Politik 
offen erflären und dem gerechte Wunſche ber italienifchen a, fein 
inberniß mehr in den Weg legen. Die für unfere Finanzen fo läftige 
cupation von Rom kann nicht länger fortdauern. Fraͤukreich ſoll in dem 
Ofirgerfvicn, welcher die Republil der Vereinigten Staaten von Ames 
tita verwüftet, nicht interveniren; aber es erflärt laut, daß feine Sympa⸗ 
thien den Nordſtaaten, den Vertheidigern des Rechts nı ber Buhnanität, 
erhalten bleiben, Es hofft, daß ihr Sieg bie Abfchaffung ber Sklaverei 
herbeiführen, und auf diefe Weiſe wieber einmal bewiefen wird, daß bie 
ernfteften Krifen ben Volkern, welche die Demokratie nicht von ber Freiheit 
trennen, nicht ımbeilvoll zu werben vermögen. Wir fehen mit Bebauern 
den Beginn ber merilanifhen Erpedition. Hr Zweck fcheint zu fein, 
in den inneren Aingelegenbeiten bed Volles zu interveniren; wir forbern bie 
Kegi auf, nur die Genugthuung für unſere Beſchwetden im Auge zu 
en. & Publikum Bat gerechterweiſe über Me Ziffer der ſchwebenden 
Schuld und über die Offenbarungeit, welde Ihm über bie wahre Lage 
unferer Finanzen gemacht wurden, beunruhigt. Ber Grund ber Des 
couverts lag in ber Pre hehe des geſetzgebenden Körpers, den außer⸗ 
ordentlichen und ſupplemeniarlichen Ausgaben Einhalt zu thun. Eine Mo⸗ 
difttatton des finangiellen Mechanismaus ivird en ungenügendes Hilfsmittel 
fein, wenn man nicht gleichzeitig ben Weg einer forifägreitenden permanenten 
Rebuzieung bei Bffentligen Ansgaben betrut. Es if bebauerlich 


daß bie 5 die Einführung neuer Steuern vorzieht, deren Ge⸗ 
wicht haupt sie von der arbeitenden Benöllerung — wird. Parie 
und Lyon erwarten fortwährend einen gewählten nizipalratb. Es laßt 
fih nicht IAugnen, daß das Steigen der Micthpreife, bie gebrüdte Lage jo 
vieler Familien und die großen Schwierigfeiten, welche fi aus deu Hanbele:, 
Induſtrie- und Geldfrifen ergeben, die Unvorfichtigfeit und die Berwegenbeit 
ber durch Feine Wahl beflätigten Abminiftration zur Haupturſache haben.” 


10. März, Adreßdebatte im gejehgeb. Körper. Die Anträge ber Oppo: 


12, 


fitton (Jules Favre 20.) werben nad theilweiſe ſehr Leidenfchaftlicher Debatte 
faR einflimmig verworfen. 


Adreßbebatte im gejeggeb. Körper. Debatte über bie italienifche 
und tömifhe Frage. Glänzenbe Rede des Sprechminiſters Billault in bem: 
felben Sinne wie im Senat. Derjelbe anerkennt das Recht ber Römer, 
über fi felbft zu beftiimmen und fügt hinzu, baß Frankreich biefem Rechte 
allerbings Gewalt antbue, wenn auch freilich in einem höheren Iniereſſe. 
Die Anſchauung, welde Billault als bie bes Kaiſers in ber römifchen frage 
zur Geltung bringt, wird namentlih am Schluſſe feiner Rede entwidelt. 
„Wohlan, m. H., ruft er aus, die mädtige Hand ber Vorſehung, welde 
ben Kaiſer bei allen feinen früheren großen Unternehmungen leitete, wird 
ihn aud, wie er nicht zweifelt, fernechin noch in der jchwierigen Aufgabe 
ber Wiederverſöhnung zwifchen dem h. Bater und Stalien leiten. Er kennt 
bie Hindernifie, auf die er floßen wirb, aber feine Politik, m. H., bat nicht 
gewechſelt. Er bat es Ihnen vor einem Sabre verfünbigt, indem er fagte: 


» „Die ertremen Meinungen würben vorziehen, auf ber einen Seite, daß 


— thatſächlich für alle Revolutionen Partei nähme, auf der andern, 
aß es ſich an bie Spitze einer allgemeinen Reaktion ftellte. Ich werde mid) 
burch feine diefer entgegengefeßten Aufreizungen von meiner Bahn abbringen 
laſſen.“ Für den Augenblid iſt er entſchloſſen zuwarten; erwird war: 
ten und mit ibm wirb ganz Europa warten. Er wird warten, bis 
bie Dinge möglich fein werben; er wirb Nichts vernachläfligen, aber er wird fich 
in Nichts Übereilen. Wenn man bas Bewußtlein bes guten Rechts hat, wenn 
man gewiß ift, daß man für das Heil ber Welt, für die Ruhe Aller ar: 
beitet, fo ermattet man nicht fo leiht. Gewaltthätigkeiten, Borwürfe, Sweifel, 
Widerſprüche, Undank werben ihn nicht aufhalten. Er wird jeine Bemühungen 
pervielfältigen,, bis es ihm geglüdt iſt, auf gütlichem Wege eine Situation 
berbeizuführen, welcher bie Gewalt keinen Beſtand verleihen würde. Wollte 
Gott, m. HH., daß er, ſtark durch Ihr Vertrauen und bie Zuſtimmung 
Guropas, endlich burch gemeinfame Webereinfunft auf einer unerichütterlichen 
Grundlage bie Unabhängigleit bes heil. Vaters und bie Freiheit Italiens zu 
errichten im Stande wäre.” 

Bei ber Abflimmung wirb mit 243 gegen 10 Stimmen (die Partei 
avre und einige Klericale) der Antrag der Adreßcommiſſion angenommen, 
er dahin lautet: 

„Ew. Maj. haben recht gehaubelt, indem Sie dns Königreih Stalien 
anerlannten. Frankreich konnte nicht jo viele Menſchen und fo viel Gelb 
opfern, um dann das politifche Reſultat feiner Ni zu gefährden. Frank⸗ 
reich ift Tatbolifch und liberal; es will, daß bas Oberhaupt ber Religion 
unabhäugig fei und verehrt werbe; aber es begünftigt immer bie wahre 
nd fowie ben moralifhen und materiellen Fortſchritt ber Bevdlkerungen. 

Befriedigungen biefer Gefühle flößt in Stalien auf viele Oinberniffe 
aber unfer ertrauen in Ihre loyalen Abfichten ift vollſtändig. Lafſen Sie 
ſich deshalb nicht entmuthigen, Sirel weber durch anhaltende Entfellungen 
ber Wahrheit, noch durch ungebulbige Beflrebimgen, und Ihrem Willen 
wird e8 ohne Zweifel gelingen, dieſe beiden großen Intereſſen zu werföhnen, 
beren Feindſchaft überall die Gemüther und Gewifien verwirrt.“ 
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13, März. Adreßbdebatte im gefehgebenben Kbrper. Debatte über 
Mexico. Der Minifter Billault verfihert, Frankreich werde die Wünfche 
der Mericaner refpectiren und behandelt den Plan eines Thrones für ben 
Erd. Max von Defterreich als Teeres Gerede. . 


0. „ Adrepbebatte im gefeggebenben Körper. Derfelbe verwirft 
nad einer Rede Baroche's das gegen den engliſchen Sanbelsvertrag ein: 
gebrachte Amenbement mit großer Majorität. 


A., Schluß ber Abreßbebatte im gefeßgebenben Körper. Die ganze 
Adreſſe wird nad) dem Gommiflionsentwurf mit allen gegen 9 Stimmen 
angenommen. Rad der Abflimmung ereignet ſich noch eine jehr gereizte 
Scene. „Was mollte ber Kaifer, beginnt ber Präfident Graf Morny, 
als er Ihnen die Adrefle bewilligte?" „Zurüdgab!* ruft Hr. Picard ba- 
zwifhen. „Er bat Ihnen nichts zurlidgegeben, inbem er bie Abrefie be> 
wiligte. Man gibt nur zurüd, was man genommen bat.” Favre: 
„Bir find die gefeßgebende Gewalt!" Der Präſident fährt fort: „Was 
wollte ber Kaifer, indem er Ihnen bie Adrefie bewilligte? Ich beharre auf 
diefem Ausdrud ... Er wollte Sie, bie Repräfentanten des Landes, 
über den Gang ber Gefdäfte, über bie Leitung feiner Regierung befragen. 
Diefe Ihre Meinung, m. H., muß vor Allem aufrictig fein, außerdem 
aber auch mit Erbabenheit und Mäßigung formulirt werben, ... Wenn 
aber flatt deſſen bie Adreſſe Aulap zu einer Menge Heinliher Anſchuldi⸗ 
gungen, Anlagen... .* bie Mehrheit ruft: „Sehr gut!” Jules Favre: 
„Bir proteitiren; Sie haben nicht das Recht, uns ſolche Lectionen zu ers 
theilen.” Picard: „Sie haben nicht das Recht, fo zu ſprechen.“ Ber 
Bräfibent: „Sie fünnen protefliren, wenn es Ihnen beliebt, aber Sie 
werben mich bi zum Ende anhören. Ich fage, wenn bie Abrefle Anlaß 
gibt zu Anſchuldigungen, Anlagen, direkten und perfönlihen Angriffen, 
zur Anführung von kleinen Dingen und Details, die faum in ber Budget⸗ 
hefrffion Platz finden follten, bann entſpricht fie weder ber Abficht des 
Monarden, ber fie bewilligte, no ben Wünjchen ber großen Staatstörper, 
die fie erhielten, noch endlich den Bebürfniffen und Gefühlen bes Lanbes.“ 


3, „ Antwort des Kaifers auf die Adrefie des Iegielativen Körpers: 

„Die Zuflimmung bes gejeßgebenben Körpers ift mir um fo werthvoller, 
als die Disfuffion ein der Aufmerffamfeit werthes Schauſpiel barbietet, 
wie die ertremen Meinungen unglüdlicher Weiſe am meiften beeilt find, 
fich kundzugeben, und wie die Achtung vor ber Freiheit bes Wortes fie 
ſtillſchweigend anhören macht. Das Publifum nimmt biefes Stillſchweigen 
für Zuftimmung; aber bald zerfirent bie Mbrefle das Gewölke, zeigt bie 
Sadlage in ihrem wahren Lichte und ftellt das Vertrauen Ber. | 
empfange auch mit Genugthuung diefen neuen Beweis ber Gelinnungen 
bes gefeßgebenben Körpers. Dennoch bat man fih über gewiſſe Finanz» 
maßnahmen zu jehr erregt; ein Syſtem foll in feiner Geſammtheit be- 
urtheilt werben. Dasjenige, welches mar vorgeichlagen bat, umfaßt eine 
Belaftung und eine Berwinberung ber Steuern, Dieſe Fragen werben 
geprüft werden, um zu einer den Wünſchen ber Kammer und bem allge: 
meinen Intereſſe entfprechenden Löfung zu führen. Brüden Sie Ihren 
Kollegen für ihre Unterfiüßung, bie, wie ich überzeugt bin, mir niemals 
fehlen wird, meine Erkenntlichkeit aus und verfihern Sie biefelben,, daß 
ich keinerlei Verlangen trage, mid von ber Kammer zu trennen, berem 
Erleudtung und PBatriotismus dem Lande alle Garantien geben.“ 


. » Ber franzdfiihe Gefandte in Rom reist plößlih nad Paris 
ab. Wiberfireit ber Vertreter Frankreichs in Rom (Lavallette als Ges 
fandter, Goyon als Kommandant ber Occupationsarmee) und ber Parteien 
am kaiſerlichen Hofe. 


‘ 
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23. März. Das englifhe Cabinet fucht die franzöftfäge Regierung wiebers 
holt zu einer einftweiligen Röfung ber römiſchen Frage und zu bem 
Zugeftändniß einer italieniſch-frauzöſiſchen Belegung Noms zu be- 
wegen. Die franzoͤſiſche Regierung lehnt die Zumuthung wieber- 
holt erft ausweichend, dann entſchieden ab (f. England). 


2, April. Der Moniteur verfündet, Frankreich babe bie Konvention 
von Soledat feinerfeits nicht ratificirt, ba fle feiner Würbe nicht 
zu entſprechen gefchienen babe. Der Gefandte Dubois de Saligımy 
behalte vorerft allein die Vollmachten, mit denen ber Abmiral 
Jurien be la Graviöre bisher befleibet war; dagegen bleibe ber 
Abmiral an ber Spike ber franz. Streitkräfte zur See. 

4. » ; Der At rebucirt ba8 Heer zu Grleichterung des Gtaatefchakes um 

‚ mm. 

6. „ Ein Baftoralfchreiden bes Erzbifhofs v. Touloufe, das die 100jährige 
Erinnerungsfeier an eine Proteftantenmeßgelei in jener Stabt anorbne, 
erregt allgemeinen Unwillen. Die Regierung fieht fi genbibigt, alle auf 
die Feier bes Jubilaͤums bezüglihen ımb in der Anorönung bes Hirten: 
briefes erwähnten Proceffionen oder Geremonien außerhalb Ger Kirche zu 
unterfagen. 

9. „ Conferenz zwiſchen ben Bevollmächtigten ber Alltirten in Orizabe. 
Frankreich erflärt die Wiederaufnahme ber Teinbfeligleiten gegen 
Merico. Spanien und England ziehen bagegen ihre Truppen 
befinitiv aus Merico zurüd. 

Mitte April. Da die meiften frangdfiihen Biſchöfe entſchloſſen fcheinen, 
ohne anzufragen, fih zum Concil nah Rom zu begeben, fo läßt 
die Regierung ihnen aus eigenem Antriebe eröffnen, daß fle gegen 
bie Reife nichts einzuwenden habe. 

80. April. Cnglifch = franzöftfher Vertrag über Handelsgeſellſchaften. 

3. „ WMires wird vom Gerichtshofe v. Douay freigefprocden. 


5. Mai, Die Franzoſen unter General Lorencez erleiben vor Puebla 
eine entfchiedene Schlappe (f. Mexieo). 
6. „ Neuer Befuch des Königs von Holland in Paris. 
10. ZA un Prinz Napoleon geht nach Neapel zum Beſuch feines Schwieger: 
rs. 


20. „ Der Kaiſer legt m einem Schreiben an feinen Miniſter bes 
Auswärtigen feine Politit bezüglich der roͤmiſchen Frage einläßlich 
nieber: 

„Se mehr die Macht ber Dinge uns hinſichtlich der römifchen Frage an 
eine Linie des Verhaltens bindet, bie von dem beiben extremen Parteien gleich 
entfernt if, je mehr muß biefe Linie deutlich vorgezeichnet fein, um in Zu: 
kunſt des Anfchuldigung zuvorzukommen, daß wir uns bald nach biefer, bald 
nach jener Seite neigen. Seitdem ih in Frankreich an ber Spitze ber Re 
gierung flehe, war Italien gegenüber meine Politik flets Biefelbe, bas natio: 
nale Erreben zu unterftüßen, ben Papſt zu veranlafſen, beffen Stihe eher, 
als beffen Semer zu werben, mit einem Worte, ben Bunb zwiſchen Reli 
gion und Freiheit zu confacriren. Gelt bem Jahre 1849, wo bie edmilche 
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Gepebition beſchlofſen wurde, zeigten alle meine Beisfe, alle meine Reden, 
alle Depefgen meiner Minifer unwandelbar biefe Tendenz, und, je nad) ben 
Umfländen, amierſtützte ich fie mit tiefer Mebergemgung an ber Epige einer 
limitirten Megierungegewalt, als Präfident ber ublit, wie an ber Spipe 
einer fiegreiden Armee an den Ufern des Miucio. 

„Ich geehe, daß meine Beſtrebungen hieher an Biderſtand aller Art 
füeiterten, gegenüber zweien biametral entgegengelegten Parteien, unbeugfam 
in ihrem Haſſe, wie in ihrer Ueberzengung, taub für bie Rathſchläge, welde 
ver Bunſch des Guten allein eimflößte. Iſt dies ein Grund, wicht weiter 
ausgubarren und eine Sache zu verlafien, groß in ben Augen Aller, umb 
bie —* tbringend fein muß an Wohlthaten für die Menſchheit? — Es iſt 
dringend nothiwenbig, daß biefe römiſche Frage eine befinitine 2öfung er: 
halte, Denn fie Hört die Gemüther nicht in Stalien allein ; überall ruft fie 
biefelbe moralifche Störung hervor, weil fie bas berührt, was bem Menſchen 
am nächfien liegt, den religiöfen umb politiſchen Glauben. Jede Partei un⸗ 
derſtellt bie eigenem eschufinen Gefinnungen ben wahrbaften Prineipien ber 
Billigkeit und bes Rectts. Go vergefien bie Einen bie anerlannten Rechte 
einer Regierung , welche feit gehn Jahrhunderten beficht, und yroelamiren 
shue Rüdficht auf biefe Weihe der Zeit bie Entiegung bes Papftes, wäh 
zend bie Andern ohne Rüdficht auf bie Iegitime Wiederforberung ber Volks⸗ 
rechte, ohne Scrupel einen Theil Stalien’s zur Unbewegtichleit und endlofen 
Unterbrüchmg weruriheilen. So verfügen bie Ginen über eine noch bes 
ſtehende t, als wenn fle niedergeworfen wäre, und bie Anbern über 
ein Bolt, welches zu leben verlangt, als ob es tobt wäre. Wie dem auch 
ſei — es iſt Pflicht ber Staatsmänner, die Mittel zur Ausföhnung zweier 
Urfacden zu ſtudiren, welche die Leidenſchaften allein ale unvereinbarlich bars 
mim. Gelingt ea nicht, je war ber Berfuch darum nicht ohne Ruhm, und 
in jedem Falle ii es gut, laut das Ziel zu nennen, welches man werfolgte. 
Dies Ziel if, zu einer Combination zu gelangen, mittelt welcher 
ber Bapft aunehmen würbe, was Großes if in dem Gedaufen ei⸗ 
net Volkes, welhes Arebt, eine Netion zu werben, und auf 
der andern Seite biefes Bolt anerfennen würde, was Heiljames 
a > einer Macht, deren Einfluß fich über bie ganze Welt 
erfire 

Im erfien Augenblide Angefichts der Borurtheile und bes Grolles, gleich 
lebhaft anf heiben Selten, verzweifelt man an emem gindftigen Reſuitate. 
Benn aber nah eingehender Prüfung ber Dinge man Vernunft und ge: 
Inden Berſtand befragt, fo gewinnt man bie Ueberzeugung, baf die Badı- 
beit, dieſes himmliſche Licht, endlich durchdringen und beiden entgegengef 
ten Parteien in vollſter Kiarheit zeigen wird, welche hohe Intereſſen, we 
Sehensfragen fie veranlaſſen, nöthigen, fich zu verfländigen und zu verjd 
nen. — Welches iſt zuerſt das Jutereſſe Italien's Spptel es von ihm ab- 
hängt ‚ bie drohenden Gefahren zu entfernen, die Gehäfligkeiten, welche es 
wachrief, zu mindern, endlich Wlles wegzuräumen, was feinem legitimen 
Ehrgeige, ſich zu reconfituiren, im Wege fieht. Um fo viele Hinbernifle zu 
befiegen, muß man fie kaltblütig in's Wuge faffen. 


Sekret. 


ligibſe Frage verſchlimmert weientlich die Lage und vervielfältigt bie Gegnei 
der neuen Lage ber Dinge jenfeits der Alpen. Bor Kurzem war ihr du 
abjolutiftifche Partei allein feindlich; heute find es bie meiften Tatboliichen 
Böller Europa’s und dieſe Feindfeligkeit fteht nicht nur ben wohlwollenven 
Abfichten ber Regierungen im Wege, welche ihr Glaube an ben heil. Et 
bindet, fonbern fie behindert auch die günftigen Disyofitionen ber proteflan 
tifchen ober ſchismatiſchen Regierungen, welche einer beträchtlichen Fraction 
ihrer Unterthanen Rechnung zu tragen haben. So tft es überall bie reli 
gefe Idee, welche ber öffentlichen Meinung für Italien ſchadet (refroidit\ 
eine Ausföhnung mit dem PBapfte würde mande Schwierigfeit hinweg: 
räumen unb auch Millionen von Gegnern mit ihm ausföhnen. Auf bei 
anderen Seite bat der Papft ein gleiches, wenn nicht flärferes Intereſſe au 
biefer Ausfühnung, denn wenn ber heilige Stuhl eifrige Stiltzen zahlt unte 
allen eifrigen Katholiken, fo hat er Alle gegen fi, was liberal ift in Cu 
zopa. Er gilt in politiſcher Hinficht als der Mepräfentant der Vorurthei 
bes ehemaligen Regime und in ben Augen Stalien’s als ber Feind feine 
Unabhängigkeit, als ber treuefte Anhänger der Reaction. In ber That h 
er von den eraltirteften Anhängern ber gefallenen Dynaftien umgeben un 
biefe Umgebung ift nicht darnach angethan, um bie Sympathien ber Bölter 
welche biefe Dynaftien umftärzten, für ihn zu vermehren. Indeſſen ſchade 
biefer Stanb ber Dinge ncch weit weniger dem Souverain als dem Ober 
baupt ber Religion. In den Latholifchen Ländern, wo bie neuen Ideen ein 
große Macht üben, fangen felbft die ihrem Glauben am Treueften anban 
enden Männer an, Gemwifiensfcrupel zu verſpüren, und Zweifel bemädtige 
ch ihres Geiſtes — fie vermögen nicht, ihre politiihen Ueberzeugunge: 
mit religidfen Principien zu vereinbaren, welche bie moderne Civiliſation ;| 
verbammen ſcheinen. — Wenn biefe Lage, voll von Gefahren, ſich verlän 
ern follte, fo fönnten bie politiſchen Meinungsverfchiebenheiten mögliche 
eife zu bebauerliden Zwiftigleiten in ber Religion feld führen. Da: 
Intereſſe bes heil. Etubles, jenes ber Religion fordern alſo, daß ber Barf 
ſich mit Italien ausföhne; benn bas heißt fich mit ben modernen Idee 
ausjöhnen, im Schooße der Kirche 200 Millionen Katholiken erhalteı 
und ber Religion einen neuen Glanz verleihen, inbem man ben Glau 
ben als Stütze bes Fortfchrittes ber Dienfchheit zeigen würde. 

„Aber auf welhe Grundlagen ein jo Re Fe Berl grün 
ben? Zur wahren Würdigung der Dinge zurüdgeführt, würde ber Bay 
bie Nothwendigkeit erfennen, Alles anzımehmen, was ihn an Stalien wicbe 
Mnäpfen kann und Italien wärbe, ben Rathſchlägen einer Mugen Politi 
nachgebend, es nicht verweigern, bie nöthigen Garantien zu treffen für bi 
Unabhängigkeit des Papſtes und bie freie Ausübung feiner Gewalt. Maı 
würde dieſen boppelten Zweck bnrh eine Sombination erreihen, nad 
welcher der Papſt Herr bleiben würde bei fi, gleidzeiti 
aber die Schranten fallen würden, welche feine Staate: 
heute vom erde der Ktalien trennen. Auf baß er Herr bei ſich ſe 
muß die Unabhängigkeit ihm gefichert und feine Regierung frei von fei 
nen Untertbanen angenommen fein. Es ift zu hoffen, baß die be 
Fall fein wird, wenn einerjeits bie Stalienifche Regierung fi Frankreich ge 
genüber verpflichten würbe, die Kirchenflaaten, bie vereinbarte Abgrenzun 
anzuertennen; wenn anbererfeits bie Regierung bes heil, Stuhl 
auf alte Eraditionen verzichten und bie Privilegien der Mu 
nicipalitäten, fowie ber Brovinzen in ber Weife anerlenne: 
würde, daß fie ſich gewiffermaßen felbft verwalten würden 
benn denn würbe bie Macht bes Papſtes in einer höheren Sphäre oberhal 
untergeorbneter Spnterefien ber Geſellſchaft ſchweben unb fi} von jemer fiet 
Schwer laſtenden Verantwortlichleit los maden, bie eine ſtarke Regierun 
allein zu tragen vermag. Die vorfiehenden allgemeinen Andeutungen fin 
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fein Wimetuus, welches ich ben uneinigen Parteien aufzuerlegen bie 
Prötention babe, fondern die Grundlagen einer Politik, bie ich mich be⸗ 
mühen zu follen glaube, durch unferen legitimen Einfluß und durch unfere 
umeigennügigen Ratbichläge zur Geltung zu bringen.” 


%. Mai. Nach langem Schwanken ſcheint Lavallette endlich das Uebergewicht Über 
Goyon errungen zu haben. Goyon wird von Rom abberu fen und 
zum Senator ernannt; Lavallette wird auf feinen Bolten zurüdfehren. Der 
Moniteur verkündet „der Kaifer habe beichlofien, das Decupationscorps be 
hufs einer Reduction einer neuen Reorganifation zu unterwerfen; General 
Goyon je deshalb berufen, den Dienk beim Kaifer wieder aufzunehmen 
und feine Ernennung zum Senator fei ein Zeugniß der hohen Zufrieden⸗ 
heit des Kaiſers. 


Inftruction bes Herrn Thouvenel an ben franz. Geſandten 
Lavallette bei deſſen Rückkehr nach Rom auf Grundlage des kaiſerlichen 
Briefes vom 20. Mai. 


.... Als ich Ihnen die Aufträge vorſchrieb, deren Sie ſich Anfangs 
Januar d. 36. entledigten, babe ich es abfihtli vermieden, den Verſoh⸗ 
nungsplan zu formuliren, zu deſſen Vorbereitung Sie beauftragt waren, 


vor Allem die Miwirkung bes beil. Stuhles zu beanſpruchen. Ich hoffte in. 


ber That, daß unfere Gröffnung nicht durch eine fo fategorifche Ablehnung 
jzurüdgewiefen würde, und daß Garbinal Antonelli uns bei der Aufjuchung 
der Grundlagen zu einem Arrangement, bas für bas Kirchenoberhaupt an- 
nehmbar und mit den auf der Halbinfel flattgefundenen Greigniffen verein: 
bar wäre, bebülflih fein würbe. Bei dem Widerfland, bem wir begegneten, 
würde eine längere Zurüdhaltung Gefahr laufen, falſch verflanden zu wer: 
den. Die Verſuche der Regierung bes Kaifers, den römifchen Hof auf Ber- 
zichtleiftung feiner abjoluten Doctrinen in ber weltlichen Gewalt zu bewe- 
gen, fonnten jcheitern, aber es iR daran gelegen, baß unfere Abfichten weder 
entſtellt, noch verfannt werben, und daß Niemand das Mecht habe, uns ben 
Vorwurf zu machen, bie Bedingungen nicht deutlich ausgeſprochen zu haben, 
die in unferen Augen die Iinabhängigfeit, bie Würde und die Souveränetät 
bes gemeinfchaftlihen Waters der Gläubigen garantiren würden, ohne das 
Shidjal Stalien’3 aufs Neue in Frage zu fielen. Nie, ich ertläre es 
laut, Hat bie Regierung bes Kaiſert ein Wort gefproden, 
bag der Art chen wäre, bem Turiner Gabinet Hoffnung 
zu geben, baß die Hauptflabt der fatholifhen Belt, mit ber 
Einwilligung Frankreich's, gleichzeitig die Hauptſtabt bes 
großen Königreihs, das ſich jenfeits der Alpen gebildet 
bat, werben fönnte. Alle unſere Handlungen, alle unfere Erflärungen 
fimmen im Gegentgeil barin überein, unferen feften und beſtändigen 
Villen zu conflatiren, ben Papſt im Beſitz bes Theile feiner 
Staaten, den bie Anwesenheit en ibm erhalten 
dat, zu behaupten. Ich wieberhole Hier dieſe Berfiherung, aber ih 
wieberhole auch mit gleicher Offenheit, baf jede auf einer andern territorialen 
Baſis, ale dem status quo berubende Kombination gegenwärtig von ber Re 
gierung des Kaiſers nicht unterftügt werben könnte. Der bl. Vater könnte, 
wie er zu andern Zeiten gethan bat, feine Rechte in ber ihm paſſenden 
Form vorbehalten ; aber ein Arrangement würbe, unferer Anſicht nach, fei- 
nerfeits ben Entſchluß bedingen, feine Gewalt nur noch über bie ihm ge 
bliebenen Provinzen auszuüben. Stalien bätte feinerfeits feinen Anfprüchen 
auf Rom zu entfagen; es müßte fih Frankreich gegenüber ver 
pfligten, das päpfllihe Gebiet zu refpectiren und ben 
Ko men Theil, wenn nit die ganze römiſche Shulb auf 
ih nehmen. 


\ 


354 Sri). 


„Wenn der heil, Vater in einem frieblichen, Tiehuwellen unb vert ; 
Seite fich zu eimer derartigen Transaction verftände, fo würde bie Regi« 
zung des Kaifers nur einen Bortheil darin erbliden, die unterzeichnete 
Mächte der Wiener Schlußacte zur enge hieran zu beivegen unb d 
ren Garantie mit der ihrigen zu vereinigen. Sie würde gleichfalls, ſci € 
bei diefen Mächten, oder insbeſondere bei benen, deren religiäfer Glaube be 
Katholiciemus if, die Initiative eines Vorſchlago ergreifen, de 
zum Awede hätte, dem heil. Vater als Erſatz für bie Hilfsquellen, bie e 
wicht mehr in ber verminderten Zahl ſeiner Unterthanen finden würde, ein 
Art Civilliſte anzubieten, beren unverämperliche Xitel feinen Händen liber 
geben werben würben. Die Regierung des Kaiſers würde fich ihrerjeit: 
glüdlih jhäpen, in dem Betrag einer Rente von brei Millionen Franken 
zn bein Glanz bes päpftlichen Thrones und den religidfen ımb barmberziger 
Werten, deren Mittelpünft in Rom ift, beizutragen. Auf diefe Weije durd 
bie Garantie Frankreich's und ber Mächte, bie fih ibm anſchließen würden 
nah Außen geſchützt, Hätte die päpftliche Regierung mır noch durch wmeif 
Reformen die Anhänglichkeit ihrer Unterihanen zu gewinnen, und von bem 
Tag en, wo man von ben Principien befeelt, bie überall bei ber Organija: 
tion der modernen Gefellfchaften vorherrſchen, eutichlofien zu Werk ginge 
wärbe biefe Aufgabe nicht fo ſchwierig fein, ala fie es ſcheint. Mer heil 
Vater jagte kürzlich mit fo hoher Einficht, daß die weltliche Gewalt, obgleid 
jo nöthig, fein Dogma fri. Sie ift e8 eben fo wenig in ihren Weſen az 
und für fi, als in ihrer territorialen Ausbehnung, und bie erfle, fowie bi: 
dringendfte Pflicht ber Regierungen, gleicwiel weichen Uriprungs fie find 
iR, mit dem Geift ihrer Zeit gleihen Schritt zu halten und fi wohl ba: 
von zu Überzeugen, daß die Beiftimmung der Völker hate, wenn nicht bu 
Onelie, fo doc wcıtigfiens die einzelne ſolide Grundlage der ſorwernen 
Autorität if.“ 

„Diejes, Herr Marquis, if die furzgefaßte, aber, wie ich glanbe, voll 
ſtändige Darftelung der Ideen, welde ber Katfer zu ber Regulirung bei 
wömilhen Frage beizutragen gedenkt. Diefes find bie been, welche Eiüi 
dem Garbinal Antonelli zu entwideln und dem heil. Bater bekannt zu 
machen haben. Sie werden nichtsbefloweniger, wenn man Ihnen ebenjı 
kategoriſch wie feither die Unberweglichleitstheorie entgegenfet, zu verfichen 
geben, daß bie Megierung bes Kaifers ihr Verhalten nicht nach derſelber 
richten könnte, und baß, wenn fie leiber bie Gewißheit erlangt, daß ihr 
Anſtrenguugen ben beil. Bater zur Annahme einer Transaction zu bewegen, 
zulünftig unmüg geworben find, fie mit mögligfier Wahrung dei 
bis jegt burh ihre Sorgfalt gefhügten Interefſen dbarau| 
bedacht fein muß, ſelbſt aus einer Lage zu fommen, bie 
wenn fie ſich über einen gewiffen Termin verlängert, ihre 
Bolitit fälſchen und nur dazu bienen würde, bie Gemüther 

x tm eine größere Unordnung zu Rürzen.“ 


41. Juni. Verminderung bes franz. Decupationscorps in Rom, beffen Gommanbde 
dern General Moutebello übertragen wird. 

3, „ Priebenswertrag zwifchen Frankreich und Anam. 

18. „ Der gefeßgebende Körger genehmigt — die von der Regierung für 
bie Mexikaniſche Expedition geforderten 15 Mill. Fr. 

A. „ Der geiehgebende Körper genehmigt, theilweife indeß nicht ohne lange und 
lebhafte Debatten, bie Jämmtlihen von der Regierung zur Dedung bes De: 
fizits geforderten neuen Steuern und Steuererhöhungen mit 
Ausnahme derjenigen bes Salzes. 

Dr „ Debatte im gefeggebenden Körper über Merico: J. Favre 
greift die Erpebition in einer glänzenden einbringlichen. Rebe an, werwirft 
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bie Ubficht eine Herfielung ber Monarchie in Merico und verlangt, man 
müfle mit ber mericaniichen Megierung unterhandeln unb ſich zurüdzieben. 
De Sprechminiſter Billaulı Pat biefer Oppofition zunächft ein ale 
Reſums der anarchiſchen Zuftände in Merico während ber legten 25 Sabre 
en en; während dieſes ganzen Zeitraums ſei Dicbſtahl, Raub und 
Pl — dort an ber Tagesorbnung und bie Fremden ſeien ſehr häufig 
Morbanfä ausgeſetzt geweien. Diefe Anarchie babe bie drei Mächte, 
Granfreih, Spanien und Euglanb, befiimmt, eine gemeinfame GExpebition 
zı unternehmen. Was bie änderung ber Megierungsform im Merico 
beirefe, fo würben —— und Spanien nicht gegen bis Candidatur 
bes Erxrzberzogs Marimilian geweien fein, vorausgeieht, daß bie 
Mericaner ihn frei zu ihrem Monarchen gewählt hätten; wien wirrde 
derdings für biefe Ganbibatur einem Mitgliede der bourbonifhen Kamille . 
ben Borzug gegeben haben. (3 beflehe ein erheblicher Unterſchled zwiſchen 
dem AJurddtreten ber Eugländer und bem ber Spanier von der Spedition ; 
die Engländer feien von vornherein gegen das Borrüden in bas Innere 
von Mexito geweien. GEs fei ein Fehler geweien, daß man überhaupt mit 
Mexico Unterhandlungen — ‚da ſie doch nicht zu einem befriedigen» 
den Refultat hätten führen nen; ber Kaifer fei aber gezwungen gemeien, 
dem Bertrage won Soledad bie Anerkennung zu verſagen, weil berielbe die 
Ehre Frankreichs verlegte. Nah ben Mittbeilungen des franzöfifyen Ge: 
ſandten in Madrid, Barrot, hätte man auf Grund ber Aeußerungen, bie 
der Marſchall D’Donnel zu bemfelben getban, Urfache gehabt zu glauben, 
bag Spanien ebenfo dente. Frankreichs Politik in Mexico gehe weſentlich 
dahin, dort nur überhaupt eine georbnete und ben Wänjchen ber Mericaner 
milprechende Regierung , gleichuiel ob Monarie oder Republik, zu gründen. 
Ungeachtet bes Zerwürfnifies der drei Mächte in Bezug auf bie mexicaniſche 
Erpebition, ſeien biefelben übrigens fonft im beſten Einvernehmen geblieben, 
wie dies noch neuerlich buch eine Aeußerung bes Lord Palmerfion im 
Parlament conftatirt, fe. Das Verhalten bes Vice-Admirals urien be 
ia Graviore in Merico müfje durchweg gebilligt werben; er babe bort nur 
die Wünihe Frankreichs proclemirt, d. h. fo wenig eine Monarchie als 
eine Republik, jondern überhaupt eine georbniete Regierung. Es ſei unwahr, 
wenn man behauptet babe, ba Frantreih ben General Almonte nad 
Mexico geſchikt, um den Bür ieg hervorzurufen; die Unwahrheit biefer 
Bchanptung ergebe fi ſchon daraus, daß der General dort erſt babe ein: 
treffen follen, nachdem bie Befragung des Nationalwillens im Wege ber 
allgemeinen Abftimmung begonnen. Der General babe bei ber frangöfiichen 
Fahne Schutz finden müflen, da er vor bem Abbruch der Unterbandlungen 
Kine feindlihen Schritte gegen bie mericanifche Regierung gelhan habe. 
Beun bie Fahne Frankreichs in ber Hauptfladt Merico wehen 
werde, fo würde, wie bie auch in Stalien geſchehen fei, die Bevölkerung 
aufgerufen werden, ihre Wünfche kundzugeben. Wenn fie ſich dahin aus⸗ 
ſpraͤche, daß fie die Regierung des Präfidenten Juarez behalten wolle, fo 
würde Frankreich auch dagegen nichts einwenden, Was bie in verjchiebenen 
tungen verbreiteten Nachrichten von ganz übermäßigen Geldforberumgen 
effe, welche von frankreich an die mericanijche Regierung gerichtet ſein 
jollen, fo feien das Verleumdungen; es werde eine Commiſſion ernannt 
werden, welche genau die Anfprühe der Reclamanten feſtſtellen werde. 
Dem Rathe Favre's, mit Merico zu unterbanbein, Tönne bie Regierung 
durchaus nich folgen; die Ehre Frankreichs fel bier verpfänbetz man babe - 
Infulten zu räden. 
q. uni Schüuß der Seffion bes gefehggbenden Körpers. Rede 
orny'o. 
„Enthüllungen ber Wiener „Brefle* über die mexicaniſche Candidatur 
4 Erzh. Marimilian von Deſterreich. 


Mmixcich 


1. Juli. Der Senat nimmt die Foulb'ſche Bubget⸗ Trias ohne Diecuſſion ein⸗ 


3. 


4 


fimmig an. 


Brief bes Kaiſers an ben mit der militäriſchen und biplomati: 


ſchen Leitung der mericanifchen Expedition betrauten General Forey 


über feine Politit gegenüber Merico: 


„Mein lieber General! In bem Augenblide, wo Sie, mit politiichen 


und wilitärifhen Gewalten ausgerüftet, nach Mexico abreien, Halte ich es 
für nützlich, Sie wohl mit dem mich biebei leitenden Gedanken vertraut 





zu machen. Folgendes Verhalten werben Sie zu beobachten haben: 1) Bei : 


Shrer Ankunft in Merico erlafien Sie eine Proclamation, beren Grund: 
ideen Ahnen angedeutet worden; 2) alle Mericaner, die Ihnen entgegen: 
tommen, nehmen Sie mit bem größten Wohlwollen auf; 3) Sie dürfen 
fih dem Streite von Ffeinerlei Partei anfchliegen; Sie erflären, daß alles 
propiforifch ift, jo lange die merlcanifche Nation fi nicht ausgefprocen 


bat; Sie haben gegen bie Religion die größte Rüdficht zu beobachten, müfien | 


jedoch gleichzeitig ben Beftgern von Nationalgütern ——— 
4) die mexicaniſchen Hilſatruppen werden Sie je nach ihren Mitteln er: 
nähren, bewafinen und befolden unb ihnen bei den Kämpfen bie Haupt- 
zolie überlaſſen; 5) Unter Ihren Truppen, fowie bei ben Bunbesgenofien 


werben Sie bie firengfle Disciplin aufrecht erhalten, jedes für die Mericaner 


verlepende Wort, oder jebe berartige Handlung nachdrücklich beftrafen, denn 


ber Stolz des mericanifhen Charaktere muß wohl im Auge behalten wer: 
den, und für ben Erfolg des Unternehmen® ift es von ber größten Wichtig: 
feit, vor allem fich ben Geiſt der Bevölkerungen geneigt zu maden. Wenn 


wir na Merico gelangt fein werben, ift es wünſchenswerth, daß bie 


Notabilitäten aller Schattirungen, welche ſich uns angeſchloſſen haben, fh 


mit Ihnen behufs Organifation einer proviforifchen Regierung 
ins Einverſtändniß ſetzen. Dieſe Regierung wird dem mericaniſchen Volke 
die Frage des definitiv einzuführenden politiſchen Regimes vorlegen, worauf 
nad ben mexicaniſchen Geſetzen zur Wahl einer Verſammlung Ey fchreiten 
if. Sie werden ber neuen Regierung bebilflich fein, in die Verwaltung 
und insbefondere in bie Finanzen jene Regelmäßigfeit zu bringen, deren 
befted Vorbild Frankreich darbietet. 

„Zu dieſem Zwede wird man ber neuen Regierung Männer fdhiden, 
welche bie Fähigkeiten befigen, ihr bei der neuen Organifation Hilfe zu 
leiten. Der zu erreihendbe Zwed beſteht nicht darin, ben Mexicanern eine 
ihnen antipathiiche Regierungsiorm aufzuerlegen, wohl aber barin, ihnen 
behilflich zu fein bei ihren Anftrengungen zur Erridtung einer ihrem Willen 
eniſprechenden Regierung , welde Chancen bes Beſtandes barbietet und 
rien Sicherheit für Grlangung ber Genugthuung bietet, bie es zu 
N) 


rbern bat. Es verftebt fi von ſelbſt, daß es, wenn bie Mexicaner bie 


Monarchie vorziehen, im Intereſſe Frankreichs liegt, fie in biefem Bor: 
baben zu beftärken. 

„Richt wird es an Leuten fehlen, welche an Sie bie Frage richten wer: 
ben, weshalb wir Menſchen und Geld opfern, um in Mexico eine regel: 
mäßige Regierung zu begründen. Bei bem jetzigen Stande ber Givilifation 
in ber Welt if bie Prosperität Amerika's für Europa nicht gleichgiltig;; 
benn Amerika nährt unfere Fabriken und unterhält unferen Handel. Wir 

ben ein Intereſſe daran, daß bie Republit der Bereinigten 

taaten mächtig unb blühend fei, aber wir haben gar fein Intereſſe, 
daß fie fih des ganzen Eolfs von Merico bemädtigt, von bort aus bie 
Antillen und Südamerika beberricht und über die Produkte der neuen Welt 
die alleinige Verfügung in bie Hände befommt. Eine traurige Erfahrung 
belehrt uns heute, wie precät ba6 2008 unferer Induſtrie if, fo lange fie 
gezwungen ift, ihren Robfloff von einem einzigen Markte, deſſen Wechſel⸗ 


Aankrtich. 25T 


fällen fie unterworfen bleibt, zu beziehen. Wenn aber Mexico im Gegen> 
teile feine Unabhängigkeit beibebält und bie Sntegrität feines Gebietes 
bewahrt, wenn bort mit ber Hilfe Frankreichs eine ftabile Regierung er- 
richtet wird, fo werden wir ber lateinifhen Race jenfeitd des Oceans 
ihre Stärke und ihr Preftige wiedergegeben, jo werden wir unferen unb 
den ſpaniſchen Colonien in den Antillen ihre Sicherheit wiebergegeben, fo 
werden wir unſern wobltbätigen Einflug in Central-Amerika feit: 
geſetzt haben, und dieſer Einfluß wird uns, indem er unferem Handel 
unermeßlihe Abjagquellen eröffnet, die für unfere Induſtrie unerläßlichen 
Stoffe verfchaffen. 

„Das fo regenerirte Merico wirb uns ſtets günftig bleiben, nicht nur 
aus Dankbarkeit, ſondern aud weil feine Antereffen mit den unferigen 
übereinftimmen werben, unb weil es in ben guten Beziehungen mit den 
europäifhen Regierungen einen Stützpunkt finden wird. Heute alfo macht 
es uns unfere militärifche Ehre, das Bedürfniß unferer Politik, der Vor⸗ 
tbeil unferer Induftrie und unferes Handels, furz, alles macht e8 ung zur 
Pflicht, gegen Merico zu marſchiren, bort kühn unfere Fahne auf⸗ 
zupflanzen,, dort fei eg eine Monarchie zu begrünben, wenn bie 
felde nicht unverträglich ift mit dem nationalen Gefühle des Landes, fet es 
wenigfiens eine Regierung einzufegen, welde einigen Beſtand 
verjpricht.” 

8. Zul. Graf Morny wirb vom Kaifer zum Herzog ernannt. 

4. „ Kircular des Eardinals Morlot an feinen Klerus nach feirrer Rückkehr 
vom Concil zu Rom. 

&% „ Eine franzöfiſche Depefche nach Turin mahnt zu energifhen Maßregeln 
gegen das Tnternehmen Garibaldi’s. 


1. Aug. Der Kriegsminifter begibt fi perjönli nad Breft, um bie Arbeiten 
und Rüfungen für die energifche Kortfeßung ber mexicaniſchen Erpe: 
dbition zu beichleunigen. 

1. „ Eine franzöfifche Devefhe nah Turin mahnt in verfhärftem Grade zu 
energilgen Maßregeln gegen das Unternehmen Garibaldi's. 

13. „ Empfang bes neuen ſpaniſchen Gejandten, General Concha. Antwort 
des Kaifers auf bie Anrede bes Gefanbten: 


‚Seit meiner Thronbefteigung babe ih, wie Ahnen nicht unbekannt if, 
feinen Anlaß verfäumt, um der Königin von Spanien meine lebhafte 
Sympathie und der ſpaniſchen Nation meine hohe Achtung zu beweijen. 
Ah war deshalb ebenso erſtaunt ale betrübt Über bie zwifchen 
unjeren beiden Regierungen eingetretene ‘Meinungsverfchiebenheit. Wie dem 
auch ſei, die von der Königin getroffene Wahl eines Mannes, fo befannt 
durch bie Loyalität und Erhabenheit feiner Gefinnungen, läßt mich eine 
unparteiifche Würdigung ber ftatigehabten Ereignifje hoffen. Sie werben 
bei mir die Aufnahme Abe, beren Sie würdig find. Ich weiß, in ber 
That, daß Sie für Frankreich von denfelben GSefinnungen belebt find, tie 
Ihr Vorgänger, welcher unter uns bie beflen Erinnerungen zurücließ. 
Ich weiß, zweifeln Sie nicht baran, die verfühnlichen Abfichten zu ner 
welche jie veranlaßten, eine Miffion in fhwierigen Verhältniſſen 
(circonstances delicates) anzunehmen. Es hängt nur von ber Königin 
von Spanien ab, Sie fünnen Ihr dieſe Verfiherung geben, in mit 
Ret8 einen aufrichtigen Verbündeten zu baben unb dem ſpaniſchen Volke 
a loyalen Freund zu erhalten, welcher feine Größe und feine Wohlfahr 
wüunſcht.⸗ 


15. glinweihung der erſten Eiſenbahnſtrecke in Algerien, von Algier nach 
idah. 
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28, Aug. Der Moniteur verkündet, daß bas franzöfiihe Evolutionsgeſhhwade 
im Mittelmeer (in Folge des Garibaldifhen Unternehmens) den Beichl er 
Balten habe, nach Neapel zu gehen. 


410. Sept. Der Moniteur widerruft die Bädereiordnung von 1854. 


13. „ Der Senator Lagusronniöre nimmt in einem Artikel dee offiziöfen Ylattei 
„la France“ bie frühere Idee bes Kaifers, Jtalien ale Staaten: 
bund zu organifiren, mit großer Energie wieder auf und weift Frankreid 
bie Aufgabe zu: ur 

bie großen Staaten Europa’s zum ſchleunigen Zufammentritt einei 
Congreſſes vorzubereiten, und bie Grundlagen ber Berathung zur vorber 
ehenben Genehmigung zu bringen. Diefe Grundlagen feien: 1) Theilun— 
Stnliens in drei durch einen Bundesverband geeinigte Staaten; 2) eure 
päifhe Garantie für das von Rom und dem Erbgute Petri gebilber 
päpftlihe Gebiet; 3) Vorbehalt zum Vortheil des heiligen Vaters vor 
befien Souveränetät über die Marten unb Umbrien, fowie eines Tribut 
aus den Einkünften biefer Provinzen, beren Verwaltung feinem der beider 
italienifhen Souveräne anvertraut würde; 4) militärifdhe, diplomatiſche 
erichtlihe Einheit, ſowie Zoll: und Münzeinbeit zwijchen „allen Etaateı 
taliens. Laguéronnière rechnet bei diefem Plane Venetien nicht zu Italien 

17. „ Marihall Eaftellane + zu Lyon. 


3. „ Der franzöfiige Gefandte Lavallette verläßt Rom, um nicht wiede 
dahin zurück zu kehren. 


6. Oct. Der Finanzminiſter Fould legt dem Kaiſer die Geſammt⸗Ueberficht bei 

Finanzlage vor und verlangt bie Ermächtigung für die Zuflellung bei 

‚ Budget für 1863 an ben Staatsrath. Fould faßt die Lage dahin zu 

fammen: „Die Ziffer der früheren unbebedten Ausgaben ift auf 157 Mil: 

lionen zurüdgeführt, der Dienft für 1862 wird fein Deficit ergeben. Wir 

werden das Jahr 1863 mit einer Reſerve von 80 Millionen beginnen, 

um unvorhergejehenen Creigniffen begegnen zu können. Das Budget für 

1864 wird die Auflagen nicht vergrößern.“ | 

15. „ Wendung in ber Politit Brankreich® gegenüber Italien. Thouvenel 

wird entlaffen und ftatt feiner Drouyn de Lhuys zum Minifter bet 
Auswärtigen ernannt. 

Brief des KRaifers an Thouvenel: Am Intereſſe der Verſöhnungs 
politit ſelbſt, der Sie veblich gedient haben, mußte ih Sie im Miniflerium 
bes Auswärtigen erfegen; indem ich mich jedoch dazu entfhließe, mich von 
einem Manne zu trennen, dem ich jo viele Beweife feiner Ergebenbeit 

* verbanfe, jo ift mir baran gelegen, ihm zu fagen, daß meine Adtung und 
mein Vertrauen in ihn ſich deshaib keineswegs verringert haben. Ih bin 
überzeugt, daß ih in allen Stellungen, die Sie einnehmen werben, auf 
Ihre Einfiht wie auf Ihre Anhänglichkeit rechnen kann, und ich bitte Sie 
Ihrerſeits fleis am meine aufrichtige Freundfchaft zu glauben.” 

47. „ Canrobert tritt an bie Stelle Caſtellane's in Lyon, ber Herzog 
von Magenta an die Stelle Canrobert's in Nancy. 

418. „ Erfte Eircularbepefhe Drouyn be Lhuys’ an bie Bertreter 

rn im Auslande: „Indem ih bas Amt antrete, zu welchem der 

aifer gerubt hat mid von neuem zu berufen, halte ih es für nüplig 

Ihnen in kurzen Worten darzulegen, in welhem Sinne ich die mir über: 

tragene Mifjion angenommen habe. Ich brauche, Ihnen gegenüber, nicht 

erft auf die früheren Handlungen und Schritte der kaiſerlichen Regierung 

in ber römifhen Frage zurüdzulommen. Auch hat Ce. Maj. ber Raifer 

feine Anſchauungsweiſe bereits umfändlicher in einem an meinen Vorgänger 

gerichteien Schreiben dargelegt. . . . Diefe mit fo Hoher und fo unparteii- 
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ſcher Einfiht dargelegte Politit Hat fich in Nichts geändert. Ste bleibt für 
die beiben Necdhtögegenjäße (causes), benen fie in gleichen Maße die Be⸗ 
weife ihrer Fürſorge reichlich zugewendet bat, von den nämlidhen Gefin- 
nungen wie früher bejeelt. Die römifche Frage berührt die höchſten Intereſſen 
der Religion und der Politik; fie regt überall auf dem Erdball die beach: 
tenswertheſten Zweifel an, und bei der Prüfnug ihrer Schwierigkeiten fieht 
die Regierung des Kaiſers es als ihre erfie Pflicht an, fi gegen alles zu 
verwahren, was einer Ueberftürzung ibrerfeits ähnlich fehen, ober fie von 
ber Bahn, weldye fie fich felbit vorgezeichnet hat, ablenfen könnte. — Das 
iR ber Stanbpunft, auf den ich mid bei Uebernahme der Leitung ber aus: 
wärtigen Angelegenheiten gejlellt habe”. 


19. Of. Lavalette von Rom abberufen unb durch den Prinzen Latour 


26, 


b’Auvergne erſetzt; an die Stelle Benebetti’s in Turin tritt Graf 
Sartiges. 


„Depeſche des Hrn. Drouyn de Lhuys nach Turin über bie 
Löfung der römifchen Frage: 

„.. . Die kaiſerl. Negierung bat, indem fie Acht hatte, ihre Berantwort: 
lichkeit aus dem Spiele zu ziehen und ben Charakter ihrer Entſchlüſſe genau 
zu beſtimmen, fich in der Hoffnung gefallen, daß bie Wiederaufnahme ihrer 
diplomatifchen Beziehungen mit dem Turiner Gabinette ihr erlauben würde, 
endlich mit Erfolg an dem Berfühnungswerte zu arbeiten, an welches fich 
nad ihrer Ueberzeugung bie befinitive Weihe der neuen Orbnung ber Dinge 
auf der Halbinfel anfnüpft.. Ahr ſympathiſches Intereſſe für Stalien, ihre 
Borforge für den beiligen Stuhl und über alles dies ihre Pflichten gegen 
Frankreich ichrieben ihr vor, ihre Anſtrengung mit einer Beharrlichkeit zu ver 
folgen , welche weder durch ſchroffen Widerftand, no durch unüber— 
legte Ungeduld müde werben follte und welche die Bedeutung ber in ber 
tämifchen Angelegenheit engagirten Snterefien genugfam erklärte. Der Kaiſer 
hat Sorge getragen, in einem neulich im „Moniteur“ veröffentlichten Briefe 
die Brincipien, welche feine Politik leiten, zu erflären und fowohl Stalien 
wie dem heiligen Stuhle den zu erreichenden Zweck und die dazu erforber- 
lichen Mittel zu zeigen. Seit dem Wugenblide, wo ber Kaifer anf dieſe 
Weiſe die Schwierigkeiten der Aufgabe und die Bedingungen bes Erfolges 
angab, hat feine Megierung nicht aufgehört, ihre Verfuche zu erneuern, bie 
Geiſter einander zu nähern und den aufgeregten Gemüthern fowohl, wie 
den leidenden Intereſſen Frieden und Sicherheit zu geben. Die Ergebnifle 
haben bisher leider ihren Erwartungen nicht entiprocdhen; aber wenn wir 
einerjeits die Standhaftigkeit, mit welcher der römifhe Hof ſich geweigert 
bat, mit uns gemeinfam bie Bafis einer annehmbaren Transaction zu juchen, 
bedauern , jo haben doch andererſeits bedeutende Thatſachen, die ich nicht 
verihweigen kann, biefen Hof in jeinem Widerſtande beftärkt, und inbem fie 
fein Mipirauen rechtfertigen, haben fie der Regierung des Kaifers neue 
Schwierigkeiten gegemübergeftelll. Der General Garibaldi bat, inbem er 
feine individuelle Snitiative der regelmäßigen Altton ber Öffentlichen Macht 
unterfhob, eine Erpedition — welche notoriſch gegen uns gerichtet 
war, und forderte mit bewaffneter Hand Rom, das unter unſeren Schutz 
geſtellt war. Die Regierung bes Königs bat, ich beeile mich, es anzuer⸗ 
tennen, mit einer Eniſchloſſenheit und Energie, worin man ihre Loyalität 
ehren muß, diefen Xerjuch sale, niebergefhhlagen. Seine Eonception allein 
und der Anfang von Ausführung, ber ihr gefolgt war, haben indeſſen in 
Italien eine durch die Gährung anarchifcher Leidenfchaften aufgeregte Situa⸗ 
tion aufgewedt. Gleichzeitig organifirten fih in einem benadbarten 
Lande lärmende Mantfeftationen, deren eingeflandener Zweck ber war, 
auf die Entſchlüſſe des Kaifers einen Drud auszuüben. 

„Die 6 mir Überfläffig erjcheint, daran zu erinnern, daß Frankrei⸗ 
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Fahne keiner Drohung weicht, fo halte ih es gleichfalls für unnörbie 
auch für die Politik meines Landes bie vollſtändigſſe Unabhängigkeit vcı 
allem auswärtigen Drude in Anfptud zu nehmen. Dennoch wür 
ben diefe Thatfahen, die ich nicht ganz und gar mit Stilfchweigen über 
geben konnte, die Taiferliche Negierung nicht in Ihren eifrigen Bemühungen 
ehemmt haben, um bie Verſöhnung ber beiven großen Intereſſen berbeizu 

bren, bie in Stalien Gegenftand ihrer unabläffigen Bemühungen fint 
wenn bie officiele Mittbeitung, die uns das Nundfchreiben bes Herm Ge 
nerald Duranbo von 10. des vorigen Monates machte und die Beröffent 
lihung dieſes Atenftüdes, uns nicht für den Augenblid die Hoffnung, di 
wir gern in die Dispofitionen ber italientjchen Regierung hätten fegen wol 
Ien, geraubt hätten, die Transaction, nach der wir ftreben, zu erlangen. In 
der That eignet fih der Herr General Durando, nachdem er ded Unterneb 
mens von Sarivaldi Srwähnung getban, bas Programm desfelben an uni 
verlangt, indem er fi für Stalicns Recht auf Rom ausfpridt, im Rameı 
feiner Regierung die Auslieferung diefer Hauptftabt und bei 
heiligen Baters Werfegung. Unferer Anſicht nach ſcheint gegenübe 
diefer feierlichen Erklärung ‚und biefer peremptoriihen Beanſpruchung jed 
Diecuffion unnüß uub jeber Verſuch einer Bermittelung ge 
wagt, wie ich mit aufrichtigem Bedauern eingefichen muß; die italieniſch 
Megierung bat fih durch die unbebingten Erklärungen, beren fo eben ge 
dacht worben, auf ein Feld geftellt, wohin ihr zu folgen die befländigen 
Sinterefien und Weberlieferungen Frankreichs nicht minder, als die bermali 
gen Anforderungen feiner Politif uns verbieten. 

„Ih verkenne keineswegs bie freunbfchaftlihe und gemäßigte Form be 
Mittheilung, die mir neuerdings durch ben italientfhen Herrn Minifter ge 
macht wurde; doch vergebens fuhe ih darin die Elemente z1 
einer Verhandlung, auf die wir cingehben könnten. Unſere 
Anficgt nach kann dieſe Verhandlung nur darauf abzielen, zwei Intereſſer 
zu verjöhnen, die fi) unferer Fürforge zwar aus verjchiedenen, uns jedod 
gleich achtbaren — empfehlen und bie einander zu opfern uns nic! 
einfallen kann. Die italienifche Regierung weiß übrigens ſehr wohl, daß fi 
uns ſtets geneigt finden wird, wit Nüdficht und Sympathie alle Combina 
tionen zu prüfen, die fie uns vorzulegen beliebt und die ihr fo beſchaffen 
u fein fhheinen, baß fie un® dem vorgeftedten Ziele näher bringen, dat 
ihre Umficht, wie wir hoffen wollen, uns zu erreichen behülflich fein wird“ 


30. DH. Frankreich ſchlägt England und Rußland eine gemeinfame 


Intervention in den norbamerilanifchen Wirren vor. 


3. „ Da fi die Abreife des neuen franzöſiſchen Gefandten Bringen Latour nad 


Rom verzögert, jo ſchickt die Regierung ben Grafen Lallemand als Interi: 
miſtiſchen Gefhäftsträger babin, um bie Gewährung von Reformen für 
Rom und das Patrimonium Petri zu betreiben. 

Anftruction des Minifters an den Grafen Lallemanb: 
„Indem der Kaifer mir das Bortefeuille ber auswärtigen Ungelegenheiten 
in einem Augenblid übergab, wo die Situation bed heiligen Stuhls bie 
ernfteften Beforgniffe herworrief, hat Se. Maj. mir eine Aufgabe zuertbeilt, 
deren Echwierigfeiten ih vollfommen fühle, und welche mein Eifer für ben 
Dienft Sr. Maj. nicht auszuführen vermögen würbe, wenn ich nicht auf das 
gruen der päpftlihen NRegierung rechnen dürfte. Ich beeilte mich daher 

r. Heiligkeit den Ausdrud der ehrfurchtsvollen Ergebenbeit für feine Perſon 
und meines erniten Willens barzubringen, meinen Beziehungen mit feiner 
Regierung bie vollfommenfte und loyalite Offenheit zu Grunde zu legen“. 
Der Minifter theilt nun mit, baß er mit dem päpftlihen Nuntius fehr offen 
über bie römifhen Zuftänbe geſprochen babe. „Ich mußte”, fagteer, „Mon: 
feigneur Chigi aufs neue unfer lebhaftes Bedauern ausbrüden wegen der 
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Art und Weife, wie ber römifche Hof unfere wieberholten Ausgieläungsvers 
ſuche aufgenommen bat, und id babe beſonders barauf hingedeutet, baß biefe 
betändigen Ablehnungen einen. übeln Einbrud auf die öffentliche Meinung 
ausüben müßten“. Er habe bann auch, fährt er weiter fort, die Gegen⸗ 
gründe der päpftlichen Regierung widerlegt. Die meiften katholiſchen Mächte 
jeien der Anſicht Frankreichs. Der Papft ſelbſt habe bie Reformen zuge: 
fanden, und erflärt, daß er nur bie Rückkehr der verlorenen Provinzen ab⸗ 
warte, um fie auszuführen. „Ich babe Mühe”, fagt ber Minifter, „biefen 
Auffhub zu ——— Kann die großmüthige Seele des Hohenprieſters 
ihren treu gebliebenen Unterthanen die ihren verirrten Unterthanen zu Theil 
gewordenen Wohlthaten verſagen? Wenn der römiſche Hof durch weiſe Zu⸗ 
ſtimmungen an die Bedürfniſſe ber Zeit die Herrſchaft über bie Bevblkerung, 
bie ihm bleibt, confolidirt, fo fidhert er die Gegenwart durch einen fpontanen 
Alt, von weldem er alle Ehre und allen Nutzen fofort einerntet, und wels 
her ihm erlaubt unter beffern Bedingungen zu warten und vielleicht bie 
Chancen, weldhe die Zukunft noch birgt, ſich vorzubehalten”. 

„Dan wird in Rom begreifen, daß bie öffentliche Meinung in a 
ber Regierung Pflichten auferlegt. Wenn das katholiſche Frankreich um feine 
Dpfer für eine feinen Traditionen theure Angelegenheit noch nicht feilicht, jo 
trennt es bie Beihütung bes Papſtes doch nicht von ber Verbefjerun 
bes Schidjals der romifhen Bevölkerung, und es Fönnte endlie 
mübe werben, die Hoffnungen bie es ſelbſt bat eutftehen lafien beflänbig aufs 
jhieben zu fehen. Unfere verlängerte Beſetzung des Kirchenſtaats wird ans 
bererfeit8 in Fraukreich ernftlih, wenn nit mit Recht, im Namen von 
Principien und Intereſſen angegriffen, welche die unjrigen find, und bie 
Regierung bes Kaifers glaubt berechtigt zu fein ‚von bem heiligen Stuble 
zu forbern ihr ihre Aufgabe zu erleichtern, indem er durch ben aufgellärten 
und liberalen Gebrauch feiner Macht die Gegner feiner Souveränetät ent⸗ 
waffnet. Wenn der römifche Hof bie Reformen bis zu dem Augenblid aufs 
ihiebt, wo die Provinzen, welde früher ben Kirchenflaat ausmachten wieber 
zu ihm zurüdtehren, nöthigt er uns über bie territorielle Frage uns 
auszufprehen. Wir haben nie weder die Legitimität der Reclamationen bes 
heiligen Stuhls noch ben Werth feiner Protefte verfannt, und wenn wir 
bier rathen für die Gegenwart zu forgen, jo haben wir durchaus nit bie 
Abficht ihr für die Folge zu präjudiciren. Jede Regierung bleibt Herr 
ihrer Handlungen und beurtheilt den Umfang ihrer Pflihtn Meine 
Pflicht if es ausprüdlih zu erflären, daß die Regierung 
des Kaifers von ben Mitteln, bie verlorenen Provinzen 
wieder unter päpfilihe Botmäßigkeit zurüczuführen, bie 
Gewaltmittel ausſchließt. Sollen wir beshalb aber auf die Hoff: 
nung verzichten, den heiligen Stuhl auf Unterhanblungen eingeben zu 
ſehen, deren Zweck wäre ihm unter feftzufeßenden Normen für bas was ihm 
verbleibe eine formell fiipulirte Garantie zu geben, welde bie Verträge, bie 
feinen Länberbeftand confituirten, ihm nicht gegeben hatten? Wenn bie 
Provinzen des heiligen Stuhles das Dominium der katholiſchen Welt find, 
fönnen ba die Regierungen, welche die Katholicität in ihren irdifgen Ins 
tereffen vertreten, nicht zur Röfung einer Frage berufen werben, deren Prü⸗ 
fung ihnen ganz natürlich zuzukommen ſcheint? JR das Stehenbleiben ber 
weltlichen Macht wirklich eine Gewiflensfrage? Können die Intereſſen dieſer 
weltlichen Macht, bie als ſolche allen Veränderungen ber irdiſchen Dinge 
unterworfen find, anbers als durch bie menjchliche Vernunft regiert werben, 
die ftets dem Irrthum unterworfen, aber body ber einzige Führer politifcher 
Eonceptionen it? Ich babe es bereits gefagt, die Gombinationen, benen 
der römifche Hof beiftimmen Könnte, würden feinen Referven und ber Aus 
torität feines Protefte nicht ſchaden. Wenn er bas Recht aufrecht erhält, 
wenn er an einem beflimmten Tage feine Ohnmacht eingeficht, läßt er bie 
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= Zukunft offen, und welche Macht auf diefer Welt iſt mehr als bie päpfilich 
barauf angewiefen zur Verbeſſerung zeitlichen Ungfüds auf die Zukunft zu 
hoffen? Wir find überzeugt, daß jedes Arrangement, welches ben jetigen 
Länderbeftand der Kirche wirffam garantirte und aljo die vollfommene Un: 
abhängigkeit des Papſtes herftellte, die katholiſchen Gemüther vollftändig be: 
rubigen würde”. 


418. Nov. Baron Gros wird an die Stelle des Grafen Flahaut zum Botfchafte 
in London ernannt. u 

49. „ Bericht des Kriegsminifters an ben Kalfer über bie Lage ber Erpebiticr 
= a. bei Ankunft bes neuen Oberbefehlshaber General Forey (I 

erico). 

31. „ rofdüre bes Prinzen Napoleon gegen bie weltlihe Herrſchaft de 

Bapftes (Sammlung diplomatijcher Aftenftüde, Berichte ber franz. Geſandter 

von 18151848, über die Zuftände bes Kirchenftaats). 

„ Frankreich lehnt die Zumuthung Englands (ſ. England 15. Oct.) 

„Rom ben Römern zu überlaffen“ ab. 

Dep. Drouyn de Lhuys an ben franzöfiihen Gefandten in Lonbon 
we... Lord Cowley fagte, daß er ermächtigt fei, mir, wenn ich es wũnſche 
Copie der Depeſche Lord Ruſſells zu laſſen; ih babe nicht geglaubt, eir 
Anerbieten annehmen zu dürfen, das meinerfeits an bie Abficht hätte glauben 
Laffen können, mid auf eine regelmäßige und folgerehte Die 
euffion einzulaffen. ... . Nichts in unferer Stellung oder in unferen Sant 
lungen bat das Londoner Cabinet glauben laſſen Fünnen, daß unfere Ak 
ficht nicht immer noch die fei, der Belegung Roms ein Ende zu machen 
fobald wir es thun können ohne den uns anvertrauten Intereſſen zu | haben 
England wünfcht nicht ernftliher als wir, das Ende biefer Anterventich 
beramaben zu feben. . . . Ach babe übrigens bem englifhen Herrn Bot 
fchafter nicht verfchwiegen, wie fehr der in der Depefche Lord Ruſſells an 
geratbene Plan entfernt Ift, die Garantien barzubieten,, mit benen wir. ke 
vor wir Rom verlaffen, den Beiligen Stuhl zu umgeben uns für verpflicht 
halten. Auch wir beugen uns vor dem Principe der Nicht-Interven 
tion; die Grundfäge Englands find die unferigen; wir verfleben eben f 
die der nationalen Souveränetät ſchuldige Achtung. Die Regierung de 
Kaifers det ihren Urfprung und ihre Kraft barans, und ber Eouverär 
ber bie Sache der Unabhängigkeit ber Halbinfel in fo edler Weile erfochte 
bat, Tann nicht verbäcdhtigt werben, an irgend einem Punkte Stalien 
die Rechte eines italienischen Volkes verkennen zu wollen. Uber be 
Zuftand, von dem wir reden, ift feinem anderen äbnlih, und bie ge 
wöhnlihen Negeln bes düffentlihden Rechtes können nich 
darauf angewenbet werden. Wenn unfere Stellung in jeder Bezieh 
ang eine ausnahmsweiſe ift, fo if die des Papftes feinen Unterthanen gegen 
Über es nicht weniger. Als jede Autorität fi gleihlam dur ihr eigene 
Gewicht erhielt, genügten die materiellen Kräfte ber päpſtlichen Regierung 
bie Rube und ben Frieden im Kirchenſtaate zu erhalten; aber ber heilig 
Stuhl hat in weltlichen Angelegenheiten da6 in unferer Zeit den andere: 
Negierungen vorbebaltene Loos erfahren, welde überall mit dem Geiſte be 
Neuerung und der Reform im Kampfe find, und ba er nicht wie jene burc 
ihre Natur und ihre Organifation in der Lage if, feine Vertheidigunge 
mittel nah feinen Gefahren zu bemeflen, fo bat er von biefn Prü 
fungen mehr als jebe andere Macht gelitten. Au biefen allgemeinen Ur 
fahen von Schwäche find noch neue, dur den Conflict der italienifche 
Snterefien bervorgerufene Unfälle getommen, unb heutzutage ift die Re 

terung bes b. Vaters mehr als je entwaffnet. Wenn bie Röme 
n einem folden Momente berufen würben, fiber bie Exiſtenz dieſer Mach 
au entſcheiden, fo wilche biefes Experiment nicht umter Bedingungen flatt 


= 
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finden, bie es zu einem ernftlicden machte, und bas Refultat würbe 
leicht vorauszufchen fein. 

„Könnte eine folhe Entwidlung einer langen Krifis eine Loſung fein?... 
Wollen wir hiermit jagen, daß bie Situation ber Römer mitten in ben 
großen Interefien, an deren Schidjal ihr eigenes gebunden iſt, nicht unfere 
wohlmwollende Aufmerffamkeit in Anfpruch nimmt? Wir find weit entfernt, 
fo zu benfen, und das Londoner Gabinet weiß es. Die Anftrengungen, 
welche bie Regierung bes Kaifers bei verfchiedenen Gelegenheiten gemacht 
und auf welde fie nicht verzichtet hat, um alle adbminiftrativen Bers 
befjerungen, welde mit ben Bebürfniffen ber Zeit im Verhältniſſe Reben, 
zu erwirfen, find ein Beweis von ber beftändigen Fürſorge Sr. Maj. fos 
wohl für die Unterthanen wie für ben Souverän. Allerbinge, den Wünſchen 
ber Römer für bie Reformen begegnen Aufihub und Termine; aber Rom 
it nicht das einzige Land, wo ähnliche Schwierigkeiten. benfelben Anſprüchen 
folgen. Es gibt ficherlih Gegenden, wo bie Leiten ber Bendlferung reeller 
und ber Sympathie riftlicher Mächte würdiger find. Iſt die engliſche Re⸗ 
gierung , indem fie fi in biefer Beziehung in allen erniten Fällen ben Bes 
forgniffen der großen Höfe zugefellte, nicht dennoch der Anficht geweien, daß 
ber Grad des Drudes, den man ausüben fol, ben höheren @rforbernifien 
ber europäifchen Ordnung und bes allgemeinen Friedens untergeorbnnet werden 
müfle? „Meine Abſicht ift nicht, dem Lonboner Eabinet hieraus einen Vor⸗ 
wurf zu machen”, babe ich Lorb Cowley gefagt, „wir verlangen von ihm 
nur, daß es unferer Stellung NRüdficht trage, wenn wir bier Teısn ähnliche 
Erwägungen anrufen. Wozu follen bie beiden Mächte Überhaupt über bie 
timifhe Frage eine Kontroverfe erheben? Wozu einen Streit ohne prall: 
tiſchen Nuten ſuchen, ber nur zur Folge hätte, bie öffentliche Manifeftation 
eines Zerwürfniſſes bervorzurufen, während fich jo viel große Intereſſen 
auf allen Punkten der Erde ihrer Aufmerkfamfeit anempfehlen und ihnen 
anrathen, die Eintracht ihrer Beziehungen rein zu erhalten?” 


— Rev. Die offiziöſe Pariſer Preffe protefirt aufs peitigfte gegen bie 
Sandidatur bes engliihen Prinzen Alfred auf den Thron von 
Griehenland und erflärt, Krankreich werde nimmermehr zugeben, baß aus 
dem Mittelmeer ein engliſcher See gemacht werde. - 


— „ Der neapolitanifche Kronprätendent Prinz Lucdan Mürat erläßt wieder 
einen offenen Brief an ben unbelannten neapolit. Herzog. 


4, Dee. Eine fehr einläßliche Cirkularbepefche Drouyn de Lhuys gibt 
Nachrichten über bie Unterhbandlungen zwifhen England, 
Rußland und Franfreih bezüglih ber Beſetzung bes 
griebifhen Throne 6. 

Die Depeſche berichtet, daß Frankreich den Griechen dringend zum Frieden 
geralhen, daß aber alle drei Schußmächte ſich hätten überzeugen müſſen, 
wie die Griechen nicht zu bewegen ſein würden, auf die bayriſche Dynaſtie 
zurũckzugreifen. „Wir hätten gewünſcht, daß es möglich geweſen wäre, bie 
Anorbnungen von 1832 durch Erhaltung der Krone bei ber Dynaftie, 
weicher fie damals verliehen warb, tn ihrem volftändigen Inhalte auszu⸗ 
führen. Der Zuſtand ber Geifter in Griechenland erlaubte uns jeboch nicht, 
eine Rüdkehr der dffentlihen Meinung zu Gunften bes ——— Otto zu 
hoffen, deſſen Unglüd wir nur bedauern konnten, und bald mußten wir zu 
ber Ueberzeugung gelangen, daß jede Bemühung, die Stimme der Griechen 
für einen Prinzen feiner Dynaftie zu gewinnen, unfehlbar ſcheitern würde. 
Diefe Anficht ward von dem englifhen und von bem ruſſiſchen Gabinet ges 
theilt. Obgleich der Empfehlung ber Candidatur eines bayerifgen Prinzen 
geneigt, dachte keiner der drei Höfe baran, daß man fie ber Wahl Briechens 
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lands vorſchreiben kͤmme. Es verlangte von einem anderen regierenden 
Haufe einen Souverän. Die Griechen hätten ſich buch ihren zu erwähb- 
lenden König natürli gern in nung mit einem ftarfen Staate 
zu ſetzen gewünſcht, welchem Wunſche jedoch die fich wiberftreitenden In: 
tereffen der drei Großmächte entgegenftand, fo daß am Ende nichts übrig 
blieb, ale anf das Protokoll von 1830 zurückzukommen und alle drei auf: 
zufchließen. Ohne behaupten zu wollen, daß die einſchränkende Glaufel bee 
PVrotofolls vom 3. Februar 1830 in ihren Bellimmungen auf den gegen: 
wärtigen Zufland der Dinge fireng anwendbar ſei, glaube ich mich nicht 


zu täufchen, wenn ich fage, daß jene Beitimmung in einem gewiflen Sinne 


noch vollfländig beſteht und daß fie in dieſer Beziehung ebenfo permanent 
iR, als die Auterefien, welche fie dictirt haben. Ihr Zwed if, zu verbin: 
bern, daß Griechenland ſich nicht eines Tages dem ausſchließlichen Einfluß 
eines ber drei Höfe ausgeliefert finde, weil der Hof, der auf dieſem Punkte 
das Webergewicht erhält, daffelbe bald im ganzen Orient erhalten würde. 
befien Scidfal von diefem Augenblid an in feinen Händen fein würbe.” 
Die franzdfifhe Regierung ſelbſt zwar habe keinen eigenen Candi— 
baten aufgeſtellt. „Wenn fie weniger frei von perſönlichen Vorurtheilen 
ewejen wäre, wenn jie ben allgemeinen Intereſſen und den Verträgen, welche 


- sie ſchufen, weniger Rechnung getragen hätte, jo hätte fie der Abflimmunz 


Griechenlands einen Namen bieten können, ber nicht ohne Zauber (prestige) 
geweien wäre. Sie hat aber vorgezogen, ein neues Pfand für ihre Sorgfalt, 
für die Ruhe Europas zu geben und fi jebes Gedanfens an eine franzö— 
fie Caydidatur entihlagen.” Rußland dagegen batte als präfumptiven 
Kandidaten den Herzog von Leuchtenberg. „Dem Herzog vonsfeuchten- 
berg gibt feine Herkunft gang befondern Anſpruch auf die Sympathie ber 
Regierung bes Kaifere. Vielleicht wäre es am Plage zu prüfen, ob ber- 


.jelbe, da er in Wirklichkeit zu dem Range ber Prinzen bes kaiferlihen Hau: 


fes nicht zugelaijfen noch Nachfolger ber Krone ift, von ber in dem Pre- 
tofol von 1830 feftgeftellten Beſtimmung getroffen wirb und ob er ſich nict 
in mebr als einer Beziehung in der gleichen Lage befindet, in der der Brinz 
Leopold von Sachſen-Koburg zu England war, als biefer von ben drei 
Mächten zum Eouverän Griechenlands auserjehen war. Ohne Zögern er: 
fannten wir aud bier an, baß feine Wahl ebenfalls einige Agitation im 
Drient hervorrufen könnte, erklärten aber dabei, daß bie Unannehmlichkeiten 
fih vielleicht weniger bei einem Prinzen zeigen würben, ber, al& der oricn: 
talifchen Kirche angehörend und jo bem religtöjen Gefühl der Griehen mehr 
entiprehend, weniger verpflichtet fein wilrbe, bem nationalen Ehrgeiz zu 
ſchmeicheln und in Griechenland Hoffnungen auf fofortige Vergrößerungen 
zu weden.” Schon war aber dieſe Candidatur weit überholt durch biejenige 
bes engliſchen Bringen Alfred und als England zu wiflen verlangte, 
ob Rußland ernftliche Abfichten hege oder ob e8 den Herzog von Leuchten: 
berg burch die Klaufel von 1830 ausgeſchloſſen erachte, hielt das ruſſiſche 
Eabinet zurüd, wofür fi England dadurch rächte, daß es ſich hinfichtlich 
feiner Pläne mit dem Prinzen Alfred ebenfalls. in tiefed Geheimniß hüllte. 
Frankreich unternahm es nun, England zum Verzicht auf die Candidatur 
des Prinzen Alfred zu bewegen. „Die Errichtung eines englifchen König: 
thums in Athen, haben wir ihm gejagt, würde tiefe, in die Lage ber Mächte 
im Orient eingreifende Mobififationen zur Folge haben. Entgegen dem 
Geifte der Acten, welche, als fie bas Königreich Griehenland gründeten, 
dasſelbe jedem vorwiegenden Einfluffe eines der drei Höfe entziehen wollten, 
würde ein fo bebeutungsvolles Ereigniß ba® weife Gleichgewicht, das burd) 
neuere Verträge noch verflärft warb, bebroben. Sollte auh nit eine fo: 
fortige Veränderung in ber englifhen Politik binfichtlih des ottomanifchen 
Kaiſerreichs entftehen, fo würbe das Londoner Cabinet doch in Zufunft 
bie Mittel in ben Hänben haben, feinen Ginfluß nah Gutdünken auf allen 
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Punkten ber Türkei geltend zu machen, und bas Schickſal eines Prinzen 
ber Föniglihen Yamilte von England eimmal mit den Geſchichen Griechen 
lands vereinigt , Fönnte fein Gedanfe nicht bie Unterbrüdung des Rationals 
gefühls der Hellemen fein; früher ober fpäter würde es ſich burch bie Gewalt 
ber Dinge gezwungen ſehen, Zendenzen zu unteritügen, welde mit ber Gr: 
baltung des ottomannifchen Kaiſerreichs im Wideripruch find. Die orien⸗ 
talifche Frage könute demnach unter ganz neuen Verhältniſſen wieber auf: 
tauchen. Die Interefien der anderen Mächte würben von ba an leiden und 
in Zufunjt ſchwer compromittirt werden. Die Regierung des Kaiſers fann, 
was fie betrifft, nicht weniger thun, als von einem folden Ereigniß Ad 
nehmen und fih, wenn es am Platz ift, die Mieberberftellung des geftörten 
Gleichgewichts vorbehalten.” England babe darauf geantwertet, es bie 
Candidatur bed Prinzen Alfred gern zurüdziehen werde, wenn Rußland 
die Ausichließgung bes Herzogs von Leuchtenberg anerfennen wolle. Hierzu 
babe denn Frankreich auch ber rufliihen Regierung gerathen. Dieſelbe babe 
ihrem diplomatiſchen Vertreter ſchon vorgefchrieben gehabt, die betreffende 
Erflärung über bie Verträge von 1830 zu maden, und babe ber Anzeige 
davon an bie franzöfifche Regierung beigefügt, daß es für ben Herzog 
von Leuchtenberg auf jede Eandidatnr verzichte Nichts fiebe 
alſo heute dem Einverftändniß ber drei Höfe entgegen, unb er hofſe, bies 
jelben würden bald einen gemeinfamen Ganbidaten vorfchlagen Fönnen. 


12. Dec. Eine Dep. des Prinzen Latour berichtet über ben erften Beſuch bes neuen 
Sefandten beim Kardinal Antonelli: „ . . - Der Karbinal zollte feine An: 
erfennung den wohlwollenden Abfichten, die ber Kaifer dem päpftlichen 
Stuble unabläffig bezeugt habe, und für welde die römiſche Gurie eine 
neue Beflätigung in dem Wicedereintritt Ew. Erc. in das auswärtige Amt 
mit Vergnügen erblide. Es ftebt feſt, fügte ber Kardinal bei, daß ber hei: 
lige Bater ed nur dem Schutze Frankreichs verdankt, no in Rom zu fein, 
und Se. Heiligkeit, glauben Sie mir, bewahrt trog aller Schwierigkeit ihrer 
Lage in aller Bekümmerniß ihrer Seele die Gefühle ber tiefſten Dankbarkeit 
für Se. Majeltät . . .” 


18. „ Eine Dep. des Fürften Latour berichtet über feine erfle Audienz bein 
Bapfte: Er habe fih mit vollem Freimut ausgebrüdt, der Bapft ibm gütig 
und mit Zeidhen der Zuflimmung zugebört. Derſelbe habe ſich geneigt ers 
Märt etwas zu thun, was man wenigftens als Beweis des guten Willens 
anfehen fünne; es fei dies jedoch unter den beſtehenden Verhältniſſen nicht 
fo ganz leicht. Es fei bereits der Befehl gegeben, gemäß ben Verfprechen 
be8 Motu proprio von 1849 die Gemeinderäthe in ben Provinzen durch 
Wahl zu erneuern. Es werbe baburd, das Wahlfyftem zur Grundlage ber 
Regterungsorganifation gemacht, da die Gemeinderäthe die Provinzialräthe 
und diefe wieberum die Mitglieder der Finanzconſulta wählten. Dieſen Le: 
teren würde er entjcheidende Stimme bewilligen, wenn nicht ber größere 
heil der Einkünfte gegenwärtig nicht aus dem Lande felbfi, fondern aus 
ben freiwilligen Gaben der Slänbigen überhaupt herrührten. Wuch in Bes 
zug auf abminiftrative und gerichtliche Reformen babe der Papft gute Ab⸗ 
fihten an ben Tag gelegt, jedoch befonbers hervorgehoben, daß Vieles, was 
man auswärts als Reform anratbe und begehre, bereits ſeit langer Zeit 
eingeführt jei. So unwiſſend fei man über die Zuſtände des Kirchenflantes, 
Auf die Bemerkung bes franzöfilhen Gefandten, daß vielleicht auch einige 
politifche Reformen angebradt fein würden, gab ber Papft, ohne dieſe 
Idee zurüdzuweilen, eine ausmweichende Antwort. Die Depefche ſchließt 
mit folgenden Worten: „Es kam, wie ich bemerken muß, fein bitteres Wort 
über bie vergangenen GEreigniffe aus dem Munde bes Pabites. Se. Heilig» 
keit machte auch feine birecte Anfpielung auf ben vom heiligen Stuhl er 
littenen Gebietsverluſt, ſondern beſchränkte fi barauf zu verfchiebe - 
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ihren Dank für alle bie im allgemeinen auszudrücken, welche in ber Sphäre, 
” ber fie fich befänben, bem römifchen Stuhle einige Sympathie bezeugt 
hätten.“ 


21. Dec. Eine Dep. Drouyn be Lhuys an ben Gefanbten in Rom meldet ibm, 


25. 


28, 
80. 


daß England dem Papſte den Vorſchlag gemacht habe, Rom zu verlaſſen 
und nah Malta zu geben und fügt bei, was er darüber zu dem apoſtoliſchen 
Nuntius Fürften Chigt gelagt: er hoffe, baß, wenn ber Papft — was Bott 
verhüten möge — gendthigt wäre Italien zu verlafien, berjelbe fich Tieber 
nah Frankreich als auf englifches Gebiet zurüdziehen merbe. 

„ Der neue franz. Geſandte in Turin berichtet, daß bie italienifche 
Regierung es ablehne, Frankreich auf ben in ber Depefche be# 
Hrn. Drouyn de Lhuys v. 26. Det. angegebenen Grundlagen irgend 
welche Eröffnungen bezüglich ber römiſchen Frage zu machen. 

Der Geſandte Hatte in Betreff einer Erklärung der „Opinione” — zwiſchen 
dem Franfreich, welches Iäugne, daß Nom ben Stalienern gehöre, unb bem 
Stalien, welches unmwiberruflih Ron für fi wolle, fei eine Verſtändigung 
vicht möglih, — von Marchefe Pafolini Auskunft verlangt. Der italienifche 
Minifter antwortete ihm, daß fein Zournal das Net babe im Namen 
Staliens zu reben. Er erklärte ferner, baß es zwedmäßig fei, im gegenwärtigen 
Augenblid bie römifhe Frage auf ſich beruhen zu lajien, obgleich 
auch das italienifhe Mintfterium bie Meinung bes Landes theile, daß Nom 
bie natürliche Hauptftadt Staliens fel. Das Programm bes gegenwärtigen 
Gabinets fei von dem bes vorbergegangenen nur in bem einzigen Punkte 
unterfchieben, daß e8 ben Berzicht auf neue Eröffnungen an Frankreich be: 
züglich ber römifchen Frage vorfchreibe, da das Gabinet der Tuilerien Unter: 
bandlungen auf der Grundlage „Rom ben Stalienern“ glaube ablehnen zu 
follen. Darauf antwortete ber Vertreter Frankreichs: Diefe Worte enthielten 
ein wahrhaftes non possumus. Diefe Auslegung habe jedoch ber Marchefe Bafolini 
zu abfolut gefunden und Binzugefügt, wenn bie italienifchen Minifter es für 
möglich bielten, fo würben fie bie Unterhanblungen mit dem Taiferlichen 
Gabinet wieber aufnehmen. Der franzöfifche Gefandte fchließt jeinen Bericht 
an Herrn Drouyn mit der Bemerkung, bie Herren Bafolini und Fa⸗ 
rini hätten betheuert, daß fie entſchloſſen feien, mit ber Faiferliden Regie: 
rung einig zu gehen. 

Bericht bes Finanzminifters Fould an ben Kaifer. 
Erzbiſchof Morlot F zu Paris. 


5. Italien. 


3. San. Circulardepeſche Ricafoli’s über bie Tragmweite ber leiten Be⸗ 
fchlüfle des Parlaments und über bie innere Lage bes Landes: 

. ... Ich wage nicht, das mit jo großer Mehrheit ausgefprochene Botum der 
Kammer als ein Zeichen bes Vertrauens in die Perſonen zu betrachten, 
welche die Landesangelegenbeiten leiten. BDiefes Votum, und barin Tiegt 
jeine hohe Bedeutung, ift die ausdrückliche unb wiederholte Sanftion eines 
Brogrammes, welches bie gefunbe Bernunft und bie Hoffnung als dasjenige 
bezeichnet, welches allein Italien zu feinem Endziel führen kann, die Schwie: 
rigfeiten unferes gerechten und ruhmreichen Unternehmens vermindert und 
bie Öffentlihe Meinung Europa’s uns immer gencigter madt. Das Bar: 
lament hat gezeigt, daß die italienifhe Nation, obſchon zum Theil ein Neus 
ling in einem freien und eigenen Leben, dennoch weder ber praktiſchen Klug: 

eit noch der Beharrlichkeit entbehrt, welche bisher ihre Schritte bei ber 
werbung eines unabhängigen VBaterlandes bezeichneten und daß die Ztaliener 
immer vereint nach demjelben Ziele ftreben werben, ohne fih durch Hinder⸗ 
niffe und Opfer abhalten ober durch bochherzige Ungebuld antreiben zu faflen. 
Diejes ift der wirkliche und wahre Sinn ber neueflen Parlamentsbeichlüffe. 
Sn der römischen Frage bat bie Kammer nicht allein das Votum vom 
27. März 1861 befätigt, jondern noch verflärft. Trotz ber Schwierigleiten, 
benen wir begegneten,, hat fie aufs Neue erklärt, daß Rom für die Einheit 
und Ruhe Ataliens nothwendig ift. Allein zu gleicher Zeit zog fie die Do: 
fumente in Betracht, welche die Regierung des Königs vorgelegt hatte, und 
ſprach fih dahin aus, daß bie italicnifhe Nation ihrer Religion aufrichtig 
ergeben unb bereit ifi, mit größter Sorgfalt bie ficherften Garantien zu 
geben , welche bie Fatholifchen Gewiflen für die Würde und Unabhängigkelt 
bes hl. Vaters wünfchen Fönnen. Nicht minder feft und gemäßigt hat fich 
bie Kammer in ber venetianifhen Frage ermiefen. Indem ſie ber 
Sorgfalt des Minifteriums die Rüftungen empfahl, wollte fie bamit Teinen 
voreiligen Konflift provoziven, fondern nur Europa kund geben, baß Ita⸗ 
lien feine Kräfte in Einflang bringen wolle mit ben Erforderniflen ber Lage, 
und im Vebrigen ben abmwägenden Berathungen ber Regierung bie Beur: 
theilung der Konjunkturen und der Mittel überlaffe, die ihr günftig erfcheinen 
fönnten, um in wirffamer Weiſe bie Revindikation biefes Theiles bes ita= 
Itenifchen Landes zu betreiben. . . . Jenes Heer, welches nach der Behaup⸗ 
tung unferer Gegner unmöglich zufammenzubringen ober zu halten wäre, 
weil e8 aus verfchiebenen Elementen gebilbet ift, beweift durch brüderliche 
Einigkeit, Inſtruktion und Disciplin, daß die Italiener aller Provinzen zum 
Vaftendient tauglich find. Die Laften endlich, welche unfere Finanzen 
zu tragen haben, überfteigen die Mittel nicht, über welche die Nation zu 
verfügen bat, und Stalten wird in Furzer Zeit zeigen, daß es reich und 
patriotifh genug ift, um allen Erforberniffen feiner nationalen Wiebergeburt 
zu genügen. enn man baher einen unpartetifhen Blick auf unfere Lage 
und unfer Berfahren wirft, wirb man erfennen, daß Stalten ernftlich feine 
‚  Nnabbängigfeit konſtruiren will und auch dazu befähigt if. So iſt unfere 
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wirkliche Lage, unb- biefe Lage wirb, wie ich hoffe, uns bie alten Freunde 
erhalten und uns nene Freunde gewinnen.“ 

5. Jan. Kin Pönigl. Decret hebt die Generalftatthalterihaft von 

Sicilien af. 2 

11. „ Eröffnung ber nationalen Schützengeſellſchaft in Turin durch ben 
Prinzen Humbert. 

15. „ Senatsbebatte über die allgemeine Lage bed Landes. Ricafoli gibt 
zu, das Minifterium fei außer Stande geweien, fi zu vervollſtändigen, ba 
es nicht geneigt geiwefen, mit den Parteien zu tranfigiven; es werbe jedoch 
nur in Folge eines Votums bes Parlameıts zurüdtretn. Graf Ponza 
gibt Auskunft Über feine Weigerung, in bas Miniſterium einzutreten: er 
glaube nit, daB ber Stand ber Finanzen dem durch bas Minifterium ber 
Politik aufgebrüdten Schwung entiprede; er wünſchte bie biplomatifchen, 
militärifhen unb finanziellen ragen in Webereinftimmung bebandelt zu 
willen. Da e8 nicht wahrfcheinlich ſei, daß bie politifche Frage ſich Binnen 
Kurzem löſen lafle, jo wünjchte er, daß die Regierung bem Lande erkläre, 
obne auf das Ziel zu verzichten, werbe fie basfelbe body nur mit “Mitteln 
anftreben, die nicht einen Ruin ber Finanzen nad fi) gögen. Das Mini: 
fterium verlangt jchließli ein unzmweidentiges Votum. Der Senat begnügt 
Rh jedoch faft einftimmig „zufrieden mit ben Erflärungen ber Btegierung” 
zur Zagesorbnung überzugeben. 


23. „ Die Deputirtenlammer befchließt nach einer langen Discuflion über bie 
Lage ber Inſel Sardinien: „Die Kammer befist das Vertrauen, daß die 
Regierung die nötbigen Maßregeln zur Verbefierung ber Lage Sarbiniens 
ergreifen wird und gebt zur Tagesordriung über.” 


26. „ Eröffnung ber Eifenbahnlinie Bologna⸗Ferrara. 


2. Febr. Demonftration in Florenz unter dem Ruf: „Es lebe Rom, die 
Hauptſtadt Ztaliens! Es lebe Victor Emanuel!” Auch in andern Städten 
werden äbnlihe Demonftrationen theils ins Werk gejebt, theils vorbereitet. 


4 „ Circularſchreiben Ricafoli’s als Minifter des Innern an bie 
Behörden gegen die antipäpftlidhen Demonftrationen: 


- nr... Die Regierung bat feierlich erflärt, durch welche Mittel und Wege 
fie nah Rom gelangen wolle. Dieſe Mittel und Wege find ihr von bem 
nationalen Parlament angezeigt worben und es find auch die einzigen, welche 
bie Logik ber Thatfachen und die Natur ber Sache als geeignet zur Gr: 
füllung ber Wünſche ber Nation anzeigen. Die Regierung bofit, mit dieſen 
Mitteln und auf biefem Wege das Biel zu erreichen, unb fie allein kann 
über das Thunliche und Über den rechten Zeitpunkt enticheidben. Denn fie 
allein ift, auf ihre Verantwortlichkeit, die Ausführerin bes Nationalmwillens 
und kann allein bie Kenntniffe befiken von dem wahren Stande ber Dinge, 
um über die Zwedmäßigfeit und bie Abmefjung bes Handelns zu entjcheiben. 
Weber mit ihrer Würde noch mit den Intereſſen der Nation ift «8 jemals 
verträglich, daß fie ſich zuvorkommen ober fih fortreißen laſſen ſollte. In 
ber römijchen Frage handelt es fi vor Allem um bie Erreihung eines 
großen moralifhen Triumphs, bei dem die Gewiflen ber aufrichtigen Ka: 
tholifen aller civilifirten Nationen und ber italienischen Nation insbejonbere 
interefiirt find. . . . Die freie Kirche im freien Staate wird eine neue Orb: 
nung ber Dinge inauyuriren, deren Urheber die Italiener werben können, 
wenn fie fih mit Urtheil und Mäßigung über das Programm einer Ber: 
ſöhnung zwifchen Stalien und dem Bapite verftändigen, welches bie Römer 
in biefen legten Zagen mit antiker Schärfe und Weisheit ausgeſprochen 
haben. Aber die Regierung bebarf, während fie all ihren Eifer ber römifchen 
Frage zumenbet, welche bie Parteien und Fraktionen zu verſchiedenen Zweden 
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ausbeuten, aller ihrer moralifchen Autorität und des ganzen VBertrauens 
der Benölferung. -Sie bat das Bewußtſein, fich desſelben nicht unwürdig 
gemacht zu haben, und hofft, Angefichts bes Ernites der Ereigniffe, daß ihr 
Werk nicht duch unbedachte Ausbrüche ober Tärmende Kundgebungen ges 
ftört werbe, in benen die Katholiken einen Grand finden fünnten zum Miß: 
trauen gegen bie wahren Gefühle der Staliener, indem fie biefelben falſch 
auffaßten, oder zum Zweifel an die Autorität ber Negierungsgewalt, bie 
eine von Allen gewünſchte und für Alle notbwenbige Garantie tft.” 


3. Febr. Antipäpftlihe Demonftrationen in Neapel, Reggio und anberer 


9. 


neapolitanifchen Städten. 

Antipäpfllide Demonftrationen in Genua. Die Abhaltung einer 
auf diefen Tag anberaumten Generalverfammlung ber Garibaldi'ſchen Vor⸗ 
forgecomite® wird in Folge ber Bemühungen der Regierung auf den 9. März 
verſchoben. 


12. Drakoniſche Proklamation des ital. Majors Fumel in Ciro (Neapel) gegen 


—16. 


17. 


das Näuberweſen: 


„Der Unterzeichnete, welcher mit der Vernichtung des Brigantenthums 
beauftragt iſt, beſtimmt: daß jeder ſofort erſchoſſen werden ſoll, welcher den 
Briganti Obdach gewährt, oder irgend welche Mittel zum Unterhalt ober 
zur Vertheidigung verichafft, oder der, wo er ihrer anfichtig wird, und wenn 
er ihren Zufluchtsort fennt, ben Poften ober ben Eivil: und Militärbehörben 
nicht fofortige Anzeige macht. Für bie Sicherftellung ber Heerden wird es 
gut jein, mehrere Mittelpunfte mit Bemwaffneten zu bilden, weil bie vor⸗ 
gebrachte „Uebermacht“ ber Briganti nicht als Entſchuldigung gelten kann; 
ale Strohichober find zu verbrennen; die unbewohnten oder von ber Miliz 
unbewachten Tbürme und Landhäuſer jollen innerhalb brei Tagen abgebedt 
oder ihre Zugänge vermauert werben. Nach Ablauf dieſes Termines werben 
fie niedergebrannt; das Vieh, wo es ohne bie nöthige militärifche Bewachung 
iſt, wird niebergeflohen. Es ift verboten, Brod oder anbere Lebensmittel 
außerhalb des bewohnten Orts zu tragen; wer dagegen handelt, wird als 
Mitſchuldiger ber Briganti betrachtet. Proviforifh und nur unter biefen 
Umfländen fönnen bie Landrichter das Tragen der Waffen geftatten, wofür 
der Eigenthümer, welcher darum nachſucht, bie VBerantwortlichfett auf fich 
nimmt. Die Zagb ijt vorläufig unterfagt, weßhalb fein Schuß fallen fol, 
wenn nicht, um den bewaffneten Bolten das Erjcheinen oder die Flucht ber 
Briganti zu fignalifiren. Die Nationalgarde ift für das Territorium ihrer 
Gemeinde verantwortlih. Einige Eigenthümer aus Longotucco haben eine 
Belohnung von 60,000 Dufati auf bie Ausrottung ber Bande Palma ge: 
fest... . . Der Unterzeihnete kennt nur zwei Barteien: Briganti und Contra⸗ 
briganti. Zu ben eriten gehören diejenigen, welche neutral erſcheinen wollen; 
aber auch gegen dieſe follen energijche Diaßregeln gerommen werden, benn, 
wenn es bie allgemeine Nothwendigkeit erheifcht, iſt es Verbrechen, nicht 
für dieſelbe mit einzutreten.“ 


Das „Tuwriner Diritto” nennt fich zu der Erflärung ermächtigt, daß Gari⸗ 
baldi zu ben in feinem Namen verfügten beimlihen Anmwerbungen weder 
ben Auftrag nod die Erlaubniß gegeben babe. 


Erklärung Garibaldi's bezüglih ber auf den 9. März nah Genua 
einberufenen Generalverfjammlung ber VBorjorge-Comites: „Die Berfammlung 
vom 9. März kann bie beften Refultate ergeben, wenn alle italieniſchen 
liberalen Gefeflichaften auf derfelden vertreten find. Ich halte es daher für 
nöthig, bag alle ihre Delegirten dazu abfenden. Meberzeugt wie ich bin, 
daß afle Acte der Verſammlung bes praftifchen gejunben Verſtandes, ber 
bie Staliener auszeichnet, würdig ſeien und daß ihre Beichlüffe der berech⸗ 
tigten Erwartung ber ernflichen Freunde der Freiheit und den Bedürfniſſen 


- 


Sielien, 
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bes Baterlandes entſprechen werben, enthalte ich mich alles weitern Ratbes. 
Mit dem Programm, bas uns nah Palermo unb Neapel geführt, und 
mit ben großen Prinzipien des Plebiſcits vom 21. October 1860 kann bie 
italienifche Revolution fi) glorreih vollenden. Wenn mich nit bejonbere 
Umftände verhinderten, fo würde ich felbt am 9. Mär; nad Genua 
fommen. Da ih es nicht kann, fo werde ich in Gaprera die Nachricht ven 
einem Refultat erwarten, über welches ih mid als Staliener- freuen kann. 


25. Sehr. Auf eine Interpellation bes Jg Boggio über bie bevorfichende Ge: 
c 


neralverfammlung des Comitô's der Actionspartei antwortet Ricaſoli fe: 
fort und in entichloffenem Zone, daß bie Regierung ſchon lange fi mit 
diefer Frage beichäftigt habe, und daB es ihr bei dem unehrlihen Krieg, 
ben man ihr gegenüber führe, erwünfcht jei, bei dieſer Gelegenheit bem 
Lande ibre Sehnnungen fund geben zu können, Den Bürgern ſei durch 
bie Verfaffung das Bereinsrecht gewährleiftet, und das Minifterium babe 
Ang beratben, baß biejes Recht weder unterbrüdt, noch geſchmälert 
werden bürfe. Pflicht ber Regierung fei alfo nur zu unterfuchen, ob in 
der Ausübung diejes Nechts eine Gefahr für fie zu finden fei. Eine freie 
Regierung bürfe nicht zuvorkommen, fondern blos überwachen, auf daß fie 
zur Unterdbrüdung bereit fei, wenn das Geſetz überjchritten werde. Bei 
bem jegigen Stand ber Dinge könne man nidt jagen, baß bie Borforge: 
comite’8 die Gelege verlegt hätten; fie hätten im Gegentheil bazu gedient, 
den nationalen @eift wach zu Halten. Sollten diefelben aber je die Grenzen 
ber Geſetzlichkeit überfchreiten, fo würde die Regierung biefem Mißbrauch 
Schranken zu fegen willen, und ſollten bie beftehenden Gejege nicht bin: 
reihen, jo würde er dem Parlament fofort außerordentliche zur Sanktion 
vorlegen. Bis bieher habe man aber ben Comité's nichts vorzuwerfen, 
und ihre Thätigkeit werde fo lange vorwurfsfrei fein, als fie nicht mit 
ben Fundamentalprinzipien des Plebiſeits, welche die Einheit Staliene 
mit nn Emanuel, dem konftitutionellen König, wollen, in Widerſpruch 
gerietben. 


2. März. Ricafoli, dem es nicht gelungen, einen Minifter bes Innern 


4., 


8. 


zu gewinnen und dem beide Häuſer entſchiedene und unzweideutige 
Vertrauensvoten vorenthalten, gibt ſeine Entlaſſung ein. Der 
König nimmt fie an und beauftragt Rattazzi mit ber Bildung 
eines neuen Minifteriums. — Garibaldi Tangt an bemfelben Tage 
von Saprera in Genun an, 


Bildung bes Minifteriums Rattazzi. Auch Rattazzi ſieht fich 
genötbigt, vorerit in bemfelben bie beiben Portefeuilles des Aus: 
wärtigen unb des Innern zu übernehmen. 


Rattazzi zeigt dem Parlament feine Uebernahme der Geſchäfte an und 
entwidelt fein Brogramm: „Wenn wir in den Hauptideen im Einklang 
ſtehen, in ber Einheit und Unabhängigkeit unter der Dynaftie des Haufes 
Savoyen, dann Tann einige Meinungsverjchiedenheit bie Eintracht nicht 
ftören, welche eine Adminiftration bejeelen fol. Ich fürdte baber ben 
Borwurf nicht, der dem Minifterium gemacht wird, daß es aus verfchiebenen 
Parteien zuſammengeſetzt fei, und darum den Keim ber Auflöfung in fich 
trage. Ein anderes Ziel, das wir uns vorgeftedt, ift: bie Aemter und 
Stellen in allen Provinzen zu vertheilen ohne Unterfchieb, ob bie Beamten 
dieſem ober jenem Theil Italiens angehören. Ich bin überzeugt, baß man 
balb nicht mehr wiffen wird, aus weicher Provinz wir find. ir find alle 
Italiener. Man wirb nicht mehr fragen, ob ein Beamter Reapolitaner 
oder Tosfaner fei, man wird jagen, er fei ein Staliener, wie es jegt im 
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Heer der Fal iſt, wo Fein Unterſchled der Provinzen mehr beſteht, ſondern 
wo alle ale italieniſche Soldaten klaſſifizirt werden. Ich komme nun zur 
innern Regelung und fage es ohne Rückhalt, daß unter dem Vorbehalt ber 
politifhen Einheit ich für die abminiftrative Dezentralifation bin. 
bat mich einen Zentraliften genannt, ich muß jedoch dieſe Beſchuldigung 
zurüdweilen. Was bie Finanzen betrifft, fo ertläre ih, daB auf der Fahne 
des Minifteriums bas Wort „Sparjamkeit“ gejchrieben fein wird, bie 
firengfie, die genauefte Sparfamteit. ir halten fie zuc Begründung bes 
Öfientlihen Krebits für nöthig, ohne welde ei Staat feine Angelegen⸗ 
heiten nicht fördern fanı. Mir werben das Budget von 1862 genehmigen, 
da es vorgelegt worden, wir empfehlen jedoh der Kammer die moͤglichſte 
Eparfamkeit, bie auf ber Miniſterbank ficherlich keinen Widerjpruch finden’ 
wird. Ih komme zum Heer. Denn es nöthig if in allen Zweigen. 
der Abminiftration eine firenge Sparfamteit einzuführen, jo glauben wir, 
bad wir dieſes Syſtem bezüglid der Nüftungen nicht annehmen dürfen, 
weil darin das Heil des Landes beruht. Das Heer wirb von uns nad) 
den Gejegen georbnet werben, die fanktionirt find; wir werben biefelben 
ſchleunigſt in Vollzug fegen. Die Initiative muß jedoh in ben Händen 
ber Regierung verbleiben, die ohne fich ſelbſt aufzugeben, fie nicht abtreten 
darf. Der italienifchen Marine werben wir bie möglid größte Entwidlung 
zu geben juhen, und wir veriprehen dem Parlament einen organijchen 
Blan der Kriegsmarme in Vorlage zu bringen. Ich Tönnte noch mehr 
fagen, aber ich glaube, daß dies hinreichend fein wirb, die Abſtchten ber 
Regierung befannt zu geben. Ricafoli: „Die Regierung hatte in ihrem 
Schooß Elemente der Schwäche, und war nicht vollſtändig. Die Majorität 
hatie dfters den Wunſch ausgebrüdt, daß fie ergänzt werben möchte. Ob: 
ſchon das Parlament alle die Schwierigkeiten Tannte, welche bem Mini: 
fterium bei feiner Vervollſtändigung entgegenftanden, jo beftand es wieder: 
bolt darauf. Es laftete ein müfteriöjes Mißtrauen auf der Seele der Ab⸗ 
eordneten. Ich konnte vermöge meines Charakters in feiner zweibeutigen 
tellung verharren. Ich war überzeugt, daß ein längeres Verharren in 
biefer Lage zu nichts anderem als zu einer Spaltung im Parlament felbft 
führe; man fühlte bereits die Symptome. Es wäre ein firafbarer Aft ge⸗ 
weien, wenn wir die Gewalt in Händen behalten hätten. Nachdem meine 
Demilfion in bie Hände des Königs niedergelegt war, hatte er bie Güte 
verlangen, daß bie Bereinigung bes Parlaments abgewartet werbe; 
ich hatte. aber Ichon bie Ueberzeugung, daß eine Bereinigung des Parlas 
ments die Sache nicht Ändern würde. Darum bat ich neuerdings Se. Maj., 
meine. Entlaffung jowie bie meiner Kollegen annehmen zu wollen. Der 
König nahm fie nun an unb madte von feinen Prärogativen Gebrauch, 
worüber id mid nicht weiter zu äußern brauche.” Allgemeiner Beifall, 
viele Abgeordnete gehen zu Nicajoli Hin, wünfchen ihm Gluͤck, brüden ihm 
bie Hand. Rattazzi: „Ih erkläre, daß die Worte bes Hrn. Riecaſoli 
ein Beweis von ber Ehrenhaftigleit und Loyalität feines Charakters find.” 
I. März. Seneralverfammlung ber bemocratifhen Bereine 
Stalien in Genua Es find 275 Vereine reprälentirt. Garibaldi 
eröffnet die Berfammlung. Sie befchließt die Gründung eines wo möglich 
alle liberalen Vereine umfafjienden Gejammtvereines, ber „italieniiher Eman⸗ 
cipationsverein” heißen fol und dem jeber Berein angehören kann, der bie 
volfiändige Durchführung bes Plebifcite wom 24. October 1860 (Stalien 
und Victor Emanuel), bie Erhebung Roms zur Hauptftabt Staliens, bie 
Gleichheit der politifhen Nechte für alle Bevdlkerungsklaſſen und bie Mit: 
wirkung der bewaffneten Bürger zur Beförderung ber Einheit und 
Freiheit des Baterlandes anftrebt. Den zweiten Gegenitanb ber Tages: 
ordnung bildet die Zurückberufung Mazzini's. Die Commiſſion fchlägt vor, 
fich mit einer neuen Petition an bie gejeßgebenbe Gewalt zu wenden, Die 
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Frage gibt zu einer ſtürmiſchen Scene und zu den heftigſten und leiden⸗ 
Fauide Neben Anlaß. Schließlich übernimmt es Garibaldi, den Wunſch 
der Verſammlung dem Könige zu unterbreiten. 


17. März. Das neue Miniſterium Rattazzi wird in ber Abg.⸗Kammer über bie 
Berſammlung in Genua und über feine zweideutige Stellung überhaupt 
interpellirt. Die bisherige Majorität, obgleich fie dem Gabinet Ricafoli 
nur eine zweifelhafte Stütze gewährt hatte, beobachtet gegen das neue 
Minifterium Rattazzi eine mißtrauifche Haltung. Der Abg. Gallengo 
gibt diefer Gefinnung Ausdruck und verlangt, daß es fi unverzüiglich ver- 
volftändige ober zurüdtrete. Ondes von ber Linken ſtellt bagegen bie 
Borfrage, in Anbetracht, daß das Eabinet noch nichts gethan habe, worüber 
das Haus fih ausfprehen fünne und daß es nicht ziemlid wäre, auf 
präjubiciellem Wege vorzugehen, womit ih auh Buoncompagni von 
der alten Majorität einverfianden erklärt. Rattazzi will fih ben ein: 
fachen Mebergang zur Tagesordnung gefallen Tafjen, wenn man bemijelben 
bie Bedeutung eines Vertrauensnotums des Haufes in Betreff des Minifier: 
programme zugeftebe. Bei der Abflimmung beichließt das Haus, das Botum 
bes Vertrauens von jenem der Unterflüßung (Appoggio) zu trennen, 
und in biefem Iegteren Sinne geben 210 Deputirte ihr Votum für, 80 gegen 
bas Minifterium ab. 


X. m Sircularbepefhe bes neuen Miniſters Rattazzi: 

Sie beginnt bamit, daß das in feinen jegigen Verhältniſſen conftitutrte 
Stalien, von mehreren Großmächten anerkannt, nunmehr genügenden Anſpruch 
babe, auch von ben übrigen anerfannt zu werben und am europäilchen Kon: 
ert den gebührenden Antheil zu nehmen. Das Bebürfniß des italienifchen 

z olfes, ein einheitliche® organifches Ganzes zu bilden, babe ſich nicht ver- 
ringert, alle entgegenftehenden Beftrebungen jeien wirkungslos geblieben, 
enbli werde bie Anerkennung vom Standpunft der materiellen Intereſſen 
aus geboten. Bezügli der römijchen und venetianifchen Frage heißt e8 dann: 
„Der König bat von ber Nation wie von dem Parlament das 
Mandat, towoh! die Nation in ihrer Volftändigkeit wieder berzuftelen , ale 
ben Sig der Regierung in bie ewige Stadt zu verlegen, welder allein 
ber Titel gebührt, den fie fchon trägt, der Xitel ber Hauptflabt Staliens. 
Dies Mandat ift einer Ablehnung nicht fähig. Unfere Ver: 
bündeten, die fo viel zu dieſem Erfolg beigetragen, haben ein Juterefie zu 
bewirken, daß auch in diefer Beziehung die Geſchicke Italiens fih erfüllen. 
Die Regierung verbirgt ſich nicht, daß nicht wenige unter ben Katholiken 
ihren Abfichten entgegen find. In den Mugen einiger von ihnen ift die 
Vereinigung beider Gemwalten in Rom bie hauptſächliche Bedingung ber 
Trennung berjelben im übrigen Theil der katholiſchen Welt. Sie erinnern 
fih nit, daß jene große Wohlthat der Trennung beider Gewalten zu einer 
Zeit ins Werk gelegt warb, als ber heilige Stuhl noch feinen Schatten 
weltliher Macht befaß. In Wahrheit, die oberjten Priefter, die am mäch— 
tigften dazu beitrugen, bie Unabhängigkeit des Prieſterthums nad bem 
Beiſpiel bes Stifters ihres Glaubens zu gründen, fanden häufig, wie der 
Erhabenfte unter ihnen ausrief, nicht einen Stein, auf dem ihr Haupt 

ruhen konnte. . . . Der Fall diejes Ueberreftes vom Mittelalter wird bie 
Freiheit der Kirche nur befefligen. In jener Zeit ſtützten fih alle große 
Freiheiten auf irgend einen Theil territorialer Souveränctät. Auch bie 
Kirche übte ihre Freiheit darauf. Mit bem Untergang des Mittelalters 
fleigt die Souveränetät überall wieber zu ihrer Quelle hinauf, und bie 
Freiheiten juchen jeitbem im allgemeinen Rechte die Bürgfchaft, bie fie 
zuerfi im territorialen Brivilegium fanden. Wer kann heute behaupten, die 
geiſtlichen Kurfürften oder bie Fürſtbiſchöfe des deuifchen Reiche ober in 
anderen Staaten jeien geiftlich freier geweien, als gegenwärtig die Prälaten, 
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weiche ihre Sipe einnehmen? Das Gegentheil iſt augenſcheinlich das allein 
Wahre. Die Unabhängigfeit bes von ber weltlichen Laft befreiten fouveränen 
Oberprieſters wird eine unvergänglihe Bürgihaft in der Thatfache haben, 
daß feine Freiheit ein immermwährendes und ſtets fich gleichbletbendes Be— 
bürfuig aller katholiſchen Völfer ift, fowie aller Mächte, die ihn ſchirmen. 
Sie bat noch eine gleich unerfchütterliche Bürgfchaft in dem Intereſſe Stalieng, 
auf feinem Boden ben Sig biefer erhabenen Gewalt zu behalten, welche 
aud eine feiner Glorien und eine feiner Kräfte if. Unſer Wahlſyſtem, das 
auf breiter Grundlage die Mitwirkung bes Volkes ſichert, auf welches die 
religiöje Autorität wirffamften Einfluß übt, wird ſtets hindern, daß dieſe 
Autorität aufhöre, unabhängig zu fein. Ihre Unabhängigkeit zieht ander: 
ſeits auch eine negative Sicherheit aus dem Prinzip, das unferer Berfaffung 
zu Grunde liegt, und gemäß dem bie Regierung in religiöfen Dingen 
durchaus intompetent it. Der Widerjland, den Rom dem Drang der rede: 
mäßigen Wünfche Italiens entgegenſetzt, bezwedt augenſcheinlich, nicht jo: 
wohl das Gewiſſen der Katholifen gegen eingebilbete Gefahren zu fihern, 
fondern vielmehr das Intereſſe von Parteien zu unteritügen, welche der 
Religion fremd find, und an jenem Hofe fowie an den mächtigen Ein: 
flüffen, über die er verfügt, den Stügpunft ſuchen, der ihnen auf dem 
politijchen Gebiete fehlt. Hieraus eryibt fich ein weiterer Grund, weshalb 
die Frage in unjerem Sinne gelöst werden muß. Die k. Regierung wird 
Alles thun, um in Webereinftimmung mit bem großen Verbündeten, deſſen 
Waffen die Perfon des bi. Vaters firmen, dies wichtige Ziel zu erreichen, 
fie ift bereit, in Uebereinftimmung mit den babei intereffirten Regierungen 
‘jene erhabene Freiheit zu verbürgen, fowohl was bie Ausübung der geift- 
lihen Gewalt betrifft, als was bie Beziehungen des römischen Hofes zu 
den Fatholifchen Regierungen und Völkern angeht. Mittelſt berfelben Zu: 
fammenwirfung und mit ben nämlichen Garantieen- würde unter immer— 
währendem Titel eine ausreichende Dotation feitgejfeßt werden, um in ans 
ſtändiger Weiſe VBorforge für die Würde des oberſten Priefters und das 
Anjehen besxheil, Kollegiums zu treffen, fowie für bie Erhaltung ber Be 
hörden und Einrihtungen, die für die Regierung der Kirche befteden. Eine 
andere Frage von großer Bedeutung, bie venetianiſche, beſchäftigt leb— 
haft die befremmbeten Mächte, wie fie bie Völker Staliend aufregt. In— 
deſſen fühlt fih die Regierung ſtark genug, um zu verhindern, daß biefe 
Frage duch Handlungen präjubizirt werde, welche ben Stand der beftchen: 
den Beziehungen ftören Fönnten, und fie wird ihre Pflicht zu erfüllen wiſſen. 
Indeſſen darf man die Gefahren nicht verfchweigen, wenn durch die An⸗ 
wefenheit bes Fremden in einem fo wichtigen Theile des italienifchen Ge- 
bietes jeben Augenblid Frieden und Ordnung bes neuen Königreiches be⸗ 
droht werben können. Die Gemeinjamfeit ber Abflammung, ber Spracde, 
der Schmerzen, der Hoffnungen und des Ruhmes, woburd die Bevölkerung 
Benetiens an ung gebunden it; ihr im Jahr 1848 ausgeſprochenes Votum und 
das damals vergofjene Blut, die Aufrufe und Verheißungen, die ihr während 
des Jahres 1859 wurden, ber Antheil, welchen in deſſen Folge bie Frei: 
wiligen aus allen venetianifchen Provinzen am Kriege nahmen, die Anzahl 
der Ausgewanderten, die jeßt in unjeren Städten und in unferem Heere 
zerftreut find: Alles dies befeftigt zwiſchen Venetien und ber übrigen Halb: 
injel ein fo offenbares Band ber Sympathie und der Solidarität, daß 
unmöglich jemals das freie Italien gleichgiltig gegen das Leiden jenes Ge: 
bietes bleiben kann, welches noch durch ein trauriges Berhängniß einer 
fremden Macht hingegeben ifl. Und je mehr bie Nation fich Fräftigt, um fo 
mehr ift Grund, zu fürdten, baß fie eines Tages bie Bande ber Geduld 
zerreige und verfuche, fih aus dem Schmerze loszureißen, ben fie fühlt ob 
bes Drudes, bem fih ein fo edler Theil ihres Körpers preisgegeben fieht. 
Defterreich, welches auch feine Politik fei, Tann wohl mit bem Argument 
18 
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ver Waffen fih bie Provinzen erhalten, bie es in Stalien befeßt Bat; 
allein e6 ift auch ben furzficgtigiten Mugen offenbar, daß ſie ihm moraliſch 
nicht mehr angehören, denn es befteht cine unbeildare Unverträglicteit, 
und das Nationalgefühl erzeugt entſchiedenen Widerwillen. ODeſterreichs Recht 
tft durch die unleugbare Thatfache zerftört, daß es Venetien nicht mehr an: 
ber8 al® durch Gewalt behaupten kann, und Gewalt kann wohl die drobente 
Krifid Hinansfchieben, nie aber verhindern... Obgleich nicht anzunehbmen 
if, daß Ochterreih, ohne dazu gezwungen zu werben, anf eine feiner Be— 
fitungen verzichten wird, fo könnte man bad die Möglichkeit vorangferen, 
wenn man die Frage vom Gefichtspunfte ber ungebeuren Laſten betrachiet, 
welche die Öfterreichiiche Regierung ſich ohne Hoffnung einer angemeſſenen 
Entſchädigung auferlegt, um ihre italienischen Beſitzungen fi zu erhalten. 
Es if an den Mächten, melde biefen Stand der Dinge geichaffen baten, 
für die friedliche Löfung biefer großen frage zu forgen. Die Negierung 
bes Könige, auf welder die Verantwortlichkeit für Wufrechthaltung bes 
Friedens und der Ordnung in Stalien liegt, bielt fich für verpflichtet, fie zu 
warnen und ihnen die Gefahren anzugeben, welches nod längeres Zögern 
in biefer Beziehung hervorrufen Fönnte, Gefahren, die nur dann befcitiat 
fein werben, nachdem durch die Berichtigung des auf der Halbinfel Kraft 
ber Verträge von 1815 eingeführten Territorialfoflems das befreite Stalin 
innerhalb — natürlichen Grenzen anerkannt iſt.“ 


22. März. Die Deputirtenkammer wählt ben minijteriellen Candidaten Tecchio 


24, 


31, 


(einen gebornen Venetianer) mit 129 Stimmen zu ihren Präfideuten; der 
Gandidat derjenigen, bie dem neuen Cabinet ihr Jutrauen verleugiten, Lana. 
bleibt mit 89 Et. in der Minderheit. 


» PBaribaldi wird in Mailand aufs glängendfte empfangen. Er 


beginnt von da aus eine Rundreiſe, um überall Schützengeſell⸗ 
ſchaften zu organifiren. 

„ Kin Lönigl. Decret fpridt die BVerfchmelzung ber Südarmee 
mit der vegulären Armee aus, zu welchem Behufe 16 neue In—⸗ 
fanterieregimenter gebilbet werben follen. 


Der hierauf bezügliche Bericht des Minifters ftellt bie Nothwendigkeit 
bar, ben gefährlichen Dualismus in ben nationalen Streitfräften verfchwin: 
den zu machen, In Zukunft jedoch werde feine meitere Verſchmelzung flatl: 
finden. Im Falle eines Krieges werde die Regierung fi ber Freimilligen 
nit berauben, bie aber nach dem Kriege aufgelöst werben. 


„ Mopififation bes Minifteriuns. General Durandbo übernimmt das 


Minifterium des Auswärtigen. 


8 April. Rundichreiben Ratazzi's als Minifter des Innern an bie Bra: 


fetten: „Die italienifhe Politik wird von den Ideen nationaler Einheit 
und Freiheit beherrſcht. So lange das Einigungswerk nicht vollendet ifl, 
faun es Teine zwei politiſchen Programme in Stalien geben. Die Männer, 
bie fich in der Leitung der Staatsgefchäfte folgen, können nur über ben 
Grad der Freiheit, für welchen fie das Land empfänglid Halten, von ein: 
ander abweihen. Das neue Kabinet glaubt, daß das Land lange alle durch 
das Statut bewilligten Freiheiten genießen wird. Die Politik der Regierung 
wirb eine verfähnende fein; nachdem fie aber alle nützlichen Kräfte er: 
kannt bat, wird fie jeden Verſuch eines ingriffes in ihre Attributionen 
energifh unterbrüden.“ 

„ Parlamentspebatte über den Zuftand ber neapolit. Pro: 
pinzen. Er wird verlangt, daß man die Unterhandlungen wegen Ent: 
fernung Franz IL aus Rom wieder aufnehme Ratazzi: Er anerkenne 
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das Unglüd, dae einige fübliche‘ Provinzen betroffen habe. Er glaube 
jedoch, daß die Nachrichten jedenfalls übertrieben feien, ba, als er au- 
gefragt, ob man die militärifhen Kräfte vermehren müſſe, General La: 
marmora erwiedert habe, daß dieß nicht nothwendig ſei. Er vertraue auf 
die neuerdings nach Neapel abgefandten Beamten. Was die Entfernung 
Franz MM. aus Rom betreffe, fo habe die Regierung auf derfelben beftanden, 
indem fie nachgewiefen, daß die Anweſenheit des Er:Königs von Neapel 
eine bejtändige Duelle von Unordnungen und Brigantenunwefen fei. Er 
glaube, der Kaifer von Frankreich fehe dieß ein und fühle die Nothwendig⸗ 
keit, dem abzubelfen; man könne jeboh nit mit Einem Schlage ale 
Schwierigkeiten überwinden. 

10, April. Der Generalvicar von Bologna wird verhaftet und vor Gericht geftellt, 
wegen eines (geheimen) Circulars an bie Geiftlipfeit, das ihr einſchärft, 
ben aus dem ehemaligen Kircheuftaat gebürtigen Militärs die Abjolution 
nur unter ber Bedingung der Defertion von der Fahne bes Königreichs 
Stafien zu ertbeilen. 

4 „ WMerkwürdige Zufammenfunft Saribaldis auf feiner Nunbreife in Ober: 
italien mit dem Biſchof von Cremona. 


7, Die Regierung verbietet den Bilchöfen die Theilnahme an bem 


" 
beabfichtigten Concil in Rom. 

Schreiben des Juſtiz- und Eultusminifters an ben Erz: 

bifhof v. Saluzzo: „Der Unterzeichnete bat die Ehre, Ew. Erz. in Be: 
antwortung Ihres Schreibens mitzutheilen, daß die Regierung des Königs 
deſchlofſen hat, den Biſchöfen, die fich zur Kanonifation der japanifchen ' 
Märtyrer nah Mom begeben wollen, keine Päſſe zu bewilligen. Diejer Be⸗ 
ſchluß wurbe durch den weiſen Gedanken vorgefchrieben, den Biſchöfen bie 
Sowierigkeiten zu erfparen, bie zwiſchen ihnen und ihren Didzefanen entftehen 
fönnten, wenn fic eine Reife unternähmen,, die von der öffentlihen Meinung 
verdammt wird. Die jetigen Berbältnifje erfordern im beiderfeitigen Intereſſe 
der Kirche und des Staates, daß alle Veranlaffungen zu Uneinigkeiten zwiſchen 
den Bifchöfen und ihren Didzefanen forgfältig vermieden werden. Deßhalb 
it auch der Unterzeichnete fiberzeugt, daß die Biſchöfe des Königreichs bie 
Zweckhmäßigkeit dieſes Regierungsbefchlufies zu würbigen willen, ber außer: 
dem mit bem Wortlaut der Enchclifa übereinftinmt, welche die heil. Kongre⸗ 
ation bes Conciliums an das katholiſche Episfopat gerichtet bat, und worin 
he bie Bifchäfe, die fih ohne Nachtheil für ihre Heerde nah Rom begeben 
fönnen, zu diefem Zwecke einlabet. Aus biefem Grunde glauben wir ben 
italienifhen Biſchöfen bie Autorifation verweigern zu follen, fi aus ihren 
Didzefen zu entfernen.” 

8. , Ankunft des Königs Victor Emanuel in Neapel. Neber Erwarten 
glänzender Empfang bderfelben. 

— » Aus verfehiebenen Theilen Staliens werben von ber niederen Geif- 
lichkeit Adrefien, wie es ſcheint mit zahlreichen Unterſchriften, an ben 
Papft gerichtet, die ihn beſchwören, fi mit dem Streben ber Nation aus: 
zuföhnen und auf die weltliche Herrſchaft zu verzichten. 

9. Mai. Der Generalvicar von Bologna wird zu 3 Jahren Gefängniß verurtheilt, 

13, Mai. Verhaftung des Oberften Cattabent in dem lombarbifchen 
Badeorte Trescorre, wo Baribaldi, der feines Gichtleidens wegen 
die Rundreiſe in Oberitalien abgekürzt hatte, feit einiger Zeit 
verweilt. 

14, „ Die Regierung glaubt den Plan eines Freiſchaarenzuges einer 
Anzahl Garibaldianer gegen Tyrol entbedt zu haben und nimmt 

18° 


276 . ↄtalien 


zahlreiche Verhaftungen in Pallazzolo, Sarnico, Alzanno und Ma 
giere vor. Die Gefangenen werden nach Brescia abgeführt. 

15. Mai. Vorfälle in Bergamo und Brescia. ine zahlreiche Volksma 
in legterer Stadt will die Gefangenen befreien, worauf das Wi 
Yitär Feuer gibt und die Volkshaufen auseinanderſprengt. Gar 
baldi nimmt in einer an die Regierung gerichteten Erflärung & 

“ganze Verantwortlichkfeit für das Gebahren ber verhafteten Fre 
willigen auf fi. = 

19. „ Circularbepefhe Durando’s Über ben mißglüdien Fre 
ſchaarenzug: 

„Deine vorhergegangenen Mittheilungen und bie öffentliche Stimu 
haben es zu Ihrer Kunde gebracht, daß auf einigen Punkten unferer Grenz 
Angriffs-Verſuche gegen einen benachbarten Staat gemacht worden find ut 
baß fie gleih am Anfange durch die Behörden mit aller nöthigen Kraft uı 
Schnelligkeit unterbrüdt worden find. Die begonnene gerichtliche Inte 
ſuchung wird enthüllen, welche Hände eine unüberlegte Jugend zu dieſe 
verwegenen Verſuche gedrängt, welden Endzweck die Anordner be Unte 
nehmens vor Augen hatten, ob fie einer blinden Gingebung ihrer Vate 
landeliebe gehorchten oder ob fie den geheimen Abſichten einer eigenfirnige 
Faktion dienten, die durch die Öffentliche Meinmmig desavouirt und von d 
befrudgtenden Thätigfeit, von der mächtigen Initiative bes monarchiſche 
Prinzips ausgefchloffen worden if. Denkt man an die alte Lift, weiche bi 
Feinde umnferer Wiedergeburt bei ähnlichen Gelegenheiten an ben Tag gi 
legt haben, fo hat es nichts Unmahricheinliches, daß auch biesmal die nän 
fiyen Feinde beigetragen haben, das Uebel zu vergrößern, fei e8 in bi 
Abficht, diefe wunderbare Eintracht im Innern zu ftören, welde ihre Chr 
macht bildet, jei es, um die Regierung wenigitens zu zwingen, zu R 
preflivhandlungen zu greifen, weldye, fie mögen auch noch fo gerecht ſeir 
immer verbriegliche Klage nach fich ziehen und ben Keim zu innerer Zwi 
tracht ausftreuen. Wie dem auch immer fein mag, e8 liegt uns baraı 
Europa ohne Umſchweif anzuzeigen, die Negierung fei feit entſchloſſen, ki 

- auf die Wurzel auszurotten eine jede geheime Gewalt, welche darnach trachte 
bie regelmäßige Anwendung des Geſetzes zu erfchweren, bie Vorrechte be 
Regierung anzutaften,; bie Elemente der öffentlichen Wohlfahrt zu gefährden 
an die Eriftenz eines zwiefachen Staliens glauben zu lalfen, das eine ve 
dent Geſetzen beberricht, das andere den Faktionen preisgegeben. . . . Ti 
Regierung bes Königs fann und will weder neben noch über fih irgen 
eine unverantwortlihe Macht, einen unverantwortlihen Einfluß, die nich 
von ber Berfaffung ſich berfchreiben, dulden, was immer ber Name, wi 
groß immer bie Volfsthümlichfeit fein mag, welche diefe Gemalt oder dieſen 

influß decken.“ 

20. „ Die ital. Regierung ergreift den Anlaß bes glänzenden Empfanges bei 
Königs in ben nenpolitanifchen Provinzen, um bei ber franz. Regierung 
neuerdings die Römische Regierung wegen Begüinftigung des Briganten: 
weiens in Neapel anzuflagen und auf Entfernung bes Königs Franı 
aus Rom zu bringen, 

Depeſche Durando's an ben italienifhen Gefandten in 
Paris: „Der warme Empfang, welder bem König, unferem Fürften, in 
den Provinzen, bie er eben befucht bat, und namentlih in ben füblichen 
zu Theil geworben ift, bat Ihnen bewieſen, wie jehr das Gefühl ber na 
tionalen Einheit fih im Bewußtfein ber itafientihen Bevölkerung ſeit 
zwei Jahren befeftigt Bat. . . . Die echte Volksthümlichkeit bes Könige, bie 
allgemeine Anhänglichfeit an die neue Orbnung geben Zeugnifle, welche durch 
die mit einer folchen Umgeflaltung unzertrennlichen Schwierigkeiten nicht ge: 


Thwächt werben, und dieſe Zengniſſe befagen laut, daß bie Berfchmelzung 
eine vollzogene und angenommene Thatſache if. Die füblihen Provinzen 
find indeß noch ſtark heimgeſucht. Ich will nicht von dem wechjelmeife dro⸗ 
henden und. unterdrüdten Räubermwejen fpreden, das bei jeder neuen An⸗ 
firengung die allmählige Erfhöpfung feiner Kräfte durchblicken läßt und 
immer mebr in. eine Art von Ghouanerie ausartet, welche blos für bie 
Perſonen und das Eigenthum beunruhigend ift und die im Dienſte eines 
verlorenen Thrones und eines nicht bedrohten Glaubens bie Thaten gemeiner 
Verbrecher ausübt. Wir haben die Urfachen in dent beflagensweriben Zu—⸗ 
ſtande gejucht und gefunben, der in diefen Provinzen in der Vergangenheit 
geherrſcht hat. Die durch eine ſchlechte Verwaltung binterlaffenen Spuren 
werben unter dem befländigen Einfluffe einer mwachjamen und thätigen Res 
gierung mit ber Zeit verfhwinben. Aber unter ben Urfachen, welche das 
Räuberweien aufrecht halten, find einige, bie außerhalb ber Tragweite uns 
feres Einfluſſes liegen. Hieher gehört der Einfluß einer benachbarten 
Regierung, weldhe in folge ihrer befonderen Eriftengbebingungen ſeit 
Fahren von feinbjeligen Gefühlen gegen ums erfüllt if. Hieher gehört die 
Aufmunterung jeder Art, welche die Banbiten von jener Regierung befoms 
men, und bei ber eigenthbümlichen Bobdenbeichaffenheit gelingt es denſelben 
trog aller Wachſamkeit, von Zeit zu Zeit in unfer Gebiet einzufallen. Hies 
ber gehört vorzügli der freie und unmittelbare Einfluß des ehemaligen 
Königs an bem Berheerungswerke, das er anzufhüren nicht mübe wirb. 
In der That find die einzigen DOrtfchaften, welche auch zeitweile von biejer 
Plage beimgefucht werben, biejenigen, welche an bie römiſchen Staaten 
gränzen, von wo bie Räuber Baffen, Hülfsgelder und Belohnungen er: 
halten... . Indem wir auf die Gefühle der Gerechtigkeit und des Wohls 
wollens bes Kaifers für Stalien zählen, nehmen wir feinen Anftanb, feinen 
hoben Einfluß und die guten Dienfte feiner Regierung anzurufen, bamit 
der Erfönig und die vorzüglichſten Anftifter dieſer ſtrafba— 
ren Unternehmungen aus Rom entfernt werden. ... Wir haben 
unter verſchiedenen Verhältniſſen, obgleich zu unferem Bedauern, biefen inter: 
nationalen Pflichten, diefen Pflichten der Menſchheit genügt, indem wir poli⸗ 
tiſche Flüchtlinge entfernten, deren Gegenwart an der Grenze bie öffentliche 
Sicherheit in ben benachbarten Staaten gefährdete. In Anbetracht der 
gleihen Pflichten glauben wir von Frankreich die wirffame Vermittlung er 
warten zu bürfen, welche wir von ihm verlangen. Der Kaifer wird, Indem 
er auf diefe Weife den höheren Grundfägen der Menſchlichkeit und ber Ges 
rechtigfeit eine neue Huldigung darbringt, einen nenen Anſpruch auf bie 
Dankbarkeit Italiens erlangen.” 


26. Mai. Die nationalen Shübengefellfchaften werben proviforifh in ber 
Lombardei fufpenbirt. 


3. Zuni. Schreiben Garibaldi's an bas Parlament Über die legten Ereigniffe. 


Die Regierung legt dem Parlament ein Gefeg über das Vereinsweſen 
vor: Art. 1. Die Handlungen oder Aften von mas irgenb einer Gefellichaft, 
darauf ausgehend, Berfammlungen von Menſchen und Erwerbungen von 
Baffen und Munition ohne Bewilligung ber Regierung zu befördern ober 
ftaatögefährliche Grundjäge zu verbreiten, in ber Abſicht, bie Sicherheit des 
Staates zu gefährben, werden mit Gefängniß ober mit Verweiſung beftraft, 
abgefchen von ben größeren Strafen, welche von ben in Kraft beftehenben 
Sefeßen für Spezialfälle vorgefehen find, Art. 2. Der betreffende Verein 
fann von ber Regierung durch ein fönigl. Dekret aufgelöit werden. Art. 3. 
Die Handlungen oder Akte, welche zur Aufldfung veranlaßt haben, follen 
fofort ben richterlichen Behörben verzeigt und nad) Angabe bed Art. 1 pros 
zeflirt werben. Art. 4. Die Mitaliever eines aufgelditen Vereins, welche 
fh während der Dauer des Prozefjes und nach bem Urtheilsſpruch wieber 
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‚ Juni. Biertägige Debatte ber Deputirtentammer über der 
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verſammeln und ihr Vereinsleben fortſetzen, ſollen ebenfalls mit Gefãngni 
ober Verweiſung beſtraft werden. Für bie Chefs, Dirigenten und Geſchäftt 
führer ſoll die Strafe nicht kürzer als 3 Monate ſein. | 





mißlungenen Sreifhaarenzug vonSarnico und bie Stellun 
ber Regierung zu bemfelben. Auf ben Antrag Minghetti's mirb 
139 gegen 32 Etimmen (ber Pinfen) beſchloſſen; „Die Kammer vertrauet na 
angehörter Erflärung des Minifteriums, daß basfelbe auf gefeßlichem W 
die Ordnung aufrecht erhalten werde.” 


412. Zuni. Gntlaffung der wegen bes mißlungenen Freiſchaarenzuges Verhafteten 


14. 


in Aleflandria. | 


„ Die Deputirtenfammer beſchließt faft einftimmig, ber Adreff 
ber Bifhöfe an den Papſt (fiche Rom) eine Adreſſe an ben 
König entgegenzufehen: 

„Sire! Zahlreihe Biſchöfe, zum größten Theile Italien fremd, hab 
in Rom gu einer religidfen eirrlichkeit verfammelt, unfer Baterland ke 
Schmähungeu bebedt, bie um fo ſchwerer find, als fie die Regation umfered 
nationalen Rechtes ne und ben Stempel ausländifcher Gewalttbätigfeil 
tragen. Auf der unerhörten Lehre, daß Rom die Sclavin ber fatholijcen 
Welt fei und daß bie Zwede der Religion unvereinbar feien mit der Unab⸗ 
bhängigfeit der Halbinfel, antworten wir, Sire, indem wir une fe um 
Sie fhaaren und Angefihts Italiens und der Romer erflären, daß wit 
entfchloffen find, das Recht der Nation aufrecht zu halten, eben fo wie das 
Ihrer Hauptflabt, welche durch die Gewalt unter einer Herrſchaft zurüd: 
gehalten wird, bie ihr wiberftrebt. 

„Wir wollen uns, Sire, von berfelben Standhaftigkeit durchdringen lafien, 
von der Sie unferem Baterlande und der Welt ein fo großes Beifpiel geben. 
Unferen Feinden, wer fie auch fein mögen, werben wir das rubige Ber. 
trauen bes italienifchen Volkes auf bie Gerechtigkeit feiner Sache entgegen: 
ftellen, das Vertrauen auf bie Kraft feiner freien Anftitutionen, auf die 
ZTapferfeit der Armee und bes zur Beteiligung an dem nationalen Kampit 
bereitwilligen Bürgers, und vor allem auf Ihre Tapferkeit, Sire, Ibrt 
Lopalität und bie Verehrung, welche Ihr Name überall findet. 

„Das find die Grünbe, aus denen bie öffentlihe Meinung aller civili: 
firten Völfer diefer Haltung Italiens gegenüber verlangt, dab Stalien ımter 
die Nationen aufgenommen werde, welche ihre eigenen Herren find. 

„In der Gemißheit, alle die mit uns vereint zu fehen, welche durch Natur 
und Recht zur italienischen Familie gehören, glauben wir den Moment nidt 
fern, wo die Hindernifje aufgehoben werben, welche bisber die Erfüllung 
des Wunfches, der Rom als Hauptftadt Jtaliens begrüßt, verzögert haben. 

„Die Worte, welche jüngft in den Hallen des Vaticans erichollen find, 
ertlären bie Vorkehrungen fiir unmöglich, durch welche die Diplomatie mil 
ber Rom unterbrüdenden weltlichen Herrichaft das Recht Ktaliens, mit dem 
Ihrer Krone identiſch, vereinen zu können geglaubt bat. Dieſe Sprade er: 
ſchreckt uns nicht; fie bat jenen Zögerungen jeden Grund genommen, welche 
bie Mäptgung Ihres Volles auf eine jo harte und ſchwere Probe ftellen. 

„Während ausländifche Prälaten, wenig beachtend bie ausſchließlich relic 


gibſe und geiftlihe Natur ihrer hoben Sendung, fo feierlich ein Vomm für 


die politifche Reaction abgeben, während aus ben im Namen bes Pontifer 
tegierten Gebieten verbrecheriſche Banden Verheerung in bie füblicden Pre: 
vinzen bes Königreih8 hineintragen, wirb Europa ertennen, daß Ihre Auto: 
rät, Site, unb bie ber Gelee eines freien Volles, das ftolz ift, Sie an 
feiner Spige zu baben, allein ber tömiſchen Angelegenheit eine friedliche 
Grundlage geben Tünnen, indern fie die Verwirrung und ben Conflict ber 
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Gewalten aufpebt, welde bie Gewiſſen beunruhigt und ben Frieden ber 

| Welt bebroht.“ 

46. Juni. Da der franzöfifche Geſandte in Turin ber Stalienifhen Regierung vers 

| trauliche Mittheilung von den Schritten gemacht hatte, melde bie Fran⸗ 

Ä zöflihe Regierung in St. Petersburg getban, um bie Ruſſiſche Regierung 

| zu einer Anerfennung des Königreich6 Stalien zu bewegen, fo richtet Dus 
ranbo, ber italienifhe Minifter des Auswärtigen, eine Depeſche an ben ita= 
lieuiſchen Gefandten in Paris, um- die wichtigſten Bedenken Rußland'e 
zu befeitigen, inbem er auseinanberfept, daß bie Stalienifhe Regierung fo: 
wohl ben Willen als die Macht habe, bie renolutionären Elemente ber Halb: 
infel im Zaume zu halten unb daß fie ferner niemale bie Bildung einer 
polnifchen Legion autorifirt Habe, bie polnische Specialichule in Genua aber 
demnächſt gänzlich werbe aufgelöst werden. 

18. „ Die Suspenfion- ber Schüpengefelichaften in der Lombardei wirb wieber 
aufgehoben. | 

22. Imi. Garibaldi gebt na Sicilien. 

25. Jun. Rattazzi wirb im Parlament wegen ber Anwerbung von Frei» 
willigen interpellirt; er erwiebert, bie Regierung verfolge energifch bie 
Werber unb werde eine Erpebition, wenn man eine folche verfuchen wollte, 
wohl zu verhindern wifjen. 

- » Ber Gerichtshof von Bergamo, bem die bes mißlungenen Freiſſcha a⸗ 
renzuges Angellagten überwiefen waren, erflärt, es fei von dem 
Polizeiverfahren abzuftehen, ba von Seite berin Sarnico unb Pa⸗ 
lazzolo Berhafteten keine Rrafbare Handlung vorliege 

7. „ Der fpanifhe Freiſchaarenführer Triftany läßt in ben Abruggen ben 
vielgenannten bourbonifchen Brigantenchef Chiavone, ber fi feiner Aus 
torität nicht fügen will, erſchießen. j 

29. „ Das Parlament bewilligt der Negterung das noch nicht berathene Budget 
vorläufig mit 255 gegen 81 Stimmen. 

29. Juni. Garibglbi Hält in Palermo eine fulminante Rede gegen ben 
Kaifer Napoleon. 

29. Juni. Die Regierung fohreitet an mehreren Punkten ber Lombarbei gegen 
bie Vorbereitungen ber Actionspartei a einem neuen Treifchaarenverfuch 
ſehr energifih ein. Inzwiſchen cireulirt überall ein vom Eentralcomite6 
des Emancipationsvereines erlaffener und von Garibaldi als Präft- 
dent unterzeichneter, aus Belgirate datirter Aufruf, durch welchen bie Ver: 
eine aufgefordert werben, in ihrem Emancipationswerke fortzufahren und 
bem Lande in Erinnerung zu bringen, baß man, „um nad Rom und Be 
nebig zu gelangen, bie von Marlala an ben Volturno vorgezeids 
nete Bahn einihlagen müjfe”. 

4. Juli. Eine Depeche des Grafen Bernflorff an den preußiſchen Gefanbten in 
Zurin zeigt demſelben die Geneigtheit ber Preußiſchen Regierung an, bas 
Konigreich Stalien auch feinerfeits anzuerkennen und erörtert bie Bebenten, 
die diefem Schritte noch entgegenfländen. 

7. „ Die Italieniſche Regierung fordert die Schweiz zur Ueberwachung ber 
Grenze auf. 

8. Juli. Der italtenifhe Gefandte in Paris meldet der Regierung in 
Turin bie erfolgte Anerkennung bes Konigreichs Italien durch 
Rußland. | 

9. Inli. Buoncompagni legt dem Parlament Namens ber Eommiflion ben von 
ihr weſentlich mobificitten Geſetzasentwurf, betreffend das Berelns⸗ 
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wefen, vor. Demnach würden Anwerbungen und Anfanrmlungen von 
Mannſchaft, Waffen und Kriegsmunition ohne Bewilligung ber Regierung, 
welche die innere und Äußere Sicherheit bed Staates oder bie öffentliche 
Drdnung bedrohen fünnen, mit breimonatlichem bis breijährigem Kerker 
oder eben fo langer Eingränzung (Internirung) bebrobt. „Gegen Aufreizung 
zum Ungehorfam gegen bie Staatsgefege oder rechtmäßige Beichlüfle ber 
Behörden wird breimonatlidhe Kerferitrafe oder Internirung fammt einer 
Geldbuße verhängt, und dieſe Strafen finden auch ke wenn folce 
Aufreizungen durch Vereinsbefchlüfie begangen werben. In lepterem alle 
kann der betreffende Verein vom Miniftertum bes Innern fuspendirt wer: 
ben, mit gleichzeitiger Anzeige an bie Gerichte. Die Mitglieber eines fus- 
pendirten oder aufgelösten Vereins, welche fih zu Bereinszweden abermals 
verfammeln , werden mit höchſtens einjährigem Kerker beftraft. 


9, Juli. Eine Depeſche Durando's an ben italieniſchen Gefandten in Berlin ſucht 


13. 


16. 


19. 


bie Bebenten der Preußiſchen Regierung gegen eine Anerkennung 
bes Königreichs Stalien zu beben: „Die Preußiſche Regierung brüdt ben 
Wunſch aus, von uns Erflärumgen zu erhalten, welde fie über gewiſſe 
Punkte unferer äußeren und unferer inneren Politik berubigen ſollen. Die 
venetianifhe Frage fcheint das Berliner Cabinet vorzüglih im Auge 
zu haben; nach feiner Anfhauung berührt fie bie Sicherheit bes beutfchen 
Bundes, Nach dem Beifpiele des Grafen Bernftorff werde ih bier nicht 
biscutiren, bis zu welchem Punkte der öfterreichifche Befitz von Venedig für 
die Eicherheit Deutfchland’s von Wichtigkeit iſt; ich beziehe mich in bieler 
Hinficht auf ben Inhalt der Circularnote, weldde diefes Minifterium an Cie 
gerichtet hat unter dem Datum vom 20. März. ... Die Verbindlichkeiten, 
welche die königl. Regierung ſich jelbft und allen Mächten gegenüber über: 
nommen und die fie bier förmlich zu wieberbolen feinen Auftand nimmt, 
fpıb ftet8 gehalten worben. Unb was Deutſchland fpeciell betrifft, fo bat es 
den Beweis davon gefehen in ber fchnellen und volljtändigen Unterbrüdung 
des an einigen Punkten unferer Grängen vorbereiteten Angrifjs gegen Tv: 
rol.... Graf Bernflorff berührt — ohne Zweifel aus Rüdfiht auf die 
religiöfen Bedenkflichteiten eines Theild der Bevölkerung des Köninreichee 
Preußen — eine andere Frage, bie römiſche. Weber diefen Gegenjland 
find wir nicht weniger unummunden, als ın Bezug auf Venedig. Die 
Etaatsmänner, welche fich feit 1859 in Stalien gefolgt find, haben alle an- 
erfannt und laut vor bem Parlament und vor Europa erflärt, daß dieſe 
Frage nur durch moraliihe Mittel und auf diplomatifhen Wege gelöst 
werden dürfe. Wir müffen heute hinzufügen, daß wir mit Zuverficht bie 
Refultate diefer Politif erwarten, welche unmwiberruflih durch die Parlaments: 
verhandlungen feitgeftellt if... . . “ 


„Rattazzi, im Barlament wegen ber Rebe Garibalbi’a zu Pa: 
lermo interpellirt, erwiebert: er bedauere die beleidigende Sprache Garibaldi's 
gegen ben Kaiſer Napoleon; er babe den Präfekten von Palermo aufgefor: 
bert, ber Regierung Nuseinanberfegungen über biefe Angelegenbeit zu geben 


und es fein Mafregeln getroffen, um Verſuche zu hindern, welche bie 


Sicherheit Italien's compromittiren könnten. 


„ In Palermo erläßt der Präfect Marcheſe Pallavicini eine Proclamation 
gegen geheime Anwerbungen, zu benen der Nanıe Garibalbi’s nur mißbraucht 
werde und bie er vielmehr ber Reaction zur Laſt legen will. 


» Baribaldi tritt eine Rundreiſe durch Sicilien an, überall in feuriger 
Rebe ben Gedanken an bie Hauptflabt Italien’s belebend und ben Haß 
ſchürend gegen bie Fremdherrſchaft in Rom, während fih von allen Seiten 
bie Nachrichten mehren von heimlichen Werbungen, welche von ber in ganz 
Stalien verzweigten und organifirten Metionspartei vorgenommen würden. 
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V. Inli. Das Minifleriuni wird in der Depntirtenfammer über verſchiedene Fragen 
ber äußeren Politik interpellirt, über die franzöfiiche Allianz, über die 
venetianifche und roͤmiſche Frage. Petrucelli meint, daß trog ber Aners 
fennung dur Rußland und Preußen Stalien noch immer fehr ifolirt in 
Europa baftehe. Daran fei das Hafchen nad) ber franzöfifchen Allianz ſchuld; 
biefe Tendenz hätte ihre Berechtigung gehabt bis 1858: jebt ſei fie durch⸗ 
aus unzweckmäßig. Den Beltz Venedig's werde Frankreich Stalien nie 
gönnen; gelange es aber in denfelben, dann würde Stalien ſich mit Defter: 
reich verbinden. Toscanelli berührt die römifche Frage und erinnert an 
den Ausfpruch des Grafen Eavour, Italien werde erit ſtark jein, wenn es 
Rom zur Hauptfladt babe, während das jetzige Miniſterium ben verwerf⸗ 
lichen Satz anfftelle, man müſſe erit ftark fein, um nah Rom zu gelan- 
gen. Der Minifier des Aeußern, Durando, ermahnt zur Geduld und 
meint, nicht bie Franzofen, fondern bie Befangenheit ber Katholiſch⸗Geſinn⸗ 
ten, die religiöfe Yrage hindern gegenwärtig Stalien, in ben Beſitz feiner 
natürlichen Hauptflabt zu gelangen. „Dennoch wage ich zu verſprechen, daß 
wir in nicht allzu ferner Zeit in Rom fein werben.“ Auf bas Berbältniß 
zu Frankreich übergehend, jagt er: „Zwilchen Frankreich und Stalien befteht 
fein Bertrag, nur eine moralifche Allianz, eine Art gemeinfamer Berant- 
wortlichkeit. Dieſe aber wirb Stalien niht Über gewiffe Grenzen 

"fortreißen. Wir haben nie die Abfıcht gehabt, nah Merico zu a i 
Die Gerüchte von neuen Allianzen find irrthümlich.“ 

Schließlich fucht er die Schweiz, in ber eine neulihe Aeußerung Bi⸗ 
ri0’8 großes Aufſehen gemadt hatte, Über die Abjihten Italien's 
zu berubigen: „ch bleibe dabei, baß ein jeder Schritt, jeber Verſuch, 
jede Erniunterung zur directen ober inbirecten Bebrohung ber Eidgenoſſen⸗ 
haft ein großer Irrthum auf Seite ber italienischen Politik wäre In der 
Zukunft muß Stalien fihere Allianzen bei den Mittelfiaaten fuchen, we 
unabhängig find von den uns feindlichen Völkern, und ih muß deshalb 
die hier fund gegebene Anficht verdammen. Sch werbe nie etwas thun, um 
ihre Gelüfte zu ermutbigen; felbft wenn bie Schweizer die Annerion ver: 
langten, würde ich diefe Annerion als bas Ende eimer Eidgenoſſenſchaft be 
traten, welche für die Unabhängigkeit Italien's in hohem Grabe noth- 
wendig if. Wenn in folge von Ereigniſſen, welche man heute nit vor: 
ausfeben ann, die aber im Sturm der Ereignifie immerhin leicht möglich 
find, der Fall eintreten follte, daß es dienlich oder nothwendig wäre, einen 
Gebietstheil mit feiner natürlihen Nationalität zu verbinden, und wenn ich 
dannzumal einigen Einfluß auf die Gejchäfte hätte, fo würde ich fuchen, 
die Schweiz anderweitig zu entichädigen, auf daß fie nicht weniger mächtig 
fei zu ihrer Vertheidigung und zur Bertbeidigung Stalien’s. Ich würde 
großes Gewicht legen auf ein Defenfivbündnig mit der Schweiz, weldyes 
bloß durch die 1815 auferlegte Neutralität unmöglich ift; biefe würde dann⸗ 
— die Maßregeln zu treffen wiſſen, welche ihre theuerſten Intereſſen 
erheiſchen.“ 


A. Juli. Preußen anerkennt das Königreich Italien. 


4. Juli Die Regierung nimmt das Entlafjungsgefuch bes Präfecten von Ba- 
lermo, Pallavicini, der die fulminante Rebe Garibaldi's gegen den Kaiſer 
ber Franzofen mit angehört hatte, ohne dagegen einzufchreiten ober doch zu 
protefliren,, an. 

v » Die Regierung legt dem Parlament einen Gefepesentwurf gegen 
die Webergriffe der Geiftlihfeit vor. Derſelbe zerfällt in fieben 
Artikel. Der erfie beſtimmt, daß diejenigen Verordnungen ber Biſchöfe oder 
Domcapitulare und beren Curien nicht anerfannt werden, welche Suspenfio: 
nen oder Abfegungen ihrer Untergebungen verfügen, ohne daß bie Gründe, 
welde fie dazu veranlagt, fchriftli ber Negierung befannt gegeben wurben. 


Patien. 


Er erfiärt auherdem, daß das Verfahren ex informata oonscientia o| 
&hnlihe Elaufeln wicht Tänzer oh zuläflig find. Der zweite Artikel fü 
ben Fall vorher, wo bie Blihöfe und deren Stelivertreter den Gerich! 
präfidenten ihres Diftricts fchriftlihe Mittbeilung Über die Handlungen | 
ben, welche bie Verordnungen hervorgerufen haben, damit der welt 
Beamte, ber gleichzeitig Über das Factum abzuurtbeilen bat, ſein Verd 
ausſpreche, nad welchem ber Biſchof bie Anwendung der Kirhenftrafe ve 
fügen kaun, was nad dem Gefege zu feiner Competenz gehört. Der brii 
Artikel ſetzt feſt, daß die auf biefe Weife von ben Bilcyöfen becretirten Ki 
Genftrafen wohl bie Entfegung eines Priefters von feinem Amte, aber nic 
bie Entziehung feiner Einkünfte ohne vorhergegangene Genehmigung bi 
Minifters bes Gultus anorbnen koͤnne. Der vierte Artikel verorbnet, bi 
bie Vifchdfe und beren Gtellvertreter kein Decret und keine Schrift bur 
bie Prefie ober fonftwie veröffentlichen laſſen bürfen, bevor die betreffen! 
Beröffentlihung die Genehmigung des Cultusminiftere erhalten bat. D 
fünfte und feste Artikel ſetzt feit, daß die Weberfchreitung der im vorhe 
gehenden Artifel getroffenen Verfügung vor die weltlichen Gerichte gebrad 
und nad) Maßgabe des Falles mit Kerkerſtrafe nicht über 6 Monate ob 
Gelbſtrafe nicht über 500 Lire beftraft werben wird. Der fiebente um 
Iehte Urtitel verfügt, daß eine Verlegung ber Artikel 1, 2 und 3, welche ſt 
mit einen Conflict zwifchen der weltlichen und geiftlihen Macht herbeifübr 
vor den Staatsrath gebracht werben wirb, nach dem Wortlaut bes Geſetze 
vom 30. October. 


3. Zuli, Die Regierung ertheilt den Behörden die bezüglich einer möglice: 


28. 


29, 


Landung Saribaldi’s auf Römifhem Gebiete nöthigen Befehl 
und ſchickt beträchtlihe Truppenverffärfungen nah Palermo. 


Rattazzi ergreift im Parlament eine Gelegenheit, um die, durch die Red 
bes Minifterd Durando nicht weniger als durch die frühere Aeußerung be 
General Birio aufgeregte öffentlihe Meinung der Schweiz zu berubigen 
indem er erflärt, Durando's Worte feien befremdlich falih aufgefaßt wor 
ben. Die italienische Regierung wolle bie Integrität der Schweiz reiyectire 
und biefes Land begünftigen. Es fei ber italienifchen Regierung nie beige 
fommen, irgend einen Wunſch zu äußern, der auf die Abreißung eines Ter 
ritoriums ber fchweizerifhen Eidgenofienihaft ginge Durando babe nu 
Erwähnung einer folgen Gventualität gethan, bie indeß den Ideen un 
Bünfhen Italiens zuwiber fei. 


„ Die bewährteften Freunde und Offiziere Garibalbi’S bei feinem Zuge ge 


en Reapel i. %. 1860 find nicht geneigt, ihn auch jeßt wieder im jenen 

lane gegen Rom zu unterflügen. Tagsbefehl des General Medici alı 
Obereommandanten ber Nationalgarde von Balermo: „...Wo die Geſetz 
mißachtet werben, erlifcht alle Freiheit und herricht die Anarchie, welche du 
Willkür und der Despottiemus der Gafle if. Ach Tage euch, tapfere Na: 
tionalgarde von Palermo, von Nenem meinen Dank; empfanget aus meinem 
re ben Ausdruck ber wohl verbienten Anerfenuung ber Regierungt: 
ehörden“. 


„ Garibaldi verläßt Palermo, um feinen Plan ins Werk zu 
ſetzen. 


Ende Juli. Manifeſt der Römiſchen Emigration an bie Römer: 


% 


„. .. Frankreich vertheibigt das Papſtthum gegen jeden fremben Angrif 
und wird den Forberungen ber Regierung von Turin noch lange Wiberfland 
entgegenfegen, allein es wird nicht wagen mit offener Gewalt die Pfaffen⸗ 
tyrannei gegen das römifche Volk zu Ichftgen, ſobald diefes wahrhaft ent: 
ſchloſſen ih fie niederzumwerfen. Glaubt ihr, daß das Frankreich von heute, 
wie jenes von 1849, Rom bombardiren werbe? Zwiſchen 1849 und 1862 
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fiegt ein Abgrund, Hegt die Schlacht von Solferino und bie Proclamation 
von Malland, Ihr werdet end nicht gegen die Franzoſen er» 

eben, ihr werdet nur cure Rechte gegen die befoldeten Schergen ber Prie⸗ 
er geltend machen. Mögen bie Franzojen in Rom bleiben, 
wenn es ihnen gefältt, fie find unſere Freunde, und wenn fie bleiben, 
werden fie dort bleiben, um an unferer Seite gegen ben Despotis⸗ 
mus des alten Europa zu ftreiten. Frankreich ohne die Bourbonen bebeutet 
Immer Revolution. Unzweifelhaft Binnen wir gar nicht vorſichtig ges 
uug fein, um ein feindlihes Zufammentreffen mit ihnen zu 
vermeiden, und wenn fie euch etwa verhindern werden, das Capitol zu 
fürmen, fo werbet ihr fo Mug fein, euch auf den Aventino zurädzuzichen. 
Wenn ihr den Angriff für unflug erachtet, fo organifixt ben Wiberfland. 
Erduldet als Märtyrer die Kartätfgenfalven ber gran: 
zofen, wenn diefe euch anzugreifen wagen follten, aber flürgt euch auf bie 
päpſtlichen Söldlinge mit der Furie, welche die Schmerzen und bie Shmad 
breigehn langer büfterer Jahre in euren Herzen erweden. Daß bie Re les 
rung von Turin fih um die Erwerbung Roms müht, fieht außer Zweifel, 
es ilt das für fie eine Lebensbedingung, aber ihre Mittel find ſehr begrenzt; 
fie iR immer eine Regierung und darf ber Revolution nicht die Hand reis 
hen: fie ift die Verbündete Frankreichs und darf nicht ohne beffen Kinwilli⸗ 
gung einen Schritt vorwärts thun. Wie ihre Mittel find demnach mora⸗ 
lifcye oder diplomatiſche. Rom jedoch und die hochherzigen Provinzen, welche 
jein fchmerzlihes Schickſal theilen, Rom braucht nicht ſolche Nüdfichten zu 
nehmen, wie bie Turiner Regierung; die arme Ewige Stadt, bie man außer 
Schuß geitellt, darf alles wagen, tenn fie bat alles verloren. Möge das 
Königreich Italien fit) bemühen, mit den ihm zu Gebote fiehenden Mitteln 
Rom zu erwerben. Rom aber möge fich ſeibſt und Stalien Traft jenes eins 
jigen Mittels, das unfeligerweife allein noch in feiner Gewalt ift, fich zurfid: 
geben, das heißt durch Empörung. Rom, bebenft e8 wohl, o Brüder, iſt 
es fich ſelbſt und Stalien fchuldig, die italienische Revolution durch eine freis 
willige Erhebung feiner Bevölkerung zu krönen“. 


1. Aug. Nachdem der Subpräfeet von Corleone ben etwa 800 Freis 


2, 


willigen Garibaldi's durch Lift die Waffen der dortigen National: 
garde verfchafit hatte, hält Garibaldi im königl. Wald vor Ficuzza 
(auf dem Wege von Palermo nady Eorleone) Mufterung über die: 
felben und richtet eine Prochamation „an die jugenblihe Schaar“: 


„Gefährten! Wiederum ift e8 bie heilige Sache, welche uns zuſammen⸗ 
führt. Ohne zu fragen, wohin wir uns wenden, jeid Ihr herbeigeeilt, um 
zu fümpfen. ak maßen fih an, uns beberrfchen zu wollen. 
bitte die Vorjehung, mir Euer Vertrauen zu bewahren, ba ih Cuch nur 
Arbeiten und Strapagen verfprechen Tann. Zapferfeit von Euch zu ver: 
langen, wäre überflüffig, aber zur Mannszucht muß ih Euch ermahnen, 
duch Mannszucht haben bie Römer die Welt beberricht. Gewinnt bie Liebe 
der Bevölkerung, bie Achtung unfres tapfern Kriegsheeres, um die Einigung 
bes Vaterlandes herzuftellen. Diesmal werden auch bie Sicilianer die Er⸗ 
öffner der großen Geſchicke fein, zu denen das Vaterland berufen ift”. 


v Rattazzi erflärt im Senat, bie Regierung babe alle Anfivengungen ge 
madt, um bie Anwerbungen zu verhindern und fet entichloffen die Erpe: 
ditionen zu verhindern, wozu bie nöthigen Maßregeln getroffen feten. 

„ General Engia, ber neue Präfert von Balermo, ein für fähig umb 
energiſch Bora Mann, trifft mit ansgebehnten Vollmachten in ber Haupt⸗ 
ſtadt Siclliens ein und erläßt folgende Proclamation: „Seit einiger 
Zeit herrſcht auf der Inſel eine Sährung. Der gefelihe Stan 
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bie Regierung zurüdgebalten, ven bisherigen Handlungen gewaltfam ent: 
gegenzuwirfen; jett aber, ba die Bewegung bie Waffen ergreift und einen 
militärischen Charakter annimmt, weldyen die Gelege verbieten, kann bie 
Regierung fie nicht länger dulden und wird alle Mittel zu ihrer Zerfireu: 
ung aufbieten, wovon dic Bürger zum Voraus benachrichtigt werden. Wie 
Regierung kann nicht auf ihren Beruf verzichten, und fein Name, wietbeuer 
er au dem Baterlande fei, darf fih bie Vorrechte bes von ber Nation er- 
wählten Königs Victor Emanuel anmaßen“. 


3. Aug. Minifterrath in Turin. Der König unterzeichnet eine birch 
gegen Oaribaldi gerichtete Proflamation: 


„Italiener! In dem Augenblide, wo Europa ber Mäßigung unferer 
Nation feine Achtung gezollt und ihre Rechte anerkannt bat, iſt es für mein 
Herz betrübend, zu ſehen, wie unerfabrene und getäufchte Sünglinge, tie 
Pflichten der Danfbarkeit gegen unfern beſten Altirten vergeffend, den Ra- 
men Rom’s, der ale unfere Wünfche und Beftrebungen in fich vereinigt, 
zum Kriegsgeichrei machen. Treu ber Berfaffung, bie ich befhworen, hade 
ih bie durch das Blut und ben Heldenmuth meiner Bölfer geheiligte Fabne 
Pen immer body gehalten. Der folgt nicht biefer Fahne, der bie ge: 
eglihen Schranken durdbricht, die und Eicherbeit bes Baterlantes 
gefährbet, indem er fih zum Herrn jeiner Geſchicke aufwirft. 

„Staliener! Hütet Euch vor Handlungen ftrafbaren Ungeſtüms und um: 
befonnenen Agitationen. Wenn einft bie Stunde für die Bollendbung un: 
feres großen Werkes gefchlagen bat, dann wird bie Stimme Eures Königs 
in eurer Mitte laut ertönen. Jeder Aufruf, ber nicht ber feinige if, ift ein 
Aufruf zur Rebellion, zum Bürgerfrieg ! 

„Die Berantwortlichkeit und die Strenge bed Gefeßes wird auf diejenigen 
fallen, die meine Worte nicht hören. Bon ber Nation erforener König, 
ferne ih meine Pflichten. Ich werde die Würbe meiner Krone und bed 
Parlaments unverlegt zu wahren wiffen, um das Necht zu haben, von Eu: 
ropa volle Gerechtigkeit für Ztalien zu verlangen”. 


„» » Rattazzi, in ber Kammer über bie eben erjchienene königl. Proklama⸗ 
tion interpellirt, erflärt, das Manifeſt fei durch die Anmwerbungen ber: 
vorgerufen worden. Dan babe das Gerücht verbreitet, diefelben würden von 
ber Regierung insgebeim begünftigt und e8 müſſe darüber jede Unflarbeit 
ſchwinden. Die Italiener follten die Wahrheit erfahren, bie Bethörten bie 
Augen öffnen. Der Minifter erkennt die Wichtigkeit der von Garibaldi 
ge ken Dienfte an, bemerft jedoch, daß der Erdiktator dadurch, daß er im 

amen Victor Emanuel’6 gekämpft, gefiegt babe. Stalien babe keine ans: 

dern Vertreter als das Parlament und die Regierung. Wenn Garibalbi 

die gelenlichen Schranken überfchreite, wenn er waffne, wenn er im Namen 
der Nation ſpreche, jo compromittire er Stalien, und werbe bem allge: 
meinen Rehte anheimfallen, um wie jeder Andere beftrait 
zu werben. Rattazzi bofft jedoch, daß Garibaldi, der nunmehr bie An: 
ficht des Königs Fenne, fih unterwerfen und einen Bärgerfrieg vermeiden 

werde. Was das Minifterium anbelange, fo werbe es feinen — 28 

unternehmen, weil es feinen Zweck durch einfache Anwendung ber Gelee zu 

erreichen hoffe. Die Rede wirb mit lautem Beifall aufgenommen. 


Nah kurzer Discuffion befchließt die Kammer: „Indem fie 
fi den edlen und felten Worten des Königs ak: 
Ichließt, gebt fie zur Tagesordnung über“. 

5 „ Tagesbefehl des Kriegsminifters, General Betitti, an die Armee. 
6. „ Ber Minifterrath beräth die Auflöfung bes Emancipationsvereins. 
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7. Ang. Garibaldi beginnt von Ficuzza ans feinen Marſch gegen Mefe 


9. 
16. 
17. 


19. 


20. 


m 


21 


e 


fina oder Catania. 


-» Das Parlament befchließt, fih nicht ohne königl. Dekret zu vertagen. 


„ Auflöfung der bisherigen Ungarifchen Legion in Aleſſandria. 

„ Die Regierung befchließt nunmehr die Emancipationsgeſellſchaft 
aufzuheben und das Archiv ber Direction derfelben in Genua mit 
Beichlag zu belegen. Den Generalen Eugia in Sicilien und La: 
maruıora in Neapel werben durch königl. Dekret außerordentliche 


Vollmachten ertheilt. 

Dasjelbe wirb burh einen von fämmtlihen Miniftern unters 
zeichneten Beriht an ben König motivirt: „... Die Nepräfentanten 
der Regierung in Sicilien, eingeben? der von Garibaldi geleiftetenr Dienfte, 
haben in Berüdfihtigung ber Anhänglichkeit des Volkes an ihn und nas 
mentlih in Betracht der ganz befondern Wohlgewogenheit, mit welcher Ihre 
Majeftät ihn beehrt get, ihm gegenüber eine Langmüthigfeit beobachtet, bie 
unter andern Unftänden nicht zu entfchuldigen gewejen wäre. Die gewöhn⸗ 
Iihen Vorkehrungen, welche noch unlängft genügten, um die am Fuß ber 
Tyroler Alpen bedrohte Ruhe und Sicherheit Stalins zu erhalten, können 
heute ihrer Abficht nicht mehr entfprehen. Da, wo alle Hoffnung auf Eins 
lenken verfhwunden, der Aufruhr offen am Tage liegt, würde die Regie: 
rung Ihr Vertrauen und das ihr noch in letzter Zeit ausgefprodhene Ver: 
trauen des Parlaments täufhen, wenn fie Ihrer Majeftät nicht rathen wollte, 
nicht auf die Etimme des Herzens zu hören, fondern alle Mittel anzumen: 
den, mit welchen bie Krone, kraft der Gefege und der Natur der Dinge, 
ausgerüftet if, um bie Empörung nah alten Seiten niederzufchlagen und 
bie Herrſchaft der auf der ganzen Inſel unterdrüdten und in Staub getre 
tenen Geſetze wierer berzuftellen . .. Durh Erhebung einer Fahne gegen 
bie Ihrige, durch Bewaffnung von Bürgern gegen Jhre treuen Truppen bat 
General Sartbalbi fih als Gegner des Staats erklärt... Daher, Sire, 
ſchlagen wir Ihnen vor, die Inſel Sicilien in Kriegszuſtand zu erklären, 
und zwar fo lang, als die Mebellion dort dauern und bie Orbnung nicht 
bergeftellt fein wird. Ihre Regierung übernimmt mit Entfchlofjenheit bie 
Berantwortlichkeit für die ausnahmöweifen Maßregeln . . .* 

„ Saribalbi, der die k. Truppen, bie ihn auf bem Wege gegen 
Meifina glaubten, geſchickt täufchend feinen Marih nah Catania 
eingefhlagen Hatte, rüdt mit feinen Freiwilligen in letzterer Stabt ein. 
„ Seneral Eugia verhängt den Belagerungszuftand über ganz Sicilien. 

Rattazzi wirb im Senat über bie Dinge in Sicilien interpellirt. Er theilt 
mit, General Mella babe geglaubt, daß Gartbalbi bie Abficht hege, nad 
Meſſina zu gehen. Garibaldt habe bie entfernte Stellung der Truppen bes 
Generals Ricotti benũtzt und fich fchnell nad Catania gewendet. Die Res 
gierung habe nummehr Truppen nad Catania gefandt. Die Flotte, die ſich 
in den bortigen Gewäflern befinde, werde fih der Ein» und Ausſchiffung 
ber Freiwilligen widerfegen. Er hoffe, daß der normale Zuftand in Sieilten 
in wenigen Tagen bergeftellt fein werde. 

Der Senat geht, nachdem er die Veberzeugung ausgeſprochen, 
daß das Minifterium mit größter Energie handeln werde, damit 
das Geſetz und die Würde der Krone, fo wie des Parlaments 
unangetaftet bleiben, zur Tagesordnung über. . 


Das Parlament wird durch königl. Decret vertagt. 
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22. Aug. Verſammlung vom 11 neapolitaniſchen Abgeordneten in Neapel. Zwei 
davon, Mordini und Fabrizi werden von Lamarmora gefangen geſetzt, den 
übrigen gelingt es, ſich zu verſtecken oder zu entfliehen. 


23, „ Der Marineminiſter Admiral Perſano gebt von Turin perfönlid 
nah Sicilien ab. General Cialbini wird, da fid) General Eugia 
in Sicilien als ungenügend erwiefen, zum außerordentlichen königl. 
Commiſſär auf der Inſel ernamt. 


24, „ Während Menotti Garibalbi einen Scheinangriff gegen Meifina 
macht, ſchifft fih Garibaldi troß zweier Kriegsfäiffe, bie vor 
Satania Liegen, um feine Abfahrt zu verhindern, daſelbſt ein und 
landet mit einer Anzahl Freiwilliger glüllih zu Melito bei Cap 
Spartivento in Calabrien. Bor feiner Abfahrt erläßt er folgende 
Proclamation: 

„Sstaliener! Mein Programm ift immer noch basfelbe; ih will, fo weit 
es von mir abhängt, daB das Plebiſcit vom 21. October 1860 eine Wahr: 
beit werde, daß ber Pact zwifchen Volk und König jur vollen Ausführung 

elange. Ic beuge mich vor der Majeftät Victor Emanuel’s, des erwählten 

Önigs der Nation; aber ih bin eines Minifteriums Feind, das nur dem 
Namen nach italienifch iſt, das, der Diplomatie zu Gefallen, im Monat 
Mai die Verhaftung und ben Prozeß von Sarnico angeordnet bat, wie «8 
heute den Bürgerkrieg im Süden hervorruft, blos um fid bie Geneigtheit 
des Kaiſers Napoleon zu fihern. Ein ſolches Minifterium kaun und barj 
nicht länger ertragen werden. Es bintergeht bei König und compromittirt 
ihn, wie es in ber Proclamation vom 3. Auguft geihah. Durch feinen 
verfiodten Municipalismußs treibt e8 zur Lostrennung der füdliben Provinzen 
und verräth die Nation. Die Livrde eines fremden Herrn barf für fein 
Miniferium unter ung einen Anfpruh auf Ehre und Achtung geben. Wis 
id das ficilianifche Ufer betrat, ftand dieſe hochſinnige Inſel auf dem Punkte, 
in Berzweifliing auszubreden. Die neapolitanifhen Provinzen, Jedermann 
weiß es, können nur durch erdrüdende Militärmacht niedergehalten werben. 
Liebe und gute Verwaltung follen die Einheit Staliens begründen. Die 
Municipaliften haben ben entgegengefegten Weg vorgezogen. Sie haben 
Daß geſäet und in reihem Maße Haß geerntet. Die Bahrfinnigen! fie 
wollen, ich weiß es, ben Bürgerkrieg, um beito leichter bie Zukunft ber 
— im Blute zu erſticken und auf dem Altare bes Despotismus wohl: 
gefällige Opfer zu ſchlachten. Ich für meinen Theil werde nicht — 
daß ſolche verbrecheriſchen Plane zur Ausführung kommen. oge bie 
Formel des Plebiſcits abermals Italien retten! Möge jede örtliche Sorge 
vor der großen Einheitsidee zurücktreten! Mögen alle Herzen und denkenden 
Köpfe Italiens fi einigen, um zu dem großen Ziele unjerer Wiedergeburt 
zu gelangen. Mögen Gedanfe und That aller Patrioten ausſchließlich auf 
bas römiſche Befreiungswert gerichtet jein! Später das Weitere! Nah Rom 
alſo, nad Rom! Erhebt Eu, Ihr Tapferen von 1848 und 1849! uf, 
du feurige Jugend von 1859 und 1860! Herbei zum heiligen Kreuzzuge! 
Wir werden fiegen, denn wir haben für uns bie Vernunft, das nationale 
Recht und das allgemeine Gewiſſen. Unfere Revolution bat große Hoff: 
nungen in ber Welt erwedt. Wir müflen fie mehr und mehr rechtfertigen. 
Ich bin überzeugt, das italienische Volk wirb feiner Pflicht nicht untreu 
werben. Wollte Gott, unfere tapfere Armee wäre dann mit uns! Wenn 
ih etwas fürs Vaterland babe thun können, jo glaubt meinen Worten. 
Ich bin entilofien, in Rom als Sieger einzuziehen oder unter feinen 
Mauern zu flerben. Aber wen ich fierbe, fo bin ich Überzeugt, Ihr werbet 
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meinen Tob würdig räden nnd mein Wert vollenden. Es lebe Stalien! 
Es lebe Victor Emanuel auf dem Capitol!“ 

35. Aug. Lamarmora verhängt den Belngerungszuftand auch für das 
Feftland von Neapel. | 

%. „ Admiral Perſano beſetzt Eatania und nimmt 800 Freiwillige 
dafelbft gefangen. 

» . Zuſammenſtoß zwiſchen ben Garibaldifhen Freiwilligen und ben von 
Reggio aus betadhirten Regierungstruppen. 


» » Rriegsrath Lamarmora's, Cialdini's und anderer Generale in Neapel. 
Gialdini und Pinelli gehen nah Sicilien, Redel nach Reggio ab. 


%. „ Garibaldi zieht von Melito aus mit ſeinen Freiwilligen gegen Reggio. 

» » In Meſſina werden in der Naht vom 26. auf deu 27, fortwährend 
Truppen nach Calabrien eingeſchifft. 

28. „ Garibaldi verzichtet auf einen Angriff auf Reggio unb wendet 

ſich in die Berge. 

„ Gefecht bei Aspromonte. Garibaldi wird verwundet und von 
Oberſt Pallavicino gefangen. Ende feines ganzen Unternehmen. 
4. „ Cialdini erläßt von Meffina aus folgende Verfügung: „Art. 1. 
Alle diejenigen, weldye in den Feldern von Sicilien unb Galabrien 
mit Waffen umherſchweifend angetroffen werben und fi über ihr 
Bermweilen bafelbft. nicht ausweifen können, werben als Räuber 
angefehen und behandelt. Art. 2. Die Ueberrefte der Garibaldi⸗ 
ihen Banden werden als Kriegsgefangene von ben Militärbehörbden 
angefeben und behandelt, infofern fie fi vor benfelben innerhalb 
fünf Tage vom Datum dieſes Manifeftes ftellen. Nach Ablauf 

biefer Frift fallen fie unter die Beitimmungen bed Art, 1.” 


29, 


1.&ept. Garibaldi trifft auf cinem — als Gefangener im Hafen 
von La Spezzia ein, wird aber erſt am 3. Sept. im Fort Varignano auf 
der Infel Palmeria ausgeſchifft. 


„„In Turin findet unter dem Vorſitze des Königs ein Miniſterrath ftatt 
unter Zuzug ber angefehenfien Männer außer der Regierung. Ber Ge: 
richtshof von Neapel, deſſen Zufändigkeit im Princip für bie Beurtheilung 
Garibaldi's und feiner Mitgefangenen anerfannt wird, wirb vom Juſtiz⸗ 
miniſter aufgefordert, den Eaflationshof von Mailand an feiner Stelle zu 
belegiren. 

5 „ Das bevorſtehende italienifche Schügenfeft wird auf den Juni Fünftigen 
Jahres verjchoben. 

10. Sept. Circularnote Durando's über das vereitelte Unternehmen 
Garibaldi's und bie daraus zu ziehenden Confequenzen für bie 
Haltung Italiens gegenüber Rom: 

„Die Haltung, welde bie Regierung feit dem Attentate von Sarnico an« 
emommen hatte, gab Grund zu ber Erwartung, daß der General Garibalbi 
tberhin auf Unternehmungen verzichten werde, melde fi) mit ber be 

Rebenden Ordnung nicht vertrugen und geeignet waren, Stalien in feinen 
Beziehungen zu den fremden Regierungen bloszuftehen. Dieſe Erwartung 
wurde getäufht .. . Das Geſetz hat gefiegt, allein das Lofungswort ber 
Freiwilligen war, man muß es zugeben, diesmal der Ausdruc eines Des 
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Btalicn. 


N 


- dürfniffes, welches fih heute dringlicher als je erweist. Die 


ganze Nation verlangt nah ihrer Hauptſtadt. Sie hat bem 
unbedadhten Trängen Garibaldi’® nur wibderftanden, weil fie überzeugt it, 
daß die Regierung des Königs das Mandat, welches fie bezüglih Roms 
vom Parlament erhalten bat, zu erfüllen willen werde. Bas Problem 
bat eine andere Geftalt gewinnen können, allein bie Dringlichkeit einer 
Löſung ift dadurch nur ftärfer geworden. Angefihts der immer ſchwereren 
Erihütterungen, welche fih auf der Halbinſel wiederholen, merden bie 
Mächte begreifen, wie unwiderſtehlich der Drang ift, ber die Ration nad 
Rom treibt, Sie werben begreifen, daß Stalien eine hohe und legte An⸗ 
frengung gemacht bat, indem es einen Dann als Zeind behandelte, weldyer 
doch fo glänzende Dienfte geleiftet und ein Princip hochhielt, das im der 
Bruft aller Italiener lebt. Eie werden einfeben, daß die Staliener, indem 
fie ohne Zögern ben Souverän in ber eben durchlaufenen Krije unterftügten, 
alle ihre Kraft um den legitimen Vertreter ihrer Rechte nur in dem Sinne 
vereinigt haben, daß ihnen endlich volle Gerechtigkeit zu Theil werde. Nach 
biefem Siege, den 28 gewiflermaßen über ficy jelbf} errungen, bat Italien 
nicht mehr nöthig, zu bemeifen, baß feine Sache bie ber europäifchen 
Ordnung if; es bat hinlänglich gezeigt, zu welden Opfern es ſich zu ent: 
fließen weiß, um jeine Berpflihtungen zu balten, und Europa wei 
namentlih, daß Italien diejenigen balten wird, welche es bezüglih der 
reiheit des heiligen Stuhls übernommen und noch zu übernehmen bereit 
iR. Die Mächte müflen uns von nun an belfen, bie Vorurtheile zu zer 
freuen, welche noch im Wege ftebgr, um Stalien die Ruhe zu verihafien 


. und Europa fiher zu flellen. Die katholiſchen Nationen, Frankreich ins 


befondere, das fo ausbauernd an ber Vertheidigung ber weltlihen Intereſſen 
ber Kirche gearbeitet bat, werben die Gefahr anerkennen, die darin liegt, 
wenn noch länger zwiſchen Stalien und dem Papſtthum ein Antagonismue 
beſteht, deſſen einzige Urfache in ber weltlichen Gewalt zu fuchen ift, und 
wenn der Stift der Mäßigung und Berföhnlichfeit, von weldem das 
italieniſche Voik bis dahin beſeelt war, erlahmt. Ein folder Zuſtand ber 
Dinge iſt unbaltbar; er würde die Negierung bed Königs zulegt zu Äußerjien 
Conſequenzen nöthigen, deren Berantwortlichfeit dann nicht auf uns allein 
laften würde und welche die religiöfen Intereſſen der katholiſchen Ehriften: 
beit und die Ruhe Europa’s fhwer compromittiren müßten.“ 


10, Sept. Die Regierung feht bie gefangenen Garibaldianer unter 


17. 


25. 


183 Jahren (den größten Theil der bei Aspromonle ©efangenen) 
in Treibeit. 

„ Die, officielle Ztg. erflärt gegenüber ben Auslaffungen bes franzöfifchen 
Eenators Lagueronniedre in dem Pariſer Blatte „La France‘ (f. Frank: 
teih), „bie Einheit Stalien’s koönne keinen Gegenjtand der Unterfuhung 
für einen Congreß abgeben, Die italienifhe Monardie könnte zn feinem 
anderen Zwed an einem Gongreß theilnehmen, ala um bie Gonfequenz ber 
Einheit anzufprehen, welche nicht durchgeführt fei, fo lange Rom nicht die 
Hauptftabt fein wirb.” 


„ General Lamarmora ergreift bie Gelegenheit, die ihm der Belagerungs: 


zufland in Neapel an bie Hand gibt, um ber ſog. Samorra mit allen 
Mitteln zu Leibe zu gehen. Fortwährenb finden zablreihe Berbaftungen 
fog. Camorriſten ftatt. 


„ Mnterzeihnung bes Heirathsvertrages zwifchen ber Priuzeflin Pia 


von Stalien und dem Könige Dom Louis von Portugal. 

„ Mazzini erflärt durch ein Manifet ben Pact feiner Partei mit ber 
Monarchie für gebrochen, wie er burch ein früheres den Pact mit ber 
Regierung für gebrochen erHlärt hatte, „Die fönigl. Musketenkugel, die Ga⸗ 
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ribaldi verwundete, Bat die letzte Zeile bes Vertrages zerfiört, den wir Re 
publifaner vor num zwei Jahren mit der Monarchie eingegangen find... . 
Im Namen ber bedrohten Einheit, im Namen ber Märtyrer, bie, alle Re 
zublifaner, in langer Opferreihe während eines balben Jahrhunderts das 
Fundament zum italienifhen Vaterlande gelegt, im Namen des beleidigten 
Gewiſſens trennen wir uns heute für immer von einer Monarchie, die in 
Sarnico für Oeſterreich, in Ajpromonte für den Papft fämpft. rei von 
jedem anderen Bande, als dem, das uns an die heilige Sache bes Bater: 
landes feſſelt, ehren wir zurüd zu unſerm alten Bauner, zum Glauben 
unferer großen Vorfahren, zum republikaniſchen Schlachtenruf, dem Schöpfer 
all unferes Ruhmes, zum Volke, als der nunmehr einzigen Hoffnung Star 
liens, zur Vernunft, zur Wahrheit.” 


2. Oct. General Brignone ordnet auf Sicilien eine allgemeine Entwaffnung an. 


» „ Der Finanzminifter veröffentlicht den Jahresbericht Tiber bie Finanzge⸗ 
bahrung von 1862 und das Budget für 1263. Das Jahr 1862 ergibt 
ein Deficit von circa 351 Mill. Fr., die Ausgaben betragen 974,347,399 
Ir., die Einnahmen nur 623,411,144 Fr. Nah, dem Budget für 1863 
betragen die ordentlichen Ausgaben 763,343,206 Fr., die außerordentlihen 
172,044,729 Fr., die ordentlihen Einnahmen 549,355,244 Fr., die außer: 
ordentluchen 65,456,408 Fr. Das Deficit betrüge demnach circa 320 Dill, 
30 Mill, weniger als 1862. Der Finanzminiſter bofft indeß auch dieſes 
Jahr vermöge der von ihm eingebrachten Finanzgefege Über Domänenver: 
kauf u. ſ. f. ein Anlehen vermeiden zu können. 


5. Det. Ein kgl. Decret ertheilt Garibaldi und feinen Genoffen, mit Aus 
nahme der “Deferteurs von der Armee und Flotte, allgemeine Amneſtie. 


Bericht des Minifters an den König: Die Gründe, melde bie 
Regierung verpflichteten, dem ebelherzigen Wunſche Em. Maj. zu widerſtre⸗ 
ben, bejtchen nit mehr. Die Herrihaft des Geſetzes ift geſichert. Das 
Berirauen zu Ihrer ofienen und zugleich weifen Politik hat die Ungebuld 
genäßigt, weldye Garibaldi auf die Bahn ber Nebellion getrieben und bie 
Kataftrophe von Aſpromonte herbeigeführt hat. Man hat nun erkennen 
fönnen,, daß, wenn er in Ihrem Namen fämpfend Wunder getban hat, er 
dies nicht mehr vermochte, als er pflichtvergejien, meld’ ein Stel er auch 
immer hatte, feine Waffen gegen.Shre königl. Rechte kehrte. Jetzt wünſcht 
das beruhigte Ztalien in Erinnerung an Garibaldi's Dienfte feine Yebltritte 
zu vergefien. Dieſem Wunſche bes Landes fließen fi alle Freunde der 
Freiheit und Einheit Staliens an, Sobald es fi) darum handelte, bie Re⸗ 
bellion zu befämpfen, bat die Regierung bie entjchiedenften Maßregeln in 
Vorſchlag gebracht. Jetzt nad) Befeitigung aller Gefahr macht fie * zum 
Herold des allgemeinen Wunſches nad Gnade. Sie würde gerne die Am: 
neftie auf Alle ausdehnen, aber Ausnahmen find nothwendig. Das Gefühl 
der militäriſchen Pflicht erlaubt es nicht, auch bie Soldaten (Deſerteurs) zu 
begnadigen. Zu deren Gunften ebenfalls mildernde Umftände anzunehmen, 
verbietet uns die Fahnenehre.“ 


8. „ Die Htalienifhe Negierung läßt fih, in Folge bes chen erft 
im frangöfifhen Moniteur veröffentlichten Briefe des Kaiſers Na⸗ 
poleon vom 20. Mai über die römifche Frage, und da Frankreich 
bis jetzt auf das Begehren der italienifhen Depefhe vom 10. 
Sept. gar nicht zu antworten geneigt fcheint, dazu herbei, der 
Sranzöfifhen Regierung zu erklären, fie wäre geneigt, in Unter: 
handlungen einzutreten, und wie fie andeutet, bie Verpflichtung zu 
übernehmen, für den Tal eines Zurüdzichens der franzößſchen 
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Deeupationstruppen aus Rom bafelbft nicht gu interbeniren, ſon⸗ 
bern ben Papſt den Römern allein gegenüber zu laffen. 

Depefhe Durando's an ben italienifhen Geſandten in Pa 
ris: „... Bis jetzt konnte bie Franzöſiſche Negierung ber den wieder: 
holten Verſuchen der italieniſchen Revolutionspartei Zweifel hegen, ob wir 

enügende Kraft und Autorität zu ihrer Unterdrückung, zur Herſtellung der 

—* im Lande und zur Haltung der Verpflichtungen beſäßen, die hinſicht⸗ 
fih der Garantie der Sicherheit des Papftes einzugehen wir Beranlafjung 
haben würden. Diefer Zweifel ift fortan nicht mehr möglih! Tie Energie, 
welche die Regierung den letzten Greignifien gegenüber an den Tag gelegt, 
bie Rafchheit, mit welcher fie die Geltung des Geſetzes wieder hergeſtellt, und 
bie Amneitie, die fie ohne Furcht dem Könige hat anratben können, liefern 
ben Beweis, daß fie das Bewußtſein ihrer Kraft befigt und baß fie dieſelbe 
zur Aufrechthaltung der befteheuden Ordnung und eingegangener Berpflich 
tungen anzuwenden nicht zögern wird. 

„Nach unferer Meberzeugung ift e8 jet eine ausgemachte Sache, daß einer 
Berftändigung über die Thunlichfeit einer Aufhebung der Occupation nichts 
mehr im Wege ſteht. Man bat mit diefer Politik den Verſuch gemacht, 
ohne — ich wiederhole es — die vergeblidy geforderte und vergeblich geboffte 
Berföhnung und Meform herbeiführen zu können. Wenn man die römiiche 
Curie allein ihren Unterthanen gegenüber läßt, jo wird man, es ſteht zu 
hoffen, erreichen, was die Langmuih bes Kaifers durd) 14 Jahre der Occu⸗ 
pation und unfrucdhtbare Unterhandlungen nicht hat erreichen können. 

„Aus alen dieſen Rüdfichten kann fich bie Fonigl. Regierung nicht län⸗ 
ger mehr enthalten, die Aufmerkfamfeit der Regierung bed Kaifers auf eine 
Sachlage zu richten, welche die ſchleunigſte Abgilfe verlangte. Wir wenden 
uns daher an diefelbe, um auzufragen, ob fie nid den Augenblid für ge- 
fommen cradtet, die Truppen aus Rom abzuberufen und eine neue Com: 
bination zu ſuchen, weldye eine für beide Länder fo gefahrvolle Rage beten 
fann. Die Stalienifche Regierung ift bereit, die Vorſchläge, die man ihr 
zum Bwede der Sicherung der Unabhängigkeit des heil. Stuhles machen 
wird, zu prüfen, fobald die fremde Occupation aufgehört bat. Sie wird bie 
Vermittlungsentwürfe in Erwägung zichen, welde bei Beruhigung des far 
tholifhyen Gewiſſens zugleich die berechtigten Forderungen der italienifchen 
Nationalität befriedigen.“ j | 

15. Oct. Anshebung ber Jahrgänge 1820 — 39 für bas Landheer unb bie 
Flotte in ganz Stalien, Neapel inbegriffen. 


23. „ Ber König empfängt eine römische Deputation mit einem Hoch— 
zeitsgeſchenk für die Brinzeflin Pia, Königin von Portugal. 

„» „ Kine mit 8943 linterfchriften verfebene Abrefie des niedern italieni- 
hen Klerus bittet den Papft, auf feine weltliche Herrichaft zu verzichten. 
PB. Paſſaglia wird als der intelectuelle Urheber diefer Adreſſe bezeichnet. 

2. Nov. Ein Fönigl. Decret dehnt die Anıneftie vom 5. Det. auf alle biejeni- 
gen aus, welche ſich vermütelſt der Preſſe, durch öffentliche Demonftrationen 
oder in irgend einer anderen Weile an den in jener Amneftie bezeichneten 
Handlungen betheiligt haben. 

6. „ Der König gebt nad) Mailand und bält bafelbft eine große Neväe über 
bie regulären Truppen und die Nationalgarde ab. 

13. „ Der König fehrt nad Zurin zurüd, nachden er außer in Mailand aud 
in Biacenza, Bologna 2c. große Militärrevien abgehalten. 

14, „ Ein Kriegsgericht verurteilt den General Faverges wegen ungerechter 
Zügtigung eines (meapolit.) Soldaten zu 4 Monaten, bie anderen dabei 
betheiligten Offiziere zu je 2 Monaten GSefängniß. 

17. „ Aufhebung des Belagerungszufandes in Neapel. 
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18. Nov. Wieberzufammentritt des Barlamentes. Pairsſchub. 
Rattazzi legt in der Abg.⸗-Kammer die auf die römifche Frage be: 
züglihen Actenſtücke auf den Tifh des Hauſes. Buoncompagni 
kündigt eine nterpellation gegen das Minifterium an. 


N. „ Erfte Niederlage bes Minifteriums: Die Abg.-Kammer 
erflärt die in Sicilien während bed Belagerungszuftandes vorge: 
nommenen Wahlen für ungültig. Beginn ber großen Debatte über 
die Interpellation Buoncompagni’d. Rede Buoncompagnid. ® 


. Nev. Fortfegung ber Parlamentsdebatte Über die Iepten Ereigniſſe. 
un bes General Cugia, geweſ. außerorbentl. Commiflärs des Königs in 
icilien. 

%. „ Foriſetzung der Parlamentsdebatte. Rede des Miniſterpräſidenten 
Rattazzi. 


28. „ Foriſetzung ber Parlamentsdebatte. Rebe des Miniſters bes Nuss 
wärtigen, Durando. 


V. „ Fortiegung der Parlamentspebatte. Rebe des General Brignone, 
Milttärcommandanten in Sicilien. 


1. Dec. Rattazzi zeigt dem Parlament den Rüdtritt fei- 
nes Minifteriums an. Buoncompagni zieht feine Interpella⸗ 
tion zurüd, 

3. Dec. Empfang des neuen franz. Gefandten, Graf Eartiges. 

9. Dec. Bildung bed neuen Minifteriums: Farini Minifter- 
präfident, Bafolini Auswärtiges, Peruzzi Inneres, 

1. Der. Das neue Minifterium legt dem Parlament fein Brogramm ver. 


Farini: „Durd das Vertrauen bes Königs mit der ſchweren Aufgabe 
betraut, die Adminiſtration des Staates zu leiten, ift es unfere Pflicht, zu 
erflären, daß wir vor Allem in der Unterftügung des Parlaments jene Au⸗ 
torität fuchen werden, die nöthig ift, um im Jnunern die Organijation zu 
vollenden und dem Ausland gegenüber die Ehre und bie Interejlen Stalien’s 
zu tepräjentiren. Die Nation fühlt, daß die Zeit gefommen ift, wo die Er- 
rungenfchaften und Wohlthaten der Einheit gefichert, und an die Neges 
lung der inneren Angelegenheiten energijche Hand angelegt werden 
muß. Wir haben uns vorgenommen, bdiefen Erwartungen bes Volfes da- 
durch zu entfprechen, daß wir ihre Interefien und Bebürfniffe genau erfor: 
ihen, die von der Erfahrung und vorgezeihneten adminiftrativen Reformen 
auf dev Bafis einer ansgedehnten Decentralifation vollenden und ber Ent: 
widlung der conftitutionellen Freiheiten in alen Theilen des Staatsorga- 
nismus jeglihen Vorſchub leiſten werden. Allein dieſe Entwidlung ber 
Freiheit bat die Hffentlihe Ordnung zu ihrer erften und nothwendigften 
Yedingung. Würde die öffentliche Ordnung nicht feft aufrecht erhalten, fo 
würde Italien in fih bie Zuverfiht des endlihen Triumphs abnehmen 
jeben, und auf feinem Wege das Mißtrauen ber Regierungen und ber Böl- 
fer Suropa’s als ein kaum überfteigbares Hinderniß Inte. Die Italie⸗ 
ner haben bewieſen, daß fie, eutſchloſſen und fiher in ihren Anftrebungen 
für Einheit und nationales Recht, diefen Glauben nie trennen von ihrer 
tiefen Ergebenheit für die Monarchie und das Gefeg. Mit diefem Schaus 
fpiel verftändigen Sinnes, welches Stalien gab, geht Hand in Hand das 
Gefühl der nationalen Dankbarkeit für die Armee, das Symbol und 
Pfand unferer Geſchicke, die, nachdem fie glorreih die Schlachten der Unab- 
Bängigkeit gejchlagen, bei einer jüngſten fehmerzlichen Probe das edelfte Bei⸗ 
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ſpiel von Disciplin und Selbſwerläugnung dadurch gab, daß fie ber ver⸗ 
letzten Autorität der Geſetze wieder zu ihrem Rechte verhalf. Wir haben 
feſten Glauben an die Principien bes öffentlichen Rechts und am die feier: 
lichen Abftimmungen bes Parlaments. Feſt in der unerfchütterliden Ueber: 
zeugung, daß die Nationaleinheit ihrer Vollendung entgegengebt, glauben 
wir einem gemeinfamen Gefühl der Würde zu entſprechen, wenn wir uns 
aller Verjprehungen enthalten, denen nicht alsbald die Erfüllun— 
en folgen; wir finden in unferem eigenen Glauben die Berechtigung, Qtas 
ien zu erflären, daB es dieſe Vollendung von dem Gang der Ereigutjie 

= und von den vorbereiteten Gelegenheiten erwarte, und zwar ohne Seldbſt⸗ 
täufhung und ohne Mißtrauen. Das Werk unjerer Wiedergeburt wurde 
eingeweiht und wuchs heran durch die freiwillige Uebereinftimmung der Ge: 
mütber , und zeigte fih Europa als eine Bürgſchaft der Ruhe und bes 
Foriſchritts. Mir werben auf diefer Bahn meiter jchreiten, indem wir der 
allgemeinen Lage Europa's Rechnung tragen, und Stalien feine Allianzen 
ſowohl als feine volle Unabhängigkeit zu erhalten trachten werben. Es if 
eine große Aufgabe, welche die Vorſehung unſerer Generation anvertraut 
hat, Indem fie uns bie günftigen Gelegenheiten, bie nöthige Bürgertugend 
und Über Alles diefen tapferen und ehrenſeſten König gab, in deſſen geras 
dem Einn der Glaube der Nation neu geftählt, in beten Namen die ita: 
lieniſche Einigkeit ihren Titel findet, und in welchem die Geſchicke Italiens 
und ber Dpnaftie unauflösbar verſchmolzen find.“ 

15. Der. Das Parlament bewilligt das Budget einftweilen für 4 Monate. 

Das geſammte außerordentlihe Deficit wird vom Finanzminifler jetzt 
zu 771 Milionen angegeben und dic Regierung verlangt die Bewilligung 
zur Ausgabe von 300 Mill. Schatzſcheinen. Da dies indeß nicht genüge. 
jo werde cine Anleihe unausweichlich, doch könne diefelbe dann noch eine 
ziemliche Zeit verſchoben werden, 

16, „ Das Barlament beſchließt, eine eigene Gommiffion zur Unterfuhung bes 
Brigantaggio nach Neapel abzufenden. 

18. „ Bas Parlament genehmigt die Regierungsvorlage behufs Erbauung einer 
Eifenbahn auf der Inſel Sardinien. 

20. „ Grfte diplomatifhe Eirculardepefhe PBafolint's: 

„. .. Wir werden bie theilnahmsvolle Mitwirkung Europa's ung auch 
ferner zu fichern bemüht fein, indem wir energifch bie Kräfte des Lan: 
des entwidelu und durch unfere Loyalität uns das Vertrauen und bie 
Achtung ber Mächte erwerben, ohne auf irgend eines der Princi— 
En zu verzichten, welche für die Erfüllung unferer nationalen Ges 
Hide maßgebend find. Aus beim Bunde der Monardie mit der Freiheit 
hervorgegangen, wird bie italienifhe Einheit ihrem Urfprunge getreu bleiben 
und immer dieſen liberalsconfervativen Charakter bewahren, der ihr in ber 
Vergangenheit fo lebhafte Sympathien erworben bat, und ihr für die Zu: 
funft ihren Antheil an berechtigtem Einfluffe verfehaffen wird.“ 

n . Baribaldi fehrt nad feinem Caprera zurück. 
22, „ Bas Parlament wird durch fönigl. Decret vertagt. 


25. „ Bafolini erflärt bem neuen franz. Gefandten, daß Stafien unter ben 
obwaltenden Umflinden nicht in ber Lage fei, der franz. Regierung irgend 
welhe Borfäläge zur Lfung ber römifhen Frage zu madıen (vgl. 
Frankreich). 

29. Circular des Miniſters des Innern gegen diejenigen Municipalitäten, bie ges 
gen das Brigantaggio feinen genügenden Beiftand leiften. 


7 m Gonflict zwifchen der Regierung und dem Erzbiſchof von Florenz. 





Kom. 


6. Januar. Der Papft ernennt im verfammelten Eonfiftorium ben von ber 


11. 


14. 


18. 


Kufſſiſchen Regierung gewünfcten Prieſter Felinski zum Erzbiſchof 
von Warſchau. 

Eine Depeſche des franz. Miniſters bes Auswärtigen an ben franzdliichen 
Sefandten in Nom forbert den römifchen Hof nochmals zu Transaktion: 
vorjhlägen mit dem Königreich Italien auf (f. Frankreich). 

Ter Papft Fünbigt den Karbinälen an, ba Rußland in die Wiederhers 
Rellung ber Nuntiatur in St. Petersburg eingewilligt babe und hofft wei⸗ 
tere Gunſtbezeugungen für bie unglüdliche polnifche Nation. 

„ Der Papft Iabet die Biſchöfe bes kath. Erdkreiſes auf Pfingſten 
zur Feier der Heiligſprechung der japaneſiſchen Märtyrer nach 
Rom ein: 

Circularſchreiben des Cardinals Caterini: „Se. Heiligkeit würde 
nad dem Beiſpiele feiner Vorgänger, in Rom unter feiner Autorität die Biſchöfe 
Staliend haben verfammeln wollen, damit fie in einer fo hochwichtigen Sache 
ihre wohlerwogene Meinung Fundgeben und durch ihre Anweſenheit bie 
Größe dieſer Feier vermehren könnten; doc in reifliher Erwägung ber be= 
Hagenswertben Leiden, von welchen der größere Theil Staliens heimgefucht 
ift, und in deren Folge es den Hirten nicht erlaubt ift, fi von ihren Heers 
ben zu entfernen, bat diefelbe e8 bicamal für zwedmäßig erachtet, won dem 
gewöhnlichen Brauche abzuweihen. Aus diefem Grunde hat Se. Heil. ge⸗ 
rubt, mir Weifung zu ertheilen, dieſes Schreiben nicht allein an die itas 
lieniſchen Bilchöfe zu richten, fondern an bie bes Fatholifchen Erbkreifes, um 
ihnen die frobe Kunde von dieſer Angelegenheit zu ertbeilen und ihnen 

leichzeitig zu bemerken, daß es Se. Heil. angenehm wäre, alle Bifchöfe zu 
eben, welche ſowohl in Stalien, wie in anderen Theilen ber Welt es ge- 
rathen erachten, die Reife nah Rom zu unternehmen, obne Schaden jedoch 
für die Gläubigen und ohne anderes Hinberniß, um dem Konfiftorium und 
diefen großen Feitlichfeiten anzumohnen“, 

„ Der römifhe Hof lehnt es wiederum und aufs entfchtebenfte 
ab, fih mit tem Königreich Italien in irgendwelche Transactionen 
einzulaffen. 


Antwort bes franz. Gefandbten in Rom an ben franz. Mi: 
nifter bes Auswärtigen auf feine Anftruftionv. 11.d. M.: „... Ich 
Ias dem Karbinal die Depefhe Ew. Exec. vor. „Ach finde in dieſer Des 
yeihe”, fagte mir Se. Eminenz, „ben Ausdrud bes wohlmollenden Inte⸗ 
reſſes wieder, welches Sie uns fortwährend bezeigt haben. Es iſt jedoch 
nicht richtig, daß zwiſchen dem Oberhaupt der Kirche und Stalien eine Miß⸗ 
beligfeit beflünde. Wenn ber hl. Vater mit dem Kabinet von Turin ges 
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brochen hat, jo ſteht er dod in den beften Beziehungen zu Stalin. Selb ñ 
Staliener und ber erfte der Stafiener, leidet er mit unter ben Leiden Ita= 
liens und ift mit Schmerzen Zeuge der grauſamen Prüfungen, weldhe bie 
italienische Kirche treffen. Was eine Verftändigung mit den Räubern be— 
trifft, fo werden wir uns nie darauf einlafien! Ich kann nur wiederholen, 
jede Transaftion auf diefem Gebiet ift unmöglid, mit wel- 
chen Vorbehalten man fie auch begleiten, in welche Wendung der Sprache 


‚man fie auch einhüllen wolle; in dem Angenblick, wo wir fie annäbmerz, 


würden wir fie zu fanktioniren fcheinen. Ber Papft verpflichtet fih bei fei- 
ner Erhebung, wie bie Kardinäle bei ihrer Ernennung, eiblih, nichts von 
dem Gebiet der Kirche abzutreten. Der HI. Vater wird daher feine 
Konzelfion biefer Art machen; ein Konflave würde ebenſo 
wenig das Recht bazu haben; das Gleiche gilt von einem 
neuen Papft, und feinen Nachfolgern von Jahrhundert zu 
Sabrhundert würde ein ſolches Zugeſtändniß ebenſo wenig 
geftattet fein“ Der fehr ruhige Ton bes Kardinal:Staatsfefretärs kün⸗ 
bete zudem einen um fo unerfchütterlidern Entſchluß an, als derjelbe fich auf 
eine Anſchauungsweiſe begründet, welche außerhalb der Discuffion liegt. Ach 
begnügte mid, dem Kardinal Antoneli zu bemerken, daß ſchon ber Ehas 
rakter feiner Erklärung mir die Pflicht auferlege, ihn zu fragen, ob ich fte 
als die endgültige des hl. Stuhls betrachten und ber Laiferlihen Regierung 
übermitteln könne. Nach einem Augenblid ber Weberlegung erbot fih ber 
Kardinal, darüber mit den hl. Mater zu ſprechen, obwohl er biefen Schritt 
für überflüffig halte. Das tiefe Gefühl beiliger Pflichten babe Sr. Heilig: 
feit die feierlichen Erklärungen eingegeben, mit welchen er fih fo oft in 
feinen Encykliken und Allocutionen an die gefammte Fatholifche Chriftenbeit 
gewandt babe. Der Kardinal fah daher ohne Schwierigkeit die Antwort 
voraus, bie er mir am folgenden Tage entweder fchriftlid oder durch Wer: 
mittelung eines feiner Prälaten zukommen zu laſſen verſprach. Ich habe 
denn aud wirklich diefen Morgen vom Kardinal-Staatsfefretär ein Billet 
erhalten, deſſen Ueberſetzung biefer Depefche beigelegt if. Nah Einbolung 
ber Befehle des Papſtes jagt mir der Karbinal, babe er feiner geftrigen 
Antwort nichts binzuzufügen, noch etwas davon zurüdzunchmen. — Um mich 
furz zu fallen, haben Ew. Exc. folgende Frage anufaeftellt, bie ich ibrem 
Wortlaute nach hier wiedergebe: „Dürfen mir bie Hoffnung begen, daß ber 
heilige Stuhl, den vollgogenen Thatfahen Rechnung tragenb, fi zur 
Prüfung einer Vereinbarung berbeilafien wird, welde dem Papſte 
bie bleibenden Bedingungen ber zur Ausübung feiner Macht nothwendigen 
Würde, Sicherheit und Unabhängigkeit ſichern wuürde?“ Sch Sehe mid mit 
tiefem Bebauern gendthigt, verneinend antworten zu müflen, aber ich würbe 
es für Pflichtvergefienheit von meiner Seite halten, Ihnen eine Hoffnung 
zu Taffen, welche ich ſelbſt nicht hege“. 


19. Yan. Nationale Demonftration in Rom. 


8. Febr. Nene nationale Manifeftationen in ben Theatern Roms werben 


von den franz. Gendarmen verhinbert. 


25. März. Der Bapft erflärt im verfammelten Confiftorium in feier: 


liher Allocution, die weltliche Herrſchaft fei zwar allerdings kein 
Dogma, aber nothwendig und unerläßlih, um bie Unabhängigkeit 
bes römischen Papftes aufrecht zu halten: 

„++. &8 ift bier am Orte, ein Schreiben zu erwähnen, ba® Uns vor 
faum achtundvierzig Stunden aus einer großen Stadt Italiens, befler ge- 
fagt, aus ber Hauptfladt ber Lombardei, von einem Geiftlihen gugefommen 
iM, ber fih als Kanonikus unterzeichnet. In dem Schreiben beißt es: 
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RNehmt Euch wohl in Acht, baf bei bem bevorſtehenden Zufammentritt ber 
Bifhöfe in Rom nicht die weltliche Herrſchaft als Dogma erklärt werde“. 
| Wäre ber arme Priefter bier, den Wir viel lieber einen guten Prieſter nen= 

nen mödten, fo würden Bir ihm fagen, wie Wir e8 Euch, die ihr anwe⸗ 

ſend ſeid, fagen: Seid ficher, daß der heilige Stuhl bie weltliche Herricaft 
nidt als Dogma bes Glaubens aufftellt; er erflärt jedoch, daß bie weltliche 

Herrſchaft nothwendig und unerläßlih if, fo lange biefe Anordnung ver 

Borjehung andauert, um die Unabhängigfeit der geiftlihen Macht aufrecht 

zu belten. . . Aus einem Uns nabeliegenden Reiche find uns AZufchriften 

einiger Geittlihen zugefommen, in denen fie Uns in heuchleriſcher Weife in⸗ 
finniren, Verzicht zu leiften auf bie weltlihe Herrichaft, die für fie, ober 
beſſer gefagt, für ihre Rathgeber höchſt unbequem und ein Hinberniß für bie 

Bouführung ihrer antichriftiichen und autifozialen Anfchläge il. Gleichzeitig 

find Uns aber auch andere, gleichfalls von Geiftlihen unterichriebene Briefe 

zugekommen, voll ehrfürchtiger Liebe für diefen heil. Etupl, aus welchen 

Briefen hervorgeht, daß jene Regierung ober ihre Repräfentanten oder 

Gmifjäre gedbrudte Formulare entfenden, bie Wir gelefen und geſehen 

haben, wobei irgend einem armen Priefter oder Klerifer infinuirt wird, fie 
zu unterzeichnen, in bem boppelten Zmede, glauben zu machen, baß ber 

Klerus das ungereimte Prinzip ber Unvereinbarkeit der geiftlihen mit 

ber weltlihen Herrichaft aufftelt und um eine Spaltung berbeizuführen 

zwifchen bem niederen Klerus und befien Bilchdfen, deren bewunbernswerthe 

Eintracht in diefen Momenten bie Bewunderung ber ganzen Welt erregt. 

Die guten Geiftlichen, die Uns fchreiben, bitten Uns, feinen Glauben beizu- 

mefien ben Berirrungen weniger Abgewichenen. ... Wir unfererfeite wollen 

traten, daß bie Umtriebe zur Herbeiführung einer Spaltung zwiſchen ben 

Hirten und ber Heerde nicht gelingen ſollen“. 

23. April. Der Papſt erläßt ein Rundſchreiben an bie Bilchäfe im Orient, wos 
rin er entwickelt, daß das Vorrecht des Sites bes heiligen Petrus und bie 
Berfchiedenheit der kirchlichen Riten ber katholiſchen Kirche nicht entgegen 
find. Der Bapft zeigt an, daß er eine Bruderfhaft zum Zwed der Preyas 
ganda für die orientalifche Kirche gebildet hat und fordert von ben Biſchöfen 
einen betaillirten Bericht über den Zuftand ihrer Didzelen. Der Bapft ſpricht 
außerdem bas Verlangen aus, bie orientalifchen Biſchöfe Me ber 
Kanonifation ber japanefifhen Märtyrer in Rom umarmen zu können. 

3. „ Da Rußland verlaugt, daß ein päpftliger Nuntius in St. Petersbur 
die Beziehungen mit der Tatholifchen Geiftlichfeit Rußlands (Polen) nur Hure 
das Mittel bes Kultusminiftertums unterbalte, fo verzichtet ber Papſt 
darauf, einen Runtius babin zu fenden. 


15, Mat. Zufammentritt des Concils in Rom. Franzdfifche Biſchöfe, 
Priefter und Laien finden ſich dabei fo zahlreih ein, daß es wie 
eine andere „Franzöflfche Invaſion“ erfcheint. 

19. „ General Goyon verläßt Rom. (1. Febr.) 

22. „ Bas Eoncil fpricht bie Kanonifation ber Japaniſchen Märtyrer aus. 


9. Juni. Allocution des Papftles im verfammelten Concil: 


„. .. Mit Stillſchweigen übergeben wir die fo mancherlei fchweren Be: 
leibigungen, Schmähungen und Kränfungen, wodurch die Diener ber Kirche 
und dieſer apoftolifche Stuhl verfolgt werden. Auch reden wir nicht von 
jener abjcheulichen Heuchelei, womit die Häupter und Spießgefellen biefer 
Auflehnung und biefer Unordnung, befonders in Italien, fih den Schein 
geben, als wollten fie, daß bie Kirche fich der Freiheit erfreue, während fie 
mit kirchenſchänderiſcher Frechheit täglich mehr un? °  "" echte biefer 
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Kirche mit Füßen treten, ſie ihrer Güter berauben, ihrem Amte hochfinnig 
zunetbane Prälaten und Geiftliche verfolgen und einkerkern, bie Diener ber 
religiöfen Orden und bie gottgeweibten Jungfrauen aus ihren Afylen ver 
treiben, und bie zu Allem fähig find, wenn es gilt, bie Kirche in ſchmäh- 
liche Knechtichaft zu zwingen und biefelbe zu unterbrüden. 

„Während Eure fo fehr erfehnte Gegenwart uns zu befonberem Woblge: 
fallen gereicht, feidb Ihr jelber Zeugen ven der Freiheit, die heutigen Tages 
in Stalien unſere chrwürbigen Brüder in Episcopate haben, welche, wäh: 
rend fie mit Muth und Ausdauer bie Kämpfe des Herru und Heilantes 
tämpfen , zu unferenv tiefen Leidivefen verbindert wurden, biefer Verſamm⸗ 
Yung anzuwohnen, was fie doch jo fehnlich wüufchten, wie bie Erzbifhöfe und 
Bifchöfe bes unglüdlihen Ktalien uns durch alle ihre gegen und und geaen 
ven heiligen Stuhl von Liebe unb Ergebenbeit erfüllten Schreiben zu wifien 
getban haben. . Desaleihen gewahret Ihr bier keinen ter portugiefifchen 
Prälaten, und wir find tief betrübt, wenn wir ber Hinderniffe 
gebenten, bie ihrer Reife nad Nom in ben Weg achlellt wurden . . . 

„Wir reden fein Wort von jener gottlofen Verſchwörung, von jenen 
ſtrafbaren, binterlifiigen Kunftgriffen, womit fie die weltlihe Souveränetät 
biejes heiligen Stuhles umſtürzen und vernichten wollen. Wir wollen viel: 
mehr auf jene bewunderungswürdige Einmüthigkeit binweiien, worin Ibr 
felber in Gemeinichaft mit allen ebrwürbigen Prälaten der Fatholifchen Welt 
nie mübe geworden feid, und durch Eure an uns gerichteten Briefe wie durch 
Eure Hirtenbriefe fort und fort biefe Sottlofigfeiten aufgededt und befämpft 
habt, während Ihr zugleich lehrtet, daß diefe weltlihde Souveränetät 
bes heiligen Stuhles bem römiſchen Oberbirten verlieben warb durch 
einen bejonderen Rathſchluß der göttlichen VBorjehung, umb daß fie nothwen-⸗ 
dig fei, damit dieſer römifche Oberbirt, indem er Feines Fürften ober Feiner 
bürgerliden Macht Unterthan, in ber gefammten Stirhe mit vollfommener 
Freibeit die höchſte Gewalt und Autorität ausübe, womit er durch unferen 
Heiland Jeſus Chriſtus felbft göttlich bekleidt warb, um bie gelammte 
Heerde bed Heilandes zu hüten und zu lenten und um für das Befle ber 
Kirche, fo wie für die Bedürfniffe und Bortheile ber Gläubigen Sorge 
tragen zu koönnen. ...“ 


Wie die Mlocution beendet ift, naht filh der Cardinal Mattei, 
Heltefter des heil, Kollegiums, mit mehreren andern Mitgliedern 
bes Episcopats dem Throne Sr. Heiligkeit und überreiht bem 
h. Bater im Namen aller in Rom anwefenden Bifchöfe eine Abreffe: 


„ ... Bon allen Eeiten treten vor unfere Seele bie entfeblihen Wer: 
brechen, welche diejes ſchöne Land Italien, beffen Ehre und Stüße, glüd: 
feliger Vater, Du bift, jammervoli verwiftet haben und jett Deine und 
des h. Stubles Souveränetät zu erfhüttern und umzuſtürzen ſuchen, aus ber 
doch alles, was ed Echönes gibt in der bürgerlichen Gefellihaft, wie von 
feiner Urquelle entfloffen ift.- Weber die bauernden Rechte der Jahrbunderte, 
noch der lange und friedliche Befik der Draht, noch die von der Autorität 
des ganzen Europa fanctionirten und garantirten Verträge haben es vers 
hindern können, daß Alles umgeftürzt ward unter Verachtung aller ber Ge- 
jeße, auf bie ſich bis jegt bie Eriftenz; und bie Dauer ber Staaten geftüßt. 
Um uns mit bem, was ums zunädft berührt, zu beichäftigen, Di, bei: 
ligfter Vater, fehen wir durch das Verbrechen jener Uſurpatoren, welche die 
Freiheit nur zum Dedimantel ihrer Bosheit nehmen, der Provinzen be: 
raubt, weldye durch die Fürſorge und unter dem Schutze der Würbe des 
heiligen Stubles und der ganzen Kirche fi einer billigen Berwaltung er: 
freuten. Deine Heiligfeit hat mit unbezwingligem Muthe diefen rechtlofen 
Sewaltthaten Widerftand geleiftet, und wir müfjen Dir dafür im Namen 
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aller Katholiken dem lebhafteſten Dank abflatten. Wahrlich, wir befennen, 
daß bie weltlihe Herrſchaft des heiligen Stuhls eine Rothwens 
digkeit und durch ben klaren Willen ber göttlihen Vorſehung eingerichtet 
worden ift; wir zögern nicht, zu erklären, baß in dem gegenwärtigen Zu: 
Rande ber menſchlichen Dinge biefe weltliche Souveränetät für das Heil ber 
Kirche und für bie freie Regierung ber Seelen durchaus erforbert wird. 
Sicherlich mußte e8 jo fein, dab das römische Oberhaupt ber ganzen Kirche 
weder ber Unterthan noch der Gaft irgend eines Fürften war, jondern, auf 
feinem Throne figenb und Herr in feiner Domäne und jeinem eigenen Kö⸗ 
nigreich, Fein anderes Recht anerkannte, als das feinige, und fo in ebler, 
friedbliher und angenehmer Freiheit ben Fatholifhen Glauben ſchützen, und 
bie ganze chriftliche Republik vertheidigen, leiten und regieren Ionnte Wer 
tönnte nun in Abrebe ſtellen, daß im Streit ber menfhlihen Dinge, Mei⸗ 
nungen und Einrichtungen, mitten in Europa zwifchen ben drei Kontinenten 
der alten Welt, ein heiliger Ort fein müß, ein erhabener Stuhl, von dem 
fih, abwechſelnd für bie Völker und für die Fürflen eine große und mäch—⸗ 
tige Stimme erhebt, bie Stimme der Gerechtigkeit und der Freiheit, uns 
parteiifh und ohne Bevorzugung , frei von jedem willfürlichen Einfluß und 
weder durch Schredungen zu unterbrüden, noch durch Kunftgriffe zu täu⸗ 
fhen. Wie und in welcher Weife würde e8 fi baden machen lafien, baß 
die von allen Punkten des Gröfreijes kommenden, alle Völker und alle 
Gegenden vertretenden Prälaten der Kirche, bier fiher anlangten, um mit 
Deiner Heiligkeit bie wichtigften Antereffen zu berathen, wenn fie auf biefem 
Strande bier irgend einen Kürften berrfchen fänden, welcher entweder ihre 
Fürften fcheel anfähe oder von ihnen fcheel angefehen würde wegen feiner 
Feindſeligkeit? Wahrlich, es gibt Chriftenpflichten und es gibt Staatsbürger: 
pflichten, Pfichten, die ſich keineswegs wiberftreiten, aber doch von einander 
verſchieden find, wie follten die Biſchöfe fie erfüllen Können, wenn nicht in 
Rom eine weltlihe Souveränetät fo wie eine päpftlihe Souveränctät herrichte 
unabhängig von jebem Recht eines Andern und als Wittelpunft ber allge⸗ 
meinen Eintracht, nicht trachtend nad) irgend welcher menſchlichen Ehre, nichts 
thuend für bie irdifche Herrſchaft? Wir find frei zum freiherrſchenden Papfte 
gefonmen, als Hirten in der Sache der Kirche, als dem Wohle und ben 
Anterefien des Baterlandes ergebene Bürger, weder unfere Hirten: noch 
unfere Bürgerpflicgten verfäumend. Weil es nun fo ift, wer wollte e8 wagen, 
dieſe fo alte, auf eine foldye Autorität und durch eine folche Macht der That: 
fachen geſtützte Souperänetät anzufechten? Welche andere Macht Fünnte ihr 
verglichen werben, wenn man ſelbſt das menfchliche Recht in Betracht zieht, 
auf dem die Sicherheit der Fürſten und die Sicherheit der Völker beruht? 
Welche Macht ift fo ehrwürdig und heilig? Welche Monarchie oder welche 
Republit fann, in den vergangenen ober heutigen Jahrhunderten, jo er⸗ 
babener, fo alter, fo unverlegliher Rechte fi rühmen? Wenn biefe Rechte 
einmal und für biefen heiligen Stuhl mißachtet unb unter die Füße ge 
treten würben, melcher Kürft wäre dann ficher, fein Königreich, welche Re: 
publif ihr Land zu behalten? So, beifigfter Vater, kämpfeſt und ſtreiteſt Du 
gewiß für bie Religion, aber auch für die Gerechtigkeit und für das Recht, 
bie Grundlagen der menfchlichen Dinge bei allen Nationen, Aber es Tommt 
und nicht zu, länger von biefer wichtigen Sache zu reden, die wir darüber 
Deine Worte und Deine Belehrungen vernommen haben. Deine Stimme 
bat in der That, der priefterlichen Trompete vergleichbar, in alle Welt ver: 
fündet, daß „durch einen befondern Rathſchluß der göttlihen Vorſehung 
der römische Oberpriefter, der buch Zelum Chriſtum zum Haupt: und Mit: 
telpuntte feiner ganzen Kirche ernannt worden, eine weltlihe Souveränetät 
erlangt bat (Litt. ap. 26. Mat 1860, Alloc. 20. Zuni 1859, Encycl. 9. Juni 
1860, Alloc. 17. Dezember 1860); wir müfjen es aljo als gewiß annehmen, 
daß diefe Sonveränetät nicht zufällig vom heiligen Stuhle erworben, jon- 
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dern ihm durch eine befonbere Veranſtaltung Gottes, durch eime lange 
Reihe von Jahren, dur bie einmüthige Zuftinmung aller Staaten und 
Reiche zugewieſen und burch eine Art von Wunder geftärft und aufrecht 
erhalten worden ifl. Du baft gleichfalls in erhabener und feierliher Sprad« 
erflärt, daß Du „die bürgerlihe Souveränetät der römischen Kirche, ihre 
weltlichen Befigungen und ihre Rechte, welche der Tatholifhen Welt ge: 
hören, mit Energie ganz und unverleglich wahren wolleft, dag ber Schut 
der Gouveränerät des heiligen Subles und bes Patrimoniums Petri alle 
Katholiken anginge, daß Du bereit feieft, cher Dein Leben zu opfern, al® die 
Sade Gottes, der Kirche und der Gerechtigkeit Preis zu geben“ (Encycl. 19. 
— 1860). Wir antworten auf dieſe prächtigen Worte, daß wir bereit 
nd, mit Dir in Gefangenſchaft und Tod zu gehen; wir bitten Did 
bemütbig, in dieſem feften Entfhluß und diefer Standhaf— 
tigkeit unerfhlitterlih zu bleiben und Engeln und Menſchen bas 
Bild einer unbezwinglichen Seele und eines fouveränen Muthes zu geben. 
Das fordert von Dir bie Kirche Jeſu Chriſti, zu deren glüdfiher Regierung 
die weltliche Souveränetät den römifhen Päpften von ber Borfehung zuge: 
theilt und melde bie Beſchützung biefer Souveränetät fo als ihre Sade an⸗ 
ertannt Bat, daß ehebem , während ber apoftolifhe Stuhl Teer fand, mitten 
unter ben fchredlichften Umftänben alle Väter vom Concil zu Koſtnitz ſelbſt 
in Gemeinſchaft bie weltlichen Befigungen ber römifhen Kirche haben ver: 
walten wollen, wie dies bie öffentlichen Dokumente beglaubigen. Bas ver: 
langen von Dir bie gläubigen Chriften, melde, durch alle Gegenden bee 
Erdballs verftreut, ſich glüdlih preifen, daß fie une frei zu Dir haben 
fommen und ben Intereſſen ihrer Gewiſſen obliegen ſehen. Bas verlangt 
von Dir endlich bie bürgerliche Gefellichaft, welche fühlt, daß ber Umſturz 
Deiner Regierung auch ihre eigenen Grunbveften erfchüttern würbe. 

„Dur ein gerechtes Urtheil Haft Du jene fehulbbeladenen Menſchen ver: 
dammt, welche die Kirchengüter angetaftet haben, und al ihr Thun für 
null und nichtig erflärt (Allocution vom 26. September 1859); Du bafl 
befretirt, daß alle von ihnen verfuchten Handlungen geſetzwidrig uub firchen: 
ränberifch feien (Allocution vom 20. uni 1859); Du haft mit Fug nnd 
Recht erflärt, daß bie Urheber biefer Miſſethaten Pirchliche Strafen und Gen: 
furen verwirft haben. (Apoftolifcher Brief vom 26. März 1860.) 

„Diele ernftien Worte aus Deinem Munde und dieſe bewunberungs: 
würdigen müfjen wir mit Hochachtung aufnehmen und nod: 
mals unjere volle Zuſtimmung ausfpreden.” 

Die Adrefle ift von 264 @rzbifhdfen und Bifchöfen unterzeichnet, von 
benen 56 Frankreich, 34 Amerika, 33 Stalien, 32 Spanien, 21 Oeſterreich 
und den übrigen fathol. Staaten Deutichlands, 17 den britifchen Snfeln und 
Kanada, 10 dem Orient, 4 Belgien und Holland, 2 Polen und 2 Rußland 
angehören; 53 Bifchöfe in partibus infidelium vervollſtändigen die Zahl. 


22. Juni. Die bei Anlaß bes Canonifationsfehtes aus ben verfchiebenen Staaten 
Ktaliens nah Rom gekommenen Geiftlichen überreichen dem h. - Vater 
eine Adreſſe, in ber fie in ber feierlichften Weile ihre Anhänglichkeit an ben 
Papf:König ausſprechen. 


3. Juli. Schreiben bes Papfles an dae Portugieſiſche Episcopat (f. unter 
Portugal). 


7. Sept. Das Mbmifche Nationalcomits fucht die Römer buch ein PBrodam im 
Sinne der Turiner Regierung über das mißlungene Unternehmen Gari⸗ 
baldi’8 zu beruhigen. 

8. „ Der franz, Gefandte Lapallette verläßt Rom, um nit mehr bahin zu: 
züdzufehren. 
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15. Of. Wendung ber Politit Frankreichs gegenüber Italien bezüglid) 
ber zömifchen trage (dgl. Frankreich). 

3. „ Die franz. Regierung dringt in Rom neuerdings und nachdrücklich 
auf Gewährung von Reformen (vgl. Frankr.). 


— Rov. Die päpfll. Regierung veröffentlicht ein Erpofe über bie innere Vers 
waltung des Kirhenftaats und bie barin vorgenommenen Reformen 
gegenüber bem Borwurje der Unthätigkeit. 

%. „ Frankreih erklärt England, daß es ibm unmöglich fei, Ro 
ben Römern zu überlaffen (vgl. Frankreich). 


— „ Die franz. Intendantur ladet bie Lieferanten zu Lieferungsverträgen nicht 
mehr wie bisher auf 6 Monate, fondern auf ein Jahr ein. 


— Dec. Der diplomat. Agent Englands in Rom, Odo Nuffell, - bietet bem 
Papſt wieberbolt ein Aſyl in Malta an. 


6. 5chweiz. 


5. Yan. (Zug). Die Ernewerungswahlen bes Gr. Raths fallen überwiegend im 
Sinne der liberalen Partei aus. 


13. „ Kröffnung ber Winterfißung be Bundbesverfammlung. 


Eröffnungsrebe des Ständerath8präfidenten Herrmann (vd. Obwalden). 
„eo. . Bir dürfen wobl mit Zuverfiht erwarten, es werde bem Bunbee: 
tathe gelingen, ohne unfere gerechten Anfprüche im mindeſten preiszugeben, 
unferm Net volle und bleibende Anerkennung zu verichaffen. Doch ficher: 
fi ein weit größeres Unheil als foldhe Konflikte mit bem Auslande, die 
auch in ber Zufunft kaum ausbleiben werden, an fidh es find, wäre es für 
unfer Vaterland, wenn bdiefelben ben Grund eined Zerwürfniſſes unter ben 
Bürgern bes eigenen Landes bieten würden. Mögen wir aud über die Art 
und Weife, wie folde Anftände ihre Erledigung finden follen, abweichender 
Meinung fein; mögen die einen ein entichicdenes Vorgehen, die andern 
Muge Mäßigung für das geeignete Mittel halten, unſere Ehre und nationale 
Selbitftänbigfeit zu wahren, fo haben weder die Verfechter ber einen noch 
ber andern Anfidht ein Recht, bie Vertreter der andern Anſchauung bes 
Mangels an Patriotismus oder gar ber Sympathie mit bem Ausland an: 
zuflagen. Jeder Schweizer ift dem andern die Weberzeugung ſchuldig, daß 
auch ihm bes Vaterlandes Wohl Über Alles gebe, dem er fein Höchfle und 
Beſtes freudig zu opfern fähig fei. Wer aber in dem flolgen Bahn ftebt, 
nur er und feine Gefinnungsgenoffen befigen bie Achte Vaterlanbsliebe und 
bie. richtige Einficht in dasjenige, was ihm noth thut, ber dürfte vielleicht 
im entjheidenden Moment an Ipferwilligfeit unb perfönlidem Muth 
Manchem nachftehen, deſſen Bürgertugenden er früher mißtraute. Daber 
fei die gegenfeitige Achtung der Weberzeugung unfer erſtes Beftreben, indem 
nur fie jene Eintracht unter den Bürgern eincs Landes zu begründen und 
zu unterhalten vermag, bie in den Tagen ber Sejahr flarf und unüber: 
windlih macht ...“ 

Eröffnungsrede des Nationalratbspräf. Karrer (von Bern). 
„... Wenn auch unſere Zuſtände im Vergleich mit andern Ländern be: 
friedigend ſein mögen, fo wäre es dennoch unklug, in unſerer Wachſamkeit 
läffig zu werden. Die vergangenen und namentlich bie zwei letzten Jahre 
haben uns gelehrt weder auf beftchende Verträge noch auf ein gegebenes 
Wort unbebingt au bauen, der einzige Hort für uns ift das Vertrauen auf 
die eigene Kraft und ein ftrenges Feſthalten an unferm Recht. „ „Muth für 
alte Rechte kommt allen Böllern zu, ihre Maßregeln gu nehmen zur rechten 
Zeit nur den verffändigen; wer bi® auf die Notb wartet, von dem geſchieht 
alles Teibenfchaftlih, übereilt, übertrieben," ſagt unfer Geſchichtſchreiber 
Müller. Wir haben bei unfern Belchlüffen in der Sommerfigung in biefem 
Sinn gehandelt, fahren wir fort in biefem Sinn zu handeln und wir 
werden ber Zufunft und ihren Prüfungen mit Rube, Feſtigkeit und Aus 
verficht entgegenfehen. ... .* 
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15. Jan. Ber Ständeratb nimmt ben Gefeesentwurf über bas Verfahren bei 
Trennung gemischter Ehen (gegen ben bie ſchweiz. Biſchöfe unter dem 
24. Novo. 1861 proteftirt hatten) mit 23 gegen 13 Stimmen an. 


2). „ Der Nationalrath nimmt benfelben Gefeßesentwurf mit 55 gegen 20 Stim: 
men an. — Ber Bundesrath beantragt für die Rheincorrection einen 
Bundesbeitrag von Fr. 3,100,100 an bie Kantone St. Gallen und Graue 
bünden. 


39. „ Der Bundesrath behartt in einer Depefche nach Paris darauf, daß eine 
Sränzverlegung im Dappentbal von Eeite Frankreichs wirklich ftattges 
funden babe und fanıı daher nicht unterlaffen, gegen dieſes Vorgehen, durch 
welches die von der Schweiz_bisher feftgehaltene Souveränerätsausübung 
im Dappenthale immer mehr beichränft und ber Statusguo zu ihrem Nach⸗ 
theile wejetlih verändert würde, ansdrikdlich fi zu verwahren.“ 


30. „ (Waadt). Der nah ber neuen Verfafjung auch neugewählte Gr. Rath 
deftelit die Regierung. Delarageaz, bie Seele ber bisherigen, bleibt bei 
allen Wablen mit 20 Stimmen in der Minderheit. 


3. Febr. Die gemifchte franz. = ſchweiz. Commiſſion bezüglich ber Affaire von 
BillesIa: Grande kann fi Über einen gemeinfamen Berigt und Ans 
trag nicht einigen. 


8. „ Schluß ber ESeffion der Bundesverfammlung. 


Schluhrede des Nationalrarbspräf,: „Ueberbliden wir die behan⸗ 
deiten Geſchäfte, fo finden wir, baß felbige mit einer naturgemäßen Ents 
widlung der Bundesverfaffung übereinftinnmen und geeignet find: einer: 
feits unferm Baterlande diejenige Stellung gegen Außen zu fihern, melde 
ihm gebührt, jei es durch Ausbildung unver Wehrkraft, fci ed durch Abs 
ſchluß von Verträgen mit folgen Ländern, weldhe mit ber Schweiz iz 
nähere, Handel und Wandel erleichternde Verbindungen zu treten wünfchen , 
anderfeitd im Innern das friedliche Nebeneinanderieben verſchiedener Kons 
feffionen immer mehr zu befefligen, Handel und Wandel zu erieichten, 
eine möglich gleihmäßige Rechtſprechung zu erzielen und bie geiftigen und 
materiellen Kräfte der Nation in jeder Richtung zu entwideln. Im Be: 
fondern erwähne ich bier ber großartigen Straßen: und Waſſerbauten, 
welche in verichiedenen Kantonen ſchon längft eine Nothwendigkeit find, 
deren Ausführung aber bie Kräfte der einzelnen Kantone überfteigt und 
weiche beshalb ohne Bundeshülfe nicht ausgefüihrt werben Tönnen. Möge 
es dem Bunde gelingen, die Mittel zu finden, um biefe gemeinnüßigen 
amd großartigen Werke erftellen zu können; möge man babei nie aus den 
Augen verlieren, daß eine gute finanzielle Stellung für die Eriftenz bes 
Bundes eine Nothwendigfeit iſt, daß ohne dieſe ber Bund in feiner jeßigen 
Seftalt nicht beftiehen kann und daß daher dieſe vor Allem aus gewahrt 
werden muß. Können ohne Gefährdung ber Finanzen biefe Werke mit 
Hülfe des Bundes erſtellt werden, fo fegt fi ber Bund auf ſolche Weile 
das ſchönſte und unvergänglichite Monument.” 


Schlußrede des Ständeraths präſ.: „Wohl feine Sigung ber Bundes: 
verfammiung feit der Ummandlung des fchweizeriihen Staatenbundes in 
einen Bundesftaat bat beſſer als bie heute zu Ende gebende Seffton ben 
Beweis geleitet, daß die Anficht, als fei ber Ständerath in unferm flaat« 
lihen Organismus unnöthig, unbegründet if. Ich erinnere biesfals nur 
an das Geſetz, betreffend den Gerichtsftand bei Scheibungsklagen in ges 
mifchten Ehen, und an ben Belchluß betreffend den Rekurs von rotes 
ftanten aus dem Kanton Freiburg binfichtlih ber Feier katholiſcher Feſttage. 
Jenes Selen und biefer Beichluß gingen bereits während ber erften Ab⸗ 
tbeilung unfser Sigung von Ständeratb aus; beiben verweigerte bamals 
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fpiel von Disciplin und Selbſtwerläugnung dadurch gab, baß fie ber ver: 
legten Autorität ber Geſetze wieder zu ihrem Rechte verhalf. Wir baten 
feften Glauben an die Principien bes öffentlichen Rechts und am bie feier: 
lichen Abftimmungen des Parlaments. Feſt in der nnerfchütterlihen Ueber: 
zeugung, daß die Nationaleinheit ihrer Vollendung entyegengebt, glauben 
wir einem gemeinjamen Gefühl der Mürde zu entjprehen, wenn wir uns 
aller Berjprehungen enthalten, denen nit alsbald die Erfülun: 
en folgen; wir finden in unferem eigenen Glauben die Beredtigung, Ita⸗ 
lien zu erflären, daß es biefe Vollendung von dem Gang der Ereignifje 
= und von den vorbereitetent Gelegenheiten erwarte, und zwar ohne Selbſt⸗ 
täufhung und ohne Mißtrauen. Das Werk unferer Wiedergeburt wurde 
eingeweiht und wuchs heran durch bie freimillige Uebereinftimmung der Ce 
mütber , und zeigte ſich Europa als eine Bürgſchaft der Ruhe und des 
Foriſchritts. Wir werden auf diefer Bahn weiter jchreiten, indem wir der 
allgemeinen Lage Europa's Rechnung tragen, und Stalien feine Allianzen 
fowohl als feine volle Unabhängigkeit zu erhalten tradhten werden. Es if 
eine große Aufgabe, welche die Vorſehung unferer Generation anvertraut 
bat, indem fie uns bie günftigen Gelegenheiten, bie nöthige Bürgertugend 
und Über Alles diefen tapferen und ehrenſeſten König gab, in deſſen ger» 
dem Einn der Slaube der Nation neu geftählt, in dejjen Namen bie ita: 
lienifche Einigkeit ihren Titel findet, und in welchem die Geſchicke Jtaliens 
und der Dynaſtie unauflösbar verſchmolzen find.“ 
45. Dee. Das Parlament bewilligt das Budget einftweilen für 4 Monate. 

Das gefammte außerordentlihe Deficit wird vom Finanzminiſier jegt 
zu 771 Millionen angegeben und die Regierung verlangt bie Bewilligung 
zur Ausgabe von 300 Mil. Echagicheinen. Da dies indeß nicht genüge. 
jo werde cine Anleihe unausweihlih, doch könne dicjelbe dann noch eine 
ziemliche Zeit verfchoben werben. 


16. „ Bas Parlament befchließt, eine eigene Gommiffion zur Unterfuchung bes 
Brigantaggio nah Neapel abzufenden. 


18. „ Das Parlament genehmigt die Regierungsvorlage behufs Erbauung einer 
Eifenbahn auf der Inſel Sardinien. 
20. „ Erfte diplomatiihe Circulardepeſche Paſolinis: 

u... Wir werben bie theilnahmsvolle Mitwirtung Europa’s uns aud 
ferner zu fihern bemüht fein, indem wir energiih die Kräfte des Lan: 
bes entwideln und durch unſere Loyalität uns das Vertrauen und bie 
Achtung der Mächte erwerben, ohne auf irgend eines der Princi— 

ven zu verzichten, welde für bie Erfüllung unjerer nationalen Ges 
Hide maßgebend find. Aus dem Bunde ber Monarchie mit der Freiheit 
hervorgegangen, wird bie italienijche Einheit ihrem Uriprunge getreu bleiben 
und immer biefen liveralzconfervativen Charakter bewahren, ber ihr in ber 
Vergangenheit fo lebhafte Sympathien erworben hat, und ihr für bie Zu: 
funft ihren Antheil an berechtigtem Einfluffe verfchaffen wird.“ 

„» » Garibaldi kehrt nach feinem Caprera zurüd, 
22. „ Das Barlament wirb burd Fönigl. Decret vertagt. 


25 „ Bafolini erflärt dem neuen ran, Gefandten, baß Italien unter ben 
obmwaltenden Umfländen nit in ber Lage fei, der franz. Regierung irgend 
welhe Vorſchläge zur Löſung der römifhen Frage zu machen (vgl. 
Frankreich). 

29. Circular des Miniſters des Innern gegen biejenigen Municipalitäten, die ge 
gen das Brigantaggio feinen genügenden Beiſtand leiſten. 


* « Conflict zwifchen ber Regierung und dem Erzbifchof von Florenz. 
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6. Januar. Der Papft ernennt im verfammelten Conſiſtorium ben von ber 


in 
Gel 


Ruffifhen Regierung gewünfcten Priefter elinslt zum Erzbiſchof 


. von Warſchau. 
. „ Eine Depeiche des franz. Mimifters des Auswärtigen an den frangdlifchen 


Gefandten in Rom forbert den römischen Hof nochmals zu Transaktion: 
vorfchlägen mit bem Königreih Stalien auf (ſ. Frankreich). 


Ter Papſt Fündigt ben Kardinälen an, bag Rußland in bie Wieberber: 
fellung der Nuntiatur in St. Petersburg eingewilligt babe und hofft wei- 
tere Gunftbezeugungen für die unglüdliche polnifhe Nation. 


„ Der Bapft Iabet die Biſchöfe bes kath. Erdkreiſes auf Pfingften 
zur eier der SHeiligfprehung ber japanefifhen Märtyrer nad 
Rom ein: 


Gircularfhreiben bes Cardinals Eaterini: „Se. Helligkeit würde 
nad) dem Brifpicle feiner Vorgänger, in Rom unter feiner Autorität bie Bifchöfe 
Staliens haben verfammeln wollen, damit fie in einer fo hochwichtigen Sache 
ihre woblerwogene Meinung fundgeben und burh ihre Anwefenheit bie 
Größe birjer Feier vermehren könnten; body in reifliher Erwägung ber be⸗ 
fagenswertben Leiden, von welchen der größere Theil Staliens beimgefucht 
if, und in deren Folge es den Hirten nicht erlaubt ift, fi von ibren Heers 
ben zu entfernen, bat biefelbe e8 diesmal für zwedmäßig erachtet, von dem 
aewöhnlichen Branche abzumeichen. Aus biefem Grunde bat Se. Heil. ges 
rubt, mir Reifung zu ertheilen, dieſes Schreiben nicht allein an die ita- 
lienifhen Bilchöfe zu richten, jondern an die bes katholiſchen Erbfreifes, um 
ihnen bie frobe Kunde von dieſer Angelegenheit zu ertbeilen und ihnen 
gleichzeitig zu bemerken, daß es Se. Heil, angenehm wäre, alle Biſchöfe zu 
jeben, welche fowohl in Stalten, wie in anderen Xheilen ber Welt es ges 
rathen erachten, die Reiſe nah Rom zu unternehmen, ohne Schaben jedoch 
für die Gläubigen und ohne anderes Hinbernig, um bem Konfiftorium und 
diefen großen Feſtlichkeiten anzuwohnen“, 

„ Der römifhe Hof lehnt es wieberum und aufs entjchiebenfte 
ab, fih mit dem Königreih Stalien in irgendwelche Transactionen 
einzulaffen. | 

Antwort des franz. Gefandten in Rom an den franz Mi: 
nifter de3 Auswärtigen auf feine Snftruftion v.11.d. M.: „... Ich 
las dem Kardinal die Depeihe Ew. Erc. vor „Ich finde in biefer Der 
peihe", fagte mir Se. Eminenz, „den Ausbrud des wohlwollenden Inte⸗ 
teiles wieder, welches Sie uns fortwährend bezeigt haben. Es ift jedoch 
nicht richtig, daß zwifchen dem Oberhaupt der Kirche und Stalien eine Miß⸗ 

igfeit beflünde. Wenn ber bI. Vater mit dein Kabinet von Turin ger 
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brochen bat, fo fteht er doch in ben beften Beziehungen zu Stalien. Selbſt 
Staliener und ber erfte der Staliener, Teibet er mit unter den Leiden Ita⸗ 
liens und ift mit Schmerzen Zeuge der granfamen Prüfungen, welde bie 
italienische Kirche treffen. Was eine Berftändigung mit ben Räubern be: 
trifft, fo werben wir uns nie darauf einlafien! Ich kann nur wieberbofen, 
jede Transaktion auf biefem Gebiet ift unmöglich, mit wel 
chen Vorbehalten man fie auch begleiten, in welche Wenbung ber Sprade 
man fie auch einhüllen wolle; in dem Nngenblid, wo wir fie annähmen, 
würden wir fie zu fanftioniren fcheinen. Ber Papſt verpflichtet ſich bei fei: 
ner Erhebung, wie bie Kardinäle bei ihrer Ernennung, eiblich, nichts von 
dem Gebiet der Kirche abzutreten. Der hl. Vater wird baber Feine 
Konzeifion diefer Art maden; ein Konklave würde ebenſo 
wenig das Recht dazu haben; das Bleihe gilt von einem 
neuen PBapft, und feinen Nadhfolgern von Jahrhundert zu 
Jahrhundert würde ein folhes Zugeſtändniß ebenio wenig 
geitattet fein“ Der fehr rubige Ton bes Kardinal:Staatsfekretärs kün⸗ 
bete zubem einen um fo unerſchütterlichern Entſchluß an, als derfelbe ſich auf 
eine Anfchauungsweile begründet, weiche außerhalb der Discuffion liegt. Ich 
begnügte mich, dem Kardinal Antoneli zu bemerken, daß ſchon ber Cha⸗ 
rakter feiner Erklärung mir die Pflicht auferlege, ihn zu fragen, ob th fie 
als bie endgültige bes hl. Stuhls betrachten und der faiferliden Regierung 
übermitteln könne. Nach einem Augenblid ber Weberlegung erbot fich ber 
Kardinal, darüber mit dem bi. Vater zu ſprechen, obwohl er diefen Schritt 
für überflüffig halte. Das tiefe Gefühl Heiliger Pflichten babe Sr. Heilig: 
keit die feierlichen Erklärungen eingegeben, mit welchen er ſich fo oft in 
feinen Encykliken und Allocutionen an bie gefammte katholiſche Chriftenheit 
gewandt Habe. Der Kardinal ſah daher ohne Schwierigkeit bie Antwort 
voraus, die er mir am folgenden Tage enweder ſchriftlich oder durch Ber: 
mittelung eines feiner Prälaten zufommen zu laſſen verfprah. Sch Habe 
denn auch wirklich biefen Morgen vom Karbinal:Staatsfekretär ein Billet 
erhalten, dejjen Ueberſetzung diefer Depefche beigelegt if. Nah Einholung 
der Befehle des Papftes fagt mir der Kardinal, babe er feiner geftrigen 
Antwort nichts hinzuzufügen, noch ehvas davon zurüdzunehmen. — Um mid 
furz zu fafien, baben Ew. Erc. folgende Frage anfgeftellt, bie ih ihrem 
Wortlaute nach bier wiebergebe: „Dürfen wir bie Hoffnung begen, baß ber 
heilige Stuhl, den vollzgogenen Thatfahen Rechnung tragend, fi zur 
VBrüfung einer Vereinbarung berbeilaffen wird, welche bem Papſte 
bie bleibenden Bedingungen der zur Ausübung feiner Macht nothwendigen 
Würbe, Sicherheit und Unabhängigkeit fihern würde?“ Ich Sehe midy mit 
tiefem Bedauern gendthigt, verneinend antworten zu müffen, aber ich mürbe 
es für Pflichtvergeffenbeit von meiner Seite halten, Ihnen eine Hoffnung 
zu laſſen, welche ich felbft nicht hege“. 


19. Jan. Nationale Demonftration in Rom. 


8. Febr. Neue nationale Manifeftationen in ben Theatern Roms werben 


von den franz. Genbarmen verhindert. 


25. März. Der Papft erflärt im verfammelten Confiftorium in feier: 


liher Allocution, die weltliche Herrſchaft fei zwar allerdings Fein 
Dogma, aber nothwendig und unerläßlih, um die Unabhängigkeit 
bes römischen Papſtes aufrecht zu halten: 

vr. . Es ift bier am Orte, ein Schreiben zu erwähnen, das Uns vor 
kaum achtumdvierzig Stunden aus einer großen Stadt Italiens, befier ge 
fagt, aus ber Hauptflabt der Lombardei, von einem Geiftlichen aungefommen 
iR, der ſich ale Kanonikus unterzeichnet. In dem Schreiben beißt es: 
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Rebmt Eu wohl in Acht, daß bei dem bevorfichenden Zufammentritt ber 
Biſchöfe in Rom nicht die weltliche Herrichaft als Dogma erklärt werde". 
Wäre ber arme Priefter hier, ben Wir viel lieber einen guten Prieſter nen⸗ 
nen mödten, jo würden Bir ihm fagen, wie Wir e8 Euch, die ihr anwe⸗ 
jend feid, fagen: Seid ficher, daß der heilige Stuhl bie weltlihe Herrichaft 
nicht als Dogma bed Glaubens aufftellt; er erflärt jedoch, daB die weltliche 
Herrihaft nothwendig und unerläßlich if, fo lange dieſe Anordnung ber 
Borfehung andauert, um die Unabhängigkeit ber geifilihen Macht aufrecht 
zu halten. . . Aus einem Uns nahbeliegenden Reiche find uns AZufchriften 
einiger GBeiftlichen zugefommen, in denen fie Uns in heuchleriſcher Weife in- 
finuiren, Berzicht zu leiften auf die weltlide Herrihaft, die für fie, oder 
beffer gejagt, für ihre Rathgeber höchſt unbequem und ein Hinderniß für die 
Vouführung ihrer antichriftliden und autifozialen Anſchläge iſt. Gleichzeitig 
find Uns aber auch andere, gleichfalls von Geiftlichen unterfchriebene Briefe 
zugefommen, voll ehrfürdtiger Liebe für biefen heil. Etuhl, aus welchen 
Briefen hervorgeht, daf jene Regierung ober ihre Mepräfentanten ober 
Emifjäre gebrudte Formulare entfenden, bie Wir gelefen und geſehen 
haben, wobei irgend einem armen Briefter oder Klerifer infinuirt wird, fie 
zu unterzeichnen, ir bem doppelten Zmede, glauben zu machen, daß ber 
Klerus das ungereimte Prinzip ber Unvereinbarkeit der geiftlichen mit 
ber weltlichen Herrfchaft aufftellt und um eine Spaltung berbeizuführen 
zwifchen dem niederen Klerus und befien Biſchöfen, deren bemundernsmerthe 
Eintracht in diefen Momenten bie Bewunderung ber ganzen Welt erregt. 
Die guten Geiftlihen, bie Uns fchreiben, bitten Uns, feinen Glauben beizu- 
meflen ben Verirrungen weniger Abgewichenen... Wir unfererfeits wollen 
trachten, daß die Umtriebe zur Herbeiführung einer Spaltung zwilchen ben 
Hirten und der Heerde nicht gelingen follen”. 

233. April. Der Bapft erläßt ein Runbfchreiben an die Bifchdfe im Orient, wo 
rin er entwidelt, daß das Vorrecht des Siges bes heiligen Petrus und bie 
Berfchiedenheit der Firchlichen Riten ber katholiſchen Kirche nicht entgegen 
find. Der Papſt zeigt an, daß er eine Bruderſchaft zum Zweck ber Prepas 
ganda für die orientafifhe Kirche gebildet bat und forbert von den Biſchöfen 
einen betaillirten Bericht über ben Zuftand ihrer Diözeſen. Der Bapft Ipricht 
außerbem das DBerlangen aus, bie orientaliichen Bilchöfe gelegentlich der 
Kanontfation der japanefilhen Märtyrer in Rom umarmen zu können. 

8. „ Da Rusland verlangt, daß ein päpftliger Nuntius in St. PVetersbur 
die Beziehungen mit der Tatholifchen Beiftlichfeit Rußlands (Polen) nur * 
das Mittel bes Kultusminifterlums unterhalte, fo verzichtet ber Papſt 
darauf, einen Nuntius babin zu fenden. 


15, Mai. Zufammentritt des Concils in Rom. Franzöſiſche Biſchöfe, 
Prieſter und Laien finden fi) dabei fo zahlreih ein, daß es wie 
eine anbere „franzöfifche Invaſion“ erfcheint. 

9 „ General Goyon verläßt Rom. (f. Febr.) 

2, „ Das Eoncil ſpricht die Kanoniſation ber Japaniſchen Märtyrer aus. 


J. Juni. Allocution des Bapftes im verfammelten Eoncil: 


„... Mit Stillſchweigen übergehen wir die fo mancherlei ſchweren Be⸗ 
leidigungen, Schmähungen und Kränkungen, wodurch die Diener ber Kirche 
und biefer apoftolifche Stuhl verfolgt werben. Auch reden wir nicht von 
jener abſcheulichen Heuchelei, womit bie Häupter unb Spießgeſellen biefer 
Auflehnung und diefer Unordnung, befonders in Italien, fih den Schein 
geben, als wollten fie, baß bie Kirche fich ber Zreiheit erfreue, während fle 
mit Firchenfchänderifcher Frechheit täglich mehr und mehr bie echte biefer 
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Kirche mit Füßen treten, fie ihrer Güter berauben, ihrem Amte hochſinnig 
zunetbane Prälaten und Geiftlihe verfolgen und einkerkern, die Diener ber 
religidfen Orden unb die gottgeweibten ZJungfrauen aus ihren Aſylen ver⸗ 
treiben, und bie zu Allem fähig find, wenn es gilt, bie Kirche in fhmäb- 
liche Knechtſchaft zu zwingen unb biefelbe zu unterbrüden. 

„Während Eure fo fehr erfebnte Gegenwart uns zu befonberem Wohlge⸗ 
fallen gereicht, jeid Ihr felber Zeugen von ber Freiheit, die heutigen Tages 
in Stalien unfere ehrwürbigen Brüber in Episcopate haben, weile, wäh⸗ 
rend fie mit Muth und Ausbauer die Kämpfe des Herrn und Heilandes 
tämpfen , zu unſerem tiefen Leidweſen verbintert wurden, dieſer Berfamm: 
fung anzuwohnen, was fie boch fo ſehnlich wünfchten, wie bie Erzbiſchöfe und 
Bifchöfe des unglüdlihen Jtalien und durch alle ihre gegen und und gegen 
ben heiligen Stuhl von Liebe unb Ergebenbeit erfüllten Schreiben zu wifien 
getban haben. Desgleichen gewahret Ahr bier keinen ter portugiefifchen 
Prälaten, und wir find tief betrübt, wenn wir ber Hinbernifie 
gebenten, bie ihrer Reife nad Rom in den Weg geſtellt wurden. . . . 

„Wir reden fein Wort von jener gottlofen Verſchwörung, von jenen 
ſtrafbaren, hinterlifiigen Kunftgriffen, womit fie die weltlihe Souveränetät 
biejes heiligen Stuhles umftürzen und vernichten wollen. Wir wollen viel: 
mehr auf jene bewunderungswürbige Einmätbigfeit binweifen, worin Ibr 
felber in Gemeinſchaft mit allen ehrwürdigen Prälaten ber Latholifchen Welt 
nie mübe geworben ſeid, und durch Eure an uns gerichteten Briefe wie burd 
Eure Hirtenbriefe fort und fort diefe Gottlofigfeiten aufgedeckt und befämpft 
habt, während Ihr zugleich Tehrtet, daß dieſe weltlihde Souveränetät 
bes heiligen Stuhles bem römischen Oberbirten verliehen warb burd 
einen befonderen Rathſchluß der göttlichen VBorjehung, und daß fie nothwen⸗ 
dig fei, damit bdiefer römische Dberbirt, Indem er Teines Fürften oder feiner 
bürgerliden Macht Unterthan, in der gefammten Kirche mit volllommener 
Freibeit die höchſte Gewalt und Autorität ausübe, womit er durch unferen 
Heiland Zeus Chriftus felbft göttlich bekleidet ward, um bie geſammte 
a des Heilandes zu hüten und zu lenfen und um für bas Belle ber 

irhe, jo wie für bie Bedürfniffe und Bortheile der Gläubigen Sorge 
tragen zu können... .“ 


Wie die Mlocution beendet ift, naht fi ber Cardinal Mattei, 
Heltefter des heil. Kollegiums, mit mehreren andern Mitgliedern 
bes Episcopats bem Throne Sr. Heiligleit und überreicht dem 
h. Bater im Namen aller in Rom anwefenden Bifchöfe eine Abreffe: 


„... Bon allen Seiten treten vor unfere Seele bie entfehlihen Ber: 
brechen, melde diefes ſchöͤne Land Italien, beflen Ehre und Stütze, glüd- 
feliger Vater, Du bift, jammervoll verwüftet haben und jetzt Deine und 
des h. Stubles Souveränetät zu erfchüttern und umzuftürzen ſuchen, aus ber 
body alles, was es Schönes gibt in der bürgerlichen Gefellihaft, wie von 
feiner Urquelle entfloffen ift.- Weber die dauernden Rechte der Jahrbunderte, 
noch der lange und friedliche Beflg der Macht, noch die von ber Autorität 
des ganzen Europa fanctionirten unb garantirten Verträge haben es ver: 
hindern können, daß Alles umgeſtürzt warb unter Beratung aller ber Se- 
fege, auf bie fih bis jest bie Eriftenz und bie Dauer ber Staaten geſtützt. 
Um uns mit bem, was uns zunächſt berührt, zu befchäftigen, Dich, hei: 
ligfter Vater, fehen wir durch das Verbrechen jener Uſurpatoren, welche bie 
Freiheit nur zum Deckmantel ihrer Bosheit nehmen, ber Provinzen be: 
raubt, welde dur die Fürſorge und unter bem Schutze ber Würde des 
beiligen Stuhles und der ganzen Kirche fih einer billigen Berwaltung er: 
freuten. Deine Heiligfeit hat mit unbezwinglichem Mutbe bdiefen rechtlofen 
Sewaltthaten Widerftand geleiftet, und wir müflen Dir dafür im Namen 
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aller Katholiken ben lebhafteſten Dank abſtatten. Wabrlih, wir befennen, 
daß bie weltliche Herrſchaft des heiligen Stuhls eine Nothwen⸗ 
digkeit uub durch den Maren Willen ber göttlichen Vorſehung eingerichtet - 
worden if; wir zögern nicht, zu erflären, baß in dem gegenwärtigen Zus 
ande ber menjchlichen Dinge diefe weltlihe Souvrränetät für bas Heil ber 
Kirche und für die freie Regierung der Seelen durchaus erfordert wird. 
Siherli mußte e8 jo fein, daß dae römifhe Oberhaupt der ganzen Kirche 
weber ber Unterthan noch der Gaft irgend eines Fürften war, fondern, auf 
feinem Throne figend und Herr in feiner Domäne und jeinem eigenen Ks 
nigreich,, Fein anderes Recht anerkannte, als ba& feinige, und fo in ebler, 
friedlier und angenehmer Freiheit den Fatholifhen Glauben ſchützen, unb 
bie ganze chriſtliche Republik vertheidigen, leiten und regieren fonnte Wer 
fönnte nun in Abrebe flelen, daß im Streit ber menfchlihen Dinge, Mei: 
nungen und Einrichtungen, mitten in Europa zwiſchen den brei Kontinenten 
ber alten Welt, ein beiliger Ort fein müß, ein erhabener Stuhl, von dem 
ih, abwechſelnd für bie Bölfer und für die Fürſten eine große und mäd: 
tige Stimme erhebt, bie Stimme der Gerechtigkeit und ber Freiheit, uns 
parteiiich und ohne Bevorzugung , frei von jedem willfürlihen Einfluß und 
weber durch Schredungen zu unterbrüden, noh durch Kunftgriffe zu täus 
ſchen. Wie und in welder Weiſe würde e8 fi haben machen lafien, baß 
bie von allen Punkten bes Erdkreiſes kommenden, ale Böller und alle 
Gegenden vertretenden Prälaten der Kirche, bier fiher anlaugten, um mit 
Deiner Heiligkeit die wichtigſten Intereffen zu berathen, wenn fie auf biefem 
Strande bier irgend einen Fürſten herrſchen fänden, welcher entweder ihre 
Fürſten fcheel anfähe oder von ihmen fcheel angefehen würde wegen feiner 
Feindfeligfeit ? Wahrlih, «8 gibt Chriftenpflichten und es gibt Staatöbürger: 
pflichten, Pflichten, bie fich keineswegs widerftreiten, aber doch von einander 
verfhieden find, wie ſollten die Biſchöfe fie erfüllen Fönnen, wenn nicht in 
Rom eine weltlihe Souveränetät fo wie eine päpftlige Souveränetät herrichte 
unabhängig von jedem Mecht eines Andern und als Mittelpunft ber allge: 
meinen Eintracht, nicht trachtend nad) irgend welcher menſchlichen Ebre, nicht® 
thuend für die irdifche Herrſchaft? Wir find frei zum freiherrihenden Papſte 
gefommen, als Hirten in der Sache ber Kirche, al8 dem Wohle und ben 
Intereſſen des Baterlandes cergebene Bürger, weder unſere Hirten: noch 
unfere Bürgerpflihten verſäumend. Weil es num fo ift, wer wollte es wagen, 
diele jo alte, auf eine folche Autorität und durch eine folche Macht der That: 
ſachen geftüßte Souveränetät anzufechten ? Welche andere Macht könnte ihr 
verglichen iwerben, wenn man jelbft das menſchliche Recht in Betracht zicht, 
auf dem die Sicherheit der Fürſten und die Eicherheit der Völker beruht? 
Welche Macht ift fo ehrwürdig und heilig? Welche Monarchie oder welche 
Republit Tann, in den vergangenen ober heutigen Jahrhunderten, fo er: 
babener, fo alter, fo unverleglicher Rechte fih rühmen? Wenn biefe Rechte 
einmal und für biefen heiligen Stuhl mißachtet und unter die Füße ges 
treten würden, welcher Fürſt wäre dann ſicher, fein Königreich, welche Re⸗ 
publik ihr Land zu behalten? So, heifigfier Vater, kämpfeſt und ftreiteft Du 
gewiß für die Religion, aber auch für die Gerechtigkeit und für das Recht, 
die Grundlagen der menſchlichen Dinge bei allen Nationen. Aber es Tommt 
uns nit zu, länger von biefer wichtigen Sache zu reden, bie wir darüber 
Deine Worte und Deine Belehrungen vernommen haben. Deine Stimme 
bat in der That, ber priefterlichen Trompete vergleihbar, in alle Welt ver- 
fündet, daß „durch einen befonbern Rathſchluß ber göttlihen Vorſehung 
der römische Oberpriefter, der dur Yefum Chriſtum zum Haupt: und Mit: 
telpunfte feiner ganzen Kirche ernannt worben, eine weltlihe Souveränetät 
erlangt hat (Lit. ap. 26. Mat 1860, Alloc. 20. Juni 1859, Encycl. 9. Juni 
1860, Alloc. 17. Dezember 1860); wir müſſen es alfo als gewiß annehmen, 
daß diefe Sonveränetät nicht zufällig vom heiligen Stuble erworben, ſon⸗ 
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dern ihm durch eine befonbere Veranftaltung Gottes, durch eine lange 
Reihe von Jahren, durch bie einmüthige Zuftinmung aller Staaten und 
Meiche zugetwiefen und burch eine Art von Wunder geftärft und aufrecht 
erhalten worden ift. Du haft gleichfalls in erhabener und feierliher Sprache 
erfiärt, daß Du „die bürgerliche Souveränetät der römischen Kirche, ihre 
weltlihen Befigungen und ihre echte, welche ber Tatholifhen Welt ge 
hören, mit Energie ganz und umverleglich wahren woleft, daß ber Schut 
ber Gouveränetät des heiligen Eubles und des Patrimoniuns Petri alle 
Katbolifen anginge, daß Du bereit feieft, cher Dein Leben zu opfern, als die 
Sade Gottes, der Kirche und ber Gerechtigkeit Preis zu geben“ (Encyd. 19. 
ge 1860). Wir antworten auf biefe prächtigen Worte, daß wir bereit 
nd, mit Dir in Gefangenfhaft und Tod zu gehen; wir bitten Did 
bemütbig, in dieſem feften Entſchluß und diefer Standhaf— 
tigkeit unerſchütterlich zu bleiben und Engeln und Menfchen bas 
Bild einer unbezwinglichen Seele und eines fouveränen Muthes zu geben. 
Das fordert von Dir bie Kirche Jeſu Ehrifti, zu deren glüdfiher Regierung 
bie weltliche Souveränetät ben römifchen Päpften von ber Vorfehung zuge: 
theilt und welche die Beſchützung biefer Souveränetät fo als ihre Sache an: 
erkannt bat, daß ehedem, während ber apoftolifche Stuhl Ieer fand, mitten 
unter den ſchrecklichſten Umftänden alle Bäter vom Concil zu Koftnig ſelbſt 
in Gemeinfchaft bie weltlichen Befißungen der römilchen Kirche haben ver: 
walten wollen, wie dies die öffentlichen Dokumente beglaubigen. Das ver: 
langen von Dir bie gläubigen Chriften, welche, buch alle Gegenden bes 
Erbballe verftreut, ſich glüdlih preifen, daß fie uns frei zu Dir haben 
fommen unb den Intereſſen ihrer Gewiffen obliegen fehben. Das verlangt 
von Dir endlih bie bürgerliche Gefellichaft, welche fühlt, daß ber Umſturz 
Deiner Negierung auch ihre eigenen Grundveſten erfehilttern würbe. 

„Durd ein gerechte® Urtheil Haft Dur jene fchuldbelabenen Menſchen ver: 
dammt, welde die Kirchengüter angetaftet haben, und al ihr Thun für 
null und nichtig erklärt (Allocution vom 26. September 1859); Du haft 
befretirt, daß alle von ihnen verfuchten Handlungen geſetzwidrig uud kirchen⸗ 

 täuberifch feien (Allocution vom 20. Juni 1859); Du baft mit Zug nnd 
Recht erflärt, daß bie Urheber biefer Miſſethaten Lirchliche Strafen und Gen: 
furen verwirkt haben. (Apoftolifcher Brief vom 26. März 1860.) 

„Diefe ernfien Worte aus Deinem Munde und biefe bemunberungs: 
würdigen — müſſen wir mit Hochachtung aufnehmen und noch⸗ 
mals unſere volle Zuſtimmung ausſprechen.“ 

Die Adreſſe iſt von 264 Erzbiſchöfen und Biſchöfen unterzeichnet, von 
denen 56 Frankreich, 34 Amerika, 33 Italien, 32 Spanien, 21 Oeſterreich 
und den übrigen fathol, Staaten Deutichlande, 17 den britifchen Inſeln und 
Kanada, 10 dem Orient, 4 Belgien unb Holland, 2 Polen und 2 Rußland 
angehören; 53 Bifchöfe in partibus infidelium vervollſtändigen die Zahl 


22. Yuni. Die bei Anlaß bes Sanonifationsfeites aus ben verfchiebenen Staaten 
Staliens nah Rom gelommenen Geiftlihen überreichen dem B. - Bater 
eine Adreſſe, in ber fie in ber feierlichften Weife ihre Anhänglichkeit an ben 
Papſt⸗Konig ausipreden. 


3. Juli. Schreiben des Papſtes an das Portugieſiſche Episcopat (f. unter 
Portugaf). ' 
7. Sept. Das Römifche Nationalcomits ſucht die Römer burh ein PBrodam im 


Sinne der Turiner Regierung über das mißlungene Unternehmen Gari⸗ 
baldi’s zu beruhigen. 


„ Der franz, Geſandte Lavallette verläßt Rom, um nicht mehr bahin zu: 
südzutehren. 
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15. OR. Wendung der Politik Frankreichs gegenüber Italien bezüglich 
ber zömifchen Frage (vgl. Frankreich). 

3. „ Die franz. Regierung dringt in Rom neuerdings und nachdrüclich 
auf Scwährung von Reformen (vgl. Frankr.). 


— Rev. Die päpfll. Regierung veröffentlicht ein Erpof6 über bie innere Vers 
waltung des Kirhenftaats und bie barin vorgenommenen Reformen 
gegenüber bem Borwurfe ber Unthätigkeit. 

2. „ Frankreich erflärt England, daß es ihm unmöglich ei, Rom 
ben Römern zu überlafien (vgl. Frankreich). 


— Die franz. Intenbantur labet bie Lieferanten zu Lieferungsverträgen nicht 
mehr wie bisher auf 6 Monate, fonbern auf ein Jahr ein. 


— Tec Der biplomat. Agent Englands in Rom, Obo Ruſſell, - bietet bem 
Bapft wiederholt ein Afyl in Malta an. 


6. Schweiz. 


5. San. (Zug) Die Grneuerungswahlen bes Gr. Raths fallen überwiegenb im 
Sinne ber liberalen Partei au®. 


13. „ Eröffnung ber Winterfißung bee Bunbesverfammlung. 


Eröffnungsrebe des Ständeratbspräfibenten Herrmann (v. Obmwalben). 
„... Wir dürfen wohl mit Auverfiht erwarten, es werbe dem Bunbes: 
rathe gelingen, ohne unfere gerechten Anſprüche im minbeften preiszugeben, 
unferm Recht volle und bleibende Anerkennung zu verfhaffen. Doch ficher: 
lich ein weit größeres Unheil als folche Konflifte mit bem Auslande, Lie 
auch in der Zufunft faum ausbleiben werden, an fich es find, wäre es für 
unfer Vaterland, wenn biefelben den Grunb eines Zerwürfnifies unter ben 
Bürgern bes eigenen Landes bieten würden. Mögen wir auch über bie Art 
und Weife, wie folhe Anftände ihre Erledigung finden follen, abweichender 
Meinung fein; mögen die einen ein entichiebenes® Vorgehen, die andern 
kluge Mößigung für das geeignete Mittel halten, unfere Ehre und nationale 
Selbſtſtändigkeit zu wahren, fo haben weber bie Verfechter der einen noch 
der andern Anfiht ein Recht, bie Vertreter der andern Anſchauung des 
Mangels an Patriotismus oder gar der Sympathie mit dem Ausland an: 
zuffagen. Jeber Schweizer ift dem andern bie Weberzeugung ſchuldig, daß 
auch ihm bes PVaterlandes Wohl Über Alles gehe, dem er fein Höchſtes und 
Beſtes freudig zu opfern fähig ſei. Wer aber in dem folgen Wahn ftebt, 
nur er und feine Gefinnungsgenofien befigen die ächte Vaterlandsliebe und 
bie richtige Einfiht in dasjenige, was ihm noth thut, der dürfte vielleicht 
im entfcheibenden Moment an Opferwilligkeit und perfönlidem Muth 
Manchem nachftehen, beifen Bürgertugenden er früher mißtraute. Daher 
jet die gegenfeitige Achtung ber Weberzeugung unfer erfte® Beftreben, indem 
nur fie jene Eintracht unter ben Bürgern eines Landes zu begründen und 
zu unterhalten vermag, bie in ben Tagen der Gefahr ſtark und unüber: 
windlih madt. . .* 

Eröffnungsrebe be Nationalratbspräf. Karrer (von Bern). 
„+ +. Wenn auch unfere Zuftände im Bergleih mit anbern ändern be: 
friebigenb fein mögen, fo wäre es dennoch unflug, in unferer Wachſamkeit 
läffig zu werden. Die vergangenen und namentli bie zwei legten Sabre 
haben uns gelehrt weder auf beftchende Verträge noch auf ein gegebenes 
Wort unbedingt au bauen, ber einzige Hort für uns iſt das Vertrauen auf 
bie eigene Kraft und ein firenges Feſthalten an unferm Net. „Muth für 
alte Rechte kommt allen Völkern zu, ihre Maßregeln zu nehmen zur rechten 
Zeit nur ben verftändigen; wer bis anf die Noth wartet, von dem geſchieht 
alles leidenſchaftlich, übereilt, übertrieben,“ jagt unfer Geſchichtſchreiber 
Müller. Wir haben bei unfern Beichlüffen in der Sommerfigung in biefem 
Sinn gehandelt, fahren wir fort in bdiefem Sinn zu bandeln und wir 
werden ber Zufunft und ihren Prüfungen mit Ruhe, Feſtigkeit und Zu: 
verficht entgegenfehen. ... .* 
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15. Ian. Der Ständeratb nimmt den Gejehesentwuri über das Verfahren bei 
Trennung gemischter Ehen (gegen ben bie ſchweiz. Biſchöfe unter dem 
24. Nov. 1861: proteftirt hatten) mit 23 gegen 13 Stimmen an. 


25. „ Der Rationalrath nimmt denfelben Gefeßesentwurf mit 55 gegen 20 Stim= 
men an. — Ber Bundesrath beantragt für die Rheincorrection einen 
Bundesbeitrag von Fr. 3,100,100 an die Kantone St. Gallen und Graus 
bünden. 


9. „ Ber Bunbesrath beharrt in einer Depefhe nach Paris darauf, daß eine 
GSränzverlegung im Dappentbal von Seite Frankreichs wirklich ftattges 
funden babe und kann daher nicht unterlaffen, gegen dieſes Vorgehen, durch 
welches die von der Schweiz_bisher feftgebaltene Souveränetätsausübung 
im Dappenthale immer mehr beichränft und der Statusquo zu ihrem Nachs 
tbeile wefentlich verändert würde, Ausdritdlich fich zu verwahren.“ 


0 „ (Waadt). Der nah der neuen Verfaflung auch neugewählte Gr. Rath 
beftelt die Regierung. Delarageaz, bie Eeele ber bisherigen, bieibt bet 
allen Wahlen mit 20 Stimmen in der Minderheit. 


3. Fehr. Die gemifchte franz. : ſchweiz. Commiffton bezüglich der Affaire von 
Ville: las Grande kann fich Über einen gemeinfamen Beriht und Ans 
trag nicht einigen. 

d. „ Schluß der Seſſion der Bundesverfammlung. 


Schlußrede des Nationalratbspräf.: „Weberbliden wir bie behan⸗ 
delten Geſchäfte, fo finden wir, daß felbige mit einer naturgemäßen Ent⸗ 
widlung ber Bundesverfaffung übereinſtimmen und geeignet find: einer: 
feits unferm Baterlande diejenige Stellung gegen Außen zu fihern, welche 
ihm gebührt, ſei e8 durch Ausbildung unfrer Wehrkraft, ſei es durch Abs 
ſoluß von Verträgen mit ſolchen Ländern, welde mit ber Schweiz in 
nähere, Handel und Wandel erleichternde Verbindungen zu treten wünfchen; 
anderfeit® im Innern das friedliche Ncheneinanderleben verjchiedener Kon⸗ 
feffionen immer mehr zu befefligen, Handel und Wandel zu erleichtemn, 
eine möglich gleichmäßige Rechtſprechung zu erzielen und die geiftigen und 
materiellen Kräfte der Nation in jeder Richtung zu entwideln. Im Be⸗ 
jondern erwähne ich bier der großartigen Straßen: und Waſſerbauten, 
welche im verſchiedenen Kantonen ſchon längft eine Nothwendigkeit find, 
beren Ausführung aber die Kräfte der einzelnen Kantone überfteigt und 
weiche deshalb ohne Bundeshülfe nicht ausgeiührt werben fünnen. Möge 
es dem Bunde gelingen, die Mittel zu finden, um bdiefe gemeinnüßigen 
und großartigen Werke erftellen zu können; möge man babei nie aus den 
Augen verlieren, daß eine gute finanzielle Stellung für bie Eriftenz des 
Bundes eine Nothwendigkeit ift, daß ohne biefe der Bund in feiner jegigen 
Geitalt nicht beſtehen kann und baß daher dieſe vor Allem aus gewahrt 
werden muß. Können ohne Gefährbung ber Finanzen biefe Werke mit 
Hülfe des Bundes erſtellt werden, fo fett fich der Bund auf ſolche Weiſe 
das fchönfte und unvergänglichfte Monument.” 


Schlußrede des Stänberatbspräf.: „Wohl feine Sitzung ber Bundes: 
verfammiung feit ber Umwandlung bes jchweizeriihen Staatenbunbes in 
einen Bundesſtaat bat beffer als die heute zu Ende gehende Seifion ben 
Beweis geleitet, daß die Anficht, als fei der Stänberath in unferm flaate 
lihen Organismus unnöthig, unbegründet if. Ich erinnere biesfalls nur 
an das Geſetz, betreffend den Gerichtsſiand bei Scheidungsllagen in ges 
milhten Ehen, und an ben Beichluß betreffend ben Rekurs von Prote⸗ 
Hanten aus dem Kanton Freiburg hinfichtlich der Feier katholiſcher Feſttage. 
Jenes Geſetz und biefer hluß gingen bereits während ber erſien Ab⸗ 
teilung unter Sitzung von Ständeratb aus; beiden verweigerte damals 
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ber Natisnalrath feine Zuſtimmung. Als jeboch unfere Behörde bei bei 
zweiten und dritten Beratbung grundiäglih auf ihren Beſchlüſſen bebarrte 
pflichtete auch der Nationalratb benfelben bei. Dieſe Erfheinung leiſte 
wohl den Beweis, der übrigens aus den Protofollen ber geſetzgebender 
Käthe jeit 14 Jahren noch vielfach entnommen werben kann, daß bei 
Ständerath Feine überflüffige, viel weniger eine den Fortſchritt und bie 
Entwidiung unferer flaatlihen Zuftände binbernde Einrichtung if. CE: 
ſchon feine Mitgliederzahl faum den dritten The berjenigen des Rational: 
rathes beträgt und die Stimmabgabe bier fo wenig wie dort burd bat 
Gewicht Fantonaler Zuftruftionen unterftügt wird, bat gleihwohl ber Etänke: 
rath an Selbſtſtändigkeit und eigener Prüfung ber vorfommenden Fragen 
ſtets als ebenbürtig mit dem Nationalrathe fich bewiefen.“ 
45. Febr. (Genf). Betitionsfturm gegen bie Spielhölle des Hrn. James Fazb. 
4. „ Auf das Verlangen Yranfreihe, daß von ber Gefammtentihäbigung in 
bem Gonflift an Bille-Ia: Grande bie Schweiz zwei Drittel, rant: 
reich ein Drittel zahlen folle, antwortet ber Bundesrath: um da8 Fleinlice 
Markten zu beenbigen, zahle die Schweiz die ganze Entſchädigung der 
Savoyarden, indem fie das Urtheil über Net und Unrecht ber öfjentliden 
Meinung Europa’s auheimſtelle. 


3. März. (Zürich) Der Große Rath beſchließt mit 157 gegen 22 Stimmm 
die Aufhebung des Klofters Rheinau. 

414 „ (Genf). Die Regierung weist ben Nuntius mit feiner Beſchwerde wegen 
Einführung der Givilehe in den ehemals Tavoyifchen Gemeinden des Kantone 
damit ab, daß diejelbe ja in ganz Savoyen eingeführt jei. 

45. „ (St. Gallen). Der evangeliihe Gr. Nath beſchließt einflimmig eine 
neue Organijation der evangeliichen Kirche. 


10. Apil. (Genf) Der Chef der Juſtiz unb Bolizei befcheidet bie Petition 
gegen das Spielhaus von James Fazy abjchlägig. 


6. Mai. (Züri, Bern und Neuenburg) Integralerneuerungen ber Gt. 
Räthe. Diefelben fallen in allen brei Kantonen wejentlih im Sinne ber 
bisherigen Majorltäten aus. 


4. Juni. (Bern), Der Gr. Rath erneuert die Regierung im Sinne bes bisher 
herrſchenden Syſtems. 


15. „ (Genf) Die Wahlen in ben Verfaſſungarath fallen entſchieden zu Gunſten 
ber fog. Jubependenten und gegen die Partei James Fazy aus. 


7. Suli. Zufammentritt ber Bundbesderfammlung. Der Präfident des Nat.: 
Rathes bemerkt liber bie Erledigung der Affaire von Ville- la: Grande, daß 
fi die Echweiz darin mehr auf den Standpunft der Großmuth ale des Rechtee 
geflelit habe, vergefiend, dap Großmuth dem Großen zieme, bei Kleinen 
aber leicht ale Schwäche gelte. Zum PBräfidenten bes Nat.⸗-Rathes wird 
a Züri), zu demjenigen bes Ständerathes Vigier (vd. Solothurn) 
gewählt. 

12. „ Beim beutigen Schützenfeſt in Frankfurt beiheiligen ſich bie 
Schweizer, von Gentralcomite offiziell dazu eingeladen, überaus zahlreich 
und werden in Frankjurt aufs zuvorkommendſte aufgenommen. 

415. „ Der Nat.s Rath beichließt nad) dem Antrag des Bundesrathes einen Bei: 
trag von Fr. 3,100,000 aus Bunbesmiitteln für die Rheincorrection 
und überweiſt die Frage ber Juragewäſſercorrection ber Initiative des 
Bunbdesrathe. 

„ Eidg. Sängerfeſt in Chur. 

# Bei Gelegenheit des bundesräthlihen Geichäftsberichtes gibt bie Anerken⸗ 
nung bes Königreihs Italien Anlaß‘ zu einer heftigen Debatte. Es wird 
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dem Bundesratb vorgeworfen, die Inſolenzen ber italienifchen Prefie unb 
die Erpectorationen Bixio's im ital. Parlament über eine Annerion 
zeflins allzulau bingenommen zu haben. Bon Eeite des Bunbesraths 
wird erwidert, berartige italienische Erpectorationen brauchten nicht zu ber 
unrubigen, da bie ital. Negierung foldye Ideen nicht theile. 


21. Juli. Der Bundesrath wird im Nationalrath über die vom Minifter des Aus⸗ 
wärtigen Durando im ital. Parlament am 20. d. M. bezüglich einer mög⸗ 
liden Annerion Teffins geäußerte Anſicht interpellirt, und ein Antrag 
auf energifhe Wahrung ber vaterländifchen Jutereſſen in Ausficht geftellt. 
Der Nat.sRath gibt feine Beiftimmung dadurch zu erfennen, baß er fi 
insgefammt zur Unterflügung der Snterpellation erhebt. Im Ständerath 
wird eine ähnliche Snterpellation geftellt. 

%. „ Bericht des Bunbesrathes über die Rebe Duranbo’s im ital. Parlament. 
Tr Nat.⸗Rath beichließt nad Ichbafter Debatte einflimmig „nah Ans 
hörung ber Anterpellation Hungerbühler und ber darauf bezüglichen Antwort 
des Bındesrathes, zur Tagesordnung überzugehen im vollen Vertrauen auf 
die Wachfamfeit des Bundesrathes, daß er jedem birecten oder indirecten 
Berjuch einer Verlegung des fdyweizerifchen Gebietes, wo es auch jei, mit, 
allen möglichen Mitteln entgegentreten werde.” 


%. „ Schluß der Seffion der Bundesverfammlung. An den Schlußreden 

Heben die Präfidenten beider Näthe mit Nahdrud hervor, daß, wenn bie 

ntegrität des Schweizergebiets in Frage geftellt werden follte, die ganze 
idgenofſenſchaft mit Gut und Blut dafür einftehen werde. 

» „ (Zeifin). In Folge Aufforderung bes Stabtrath8 von Lugano „man 
müfle ein für ale Mal wiffen, in Bern wie in Turin, wozu der Kanton 
entſchloſſen fei" wird eine Adreſſe gegen bie italienifchen Annexionsgelüſte 
mit zahlreichen Unterfchriften an den Bundesrath gerichtet: 

„Das Teifiner Bolt ift ein fouveränes und republifanifhes Voll; ber 
Kanton Teſſin if ein unabhängiger Staat und unauflöslih mit der 
Ihmweizerifchen Eidgenofienfihyart verbunden. Es fühlt zu ſehr den Werth 
ber eigenen freiheit und Selbſtbeſtimmung, bed Rechts, mit der Schweiz 
‚verbunden zu fein, um fich je bewegen zu laſſen, darauf in irgenb einem 
Fall oder unter irgend welchen Umjtänden Verzicht zu leiften, vielmehr er: 
ärt es feierlih: 1) daß es immer und unter allen Umfländen aufftehen 
werde wir Ein Mann, um mit Gut und Blut feine heiligen in der Ge⸗ 
ſchichte begründeten, durch völferrechtlihe Verträge und durch bie eidgenöf- 
ſiſche Berfafjung garantirten Rechte zu vertheidigen; 2) daB gleichwie es ſich 
immer in jeder Prüfung als treuer und aufrichtiger Eidgenoſſe bewährte 
und bewähren wird, es auch die Zuverſicht bat, nie von der Eidgenoſſen⸗ 
haft verlaffen zu werben. Indem die Unterzeichneten ihren Willen aͤus⸗ 
Ipreden, um jeden Preis freie Teffiner und treue ſchweizeriſche Eibgenofien 
zu bleiben, erwarten fie gegenüber viefer feierlichen und freiwilligen Er⸗ 
Härung von ber Bundesbehörde ein Wort der Ermutbigung.“ 


N, „ (Uargau) Das Marg. Bolt befchlieht in Folge einer Agitation ber 
kaih. Bartei mit überwiegender Mehrheit die Abberufung bes Gr. Rathes. 


8 ,„ Teſſin). Die Regierung überfeirbet dem Bundesrath den Protefl ber 
Teffiner gegen jeden Gedanken einer Lostrennung von der Eidgenoſſenſchaft. 
Der Bundesrat dankt mit der Zufiherung, Teffin könne auf bie Unters 
Rügung der gefammten Eidgenoſſenſchaft rechnen. 


» „ Ber Minifterpräfident Rattagzi erklärt im italienifhen Parlament zur Bes 
tubigung der Schweiz „daß Italien die Integrität der Schweiz refpectiren 
und deren Macht begünftinen wolle, und daß die Eventualitäten, von benen 
Durando geiprochen, den Wünſchen ber italtenifhen Regierung 
juwiderlaufen.” 


28. Juli. (Bafelland). Ein Verfaſſungsrath beräth eine neue VBerfafiung au) 
möglichſt demofratifcher Grundlage. 


12. Aug. (Uargau) Wahl des neuen Gr.:Rathes; die fath. Partei bleibt u 
in ber Minderheit. & 

16—18. Aug. Eidgenöffifches Offizierfeft in Bern. | 

22. Bann (Aargau). Der neue Gr.-Rath, beftellt fein Bureau und trifft bir 

abl der neuen Regierung durchaus im Sinne ter liberalen Partei. 


390. „ (St. Sallen) Biſchof Mirer }. 


2. Sept. Eröffnung ber Oronbahnlinie (Freiburg-Lauſanne). 
& „ Berfammlung bes ſchweizeriſchen Zuriftenvereins in Zürich. 


26. Det. (Hargau). Der Gr. Rath verwirft mit 79 (meift liberale) gegen 71 
(meift katholiſche) Stimmen bie Anträge feiner Commilfion auf Erweiterung 
der jouveränen Rechte des Volks, wie das Recht auf Verwerfung neuer Ee— 

ſetze und auf Verlangen ber Abänderung beflebender, das Recht ber Wabl 
und Abberufung feiner Beamteten ꝛc. 

„ (Zuzern). Berfafjungsrevifions-Agitation. Die katholiſche Bartei ift für 
Totale, die liberale für Partialrevifion. — Große Bolfsverfammlung da 
Liberalen in Surſee. 

3. „ (Luzern). Der Antrag auf Totalreviſion der Verfaſſung wird vom 

Volke in allgemeiner Abftimmung mit 17,230 gegen 12,330 verworfen. 


2. Nov. (Bafelland). Der vom Berfaffungsrathe ausgearbeitete Verfafiungt: 
entwurf wird vom Volke in allgemeiner Abfiimmung mit 3738 gegen 3581 

z Stimmen verworfen. z 
7. u (Genf). Der Berfaflungsramh genehmigt fchließlih ben von ihm burd: 

berathenen Berfafjungsentwurf mit 57 gegen 4 Stimmen. 

410. „ Beim eidg. Yundesrathe in Bern läuft nachträglich ſogar noch auus Buenos 
Ayres ein Proteſt von 400 Teffinern gegen die Annerionsrebe des ital. 
Minifters Durando ein. 

„» „ (Genf). Die Großrathswahlen ergeben 66 fogenannte indepenbente Pi: 
glieder und 39 Anhänger Fazy'os. 

11. „ (Bafelland). Der Berfafiungsrath beſchließt mit 31 gegen 17 Etim 
men, das Volk anzufragen, ob det alte oder cin neuer Verfaſſungsrath die 
Revifion fortfeßen folle. 

12, „ (Xargau) Das Volk verwirft in allgemeiner Abftimmung bas Geh 
über die bürgerlihe Sleihftelung der Israeliten. Für theilweiſe Abaͤnde— 
rung des Geſetzes find 11,602 Stimmen gegen 3254; für gänzliche Revifion 
12,565 Stimmen gegen 2338. 

» (Luzern). Der Er. Rath beichließt die Partialrevifion ber Verfaſſung. 
conftitwirt ſich als Berfafiungsrath und ernennt eine Commiſſion aus beiden 
Parteien behufs Vorlage eines, Entwurfes. 

18. „ (Teſſin). Zuſammentritt des Er. Rathes. Der Präfident eröffnet den- 
felben mit einer Rebe, in der er fi neuerdings für Bleiben bei der Eil: 
genoflenfhaft ausfpridt. 

23. „ (Bafelland). Das Volk befchliekt in allgemeiner Abſtimmung die WE: 
berufung bes bisherigen Verfaſſungsrathes und bie Wahl eines neuen. 


„ n ($reiburg). Ber Gr. Rath beſchließt faft einftimmig die Wiederber: 
ae des nach dem Sonberbunbsfriege 1847 aufgehobenen Karthäuler: 
oſters. 
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1. Dec. (Zeffin). Der Gr. Rath beſchließt im Princip ebenfalls eine Reviſion 
der Berfaflung, überläßt jedoch die Ausführung ber im Tünftigen Zabr neu 
eintretenden Legislatur. 

6. „ Die in Turin zu — ber Teſſiner Bisthumsfrage verſam⸗ 
melte Conferenz ſchließt endlich eine Nebereinkunft zwiſchen Italien und ber 
Schweiz ab, welche die Ratification beider Theile erhalten durfte. 

7., (Genf). Der neue Berfaflungsentwurf wird vom Bolke in allg. Ab⸗ 
Rimmung in Folge Außerfter Anftrengung der Partei tin verroorfen, je⸗ 
— mit geringer Majorität. Die bisherige Verfaſſung bleibt ſomit in 

aft. 

8 „ Bertrag zwiſchen Frankreich und ber Schweiz über das 
Dappenthal, ber biefem langjährigen Streite endlich ein Ziel fegen foll. 

1. „ Abſchluß eines Handelsvertrwgs zwiſchen ber Schweiz und Belgien. 


4. „ (Waadt). Ber Gr. Rath (diefes zunächſt betbeiligten Kantons) geneh⸗ 
migt den mit Frankreich bezüglich bes Dappenthals abgeſchloſſenen Vertrag 
mit allen gegen 1 Stimme. 

2 „ (Bafelland). Reue Wahl eines Verfaſſungsrathes. Die im früheren 
überwiegende bemagogifche Partei erhält doch wieder das Uebergewicht. 


7. Kelgien. 


% 


8. März. Volksverſammlung in Antwerpen gegen bie Feflungsbauten. 


9. April. Die Repräfentantenfammer vermirft einen Antrag auf proviſoriſche 
Einftelung ber Arbeiten an ber Norv:Citadelle von Antwerpen und einm 
andern auf Verichiebung ber Seftungsbauten überhaupt in namentlicher Ab: 
fiimmung mit 63 gegen 20 Stimmen. 


40. „ Die Repräfentantenfammer genehmigt mit 51 gem 34 Stimmen den 
von ber Regierung geforderten Vorfhuß an die für die Antwerpener 
Feftungsbauten conceffionirte Geſellſchaft. 

Finanzminifter Fröre-Orban: „Solde Ausgaben find immer un: 
populär bis zu dem Tage, wo es zu ſpät, wo bie Gcahr unabwendbar ge: 
worden iſt. Eine Regierung, die ihre Miffion gewiflenhaft in’® Auge fat, 
muß fih ohne Scheu einer ſolchen Unpopularität ausfeßen, die vorüber: 
gehend ift und bald einer befonnenen und unparteiifhen Würdigung ber 

ahe Plab machen wird. Megieren beißt vorforgen, unb eben weil bie 
Regierung die Verantwortlichkeit, welche auf ihr rubt, in ihrem ganzen Um: 
fang begreift, wird fie jene Arbeiten, bie im Hinblid auf die Zufunft be: 
Ihloffen wurden, auch ausführen lafien“. 

23. „ Eine neue große Vollsverfammlung in Antwerpen beſchließt, In einem 
Geſuch an den König die Demolirung der Eitadellen zu fordern. 


2, Mai. Der Senat verwirft in namentlicher Abflimmung mit 28 gegen 21 
Stimmen den Antrag ber clericalen Partei, den für bie Geſandtſchaft in 
Turin im Budget für die auswärtigen Angeeegenheiten angejegten Poſten 
von 50,000 auf 42,000 Fr. berabzufegen. Der Minifter des Auswärtigen 
Rogier vertheidigt die von ihm durchgeſetzte ALLEN bes Königreichs 
Ar und erflärt ganz unummwunden, daß er nur zu dieſem Zwede das 

ortefeuille des Auswärtigen übernommen und burd jenen Schritt bem 
Lande einen Dienft geletftet babe, für welchen die Erkenntlichkeit ber Zukunft 
ihm nicht fehlen werbe. 


8 „ Der König liegt in lebensgefährlicher Krankheit banieber; der Herzog 
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von Brabant wird durch ben Telegraphen eiligft von einer Reife nach Spa 
nien zurüdberufen. 


45. „ Die Repräfentantenfammer verwirft nach fechstägiger Debatte mit 54 ger 
gen 20 Stimmen (und 6, bie ſich der Abftimmung enthalten) bie von ber 
Antwerpener Deputation beantragte parlamentarifhe Unterfuchungs: 
commiffion über bie Feſtungsbauten und überweist die Petitionen, welche 
bie Zerflörung der Nord: und Sübcitabellen verlangen, einfach ber Res 
gierung. 

80. „_ Die Repräfentantenfammer genehmigt nach breitägiger, theilweile 
ſehr Rürmifcher Debatte bie Artikel des verbeflerten Strafgeſehbuches, durch 
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welche 6 u von ‚ber Kanzel b Staat und 
— —— —S mit 47 ge 
gen immen, 


13/21. Aug. Beide Kammern genehmigen ben Hanbelsvertrag mit Eng: 
land, die Repräjentantenfammer mit 76 gegen 10, ber Senat mit 29 ges 
gen 6 Stimmen. 


4. Sept. Septemberfefle in Brüffel. Der wiebergenefene König feiert einen 
wahren Triumphzug. 


6. Oft. Der König beantwortet bie ibm durch eine Deputation ber Stabt Ant: 
werpen überreichte Adrefle gegen die Feſtungsbauten in Uebereinſtimmung 
mit der Regierung und der Majorität ber Kammern ablehnend. 

9, „ Die ablehnende Antwort des Königs verurfaht in Antwerpen eine 

e Aufregung; 21 von 30 Gemeinderäthen geben in einer außerordent⸗ 
hen Sitzung ihre Entlafjung ein. 


8. Dec. Verhaegen, das Haupt ber Liberalen Wflociation + in Brüſſel. 





8. Holland. 


H. Januar. Bildung bes zweiten Minifteriums Thorbede. 


6. Mat. Der König macht dem Kalfer Napoleon einen zweiten Befud in P 
tie. Das Gerücht von einer beabfichtigten Yamilienverbinbung mit d 
Murats macht indeß in Holland einen jo ungünftigen Eindruck, daß ba 
felbe offiziell desavouirt wird. 


16. „ Die I. bolländifhe Kammer verwirft mit 47 gegen 7 Stimmen ben Ui 
trag mit Belgien bezüglich der Maasflußfrage. 


9. Juli. Die II. Kammer beſchließt mit 49 gegen 11 Stimmen die Abjchaffu 
ber Stlaverei in Surinam und ben weſtindiſchen Inſeln. Die — 
tung, welche die Regierung den Sklavenbefitzern zu entrichten bat, betr 
300 Gulden für jeden Sklaven männlichen und weiblihen Geſchlechts obı 
Rüdfiht auf das Lebensalter. 


| 
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6. Aug. Die I. Kammer nimmt die Möfchaffung ber Sklaverei mit 26 gegi 
Stimmen an. 


15. Sept. Eröffnung der Kammern. Thronrebe des Königs. 


12. Nov. Budgetverbandlungen ber I. Kammer. Große Rede Thorbede' 
über feine Politik. 


8. Dec. Die II. Kammer genehmigt nach fünftägiger Debatte bas Budget Di 
‚ Colonieen und damit ein neues Eolonialfyftem mit 37 gegen 32 Stimma 


13. „ Die I. Kammer befchließt mit 37 gegen 26 Stimmen bie Durdpgrabun 
Z ber Landenge von Norbhollanb. 


29. „ Die J. Kammer verwirft das Colonialbudget mit 30 gegen 4 Stimmen 


9. Schweden und Rorwegen. 


N. Januar. Bas fog. Reformcomits übergibt bem-ZJuftigminifter bie Wörefle 
an den König mit ben aus alien heilen Schwedens eingelaufenen Peti⸗ 
tionen um eine burcdgreifende Reform ber Berfaflung. 

Adreffe an ben König: „Seitdem ber Bürgers unb ber Bauernfland 
im legten Reichstag beſchloſſen haben, in unterthänigen Petitionen bei Em. 
t. Maj. anzupalten, daß Hochdenſelben gefalle, dem nächften Reichstag einen 
Vorſchlag zu einer neuen Repräfentation vorzulegen, bie auf gemeinfchaft: 
liche Wahlen aller Abtbeilungen ber bürgerlihen Geſellſchaft, ohne Rüdficht 
auf Stände und Glafien, und auf folche Bedingungen für Wahlrecht unb 
Wählbarkeit gegründet feien, bie durch die politifhe Entwidlung der letzten 
Zeiten und die Anſprüche auf georbnete u gefordert werben, um bie 
Bedingungen für allgemeines Recht im DBerein mit allgemeiner Sicherheit 
zu erjüßen, find WMitglieber der verfdiebenen Reichsſtände zufammen- 
getreten. Es ift nun aus allen Theilen bes Reichs eine große Ans 
zahl Tifen, mit Unterfhriften von 37,972 Mitbürgern verfeben, einge: 
gangen. ... Ale haben fih mit bem Geſuch des Bürger- unb Bauern: 
flandes vereinigt, daß es Em. E. Maj. gefalle, der Nation einen Borfchlag 
zu einer neuen Repräfentation zu fchenten, welche beren Bedürfniſſen ent- 
ſpreche.... Zufolge einer langen Erfahrung begen fie und alle bie Ueber: 
zeugung, daß unter ben gegenwärtigen Umſtänden fein Vorſchlag zu einer 
durchgreifenden Beränderung im Repräfentationswefen auf verfaffungsmäßigem 
Wege durchgeführt werben Tonne, der nicht von Ew. T. Maj. ee iR, 
und für den fih Hochdiefelben nicht felbfi an die Spike ftel: 
len. Andererſeits glauben fie ſchließlich daß, wenn ein folder Borfchlag 
von Ew. k. Mai. ausgeht, unterftügt und mit Liebe umfaßt von der Mehr: 
zahl der Denkenden in der Nation, bderfelbe ficher und in Turzer Zeit ben 
Wibderfiand befiegen werde, dem es bisher immer geglüdt if, jeden Verſuch 
in diefer Richtung zu nichte zu machen. Dann, aber aud nur dann erft 
wird das ſchwediſche Volk, nicht mehr in ungleihe Glafien mit gegenfeitig 
ungleihen Intereſſen zeriplittert, ein Ganzes werben, einig zur Ausführmg 
beflen, was noch zus Hebung bes Wohlflands bes Landes und zur Siche: 
rung feiner Bertheibigung erfordert wird, einig au, um im Bunde mit 
bem Brubervolf jeden fremden Eingriff in unfere Selbſtſtändigkeit zu⸗ 
rüdzufchlagen.“ ... 

Antwort bes Juftigminifters de Geer: „Daß das Baterland 
einer zeitgemäßeren Repräfentgtioneweife bebürfe, ſteht filr mich eben fo uns 
abweislih da wie für euch und die vielen, für welche ihr auftretet. Es ift 
mein fefter Glaube, daß eine Reform — ausgeführt in ber Richtung, bie 
mit Glück nicht nur von ben uns nächſtwerwandten Völkern, fondern von 
faft dem ganzen übrigen freien Europa betreten worben ift — beitrüge, das 
ſchwediſche Volk einig und flark zu machen, unb weniger Gefahren mit fi 
führen würbe, als die, welche von ber Beibehaltung ber Stänberepräfentation 
zu erwarten find. Mit biefer Weberzgeugung würde id) es vor mir felbft 
nicht verantworten Tönnen, wenn ich auf dem Pla, ben ich jet inne habe, 
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irgend ein gefehlihes und ehrenhaftes Mittel verfäumte, durch weldhes 
ih die Durchführung ber Reform befördern könnte. Nur in ber Un: 
möglichkeit etwas auszurichten, babe ich bisher einen gültigen Grund ge: 
funden für die Unthätigfeit der Regierung in biefer Beziehung. Ich wirbe 
das Gewicht der von Ihnen vorgetragenen Meinungsäußerung überfhägen, 
wenn ich barin einen Beweis fähe, daß biefe Unmöglichkeit nunmehr aufge⸗ 
hört habe. Diefelbe ift jedoch ein Zeichen ber Zeit, welches im Berein mit 
anbern zu ber Hoffnung berechtigt, daß wir mit Immer größeren Schritten. 
bem Zeitpunkt nahen, wo bie Löfung ber Frage auf eine Weije, bie, ſoweit 
es möglich if, bie Auſprüche auf allgemeines Recht mit allgemeiner Sicher⸗ 
beit — mit einiger Audficht auf. Gluck zum wenigſten verſucht wer-⸗ 
ben Tann.” 


18, Febr. Entſcheidung bes Könige im ſchwediſch⸗ norwegiſchen Staatsrathe bezüg: 
lich der Revifion des Unionsvertrages zwiſchen Schweden und 
Norwegen. König Dar XV. ſpricht vor allem aus, daß eine Revifion 
bes Yintonsvertrages burch bie Intereſſen ber beiden vereinigten Konigreiche 
principiell gefordert fei. Mit Erfolg könne biefelbe aber nur dann verfucht 
werben, wenn ein Berhendiungsausichuß von Vertrauensmännern beider Theile 
gebildet würde. Die Grundlagen der Verhandlung ſollen durchaus frei fein, 
und nit im Voraus durch Aufſtellung von gewiſſen Punktationen begrenzt 
und ebenio fol das Prinzip der ſtaatorechtlichen Gleichheit Schwebens wie 
Norwegens zu Grunde gelegt werden. Abſicht fol nur fein, bas Beſtehende 
zu verbeffern, bie Union zu confolidiren unb dem vorhandenen Bertrage eine 
präcifere Rebaution Ei geben, welche künftig jebes Mißverſtändniß außfchliehe. 
Mit Vorſicht wird brigens ſodann das Recht ber ſtändiſchen Repraͤſentation 
in jedem der beiden Reiche hervorgehoben, bie durch ben Ausſchuß verfaßten 
Propsfitionen anzunehmen ober zu verwerfen. Schließlich erflärt jeboch ber 
König, daß er den dermaligen Zeitpimft zur Ernennung eines Ausſchuſſes 
von Vertrauengmännern nicht für geeignet halte, aber deren Berufung in 
* Zeitfeif bei dem erleuchteten Geiſte beider Nationen wohl werbe mög: 

ch werben. 


9. Juli. Der Jahrestag der Schlacht von Puttawa wirb in Stodkolm mit 
großem Bompe gefeiert. 


18, „ Beſuch des Königs von Schweden beim Könige von Dänemark in Ro: 
penbagen. 


22. Sept. Abſchluß eines Handelsvertrages mit dem Königreich Jtalien. 


6. Okt. Eröffnung bes Norwegiſchen Storthings. Thronrede des Könige. 


’ Die wichtigſte Vorlage der Regierung geht auf eine Verbeflerung bes 
Rechtsverfahrens in Straffahen. Gegen bie Einführung ber Gef@iwarnen 
‚erhebt ih das Vebenken, „daß bie Localen Berhältnifie wenigſtens in einem 
großen Theil des Reichs für ein Rechtsverfahren ungünſtig find, welches 
auf dieſes Syſtem gebant iſt, und daß dieſe Verhältnifie die bedeutenden 
Opfer ſowohl an Gtaatsmitteln ale Zeit und Kräften ber Staatsbürger 
vermehren würde, weiche ein folches Rechtsverfahren feiner Natur nach mit 
fich führt.” Der König wünſcht indeß ganz im Ginflang wit dem Stor: 
thing zu handeln. Em Gefepentiwarf wird vorgelegt werben, ber barauf 
hinauogeht, bie für Kttegezufäle nithige Mannſchaftoſtärke für bie Armee 
zuwege zu Bringen, und durch Vertauſchung ber geworbenen Truppen mit 
eonferidirten die Webung ber Armee zu vermehren. Der Konig berlangt 
aber für biefe Umgeftaltung weder vermehrte Gelbmittel nach Aygedehnung 
der Dienſtzeit im Frieden; er ſchlagt nur vor, „was andere Vdlker, welche 
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die Berthe auf Eonfcription gründeten, langſt für netbwenbig er: 
kannten.“ —* ber Revifſion ber Unionsacte zwiſchen —— 
und Norwegen bezieht der — fich auf feine Kundgebung im ſchwediſch⸗ 
norwegiſchen Staatsrath vom 18. Febr. d. J. und bie dort ausgebrädte Er: 
wartung, bie Sache zu einem glücklichen Ende zu führen i 


12. Oft. Die fchwebiiche Regierung erflärt fig gegen bie nattigen Borfhläge zu 


Löfung ber Schleswig-Holſtein'ſchen Frage. 

Dep. des Grafen Manberfiröm an ben fhwebifhen Ges 
fandten in London: „Bon mehr als einer Seite haben wir erfahren, 
bag Graf Rufſell kürzlich ſich mit Ausarbeitung -eined Vorſchlage zur Or⸗ 
ganifation der däniſchen Monarchie in ber Abſicht Hefchäftigt hat, den Zwiſt 
zwiſchen Dänemark und Deutfchland beizulegen, fowie daß bie Grundzüge 
biefes Vorſchlags, bevor fie unter ber Form von Ratbichlägen mit Rüdficht 
auf eine endliche und azufriedenitellenbe Löfung der Streitfrage dem Kopen⸗ 
bagener Gabinet mitgetheilt worden, im vertraulichen Wege zur Kundſchaft 
der Sabinette in Berlin, Paris, St. Petersburg und Wien gelangt find. 
Sr. Maj. Regierung kann nur erfenntlich jein für das wohlwollende In⸗ 
terefie, welches die Regierung Ihrer großbritt. Maj. biefer Angelegenbeit 
wibmet und bezweifelt feinen Uugenblid die erhabenen und uneigennüßigen 
Abfichten, die dem Rath, welden Graf Ruffell Hat geben wollen, zum 
Grunde gelegen haben. Da wir inbeffeu nur durch einen kurzen Auszug 
zur Kerminiß derfelben gelangt find, fo find wir nicht im Stande, zu bes 
urtheilen, welden Grab politiſchen Nugens fie ber bänifchen Regierung ges 
währen Lönnen, wovon freilih allein bie Annahme berielben von Seite 
diefer letztern bebingt wird. Wir Tragen Fein Bedenken, auszufprechen, daß, 
fo wie fie in ihrem Zufammenbang uns dargeftellt find, wir einigen Zwei⸗ 
felan der Möglichkeit ihrer Ausführung in Dänemark, fo 
wie auch an ber unbedbingten Annahme berjelben von beuts 
ſcher Seite hegen. Wir können uns irren, aber wir fürchten, baß ber 
Sefammtflantsbau, ben man mwieber aufzuführen verfudt, auf einem alu 
unfidern Grunde rubt, als daß die Grundlegung befjelben jemals richtig 
fe werden könnte. Auf der andern Seite, und zufolge ber uns aus Kopen= 
bagen zu, Hänben gelommenen Nadyrichten, wirb beflimmt verfihert, baß 
Hr. Hall, ber feit Janger Zeit mit einem Vorſchlag zur Umbildbung der dä⸗ 
niihen Monarchie befchäftigt geweien iſt — einer Arbeit, welche großen 
Schwierigkeiten unterworfen iſt und ein langes vorbereitenbes Studium er: 
fordert hat — erklärte: daß dieſer Vorſchlag unverzüglich vollendet fein, und 
er dann denfelben den mit Dänemark aliirten und befreundeten Mächten 
zuſenden werde in ber fo wünſchenswerthen Abficht, die Billigung deſſelben 
von ihnen zu erhalten. Diefe neue Organifation follte fih auf eine voll: 
ſtändige Ausfonderung bes Herzogthums Holflein in abmis 
niftrativer Beziehung gründen; fie folle alle Forberungen bes beutjchen 
Bundes in Bezug auf biefes Herzogthum zufriebenftellen, und zugleich bie 
Berpflihtungen erfüllen, welche Dänemart mit Bezug auf Schles⸗ 
wig übernommen hat. Unter fo bewanbten Umftänben bat Sr. Maj. Re⸗ 
gierung geglaubt, daß, wenn zwei Vorſchläge in biefer Weiſe einander 
kreuzten, es leicht geſchehen Fönnte, baß fie einander entgegenarbeiten, und 
daß fomit das von den einen oder von bem andern erwartete Reſultat 
Echaden leide. Keinenfalls kann die die Abficht der Regierung Ihrer groß: 
britt. Maj. fein, da diefe nur nach der Erreichung einer folgen Orbnung 
der Dinge trachtet, die beide Theile gufriebenftellen Fünnte. Auf biefe Ans 
nahme mi ſtützend, welche mir feinen Wiberfpruch zu vertragen ſcheint, 
glaube ich Sie erſuchen zu müſſen, Graf Ruſſells Aufmerkſamkeit auf biefen 
Punkt zu richten und im Namen Ihrer Regierung zu feiner Prüfung biefe 
Anſchauungen darzulegen in Betreff ber Sivrdmäfigkeit einer Bertagung 
der offiziellen Mittheilung biefes Vorſchlags bis dahin, daß bie bänifche 


N 


\ 


312 


 Bhweeden ab Marwepen, 


Regierung Gelegenheit gehabt hat, ben von ihr felb ausgearbeiteten Bor⸗ 
flag ſowohl der Regierung Ihrer großbritt. Maj. als ben andern alltirten 
und freundfaftlihen Regierungen zur Nachricht vorzulegen. Hiebei wird 
natürlich vorausgeſetzt, daß es nicht lange dauern kann, bevor biefer Bor: 
ſchlag mitgetheilt wird, und baß die Verfchiebung , welche ber großbrittant- 
ſchen Regierung empfohlen wird, fi nicht länger als bis zum Berlauf 
einiger Wochen ausdehnen würde.“ 


23. DH. Eröffnung der Schwediſchen Reichſtags. Thronrebe bes Könige: 


6.11. 


„ ... In Beranlaflung eurer Borftelung während ber letzten Reichstags⸗ 
feflion wegen Orbnung der gegenfeitigen Verhältniſſe Schwebens und Porz 
wegens babe Sch im zujammengejegten Staatsrat Deine Anſchauung das 
eine Reviſion ber Reichsacte im wahren Intereſſe ber beiden vereinigten 
Reiche ift, fo wie Meine Hoffnung ausgeiproden, daB bie Repräfentationen 
ber beiden Länder Mich in Deinem Beftreben, einen glücklichen Ausgang 
dieſer Sache herbeizuführen, unterftügen werben. Zu euch ſpreche Sch biefe 
Anſchauung und diefe Hoffnung von neuem aus. Dab bie Form für bie 
Nepräfentation des ſchwediſchen Volks an weientlichen Mängeln leidet, ſehen 
wir alle ein. Bei der Außern Sicherheit und innern Ruhe, welde die Bor: 
Iehung uns ſchenkt, fcheint der Zeitpunkt günftig für eine ernſte Grwägung 
ber Mittel, um biefen Mängeln zu begegnen, welde die Ichendige Wechiel: 
wirkung, bie zwiſchen Regierung und Bolt ftattfinden muß, erfhweren. .. .* 


Dec. Berhanblungen des Schwebifhen Reihstags Über Whänderungen 
bes Grundgeſetzes: 

Der Bauernftand, der einzige Stand, ber fich bie jezt dem Borfichlage 
wiberfett hatte, daß Grundbeliger, bie einem andern Stande angehören ober 
irgenb ein Staatsamt befleiben, zu NReihstagsmitgliebern für den Bauern: 
ftand gewählt werben Tönnen, nimmt nunmehr dieſen Vorſchlag einſtimmig 
an. — Alle A Stände verflänbigen fich Über Abänderung ber Beſtimmung, 
daß nur Anhänger der „reinen evangelifchen Lehre” zu Etaateämtern be: 
fähigt fein follen. — Ebenfo verftändigen fi alle 4 Stände darüber, daß 
der König nicht ohne Zuftimmung der Stänbe Regent eines andern Landes 
werben bürfe. ine weitere Beichränfung des Königs, Verträge mit fremden 
Mächten abzufchließen, wirb bagegen vom Abel und Brieflerfiande verworfen. 

Der Antrag auf jährlihe Neichstage wirb vom Bürger: und Bauern: 
fand angenommen, vom Abelftand dagegen mit 147 gegen 118, vom Prieſter⸗ 
ftand mit 57 gegen 9 Stimmen verworfen. — Der Antrag, bie Sfraeliten 
zur Ausübung bes Wahlrechts bei der Wahl von Reichstagsabgeordneten 
zuzulafien, wird von Adel, Bürgern und Bauern angenommen, bagegen 
vom Priefterftiande mit 27 gegen 22 Stimmen verworfen. — Ein Vorſchlag, 
daß das Ritterhaus künftig nur aus 75 Mitgliebern beftehen jolle, von denen 
der Adel 60 und biejenigen größeren Grundbefiber, welche ein Staatsamt 
beffeidet Haben oder noch befleiden, 15 zu wählen hätten, wirb vom Abel: 
ftand mit großer Mehrheit verworfen. 


18. Dec. Im Norwegifhen Storthing wirb bie Propofition des Königs, 


bie Art. 14 und 21 der Conftitution, die u. a. die Beſtimmung enthalten, 
daß „nur der Kronprinz ober deſſen ältefter Sohn“ zum Vicekdnig ernannt 
werden dürfe, dahin abgeändert werde, baß flatt des Ausbrude „Kronprinz“ 
gefegt werbe „ber nächfte zum Throne erbberechtigte Prinz“, mit 57 gegen 
48 Stimmen verworfen, obgleich der Conſtitutionsausſchuß einkimmig auf 
Annahme angetragen batte, 


10. Bäncmark. 


%. Jan Eröffnung bes dänifhen Neihsrathes. Botſchaft bes 
Königs: 


= 0 +. Als Wir in ber vorigen Eeffion dem Reichsrath mittheilten, daß 
Bir — zur Erfühung von Bundesbeichlüffen, denen Wir uns mit Erfolg 
nicht wiberfegen konnten — das VBerfafiungsgefeg vom 2. Oct. 1855 in 
Bezug auf die Serzogtbümer Holflein und Lauenburg anfgehoben 
hatten, ſprachen Wir die Hoffnung aus, daB es Unferen fortgefesten Bes 
ftrebungen gelingen möchte, das baburch zerrifiene Band wieber anzufnüpfen. 
Diefe Hoffnung ift nit in Erfüllung gegangen. Sie if geſcheitert an 
dem Wiberflande der holfteinifchen Ständeverſammlung, die fih auf Be 
Ihlüffe ber deutfhen Bundeeverfammlung ftügen konnte, welche für die zum 
Bunde gehörenden Lanbestheile eine anbere Selbfifländigfeit und Gleichbe⸗ 
rechtigung forderten, als bie, welche denſelben durch ihre bejonderen Ber: 
faſſungen und durch ihre gleichmäßige Theilnahme an ber Geſammtgeſet⸗ 
gebung eingeräumt war. Die neue a ber Berfaffungeverbältnifie 
der Herzogthümer Holftein und Lauenburg, welche bemgemäß zur Nothwen⸗ 
digkeit geworben, it Gegenftand von Unterhandlungen, worüber bem Reiche: 
rath Bericht erftattet werben wird. Das Intereſſe befreundeter Mächte für 
bie -Aufrechterhaltung eines unabhängigen bänifhen Meiches ſtärkt Unfere 
Hoffnung, daß eine zufriebenftellenbe fung wird erreicht werben konnen. 

„Es iſt Unfer Wille, Unferem Herzogthum Schleswig eine freiere 
Entwidelung zu geben — namentlidy deſſen provinciellen Inflitutionen eine 
volfsthHümlichere Grundlage. Diefes ift nur die Ausführung der Grund» 
ſätze, welde Wir in Unferer geſammten Regierungszeit feftgebalten haben. 
Solches wird ohne Gefahr für bie Ruhe und dar Zufammenhalt Unferes 
Staates geſchehen können, ſobald die Beendigung Unſeres Zwifles mit dem 
deutihen Bunde Echleswig gegen fremde Einmifhung ficher ſtellt. 

„Dagegen dürfen diefe Verwidelungen nicht die Verbefierungen aufhalten, 
welche das Gemeinwohl für die Sefammtverfaffung felbit, fowie für 
die zu befien Bereich gehörenden Gefeße fordert. Die dahin gehenden Vor: 
ihläge werden bie forgfältige Prüfung des Reichsraths finden, wenn auch 
einige derſelben — infofern ſolche zugleich auf Lanbestheile Anwendung 
finden follen, die deſſen ae Autorität nicht untergeben find — zu 
ihrer zn eine Mitwirkung biejer bedürfen, Letzteres wird na⸗ 
mentlich mit der Reform des Zolltarifs, welche die materiellen Intereſſen 
des Reichs erfordern, der Fall ſein. 

„Die Verhältniſſe haben es nothwendig gemacht, von dem im $ 54 dee 
——— vom 2. Oct. 1855 Uns gegebenen Recht, unter. beſonders 
dringlichen Umſtänden bie ne nicht bewilligter Ausgaben zu reſolvi⸗ 
ven, Gebrauch zu machen. Diele NRefolutionen werben dem Reichsrath vor⸗ 
gelegt werben, 
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„Die Summen welche vom Reichsrathe für bie fünflige Finanzperiode 
bewilligt werben, werben ausfchlieplich von ben in bemfelben repräfentirten 
Zandestheilen zu entrichten fein. Wo ausnahmsmeile die Gültigkeit ber 
Bewilligung davon bedingt ift, baß ein verhältuigmäßiger Betrag von Sol 
flein entrichtet wird, wirb foldhes aus ber Faſſung des Vorſchlags ſelbſt ber: 
vorgehen. Wir ſehen der Wirkfamteit bes Reichſsrathes mit der Zuverfiht 
entgegen, baß berfelbe feinen König darin unterftügen wird, bie Ehre und 
Unabhängigkeit des Reiches zu wahren, bie Freiheit und bas Wohl bee 
Volles zu fördern.” | 





27. San. Die Regierung leg dem Reichsrath den Entwurf einer Reihe von Mo: 


bificationen ber Berfaffung vom 2, Oct. 1855 vor. | 

Die Hauptveränderung befieht in der Abänderung bes F 37, wonad (in 
Folge der Ausſcheidung Holflein’s und Lauenburg's) die beſchlußfähige Zahl 
der Mitglieder bes Reihsrathes von 41 auf 31 berabgefeht werben jell, 
entiprechend ber Berminberung ber Gefammtzuhl feiner Mitglieder von 80 
auf 60 unb zwar der vom Könige gewählten Mitglieder von 20 auf 15, ber 
mittelbar gewählten von 30 auf 23 und der unmittelbar gewählten von 30 
auf 22 Mitglieder. 


:— 8. gebt. Der Reihsrath genehmigt den Antrag ber Regierung auf Mbänbe 


22. 


sung bes $ 37 ber Gefammtllaatsverfaffung. 


„Zwei ber für Schleswig gewählten Mitglieder bes Reichsrathes, Thom: 


fen und Hanfen, weigern fi, ber an fie ergangenen Aufforderung, um 
Reichsrath zu erfcheinen, Folge zu geben und protefliren gegen bie Compe⸗ 
tenz bes Reichsrathes für das Herzogthum Schleswig, nachdem Helftein und 
Lauenburg ausgefchteden worden und damit die ganze Gefammtflaat& = Ber: 
faffung von 1855 ihre rechtliche Gültigkeit verloren habe. Die deutich ge: 
finnte Mehrheit der Stände von Schleswig flieht fig dieſem 
Brotefte an: 

„Nahdem Se. Maj. ber König fon früher ausgeſprochen, das Herzog⸗ 
thum Schleswig dem Königreich Dänemark nicht incorporiren zu wollen, 
wurde die Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 erlaffen. 

„... Das Grundgefeh für das Königreih vom 5. Inni 1849 blieb 
unverändert; für hie befonderen Angelegendeiten ber Herzogthümer wurben 
im Sabre 1864 neue Berfaffungsgefeke erlafjen, umb endlich für die gemein- 
ſchaftlichen Angelegenheiten ber Monardyie das Berfaflungsgefeg vom 26. 
Juli 1854 gegeben. : 

„Doc ſchon am 2. October 1855 wurde, nachdem der Einfluß bes däni- 
fhen Reichſtags zur Geltung gebracht, und das frühere Mintflertum ge 
flürzt war, ohne daß die Stände der —— deshalb vernommen, die 
Berfafiung ber dänischen Monarchie vom 26. Juli 1854 wieber aufgehoben 
und ein neues Geſeh für die Berfaffung ber gemeinihaftlihen Angelegen- 
heiten der Monarchie erlaffen. 

„Ss bleibe dahin geftellt, wie weit die Gleihftellung und Gleichberechti⸗ 
gun der einzelnen Länder und der Nationalitäten durch das Gefeg vom 

"gm 1854 gewahrt waren, gewiß tft es, daß dies durch das Geſeß vom 
2. Oct. 1855 und ben dadurch in's Leben gerufenen beſchließenden Reiche: 
rath noch weniger gefhah, als durch jenes, und um fo weniger, da das mit 
ber Verfaffung vom 2. Det. 1855 erlaflene Geſetz über die Wahlen zum 
Reichsrath bie bänifche Nationalität entſchieden begünftigte. Der Reichsrath 
ſoll nach diefer Verfafjung 80 Mitglieder zählen, von denen Se. Maj. der 
König 20 wählt. Bon ben übrigen 60 haben das Konigreich und feine 
Bertreter 35, das Herzogthum Schleswig ımb feine Stände 10, das Her: 

egthum Holftein und befien Stände 14, und bie Vertreter des Henjnogthums 
anenburg 1 zu wählen. Da num unter ben vom Könige zu wehlenden Mitglie⸗ 


Demnach, 915 
sera 12 im Königreich, 3 in Schleswig, 4 in Holſtein und 1 in Lauenburg 
angefefjen fein ſollen, fo 8* es anf der Hand, daß bie Mujerttät des 
Reichsraths der Monarchie „eine geborene bänifche“ fein mußte. 


‚Durd die Eigenthümlichkeiten des Wahlgefehes vom 2. Oct. 1855 wurde 
diefes aber deßungeachtet noch mehr geigent, Das Königreich bildet nad 
demſelben drei Wahlkreiſe, welche reſp. 7 unb 3 Mitglieder bes Reichsrathe 
wählen, Holſtein wählt in einem Wahltreiſe 8 Mitglieder, Schleswig aber 
in fünf Wahikreiſen in jedem nur ein Mitglied. Man kann hier wohl fra 

‚ warum bilvet Schleswig nicht ebenfogut nur einen Wahlkreis wie Hol- 

in? Ferner find durch das Wahlgefeg bie directen und indirecten Wahlen 
eis georbnet, und zwar fo, daß Minoritätswahlen möglich find. Wohl 
ies führt, fieht man baran, daß als von ber ſchleswig'ſchen Ständever⸗ 
fanmlung Erwählte jetzt bie HH.: Etatsrath ag Minifter Wolfhagen, 
a Se Auftigrath Baulfen und Hanfen von Grumbye Mitglies 
ber bes Reicheraths find. 


‚Db bie erfigenannten vier Herren das Bertrauen der Majorttät ber 
Stände und bes fehleßwig’ichen Volkes beſitzen Mrnen, möge Jeder fich felbft 
beantworten. Der zubegt Genannte gehört zur Mrajorität ber bisherigen 
fhlemwig’fehen Stände, welche als die Vertreter „bes ſchleswig'ſchen Voſte 
vielfah aufs Entfehiedenfte bie Wünfche besfelben zur Kunde gebracht das 
ben. Im letzten Jahre haben Neuwahlen für die ſchleswig'ſche Ständever⸗ 
ſammlung Ratigefunden. Sie find fo ausgefallen, daß die jekige Majorität 
der Stände mit ber bisherigen in jeber Hinficht Überemflimmen wird. Das 
Bolt in feiner Mehrheit hat aljo durch die neuen Wahlen feine — ————— 
zu Dem gegeben, was die Majorität der Stände als die Wünſche bes Vol⸗ 
kes fund gethan hat. An Zahl freilich wird die jetzige Majorität ber Stände 
bie frühere nicht erreichen, wer aber bie Zuſtände in Schleswig richtig wür⸗ 
bigt, der wird dafür cinen ganz anderen Grund finden, als einen Abfall 
bed jchleswig’ihen Volle von feinen früheren Anfichten; e6 wird ihn im 
Gegentheil in Verwunderung fegen, daß die Wahlen ungeachtet ber obwal- 
tenden Umſtände bennoch jo ausgefallen find, und wird er überzengt fein, 
daß das fchleswig’iche Volt durch diefelben feine Zufiimmung zu bem Ber: 
halten der früheren Ständemajorität vdllig gegeben bat. - 

„Cine Bürgſchaft dafür, im Reichsrath nicht total unterdrückt zu werben, 
fonnten Schleswig und feine Bewohner beuticher Nationalität dem Voran⸗ 
geführten nach alfo nur darin finden, daß die Mitglieder aus Holftein unb 
Lauenburg neben ihnen im Reichsrath ſaßen. Durch das Patent v. 6. Nov. 
1858 if die Verfafſung vom 2. Oct. 1855 für Holftein und Lauenburg 
aufgehoben; nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen beiteht fie alfo überhaupt 
nicht mehr. Einen Reihsrath und gemeinfcaftliche Angelegenbeiten für das 
Königreich Dänemark und das Herzogthum Schleswig gibt es verfaflunge- 
mäßig nicht, ‚und iſt die Creirung eines folchen und die Abänderung der 
Berfafjung vom 2. Oct. 1855 dahin, daß fie eine Verfafiung für gemein- 
I&aftliche Angelegenheiten bes Königreiches und Schleswig’6 werde, einer 
Incorporation dieſes Herzogthums in das Köntgreih Dänemark glei zu 
achten, bürfte alfo als im Widerfpruch mit den Verheißungen St. Maj. bes 
Konigs, namentlih ber Allerhöchften Bekanntmachung vom 28. Januar 
1852 ſtehend, zn betrachten feln. 

„Mt Rüdficht auf Vorſtehendes können wir der an uns gelangten Yırf- 
forberung,, in bem jet verfammelten Reicherath zu erſcheinen, Teine — 
geben, da wir in verfaſſungsmäßiger Weiſe nur zu Mitgliedern des durch 
die Verfaſſung vom 2. Oct. 1855 conſtituirten Reichsratha ber Dänemark, 
Schleswig, Holſtein und Lauenburg umfaſſenden Monarchie — find, 
und Indem wir als ſolche überall gegen bie Competenz des jet verjanmels 
in Reichsratha proteſtiten, proteftiren wir namentlich auch) gegen bie Rechts⸗ 
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— aller Beſchlüſſe, die derſelbe mit Beziehung auf das Herzogthum 
chleswig ſchon gefaßt hat, ober noch faſſen moͤchte.“ 


10. März Der bänifhe Reichsrath ſchließt bie beiden Schleswig’fhen Mit 
lieber, Thomſen und Hanfen, in Folge ihres Protefted vom Febr. vom, 
eiherath aus. 

12, „ Antwort Dänemarks auf bie Broteftation Oeſterreichs und 
Preußen's gegen bie Vorlagen ber Regierung an ben Reichérath be 

— zuͤglich Schleswig. Dänemark weist jebe Einmiſchung ber beiben beut- 
hen Großmächte und bes deutfchen Bundes überhaupt in bie Angelegen⸗ 

beiten Echleswigs ab, und läugnet jede Abſicht, Schleswig zu incorporiren: 

Depeſche bes Minifter Hall an Deſterreich und Preußen: 
„ ... Nur in ſofern bie — die inneren Angelegenheiten der deutſchen 
Bunbesländer und deren Verhaältniß zum Bunde betrifft, gehört fie vor das 
Forum der Bundesverfammlung und felbft died nur innerbalb ber durch 
das Bundesrecht angewiefenen Grenzen. Weber biefe hinaus und namentlich 
auch infofern fie das Rechtsverhältniß biefer Lanbestheile zum däniſchen 
Gefammiftaate angeht, ift es eine internationale Frage, bie nur durch Ber: 
Bandlungen unb Uebereinfommen gefchlicdhtet werben fanı unb wo bie An: 
wenbung ber äußerſten völferrechtlihen Zwangsmittel, um eine einfeitige 
Meinung geltend Fu machen, ben Charakter einer Bundesereeution nit 

.baben Tann. | 

„Wenn wir bier wefentlich auf allgemeine völferrechtliche Säte verwieſen 
haben, bie man im Prinzip nicht beftreiten wird, fo hat das feinen natür: 
lihen Grund darin, daß die Frage fo allgemein geftelit ifl, daß ein Gin: 
gehen auf den eigentlichen Inhalt des in 1852 getroffenen Uebereinfommene 
dadurch ausgejchloflen if. Will man auf eine folde Diskuſſion eingeben, 
dann find wir berechtigt zu erwarten, daß anan es wenigſtens verſuchen 
werbe nachzuweiſen, welche Verpflichtungen wir unerfüllt gelaffen, und dürfen. 
wir dabei der E. k. öſterr. (E. preuß.) Regierung vertrauen, daß fie nicht 
gejonnen if, ung verautwortlihd zu machen für Bundesbeſchlüfſe, durch 
welche der Widerſtand der bolfteinifhen Stände genen jebwebe gemeinfchaft: 
liche Repräfentation im fchroffften Gegenjabe zur VBereinbarung von 1852 

eftügt worden ift, für Bunbesbeichlüffe, die wir nah Kräften befämpit 
Baben und denen wir uns fchließlich nur gefügt baben, nachdem ein Gre: 
cutionsverfahren fchon beichloffen war, weldem uns zu unterziehen wir nicht 
ben Intereſſen des Landes angemefjen fanden. 

„Sollte indeſſen diefe Berufung auf die Borgänge von 1852 wenigftend 
theilweife auch durch den Wunſch hervorgerufen fein, das Herzogthum Schles⸗ 
wig in den Bereich ber gegenwärtigen Verhandlungen zu ziehen, Bann fann 
bie fönigliche Regierung biefem Wunſche nicht willfahren, weil es fich bier 
um bie Schlichtung eines Streites mit dem Bunde und um ein beutiches 
Bundesland Handelt, während das dänische Herzogthum Schleswig in Feiner 
Weiſe ber bundesrechtlichen Kompetenz unterworfen iſt. Wenn der Faiferlih 
Öfterreichifche (königlich preußiſche) Minifter nichts deſto weniger jebt be⸗ 
baupten will, daß man nur auf diefe Weife von einer provilorifchen zu 
einer definitiven Löfung gelangen könne, jo Tann ih Übrigens auf feine 
eigene Depefche verweifen, wo bie Forderungen des YBundesbeichluffes vom 
11. Februar 1858 als eine „definitive Ordnung“ bezeichnet werben, wie: 
wohl darin fo wenig als in den übrigen Bundesbeſchlüſſen in biefer An: 

elegenheit das Herzogthum Schleswig erwähnt wird ober erwähnt werben 
onnte. . . Die allerdings von mehreren Seiten angeregten Wünſche, bas 
Herzogthum Schleswig unter Aufhebung feiner befonberen Verfaſſung burd 
Ausdehnung des Grunbgefeges bed Königreichs demſelben zu inforporiren, 
werben fo wenig vom Reichsrath als ber Regierung geftügt. Die Beforg: 
nifle bes Herrn Minifters find daher unbegründet... .” 
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Eine bänifhe Circulardepeſche an. bie Höfe von Paris, London, 
St. Petersbur en und Haag beſchwert fich leidenſchaftlich über bie 
Abſicht der beiden deutichen Großmächte und bes beutfchen Bundes, bie hol⸗ 
ſteiniſche Frage mit der fchleswig’fchen zu vermengen: 

„Sie werben aus dem abfchriftlich anliegenden Bericht des Herrn von Bülew 
(daͤniſchen Geſandten am beutfchen Bunde) erfehen, mit wie gutem Grumbe bie kgl. 
Regierung fi ſtets ber Ausdehnung ber Unterhandlungen widerfetzt bat, die 
mit den beiden großen deutfchen Höfen über bie Frage ſchweben, weiche Ver: 
pfliätungen die bänifche Reglerung im Sabre 1851 in Betreff Schleswigs 
eingegangen fei und bis zu welchem Punkte biefe Verpflichtungen erfüllt 
worden. Wir wollen einer Grdtterung biefe® Gegenftandes, jo miüßig fie 
unferer Anſicht nach fein würde, nicht aus dem Wege geben, aber wir 
widerjeßen uns dagegen, biejelbe mit ben auf ein dem beutfchen Bunde ans 
gehörige® Land bezliglichen Verhandlungen zu vermengen, ba uns bie Gr: 
fahrung belehrt hat, wie gefährlich es ift, nicht bei jeder Gelegenheit und 
in ber firifteften Weife der Eompetenz ber beutichen Bunbesverfammlung 
Grenzen zu feßen. Unſere Voransſicht beflätigt fich bereits. Preußen und 
Deſterreich find dabei, ihre Depeichen der Billigung won Frankfurt unterzus 
ordnen , indbefondere was ihr Unterfangen betrifft, Schleswig in den Streit 
mit Hineinzuzieben, und fie wenden fi nicht an ben Bundestag, der allen: 
falls als der „Profefier” feiner vorgeblichen internationalen echte ange: 
ſehen werben koͤnnte, vielmehr an bie vereinigten Ausſchüſſe, welche nur für 
die holſteiniſche Sache Mandat empfangen haben. „Bieferr Schritt 
zeigt mehr als irgend eine Beweisführung von meiner Seite die Ver⸗ 
wirrung, welche Deutfhland Sich angelegen fein läßt, unaufhörlich in 
diefe beiden, ihrer Natur nach gänzlich verjchiebenen ragen hineinzu⸗ 
tragen. Und. wahrhaftig, in diefer Wahrnehmung iſt weder Webertreis 
bung noch Haarfpalterei. Den Ausſchuß für Holflein und den Ausſchuß 
zur Grecution biejer jogenannten internationalen Anſprüche auf Schleswig 
in — ſetzen, das heißt doch wirklich Seitens Preußens und Oeſter⸗ 
reichs jo viel als das Unterfangen, die Ordnung einer Bundesangelegenheit 
von der Löjung einer auswärtigen Frage abhängig zu machen: das beißt, 
einer Execution in Holflein die Peripective eröffuen, die auf nichts Anderes 
binausfäme, als ben deutichen Abfichten auf Schleswig zu dienen; das heißt 
die Action bes Bundes auf die inneren Angelegenheiten aller Theile ber 
bänifchen Monarchie erfireden; unb das heißt noch nicht einmal, ber ges 
fammten dänifchen Monarchie bie Stelle eines Bundesgliedes anweiſen, ſon⸗ 
en biefelbe ganz einfach in bie Lage eines Vaſallen von Deutſchland herab» 
brüden“. 


19, März Der König genehmigt bie Ausfchliefung ber beiten Schles wig'ſchen 


Mitglieber aus dem Reichsrathe. 


4. „ Krüger fiellt im Reichsrathe den Antrag, bie Regierung möge das 


Berfaffungsgefet für Dänemart unb Schleswig in Webereinftimmung mit 
bem bäntjchen Grundgeſetz (d. 5. die Sncorporation Schleswige) noch im 
dieſer Seffion vorlegen. 


4. April. Der Reichs rath verwirft ben Antrag Krügers, nachdem ſich der Con⸗ 


16, 


jeilspräfident entfchieden dagegen ausgeiprochen, mit 43 gegen 9 Stimmen. 
. Schluß der Selfion bes Reichsrathes. 


2. Mai. Die bänifhe Regierung beſchließt, die Bahnhöfe in Holſtein und 


Lauenburg zu befefligen. 


11, Juni. Scandinavifhes Gtubentenfeit in Kopenhagen. 
1. Zul, Beſuch des Könige von Schweden bei dem Könige ven Dänemark. 


918 Dünumerb. 
25. Juli. Damiſches Giegehfefi in Jopket. 


2A. Sept. Englifche Vorſchläge an Däuemark behufs Löfung der ſchleswig 
z holſtein'ſchen Frage (ſ. England). 


4. Dt, Erdffnung bes daäniſchen Reihstages. Rede des Witerepräl 
benten bes en 8 über das Verhältniß zu Deutſchland: 

Er wolle jeıne Befümmernig über die Stellung des Reichs Deutichlan 
gegenüber ausiprehen. Die Megierung babe zwar in ihrem bisherigen De 
peichen bie Unabhängigkeit besfelben manngaft vertheidigt, gleichwohl hätte 
bie leuten beutichen toten bie Vernichtung Dänemarks als felbfänbige 
Staatsé zur Mbficht, indem fie bie Einrichiung einer neuen gemeinfame 
ne deutſchem Mufter geböten, und ben Dänen das Necht, Schlet 
wig eine bäniihe Provinz zu nennen, abjpräcden. jede weitere Berband 
lung feine nun unmäglid, und die Loſung müffe auf einem anbern Weg 
gejucht werden. „Zehn Jahre diplomatiſcher Berhandlungen haben uns nid 
weiter gebracht; helfen wir uns nicht felb, fo befommen wir keine Hülle 
In unferm brajährigen Kriege waren wir fiegreich gegen deutſche Leber 
griffe, Anmapungen und beu fchänbdlichften Verrath; aber” nad dem Krieg 
vergaßen wir, daß wir für Schleswig gefänpft hatien. Run meäflen wi 
aus unferm Schlaf erwachen, einig uud Bart fein, unb, wenn der Köni 
und bad Vaterland rufen, ben underechtigten Ginmilchungen des Ausland 
mit dem Schwert in ber Hand begegnen und für Wit-Dänemarts Selbſt 
ſtändigkeit und Freiheit kämpfen‘. Won ber Regierung hoffe er, daß fie in 
und „des Bold“ Programm, „Wusionderung Holſteins und äünſchluj 
Schleswigs an das Königreich durch den danifchefchleswig’ichen Meicherath” 
burchführen und bie Initiative dazu ergreifen werde. 

15. „ Dauemark weist bie engliſchen Vorſchläge vom 24. Sept, zur & 
in Ani ſchleowig⸗ holftein’Ichen Trage auf's Eniſchiedenſte zurüd: 
epeige an England: „.. . Ebenfowenig, wie bie gemeinfam 
Berfaflung mit einem formellen Fehler behaftet iR, ebenfowenig wird di 
möglich fein, fie durch die Organifation zu erfegen, beren Sauptzäge Lorl 
Ruffel bat flizziren wollen, obne daß die Monarchie aufgelöst wär 
und ohne daß jene Integrität ſelbſt, welche ber Londoner Vertrag ji 
ſchützen bie Abfiht hatte, ſchwer compromittirt würde. Im feiner Depeſch 
hat Lord Ruſſell felbft mit einer vollfonımenen Gerabbeit Allee das hervor: 
gehoben, was eine folde Organifation an Gefahren für amsgebegnte und 
mächtige Monarchien mit ſich bringen würde. Mit neh größerem Recht 
wird er, wie ich glaube, ohne Mühe erkennen, daß für einen Giaat wit 
Dänemark dieſe Organifation die Anarchie herbeiführen und beinahe von 
ber vollfländigen Zerftüdelung ber Monarchie begleitet fein würde 
Die Aufrehthaltung ber gemeinjamen aeiellung für bat 
— und Schleswig iſt alſo eine Frage über Leben und 
Tod für Dänemark und ebenſo wie die Regierung von dieſer Gewib: 
beit durchdrungen ift, ebenſo ift fie eutſchloſſen, N nit von ber Linie des 
Berfahrens zu entfernen, welche ihr durch dieſe Veberzeugung vorgezeichnet if”. 


6. Nov. Daͤnemark weist die Vorfchläge, reſp. Forderungen ber beiden beut: 
Isen © roßmächte ebenfo entfchieden von der Hand wie bie Rathſchläge 
iglands: 

Dep. bes Miniſters Hall nah Wien: „... Wie groß aller: 
singe bie — if, welche die königliche Regierung dem deſtnitiven 
Abkommen beilegt, das jeglichen Zweifel an der Untheilbarkeit ber daniſchen 

Krone beſeitiget haben muß, jo würde dieſelbe es doch nicht verantworten 
Finnen, wenn fie aufs Neue durch ihre Handlungen ben feparatififCen 
Neigungen, worin dieſe Frage ausſchließlich wurzelt, Nahrung * würde, 
eben jo wenig, wie fie in eine folchen Bereinigung nach Ihrer deſten Ueber: 
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zeugung ein Mittel zur Beruhigung ober Befriedigung anderer Theile ber 
Bevölkerung, als desjenigen würbe erbliden koönnen, welcher leider noch nicht 
der Erwartung der Umwälzungen entfagt bat, welche bie Zükunft etwa m 
ih bringen Tönnte Und wenn bie fönigliche Regierung fih befimmen 
mußte, ben Anforderungen des beutjchen Bundes wegen einer anderen und 
jelbflänbdigeren Stellung für Holftein zu entfprechen, als ber, welder einem 
bloßen Landestheile gebührt, jo würde es doch immerhin viel eher als nas 
tũrlich erſcheinen müfien, den möglichen Folgen der dur eine foldhe Ord⸗ 
nung geloderten Berbindung zwilchen ben Bundesländern und ben übrigen 
Iheilen der Monarchie dadurch entgegenzuwirten, daß bie Wttraftionsfraft 
ber letzteren durch ihr engeres Aufammenfcließen in bemielben Maaße 
vergrößert würde. Auf jeben würbe aber jebe nähere Verbindung Hol⸗ 
fleins mit Schleswig fehr erheblich die Gefahr erhöhen, daß Tendenzen fi 
allmälig verbreiteten, fit der dänifhen Monarchie zu entfremden und in 
andere politiihe Combinationen einzutreten, bie, bisher immer von bem Bes 
ſitze von Schleswig bebingt, es auch in der Zukunft bleiben werben. . .“ 


7. Rev. Der Konig antwortet bei der Tafel jür die Mitglieber des Reichstages 
auf den Toaſt des Landthingspräfidenten: „Er boffe bald feinen ganzen 
Staat geordnet zu fehen; follten aber Umſtaͤnde es erheiſchen, jo baue er 
darauf, daß fein ganzes Volk fi ihm anjchließe*. 


2 „ Ein. Dekret verkündet die Errichtung einer eigenen Regierung in Hol ſtein. 


19. Dec. Ploug und 3 andere Mitglieder bes Reichstags tragen im Lanbetbing 
daranf an, „eine Adrefie an Se. Maj. den König einzureichen, in mwelder 
das Thing feine Berrübniß Über die Lage des Vaterlandes ausfpricht, und 
6 als feine Meberzeugung anerfeunt, 1) daß die für das Königreich 
und Schleswig gefehlich beftebende und in Wirkſamkeit befindliche Ge⸗ 
fammtverfafiung ungefhwäcdt aufrecht erhalten und entwidelt werben möge 
ale gleich nörbige® Bindemittel zwilchen den zujanımengehörenden heilen 
von Danmarks Rige und als Schutzwehr der conftitutionellen Freiheit des 
Königreihe; 2) daß bie Vollziehung bed von ber Regierung vor längerer 
Zeit ausgeſprochenen Beſchluſſes, Holſteins Verhältnifie fo zu ordnen, 
baf der König feine Bundespflihten erfüllen Tann, obne daß die Unab⸗ 
bängigfeit der andern Landestheile gekränkt wirb, nicht aufgeihoben werden 
fann, ohne Gefahr fürden Zufammenbalt der andern Landestheile und für 
bie Freiheit des Königreiches herbei zu führen; 3) daß das däniſche Bolt 
fich über den Vorſatz des Königs freut, feine jchleswig’ichen Untertbanen der 
GSuter einer freien Entwidelung theilhaftig zu maden, fobalb Holſteins 
Berhältnifie befinitiv georbnet find, aber auch darauf baut, daß ber König 
nie in Maßregeln einwilligen wird, wodurd bie Verbindung zwiſchen 
dem Königreihe und Schleswig gefchiwächt werden fönnte; und end: 
lich 4) daß das Landoething bereit if, ſowohl das jetzige als jebe® andere 
Minifterium zu flügen, wenn und fo lange es die angegebenen Ziele ver- 
folgt mit der Willensfefigfeit und Thatkraft, welche die Zeitverhältnifie mit 
unabweisbarer Nothwendigkeit erfordern“. 


11: Rußland. 


2. Yan. (Polen). Der Briefter Zelinsfi wirb zum Erzbifchof ven Warſcha 
ernannt. 

3, „ In Folge der Stubentenunruben wird bie Univerfität St. Petersburg zeit 
weilig geſchloſſen. 

7. „ Entlaffung bes Cultusminiſters Admiral Putjatine. Golovine tritt a 
feine Stelle. 

8, (Bolen) Im Warihau werden bie Theater wieder eröffnet, aber fal 
ausſchließlich von Ruſſen beſucht. 

11. (Polen). Der Kaiſer begnadigt den vom Kriegsgezichte zum Tod ver 
" urtheilten Adminiftrator der Erzdidcefe von Warſchau, Biabobrzewski zu em 
jähriger Feſtungshaft. 

14. „ (Bolen) Eine Verfügung bes ruſſ. Miniſters des Innern hebt da 
Departement des ruſſ. Reichsrathes für die polniſchen Angelegenheiten alı 
überflüfjig durch die Einſetzung eines polniſchen Staatsrathes auf. 

2. „ (Finnland). Eröffnung der Seflton bes ftändifchen Ausſchuſſes (48 Ku 
glieber, 12 für jeden der 4 Stände). 

22. „ Ein kaiſ. Ukas verfügt, um ben angewachſenen Staatsbebürfniffen zu ge 
nügen, eine Erhöhung ber Kopffteuer, der Stempeltare unb bes Einfuhrzolle 


BB m n kai. Befehl verordnet bie Beröffentlihung bes Budgets fü 
1 


3. „ Im Laufe bes Monats bat eine Reihe von außerorbentlihen Abelsver 
ammlungen in verfchiebenen Provinzen bes Reiches flattgefunden, um 
s er u eihe von Fragen, welde ihnen die Regierung vorlegte, zu 

erath 


4. Gebr. (Polen). Urtheil über die in Warfchau verbafteten Seiflichen, meh: 
tere werden beportirt. 


9. „ Der neue Unterriätsminifter kündigt bie Wiebererdffnung der Univerfiläi 
St. Petersburg an. 


13. (Polen). Der neue Erzbiſchof von Warſchau Tangt daſelbſt an; feier 
"lie Wiedereröffnung ber bisher geſchloſſenen Kirchen. ae 
14, „ Die Adelsverfammlung von Twer beſchließt, eine Abreffe an 
ben Kaifer zu richten und barin erabezu bie Berufun von Depw 
tirten aus dem ganzen tuffiigen Reiche ohne —*8 * der 
Stände und Claſſen zu verlangen: 
. Das Manifeſt vom 3. März 1861 hat, obwohl es dem Volke bie 
En anbietet und die materielle Lage ber Bauern einigermaßen verbei 
ert, biefe dennoch nicht von ber Leibeigenſchaft befreit und eben fo wenig 
bie aus berfelben nothwendig erwachſenden Mißbräuche abgeſtellt. Das Voll 


Nuhlann * 


fiebt, daß ihm die allmälige Befreiung von aller Amamgsarbeit eröffnet iſt, 
aber es flieht fich von der anderen Seite dazu verdammt, ewig eben ben 
Grundbeſitzern tributpflichtig zu bleiben, die unter dem Namen Friedens⸗ 
rihter immer noch die Entſcheidung über feine Gehchide in ihren Händen 
behalten. Wir geftehen, daß auch wir eine ſolche Eituation nicht begreifen. 
Veit entfernt, in der obligatorifhen Mneignumg eines Theifes unferer Grund: 
ftüde von Seiten der Bauern eine Verletung unſerer Rechte zu erblicden, 
erfennen wir im Gegentbeil biejelbe als das einzige und befle Mittel an, 
fowohl den Frieden des Landes, wie unfere eigenen Intereſſen zu wahren. 
Wir bitten, dieſe rettende Maßregel unverzüglich zur Ausführung zu brins 
gen, ohne aber ihre ganze Laſt aut die Klafſe der Bauern fallen zw lafien. 
Bis jetzt ift der Adel auf Grund feiner Privilegien von allem Antheil au 
‚der Dedung der wichtigiten Forderungen ber Geſellſchaft befreit geweſen. 
Ton nun ab aber betrachten wir ed als eine Blutſchuld, zu leben unb ber 
fecialen Vortheile zu genießen auf Koften der großen Mehrzahl der Nation, 
Bir wollen von einem fo ſchimpflichen Privilegium nichts wiflen und leh— 
nen bie VBerantwortlichfeit für die weitere Exiſtenz desfelben ab, inbem wir 
um die Erlaubniß bitten, au ben Steuern und den Übrigen Anforderungen 
des Staates beitragen zu dürfen nach Verhältniß des Beſitzthums eines Se: 
den. Außer diefer ungerechten Exemption genießen wir noch das ausſchließ⸗ 
liche Privilegium, dem Lande Verwalter und Richter zu geben. Die Aus: 
ſchließlichkeit dieſes Nechtes fcheint uns gegenwärtig empörend und vermwerf- 
ih, und wir begehren, daß es fürderhin auf das ganze Volk aus oo 
werde. Wir find überzeugt, daB Cie aufrichtig das Wohl Rublan 
wünjhen, aber anftatt der vollen Freiheit, die Ste dem Volke verfprochen, 
haben Ihre Minifter und Räthe einen unbeftimmbaren Vebergangszuftand 
erfonnen, der weder Freiheit noch Sclaverei, und den Srundbefipern wie 
dem Bolfe gleich unerträglich iſt. Diefe flellen fich jetzt ald die Vertheidiger 
der Adelsprivilegien bin, welche wir, bie wir doch direct betheillgt find, mit 
aller Kraft zuridweifen und gänzfih und unmittelbar abgeſchafft milfen 
wollen. Beweist nicht biefer abfolute Gegenfap auf's ſchlagendſte die Un- 
möglichfeit, daß die nöthig gewordenen großen Reformen ſich auf abmüni: 
frativem und bureaufratifhern Wege durchführen laſſen? Wir find über- 
zeugt, daB bie ıinternommenen Refornen ohne Erfolg bleiben, weil fie ohne 
Befragung des Willens des Volkes unternommen find. Die Berufung ung 
Deputirten aus dem ganzen ruſſiſchen Reiche ohne Unterſchied der Klaffen 
und Stände, ift nach unferer Anficht der einzige Weg zur Löſung der durch 
die Ulaje vom 3. März geftellten aber nicht gelösten Frage.“ 

Eine Denffhrift der Berfanmlung beantwortet übereinflimmenb 
mit den in ber Abrefie niedergelegten Anfchauungen bie von ber Regie 
ben Adelsverjammlungen vorgelegten Fragen: „ ... Renn der Krebit fe. 
wieder beben ſoll, fo find folgende Reformen unerläßlih: 1) Reform der 
Sinanzverwaltung, bie in Zukunft von ber Nation und nit von ber Will: 
für abhängen muß; 2) Unabhängigkeit der Tribunale und Defjentlichkeit 
ber gerichtlichen Verhandlungen; 3) Deffentlichkeit in allen Zweigen ber Re⸗ 
gierung und der Adminiſtration; 4) Abfchaffung aller Privilegien und bie 
vollſtändige Fuſion aller Klaffen, damit es in Rußland nur Ein Voll 
gebe. Der Adel, überzeugt von ber Nothwendigkeit biefer Verſchmelzung, 
und nicht gewillt, fich als Hinderniß bes öffentlihen Wohles anflagen zu 
laſſen, erfiärt feierlich, daß er für immer auf alle feine Privilegien verzich: 
tet. 5) Um die von der Gewalt der Umftänbe gebotenen Reformen zu vers 
wirflichen, muß man ben Weg ber gouvernementalen Maßregeln verlaflen. 
Die freien Inflitutionen, welche das Refultat diefer Reformen fein müſſen, 
tünnen feine andere Quelle haben, als das Bolt. Mithin erklärt der Abel, 
wenn er auch bie Regierung um die nöthigen Reformen bittet, fich für in 
competent, Fragen von jo hoher Wichtigkeit zu Iäfen, und begnügt ſich da⸗ 
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mit, das einzige Mittel zur Loſung und bie einzigen Bege zum Heile für 
bie Regierung wie für das Volk zu bezeichnen, nämlich die Berufung einer 
Nationalverfammlung von Deputirten aus bem ganzen Reiche ohne Unter 
ſchied ber Klaſſen und Etände.. . . * | 

In Folge der Adreſſe werden 13 Mitglieber ber Berfammlung verhaftet 
und nad St. Petersburg abgeführt. 


5. März. General Philippfon, Gurator der Univerfität St. Petersburg, wird 
entlafien. 


414. „ (Livland). Der Tinländifche Landtag votirt bie Einberufung ber Stäbte 
zum Landtag umd bie Gründung eines allgemeinen baltifhen Senates. 

25. „ Ein Decret verorbnet verfchiedene Genfurerleicgterungen und Bereinfachi⸗ 
gen. Cine Gommiflion fol eine Reviſion ber Procebgefeggebung vornch- 
men. Für Werke wiſſenſchaftlicher Gefelfchaften wird die Cenſur abgeſchafft. 

3. „ Die AUdelsverfammlung von Grodno (Litthauen) beantwortet bie 
Gen der Regierung durch folgende Forderungen: 1) Herftellung bes Ir 

auiſchen Gefeßbuches mit ben bem Zeitgeifte entprechenden Abänderungen ; 
2) Abſchaffung aller Gefege, welche die Bewillensfreiheit beſchränken; 3) We 
derherftellung der Univerfität Wilna, wie fie unter Kaifer Alexander L be 
Randen; 4) freie Wahl der adminiftrativen und AJuftigbehörden; 5) Freihen 
der commerciellen, induftriellen, agronomiſchen und willenfchaftlichen Afſo⸗ 
Ciationen. 

W. „ (Polen). Schlenker, einer der Bertrauensmänner ber Stat Warſchau 
im $ebr. v. I6., wird zu viermonatlicher Feſtungahaft verurtbeilt un® nad 
Modlin abgeführt. Mehrere andere hervorragende Männer jener Zeit tref⸗ 
fen ähnligde Strafen. 


. 8. April. (Polen). Der Statthalter General Lüdere und ber Graf Wielo⸗ 
polsfi gehen Beide nah St. Petersburg, um ihre verſchiedenen Anſchauum⸗ 
en Über die in Polen erforderlihe Regierungspolitit an höchſter Stelle 

—9 — zu vertreten. 

Ein kaiſ. Ukas verfügt die Reorganiſation des Gemeinberatbs von Mos⸗ 
fau mit freien Wahlen durch Gorporationen wie in St. Petersburg. 

29. „ (Polen). Der Geburtstag des Kailers wirb durch 89 Straferlaſſe. wor: 
unter Bialobrzewski, Schlenker, Otto u. A., bezeichnet; 14 Strafurtheile wer: 
den ermäkigt, alle diejenigen, bie nicht über 10 Tage Haft baben, follen 
freigelaffen werben. 


6. Mai. Eröffnung ber tägligen Eifenbahnverbindung zwiſchen Gt. Petersburg 
und Berlin. 

8. „ (Polen). General Lambert wird befinitio der Statthalterfhaft von Po⸗ 
Im entboben, General Lüders kehrt als ſolcher nach Warſchau zuräd. 

17. „ (Rolen). —— Abſingen der verbotenen Lieder werden in Warſchau 
wieder zahlreiche Verhaftungen vorgenommen, zum Theil in den Kirchen 
ſelbſt. Der Erzbiſchof macht hiegegen ernſte Vorſtellungen. 

19. „ (Polen). In Folge der erzbifhöflichen Vorſtellungen macht ber Statt: 
ge ‚ General Lüders, befannt, bie Polizei werbe zwei Tage von den 

ichen fern bleiben; wenn troßbem verbotene Lieder gelungen würben, bes 
gännen jedoch bie VBerhaftungen aufs Neue. — In Warſchau will man 
willen, Graf Wielopolaki fer völlig in Ungnabe gefallen und gebe in’e 


Ausland. 
2. „_(Bolen) Erſte Sigung des Municipalrathes von Warichau unter bem 
Vorſitze des — Woyda; Zamonsfi, Schlenker, nu. A. 


nehmen daran The 
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7. Mei. Furchtbare Jeuersbrünfte in Gt. Betersburg umb an andern Or⸗ 
ten. Mügemeine Beftürzung. Die öffentlide Meinung fchreibt diefelben ber 
Bewegungspartei zu. 


3. Juni, Ein kaiſ. Nas befichlt eine neue, mehr fpecialifirte Aufftelung des 
Reichs budgets. 


8. „ Ein Circular des Miniſters des Innern befiehlt den Gouverneurs ber 
Provinzen, in allen größeren Städten aus Delegirten der Einwohner aller 
Klafien Epetialcommiffionen behufs Berbeilerung der Semeindeverwals 
tung nad dem Mufter berjenigen von Si. Petersburg einzufegen, mit dem 
Beifügen, die Gouverneure follten diefen Commiſſionen die ganze Wichtigkeit 
des Gegenſtandes erklären und die Nothwendigkeit größerer Theilnahme ber 
Dürger an ihren eigenen Angelegenheiten darlegen; bie Regierung kbune 
nicht fortwährend bie ganze Laft tragen. 


11. Juni. (Polen). Der Kaifer ernennt feinen Bruber, ben Groß⸗ 
fürften Gonftantin, zu feinem Statthalter in Polen. Gin zweiter 
Ufas ernennt den Grafen Wielopolsti zum Chef ber Civilvers 
weltung und zum Bicepräfibenten des Staaterathe von Polen. 


9. Zumi. (Bolen) Ein kaif. Uras, die bürgerlichen Rechte der Juden in 
Polen betreffend, bricht die bisherigen Schranken zwiſchen Juden unb Chri⸗ 
fen bis auf den Grund nieder: 

Alle feit 1811 für die Juden eriflirenden Beſchränkungen find aufgeho⸗ 
ben. Es iſt von nun an den Juden erlaudt, Landbeſitz aller Art, Ritter⸗ 
gäter u. |. w. eigenthümlich zu erwerben, ebenſo Grundſtücke in allen Städ⸗ 
ven und Markifleden ohne Ausnahme, Alle fog. Judenreviere in ben Städ⸗ 
ten (Ghettos) find aufgehoben und fteht es den Suden frei, in allen Städten 
des Königreichs und in allen Etraßen ohne Unterfchieb zu wohnen, ſelbſt 
bie Städte nicht ausgenommen, welche ſtädtiſche Privilegien befigen. Ferner 
M den Juden erlaubt, auf Dörfern zu wohnen, evenjo ift ihnen erlaubt, in 
den in.der Zol- oder Binnenlinie liegenden Städten und Dörfern (drei 
Meilen von der Grenze) ihren Wohnfip zu nehmen, was bis jegt verboten 
gemejen. Bon jegt an können Siraeliten als Zeugen bei Notariatshandluns 
gen bienen (bisher verboten) , ebenfo werben die Vorſchriften der Kriminals 
oronung, daß fein Jude als Zeuge in Krimimalprogeiien gelten kann, aufs 
gehoben und bat ein jüdifcher Zeuge vollen Glauben. Die bisherige Form 
der jüdifchen Kidesleiftung, nämlich Anziehen des Sterbekittels und des Ta⸗ 
les, und Vorfagen der Formel in hebräiicher Sprache, ift fortan aufgehoben. 
Der Serihtsbeamte nimmt von den Ecwörenden In Gegenwart eines jüs 
diſchen Geiftlihen den Eid in der Landesſprache ab. Dagegen find die Zus 
den von nun an verpflichtet, fich in ihren Verhandlungen, jie mögen Namen 
haben, welche fie wollen, fih der polnifchen oder ſonſt gewöhnlichen Schrifts 
zeichen zu bedienen. Ale mit jüdiſchen Schriftzeichen gefchriebenen Docu⸗ 
mente find in ben Augen des Geſetzes null und nichtig. Der kaiſ. Utas 
ſchließt damit, daß der Adminifitationsrath des Königreichs ſiufenweiſe bie 
auf den Juden ausnahmsweile haftenden Abgaben und Laſten und alle Be 
—— in Bezug auf Handel, Induſtrie, Gewerbe und Handwerk auf⸗ 

en werde. 


21. uni. Die Regierung fieht fih gendthigt, bie militärifhen Sonntagsſchulen 
in Rußland zu jchließen. 
N. „ (Bolen) Attentat auf General Lüders in Warfchau. 
W., (Bolen). Graf Wielopolski eröffnet die diekjährige Seifion des Staats⸗ 
sat he. 
Die Erbffnungsrebe ſpricht im Auftrage Sr. Maj. dem Staaterath ben. 
21° 


30. Su 


Nuhlau. | ‚ 


Dant des Kaiſers für bie vorjährigen geiepgeberifchen Arbeiten aus, mit 
ber Zufage, baß bie Militärbehörben höchſten Orte angewielen find, den 
Civiſbehörden bei Widerfeglichkeit der Bauern wegen ber Zinserhebung die 
(bisher verfagt gewefene) militärifhe Hilfe zu leiften. Die Prüfung ber 
Beſchwerden der römiſch⸗katholiſchen Geiftlichkeit iſt den betreffenden Be: 
börden übertragen. Sodann wirb bie Regelung der Correſpondenz ber 
Seiftlichfeit mit dem päpftlihen Stuhl durch bie kaiſerliche Geſandiſchaft, 
ferner die Anwendung ber Kriminal-Geſetze gegen gewiſſe Fälle der Ber⸗ 
führung und bes Abfalls vom Glauben, ſowie das criminelle Verfabren 
egen Geiftliche berührt. Zum Schluß fagt der Graf: „Es iſt der Wille 
r. Maj., daß neben ber Aufrechthaltung bes oberflen Anſehens ber Re⸗ 
gierung und neben den Rechten jedes Glaubensbelenntnifie® im Lande bie 
römifch = fathofifche Geiftfichkeit bei uns dasjenige Anfehen genieße, welces 
ihr aus der Rüdfiht gebührt, daß eine jo überwiegende Anzahl von Unters 
tbanen St. k. k. Maj. im Königreih Polen fih zur römiſch-katholiſchen 
Religion befennt.“ 
ni. (Polen). General Lüders wird feines bisherigen Armeecommanbos 
enthoben und zu Herftellung feiner Gefundheit in Foige bes Attemates be 
us: das Commando bes 1. Armeecorps wird bem Großfürften Eonflantin 
bertragen. 


2. Zuli. (Polen). Großfürft Eonftantin trifft in Warſchau ein. 
3, „ (Bolen) Miflungenes Attentat auf den Großfürften Eonflantin. 
4. 


(Bolen). Drei Mitglieder des polnischen Staatsrathe werden an Die 


daß nunmehr fämmtlihe fünf Gouverneursftellen mit ein: 
gebornen Bolen befegt find. 


(Polen). Großfürſt Eonftantin empfängt die ſämmtlichen Gipil: 
bebörden mit Wielopolsfi an der Spige, die Beamten des landſchaftlichen 
Creditvereins und den Stadtrath, die ihm ihre Glückwünſche darbringen, 
mit der Erklärung, daB dieſes traurige Ereigniß ihn nicht hindern werde, 
gemeinfchaftlich mit dem Staatsrath die fo erwünſchten Reformen burd: 
zuführen, daß aber zu biefer Durchführung bie Nation ber Regierung 
zu Hilfe kommen müffe In diefer Beziehung fei der Dieufteifer ber 
Beamten nicht hinreichend, fondern es müſſe auch die Unterftügung ber 
Bürger binzulommen. Der Gropfürk fügt hinzu, daß dieſes mörderiſche 
Geſchoß, das fih im Laufe einer einzigen Woche zweimal in Warſchau ent: 
laden, vielleiht eine Fügung ber allmädtigen Vorſehung fei, um ber 
Nation Gelegenheit zu geben, fih in ihrem wahren Lichte zu zeigen. 

Rede des Grafen Wielopolkski bei Eröffnung der Sigung des Staats: 
raths: „Der vom Kaifer heißgeliebte Fürſt, den meine Bitte als ein 
Pfand unferes Fortihritts und unjerer Zukunft bierberführte, kam nebſt 
feiner erhabenen, gegen uns fehr freundlich gefinnten Gemahlin und feinen 
Kindern mit eblem Bertrauen bier an. Cr täufcht fih nit in dem Herzen 
und der rechtlichen Gefinnung bes Volles, dem er fih und fein Familien: 
glAE anvertraute. Das bewiefen jene benfwürdigen Tage, ber Tag feines 
unüberwachten Einzugs, und der Tag, an welchem Warſchau ihn an ben 
Altären feiner Kirchen mit Zuverficht und Dank empfing. Nach dieſen 
Ihönen Tagen jpie bie Naht aus einer in Dunkel gehüdten Höhle ein 
neues Attentat aus, das das ganze Land mit Abfcheu erfüllte. Der er: 
babene Fürft, welcher unverlegt und umerfchüttert blieb, erflärte ung — 
Sie haben es gehört — daß er ber polnifhen Nation feine Betheiligung 
an dem verübten Berbrechen zufchreibe . . . Die mörberiihen Schläge, 
wenn fie noch ferner fallen follten, möchte ich Tieber auf meine Vruft 
gerichtet haben, als daß ich auf dieſer Erbe bie Tugenden unſerer Väter 
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unb bie Ehre ber polniſchen Ration überleben follte. ... Das neue Ver: 
trauen unſeres allergnädigften Kaifers umb Könige beruft drei unferer 
Gollegen auf bie fo wichtigen Poſten von Civilgouverneurs, unb e8 wird 
fo ber Anfang ber Beränderungen in der Civilverwaltung 
fattfinden, welcher ber Eröffnung der Kreisräthe auf der Grundlage ber 
Einigkeit der Regierung mit bem Lande vorangehen fol.“ 


13. Juli. Tem Großfürften Conſtantin wird in Warfchau ein Sohn geboren, 
= . ber Taufe den Namen bes czechiſchen Schußpatrons Waclaw (Wenzel) 
erhält. 

3. „ (Bolen). Ein kaiſerl. Ulas verorbnet bie Reorganifation fämmt: 
licher Behörden mit Decentralifirung, Maßregeln ber Erſparniß durch 
et und Ausdehnung bed Wirkungskreifes ber Unter: 

örben. 


1. Aug. (Polen). Attentat auf Wielopolsti in Warfchau. 


12. „ (Polen). Demonftration in Warfhau am Jahrestage der Vers 
einigung Polens und Lithauens. 


15. „ (Polen). Zweites Attentat anf Wielopolsfi in Warſchan. 
18. „ Anerkennung bes Königr. Italien von Seite Rußlands: 


- Sircularbepyefhe bes Kürften Gortſchakoff an bie 
Bertreter Rußlands: „Die Depeihe an Unſeren Gefääftsträger 
in Zurin vom 28. Sept. 1860 bat die Anfiht, welche S. M. der Kaiſer 
über die Thatfachen in Stalien und bie Gründe, welde unferen erhabenen 
Gebieter bewogen, Seine Gefandtfchaft aus Turin zurüdzuberufen, befannt 
gegeben. Bei ber Entfernung zwiſchen ıms unb Stalten, befindet fih Feines 
unferer Intereſſen bei jenen Ereigniſſen betheiligt. Wir haben fie num unter 
einem boppelten Geficgtöpunfte in da8 Auge zu faflen, einmal vermöge 
unferer Sympathieen fir diefes Land und fobann wegen ber allgemeinen 
Rüdfichten auf die Ordnung und ben Frieden in Europa. Bon diefem 
Standpunft aus bat unfer erhabener Gebieter vor zwei Jahren bie Ereig⸗ 
niffe ber Halbinfel anfgefaßt; auf demſelben befindet Er fich noch heute bei 
ber Erwägung einer Sachlage, welche durch die Entwidelung der Thatiachen 
von Grund aus verändert worden ift. In der That handelt es fich nicht 
mebr um ſtreitige 5 des Rechtes; vielmehr iſt es das monarchiſche 
Princip und bie geſellſchaftliche Ordnung, welche bei ber revolutionären 
Anarchie auf dem Spiele fliehen. Ber Turiner Hof, in Gefahr, durch bie 
Sewaltiamleiten ber ertremen Parteien in feinem VBorfchreiten überwältigt 
zu werden, ſah ji in die Nothwendigkeit verfeßt, fich zu vertheidigen. 
Er, that es mit Feſtigkeit, und obgleih er auf biefem Wege ben leiden: 
ſchaftlichen Aufregungen, welche Stalien nad der Vollendung jeiner Ber: 
einigung drängen, entgegentreten mußte, fand er boch bei den Vertretern 
de6 Landes eine entſchiedene Mitwirkung, welche das allgemeine Vorwiegen 
ber Idee ber Ordnung über bie revolutionären Beftrebungen bezeugt. Diele 
Betrachtungen haben die Aufmerkſamkeit ber Regierung gefeflelt. Das Tail. 
Eabinet vermochte um fo weniger indifferent zu bleiben, als die Agitation, 
beren Heerd Stalien ift, fi bem übrigen Guropa mitzutheilen brobt. 
Ueber zwei wetentliche Punkte mußten wir beruhigt werben: erftens, daß 
ber Turiner Hof die feſte Abficht habe, jeden Verſuch der ertremen Parteien, 
ben allgemeinen Frieden zu ftören, niederzubalten, und daß er ſodann auch 
bie nöthige Kraft dazu in Händen habe. Weber beide Punkte bat bie Ne: 
erung König Bictor Emanueld den Großmächten Europa's pofitive Ver: 

derungen eribeilt. . . . Dieſe Angefihts von Europa durch ben Turiner 
Hof eingegangenen Verpflichtungen find um jo zufriebenftellender, als fie 
gerantirt And theils durch das Intereffe ber eigenen Erhaltung, theils durch 
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bie Zuflimmung ber, Majorität ber Lanbeöverireter. Weberbem finb fie ge 
mwährleifiet durch bie mwefentlichen Beweiſe, welche bas Eabinet neuerdings 
bafür negeben bat, was e6 thun will und Tann für Erhaltung ber Ordnung 
und bed allgemeinen Friedens. Unter biefen Umftänden baben wir es in 
unferem Intereſſe gebalten, den Zuriner Hof zu üben und zu ſtärken auf 
bem Boden ber geſellſchaftlichen Ordnung, für melde alle Regierungen dere 
rflihtet find, unb womit wir in Nebereinftimmung, bleiben mit ben Priv 
eipien, welche Ee. Majeftät an bie Spike ihrer Politik geſtellt; wir durften 
unfere moralifche Unterftüßung weder dem Gabinet, welches dieſes Programm 
bffentlich proclamirt hatte, noch ber aufgeflärten Majorität eines Landes, 
für das wir nur Gefinnungen des Wohlwollens und ber gegenſeitigen 
Sympathien haben, verſagen. Deshalb bat unſer erhabener Gebieter ſich 
entſchloſſen, bie diplomatiſchen Beziehungen mit Er. Maj. dem König 
Bictor Emanuel als König von Stalien wieder aufzunehmen.“ 

29. Aug. (Polen). Ein Sohn Wielopolsti’s wird ald Gtabtpräfident von 
Warſchau eingeführt. 

27. „ (Bolen). Proclamation bes Großfürften Conftantin an bie 
Bolen. 

„Polen! S. M. ber Kaifer und König, mein erlauchter Bruder, hat 
durch meine Ernennung 39 feinem Etatthalter im Königreiche feinen 
polnifhen Untertbanen einen unzweifelbaften Beweis feiner anäbtgen Ge: 
finnungen gegen biefelben geben wollen. Indem ich bie Pflichten über: 
nehme, bie e8 meinem erlauchten Herrfcher mir zu übertragen gefiel, ver: 
behle ich mir die Schwierigfeiten meiner Aufgabe nicht. Aber die Rein: 
heit meiner Gefühle, meiner Hoffnungen auf Gott und auf bie Tbeilnahme 
aller ihr Vaterland wahrhaft liebenden unb um beflen wahres Wohl de: 
forgten Polen verliehen mir die Zuverficht dazu. Im diefen Gefinnungen 
gehorchte ich ber Stimme meines Monarden, und als Unterpfand meiner Ge⸗ 
fühle brachte ich das Theuerfte meines Herzens, meine Gemahlin und Kinder, 
u Euch, und that dies unmittelbar nach einem Attentate anf ben Repraͤ⸗ 
entanten bed Kaifere. Start durch mein Gewiffen und durch die Abſicht, 
alle meine Kräfte Eurem Glücke zu widmen, kam ich zu Euch unter bem 
Schirme grenzenlofen Vertrauens, welches ich anf Euch febte. Und doc, 
ehe noch mein Fuß Euer Land betrat, war ſchon ber Arm bes Mörbers 
bewaffnet, der mir fofort den Todesſtoß geben ſollte. Der Tod lauerte auf 
mid mitten unter ber Menge, bie mir zum Willkommen entgegen kam, 
und folgte meinen Schritten, als ich vor die Altäre bes Herrn trat. Nur 
durch bie Gnade der göttlichen Borjehung wurde th gerettet. Geitbem 
wurben noch zwei Attentate verübt an dem Danne, ben mir das Vertrauen 
des Kaiſers und Königs aus Eurer Mitte zum Ditarbeiter an meinem 
großen Berufe gab. Der Arm ber Gerechtigkeit bat die Schulbigen erreidt, 
bie Regierung Sr. Maj. wirb bie verbrecheriſchen Complotte zu vereiteln, 
jr firafen unb mohlgefinnte Menfchen duͤrch bie Macht des Geſetzes zu 
Hirmen wiſſen. Polen! wollt Ihr zulaflen, daß eine verbrecheriiche, zwar 
nicht zahlreiche, aber bis zur Wuth boshafte Partei, welche zu dem ſcheuß⸗ 
lichſten Mitteln ihre Zuflucht nimmt, eine Scheidewand errichte zwiſchen 
Thron und Volk, und die Ausführung ber hochfinnigen Abſichten Sr. Majeftät 
verbindere? Wollt Ihr es dulben, daß unter bem Worwanbe ber Freiheit 
und Baterlanbsliebe eine abenteuerliche Berihwdrung bie Nation mit unauf⸗ 
Hörlihen Drohungen terrorifire? — Zeigt Cuch Gurer ruhnwollen Vorfahren 
werth und gebenfet, baß bisher Fein Blatt Eurer Geſchichte bie Flecken fold 
ſcheußlicher Thaten an ſich trug. Ueberzeugt bie Welt durch Euer Verfahren, 
daß Ihr alle Solidarität für ſolche bie Nation Ihändenbe Verbrechen von 
Eud weile. Die von ©. M. bem Kaifer unb König zur Befriedigung 
wahrer Bebürfnifie beichlofienen und bereits in Ausführung gebrachten 





großen Reformen, ale bie Errichtung bes Staatsrathes, die Organifation 
ber Schulen, und bie Grfihtung des Departements für Unterricht und 
Eultus, die Zinsbarmahung der Bauerngüter, die Juden-Emancipation, 
bie Errichtung der Stadt- und Kreisräthe, die bedeutenoen Reformen in 
ber Adminifiration find Maßregeln, welche beutlich von der liebreichen Sorg⸗ 
falt unfere® erlauchten Monarden für Euch Zeugniß gegeben. — Geftattet 
baber nicht, daß beren vollitändige Ausführung und weitere Entwidelung 
durch eine verbrecherifche Partei gehemmt werde, bie das Wohl des Larıbeß 
ber Birwirklihung ihrer Umflurgprincipien opfert, durch eine Partei, bie 
nur zerfiören, aber nichts aufbauen Tann. Polen! ſetzt auf mich ein gleiches 
Vertrauen, wie ih es auf Euch gefegt babe, vereinigt Euch mit mir im 
benfeiben Gefühlen, an bem gemeinfamen Wohle Polens zu arbeiten, usb 
bittet Gott mit mir, unfere Anftrengungen zu fegnen, unb eine neue 
Epoche ber Wohlfahrt und des Glückes wirb fich eröffnen für dies Vaters 
land, weldes Ihr fo fehr liebt.“ 

D.XAug. Der Kaifer verfügt eine Reduction ber Armee um ca.20,000 Mann. 

3. „ Die 13 gefänglih nach St. Petersburg eingebrachten Mitglieder der 
Adelsverjammlung von Twer werben begnabigt. 


13, Sept. (Bolen). Eine vom Grafen Andreas Zamoysli veranftaltete 
Abelsverfammlung beſchließt in einer Adrefie an ben Grafen Wier 
Iopolsfi ihre Wünjhe und Begehren niederzulegen: 

„Herr Graf! Die beifpiellofen Unglüdsfäle in der Geſchichte Polens has 
ben, inbem fie fein politifches Dafein unterbrachen, es nicht vermocht, ben 
Geift der Nation zu ſchwächen, ober das glühende Bewußtfein ihres hiſto⸗ 
riſchen Berufes bei ihr zn unterbrüden oder auch nur abzufäbhlen. Der 
Geiſt der Nation wurde mächtiger durch Hingebung und Opfer, die Gefühle 
fleigerten ſich durch Schmerz und Hoffnung und rufen in entideibenden Mo⸗ 
menten um Rüdgabe ber und entriffenen und durch Jahrhunderte geheiligten 
Rechte und Gerechtſame. Schon im vorigen Jahre verlangte die Adreſſe an 
ben Thron bie Rüdgabe diefer unferer Rechte; ſodann baden die zur Vils 
dung der Bezirks: und Stabträthe berufenen Wähler in ihrer mit 20,000 
Unterfriften verjehenen Eingabe an ben damaligen Statthalter erflärt, daß 
nur eine aus Wahlen entfiandbene ee uclang mit freier Dis: 
cuffion fih über bie allgemeinen Bebürfnifie des Landes äußern Tönne, 
baß jedoch die neu eingeführten Inſtitutionen nicht im Stande fein werben, 
dem dem Lande drohenden Unglüde zu feuern. Der Kriegszufland machte 
die Weberreihung biefer Eingabe unmöglich, und die abermals unberüdfidhe 
tigtenn VBebürfnifie des Landes führten zu den vorhergefehenen unfeligen Fol⸗ 
gen. Heute wieder fommen wir Polen im Namen ber fozialen Ordnun 
unb ber europäiſchen Civiliſation, aufgefordert durch den Aufruf Er. tat 
Hoh. des Großfürften Konftantin, nicht zu geflatten, daß das Land fich bem 
Abgrunde nähere, aus allen Theilen bes Landes zufammen, und in Er⸗ 
mangelung eines anderen Weges, auf dem wir Öffentlich auftreten könnten, 
wenden wir uns an Dich, Graf, in bem Vertrauen, Du werdeſt Sr. Taif. 
Hoheit bie aus dem nern unferes Herzens und. unferer Seele Tommenben 
Bebürfnifie und Ueberzeugungen darlegen, deren Geheimhaltung wir für ſchäd⸗ 
lich und beren vernehmliche Verlautbarung vor ber ganzen Welt wir für noth⸗ 
wendig erachten. Wir entziehen uns nicht der Theilnahme an ben uns nem 
verliehenen Inftitutionen, jedoch fühlen wir uris verpflichtet, zu erflären, daß 
man durd die bisher angewandten Mittel das Land in einen Zufland ger 
bracht bat, in welchem man es weder burg Militärgemwalt, noch durch Krieges 
— Kerker und Verbannung, noch auch durch Todesurtheile beruhigen 

nne; im Gegentheile werbe man dadurch bie Gereiztheit bis aufs Aeußerſte 
fleigern und das Land auf einen ebenfo für bie Regierung, wie für die es 


r 


gierten unheilvollen Weg Hürzen. Wir werben aber als Velen mur dann 
die Megierung mit Vertrauen unterftügen fönnen, wenn biefe Regierung 
eine nationale, cine polniſche fein, wenn bei freien Gefegen alle 
Provinzen unferes Vaterlandes vereint fein werden. Hat ja bet 
der Großfürſt jelbit in feinem Aufrufe diefe unfere Vaterlandsliebe geebtt 
und uns bie Mitwirlung um das Wohl bes Baterlandes verfproden. 
Theilen können wir die Liebe nicht und wir Meben unfer ganzes Vaterland 
in ben Gränzen, welde ibm Gott gezogen und bie hiſtoriſchen Traditionen 

. überwiejen baben”. 

16. Sept. (Polen). Graf Andreas Zamoysti wird zur Verantwortung vor bem 
Kalfer nach St. Petersburg gebracht. 

47. „ Erdffnumg ber Eifenbahnftrede Warſchau⸗St. Petersburg. 

20. ;„. Ein kaiſerl. Manifeft befiehlt für 1863, nad einer fechsjährigen 
Sufpenfion, eine Recrutirung von 5 Mann auf je 41000 Eeelen, 
bie am 15. Januar 1863 beginnen fol. 


20. „Feier des 1000jährigen Jubtläums des ruſſiſchen Reiches in Nowgorod. 
Der Kaifer verleibt bei biefer Gelegenheit auch eine Reihe von Ordensde— 
corationen an hervorragende Männer ber verſchledenen flaviiden Bevölke⸗ 

I. rungen bes Öfterr. Kaiſerſtaats. J 

WV. „ Rußland unterſtützt in einer Depeſche nad Kopenhagen die ber bäni- 
ſchen Regierung von Lord Ruſſell (f. England 24. Sept.) bezüglih eine 

Löſung der Shleswig:Holjleinifhen Frage gemadten Borfchläge: 
Die (ihrem Wortlaute nad bisher nicht veröffentlichte) Depeſche beziekt 
fih auf die früheren Noten, welche das ruffiihe Cabinet au bie daniſche 
Regierung in biefer Frage gerichtet hat. Sie erflärt, daß nit nur Däne: 
mark fib 1851 und 1852 gegen Deutſchland in Betreff Schleswige ver: 
pflitet habe, jondern daß Deutichland felbft durch jene Stipulationen ver: 
pflichtet jei, fih Schlesiwigs gegen Dünemarf anzunehmen. Echon vor einem 
Sabre Habe das ruſſiſche Cabinet darauf bingewielen, daß eine Beilcgung 
ber däniſch-deutſchen Differenzen unmöglicdy fei, wenn Dänemark über Schles 
wig fih zu verbandeln weigeree So Lange Dänemark den obligatorijcdhen 
Sharalter der Stipulation von 1851 und 52 nicht anerfenne, könne das 
.. Betersburger Gabinet ihm feine Unterftüßung nicht leihen. Die deutfchen 
Mächte hegten Feine feindfelige Gefinnung gegen Dänemark, aber fie feien 
Deutihland verantwortlih für das ihnen von leßterem anvertraute Werk. 
deſſen von beiden Seiten genehmigte Refultate von Dänemark bis jet nicht 
realifirt fein, Was die Ruſſell'ſchen Vorſchläge angehe, jo halte das 
Petersburger Cabinet Eugland, welches jchon früher zwilchen Deutfchland 
und Dänemark vermittelt habe, für befonders berufen, auch jeht die Ber: 
mittlung zu übernehmen. England habe das Recht, zu erwarten, daß 
Dänemark feinen Vorſchlägen ein geziemeudes Entgegenkommen bemeifen 
werde. Dieſelben berubten auf billigen Grundlagen und enthielten frucht: 
bare Elemente zur Verſtändigung, benen feine unübermindlichen Hinberniffe 
entgegenfländen, jobald die Geſammtverfaſſung von 1855 befeitigt fei. Es 
fei durch die englichen Vorſchläge ein befriedigender Austrag ber Differenz 
vorbereitet, und es handle fi nur darum, mit verſöhnlichem Geifte das 
Detail feftzuftellen. Deßhalb gebe das Petersburger Cabinet biefelben der 
dänischen, Regierung zu ernſter Erwägung anheim. 


1. Oct. (Polen). Der Statthalter Großfürft Conftantin eröffnet bie Sitzung 
des Staatsraths mit einer Rede in polniſcher Sprade, in ber er 
einen Rüdblid auf die bisher eingeleiteten Meformen mirft: 

Die beklagenswerthen Creignifie, verfigerte der Großfürſt, haben feinen 

guten Willen für das Land nicht erfchüttert; ex jepe fein Vertrauen in bie 
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Sorfehung und bie- Gefühle ber Mechtiehaffenheit, welche ber Staatsrath 
bereite bethätigt habe. Die feiner Leitung anvertraute Regierung werbe 
vom gefebligen Wege nicht abweichen, aber auch nicht geftatten, daß 
Jemand die Geſetze überirete. Seit ber Verkündigung des Striegsguftandes 
fein 499 Perſonen verurtbeilt worden; davon haben 134 Perfonen bie 
Strafen verbüßt, 289 find begnadigt, fieben hatten ſich der Strafe entzogen 
unb 69 verbüßten noch ihre Strafen. Die dem Lande verlichenen Inſti⸗ 
tutionen werben ausgeführt. In ber Mehrzahl der Kreife haben bie Räthe 
bereit getagt. Die Stabträthe ſeien mit Erfolg thätig; 17 Städte hätten 
um ähnliche Käthe petitionirt. Die Hochſchule und das polytechniſche In⸗ 
Ritwt werben eröffnet. Der Entwurf zum Gefeß für ben öffentlichen Unters 
richt, befien Ausarbeitung ein Hauptverbienfi feines Mitarbeiters, bes Chefs 
der Kivilverwaltung (Wielopoloki's), habe im Scheoße bes Stanterathes 
Anerk nnung gefunden. Die Autonomie des Königreihs babe neue Ans 
erkennung gefunden buch Ausfonderung einiger Zweige bes öffentlichen 
Dienſtes, der Poſt, der Gommunicationswege aus bem Reſſort der Bes 
hörben bed Kaiſerreichs. Die ausgeführten Reformen erfordern Modifica⸗ 
tionen bes Finanz-Syſtems. Durch Abichaffung ber drüdenden Befleuerung 
ber Hofdienfleute als Folge der Aufhebung ber Frohndienſte und der os 
genannten Kolcherabgabe in Folge ber Juden-Cmancipation feien Ausfälle 
entftanden, die durch Erhöhung der Branntweinfabrifationg : Steuer gedeckt 
werden müßten. Wußerdem babe der Staatsratb das Einnahme: und Aus: 
gabebudget für bas fünftige Jahr, ferner den Gefeßentwurf ber Expro⸗ 
priation,, der Erecution der Steuern und fiscalifhen Forderungen, bie Ein: 
tihtung einer Gajjationsinftanz in Sachen ber Zinsbarmahung und das 
Project der innern Organifation bes Staatsraths zu berathen. 

1. Oet. Die Adelsverſammlung Podoliens befchließt einſtimmig jn 
einer Adreſſe an den Kaiſer die Vereinigung dieſes Landes mit 
Polen zu verlangen: 

„Srhabenfter Monarh! Der dur das Geſetz zur Bertretimg dir Lanbesk 
interefien ermächtigte Adel Podoliens wagt das allgeineine und augenblid: 
lich einzige Verlangen des Landes vor dem Thron Ew. Maj. in ber Ueber: 
jengung auszusprechen, baß er im Namen aller auftrete, bie für das Wohl 
des Landes fühlen. Die durch die feierliche und freiwillige Union von 
Lublin mit Polen vereinigten kleinruſſiſchen Landestheile find mit ihm in 
gleicher Eivilifation zu einer Nation verwachfen. Ihr öffentliches Leben, 
ihre intellectuelle Entwidlung tragen feit Sabrhunberten den ausſchließlich 
polniſchen Charakter an fih. Die Grundlage aber ber Stärke und Dauer 
des polnifhen Elements ift, unabhängig von fpätern politifchen Erſchüt⸗ 
terungen, der Grunbjag der nationalen Repräfentation und der bürgerlichen 
Freiheit. Im Laufe des vergangenen halben Jahrhunderts bat eine dem 
Beifte der Gefellichaft widerftrebende Regierungspolitit unaufpörlichen Streit 
erzeugt, deſſen Heut erlangte Höhe jeden vechtlichen Bürger tief betrübt, 
Der Adel Poboliens bittet Ew. Maj. durch Ihren Allerhöchſten Willen biefem 
Zuftand ein Ende zu bereiten. Als das einzige dahin führende Mittel be- 
trachtet der pobolifche. Adel bie Wieberberftellung ber abminiftra: 
tiven Einheit Polens, Einverleibung der weftligen Pro— 
vinzen in dieſes Königreich, bei vollfommener Achtung ber Rechte 
ber Jändlihen Bendlferung, welche in ter neueften Zeit auf das Feld poli⸗ 
tigen Wirkens berufen if. Der warme Antheil des polnifchen Adels an 
ber befinitiven Negelung ber Bauernfrage, das aus langjährigen Bemühungen 
fließende Gefühl, die bürgerliche Würde und Freiheit auf alle Stände aus: 
udehnen, ift die ficherfie Bürgfchaft der Aufrichtigfeit der nunmehr ge: 
Gehenden Schritte. Abweifend jeden Gedanken an ein Uebergewicht eines 
Stamms über ben andern, bleibt ber Mdel Poboliens treu der polnifchen 
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Grundidee hinfichtlich ber Gleichberechtigung aller Stände und aller lemente 
ber Gefellichaft; darum fordert er die Vereinigung mit Polen, weil er in 
ihr bie Bedingung freiheitliher Entwicklung für alle basfelbe bildenden 
Bolker fieht. Grhabenfter Herr! Die Lane unferes Landes it Außerfi traurig, 
bas Bolt ohne Aufflärung, die Unterrichtsanftalten mittelmäßig, un: 
veihend,: ſowohl binfihtii der Zahl als des Unterrichts; das Gewerke 
ohne Kapitalien, vom Wucher gebrüdt; ber Getreidehandel abgefhnitten 
vom ausländiihen Markt wegen mangelnder Communicationsmittel; das 
Srundeigenthum ohne Erebit in Folge mangelhafter Anfitutionen und eines 
Ihlehten Hypothekenſyſtems; gefeßlibe Einrichtungen, bie den Sitten wider 
ſprechen, ber Tradition, dem Begrifföuermänen ter Geſellſchaft fremb find, 
Ausführung ber Geſetze durch eine dem Lande fremde Burecukratie, eime 
ohne Berüdfichtigung der Bebürfniffe und Interefſen des Landes concentririe 
Verwaltung, endlich eine Gefellfhaft ohne aus ihrer Mitte herporgegangenr 
Organe zur Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten — fol ein Zuſtand, 
ber aus unferer Trennung von dem Königreich Polen entfpringt, erfchwer 
die Loſung ber Bauernfrage, und bebroht bie Provinz mit dem vofftändigken 
Ruin, wenn nicht bie Serftellung ber abminiftrativen Einheit mit einem 
Eanb erfolgt, bad mit uns gleiche Traditionen und Bebürfniffe, biefelben 
Begriffe von bürgerlicher und religidfer Freiheit und gemeinfame Wege bei 
ge in bie Zukunft bat. Indem ber Adel Podoliens Ew. Majettät 
eine weſentlichſten Wünſche darlegt, baut berfelbe auf bie Gefühle ber 
kaiſerlichen Gerechtigkeit und Liebe, als bie einzige Hoffnung, unfere jegigen 
Leiden zu enben und uns ein befferes Loos für die Zukunft zu fidern” 

2. Oct. Der Kaiſer hit den Grafen Andreas Zamoyski für 3 Jahre auf 
Reifen ins Ausland. 


4. „ Da bie Abelsverfammlung Podoliens trog aller Vorſtellungen 
+ ———— auf ihrer Adreſſe beharrt, jo wird dieſelbe vom Gouverneut 
aufgelöst, 

10, „ Kaiferl. Ukas über bie Grundprincien einer neuen Gericht 


organifation für Rußland. 

Nach diefem Ukas, der in feiner Bebeutung für bie innere politifche Ent: 
widlung Rußlands der Emancipation der Leibeigenen im J. 1861 am bie 
Seite geltellt werben kann, fleht in Zufunft die richterliche Gewalt zu: ben 
Friedensrichtern, der Berfammlung der Friedensrichter, den Bezirksgerichten, 
ben Gerichtshöfen und dem birigirenden Senat, unb zwar fo, daß bie 

- Unterfugung ber Klagſache, die Prüfung berfelben ihrem Wefen nach, und 
bie Aburtbeilung derſelben allen genannten Inflanzen zufteht, mit Ausnahme 
des Senats, der nur als Gaffationshof auftritt und entjcheidet, ob bei dem 
Gerichtöverfahren der firenge Lauf der Gefehe innegebalten worden if. 
Der Wirkungsfreis der Friebensrichter, ihrer Verfammlungen, der Bezirks⸗ 
gerichte und Gerichtshöfe wirb auf beftimmte Bezirke zurüdgeführt, bei deren 
gehhelung bie Zahl der Bevölkerung, ber Flähenraum und die vorhandenen 

ommimicationsmittel näher erwogen werben. Der Senat behält feinen 
Sig wie bisher in St. Petersburg. Da bie Friedensrichter außer ihren 
richterlichen Sunctionen noch die Pflichten als Vormünder und flelivertretende 
Notare, an Orten, wo biefe nicht vorhanden fein follten, zu erfüllen haben, 
fo ift in ihre Hand fehr viel gelegt. Die Bezirksgerichte haben Eivil» und 
Kriminalfaden aller Stände zu entfcheiden. Bräfibent und Glieber des 
Serihts werben von dem Juſtizminiſter vorgefchlagen und allerhäuft be: 
flätigt. Die Geſchwornen werden aus ben von ben Gouverneuren mit den 
Drtsvorfländen vereinbarten — Geſchwornenliſten nach einer ge⸗ 
wiſſen Reihenfolge gemäß den darüber gegebenen Beſtimmungen gewählt. 
— Die Gerichtahðfe zerfallen in Departements, deren Präftdenten und Glieder 
anf des Minifterd Vorſchlag allerhönk ernannt werben. Der allgemeinen 





Gigung des Departements präfibirt ein Departements »Ehef, der dazu vom 
Kaiſer ernannt wird unb ben Titel Oberpräfident führt, Der Senat bat 
biefelbe Organifatien wie bie Gerichtähöfe, nur daß für bie allgemeine 
Eigung feiner Departements ein befonberer Präfibent ernannt wird. Jebem 
Gerichtahof ift ein Procurator beigegeben, mit ber Befimmung, auf bie 
Befolgung ber vorhandenen Gefege zu jehen, Webertretungen berfelben ans 
höngig zu maden, und etwaige Lüden in der Geſetzgebung zur Gntfeeibung 
vor den Minifer zu bringen. Die Präfidenten haben auf bie Regelung 
und Leitumg des Gerichtsverfahren bei jeder Behörde. fowie auf bie Drb« 
nung in ben Situngen zu fehen. Die Aburtheilung in Civil: und Aytminals 
ſachen findet dffentlidh in Gegenwart ber Kläger, Angeklagten, Zeugen 
umb ber bei dem Prozeß unbetheiligten Berfonen ftatt, doch können legtere 
in gewiſſen Fällen ausgefchlofien werben. Mit jedem gefänglih Eingezogenen 
muß in ben erfien 24 Stunden feiner Haft das erfie Berhör vorgenommen 
werden. Die Richter find ebenfowohl unabfegbar ale unverjepbar 

1.9. (Bolen). In den Gubernien Lublin und Auguſtowo wird der Kriegs 
a ——— fo daß nur noch Warſchau und Plozk unter dem⸗ 
ſelben ſtehen. 


» ($innland). Brohende Hungersnoth. 


1 Nov. Graf Banin tritt vom Juſtizminiſterium zurüd. 

9. „ Rußland lehnt die von Frankreich beantragte Bermittlung in ben 
Rordamerilanifhen Wirren ab. 

10. „ Antwort der Regierung auf die Adreffe der Adelsverfammlung Boboliene: 
Der Gubernialmarfhall und alle Kreismarfchälle, welche die Adrefle unters 
zeichnet haben, werden ihrer Aemter entfet und an ihre Stelle treten Mes 
gierungsbeamtete. jene Marſchälle find außerbem fofort zu verbaften; fle 
find des Hochverraths ſchuldig und follen vom Senat criminaliter gerichtet 
werben. 

D. „ Baron Bubberg wird zum Votſchaſter in Paris, Hr. v. Oubril zu dem⸗ 
jenigen in Berlin ernannt. 


4. » Die Kaiferfamilie geht nach Moskau. 
%. „ (Bolen). Gröffnung ber Univerfität Warſchau. 


® „ (Bolen). In Warſchau Außert ſich große Unzufriedenheit über den Modus 
der bevorfiehenden Recrutirung, wonach bie ländliche Bevölkerung von 
der Aushebung wefentlich befreit fein fol. Eine Deputation ber Stadt 
überreicht dem Großfürften Statthalter eine Eingabe dagegen; die Antwort 
iſt jedoch ausweichend. 


— Dez. Die Adelsverſammlung von Minsk (Litthauen) beſchließt mit 
285 von 297 Stimmen, vom Kaiſer durch eine Adreſſe die Vers 
einigang mit Polen zu verlangen: 

„Allergnädigfier Herr! Der Adel der Minsker Gubernie, zu Wahlbera⸗ 
{dungen verfammelt, welche ihm allein in bem ganzen Wilnaer Gebiete ge: 
Rettet wurden, benüßt das ihm, als einzigem Reyräfentanten bes Landes 
zufichenbe Recht, die Wunſche desfelben zu Außern, und legt vor dem Throne 
Em. Majeftät bie feierliche Erflärung feiner Wimſche und Bebürfniffe nieber. 

im erjten Male erhoben wir unfere Stimme zu Ew. Majeflät mit ber 

itte, um Gmancipation ber Bauern. Unſere Bitte fand Genehmigung in 
dem edelmüthigen Herzen Ew. Majeflät und auf beren Worie fielen bie 
—— alten Fefſeln. Die Gleichberechtigung aller Stände und Con⸗ 
efionen, bie Gewifiensfreiheit, Inſtitutionen, geftüt auf die Größe unb bie 
Tradition der Nation — dies feien die Sauptbedingungen eines jeben ſocialen 


Rules. 
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Baues, dies bie nothwendigen Conſtquenzen bes geoßen Werkes Ei. Mai 
Je trauriger ber gegenwärtige Zuftand bes Landes ift, jemehr alle aus der 
nationalen Geifte fließenden Erforderntfie verfannt werden, befto mehr wen 
den fich die Gemüther der Vergangenheit zu, und erbliden in der Vereini 
gung mit Polen das einzige Heil, — und dies, Allergnädigfter Kerr, i 
unfer einziger Wunſch. Das Bekenntniß besjelben möge als Akt ber Ber 
ehrung für Ew. Mateftät aufgenommen werben. Ein Monarch, ber zus 
Dollmetſch des göttlichen Willens durch bie Emancipation bes Bolkes wurd 
wird biefen göttlichen Willen in dem Rufe ber unglüdliden Nation nid 
verkennen“. | 

Die Regierung verhindert bie Abſendung biefer Adrefje durch eine fofertig 
Aufldfung der Verſammlung; biefelbe begnügt fi, die mit ihren um 
fehriften verſehene Adreſſe tm Protokoll nieberzulegen. 


4. Dez. Rußland und England taufchen gegenfeitig bie förmliche un 
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[Hriftlihe Anerkennung aus, daß bie Ausfchließung der in Fra 
reich, England und Rußland regierenden Familien vom Griedif 
Throne auch fernerhin in Kraft bleiben fol, und daß bemmad jo 
wohl die Wahl bes Herzogs von Leuchtenberg als diejenige dei 
Prinzen Alfreb, für den Sal, daß der eine oder andere von de 
Griechiſchen Nation auf ben SHellenifhen Thron berufen würk 
null und nichtig fein follen. Frankreich fell zum Beitritt zu biefe 
Vebereinfunft eingelaben werben. 


(Polen). Ein vertrauliches Schreiben des Präfibenten der Regierunge 
commiſſion des Innern an den Givilgouverneur von Warfchau, ertbeil 
bemfelben eine genaue Inſtruktion für die Reyierungsorgane zu ber be 
vorfiehenden Necrutirung: 

Nach diefer Inftruftion beftebt „eine der Hauptaufgaben biefer Rekruti— 
rung darin, ſich jenes Theils der Bevölkerung zu entlebigen, welcher burd 
fein Verhalten zur Störung ber Öffentlichen Orbnung beigetragen habt“ 
Weiter wird verfügt, daß jeder Nefrutirungsbezirk eine beftimmte Anzah 
Rekruten beizuftellen bat, wozu vor allem folche beiguziehen find, bie fein! 
beftimmte Befhäftigung haben, und aus Anlaß der legten Unruhen ſclech 
notirt find. Much wird in diefem Erlaß geftattet, von der Befreiung, weld! 
nach fonftiger Webung ben Gertchtepraftifanten, Studenten 2c. zu fatte 
fommt, für biesmal nach Amfländen Umgang zu nehmen. Die Militär: 
commanbanten fünnen Anträge zu Abweichungen vom Rekrutirungsregic 
ment ftellen, mo es angezeigt erfcheint, daß manche Städte nrit einem grö' 
Bern Eontingent in Anſpruch genommen werden. Endlich mird die Er: 
wartung ausgeiprochen, daß diefe Refrutirung ungewöhnliche Mittel, Ener: 
gie und Vorſicht erheifchen wird. 

„ Eine Circularbepeſche des Fürften Gortſchakoff recapitulirt das Verhalten 
be8 Mufliichen Cabinets während bes Lauf ber Unterhandlungen 
zwiſchen den Großmächten über bie Beſetzung bes Griechiſchen Thrond, 
Die damit endigten, daß Rußland auf die Ganbibatur des Herzogs von 
Leuchtenberg formell verzichtete, worauf aud England diejenige bes Prinzen 
Alfred förmlich fallen ließ, dieſe Verzichte —— ſchriftlich ausgetauſcht 
und neuerdings anerfannt wurde, daß die Familien ber in Frankreich, Ruf 
land und England regierenden Familien von Griechiſchen Throne ausge 
ſchloſſen fein follen. 





„Großfürſt Michael wird zum Statthalter Kaufaftens ernannt. 


20. „ (Bolen). Ein Muffifher Ufas hebt die noch nicht definitiv ausgeſpre 


chenen GSonftscationen, in Folge des Nufftandes von 1830, auf. 





12. Türkei. 


d. Jan. (Herzegowina) Neue Proclamation Omer Paſcha's am bie Herzego⸗ 
wina; ben fich Unterwerjenden wird volle Amneflie, reſp. gnadendoſte NRüds 
ficht Seitens der Pforte verheißen; bis die Antwort eintrifft, ſiellt ber Ser: 
dar bie Kriegeoperationen ein. .. 

8 „ Die türkifche Regierung macht ein Anlehen von 60 Mil. Piafter, um bie 
dringenften Bebürfnifie (Truppenfold) zw befriedigen. 

% „ Ein Decret des Sultans verfündet die Publifation bes Budgets und ertheilt 
Fuad Paſcha, der mit den Functionen des Großvezire auch diejenigen des 
Finanzminiſters verbinden wird, ausgedehnte Vollmachten. 

4 „ (Herzegowina) Die Inſurgenten ber Herzegowina verwerfen den 
Amneftieantrag Omer Bafcha’s. Diefer beginnt die Operationen gegen diejelben. 

0. „ (Herzegowina) Die Infurgenten meichen vor den Türken zurück; 
der Aufſtand feheint am Grlöfchen. j 


>. ger. (Donaufürſtenthümer). Bildung eines gemeinſchaftlichen Mini⸗ 
feriums für beide Fürftenthümer. - 

6. „ (Donanfürftleutbämer). Erdffnung ber erften Numäniſchen Rationals 
verfammlung in Bukareſt. Thronrede des Fürften Couza: 

R ih Sie an diefem feierlichen Tage um mid verfammelt ſehe, 
erfaßt mich eine lebhafte Befriedigung und ein gerechter Etolz über das Ges 
lingen der Aufgabe, mit welcher mich die rumäniſche Nation betraut bat. 
Diefer Tag, ar welchem bie Vertreter beider Länder ben Thron unferes 
Baterlandes umgeben, iſt ein Feſttag für eine gange Nation, ein Tag bes 
Glücks für ihren Erwählten. Ein neues Leben beginnt beute, Rumänien 
betritt endlich bie Bahn, welche es zur Bollenbung jeiner Beſtimmung führen 
ſoll. Die hohe Pforte und die garantirenden Großmächte haben die Ver⸗ 
einigung der Vollsvertretungen und ber Minifterien beider Fürſtenthümer ans 
ertannt. . . . Was mich anbelangt, jo habe ih, getreu der Miflion, bie 
Sie mir gegeben, und in Erkenntniß des dauernden nach ewiger Vereini⸗ 
gung gerichteten Willens der Rumänen, fowohl in Ihrer, als in Anweſen⸗ 
beit des Landes bie endgültige Union ber Fürſtenthümer proflamirt: ich habe 
es Ihnen gejagt, baß fie den Wünſchen und Gefühlen Rumäniens ange 
mefien fein werde; ich zweifle nicht, meine Herren, daß weber bie hobe 
Biorte noch die Schutzmächte je daran denken werden, in Zukunft die Union 
zu zerftörem, bie fie als fo nothwendig für das Glüd der Fürſtenthümer ers 
Tannten. Es bängt demnach von ber Weisheit aller Rumänen ab, baß diefer 
poltiihe Zuftand dahin gelange, daß er als befinitive Form der Konftitu: 
mund unferer Rationalität von bem öffentlichen Rechte Europa’s anerkannt 
werde. Die Uebergangsepoche, die wir durchmachen mußten, bat fich in dem 
Lande durch die Verwirrung ber Beilter und durch eine gerechte Bewegung 
der Ungeduld geoffenbart. Diefe hat zur Genüge bewielen, daß die Union 
der einzige politiſche Zuſtand ift, der unfere Zukunft ſichern umd uns er 
lauben Tann, dem Lande bie Organifation zu geben, bie es ſchon jeit fo 
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langer Zeit erwartet. Heute bat unfere Lage eine weitere Bafis erhalten, 
Eine neue era ift und geöffnet. Zu dieſer Epoche unferer Eriftenz ange 
langt, dürfen wir es nicht aus dem Auge verlieren, daß bie Befeftigung dxı 
Union vor Allem eine vollftändige Selbitverleugnung erfordert, weiche de 
Strömungen, benen wir unterworfen waren, ein Ende mad. . . . Sei 
Sie verfihert, baß, indem wir dem civilifirten Europa eine Ration ver 
fünf Mitionen Menſchen vorführen, die mit demfelben durch bie Solidaritä 
ber Gefühle und Intereſſen geeinigt find, die mit Weisheit an ber Befjejti 
ung umferer Infitutionen und an ber Wiederherftellung unferer öffentligen 
Ereipeiten arbeiten, welde anf der dffentligen Ordnung, bem alleinige 
Helle des Landes, beruht; daB, went wir ımjere Wünſche und Handlungen 
auf den Kreis unferer eigenen Interefien befchränten, — wir nicht nur 
Gluc und die Eriftenz Rumäniens fihern, ſoudern, baß auch Niemand da 
denken wird, das zu trennen, was nach ber göttlichen Borberbeftimmun 
geeinigt worden.” 

15. Febr. (Donaufürftentbümer). Der franz. Conſul in Bukareſt erklär 
ber Regierung des Fürſten Gouza in einer Note, daß nah einem Goleftim 
beihluß der Nepräfentanten der Großmädte in Konftantinopel 

„bie von der Pforte mit den verſchiedenen europäiſchen Regierungen ab 
geſchlofſſenen Kapitutationen in den Fürſtenthümern diejelbe Kraft haben 
wie in den Übrigen Theilen bes türkiſchen Reiches.“ 

46. „ (Herzegowina) Ein anſehnlicher Theil der Infurgenten untemwüuf 
fih den Türken. 





5. März. ine Eirfularbepefche des türkifhen Miniſters bes Auswärtigeri erflär 
daß Montenegro bie Atebellen der Serzegowina offen unterftüge und daß bi 
forte deßhalb genätbigt fei, bie bieher gegen das Bergland beobadie 
onung fallen zu laffen., 
418. „ (Serbien). Die Organifation ber Volkamiliz iu Serbien tritt mit dieſen 
Tage in's Leben. 
2. „ Türkiſche Anleihe von 6 Mill, Pfd. Sterl. in England. Auf den Wunfd 
bes Sultans wird Lord Hobart von Lord Ruſſell zur Ueberwachung bei 
Iegitimen Verwendung der Anleihe nach Konftantinopel gejandt werben. 


9. April. Montenegro). Ultimatum ber Pforte an Montenegro. 
Anftruftion des Großvezirs an Omer Paſcha: „... Unter biele 
Umſtaͤnden kann bie kaiſerliche Regierung nicht mehr ſchweigen und hinfort mi 
ne Auge das Blut fo vieler Mufelmänner und Chriſten vergieße 
eben ; fie kann den Raub ihrer Güter, das Nicberbrennen ihrer Befigungen 
nicht mehr fehen, und ihre Soldaten, die Waffen im Arme, dieſen Uebel— 
tbaten nicht mehr zufchauen laffen. Dan bat taufenbmal ben Meweis ge 
habt, baß fie bis heute niemals die Gränzlinie überjchritten hat, und daj 
der Angriff immer von ben Montenegrinern ausging: unter Anberm bien! 
ihr gegenwärtiges Verweilen an Orten, die außer ihrem Gebiete liegen, alt 
Stütze biefer Behauptung. Folglich hält es die kaiſ. Regierung vor Allem 
für ihre Pfligt, von der Verwaltung Montenegro's mit hinreichenden Ga: 
tantien bie peremtorifche und offizielle Verpflichtung zu verlangen: 1) Aui 
teine Weife mehr ben Bewohnern bes Diftrifts Vaſſojevie zu helfen und fid 
gänzlich der activen Hilfeleiftung zu enthalten, die fie jeyt vorbereitet. 2) Eid 
unverzäglih aus ben Dörfern Rrnjica und Snoca, fo wie aus ben ander, 
außerhalb ihres Gebietes liegenden Orten zurüdzuziehen. 5) Gefund und 
wohlbehalten und ohne Zögerung die irregulären Soldaten und ihre Oft: 
| ziere, bie fi zu Krnjica befinden und die nach Gettinje gebracht worden find, 
. herauszugeben. 4) Sich jeden materiellen unb moraliſchen Beiftandes für 
die vorgenannten Difrifte ber Herzegowina zu enthalten und inneshalb ber 
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fürgefien Friſt die daſelbſt befinblähen Mtontenegriner zurüchuberufen. 
5) Ei in Zukunft feine Angriffe mehr zu erlauben. Sie werben die Güte 
haben, Borfiehenbes zur Kennintß des Fürſten zu bringen, iudem Sie ihm 
eine Gopie dieſer Depefche mittheilen. Ic babe zugleich bie Ehre, Ihnen 
mitzutheilen, daß Eure Hoheit, wenn Sie in einer Friſt von fünf Tagen, 
von der Mitiheilung bes Vorſtehenden angefangen, feine Antwort erhalten, 
welche bie vollftändige Zuſimmung des Fürften enthält, durch Taiferlichen 
Beiehi ermächtigt if, alle Maßregein zu ergreifen, welche Sie für noth⸗ 
wendig halten, um einzig und allein die obenermähnten Ungriffe dieſſeits 
der gezogeneu Grenzen zurüdzuweifen und um die Ordnung und Sicherheit 
wieder berzuftelien , ohne die Abſicht, ben status quo von Montenegro bes 
züglich feines adminifirativen und territorialen Beliges zu weränbern. 
8. YriL (Montenegro) Ausweichende Antwort des Fürſten Nikita von 
Meantenegro auf das Ultimatum der Piorte: 
Nachdem der Fürft fein Bedanern wegen ber ihm zur Lafl re That⸗ 
ſachen ausgedrückt bat, macht er zunächſt datauf aufmerkſam, „bat dieſelben 
wohl eine Rechtfertigung zulaſſen und jedenfalls nur auf bie einfache Aus 
lage moraliſcher Mitwirkung binauslaujen, denn von einer materiellen Mit 
wirfung ber montenegrinifhen Regierung könne ſchon aus dem einfachen 
Grunde nicht bie Rebe fein, weil eine folhe niemal® flaitgefunden babe.” 
Der Fürft fährt dann weiter fort: „Noch hege ih die Hoffnung, die habe 
Piorte werde, nachdem fie von den Erklärungen Kenntnig genommen, welche 
ich die Ehre habe, Eurer Hoheit zu unterbreiten, zu billigeren Gefiunungen 
zurüdfehren und in ihrer hohen Weisheit geruhen, mir die unabläfjigen 
Anftrengungen in Rechnung zu bringen, dieich gemadyt habe, um ben gegens 
wärtig fih entfpinnenden Konflitt zu vermeiden.” In Betreff des Vor⸗ 
wurfe®, durch geheime Umtriede und Öffentliche Anreizungen die Grfolg- 
lofigkeit jener Broflamationen Herbeigeführt zu haben, welche Omer Paſcha 
im der Herzegowina veröffentlichte, befenne Nikita ganz freimüthig, daß feine 
Sympathien ſiets auf Seite der Jufurgenten geftanden, ba ihn Alles dort⸗ 
bin ziehe, da bie Rajah der Herzegowina und Montenegro durch Glaubens⸗, 
Stamm: und Sprachengenieinſamkeit mit feRen Banden an einander ges 
nüpft feien. Sein Beiltand aber habe fi) auf die moralifhe Mitwirkung 
beſchrãnkt; jebe Anklage materieller Gooperationen weife erzurüd. Cr leugne 
eben fo wenig, daß möglicherweife einzelne Dontenegriner in den Reihen 
der Infurgenten angetroffen worden feien; aber diefe Individuen hätten fi 
dort ohne fein Willen und keineswegs in Folge eines von ihm erlafienen 
Befehls befunden. Uebrigens ſei jeder Montenegriner Colbat, und jeber 
Bürger trage Waffen, ohne jedoch einer Auffiht untermorfen zu fein. Bas 
ben Vorwurf anbeireffe, daß bie Montenegriner ifolirte Angriffe auf Türken 
unternommen, fo erklärt Nikolaus, ſolche Angriffe jeien feit Jahren auf beiden 
Seiten gang und gäbe. Wenn nun, wie es in Omer Pafcha’s Note heißt, 
die Pforte wirfli Verföhnung wünſche, fo fei Montenegro feinerfeits nicht 
weniger bereit, die Aera ber Zerwürfniſſe abzuſchließen. Man klagt Mon⸗ 
tmegro an, offenfiv gegen die Türkei vorzugehen und offenfundig in dem 
Angelegenheiten der Herzegowina zu interveniren. Montenegro weit biefe 
Anklage zuräd: „Nie hat es feine Kühnheit fo weit getrieben; benn es fennt 
zu gut die Macht der hoben Pforte, als daß es fich erlauben follie, ihr Trotz 
zu bieten.” Schließlich entgegnet Fürſt Nikita auf bie ihm geftellten —* 
derungen in kategoriſcher Beite ungefähr wörtlich Nachftehendes: 1) Er jolle 
fih jeder Gooperatton enthalten — das habe er immer gethan; 2) er folle augen» 
bliclich die Dörfer Krnjica und Snoca räumen — bas fei fofort nach Beendigung 
des Kampfes geſchehen, da fi am Abend bes Gefechtötages fein einziger Montes 
wegriner mehr auf dem bezeichneten Territorium befunden habe; 3) er folle uns 
verzüglich umb unverlegt die irregulären Soldaten unb beren Offiziere heraus» 
geben, die er in Krnjica gefunden und bie er nad Gettinje babe transpor⸗ 
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tiren laſſen — das jet zum großen Theile bereiss geſchehen; 300 Mann 
ſeien in Freiheit gelegt, bie übrigen würden bald zurüdgehidt werden. 
und alle feien gut behandelt worden, wobei der Für auf die Keßen bin: 
weilt, welde ihm ihr Aufenthalt in Gettinje verurjadt babe; 4) er joe 
von jeder ferneren manterichen und moraliihen Theilnabme zu Smußten ver 
Anfurgenten und ber Rajah überhaupt Abftand nehmen — diefe Forderung. 
finde ihre Erledigung durch den oben aufgeſtellten Unterichied; 5) er ſolle 
fih keinen aggreſſiven Alt mehr erlauben — er verlauge gar nichts Beſſeres, 
da e8 fein ſehnlichſter Wunſch jei, mit ber Pforte in Frieden zu leben. Tie 
; Note ſchließt daun mit den: „Ach boffe, die türkiſche Regierung wird dieſe 
=. . Aufllärungen günfig aufnehmen, und werde meinerſeits Alles thun, was 
in meinen Kräften Bent ‚us die Gemüther zu beruhigen und jeden Grund 
“ . zur Zwietracht as unſerer Grenze zu entfernen.“ 0 
24. April. (Aegypten). Der Vicefönig tritt eine längere Reife nach Europa au 


419.123. Mat. (Montenegro). Die Tuͤrken üderfäreiten bei Nicfich und ba 
ESpucz die Gränzen Montenegro’s. 

24. Mai. (Montenegro) Fürſt Nikolaus von Montenegro proteſtirt bei den: 
zu Ecutari refidirenden europäifchen Gonfuln gegen den Einbrud der Türken: 
„Die Türfen find in mein Gebtet eingefallen, haben die Srenzpfähle. 
" die von der europäiſchen Kommiffion gefegt worden waren, verbranut und 
s die. Dörfer Brucha und Veniga zerftört, obgleich ich nicht mit der Pforteim 
Krieg bin. is jegt hatte ich geglaubt, darauf redhnen zu können, daß 
mein Land und die zwilchen den Großmächten getroffene Uebereinfunft re 
jpeftirt würden. Bor einem fo gehäjjigen wie unerwarteten Aft bleibt mir 
nichts anderes übrig, als dei Großmächten die Vergehen zu benunziren, bie 
fie ſich zu Schulden fommen liegen und die Chriften diefes Landes unter 
ihren Schuß zu ftellen. Ich bitte Sie inſtändigſt, Die Sache der Civiliſatien 
gegen bie Barbarei zu bejhügen und mir gefülligfi zu jagen, was ich in 

diefen ſchwierigen Verhältnijien tbun fol.“ 


15. Juni. (Serbien). Blutiger Zufammenftoß zwifhen Türfen und Eerben in 
Belgrad. Die Stadt wird durd die Türken von der Feſtung aus bombardirt 

20. „ (DonaufürftentGümer) Der Minfterprafident Catargiu wird beim 
Herausjahren aus den Local der Nationalverſammlung duch einen Schuß 
in feinen Wagen getodtet. & 

233 „ (Donaufürftentbünter). Die gefeßgebende Berfammlung überträgt 
ber Regierung auf 6 Monate mit 56 gegen 36 Stimmen BDictatorialgemwalı 
und fufbenbirt proviſoriſch die Preßfreiheit. 


10, Juli. (Montenegro), Derwiſch Paſcha ſchlägt die Montenegriner bei 
Oſtrog und treibt ſie aus ihren Verſchanzungen. 

12. „ (Montenegro). Unter dem Jubel der Truppen erfolgt die Vereinigung 
ber türfifchen SHeeresabtheilung unter Derwiſch Paſcha mit berjenigen unter 
Abd Paſcha. 

23. „ (Serbien) Beginn ber Gonferenzen über Serbien zmifhen den Ber: 
tretern der Großmächte in Konftantinopel. 


24.125. Aug. (Montenegro) Sieg ber Türken über bie Montenegriner bei Rida. 


31. Aug. (Montenegro). Friedensunterhandlungen. Ultimatum Omer Paſchas 
von Scutari aus: Art. I. Die innere Verwaltung Montenegro’s bleibt eine 
ſolche wie fie vor dem Einmarſch ber Faiferlichen Truppen war. Art. 2. Tie 
Demarcationelinie, welche von ber gemifchten Commiſſion im Jahr 1859 
beftiimmt wurbe, bildet für die Zufunft bie Grenze Montenegro's. Art. 3. Tie 
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oamanniſche Regierung erlaubt den Dontenegrinern bie Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhr von Waaren im Hafen von Antivari, ohne ein Steuerrecht zu bean- 
fprucden. Die Einfuhr von Waffen und Kriegsmunition ift verboten. 
Art. 4. Die Diontenegriner werden bie Befugniß ‚haben, zu Agricultur⸗ 
zweden Boden außerhalb Montenegro’s in Pacht zu nehmen. Art.5. Mirko 
verläßt Montenegro und barf nicht zurüdfehren. Art. 6. Die Route von 
ber Herzegowina nah Scutari durch das Innere Montenegro’s wird bem 
Handel geöffnet. Mehrere Punkte diefer Straße befeken bie 
faijerlihden Truppen, welde in den Blodhäufern garnifo- 
niren. Die zu befegenden Punkte werben fpäter bezeichnet werben. Art. 7. Die 
Montenegriner bürfen feine feindlichen Züge über ihre Gränzen mehr unter: 
nehmen. Im Fall ſich ein oder mehrere Diftrifte in ber Nachbarfchaft er: 
heben , bürfen die Montenegriner ihnen Leine Hülfe leiften, weder eine mos - 
talifche noch materielle. Alle Senatoren, die Anführer der Nabien unb 
andere Würdenträger Montenegro’® müſſen dem Serdar Ekrem ihren Be- 
tritt durch Unterzeichnung dieſes Schriftftüds beweifen. Art. 8, Die Diffe⸗ 
genzen von geringerer Tragweite, welche fich wegen der Gränze erheben 
joliten, werben von einer gemifchten Commiffion ausgeglihen. Jede an 
Montenegro gränzende Macht wird einen Bevollmächtigten zur Regelung 
folder Differenzen fhiden, und im Fall, daß cine bebeutendere Frage feine 
zufriebenftellende Erledigung von diefer Commiſſion findet, haben die Be⸗ 
treffenden beider Parteien fi direct an die hohe Pforte zu wenden. Art. 9. 
Keine Familie darf nah Montenegro gehen ohne einen Pag von den tür: 
kiſchen Behörden. Jeder Damiderhandelnde wird ohne Rückſicht zurückge⸗ 
ſchickt. Art. 10. Es iſt ben Montenegrinern erlaubt im Intereſſe ihres 
Handels zu reifen im ganzen türfifhen Kaiferreih. Die Reiſenden werben 
unter dem Schug der Regierung fiehen. Art. 11. Alle Verbrecher müſſen 
verhaftet und an ihre refpectiven Behörden ausgeliefert werden, nad) Grund⸗ 
lage gegenfeitiger Auslieferung. Art. 12. Bon beiden heilen werden bie 
Kriegsgefangenen in Freiheit gefegt und im ihre Heimath geſchickt werben. 
Die flüchtige Raja muß in ihre Heimath zurüdfehren. Art. 13. Nach dem 
Srundfag der Reciprocität müfjen alle geraubten Gegenflände zurüdgeitattet 
und die betreffenden Attentäter beftraft werden. Art. 14. Die Montencegriner 
verpflichten ſich, Fein Bollwerk oder irgend ein fortififatorifches Werf zu 
errichten an den Gränzen Albanien, Bosniens und der Herzegowina. 

4. Sept. (Serbien). Unterzeihnung bes Eonferenzprotofols bezüglich Serbien 
in Konftantinopel. Der Ausgleich, den die europäiſche Commiſſion getroffen, 
befteht darin, dag zur Vermeidung zukünftiger Eonflicte zwiſchen Serben 
und Türken , Tettere die Stadt Belgrad zu verlaffen haben. In dem fo: 
genannten Türfenviertel werben alle Häufer geichleift; Serbien entſchädigt 
die dort wohnenden Türken, und die hohe Pforte entſchädigt bie ferbifchen 
Bewohner, die dort Hänfer haben. Die Firhlichen Gebäude der Serben, 
die in jenem Rayon fich befinden, bleiben jedoch von ber Demolirung aus- 
genommen. Außerdem zieht‘ die Pforte ihre Befagung aus zwei Fleinen 
Forts im Innern Serbiens zurüd. Zwei gemijchte Commiſſionen werden 
ernannt, bieeine, um bie gegenfeitigen Entfhäbigungsfummen zu ermitteln; - 
die andere, um ben Umkreis ftrategifch feitzuftellen , der fortan zwifchen ber 
Seftung-und ber Stadt Belgrad gewiffermaßen als neutrales Gebiet liegen fol. 

>. „ (Montenegro). Die Türken rüden gegen Ceitinje vor. 

13, „ (Deontenegro). Der Fürſt acceptirt in Eettinje bie von ber Pforte ge: 
ftellten Bedingungen „ibrem ganzen Umfange nad“. 

13.125. Sept. Einziehung des Papiergeldes in Konftantinopel unter englifcher Aufficht. 

2. Sept. (Herzegowina). Luca Bucalovih, der Anführer ber Infurgenten, 
fommt mit Kurfchid Paſcha in Raguſa zufammen: er unterwirft fi und 
erhält Rang und Befolbung eines Bimbaſchi. 
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27. Sept. (Serbien): Der engliihe Geſandte in Konftantinopel Bulwer tri 


28. 


in Belgrab ein, um bie Ausführung ber Eonferenzbeiläfie zu überwade 

(Montenegro). Die Türken beginnen, Montmegro zu räume 
Bionierabtbeilungen fangen inzwifhen an bem Bau ber Blodhäufer zu a 
beiten an. | 


5. DOM. (Serbien). Protofollarifhe Verhandlung in Belgrad, wonach fünm 


6. 


liche Barrikaden in Belgrad und ſämmtliche Redouten an den ſerbiſch 
Grenzen mweggeräumt und vernichtet werden müflen, bevor der Ferman d 
Pforte, der ihre Zuſtimmung zu den Beſchlüſſen ber europäifhen Gonfere 
ausſpricht, werlefen werden darf. Es wird fofort an die Schleifung d 
Barrikaden gegangen. Sobald bieß gefcheben, verläßt der englifche Geſand 
Belgrab wieder. 


(Serbien). Verlefung des Fermans ber Pforte in Belgrad. Profil 
mation bes Fürſten Michael: _ 
„Wir Michael Obrenovidh II. , von Gottes Gnaden und durch den Willt 
bes Volts Fürf von Serbien, thun hiemit fund und zu willen: In Fol 
Tritifcher und außerordentlicher Verhältnifie, in welde unfer Land burd be 
Bombarbement ber Stadt Belgrad verfeßt würde, habe ich die mir vol 
Staatsrath übergebene unbegrenzte Gewalt am 48. Juni übernommen, u 
durch das Intereſſe für das Vaterland geleitet, babe ich alles gethan, wa 
möglid war, um das Land vor weiteren Verkürzungen feiner Rechte un 
feiner Ruhe zu bewahren, und bie Wiederholung fo bebauerlicher Borfät 
unmdglih zu maden. Wenn die Anordnungen, welche bie Folge dee ein 
ſtimmigen Beſchluſſes der hohen Pforte und fämmtlicher garantirenden Mäch 
ſind, auch nicht in vollem Maße meinen Wünſchen und Erwartungen en 
ſprechen, ſo bringen ſie Serbien doch einige bis jetzt entbehrte Rechte al 
nene Errungenſchaften. Ich babe deßhalb im Intereſſe bes Vaterlandes fü 
gut befunden, den Beſchluͤſſen bes Suzeräns und aller garantirenden Mädı 
fein Hinderniß in den Weg zu legen, damit den außerordentlichen Berhäli 
nifjen ein Ende gemacht werde. Der faiferliche Ferman, welcher bie ang 
führten Anordnungen enthält, fegt jedermann in den Stand, die Vortkeil 
besfelben zu begreifen. Inſofern unfere gerechten Wünfche bei dieſer Ct 
legenheit nicht erfüllt find, erwarte ich mit größter Zuverſicht in bie Gnat 
Gottes und bie gute Gefinnung der Großmächte, daß fie jpäter werden er 
fült werden. Das Volk Serbiens möge aud fernerhin die allbelannt 
Baterlandsliebe nähren, bie Gefeße und Anordnungen der Regierung ebre! 
und den Behörden folgen; e8 erhalte fi ben Glauben au Gott und bi 
Zuverfiht auf feine gute Sade, dann kann Serbien nur einer guten unl 
immer beffer werdenden Zukunft entgegenfehen. Nah dem Aufhören da 
anperorbentlichen Verhältniſſe wird alles wieder feinen gewöhnlichen regel: 
mäßigen Gang gehen. Die refp. Minifter werden mir, jeder in feinem Fad 
Borf läge machen, welde, um dieß zu erreichen, nothwendig find. Für mid 
ift es jedoch die größte Beiriedigung, bei diefer Gelegenheit dem ganzen Bolf, 
dem nationalen und regulären Heer, ben Beamten aller Branden und di 
Geiftlicgkeit, mit einem Wort allen und jebem, welde in biefen außer: 
orbentlihen Verhältnifien etwas zum Beften des Vaterlandes beigetragen, 
bie Einen mühſame und erfprießliche Dienfte, bie Andern materielle Orfe 
— alles Zeihen von Vaterlandsliebe — meine Zufriebenheit und mein 
Dank auszufprecdhen.“ 
Der erfte Transport ber Türken verläßt bereit Belgrad. 


10. „ (Montenegro). Omer Paſcha kehrt nach Konftantinopel zurüd. 


15. 


(DonaufürfentKHämer) In der Moldau entwidelt ſich eine heftige 
Gährung gegen die zum Nachtheile der Moldau und namentlich Jaſſy's ne 
vollziehende Union ber Fürftenthümer. 
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‚DOM. (Serbien). Der letzte Transport Türken gebt von Belgrad ab. 
Nov. Es verbreitet fih das Gerüdt, baß ber Sultan Abdul Wis an zeit: 


18, 


weiliger Geiftesftörung leide. 
(Donaufürftenthbümer). In ber Moldau findet eine „Adreſſe ber 
Wahlmänner an die Deputirten der Moldau” zahlreiche Unterfchriften: 

u... Die Lage des Landes bat fih, ftatt fid) zu verbeflern, verſchlim⸗ 
mert; fie if in den Augen aller eine ſchreckliche; alle materiellen und mora⸗ 
liſchen Intereſſen find verlegt; bie Finanzen befinden fich in dem fläglichften 
Zuſtande, ebenfo die Juſtiz und die öffentlihden Bauten; eine Schulbenlaft 
von mehr als 30 Miu. Piafter dbrüdt das Land; der öffentliche Uuterricht 
it geopfert worden, Hochſchulen und Gymnafien beftehen nur dem Namen 
nad, die Volksſchulen find volftändig vernadläffigt, Erzbisihum und Bis: 
thümer find unbefegt, und bie Lage bes niederen Klerus ift eine traurige 
und mitleidenswertbe. Ueberall berricht Verfall und Auflöfung. Die Union 
ſelbſt iſt ſtark compromittirt; fie ift eine Vergewaltigung, bie alles zufams 
menrafft, alles verſchlingt, und ſelbſt unfere Unterrichtsanftalten nad Bus 
chareſt fchleppt. Weder wir noch die eifrigiten Untoniften haben dieß unter 
der Union verfianden. . . .” 

(Donaufürftenthümer). Eröffnung einer außerorbentlichen Seflion 
der Nationalverfammlung. Thronrede des Fürfien: 

„Sewifle von unferm Witten unabhängige Verwidiungen haben das Zu⸗ 
ftandefommen eines verfafjungsmäßigen Budgets für die Jahre 1861 und 
1862 unmöglich gemadt. Wie Sie wiflen, dient gegenwärtig als Norm 
für Einnahmen und Ausgaben das für das Jahr 1860 noch votirte Budget. 
Wollte man aber dieſes noch für längere Zeit zur Richtſchnur nehmen, To 

ieße das, eine gänzlich anormate Situation verlängern, welche im Wider: 

ruch iſt mit den vitalften Interefien des Staats, Ich habe daher beichlofien, 
Sie ungefäumt zu einer anßerordentlihen Seflion zu berufen, damit Sie 
noch Zeit finden zur Votirung des Budgets für 1863, bevor biefed Jahr 
beginnt. Sie werden Gelegenheit haben, die Maßregeln kennen zu lernen, 
welche zum Zwed einer Gonfolidirung des Staatscredits Ihnen vorgelegt 
werden follen, und auf eine Dedung jener Ausjälle bedadyt zu fein, welde 
dem Staatsfhab durch die Herabfegung des Ausfuhrzolls für das Jahr 1862 
u der Höhe von 8 Millionen Piafter zugefügt werben. Ihre Arbeit würde 
jedoch für die Regelung der Finanzen feine vollſtändige fein, wenn Sie nicht 
in die Möglichkeit, verjegt würden, auch die Finanzlage der verfloffenen Jahre, 
joweit dieß bis jetzt nicht geicheben iſt, einer eingehenden Prüfung und 
Controle zu unterziehen. eine Regierung ift daher angewiefen, Ihnen 
jeden Beinand und jede Aufklärung zu geben, bie Sie fordern werben. 
Ebenfo wird biejelbe Sorge tragen, daß Ihnen die von Ahnen noch nidt 
geprüfte Finanzgebahrung von dem Jahre 1855 für die Walachei und 1859 
für die Moldau, dann 1860 für beide Ränder zugleich vorgelegt werde. Das 
Land befindet fih zur Stunde noch getheilt unter den Einwirkungen einer 
doppelten Geſetzgebung; meine Regierung iſt daher beauftragt, Ihnen Ge: 
jeße vorzuſchlagen, welche geeignet find, eine einheitliche Geſetzgebung in ber 
Juſtiz wie in ber Abminiftration herbeizuführen.“ 
» (Aegypten). Der Suezlanal ift bis zum See Timfah ausgegraben. 


6. Der. Die Pforte fchließt ein nenes Anlehen von 6 Mil. Pf. Sterl. ab. 
» „ (ÖonaufürftentbHämer). Großartige Durchfuhr von Waffen aus Ruß⸗ 


Imd nad Eerbien. Die Pforte, von England und Oefterreih unterftügt, 
proteftirt vergeblich. 


® 


13. Griechenland. 


411. San. Der Kaffationshof verwirft den Recurs bes Studenten Doſios weg 
feines Atentats auf bie Königin. Der König begrradigt ihn zu Tebenslän; 
liher Feltungshaft. 

%A. „ Ber König beauftragt den Admiral Kanaris mit der Bildung eine 
— u Lärmende Bollsdemonftratien in Athen bet bdidt 

achricht. 


1. Febr. Ein Miniſterium Kanaris kommt nicht zu Stande; das frübere Kin 
ſterium tritt wieder ein. 


13. „ Militärrevolte in Nauplia. 


414. „ Broclamation der von ben Aufſtändiſchen in Nauplia eingelegte 
Regierungscommilffion: 

„Hellenen! Der 25. März ift für unfer Vaterland ein Tag hohen Elar 
308, denn er brach 400jährige Feſſeln und trat den abicheulihen Salbmont 
ber die Wiege der Freiheit verpeftete, mit Füßen. Ein barter, aber cole 
Kampf gab uns Freiheit, Ehre und Leben wieder, und unſere Natier 
welche wieder unter bie Lebenden eingereiht wurde, umgab den mit ihre 
Blute und Opfern errichteten Thron. Unglüdlider Weife aber erntete 
Fremde bie Sgrüchte unferer Mühe und Arbeit. Da erhob fid) die Nation ı 
einer Nacht gleich einem Niefen, und der 3. Sept. d. 36. 1843 begrüßt! 
unjer Baterlaud, in feiner verwundeten, aber beidenmüthigen Hanb die Ver 
fafjung haltend! Wie viele Hoffnungen erblühten damals! Welche Zukun 
durfte die Nation erwarten! Mber ah! eine der Nation zum Flüch gewor 
dene Politik, ein meuchelmörderifches und verbredherifches Syſtem, ein Er 
ftem der Eclaverei und der Depravation, ein Syſtem, weldhes die Gejeplid 
feit und den Berrath zum Symbol hatte, verpeitete mit feinem Giſihaud 
die kaum eingeathmete Luft der freiheit und hätte uns erflidt — wäre nid 
ber vettende Tag bes 14. Februar 1862 erſchienen. Das heroiſche Naupli— 
durch Helden geleitet, unter Mitwirkung feiner tapfern Bejagung und mı 
ber ee feiner Bürger, ergriff zuerft die Waffen und ſchlug den 
Syfteme tiefe Wunden, die Fahne ber Freiheit entfaltend, auf welcher ki 
brei Forderungen verzeichnet find, welche allein die Nation zu retten vermt 
gen, nämlich: 

1) Sturz des Syſtems des von ber bisherigen Negierung fo treu be 
folgten Verfahrens, und Errichtung eines neuen, welches die Freiheiter 
bes Volkes verbürgt; 

2) Auflöfung der gegenwärtigen, burch gewaltfame Mittel gebildeten 
Kammern ; 

3) Einberufung einer Nationalverfammlung, woburd die Nation wiebt 
aufgerichter, die mit Füßen getretenen Freiheiten wieder gewonnen, und di 
Erfüllung jedes edlen und nationalen Wunſches verbürgt wird, 
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„Erhebt End fomit, Mitbürger, bie Hände flehend gen Himmel gerich- 
tet, auf daß unfer Werk gelinge, und traget Alle nad Kräften bei zur Ge: 
winnung Gurer Rechte und Freiheiten, zur Herſtellung von Treue und 
Glauben und geſunden Principien in unſerem ſchönen Baterlande.” 


19. Febr. Der König infpicirt in Korinth die gegen Nauplia beftimmten Trup: 


W. 


pen. Anſprache an dieſelben: 

„Mit tiefem Kummer habe ich vernommen, daß Leute, welchen ich den 
Ehrentitel „Soldaten“, ben auch Ihr führet, nicht mehr geben will, daß 
dieſe Leute, ſage ich, bie militäriſche Ehre durch die Empörung befledten. 
Diefe Leute wurden untreu ber VBerfaffung und ben Gefeßen, welde zum’ 
Wohle und Nugen des Vaterlandes dem Soldaten Treue und Geborfam 
gegen den König, ben oberften Befehlshaber ber Armee, zur erften Pflicht 
machen. Indem ich Euch berief, um bie Abgefallenen zum Gehorfam zus 
rüdzuführen, babe ih Euch bie Ehre der griehifchen Armee anvertraut. 
Durch Eure Ehre und Tapferkeit wird ber Makel entfernt werben, mit dem 
Jene bie Ehre derjelben befledt haben: Mit Freude verfündige ich Euch, 
daß mein ganzes treues Volk fich erbietet, mit Euch zu handeln, Tämpfend 
für die beftehende Regierung, in welcher es mit Recht die ficherfte Bürg- 
as En Glückes in der Gegenwart und feines Ruhmes in ber Zu: 

uft ſieht.“ 


„ Die Regierungstruppen unter General Hahn treffen vor Nauplia ein 


und beginnen die Belagerung. 


1. März. Proclamation bes Königs an die Hellenen: 


„ ... Den einzigen Troft, weldhen zu empfinden mir in diefer fchmerz- 
lichen Lage beſchieden war, tft, Hellenen, ohne Zweifel bie einmüthige Mi 
billigung, welche biefe vom Wahnfinn bervorgerufene Bewegung bei Eud) 
erfahren, die Enfrüftung, womit fie Eure Herzen erfüllt hat, und die eifrige 
Beihilfe, welche Ihr .allerjeits dem Schuge ber Legalität gegen die Anarchie 
zu wibmen Euch bereit zeigtet. 

„sh fühle daher das Bebürfnig, Euch dafür aus der Tiefe meiner Seele 
zu danfen, Euren Patriotismus feierlich zu proclamiren, und meinen edlen 
Stolz, über ein ſolches Volk zu regieren, öffentlih fund zu geben. 

„So handelud, habt Ihr mir Gerechtigkeit wiberfahren laſſen, habt Ihr 
Euren wahren Intereffen in der würdigften Weife Rechnung getragen. Ihr 
wißt, baß ich mein Loos mit dem Eurigen als identifch betrachte, daß meine 
Zukunft in der Eurigen aufgeht. Für Euch babe ich Baterland, Eltern, 
Verwandte, ein ruhiges und unabhängiges Leben verlaffen. Seit biefer Zeit 
bat nie ein Euren ntereffen fremder Gedanke in meinen Geifle Play ges 
funden, feit bdiefer Zeit war mein Etreben auf nichts Anderes als auf die 
Gründung und Befefigung Eures Glüdes und Eures Ruhmes gerichtet. 
So wie Ihr, babe auch ich begriffen, daß unfer theures und zu jeder Zeit 
rubmvolles Vaterland von Gott dem Allinächtigen zu einem glänzenden na- 
tionalen Leben in der Zufunft beftimmt ift; daß in unferem Echooße bie 
innere Spaltung und bie Zmwietradht ber eigenen Elemente weniger als ir: 
gend mo anders einen Grund des Beſtehens für fich haben; endlich daß, 
wenn immer und Überall bie Einheit und bie Eintracht die Nationen retten 
und groß machen, biefe Tugenden nah dem Willen Desjenigen, welcher bie 
Geſchicke der Völker in feiner Hand hält, von uns felbft ausgeübt werben 
müffen, wenn wir uns nicht unberechenbaren Uebeln ausſetzen mollen. 

„Durch Euer Benehmen habt Ihr bewielen, baß Ihr Alles dies richtig 
beurtheilend und würbigend, nur in ber Ordnung und in der Legalität, in 
der Herrichaft der Gerechtigkeit und in ber conftitutionellen Wirkſamkeit der 
en Etaatögewalten bie Eicherbeit, die Wohlfahrt und den Fortichritt 
ucht; dag Ihr nicht einem illegitimen Ehrgeize oder dem Geifte des Um⸗ 
ſiurzee gleich einem Spielballe Bient und Euch dahin verführen laßt, mit 
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Euren eigenen Händen ben Frieden ber Gegenwart und bie Hoffnungen der 
Zukunft zu zerftören. I 

„Hellenen! Berharret in diefen eblen Gefinnungen, welche zugleih me 
triotiſch und Eurer würdig find. Imgebet mit wechielfeitiger Treue unl 
Liebe den Thron, mit welden Euch bie Eide von 1832 und 1844 unauj 
[ösfih verbunden haben, und welchen das öffentliche Bewußtſein als bi 
fiherfie Garantie Eurer Autonomie und Eurer Beſtrebungen betrachtet 
Seid verfihert, daB Euer König, welder bie Autorität der Geſetze einzit 
und allein zum Wohle des Volkes bewacht, fih als Water aller Grieche 
fühlt, daß feine väterliche Zärtlichfeit, welche mit Freuden bie guten Sant 
lungen belobnt, und mit betrübten Herzen die ſchlechten beflraft, bie Strai 
ferbi auf die durch bas allgemeine Intereſſe gebotene Außerfte Gränze zu 
beſchränken weiß.“ 


13. März. Die Königlihen nehmen die Außenwerle von Nauplia. Auffau 
auf der Inſel Eyre. S 

14. „ Amneftiebegebren ber auffländiihen Officiere in Nauplia: 

„Wir Unterzeichnete beichließen auf Zuſchrift des Generalmajors Kabı 
vom Heutigen: Wenn Ce. Maj. allgemeine Amneſtie ohne Ausnahme Al 
len gibt, übernehmen wir es, die Feſtung zu übergeben, um fo mehr alt 
Civil⸗ und Militärperfonen die Waffen nicht ergriffen, um gegen bie heil. 
Perſon des Königs zu fechten, fondern zur Vertbeidigung der Rechte der 
Nation, wie fie einft au von des Königs Maj. refpectirt worden waren 
Die Militärs und bie Bürger von Nauplia find von der hohen Idee dei 
Glücks des ganzen Stammes ber Hellenen durchdrungen; biefe Idee verlan: 
gen fe zu verwirflihen, zu jeder Stunde bereit, auch den fetten Bluts— 
tropfen für ihren König zu vergießen. Im Verweigerungsfalle fehen wir 
uns mit Trauer im Herzen in die Nothwendigkeit verjeßt, bis zum letzten 
Augenblid Widerſtand zu leiften, was vielen Taufenden von Weibern und 
Kindern, welche iu Nauplia fich befinden, zum Untergange gereichen wirt. 
Sollte der Generalmajor Hahn für diefen Fall nicht mit Inſiructionen ver: 
jehen fein, fo verlangen wir, daß Gegenwärtiges an Se. Maj. den König 
überferbet werde.“ 

Das Begehren wird von ber Regierung zurückgewieſen. 

17. „ Unterwerfung der Infel Syra. 

20. „ Der König erfläct fih bereit, wenn ihm Nauplia fofort wieder überliefert 
werde, ben Aufftänbifhen mit Ausnahme von 19 namentlich bezeichneten 
Perfonen (12 Militär und 7 Givilperfonen) volle Amneftie zu ertbeilen. 
Die Auffländifchen verwerfen bas Anerbieten. 

I. „ Aufſtände in Santorin und Naros werden unterbrüdt. Demon ſtra⸗ 
tionen in Kypariffa, Kalamata und Ravarin. Schluß ber Seſſion beiber 
Kammern, nahden fie 1 Mil. Drachmen zu Unterdrüdung des Aufftandee 
bewilligt haben. 


5. April. Englifhe und frauzöfifhe Echiffe treffen vor Nauplia ein, um 
ne aus der Feſtung aufzunehmen und jo bie lebergabe zu er: 
eichtern. 

19. „ Der König ordnet die Errichtung von Naticnalgarben an und be 

. ruft die Kammern auf ben 17. Mai wicher ein. 


20. „ Nauplia ergibt fi) endlih, Einzug ber kgl. Truppen. 


10. Mei. Das Minifterium gibt feine Entlaffung ein. 


17. „ Eröffnung der Kammern. Berfündigung einer Amnefic für eimen Theil 
ber Aufftändifchen In Nauplia. Fortbauer der Minifterfrifis, 
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7. Zuni. Es werben zwei weitere Am meſtie⸗ unb Strafmilberungsbecrete 
veröffentlicht. 

11. „ Bildung eines neun Minifteriums unter Kolofotroni als Minifter 
bes Innern und Minifterpräfident. 


7. a Sämmtlihe Nnterfuhungen wegen Preßvergehen werden niebergefchlagen. 


7. Zul Bei ber Neuwahl bes Gemeinderathes von Syra werben ber frühere 
Dürgermeifter und alle Gemeinderäthe, welche die Aufflanbsproclamation 
unterzeichnet hatten, wieber gewählt. 

12. „ Die Abg.: Kammer ſetzt eine Commiſſion zu Ausarbeitung eines neuen 
Gemeinde und Wahlgeſetzes nieder. 


M. Sept. Neue Ausdehnung der Amneftie Fir die Entfchäbigung ber Nau⸗ 
plianer wird die Summe von 1,072,000 Drachmen feftgefegt. 


13. Oct. Der König unb bie Königin treten eine Runbreife in ben 
Peloponnes an. 


19. „ Erfter Ausbrud der Revolution in Vonizza. 


2%. „ NAusbrud der Revolution in Patras. Proclamation der proviforifchen 
Regierung der Provinz: „Bürger! Kraft ber vom Boll und vom Heere 
übertragenen Bollmadt, und in Folge ber biefe Nacht eingetretenen Uns 
wälzung fowie der Suspenfion der Givilbehörden übernehmen bie Unter: 
zeichneten bie proviforiiche Regierung biefer Stadt und Provinz. Bürger! 
Wünſchen wir uns zu biefer beilfamen Aenberung Slüd, an welcher bie 
ganze Nation fich betbeiligt. Betrachten wir es als unfere Pflicht, bie 
Sicherheit der Bürger und bie öffentliche Ordnung zu ſchühen. Zu biefem 
Zweck rufen wir Eure patristifche Unterflügung an, um den allgemeinen 
Zweck erreichen zu können, bis nämlich bie Nation mittelft der Rational: | 
verfammlung fidy über ihr zufünftiges Geſchick definitiv ausſpricht. Bür⸗ 
ger! Ohne Ruhe und Ordnung lünnen wir nichts Gutes erlangen und das 
erjehnte Ziel nicht erreihen. Wir find überzeugt, daß ihr Alle diefe Sefin- 
nungen tbeilt, unb zweifeln daher nicht, daß ihr eifrigft mitwirken werdet, 
um bie wahre öffentlihe Ordnung zu fidern, für die allein das griechiſche 
Bolt, feit fo vielen Jahren bebrüdt, fi einmüthig erhob, um Feine mit 
Füßen getretenen Rechte wieder zu erringen.“ 

2. „ Der Kriegsminifter geht nach Kalamata, um dem König von ben ein- 
getretenen Ereignifien Kenntniß zu geben. 


22. „ Revolution in Athen. Bildung einer proviforifhen Regierung 
aus dem Senator Bulgaris, dem Abmiral Kanaris und dem Chef 
ber proviforifchen Regierung von Patras, Rufos. Das erfte Des 
cret besfelben erflärt die Entfehung des Königs Otto: 


„Die Leiden des Baterlandes haben aufgehört. Alle Provinzen bes 
Königreihs und die Hauptftadt haben ihnen im Verein mit dem Heer ein 
Ende gemacht. Als einflimmiger Beſchluß der griehifhen Nation wird er⸗ 
Märt und becretirt: das Königthum Otto's ift abgefchafft. Das Vice-König- 
tbum der Königin Amalie ift abgefchafft. Bis zur Einberufung einer con- 
fituirenden Berfammlung wird eine proviforifdhe Negierung eingeſetzt, welche 
aus folgenden Bürgern beftcht: Demetri Bulgaris, Präfident; Gonftantin 
Kanaris und Benezelo Rufos. Eine conflitwirende Nationalverfammlung 
wird fofort zufammenberufen, um bie Regierung zu bilden und einen Sous 

- verän zu wählen.” | 
« „ König Dtto verläßt auf bie Nachrichten aus bem Norden Kalamata 
und will nad Athen zurüdtehren. 
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23: Oct. Proclamation ber proviſoriſchen Regierung „an bie Sellenen“: 


„Mitbürger! Ein politifhes Syſtem, das bie nationale Würbe ged- 
mütbigt und zur” Sitienverderbniß geführt hat — ein Regierunasfolten, 
welches die Achtung gegen die Geſeße des Landes und bas Gewiflen tr 
Bürger unterdrüdt bat, mußte bie Ueberzeugungen bes griechifchen Pl 
gegen fih baben und biefes zum Aufſtande treiben. Deshalb ba sie. 
meiften Provinzen ganz Türzlich diefes große Werk begonnen, und in bielm, 
Augenblide find fat alle Regierungsbezirfe aufgeftanden, haben bie beftchen: 
ben Behörden vertrieben und, unterftügt won der eblen und tapfern Armee, 
neue Localbehörben cingefegt. Diefelbe Nothwendigkeit und berjelbe Drang 
bat in ber Nadıt von geitern auf heute auch das Volk ber Hauptflabt zum 
Aeußerſten gebracht, das, wetteifernd im Patriotismus mit bem Wolle ber 
Provinzen, den Umfturz ber beficehenden Orbnung verlangte, unb bie Armee, 
ein treuer Wächter der von der Nation ihr anvertrauten Wahrung ber Gi: 
beötreue und Aufrechthaltung der Geſetze, würbig bed Namens einer griechi— 
fen Armee, ber fie ziert — bat das Unternehmen des Volles unterftügt, 
und auf dieſe Weife, durch das gemeinfhaftlihe Zufammenwirten beiber, iſt 
bie beftehende Ordnung umgeftürzt worden, indem der bisherige Inhaber 
des Thrones von Griechenland befien für entfert und die Anrechte feiner 
Gemahlin auf die Negentichaft für aufgehoben erklärt wurden. Dagegen 
wurde eine proviforifche Regierung eingelegt. Der Präfident ber neuen Re: 
giernng bildete in Folge deijen ein Miniſterium. Die Aufgabe, welche bie 
proviforifche Regierung vom Volke und von der Armee erhielt, befteht in 
der Aufrechthaltung der conftitutionellen Monarchie, in ber Anerfenntnig ber 
Achtung und der Dankbarkeit Griechenland's gegen die drei großen Cchuk- 
mächte, in ber Aufrechthaltung der freunbfchaftlihen Beziehungen des Staa— 
tes zu allen anderen, in ber fchleunigften Einberufung der Nationalverfamm: 
Yung und in der Wahrung ber Ordnung und Ruhe mährend bdiefes Zeit 
raums, indem fie die Geſetze bes Staates in Kraft erhält. Diefe Pflichten 
wollen wir auch mit aller Treue und Hingebung erfüllen und find bereit, 
unfere Herrſchaft ber conflituirten Nationalverfanmlung wieder abzutreien. 
Damit wir aber biefe® großartige heilige Werf vollbringen, muß ber Fa: 
triotismus Aller wach erhalten werben; wir rufen daher eueren Patriotie: 
mus an und erwarten von euch nicht nur bie Aufrechthaltung ber Rube 
und Ordnung, fondern auch jene Selbftverläugnung, welche von jeher bie 
griechiſche Nation in den vergangenen kritiſchen Zeitläuften ausgezeichnet bat, 
und fo hoffen wir, daß die nötbige Hand des Höchften, weldhe nie von un: 
ferem Baterlande fi) abzog, unfere ſchwachen, aber wohlgemeinten Beftrebun: 

en unterftiigen und biefem neuen Werfe feinen Segen ertbeilen wird, indem 
fe A neue Ordnung der Dinge zum Ruhme bes griedhifchen Namens 
efeftigt.“ 
„ König Dtto im Hafen von Piräus. Gonferenz mit ben Gefandten ber 
Mächte. Der König gebt nah) Salamis. 


24, Oct. Der König entſchließt fih, nad) Bayern zurüdzufehren, ohne 


indeß weber für fih noch für fein Haus a feine Rechte bezüglid 
ber griechifchen Krone zu verzichten *). Abſchiedsproclamation dee 
Königs: 

„Hellenen! Weberzeugt, daß nach ben letzten, in einigen Theilen des Reiches 


unb vorzugöweife in ber Hauptſtadt flattgehabten betrübenden Ereigniſſen 


*) Anmerf. Die Hauptdocumente, welche bie Unfprüche bes Hauſes 
Wittelebach auf den Thron Griechenland’s enthalten, find: Die Conventien 
vom 7. Mat 1822, der Additional-Artikel VIIL. zu biefer Webereinkunft v. 
3. April 1833, und die Artikel 37, 38 und 39 der griechiichen Verfaſſungs⸗ 
urlunde vom Sabre 1844. Die betreffenden Artikel der Convention vom 
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Mein Verweilen in Griechenland im gegenwärtigen Augenblicke bie Einwoh⸗ 
ner beöfelben in biutige und fehwer zu löfende Wirren ſtürzen würbe, babe 
Ich Mich entichlojjen, für jetzt das Land zu verlaffen, welchem Ich flete in 
Liebe zugethban war und noch zugethan bin, unb für deſſen Wohlfahrt zu 
wirken, Ich während eines Zeitraumes von faft breißig Jahren keine Mühe 


7. Mai 1832, welde zwifchen England, Franfreih, Rußland und Bayern 
abgefchlofien wurde, Lauten: 

Art. 1.: Die Höfe von Großbritannien, Rußland und Frankreich bieten 
faut von den Griechen überkommener Vollmacht bie erblide Souveränetät 
über den neugebilbeten griehifhen Staat dem Prinzen Friedrich Otto von 
Bayern, zweitgebornen Sohn Sr. Maj. bed Königs von Bayern, an. 
Art. 2.: Se. Maj. ber König von Bayern erflärt im Namen feines min: 
derjährigen Eohnes die Annahme der angebotenen Eonveränetät unter nad) 
ftehenden Bedingungen. Art. 3.: Der Prinz Otto fol den Titel König von 
Griechenland fübren, Art. 4: Griehenland fol unter ber Souveränetät 
bed Prinzen Otto von Bayern und unter Garantie der brei Mächte einen 
monarchijch regierten und unabhängigen Staat bilden, und zwar follen bie . 
Bebirgungen bed von ben contrabirenden brei Höfen unterzeichneten und 
von Sriehenland und der Pforte angenommenen Protokolls vom 3. Febr. 
1830 maßgebend fein. Art. 5.: Die Grenzen bes griechiſchen Staates ſol⸗ 
Ien ben laut Protokoll vom 26. Ecpt. 1831 getroffenen Beſtimmungen ent: 
ſprechen. Art. 7.: Die drei Höfe werden von diefem Augenblide an ihren 
ganzen Einfluß anwenden, um die allfeitige Anerkennung des Prinzen Otto 
von Bayern als König von Griechenland zu bewirten. Art. 8.: Die kgl. 
Würde und Krone fol in Griechenland erblich jein und ſich auf bie unmit⸗ 
telbaren und Iegitimen Nachkommen bes Prinzen Dtto von Bayern er: 
fireden. Im Todesfall ginge die Krone, wenn ber König Teine Iegitimen 
Nachkommen binterließe, auf feinen jüngeren Bruder und deſſen birecte und 
gefehliche Nachkommen und Erben nah dem Recht der Erftgeburt über. 
Art. 17.: Die drei Höfe werden der griechifhen Nation bie von ihnen ges 
trofjene Wahl Sr. fönigl. Hoh. des Prinzen Otto von Bayern zum König 
von Griechenland durch eine gemeinfame Erflärung anzeigen u. |. w. 

Der Mbbitional-Artifel VIII., von allen Gontrahenten unterzeichnet, 
lautet: „Die Succeflion in der königl. Krone und Würde in Griechenland 
in der Linie bes Prinzen Otto von Bayern als König von Griechenland, 
jewie in den Linien ber jüngeren Brüder der Prinzen Luitpold und Abdal- 
bert von Bayern, melche Linien durch den Art. 8 der Londoner Konvention 
vom 7. Mai 1832 für den Fall bes unbeerbten Hinfcheidens bes Prinzen 
Otto von Bayern fubftituirt find, fol in nämlicher Erbfolge nach bem Recht 
ber Erfigeburt flattfinden. rauen follen erft bei völlig ermangeluder männ⸗ 
licher Nachkommenſchaft in der Krone von Griechenland fuccediren u. |. w.“ 

Die einfchlägigen Artikel ber griechiſchen Berfaffungsurkunde endlich lauten: 

Art. 37.: „Die Krone Griechenland’s und die mit ihr verbundenen 

verfafſungsmäßigen Mechte find erblich und gehen auf die birecten und legi⸗ 
timen Nachlommen in gerader Linie und nach dem Recht ber Erfigeburt 
über.” Art. 38.: „In Ermangelung von Leibeserben und gejeglichen Nach⸗ 
kommen bes Königs Otto geht die griechifche Krone auf den jüngeren Bru- 
ber und beffen Iegitime Nachkommen nad dem Necht der Erfigeburt über. 
Im Fall, daß auch diefer ohne Nachkommenſchaft verfterben ſollte, würbe ber 
* Bruder König Otto's und feine legitimen Nachkommen in geraber 
inie und nah dem Recht ber Erſtgeburt zur Regierung berufen fein. 
Art. 39.: „Beim Mangel eines Thronerben gemäß ben vorausgehenden 
Artikeln ernennt ber König feinen Nachfolger unter Zuſſimmung ber Kam . 
mer ber Deputirten und des Senats,” 
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umb Anftrengung fcheute. gern von jeder Oftentation hatte IH nur Tu 
wahren Intereſſen Griechenland's vor Augen, indem Ich der materiellen und 
fittliden Entwidelung jede mögliche Aufmunterung zu Theil werden Liet 
und bejonders darauf bedacht war, daß Jedem Gerechtigkeit würde. So cfi 
e6 fi um politifhe Vergeben gegen Meine Perſon handelte, Habe Ich fierz 
unbegränzte Milde und Bergefien bes Gefchehenen vorwalten laſſen. Indem 
Ich nun in Mein angeflammtes Baterland zurüdtehre, betrübt Mi tie 
ber Gedanke an bie Drangfale, von welchen das Mir theuere Griehenlarır 
in Folge ber neuen Wendung ber Dinge bedroht wird. Ich flebe zu dem 
allbarmherzigen Gott, daß er ftets ben Geſchicken Griechenland's feine Gnarı 
zuwenden möge.” 


8. Nov. Ein Decret der proviforifhen Regierung beruft die Nationalver: 
jammlung auf ben 22. Dec. nach Athen und ordnet das acıive und 
paſſive Wahlrecht: 

Das Geſetz über bie Wahl ber Deputirten vom 18. März 1844 iff 
mit den nötbigen Modificationen auch für die Ietige Wahl ber Bevollmäch: 
tigten der Nation maßgebend. Jede Provinz wählt bie doppelte Anzahl ber 
bisherigen Abgeordneten. Die im Auslande verweilenden griechiſchen Un: 
tertbanen wählen, wenn fie die Zahl von 100 bis 1000 erreihen, einen Be 
vollmädtigten, von 1000 bis 10,000 zwei und von 10,000 und mehr brei 
Bevollmägtigte.e Die Wahlen im Nuslande erfolgen bei den griechiichen 
Conſulaten. Wahlberechtigt ift jeder Grieche, wählbar innerhalb bes KRönia: 
reiche jeder griechifhe Bürger, der das 25. Jahr erreiht hat und im 
Lande anfällig iſt; die Griechen im Auslande unterliegen dieſer Beflim- 
mung nidt, 

22.123. Nov. Wiederholte Demonftrationen in Athen zu Gunften bes engli: 
hen Bringen Alfred als zufünftigen Königs von Griechenland, Achnlice 
Temonftrationen erfolgen in andern Städten Griechenland’s. Auch eine 
Deputation von ben jonifhen Inſeln trägt bem englifhen Gefandten in 
Athen ben Wunfch der Bevölkerung biefer Snfeln vor, fih an das König: 
rei Griechenland unter dem Scepter bes Prinzen Alfreb anzufchließen. 

50. Nov. Ein Telegranım des griechifchen Gefchäftsträgers in London melbet ber 
proviſ. Regterung, baß ihm Lord Ruſſell erflärt habe, die drei Mächte feien 
entfchloffen, bie Gperträge von 1830 und 1832, ſoweit fie die brei Mächte 
unter fih und außerhalb Griechenland's angingen, aufrecht zu erhalten. 
(Nach biefen Verträgen darf kein Fürſt aus den regierenden Familien der 
drei Mächte den griehifchen Thron befleigen). 


4. Dee. In Folge dieſer Nachricht erläßt die proviſoriſche Regierung ein Decret, 
bas bie jofortige Wahl eines Königs und zwar unter Anwenbung 
bes allgemeinen Stimmrechts anordnet: 

„Königreih Griechenland ! Die proniforifche Regierung. In Anbetracht 
befien, daß ber Wille des griechifhen Volle fih auf allen Seiten und in 
verſchiedener Weile fund gethan bat, wollen wir, baß-basjelbe felbft unmit: 
telbar zur Wahl bes Königs fchreite. Wir decretiren deshalb: Art. I.: Das 
griesüiße Volk wird aufgefordert, den König von Griechenland durch birecte 

ahl zu wählen...“ 

4. Dee. England und Rußland verzichten gegeufeitig formell, dieſes 
auf die Kandidatur des Herzogs von Leuchtenberg, jenes auf bie: 
jenige bes Prinzen Alfred für ben griechifchen Thron. 

5. Dec. Die proviforifhe Regierung beichließt eine Anleihe von 6 Millionen 
Drachmen auszufchreiben. 

5/42, Dec. Allgemeine Abfiimmung für bie Wahl eines Königs umb für 
bie Wablen zur Nationalverfammlung. Der griehifhe Patriarch unb ber 
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Triumvir Rüfos find die erften, welche in Athen ihre Stimme für ben enge 
liſchen Prinzen Alfreb in die Wahlurne legen. 

1. Dec. Die Vertreter der drei Schutz mächte in Athen zeigen der proviforis 
ſchen Regierung officiell an, fie hätten auf telegraphiſchem Wege die Weiſung 
erhalten, zu erklären, die drei Mächte ſeien barüber einig, daB bie im Pros 
tocolle von 1830 fefigefegten Beftimmungen in Kraft bleiben und England 
folglich auch für den Prinzen Alfred bie ihm angelragene Krone nicht 
annehmen Fünnte. 


10. Dec. Eine Depefhe der Englifhen Regierung zeigt der provifo- 
riſchen Regierung Griechenland's die Abfendung bes’ Herrn Elliot 
in fpecieller Miſſion an, und baß England geneigt fei, bie jonijchen 
Inſeln unter gewiffen Vorausfepungen an das Königreich Griechen⸗ 
land abzutreten. . 


2. Dec. Die neugewählte Nationalverfammlung tritt in Athen zufammen 


4. „ Der emgliihe Specialbevollmächtigte Elliot trifft in Athen ein unb übers 
idt ber proviforifhen Regierung ein Memorandum ber Englijhen 
egierung bezüglih ber eventuellen Abtretung der jonis 

ſchen Inſeln: 

„Es iſt Ihrer Maj. ernſter Wunſch, zur Wohlfahrt und zum Gedeihen 
Sriechenland’8 beizutragen. Die Verträge von 1827 unb 1832 find ein 
Beweis von biefem Wunfch der brittifchen Krone. Die proviforifche Regie⸗ 
mung Griechenland's hat, nah König Otto’ Entfernung aus Griechenland, 
erflärt, daß fie die Sendung habe, für Griehenland bie verfaffungsmäßige 
Monarchie und friebliche Beziehungen zu allen anderen Staaten aufrecht zu 
halten. Wenn die neue Verfammlung der Vertreter der griechifchen Nation 
dieſer Erflärung treu bleiben, bie verfaffungsmäßige Monarchie aufrecht 
halten, und jeden Angriff auf benachbarte Staaten vermeiden follte, und falls 
fie einen Souverän erwählen follte, gegen welden kein wohlbegrünbeter Ein⸗ 
wand zu erheben wäre, fo würde Ihre Maj. in ſolchem Borgehen eine Ber 
heißung Fünftiger Freiheit und Fünftigen Glückes für Griechenland erbliden 
Tonnen. In ſolchem Falle wäre Ihre Maj., um bie griechifche Monardie 
zu Härten, bereit, dem Senat und ben Vertretern der jonifhen Inſeln ans 
zuzeigen, daß Ihre Mai. den Wunfch best, die Anfeln mit der griechifchen 
Monarchie vereinigt und einen einigen Staat mit Griechenland bilden zu 
ſehen; und falls auch die jonifche Legislatur dieſen Wunfch zu erkennen ge 
sen follte, fo würbe dann Ihre Maj. Schritte thun, um dafür bie Zuſtim⸗ 
mung ber Mächte zu erlangen, weldye den Vertrag, wodurch bie fieben joni⸗ 
hen Infeln mit den dazu gehörenden Eilanden als befonderer Staat unter 
die Schirmberrfchaft der brittifhen Krone geftellt wurden, mit unterzeichnet 
haben. Sch babe in meinen Mittheilungen über diefen Gegenftand ben 
Auftrag forgfältig zu verftchen gegeben, daß bie Erwählung eines Prinzen, 
der das Sinnbild und ber Vorläufer revolutionärer Unruhen ober einer 1 
grefliven Politik gegen bie Türkei wäre, jeden Verzicht auf Ihrer Mai. 
Schirmherrſchaft Über die jonifchen Injeln verhindern würde. Ihrer Mai. 
Regierung vertraut, daß bie griechiſche Berfammlung, indem fie einen Herr: 
ſcher für Griechenland fucht, einen Prinzen zum König erwählen wird, von 
dem fih Rücſicht für die Religionsfreibeit, Achtung vor ber verfaflungs- 
mäßigen Freiheit und aufrichtige Friedensliebe erwarten laflen. Ein Prinz 
von folden Eigenfchaften wird fih dazu eignen, das Glüd Griechenland's 
in fördern, unb wird mit ber Freundſchaft und dem Vertrauen Ihrer Maj. 
der Königin beehrt werden.“ 


— — — — — 


- 








IV. 


Außereuropäifche Staaten. 


1. Bereinigte Btanten von Hordamerika. 


1. Jan. Die HH. Mafon und Slidell (Trentaffaire) ſchiffen fi freigelaffen 
nah England ein, 

14, „ Der bisherige Kriegsminifter Cameron wird entlafien und burg Staunton 
(Demokrat) erjeht. - 

17. „ Die große, aus mehr als 125 Schiffen beftebende GErpebition ber Tinion 
unter General Burnfide langt in Hatteras (Nord⸗Carolina) an. 

19. „ Gieg der Buubestruppen unter General Thomas über die Südbündiſchen 

* unter General Zollitefer bei Mil:Springs (Kentudy). 


6. Febr. Fort Henry (Teneſſee) ergibt fih ben Bunbestruppen. 

8. „ Die Bundeserpebition unter General Burnfide beſetzt Roanoke Island 
(Nord⸗Carolina), oecupirt alle Plaͤtze am Albemarle Sound and zieht ben 
Chowan⸗ und Roanofefluß hinauf, um bie füblihen Eifenbahnverbindungen 
von Norfolf und Richmond gu bedrohen. 

18. „ Fort Donelfon (Teneffee) ergibt fich den Bundestruppen. 


2. „ Znaugurale:Abreffe Jefferfon Davis’ bei feinem Eintritt als de⸗ 
finitiver Präfident des Südbundes: 


„. . . Treu unferen friedlichen Trabitionen und unferer Liebe zur Ge: 
rechtigkeit ſandten wir Commiſſäre an die Vereinigten Staaten, um ihnen 
eine billige und freundſchaftliche Verſtändigung über alle Fragen bezüglich 
ber öffentlihen Schuld oder des öffentlihen Eigenthums, welche fireitig jein 
mochten, vorzuſchlagen. Allein die Regierung zu Wajhington befiritt uns 
das Recht auf Selbfländigkeit (self-government) und weigerte fih, Vor⸗ 
Ihläge für eine friedliche Trennung auch nur anzuhören. Da blieb uns 
nichts übrig, als uns für den Krieg zu rüflen. Cine neue Regierung wurbe 
gegründet und ihre Mafchinerie Über ein Areal von 700,000 Ouabratmeilen 
in Bewegung gelegt. Die großen Prineipien, für welche wir alles, was dem 
Menſchen theuer ift, zu wagen gewilt waren, haben für uns Groberungen 
gemacht, bie durch daB Schwert nimmer hätten erreicht werden Tönnen. 
Uniere Confdderation ift von 6 biß auf 13 Staaten gewadfjen und Mary: 
land, bereits vereinigt mit uns burch heilige Erinnerungen und materielle 
Interejjen, wird, wie ich glaube, fobald es Heine Stimme frei wirb erheben 
fönnen, fein Schidfal mitdem Süden verbinden. „... Obwohl ber Kampf 
noch nicht beendigt ift und die Strömung fih in dieſem Augenblide gegen 
uns gewenbet hat, kann das fchließliche Ergebniß zu unjeren Gunften doch 
nimmermehr zweifelhaft fein. Die Zeit ift nicht mehr ferne, wann ber 
Norden unter der Laft feiner Schulden, bie noch auf bie zukünftigen Ges 
ſchlechter drücken wird, erliegen muß. Hat bie Anerkennung der angeblichen 
Blokade durch das Ausland uns des Verfehrs mit bdiefem beraubt, jo er» 
reihen wir durch fie allmälig ben Bortheil, daß wir unabhängig für unfere 
Bedürfniſſe aufkommen können. Die bei dem jegigen Rampıe ins Spiel 
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Amrrike. 
gegogenen Snterefien find nicht auf den Süben allein beſchränkt. Die ganyı 
eit ift an ber Erfhließung der Südhäfen betbeiligt. Sind Diele crft an 
erkannt, jo werben fie ben Fabrikaten des Auslandes die alergünftigiten Märku 
eröffnen. Baummolle, Reis, Tabad und Zuder würden verlodende Zauit: 
artikel fein. Die Regelmäßigfeit der Produktion würde duch einen Arc 
nit unterbroden werden. Die Macht der Konföberirten wäre ſtark genuz 
um jede Verſuchung zu einem Angriffe auf diefelbe ferne zu halten, und di 
Ratur ber füdlihen Produkte würde der Bevölkerung ein zu großes Int 
refle am Berfehr mit dem Auslande verleihen, um biefen unnüper Weiſen 
flören. Die Verfaſſung geftattet feine Eroberungsfriege. Bürgerkriege fin! 
in einem aus freiwillig zufammengetretenen Elementen beftehenben Staat 
unmöglich, doch vermindert bieje freiwillige Fintgimg nicht die Sicherhei 
ber etwaigen, mit fremben Nationen eingegangenen Verpflichtungen. AU 
die füdlichen Staaten fich trennten, erboten fie fich zu einer billigen, mt 
fprecdenden Uebernahme der Verpflichtungen ber Unionsregierung. Sept, U 
der dunfelften Stunde des Kampfes, tritt eine permanente Regierung an dü 
Stelle der proviforiihen. Nach einer Reihe von Erfolgen und Eiegen habe 
wir in neuefler Seit bedeutende Nachtheile erlitten, ift jedoch das Wolf erni 
entichloffen, frei zu fein, dann wird es durch dieſe Schidfalsichläge zu neu 
Anftrengungen angelpornt werben“. 


22. Febr. Botſchaft'des Präfidenten Jefferfon Davis an den Senat um 


das Abg.-Haus des Südbundes Über die Lage besfelben: „. . . ALS bieWon: 
füderation gegründet wurde, waren die Staaten, bie fie umfaßte, in ba 
Verfolgung ihrer befonderen Beſchäftigungen begriffen und großentheils aleı 
Mittel baar, um den Krieg auf einem fo rieſenhaften Fuße, wie er ihn jet 
erreicht hat, zu führen. Die Werkftätten und die Arbeiter waren 'meift i 
den nördlichen Staaten zu finden und eine der erſten Pflichten, die die 
Regierung oblagen, bejland barin, die nothwendigen Manufaltureien zu 
tünden, und inzwifchen alles, was zur Öffentlichen Vertheidigung erforder: 
ich war, fo weit möglid dur Kauf von Außen zu beidaffen. ... Tu 
Kriegsrüftungen unter den Nationen Europas im April v. J., zu welder 
Zeit unfere Agenten zuerft ins Ausland gingen, verurfachten unausweiglict 
Zögerungen in der Anfchaffung von Waffen, während der Mangel an eine 
forte unferen Anftrengungen,, Kriegsmittel aller Art einzuffipren, im Wege 
and. . .. Es hält außerordentlich ſchwer, genaue Angaben über die Zub: 
unferer Streitkräfte im Felde zu geben. Im allgemeinen mögen fie zu 4 
Regimentern Zufanterie mit verbältnigmäßiger Cavallerie und Artillerie an: 
genommen werden. . .. Das Volf der conföderirten Staaten war ale cn 
weſentlich Agrifultur treibendes bei Beginn des Kampfes ohne Schiffswerjle, 
ohne Material für Schiffsbau, ohne erfahrene Medyaniter und Eeeleute In 
genügender Zahl, um bie fchnelle Schöpfung einer Flotte zu einer pralti: 
fhen Aufgabe zu machen, felbft wenn bie Fittel dafür zureichend angemiefen 
geweien wären. Trotz unferer beſchränkten Hülfsmittel ift, wie der Bericht 
bes Marineminifters Ihnen zeigen wird, ein befriebigender Anfang gemadt, 
und wird eine genügende Zahl und Art von Schiffen bald hergeftelt fein, 
um der viel gerüühmten Gontrolle des Feindes über unfere Gewäſſet entgegen 
zu treten. ... Unſer finanzielles Syſtem bewährte ſich als zureihend, um 
alien Bebürfnijien ber Regierung zu genügen, troß ber unvorhergeſehenen 
und fehr bedeutenden Zunahme der Ausgaben in Folge ber Vermehrung 
ber nothwendigen Veriheidigungsmittel. Der Bericht bes Finanzminifets 
wirb die erfreuliche Thatfache ergeben, daß wir feine fchwebende Schuld 
haben und daß die ganze Zahresausgabe ber Regierung nur 175 Mill. Tel. 
betrug, nicht der dritte Theil der Eumme alfo, welche der Feind in frudl: 
loſen Berfuchen, un® zu unterjochen, vergeudet hat, und weniger als de 
en eines einzelnen Erportartifele, bie Zahreserndte der Baumwolle, be 
trägt... .* 
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Febr. Ber Senat verwirft ben Antrag feiner Sommiffion bezüglich ber ſchwe⸗ 


benben Unterbandlungen mit Merico. Präſident Lincoln verfagt in solge 
Davon den von dem NRorbamerifanifchen Gefandten Corwin mit ber Wert: 
canifchen Regierung vereinbarten Bertragsentwurf und zieht bie demfelben 
früher ertheilten Inftruftionen zurüd. 


3. März. Die Unionsregierung erflärt fi gegen bie Idee ber Errichtung einer 


Monarhie in Merico. 

Depeihe Sewards an die Geſandten in PBaris,London und 
Madrid: „Bir gewahren Anzeichen von einer in Europa ſich verbreiten: 
ben Meinung, daß die von fpanifchen, franzöfifhen und englifchen Streit: 
kräften unternomnienen Demonftrationen gegen Merico in biefem Lande eine 
Mebolution hervorrufen könnten, welche dann zur Ginführung ber monar⸗ 
chiſchen Staatsform umd zur Uebernahme der Krone durd einen fremden 
Prinzen führen dürfte: Unfer Land ift tief betheiligt bei Erhaltung bes 
Weltfriedens und wilnfcht in allen feinen Beziehungen ſowohl zu den Ber- 
bünderen als zu Merico feine Loyalität zu bewahren. Deshalb bat der 
Träftdent mid beauftragt, feine Anfichten über bie neue Wendung ber Dinge 
beiden Theilen darzulegen. Derielbe hatte fich verlaffen auf die Verſicherung 
der Allürten, daß fie feine politifhen Zwecke, fonbern lediglich die Abftel- 
fung von Beichwerden bezwedten. Er bezweifelt nicht die Aufrichtigfeit der 
Berbündeten, und jein Vertrauen in bieje ihre reblichen Abfichten, wenn 
dasjelbe hätte erjcyüttert werben können, würde wieder befefligt worben ſein 
dur die augenscheinlich im ihrem Namen gegebenen Auftlärungen, daß 
nämlih die Regierungen von Spanien, Franfreih und England nit inter: 
veniren wollten, um eine Veränderung ber beftebenden Berfaflung in Merico 
oder irgend eine mit dem Willen bes miericanifchen Volkes in Widerſpruch 
ftehende politiihe Umwandlung herbeizuführen. In ber That nimmt er 
an, daß die Verbündeten einftimmig find tn der Erklärung, daß die beab⸗ 
figtigte Revolution in Merico allein von mericanifchen Bürgern in Europa 
betrieben wirb. 

„Nichtsdeſtoweniger hält der Präfident es für feine Pfliht, den Verbün⸗ 
beten in befter Abſicht und mit vollem Freimuthe feine Ueberzeugung babin 
auszuſprechen, daß feine monarchiſche Negierung, welche In Gegenwart frem: 
der Flotten und Armeen in Merico errichtet werben könate, bie geringiie 
Ausſicht auf Sicherheit und Dauer haben und zweitens, daß bie Unbeſtaͤn⸗ 
bigleit einer folhen Monarchie noch vergrößert werben wilrde, wenn der 
Thron einer Perſon nicht-mericanifcher Abkunft zugebacht werben follte, fo: 
wie endlich, daß unter folchen Verhältniffen die neue Verfaſſung alsbald 
wieder umitürzen müßte, e8 fei denn, daß fie fih auf europäifhe Allianzen 
Rügen fönnte, welche ben Anfang einer dauernden Politik bewaffneter euro: 
päijch = monardijcher Intervention bilden würden, einer Politik, welche für 
ba® auf dem Gontinent von Amerifa vorberrfchende Verfaſſungsſyſtem ver: 
legend und praktiſch demſelben feindlich fein müßte. Ein folder Zuftand 
würbe eher als der Anfang, denn als das Enbe der Revolution in Mexico 
zu betrachten jein. 

„Diele Anfhauungen beruhen aufeiniger Kenntniß ber politifchen Gefühle 
und Gewohnheiten der amerikaniſchen Geſellſchaft. Es unterliegt Teinem 
Zweifel, daß in folden Falle die dauernden Antereffen und Sympatbien 
unferes Landes mit den übrigen amerilanifchen Republiten Hand in Hanb 
geben würden. Es iſt nicht die Abficht, bei biefer Gelegenheit den Gang 
vorher zu fagen, welchen ſowohl auf diefen Kontinent als in Europa bie 
Greigniffe in Folge des fraglihen Vorhabens nehmen würden. Es genügt 
zu fagen, daß nad der Meinung bes Präfidenten bie Emancipation biejes 
Sontinents von europäifhem Einfluß ber hervorſtechende Zug in ber Ge: 
ſchichte des leiten Jahrhunderts geweſen iſt. Es ift nicht wahricheinlich, daß 
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eine Revolution entgegengefeßter Richtung in bem unmittelbar folgenden 
Saprhundert erfolgreich fein werbe, während bie Bevölkerung Amerika's in fı 
raſcher Zunahme begriffen ift, die Hülfsquellen bes Landes fich eben fo rail 
entwidelu und bie Geſellſchaft ſich ftetig auf den Grundlagen demofratiiche 
amerifanifher Verfaffung bildet. Auch ift es nicht nöthig, den Allirten di 
Unwahrfceinlichleit vor Augen zu führen, daß die europäiſchen Raticna 
fletig eine, eine ſolche Eontresftevolution begünftigende Bolitit ihren eigene 
Intereſſen entfprechenb finden werden, ober darauf binzuweifen, daß, mı 
ſehr bie Verbündeten bemüht fein mögen, zu vermeiden, daß fie die Hill 
ihrer Land: und Seemacht einheimifhen Mevolutionen in Mexico leihen 
doch das Nefultat auf die, wenn auch zu anderem Zwecke unternommen 
Unwefenheit diefer Streitkräfte zurädzuführen fein würde, ba es als gewij 
gelten muß, daß ohne deren Gegenwart eine foldhe Revolution wahrſcheinlid 
nicht eingetreten, ja ſelbſt nicht gedacht worben fein würde. 

„Allerdings bat der Senat der Bereinigten Staaten feine verfaflunge 
mäßige Zuftinnmung zu den beflimmten Maßregein nicht gegeben, welche ba 
Präfident vorgefhlagen hatte, um ber befiehenden Regierung von Merict 
unfere Writerftügung zu dem Zwecke zu leihen, bamit biejelbe, mit Zuft:m 
mung ber Verbündeten, von ihren gegenwärtigen Nerlegenheiten befreil 
werde. Dies if indeflen nur eine frage ber inneren Berwaltung. (H 
würde fehr verkehrt fein, diefe Nichtbiligung als ein Zeichen anzufeben, daj 
innerhalb diejer Regierung oder unter dem amerikaniſchen Volke eine ern: 
liche Meinungsverfchiedenheit in Beziehung auf bie herzlichen Bünſche fir 
die Sicherheit, das Gedeihen und die Dauer des republikaniſchen Spjtant 
in diefem Lande beſtehe“. 


6. März. Präf. Lincoln tragt behufs a Abſchaffung der Skla— 


verei, zunächſt in den ſogenannten Gränzftaaten, beim Congreß darauf an, 
zu beſchließen: 

„daß die Vereinigten Staaten mit jedem Staate, ber eine allmälix 
Aufhebung ber Sklaverei befchlichen mag, zuſammenwirken, indem fie einen 
folgen Staat mit Geld unterftügen, das von demſelben nach feinem Gr: 
meſſen zur Ausgleichung ber Öffentlichen und privaten Unzuträglichkeiten ver: 
wendet werben mag, bie durch einen folhen Syſtemwechſel hervorgebracht 
werden können“. 

Botſchaft des VPräfidenten: „.. . Wenn ber in der Mefolution 
enthaltene Vorſchlag die Billigung bes Congreiles und des Landes nicht er: 
hält, jo bat e8 fein Bewenden; wenn er aber ſolche Billigung findet, dann 
halte ich es für wichtig, daß die unmittelbar betheiligten Staaten und Be 
dölferungen fofort beflimmt von der Thatſache in Keuntniß gefeht werden, 
bamit fie zu erwägen beginnen mögen, ob fie ihn annehmen oder verwerfen 
folen. Die Bundesregierung würde an einer folhen Maßregel, ale einem 
ber wirkfamften Mittel der Selbfterbaltung, im höchſten Grade intereflrt 
fein. Die Leiter der beftehenden Inſurrektion tragen ſich mit ber Hoffnung 
daß die Regierung fchlieglich gendthigt fein werde, die Unabhängigkeit eines 
Theils bes ungufricdenen Bchiets anzuerkennen, und daß alle Skiavenſtaaten 
nördlih von ſolchen Gebieten fagen werden: „Da bie Union, für die mit 
— haben, bereits hinüber iſt, fo wollen wir nunmehr mit der jübs 
ihen Sektion gehen“. Eie biefer Hoffnung berauben, endet wefentlid dit 
Mebellion, und die Einweihung der Gmancıpation zerftört biefe Hoffnung 
volftändig, da es fi für alle Staaten, bie fie einweiben, nicht darum hanbelt, 
dag fämmtliche Staaten, welche Sflaverei dulden, fehr bald, wenn überhaupt, 
Emancipation anbahnen werben, fondern darum, baß, während das Antt: 
bieten gleihmäßig allen gemacht wird, bie nörblihern Staaten es durch eint 
ſolche Anbahnung ben füblichern Mar machen, daB tn keinem Falle die er 
ftern fi den legtern in ihrer vorgefchlagenen Gonfbderation anfclichen 
werben. Ich fage „Anbahnung“, weil nach meinem Dafürhalten alimälige 
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und nicht plöglide Emancipation für alle beſſer ik. Vom rein finanziellen 
oder pecuniären Sejichtspunfte aus Füunen alle Mitglieder bes Gongrefies 
mit den Genfustabellen und ben Schakamtberidhten vor fiy leicht fehen, wie 
bald ber laufende Aufwand bdiefes Kriegs um einen anfländigen Preis alle 
Sklaven in irgend einem Staate erfaufen würde. Kin folder Vorſchlag 
feitens der Bundesregierung räumt der Bundesgewalt kein Recht ein, mit 
der Sklaverei innerhalb der Grenzen eines Staats fih zu befafien, indem 
die abfelute Entſcheidung über die Same in jedem Falle bem unmittelbar 
betbeiligten Staate und feiner Bevölkerung überlafien wird. Sie ift als eine 
Sache ihrer völig freien Wahl in der Jahresbotſchaft vom legten December 
biungefteüt worden. Ich hielt es für angemeſſen, zu jagen: „Die Union muß 
erhalten und deshalb alle unabweislichen Mittel angewendet werden.” Ich 
jagte das nicht haftig, fondern mit Vorbedacht. Krieg if ein unabweisliches 

vo Mittel zu diefem Ende geweſen und wird es bleiben. Eine praftifche Wieder⸗ 
anertennung ber nationalen Autorität würde den Krieg unndthig machen 
und er würde fofort aufhören. Wenn aber der Widerſtand fortdauert, fe 
muß aud der Krieg fortdauern, und es ift unmöglich, alle die Zwiſchenfälle, 
die ihm begleiten, all bas Verderben, das ihm folgen mag, vorauszuſehen. 
Sole Fälle, welche unadweislich erfcheinen ober augenfällig große Wirk: 
ſamkeit zur Beendigung des Kampfes verfprehen mögen, müſſen und wer: 
ben eintreten. Obwohl die jegt gemachte Propoſition nur ein Vorſchlag if, 
fo boffe ih do, man wird feinen Anftoß nehmen, wenn man fragt, ob 
die angedeutete pecuniäre Rüdfiht für die Staaten und PBrivatperfonen nicht 
von größerem Werthe ift, als die Anftitution und das Eigenthum darin 
beim gegenwärtigen Stand der Dinge. Während e8 wahr ift, daß bie Ans 
nahme der vorgejchlagenen Refolution nur eine einleitende und nicht in fich 
ſelbſt eine praftifhe Maßregel fein würde, wirb fie in der Hoffnung em: 
pfoblen, daß fie bald zu wichtigen Ergebniffen führen würde. In voller 
Würdigung meiner großen Verantwortlichkeit gegen meinen Gott und mein 
Land, bitte ich dringend um bie Beachtung dieſes Gegenftanbes ſeitens bes 
Congreſſes und des Volks.” 


6.—8. März. Giegreihe Gefechte der Bunbestruppen unter Siegel bei Pea-Ridge 
(Arkanſas). 

9. März. Seegefecht zwiſchen den Panzerſchiffen Merrimac und 
Monitor auf der Rhede von Norfolk. Gewaltiger Eindruck dieſes 
erſten Seegefechtes von Panzerſchiffen in Europa. 

10. „ Die Bundesarmee rückt bis Manaſſas vor, das die Armee des Süd⸗ 
bundes verlafien, nachdem fie alles verbrannt und die Brüden zerftört hatte. 
Der Rückzug der Südbundsarmee wird für ein firategifches Meiſter⸗ 
werk gehalten. 

11. „ Das Repräſ.⸗Haus genehmigt die Sklavenemancipations= Bill 
bes Bräfidenten (v. 6. März) mit 88 gegen 31 Stimmen. 

» u Die Unionstruppen befehen Florida. 

17. „ Tagsbefehl M'Clellans an die Potomac:Armee: 

Ich habe Euch bisher untbätig gelaffen, bamit Ihr der Rebellion den 
Tobesftoß verfegen möge. Es mußte eine furdtbare Artillerie geichaffen 
werden, unb bie Potomac-Armee ift jegt cine wirfliche Armee, prachteoll in 
ihrem Drateriale, wunderbar in Zufammenfebung und Mannszucht, herrlich 
bewaffnet und ausgerüflet. Der Moment zur Action ift gelommen. ...“ 

18. März Die Erpebition Burnfide's nimmt Newbern in Norbcarolina. 

23. „ Gefecht bei Wincheſter im Birginiathal; General Jadjon wird von ben 
Unionstruppen zurüdgeworfen. 

9. „ Der Senat votirt 13 Mil. Doll. für ben Bau von Panzerſchiffen. 

„»  . Die Unionstruppen unter Gen. Mitchell befegen Hautenille in Alabama- 
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1. April. Die Expedition gegen Neworleans beginnt ihre Operationen. 
5. „ Ankunft der Unionsarnee unter M’Elellan vor Yorktown. Belagerung 
Yorktowns. 

6.17. „ Schlacht bei Pittburg-Landing in Teneſſee; die Armee bes Sudbundes 
unter Gen. Beauregarb zieht ſich in ihre Verfhanzungen bei Korinth zuräd. 

8. „ Inſel Nr. 10 ergibt fi den Unionsiruppen; der Miffiffippi fteht dadurch 
ben Unionstruppen bis Memphis offen. 

411. „ Fort Pulasfi in Georgia ergibt ſich den AUnionstruppen. 

418. „ Der Präfident unterzeichnet in Uebereinftimmung mit beiden Hänfern_ bee 
Congreſſes bie Acte, durch welche bie Sklaven im Diſtrikte Columbia (Wat - 
bington) emantcipirt werben follen. 

19. „ Die Potomacflotile iſt den Rapahannokfluß binaufgefegelt und bejegt 
Tappahannok ohne Widerſtand. 

24., Während M' Clellan Yorktown belagert, rückt M'Dowell über Frederik sburg 
gegen Richmond vor und parallel mit ihm Gen. Banks über Newmarlfet 
und Sparta. 

„ „ Die Bundesflotte hat nad) fehstägtgem Bombarbement bie unterhalb New: 
orleans gelegenen Forts zum Schweigen gebradht und fährt firemanfmwärts. 

. Sen. Butler fegt 4000 Mann an's Land. 


26. „ Neworleans ergibt fih den Bundestrupen, nahdem der jüt- 
bündifche Gen. Lovell bie Stadt mit feinen Truppen geräumt batte. 


28. „ Die Eongreßmitglieder des Südbundes verlafjen größtentheild das von ber 
Bundesarmee bedrohte Richmond, 


3, Mai. Die Truppen des Südbundes räumen Yorktown und Wiliameburg 
(6. Mai) und ziehen fi über den Chicahominy zurüd, 


9. „ Ein Tagesbefehl des General Hunter erflärt anf Grund des Kriegsrechtet 
alle Sklaven in Sübdcarolina, Florida und Georgien frei. 


410. „ Die Sübdbündiſchen fprengen die Panzerfregatte Merrimac ſelbſt in die Luft. 


19. „ Präf. Lincoln besavouirt die Proclamation bed Generals Hunter v. 9. Mai: 
„... In Erwägung, daß diefe Proklamation Aufregung und tip: 
verftändniffe hervorruft, proflamire und verfünde ih, Abraham Lincoln, 
Präfident ber Vereinigten Staaten, baß die Regierung der Bereinigten Staaten 
weder wußte noch ahnte, daß General Hunter die Abſicht hegte, eine ſolche 
Proclamation zu erlaſſen; ebenfomwenig hat fie bis jegt eine authentiſche 
Kunde, daß das Schriftftüd echt ift. Ferner ift weder General Hunter, noch 
irgend ein Anberer von ber Regierung ber PBereinigten Staaten ermächtigt 
worden, eine PBroclamation zu erlaflen, welche die Sklaven irgend eince 
Staates für frei erflärt, und bie in Rede ftebende Proflamation, fei fie 
nun echt oder falſch, ift durchaus ungültig, jo weit es jene Erklärung an: 
belangt. Ich mache ferner befaunt, daB ich die Fragen: ob mır als 
Dberbeiehlehaber der Armee und Flotte die Befugniß aufteht, die Eflaven 
in irgenb einem Staate oder in mehreren Staaten für frei zu erflären, 
und ob die Ausübung folcher etwaigen Befugnig za irgenb einer Zeit 
oder in irgend einem Il zur umerläßlichen Frothwendigfeit für bie Gr: 
haltung des Nationalbeftandes geworben ift — krafi meiner Verantwortlich: 
feit meiner eigenen Erwägung vorbehalte, und baß ich mich nicht berechtigt 
fühle, biefe Fragen der Entfcheibung der im Felde ftehenden Militärbefehls: 
haber zu überlafjjen. Diele Fragen find ganz verfchieden von Polizewerord⸗ 
= nungen für Armeen und Feldlager. Am 6. März empfahl ih in einer 
Spezialbotigaft den Eongrefje bie Annahme einer Erklärung, dahin: „ „ba 

bie Regierung der Vereinigten Staaten in jedem Staate, welder eine all: 
mälige Abſchaffung der Sklaverei einführen will, ihre Mitwirkung leihen 
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werbe, indem fie ſolchem Staate eine Vergütung für bie durch folden Syſtem⸗ 
wechſel entfiehenden Bffentlichen und privaten Ungelegenheiten anbiete.““ 
Der Beſchluß wurde von beiden Häufern des Congreſſes mit großer Mehr⸗ 
beit angenommen, und fteht jebt da als ein authentifcher, unzweideutiger 
und feierlicher Borfchlag ber Nation an die Einzelflaaten und an das in ber 
Sade unmittelbar betheiligte Voll. An das Volk diefer Staaten richte ich 
nunmebr meinen ernftlihen Mahnruf. Sch führe feine Gründe für die 
Maßregel an; Ihr felbft werbet Euch biefe Sründe Mar maden können. 
Ihr könnt, ſelbſt wenn Ihr wolltet, gegen bie Zeichen ber Zeit nicht blinb 
fein. Ich erſuche Euch infländig um eine ruhige und umfichtige Erwägung, 
welche ſich weit über perſönliche und politifche Parteirüdfichten erheben jollte. 
Diefer Vorſchlag Tabet zu gemeinfamem Handeln für einen gemeinfanten 
Zweck ein: er macht Niemanden einen Vorwurf. Er fpielt nit ben Phas 
rifäer. Der Wechſel, welchen er beabfichtigt, würbe milbe wirten, . wie ber 
Thau des Himmels, er würbe nichts gewaltſam zerreißen, er würde nichts 
zertrümmern. Wollt Ihr dem Vorſchlag kein Gehör fhenten? In ber ganzen 
Bergangenbeit ift durch eine einzige Anfrengung nicht jo viel Gutes bewirkt 
worden, wie von ber göttlihen Vorſehung jetzt in Eure Hände gelegt if. 
Möge bie ferne Zukunft nicht zu beklagen haben, daß Ihr die günflige Ges 
legenheit verfäumt Habt.” 

W. Mai. Die Bundespanzerflotte fährt den Jamesfluß hinauf, doch ohne viel 
auszurichten. Die Vorhut M’Clellans ift bis 15 Meilen vor Richmond 
borgerüdt. 

3. „ 15,000 Mann Truppen bes Sübbundes greifen Gen. Banks bei Winchefter 
an; Banks geht Über den Potomac zurüd und wirb von Virginien bie 
Maryland verfolgt. Schreden in Washington. 


N. „ MDowel iſt über den Rapahannok gegangen und bis 6 Meilen über 
Frederiksburg vorgerüdt. 

0.131. Mai. Schlahten um Richmond bei Swen Pines und Fair Dale, 
Beauregard greift an und wird zurüdgetrieben. 

HA. Mai. Die Südbündiſchen haben Korinth (Tenefjec) geräumt und fih nad 
Grand Junction und von ba fübmwärts zurüdgezogen. Gen. Banks rüdt 
wieder in Virginien vor. 


8. Juni. Gefecht bei Eross Keys (im Shenanboathale). 

0. „ Bernichtung der fünbünbifhen SKanonenbootflotille und Mebergabe von 
Memphis (am Mifliffippi) an bie Bunbestruppen. 

16. „ Echlappe ber Bunbestruppen bei Charleſton (in Sübcarolina). 


18. , Bidsburg (am Miffiffippi) wird von einem Unionsgeſchwader umfonft 
elagert. 


W. „ Beide Häufer des Congreſſes haben mit entſchiedener Majorität ein Gefch 
genehmigt, das die Sclaverei in allen fog. Territorien ber Union unterfa t: 
„Damit die freiheit aller Orten, wo ber Bund bie Macht hat und bie 
Befugniß, einzugreifen, das Grundgefeg (fundamental law) bes Landes jei 
und ewig bleibe, wird verorbnet: daß vom Erlaß gegenwärtigen Geſetzes an 
in feinem jest beſtehenden, oder fünftig zu bildenden, beziehungsweiſe zu 
erwerbenben Bundesterritorium die Sclaverei ober unfreiwillige Dienftbarteit 
eriftiren foll, ausgenommen als Strafe für Verbrechen, beren der Inculpat 
in aller Form Rechtens ſchuldig befunden worden iſt.“ 
5. „ Bräf. Lincoln verfügt die Vereinigung ber brei Armeen unter Fremont, 
Banks und M’Dowell zu Einer Armee unter Gencral Pope. . 


%6. Juni bis 2. Juli. Schlachten um Richmond. W’Glellan wird gefchlagen 
und muß fi zurückziehen. 
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416. Juli. Die Mehrheit der Gongreßmitglieber aus den Grenzſtaaten (Kentudy, Birgi 
nia, Miffouri, Teneffee und Maryland) lehnt den an fie gerichteten dringenden 
Aufruf*des Präfidenten zu Suuften einer burdgreifenden Eman cipations: 
politit ab und fpricht ſich entichieben für Beibehaltung ber Sklaverei aut 
obgleich der Präfident erflärte, daB nur die Annahme feines @mancirations: 
planes ihn von dem Drude ber täglich dringender werdenden Abolitioniſten 
partei befreien werbe. 

17. Zuli. Der Präfident genehmigt das zwifhen ihm und bem Gongreß verein 
barte fog. Eonfisfationsgefeg. Der Gongreß vertagt fid. 

23. „ General Halled wird zum Generaliffiimus ſämmtlicher Lanbtruppen ba 

& Union ernannt. 

24. „ Gin Ausfhuß angefehener Männer von Newyork verlangt vom Bräfiten 
ten Lincoln ben Erlaß einer Stlavens@mancipations:Proclamation : 

„... Und darum geſchieht es, daß wir in volllommcuer Einmütbigfel 
mit größtem Reſpect, aber dringend ben Präfibenten angeben, daß er h 
feiner Eigenſchaft als Oberbefehlshaber von Land: und Seemadt ber Be: 
einigten Staaten handle und auf der Stelle den Befehl erlafle, welde 
bem Aufftand feine große Quelle von Kraft nehmen wirb, während der 
feindlichen Heere Abbruch geſchieht, indem viele Offiziere und Mannſchaten 
ihre eigenen Wohnfige zu vertheidigen haben werden. Und wir verſichern 
bem Bräfidenten, daB in diefem wie in jebweben Act feiner Megierung bat 
Bolt der freien Staaten ihn unterftügen wird, während bie, ganze cioilihrt 
Belt Beifall jauchzen wirb zu der Erflärung ber Befreiung.“ 


5. Aug. Die Belagerung Vicksburgs wirb von ber Unionsregierung aufgegeben 

9. „ Gefecht bei Cedar Mountains zwifhen Jacſon und Banks. Jacſon muf 
muß fi zurüdzieben. 

16.717. Aug. Die ganze Bundesarmee unter M’Clellan zieht fih vom Chic: 
hominy Hinter ben Rappahannok zurüd. 

23. Aug. Gen. Pope vereinigt fi mit M’Clellan am Aquia Kreek. 

23.—30. Aug. Gefechte zwiichen der Bundesarmee und der Armee des Sübbunde. 
Schließliche Niederlage ber Bundesarınee. Washington ſelbſt ſcheint 
von der fiegreichen Armee des Sübbundes bebroht. 


1. Sept. MElchen wird zum Kommandanten ber Befeſtigungswerke von Bat: 
bington ernannt. 

2. „ Die Bundestruppen räumen Gentreville; bie ganze Bunbesarmee zieht fih 
hinter die Feilungswerfe um Washington zurüd. 

5. „ Die Sübbündifchen bedrohen Washington. Neworleans wirb von Gen. 
Bretenridge bedroht, Gen. Butler rüftet zur Abwehr. 

9. „ Gen. Jackſon geht mit einer Armee bes Sübbundes Über den Potomac. 


10. „ MClellan rüdt wieber ins Feld. — Der Kriegeminifler Staunton wird 
entlaffen. 

16./47. Sert. Schlacht bei Antietam. Sieg M’Clellans. Die Ei: 
bundsarmee geht am 19. wieder über den Potomac zurfld, rettet inbep ihre 
Bermunbeten und ihre Bagage. 

22. Sept. Präfident Lincoln erklärt durch PBroclamation die even: 
tuelle Befreiung aller Stlaven der Rebellen; bie Habeas-corpes- 
Acte wird fufpendirt und der Belagerungszuftanb über die gefammten Ber: 
einigten Staaten verhängt: a 

. BProclamation Lincolns Der Präfinent ſpricht ſich im berfelben 
dahin aus, ber Krieg müſſe fortgefegt werben, um bie verfaffungemähigen 
Beziehungen zwifgen ben Staaten berzuftellen. (Er werde dem Gemgrelie bei 
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feinem Wieberzufammentritt bie Annahme einer practifchen Maßregel em: 
pfehlen,, behufſs einer den rebelliſchen Staaten anzubietenden Geldentſchädi⸗ 
gung für bie Freilaffung ihrer Sklaven. Auch bie Bemühungen für Effavens 
Golonifirung würden mit beren Einwilligung fortgefeßt werden. Der Präs 
fident erklärt ferner, daß vom 1. Januar 1863 ſämmtliche Sklaven eines 
Staatentheiles, befien Einwohner fi zu biefer Zeit im Aufflande gegen bie 
Bundesregierung befinden , von da an für alle Zeiten frei fein follen. Die 
Bunbes:Erecutivgewalt, fowie alle Militärs und Flottenbehörben werben bie 
Freiheit folcher Perfonen anerkennen und aufrecht erhalten, und werben ſich 
jeden Schrittes enthalten, um Bemühungen berfeiben zur Griangung ihrer 
Fhatfählihen Freiheit entgegenzutreten. Die Bundesregierung wird am 
1. Zanuar die Staaten und Staatentheile, welche fi zu jener Bei im Auf⸗ 
flande befinden, nambaft maden, und wenn ein Staat ober befien Bevdl⸗ 
terung am 1. Xanuar durch regelrecht von ber Mehrheit wahlberechtigter 
Bürger gemählte Abgeordnete im Congreſſe der Vereinigten Staaten vertreten 
iR, fo fol bieß in Abwefenbeit ftarfer Segenbeweife als enbgiltiger Beweis 
für die Loyalität des betreffenden Staates ober Staatentbeild angeſehen wer⸗ 
ben. Der Pröfident befiehlt den Militärs und Flottenbehörden, ganz bes 
ſonders diejenigen Gongreßacte zu berüdfichtigen, welche bie Rückgabe flüchs 
tiger Sklaven verbieten, und lenkt ihre Aufmerljamteit auf ben bie Sklaverei 
fpeziell beircffenden Theil der Eonfiscationsactee Schliehlich wird in biejer 
Brollamation bemerkt, es werbe die Bunbeöregitrung gelegener Zeit ben 
Antrag befürworten, daß fämmtliche während ber Rebellion loyal geblie- 
benen Bürger, nach Wiederberftellung der conflitutioneflen Beziehungen, für 
alle ihre Verluſte, einichliefflih ben Berluft ihrer Eflaven durch die Bers 
einigten Staaten entichähigt werben fellten. 

24. Set. Berfammlung von Gomerneuren ber nörblichen Unionsſtaaten in Al: 
toona (Pennfyivanien), auf Einlabung ber Gonverneure von Ohio und 
Bennfylvanien, um über bie Lage der Union zu berathen. 


27. „ Die Souverneure von 16 Staaten richten an Lincoln eine Zuflimmunge- 
adrefje zu feiner Proclamation v. 22. Sept. 


3.75. O8. Glüdliches Gefecht der Unionstruppen unter Gen, Roſenkranz bei Ko: 
rinth (Teneffee) Aber bie füdlihen Generale Brice und van Dorn. 


8 „ Ein Tagsbefehl M'Clellans verbietet in ber Armee jebe Discuffion über 
bie Sflavenbefretungsproflamation Lincolns. 


9. „ Glüuͤcliches Gefecht ber Unionstruppen unter Gen. Buell über bie Truppen 
bes Sübbundes unter Gen. Bragg. 


413. „ Ein demofratifches Meeting in Newyork erflärt fich gegen bie Broflamation 
Lincolns und gegen die republifanifche Partei. 


14. „ Wahl der Staatebeamten und Gongreßmitglieber in Pennuſylvanien und 
mehreren andern Staaten. Die demokratiſche Partei erringt weſent⸗ 
lie Erfolge über bie republifaniiche. 

20. „ Ber Eongreß bes Sudbunds beſchließt: „ber Präfident der Sudſtaaten iſt 
u Bergeltungsmaßregeln ermädstigt gegenüber der Negerbefreiungsmaßregel 
Bincoine und anderen Barbarcien des Feindes. 


4 Nov. Wahl der Staatsbeamteten und Gongreßmitglieder in weiteren 10 Staa: 
ten ber Union. Die demokratiſche Partei Kun neuerbings weſent⸗ 
liche Erfolge Über die republilanifge, namentlih im Staate Newport. 

17. „ MGlelan wird bes Oberbefehls Über bie Potomacarmee enthoben und 
General Burnfibe zu feinem Nachfolger ernannt. 


[4 
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19. Nov. Ein Tagsbefehl Burnfide's theilt die Polomacarmee in drei Divifienen 
unter Sumner, Franflin und KHopler, mit einer Referve unter Siegel. 
Die Unionsarmee befeßt die nördlichen, bie Armee des Südbundes bie für: 
lichen Ufer des Rapahannof. 


2. Dec. Wiederzufammentritt des Congreffes in Washington. Botſchafit 
bes Präfidenten: 

„.. . Wenn ber Zuſtand der auswärtigen Beziehungen auch weniger 
erfreulich ift als in früheren Zeiten, jo ift er doch jedenfalle befriebigener, 
als eine in fo unglüdliher Zerrüttung befindliche Nation hätte ermarten 
bürfen. Im vorigen Juni waren gewille Gründe zu der Annahme vor: 
handen, daß die Seemädhte, welche bei Beginn der amerifanifchen Wirten 
die Aufftändifchen fo unweiſe und unnöthig als Kriegführende anerfannten, 
bald jene Stellung aufgeben würden, die fih für fie felbfi nur weniger 
nachtheilig erwiefen bat, als für Amerika. Aber vorübergehende Yiekcr: 
lagen, welche die Unionswaffen fpäter erlitten, und welche von unloyalen 
Bürgern im Auslande in übertriebener Weife bargefiellt wurden, haben 
bisher jenen Alt ber einfacher Gerechtigkeit verzögert.” ... Im weiteren 
Verlauf flellt der Präfident eine Trenuung der Union als ein Unding dar 
und fagt: „Es gibt feine Linie, mag fie nun gerabe oder frummı fein, welde 
ale Grenzlinie für den Fall einer Trennung dienen könnte. Unfer Strat 
gehört uns felbft und ben kommenden Gejchlechtern ber Menſchen an und 
er kann nicht mit bem Dahinſchwinden einer einzigen Generation ohne Con: 
vulfion auf immer vertufcht werden.” Der Präfident empfiehlt ſchließlich 
folgende Refolutionen: „Der Unionscongreß beichließt, daß, weun zwei 
Drittel beider Häufer fih damit einverftanden erklären, bie folgenden Ar. 
titel ben Legislaturen oder Gonventen ber einzelnen Staaten als Amend: 
ments zu ber Bundesverfaſſung vorgelegt werden unb daß alle ober einzelne 
biefer Artikel, wenn fie von drei Vierteln biefer Legislaturen oder Convente 
ratifteirt find, als Theil ober Theile ber Verfaſſung giltig fein follen. 
Art. 1. Jeder Staat, in welchem bie Sklaverei jetzt befteht und welder 
fie zu irgend einer Zeit vor dem Januar des Jahres 1900 anjbebt, 
ſoll folgende Entſchädigung von den DBereinigten Staaten erhalten: Tie 
Präfiventen ber Bereinigten Staaten follen jedem folcher Staaten für 
jeden Sklaven, von welhem man weiß, daß er fih zur Zeit bes achten 
Genfus ber Vereinigten Staaten darin befand, Bons der Vereinigten 
Staaten übergeben, welche gewille Zinfen tragen, und zwar foll dies 
in Terminen ober. mit Einem Male gefchehen, je nachdem bie Auf: 
bebung almälih ober mit Einem Dale Statt gefunden hat. Jeder Staat, 
welder die Sklaverei, nachdem er biefe Bons erhalten bat, einführt otet 
buldet, fol die Bons nebf den Zinfen den Pereinigten Staaten zurüd: 
erftatten. Art, 2. „Alle Sflaven, welche bie Freiheit durch das Glüd dei 
Krieges zu irgend einer Zeit vor Beendigung der Rebellion erlangt haben, 
ſollen für immer frei fein. Loyale Eigenthilmer follen jedoch Entfhädigung 
erhalten. Der Congreß barf Geld bewilligen und Vorkehrungen treffen, um 
Niederlaffungen freier Neger mit beren Einwilligung an Orten, bie außer 
balb ber Vereinigten Staaten liegen, zu gründen.” Präſident Lincoln et: 
blict in der Annahme biefer Refolutionen ein ficheres Mittel zur Wieder: 
herſtellung der Union, bemerkt indeffen: „Ich empfehle biefen Plan, nicht 
jedoch in dem Einne, als ob eine Wicberherftellung ber Nationalautoritit 
nicht aud ohne deſſen Annahme erzielt werden könnte. Weber dem 
Kriege noch der Emaneipationsproflamation wirb burch bie Emfehlun bieled 
Planes Einhalt gethan, aber feine frühzeitige Annahme würbe ohne Ami 
bie erwähnte Wieberherftellung im Gefolge haben und bamit jenen Dingen 
Einhalt thun. Diefer Plan würde rajcher zum Frieden führen unb weniget 
koften, als wenn wir uns bloß auf die Gewalt verließen. Viele Einwände 
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mögen erhoben werben; allein die Frage, um bie es ſich handelt, iſt bie, 
ob fih irgend etwas Befleres erfinnen oder thun läßt. Andere Mittel möch⸗ 
ten vielleicht Grfolg haben; biefes aber Tann nicht mißglüden. Der 
Weg ift Klar, friedlih, ebelmüthig und gerecht. Wenn wir ihn einichlagen, 
fo wird die Welt ihn auf immer gutbeißen und Gott ihn auf immer fegnen.” 

13. Tee. Mörderiſche Schlacht bei Frederikoburg. Nieberlage ber Bunbess 
armee unter Burnfibe. Derjelbe geht über ben Rappabannof zurüd. 

7. „ Das Repräfentantenhaus genehmigt Lincolns Emancipationsproflamation 
mit 78 gegen 50 Stimmen. 

9. „ Der Senat ordnet eine Unterſuchung über die Schlacht von Frederiksburg an. 

2. „ Miniflertrifis. Seward und Chafe geben ihre Entlaffung ein, ber Prä⸗ 
fident nimmt fie nicht an und diefelben bleiben wieder. Burnfide übernimmt 
bie ganze Verantwortlichkeit für bie Schlacht von Frederiksburg. " 

dd. „ General Butler in Neworleand wirb abberufen und durch General Banke 


39. „ Gefechte bei Murfreesborougb (Zeneflee). 


2. Merico. 


6.7. Jan. Die franzgdf. und engl Erpebitionscorp6 langen in Bei 
erug at. 
10. „ Die Bevollmäctigten ber brei Alliirten erlaflen eine nad; einem Entwur 
bes General Prim ausgearbeitete Broclamation an bie Mericaneı 
„Mericaner, die Repräfentanten Englands, Frankreichs und Spanien 
kommen einer Pfliht nad, indem fie euch von ihren Abfichten gleich na 
ihrer Ankunft auf dem Gebiete der Republik in Kenntniß ſezen. Die Ber 
legung ber Verträge feitens eurer verfchiebenen Regierungen und bie ohn 
Unterlaß bebrohte indivibuelle Sicherheit unferer Landsleute haben die Eme 
bition nothwendig und unerläßlich gemacht. — Diejenigen, bie euch glaube 
machen wollen, daß fib hinter fo gerechten Anfprüden Pläne ber 6 
oberung, der NReflauration und der Einmifhung in eure Politik und Ber 
waltung bergen, ‚betrügen euch. Brei Nationen, welde eure Unabhängig 
teit in loyaler Weiſe anerkannten, haben auch ein Recht, zu verlangen 
daß man ihnen eblere Gefinnungen und nicht bie Abficht, euch betrügen ;1 
wollen, zutraue. — Die brei Nationen, bie wir repräfentiren, "und bera 
vornehmftes Suterefie die Erlangung einer Genugtbuung für bie ihnen an: 
gethanen Unbilden ift, haben erhabenere Beweggründe von allgemeinere 
und vortheilhafterer Tragweite; fie kommen, um die Freunbeahand einen 
Volke zu reihen, an weldes bie Vorſehung alle ihre Gaben verfchwenbe 
bat und welches einen fchmerzlihen Anblid gewährt, indem es feine Kräft 
und feine Lebensfähigfeit in Bürgerfrienen und fortwährenden Zudungen 
abnüßt. — Dies ift die Wahrheit und wir, bie beauftragt find, euch biefe 
Wahrheit auseinanderzufegen, thun es nur in der Abfiht, an euerer Zu: 
kunft zu arbeiten, die uns intereffirt, nicht aber, um Krieg gegen euch ju 
führen. Euch, und nur euch, ohne irgendwelche frembe Einmiſchung muß 
daran liegen, euch in folider und dauerhafter Weile zu conftituiren. ‚Gun 
Wert wird ein Werk der Wiedergeburt fein, die von allen Jenen beifälig 
begrüßt werben wird, bie in irgend einer Weiſe dazu beigetragen haben 
werben. Das Uebel ift fchwer, bie Heilung thut dringend noth, und heult 
oder nie könnt ihr euer Glück felbft machen. — Mericaner, bört auf, die 
Stimme der Verbündeten, die für euch ein Nettungsanker in bem ringe 
um euch ber tobenden Orcane ift, ſchenkt ihrer Aufrichtigkeit und ihren 
edlen Abfichten unbedingtes Vertrauen , fürchtet “euch nicht vor bösmwiligen 
und unrubigen Geiftern. Euere entfhloffene Haltung wird fie zum Schweigen 
bringen, während wir dem großartigen, durch Ordnung und Freiheit A 
fiherten Schaufpiel euerer Wiedergeburt ruhig beimohnen werben. — „N 
ſolchem Sinn wirb man uns, wir find befien fiher, in lebter Inſtanz auf: 
faflen; die hervorragenden Männer des Landes, an das wir unſere Stimmt 
rihten, werben uns bergeftalt begreifen und bie guten Patrioten werden 
nothgebrungen eingeftehen müflen, daß cs, anftatt zu ben Waffen zu greifen, 
beffer if, der Vernunft Gehör zu geben, ber allein im 19. Zaprhundert 
das Recht des Triumphes zuſteht.“ 


\ 
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S. Jan. Die Bevollmächtigten ber drei Alliirten können fig nicht einigen, Ihre 
refr. Entfhäbigungss Forderungen an bie mericaniihe Regierung 
als ein gemeinfames Ultimatum zu formuliten; ber fpanifhe und ber 
englifche Bevollmädtigte weigern fich bie franz. Forderungen zu unterftüßen, 
weil theils exceſſio Ihells der Belege entlehnend (Forderung Jeder). 


IM. Semeinfame Note ber Bevollmädtigten ber Alliirten an 
ben PBräfidenten von Merico: 

„Die unterzeichneten Bevollmächtigten zc. haben bie Ehre Ew. @rc. mit» 
zutheilen, daß fie von ihren refp. Regierungen beauftragt find, Ihnen ein 
Ultimatum vorzulegen, in dem ihre gerechten Reclamationen auseinander: 
gelent fein werben... . Tie unterzeichneten, mit bem Bertrauen ihrer 

egierungen bekleideten Mepräfentanten haben indeß nicht geglaubt, baß es 
genüge, ihre Beſchwerden darzulegen und beren fofortige Abhülfe zu fordern. 
indem fie den gegenwärtigen Zuſtand Merico’s in Erwägung ziebe, find fie 
ber Anfiht, daß ihre Nufgabe ein höheres Ziel und einen ebleren Zweck 
haben fünne .... Die drei allürten Nationen können nidt beargwohnt 
werben, die Unabhängigfeit Mexico's antaften zu wollen. Der Rang, bei 
fie in Europa einnehmen, die Loyalität, von ber fie immer Beweiſe gegeben, 
follten fie vor jebem derartigen Argwohn bewahren. Tagegen fireben fie 
allerdings babin, bak ein von ber Vorjehung fo reich ausgeftattetes Land 
"wie Merico nit durch die Unficherheit der Gewalt fo viele koſtbare Güter 
zu Grunde geben unb baburd nothwendig ben Untergang der Republik 
herbeiführen laſſe. Wir find bier, um tie Zeugen und, wenn nöthig, die 
Beſchütßer ber Regeneration Mexico's zu fein. Wir fommen feiner definis 
tiven Organifation beitzuwohnen, obne irgenbiwie weber in bie Form feiner 
Regierung no in feine innere Verwaltung uns einmifchen zu wollen. 
Den Mesicanern allein ftebt das Urtheil barüber zu, welche Inſtitutionen 
ihnen am beften zufagen, welche am beften ihren Bebürfniffen und der 
Eivilifation des 19. Jahrhunderts entfprehen. Wir fönnen dem mericas 
niſchen Volke nur die Bahn weifen, die es am ficherfien zum Wohlergehen 
führen wird. Es allein, ohne frembe Einmifhung und geleitet von feinen 
eigenen Inſpirationen, fol biefen Weg betreten. So nur wird fi in einem 
fo oft von Umwälzungen beimgefuchten Lande ein feiter und bdauernder 
Zuſtand ber Dinge gründen faflen; fo allein wirb es die Erfüllung feiner 
internationalen Pflichten Teicht finden und im Innern Ordnung und reis 
beit herrſchen lafſen.“ 

19. „ Bericht des engl. Bevollmächtigten au ſeine Regierung über die bis⸗ 
berigen Maßregeln ber Alliirten: 


„... Wir bielten ben Ton ber Note an Juarez fo friedlich und vers 
jöhnlih als möglih, um die gemäßigten und vernünftigen Mitglieber der 
mericanlihen Regierung zu bewegen, unfere Intervention eher in freund: 
licher ala feindliher Weile aufzunehmen. Da die Mericaner beichloffen 
haben, ihre Häfen im Stich zu laffen und ihre Streitkräfte Im Innern zu 
concentriren, jo können wir fie nirgends faffen, ald wenn wir ihnen dahın 
folgen und ihnen mit Gewalt unjere Bedingungen auflegen würden, was 
mit denjenigen Streitfräften, wie fie bie Allüirten 3. 3. bier haben, ganz 
unmöglih wäre, zumal bei dem Wiberftande, den der fpanifche Theil der⸗ 
ſelben von Seite ber gefammten Benälferung finden würde, Dagegen wäre 
e& auch mehr als unflug, eine fo große Zahl europäiſcher Truppen beim 
ſchnellen Heranmaben ber ungeſunden Jahreszeit bier im einer fo Tleinen 
Stadt wie Beracruz beifammen balten zu wollen und es wurbe daher be⸗ 
f&hlofien, daß es durchaus umerfäßlich ſei, weiter ins Innere und wenigſtens 
Bis auf das erfte Plateau, anf dem bie Stäbte Jalapa, Gorbova und 
Orizaba liegen, vorzurüden. Um aber babin zu gelangen, müßten bie 
Truppen einige böcdft gefährliche Bergpäſſe, welche die Mexicaner bereit® 
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befeſtigt haben und zu vertheidigen entſchloſſen find, überſchreiten. Biete 
Erwägungen überzeugten ben General Prim und mich, daß wir nett: 
gebrungen mehr durch Weberredung als mit Gewalt zu erreihen trachten 
müßten. Daher ber überaus verfühnlihe Ton unferer gemeinfamen Wet: 
an die mericanifhe Regierung. Die brei Offiziere, welde fie nah Mcricc 
brachten, hatten bie Inftruftion, zugleich mündlich gefundere Standorte fur 
die alliirten Truppen zu verlangen und zu diefem Ende hin auf Salara 
und Orizabe hinzuweiſen, foferne bie mexicaniſche Regierung nichts dageger 
einzuwenden bätte. Obgleich bie franz. Bevollmädtigten jhlieflih ber von! 
mir auseinanbergefegten Handlungsweiſe beitraten, fo thaten fie e8 doch offen 
bar nur mit Miderftreben in Folge des tiefen Hafles des Hrn. v. Ealignr 
gegen das Regiment von Juarez, bas ber Admiral be la Sravidre ebenic 
gern los fein möchte in ber Hoffnung, eine Monardie an bie Etelle be2: 
felben. fegen zu können. . . .” 


23. Yan. Die mexicaniſche Regierung antwortet auf die Note und bas Be: 
gehren ber Allürten mit dem Vorſchlage, bie Bevollmächtigten ber Allürten 
tönnten mit einer Ehrenwache von Mann nah Drizaba fommen, um. 
dort mit mericanifhen Bevollmächtigten über bie Befriedigung aller ihrer 
Anſprüche zu verhandeln, bagegen möchten fie alle übrigen Truppen wieder 
einſchiffen und nad) Europa zurüdichiden. 

27. „ Der gewefene (clericale) Präfident Miramon langt auf einem engliſchen 
Paketboot mit 30 feiner Anhänger, worunter P. Miranda u. A., in Bera: 
cruz an. Der englifche Commodore Dunlop verhindert bie Landung Miramons 
und läßt ihn gewaltfam wieber nad) ber Havanna zurüdbringen. 


30. „ Die Bevollmächtigten befcließen, bei ber mer. Regierung neuerbinge 
darauf, als auf einer fanitarifhen Maßregel zu beftehen, bag bie ganze 
alliirte Truppenmadt auf das Plateau von Zalapa und Orizaba borrüde, 
bevor (zu Ende Febr.) die heiße Witterung eintrete. 





2. ehr. Note ber Bevollmädtigten der brei Alliirten an bie mexicaniſche 
Regierung: 

„Die unterzeichneten Repräfentanten 2c. haben die Ehre Ew. Exc. barzu: 
legen, daß fie bie AH gefaßt haben und den lebhaften Wunſch 
hegen, bie civilifatoriiche Miſſion, die fie nah Merico geführt bat, zu er: 
üllen, ohne einen Tropfen Mer Blutes zu vergießen. 
Dagegen würden fie glauben, alle ihre Pflichten gegenüber ihren Be: 
völferungen und gegenüber ihren Ländern zu verlegen, wenn fie es fid 
niht zur Aufgabe machten, ihren Truppen fobalb wie möglih einen ge: 
funden Standort zu verfchaffen. In Folge davon haben fie bie Ehre, 
Sr. Ere. von ber Nothbwendigfeit in Kenntnik zu feßen, in der 
fih die alliirten Armeen befinden, fich gegen bie Mitte Februar in Mari 
auf Orizaba und auf Jalapa zu fegen unb daß die unterzeichneten Me: 
präfentanten hoffen, e8 werde ben Truppen daſelbſt ein aufrichtig freund: 
fhaftliher Empfang bereitet werben.” 

6. „ Antwort ber mericanifhen Regierung auf die Ankündigung ber 
Aliirten: 

„... Da bie Regierung ber Republik nicht weiß, was die Miſſion fein 
mag, welche die Alltirten nach Merico geführt bat, injofern diefelben bis jeßt 
nur freundliche aber unbeflimmte Zuficherungen gegeben haben, deren wirt: 
liches Object niemand zu enträtbieln vermag, kann fie das Borräden ber 
Invaſionstruppen ihrerfeit8 nicht geſtatten, bevor Har und beſtimmt all: 
gemeine Grunblagen feitgeftellt jein werben, aus denen bie Intentionen ber 
Alliirten fich erkennen laſſen und auf welche bin fpäter auf Verhandlungen 
eingetreten werben kann. . . .* 


9. Febr. Die Bevollmächtigten ber Aliitten machen ber mericanifchen Regierung 


‘o 


den Vorſchlag einer Zuſammenkunft an einem noch zu beftinmens 
den Orte, zu der Sich ihrerfeit® ber General Prim einfinden würde, um 
ihr „alle erforderlichen Ausweife zu geben, bie geeignet fein fünnten, jeden 
beleidigenden Zweifel in die Loyalität ber drei Mächte, welche die Convention 
vom 31. Dct. 1861 unterzeichnet haben, zu zerftreuen.“ 


Die mericanifche Regierung nimmt den Vorſchlag einer Aufanmen- 
funft auf den 19. d. M. in Solebab an. 

Convention von Soledad zwifhen dem General Prim und bem 
mexricaniſchen Miniſter Doblado: 

Art. 1. Da die conflitutionelle Regierung, welche gegenwärtig in der 
Republil Merico im Befiße der Gewalt ift, die Kommifläre ber verbünbdeten 
Mächte davon in Kenntnig gejept bat, daB fie der von benjelben mit fo 
vielem Wohlwollen dem mericanijchen Bolfe angebotenen Unterſtützung nicht 
bedarf, weil dieſes Volk in fich jelbft die genügenden Elemente der Kraft 
bejigt, um fi vor jeder Empörung im nern zur fchüßen, jo werben bie 


Verbündeten zu Verträgen fchreiten, um alle Forderungen, welche fie im 


Namen ihrer betreffenden Regierungen geltend zu machen haben, vorzulegen. 
Art. 2. Zu biefem Zwede, und indem die Vertreter der verbündeten Mächte 
erflären, daß fie feineswegs bie Abjicht haben, der Souveränetät ober ber 
Unabhängigkeit der mericanifhen Republik Abbruch zu thun, follen Ver⸗ 
banblungen in Orizaba eröffnet werden, wohin die Kommiſſäre der ver⸗ 
bündeten Mächte und die Minifter der Republik fich verfügen werben, wo: 
tem nicht Bevollmächtigte durch die beiden Parteien in peig gegeuſeitiger 
Uebereinfunft ernannt werden. Art. 3. So lange dieſe Verhandlungen 
dauern, werden die Streitfräfte ber verbündeten Mächte bie Städte Cordova, 
Drizaba und Tehracan befeken. Art. 4. Damit in feiner Weiſe unterftellt 
werden könne, als hätten die Verbündeten biefe Präliminarien zu bem 
Zwecke unterzeichnet, um Auiritt zu ben feiten Stellungen zu erlangen, bie 
jest von ber mericanifchen Armee beſetzt find, wird feſtgeſtellt, bag im 
*— ‚ wo die Unterhandlungen unglücklicher Weiſe abgebrochen werden 
oßten, die verbünbeten Streitfräfte fi von obenbenannten Stellungen 
wieder zurüdziehen und Stellung in Linie vor befagten Fortififationen auf 
der Straße von Beracruz nehmen werben, jo daß die äußerſten Punkte 
il Bafa Ancho, anf der Straße von Gorbova, und il Paſa de Oveja auf 
ber Straße von Jalapa find. Art. 5. In dem Falle, wo unglüdlicher 
Weiſe die Verhandlungen unterbroden würden und bie Verbündeten fih in 
obige Linien zurüdzögen, würben die Spitäler der Verbündeten unter bem 
Schutze ber mericaniihen Nation bleiben. Art. 6. An dem Tage, wo bie 
Verbündeten ihren Marſch antreten, um bie in Art. 3 benannten Punkte 
zu befeßen, wird bie wiericanishe Fahne auf der Stadt Veracruz und auf 
dem Fort San Yuan d'Ulloga aufgepflanzt. 


Bericht bes englifhen Bevollmädtigten Sir Wyke an Graf 
Rufſell über bie Gonferenz und Convention von Soledad: „... General Prim 
war in der nun folgenden Konverfation im Stande, den Sennor Doblabo 
zu überzeugen, daß das Gerücht, von bem er gehört und dem zufolge wir 
gefommen wären, um die jeßige Regierung Merico’s zu flürzen und flatt 
derfelben eine Monarchie aufzurichten, falfch fei, daß wir im Gegen- 
theil durch die Convention vom 31. Dct. 1861 gebunden jeien, uns 
nicht in die freie Wahl der Mericaner bezüglich der Form ihrer Regierung 
einzumifchen unb baß es fraft berfelben Convention feiner ber drei Mächte 
geftattet fei, für fich einen fpeziellen Vortheil ober Einfluß in der Republik 
zu fuhen. Er fügte bei, daß wir gefonmen feien, um Genugthuung für 
gewifle Befchwerden unferer Landsleute zu erlaugen und ferner um zu Esen, 
dab ihnen und ihrem Eigentbum ber erforberlihe Schuß gelelflet werde und 
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bap, wenn dbie® der Fall fein follte von Seite der gegen 
wärtigen Regierung, fein Grund vorliege, warum mi 
niht Freunde bleiben follten, fatt Feinde zu werden. In 
deß bis dies gefchehen, müßten unſere Streitfräfte auf dem Gebiet de 
Republik verbleiben und wir müßten im Beſitz ber materiellen Garanii 
bleiben, die wir durch Belegung des Caſtells und des Hafens von Beramı 
erlangt hätten. Er ſchloß, indem er fagte, baß wir inzwiſchen eine g 
fundere Localität für unfere Truppen verlangten und daß darum ihr Mari 
auf das Plateau von Cordova unausmeihlich fattfinden müfle — wi 
er hoffe, friedlich und mit Zuſtimmung ber mericanifhen Regierung 
follte biefe verweigert werden, fo wären wir gendthigt, den Paß zu er 
wingen und bie Linie Cordova, Orizaba und Salaya zu bejeben 
Bierauf erwiderte Sennor Doblado, daß nach dieſer franten Erklaͤrun 
fein fernerer Zweifel bezüglich unferer Abfihten gehegt werden Edune un 
dag wenn Gmeral Prim fi dazu verfiehe, in feinem und feine 
Eollegen Namen das gegenwärtige Regiment von Mexic 
anzuerkennen und mit ibm über die Schlichtung ber ſchwebenden Tri 
ferenzen zu unterhandeln, fo wären fie ihrerfeits geneigt, im die Be 
ſezung der Städte Cordova, Orizaba und Tehuacan durch bie allürten 
Truppen einzuwilligen. Nachdem fich fo beide in verföhnlichem Geiſte an 
batbem Wege entgegengefommen, war das Einverflänbniß bald ein voll 
Rändiges und wurden 6 Prälininar« Artikel aufgefegt und von beiden 
unterzeichnet, vorbehalten unſere Ratifikation einerfeitd und diejenige bei 
Präfidenten Juarez anderfeits. .. . General Prim langte am 19. d. M. 
Nachts 14 Ahr, von feiner Conferenz zurüd in Veraeruz wieder an, 
worauf fofort in feinem Haufe eine Zuſammenkunft (aller Bevollmächtigter 
der drei Ailiirten) gehalten wurde, um die 6 Präliminars Artifel unjere 
Erwägung zu unterftellen. Nachdem fie in aller Form gebilligt und 
ratificirt waren, wurden fie fofort an Sennor Doblado zurüdgefchidt, ba 
fie am folgenden Morgen bebufs ber Watififation durch ben Präfidenten 
Juarez nah Merico abgehen ließ. . . . * 


26. Zebr. Die Ratification ber Convention von Solebab von Seite des Präft 
benten Juarez langt in Beracruz an unb noch am gleihen Tage bricht ber 
Admiral Jurien de la Graviöre mit den franz. Truppen auf, um Te 
buacan zu beſezen. Die Spanier folgen nah, um in Orizaba und Ger: 
bova Cautonnements zu beziehen. 


Der Senat der Vereinigten Staaten Nordamerika's beichließt entgegen dem 
einftimmigen Antrag einer Sommiffion für die auswärtigen Angelegenheiten: 
1) vn Seward's urfprünglie Inſtructionen an den amerilanifchen Gon: 
ful in Merico, einen Bertrag mit Merico abzufchließen, nad welchem bie 
Vereinigten Staaten Merico ein Anlehen machen und bagegen als Pfänder 
bie Minen und Staatsländereien von Untercalifosuien, Eonora, Cihuahua 
und Sinalva erhalten würden, nicht zu genehmigen; 2) den vom amerika 
nifhen Gefanbten übernachten Vertragsentwurf abzulehnen, weil er nidt 
fpecifieire, wozu das Anlehen verwendet werben müſſe. Präfident Lincoln 
verwirft darauf bin ben Vertragsentwurf Corwin's und nimmt bie Inſtruc⸗ 
tionen Seward's zuräd. 


Ende Febr. Ankunft des Generals Almonte in Veracruz. 

Depeſche Wyke's an Korb Ruſſel, d.d. 27. März: „. . . . Almonte, 
gewejener mericaniicher Minifter in Paris und bier ald bas Haupt der re⸗ 
actionären Partei angefeben, ift um feiner politiſchen Anfichten willen aus 
dem Lande verbannt und konnte barum die Mauern der Stabt (Veractuz) 
nicht verlaffen, wo er übrigens, folange er daſelbſt verweilte, ben Schuß der 
allüirten Truppen genoß. Während —* Aufenthalts geſellte er ſich na 
türlich genug zu ben Ueberreſten der Partei Miramons, welche bem gleichen 
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Schutz wie er, umter denſelben Bedingungen genoß. Und fo weit war 
nichts einzuwenden ... ." — Schreiben der beiden franz. Bevollmächtigten 
an General Doblado, d.d. 9. April: „.. . In dem Augenblide, wo ber 
General Almonte Frankreich verließ, hegte bie Regierung Sr. Maj. des 
Kaifers nicht den mindeſten Zweifel, daß bie Yeinbfeligkeiten zwiſchen unfes 
ren Armeen und denjenigen der Mericaner längfi begonnen hätten. Da bot 
fi$ Almonte an, feinen Mitbürgern Worte der VBerjöhnung zu überbringen 
und fie Über den durchaus wohlwollenden Zweck der duropäilhen Intervens 
tion aufzuflären. Dieſe Erdffnungen wurden von ber Regierung Sr. Mai. 
entgegen genommen und ber General nicht blos autorifirt, fondern 
eingeladen, fih nach Merico zu begeben, um bort dieſe friedliche Miſ⸗ 
fion zu erfüllen, zu ber ihn feine ehrewollen Antecedentien, feine große 
Mäßigung und die Achtung, der er fowohl in Merico, als an den verſchie⸗ 
denen Höfen, wo er fein Land vertreten hatte, genoß, jo ſehr befähigte. In 
Beracruz angelommen, fand der General eine Sadylage, bie Niemand in 
Europa hatte vorausjehen können. Ein Waffenſtillſtand war abgefchlofien, 
Unterbandlungen eingeleitet worden. Die Aufgabe des Generals blieb aber 
barum nicht weniger bedeutungspol . . . “ 


1. Ritz. Das englifche Bataillon Marinefoldaten ſchifft fich in Folge ber Eon: 
vention von Eolebad in Beracruz wieder ein und wird nad Bermuda gebradt. 

6. „ General Lorencez langt als Oberbefehlshaber der franz. Erpeditions⸗ 
truppen in Veracruz an und proteflizt fofort gegen bie Anfiht, daß nad 
der durch die Convention von Soledad eingetretenen Wenbung bie erwartes 
ten Verflärfungen ber Alliirten gar nicht ansgefchifft werben follten. 


Vitte März. General Almonte wirb von franz. Truppen nad Cordova, bem 
Hauptquartier der Bevollmächtigten geleitet. Der ſpaniſche und der engliiche 
Bevollmächtigte fehen darin einen der bisherigen Politik der Alltirten gegen ' 
Merico durchaus widerftreitenden Echritt von Seite ber Franzoſen. 

2. „ Der mericanifhe General Robles (von der Partei Diiramon) verläßt 
heimli den Ort feiner Internirung, um zu Almonte zu gelangen, wirb 
von ben Mericanern ergriffen und erjchoffen. 

3. „ Der fpanifche und der engliihe Bevollmächtigte verlangen von ben frans 
öfiihen Benollmädtigten in Folge der Angelegenheit Almonte eine 
Aufammentunft noch vor ber auf den 15. April angeſetzten Conferenz mit 
nie Mexico's nah den Beitimmungen ber Convention von 

oledad. 


4. „ Der franz. Bevollmädtigte, Admiral Jurien erklärt ben Bevoll⸗ 
mädtigten Epanien’s und England's, in Folge der durch Almonte übers 
brachten Snftructionen des Kaijers, feinen Entſchluß, bie durch ben 
Bertrag von Soledab gemadte Grundlage feinerfeits zu 
verlaffen: 

„ :. + In Folge der Langfamleit der Communicationen zwijchen Merico 
und Europa haben unerwartete Zwifchenfälle die Lage der Dinge, welche bie 
Convention von Soledad gefhaffen hatte, grünblich verändert. Doch gibt es 
eine Pflicht, bie ber Unterzeichnete nicht verfennen will, nämlich biejenige, 
loyal fih den Bedingungen zu unterziehen, durch welche feinen Truppen 
der Zugang zu dem Plateau, auf dem fie jet gelagert find, geöffnet wor» 
den if. Uebereinſtimmend hierin mit Ew. Exc. halt er fih nit für bes 

a fi) der Gonvention von Soledad zu bedienen, um ber gegenwärtis 

gen Regierung Mexico's bie mindefte Verlegenheit zu bereiten. Edhren⸗ 

wertbe und mit dem Vertrauen ber Regierung bes Kaiferd begleitete Mäns 
ner (Almonte) find nad Beracruz gefonmen mit ber Miffion, den durch⸗ 
aus friedlichen Zweck unferer Intervention ihren Landsleuten zum Berftänd« 
nis zu bringen. Kraft der Inftructionen, welde fie directe dem com⸗ 
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mandirenden General ber Erpeditionstruppen überbrachten, iſt dieſen Män: 
nern der Schuß unſerer Fahne zu Theil geworden. Der Unterzeich 
nete kann nur ratificiren, was biesfalls ohne Beine Mitwirlung geicheben 
fl. Das einzige, was ihm zu thun übrig bleibt, iſt, jo ſchnell wie möglich 
feine Unterfhrift von einem Acte zurüdzuziehen, der die Genehmigung feiner 
Regierung nicht erhalten zu follen fcheint. Der Unterzeichnete wird ſich Ta: 
ber beeilen, den Bellimmungen ber Eonvention von Soledab entſprechend. 
feine Zruppen hinter bie befefligten Bofitionen von Chiquihuite zurũckʒu⸗ 
ziehen. Einmal dort, wird er fi zwar nicht minder gemäßigt erweijen, al- 
lein er wird freier fein... .* | 


29. März. Der franz. Bevollmädtigte, Admiral Yurien, bebarrt troß ber 


Vorſtellungen feiner englifchen und fpanifchen Collegen auf feinem Eutſchlupe 
vom 24, ds. Mis., und will mit Mexico fortan nur auf ganz anderen 
als den Grundlagen ber Sonvention von Soledad unterhandeln : | 

„+. &w. Exc. war immer mit uns barüber einverfianden, daß bie 
pecuniären Forderungen an Merico feineswegs bas einzige Object unie 
rer Epedition fei. Unfere erfte Proclamation an das mexicaniſche Bolt 
deutete ihm hinreichend das edlere Ziel an, das wir verfolgten, Wir haben 
biefelbe Sprache der Regierung ber Republik gegenüber geführt, Wir baten 
ihr erklärt, daß wir bieher gefommen feien, um die Zeugen und nöthigen:- 
falls die Befchüger der Wiedergehurt Mexico's zu fen. Jh werde mir 
erlauben, die treue Ausführung biefes Programms zu for: 
bern. Ich werde verlangen, daß die Gonferenzen in Orizaba auf biefer 
Grundlage eröffnet werben, und um das, was ich von ber Regierung ber 
Republik erwarte, beffer zu formuliten, werde ih folgende Bropmfitic 
nen flellen, die ich biemit mieinen Collegen vorlege: 1) Volfländige, abfo- 
Iute Amnejtie ohne Bedingungen und ohne Vorbehalte für alle politifchen. 
Proſcribirten; 2) Einladung an bie Truppen ber Allürten, fih nach ber 
Hauptftabt zu begeben, um bie Öffentlihe Ruhe zu fhügen und an 
bie Bevollmächtigten fich zu verftändigen, um gemeinfam die Weiſe feftzu: 
jepen, am beiten den wirflihen und aufrihtigen Willen bes Landes zu. 
erfahren... Die Zruppen, bie ich befehlige, werben ihren Rüdmarfch am 
4. April beginnen; die aus Frankreich neu angefonmenen haben ben Be: 
fehl, vorläufig in Eolebab anzuhalten.... . * 


3, April. Die Mericanifhe Regierung fordert von ben Allürten form: 


9. 


lid die Entfernung Almonte's und feiner Begleiter. 


Letzte Zufammenkfunft ber Bevollmädtigten ber drei Alliirten 
in Orizaba, um über das Begehren ber Mericanifhen Regierung zu cent: 
ſcheiden. Definitiver Bruch zwifhen denfelben: die Franzoſen 
werben vorrüden, bie Spanier und Eugländer dagegen 
Merico verlafjen. 

Eonferenzprotofoll (Vertreter für Franfreih: Admiral Jurien idıb 
Dubois de Saligny; für Spanien: General Prim; für England: Sir Wüyfe 
und Commodore Dunlop): 

„Es wird zuerft alljeitig conftatirt, die hauptfädhlichfte Aufgabe der gegen: 
wärtigen Conferenzfigung beftehe darin, fich zu verftändigen, welhe Antwort 
der Mericanijchen Regierung auf ihre Forderung, daß General Almonte und 
feine Begleiter wieder eingefchifit werden jollen, zu ertheilen fe. Prim fügt 
bei, es fei dringend zu wiffen, ob man auch ferner wie bisher gemeinjam 
handeln Eönne; denn er und feine engl. Eollegen hielten die neuerdings von 
den franz. Bevollmächtigten eingenommene Haltung für eine folde, die den 
Stipulationen der Londoner Uebereinkunft widerfpredhe, deren Zweck, wie fie 
glaubten, in erfter Linie fein anderer geweſen fei, als Abhülfe der Beidhwer- 
ben einer jeben der drei Mächte gegenüber Mexico zu erlangen unb bie Hal: 
tung ber Verträge zu fordern; weiter aber, durch die moraliſche Unterftügung 
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der drei Kationen zu Errichtung eines ſtarken unb dauernden Regimentes 
in Merich zu gelangen, das fowohl feinen eigenen Landsleuten als den An- 
gehörigen fremder Staaten genügende Garantieen biete. Er erinnert baran, 
daß, wenn im Anfang, zur Zeit ber PBroclamation an die Mericauer und 
der Note an ben Präfidenten Juarez, die Frage ber Beichwerben nicht in 
erfter Linie erſchienen fel, dies nur darum gefcheben, weil die Gommiffäre 
fih nicht für befugt erachtet hätten, zu entfcheiden, ob bezüglich ihres reſp. 
Ultimarums eine Solidarität zwifchen allen dreien beſtehen Nolte oder nicht, 
und daß fie darum befchlofien hätten, neue Anftructionen einzuholen. 

wünſcht, daß conflatirt werden möge, wie die von gewiflen Leuten als nach⸗ 
tbeiligen Zcitoerluft bezeichnete Handiungswerfe nichts anderes war, als eine 
abfolute Nothwendigkeit, die ihnen durch den völligen Mangel an allen 
Transportmitteln auferlegt war. Denn obgleich die drei alliirten Mächte 
vorausgefehen hätten, daB man unter gemilfen Umſtänden gendthigt fein 
würde in's Innere vorzurüden, fo feien ihre Truppen doch in Veracruz ans 
getommen ohne Wagen, ohne Pferde, ohne Maulthiere, ohne irgend eines 
der unerläßlicden Hülfsmittel zum Transport der Lebensmittel, der Kranken, 
der Artillerie, kurz unter Vorausſetzungen, daß man hätte glauben können, 
es fei von vorneherein feitgefianden, daß man ſich auf bie Belegung des 
Hafens von Beracruz befchränten wolle. Indeß, kaum bätte man fih aus 
gefchifft gehabt, jo habe fich auch bie abfolute Nothwendigkeit, in's Junere 
vorzudringen, fühlbar gemacht, theils wegen bes Sefundheitszuftandes, unter 
dem die Truppen litten, theil® wegen des völligen Mangels an Lebensmit⸗ 
teln, welche die Guerillas nicht im bie Stadt gelangen liegen. Die Com⸗ 
mandanten der alliirten Truppen bätten ſich deshalb ohne Verzug bemüht, 
fo viel Transportmittel als nur möglich aufzubringen, obwohl man fie fat 
mit Gold babe aufwiegen müffen, und dann nach und nad den Kreis ihrer 
Operationen auf bie Umgegend von Veracruz auszudehnen. Surien beſtä⸗ 
tigt diefe Angaben feines jpanifchen Collegen. Prim glaubt alfo, daß es 
nicht möglich geweſen fei anders zu handeln und daß, wenn man auf Rüd- 
fpraden und —— Unterhandlungen mit der Mexicaniſchen Re⸗ 
gierung eintrat, die Alliirten nichts Anderes bezwedten als Zeit zu gewin- 
nen, was für fie durchaus nothwendig war, um fi dazu vorzubereiten wei⸗ 
ter zu marfchiren, ohne fi von jener Regierung irgendwie mitjpielen zu 
laffien, wie man das habe glauben können. Man fcheute den Krieg nicht, 
aber man hätte gewünfcht, Merico das baraus entftehende Unglüd zu er: 
ſparen und das Ziel der Allianz ohne Blutvergießen zu erreichen; in dieſem 
Einne zeigten aud die Commiſſäre der Regierung einfach ihre Abſicht an, 
vorwärts zu marfchiren, ohne fie um ihre Bewilligung anzugehen, indem 
fie wünſchien, in friedlichen Beziehungen zu verharren, aber entichlofien wa⸗ 
ren, jene Maßregel in feiner Weife zu modificiren. In diefem Sinne wurde 
die Gonvention von Soledad abgefähloffen. Geftügt darauf begannen bie 
Franzofen am 26., bie Spanier am 28. Februar vorzurüden, ohne ernſten 
Schwierigkeiten oder Feindfeligkeiten zu begegnen; und doc ließen beide Ar⸗ 
meecorps auf dem Wege traurige Spuren ihres Durchmarſches zurüd, Kranke, 
Bagage, Pferde oder Maulibiere, welche dem Zuge unter einer brennenden 
Sonne und auf abicheulihen Wegen nicht zu folgen vermodten und ale 
Zeugniffe für al’ die Echwierigkeiten der Unternehmung zurüdbheben. Se. 
re. fügt bei, da wenn man ringsum Feinde getroffen hätte, ein Unglüd 
(desastre) möglich geweien wäre und die Europäifchen Regierungen ohne 
allen Zweifel von Ihren Generalen ftrenge Rechenſchaft gefordert haben 
würden. Nun, Spanier und Franzoſen langten unbehelligt in ihren Gans 
tonnement3 an, wo fie den 15. April als den zwifchen ben Bevollmächtigten 
der Aliirten und der Mericanifchen Regierung für die Eröffnung der Con⸗ 
ferengen feftgefebten Tag abwarten mußten. General Prim erinnert an 
alle die, vieleicht wenig begründeten Argumente, die er bei ber Mericani- 
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fen Regierung vorzubrisgen veranlagt war, um fie bazu zu vermögen. 
einen jo ſpäten Termin fich gefallen zu laffen. Saliguy fügt bei, daß er 
e3 war, der diefen Aufihub dringend verlangt habe, weil er Zeit zu geirın- 
nen wünſchte, um die von feiner Regierung erwarteten Jujtructionen crbal: 
ten zu können. Prim: Alles ging gut umd man durfte fih der Sen: 
nung hingeben, daß man alle in der Convention von London vorgeſeh enen 
Senugthunngen von Mexico auf friedlichen Wege erlangen würde, als das 
Paketboot vom Februar mit dem General Almonte und einer Anzahl ante: 
ver mericanifcher Flüchtlinge den Apfel der Zwietracht unter die Alliırtern 
warf. Bei einem Beſuche, den ihm General Almonte gemacht, habe er ibe: 
ohne Umſchweif erklärt, daß er auf die Unterſtützung der drei Mächte züble. 
um das gegenmärtige Regiment von Mexico in eine Monardie umzurman: 
deln und die Krone auf das Haupt des öſterr. Erzherzogs Marimilian zu 
feßen; daß er glaube, dieſes Projert werde in Merico gut aufgenommen 
werden und vieleicht vor Ablauf von 2 Monaten realifirt fen. Dunkler 
erklärt, daß General Almonte ihm einige Tage jpäter diejelbe Crklärung ge- 
macht babe, Prim hatte Almonte erklärt, daB er der diametral entgegen: 
gefegten Anficht jei und daß er auf bie Unterftügung Spanien's nicht red:: 
nen jolle; daß Merico, feit 40 Jahren ald Republif conftuuirt, nothwen dieg 
anti monarhiih gejinnt fei und niemals neue Inftitutionen, die es nicht 
fenne und die den von ihm angenommenen und unter denen es ſeit Ic 
langer Zeit gelebt habe, widerjprähen. Auf die Bemerkung ded GScenerst 
Almonte, ab er der franzöfifchen Waffen ficher zu fein glaube, babe er ac 
antivortet, er würde es bedauern, wenn die franz. Regierung fih in Merico 
in eine Politik verwickeln jfollte, die im Widerſpruch ſtände mit der immer 
großen, gerechten und edlen Politif des Kaifers , für den nicht wahrſchein 


lihen aber doch möglichen Fall, daß die franzöfiihen Waffen in Verfolgung. 


eines ſolchen Planes cine Schlappe erleiden folten, jo würde es ihn ebenic 
ihmerzlih berühren, als wenn ein derartiges Mißgeſchick ſein eigenes vand 
oder ihn felbft treffen follte, endlich beihwöre er den General Almeonte, 
nicht weiter zu geben, denn, wenn ex allein weiter gebe, jo würde er, ver⸗ 
bannt wie er jet, durch ein gleichviel ob gerechte oder ungerechtes Decrei 
in jein Berderben rennen, wenn er dagegen dur die Truppen einer ber 
alliirten Mächte escortirt würde, jo würde das ein ſolches Aufſehen erregen, 
un die Nefultate der guten Politik, die bisher von den Commiſſären ke 


folgt worden fei, zu compromittiren. Bald darauf indeflen erfuhr man in 


Drijaba und Tehuacan die Ankunft neuer franzöfifcher Truppen, zugleich 
aber auch, daß auf Befehl des General Lorencez ein Bataillon Jäger den 
General Almonte und feine Begleiter auf der Straße von Beracruz nach 
Tehuacan escortire. Admiral Qurien babe in Felge davon es für jeine 
Pflicht erachtet, der Mericanifche Regierung von jeinen Entſchluſſe in Kennt 
niß zu jepen, die in den Präliminarien von Eoledad, für den Fall, daß 
bie Gonferenzen zu keinem befriedigenden Refultate führen folten, vorgejchene 
rüdgängige Bewegung am 1. April zu beginnen. Prim fegt auseinander, 
wie damals nur er und fein englijcher Kollege fih in Orizaba befunden 
hätten und daß jie bei Empfaug der Mittheilung des franzöfiihen Admirals 
fih gefragt hätten, ob die franz. Gommifjäre das Net hätten, bie Feinde 
ber beitebenden Regierung Mexico's escortiven zu laſſen; denn fie Hätten 
diefe Handlungeweije als gleichbedeutend mit einer Kriegserflärung und ale 
der Konvention von London und den Bräliminarien von Soledad wider: 
fireitend anfehen müſſen; übereinſtimmend hätten fic erachtet, da die fran- 
zöſiſchen Commiſſäre nicht befugt feien, dieſe Hanblungsweife ohne die 
Zuftimmung ihrer Collegen zu adoptiren und beshalb Hätten fie fofort 
einen Zufammentritt der Gonferenz verlangt, um zu wiflen, ob jene fort: 
führen würden, in Uebereinjtimmung mit der Londoner Sonventiou zu han: 
heln oder gb neue Inftructionen ihrer, Regierung angelangt feien, bie fie 
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binderten , in Zukunft gemeinfam mit ihren Coflegen vorzugehen. Jurien 
antwortet, er glaube weder die Convention von London no die Brälimina: 
rien von Soledad verlegt zu haben ; er babe eben den Aufenthalt der franz 
zöfifchen Truppen in Tehuacan für unvereinbar gehalten mit dem Schuge, 
den der General Lorencez dem General Almonte angebeihen laffe; und Sa= 
ligny bemerkt, daß das Schiff, das den franz. Obereommandanten und 
feinen Generalſtab gebracht, auf Befehl des Kaiferd vier Tage auf den Ge- 
neral Almonte babe warten müſſen. Prim und Wyke verlangen, baß 
man die Hauptirage prüfe und bebarren darauf, daß bie franz. Commiſſäre 
nicht berechtigt feien, ihren Schutz den Feinden der Mericanifchen Regierung 
auf dem eigenen Gebiete dieſer letzteren angedeihen zu laſſen. Man fei 
nicht nach Merico gekommen, um die befondere Politik eimer einzelnen ber 
drei Mächte zu unterfifigen, fondern ausfchließlidh die von ber Konboner 
Convention ausgefprochene, Keiner der Commifjäre habe das Recht, in eis 
nem fo wichtigen Falle ohne die Zuſtimmung jeiner Collegen zu handeln, 
Wyke verlangt, daß der Art. 2 der Kondoner Convention (f. Jahrg. 1861 
S. 188) vorgelefen werde, mas gefchieht, worauf Jurien erflärt, daß, wenn 
eine Verlegung der Convention flattgefunden babe, eine ſolche nicht ſowohl 
in ber dem General Almonte gewährten Protection, fondern vielmehr in 
ber übermäßigen Milde und den großen Rüdfichten zu finden wäre, melde 
man, gegenüber der Mericanifchen Regierung beobachtet habe, daß übrigens 
diefe Politik in Europa nicht gerne gejehen worden fei. Ber von Herm v. 
Saligny befürwortete Gang hätte den Abfichten der Negierung des Kaifers 
bejjer entiproden ... . Wyke findet es fonderbar, daß General Almonte im 
Namen der drei alliirten Mächte ſpreche; denn er vertrete in feiner Weife 
England und Epanien und fei in feiner Weiſe der Ansleger der Londoner 
Convention. Jurien glaubt, daß General Almonte auch niemals einen 
derartigen Anſpruch gemacht habe. Prim berichtet nochmals Über die Un: 
terredung, die er in Veracruz mit Almonte gehabt, indem er beifügt, der: 
jelbe Habe damals behauptet, ben Thron von Mexico im Namen feiner 
Landsleute dem Erzherzog Maximilian angeboten zu haben, der fi) geneigt 
zeigte, dad Nnerbieten anzunehmen. Tiefe, dem ſpaniſchen und dem eng: 
liſchen Bevollmächtigten gegenüber gemachte Erffärung konnte nicht für eine 
bloße Unterhaltung gelten und ba nichts dem Geifte feiner Inſtructionen 
mehr zumider fein Fönnte, fo ſei es ihm unmöglich gewefen, zu dem Gelin⸗ 
gen derartiger Brojecte mitzuwirken. Die englifhen Gommijfäre 
theilen vollſtändig die Anficht ihres fpanifhen Collegen. Saligny fließt 
einen längeren Ausfall gegen die beitchende Regierung von Merico damit, 
er für feinen Theil müfje ausdrüdlich erflären, daß er mit biefer .. 
nicht unterhandeln wolle und daß es feine fefte Anficht fei, man müſſe af 
Merico marfhiren ... Prim wünfdt, daß man wieder auf die Haupt: 
frage zurüdfomnie, db. b. enticheide, ob alle Bevollmächtigte fortfahren, zus 
fammen zu gehen nad den Beftimmumgen ber Londoner Convention, oder 
ob feine franz. Collegen einen anderen Weg einzufchlagen gewillt jeien. Die 
franz. Commifjäre antworten, daß fie fortfahren würden, fich gewiſſen— 
haft an bie Londoner Convention zu balten, daß fie inbeß gemäß einer 
Auslegung diefer Convention, die fie für die befte fänben, wie es ihr Recht 
und ihre Pflicht fei, Handeln würden. Der Secretär ber ſpauiſchen Miſſion 
liest hierauf die Note Doblado's vor, die die Wiedereinſchiffung Almonte's 
und feiner Begleiter verlangt. Jurien verliest den Entwurf einer Ant⸗ 
wort, die das Verlangen ablehnt. Die fpanifhen und englifden 
Kommiffäre erflären, biefen Entwurf ihrerfeits nicht annehmen zu Töne 
nchmen zu können ... Die englijden und fpanifhen Commiſ— 
läre erklären, nicht weiter gemeinfam mit ihren franz. Collegen gehen zu 
innen, wenn Admiral Zurien barauf beharre, feine rüdgängige Bewegung 
wirklich in's Werk zu jegen, und greifen diefen Entſchluß heftig an, indem 
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fie denſelben als ihren gegenſeitig eingegangenen Verpflichtungen wiberfpredhent. 
betrachten. Der franz. Bevollmaͤchtigte Dubois de Saligny erflärt wire 
olt, er betrachte den Mari der Truppen auf Merico für Anausweichlich zum 
Schuß feiner Landsleute, tägliche Opfer ber verabſcheuenswürdigſien RE 
Bräuche, und erklärt ferner neuerdings feinen unerjchütterlichen Entſchluß, 
nit weiter mit der Regierung des Präfidenten Juarez unterhandeln zu 
wollen. Die englifhen und fpanifhen Gommiffäre antworten, 
daß fie fein Motiv zu erkennen vermögen, bas einen ſolchen Entſchluß reit: 
gan würde, und daß fie die von den franz. Commiſſären entwerfen 
ntwort nicht zu billigen vermöchten und ihre Unterfchrift wicht daruntet 
fegen könnten. Sie erflären, daß, wenn ihre franz. Gollegen fortiabren 
follten, bie Entfernung ber mericanijchen Berbannten zu verweigern und an 
ben auf den 15. d. Mts. nach Drizaba angefegten Conferenzen Theil ıu 
nehmen, fie mit ihren Truppen das Gebiet von Merico räumen mürden, 
indem fie eine ſolche Handlungsweiſe als eine Verlegung ber Londoner Gen: 
vention und der PBräliminarien von Soledad anfehen müßten. 


Note der ſämmtlichen Commiſſäre ber Aliirten an bie 
mericanijche Regierung: „Die Unterzeihneten x. haben die Ehre &. 
Ere. ꝛc. davon in Kenntniß zu feßen, daß fie fi über die SSnterpretation, 
welche unter obwaltenden Umftänden ber Convention vom 31. Oft. 1861 
u geben ift, nicht haben verftändigen können, und daß fie demgemäß be: 
—** haben, von jetzt an vollſtändig getrennt und unabhängig von tin 
ander zu handeln. Der Befehlehaber ber ſpaniſchen Etreitfräfte wird ie: 
fort die erforderlihen Maßregeln ergreifen, um feine Truppen wieber einzu 
Ihiffen. Die franz. Armee wird fih in Pafa Aucho concentriren, fobald 
bie fpanifchen Truppen diefe Punkte überfchritten haben werden, b. b. wr: 
Bu ge Weiſe gegen den 20. April, und auf der Etclle ihre Operationen 
eginuen“. 


12. April. Maßregeln von Juarez gegen bie Invafion der Franzofen: 


18. 


„ZH, Benito Inarez, conftitutioneller Präfident ber mericanifchen Staaten 


* von Amerika, the den Bewohnern kund und zu wiſſen, daß ich fraft der 


mir übertragenen Vollmachten es für meine Pflicht erachtet habe, zu dere: 
tiren wie folgt: 1) Bon dem Tage an, da die franz. Truppen bie Feiubdfelig: 
feiten beginnen werben, find alle Localitäten, die fie befeken, im Belage— 
tungszuftand erflärt und biejenigen Mexicaner, die während ber Occupation 
bort bleiben, werden als Verräther beftraft und ihr Eigenthum zu Guniten 
bes öffentlichen Schatzes eingezogen werden, wofern fie nicht ein Motiv, das 
ihr Benehmen rechtfertigt, anführen und gefeglich beweifen fönnen. 2) Kein 
Mericaner vom 21. bie zum 60. Jahre darf fi der Pflicht, die Waffen zu 
ergreifen entziehen, welcher Klaſſe der Geſeilſchaft, welchem Rang und Stand 
er auch angehören möge, bei Strafe als Verräther behandelt zu werden... - 
5) Alle Perfonen, welche bem fremden Feinde Lebensmittel, Auskunft edet 

affen zufonmen laſſen, oder bie ihm in irgend welcher Weife Unterſtüß— 
ung leiften, werben als Verräther hingerichtet werben.“ 


Die mericanifhe Regierung erklärt fih troß des Bruchs ber Convention 
von Eoledad bereit, mit den englifhen und ben fpanifchen Bevollmächtigten 
Separatverträge bezüglich Befriedigung ihrer materiellen Anfprüche einzu: 
gehen. Dieſelben nehmen beide das Anerbieten an. 


15. „ Die franz. Bevollmächtigten protefticen gegen jeden zwiſchen Merico und 


ben Bereinigten Staaten entweder bereitd abgeichloffenen oder mod abzu⸗ 
ſchließenden Vertrag, durch welden Mexico gegen ein Darlehen den Ber: 
einigten Staaten irgend einen Theil feines Gebietes verfaufen, abtreten, 
hypotheciren 2c. wilde. 
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16. April. PBroclamation ber franz. Yevollmädgtigten an die Mexi—⸗ 
caner bei Wiederaufnahme ber Feinbfeligkeiten: 

„Mericaner! Wir find nicht gefommen, Bartel zu ergreifen in eueren Strei: 
tigleiten, wir find gelommen, um fie aufhören zu machen. Wir gedachten 
alle Ebrenmänner aufzurufen, um an der Befelligung ber Ordnung, an ber 
Regeneration eucres ſchönen Vaterlandes zu arbeiten. Um ben aufrihtigen 
Geiſt ber Berföhnlichkeit barzuthun, von dem wir befeelt find, haben wir 
uns zuerft an bie Regierung felbfi gewendet, gegen bie wir bie ernfteften 
Beſchwerden erhoben. Wir verlangten von ihr, unfere Unterflüßung anzu⸗ 
nehmen, um in Merico eine Ordnung ber Dinge zu gründen, bie uns in 
Zufunft derartige ferne Erpeditionen erfparen würde, beren größter Nach⸗ 
tbeil barin beftebt, daß fie den Handel und alle Beziehungen flören, bie für 
Europa und euer Land fo vortheilhaft wären. Die mericanifhe Regierung 
bat auf unfere Mäßigung mit Maßregeln geantwortet, denen wir niemals 
unferen moralifben Beiftand zu leiften gemeint waren unb fie burch unfere 
Anwefenheit zu fanftioniren die cvilifirte Welt uns zum Vorwurf machen 
würde. Zwiſchen ihr und uns ift der Krieg heute erflärt, aber wir unters 
ſcheiden zwiſchen bem mericanifchen Volke und einer gewaltfamen Minorität, 
die e8 unterdbrüdt. ... Die nur zu lange durch Streitigkeiten, bie Teinen 
Zwed mehr haben, getrennten Männer mögen fi beeilen zu uns zu 
fommen. In ihrer Hand ruhen die Geichide Merico’d. Die Fahne Frants 
reichs iſt nun einmal aufgepflanzt auf dem mericanifchen Boden und fie 
wird wicht zurückweichen; die Verftändigen mögen fie als eine befreunbete 
aufnehmen! Die Unfinnigen follen e8 wagen, fie zu befämpfen!“ 

19. „ BPronumciamento in Cordova, das die Erhebung Alemonte’s zum 
Präfidenten ber Republik erflärt. In Veracruz wird ein ähnlicher Pro: 
nunciamento vorbereitet. i 

2%. „ Die Franzoſen rüden wieder vor, 


4. „ Broclamation Almonte’s an die Mericaner. 


%4 „ Die Engländer ziehen ihre Flagge in Veracruz und Saint Jean 
d'lloa ein. 

%. „ Die Spanier beginnen fi in Veracruz nad) der Havanna einzuſchiffen. 

6. „ Ankunft der franz. Befehle in Veracruz. Admiral Qurien be la 
Sravidre übergibt den Befehl an General Lorencez und reist nach Europa 
ab. Dubois de Saligny''bleibt als diplomatiſcher Vertreter Frankreichs 
allein zuräd. 

8 „ General Lorencez paffirt nach einem glücklichen Gavalleriegefecht bie 
Eumbresgebirge. 

. „ Ber englifhe Gefandte in Merico fließt einen Separatvertrag mit 
der mericanifchen Regierung ab, nach welchem bie englifhen Unterthanen, 
welhe Anſprüche an Merico haben, aus bem Gelde entſchädigt werben 
ioflen, das von Merico durch einen Vertrag mit ben Vereinigten Staaten 
beihafft werben würde. 


2. Mai. General Brim verläßt mit bem Reft der fpanifchen Truppen Merico. 
3. „ In Veracruz findet ein Pronunciamento für Almonte flatt. 


> 5 Die Franzofen erleiden unter General Lorencez eine empfindliche 
Schlappe vor Puebla und find gendthigt den Rückzug anzutreten. 

» „ Der amerifanifche Gefandte in Merico, Gorwin, ſchließt mit ber meris 
canifchen Regierung einen zweiten Vertrag ab, nach welchem bie Bereinigten 
Staaten ein Darlehen von 11 Millionen Dollars an Merico machen würden. 
Der Vertrag wird vom Präfidenten Lincoln nicht ratificitt. 


18. „ Wiederantunft der Franzoſen in Orizaba. Die Stärke bes Eorps bes 
trägt nach offiziellen Angaben in dieſem Momente 6000 Dann. Dieſelben 
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beſetzen Cordova, deſſen Einwohner faſt ſämmtlich geflohen waren und 
Chiquihuite, um die Straße nad Veracruz offen zu halten, von wo inter 
et am 10. Zuni der erfte ſehnlich erwartete Lebensmittchraneport in 
Drizaba anlangt. 

28. Mai. General Marques, Parteigänger Miramons und Almonte's vereinigt fich 
mit einigen taufend Mann mit ben Franzoſen. 


2. Juni. Die englifche Regierung verwirft den mit Merico abgefchlotienen. 
Berirag vom 8. April. 

42. „ Der mericanifche General Zaragoza ſchlägt bem franzöfifhen General 
Lorencez vor, zu capituliren. Ber Franzoſe lehnt den Vorſchlag mit Ver— 
achtung ab. 

415. „ Mißlungener Angriff bes mexicaniſchen Generals Ortega auf die Franzeſen 
in Orizaba. Diefe beginnen fi nach allen Seiten zu verihanzen. 

„ General Almonte läßt fih in Veracruz zum Präfidenten ernennen, 
beftellt ein Minifterium und fchreibt Steuern aus. 

3. Zuli. Der Kaifer Napoleon überträgt dem General Forey die militäriſche 

und diplomatiſche Iberleitung der ganzen "Erpebition, Brief bes Kaiſers 
über feine Abſichten in Merico (j. Frankreich). 


8. Sept. Mobification des Miniftertums in Merico Fuentes tritt ale 
Minifterpräfident und Miniſter des Auswärtigen an bie Etelle Doblados. 


Rundſchreiben des neuen Minifters an bie Gonverneure 
ber Provinzen. Dasfelbe begiunt wit ber Erflärung, daß bie erite 
Pflicht der Regierung darin beftebe, die größte Energie in ber Zurückweiſung 
bes fremden Einfalls zu beweilen. Alle Mittel, welche Bölterrecht und 
nationales Herkommen im Krieg anzumenden geflatten, würden von ber 
Regierung zur Bertheidigung der Republik aufgeboten werden, Man werte 
fih bemühen, Allianzen mit den Schmweiternationen Mexico's abzufchlieken, 
und den großen Gedanken einer amerikaniſchen Conföderation zu verwirf: 
lien, um badurd die Macht und das Anfehen der Republiten des amerifa: 
niſchen Continents zu erhöhen, und bie Herrichaftsgelüfte zu mäßigen, zu 
denen fih nur allguleicht gewifle Regierungen ber alten Welt und deren 
Agenten fortreißen ließen. Die mit einzelnen Regierungen abgefchlofienen 
Verträge werde bie Regierung gewijienhaft beobachten und bie darin ein: 
gegangenen Verpflichtungen pünktlich erfüllen, die Verträge mit Frankreich 
ausgenommen, bie durch den Kriegszuftand aufgehoben worden feiern. Mas 
auch kommen möge, werbe die mericanifche Regierung nie einen unge: 
rechten und entehrenden Frieden unterzeihnen. Was die innere Lage ar: 
belange, fo werde fich bie Regierung die Mittel, um ben Krieg zu führen, 
auf jede mögliche Welfe zu verfhaffen ſuchen; die Einberufung der Gortes 
ſoll beichleunigt, die Preßfreiheit und bas Verfammlungsredht befördert 
werben. Doch erbeifhe bie Lage, daß man alle dem Feinde günfligen 
Kundgebungen fchnell und kräftig unterbrüde, und unnachfichtlic gegen bie 
Verrätber einfchreite. Reformen follen in demokratiſchem Sinn und nad 
dem Brincip ber Unabbängigfeit zwifchen religlöfen und flaatlichen An: 
gelegenheiten eingeführt, und ber Einfluß ber Priefter auf die Dinge ber 
Religion ſelbſt beichränft werden. Schließlich wird das Vertrauen aus: 
gebrüdt, daB die Nepublif werde gerettet werben. 


22. , General Forey trifft in Veracruz ein. Broclamation an bie 
Mericaner: 


„Mericaner! Dev Kaifer Napoleon, hat mir den Oberbefehl über die neue 
Armee, welche mir bald folgen wird, anvertraut und mich beauftragt, Euch 
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feine wahren Abfihten fund zu ihun. Als vor einigen Monaten Spanien, 
England und Franfreih, von emem und bemfelben Bedürfniß gendthigt, 
dazu kamen, fich für eine und dieſelbe Sache zn verbünden, fchidte bie Re⸗ 
gierung des Kaifers nur eine Fleine Zahl Soldaten und überließ der meift- 
gekränkten Nation bie Hauptleitung bei der Abftcllung ber gemeinſchaftlichen 
Beichwerden. Aber durch ein ſchwer vorauszufehendes Verhängniß find bie 
Rollen gewechſelt worden, und Frankreich ift allein geblieben, um das zu 
vertheidigen, was e8 für das Intereſſe Aller hält. Dieſe neue Situation hat 
e8 nicht zum Zurückgehen veranlajien Tönnen. Von ber Gerechtigkeit feiner 
Ansprüche überzeugt, ſtark in feinen ber Wiedergeburt Merico’8 günftigen 
Abfihten,, bat ed ausgeharrt und beharrt mehr als je auf dem Ziele, das 
es fich gefiedt bat. Nicht das mericanifche Volk komme ich zu befriegen, 
fondern eine Handvoll rüdjichts: und gemwiflenlofer Lente, welche das Völker: 
recht mit Füßen getreten haben, durch blutigen Schreden regieren und, um 
ih oben zu halten, fid) nicht ſchämen, das Gebiet ihres Landes fetzenweiſe 
an's Ausland zu verfaufen. Dan bat gegen uns das Nationalgefühl au 
erregen verfuht und glauben machen wollen, wir kämen, um bem Lande 
eine Regierung nad unferem Belieben aufzuzmängen; ganz im Gegentbeile, 
das mericanifche Volk wird, durch unfere Waffen erlöst, volfiändig freie 
Wahl haben für die Regierung, welche ihm zufagen wird. Ihm das zu 
erttären, habe ih ansdrüdliden Auftrag. Die beherzten Männer, welde 
fh uns angefchloflen haben, verdienen unferen befonderen Schuß; aber im 
Namen des Kaifers appellire ich ohne Unterſchied ber Partei an alle die— 
jenigen, welche die Unabhängigfeit ihres Vaterlandes und die Jutegrität 
ihres Landesgebietes wollen. In ber Politik Frankreichs Liegt es nidht, für 
perfönlichen Vortheil fih in die inneren Streitigkeiten fremder Nationen zu 
mengen; wenn es durch berechtigte Gründe zur Intervention genötbigt 
wird, fo intervenirt e8 immer nur im Intereſſe des Landes, mo es hans 
delnd auftritt. Grinnert Euch, ba überall, wo feine Fahne meht, in 
Amerifa wie in Europa, es die Sache ber Völker und ber Eivilifation 
vertritt.” 


D.Erpt. General Forey befiehlt, die mericanifhe Fahne auf bem Rathhauſe 
von Veracruz aufzuziehen, damit das Volt fähe, daß „nicht mit ihm bie 
Sranzofen Krieg führten” und beftelt einen neuen Gemeinderath ber Stabt. 

%. „ General Forey weist durch befondere öffentliche Decrete ſowohl dem General 
Almonte als bem Hrn. Dubois de Saligny ihre Stellungen an. 


Decret begüglih des General Almonte: „Der mit allen mili⸗ 
tärifchen und politifchen Vollmachten ausgeftattete Oberbefehlshaber thut 
dem mericanifchen Volke und insbefondere den Einwohnern ber Stadt Vera: 
en, gemäß ber empfangenen Ordre, fund unb zu willen, daß bie Re: 
gierung bes Generals Almonte in feiner Weife die Billigung ber franad: 
fiſchen Autorität hat. Der General Almonte wird aljo gehalten fein: 
1) das von ihm gebilbete Minifterium aufzulöfen; 2) fi der Berfündigung 
von Gejegen und Decreten zu enthalten; 3) den angenommenen Titel eines 
oberſten Chefs der Nation abzulegen und in Zukunft fih aufs firengite in 
bie Anweiſungen des Kaifers zu fügen, welde barin beflehen, daß man 
möglichft mit den anderen mexicaniſchen Generalen, welche bei ber mili⸗ 
täriſchen Organifation mithelfen follen, fi) benehme.* 

Decret bezüglich des Hrn. Dubois be Saligny: „In Merico 
angefommen, um fihb an bie Spige bes Erpeditions= Corps zu ftellen, 
deſſen Commando ihm vom Kaifer anvertraut worben, bringt der Ober 
befehlshaber zu Aller Kenntniß, da Se. Majeftät in feiner Hand bie 
wilitäeifche und diplomatifche Vollmacht vereinigt wifſen wollte und ihn 
daher durch Decret vom 6. Juli d. 3. zum bevollmädtigten Minifter in 
Mein ernannt bat. Hr. Vubois be Saligny wirb, ben Befehlen bes 
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rin. ' | 
Kaiſers gemäß,'auch fernerhin in Mexico feinen Eik haben ale Miffions: 


Chef, deilen Vollmachten augenblidlih der Vollmacht eines außerordent: 
lichen Botichafters untergeordnet find.” 


2. Okt. edler und eine Anzahl anderer Franzoſen werben von ber mexikaniſchen 


D. 


Regierung ergriffen und mit Gewalt aus dem Lande gebracht. 


Zufammentritt des Gongreffes von Merico. Botihaft bes Pri: 
fidbenten Juarez. Der Geift ber Truppen fei vortrefflich. Es jcheine 
ber Megierung, baß Spanien und England nur durch die Haltung Frant: 
reichs verbindert werben, die in la Solebab eröffneten Unterbandinngen 
wieder anzufnüpfen. Dies würde fonft nicht ſchwierig fein, ba bie Regie: 
zung bereit fei, alle wohlbegründeten Forderungen anzuerfennen. Die Er: 
Härungen bes Generals Forey hätten den Schleier betrefis der Souveränetät 
Mericos zerrifien und Almonte habe durch feinen Sturz bie einzige Züd: 
tigung erhalten, die einem gewiflenlofen Menfchen zu Theil werden könnte. 
Die Regierung werde bie Autorität, bie fic von ber Nation erhalten, nie 
vor ben Drohungen und ben Angriffen — niederlegen. — Die Ant: 
wort bes Präfidenten des Congreſſes gebt babin, bie Volksvertretung be: 
greife, daß die Regierung durch die finanzielle Lage Schwierigkeiten in ber 
Vertheidigung bes Landes erfahre; aber da die Nation dazu entſchloſſen ſei, 
fo liege darin ſchon ihre Bereitwilligfeit, jegliche Opfer zu bringen. — Dei 
Congreß ertheilt Juarez einftimmig ausgedehnte Bollmacten, alfe Mittel 
zur Landesvertbeidigung aufzubieten und beichließt ein Manifeft gegen 
bie Snvafion: 

n... Nachdem man in das Land eingefallen war, basjelbe beichimpft 
unb verleumdet, feine Mechte verkannt und verlegt und feine Souveränetät 
und Unabhängigkeit mißachtet hatte, verlangte man, um dieſe Dinge zu 
rechtfertigen, den Sturz des Präfidenten Juarez, inden man ibn als bi 
einzige Urfache ber Händel und den einzigen zu befämpfenden Feind bar: 
ftellte, gerade wie man zu Anfang bes Jahrhunderts freilih aus ganz an: 
beren Grünben den Sturz Napoleons I. verlangte. Man fagt, man führe 
feinen Krieg mit der Nation, fondern mit einem einzigen Manne, und u: 
bem man wiederholt, was das coalifirte Europa in anderen Ausdrilden zu 
Frankreich fagte, in das es einfiel, verfpricht man taufend gute Dinge und 
behauptet, man ziehe ben Willen Aller zu Rathe, indem man bie von Allen 
gegründete Regierung flürzt. Es würde heute Mexico fo ergeben, wie es 
damals Frankreich erging. Seine Demüthigung, die Zerſtuͤckelung felnee 
Gebietes ober bie Verwandlung aus einem unabhängigen Staate in eine 
franzoſiſche Eolonie würde bie Folge fein. Der Kaifer der Franzoſen erflätt 
Merico gegenüber, er bringe ihm nicht ben Krieg, fondern das Glüd; jein 
einziger Feind fei Inarez, unb wenn biefer vom Echauplage abtrete, ſo 
werde man alles thun, was Mexiko wolle, und werde barin, wenn es darauf bt: 
Rebe, den Präftdenten Juarez an bie Spige ber Regierung zu ftellen , ſogar ſo 
meit geben, biefem ben Beiftand der franzöflfchen Truppen angebeiben zu 
lafien. Es würde überflüffig fein, zu fragen, mit welchem Rechte man ben 
Meritanern dieſe Dinge überhaupt oder irgend etiwa® zumutbet, was ihre Sou⸗ 
veränetät auch nur im Geringften beeinträchtigt. Bekanntlich ſchweigt alles Ge 
ſetz und Recht, ſobald bloß die Waffen gebieten und fi) vernehmtich machen. 
Aber auf eine ſolche Sprache antwortet Mexiko und antworten alle Merikaner, 
baß fie nicht bie geringfte — in ihre Angelegenheiten und in 
ihre geſellſchaftliche und politiſche Organiſation dulden, noch je dulden wer: 
ben; und daß fie, ba Sennor Benito Juarez frei und verfaſſungemäßig zum 
erften Beamten ber Republif gewählt worden ift, nie barein willigen werden, 
daß er fi von einer fremden Macht, fei fie auch noch fo flart und feim 
bie Hcere, mit deren Hülfe fie in das Land einfällt, auch noch fo zahlreih 
und Tampfgewohnt, Geſetze vorfchreiben Laffe, ſich vielmehr jet und immer: 
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bar bis zum Ablauf feiner gefehmäßigen Amtszeit gegen feine Entfernun 
von dem Poflen, ben er fo würdig bekleiber, wehren werde." Ber Eongreh 
fagt ben Vertretern Großbrittanniens und Spaniens Dank für ihr edles. 
und rechtichaftenes Berfahren beim Bruce bes Vertrages von Soledad und 
erflärt insbefondere: „daB Merico niemals ben ritterlihen Sinn ınıd das 
ächt edelmännifche Benehmen bes tapferen ſpaniſchen Geuerals, ber fich nicht 
ſelbſt befhimpien noch das Haupt unter biefen Umfländen beugen wollte, 
vergeflen wirb.” Dem SKaifer der Franzoſen, ber ba fage, er führe nicht 
gegen Merito, fonbern nur gegen Juarez Strieg, entgegnet ber Congreß, 
au die merifanifhe Nation wolle mit Frankreich nicht Krieg führen, fie 
wehre fi aber mit Zähigkeit und Nachdruck „gegen jenen Kaifer, der An: 
fang8 betrogen und jet durch Ehrgeiz verführt, ein reiches Gebiet erobern 
unb über bie Gefchide eines ganzen Erbtheiles verfügen will.“ Mexiko will 
Frieden und Freundfchaft mit Frankreich, wie es die Pfade der Gerechtigkeit 
und Ehre zu wandeln enfchloffen if. Schließlich wünſcht der Gongreß, „Daß 
Buebla und der 5. Mai für Meriko ein zweites Belen und ein neuer 
2. Mai werben mödhten;“ der Kampf Spaniens gegen ben erften Bonaparte 
jolle Mexiko zum Borbilde im Kampfe gegen Napoleon 111. dienen. 


A. Oct. General Bertier verläßt Veracruz mit circa 5000 Mann, um über Ja⸗ 


22, 


lapa gegen Puebla vorzurüden und mit dem Bauptcorpe unter Forey in 
dem. in der Ebene von Puebla gelegenen Dorfe Amazoe zufanımenzutreflen. 

Ankunft bes Gen. Forey iu Eorbova. Proflamation an die Bewohner: 
„+... Wir find gekommen, um zu ſehen, welde Regierung Ihr wünſcht, 
und wenn bie Nation, frei und aufrichtig befragt, ibren Willen kund ges 
geben baben wird, fo wird ihn Frankreich anerkennen und feine Bemübun- 
gen mit den Eurigen vereinigen, um aus den Merifanern eine freie Nation 
zu machen, die auf gute Einrichtungen geflüßt, auf ber Bahn bes Fort⸗ 
ſchritts, an befien Spige befanntlih unfer ſchönes Vaterland ſteht, voran⸗ 
wanbelt, eine Nation, in beren Regierung bie andern Nationen bie offene 
Ehrlichkeit finden, welche in ben Beziehungen ber civilifirten Bölfer wie der 
Individuen herrſchen fol. Dies ift unfere Aufgabe. Zit fie wohl ber Art, 
um Euch fern von uns zu halten? . . .* 


3. Nov. General Forey erläßt von Orizaba aus eine neue Proffamation an 


bie Mexikaner: 

„Meritaner! Beim Lefen der Proflamation, die ich bei meiner Ankunft 
an euch erließ, habt ihr euch nicht geirrt und die Hand des Kaifers in der: 
felden erfannt. Gr allein befibt da8 Geheimniß, jo vicle und fo ſchöne 
Sachen in fo edlem, klarem Styl auszufprechen. Heute aber, ba ih genug 
von eurem Land gefeben babe, um euch meine Eindrüde hierüber mittbeilen 
zu können, laßt mich euch fie kurz und mit dem fchlichten Freimuth eines 
Soldaten darlegen, der, wie ich euch wiederholt verfichere, mas auch unehr⸗ 
lihe Schreiber dazu fagen mögen, nicht kommt, um Krieg mit dem meri- 
fanifchen Bolt, fondern mit der Regierung zu ffihren, deren Unfähigfeit 
etwas Gutes zu fliften durch die traurige Lage eures Landes binlänglid 
bewiefen wird. Was fieht man in der That in enren Städten? ... Ja 
ich ſage es euch mit Schmerz und gemeinfam mit allen denen, welche bie 
traurige Lage eures Landes jehen, ihr gebt eurem Untergang entgegen, und 
ihr habt nur noch einen Schritt zu thun, um in einen Abgrund zu fallen, 
der eure Unabhängigkeit verfchlingen und euch von neuem in Barbarei ver: 
fenfen wird, wenn ihr nicht einen Schritt rüdwärts thut. Thut ihn alfo 
diefen Schritt, da die Vorſehung euch eine vielleicht einzige Gelegenheit 
bietet. Frankreich jendet euch ein Heer, ein Muſter der Orbnung und ber 
Disciplin, was auch darüber eine gehäflig verleumberifche Prefie geichrieben 
haben mag. Es kommt, um euch zu beiten, euch als ein mächtiges, reiches, 
freies Bolt zu conftitwiren, frei durch die wahre freiheit, die an ber Seite 
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ber Ordnung gebt, als eine Nation, bie alle andern als eiviliſirt anerkennen 
können. Diefes Heer wird euch helfen eine anflänbige und ehrliche Reste 
rung zu gründen, bie nur anftändige und ehrliche Agenten verwenden wırt. 
... Verdient dieſes alles nicht einiges Nachbenten ? Sollten die Merilanır 
aller Parteien fi nicht die Hand reihen, um ihren alten Groll zu ver: 
geflen und gemeinfam an ber Größe ihres Vaterlandes zu arbeiten 9? Tier 
vermögen fie im Schatten ber franzöſiſchen Fahne zu erreichen, benn te 
werben fich ber jhönen Worte des Kaiſers erinnern: Weberal, wo bie 
Sahne weht, vertritt fie die Sache ber Völker und ber Civiliſation!“ 

15. Nov. Die franz. Armee in Merifo ift nach ben (nichtoffiziellen) Berichten der 
Pariſer Blätter jeit dem Juni auf 31— 32,000 Mann gebracht worden, vie 
Din a 13,500 Dann, bie gefanımten Streitfräfte Frankreich alfo etwa 

; ann. 


19. „ Der franz. Kriegsminifter, Marſchall Randon, erftattet dem Kaifer einen 
ausführlichen Bericht Über die Borgange in Mexiko feit ber Schlappe ven 
Puebla am 5. Mai und über die Bage bes Erpebition bei Tlebernahme tet 

„ Oberbefehls derfelben burd General Forey: „Die auf Befehl Ew. Maj. tem 
General Forey zur Verfügung geftellten zahlreihen Verftlärfungen werben 
polfländig den Charakter und ben Gang unjerer militärifhen Operationen 
ändern unb eine ganz neue Phafe der franzdfifchen Expedition in DMerife 
bezeichnen.“ 

21. „ Die Frangofen erfgeinen mit einigen Schiffen vor Tampico; bie Etart 
ergibt fih ohne Widerſtand. 


8. Dec. General Bertier rüdt in Salapa ein. 

3i. „ Das Eros ber franz. Armee if bis zum Edhlufle bes Jahres noch nicht 
wieder von Orizaba segen Vuebla aufgebrohen, indem Gen. Foren noch 
immer beſchäftigt ift, Lebensmittel und Maunlthiere von allen Seiten zu: 
fammenzubringen. 


Ueberſicht der Ereigniffe des Jahres 1862. 


Das Jahr 1862 verlief, wie es begonnen hatte, ohne daß ber 
Friede in Mitteleuropa geftört cber auch nur ernftlid, bebroht worden 
märe. Aber von ben tiefgreifenden ragen, welche faft jeben einzefnen 
ver größeren Staaten befchäftigten, wurde auch nicht eine gelöst. Taf 
überall erfihten zu Ende des Jahres ber Knoten mur fefter gefchärzt. 


Am dringendften fehien die Loͤſung der italtenifhen Frage. Die Italien 


allgemeinen Verhältniſſe Europa's wie bie eigenen Fehler warfen jedoch 
alien von dem angeftrebten Ziele vielmehr zurüd, als daß es bemfelßen 
fih genäbert Hätte. Das neue Staatswefen blieb ein unfertige® und em . 
Umſchlag ber Dinge erfchien noch immer micht unmöglih. Zu friiß hatte 
Selien feinen großen Staatdmann verloren: vielleicht wäre ed Cavour 
gelungen, bie ganze Kraft der Nation zufammen zu fafien und auf bie inmere 
Durchdringung und Confolidirung bes Gemonnenen hinzulenfen, um fo 
allmälig und unter fteter, ernfter Arbeit eine Grundlage zu gewinnen, von 
ber ans es allein die Erfüllung feiner nationalen Wünſche Hoffen und aus 
eigener Kraft anftreben konnte. Nach feinem Tode gefchah im Grunde 
nur weniges in dieſer Richtung. Der Zug ber vorangegangenen Ereig: 
nifle, der Mangel an politifcher Bildung, die raſtloſe Thätigkeit der 
teeolutionären Partei wirkten zufammen, bie Nation in der Anfchauung 
befangen zu erhalten,. daß es vor allem aus ihre Aufgabe fei, das Reich 
zu vervollſtändigen und dazu gehörte nicht bloß Rom, das bie ganze 
latholiſche Welt für fih in Anſpruch nahm, nicht bloß Venedig, das 
Defterreich mit gewaltiger Seeresmacht feftbielt, bie nationale Phantafte 
ſchweifte ſelbſt darüber hinaus und ſprach Wälſchtyrol, Trieft, Iſtrien, 
Dalmatien und Teffin als italieniſche Gebiete an. Die venetianiſche Frage 
war ruhte: bie Nation wie bie Regierung mußten einfehen, daß Italien 
nech zu viel ſchwach fei, um eine gewaltſame Löfung aud nur zu ver 
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fuhen. Mit um fo größerem Eifer warf fi bagegen bie öffentliche 
Meinung auf die römifhe Frage und bie Regierung ließ fih von bem 
allgemeinen Zuge mitreißen. Noch unter Cavour, fhon am 27. März 
1861 Hatte das Parlament einflimmig und feierlid Rom für die zu: 
fünftige Haupiftabt bes Reiches erflärt und als nah Cavours Tode 
Ricafoli an feine Stelle trat, ging al fein Sinnen und Tradten babın, 
biefe Brage zur Löfung zu bringen. Als er aber dem Parlament im 
September 1861 geftehen mußte, daß fein Bemühen burhaus erfolglos 
geblieben, war feine Stellung erfchättert und als er in ben letten Tagen 
be6 Jahres vom Parlamente ein ungzmweibeutiged Vertrauensvotum ver: 
langte, gelang es ihm nit, bafür eine Mehrheit zu Stande zu bringen. 
An 2. März 1862 fah er fi genötbigt, vom Könige feine Entlafjung 
zu verlangen. Rattazzi trat an feine Stelle. Er fette fein Minifterium 
aus ben verfchiedenen Fractionen ber bisherigen Majorität zuſammen 
und ſuchte auch die Linke zu verfühnen. In feiner erften Eircularbepefche 
extlärte er, ber König babe von ber Nation wie von bem Parlamente 
bas Manbdt erhalten, ben Sig ber Regierung in bie ewige Stabt zu 
verlegen, und fügte bei, daß „diefes Mandat einer Ablehnung nicht fähig 
fei.” Seine erfte Maßregel war eine Maßregel der Verſöhnung. Durd 
k. Decret vom 24. März wurde bie fog. Südarmee, ber Ueberreſt ber 
ehemaligen freiwilligen Armee Garibaldi's in Neapel, mit ber regulären 
Armee verfchmolgen. Aber diefe Maßregel, die allgemeine Zuſtimmung 
fand, genügte ber revolutionären Partei nit. Es war ein Unglüd für 
Italien, daß Garibalbi, ber feit feiner glüdlihen Unternehmung gegen 
Neapel im Sommer 1860 natürlicher Weife eine ganz ausnahmsmweife 
Stellung in ber öffentlihen Meinung feines Landes einnahm, feine 
srganifche Sphäre der Thätigkeit innerhalb des neuen Staatsweiens fand. 
Ausgezeichnet durch mannigfaltige Eigenfchaften des Charaktere, war er 
es nicht ebenfo durch politifchen Verſtand. Obgleich dem Könige per: 
ſönlich zugethan und aufrichtig ergeben, ließ er fich fortwährend von ben 
Männern ber Actionspartei leiten und wollte fort unb fort mit revolu⸗ 
tionären Mitteln wirken, auch nachdem bie Zeit für dieſe Mittel fo zu 
ſagen bandgreiflih vorbei war. Im Sommer db. %. 1862 führte er 


" damit Italien an den Rand bes Verderbens. 


Wie. in mehreren anderen Staaten Europa’s hatte bie bee frei: 
williger Schütenvereine zunächſt nah dem Wufter Englands. auch in 
Stalien gezünbet, Die Regierung felbft batte die Sade an bie Hand 
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zenonmen und Ricafoli noch in ber Ichten Zeit feinee Miniferiums Italim. 
Saribaldi eingeladen, dafür thätig zu fein und bie Errichtung folder 
Bereine anzuregen. In der That, hätte Garibaldi fi ganz und au: 
ſchlietzlich dieſer Aufgabe, der Errichtung und ber Organifation folder 
Vereine, fo wie der weiteren Organifation und Ausbildung ber Nationale 
zarde , deren Generalinfpeetion ihm die Regierung ohne Zweifel gerne 
übertragen haben würde, gewidmet, fo Hätte er fih um bie Wehrhaft⸗ 
machung und damit um die Selbfiftänbigleit Italiens vielleicht nicht ges 
tingere Berbienfte erworben, als früher um die Befreiung von der Fremd⸗ 
berrfchaft und um bie Einigung der gefammten Halbinfel. Aber eine 
jolche fich felbft beichränfende Thätigkeit, bei ber von augenblicklichen Er⸗ 
fgigen keine Rebe fein komıte, war Garibaldi nicht gegeben. Zwar nahm 
er die Einladung Ricaſeli's, die ihm nad befien Rüdtritt vom Rattazzi 
aufrecht erhalten wurbe, an und langte zu Anfang März von feinem 
Caprera auf dem Feſtlande an, werauf er fofort eine Rundreiſe durch 
die Städte Oberitaliend antrat, überall feurige Reben bielt und bie 
Stünbung einer Anzahl foicher nationaler Schügengefellfihaften anregte 
md zu Stande brachte. Aber bald ſah er fih durch die Wiederkehr 
jeiner gichtiſchen Leiden veranlaßt, fih mit einigen Freunden nach dem 
in der Nähe von Bergamo gelegenen Babeorte Trescorre zurüdzuziehen. 
Inzwiſchen hatte ſich Rattazzi etwas unvorfichtig mit der Actionspartei 
wegen Bildung eines Freimilligencorps ausfchließlich gegen das Briganten: 
unmefen in Neapel, befien Befehl dem Sohne Garibaldi’s, Menptti, ans 
vertrant werden follte, eingelafien, fich jeboch wieber zurüdgezogen, ſo⸗ 
bald er fih überzeugte, daß von jener Seite bamit ganz andere Zwecke 
beabfichtigt wurden. Die bereitd angeworbenen Freiwilligen lösten fi 
wieder auf, einige Hundert berfelben blieben indeß beifammen und, vers 
weilten in ber Gegend von Bergamo und Brescia, ber Dinge wartend, 
die fih etwa aufthun könnten. Plöglih wurde am 13. Mai ber Oberſt 
Sattabeni, einer der Begleiter Garibaldi’s, in Trescorre felbit, und am 
folgenden Tage in ben benachbarten Ortſchaften Pallazzolo, Sarnico ꝛc. 
eine ziemliche Anzahl ber genannten Freiwilligen verhaftet und nad 
Brescia abgeführt. In Bergamo und Brescia entftand darüber eine 
gewaltige Bewegung. In lebterer Stabt verſuchte es ſogar ein Volks⸗ 
haufe die Gefangenen mit Gewalt zu befreien, und zwang die Truppen 
Fener zu geben, um die Zufammenrottungen zu zeriireun. Eine Res 
gierung entfaltete eine anſehnliche Truppenmacht und die Ruhe wurde 
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nicht weiter geftärt. Was von den Freiwilligen eigentlich beabſichtig 
imd von ber Regierung verhindert worben war, ift nit fo gan fin 
geworden. Es fcheint, daß ein unfinniger Freiſchaarenzug gegen Wälſch 
tyrol im Werke war. Garibaldi Tängnete es, flellte in einem Schreibe 
an das Parfament felbft das Gebahren ber Freiwilligen als ein burdam 
unfchulbiges dar und übernahm die ganze Werantwortlichleit. Die Re 
gierung Tieß die Gefangenen bald wieder frei und ber Gerichtehof ven 
Bergamo beſchloß, daß von dem eingeleiteten - Polizeiverfahren ubzufteben 
fei, da eine firafbare Handlung nicht vorliege. 

Garibaldi bätte gewarnt fein follen, aber er war es nicht. 3 
Gegentheil, es wurbe von ibm alsbalb eine zweite, viel größere Unter: 
tehmung in Angriff genomnien. Am 22. uni. verließ er Oberitalie 
und ſchiffte fidr in Genua nah Sicilien ein, wo er fon am 29. m 
Palermo eine fulminante Rede gegen den Kaiſer der Yranzofen hielt, der 
allein Italien ſeine natürliche Hauptfladt Rom vorenthalte. Zu gleicher 
Beit eirculirte in- Oberitalien ein vom Centralcomits des ſog. Emanci⸗ 
bationsvereins erlaffener und von Saribaldi als feinem Präfidenten unter: 
zeichneter Aufruf mit ber nicht mißzuverſtehenden Antweifung, baß man, 
um nah Rom und Benedig zu gelangen, „bie von Marfala an den 
Bolturno vorgezeihnete Bahn einzufchlagen babe.“ In Oberitalien ſam⸗ 
melten ſich bereits Freiwillige und in Sicilien trat Garibalbi eine Rund: 
reife durch die benachbarten Städte an, um überall in feuriger Rede 
ben Gedanken an die Hauptftndt Italiens zu beleben und ben Haß gegen 
bie Frembherrſchaft in Rom zu fchliren. Bald Tonnte kein Zweifel meht 
barlißer beftehen, daß Garibaldi und die ganze Actionspartei einen groß: 
arfigen, halb gewaltfamen, halb friedlidyen Zug gegen Rom beabfichtigten, 
beffen nähere Ausführung indeß vielleicht ihm ſelbſt nicht ganz Mar war 
und wohl von ben Umftänden abhängen ſollte. Die Wegierung, im 
Barlament darüber interpellirt,: erflärte ſich aufs beſtimmteſte und wieder 
holt gegen das Unternehmen; die Werbung und Anfammlung von Frei 
willigen in Oberltalien wurde verhindert, bie Truppen in Palermo ver 





ftärkt und Schiffe in bie Gegend von Cwitavecchia abgefandt, um eine 


allfällige Landung Garibaldi's in der Nähe von Rom au verhindert; 
ber Bräfect von Palermo, Marcheſe Ballavicini, ein alter Freund 
Oeibaldi’s, ber ſich zweibeutig benommen hatte, wurbe abberufen und 
General Eugia, ein für fähig und energiſch gehaltener Mann, mit aub⸗ 
gebehnten Bollmadyten dahin gejanbt. 


+ 
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Garibaldi ließ ſich durch nichts irre machen. Keiner feiner name Halten. 
afteren früheren Genoflen bei dem Zuge gegen Neapel trat an feine 
seite; General Medici ſprach fih fegar offen und entſchieden gegen das 
jetzloſe Unternehmen aus. Am 29. Juli verlieh Garibaldi die Haupt- 
adt Siciliens, ftellte fih am 1. Anguft in Eorleone an die Spike von 
wa 300 Freiwilligen, denen der dortige Subpräfeet durch Lift die 
daffen der Rationalgarbe in bie Hände gefpielt hatte, und erlieh eine 
it Prockamation „an die jugendliche Schaar“. Die Fahne war erhoben, 
ie Regierung mußte einfdweitn, zumal bie Actionepartei nicht unge⸗ 
dt bie Meinung zu verbreiten gewußt hatte, daß die Regierung 
At dem Unternehmen im Grunde einverftanden, ihm nichts in ben Weg 
gen würde, und Garibalbi fi, felbft der Hoffnung Hingegeben zu haben 
heint, es werde ihm ‚gelingen, die Armee und bie ganze Nation zu 
mer gewaltigen unwiderſtehlichen Demonſtration hinzureißen. Am 3. Huf 
schien eine königl. Prockamation, die es unummunden ausſprach, daß 
derjenige nicht der Fahne Italiens folge, der bie gejehlichen Schranken 
ucsbrede und die Freiheit und Sicherheit bes Vaterlandes geſfahrdé, 
aben er fih zum Herrn feiner Gefchide aufwerfe‘ und mit bem 
Aufrufe ſchloß: „Stalimer, hütet euch vor Handlungen firafbaren Im 
jeftüms und unbefonnenen Agitationen. Wenn einft die Stunde für bie 
Beliendung unferes großen Werkes gefchlagen hat, dann wird die Stimme 
mres Könige in euerer Mitte laut ertönen, Jeder Aufruf, ber nicht 
ver feinige ift, iſt ein Aufruf zur Rebellion, zum Bürgerkrieg.” Un 
vemjelben Tage erklärte Rattazzi im Parlament, werm Garibaldi im 
Namen der Nation fprehe, wenn er waflne, wenn er bie gefeßliden 
Säranfen berfchreite,, fo werde er dem allgemeinen Rechte anheimfallen 
um wie jeber Andere beftraft zu werben. Das Parlament beſchloß, daß 
6 „den edein und feſten Worten bes Königs fi anfchließe” und wenige 
Tage nachher, daß es in biefer großen Gefahr der Regierung feſt zus 
Seite ſtehen unb ſich wicht ohne königl. Dectet vertagen werde. £ 

Die Öffentlihe Meinung in Italien war in fieberhafter Aufregung; 
ganz Europa gefpanmmt auf den Ausgang biefer Dinge. Und doc war 
es Garibaldi's Name allein, bie Achtung, bie fein Charakter einflößte, 
und die Erinnerung an al das Wunderbare, was ihm erft zwei Yahre 
verher auf demſelben Boden gelungen, bie bem Unternehmen einen ges 
wiſſen Halt und einen gewiſſen Schein verliehen. So begann dem 
Garibaldi von Ficuzza aus am 7. Auguſt feinen Marſch. auf der Straße 
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nad Meffina. Die Igl, Truppen folgten ihm ihm in einiger Entfernung nad, 
General Mella ſollte ibm die Straße von Meſſina aus verlegen. An 
17. Auguſt unterbrüdte bie Regierung das Centralcomitoͤ der revolutionäre 
Partei in Genua, das die Bewegung von Oberitalien aus unterftübte, um 
ertheilte den Generalen Eugia in Palermo und Lamarmora in Neapel Bol: 
macht, den Belagerungszuftand über das ganze ehemalige Königreich Neapel 
zu verhängen. Garibaldi täufchte indeß dort mit feiner alten Gewandlheit 
feine Gegner und ftatt nach Meffina weiter zu bringen, bog er feitwärk 
ab und z0g am 19. Auguft ohne Widerftand in Catania ein. So ieh 
die Nachricht in Turin anlangte, befchloß die Regierung zu dem äuferfe 
Mittel zu greifen: ber Marineminifter Admiral Perfano fellte fi ſelbn 
yar Flotte vor Gatania verfügen und General Gialbini ben Oberbeſch 
gegen Saribaldi übernehmen. Noch bevor fie jeboh an Ort und Stck 
anlangten, fchiffte ſich Garibaldi mit etwa 2000 Freiwilligen in Gatanie 
ein, indem er erllärte, „er fei entfhloffen, in Rom ale Steger einge 
ziehen ober unter feinen Mauren zu ſterben“ und ſetzte, troß ber zwi 
Regierungsdampfer, die ihm im Dafen felbfi den Weg verfperren ſollien 
na dem Seftlande über, wo er am 24. Auguft glüdlich zu Melike 
landete. Mit Cialdini hörte nun aber die Schen vor Garibaldi's Perior 
auf: Gialdint war entfhloffen, der Sache mit einem Schlage ein ſchuelles 
Ende zu machen. Und fie fand ein ſchnelles Ende. Am 24. Augat 
war Garibaldi mit faum 2000 Freiwilligen in Calabrien gelandet, am 
26. fette fich fein Vortrab, am 27. er felbit gegen Reggio in Bewegung 
Er fand es von Truppen fo ſtark beſetzt, daß er ſchon am 28. aul 
einen Angriff verzichtete und fi in bie Berge zurüdgog. Das Blatt 
wendete fi. Ein zuverläffiges Korps Piemontefen unter dem Oberſten 
Pallavicino fucte ihn in ben Bergen auf, wo er bei Aspromonit 
Stellung genommen hatte. Garibalbi wollte jeden Zuſammenſtoß mit 
ben Truppen bed Königs vermeiben und gab diesfalls bie gemefleniler 
Befehle. Ein unglücklicher Zufall durchkreuzte feine Abſicht, ein Schub 
fiel und nun gaben auch bie Truppen Feuer. Einige Freiwillige fielen, 
Garibaldi felbft wurde verwundet und mit den Seinen gefangen, An 
3. September Iangte er auf einem Megierungsbampfer im Hafen van 
La Spezzia an und wurde in das Fort Varignano auf der Jnid 
Palmeria gebracht. Die revolutionäre Partei hatte eine ſchwere Rieder: 
Inge erlitten, aber mit ihr zugleich Italien ſelbſt. -Die Erwerbung Rom 
ale Hauptſtadt Iag in weiterer Ferne als zuvor. 
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Die Geſtaltung wie die Umgefteltung großer Staaten ift nicht bes Dauiid- 
Ber? weniger Jahre. In Deutfchland wurbe die Nothwendigkeit einer 
leform ber Bundesverfaſſung nad) und nach von allen Seiten ohne Aus 
ahme zugeftanden, aber bie Ausführung ſteht noch in weiter Ferne; bie 
lufichten über die Grundlagen jeber Reform gingen vorerft nur ſchroffer 
usenander. Preußen hatte es, durch das ſächſiſche Bunbesreformprofelt 
ozu veranlaßt, noch zu Ende 1861 gewagt, die bee eines engeren 
hindetftaets, natürlich unter feiner Yührung, wenn auch nur in bem 
Ügemeinften Umrifien offen auszuſprechen. Die Antwort ließ nicht lange 
uf fih warten. Auf die Anregung Defterreihs hin Abergaben biefe® 
ad die Mittelftaaten am 2. Febr. in Form von ibentifchen Noten im 
derlin ben bündigſten Proteſt gegen diefe Idee, indem fie jebe Ueber⸗ 
ragung einer einheitlichen Gentralgewalt an bie Krone Preußen zum 
aus gerabezu als eine „Unterwerfung“ unter Preußen und jeben Verſuch 
zu als „eine factifhe, wenn auch nicht rechtliche Auflöfung des Bundes“ 
ezeichneten. Preußen begnügte fich, den Proteſt Oeſterreichs und ber Mittels 
tasten zurũckzuweiſen, obne ſich auf eine weitere Darlegımg feiner Abſichten 
änzulaffen. Die ganze Frage blieb von feiner Seite zunächſt ruhen und blieb es 
m fo mehr, als in Preußen felbft inzwifchen ein Conflict zwifchen ber Regie⸗ 
ung und Volksvertretung ausbrach, ber bald die größten Dimenfionen annahm 
md jeden Einfluß Preußens in Deutfchland vorerft vollkommen lähmte. 
Die Wahlen zum Abgeorbnetenhaufe des Landtags waren in Preußen Pressen. 

ju Ende des J. 1861 wefentlich gegen die Regierung ausgefallen. Die 
ehrliche, aber ſchwachmüthige Politik diefer Regierung, bie zur Hälfte ber 
gemäßigt Liberalen zur Hälfte ber gemäßigt feubalen Partei angehörte, 
die nach außen ohne beftimmte Ziele bie fog. Politit der freien Haud 
hlegte, nad) innen aber ihre Beftrebungen zum Ausbau ber Berfaffung 
auf das allerbefcheidenfte Ma reduzirte und dod auch bamit fortwährend 
an dem fchroffen Widerftande des von der feubalen Bartei beherrſchten 
Herrenhauſes fcheiterte, konnte dem mächtig anwachſenden Bebürfniß bes 
preußiſchen Volkes nach einer raſcheren und entfchiebenern Ausbildung des 
inneren Staatslebens, nach ben Forderungen der Zeit und auf ber aner⸗ 
kannten Grundlage ber Berfaffung, unmöglich genügen. Eine newe Partei 
hatte ſich gebildet, bie fich die „deutſche Bortfcrittspartei” nannte und 
auf ihre Fahne bie verfaffungsmäßige Umbildung bed Herrenhauſes und 
eine Träftige Anhandnahme ber deutſchen Frage fehrieb. Und fo entſchieden 
entſprachen biefe Begehren den Anfchauumgen ber Nation, — der Aus⸗ 
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Seesen. ſall ber Landtagswahlen and) ſoſort ber Wartei, die fie vertrat, bie Embe 
ſcheidung im Abgeorbnetenhaufe in bie Hände gelegt zu haben ſchien. 
Hefe war man yerfiimmt und fah dem Zufammentritt bes Landtags 
wit Mißtrauen entgegen : die heftänbige Furcht vor ber Reactien war 
bie neue Bollsvertretung ein überwundener Stanbpunft; aw bie 
des unbebingten Vertrauens zu bem guien Willen ber Regierung war 
Bervuftfein ber eigenen Aufgabe getreten unb es ſchien mehr als zweiheid 
haft, daß diefer Landtag zu einer befinitiveu Genehmigung der Armes⸗ 
veorganiſation, bie der König im 3. 1859 aus eigener Mochtoolitommens 
heit und ohne Mitwirkung der Kammern vorgensumen hatte, bie Duni 
bieten werde, nachdem fchon bie Landtage von 1860 und 1861 ſich Hiege 
nit Hatten entſchlicehen können umb ber Entſcheidung durch eine bloß pres 
viſoriſche Wewilligung ber dazu erforderlichen Geldmittel — auch diefe nm 
mit Tnapper Majorität — aus bew Wege gegangen waren. Am 14. Jam 
eröfiwete ber König ben Landtag. Weber die Thronrede noch bie Borlagen deu 
Regierung an bie beiden Häufer entiprachen den ‚Erwartungen bes Londet 
unb ned benor and nur eine biefer Borlagen erledigt war, kam es zum 
VDruche. Ein Zwifgenfall gab die Beranlafiung. Cinige breifig Mit 
glieber des Abgeordnetenhauſes brachten den Antrag ein, daß bie Regie 
ung in Zukunft gehalten fein jolle, dad Budget der Ausgaben in größerer 
Spegialifirung vorzulegen und daß biefer Grumbfag ſchon auf das Budget 
für 1862 angumenden je. Die Regierung wiberfegte fih dem Antrag 
nnierlag aber am 6. März mit 143 gegen 171 Stimmen. Sofert trat 
eine Migifterfrifis ein und ſchon am 11. entſchloß fi der König, bus 
Abgeorbnetenhaus aufzuläfen, am 18., den liberalen Theil des Minifteriums 
zu entlaſſen und durch Feudale zu erfeken. Der PBräfibent des Herten: 
hauſes wurde interimiſtiſch zum Minifterpräfidenten ernannt, bie eigent: 
liche Leitung bes Minifteriums übernahm indeß ber bisherige Danbele 
minikter und nımmichrige Finanzminiſter v. d. Heydt. 

Die öffentliche Meinung war von dieſer ploͤtzlichen Wendung über: 
vafcht und aufs fchmerzlidhite berührt. Die Matorität bes Abgeordneten 
Haufe, bie dazu Veranlaffung gegeben, rechtfertigte ihre Handlungsweiſe 
buch eine offene Erklärung und ſprach ihre ruhige Ueberzengung aue, 
baß fie nur ihre Pflicht erfüllt habe. „Die Weife, in welcher biöher ber 
Staatshauſhalt geordnet wurde — fagte fie — machte bas wefentlichhe 
Met der Dollövertretung, das Recht, die Einnahmen und Ausgaben bed 
Staates zu bewilligen und zu überwachen, faſt bedeutungalos. Die bi: 
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tige Eintbellung bes Budgets gewährte nad der Wuffaffung der Res Yampım, 
erung, die fie in dem Befehesentwurf über bie Dberrehnungslannter 
kend gemacht hat, biefer einen ber Controle bes Abgeordnetenhauſes 
R gänzlich entgogenen Spielraum und die Machtvollkommenheit, auch 
me unb gegen ben Willen der Volksvertretung tief eingreifende Eins 
Stungen zu treffen oder aufrecht zu erhalten. Um dieſe feheinbare Feſt⸗ 
Hung des Budget® zu einer wirklichen zu machen, führten wir den Beſchluß 
6 Abg.⸗Hauſes herbei.” Die Regierung dagegen warf ber Majorität bes 
bg.e⸗ Hauſes vor dem Miniſterwechſel in ihrem offigielen Organe vor, baß 
t „im Sturm babe Beränderungen durchſetzen wollen, welche bie Ne⸗ 
rung auf bem freilich Taugfameren Wege der Orbnung und mit Be 
klfihtigumg der pnterefien der Staatsverwaltung herbeizuführen bereit 
meien ugb daß biefes flürmifhe Verfahren nur aus der allgemeine 
timmung erklärt werben koͤnne, welche fidh ber Mehrheit bes Haufes 
er Regierung gegenüber bemädtigt habe.” „Die Kammer” , wurbe ven 
m Organe der Regierung nad) bem Minifterwechfel erflärt, „war gewiflers 
taken mit der Beflimmung geboren, ein Zerwurfniß mit der Regierung hervor⸗ 
rufen; Die Maſſe ber Waählerſchaften offenbarte alle Zeichen einer unheilnsflex 
jerblendbung; Männer wurben bevorzugt, beren politifchese Programm, " 
on allen Webertieferungen des monardifchen Preußens abſehend, an bie 
hewegung ber Jahre 1848 und 1849 anzufnüpfen fuchte; unter folchen 
Aufpizien Tam das Abgeordnetenhaus zu Stande und mußte dem Flache 
einer Geburt erliegen. Der Agitation bes planloſen Foriſchritts, welche 
ie jüngften Wahlen beherrſchi hatte, mußte ein Halt zugerufen werben 
md die Aufgabe des gegenwärtigen Cabinets wirb e8 fein, bie öffentliche 
Reinung darüber aufzullären, daß es, wie bei dem jüngften Conflict mit 
em Abgeordnetenhauſe, jo bei den nächſten Wahlen fich nicht um Einzel⸗ 
ingelegenheiten von mehr oder minder untergeorbneter Bebentung, Tondern 
am die hochwichtige Frage handelt, ob die Macht der Regierung bei ber 
Krone, welcher fie durch bie monarchiſchen MWeberlieferungen wie durch 
die Berfaffungsurkunde des preußifchen Staates angehört, bleiben ober ob 
Ne dem Abgeordnetenhauſe zufallen ſoll.“ So zeichneten ſich bie Stellung 
wie die Zielpunkte beider Theile. 

Beide rüfteten fib, um ben Wahlfleg zu ringen. Die Regierung - 
verließ das Princip, das fie bei ben Ichten Wahlen beobachtet hatte, fich 
jeder Beeinfiuffung zu enthalten. Der König felbft forberte bie Miniſter 
af, den „Stufthfien ber Verdächtigungen entgegenzutreten, welche bie 
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Sreupen, Unfangenheit bes Sffentlichen Urtheils zu verwirren bezwecken, wie bel 
bei den lebten Wahlen fich gezeigt." Die Minifter richteten dengmän 
Wahlerlaſſe an ihre Untergebenen, in benen fte namentlich die Erfeinung 
befämpften, baß ein großer Theil der Beamteten felhft anf Seite bes 
Oppoſition ftand, und von diefen ftatt Widerftand vielmehr „eifrige Unter: 
ſtütung“ forberten. Der Majorität des aufgelösten Abgeorbnetenhaufes 
wurben bie verberblichften Beftrebungen zugemefien. „Die k. Sta 
regierung, hieß es in dieſen Erlaſſen, erachtet‘ es für ihre unerläßliche 
Pflicht, die Rechte der Krone mit Entjiebenheit zu wahren umb wich 
zuzugeben, daß der Kraft des Königlichen Megiments zu Gunſten eine 
fog. parlamentarifhen Regierung Abbrud geſchehe. Gerade hiedurch bei 
fi die k. Regieruug in den ſchärfſten Gegenfab zu ber Demokratie ge: 
fegt, deren Beftrebungen zur Zeit unverkennbar barauf gerichtet find, bem 
Schwerpunkt der ftantlihen Gewalt, welcher nah Geſchichte unb Ber 
faffung Preußens bei der Krone beruft, von biefer in die Bollsvertretung 
zu verlegen. Es ift deßhalb die Aufgabe ber k. Staatsregierung wab 
ihrer Organe, ber demofratifchen Partei, mag fie nun offen diefen Namen 
führen oder als fog. Fortfchrittspartei oder unter irgend einer anbern 
irrddeitenden Benennung auftreten, bei den bevorftehenden Wahlen überall 
entgegen zu wirken.” Der Erfolg dieſer Wahlerlaffe war zweifelhaft, au 
eine Beeinflufjung der Wahlen wie unter Manteuffel gar nicht mehr zu 
denken: die Maſſe der Wähler war felbftändiger, felbftbewußter geworben 
und wurbe es täglid; mehr; die Fragen, um bie es fich handelte, waren 
jedermann Mar und verftändlih. Der leitende Minifter gab fi) aud in 
ber That Feiner Täufhung darüber hin, daß ein Wahlrefultat, mie es bie 
Regierung wünfche, entfchieden nicht zu erwarten ftehe, wofern fie ber 
Öffentlihen Meinung nicht bezüglich bes Militäretats mefentlicde Zuge: 
fländbniffe made. In einem confidentieflen Schreiben an ben Kriegeminifter 
geſtand ber Finanzminifter offen ein, baß „inallenübrigen Verwaltungszweigen 
fhon feit Jahren bie größtmögliche Beſchränkung ber Ausgaben ftattge: 
funden babe, um nur einige Mittel zur Verminderung bes durch bie 
Mehrbebürfniffe der Militärverwaltung entftanbenen Deficite .im Staats 
Haushalte zu gewinnen und wenigſtens ben Schein zu retten, daß bie 
Regierung beitrebt fei, die dießfalls wieberholt gemachten Zuſagen 
zu erfüllen.” Er erflärte es deßhalb für unbebingt geboten, auf bie 
Forterhebung bed Steuerzufhlagg von 25% vom 1. Juli Laufenden 
Jahres an zu verzichten und verlangte überdieß einen Abſtrich von wenig: 
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mE 2% DRUM. Thlr. au der bisher fefigehaltenen Forderung für ben yreugen. 
Kitärbaushalt. Das erfiere fehte er buch, das Iehtere nicht, obwohl 

e Öffentliche Meinung fi) immer mehr fo entfchieben und fo einmüthig 
Raltete, daß ein Wahlfieg der Regierung ohne eine große Conceffion im 

r Militärfrage ganz unmöglich erfhien. 

Niemand hatte fi durch die Wahlerlaffe ber Miniſter einſchüchtern 
en. Auf bie gegen bie Majorität des anfgelösten Abgeorbnetenhaufes 
hobene Anklage antwortete das Eentralwahlcomite ber Fortfchrittspartet 
ruhig wie feh: „Niemand denkt baran, bie verfaffungsmäßigen Rechte 
z Krone anzutaften. Aber barum handelt es fih, ob neben ber großen 
id unzmweifelhaften Macht ber Regierung das verjafiungsmäßige . Recht 
7 Volksvertretung irgend eine Bedeutung haben foll ober nit. Soll 
ws Abgeorbnetenhaus nur Dulbung genießen, fo lange ed ja fagt und 
fekwibriger Uebergriffe geziehen werben, ſobald es nein fagt, fo bat 
Biere Berfaffung keinen Sinn.” Die Beamteten fingen an, flch gegen 
ie verfuchte Beeinträchtigung ihrer Wahlfreiheit zu wehren. Die erften, 
ie e8 thaten und ihr Recht würdig, aber mit Entidiebenheit wahrten, 
aren Rector und Senat ber Univerfität Berlin. Freimüthig erflärten 
e, daß fie „ben Kampf, ber gegenwärtig bie Gemüther in Preußen bes 
nge, nicht in dem Gegenſatz des Königthums und ber Demokratie aus⸗ 
edrücht fänden.” Andere Körperfchaften folgten nah. Die öffentliche 
Reinung hatte bie Oberhand behauptet. Die Nation fühlte, daß Preußen 
Ibermals an einem Scheidewege fland. „In ber Wahlbewegung bes letzten 
derbſtes — fügte das Eentralwahlcomite der Fortſchrittspartei — konnten 
wir noch hoffen, das Minifterium werde, getragen von bem fortichreitenben 
dewußtjein bes Volkes, eine entfchiebenere Politik in ber Nichtung eins 
lagen, welde unferem Vaterlande Noth thut, um feine Stelle unter 
ven Völkern Europas mit Ehren zu behaupten. Das koͤnnen wir jetzt 
siht mehr. Um fo notbwendiger ift es, daß bie Volksvertretung unahs 
hängig und entfchloffen der Regierung gegenüber bas "verfafiungsmäßige 
Recht des Volles wahre.” Am 6. Mai erfolgten bie Wahlen. Die Re 
gierung erlitt eine vollſtändige Nieberlage: auch nicht einer ber Minifter 
hatte feine Wahl durchzuſeten vermodt. Die Majorität des aufgelösten 
Hauſes kehrte dahin zurüd,; an Zahl verſtärkt, durch bie Zuſtimmung ber 
weit überwiegenden Diehrheit ber Nation mächtig gefräftigt. Die eigentlich 
minifterielle Partei war auf 10 enbale zufammengefhmolzen. 

Faſt zu berfelben Zeit fah ſich bie preußiſche Regierung noch in 
eine andere Schwierigkeit verwidelt. Schon feit längerer Zeit war fie 





800 Arderſich der Ertigaiffe des Pahres 4862. 


Vrenhen. tim Namen bes Zollvereins wit Frankreich ber ben Abſchluß eines Han 
beiövertrag6 eingetreten. Am 29. März waren bie Unterhanblungen eut: 
Lich zu einem Abſchluß gekommen. in Bertrag wurde an dieſem Tag 
in Berlin vorläufig paraphirt und wenn auch nicht allen Wunſchen wm 
Rathichlägen, welche die Regierungen ber verfchiedenen Zollveremsftaater 
im Laufe der Unterhanblungen nad) Berlin Hatten gelangen laſſen, ent 
ſprochen war, fo glaubte Preußen doch ihrer Zufimmung mit Zuwerfid 
entgegen fehen zu können. Seit dem Jahre 1860 Hatte Frankreich wi 
feinem früheren Schutzzollſyſtem gebrochen, ſich im Princip auf ben Bedei 
des Freihandelsſyſtemes geftellt und von dieſem aus Verträge mit Eng 
land und Belgien abgefchloffen, mit Ztalien und der Schweiz eingeleitet 
Deutihland wer bedroht, feine Induſtrie vom franzbſiſchen Markte gam 
ausgeſchloſſen zu fehen. Bon allen Seiten war daher die Wünfchbarkeit 
ja die Nothwendigkeit eines ähnlichen Vertrages mit Frankreich aud für 
Deutſchland anerkannt und Preußen von ſämmtlichen Zollvereinsitaaten 
-mit ben biesfälligen Unterbandlungen beauftragt worben. Die Grundlage 
auf denen fid diefe bewegen und das Refultat beruhen mußte, Tonntd 
nicht zweifelhaft fein. Ganz Wefteuropa war bereits dem Freihandels 
ſyſtem anbeimgefallen und wenn Deutfchland mit Frankreich überhaupt 
einen Vertrag abſchließen wollte, To mußte er fi nothwendig auf bem: 
felben Boden fielen. Breußen hatte fid; übrigens fchon bisher wieber: 
holt und entſchieden für Herabſetzung ber Tariffäte erflärt und bie öffent: 
lie Meinung nicht bloß in Nord⸗, fondern auch in Säbbeutichland weht 
und mehr wie für Gewerbes fo auch für Dandelsfreiheit fi auszufprechen 
begonnen. Nichtsdeſtoweniger Tonnte e8 nicht überrafchen, daß die zunädit 
Betroffenen und bie Freunde von Schußzöllen überhaupt, fobalb die vell: 
endete Thatfache in bem Handelsvertrag mit Frankreich vorlag, laut auf 
ſchrieen und eine lebhafte Agitation gegen Genehmigung befielben in Gang 
ſetzten. Es war dieß um fo natürlicer als bie Reciprocität umb ein 
billiges Gleichgewicht in den gegenfeitig eingeräumten Bollfäben zwiſchen 
Frankreich und Dentichlan in einer gangen Reihe von Artikeln entfchieben 
nit: gewahrt und Frankreich wefentlich günftiger ale Deutſchland geftellt 
zu fein fhien Kin zweiter Punkt, der großen Anftanb erregte, war bus 
durch den neuen Bertrag bedingte Verhältniß zu Defterreich. Der zwilchen 
bem Zollverein und Oeſterreich beftehende Vertrag von 1853 mußte burd 
Annahme des Handelsvertrags nothwendig babinfallen, wenn Defterreid 
bei feinem bisherigen Syſtem von Schubzöllen beharrte, währen Preußen 
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me ber Zollverein zum Freihandelsſyſtem übergingen. Es Ing bas unler Yen. 
bes gegenwärtigen Umftänben fchon an fich in ber Ratur eine jeben Vor⸗ 
trags mit Frankreich, wurbe aber durch ben nun wirklich von PBreufen 
abgefchloffenen noch verſchärft, indem fich durch Art. 31 deſſelben beibe Com: 
trahenten verpflichteten, „dem andern jebe Begünftigung, jebes Vorrecht 
und jebe Ermäßigung ber Eingangs⸗ ober Ausgangsabgaben für die in 
wem gegenwärtigen Bertrage verzeicdneten ober nicht vergeichneten Gegen 
Wände zu Theil werben zu laſſen, weile er einer dritten Wadt in ber 
Folge zugeftehen möchte.” In dem Abſchluß bes Handelsvertrags mil 
Frankreich lag daher für Oefterreih nit nur eine wirthſchaftliche, fons 
bern aud, eine politifche Gefahr für feine Stellung in Deutſchland. Es 
erfannte fie and fofert und proteflirte ohne Verzug gegen ben enticheis 
denden Schritt von Seite bed Zollvereins. „Im Augenblide bes Ab⸗ 
ſchluſſes biefes Vertrags von Seite bes Zollvereins und ber Verlängerung 
des Zolivereins auf folder Grundlage, jagte es, wäre Defterreih von 
dem übrigen Deutſchland in handelspolitiſcher Beziehung factiſch und prins 
eipiell Losgetrennt.” Man konnte benten, daß Preußen durch ben bs 
Schluß des Hanbelövertrags mit Frankreich diefe Folgen abſichtlich herbeis 
zufähren geſucht habe. Was Defterreih verlor, ſchien Preußen gewinnen 
zu müflen. Ein Borwurf dagegen konnte Preußen nicht gemacht werben, 
ber nämlich, daß es feine Induſtrie durch ben Vertrag irgendwie befon- 
ders zu begünftigen gefucht Hätte und mit Mecht mochte es daher in bes 
erſten Mittheilung, die es ben Bollvereinsftaaten von bem erfolgten Ab⸗ 
ſchluß machte, fagen: „Die Opfer, obne welche eine Verſtändigung übers 
haupt nicht denkbar war, fallen auf uns in vielen Beziehungen mehr, in 
feiner Beziehung weniger als auf unfere Zollverbünbeten.“ 

Zwiſchen Defterreih und Preußen entwidelte fi eine Korrefpon⸗ rg 
benz, die ben gegenfeitigen Standpunkt Kar barlegte. „Das kaiſerllehe 
Cabinet, erklärte Graf Rechberg, verkennt nicht, daß tim Falle ber Ans 
nahme des Hanbelsvertragg mit Frankreich von Seite des Zollvereind 
längs der ganzen Weſtgränze Deflerreicha von Krakau bis zum Splügen 
und von ba hinab zu ben Münbungen des Po das Freihandelsſyſtem zur 
wllen Geltung gelangt fein würbe und daß gegenüber ben nieberen Zalls 
fühen des letzteren für Oeſterreich die Aufrechthaltung feiner gegenwärtigen 
Zellfäge zur Unmoͤglichkeit geworben ift; allein bie große Mehrzahl ber 
von Breußen durch ben Bertrag mit Frankreich angenommenen Zollfäge 
find von der Art, daß Oeſterreich, ohne ben Untergang vieler Zweige 





—* 


302 Uberfiht der Ereignife des Sahers 1A0B, 


feiner Induſtrie herbeizuführen, felbft nur fo weit als bie Aufrehthelltuung 
der biöherigen Zwifchenzölle fordert, ihnen zu folgen nit vermag.” 
Preußen ergriff bie Eingeftändniffe Oeſterreichs, um barauf binzumeifen, 
daß, wie bie öfterreichifche Denkichrift felbft augebe, ber Tarif bes Boll: 
vereind einer Reform bringend beburft habe und daß Preufen mit ber 
Ausführung diefer Reform doch wahrlich nicht auf Defterreich babe warten 
müflen und warten können, ba Uefterreich felbit geftebe, ba es ohne Den 
Untergang vieler Zweige feiner Induſtrie ber Reform unmöglich folgen 
Üeme. Oeſterreich aber, das die Logifhe Eonfequenz biefer Räfonnemeent® 
unmöglich läugnen konnte, entfchloß fi, um bie brobende Gefahr abzu⸗ 
wenden, zu einem für feine Zuſtände großen Opfer, er erflärtte fi bes 
zeit, ben bieherigen Tarif bes Zollvereins unbedingt anzunehmen unb ans 
exbot Preußen auf Grundlage biefes Tarifs ben Eintritt feines Geſammt⸗ 
Raats in ben Zollverein, fo weit bieß überhaupt möglid war, in ber 
Form eines den Kaiferftant und das Zollvereinsgebiet umfaſſenden Handels⸗ 
und Zollbundese. Kin Handelsvertrag mit Frankreich wäre dadurch ven 
ſelbſt fo viel alS unmöglich geworben. Hätte Defterreih fi früher zu 
biefem Opfer entihlofien, fo hätte felbft Preußen nicht umhin gefomnt, 
biefen Vorſchlag in ernfte Ueberlegung zu ziehen. Seht war es zu ſpät. 
Preußen lehnte ihn entſchieden ab. „So großen Werth, entgegnete Graf 
Bernftorff, wir im Intereſſe unferes Gewerbefleißes und ımjeres Haudels 
auf bie Theilnahme an der Verſorgung eines großen und reihen, an ben 
Zollverein grängenden Marktes zu legen hatten, fo würben wir und doch 
zu derjenigen Umgeltaltung bes Zolltarifs, welche der Hanbelsvertrag mit 
Frankreich in ſich fließt, nicht haben verftehen können, wenn wir micht 
überzeugt geweſen wären, daß biefe Umgeſtaltung, ganz akgefehen von 
allen vertragemäßigen Aequivalenten, eine durch das eigene Intereſſe des 
Zellvereins gebotene Nothwenbigleit ſei. Es handelte fid) für ums nicht 
bloß um einen Act der auswärtigen Hanbelöpolitit, fonbern der innern 
Reform. Der beftehende Zollvereinstarif bat ſich, nach unjerer Ueber⸗ 
zengung, überlebt. Diefen nämligen Tarif will Defterreih durch feine 
Borfchläge bis zum Schluffe des Jahres 1877 zur Grundlage des Ber: 
tragsverbältnifies zwilchen bem Zollverein und Defterreih machen. Vie 
Berichläge behalten zwar eine Reviſion desfelben vor; es foll jebodh, fo: 
weit Bei biefer Revifion eine Berftändigung über Abänderungen nicht er: 
felgt, bei ben beftehenden Beſtimmungen verbleiben und es foll, ben im 
Zollverein beftebenden Orunbfähen gemäß, zu jeder Abänderung bee Eins 
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xrkänbniffes ſämmtlicher DVereinsregierumgen und Oeſterreichs bebiefer. ** 
Fine ſolche Verabredung, ich ſpreche es offen ans, würden wir nicht ein⸗ 

hen können, auch wenn Verhandlungen zwiſchen uns und Frankreich 
iiemals ſtattgefunden hätten, denn über die mit dem 31. Dec. 1865 ab⸗ 
aufende Vereinsperiode hinaus würden wir uns an ben beſtehenden Zoll⸗ 
xreinstarif in keinem Falle binden wollen.” 

Lehnte auch Preußen ab, ſo fand dagegen Oeſterreich Bunbeögenoffen Deuifa- 
mier ben übrigen Zollvereinsftaaten. Der tiefe Gegenſatz, ber zwiſchen 
Breußen einerfeit8 und Defterreich mit dem größern Theile der Mittelſtaaten 
mderfeit® über bie Trage ber Bunbesreform eingetreten war, trug fi 
Usbald auch auf das vollswirtbfchaftlide Gebiet und bie Frage des 
handelsvertrags mit Frankreich über. Der unverfenubare Zuſammenhang, 
kr zwifchen bem Handelsvertrag, fo weit er das Verhältniß zu Oeſter⸗ 
rich betraf, und ben bunbesftaatlihen Plänen Preußens waltete, trieb 
tie Mittelftaaten dazu, auch in diefer Frage mit Defterreich zu gehen, 
Das Princip, das fie verfolgten, war in ber That daffelbe auf bem einen 
wie auf dem andern Gebiet. Wie dort fo wollten fie auch hier nichts 
von einer Ausſonderung Oeſterreichs wiflen, und wie fie bort an ber 
Gleichheit der Rechte fefthielten und eine bevorzugte Stellung Preußens 
lofort als eine „Unterwerfung“ unter dasfelbe perborrescirten, fo wollten 
fe aud bezüglich des Handelsvertrags Preußen ihre vollfommen glei: 
berechtigte Stellung fühlen laſſen, zumal bereits vielfach bie Idee eines 
Zollparlamentes aufgetaucht war, die genau wie auf dem politifchen Ger 
biet gegen eben biefe Gleichberechtigung gerichtet zu fein ſchien. Seit ber 
Mitte des Jahres gingen baher die Beftrebungen Oeſterreichs und ber 
Mittelftanten bezüglich beider Fragen Hand in Hand. 

Preußen ſchien ziemlich ifolirt. Zwar genehmigten beibe Käufer 
ſeines Landtags faft einftimmig ben Sanbelsvertrag mit Frankreich und 
ermunterten die Regierung, mit ber fie wenigftens darin vollfommen einig 
fingen, zu einem energifchen Vorgehen gegenüber den wiberwilligen Re⸗ 
gierungen ber übrigen Zollvereinsftanten. Allein von biefen trat außer Coburg⸗ 
Gotha und Oldenburg nur Sachfen in der Handelsfrage entichieben auf feine 
Seite und Baben, deſſen Regierung ben Vertrag zwar feinem Landtage zus 
Juftimmung vorlegte, biefen dann aber ſelbſt wieder reraulaßte, vom einem 
Veſhluß vorerft noch Umgang zu nehmen. Die übrigen Regierungen ber 
Mittelſtaaten zögerten erſt, um ſich ſchließlich gegen den Handelsvertrag 
ud für die Prüfung ber öſterreichiſchen Vorſchläge zu erklaͤren. Im Juni 
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Dattip Wielten biefelben über bie Handelofrage Eonferengen in Mündhen, im J 
verſtaͤndigten fie fih in Eonferenzen zu Wien Über das Project, der prı 
Bien Bunbesftaatsibee eine Verfammlung von Delegirten der einzeln 
Stänbelammern zunächft zur Berathung von Gefehesentwürfen über 4 
vilproceß und Obligationenrecht, in zmeiter Linie aber als organifche @ 
richtung behufs einer allmähligen Reform bes Bundes auf burdhaus | 

"beraler Grundlage entgegen zu feben. In ben erſten Tagen bes Aug 

lehnte zuerft Bayern ben Handelsvertrag ab, und fofort folgten ihm VA 
semberg, Hannover, Heſſen⸗Darmſtadt und Naſſau. Zu Mitte desſell 
Monate wurde endlich das Delegirtenprojett am Bunde förmlich ein 
bracht. So traten Defterreih und die Mittelfiaaten Preußen unb b 
jenigen Partei, die ben Bunbesftant unter Preußens Führung anſtre 
und ben Handelsvertrag mit Frankreich unterftühte, nach allen Seiten 
gefchloffener Phalanx entgegen. Die Preußiſche Regierung ſah ſich glei 
zeitig ven einer Niederlage in ihrem eigenen Sande, im Zollverein u 
in ber Bumbesreformfrage bedroht. Um fi zu wehren, griff fie wen 
ftens in einer bdiefer Richtungen zu dem äußerften Dlittel, indem fie Bayı 
und den übrigen Zollvereinsregierungen, bie ben Handelsvertrag ablehnti 
broßenb erflärte „fie ſei es bem Ernſt ber Lage fhulbig, offen aufı 
ſprechen, daß fie eine definitive Ablehnung als ben Ausbrud bes W 
lens auffaffen müfle, ben Zollverein mit Preußen nicht fortzufeken 
Die einzige nationale Schöpfung Deutſchlands feit ber Gründung ! 
Bundes war damit unummunben in Frage geftellt. 

— Dagegen war es Oeſterreich vergönnt, ruhig an ber Begründu 
verfaffungsmäßtger Rechtszuſtände, an ber Ordnung feiner zerrüttel 
Finanzen und an ber Wieberherftellung feines erfchätterten Anfehne 
Europa zu arbeiten. Es gefchah nicht ohne weſentliche Erfolge. W 
der Fortſchritt überall nur ein Yangfamer und mußte auch manche Schi 
rigfeit vielmehr umgangen ale überwunden werben, fo boten bie nen € 
rungenen Auftände um fo mehr Bürgfchaften ber Dauer ımb erſchien 
nicht ale blos ephemere Verſuche. Die größte Schwierigkeit fir bie Or 
mung bes Staats im Innern wie fir feine Macht nach Außen blieb fre 
lich ungelöst. Ungarn blieb unter ber im Nov. 1861 eingeführten pr 
viſoriſchen Vertoafting des Grafen Palffy, die Comitate ſchwiegen, b 
Landtag wurde nicht einberufen, die Nation verharrte in paſſivem Wide 
fand, ohne, allem YAnfcheine nad, in trgenb welcher Weife von den Au 
ſchauungen und Forberungen bes aufgelösten Landtags von 1881 zu we 
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en; felbft der Ungariſche Hoſtanzler fuhr fort, eine mbeftimmte, oft ger 
idezu zweibentige Stellung zu ber Februarverfaſſung, bie er doch feihft 
eſchworen und zu beren Durchführung auch in Ungarn er zum Ungaris 
ben Hofkanzler an die Stelle des Baron Vay berufen worben war, eins 
mehmen. Groatien ſchwieg, auch dort wurde der Landtag nicht wieder 
inberufen. Siebenbürgen follte ven Ausfchlag fir bie zulänftige Stel⸗ 
mg aller biefer Länder zum Gefammtfiaat und zur Berfaffung vom 26. 
kbr. 1861 geben; aber bie Regierung zögerte fortwährenb ben L2unhiag 
imjuberufen, fie ſcheute fich dem entſcheidenden Schritt zu then, bevor fie 
8 Erfolges ziemlich ficher fein konnte: die Magharen Siebenbürgene zu 
poimmen, war keinerlei Ausfiht, die Haltung der noch wenig entwidelten 
hmmänifchen Nation zweifelhaft; mur ter Landtag bes treuen Sachſen 
andes erflärte fi am 29, März für die Yebruarverfaffung und brachte 
jeſe feine Erklärung troß aller Semmniffe, Die ihm die überwiegenb maghariſch 
Kiinnte Landesregierung in ben Weg legte, tm einer Adreſſe an ben Chrom. 
Das politifhe Leben Defterreichs concentrirte ſich daher auf Die 
deutichsflavifchen Provinzen und zunähft auf bie Thätigleit der beiben 
Dänfer des Meicheraths in Wien. Die Orbnung ber Finanzen und ber 
Balnta war das erfte Erforderniß, wenn Oeſterreich auf ber neu gewon⸗ 
renen Grundlage erſtarken, fit entwideln, aufblühen follte Erſt im 
Oltober kan das Budget für 1862 zu vollkänbiger Erledigung und 
bonnte vom Kaifer erfl am 2. Nov., d. h. zwei Tage nad Ablauf des 
Rehnungsjahres, genehmigt werben. Aber es mar doch eine Grundlage 
gemonnen, das Recht der Vollsvertretung anerkannt. Während in Preu⸗ 
ben die Regierung dieſes Recht bezüglich der umfaſſendſten Abtheilung 
ver Staatsausgaben, bes Militäretats, ganz illuſoriſch zu machen und auf - 
einen bloßen Schein berabzubräden, bezüglich ber übrigen Abtheilnsgen 
moglichſt eingufchränfen unternahm, wurbe in "Defterrri buch das erſte 
vereinbarte Finanzgeſetz von der Regierung unbedenklich zugegeben, daß 
die vom Reichsrath für einzelne Hauptrubriken, Abteilungen unb Unter⸗ 
ebtheilungen feftgefeßten Beträge nur in berfeiben Hauptrubrik, Abthei⸗ 
Ing und Umrerabtpeilung verwenbet werben bärften. Nach dem Budget 
für 1862 wurde auch basjenige für 1868 berathen mb ofme beſondere 
Schwierigkeiten zu Anfangs Dezember erledigt: das bisherige Deficit war 
darin bereits wefentlich herabgemindert und ſollte Aberbies wenigftene 
theilweiſe Mrd) bie vom Reichsrath bewilligte Erhöhung von Steuern 
und Gchähren umb nur theilweiſe durch neue Aulehen und Creditopera⸗ 
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tionen gebedit werben. Faſt nicht minder widtig und jebenfall® wi 
minder ſchwierig war die Feſtſtellung einer neuen Banfalte: bie Unten 
bandlungen und Berbandlungen darüber zwifchen bem Finanzminiflerun, 
bem Reichsrathe und der Bank zogen ſich durch das ganze Jahr Bin; die 
Doflövertretung wahrte auch in biefer frage mit Entſchiedenheit ihre 
Stellung und die Bank fand es ſchließlich für gut, fi) zu fügen und die 
zwifdgen beiden Käufern bes Reichsrathe, aber im Wefentlichen nad ber 
Forberungen des Abgeorbnetenbaufes vereinbarte neue Alte unbebingt und 
vollſtändig anzunehmen. Am 18. Dez. konnte der Kaifer bie erfte Sek 
fion des Reichsraths mit der Befriedigung fchließen, daß „feine Zuverfidt 
auf das Gedeihen bed mit gemeinfamer Kraft unternommenen Werkes be 
feigt worben fei unb ſich das Vertrauen auf bie Kraft Oeſterreicht 
überall mächtig gehoben babe’. Dann wies er auf bie bereits erfolgte 
Einberufung der Lanbtage bin und fügte bebeutungsvoll bei: „Dort wer: 
den Sie die Träger und Bermittler jener Brincipien fein, in welchen bie 
Verfaſſungsgeſetze wurzeln, die Ich gegeben habe und an benen Ich fortan 
wie bisher fefthalten werde. Sie werben nicht ermüben in bem Be 
möhen, bad Band noch inniger zu Tnüpfen, welches feit Jahrhunderten 
bie Völker Defterreich® zu ihrem eigenen Helle verbindet. Dadurch wir 
der Verwirklichung Meines feften Entſchluſſes, bes Reiches Einheit ze 
wehren und das begonnene Wert ber Berfaffung zur Vollendung zu 
bringen, auch Ihr Beiftanb zu Theil werben“. In ben letzten Tagen 
be® Jahres fliegen die Defterr. Effekten an ben verfchiebenen Börſen 
Europa's in ungeahntem Maaße und fiel bas Silberagio in Wien tiefer, 
als feit einer Reihe von Jahren. | 

In feinen Beziehungen zum Auslande bemahrte Defterreidh eine 
zuwartenbe Saltung, aus ber es auch durch Leine europätfche Frage her: 
andzutreten gezwungen ward. Gegen Stalien hatte es auf jebe offenfive 
Politik verzichtet, ohne indeß einen Zweifel barüber zu lafien, baß es 
jeden Augenblic bereit fei, einen Angriff auf ben Beflb von Venezien 
mit den Waffen entgegen zu treten. Um fo freier konnte es fich ben 
beutfchen Angelegenheiten zuwenben, bie feine Aufmerffamkeit In biefem 
Angenblick verzugeweife in Anfprud nahmen. An ber Aufrechthaltung 
bes Stantenbundes in Deutfchlanb im Princip hatte e8 ein nahe liegen 
bes Intereſſe, da es fi jeder Einwirkung biefes Bundes auf feine deut: 
ſchen Provinzen bisher faft völlig zu entziehen gewußt: hatte umb eine 
größere Sompetenz ber Bunbeögewalt mie eine ivgenb weſentliche Umge 
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tung feines Organiemus mit feiner neuen Berfefiung, welche die Eins Order 
t des Reiches wahren follte, kaum zu vereinigen war; bagegen fichexte 
a in dem beſtehenden Bunde feine Stellung als erfte beutfche und zus 
a Tatholifche Macht einen großen Einfluß auf die katholiſchen Vevölke⸗ 
ngen Deutſchlands und auf bie mittleren und kleineren beutfchen Staaten. 
weitwillig bot e6 daher den Mittelftaaten, bie in ihm eine Stüße gegen Deutfä- 
: Bläne Preußens fuchten, in der Bunbesreforwmfrage die Hand, wäh ” 
ad ihm dagegen biefe nicht minber bereitwillig in ber Handelsfrage 
gegen Tamen. Die Beftrebungen auf bem einen Gebiet mußten bies 
nigen auf dem andern unterftügen. Bis gegen ben Herbſt ſtanden, wie 
ir geſehen, Deflerreih und die Mittelſtaaten in ziemlich geſchlofſener 
Salanz Preußen und ber Partei bed Nationalvereind gegenüber und 
ıtten ſowohl in ber Bundesfrage durch den Antrag am Bunde auf Eins 
rufung einer Delegirtenverfammlung als in der Handelafrage durch bie 
erigläge Defterreihe die Initiative ergriffen, während Preußen fon 
über wohl een, Pläne, Hoffnungen hegte und nährte, aber im Grunde 
och nicht zu willen ſchien, was es eigentlich wollte, ober, wenn ed 
ies wußte, ben Muth nicht hatte, dafür offen, beftimmt, thatlräftig eins 
alieben und jegt durch den Conflikt mit feiner Vollsvertretung völlig ge: 
äbmt war. Die neue Liga batte indeß auch ihre ſchwachen Seiten. In 
Bayern konnte fie zwar wohl auf die Majorität des Landtags unb ber 
Bevölferung zählen; aber in Württemberg war dies, obgleich bort bie li⸗ 
berale Partei gerade über die Hauptfragen, bie Bundesreform⸗ und bie 
Handelsfrage in ſich nicht einig war, ſchon nicht mehr fo ganz der Tall, 
und in Hefien-Darmfladt, in Kurheſſen, in Hamnover, in Naſſau fahen 
Rh die Regierungen einer Oppofition gegenüber, bie täglich wuchs und 
fh täglicg fefter organifirte. Ein zweites war, daß ihre Tendenz we⸗ 
nigſtens vorerſt mehr negativer als pofitiver Natur zu fein ſchien. Gie 
verwarf wohl den preußifchen Bundesftaat, aber bie Gegenvorſchläͤge, die 
Ne in ihrem Antrage vom 14. Aug. am Bunde nieberlegte, waren fo 
dürftig, daß ihre eigenen Organe gefichen mußten, es würben fi bafür 
auch nicht zwei Landtage erklääͤren. Sie verwarf wohl ben preußiſchen 
Nandelövertrag mit Frankreich, aber die Aufforderung Babens, einer uns 
bedingten Ablehnung doch wenigftens bie Geltendmachung beftimmter Mos 
Nficationsforberungen vorausgehen zu laſſen, blieb unbeantwortet und doch 
konnten die Regierungen der Mittelftanten auch nicht baran denlen, ber Preußi⸗ 
ſchen Drohung offen bie Idee eines Zollvereins mit Defterreich auf Grundlage 
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—— bes Schutzzollſyſtems ſtatt einer Erneuerung bes bicherigen mit Preußei 
auf Grundlage des Freihandelsprincipes entgegen zu ſetzen. Selb 
in ihrer negativen Tendenz erlitten ihre Freunde im Ockober au 
dem Handelstage zu Münden, trop der größten Anſtrengungen ein 
entfhiebene Niederlage. Richt nur wurben bie Anträge ber Oeſterreiche 
mm Stimme ber öſterreichiſchen Zolleinigungsvorſchläge vom Handelstag 
mit großer Mehrheit werworfen, ſelbſt ein vermittelnder Antrag de 
Mojorität des Ausſchuſſes, der fih nur bebingungsweife für den Han 
belßvertrag ausſprechen wollte, unterlag unb es wurbe, jeboch nur mi 
knapper Mehrheit, befäloflen, daß gewiſſe Mobiflcationen zwar bödl 
witfchenswertö wären, baß aber das ſchleunige Suftanbefommen bei 
Handelsvertrago daburch nicht in Frage geftellt werben bärfe. Dagege 
conftituirten fihb zu Ende besfelben Monats Dectober die gropbeutide 
Stemente als geſchloſſene Partei. In einer großen Berfausnlung a 
Frankfurt wurde beflofien, die beantragte Delegirtenverfammlung ja 
unterftügen ale einen „erftien Gchritt zur Schaffung einer nationalen 
Beriretung” doch unter der Borausfehung, daß „bie Regierungen fein 
Zeit verlieren, jene Berfammlung zu einer periobifch wiederkehrenden Ber 
tretung am Bunde mit erweiterter Competenz zu geftalten“. Ebenje 
ſprach fi die Verſammlung gegen den Hanbelsvertrag mit Frankreich un 
dagegen für bie Aufnahme Gefammtöfterreih8 in den Zollverein aus 
Die Partei organifirte fi als beutfcher Refornwerein ganz ähnlich wie 
ber Rationalverein, mit Bweigvereinen, zahlreich befonders in Babe, 
aber auch in Württemberg, Baden, Heſſen⸗Darmſtadt, Nafſau und Dannever. 

Diefen conjersativen Beftrebungen ſtand bie von ber Zeit getra⸗ 
gene liberale Bernegung gegenüber. Sie ging ihren Gang in Beziehung 
anf eine Reform bes Bundes, wie auf ben Ausbau verfaffungsmäßiget 
Zuſtände in ben einzelnen Staaten um fo fichever, als nirgenbs eine Ueber: 
flürzung erfolgte. Zunächſt kam die Kurbeffiihe Verfaſſungsfrage endlich zut 
fung Zum britten Mal hatten die nad ber octroyirten BBerfaflung 
von 1860 gewählten Stände fich fat einftimmig für incompetent erflärt 
und dasjenige zurüdverlangt, was fie für das gute Recht des Landes er: 
adyteten: bie bewundernswerthe Gebulb des Kurheſſiſchen Woltes ging 
ſichtbar zu Ende. Da verftänbigten fi im März Oeſterreich und Preu⸗ 
fen, daß „bie endliche Herftellung eines geficherten Rechtszuſtandes in 
Kurheffen im dringenden Intereſſe bes Landes wie des geſammten Deutid: 
lands Tiege" umb beantragten am Bunde bie Wiederherſtellung ber Ber 
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Hung von 2831 unter „Berüdfichtigung ber bundesrechttich verbürgten 5 
tandſchaftsrechte der Mediatiſtrten und der Reichsritterſchaft“. Die — 
reitige Frage des Wahlgeſetzes von 1849 blieb dahingeſtellt und ber 
utiheidung des Kurfürften überlaſſen. Der gemeinſame Antrag, ber dem 
r einftimmigen Anbrange der Öffentlichen Meinung ven ganz Deutich 
MP entſprach, ſchloh bie Möglichkeit eines erfolgreichen Miderſtandes 
wo. Dennoch verſuchte es der Kınfürft und fand noch immer bei eini⸗ 
m Regierungen am Bunde menigfiens eine halbe Unterſtützung. Nun 
ber hielt Preußen feine Ehre und fein Anſehn in Dentfhland- für 
mpländet, daß biefe Trage eublich zur Löjung gebracht werke. Im Mai 
lärte es vnumwunden, daß es, „jeine Aetion nicht mehr von bem- Iös 
sn und Schwenken iu Frankfurt abhängig machen: dürfe” und bwohte, 
aach den Umſtänden zu handeln und nur noch das Intereſſe Preußens 
y Rathe zu ziehen, das von ben Folgen ber überſtürzenden, herausfors 
suiden Maßregeln der kurfürſtlichen Regierung aufs Unmittelbarfte bee 
ührt werde". Ein eigenbänbiges Schreiben, das ber König von Prem 
en durch eimen befonderen Abgeſandten dem Kurfürften überreichen lieh, 
zurde nen biefem in einer Weife aufgenommen, ba es von Preußen nis 
ine Beleidigung feines Staatönberhauptes augefehen werben konnte: es 
xtlangte als Genugthuung die Entlaſſung des Minifteriums, und da 
ieſe verweigert wurde, rief es feinen Geſandten ab und mobiliſirte zwei 
Armeecors. Defterreich feibft mußte bem Kurfürften bedeuten, baß ein 
weiterer Widerſtand unmöglid, ſei. Am 24. Mai erfolgte ber faft ein- 
timmige Bundesbeſchluß, dem ſich der Kurfürft wiberfirebenb fügte: das 
nöherige Minifterium wurde entlaflen, die Verfafſung von 1831 wieder 
hergeſtellt und die Wahlen zur Ständeverfammlung nad bem Gefeke von 
1859 angeorbnet. Im Sept. fanden bie Neumahlen ftatt: das Refultet 
war, daß auch nisht ein Anhänger ber nunmehr befeitigten Drbnung der 
Dinge gewählt wart. Zu Ende Oftobers trat bie Stänbeverfammlung 
wienmen; fie war einſtimmig für ben Handelsvertrag mit Frankreich and 
gen das Delegirtenproject. Auch in Heſſen⸗Darmſtadt fand Im Sept: 
die Neuwahl des Landtags ſtatt und trotz des sctroyirten Wahlgefehes, 
da9 der Regierung bie Majorität ber zweiten Kammer fichern follte mb 
bisher auch gefichert hatte, erlitt das Minifterium Dalwigk eine Nieder⸗ 
Inge, die kaum größer hätte fein Können. Außer ben 6 Vertretern dee 
Adels brachte es auch nicht einen emtichiebenen Anhänger feines bisheris 
gen Syſtems in bie Kammer und fo entfdjieben wear bie Stimmung bes 
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Dautiä- Sandes, daß die kath. Partei feihk-in Mainz unterlag. Die Marti dei 
Nationalvereins hatte entfchieben den Sieg bavon getragen, eines ba 
Mitglieder feines Ausſchuſſes, das ſich durch befondere Thätigkeit hervor 
gethan, ber Rechtsanwalt Metz war nicht weniger als viermal ge 
wählt worden. Die Regierung fanb fi) durch biefen Umſchwung beme 
gen, bie Verorbnung vom 2. Dft. 1852 über die politifchen Bereine, di 
fie neuerer Zeit doch nicht mehr aufrecht zu halten vermocht Hatte, aufe 
Mirkfamleit zu fegen und fi zu dem Entwurf einer verfaffungemäßige 
Regelung ber Stellung bes Staats zur kath. Kirche wie in Baben ke 
beigulaflen, was fie bisher verweigert hatte. Dagegen beharrte fie ink 
Thronrebe zur Eröffnung bes Landtags am 13. Nov. auf ihrer bisherige 
Politik zu Gunſten einer Zolleinigung mit Defterreich ſtatt des Handell 
vertrags mit Frankreich und für das Delegirtenprojelt flatt eines wi 
immer geftalteten Bundesſtaates. Die II. Kammer fprady ſich jedoch i 
ihrer Antwortsabrefje nad) zweitägiger Debatte faft einftimmig für da 
Danbelövertrag mit Frankreich aus und erflärte, daß „das unbeftreitbes 
md täglid dringender werbenbe Bebürfnig des deutfchen Volles nad ma 
tionaler Einigung nur durch Wieberberufung eines deutſchen Parlamen 
uud Schaffung einer einheitlichen Gentralgewalt befriebigt werben koöͤnne 
In Naſſau ſprachen fih ſchon im Auguft beide Kammern mit große 
Mehrheit für den Handelevertrag mit Frankreich aus und die Stimmun 
ber Benölferung fcheint derart au fein, daß bie Regierung bei ben il 
J. 1863 ftattfindenden Neuwahlen zur II. Kammer eine Nieberlage er 
leiden Tönnte, wie diejenige von Heſſen⸗Darmſtadt fie erlitten hat. Die 
felbe Probe ftcht der Regierung von Hannover bevor, die indeß in Folg 
ber Vctroyirungen von 1855 und 1856 vorerſt noch auf bie Zuftimm 
ung ber Wiojorität beider Kammern zu ihrer beutfchen Politik zähle 
konnte. Im Mai fprachen ſich auch wirklich beide entfchieben gegen bie Idee 
eines Bundesitants ohne Defterreih aus. Aber ſchon zählte bie Oppo— 
fition in der II. Kammer unter der Leitung bes Präfidenten des Na: 
tionalvereins v. Bennigfen mehr als den Drittheil der Verſammlung und 
eine ſchleichende Unzufriedenheit der Bevölkerung mit ber innen Politil 
der Regierung unter dem Grafen Borries war nicht zu verfennen. Ein 
Zwiſchenfall brachte biefelbe, zunächſt indeß auf nicht⸗politiſchem Gebiete, 
zum Ausbruch. Am 14. April ociropirte der König bei Gelegenheit bet 
Gonfirmatien des Kronprinzen der Landeskirche ben Meinen lutheriſchen 
Katechismus ftatt bes bisher geſetzlich eingeführten, und bald entmidellt 
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ih dagegen: din energifiher, wachſender Widerſtand. Zuerſt in einer. Reihe Drug 
on Stöbten, dam auch in vielen Landgemeinden fanden Berfammlungen , 
tt und bildeten fi, Ausfihäfle, um ‚gegen bie gewaltjame Wiederein⸗ 
Krung „veraäteter: Formeln” zu remonftriren und als das ſtarr⸗orthodorxe 
enffteriam ben Paſter von Luchow, ber es gewagt hatte für bie evan⸗ 
eliſche Freiheit in einer Flugſchrift aufzutreten, fofort zur Verantwortung. 
wh Hamnoser beſchied und nur zu beutlid Das Geläfte verrieth, em 
Kpergericht zu halten, brach bie Unzufriebenheit in hellen Flammen aus. 
Der Paſtor wurde in Sannover: wie im: Triumphe empfangen und ber 
zebel warf den verhaßteſten Conſiſtorialräthen bie Fenſter ein. Unbeſchä⸗ 
igt wurde der Paftor entlaſſen. Im Auguſt mußte ber König ſich dazu 
erfchen, auf bie zwangsweife Einführung des veuen Katechismus zu 
eihten. Die Bewegung: bam jedoch baburh, zumal die Gonfiftorien 
ur ben materiellen, nieht aber auch den moratifchen Zwang fallen ließen, 
kht zur Ruhe, foubern wandte: ih jetzt auf bie Erlangung ber fon 
on ber Berfaßfung geforberten, aber von ber Regierung bisher umgans 
nen Synedal⸗ und Presbyterialorganiſation der evangeliſchen Kitche: 
ine große Verſammtiung von Geiſtlichen und Laien ſollte dafür in Celle 
kranftaltet werben. Es war eine Kriſts eingetreten, beren Ausgang kaum 
weileihaft ſchien. Noch zu rechter Zeit. erkannte ber König bie Gefahr. 
der Miniſter Borries wurde entlaflen, die Ausführung ber ermähnten 
herfaffungsbeſtimmung zugefügt und am 10. Dec. fegar ein gemäßigt li⸗ 
erales Miniſterium ernannt, bad geeigriet fehien, den Sturm abzumenben. 

die Geller Berfammlung untexblieb umb bie ganze Bewegung kam — 

wer zum Stillſtand. 

Unläugbar machte In allen biefen Staaten bie liberale Steimung 
utjhiedene Fortfczeitie gegen ben Widerfiaub der Regierungen, Ir Bas 
en, Sachſen⸗Weimar und Coburg⸗Gotha mar fie bereits durchgebrungen 
md ging wit den Regierungen Sand in Hand. Der Tirdlidhe Conflikt 
® Baden wurde vollftänbig Beigelegt, mb von Tag zu Tag befefligte fich 
8 gegenfektige Vertrauen zwiſchen der Benälkerung und ihrem ange⸗ 
tummten Fürften, auf deſſen Grundlage durch das Minifterium Roggen⸗ 
bach- Lamey eingreifenbe Reformen zum innern Ausbau verfaflimgämäßiger 
oelsthümliger Zuſtände worbereitet wurben. In al ben genannten‘ 
Staaten war ‚der Einfluk des von feinem Ausſchuſſe mit Mäfigung und 
Sehigfeit geleiteten Nationalveteins underlennbar, indem er ſowohl ben 
liberalen Beſtrebungen berügli ber Inneren -Vethältniffe ber einzelnen’ 
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Saauten ala ihrer Hiuleitung auf bie gemeinfansten Inteveſſen im Gimme 
des Bundesſtaats eine Stäbe und cinen Mittelpumit darbot. Geringer 
war: fein Einfluß in Sachen und Würtiemberg, in weld; Ichterem et 
ihm mob aller Anftvengung noch immer nicht gelingen wollte, feflen Fi 
zu faſſen und wod) grriuger in Bapeen, befieu .Bewöfterung in ihrer über: 
wiegenden Mehrheit die Ider eines Bunbeöflaats mit preußiſcher Spy 
leidenſcheftlich nerwarf und bie als Gegenſatz gegen ben Ratiomalveren 
gegründeten großdeutſchan Vereine eifrig ergriff und. unterftügte. Dageger 
ſuchte fi) Die liberale Partei auch in ihrer. Organtfatien zu kräftigen. An 
28, Sept, trat in Weimar eine Verſammlung von etwa 200 Abgeorbute 
faft aller liberaler Frartionen aus den verſchiedenen deutſchen Staaten mi 
Ansnahme Deſterreichs — die Defterveicher waren dazu fpeziell ein 
geladen werben, hatten jedoch die CTheilnehme abgelehnt — zufammen 
beſchloß als Abgeordnetentag jährlich zuſammen au kemmen, wm ein 
Verſfändigung und ein wöglichſt gleichartiges Verfahren im ben heut 
fügen Kammern im Sinne der Einigung uub foeibeitiichen Entwickelun 
Dentſchlauds zu fördern” und erflärte fich faſt einkiumig für die bunbek 
ſtaatliche Einigung Deutfchlands „wie Fe unbeſchades der Selkitftändte 
keit ber einzelnen deutſchen Staaten in innern Landedangelegenheiten u 
ber deutſchen Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 ihren rechtliche 
Auadrust gefunden babe“, für hie Einberuſung eines veutichen Parlament! 
und ‚gegen bie prejechirte Delegivieuverfammlung „die. nicht einmal all 
eine Abſchlagsgahlung anzufehen, ſondern von den Kammern zurädzumeile 
ſei.“ Und wenige Tage nachher Sprach fih der Natienalberein in feine 
Generaiverfammlung zu Koburg unummunden für bie Xusführung be 
Reichaderfaſſung fammt Grundrechten und MWahlgefeb.:aus. Doc warl 
bon den einfinbreichiten Mitgliedern anerkannt, daß jene Berfafiwug ge 
wiſſer Modificationen bebürftig fei. Die preußiiche Spibe wurde nic! 
fellen gelafien, aber doch weniger betont... — So ftanden fü zu Ende 
daq Jahres 1862 die Heiden großen Parteien in Deutſchland in der 
Bundesreform und in ber Handelsfrage in mehr und mehr geſchloſſenen 
Raihen gegenüber. 

Auf die allgemeinen europäiichen ragen: übte Dentfchland keinetlei 
Einfluß; Preußen war nicht in ber Loge, einen folhen ausüben. zu Können 
und Deſterreich bewahrte nach allen Seiten eine zuwartende Stellung. 
Die Leitung ber auronäiſchen Dinge, fo weit von :einer ſolchen überhaupt 
die. Rehe. fein Tonnte, blieb dem Kaifer der. Franzoſen überioffen. Di 
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talieniſche zb bie damit verbundene tomiſche Trage gehören dahin. Sie 
wurden beide nicht gelsst, weil Napoleon fie nicht Idfen wollte. „Wir 
ven Angenblid, fagte Hr. Billault im gefeßgebenden Körper, ift.' ber 
Raifer entſchloſſen zu warten; er wirb warten und wit ihm wird gan 
Europa warten.” Curopa ließ es zu, daß Italien weſentlich von Frank⸗ 
reich abhängig blieb. So weit das neue Meich von ibm ins Lehen ge- 
rufen werben war, blieb der Kaifer fein Beſchützer; fo weit es bagegen 
me oder gegen feinen Willen ſich geftaltet hatte, ließ er es an feinen 
Schwierigkeiten fich abmühen. Die Anerkennang des Königreichs alien 
durch Rußland wurde durch Frankreich vermittelt und dem Beifpiele Rufe 
lands folgte dann auch Brenfen. Dagegen dachte Napsleon. feinen Augenbliæ 
daran, Rom den Stalienern auszuliefern und ſah ruhig den Hinderniſſen 
iu, mit denen Italien Tämpfte, um ſich in Neapel zu behaupten. Diele 
Schwierigkeiten wurben von Rem unb dem Leinen Hofe bes vertriebenen 
Könige aus nach Kräften gefhürt und dieſe Thätigkeit weder von der 
römiſchen Polizei noch von ben franz. Dcmpationstruppen im minbeften 
gehemmt. Das Ränberunmwefen troßte allen Bemühungen ber zahlreichen 
itälienifchen Truppen und ift allerdings ein Beweis, daß die Einver⸗ 
kibung Nenpels in das Konigreich Stalien noch weit davon entfernt. if, 
eine geficherte zu fein. In einzelnen Provinzen war ber Zuſtand ein 
wahrhaft enffeblicher: die Räuber plünderten und morbeten in organtfirten 
Haufen mıd die Italiener verführen in ihrer Verfolgung berfelben mit- 
nicht minderer -Barbarei. Es ift möglich‘, daß Napoleon die neapoli⸗ 
taniſche Frage ſich aufßehält, die römiſche hält er feft in feiner Hand, 
mbem er es fortwährend für feine Aufgabe erflärte, Rom und Italien 
mit einander zu verfähnen. Allein Italien verlangt Rom ale feine natürs 
liche Sauptftabt und Nom begehrt, daß Stalien ihm bie geraubten Pro« 
vinzen wieber herausgebe. Zwiſchen diefen Anfprüchen iſt eine Ver⸗ 
ſhnung unmöglich. Die franzöfiſche Regierung ließ auch keinen Zweifel 
darüber walten, daß fie weder dem einen noch dem andern zu ent⸗ 
prechen gemeint ſei. Selbſt Hr. Dreuyn de Muys erflärte Rom, „daß 
es feine Pflicht jet, ausdrücklich auszuſprechen, daß die Regierung des 
Kaiſers von den Mitten, die verlorenen Provinzen wieder unter päpft⸗ 
liche Botmäßigfeit zurückzuführen, die Gemaltmittel ausfchließe” und 
Hr. Thouvenel erklärte feinerfeits Taut, „daß die Regierung des Kaifers 
Nie ein Wort geſprochen, das der Art geweien wäre, bem -Turinek 
Cabinet Heffnumg zu geben, daß bie Hauptſtadt ber kath. Welt mit ber 
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Bunde Einwilligung Frankreichs gleichzactig Die Hauptſtadt des großen Künige 
” reihe, das fich jenfeits der Alpen, gebildet. hat, werden fönnte” Zu ber 
Umgebung. des Kaiſers firitten ſich entgegengeſetzte Einflüfe, um ihn 
nach dir einen ober nach der anberu Seite zu brängen und feine Re 
präfentanten in Rem zeigten benfelben Gegenſaz. Aber im Grunde 
kann man nicht fagen, baß feine. Politik gegenüber Rom eine zweibeutige 
fi, Im der Broſchüre „ber Bapft und ber Congreß“, burd die in den 
kepten Tagen des Jahres 1859 eigentlich zuerſt bie roͤmiſche Trage, 
fo wie fie jet liegt, geftellt wurde, Hatte der Kaifer ſeine Ideen über 
bie Umgeftaltung ber weltliden Herrſchaft bes Papftes ſchon ſehr be: 
Bimmt angebeutet und war darin ber öffentlichen Meinung Europa's vor⸗ 
ausgeeilt. An biefen Ideen hielt er auch jept noch fell. „Eine Aus— 
föhnung zwiſchen dem Papſt und Italien — fagte er in dem am 20. Mai 
an. feiten Minifter gericpteten Schreiben ‚über dieſe Frage — würbe man 
durch eine Cembination erreidgen, nad welcher der Papſt Herr bleiben 
wiürbe bei ſich, gleichzeitig aber die Schraufen fallen wärben, bie feine 
Staaten vou dem übrigen Stalien. trennen. Auf daß er Herr bei ſich 
fei, muß die Unabhängigkeit ihm gefichert und feine Regierung frei von 
feinen. Unterthanen angenommen fein. Es iſt zu boffen, daß dies ber 
Fell fein wird, wenn einerſeits bie-italiegifge Regierung fih Fraukreich 
gegenüber verpflichten mürbe, die Kirenjlaaten umb bie rereinbarte Ab: 
gränzung anzuerkennen und wenn anderſeils bie Regierung bed h. Stuhls 
anf alte Traditionen verzihten unb bie Privilegien ber WRunicipalitäten, 
jo wie ber Provinzen in der Weile anerkennen würbe, daß fie ſich gewiſſer- 
maßen felbit verwalten würben,-benn ba würde bie Macht des Papſtes 
in einer Höbern Sphäre oberhalb untergeordneter Intereſſen der Geſell- 
ſchaft ſchweben und ſich von jener ſtets ſchwer laſtenden Berantwortlichfeit 
frei machen, die eine ſtarle Regierung allein zu tragen vermag.” Von 
biefem Standpnukte bes Kaiferd aus wurde das Begehren Italiens erſt 
ohne Antwort gelaflen, Haan entfchieden abgelehnt. Dasfelbe geihab auch 
gegenüber den guten Worten, welde England zu wieberholten Malen für 
bie Wunſche Italiens und für die Räumung Roms durch bie franz. 
Truppen bei ber franzöfifhen Regierung einlegte: das erfte Mal, im 
März, lieh Hr. Thounenel noch die Möglichkeit burchbliden, daß Frank⸗ 
reich ſich dazu entſchießen Tönnte, Rom ben Römern zu übexlafleen, das 
zweite Mal bagegen, im November, erflärte Hr, Drouyn de L'huys auch 
bieß für eine Unmöglichkeit. „Das Reſultat, fügte ex mis offenem Ge⸗ 
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tändniß bei, würbe leicht vorauszufehen fein.” Dagegen fuchte bie Seant- 
ranzöfifche Regierung fortwährend auf die päpftliche Negierung einen — 
druck auszuüben, am fie einerſeits zur Anerkennung ber vollendeten 
Tbatfahen und zum fürmlichen Berziht auf bie verlorenen Provinzen, 
nderfeits für das noch übrig gebliebene Gebiet zu ben von ber Zeit 
mabweislich geforderten Reformen, die am Ende zu bem vom Kaifer 
ingebeuteten halb republicanifhen Self Government der Römer führen 
ollten, zu drängen. Diefe Politik des Kaifers blieb fich gleich und bie 
Modificationen, zu denen ihn bie Verhältniſſe in feinem eigenen Lande, 
n Italien und im übrigen Europa veranlaffen modten, betrafen mehr 
ie Term als das Wefen biefer Politik. In der erften Hälfte bes Jahres 
dien der Kaifer mehr Italien geneigt zu fein und auf Rom brüden zu 
vollen: Thouvenel ala Minifter des Auswärtigen, Lapallette als Ge⸗ 
andter in Rom und Benebetti als folder in Turin entfprachen ber 
mgenblidlihen Situation. Nachdem bagegen bie italienifhe Regierung 
8 Unternehmen Garibaldi'® unterbrüdt hatte und darauf geſtützt von 
Srantreich dringender als je die Räumung Noms verlangte, unb als zu 
gleiher Zeit die herannahenden Wahlen in Frankreich es wünſchenswerth 
erſcheinen ließen, fich die Stimmen ber Tatholifhen Partei in Frankreich 
zu fihern, wurden bie Perſonen gewechfelt und zu Anfang Octobers 
Thouvenel durch Drouyn de Vhuys, Lavallette durch Latour d'Auvergne, 
Benedetti durch Sartiges erfebt. Die Form ber franzdfifchen Politik 
wurde nun gegenüber Italien zurüdhaltender, gegenüber Rom freundlicher: 
die Politik ſelbſt erlitt dadurch kaum eine irgend wefentliche Veränderung. 
Ter Kaiſer ift es, der die Leitung in feiner Hanb hat und feine Grund⸗ 
anfhauungen feſthält; die Minifter find Mittel, die er je nach Bedürfniß 
wechſelt. 

Weber Italien noch Rom waren vorerſt geneigt, auf bie Ideen des grauen. 
Kaifers der Franzofen einzugehen. Die verftändige Darlegung von Seite 
des franzöſiſchen Cabinets, daß die Curie Feine Hoffnung mehr hegen 
dürfe, die ihr entriffenen Provinzen je wieder zu erlangen, machte auf 
den römifchen Hof fo wenig Einbrud wie bie verſteckte Drohung, daß 
bie Occupation doch nicht ewig dauern werbe, ober die Ausficht, daß 
alien den größten Theil, wo nicht bie ganze römiſche Staatsfchulb 
werde Übernehmen mäflen und baß bie katholiſchen Mächte dem Papfte 
eine Art Eivillifte ausſetzen würden, zu ber Frankreich feinerfeits einen 
Beitrag von 3 Mifionen jährlich zu Yeiften bereit fei. Rom blieb unbes 
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Italien. weglich: ſeine Ablehnung war kategoriſch, befinitie. Den finanziellen 


= 


Schwierigkeiten ſetzte es bie größten Anſtrengungen entgegen: won ber 


Släubigen unterftügt, Tennte die Staatsmafchine im Gang erhalten, bie 
Zinfen ber Staatsfdyuld bezahlt werben. Ber Affentlihen Meinung der 
Welt, welhe bie Priefterberrfchaft verwarf, feßte der Papſt das Urtheil 
ber Kirche entgegen. In der Abficht, eine großartige Demonftration ins 


Wert zu feben, ließ er zu Anfang des Jahres die ſämmtlichen Biſchöle 


des Tatholifhen Erofreifes einladen, auf Pflngften nah Rom zu Tommen, 
um der Heiligfprehung der japanifchen Märtyrer beizumohnen. Die eigent: 
ige Abſicht konnte nicht zweifelhaft fein. Umfonft ſuchte die franzöſiſche Re 
gierung ſie einen Augenblid zu vereiteln; eine Note im Moniteur verbet 
den franz. Biſchöfen die Theilnahme ohne befondere Ermächtigung ber 


Regierung. Allein die katholiſche Partei if} In Frankreich eine mächtige: 
wie die Regierung ſich Überzeugen mußte, daß die Bifchöfe entfchloffen feien, 
mit ober ohne ihre Erlaubniß zum Concil nah Nom zu geben, fand fie für 


gut, ihnen eröffnen zu lafien, daß fie gegen bie Reiſe nichts einzuwenden 
babe. Bon allen Seiten ftrömten die Biſchöfe auf Pfingften nach Rem 
von zahlreichen Prieftern und andern "Gläubigen begleitet. Am zahle 


reichten hatten bie Franzoſen fi) eingefunden: es erfchlen wie eine zweite 
franzöfifhe Invaſion. Am 45. Mai eröffnete der Papſt das Goncil; 
bie Heiligſprechung ber Japaniſchen Märtyrer fand .unter ben üblichen 
Feierlichkeiten ftatt. Inzwiſchen Hatten fi die Bifchöfe über die zu ver 
anftaltende Demonftration geeinigt. Am 9. Juni Überreichten fie dem 


Papfte eine von ihnen allen unterzeichnete Adreſſe, im ber fie unter den 


ſchwerſten Anflagen gegen Italien fi aufs entfciedenfte für bie Anfredt: 
haltung ber weltlichen Herrſchaft des hl. Stuhls ausſprachen, dieſelbe für 


eine Nothwendigkeit und durch den Maren Willen der göttlichen Vorfehung 


eingerichtet erflärten und wiederholt ihre volle Zuſtimmung zu allen 








Schritten des Papſtes ausfprachen, die er in ben lebten Jahren zu 


Wahrung feiner Rechte gethan Hatte. Das italienifche Parlament bielt 
es für paſſend, dieſe Anlagen und Forderungen ber in Rom verfaur 


melten Bifchöfe in einer Adreſſe an den König als unberechtigt zurüde 


weiſen. Auf bie öffentlihe Meinung Europa's machte bie Demonftration 
doch nur einen fehr geringen Cindrud. Die Frage der geiftlichen Fürften: 
thümer ift entſchieden; der Kirchenſtaat kann der allgemeinen Entwidlung 
des europäifchen Staatslebens ſich allein unmöglich entziehen und die 
Anſchauung ber ſpezifiſch katholiſchen Partei, daß bie drei Millionen 


n 
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ewohner des früheren Kirchenftaates ausnahmsweiſe ven ber Vorſehung Hatien. 
ızu verurtheilt feien, gleichſam die Heloten ber katholiſchen Kirche zu 
in, um bie Unabhängigkeit bes bi. Vaters zu Sichern, ijt ſelbſt von ber 
auzöfifchen Regierung ſchon früher als allzu jeltfam zurückgewieſen worken, 

So wenig wis Rom auf feine Provinzen, fo wenig war Stalien 
meist auf Mom: als feine Hauptſtadt zu verzichten. Kaum war bas 
nternehmen Garibaldi's niebergejdhlagen, fo richtete ber ital. Mintfter 
es Auswärtigen, Seweral Duranbo, miter dem 10. Sept. eine Depefihe 
ich Paris, in ber er entſchiedener als je Rom ton ber franzoͤſiſchen Re 
rung zurüdforderte. „Das Geſetz, fagte er, bat geflegt; allein das 
Mungewort ber Freiwilligen war, man muß es zugeben, biesimal ber 
[nsbrud “eines Bebürfniffes, welches fich heute bringlicher als je erklaͤrt. 
die ganze Nation verlangt nach ihrer Hauptſtadt.“ Da Frankreich auf 
iefed Begehren nit einmal antwortete, erneuerte die italieniſche Mes 
kerung dasfelbe, indem fie fich geneigt erklärte, in Rom nad bem 
bzuge der frauzöftihen Truppen wicht zu interveniren, fonbern ben Papft 
en Römern allein gegenüber zu laſſen. Wenige Tage barauf erfolgte 
ie Modification des franzöſiſchen Minifteriums und fofort fchnitt ber = 
ne Miniſter des Auswärtigen, Drouyn de L'huys Italien alle und jede 
Hoffnung auf Gewährung ‚feiner Wünſche ab. Das Miniſterium Rattazzi 
frat zurück und die neue ttalienifche Regierung fügte ſich in das Unvers 
meidliche, indem fie ſich begnügte Frankreich zu erklaͤren, daß fie nicht 
im Falle ſei, ihm Vorſchlage zur Transaction auf einer andern Grund⸗ 
lage zu machen, ale daß Rom den Italienern gehöre. 

Schwerer als Italien Inftete Merico auf dem Kaiſer ber Franzoſen. oerico. 
Gemeinfam mit Spanien und England hatte er es unternommen, bie 
Republit zur Erfüllung ihrer Berbinblichleiten gegen die Unterthanen 
diefer drei Mächte zu zwingen. Nach ber Convention, bie barüber am 
31. October 1861 zu London abgeſchloſſen war, follte dies nicht bloß 
der haupifächlichſte, ſondern fo ziemlich der einzige Zweck ber Expedition 
ſein. Ansdrücklich verpflichteten fi alle Drei Regierungen, babei für fich 
feinen Vortheil zu fuchen und auch anf bie innern Angelegenheiten Mericos 
keinen folgen Einfluß ausüben zu wollen, der das Recht der mericanifchen 
Nation beeinträchtigen Zönnte, bie Form ihrer Regierung frei zu wählen 
und zu eomflituiren. Aber Spanien und Frankreich hatten bie Convention 
ſchon nit ohne Shintengebanfen untergeichwet, England dagegen feiners 
ſeitt mr Theil gewommen; um bie andern zu überwachen und. bie 
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Mesieo. Expedition in gewifien Graͤnzen zu halten. Alle drei tänſchten fie 
ihren Hoffnungen und Erwartungen. Spanien, bem ber größte 
der Truppen eingeräumt worben war, mochte es kaum erwarten, 
ehemaligen Eolonie feine alte Macht fühlen zu laffen und fein Geſch 
war von der Havanna nad Beracruz abgegangen, shue nur bie An 
ber beiden andern Alliirten abzuwarten. Da bie Mericaner feinen Bi 
fand leifteten, fo wurde Stabt und Feſtung von Veracruz von te 
Spaniern im ‚Namen ber Allüürten noch vor bem Schluß bes Jahre 
1861 beſetzt; in den erften Tagen bes Jahres 1862 kamen bann and 
die Franzoſen und Engländer nah. Sie mußten fi balb überzeugen 
daß fie ein Unternehmen beginnen follten, deſſen Schwierigleiten mi 
beffen Tragweite in Europa nicht binreihenb ermeilen worben mar. 
So ſchwach dad Staatsweſen ber Wericaner an fi war, fo ſtark mecht 
es boch gegenüber einer berartigen Erpebition durch die Natur ber Ver 
hältniffe fein. In der That Hatten die Alliirten durch die Befegum 
von Veracruz im Grunde no ganz und gar nichte erreicht, fokald bie 
Mericaner bei dem Syſtem beharrten, nirgends Stand gu halten, ſich 
nirgends faffen zu lafien. In bie Tleine Stabt zuſammengedrängt, je 
daß fie Anfangs nicht einmal alle Truppen auszuſchiffen im Stande waren 
und ein anderer Theil unter Zelten lagern mußte, fehlte es ben Alliirten 
an Lebensmitteln, beren Zufuhr bie Mericaner, bie in Guerillas bie 
Stadt umſchwärmten, abfchnitten. Es war unmöglich, auf bie Dauer in 
biefer Stellung zu verharren, zumal das ungefunde Klima der Küſten⸗ 
nieberung fidy alebald geltend machte und mit dem Eintritt ber heran: 
nahenden heißeren Jahreszeit bie europäifchen Truppen mit Berberben 
kebrohte ; zum Vorrücken aber fehlten ihnen faft alle und jede Transport: 
mittel und felbft viel anderes Kriegematerial, bas aus Europa nar lang: 
ſam zu beihaffen wur. Dazu kamen Meine Reibungen unter den Aliirten 
felbft, deren Bevollmächtigte ſich nicht einmal Aber den erfien Schritt, 
bie gemeinfame Feſtſtellung und gemeinfame Verfolgung ihrer refpectiven 
Entigädigungsanfprüde an Merico verftändigen konnten. im fofert cur 
ſchneidendes Auftreten gegen bie beftehende Regierung von Mexico war 
unter bdiefen Umſtänden nicht rathfam und die Bevollmächtigten oller 
brei Alliirten befchloffen daher nach reifliher Erwägung, fo fehr es auch 
ben Franzoſen wiberftrebte, vorerſt möglichft gelinde aufzutreten und mit 
ber Regierung bed Präfidenten Juarez Unterhanblungen anzuknüpfen, ohne 
ſich doch für die Zukunft zu binden. Die Truppen mußten von ber Käfe 
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enigfiens anf das erite Plateau verſetzt werben, Darch Waffengewalt Ders. 
re dies kaum ohne ſchwere Verluſte zu erreichen geweſen: bie Päſſe, 
ie bazwifchen Tagen, waren von ben Mericanern möglichft befefligt worben, 
er Marſch an ſich Schon mühlelig, bie Bevölkerung durchweg ſeindlich 
eſinnt, das Laud von Guerillas durchſchwärmt. Vielleicht, daß bie 
Rericanafche Regierung in Güte dazu die Haud bot. Wirklich ‚zeigte fi 
« Regierung von Juarez nit ungeneigt, in Unterhandlungen einzu⸗ 
reten, unter ber Bedingung jedoch, baf die Bevollmächtigten ber Alllirten 
e als zu Recht beſtehend auerkennen und mit ihr über bie Befriebigung 
jrer Auſprüche überhaupt eintreten würben, wozu fie bereit fei. Dow, 
et Noth gebrängt, eutſchloſſen ſich die Bevollmächtigten zu biefem Schritt, 
Ieneral Prim, ber ſpaniſche Bevollmächtigte, kam in Soledad mit dem 
aexicaniſchen Minifter des Auswärtigen Doblado zufammen und ſchloß 
sit idm am 49. Februar einen Präliminarserirag ab, durch ben den 
Mlirten ber Zugang zu dem erfien Plateau und Gantonnemenss ix 
bordona, Orizaba und Tehuacan von ben Mericanern freundſchaßtlich eins 
räumt und zugleih bie Eröffnung förmlicher Unterbandlungen mit ber 
Regierung von Juarez über Befriedigung der Anfprüde der Alliirten 
auf einen noch zu vereinbarenden Zeitpunkt flipulivt wurde. Diefe 
Uebereintunft warb von ben Bevollmächtigten aller drei Alliirten ſoſort 
genehmigt und kaum war auch bie Matification dur ben Präjibenten 
Ware; in Veracruz angelangt, fo fehten fi fofort bie Franzofen und 
gleih darauf ‚bie Spanier in Bewegung, um bie ihnen eingeräumfen 
Cantonnements zu beziehen. Doch Lonnte felhjt dieſer Turze, von keinem 
Feinde gehemmte Marſch unter einer brennenden Sonne auf ſchlechten 
Degen nicht ohne Opfer an Menſchen und Pferben zurüdgelegt werben. 
Vie Eröffnung der Unterhandlungen wurde auf den 15. April nad 
Orizaba angefegt.. Die Erpebition fdien eine ſehr friebliche Werbung. 
vehmen zu wollen, 

Die Franzoſen hatten zu diefer Wendung nur ungerne bie Hand 
geboten; den Abfichten des Kaifers, der in ber Meinung fland, baß zu. 
dieſer Zeit bie Feindfeligkeiten in Merico Tängft begounen. hätten, entſprach 
Ne ganz und gar nicht. Wenige Tage mer nach bem Abſchluß bes Ver: 
ttages von Soledad langte General Lorencez, ber ben Oberbefehl über 
die frauzöſiſchen Landtruppen übernehmen follte, mit anſehnlichen Ver⸗— 
Nörkungen in Veracruz an und mit ihm ber mericanifche General Almonte 
don der Bartei bes durch Juarez geftürzten clericalen Präfidenten Miramon. 
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Derico, Almonte, früher mericankfcher Gefandter an verfchiebenen Höfen Sure 
von Juarez aus Merico verbannt, batte in Paris mit dem Kaifer ba 

Plan feitgeftelt, die Expedition zu benützen, um in Merico wo wmäalid 

eine monarchiſche Ordnung der Dinge zu gründen und bie Krone ben 

öfterreichifchen Erzherzos Maximilian anzubieten. Wimonte war ton Par 

nad) Wien gegangen und es fcheint, daß ber Kaifer an biefe Idee wein 

gehende Pläne für Amerika und Europa knüpfte. Der Erzherzog lehnt 

den Antrig nicht abfolut von der Hand und die Unterhandlungen felle 

wenigftens von Seite Frankreichs fehr weit gegangen fein. Nun fam Almenk 

im Aufträge des Kaifers Napoleon nah Merico, um für den Plan kei 

feinen Landeleuten thätig zu fein. Ohne Umſchweif theilte er fer 

Abſicht ſofort den englifchen und fpanifchen Bevollmächtigten mit und 

ſprach feine Hoffnung aus, darin von ben Alliirten nnterfiüßt zu werden, 

indem er auf bie Franzoſen bereits zählen könne. Die englifchen um 

ſpaniſchen Berollmächtigten lehnten jede Mitwirkung entfihieben ab. Die 

Freamzoſen dagegen Iegten, auf die von Almonte mitgebradjten Snfinıds 

tionen geftfitt, plößlich eine gang. andere Politit an ben Tag und trieben 

es ſchnell zu offenem Bruce. Unter Militärbedeckung führten fie Almente 

in das Hauptquartier der Alltirten in Cordova, erklärten unumwunden 

ihre Abficht, die Convention von Soledad ihrerfeits zu Idfen und fuchten 

ihre Eolfegen baven zu überzeugen, man müſſe auf Merico marfchiren 

und an Juarez das Ultimatum flellen, er möge eine allgemeine Amneſtie, 

alfo namentlich auch für Almonte, erlaſſen und die Alllirten ſelbſt nad 

der Sauptftabt einladen, um unter ihrem Schube bie Nation über ibt 
——Iznkunftiges Schickſal entfcheiden zu laſſen. Die Spanier unb Engländer 

waren jeboch ganz und gar nicht geneigt, fi) von ben Franzofen auf dieſe 
nene Bahn fortreißen zu laſſen und als die mexicaniſche Regierung das 
förmliche Begehren ſtellte, daß Almonte aus dem Lager der Allürten entfernt 
werde, veranlaßten jene eine Zuſammenkunft aller Bevollmächtigten, ım 
über dieſes Begehren zu entfcheiden und um überhaupt zu wifen, ob 
man noch gemeinfam handeln koͤnne oder nit. Die Conferenz fand am 
9, April in Orizaba flatt. Die Franzoſen verlangten, bag dies Be: 
gehren Mexicos entſchieden zurüdigewiefen werde, bie Spanier nnd Eng 
länder fanden es threrfeits nur gerecht und billig. Der Bruch war nicht 
mehr zu vermeiden. Die Spanier und Engländer erflärten, die Erpe⸗ 
dition ganz aufgeben, ihre Truppen wieber einfchiffen und Merico ver: 
laffen zu wollen, die Franzoſen befchloffen dagegen allein vorzugehen und 

Feindſeligkeiten auf ber Stelle zu beginnen. 
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Am 20. Hpril begannen fie etwa 6000 Mann hart. wirkiid ihren Merten. 


ig gegen Mexico imd ftanden am 5. Mai wor Puebla. Sie verfuchten 
ven Angriff. Er mißlang und fie erlitten eine entſchiedene Schlappe, 
a erlannten fie, daß es mit fo geringen Kräften doch nit möglich fel, 
n jo großes Reich zu flürgen und beſchloſſen, nah Orlzaba zurückzu⸗ 
hren, wo fie fich verfchangten, um weitere Verſtärkungen aus Fraukreich 
Ruwarten. Die gange Exrpedition war in Frankveich von Anfang an 
it populär geweien und war es jebt nod weniger. Aber die Ehre 
rankreichs ſchien nunmehr verpfänbe. Xruppen auf Trappen wurben 
ah Amerika eingeſchifft, ver Oberbefehl über dieſe neue Erpebition: dew 
deneral Foren übertragen. Die Minifter erflärten im gefetgebenben Körs - 
er, daß die Fahne Frankreichs in der Hauptſtadt Merico’s wehen werde. 
don ber wrfprimglichen Genngthuungsferderung war gar keine Rede mehr: 
ie Begründung einer regelmäßigen Regierung wondglich einer Monarchie 
n Merico wurde ganz offen als ber Zweck des Unternehmens bezeichnet, 
we mögtiche Berwidelung mit ber Rorbamerifunifhen Union, bie an der 
Nonroedokirin fefthaltend bereits gegen .bie Errichtung einer Monardyie 
in Mexiko proteflirt hatte, von vornberein ins Auge gefaßt. „Wir haben, 
iagte ver Kaifer fehbft in einem offenen Briefe an General Forey, ein 
Interefie daran, daß die Republik ber Vereinigten Staaten mächtig unb 
Hübend fei, aber wir baden gar kein Intereſſe daran, daß fie ſich des 
gangen Golf von Merico bemächtigt, ven bort aus bie Antillen und 
Südamerida beherrſcht unb über die Produkte der neuen Welt: die allei⸗ 
nige Berfügung in die Hände befvmmt.” Im September langte Generul 
Forey in Beracruz an und wenige Wochen fpöter waren alle Berfiik- 
fangen angelangt, bie militäriſchen Streitkräfte Frankreichs: in Mexico 
betrugen jet gegen 50,000 Mann. Aber Gen. Forey zögerte, den Zug 
gegen Merico zu beginnen. Es fcheint, Daß auch er fi erſt an Ort unb 
Stelle davon übergeugte, welche Schwierigkeiten ein ſolcher barbiete, ſo⸗ 
ka der Erfolg einigermaßen geficyert und nicht bleß das Wagniß eines 
Abenteurers fein ſollte. Zu Ende des Yabres war er noch immer damit: 
beihäftigt, von allen Seiten Maulthiere und andere Transportmittel zu⸗ 
jammenzubringen und noch war es zweifelheit, wann er im Stande fein 
twerbe, den Zug zu beginuen. In Europa war man alljeitig überzeugt, 
daß das gange Ainteruehmen- ein durchaus verfehltes unb ber. Kalfer eme- 
hleſſen fei, ſich davon zurüchzuziehen, ſobald es mit ber Ehre ber frans 
zoſiſchen Waffen nur immer: verträglich fein wäre. Bon bem: Maximi⸗ 
Vaneifhen Throne war gar keine Rede mehr. 
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erw Es iſt nicht: ganz unwahrfcheinlih, ba ber Kaiſer der Franzelen 

amerita· wenigſtens anfänglich mit ber mericanifhen Expebitten noch viel weil 
gehende Plane verband. Der brobente Zerfall ber norbamertlaniiden 
Union ſchien bazır einzuladen. Das Refultat bes erften Hriegsjahrel 
1861, war für bie Waffen ber Bundesregierung nit glücklich gewefen 
Die Anſtrengungen wurden im J. 1862 verboppelt; es wurden Erfo 
errungen und die Union ſchien einen Augenblid auf allen Punkten ı 
Bortbeil, an der entfcheidenden Stelle einem enblien Siege nahe zu je 
aber er ging ihr wieber aus ber Hand, das Gleichgewicht ſtellte Fi 
und am Ende des Jahres 1862 war ber befinitive Ausgang bes Kamp 
fo zweifelhaft wie er es zu Ende 1861 geweien war. Die Blofabe wu 
länge ber atlantiichen Küfte aufrecht erhalten und bamit dem Südbu 
bie Ausfuhr feiner Robproducte abgefchnitten, Europa ber Bezug 
Baumwolle, bie ihm zu einem mentbehrlichen Bebürfniffe geworben war, 
entzogen und daſſelbe baburd in ſchwere Mitleibenfchaft mit "ben eigenen 
Wirren gezogen. Außerdem wurben Kleinere und größere Srpebitionen rer 
anftaltet, die einzelne Punkte der Küfte beſetzten, theilweife auch in's Innere 
vorbrangen, doch ohne weientlihen Erfolg. Bon größerer Bedeutung war der 
Verſuch, den ganzen Lauf des Miffiffippi ber Union zu fihern : zu Ende 
Aprils fiel die Hanbelsmetropoie des Südens, Neworleans, ben Bunde 
truppen in die Hände und bis Ende des Jahres ſtand bis auf Vicksburg 
ber ganze Strom unter ber Herrſchaft ber Union. Eine Reihe ven 
Kämpfen fand in den fog. Gränzftaaten Kentucky, Miſſouri und Teneſſee, 
zumal in bem letztern, ftatt und fiel bald zu Gunſten ber einen, bald zu 
bexjenigen ber andern Partei aus. Die großen, die entfcheibenden Schläge 
fielen jebody in Virginien auf dem verhältnißmähig engen Gebiet zwifchen 
Richmond und Washington, dem Potomac⸗ ınd dem SJamesfluffe Im 
Fruhjahr Hatte: die Bundesarmee ben Potomac überfchritten und zu Ende 
Mai kämpften beide Armeen am den Befitz ber Hanpiftabt bes Säb- 
keunbes , Richmond; aber bis Ende Angnft waren bie Bunbestruppen be 
teil wieder bis an ben Potomac zurädgenrängt und verloren die zweite 
Schhlacht von Manaſſas Yunction und Bull Run; Washington ſelbſt ſchien 
bedroht, die Süudbündiſchen ftreiften fon bis Marhyland hinein. De 
wandte ſich das Blatt. Die Bunbesarmee unter M'Clellan rüdte wieder 
vor, fiegte zu Mitte Septembers in der Schlacht von Antietam umb zwang 
bie Süphündifgen über ben Potemac zurückzuweichen. Die öffentliche 
Meinung im Norden verlangte indeß mehr und ba M'iClellan zegerte, 
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ude er ahberufen und Gemern! .Durnfide am feine Stelle ernuunk, er 
hefer ergriff fofort die Offenſive und üherfchritt ben Rappahannok; aber — 
ajonſt griff er den Feind in ſeinex ſeſten Stellung bei Frederiksburg 
1, er verlor am 13. Dec. bie mörheriſche Schlacht und mußte über bes 
ni zurüdweichen. Alle Kriegsoperationen kamen für ben Winter wicher 
u Stiüßend, 

Nicht viel mehr. Erfolg als mit ben Wafien errang Die Union uf 
m Gebiete der Politik gegendber den Sübfiaaten. Galt auch ber Kampf 
nich der Erhaliung der Unten, fo wear es doch die Skllavenfrage, bie 
a zum Ausbruch gebracht... Zange Zeit hatte ber Präſident Lincoln um 
ine Regierung trotzdem fich bemüht, dieſe Frage indact zu laſſen unb 
ahrend bed ganzen eriten Kriegsjahrs und bie im das zweite hinein mau 
u dieß auch. gelungen. Yuf bie Dauer war es unmöglich. Im Marz 
ichloß der Sonaseh auf den. Barichlag des Präfipenten, daß hie Amon 
ben Staat unterftühe, her bie Sklaverei gegen pesunläre Ewticäbigung 
iſchaffen wolle. Die Maßregel war namentlih auf die Gränzkanten, 
m bie es fig bei dem Kampf zumädft. handelte, berechnet; fie fand ge« 
ide bei dieſen vorerſt wenigſtens nur fehr geringen Auflang Der Sons 
reg mußte, ſich begnägen, bie Sklaverei im Diſtrikt Columbia, in bem 
dashington ‚gelegen ift, gegen Entſchädigung wirllich abzuſchaffen. Im 
juni wurbe von beiben Hänfern bie. Bill:genehmigt, welche bir Slawen 
n den Territorien unterſagt. Endlich im. September that ber Präſident 
wen, wie es ſchien, entſcheidenden Schritt, indem er durch Prollamation 
erlündigie, daß er bie Sklaven in allen denjenigen Staaten für frei er⸗ 
liren wegbe, bie am 1. Ianuar 1863 noch in ber Mebellien veubarren 
vürden. Die Drehung wurde am 1. Januar 1863 aud wirkick and 
kiühet, Es war aber eine bloße Kriegemaßregel, deren Folgen ben Er⸗ 
vortungen keineswegs zu entſprechen feinen. Es erfolgten Zeineniech. 
SHovenaufBänbe in den Südſtaaten, während die Anfichten in ben Norb⸗ 
taaten darüber vielfach eutkhiehen außeinander gingen. 

So gering jedoch die Erfolge der Norbftacten im Mefultat bes ganzen 
Jahres blieben, fo ſcheint bie Fffentliche Meinung in denfelben fich immer 
ach der Hoffaung hiupugeben, daß bie Unien wieberhergefiellt und bie- 
Zũdſtaaten zur Ruckkehr in diefelbe wärben geziuungen werben. In Eu⸗ 
ropa wirb dieſe Anſchauung nicht geiheilt und feht fi mehr und wichz 
die Ueberzeugung feſt, daß der Kampf wit einer befinitiven Trennung 
enden werde. Die framgöſſche Regierung betie dieſe Auſicht ſchon Länger 
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Ser genährt und wenn die mexicaniſche Unternehmung einen andern Erfel 

Fr habt hätte, fo iſt es-nicht unwaheſcheinlich, daß ber Kaiſer der Airem 
zofen. den Südſtaaten bie Hand geboten haben würbe, um bie Biokade ı 
darchbrechen, Europa mit Baumwolle zu verfehen- wmb-- feinem Einila 
jenfeits des Oceans eine fefte Grundlage zubereiten. Wit den Scheiter 
ber Erpedition in Merico fiel biefer Plan zufammen und Napoleon meh 
ſich begnügen, England und Rußland: zu gemeinfamer Bermittlumg cin 
zulabden.. Beide lehnten: es indeflen ab und die Union war noch wenige 
geneigt, auf die Vorſchläge Frankreichs einzugehn. Napoleon mußte ſein 
Augen nad) einer andern Seite wenden, um bie Phantafle der Franzeſe 
zu befchäftigen, die einer glängenden und liberalen Aetion nach Aufe 
bebarften, je weniger fie fich von ben Zuſtänden im Imern befriedig 
Hblen konnten. Die Treigeit wor und blieb unterbrüdt, die alt 
Parteien wurben, ſowie fie ſich nut regten, im Sıterefle ber-neuen Dynaſu 
verfolgt; bie katheliſche Partei war bie einzige, die ber Kaiſer ſchonte ul 
wit ber ex rechnen mußte. Das allgemeine Stimmrecht war em 
bleße Rezgierungsmaſchinerie, politiſche Vereine blieben verboten, di 
Preffe gefeſſelt. Dit großer Kun wurde dagegen eine Art Fffentliche 
Meinung durch die Regierung felbR organifirt. Die Abreßbebatten kei 
gefehgebenden Körpers wie. des Senats, die mannigfaltigen Stimmen dei 
offitziaſen Prefſe find bloh ein gut: geleitetes Schauſpiel, das der 
Franzoſen gegeben wird, um fie glanben zu machen, baß- fie eine Tre 
bins und eine öffentliche Discuſſion befäßen und fie unſchädlich zu be 
ſchäftigen. Der bevorſtehende Ablauf der Periode des gefehgebenben Kür: 
pero allein gewaͤhrte den unabhängigen politiſchen Beſtrebungen die Ausficı 
anf. eine wirkliche Bethätigung. Die anſcheinende Umſchwung dev Bolitif ber 
Regierung gegenüber Nom hatte wohl feine anbere Bedeutung, als ben 
Eerus zu beruhigen und fi die Wahlen zu fihern. Das Gefammtreſultat 
der Wahlen kann auch nit zweifehhalt: fein. Das Preſtige des Kailer? 
hat vielleicht etwas abgetiommen; aber feine Steflung iſt noch immer eine 
überaus fefle. Mit Ausnahme der reinen Revelutionäte, denen es indeß 
nicht wergännt iſt, fi) auch nur zu rühren, anerlennen alle Parteien, daß 
en eine Nothwendigkeit fei und Lönnen nur mit geheimen. Grauen an bie 
vollkommene Ungewißheit der Zuſtaͤnde denken, die in Frankrrich eintreten 
wärben, wem er piöplih vom Schauplak abträte. Gele Macht beruht 
mufı-feiner perfänltchen Ueberlegenheit; an die Dauer ber Dynaſtie glauben 
außerhalb: ber. naͤchſten Umgebung des--Dalfers wohl Huf: wenige, 
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Der Friebe, der über Mittelearopa woltete, kam wicht am wenigſten @qwei- 
en Meineren Staaten zu. guter Die Schweiz, bie durch bie Aunerion 
on Savoyen und das zweihantige Benehmen, das der Raifer ber Frans 
tſen dabei au ben Tag gelegt hatte, wie durch bie Demonftrattonen und 
intereien, bie fie im. Laufe ned 3. 4864 nom frangdfilcher Seite erlelden 
wßte, verſtiumt worden war, biick gegen Üramktcich. mißtrauiſch. 
die Theilnahme der Schweizer am dentichen. Schätenfeft in Fraunfkfurt 
te Aufnahme, die ſie daſelbſ fanben, ſcheinen ammbeuten, daß die boffent⸗ 
jche Meinung des Landes anfängt, in anderer Weiſe als bisher Ihre Augen 
mi bie deutſche Nation zu benlen, bie.in mädtigem Ringen nadı Freiheit und 
Racht begriffen if. Die Heine Schweiz mar es auch, bie allein wirle 
am unbevechtigte italitenifche Annexionbgelũſte zurädtwies und Sie inabieniſche 
Regierung aweng, fie offiziell unb fürwii zu desavouiren. Frankreich 
bit jcheint eingejahen zu haben, daß es nuf dem in den lebten Jahren 
kiretenen Wege die Schweiz fh mr entfrembete: in ben lebten Tagen 
x; Jahres Bei es zu einer Erledigung ber fo lange ftreitigen Dappen⸗ 
Walitage Die Hank, mit ber fi beide Theile zufrieden geben Ben, 
Belgien und Holland genaffen einer glüdlihen Ruhe: in.jemem blieb Kid Brigien 
Kberale „Parkei am, Ruder, in hiefem kam fie mit Therbecke wiedor DR ans, 
In Schweden bereitete fid die Megierung . vor, bie Berfaffangsfrage ta, 
Uebereinſtimmung mit der aufgellärten öffentlichen Dieinung ſelbſt in bie 
Hand zu nehmen und durch Umbilbung der aiten vier Stände, bie fieh 
überlebt, in. eine allgemeine nationale Reprüfentation das Land um einen 
enticheidenden Schritt in feiner inneren Entwickelung weiter zu führen. 
Dänemark dagegen michte fich wie bisher an dem inmern Gegenſatze zwifchen dan. 
jeinen bänifchen und deutſchen Elementen ab- und es iſt nicht wahrſcheinlich, art. 
daß her Berinträchtigang und Bebrüdung ber deutſchen Herzogthümer 
ichließlich anders als durch das Schwert ein Ende werde gemacht werben 
innen Die diplematiſchen Unterhandlungen gingen fort, ohne zu 
irgend eisem Ziele zu führen; ein Vorſchlag zur Güte, ben das enge. 
liſche Cabinet verſuchte, wurde von Dänemark entſchieden abgelehnt. Die 
Regierumg und die däniſche Partei, von dem unzweifelhaften Rechte des 
deutichen Bundes gedrängt, finb im wefentlichen einig über ba, was fie. 
nfreben, Ausſcheidang Holfteind, ſo weit eB nicht andzuweiden und bar. 
gegen Einyerleibiumig Schleswigs, jo weit e® möglich fein wird. Die bike 
niſche Partei; irängte zu ‚dent entſcheidenden Schritte, bie — Bu 
gegen zögerte, bi6- ein ‚güuftiger Moment. gelomuien fein: wihche, 
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Sun : Die Nusſichten erſchienen micht ungänftig. Dis närhfte Furcht der Tänen, 
biejenige vor Preußen, trat mehr und mehr zurück in Folge des dort eingetretenen 
Conflicies. Dieſer Conflirt wurde immer ſchwerer, der Gegenſatz ſchaͤrfer 
Noch bebar das Abgeordnetenhaus die Hauptfrage nur in Angriff ge’ 
nommen hatte, bei dem erſſen Verſuch, das verfaffungsmäßige Recht dei 
Landes auf eine Controle feiner Finanzen zu wahren und biefe, bie bie⸗ 
ber vielfach nur eine feheinbare geweſen war, zu einer Wahrheit zu mar 
en, wurden bie Abgeorbnetew nach Haufe geſchickt und ber liberale Theil 
des Miniſteriums entlaffen. Die Regierung appellirte damit am bie‘ 
Sentliche Meinung des ‚Landes: bie Antwort war ebenfo umzmwelbeufig 
als nachdrücklich. Trotz des Wahlgeſetzes, das die Megierung feiner Jeit 
felbſt oetrohirt und das den Entſcheid nicht. etwa ber Maſſe der 
Wahler, ſondern deu wohlhabendſten und reichſten Klaſſen der MBendh: 
derung in die Hände gelegt hatte, erlitt die Regierung eine volllommene 
Niederlage. Aber ſie dachte nicht daran, fich vor dem Willen des Landes 
zu beugen und die zahlreichen lemente zu benäten, die nur auf ihr En" 
gegenkommen warteten, um ihr bie Sand zu bieten und zu einer für beide 
Theile billigen Verſtändigung zu gelangen: Bereit, ihre Forderungen zeit⸗ 
weilig, aber .chne alle bindende Verpflichtung zu ermäßigen, war fie nidt | 
gewillt, im Grundſatze auch nur die mindeſte Gonceflion zu machen. Der | 
Landtag trat am 19. Mai zufammen, Die Regierung wünſchte die Seh 
fon zu einer Burzen zu maden: nur bie Hauptfrage, bie Bewilligung ber 
Gelbmittel für bie ohne die Einwilligung des Landtags unternommene 
und im weſentlichen bereits durchgeführte Armeereorganiſation, ſollte ent: 
fehteben werden; ſelbſt das dem letzten Landtage vorgelegte Gefeh zu Re: 
gelung ber allgemeinen Wehrpflicht, das mit ber Hauptfrage fo enge zw 
fammen hing, wurbe wicht wieder eingebracht, ebenfo wenig ber Gutwurf 
ber nenen Kreisorbuung, obgleich bie liberale Tendenz beffelben geeignet 
war, zu beweifen, daß bie Regierung doch einigermaßen, wenigſtens 
in andern ragen: ben Porberungen ber öffentlichen Meinung entgegenzu: 
kemmen geneigt fei. Die Regierung begnügte ſich, die allgemeinen Zus 
faherungen von Mafregeln zw Ifberaiem Ausbau der Verfaſſung zu wieder: 
holen. Die nächte Folge war, daß die frühere miniſteriell⸗liberale Parlei 
ganz auseinander fiel: mur eine Meine Fraction derſelben fuchte ihren bis⸗ 
herigen Standpunkt auch ferner zu bewahren, die greße Mehrzahl der: 
ſelben verflärkte die Fractionen einer entſchloſſeneren Oppofitioi. Diele, 
die große Mehrheit des Sanfes, beſchloß, ihre Ueberzengung über bie 
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genwaͤrtige Lage bed Landes in einer Adreſſe am bie Krone nieberzulegen Freuen. 
id barin bie. Klagen wie bie Wünfdhe des preußifchen Volkes auszu⸗ 
sehen. Gegenüber ber Ruhe’ und dem Ernſte, mit der das Baus an 
je Darlegung ging, konnten bie Miniſter unmöglich die Anlagen aufs 
ht erhalten, die fie in ihren Wahlerlaffen deutlich genug der Mehrheit 
t 2anbeövertretung felbft : entgegengefchleubert hatten. Schon in ber 
preßcommiffion erklärten fie bie Auffaſſung jener Wahlerlaffe für ein 
lißverſiändniß unb fprachen ihre Freude darüber aus, daß jene demo⸗ 
itiſche Partei, die fie eigentlich im Auge gehabt, im Haufe gar nicht 
etreten ſei. Daſſelbe erflärte ber Yinanzminifter nochmals formell im 
men des Staatsminifteriums felbft vor Beginn ber Adreßdebatte. 
a6 Haus ließ fich dadurch nicht beirren. Drei Tage lang bebattirte es 
er die Adreſſe, über bie Lage des Landes. Mit 219 gegen 101 Stim⸗ 
m wurde bie Adrefie feftgeftellt. Laut proteftizte fie gegen bie „Unter: 
Yung, als ob ein großer Theil ber Bollsvertretung und mit ihr der 
enßiſchen Wähler fich feinblicher Eingriffe in bie Rechte der Krone ſchuldig 
achen könnte“, verficherte ben König, baß „inmitten ber Bewegung ber 
sten Momente bie Ehrfurcht und bie Treue gegen bie Monarchie als 
erfchütterliche Grundlage aller Beftrebungen bes Volkes feftftehe und 
8 in der Tiefe und Wärme diefes Gefühls Feine der großen politifchen 
arteien inter der andern zurädhleibe”, Bob aber zugleich auch uner- 
yoden die „fefte und befonnene Anbänglichkeit bes preußiichen Volles 
ı fein verfaffungsmäßiges Recht” hervor. „ES erfehnt im Spmern ben 
rlaß der zum Ausbau der DVerfaffung, zur Begründung einer felbft- 
indigen Gemeinde: und Kreisverwaltung und zur höhern Entwidlung 
r Volkskraft nothwenbigen Gefeke, bie Zurüdführung ber Gefammt- 
wverlaft auf ein ber Steuerkraft entfprechenbes Maß, die Sicherung bes 
taats und ber Schule gegen kirchliche Uebergriffe, die verfaffungsmäßige 
kleitigung des Widerſtandes, welchen bisher ein Yactor der Geſetzgebung 
em Verlangen entgegengeftellt hat. Es erfehnt nad Außen eine kräf⸗ 
ge und vorwärtsfchreitende Politi. Weit entfernt, in eine Prärogative 
T Krone einzugreifen, glauben wir die Krone mur zu flüken und zu 
irten, indem wir Ew. Mai. in tieffter Ehrfurcht die Ueberzeugung aus⸗ 
chen, baß feine Regierung, welche in biefen Punkten den Bebärfniffen 
er Nation wiberfirebt, die unmittelbaren Intereſſen der Krone und bes 
andes zu färbern im Stande fein würbe, zumal die Machtſtellung Preußens 
3 Dentfchland und in Europa vorzugsweife auf moralifcher Eueigie, alfo 
27 
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Yreußen, auf ber hingebenden Begeifterung bes Volkes beruht.“ Wie Hbrefie floh 
mit ber ehrfurdhtsuollen Bitte durch bochfinnige Gewährung ber nafie 
malen Wänfche dem getreuen Volle ben innern Frieden zu fichern und tem 
Baterlande neuen Glanz und eine größere Zukunft zu bereiten.” Die 
Militärfrage wurbe außbrüdlich nicht erwähnt. Der König nahm he 
Adreſſe ziemlich) ungnäblg entgegen. Die Lage ber Dinge blieb biefelke, 
Das Haus ging an die Beratfung des Bubgets, während feine Com 
miffton den eigentlichen Gegenſtand bes Eonflictes, den Militäretat, einer 
einläßlichen Prüfung unterzog Wie ſchon erwähnt, hatte bie Regierung 
die ganzen Koften ber Armeereorganifatien einfady unter bie ordentlichen 
Ausgaben geſtellt. Würde bie Vollönertretung baranf eingegangen fein 
und bie Pofitionen in dieſer Weile genehmigt haben, fo wäre die ganze 
Frage ohne Debatte im Sinne ber Regierung entſchieden geweſen mi 
jener nichts ‚anderes übrig geblieben, als alle weiteren gefchlichen Beitim 
mungen nad den Torberungen der Regierung zu treffen. Davon fomte 
feine Rede fein. Die Budgetcomimiffion war einmithig der Anficht, deß 
ber Militäretat in ein Orbinarium und in ein Ertraorbinartum zu trennen 
fei und daß die Koften der Armeereorganifation vellftändig in letzteren 
zu fallen babe: ihre Berathungen konuten fih nur um die Frage breben, 
ob das Extraordinarium ganz ober theilmeife zu freien fei. Die %: 
rathungen zogen ſich in die Länge, die Commiſſäre der Regierung gaben 
wieberholt Erklärungen ab, melde beruhigen follten, aber ihre Eonck: 
fionen waren von keinem Belang und zubem nur vorübergehend; an de 
breijäßrigen Dienftzeit erflätte die Regierung neuerbings ausbrüdlid,, fe: 
zubalten. Auf diefen Grundlagen war eine Berftänbigung unmöglid. An 
22. Aug. fhloß die Commiſſion ihre Verhandlungen: das ganze Eftra⸗ 
orbinarium, die ſaͤmmtlichen Mehrausgaben für bie Reorganiſation wurden 
geftrichen und au alle Anträge auf Refolutionen, welche bie Stellung 
bes Haufes zur Militärfrage im Ganzen präcifiren und ber Regierung 
ein Enigegenkommen erleichtern mochten, abgelehnt: es fellte ber Regie 
rung überlafien bleiben, welche Wege fie einſchlagen wolle, um den Ir 
Band ber Armee wieder auf eine geiehliche Grundlage zu ftellen. Wenige 
Tage nachher befchloß auch die Marinecommiflion auf Ablehnung der 
anßerordentlichen Mebtforderung für 1862 anzutragen, weil die Regie 
mung auf keine vorgängige Feſtſtellung ber Deckungsmittel eingehen wollt, 
sahne diefe aber das Haus im nächſten Jahre much Hierin einer vollendeten 
Tyatſache gegeuüberfichen würbe unb gepwungen wäre, mit gehmmbenn 
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änden bie zur Forifährung des Vegonnenen geforberten Brittel zu ber Yreusen. 
illigen. 

Am 11. Sept. begann bie Militärdebatte im Plenum des Abg.⸗ 
aufed. Wicberum leitete ber Finanzminiſter fie durch eine Erklärung 
T Staatsregierung ein. Aber auch diefe Erklärung enthielt Teinerlet 
ertändnig und bie Anerfennung, daß die zeitige Formation ber Armee, 
b. die wefentli vollendete Reorganifation „fo lange als eine definitive 
ht betrachtet werben könne, als dazu nicht bie verfafiungsmäßige Zu: 
mmung bes Landtags ertheilt fein werde“, war für die Volksvertretung 
me allen Werth, wenn fle fih von der Regierung in eine Stellung 
ängen ließ, wo in ber That nur noch bie verfaffungsmäßige Zuftim: 
ung, aber feine Ablehnung, keine Mobiftlation mehr möglid war. Die 
tajorität bes Abg.⸗-Hauſes war indeß weit entfernt, die vollzogene Reor⸗ 
miſation wieder rüdgängig machen zu wollen ober einen Conflict mit 
n Regierung zu ſuchen. Deutlich genug ließ man von allen Seiten 
schbliden, daß nichts anderes werlangt werde, als daß bie Regierung 
ir die bereits ohne Zufimmung ber Vollövertretumg gemachten Ausgaben 
ahträglich bie Indemnität nachjuche und eine zweijährige Dienftzeit ftatt 
er bisher geſetzlichen breijährigen zugebe. Die Regierung verweigerte 
a6 eine wie das andere. Nach viertägiger Debatte fiel die erfte Ab: 
immung: mit 273 gegen 68 Stimmen wurbe unter Namensaufruf bie 
ste Bofition, bie aus der Reorganifation herrührte, ins Ertraorbine- 
ium verwiefen und bort geftrichen. 

Die vollendete Thatſache, die unerwartet große Majorität machten 
uf ben Hof dach einen großen Eindrud und es feheint, daß ber König 
inen Augenblick auf bem Punkte war, mit feinem Volle Triebe machen zu 
vollen. In der Sitzung bes Abg.sHaufes vom folgenden Tage, 17. Sept., 
ab der Kriegeminifter eine Erklärung ab, bie das Zugeftänbnig ber 
fweijährigen Dienftzeit andeutete. Das Haus griff mit Eifer nad dem 
Schimmer einer Bereinkarung, bie Sigung wurbe fofort vertagt und bie 
Dudgeteommiſſion trat zufammen. Aber noch, erflärte ber Minifter, fet 
er zu einer definitiven Aeußerung nicht ermächtigt, bie er bagegen auf den 
ſolgenden Tag in Ausfit ſtellte. Sie erfolgte, doch fo, daß ber Minifter 
alle feine Andentungen wieder zurücknahm und fich auf binbenbe Zuges 
Rünbniffe in Teiner Weife einlaffen wollte. Die Debatten und Beichläfie 
des Haufes nahmen wieber ihren Fortgang, Am 23. Sept fanb bie 
endlichhe Abſtiumnung ftatt: bie ſämmtlichen Reorganiſationskoſten wurben 

2. 
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Preußen. geftrishen, für die urfprüngliche Forderung der Regierung, bie vollfänbig 


Ausgabepofition im Orbinarium zu bemilligen, erhoben fi) nur 11 Stiw 
men, die Heine feubale Fraktion und mit ihr der ehemalige liberale di⸗ 
nanzminifter von Patow. Der Bruch mit ber Regierung war eingetreic 
und die Regierung vervollftändigte ihn ihrerſeits. Schon am folgenden 
Tage wurde der Yinanzminifter v. d. Heydt, ber bisherige Leiter dei 
Minifteriums, entlaffen und der Gefandte am Hofe ber Tuilerien, 
Hr. v. Bismart-Schönhaufen, eines der Häupter ber feüdalen Partei, zum 
Staatsminifter und zum Präfidenten des Minifteriumsd ernannt; wenige 
Tage nachher traten auch Graf Bernftorff und ber Handelsminiſter zu; 
rüd: das ganze Minifterium war jebt in feubalem Sinne reconſtruirt. 
Durch die Ernennung bes Hrn. v. Bismark hatte die Krone vorerk 
jede Brüde der Verfländigung mit ber Volfsvertretung abgebrochen. Eie 
war das Signal entfchloffener Reaction und, bie Manifeftationen eins 
unverföhnlihen Kampfes folgten fich jet von beiden Seiten Schlag auf 
Schlag. Am 29. Sept. zog Bismark das Budget für 1863 zurüd un 
das offiziöfe Organ ber Regierung ließ Leinen Zweifel darüber, daß bie 
felbe entfhlofjen fei, fortan ohne Budget zu regieren. Die Budgetcommiflien 
antwortete mit dem Antrag, die Vorlegung des Budget für 1863 ned 
vor dem Beginn bes Jahres zu verlangn und jebe Ausgabe ber Staatdre: 
gierung, die durch das Abg.-Haus abgelehnt worden fei, für verfaflungs 
wibrig zu erflären. Zwei Tage lang bebattirte das Haus über dieſen 
Antrag und genehmigte ihn fchließlich mit 251 gegen 36 Stimmen. Tue 
Erklärungen, die ber neue Minifterpräfident in biefer Debatte abgab, 
zeigten, um was es fi in biefem Kampfe handle. Er erklärte, daß dus 
Budget verfafjungsmäßig nur dann zu Stande kommen könne, wenn alle 
brei Factoren ber Gefehgebung fih darüber einigten und übereinftimmend 
bamit verwarf das Herrenhaus am 11. Oct. das vom Abg.⸗Hauſe be: 
ſchloſſene Bubget, wozu es verfaffungsmäßig berechtigt, genehmigte da⸗ 
gegen mit 114 gegen 44 Stimmen das Budget, wie es von ber Regie 
rung vorgelegt worden war, wozu es verfaffungsemäßig nicht berechtigt 
war. Das Bewilligungsrecht des Abg.-Haufes, das ganze Verfaffungsweien 
des Landes war bedroht, wieder wie unter Manteuffel zu einem bloßen 
Schein herunterzufinten. Alle Fractionen des Abg.⸗Hauſes gericihen in De: 
wegung. Der Beichluß des Herrenhaufes war Samſtags ben 11. Od. 
Abends erfolgt. Sonntag Vormittags fanden fi mit Ausnahme ber 
Feudalen alle Fractionen des Haufes zu confidentieller Berathung zum 
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en. Graf Schwerin führte den Vorfſitz. Alle waren einig, daß dem Preuben. 
ebergriffe des Herrenhauſes eine energifche Reſolution entgegen geftellt 
erden müfle; doch konnte man fich über den Wortlaut noch nicht einigen, 
8 der Befchkuk bes Herrenhaufes felbft vorliege. Am Abend erſt wurde 
: dem Präfidenten des Abg.-Haufes übermittelt, zugleich mit ber An- 
ige, daß bem Haufe eine kgl. Botſchaft werde verkündet werben. Es 
mnte nicht zweifelhaft fein, daß eine Vertagung befchloffen war, um je: 
m weiteren Schritte des Abg.⸗Hauſes vorzubeugen unb bie Seffion mit 
m fi) entgegenftehenden Befchlüffen beider Häufer zu fchließen. Sofort 
urde eine Eitung bes Abg.⸗Hauſes auf den folgenden Tag früb ange: 
ronet. Schnell einigte man fi von allen Seiten zu ber Erklärung, daß 
er Beichluß des Herrenhaufes verfaffungsmibrig mul und nichtig fei und 
aß die Regierung daraus Teinerlei Rechte herleiten köͤnne. Kaum war 
er einflimmige Beſchluß — die Feudalen hatten fich vor ber Abftimmung 
ntfernt — gefaßt, fo traten bie Minifter ein unb verfünbeten die Ver: 
gung. 

Das Land fand in feiner großen Mehrheit zu feinen Bertretern. 
tur die feudale Partei war für die Regierung, eine Meine Partei; aber 
ng gefloffen unternahm ſie es doch, ihre Anfhauung als bie wahre 
ffentliche Meinung darzuftellen und zugleid ben König in feinem Wiber- 
tande gegen bie Begehren der Vollsvertretung zu ſtützen. Der von ihr 
gründete umb geleitete fogenannte Preußifche Volksverein bemühte fich, 
nit allen Mitteln in den verfchiebenen Theilen bes Landes Loyalitäts⸗ 
idreſſen an ben König zu Stande zu bringen, bie ihm durch Deputatio⸗ 
en, in benen Bauern und Handwerker nicht fehlen burften, überreicht 
vurden. Es war natürlich, daß fie ber König mit DBefriebigung und 
iS gnäbigfte empfing. In den been abfoluter Herrſchaft aufgewachfen 
md von Anhängern derſelben Anfhauung umgeben, fett feiner Jugend 
und mit Vorliebe Militär, an der Armeeorganifation als an feiner eis 
genen perfänlihden Schöpfung fefthaltend, glaubte er fih durch bie Ver⸗ 
faffung, wie er fie verftand, zu ber von feiner Regierung ber Volksver⸗ 
tretung gegenüber eingenommenen Stellung für durchaus beredtigt und 
fah in den Angriffen auf fein Wert, durch das er nur das wahre Wohl 
des Staates zu fihhern meinte, blos böfen Willen und hinter bem Abg.⸗ 
Haufe und theifweife ſchon darin bie überfluthende Demokratie, bie bro: 
hende Revolution. Noch hoffte er inbeß auf einen Umſchwung ber öffent: 
lichen Meinımg und fand in ben feubalen Loyalitätsbeputationen wenigften® 


⸗ 


423 Weberftcht der Ereigniſſe Dre dehres 1963, 


Preupen. einen Anfang dazu, fobald nur ben Untrieben ber Uebeldenkenden Schras: 
Ten geſetzt würden. Dazu gehörte aber nicht blos die Preſſe, ſondern na⸗ 
mentlich au viele, zum Theil bobe Beamtete. Beiden mußte entgegen: 
gewistt werben und Hr. v. Bismark, ohne viele Bedenklichkeiten und ohm 
große Vorſicht, geiftreich und zuverfichtfich, unternahm es, die Zügel ber 
Regierung ftraffer anzuziehen. Sofort wurden bie Mafregeln gegen beide 
ins Wert gefebt. Einige derjenigen Beamteten, bie fich als Abgeordnete 
in ber Oppofition beſonders hervorgethan, wurben theils in Disponibilität 
geſetzt, theils verfegt, die Oppofitionspreffe follte durch tägliche Befchlag: 
nehmungen eingefhüchtert werben. Beide Maßregeln zeigten fih al 
durchaus unzureichend. Die Preffe ließ ſich nicht einſchüchtern: ber Maf 
regelung ber Beamteten feßte bie Volkspartei die Gründung einer Belkt: 
kaſſe entgegen, aus der fie entjchäbigt werben follten. Die Polizei ſuchte 
diefe Sammlungen in jeber Weife zu hindern: das Urtheil ber Geriste 
fiel jedoch wieberbolt gegen bie Wünfche ber Regierung aus. In meh 
teren ber größten Stäbte der Monarchie fanden Wahlen zur Gemeinde 
vertretung, in mehreren Kreifen Nachwahlen zum Abg.Hauſe flatt; tat 
Refultat wear überall ein ber Regierung durchaus ungünſtiges. Die 
öffentliche Meinung erſchien feft und zugleih ruhig; nirgends erfolgten 
Ausſchreitungen, nirgends Ueberftürzungen. Die Regierung mußte er: 
kennen, daß fie einer entfchlofienen Strömung der Vollsentwicklung gegen: 
über fand. Dennoch bebarrte fie auf dem einmal eingenonsmenen Stand: 
punkte, ſei es, daß fie von ber Zeit eine Beflerung ihrer Lage 
erwartete, fei es, daß Hr. v. Bismark fich ber Hoffnung hingab, bie ar 
ropäiſchen Verhältniſſe könnten irgend welche Berwidiungen herbeiführen, 
duch die ber nächfte Gegenftand des Zerwürfniſſes bei Seite gedrängt 
werben und bie ganze Sachlage eine Wendung nehmen würde. 

Rußland. Eine andere Stellung zu ben Bebürfnifien und Beſtrebungen der 
Zeit, als die Regierung von Preußen, hatte inzwifchen ſelbſt die Regie: 
rung von Rußland eingenommen und beharrte babei trotz ber gewaltigen 

- Schiwierigleiten, welche fi ihr ſowohl in Rußland ale in Polen entgegen 
thürmten. Durch ben großen Schritt, den ber Kaifer im Jahr 1861 
mit ber Emancipation ber Leibeigenen gethan Hatte und bie das Reh 
auf eine ganz neue Grundlage ftellen mußte, war das ganze bisherige 
Regierungsſyſtem in Frage geftellt und eine allgemeine Wurube, eine tele 
Bewegung ergriff die verfchiebenften Klafien des Volles. Die entgegen 
geſetzteſten Wunſche fuchten fich geltend zu machen. Ein Theil bes Abels 
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üte über bie fhweren Einbußen, die ihm die Emancipation ber Leibsstuitenr. 

nen auferlegte, ein anderer fuchte fie durch Erringung politifher Rechte 
Kiuwiegen und bie Abelöverfammlung von Tier ging ſchon im Febr. 
p. weit, in einer Adreſſe an ben Kaifer "geradezu die Einberufung von 
— aus dem ganzen Ruſſiſchen Reiche ohne Unlerſchied der Klafien 
ab Stände zu verlangen behufs Löjung der durch die Emancipation ber 
eibeigenen „geftellten aber nicht gelösten” Frage. Im Mai wütheten 
n St. Peteröburg und in anderen Städten gewaltige Feuersbrünfte, bie 
ht zufällig zu fein ſchienen und bie ziemlich allgemein dem verbreche⸗ 
üchen Treiben einer ſyſtematiſchen Umfturzpartei zur Lafl gelegt wurden. 
Ju Rolen war das alte Streben nad) politifher Unabhängigkeit zu Ans 
ang d. J. 1861 plöglih und faſt unwiderſtehlich aufs Neue ausgebro⸗ 
hen und Hatte, von ber kath. Kirche geſchützt und theilweiſe genährt, im 
Nov. zu einem Zuſammenſtoße mit der Regierungsgewalt geführt, das mit 
der Schließung ber Kirchen von Warſchau, mit Berbaftungen, Berurtbeilungen 
und Deportationen enbigte, ohne indeß ben pafliven Wiberftand zu brechen, 
ben die Bevölkerung dem Rufflfhen Regiment und ſelbſt ven wohlmollen- 
ben Verfuchen ber Ruſſiſchen Regierung entgegen feste Diefe hatte fo- 
gleih bei Ausbruch der Volnifhen Bewegung anf das frühere Syſtem 
unbedingter, rücfichtslofer Nepreffion verzichtet. An irgend eine Art von 
Biederherftellung Polens dachte fie freilich nicht, aber fie war wenigſtens 
geneigt, in ber Verwaltung den gerechten Forderungen ber Polen einiger: 
maflen entgegenzafommen und biefelbe ftatt wie bisher ausſchließlich 
Ruffiigen Generalen eingebornen Polen anzuvertrauen. So war ber 
Graf Wielopelsti in die Regierung zu Warfhau berufen und ihm bie 
Verwaltung des Eultus und der Yuftiz übertragen, es war ein polnifcher 
Stantsrath, defien Mitglieder jedoch ausfchlieglih vom Kaifer ernannt und 
bie bis auf wenige auch von ihm befolbet wurben, eimgejeht, bie Orga 
niſation von gewählten Municipals, Kreis: und Gubernialräthen wenig⸗ 
flens eingeleitet worden. Nad dem Zufammenftog in Warſchau im Ron. 
1864 geriethen biefe Reformen allerbinge wieber ins Stoden und bie 
Regierung war offenbar über die Politik, die fie ber Bewegung gegen« 
über fortan beobachten wollte, zweifelhaft. Der Graf Wielopolsli gab 
feine Entlaffung ein und erhielt fi. Um zunähft den Wiberftand bes 
kath. Clerus abzuwenden, fuchte bie Ruſſiſche Regierung fid; mit Rom zu 
verhänbigen unb mit ber Zuftimmung des Papſtes wurde in ben eriten 
Tagen des Jahres 1862 eim einfacher Prieſter, ber bisher in St. Peterte | 


— 
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Rußland. burg gelebt hatte, Felinski, zum Erzbiſchof von Warſchau ernannt: 
Kirchen öffneten ſich den Gläubigen wieder. Die Verſtändigung 
Rom gerieth jedoch bald ins Stocken und der neue Erzbiſchof von 
ſchau vermochte nur einen ſehr bedingten Einfluß auszuüben. Inzwi 
war Wielopolski nach St. Petersburg beſchieden worden, und drang 
ſchieden darauf, daß Rußland auf der im vorigen Jahre betretenen 
verharre und auf derſelben weiter vorgehe. Er war i. J. 1831 Gefanbieg 
ber revolutionären polniſchen Regierung in England geweſen, hatte ſich nach⸗ 
ber, in fein Vaterland zurückgekehrt, ber Ruſſiſchen Regierung genähert 
unb bekannte fich jebt zu ber Ueberzeugung, daß Polen zwar feiner es 
genen nationalen Entwicklung unter dem Schube freier Inſtitutionen zu 
rüdgegeben werben müffe, aber in engem Anlehnen an ba flammber- 
wandte Rußland und unter derfelben Dynaftie mit biefem vereint. Rad 
fangem Bemühen gelang e8 ihm enblidh, mit feinen been in St. Peters: 
burg durchzudringen. Im Juni ernannte ber Kaifer feinen Bruber, ben 
Großfürften Konftantin zu feinem Statthalter in Polen und ftellte ihm 
ben Grafen Wielopolsti als Chef der Civilverwaltung zur Seite. Die 
Reformen wurben jetzt mit Entfchiebenheit wieder aufgenommen. An bie 
Spite der Goupernementsverwaltung wurden ausfchlielich geborene Polen 
geftellt, das Unterrichtswefen in nationalem Sinne umgeftaltet, bie Uni: 
verſität Warſchau vervellftändigt, die Beſchränkungen ber Juden fafl 
gänzlich aufgehoben, die Einrihtung von gewählten Municipal:, Kreis 
unb Gubernialrätben wirklich zur Ausführung gebracht. Man konnte 
fagen, daß Polen ſich zwar nicht felbft vegiere, aber doch mehr und mehr 
felbft vermalte. Die Maffe der Bevölkerung ging indeß auf bie Intentionen 
ber Ruffifhen Regierung nicht ein. Wenige Tage bevor ber Großfürfl 
in Warſchau eintraf, wurde ein Attentat auf feinen Vorgänger ben Ge: 
neral Lüders ausgeführt, fofort nach feiner Ankunft ein foldhes anf ben 
Großfürſten felbft und bald darauf auch auf den Grafen Wielopolsfi ver: 
ſucht. Die Menge bebarrte in ihrem pafliven Wiberftande und fuhr fort, 
bie verbotenen Lieber zu fingen, Der bel richtete unter ber Leitung 
bes Grafen Andreas Zamoyski eine Adreſſe an den Groffürften, in ber 
nicht 5108 eine nationale Verwaltung, ſondern auch eine nationale Ber: 
tretung verlangt wurde. Selbſt nah Rußland Hinein griff die Bewe⸗ 
gung: in Pobolien und in Litthauen befhloß ber Adel, in einer Worefle 
ben Kaifer um Wiebervereinigung mit Polen zu bitten. Auf die Basen 
konnte ſich zwar bie Regierung ziemlich verlaffen, aber bie Stäbte beher⸗ 
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jergten viele revolutiondre Elemente, bie im Zuſammenhange mit betötußlen. 
leichgefinnten Emigration bie Bevölkerung nicht zur Ruhe kommen ließen. 
Im biefe aufo Haupt zu treffen, gebadhte bie Regierung bie Milttärause 
ebung zu benüßen, bie der Kaifer nad längerem Unterbruch angeordnet 
atte und die im Jannar 1863 flatt finden follte: es wurben Beſtim⸗ 
ungen getroffen, nach weldhen die Aushebung überwiegend bie Bevolle⸗ 
ung der Stäbte treffen, bie Landbevölkerung dagegen weſentlich gefchont 
verden ſollte. Schon im November herrſchte darüber in Warfchau große 
Aufregung ; die Municipalität befhloß, dagegen beim Groffürften ſelbſt zu 
emonfiriren ; bie Antwort Iantete jedoch ausweichend. Die Aushebung 
and im Januar 1863 wirflih ftatt: bie Folgen follten aber ganz andere 
ein, al$ bie Regierung beabfichtigt Hatte. Während biefer Zeit war das 
ngentlihe Rußland mit der Ausführung ber großen Maßregel ber Emans 
ipation ber Leibeigenen beichäftigt, bie unter vielen Schwierigkeiten balb 
son Seite ber Grundbeſitzer, balb von derjenigen ber Bauern jelbfl, im 
Banzen doch befriebigend vorrüdte. Im October that ber Kaifer einen 
weiteren Schritt zur inneren Umgeftaltung bes Reihe: er verfügte eine 
neue Organifation bes Juſtizweſens, die auf durchaus liberalen Grund⸗ 
lagen berußte und in ber er ber wirklichen Bildungsſtufe ſeines Volkes 
wie in ber Emancipation ber Leibeigenen weit vorauseilte, fo daß an eine 
feinen Intentionen entfprechende Ausführung kaum gebacht werben Tann, 
aber doch bie Anfänge freierer Zuſtände begründet find. In St. Betersburg 
und Mosfau wurden felbftändige Gemeindeverwaltungen und Gemeinde 
vertretungen wirflich eingeführt, in andern größeren Stäbten vorbereitet 
und von ber Regierung als Grundfap ausgeſprochen, daß bie Stübtebe: 
dölferungen die Ordnung ihrer Angelegenheiten in ihre eigenen Händbe 
nehmen möchten. In ber auswärtigen Politik trat Rußland nirgends bes 
fimmenb anf. Daß es im Auguft das SKönigreid, Stalien anerkannte, 
zeigt jeboch immerhin, daß bie Grundſätze feiner Politik auch nad Außen 
nicht mehr biefelben find wie ımter Kaifer Nicolaus. Die orientalifche 
Stage ruhte. 

Die Türkei erreichte fogar im Laufe des Jahres mehrfache Er⸗ Tetel. 
folge. Der Serbar Omer Paſcha rüdte, nachdem er fchon im Frühjahr 
die Inſurrection in ber Gerzegowina unterbrüdt hatte, im Auguſt mit 
anſehnlicher Heeresinacht in Montenegro ein und bebrohte Cettinje, wor: 
auf fih das Bergland ben von ihm geftellten Fordernugen bebingungße 
06 unterwarf und feibft bie Anlegung einer befefigten Milttärftrafe zu⸗ 
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Türkei. gefichen mußte. Umfonft hatte Diontenegro eine Erhebung Serbien“, 
| die bad Signal für ben allgemeinen Aufſtand der chriſtlichen Unteribanen 
ber Pforte, zunäcft in Bulgarien werben follte, erwartet. In der That 
wer in Serbien ſchon feit längerer Zeit gerüftet worben. Aber es blieb 

bei einem blutigen Zufammenftoße in Belgrad. In Folge eines unbebeus 

- teaben Anlafles fiärmten die Serben die türkiſche Borftabt und brämgien 
bie Turken in bie Feſtung zurüd, worauf biefe die Stadt bombarbirten. 
Die Repräfentanten der Großmächte vermittelten, die Pforte machte einige 
Eonceffionen und ber Friebe blieb erhalten. Auch gegenüber ben Doman- 
fürftenibämern wurde die Stellung ber Bforte Feine ſchlimmere. In der 
Moldau, die ſich bei ber faum errungenen Union gegenüber ber Wallachei 
benachtheiligt fanb, entwidelte fich eine Tebhafte Agitation gegen biefelbe 
unb in der gemeinfamen Rutionalverfammlung that fi eine Partei ber- 
vor, bie ganz offen auf bie Berbrängung bes Yürften Couſa binarbeitete. | 
Dagegen fanten bie Hoffnungen, die man auf ben neuen Sultan Abbul 
Azis geſeht Hatte, nur allzuſchnell zuſammen. Statt wie fein Bruder 
Abbul Mebjib für die Freuden bed Harems, vergeubete Abbul Wis bie 
befchräntten Einkünfte bes Reichs zur Befriebigung einer nublofen Mili⸗ 
tägliebhaberei. Gegen Ende des Jahrs verbreitete ſich foger allgemein 
das wicht unglaubwürbige Gerücht, daß er an zeitwweiliger Geiftesflörung 
Griechen Eine große Gefahr ſchien dagegen ber Pforte plötzlich von Griechen: 
u. and gu broben, mo bie „große Idee“ endlih zum Durchbruch Tam. 
Seit dreißig Jahren hatte ber König Otto mach beiten Kräften an bem 
Wohle des feiner Leitung anvertrauten Landes gearbeite. Daß er ben 
act, beffen Gränzen ihm von ben europäifgen Mächten allzuknapp 
zugemefien werben waren, nicht, wie es ber Drang ber Griechen ver: 
langle, anszubehnen vermodhte, mar nicht feine Schuld. gleich mehr 
frieblicher als kriegeriſcher Natur Hatte er es im Krimkriege verſucht, 
aber der DBerfuch war am Widerſtand der Weſmächte geſcheitert. Ber 
gründete Klagen konnten weber gegen ihn noch gegen feine Regierung, 

bie eine durchaus nationale war, vorgebracht werben. Dennoch hatte fid 

eine allgemeine Unzufriedenheit, ein allgemeine® Berlangen nach neuen 
Geſchicken verbreitet. Schen im Februar war eine Milltärrevolte in 
Nauplia ausgebsoden, die erft im April unterbrüädt werben Tennie. Der 
König ertheilte eine weitgehende Amneftie und fuchte ben Vollswumſchen 
mägliäft entgegen zu Tommen, inbem ex ben Kammern einen Gefchet: 


\ 
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entwurf behufs Bildung von Nationalgarden vorlegen ließ. Die Dewegung Orkan 
ſchien fich zu legen und ber König unternahm eine Runbreife tm Pelo⸗ 
ponnes. Da brach die, ohne Zweifel längft vorbereitete, Verſchwärung 
wert in Vonizza, dann in Batras, am 22. Detober in Athen felbft aut: 
es wurde eine proviforifche Regierung gebildet, deren erfter Akt es war, 
bie Thronentſetzung bes Königs Otto auszufprehen. Auf bie erſte Nach⸗ 
richt wollte der König aus Kalamata an ber Sübfpige bes Pelopenneſes 
nah Mihen zurüd eilen Im Piräus erfuhr er das Borgefallene: bie 
Gefanbten riethen ihm ab, irgenb einen Verſuch zum Widerſtand zu 
mahen. Er ging nad Salamis, wo er burch neue Berichte fi von 
der allgemeinen Stimmung und von der augenblicklichen Nutzlofigkrit 
eined Berfuchs, fih dem Strom entgegen zu ftemmen, überzeugte. Da 
entſchloß er fi, in fein Vaterland Bayern zurückzukehren, kündigte feinen 
Entſchluß den Hellenen durch eine letzte Proclamation an und verlieh daR 
grichifhe Schiff, das fofort bie revolutionäre Flagge aufzog. Ein eng» 
es Kriegsſchiff führte ihn nad, Trieſt. 

Die Belt erwartete einen fofortigen Losbruch der Griechen über 
die türkiſche Sränze. Die ganze Ummälzumg batte fonft ganz und gar 
keinen Sinn. In den Erlaſſen der neuen Behörden, in den Organen 
der neuen Orbnung ber Dinge war zwar viel von ber Mißtegierung 
des entthronten Könige, von Fremdherrſchaft, von Verlegung ber Vers 
feflung und dgl. die Rebe; in Wahrheit waren alle diefe Anlagen unbe 
gründet. Was die Griechen Anderes wollten, war nicht zweifelhaft; 
allein mit dem Momente, ba ihren Wünfchen kein König mehr im Wege 
zu ſtehen fchien, erkannten fie auch die Unzulänglichkeit ihrer Mittel zu 
ber Größe ihrer Intentionen und fuchten nach einer Stütze. Da wandten 
ihre im London angefefjenen Landsleute ihre Blicke auf ben englifchen 
- Prinzen Alfred und der Gedanke zündete in bem leichtbeweglichen Vollke, 
obgleich gerade England feinen Wünfchen bisher am allermeiften im Wege 
geſtanden und bei früheren Conflicten den jungen Staat rüdfichtelos ge: 
tadezu mißbandelt hatte. Inzwiſchen hatte die vollendete Thatfache auch 
die europäifchen Kabinette in Bewegung geſetzt. Das Feld war offen für 
neut Combinationen; für bie endliche fung ber orientalifhen Trage 
eonnte der Thron von Griechenland unter Umſtänden entfcheibend fein. 
Schon fprah man in St. Petersburg und in Paris von dem Herzog 
v. Leuchtenberg. Da ergriff England ſchnell die nicht gefuchte Kandidatur 

des Prinzen Alfreb, um jene andere, bie feinem Intereſſe durchaus wiber: 
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Orten {prad, zu befeitigen. Der englifhe Geſandte in Athen unterftühte bie 
Kandidatur des Prinzen Alfred zwar nicht, trat ihr aber auch im feiner 
Weiſe entgegen, während das englifhe Kabinet ſich bereit erklärte, fr 
abzulehnen, wenn Rußland feinerfeits auf ben Herzog v. Leuchtenberg 
verzichte. Rußland fträubte fih Anfangs, endlich entſchloß es fi dam 
ab am 4. December wechſelten beibe gegenfeitig bie fchriftliche Berziät: 
kiftung zu London nus und verftändigten fi, an ben früheren Ber: 
trägen feflzubalten, durch welche die regierenden Familien ber brei Schu 
mãchte vom griechiſchen Throne gleichmäßig ausgeſchloſſen fein follten. 
Der Uebereinkunft trat dann auch Frankreich bei. Indeß fuchte England 
bie Stellung, die es in Griechenland burd alle biefe Vorgänge erworben 
dadurch feftzuhalten, daß es ber griechifchen Regierung angeigte, eb ſei 
unter ber Bedingung, daß Griechenland einen ihm genehmen König wähle, 
geneigt, in die Vereinigung ber jonifhen Inſeln mit bem Köonigreich 
Griechenland einzumilligen, eine Bereinigung, bie jene wieberholt ver- 
langt, England aber bisher entfchieben abgelehnt hatte Doch war ef, 
wie bie Dinge Tagen, nicht fo leicht, einen Fürften zu finden, ber bereit 
gewefen wäre, bie griechiſche Krone anzunehmen. Alle Verſuche, bie 
England machte, blieben bis zum Schhifie des Jahres und nachher cd, 
volllommen fruchtlos. Die Gefahr, die Englands Intereſſen im Orient 

i gedroht hatte, war bagegen glücklich abgewenbet. 
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Auf die Londoner Bädrfe hatte die Politik im Jahre 1862 uur einen 
rbr geringen Einfluß. Das Jahr war ein gefchäftereiches und günſtiges. Die 
Maſſen von Geldern, welde in ben Händen des Publitums, bauptfählih wenn 
auch nicht ausfchlieplich in Folge des nugemeinen Rückſchlags der Baummolleinfuhr 
brad) gelegt wurden, fanden während bes ganzen Jahres eine lebhafte Beichäftigung 
an der Boͤrſe und faR alle Efjeften nahmen einen erbebligen Aufſchwung. Das 
Geſchäft hatte im allgemeinen einen ehanben und foliden Charakter. Die Eonfols 
Randen am 1. Januar in folge noch unentſchiedenen Trentaffaire auf 90X, 
Em us Erledigung derſelben auf 92% und ſchloſſen am Ende des Jahreso 
mit 92%, 
Gröheren Einfluß hatte die PBolitil, wie immer, auf bie Barifer Börfe, 
Kurz vor dem Beginne ded Jahres war Hr. Fould ing Yinanzminifterium berufen 
morden. Man begrüßte ihn als den finanziellen Meſſias, ber das Gleichgewicht 
des Budgets herſtellen, firenges Ausjcheiden der orbentlihen und außerordentlichen 
Ausgaben durtühren und durch Anification bes Staatsſchuld bas Nivenu des 
Rurfes wieder heben follte, welches jeit dem Kaiferreihe von 86 auf 68 gefallen 
war. Die erſte Maßregel des neuen Finanzminiſters, deſſen Projecte ſich weſentlich 
auf die Börſe ſtützten, aus welcher er ſelbſt pervorging ,‚ war bie llnterbrüdung 
der Tourniquets, eine Maßregel, welche die 3% auf 70.25 bob, Da trat die Trent- 
angelegenheit ein und die Mente fiel fofort auf 67.60, dann fogar auf 66.95. Se 
Rand fie bei Beginn des Jahres 1862. Die friedliche Beilegung jener Angelegenheit 
bob die Rente Anfangs Januar wieder auf 68.50. Um dieſe Zeit hatte auch Hr. 
Fould feinen finanziellen Bericht erftaltet. Mit mehr Bebauern als Etaunen ers 
juhr Frankreich — welchem man in offiziöfen und offiziellen Blättern fo viel von 
der Brojperität ber Nation und bem vortrefflihen Stande der Finanzen vorerzählt 
hatte, wo man noch einige Tage vorher ein unabhängiges Preorgan befttafte, weil 
es nit in den allgemeinen Jubel flimmte — baß nur bie Wahl blieb zwifchen 
einer neuen Anleihe und allerlei finanziellen Gombinationen, einer Erhöhung ber Ab⸗ 
gaben und der Wiedereinführung ber mit großem Gepränge abgeſchafften Steuern, 
um ein Defictt von 1 Milliarde 3 Millionen zu beden. Eines der Hauptmittel, 
weihes Hr. Fould vorichlug, um aus diefer Lage herauszufommen, war fein Con⸗ 
verfionsproject. Es wurde mit auffallender Eile von ber Regierung im geſetzgeben⸗ 
den Körper eingebracht und von biefem genehmigt; ber Grfolg war jedoch ein 
durhaus ungenügenber und blieb es um fo mehr, als fi, abgejehen von ber 
Unpopufarität der Gonverfion ſelbſt, nur zu bald auch der nadptheilige Einfluß ber 
mertcanifchen Erpebition bemerflich zu machen anfing. Schon a Juli Hatten 
die Vorfhüffe der Bank an ben Staat fi) von 30 wieder auf 60 Mill. vermehrt, 
wie diek in den Jahren 18%, ber a war. Diefer im Programme bed Hrn. Foulb 
niät den al, ber auf die NWerlegenheiten ber Regierung und auf bie großen 
Opfer ſchließen Tieß, welche für Mexico gebracht wurden, konnte natürlich nicht ohne 
Einfluß auf die Börfe bleiben. Bis in den Herbft hinein war das Geſchäft fo 
außerordentlich unbelebt, wie es ſelbſt in den Sommermonaten felten der Fall if. 
Die mericanifche Erpebition fland jeder Belebung entgegen. Umſonſt wurden bie 
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paar Millionen nach Kräften betont, welche bie Bubget⸗Commiſſion von ben Staats: 
ausgaben berunterhanbdelte, umfonft die 50 Milliouen hervorgehoben, welde die 
Steuern mehr eintrugen, die mericanifhe Erpebition ua im Stillen bamals 
fhon viel mehr. Auch an der Börfe war es till, aber diefe Stille war in Bat: 
heit eine laute Proteftation. Später wurde die Spekulation zwar wieder belckt, 
aber nur durch den Einfluß des Credit mobilier , nit durch Verhältniſſe ſolider 
Natur, Im %. 1860 variirte die Rente zwifchen 71.40 und 67.10, im 3. 1861 
zwifchen 70.16 und 66.80. Im %. 1862 wurde fie künſtlich auf 73 gehoben, fid 
aber, fich felbft überlaffen,, wieber auf 68.50 und konute fich feitbem nur vorübet⸗ 
gehend auf 70 erhalten, Am Ende des Jahres ftand fie auf 69.50, alfo umgelätt 
auf bemfelben Punkte mie zu Anfang des Jahres nah Erledigung ber Trent 
Angelegenheit. 
Einen noch größeren Einfluß als auf die Parifer äußerte bie Poltil im 
3. 1862 auf die Wiener Börfe. In ber That fann man fagen, bab die Ent: 
wi@lung ber finanziellen Berbältnifie Oefterreihs im J. 1862 bie Geſchichte der 
finanziellen Regenerirung Defterreihs ift, bie der Kaiſerſtaat auf ber Grundlage 
verfafjungsmäßiger Zuftände bereits errungen bat, Schon zu Enbe bes 3. 1861 
tte der Finanzberiht, ben Hr. dv. Plener dem Reichörathe vorlegte, und die That: 
de, daß nur ein Defizit von 110 Mill, vorhanden war, daß der FYinanzminiie 
ferner das Meich für fähig hielt, 33 Mill. davoy durch Steuererhöhungen zu kt: 
bedien und baß das Ganze ohne eine neue Anleihe aufgebracht werben follte, dat 
Vertrauen wenigflens einigermaßen wieber erwedt. 6 mußte aber noch mehr vr: 
reicht werben und wurbe auch durch vereinte Bemühungen der Negierung und bei 
Reichtrathes erreicht. Durch Steuererhoͤhungen allein konnte das große Ziel, dit 
Herſtellung bes Sleichgemichts im Staatshaushalte, nicht erreicht werben. Erir: 
rungen mußten fi bazu gejellen und zwar Erfparungen im toftipieligften Zweige 
eines jeden Budgets, im ben Armecausgaben. Und bier hat das Abgeordnetenbaus 
des Reichsrathes, dem die Megierung übrigens mit gutem Willen entgegenfan, 
Außerorbentlihes geleiftet. Die VBolfsvertretung hat das Verdienſt, das öfterreichidt 
Armeebudget von 150 Mill, mit denen es im 9%. 1862 präliminirt war, am 
112,800, fl. im J. 1863 beruntergebradht zu haben. Damit war aber all: 
bings noch lange nicht alles gethan. Es galt den Hauptkrebsſchaden zu bejeitigen, 
ber am Warte ber bſiterreichiſchen Finanzen frag, die Balutaſchwankungen, weiche 
alle Privatbegiehungen Aörten und auch dem Staate enorme Koften für bie Be 
folbung ber Armee und der Beamten im Benetianifchen und bie Zahlung ber Zinien 
feiner Schuld auferlenten. Auch biefer große Erfolg wurbe, foweit es in fo kurzet 
Zeit Überhaupt möglich war, erreicht burd die in den letzten Tagen bes Jahres 
endlid, glüdlih vereinbarte Bankacie. Zu Anfang bes Jahres 1862 fland bat 
Silderagio noch anf ber entjeglichen Höhe von 141, am GSchlufle besfelfen war + 
auf 114 beruntergefallen. Yu gleicher Zeit war das laufende Deficit bes Staate⸗ 
haushalts von 94 auf 62 Mill. heruntergebracht oder, wenn die erhöhten Steuer: 
ennahmen des Vorjahres in Anjchlag gebracht werben, fogar auf 50 Mil. Die 
Hälfte dieſes Defizite nun foll durch bie befchlofienen Steuererhöhungen bebedt wer: 
ei für die andere Hälfte aber if reichlich geforgt, da bie dritte Emifſion der 
4860er Loofe zus Verfügung ſteht. So iſt menigfiens die Hoffnung da, daß die 
noch immer vorhandene Lüde im Budget fi in Zukunft von ſelbſt fühle, und für 
bau nachſte Jahr ein Abgang im Staatshaushalte, die gleichen Verhältniſſe voraus: 
geſetzt, nicht mehr in Ausficht ſtehe. 
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Die Anlage des Geſchichtskalenders iſt auch in dieſem Jahrgang 
ejelbe geblieben, wie in den früheren. Der Rath einſichtiger Freunde 
ng übereinftimmenb dahin, daß es nicht wünjchenswerth jet, in ber 
Rittbeilung der Actenſtücke eine wejentliche Beſchraͤnkung eintreten 
ı lafien, indem das Buch gerabe burch die Verbindung von Daten 
nd Actenftücen feine Brauchbarfeit bewährt habe. Für denjenigen, 
r fich nur etwas ernfthafter mit Politik beſchäftigt, ift es in ber 
bat fast unerlaͤßlich, die wichtigften Actenſtücke bezüglich einer Frage 
nd zwar nicht bloß die diplomatiichen fortwährend unter ber Hand 
ı haben und ber Gefchichtskalenber dürfte. wohl das bequemfte Hilfs⸗ 
ittel fein, um fich möglichft fchnell über das vorliegende Material 
ı orientiren. Zu dieſem Ende bin find die zahlreichen diplomatiſchen 
nd nicht = diplomatischen Actenſtücke möglichft forgfältig ausgewählt “ 
m einige wenige vollftänbig, bie meiften bagegen in längeren ober 
irzeren Auszügen, je nach ihrer Bedeutung für die Zeitgefchichte ober 
ür bie weitere Entwicklung ber betreffenden Angelegenheit mitgetheilt . 
borden. Daß babei auf Deutichland ganz beſondere Ruͤckſicht genom⸗ 
nen worden ift, bürfte wohl jelbftverftändlich fein, und ver Lefer wirb 
arum nicht bloß bezüglich der polnifhen Frage, fonbern auch bes 
fürftencongreffes, des preußifchen Verfaffungsconflictes und der deutſch⸗ 
Anifchen Angelegenheit kaum ein irgend bebeutfames Actenſtück ver- 
riffen, von dem nicht wenigftens bie Hauptftelle mitgetheilt wäre und 
ns beigefügte Regiſter iſt geeignet, das Aufjuchen weſentlich zu er 
eichtern. Es feheint kaum möglich, in ven engen Raum mehr Mate: 
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rial zufammenzudrängen ober die Benüung bequemer zu machen. Nu 
mentlich aber wirb es dem Lefer erwünjcht fein, in dem vorliegenka 
Jahrgange bes Buches nicht bloß diejenigen Thatſachen und die Hau: 
ftellen aller derjenigen Actenftüde zu finden, die in's Jahr 1863 
fallen, ſondern als Beilage auch eine Fortfegung der Chronik für dat 
erfte Quartal des laufenden Jahres, fo daß er fi in den Stand ge 
feßt fieht, den ganzen Verlauf der fchleswig-holftein’fchen Frage bis 
zur Erflürmung ber Düppeler Schanzen und ber Eröffnung der Lon 
boner Gonferenzen zu verfolgen, Wenn fih troß aller Sorgfalt ein 
zelne Unrichtigfeiten eittgefchlichen Haben Ipliten, ſo darf menigftens 
von benjenigen, welche bie Quellen wie bie Muhe einer berartiga 
Arbeit Tennen, wohl nicht — einige Nachſicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. 
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Chronik 


ber 


wichtigiten &reignifie 
europäiſchen Staatenfpfleme 


Sahre 1863. 


1. Jan. (Ber. Staaten). Emanctpationspreelamation bes VBräfidenten Lincoln. 

2. „ (Ber. Staaten). Weſwirginien wirb vom Congreſſe als Staat anerkannt. 

5. „ (Schweden) Der König ergreift bie Smitiatine bezüglich einer Nevifion 
ber Berfaffung. 

„_.- ®& inemar) lehnt neuerdings bie Bermittlungsvorfchläge Englands in 
ber Streitfrage mit Deutſchland ab. 

(5: reußen). Abreffe der rheiniſchen Induſtriellen an ben König. 
England). a zwiſchen dem engliſchen Geſandten Sheifie und 

der braſilianiſchen Regierung. 

7., (Spanien). Die Deputirtenkammer verwirft ein Amendement Mon's, 
bas einen Tadel des General Prim wegen feiner Handlungsweiſe in Merico 
zu enthalten fcheint, mit 149 gegen 73 Stimmen. 

9 „ (Deferrei). Eröffnung fämmtliher Lanbtage mit Ausnahme berjeni« 
gen von Ungarn, Siebenbürgen, Croatien und VBenezien. 

Grankreich) richtet am das Gabinet von Washington nochmals bas 
Anerbieten einer freunbichaftlichen Vermittlung zwiſchen bem Norden und Sü- 
ben. Die ierung ber Vereinigten Staaten lehnt basjelbe ab. 

12. „ (ranfreid). Gröffnung der Kammern. Thronrede bes Kaiſers. 

"„» . (Rom). Der päpfl. Pruntius überreicht bem Kaifer Napoleon Eine Denk⸗ 
ſchrift über bie abminifirative Organifation bes Kirchenftaats. 

" (Ber. Staaten). Eröffnung bes Congreſſes bes Sübbundes in Richmonb. 
Botichaft bes Präfidenten Jefferſon Davis, 

44, , a) Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Königs 

Rußland). Gewaltiame Mecrutenaushebung in Ben. Zahlreiche 

Schaaren verlaffen bie Stadt und ſammeln fich in ben Wäldern. 

15. „ GfEIAEItalien). Em k. Decret erklaͤrt die ben Präfecten von Neapel und 
Palermo wegen bes Garibaldi'ſchen Unternehmens ertheilten außerorbentlichen 
— vom 20. d. M. an für erloſchen. 

r — en). Spannung mit Frankreich. Reconſtruction bes Miniſteriums. 

ifter bed Auswärtigen Galberon Gollantes wird fallen gelafien, 

D’Donnel bilbet ein neues Gabinet. 

16. (Dänemark) lehnt auch gegenüber Rußland, bas fie befürwortet, bie 

" englifegen Bermnittlungsvorfciläge in ber Stteitfrage mit Deutfchland ab, 

„ (Schweden). Der Bürger: und ber Bauernfland bes Reichstags beichließen, 

bem König für feinen Berfaffungsvorfchlag zu banten. 

8 „ (Breu — en Antwort bes Königs auf bie Adreſſe ber rhei⸗ 
niſchen Induſtri 

—W en "Der Viceköinig von Aegypten 1. Jomael Paſcha folgt ihm. 

A. „ (Schweiz). Der Nationaltaih genehmigt ben mit Srantrei —— 
ſenen Vertrag bezüglich des Dappenthals ai 2 gegen 11 Stimmen. Der 
Ständerath Kitt bem Beichlufje einftinmig b 

» „(Dünen ae). Das Lanbething bes — Men Reichstages verlangt in 
einer Adreſſe an ben König eine weitere Ausſche Holfteins und bagegen 
eine engere Vereinigung Schleswigs mit bem enter en Ring Danemark. 

2. — — Ausbruch der langſt vorbereiteten Inſurrection in Polen. 

RationalsGentralcomite ruft als (geheime) propijorifche era 
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bie Nation zu ben Waffen und erklaͤrt zugleich durch Decret ben baäuerlichen 
Grunbbeſitz für ausſchließliches und erbliches Eigenthum, wofür ben bishe 
rigen Eigenthümern eine Entſchädigung aus Nationalfonds vermittelt de 
Staatsſchuld zugefihert wirb. 

22. San. (Teutfhland). Die YBunbesverfammlung verwirft ben am 14. Aug 
v. &. von Oeſterreich, Bayern, Sachſen, Hannover, Württemberg, Kurhefien 
Heflen-Darmftabt und Naffau geitellten Antrag auf Einberufung einer Tele 
girtenverfammlung bebufs Berathung von Gefepesentwürfen über Civilproʒe⸗ 
und Obligationenredt. 

23. „ (Defterreih). Das neue ‚Breigeies wird publizirt. 

24. „  (Breußen). Gircularbepefche Blamarks über das Verhältniß Deſterreich 

und Preußens zu Deutſchland. 

(Rußland). Die geheime polnifche Nationalregierung ernennt Mirot: 
lawsfi zum Dictator. 

26. „ (Rußland). Die ruffiihe Regierung in Polen verhängt ben Belagerung! 
zuftand über Warſchau. 

27. „ (Ber. Staaten). Burnfibe wirb des Obercommanbos über bie Potomx: 

armee enthoben und durch General Hooker erſetzt. 

„ (Gtiedenland). Die Nat.Verſammlung erflärt fi nad) Beendigung 

ber Wahlprüfungen für conftituirt. 
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29. „ (Preußen). Das Abg.⸗Haus richtet mit 255 gegen 68 Stimmen ein 
Adrefie an den König gegen das Minifterium Bisimark. 
30. „ (Rom). Die päpftl. Regierung fohreibt ein Anlehen von 4 Mill. Sad 


zu 5% und zum @urfe von 85 aus, 


3. „ (Ruplandb). Der Belagerungszuftand mwirb auch über einer Theil von 
Litthauen verhängt. 
" » ($ranfreid). Der Senat nimmt bie ihm vorgelegte Antmwertsabteit 


mit allen gegen eine Stimme (des Prinzen Napoleon) an. 

» _  »  (Breußen). Die 4 öftlichen Armeecerps werben in Folge bes Ausbruds 
ber Inſurrection in Polen zu einer Armee unter bem Oberbefehle des Ce 
neral v. Werber vereinigt. 


1. Febr. (Preußen). Gen. v. Alvensleden und FYlügelabjutant v. Rauch werden 
in beſonderer Mifjion nah St. Petersburg und Warfchau gefandt. 
„ (England). Zerflörung bes engliſchen Geſandtſchaftsgebäudes in Yebbo. 
6(R ——— Die geheime polniſche Nationalregierung ſetzt für Warſchau 
ein ſog. Stabtoberhaupt ein. 
(Grieche nland). Die proviforifche Megierung legt ihre Gewalt in bie 
Hänbe ber Nationalverfanmlung nieber. 
„. (Ber. Staaten). Der Congreß nimmt einen Gefekentwurf bezüglich 
Bewaffnung von Negern mit 80 gegen 54 Stimmen an. 
3. „  (Breußen). Ablehnende Antwort bes Königs auf bie Advefle bes Abg. Hauſes. 
4 „ (Sranfreid). Jules Favre regt in ber Adrekdebatte bes gefepgebenben 
— bie polniſche Frage an. Der Sprechminiſter Billault antwortet ab 
ehnend. 
„,„ Oeuaſchland). Der Herzog von Coburg⸗Gotha lehnt die ihm angebo⸗ 
tene griechiſche Krone ab. 
5., lee b). Eröffmung der Parlamentsfeffion. Ä 
Briedenland). Die Nat.-Berfammiung befchließt, der bisherigen pro: 
N * Regierung ihre Vollmacht mit dem Rechte der Miniſterernennung 
zu belaſſen. 
"» », (Breußen). Das Herrenhaus erläßt einſtimmig (die liberale Minorität 
2 a eine Adreſſe an ben König gegen bie Beſtrebungen des 
Hauſes. 
„„„ Gcqhweden). Der Verfaſſungsausſchuß des Reichsrathes erklärt fit 
ben Reformvorſchlag ber: Regierung. * = 
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7. Febr. (Ber. Staaten). Beginn ber Belagerung von Charleston buch bie 
Unionstruppen. 

& „ (Preußen). Geheime Gonvention mit Nußland gegen die polniſche 
Inſurrection. 

9. „ (Defterreih). Der Landtag von Galizien wird in Folge ber polniſchen 
irren plöglid vertagt unb nicht wieber einberufen. : 

-  . (Ber. Staaten). Die gefammte Miffiffippiflotte ber Union liegt vor 
Vickoburg, um es anzugreifen. 

0. „ (Preußen) Das Abg.-Haus verwirft faſt einflimmig bas von ber Re⸗ 
gierung eingebrachte Diätengejeh. 

3. „ (Frankreich). Der gefebgebenbe Körper nimmt bie ihm vorgelegte Ants 
wortsabreſſe ſchließlich mit allen Stimmen gegen biejenigen ber *ün! an. 

1.23. Febr. (Rupland). Miroslawski trifft auf bem SKriegsfchauplage ein, 
wirb von ben Rufen gelehtagen und ergreift die Flucht. 

Id. Febr. (Preußen). Das 4 g..Haus erflärt mit 274 gegen 45 Stimmen bie 
Miniſter für te Ausgaben pro 1862 mit ihrer Perſon unb 
ihrem Vermögen haftb 

8. „ (Deutfhland). Bayern regt durch eine Circulardepeſche an bie Zollvers 
einsftanten die öflerr. Anträge v. 10. Juli v. J. wieber an. 

9. „ (Ber.:Staaten). Der Senat genehmigt ben Gefebesentwurf, ber alle 
Bürger vom 20. bis 45. Lebensjahre zum Militärbienft verpflichtet. 

Mi ie (e chwei z). Großrathswahlen im Kanton Teffin. Sieg ber Liberalen Partei. 

Frankreich) fordert bie englifche Regierung auf, identiſche Noten an 

Preußen gegen die mit Rußland abgeichloffene Convention zu richten. Eng⸗ 

Ianb lehnt den Vorfchlag ab. 

»_ „ (Sriedenlanb). Sturz ber proviforifhen Regierung, bie Rat. Ber: 

fammlung beichließt, felbft ein Minifterium zu ernennen. 
23. „ (Merico). General Forey bricht enblich mit der franzöfifchen Armee gegen 
Merico auf. 
5. „ (Defterreih). Der Landtag von Tyrol erflärt fi auf ben Antrag bes 
Bifhofs von Briren mit 34 gegen 18 Stimmen neuerbings für Aufredt: 
haltung ber Glaubenseinheit. 
„ (Spanien). Cntlafjung -bes Minifteriums O'Donnel. Bilbung bes 
Cabinets Miraflores. 
238. „ (Schweden). Die Regierung legt bem Reichstage ein Blaubuch bezüglich 
ber deutſch⸗bdaniſchen Streitfrage vor. 

-» nm (Breupßen). Das Abg.:Haus fpricht fi mit 246 gegen 57 Stimmen 
gegen bie Konvention mit Rußland aus. “ 

» „ (Stalien). Die Dep. - Kammer bewilligt ba8 von ber Regierung zur 
Dedung bes Deficits geforderte Anlehen von 700 Mill. mit 204 gegen 
32 Stimmen. Der Senat tritt bem Beichluffe mit 116 gegen 5 St. Bei. 


2, März. (Donaufürſtenthümer). Die Nationalverfammlung nimmt ein von 
32 Deputirten eingebrachtes, gegen ben ürften gerichtetes Amenbement zur 
Antwortsabreffe mit 52 gegen 5 Stimmen (50 Mitglieber enthalten fi 
ber Abftimmung unter Abgabe einer Erflärung) an. Der Fürſt weigert ich, 
bie Abrefje anzuhören. 

Ant. März. (Rußland). Die geheime polnische Nationalregierung erflärt ſich gegen 
eine Ausbebnung ber Infurrection auf bie polnifhen Provinzen Deiterreiche 
und Preußen. — Der Erzbifhof Felinski unb 8 anbere Mitglieber bes pol⸗ 
nifhen Staatsraths forbern ihre Entlaffung. 

5. „ (Preußen) erklärt dem englifchen Gefanbten gegenüber bie Convention 
mit Rußland für einen todten Buchftaben. 

6 „ (Türkei). Die Pforte richtet eine Note an Frankreich und England über 
bie Bebingungen, unter benen allein fie ben Bau bes Suezcanals geftatten Tönne. 
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7. Murz. (Dänemark). Die Stänbeverfammlung von Holſtein beſchließt, ba ber 
Sanbtagscommiffar die Annahme einer Adreſſe an ben König über bie %«: 
werben des Landes verweigert, fih an ben deutſchen Bunb zu wenben. 

10. „ (England). Vermählung bes Prinzen von Wales mit ber Prime: 
Alerandra von Dänemarf. 

10.—19. März. (Rußland). Der polnifche Inſurgentenführer Langiewicz erklart 
fih zum Dictator und ernennt eine Givilregierung, wirb aber von ben Ruflen 

enötbigt, auf öſterreichiſches Gebiet überzutreten und von ber öſterreichiſchen 
egierung internirt. 

11. März. (DonaufürftentKüämer). Die NRationalverfammlung erteilt bem 
Minifterium ein Mißtrauensvotum und erflärt, fie werbe nur einem ver: 
foffungsmäßigen Minifterium das Bubget bewilligen. Fürſt Conſa erflin 
—90 die Seſſion für geſchloſſen. | 

13. „ (Rußland). Ein Taiferl. Decret trennt in Litthauen das Intereſſe ber 
meift nichts polnifhen Bauern von bem bes polnifchen Adels. 

16. „ (Fallen) Ein k. Decret regelt bas Recht bes k. Erequatur über all 

von außen kommenden kirchlichen Dispofitifhen. — 74 Bifchäpfe und Lie: 

thumoverweſer proteftirten bagegen. 

„ (Merieo). Die franz. Armee unter General Jorey nimmt ihre Stellung 

vor ben Mauern von Puebla ein und beginnt bie Belagerung. 

417. „ (Preußen). Froftige Jubelfeier bes Aufrufs „An mein Bolt.“ 

17.—19. März. (Frankreich). Polendebatte im Senat. 

18. März. (Schweiz) Der Gr. Ratb von Bern befchließt, das neue Steuer: 
yſtem auch auf ben Jura auszubehnen. 

19. „ (Norwegen). Der Stortbing beichliept mit 72 gegen 35 Stimmen bie 
Einführung jährlicyer Storthings. 

22. „ (Schweiz) Die nme Berfaffung wird in Bafelland in allgemeiner At: 
flimmung mit einer Mehrheit von nur 287 Stimmen angenommen. 

23. „ (Griedenlanb). Der auferordentliche engliihe Bevollmächtigte theilt 
ber Regierung mit, daß bie Mächte fih über ben Prinzen — von 
Dänemark als zukünftigen König von Griechenland geeinigt hätten. 

25. „ (Schweden). Eine Abänderung der Erbfolge wird vom Gonflitutione: 
ausſchuß ohne Discuffion verworfen. | 

26. „ (Defterreich) ſpricht buch Circulardepeſche bie beſtimmte Erwartung auf, 
daß bie eben in Münden eröfinete Generalconferenz ber Zolivereinshanten 
feine Propofitionen vom 10. Zuli v. $. in ernfte Erwägung ziehen werbe. 

„ » (Defterreidh). Sämmtlihe auf dem Fanbtage von Tyrol nicht erfchienene 
Walſchtyroler Iegen ihr Mandat nieber. Paffiver Widerſtand Wälfchtyrols. 

27. „ (Rußland). Die geheime polnifche Nationalregierung übernimmt wieber 
Re — Leitung ber Inſurrection und erkläͤrt jebe ere Dictatur für 

verrath. 

28., (© 9): Demonftration ber Majorität bes ungariſchen Landtags 
von ; 

„» nn (Dänemark) Refolutionen einer Vollsverfammlung im Caſino zu 
Kopenhagen gegen jede Sefammtitantsverfaffung und bagegen für Aufrecht⸗ 
haltung und Entwidelung ber conftitutionellen Gemeinfchaft Dänemarks und 
Schleswigs unb für Aushgeibun Holfteins, 

29. „ (Schweiz) Die neue Berfaffung von Luzern wirb vom Volke in allge: 

meiner ————— faſt einſtimmig angenommen. 

—— het: Abſchluß eines Hanbeldvertrags mit Belgien. 

„ (Sriehenlanb), Prinz Wilhelm von Dänemark wirb von ber Nat.: 

Berfammlun en als Georg I. zum Koͤnig gewählt. 

„» „ (Rußland), General Graf Berg wirb vom Kaifer zum ad latus bes 
Großfürſten Statthalters von Polen ernannt. 

„ „_(Dänemart). Eine Tönigl. Bekanntmachung verordnet bie Ausfcheibung 

J Holſteins aus dem Geſammtflaat nach ben Tenbenzen ber eiberdaniſchen Parten 
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M. März. (Breußen). Neue Debatie des Abg Hauſes über bie Haltung Preußens 
gegenüber ber polniſchen Inſurrection. 

— „Echweden). Große Aufregung in Schwebden. Das Poolenſchiff in 


Malmd. Meetings. Fürft Gzartorysli. Schweden wirft feine Blicke neuer: 
bings auf Finnland. 


2. April. (Sriehenland). Tumult in Athen in Folge bes Beſchluſſes der Nat.⸗ 
Berfammlung, ihren Mitgliebern einen Monatgehalt von 300 Drachmen 


auszufehen. 

3.—5. April. (Rußland). Die Stimmung in Rußland beginnt fi) immer ent: 
fchiebener gegen bie polniſche Inſurrection zu wenden. Die Abelverfamm: 
lung unb bie WMunizipalität von St. Petersburg richten Loyalitätsabreffen 
an ben Kaifer. 

4.April. (Türkei). Beſuch bes Sultans in Aegypten. 

6. „ (Englanb). Der brittifche Bevollmäctigte in Japan richtet an ben 
Taikun eine Art Ultimatum. - 

„» nn (Schweiz). Das aargauifche Voll nimmt bie vom Gr. Rathe revibirte 
Berfafjung an. 

10. „ (England, Frankreich und Defterreich) haben ſich verftändigt und 
richten an Rußland wefentlih übereinftiimmende Depeſchen zu Gunften 
Polens. Die meiften Staaten zweiten und britten Ranges unterftüben ben 
Schritt der drei Mächte. 

12. „ (Rupland). Um bem Schritte ber brei Mächte die Spite abzubrechen, 
verſpricht ein kaiſerl. Manifeft ben Polen eine bedingte Amneftie. Diefelbe 
bleibt vollfommten erfolglos. > 

—  „ (Dänemarf). In Dänemark wird von einer Reihe von Volksverſamm⸗ 
ungen bem Kopenhagener Gafinobeichluffe vom 28. März und ber fol. Be: 
kanntmachung vom 30. März bezüglich Holfteins beigeſtimmt, in Holftein, 
fo weit e8 möglich ift, gegen bie letztere proteftirt. 

13. „ 0Deutſchland). Deiterreich und Preußen proteftiren in Kopenhagen gegen 
bie Maßregel vom 30. März bezüglich Holftein. 

17. „ (Breußen). Die Regierung wird im Abg.:Haufe über bie fchleswig- 
bolfteinifche Frage interpellirt. Der Miniiterpräfibent erflärt, bie Megierung 
werbe einen allfälligen Krieg mit ober ohne Zuſtimmung bed Haufes führen. 

22. „ (Breußen) Das Abg.⸗Haus genehmigt einen felbitänbig eingebrachten 
Entwinf eines Miniftersverantwortlichteitsgefeget. Die Regierung lehnt ihre 
Zuſtimmung ab. " 

- u (Rom). Schreiben bes Bapftes an ben Kaijer von Rußland zu Gunften Polens, 

25. „ (Deuſchland). Bayern bringt in einer Denkichrift an bie Zollvereins⸗ 
ſtaaten darauf, daß Dejterreich auf feine Propofitionen vom 10. Juli v. 3. 
wenigfiens eine Antwort ertbeilt werbe. 

26. „ (Schweiz). Der Gr. Rath von Teffin beſchließt, bie Geiftlichleit vom 
Erziehungsweſen, ben Religionsunterricht ausgenommen, ganz auszuſchließen. 

26.—27. April. (Rufland) Antwort ber ruffiihen Regierung auf.bie überein: 
flimmenden Noten Englands, Frankreichs und Oeſterreichs. 

27. April. (Rußland). Die ruſſiſche Regierung legt im weſentlichen bie ganze 
Verwaltung bes Königreihs Polen ın bie Hände bes Militärs unb unter: 
fügt dasſelbe buch, Organifirung einer Bauernpolizei. 

28. „ (frankreich). Der gelebgebende Körper bat bas ganze Budget in vier 
Sigungen erledigt und genehmigt es ſchließlich mit 240 gegen 7 Stimmen. 

29. „ (Rupland). Der Kaifer empfängt an feinem Geburtstage eine Reihe 
von Deputationen und Loyalitätsadreffen aus allen Theilen bes Reiche. 

„ r (Beutiähland). Landtagswahlen in Bayern. Die weit überwiegende 
Mebrzahl ber Gewählten ehrt der großbeutfchen Partei an. 

„ „ (Deutfhland). Kirchliche Bewegung in Hamover. Landesverfammlung 
in Gelle. Die Regierung entfchließt fich, eine Vorſynode einzuberufen. 
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—_ pl. wensigtenn): Agitation in den Wrbeitervereinen für und gegen 
Laſalle. 


1. Mai. (Frankreich). Wahlagitation in Paris. Der Moniteur erinnen 


baran, daß Verfammlungen von mehr ald 20 Perſonen für bie Wahlen x 

ſetzlich verboten jeien. j 
» (Italien). Ein Antrag Paffaglia's auf Veeibigung ber Priefter finde 
in ber Dep. Kammer einen Anklang; er zieht ihn zurüd. 

3. „ (Schweiz) Die Neuwahlen zum Gr. Rathe in Luzern fallen zu ame 

Drittbeilen zu Gunften ber liberalen Partei aus. 

2.—6. Mai. - (Ber. Staaten). Schlacht bei Chantellorsville. Der Unione: 
general Hoofer wird geichlagen unb geht Über ben Rappahannoc zurüd. Te 
Sübbundsgeneral Stonewall Jackſon T an ben am 2. Mai erbultenen 
Wunben. : 

— Ma. (Rußland). Rüſtungen in Finnland. — Der akademiſche Senat une 
ber Magiftrat von Helfingfors in Finnland verweigern mieberhoft bie Unter 
jeihnung von Lopalttätsabreifen an den Kaifer. 

„ (Stalien). Die Dep. Kammer geht in geheimer Sigung über ben von ba 

Parlamentscommiffion zu Unterfuhüng bes Brigantaggio erflatteten Berick 

zur Tagesordnung über. 

(Preußen). Beginn ber Milttärbebatte im Abg.= Haufe. 

(Frankreich). Schluß ber Selfion des gefeßgebenben Körpers. Gin 
le Decret verfügt beffen Auflöfung und ordnet bie Neuwahlen aui ben 
31, Mai an. 

(Deutihland). Die I. Kammer von Heſſen⸗Darmſtadt erflärt bie von 
ber Regierun 
23. Aug. 1854 für rechtsungültig. 

„ (England). Graf Ruſſell erklärt im Oberbaufe, daß bie Regierung nict 

gewillt fei, das Schwert zu Gunften Polens zu ziehen, fonbern ſich au 

bie biplomatifche Intervention beichränten werde. 

(Dänemarf). Der (Rumpf:) Reichsrath befchließt eine Adreſſe an ben 
König, um bie Regierung zu weiteren Schritten auf ber betretenen Babn 
nun auch bezüglich Schleswigs zu treiben. 
in ei nd . Rundſchreiben Perſigny's an bie Präfecten bezüglich bet 


en. 
10. „ (Rußland). Ausbrud ber Inſurrection auch in Kiew, Bolbpnien, 
Pobolien unb ber Ufraine. 

11. „ (Ber. Staaten). Die Unionsregierung lehnt die Aufforberung iranf: 
reiche, fich an den Schritten der europäiſchen Mächte zu Gunften Polens 
zu betheiligen ‚ab. 

„ (Schweiz). Der Bunbesrath lehnt bie englifche Aufforderung zur Unter: 


” 
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Neutralität ber Schweiz ab. 
„» (Breußen). Conflict zwiſchen bem Kriegsminiſter und dem Bicepräfibenten 
bes — ⸗Hauſes. 
12. „ (England). Lord Palmerſton erklärt im Unterhauſe, daß bie Stadt 
Rom zur Zeit von einer franzdſiſchen Garnifon regiert werbe, daß bie 
Autorität bes Papftes null und berfelbe nur eine Puppe in ber Band bei 
Franzoſen fei, bie daher für-alles verantwortlich wären, was bort gefchebe. 
(Rom). Ein Rundſchreiben ber Poenitenziaria Apostolica beflehlt ben 
ital. Biſchöfen, ihre Geiftlihen anzumweifen, das Tedeum am 6. Juni, bem 
Jahresfeſte ber ital. Einheit, nicht zu fingen. 
„u“ — 9, eg in — — Der Häuptling — 
ug und jeine Witiwe zur Königin ausgerufen. Die Franzoſen 
———— gin ausgeruf gran 





mit dem Bilhof von Mainz abgeichloffene Convention vom 








ffübung ber biplomatifchen Intervention für Polen mit Rüdfiht auf bie 
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?. Mai. (PBreuffen). Das Miniflerium verlangt ‚vom Abg.s Haufe bie Auftim- 
mung zu bem Perlangen bes Kriegsminifters und erflärt, bis babin ben 
Sitzungen bes Haufes ‚nicht beizuwohnen. | 

„ (Dänemart) Das Minifterium ſetzt e8 durch, daß in ber Abreife bes 
(Rumpf:) Reichsrathes mit 25 gegen 20 Stimmen bie Stelle bezüglich 
Schleswig gefirihen wird. 

„ (Breußen) Das Abg.: Haus lehnt das — des Miniſteriums mit 
295 gegen 20 Stimmen ab und beſchließt mit 167 gegen 138 Stimmen die 
Miniſter zum Erſcheinen im Haufe ausbrüdfich aufzufordern. 

-» (Hußland). General Murawiew wirb zum Gouverneur von Wilna 
ernannt, um die Infurrection in Littbauen mit allen Mitteln der Strenge 
zu unterbrüden. 

„ (Sriedenlanb). Erfte Conferenz ber brei Schubmädte zu London: 
ber griechiiche Thron wird für erledigt erklärt. 

7. (Merico. General Ortega übergibt nach zweimonatlicher heldenmüthiger 

Vertheibigung wegen Mangel an Lebensmitteln Puebla den Franzofen. 

8. „ (Preußen) Das Minifterium beharrt auf feinem Begehren, bas Abg.⸗ 

Haus auf jeiner Ablehnung besfelben. 

» „ Ber. Staaten). General Grant ſchließt Vickburg ein und beginnt bie 

förmlidde Belagerung. 

0. „ (Sriedenlanb). Kine revolutionäre Bewegung in Athen wirb von ber 

Nationalgarde unterbrüdt. 
- „ (Breußen). Das Herrenhaus fpricht fi für das Verhalten ber Re 
gierung in ber polnifhen Frage aus und für bie Abfichten ber Regierung 
i den Stellvertretungsfoften ber ins Abg.= Haus gewählten Beamteten. 

« (Preußen). Der König tritt burd ein von ſaͤmmtlichen Miniftern gegen: 
gezeichnetes Schreiben an das Abg.: Haus für das Begehren ber Minifter 
in dem Conflict berfelben mit bem Haufe ein. 

„» . (Merico). Conflscationsbecret Forey's gegen bie den Franzoſen feind⸗ 

lihen Mericaner. 

» . (Frantreih) Perfigny meist ben Präfecten von Paris an, bie Can⸗ 

bibatur des Hrn. Thiers mit allen Mitteln zu bekämpfen. 

N. „ (Breußen). Das bg. * richtet mit 239 gegen 61 Stimmen eine 

neue Adrefſe gegen das Miniſterium an den König. 

6. „ (Preußen) Der König lehnt bas Begehren bes Abg. : Haufes wieberum 

ab unb ſchließt den nn 

- . (Alien). Croberung ber Stabt Herat durch Toft Mobammeb, ber brei 

Tage nachher ftirbt. 

3. „ (Frankreich). Perfigny erläßt noch unmittelbar vor ben Wahlen an 

jämmtliche Präfecten ein Manifeſt gegen bie alten Parteieı. 

- » (Brafilien). Der brafilianifhe Geſandte in England fordert und er: 
bält feine Bälle. 

: „ Ber. Staaten) Die Armee des Sübbundes unter Lee geht über ben 
Rappahannoc und ergreift ibrerfeits bie Dffenfive. Einfall in Bennfylvaniem 
und Maryland. : 

» „ (Spanien) Die über bie Proteftanten Matamoras ıc. in Granada und 
Malaga verhängte Gefängnipftrafe wird von ber Königin in Verbannung 
umgemwanbelt. 

„ (n talien), Veröffentlihung bes Gejegentwurfs ber Brigantaggio : Goms 
miffion. 

» „ (Merico) Auarez räumt Merico und verlegt ben Regierungsſitz nad 

©. Luis Potofi. 

— „ (Stalien) Neues Manifeft bes PBrätenbenten Murat. 


1. Juni. (Frankreich). Allgemeine Wahlen zum gefekgebenben Körper. Totale 
Niederlage der Nass in Paris. Thiers ift unter ben Gewählten. 
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1. Iami, —— ine Ordonnanz ber Regierung beſeitigt bie Frübe 

er Preſſe. 

2., (Rußland) Die geheime polniſche Nationalregierung erläßt kur 
Decret ein Strafgeſetz in Sachen ber politiihen Verbrechen unb organ 
geheime Nevolutionstribungle. | 

„»  ». (Merico) Pronuntiamento ber Stabt Merico. Die Sicherheit 
Stadt wirb den Fremden übertragen, General Salas zum Civil⸗ und 

. Ittäcchef ernannt. 

3., (Rom). Prozeß Venanzi-Faufti. 

4 „ (Holland). Das Golonialbubget bes neuen Golonialminifter Fram 

van ber Putte wird von ber II. Kammer mit 43 gegen 25 St. —* 





von der J. Kammer mit 22 gegen 16 Stimmen. Die Reform der Coloni 
verwaltung iſt damit geſichert. 
——— Die Schutzmächte ſetzen in einer dritten Confeten; 
London bie Bedingungen feſt, unter benen Prinz Wilhelm v. Dänemart 
König von Griechenland anerkannt werben ſoll. | 
6. „ (Preußen). Die Stadtverorbnieten von Berlin und einer Reihe andre 
Städte wollen gegen die Preßorbonnanz vom 1. Juni vemonftriren. 
Regierung verbietet ihnen bie Berathung von politifhen Angelegenheitm ı 
orbnet bie ftrengften Maßregeln dagegen an. Die Stabtverorbneten und Ri 
giftrate fügen ſich. — Der Kronprinz ſpricht fih in Danzig ummmmu 
gegen bie jüngften Maßnahmen ber ———— aus. 
„ " _ (Griedenland): Prinz Wilhelm von Dänemark nimmt bie griechiſ 
one an. | 
„„Morwegen). Bericht des Ausſchuſſes bes Stortbins Über das aud ! 
_ m ber Megierung vorgelegte Blaubuch bezüglich ber beutfchsbänil 
age. 
er (Htalien). Feier bes Verfaffungsfeftes. Der niebere Klerus hält 
einer Reihe von Städten bes Tebeum ab. Cine Anzahl Pfarrer wirb bei 
von ihren Biſchöfen a divinis fufpenbirt. Do 
9. „ (Belgien). Grneuerung ber Hälfte beider Kammern. Die lie: 
Partei gewinnt einige Stimmen im Senat, verliert dagegen einige in b 
Repräfentantenfammer, fo daß ihre Majorität in biefer nur noch 61 gen 
55, in jenem 32 gegen 26 St. beträgt. 
10. „ (Merico). Einzug Forey's in Merten. 
12/13. uni. (Rukland). Der Erzbiſchof Felinsfi von Warſchau wird nad ẽ 
Peteroburg befchteben und auf ein Taiferlihes Schloß internirt. 
15. Juni. (Frankreich). Die Narhwahlen zum gefepgebenben Körper fallen ir 
aller Anftrengungen ber Regierung überwiegend — ber Oppofition au 
— ., (Rußland). Der neue Generalgouverneur Murawiew ergreift in eil 
Bauen die äußerſten Mittel, um bie Inſurrektion zu unterbrücken, indem 
einen wahren Vertilgungsfrieg gegen ben polnifchen Abel ber ihm unterg 
benen Gouvernements beginnt. 
16. „ (Merico). Gen. Forey beruft eine Notabelnverfammlung zur Entide 
über die Regierungsform. e 
ER nglend) Die japanifche Regierung bat bie von England für de 
Mord Riharbfons geforderte Entfehäbigung bezahlt, verweigert bagegen di 
* ern — — — i6) haben ſich nad dem Det 
17/18. Juni (England, Frankreich un efterre en n m 
ſchlage Oeſterreichs über ſechs —2 formulirte Forderungen an Rußlan 
zu Gunſten Polens verſtändigt, als Baſis von Üünterhanblungen auf eine 
Conferenz ber 8 Mächte, welche ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben un 
legen diejelben wieberum in wefentlich gleichlautenden Noten Rußland ver 
England und ranfreich fordern überbieh einen Waffenftillftand während de 
Unterhanblungen. 
8. „  (Defterreid). Cröffnung bes Reicheratho. 
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3. Juri. (Deutfälanb). Bayern legt benjenigen Regierungen, welche mit ihm 
ben franz.preuß. Hanbelsvertrag verworfen haben, eine Punctation zu vor: 
I er Vereinbarung für bie Zukunft vor. | 
„ (Holland). Die IL Kammer verwirft mit 33 gegen 17 Stimmen ben 
nbelövertrag mit der Schweiz wegen ber in mehreren Kantonen noch ges 
feßlichen illiberalen Beſſimmungen bezlüglich ber Juden. 
. „  (Stalien). Die Dep.Kammer ertheilt nach einer mehrftündigen Debatte 
über die auswärtigen Angelegenheiten bem Winifterium mit 202 gegen 
52 St. ein Vertrauensvotum. 
I. „ (Belgien). König Leopolb entfcheibet als Schiebsrichter in ber engliſch⸗ 
brafilifchen Differenz zu Gunften Brafiltens, 
». (Merico). Es wirb eine Regierungsjunta eingefebt: Almonte, Erzbiſchof 
Labaftiba und General Salas. 


. 


m . 
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I. R (Deutfhland). Cröffnung bes bayrifchen Landtags. Thronrede bes 
nigo. 
41., EFrankreich). Mobification bes Miniſteriums. Perſigny wird fallen 


gel Nr Das Inſtitut beſonderer Sprecäminifter wirb im wejentlichen auf⸗ 
gegeben. 

Juni. (Schweiz) Der Gr. Rath v. Aargau befchließt bie Einführung bes 
Volkeveto und votirt mit 80 .gegen 60 St. ein Gefeh, das ben Aarg. Juden 
bie bürgerlichen Rechte verſchließt. 

., GGrlechenland). Die brei Schugmächte erflären bie Bereinigung ber 
Joniſchen Infeln mit Griech ER 

» (Ber. Staaten). Gen. Hoofer wirb von ber Unionsregierung abberufen. 

und Gen. Meade zum Obercommanbanten ber Potomacarmee ernannt. 

-« (Däünemarf). Erbprin ee ber Obeim bed. Könige, T. 

„» (Briedenlanb). Berta einer Militärrevolution in Athen. Die Ge: 

fandten der Schutzmächte erzwingen einen Waffenftillfiand. Engliſche Marine: 
| truppen befeken das Banfgebäude und bleiben bafelbft. 

- „ (Scäweiz). Der päpftl. Nuntius remonftrirt neuerdings gegen bie Ueber: 
einkunft mit Italien beziiglih ber Tefiiner Bisthumegüter. Der Bundes: 
rath Hält es nicht für nothwendig, barauf au nur zu antworten. — Der 
Bundesrath Tadet bie Negierung von Aargau ein, über ben Beſchluß bes 
Gr. Rathes in der Judenfrage Bericht zu erftatten, 


1.3. Juli. (Ber. Staaten). Sehlacht von Gettysburg. Die Armee des Süb⸗ 
bundes wird gefchlagen und muß fih mteber zurüdziehen. 

3. Juli. (Schweiz). Die juraffifhen Mitgl. bes Gr. Rathes von Bern be: 

hließen, an ben Verhandlungen feinen Antheil mehr zu nehmen, bis bie 
YBundesbehörben ben nad ihrer Anſicht verfaffungswidrigen Beſchluß eines 
Steuergefetes für ben ganzen Kanton aufgehoben haben würden. 

» (Ber. Staaten). erg ergibt fi} ben Unionstruppen unter Ges 

neral Grant. 

. .-  (Deutfhlanb). Antmwortsabreffe ber bayriſchen Abgeordnetenkammer 

auf die Thronrebe bes Königs. 

. „ (Rußland). .Der Markgraf Wielopolski erhält einen Urlaub ind Aus⸗ 
land und General Berg flatt feiner ben Borfib im polniſchen Staatsrathe 
bei Verhinderung des Großfürſten Statthalters. 

8%. „ (Rußland). Kaiſerl. Ukas betreffend Emancipation ber Taifer!. Apanage⸗ 
und Domänenbauern. 

I. „ (Deutfhland). Die Bundesverfammlung befhließt, Dänemark aufzu⸗ 
fordern, bie Bekanntmachung v. 30. März binnen 6 Wochen außer Wirk: 
ſamkeit zu feben. 

» „ (Ber. Staaten). Port Hudſon ergibt fi ben Unionstruppen unter 
Gm. Banks. ä 

. „ (Italien). Die Regierung läßt in Genua an Borb bes franzöſiſchen 
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Poſtſchiffes Aunis fünf neapolitanifige Banbiten mit Aufiarmung bes fras 
Gonſuls auf * Wege nach Marſeille verhaften. 

11. Juli. (Merico) Die Notabelnverſammlung beſchließt bie — eir 
abſoluten Monarchie und überträgt die Krone dein Erzherzog Marimilie 
von Oeſterreich. 

„„DdDeutſchland). Die Landtagswahlen in Hannover fallen faft zur Half 
zu Sunften ber Fortſchrittspartei aus. | 

12. „ (Rußland). In folge ber Gefangenbaltung bes Erzbiſchofs von Ra 
fhau in Rußland wird in Warfchau eine allgemeine Kirchentrauer angeorbai 

„ (Schweiz) Eröffnung bes eidg. Schübenfefles in La Chaux-de-Fond 
Daſſelbe geftaltet fich Dusifermagen zum internationalen. 

„ (Rußland) antwortet auf den’ zweiten Schritt ber brei Mächte zu Gu 
ften Polens entfchieden ablehnend und verfucht zugleich, Deiterreich ven N 
Weſtmaächten zu trennen. ei 

15. „ (Ber. Staaten). Ter Pöbel von Newyork wiberfeht ſich der Conſcri 
tion, bie nicht durchgeführt werben Tann. | 

16. „ (Deftersteid). Eröffnung des Landtags von Siebenbürgen in He 
mannftabt. 

17. „ (Deutfhlanb). Die Generalconferenz ber Zollvereinsfiaaten in Müi 
hen wirb geichloffen, ohne daß Defterreich auf feine Propofitionen. v. 10. u 
v. J. geantwortet worben wäre. 

eo '._ (Dänemark). Eröffnung ber Ständeverfammlung von Schleswig. D 
k. Commiffär verweigert ihr das Recht, die Wahlen zu prüfen. Die deurd 
Majorität legt daher ihr Mandat nieber. Die Regierung ruft bie Stellve 
treter ein unb ba biefe nicht erfcheinen, fo muß fie die Ständeverfammlu 
für geiähloffen erklären. Der Landtagsabſchied lehnt alle weientlichen Begehn 
ber legten Diäten, namentlich die Aufhebung bes Sprachrefcriptes, ab. 

„» rn (Donaufürftentbümer) Gin polnifhes Freicorpo wirb von 
rumänifchen Truppen verhindert, bie ruſſiſche Gränze zu überjchreiten 


entwaffnet. 
18/19. Juli. (Preußen). Wbgeorbnetenfeft in Köfn. | 
19. Juli. (Schweiz). Botſchaft des Bundesraths an bie Bunbesverfammlung f 
züglich ber Aarg. Yubdenfrage. 
„» » ODeſterreich) weilt ben Berfuh Rußlands, es von ben Weitmächten | 
trennen, von der Hand. 
DD. „ (Schweiz). Abgeordnete von 36 beutichen Arbeitervereinen in ber Schire 
erflären ſich in Zürich einftimmig gegen Laſalle unb für Schulpe-Delitid. 
„ _(Defterreidh). Die magyarifhen Mitglieder bes Landtages von Siebe 
bürgen legen ihr Mandat nieder. 
a Merico). Dranifeft des permanenten Ausſchuſſes des mericaniict 
Congreſſes gegen bie Franzoſen. 
23. „ Gtalien). In Folge Reclamation ber franz. Regierung werben il 
bie in Genua verbafteten neapolit. Banbiten wieber ausgeliefert. 
28 „ e nglanb). Schluß ber Parlamentsfeffion. 
Schweiz). Der Nat.:Rath beauftragt ben Bundesrath, vom Kante! 
Aargau bie politifhe und bürgerliche Gleichſtellung der Juben zu ermirfen 
Der Ständerath tritt bem Beichluß mit 28 gegen 10 ©t. bei. 
3l. „ (Rußland) Die Bauernemancipation wird in Rußland ale in ibre 
erſten Stabium burchgeführt betrachtet. 


1. Aug. (Italien). Die Dep.-Kanımer bricht bie Beratbung bes fog. Prigan 
taggiogejepes ab unb nimmt ben vom Abg. Pica gejtellten Antrag eines ver 
(Kur en Geſetzes barüber an. 
(Deutfhland). Der Kaifer von Oeſterreich beiucht ben König vor 
Preußen in Gaftein und labet ihn zu einem Congreſſe fänsmtlicher Fürite 
Deutihlanbs nach Frankfurt ein. 


" ” 
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.11. 12. mug (England, Frankreich und Defterreih) richten. gu 
drittenmal weientlich identiſche Depeſchen an Rußland, in bemen fie biefes 
für bie re jeiner Politik gegenüber Polen verantwortlich erflären.. 

‚Aug. (Deutſchland). Ber König von Preußen lehnt bie Einlabung Defter- 
reiche zu einem beutjchen Fürftentage ab. 

- „ (England). Der Lord Obercommiffär ber Joniſchen Inſeln verfügt bie 
Auflöfung bes Joniſchen Parlaments unb orbnet Neuwahlen an, um ber 
Bereinigung ber Inſeln mit Griechenland beizuſtimmen. 

. Aug. (Rupland) Ein kaiſ. Ukas verordnet für bie Ukraine bezüglich ber 

ancipation ber Bauern von ihren (polniichen) Gutsherren weſentlich bies 
jelben Maßnahmen wie in Litthauen. 

—16. Aug. (England) Die japanifhe Stabt Kagoſima, bem Fü 
Satfuma gehörig, wirb von ber engliihen Escabre bombarbirt und in 
Trämmern gelegt. 

‚Aug. (Deutihland). Eröffnung des dentſchen Fürſtentages in Frankfurt. 
Defterreich legt demſelben ben Entwurf einer KReformacte bes beutichen Bundes 
vor. Die Firiten nehmen fie als Grundlage ihrer Beratbungen an unb 
beichließen, ben — von Preußen durch ein Collectivſchreiben nochmals 
zur Theilnahme einzuladen. 

GErankreich). Der Moniteur desavonirt nach langem Zögern das Seque⸗ 
ſtrationsdecret des Generals Forey in Merico. 

GVer. Staaten). Durchführung ber Conſcription in Newyork unter 
dem Schutze einer ſtarken Militärmacht. 

(Deutſchland). Herzog Alex. Karl von Anhalt: Bernburg . Mit ihm 
erlifcht die bernburgiiche Linie und fällt das Land an Anhalt = Deffau. 

. „ (Deutfhland). Der König von Preußen lehnt auch bie Collectiv⸗ 
einlabung des Fürftentages zur Theilnahme am feinen Beratbungen ab. 

. „ (Deutfdhland). VBerfammlung bes deutſchen Abgeorbnietentages in Frank⸗ 

furt. Beſchlüſſe Über den dfierr. Entwurf einer Reformacte bes beutichen 
Bunbes unb bezüglich ber jchleswig = holſtein'ſchen Frage. 

‚ » (Stalien). Die Regierung publicirt das Geſetz gegen bas antens 
unweſen und erflärt zugleich 11 neapolit. Provinzen für gefäbrbet, alſo ben 
Ausnahmebeftimmungen biefes Gejeges unterliegend. 

£ „ (Ber. Staaten). Die Unionstruppen -vor Charleston zerftören nach 
Ttägigem' Bombarbement Fort Sumter. 

. „ (Dämemart) weigert fi, der Mufforberung bed deutſchen Bundes, bie 
fol. Belannimahung vom 30. März bez. Holftein außer Wirkſamkeit zu 
zu ſetzen, nachzukommen. 

. „ (Schweiz). Der Gr. Rath von Aargau ertheilt ben Juden mit 89 gegen 
64 Stimmen alle politiihen und bürgerlichen Rechte gemäß dem Beicdhlufie 
ber Bunbdesverfammlung. 

, „ (Schweden). Der Minifter bes Auswärtigen Graf Manderſtroöm unter: 
handelt in Kopenhagen über eine Allianz mit Dänemarf, verläßt aber 
Kopenhagen wieber, ohne daß ein Vertrag unterzeichnet worben wäre. 

- „ (Spanien). Negeraufſtand auf St. Domingo, 


. Sept. (Deutiäland). Ber Fürftentag in Frankfurt fließt feine Berathungen 
über eine Reformacte bes deutſchen Bundes. Die Mehrzahl ber Fürſten 
richtet wieber eine Einladung an ben König von Preußen, ihrem Werte 
beizutreten. 

. „ (Preußen). Auflöfung bes Abg.= Haufes und Anordnung von Neuwahlen. 

Hl. Sept. (Ber. Staaten). Cine Erpebition ber Union geht von Nemworleans 
nach Texras ab. 

J. Sept. (Rußland) beantwortet ben britten Schritt ber drei Mächte zu Gunſten 
Polens mit ber Erlärung, die Disenffion nicht weiter fortfegen zu wollen, 
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.Q. Sept. (Ber. Staaten). Die Untonstruppen umter Geseral Mefenkranp beide 
12 en —— kreich ausgelieferten fünf Briganten 
Es talien). an Frankreich ausgelieferten fünf Bri werben 5 
dieſem ben ital. Behörben wieber überantwortet. 
15. „ (Deutfhland). Bericht bes preuß. Sefammtminifteriuns an ben Kim 
über das Reſultat bes Frankfurter Fürſtentages. 
16. „ (Schweiz) Der Gr. Rath von Genf beſchließt einen Tadel u 
—— wegen ihrer Duldung der Fazy'ſchen Spielhblle. Die —* 
fließt darauf die Sitzungen bes Gr, Rathes. 
18. „ (Rußland). Eröffnung bes finniſchen Lanbtage. Thronrebe bes Kaiſer 
19,—20. Sept. (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral in Tenefſee Rofentt 
verliert eine zweitägige Schlacht gegen den Sübbunbögeneral Bragg 
muß fi auf Chattanooga zurüdziehen. 
22. „ (Deutfhland). Ber König von Preußen lehnt ben Beitritt zu ber ai 
beutichen Yürftentage vereinbarten Reformacte bes beutichen Bunbes ab. 
«» » (Breußen). Die Regierung legt im PVerwaltungswege ben im Abg 
Haufe ſihenden Beamten bie Koften ihrer Stellvertretung auf. 
24. „ (Preußen) Die Regierung weist bie Negierungspräfidenten wit Ri 
fiht auf die bevorſtehenden Wahlen an, ber Oppofition ber Beamteten geze 
‘ bie Regierung gründlich unb nachhaltig entgegen zu treten. | 
De, Rusland). Großfürſt Eonftantin verläßt Warfchau, um wicht wied 
in zurüdzufehren. | 


28. „ (Dänemark). Die Regierung legt dem (Rumpfe) Reichorath den Cu 
wurf einer neuen Verfaſſung für Dänemark: —— vor. 
29., ln) verfucht e8, ber vom deutſchen Bunde gegen Dänemarl ca 
geleiteten Erecution in Holftein entgegen zu treten und bie {frage ein 
enge Vermittlung zu unterziehen. Der beutfche Bund lehnt b 
mutbung ab. | 
— , (Rom) Auf bie Nachricht, daß ber päpftl. Conſul in Neapel w 
Unterftügung bes Brigantenunweiene von ber ital. Regierung feine F% 
erhalten babe, fenbet bie päpfll. Regierung auch dem ital. Gonful in Re 
Baron Tecco, bie feinigen zu. 


3. Oci. (Deutſchland). Die Bunbesverfammlung befchlieht bie Crecution geg 
— ne —— — a 
»„ » (Italien). Die von ben Briganti ten neapol. Provinzen 
in zwei militäriiche Bezirke abgetbeilt und ben Generalen Pallavicino u 
Franzini unterftellt. 
„nn Merico), Marſchall Forey übergibt feine Vollmachten bem Genen 
Bazaine und lehrt nah Europa zurüd. 
„ Ber. Staaten). Der biplomatifhe Agent bes Sübbundes Majon ve 
läßt England. 
3. „ (Italien) Große Militärrevlie bes Königs im Lager von Somma. 
„_ n» (Merico). Antwort des Erzh. Mar an die mericanifche Deputation, d 
ihm in Miramare bie mericanifhe Krone anbietet. 
5. „ (England). - Das Parlament ber Joniſchen Infeln nimmt die Ba 
igung mit Griechenland an, verwirft bagegen bie von England ba 
gefnüpften Bedingungen, namentlich bie Sälehung ber gewerle oo 
Corfu, und wirb beshalb vom Lorb Obercommifjär auf 6 Monate vertagt. 
6. „ (Beutiäland). Eonferenzen von Bevollmächtigten berjenigen Zolivereind 
— welche dem franz. preuß. Handelsvertrag abgelehnt Haben, t 
nchen. 


„ (Säweben). Der verſtärkte Staatsausſchuß beſchließt ein Staatsaniche 
von 35 Mill. Thlr. für die Staatseifenbabnen. 

» (Ber. Staaten). Der General bes Sübbunde Lee macht einen erfolg 
Infen Verfuch, ber Poiamacarmee ber Union in ben Rüden gu kommen. 
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. Od. (D — Der Lanbtag von beſchlleßt ven 
Be zu beihiden und nimmt fofort Die Wahlen In kenfellen vor. =. 
u antreid). Der Staaisminifier Billault +. 
in — eine zweite ers an ben beutihen Bunb, um einer 

" Erecution in Holflein entgegen — wirken 

., ODeutſchland). General: erfammfung bes Nationalvereins in Leipzig 
Diejelbe erklärt fih einftimmig gegen bie Neformacte bes gr ——— 
für bie Reichsverfaſſung und bie Herſtellung eines wahren Bundesſtaato. 

“ „ (Sriedenland) Die Nationalverfammlung erflärt die Mitglieder des 
legten Miniſteriums des Könige Dtto auf 10 Sabre aller politiſchen Ghren« 
rechte für verluftig. 

3 Ben Staaten). Der Präfident Lincoln ruft 300,000 Freiwillige unter 

.  (BDeutifhlanb). eier bes Jahrestags ber Voͤlkerſchlacht bei u. 

: t rankreich). Beſuch der Kaiferin der Franzofen am Hofe v 

ranfreih). Der Staatsratbspräjident Rouher wird an Billauli’s 

Stelle zum Staatsminifter ernannt. 

»  (Deferreid). Die Abgeorbneten Siebenbürgens treten in ben Reiche⸗ 

rath ein. Derſelbe ift bamit verfaflungsmäßig als weiterer — 

„ (England — in ber polniſchen Frage noch eine letzte Depeſ 

Rußland. Frankreich und DOeſterreich laſſen die Frage ohne einen 5** 
Schritt fallen. 


CEngland) richtet eine dritie Depeſche an ben deutſchen Bund gegen eine 
Grecution in Holſtein. 

„.  (Deutfhlanb). Eine von Defterreich berufene Minifterconferenz in 
Nürnberg beräth über bie an Preußen zu —— Antwort auf ſeine Ab⸗ 
lehnung, der Reformacte des Fürſtencongreſſes ee utreten. 

(DonaufürftenthHümer) Fürft Couza enzläßt bas bisherige Mini⸗ 
" Rerim und bildet ein neues. " 

(Schweiz). Nationalrathewahlen. In Genf fiegt bie radicale Wahl: 
L; mit Fazy. 

(Belgien). Die dreijährige Hälfte- Erneuerung ber Gemeinberäthe ergibt 
"ein entidiebenes Webergewicht ber liberalen Partei. 

»  (Breußen). Allgemeine Landtagswahlen. Zrop aller Anftrengungen 
bringt bie Regierumgspartei nur 37 ihrer Candidaten durch. 
(Deutſchland). GeneralsBerfammlung bed Reformvereins in Frankfurt. 
Derſelbe erfiärt fich einflimmig für bie ee bes Fürſtencongreſſes. 

.» (Schweiz). Die Fazy'ſche Spielhölle wirb endlich halb freiwillig Seifen. 
» (BDeutfhland). Antwort Deſterreichs auf die Weigerung Preußens, ber 
Reformacte bes Fürſtencongreſſes beizutreten. 

» (Rußland). Der Großfürſt Conſtantin wirb feiner Stelle als Statt⸗ 
halter von Polen fürmlid enthoben, General Berg tritt vollitändig an feine 
Stelle, um bie Inſurrection auch in Eongreßpoien durch alle Mittel zu 
unterbrüden. 

» (GSriedenland). Der neue König — trifft in Athen ein und ſtellt 
Bulgaris an die Spike feines Miniſteriums 


Rev. (Frankreich), Eröffnung der Kammern. Die Thronrede des Kaiſere 
erklärt, daß bie Wiener Verträge aufgehört haben zu eriftiren unb * 

einen allgemeinen Congreß ſaͤmmtlicher Souveräne Europas vor, um d 
ſchwebenden Fragen zu löſen und eine neue Serum ber Dinge in Euro * 
zu begründen. „Zwei Wege ſtehen offen. eine führt zum Fortſ 
durch bie Berföhnun — den Frieden, der — früher ober ſpäͤter, ja 
fogar auf en volle Weife zum Kriege.“ An bemfelben * geben bie 
Einladungen zum Congreß an fämmtlidde Souveräne Guropas ab. 

24 (Deutihlaub). Eröffmung ber Conferenz von Bevollmächtigten ſaͤmmt⸗ 
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licher Zollvereinsftanten in Berkin behufs Verhanblungen über Erneuerung 

ber Zollvereinsverträge. ! 

„  Belterreid). Der Reichsrath bewilligt 20 Mil. G. für Linderung 

bes Rothitanbes in Ungern. | 

(Ber. Staaten). Gen. Meabe geht mit ber Potomacarmee über den 
Rappahannsc und macht einen erfolglofen Verſuch, die Armee bes Sübbundt 
unter Sen. Lee anzugreifen. 

9. „ (Preußen). Gröfnung bes Landtags. Thronrede bes Könige. 
11. „ (Italien) Kurzer Sehus bes Könige in Neapel. Flottenredue. 
13. „ (Dänemark). Der (Rumpf:) Reichsrath nimmt mit 41 gegen 16 Sum: 

men bie neue Verfaſſung für Dänemark-Schleswig an, bie ſchon mit em 
1. Januar 1864 in Kraft treten joll. | 

14. „ (England). Das Protokoll, durch u England ber Schirmberricci 
über die Joniſchen Inſeln entſagt und biejelben an Griechenland abtritt, wurd 
von ben Bertretern jämmtlicher fünf Großmächte in London unterzeichnet. 

25. „ (Dänemart). König Friedrih VIL }. 

„» .  (Shmweiz) Staatsrathswahlen in Genf. Die radicale Wahllifte fieg 
‘aber Fazy jelbft bleibt. in ber Minderheit. | 

(DonaufürftentKüämer). MWiebereröffnung ber Nationalverfammlunı 

.„  (Dänemarf). Geſtützt auf das Lonboner Protokoll wird ber Priz 

EHriftian von Glücksburg in Kopenhagen als Chriftion IX. zum König für 
bie bisherige bänifche Geſammtmonarchie, mit Einſchluß der beutfchen Herjoy 
art Schleswig-Holftein und Lauenburg, ausgerufen und beſchwoͤrt be 

erfaffung. 

(Deutfhland). Der Erbprinz Friedrich von Auguftenburg erklärt ai 
Grund ber legitimen Erbrechte ber Elbherzogthümer durch Proclamation feine 

Negierungsantritt als Herzog Friebrih VIII. von Schleswig-Helflein. 

—— (Be. Staaten). Der Unionsgeneral Burnfibe wird in Teneſſee ge 

[lagen und zieht fi auf Knoxville zurück. Der fübbündifche General Lenz 
ſtreet ſchließt die Stadt ein, 

18. „ (Dänemark). Ber neue König fügt fih ber brodenden Stimmung is 
Kopenhagen und unterzeichnet die neue Verfaſſung für Dänemart-Bchleswig 

18/19. Nov. (Preußen). Das Herrenhaus ertheilt ber Preßordonnanz v. 1. Zum 

mit 77 gegen 8 Stimmen feine Genehmigung; das Abg.-Haus erklärt fie mi 

269 gegen 46 Stimmen für verfajlungswibrig. 

19, Rov. (Preußen). Loyalitätsadrefle bes enhaufes an ben König. | 

(Dänemark). König Chriſtian IX. verlangt in Schleswig und Hal: 
ftein bie Leiftung bes Homagialeides binnen 3 Tagen, Dieſelbe wirb in Hel- 
fiein von ber Mehrzahl ber Beamten, im Schleswig wenigftens theilweiſe 
verweigert. 

(Deutfhland). 24 holſteiniſche Stänbdemitglieber befchließen eine Gin: 
gabe an ben beutichen Bund für Wahrung der Landesrechte. — Ber Herzog 
von Coburg⸗Gotha anerfennt den Herzog Friedrich als des bon Schleswig: 
Holftein. Herzog Friedrih nimmt feinen Wohnſitz in Gotha unb bildet ein 
Minifterium. 

21. „ (Breußen). Die Regierung hebt in Folge bes Beſchluſſes bes Abg. 
Haufes bie Preßorbonnan; vom 1. Juni wieber auf. 

2. „ (Dentihland). Eine gewaltige Bewegung für enbliche Befreiung ber 
beutfchen Herzogthümer vom bäntfchen Joche durch vollflänbige Trennung ber: 
felben von Dänemarf auf Grund bed Iegitimen Erbrechts bes Herzoge 

riebrich im Gegenſatze gegen bie — bes Londoner Proto⸗ 
olls ergreift ganz Deutſchland. Zahlreiche Verſammlungen im allen 
deutſchen Staaten * an ſich immer entſchiedener und energiſcher baut 


aus i 
24, u Nahen land). Die wieber zufammentretenden Kammern von Bir 
— erllaͤren ſich ſofort einſtimmig für Wahrung der Rechte ber deutſchen 
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zogthümer gegenüber Danemark. Dasſelbe geſchieht von den Landtagen 
von Sachſen, Baden, Heſſen⸗Darmſtadt und mehrerer kleiner Staaten. 
4, Rov. (Deutfhland). Neue Verſammlung von Mitgliedern und Stellvertre⸗ 
tern ber holfteiniſchen Ständeverfammlung in Hamburg. Diefelbe erklärt ſich 
Rn für die Kieler Eingabe vom 19. Nov. 
a 


5. „ (England) Ichnt ben vom Kaifer ber Franzofen vorgefhlagenen Congreß 
fämmtliher Souverane Europa’s befinitiv ab. 

« - (Deutidland). Landtagswahlen in Naffau. Niederlage der Regierung. 

6 „ (Ber Staaten) Der jübbünbijche General in Tenefjee Bragg wird ge: 
a unb zieht fi nach Georgia zurüd. 

7., (England) richtet eine Depeche an ben beutfchen Bund gegen die An- 


— des Herzogs Friedtich und für die Durchführung bes Londoner Pro⸗ 
tokolls 


»„_ (Deutidland). Eine Verſammlung von Mitgliedern ber holſteiniſchen 

ea ertbeilt der Eingabe ber Ständemitglieber an ben Bunb ihre Zu⸗ 
immung. . 

-„ (Deutjidland). Die deutſche Bunbesverfammlung beichließt, ben bä- 
niſchen Geſandten für Holftein nicht anzuerfennen und erflärt die Stimme 
für Holjtein in suspenso. 

.. (Breußen) Das Abg.:Haus ſetzt einen Ausſchuß nieder, zur Unter: 
fudung ber bei den legten Wahlen vorgefommenen gefepwibrigen Beeinfluffung 
ber Wähler und Verkümmerung der verfafjungsmäßigen Wahlfreiheit preuß. 
Staatsbürger. 

» (Schweden). Sämmtlide 4 Stände bes Reichstages bewilligen ein= 
ſtimmig einen von ber Regierung verlangten Ertra⸗Credit von 3 Mill. Thlr. 
— — Anerkennung ber Regierungspolitik bezüglich ber deutſch⸗däniſchen 
Streitfrage. 

CGVer. Staaten). Der fübbündifhe Gen. Longſtreet gibt bie Belagerung 
von Knorville in ZTeneffee auf, wirb von ben Unionstruppen verfolgt und 


OR: 


> 


geichlagen. 

« (Rußland). In Warſchau werben die Verhaftungen geradezu maffen: 
haft vorgenommen unb viele ber Berbafteten nah Rußland und Sibirien 
transportirt. 


— 


. Tec. (England). Sir John Lawrence wird an Lord Elgin's Stelle zum 
Vicelönig von Oftindien ernannt. 

EpPreußen). Debatte bes Ab ze über Schleswig-Holftein. Das 
Haus erklärt ſich mit 231 gegen 63 Stimmen für Rädtritt Preußens vom 
Londoner Prototoll. 

„ (dranlreid) Die Regierung verlangt von den Kammern eine Anlehen 
von 300 Mil. Fr., angeblih um ebenjoviel Schagbons in confolidirte Schulb 
umzumanbeln. Der ei ebende Körper beendigt die Wahlprüfungen. Faſt 
fämmtliche angefochtenen Wahlen werden trog aller Nachweile ber Oppoſition 
von ber Majorität genehmigt. 

(GDeutſchland). Defterreih und Preußen verftänbigen ſich barüber, bie 
Rechte ber beutichen Herzogthümer gegen Dänemarf nur innerhalb der Be: 
ſtimmungen bes Londoner Protokolls zur Geltung zu bringen, ben weiter: 
gehenden nationalen Tendenzen ber beutfchen Bewegung bagegen gemeinfam 
entgegen zu treten und erlaffen ibentifche Noten an bie Regierungen ber üb: 
rigen beutfchen Staaten, 

-»  (Defterreid). Antwort Rechbergs auf bie Interpellation Rechbauer bes 
züglich Schleswig-Holftein. Lebhafte Debatte bes Abg.⸗Hauſes über bie aus: 
wärtige Politik Oeſterreichs. 

» „ (Dänemarf). Unter dem Druck ber Großmädte widerruft Chriſtian IX. 

bie kgl. Bekanntmachung vom 30. März bezüglich Holftein. 

6. „ (Deutfhland). Am Nürnberg treten Mitglieber der beiden großen 
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Parteien zufammen unb beſchließen bie Mitglieber aller dentſchen Landtoze 
zu einer Derfammlung nad Frankfurt behufs Wahrung ber nationalen Recte 
in Schleswig : Holftein einzuladen. | 

7. Dec. (Deutfhland). Unter bem Drude ber beiden Großmächte verwirht ti 
Bundesverfammlung ben Ausfhußantrag auf Occupation Holfteins und de 
fließt die fofortige Ausführung ber Crecution. | 

„ (Defterreih), Der Kaifer befcheidet eine Deputation bes Wimmer Ge 
meinberathes in Sachen Schleswig = Holfteins ſehr ungnäbig. Die Regierung 
ift bemüht, die nationalen Regungen in ben deutſchen Brovinzen für Schlesmiz: 
garen möglihft zu unterbrüden und bie Sammlungen für dasſelbe az 

loße Wohlthatigkeitszwecke einzufchränfen. 

„EGSchweiz). Eröffnung ber neugewählten Bundesverſammlung. Tu 
Phyſiognomie bes Nat.⸗-Raths iſt dieſelbe geblieben. Die bisherigen Mir 
glleder des Bunbesraths werben wieder gewählt. | 

8 „ (Franfreid) Da ber allgemeine Congreß durch bie Ablehnung Enz 

lands babingefallen ift, fo ſchlägt Frankreich durch Circulardepeſche eine 
beichräntten Gongreß refp. Minifterconferenzen vor. | 

„» „ Schweden). Schluß ber Reichttages. Ihronrebe bes Könige. | 

9: er Die Regierung verlangt vom Abg.: Haufe mit Bezugnabee 

au ———— ſche Frage bie Bewilligung zu einem Anlehen ven 
12 Mil. Then | 


" 


Mi i | 

» » (Deutfälanbdb). Herzog Friedrich eröffnet ein unverzinsliches Anleben 
behufs Bildung eines Ichleswig = holftein’fchen Heeres. 

10. „ Ber. Staaten). Eröffnung bes Gongreifes in Washington; Boricri 
bes Präfibenten Lincoln. röffnung bes Congreſſes bes Sübhunbes w 
Richmond; Botſchaft bes Präfidenten Jefferſon Davis. 

12. „ (Stalien). Der Finanzminifter Iegt bem Parlament ein Refume üta 
on ber Finanzen von 1861 bis 1863 unb bie Ausfichten til 

vor, 

„ (Stiehenland). Die Nat.» Berfammlung vertagt auf unbeftimmte Ze 

jede Discuffion über bie Annerion ber Joniſchen Inſeln. | 

14. „ G(Frankreich). Die Regierung unterliegt neuerdings bei ber Wiederwab 
Belletans in Paris. 

„ .n (Donanfürftentbümer). Der Minifterpräfident erfucht die National: 
verfammlung, bie Adreßdebatte aufzufchieben bis ans Enbe ber Sefjion url 

macht Died zu einer Cabinetsfrage. Die Verfammlung willfahrt dem # 


gebren. 

15. „ (Deutſchland). Die Berliner Zollconferenz vertagt fih bis nach Neu: 
jahr. Preußen erklärt feine formelle Kündigung ber Zollvereinsverträge. 

„ n (Dünemarf). Die Regierung befchtieht ber Grecution bes beutjcen 
Bundes in Holftein und Lauenburg feinen Widerſtand entgegen zu jegen. 
Dagegen werben bie beurlaubten Bolfteinifchen Soldaten zu ben Fahnen (nad 
Schleswig) gerufen, in Hofftein noch ſtarke Pferberequifitionen ausgefchrieben 
und aller Caſſenbeſtand in Holftein nah Dänemark gebradt. Die ganje 
Armee wird am Danewirke concentrirt. 

„» » (Rupland) General Berg Iegt ber kath. Geiftlichkeit in Polen eine 

rg Sontribution von 12 Proc. aller ihrer Einnahmen auf. 

Italien). Garibalbi, der während bes ganzen Jahres feine Inſel nicht 
verlaſſen, erläßt einen Aufruf an bie Staliener zum Angriff von Venezien 
aufs Fünftige Frühjahr. 

— „ (Ber. Staaten). Die Unionsarmeen in Birginien und in Tenefje haben 
Winterquartiere bezogen. 

16. „ (Ber. Staaten). Der Congreß von Washington verwirft mit 98 gegen 
59 Stimmen einen Antrag, riebenscommiffäre nach Richmond zu ſchicen. 
mit 82 gegen 74 Stimmen ben Antrag, als Grunbſatz auszufprechen, daß 
bet Krieg nicht aus Croberungss unb Unterjohungsziveden weiter geführt 





a " 


Bereinber. 19 


werben birfe, baf vielmehr nad Bezwingung bes Aufflandes bie rebelliſchen 

Staaten unbeiabet. i alten Rechte wieder in bie Union aufgenommen 

werben fellten, unb beichließt Dagegen mit 93 gegen 64 Stimmen, -ben Krieg 
rtzuſehen, fo lang noch Rebellen unter ben Waffen flänben. 


— (Dentfäland) Der König von Bayern erklärt fi durch Handfchreiben 


— 
. 
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Sri feinen Minifter bes Aeupern entihieben für bie Mechte bes Herzogs 


ebrich. 
— Das Abg.⸗Haus richtet mit 207 gegen 107 Stimmen eine 
Kbreffe an den König um Mädtritt vom Londoner Protokoll. 
(Franfreid). Der Senat nimmt bie ihm vorgelegte Antwortsabrefie 
"ein ig an. Prinz Napoleon nimmt weder an ber Gaite vo an Di 


Aa * en), Bere Bea: Herrenhaufes an ben König bezüglich ber 
— me) Eine kgl Belanntmacung verlegt die Zollgränze am bie 


„ Dänemark). Der (Rumpf:) — bewilligt die von der Regierung 
geforberte außerordentliche Anleihe von 10 Mill. Thlrn. 
(Dentiäland). Berfammiung von 500 Mitgliedern der Lanbtage aller 
" beutfehen Staaten in Frankfurt, Diefelben genehmigen durch Acclamation 
einfitummig eine N muy Erflärung für vollfländige Trennung Schleswig: 
Holſteins an art, ſezen — unter Wibderſpruch eines Theil ber Abg. 
aus Bayern, lmene und Defterreih — einen Gentralausfchuß nieber 
unb erneuern ben Anip bes beutfchen Volles auf ein Parlament. 
{ (Dänemark). Schluß bes (Rumpf:) Reichsraths. Kgl. Botihaft an den⸗ 


(0 anne) Der Kaiſer antwortet auf bie Abrefle des Senats Außerfi 
‚ indem er an feiner Sag ie ie feſthalt. „Sich in Europa 
Klagen Da beißt einen Bürgerkrieg fü 
„ (Rom). Der Papft beiept im — eine Anzahl vacanter Biſchofs⸗ 
fihe in ben ehemaligen Provinzen bed Kirchenſtaats ohne Eiwerſtändniß mit 
ber ital. Regierung. 

). ‚Eine neue Verſammlung von Mitgliebern und Stell⸗ 
vertraern der holſtein ſchen Ständeverfammlung (bie unzweifelhafte Majorität 
ber Stände) beſchließt mit 61 gegen 5 Stimmen in — an den 
dentſchen Bund bie Bitte zu richten, daß er bie Thtonfolge bes Herzogs 
Friedrich anerkenne und In in bie Regierung =. erzogthümer einſetze. 
Echweden). Die offizielle Staniszeitun Märt, daß eime Vollmacht 
zur Unterzeichnung bes mit Dänemarf unter — Allianzvertrages nie⸗ 
——— deutſchen Erecuti 12000 Sachſen und 

eutſchland e beut tionstruppen,, achſen 
Hannoveraner, rucen in — ein. AS Reſerve ſtehen 5000 Oeſter⸗ 
reicher in Hamburg, 5000 Breußen in Lübel. 

.„ (Dänemarf). Die Dänen räumen Hoffen Schritt für Schritt dor den 
einrüdenden Erecutionstruppen bes beutfchen Bunbes. 

„» (Deutfhlandb). Bayern trägt am Bunde auf fchleunige Löſung ber 
Ihleswig = holſtein ſchen Erbfolgefrage an. 

» (Dänemard), m Folge weiteren Drudes ber Gropmächte auf ben König, 
— bie neue Verfaſſung vom 18. November wieder aufzuheben, bietet das 

Minifterium Hall feine Entlaffung an. Der König verſucht bie Bildung 

eines Minifteriums aus Gelammtflantsmärmern. 

„ (Brenten). Der König lehnt bas Begehren ber — bes Abg. Hauſes 
"ab und verlangt eine unbebingte er — eihe. 

„Geu tſchlanb). 20,000 holſteiniſche Männer treten als Lanbögemeinbe 
in Emchorn en zufammen und erflären ben Herzog Yriebrih für ihren rechts 
mäßigen Lanbesherrn. 


as 


20 Recember. 


27.Der. (England) richtet eine drohende Depeſche an ben deutſchen Buub fü 
Durchführung bes Londoner Protokolls und ſchlägt zur Loſung der fchlesinz 
bolftein’fchen Frage eine Gonferenz von Bertretern ber Unterzeichner jemzi 
Protofols und eines ſolchen bes deutſchen Bundes vor. 

28. „ (BDeutihland). Defterreich und Preußen tragen am Bunde baraui au 
Dänemark aufzufordern, bas Grunbgefeß vom 18. Nov. b. 5. für Schlesmi, 
befinitio wieder aufzuheben, und im alle der Ablehnung das zogtbun 
Schleswig als Pfand militärifch zu beſezen. Heflens Darmflabt trägt dagege 
barauf an, Schleswig vielmehr zum Schutze aller Rechte einfiweilen burd 
Bunbestruppen zu bejeben. | 

„» (Deutihland). Die im Herzogthum ringe anfäffigen Witglieber bei 
ſchleswig⸗- holftein’shen Prälaten und Nitterichaft in orbentlicher Berfammlun; 
u Kiel erklären fich in einer Abreffe an bie beutfhe Bunbesverfammim; 
fir bas Erbfolgereht bes Herzogs Friedrich. | 

„ (Dänemark) Der König nimmt bie Entlaffung bes Minifteriums Hal 
an und beauftragt, ba bie Pan eines Mintfteriums aus Gefammmitaatd 
männern nicht gelungen ift, ben bisherigen Gultminifier Monrad mir be 
Bildung eines neuen Cabinets. 

29. „ (Deutfhlanb). Die deutſchen Crecutionstruppen finb in Holftein bi 

Kiel vorgerüdt. yon in jeber größeren Ortfchaft bes Lanbes wird, jobal 
bie Dänen fie geräumt, Herzog Friedrich als Lanbesherr ausgerufen. | 

„ (BDeutihland). Herzog Friedrich trifft ganz unerwartet in Kiel, be 
Hauptftabt Holfteins ein, wo er mit großem Jubel empfangen wirb, S 
ermahnt zum vorläufigen Gehorfam gegen die Bundescommiffäre und nimm 
nah und nad bie Huldigung von Veputationen der Gemeinbevertreter usl 
Magiftrate aller Städte bes Landes entgegen, 

„ (Dänemart). Die Dänen bdemoliven den auf holftein’fhem Boden alı 
Theil des Danewirke angelegten Brüdentopf in riebrichitabt. 

„ (Deutfhland). Die beutihen Grecutionstruppen find bis Rendsb 
borgerüdt. Mit Ausnahme bes Rendsburger Kronwerks unb der 6 jenie 
ber Eider gelegenen Dörfer, weldye bie Dänen zu räumen fi weigern, ii 
ganz Holftein von ben Bunbdestruppen bejekt. 

„ u (Deutfhland). Die wüzrttembergifche Regierung erflärt fih im be 
I. Kammer entfieden für bie Rechte bes Herzogs Friedrich. 
Württemberg und Sadfen haben ſich biekfalls verftänbigt. Baden, fien 
Darmftabt, Weimar, Coburg: Gotha, Oldenburg und mehrere Kleinjtaate 
verfolgen basjelbe Ziel. Die Regierungen von Hannover, Kurheflen un 
ber meiften Kleinſtaaten ſchwanken. 

„ . (Dänemark). Bildung bes Minifteriums Monrad. Der König geh 

5 zur Armee nad Schleswig ab. 

Ende Dec. (Rußland). Tie Infurrection in Polen iſt in Folge ber Berluf 

durch die Ruſſen und durch ben Gintritt des Winters dem Erloͤſchen nahe 

Eine Verorbnung bes Generals Berg unterftellt bis zur völligen Wieder 

Pre i A Ruhe jämmtliche Bolizeibehörben bes Königreihe Polen ker 
ilitärbehörden. 





30. 


© 


31. 


re 


II. 


Dentſchland 


und 


die beiden deutſchen Großmächte. 





L. 
Deutichland. 


Gemeinfame Angelegenheiten. — Mittel- und Rleinflaaten. 


3. Ran. (Kurbeffen). Die Stänbeverfammlung befgließt, um ibrers 


5. 
7 


79 
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feits dem Bundesbeſchluſſe vom 24. Mai v. J. woͤglichſt gerecht zu 
werben, einftimmig: „Der Staatsregierung bie Vorlegung eines Ge: 
feßentwurfs anheimzugeben, burch welchen ben kurheſſiſchen Stanbes: 
herren, fowie einer Bertretung ber Turheffifhen Mitglieder ber . 
vormaligen Reichsritterſchaft fchon jebt und vor ber anberweiten 
Bereinbarung über bie AZufammenfegung ber Stänbeverfammlung 
und bie Wahl der Lanbtagsabgeorbneten die Mitgliebfchaft in ber 
Ständeverfammlung unb bie Befugniß verliehen werbe, fchon in 
die dermalige Stänbeverfammlung einzutreten.” 

(Rurdeffen). General Haynau wird penflonirt. 

(Bundestag). Die Bundescommiffion für ein gemeinfames 
Dbligationenreht wird in Dresden eröffnet und ber Vertreter 
Defterreihs, Ritter v. Raule, zum Präfinenten gewählt. 

(Baden) macht dur Eirculardepefhe einen Vermittlungsantrag 
bezüglid der am Bunde fchwebenden BDelegirtenfrage: „Die Bes 
willigung fänmtliher bisher von ber Bundesverfammlung befchlofs 
fenen Matricularbeiträge für Bundeszwecke und bie -Veränberungen 
und Erhöhung ber Eontingentfäte bed Bundesheeres, woraus ben 
Einzelftanten finanzielle Laften erwachfen, einer Verfammlung von 
bevollmädstigten und mit bem Rechte befinitiver Beichlußfaflung 
ausgerüfteten Delegirten ber beutfhen Stänbeverfammlungen zu 
übertragen.” 

(KRurbeffen). Der Landtagscommifjfär muß zugeftehen, daß 
die Neubefegung bes Finanzminifteriums und des Minifteriume 
bes Auswärtigen ohne Verantwortlichleit ber betreffenden Minifter 
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15. San. (Baden) begründet burh ein anticipirtes Votum feinen burd 


Deutſchland. 


erfolgt ſei. Die Ständeverſammlung faßt fofort den Beſchluß, ben 
Verfaſſungsausſchuß zu beauftragen, Anträge anläßlich ber „ver: 
faffungswidrigen” Verwaltung jener Minifterien zu fielen. Die 
verfaflungsmäßigen Reverſe gehen daraufhin nachträglid ein. Ä 





die Girculardepefhe vom 7. d. M. gemachten Qermittlungsantrız 
in der Delegirtenfrage: | 


„... Bon Betretung bes burch die gefchäftliche Lage angezeigten Weges (jur 
Anbahnung einer Bundesreform) ift bis jet Umgang genommen werten, 
nämlid) von Vorlage eines auf Grundlage ber Reihsverfaflungsurkfunde von 
1849 ausgearbeiteten Gegenentwurfes, fowie von erneuter Verein: 
—— desſelben mit ben zur Mitwirkung vollberechtigten Gewalten, alie 
ber in Einzelkammern ober in einem eigens dazu bevollmächtigten Parle— 
mente verſammelten Abgeordneten des deutſchen Volkes. Die großh. Re— 
gierung, welche in dieſer Vereinbarung zwifhen Regierungen und 

ation ben allein fegenbringenden Weg zu einer Neugeltaltung erblidt uns 
nicht anftebt, zu befennen, baß e® an ben beutfchen Regierungen in ibrer 
Geſammtheit ih nad Ablehnung ber 1849 zu Stanbe gebrachten Urkunde 
einen revibirten Gegenvorfchlag zu machen, unterläßt es nur darum, ihrer: 
jeits einen foldyen vörzulegen, weil fie ſich nidt verbeblt, wie wenig Ausiıdt 





- auf Erfolg ihre Anforderungen zur Zeit haben würben, welche nur von bem 


Maße der im nationalen Intereſſe nothwendigen Leiftungen begränzt find“. 
In Anbetracht aber ber neuelten unter den Bunbesregierungen beroorgetretenen 
Gegenſaͤtze wolle fie zum Beweis entgegenfommenber Gefinnung eine ber A 
fiimmung vom 22. Januar d. 3. vorgreifende Erflärung geben x. 


10.—17. Ian. (Naffau). Die Regierung lehnt die Berückfichtigung 


einer Petition bes Gemeinderaths von Wiesbaden zu Gunften bei 
franz. = preuß. Handelsvertrags ab, indem berjelbe damit feine 
Competenz überfhritten habe und fpricht dem Bürgermeijter megen 
Zulafjung ber Petition ihr Mißfallen aus. ine zahlreihe Bürger: 
verfammlung befchließt dagegen ihre Zujtimmung zu bem Schritte 
bes Gemeinderaths und ihren Dank für das würbige Benehmen 
= Bürgermeifterd und proteftirt gegen die Zurückweiſung ber 
etition. 


21. an. (Kurheffen). Die Ständeverfammlung beſchließt einfimmig, 


22. 


bie Regierung um die formelle Befeitigung einer Reihe von, feit 
dem 4. September 1850 verfaflungsmwibrig erlaffener geſetzlicher 
Beitimmungen zu erfuchen. 


» (Bundestag). Der am 14. Aug. v. I. von Oeſterreich, Bayern, 


Sadjfen, Hannover, Württemberg, Kurbefien, Heflen = Darmftadt 
und Naffau geftellte Antrag auf Finberufung einer Delegirten 
verfammlung behufs Berathung von Gefebesentwürfen über Eivil: 
proceß unb Obligationenreht wirb mit 9 gegen 7 Stimmen ab 
gelehnt. Dagegen ftimmen: Preußen, Baden, Kurheſſen, Lurem: 
burg, Holftein: Lauenburg, fähfifche Häufer, die 15 u. 17. Stimme. 
Braunſchweig⸗Naſſau enthält fi der Abſtimmung. 

Votum Preußens: „.. Nicht bloß, durch Ibießformelle, dem Geife 
ber Bunbesverträge frembe Behandlungsweife, welche biefe Angelegenheit feit 
Erlaß ber ibentifäjen Noten vom Februar 1862 erfabren bat, wirb bit 
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t. Regierung verhindert, berfelben näher zu treten, fonbern auch durch bie 
materielle Untaugtichteh und Halbheit ber Vorfchläge felbft. font. ber 
Lanbesvertreitungen mit. jo befchränften berathenben Befugniffen, wie bie bes 
antragten, würden nach Anficht ber k. Regierung eine practifch ganz bebeutungs- 
Iofe Einrichtung fein, nur geeignet, bem Gejchäftsgange ber Bundesverband: 
ungen ein neues Moment ber Schwerfälligfeit und Verfchleppung zuzuführen. 


Nur in einer Vertretung, welde nah Mafgabe ber Bepndlferung ° 


jedes Bunbesftaates aus legterer burh unmittelbare Wahl hervorgeht, 
kann bie deutſche Nation bas berechtigte Organ ihrer Einwirkung auf bie 
gemeinfamen Angelegenheiten finden. Innerhalb ber beſte hen den Bundes: 
verträge unb nad ber bisherigen Praris würbe aber einer ſolchen, ber 
Bunbesverfammlung beizugebenben Volfövertretung eine practifche Thätigfeit 
nur auf bem Gebiete ber Matricularleiftungen an Truppen und Gelbbeiträgen 
zufallen. Um ihr einen befriebigenden Wirkungsfreis und zugleid eine er⸗ 
böhte Bedeutung für bie Einigkeit und Feſtigkeit bes Bundes zu gewähren, 
würbe bem neutralen Organismus bur Abänderung und Erneuerung 
ber Bugbesverträge bie dem jekigen Bunbestag feblenbe geſetzgebende 
Sewalt für das Bundesgebiet beigelegt und beren Umfang in einer ber 
Thätigfeit eines beutfchen Parlaments würdigen nn bemeffen werben 
müffen. Wenn eine foldhe, nach ber Volkszahl bemeffene Nationalvertretung 
mit Rechten ausgeftattet würbe, welche fie befähigten, ber bie Bundes⸗ 
regierungen vertretenden Gentralbehörbe als Gleichgewicht an bie Seite zu 
treten, jo würbe bie ?. Regierung einer fo geftalteten Bundesgewalt ausge⸗ 
ri Befugniffe einräumen koͤnnen, obne bie nterefien Preußens zu 
ge ährben. Es fragt fi nur, ob bie Schwierigkeiten überwunden werben 
oͤnnen, welche in bem Umftande beruben, daß erhebliche Theile bes Bundes⸗ 
gebtetes zu ſtaatlicher Einheit mit Ländern verbunden find, welche nit zum 
Bunde ober zu Deutſchland gehören, und beren Bewohner nad ben Ber: 
trägen fowohl ale nach ihrer Nationalität, ihrer Sprade und ihrer Neigung 
fi zur Betheiligung an einer beutihen Nationalvertretung nicht eignen, 
während ihnen ebenjowenig zugemuthet merben kann, ihre Sa | aus 
ben Händen einer ihnen fremben Valfsvertretung zu empfangen. Dieſes 
Hinderniß fleht allen auf die Gefammtheit des Bundes berechneten Einrich⸗ 
tungen im Wege, fobalb biefelben eine wirklich eingreifende und fruchtbare 
Mitwirkung bed beutichen Volkes bei ben gemeinfamen Angelegenheiten ſich 
zur Aufgabe fiellen, und bas Inſtitut ber Delegirtenverfammlung würde nur 
in foweit nicht barunter leiden, als e8 zu einer practifchen Bedeutung über: 
Haupt nicht gelangte. Könnten bie Schwierigfeiten geibet werben, fo würben 
fich die Bebenfen heben, welche bie k. Megierung abhalten, für bie von ihr 
erftrebten Reformen bas gefammte Bunbesgebtet in Ausſicht zu nehmen. 
So lange aber biefe Löjung nicht gefunden wird, läßt ſich bem geftellten 
Ziele nicht dadurch näher treten, baf man bas vorhandene Reformbebürfniß 
für die Geſammtheit des Bundes fheinbar, fondern nur baburd, daß 
man es in engerem Sreife wirklich zu befriebigen fucht. In biefem Sinne 
bat bie ?. Regierung den Weg freier Vereinbarungen unb künd⸗— 
barer Berträge unter ben einzelnen YBunbesgliebern als Surrogat allge- 
mein umfaffenber Einrichtungen angebeutet, und gibt bie Hoffnung nicht auf, 
baß ber Ueberzeugung von der Richtigleit besfelben auch bie Anerlennung 
ber übrigen Bunbdesregierungen auf die. Dauer nicht fehlen werde.“ 
Botum Kurheſſens: „Die Aurfürftlide Regierung ift bei Gte 

des Antrags vom 14. Auguft v. J. von ber Borausfehung ausgegangen, ba 
bie Einführung von Delegirtenverfjammlungen als Bunbesfache, nicht bloß in 
Folge einer Vereinbarung unter einzelnen Regierungen ftattfinden folle; ba 
fhon jet als feftitehenb anzunehmen ni daß eine ſolche Einführung 
ber fragliden Verfammlungen, wozu unzmeifelhaft Stimmeneinbelligfeit ers 
forderlich ift, nicht eintreten Kann, hiernach ein weiteres Vorſchreiten im biefer 
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deutſchland. 
Sache den angeſtrebten Erfolg nicht wur nicht zu erreichen vermag, fontei 
Togar _befonbere politiſche Nachtheile herbeizuführen droht, fo Hält bie kurfür 


Tide Regierung, wie fie glaubt in wahrhaft füberativer Gefinnung, eine wı 

tere Verfolgung biefer Angelegenheit für nicht rätblid, und vermag beiha 

a Perlen ehrheitsanträgen bes Ausichuffes ihre Zuftimmung nicht | 
eilen.“ 

Votum Defterreihs: „... Die Verfaflung bes beutjchen Bunt 
wird nach ihrer Anſicht nicht mehr auf bie Lauer von bem Einfluiie d 
volksthümlichen Staatseinritungen unberührt bleiben Fönnen, bie nunme 
in allen beutfchen Ländern ars. Zwiſchen ber Bunbesverfaflung w 
ben lau ber Ginzelitaaten wirb bie nothwendige Uebereinftimmu 
unb ein lebendiger Zuſammenhang bergeftellt werden müfien. Gelänge di 
nicht, fo müßten in Zufunft ber Wirkfamfeit des Bundes immer en: 
Schranken gezogen werben. Der Bunb würbe fi Iodern, jtatt ſich zu Ei 
feftigen. Die faif. Negierung verfchließt fich nicht biefer Erfenniniß, aber | 

t zugleich bie tiefe Ueberzeugung, baß bie Aufgabe zeitgemäßer Entmid 
ung ber Gejammtverfaffung Deutthlande an firenge Bebingungen 
bunden ijt, an Bebingungen, bie nicht ohne Gefahren von unberechenbar 
Ausdehnung übertreten werben können. Das Wohl ber Fürſten und Völl 
Deutihlande, ja ber europäiſchen Gefellichaft verlangt, daß dieſe Entwidelu 
almäblih und auf ber ficheren Grundlage bes beftehenben Bertrage: ur 
Berfaffungsrechtes fortichreite. Die Beitrebungen für Bunbesreform kur 
nicht Wege einfchlagen, noch fih in Formen kleiden, bie jih für bie ciaı 
thümliche Natur und bie Berhältnifje bes deutſchen Staatenvereins nicht cı 
nen. Sie müſſen bie ganze Nation in ihrer allein buch ben YBunbestag tı 
baltenen unb gewährleifteten Einheit umfaſſen. Sie bürfen ben Bunbesftır 
nicht verkleinern, fein Mitglied bes Bundes dem anbern unterorbnen, nid 
bad Weſen des Bunbes als einer Vereinigung unabhängiger und zu frei 
Selbitbeftimmung in gleihem Maße berechtigter Staaten zerftören ober unte 
graben. Sie bürfen enblich nicht plöglic und gewaltfan in ben regelmäßig! 
Gang bes Berfaffungslebens ber Einzelftaaten eingreifen. Entſchloſſen, tie 
Bedingungen unverrüdt einzuhalten, jieht bie Faif. Regierung biefelben inte 
Vorſchlage volllommen gewahrt, bie Entwürfe gemeinfamer Gefege für Deuric 
Ianb einer Verfammlung von Abgeorbneten ber Stänbeverfammlungen 31 
Berathung vorzulegen. Sie ift weit entfernt, burch biefen Vorſchlag in fein 
jegigen Geftalt und in feiner vorübergehenden Beitimmung bie Aufgabe bi 
Ausbildung ber deutſchen Bunbesverfaffung für erfchöpft zu balten. Aber I 
wird in bem von Deutfhlands Regierungen in wohlmeinenber Abfiht um 
in voller Freiheit gefaßten Beſchluſſe, zunachſt für ben beflimmten gerabe jet 
u erreihenben Zwed zum eritenmale eine Verfammlung von Mlitglieber 

utſcher Bollsvertretungen zu gemeinfamer eg zu berufen, eine 
bebeutfamen eriten Schritt und eine woblberehhnete Uebergangsmat 
regel erbliden. Und fie vermag bem Cinwanbe, daß eine Mafregel foldeı 
Gewichtes dem wahren Bebürfnijfe ber Nation nicht entgegenfomme, irgen! 
eine Berechtigung in fo lange wenigſtens nicht zuzugeftehen, als dieſe Einred 
weber auf eine Flare Begriffsbeftimmung geſtützt noch durch den Hinweis au 
irgend einen Vorſchlag beſtärkt fein wird, welcher eben jo rechtmäßig in feinen 
Begründung, wie berjenige, welchen die Mehrheit des Ausſchuſſes empfiehlt 
benjelben an innerem Gehalt und förbernder Wirkung übertrifft. . ." 

Nach erfolgter Abftimmung gibt Defterreih eine Crklärun 
ab, der fid diejenigen Gefanbten, welche mit Defterreich geftimmi 
batten, ſowie ber braunſchweig⸗naſſauiſche Geſandte für Nafau 
anſchließen: | 

‚nr » - Nachdem aber nun bdiefe Hoffnung getäufcht worben, glaubt die 
Faif. Negierung ben eruften Anforberungen ber Lage nicht durch einen un: 
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en Husbrud bes Bedauerns genügen zu können, fonbern fie E gbanı 

es ſelbſt und ihren Bundesgenoſſen ſchulbig zu ſein, hiemit zu erklären: 

1) daß fie ſich das Recht wahre, ben Antrag vom 14. Aug., nachbem er 
nicht als Bundesmaßregel ausgeführt werben kann, durch Bereinba: 
ru =9 mit denjenigen hohen Regierungen in Ausführung zu bringen, welche 
bieß bemnädft zur Förderung ber in Hannover und in Dresden im Gan 
befindlichen Geſetzgebungswerke für nütlich halten würben; 2) daß fie fi 
vorbehalte, bei erneuter Hoffnung auf Annäherung ber Anfihten auch in ber 
Mitte biefer Hohen Verfammlung auf ben mehrerwähnten Antrag zurüdgus 
kommen,; enbli 3) daß fie, wenngleich, die Schwierigkeiten ber beiden gragen 
ber Erridtung eines wirffameren erecutiven Organs bes Bundes und ber 
organifhen Einführung einer aus ben Vollsvertretungen ber Einzelſtaaten 
hervorgehenden Geſammwertretung nicht vertennenb, für ihren Theil jeberzeit 
bereit jei, in eine Berathung biefer beiben fragen einzutreten, unb ſich biefer 
Aufgabe in bemfelben Geift aufrichtiger Bundesgenoſſenſchaft und freifinniger 
MWürbigung ber Erforberniffe ber Zeit zu nahen, von welchem fie bereits in 
ben feitherigen Verbanblungen Beweife abgelegt zu haben glaubt.” 

4. Ian. (Kurheſſen). General Haynau entleibt fid. 

„ " (Breußen) ine Eircularbepefhe Bismarks gibt ben Vertres 
tern Preußens Kenntniß von den mit Defterreich feit dem Anfange 
Dec. 1862 gepflogenen Unterhanblungen über das Delegirtenproject: 

... Ich batte zur Herbeiführung befferen Einverftänbnifjes beider Höfe 
bie Snitiative in ber Form von Unterrebungen mit dem Grafen Karolyi er: 
griffen, in welchen ich bem Faif. Gefanbten Nachftehenbes zu erwägen gab. 

„Nach meiner Ueberzeugung müſſen unfere Beziehungen zu Oeſterreich un⸗ 
vermeiblich entiveber Seife: ober jhlechter werben. Es fei ber aufrich⸗ 
tige Wunſch ber k. Regierung, daß bie erftere Alternative eintrete ; wenn wir 
aber das hierzu noͤthige Entgegenkommen bes Tailerlihen Gabinets nachhaltig 
vermißten, jo fei es für uns nothwendig, bie andere ins Auge zu faffen und 
uns auf diefelbe vorzubereiten. Ich babe ben Grafen Karolyi baran erirmert, 
daß in ben Jahrzehnten, bie ben Ereigniffen von 1848 vorhergingen, ein 
Rillfhweigendbes Abkommen zwilden ben beiden Großmächten vors 
waltete, kraft befien Defterreich ber Unterftügung Preußens in europäiſchen 
Fragen fiher war und uns bagegen in Deutihlanb einen durch Oeſter⸗ 
reiche Oppoſition unverfümmerten Einfluß überließ, wie er jih in ber Bil- 

bung bes Zollvereins manifeftirt. Unter biefen Verhältnifien erfreute fi ber 
beutiche Bunb eines Grabes von Einigkeit im Innern und von Anfehen nad 

Außen, wie er feitbem nicht wieber erreicht worden iſt. Ich babe unerdrtert 

gelaffen, burch weſſen Schuld analoge Beziehungen nad der Reconftituirung 

bes Bundestags nicht wieder zu Stanbe gelommen find, weil es mir nit 
auf Recriminationen für bie Vergangenheit, fonbern auf eine practiſche Ger 
ftaltung ber Gegenwart ankam. In Ießterer finden wir gerabe in ben Staa⸗ 
ten, mit welchen Preußen, ber geographiſchen Lage nad, auf Pflege freund: 
ſchaftlicher Beziehungen befonderen Werth legen muß, einen zur Oppofition 
gegen uns aufflachelnben Einfluß bes Tail. Cabinets mit Erfolg geltenb ges 
madt. Ich gab dem Grafen Karolyi zu erwägen, daß Oeſterreich auf biefe 

Weiſe zum Nachtheile für bie Gefammtverhältniffe im Bunde bie Sympathien 

ber a ac a jener Staaten vielleicht gewinne, ſich aber diejenigen Preußens 


„Der kaiſerliche Geſandte tröftete fich darüber mit der Gewißheit, daß in 
einem für Defterreich gefährlichen Kriege beide Großftaaten fi) dennoch unter 
allen Umftänben als Bunbesgenofien wieberfinben würben. In biefer Borauss 
fekung liegt meines Erachtens ein gefährlicher Irrthum, über welden 
vielleicht erſt im entfcheibenden Augenblide eine für beide Cabinette verhängs 
nißpolle Klarheit gewonnen werben würde, unb babe ich beshalb ben Grafen 
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Karolyi dringend gebeten, bemfelben nad) Kräften in Wien entgegenzutreten 
> babe hervorgehoben, daß ſchon im letzten italieniſchen Kriege das Bin: 
niß für Defterreich nicht in bem Maße wirffam geweſen fei, wie es Bätte ber 
all fein können, wenn beide Mächte fi nicht in ben vorbergehenben acht 
Kain auf bem Gebiete ber deutſchen Politik in einer ſchlie ßlich nur 
ür Dritte Bortheil bringenden Weife befämpft und das gegemjeitige 
Vertrauen untergraben hätten. Dennoch feien damals in dem Umſtande, bat 
Preußen die Verlegenheiten Defterreihs im Sabre 1859 nicht zum eigenen 


Vortheil ausgebeutet, vielmehr zum Beiftande Oeſterreichs gerüftet Babe, tie 


Nachwirkungen ber früheren intimeren Verhältniffe unverfenndar gemeien. 
Soliten aber Iebtere fi nicht neu anknüpfen unb beleben laffen, fo würte 
unter ähnlichen Verbältniffen ein Bündniß Preußens mit einem Geg: 
ner Defterreich8 eben fo wenig ausgeſchloſſen fein, al®8, im entgegenge: 
festen Falle, eine treue und feſte Verbindung beider beutihen Großmächte 
egen gemeinfchaftliche Feinde. Ich wenigſtens würde mich, wie ich bem Gra⸗ 


en Karolyi nicht verhehlte, unter ähnlichen Umftänden niemal® bazu em: 


ſchließen Können, meinem allergnäbigftien Herrn zur Neutralität zu rathen: 
Defterreich habe bie Wahl, feine gegenwärtige antipreußifche Polttif mit bem 
Stüßpuntte einer mittelftaatlichen Coalition fortzufegen, ober eine ebrlidt 
Verbindung mit Preußen zu fuchen. Zu Ießterer zu gelangen, fei mein auf: 
richtigfter Wunſch. Diefelbe könne aber nur durch das Aufgeben der unt 
feindlichen Thätigfeit Defterreichs an ben beutichen Höfen gewonnen werben. 
Graf Karolyi erwiberte mie, baf es für das Kaiſerhaus nit thunlich fe, 
feinen trabitionellen Einflüſſen auf die beutfhen Regierungen zu entfagen 
Ich flellte bie Eriftenz einer ſolchen Tradition mit dem Hinweis im Abtede, 
bag Hannover und Heffen feit hundert Jahren vom Anbeginn bes fieben: 
jährigen Krieges vorwiegenb ben preußifhen Einflüffen gefolgt feten, und daß 
tm ber Epoche bed Fürften Metternich bie genannten Staaten aud von Wien 
aus im Interefje bes Cinverftändniffes zwiſchen Breußen unb Defterreich aus: 
brüdlich in jene Nichtung gewiefen worden feien, daß alfo bie vermeintlick 
Trabition bes öfterreichiichen Kaiferhaufes erft feit dem Fürften Schwarzen: 
berg batire, und das Syſtem, welchem fie angehöre, fih bisher ber onfoli 


birung bes deutſchen Bünbniffes nicht förderlich erwiefen habe. Ich hob her: | 


vor, baf ich bei meiner Ankunft in Frankfurt im Jahre 1851, nach eingehenden 
Beiprechungen mit bem bamals auf bem Johannisberg mwohnenben Fürſten 
Metternich gehofft Habe, Defterreich felbft merbe e8 als bie Aufgabe einer 
weifen Politif erferınen, uns im deutſchen Bunde eine Stellung zu fchaffen, 
welche e8 für Preußen ber Mühe wertb mache, feine gefammte Kraft für ge: 
meinfchaftliche Zwecke einzufegen. Statt beffen babe Defterreih mit Erfolg 
dahin gejtrebt, und unfere Stellung im beutfchen Bunde zu verleiden unb zu 
erſchweren, unb ung — auf bas Beftreben nah anbermweiten An: 
lehbnungen hinzuweiſen. Die ganze Behanblungsweile Preußens von Seiten 
bed Wiener Cabinets fcheine auf ber Vorausfehung zu beruhen, daß wir meht 
als irgend ein anberer Staat auswärtigen Angriffen ausgefegt feien, gegen 
welche wir fremder Hilfe bebürfen, und daß wir uns beshalb von Seiten ber 
Staaten, von welchen wir ſolche Hilfe erwarten Zönnten, eine rückſichtsloſe 
Behandlung gefallen laffen müßten. Die Aufgabe einer preußiſchen Regie 
rung, welder bie Intereſſen bes königlichen Haufes und bes eigenen Lande 
am Herzen liegen, merbe e8 daher fern, das Irrthümliche jener Vorausſetzung 
buch bie That nachzuweiſen, wenn man ihren Worten und MWünfchen feine 
Beachtung ſchenke. 

„Unfere Ungufriebenheit mit ber Rage ber Dinge im beut: 
fen Bunde erhielt in ben letzten Monaten neue Nahrung durch bie Ent: 
ſchloſſenheit, mit welcher bie mit Defterreich näher verbundenen beutfchen Re 
PH in ber Delegirtenfrage angrifjsweife gegen Preußen vorgingen. Bet 
848 jet es unerhort geweien, daß man am e Fragen von irgenb mel: 
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cher Erheblichkeit eingebracht habe, ohne ſich des Einverſtändniſſes beider Groß⸗ 
mächte vorher zu verſichern. Selbſt ba, wo man auf ben Wibderſpruch minder 
mächtiger Staaten geflogen ſei, wie in ber Angelegenheit ber fübbeutfchen 
Bımdesjeftungen, habe man es vorgezogen, Zwede von biefer Wichtigkeit und 
Dringlichkeit viele Jahre hindurch unerfüllt zu laſſen, anftatt den Widerſpre⸗ 
enden mit bem Verſuch ber Majorifirung enigegenzutreten. Heut zu 
Tage werbe dagegen ber Widerſpruch Preußens nicht nur gegen einen An- 
trag, ſondern gegen bie Verfaſſungsmäßigkeit deſſelben als ein ber Beachtung 
unwerther Zwiſchenfall behandelt, duch welden man fi im entfchloffenen 
Borgeben auf ber gewählten Bahn nicht beirren laffe. Ich babe ben Grafen 
Karolyi gebeten, ben Inhalt der vorſtehend amgebeuteten Unterrebung mit 
mõoglichſter Genauigfeit, wenn aud auf vertraulibem Wege, zur Kenntni 
bes Grafen Rechberg zu bringen, inbem ich die Ueberzeugung ausſprach, d 
bie Schäden unſerer gegenfeitigen Beziehungen nur dur rüdhaltlofe Offen: 
beit zu heilen verfucht werben könnten. 

„Die zweite Unterredung fand am 13. Dec. v. J., einige Tage nach ber 
exſten, ftatt. Ich juchte den Grafen Karolyi auf, um den Ernft ber Rage ber 
Dinge am Bunde feiner Beachtung zu empfehlen, unb verheblte ihm nicht, 
baß bas weitere Vorfchreiten der Majorität auf einer von uns für verfaffunge- 
widrig erfannten Bahn uns in eine unannehmbare Stellung bringe, daß wir 
in ben Gonjequenzen befjelben ben Bruch bes Bundes vorausjähen, baf 
Herr v. Uſedom über biefe unfere Auffaffung dem Freiherrn v. Kübel und 
Treibern v. d. Pfordten feinen Zweifel gelaffen, auf feine Andeutungen aber 
Antworten erhalten babe, die auf fein Verlangen nad Ausgleihung jchließen 
ließen, indem Freiherr v. db. Pforbten auf befchleunigte Abgabe nee Mi: 
noritätspotums bränge. Ich bemerkte biergegen, daß unter jolchen Umftänben 
das Gefühl der eigenen Würbe uns nicht geftatte, bem an der anderen Seite 
berbeigeführten Eonflict ferner auszumweichen, und baß ich beshalb ben Fön. 
Bunbestagsgefanbten telegraphifch zur Abgabe feines Minoritätsportums ver: 
anlaßt babe. Ich jtellte in Ausſicht, daß wir bie Meberfhreitung Ner 
Competenz durch Majoritätsbeihhlüffe als einen Bruch der 
te auffaſſen und dem entjprechend verfahren würben, inbem 
bieffeitö ber Föniglihe Bunbestagsgefandte ohne Subflitution ab: 
berufen werben würde, und deutete bie praftiichen Confequenzen an, welde 
fih aus einer ſolchen Situation in verhältnigmäßig kurzer Zeit ergeben müß⸗ 
ten, indem wir natürlich die Wirkfamtleit einer Verfammlung, an 
welcher wir uns aus rechtlihen Gründen nicht mehr betbeiligten, in Bezug 
auf ben ganzen Gejhäftsfreis bes Bunbes nicht weiter für 
zuläffig anerfennen fönnten. Wir würden aljo auch bie preußifchen 
Sarnifonen in den Bundesfeſtungen nicht mehr ben Beichlüfien ber 
Bundesverſammlung unteritellen föünnen. Unwahr ift, daß ih für diejen all 
von ber Zurüdziehung dieſer Garnijonen geſprochen haben fol. Ich Habe 
im Gegentbeil auf die Eonflicte aufmerffam gemacht, welche das Verbleiben 
berfelben nach fich ziehen könne, nachdem ihre Befehlshaber ber Autorität ber 
Bunbesverfammlung bie Anerfennung zu verfagen haben würben. 

„.... Wenige Tage darauf erhielt ich bie vertraulihe Mittheilung, 
daß ber öſterreichiſche Gefandte in Wetersburg über Berlin auf feinen 
Poſten zurüdtehren unb bie ſchwebende Streitfrage mit mir befpres 
hen werbe. Als berfelbe (Graf Thun) bier eintraf, babe id mid 
nicht abhalten Iaffen, feine mir zum Amel einer Verſtändigung gemach⸗ 
ten Cröffnungen in ber entgegentommendfien Weile aufzunehmen. In 
Folge berfelben erklärte ich mid bereit, auf verjchiebene zwiſchen ums 
verabrebeie Auswege zur Beilegung ber Tranffurter Schwierigkeiten eins 
zugeben und inöbelontere auf den Vorſchlag: die Abftimmung über bie 
Majoritätsanträge in ber Delegirtenfrage zu theilen und nachdem fie über 
Punkt 1 erfolgt und ber Mangel ber zur Durchführung ber Sade nöthigen 
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Stimmeneinhelligfeit conftatirt wärk, bie ganze Angelegenheit als eine zu 
weitern Verhandlung am Bunde noch nicht reife an bie einzelmen Yunbet: 
tegierungen zur Verſtändigung unter einander zu verweilen. Graf Thum 
flug mir barauf vor, eine a zwiichen bem Grafen Rechderz 
und mir Behufs weiterer Belprechung der Trage zu veranftalten. Ih er 
flärte mich hierzu geneigt, erhielt indeijen in ben folgenden Tagen burd Gral 
Karolyi vertrauliche Diittheilungen, nad) welchen Graf Rechberg vor uniera 
Zufammentunft die Erflärung meines Ginverjtändniffes mit Bunbesreform: 
voriehlägen erwartete, für welche meines Erachtens längere und eingebenber: 
Vorverbandlungen erforderlich geweien wären. Da bierzu bie Zeit bis zum 
22. zu kurz war, fo glaubte ih auf bie vorgefchlagene Zufammenfumft nur 
in dem alle eingehen zu Tönnen, daß von vorgängigen bindenden Berab- 
rebungen Abftand genommen werde. Ich fügte hinzu, daß es mir vor de 
Hand nur darauf anzufommen fcheine, zu verhüten, baf bie Verflänbigung 
durch die in Frankfurt zu erwartenden Vorgänge erſchwert werbe, und baf 
ih bei meinem Eingehen auf Graf Thuns Vorfchläge diefes Ziel hauptſächlich 
im Auge gehabt babe, deſſen Erreihung burdy bie Hereinziehung principieler 
Fragen von ausgebehnter Tragmeite einftweilen nur beeinträchtigt werben 
würde. Da Graf Nechberg bierauf erflären ließ, daß Defterreich auf weitere 
Berfolgung bes Antrags in Betreff der Delegirtenverfammlung nicht ohnt 
gefichertes Aequivalent verzichten Tönne, fo ift die Juſammenkunft bisher umter: 
blieben. Bon anderer Seite ift ber k. Regierung inzwifchen ber Bermittlunge: 
vorſchlag gemacht worden, fie möge ibrerfeits bie Depefche bes Grafen Bernitor] 
vom 20. Dec. 1861 zurüdzichen, wenn andererſeits auf bie Durchführung 
ber Anträge wegen der Delegirten verzichtet würde. Ich kann biefe Beiden 
Fragen inbeffen nicht auf gleiche Linie flellen. Die Depefche bes Graien 
Bernftorff begnügt fih damit, bie Anficht der f. Regierung barüber auszu: 
fpredden, in welcher Weife eine Reform ber beutfchen Verbältniffe in Angrin 
zu nehmen fei; es war biefe Aeußerung durch eine Anregung bes k. ſächſiſchen 
Gabinets bervorgerufen worden, und bie T. Regierung bat mit dieſer Not 
an bie freien Entſchließungen ber übrigen Bunbesregierungen apfel: 
lirt, ohne auf biefelben in irgend einem Wege brängendb einwirken zu 
wollen. So lange wir uns fagen mußten, baf bie Ueberzeugung von be 
Michtigkeit unferer Vorfchläge bei den übrigen Regierungen noch nicht hin: 
reihenben Anklang gefunden Batte, um einen Erfolg in Ausficht nehmen zu 
können, haben wir die Frage ruhen laffen, und erit nachdem wir durch bat 
Berfahren ver Majorität in ber Delegirten-Angelegenbeit zu einer -Ausipradt 
propocirt worden waren, bat ber k. net nahe ben Auftrag erhalten, 
in feiner Abftimmung die Anfichten der E. Regierung von neuem zu entwideln. 
Die Anträge wegen ber Delegirtenverfammlung bagegen find nicht mit ber 
jelben Rückſichtnahme auf die Unabhängigkeit ber Negierungen von entgegen: 
ftehender Anficht in's Leben getreten, fondern es ift werfucht worden, fie ben 
ausdrücklich widerfprechenden Regierungen auf dem Wege neuer und bem In⸗ 
halt ber Bundesverträge Gewalt anthuender Interpretationen leßterer, aufzu⸗ 
drängen. Einem folchen Verfahren gegenüber kann Preußen im Bewußtjein 
feines guten Rechtes lediglich denjenigen Bundesregierungen, welche bie ©: 
un im Innern bes Bunbes durch ihr aggreſſives Perfabren in zragt 
ellen, bie Sorge für bie Beilegung oder die Berantwortung 
ür die Folgen bes von ihnen beraufbefhwornen Eonflictet 
überlaffen.” 


2. Fehr. (Kurheſſen). Der Verfaſſungsausſchuß der Gtändener: 
fammlung fieht ſich genöthigt, wegen totalen Mangels an Vorlagen 
fich beſchwerend an bie Regierung zu wenden. 

3. „ (Hannover). Die von ber Megierung einberufene Synodal⸗ 
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commifition (14 Mitglieber, darunter auch einige Theilnehmer ber 
Celler Berfanmlung) wird dur den Eultusminifter Lichtenberg 
eröffnet. 

3. Gebr. (Gotha). Der Landtag votirt einftimmig dem preußifchen 
Abg.⸗Hauſe wegen feiner Haltung in der Adreßdebatte feinen Dank. 

4, (Coburg-Gotha). Der Herzog lehnt die ihm angebotene 
griehifche Krone ab. 

7., (Kurheſſen). Die Stänbeverfammlung nimmt eimen Antrag 
auf Entfhädigung der 1850 entlaffenen Civil: und Militärftaatd- 
diener einjtimmig an, 

„C(Anhalt-Deſſau). Der neugewählte Abgeordnete für Köthen 
erflärt wie feine drei Vorgänger feinen Proteft gegen die Rechte: 
beftänbigfeit ber in Wirkſamkeit ſtehenden Verfaffung und legt fein 
Mandat nieber. 

„„C(Coburg-Gotha). Der Landtag von Gotha einigt ſich mit 
der Regierung über die Stellung der Preßgewerbe in dem neuen 
Gewerbegeſetze. 

.„GBaden). Der Präfident der II. Kammer macht derſelben bie 
Mittheilung, daß die Commiſſion zu Berathung des franz.=preuß. 
Handelsvertrages mit ftillfchweigender Zuftimmung ber Regierung 
in Folge ber Ablehnung mehrerer Staaten ihre Berathungen bis 
zu weiterer Entwidlung biefer Frage ausgeſetzt habe. 

14. „ (Baden). Die II. Kammer erklärt faft einftimmig, daß das 
preuß. Abg.⸗-Haus in Wahrung feiner verfafiungsmäßigen Rechte 
feine Pflicht erfüllt und barin zugleich) die verfaffungsmäßigen Rechte 
aller deutfhen Staaten gewahrt babe. — Der Minifter v. Roggen 
bach erflärt, der babifhe Antrag auf Befeitigung bed Bundes: 
befchlufies von 1854 bez. Preß⸗ und Vereinsweſen fei wiederholt 
in Erinnerung gebracht worden, zuleßt mit dem Bemerken, falls 
die Sache am Bunde fi) weiter verzögere, fo vermöge bie Re: 
gierung fich nicht ferner an den Bundesbeſchluß zu kehren, fondern 
werbe auf dem Wege der Barticulargefebgebung vorgeben. 


18. „ (Bayern) regt durch Circularbepefche neuerbings bie öfter. 
Anträge vom 10. Juli v. J. an und erflärt bezüglich ber durch 
den franz.spreuß. Handelsvertrag eingetretenen Zollvereinstrifis, daß 
fie immer noch bereit fei, den Zollverein auf feinen „bisherigen 
Grundlagen” zu erneuern und babei auf „einzelne" Mobdificationen 
des Vereinstarifs oder anderer Beftimmungen einzugehen, während 
Preußen zu wiederholten Malen und in verſchiedenen Formen feine 
Abſicht erflärt Habe, die bermaligen Zollvereinsverträge nach ihrem 
bevorftehenden Ablaufe nicht auf der bisherigen, fondern nur auf 
einer das bermalige Vereinsſyſtem umgeftaltenden Grundlage er- 
neuern zu wollen. 


23. „ (Anhalt-Deſſau). Köthen mählt zu Abgeorbneten wies 
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derum zwei entſchiedene Anhänger der fortbauernben Rechtsbeſtän⸗ 
bigleit ber Verfaſſung von 1848. 

25. Febr. (Baden) Fündigt ſchon jest definitiv auf ben Herbit 1867 die 
‚ Spielpadt in Baben-Baben. 

28. „ (Defterreid). Antwort bes öfterr, Cabinets auf die Anfaul- 
digung ber preuß. Girculardepefche vom 24. Januar bezüglich der 
Politik Defterreihh6 und Preußens gegenüber Deutihland: 

„+. Eine Regierung, deren Hanblumgeweije von einer anberen in einem 
an britte Höfe —— und dann ber Oeffentlichkeit übergebenen Docu 
mente fo birect zum Gegenſtande ber Grörterung gemacht wird, wie uns dies 
in jenem Berliner Schriftftüde wiberfährt, wird, wenn fie fi im Redu 
fühlt, der verzeiblihen Verfuchung unterliegen, von den nicht genau ober niki 
vollftändig enthüllten Vorgängen auch ben legten Schleier binmwegzuzieben, 
Demungeachtet verzichten wir auf biefes Mittel der Abwehr. ... . Tie Aus 
einanberjeßung bes preußifchen Tabinettes, bie uns befchäftigt, bietet uns ein 
Doppelte Seite ber Betrachtung bar. Sie enthält erftens ein unverkennbu 
aufrichtiges Zeugniß für die politifchen Gefinnungen ihres Verfaſſers; ſie 
enthält zweitens eine befchönigende Darjtellung bes Thatbeſtandes der vielke 
fprochenen Vorgänge, eine Darftellung, bie fich großentheils zur Anflage gegen 
uns, zur Befchwerbe über däs, was man in Berlin unfere Rückſichtslofigken 
nennt, geftaltet. Unfere Rüdfichtslofigfeit! Wenn unfer erhabener Monird 
eine Stellung nicht opfert, die, aus der Gefchichte der Jahrhunderte herver⸗ 
gegangen, gebeiligt burch bie Verträge, feiner Frone von Rechts wegen ge 
bührt, und der Macht und Größe feines Haufes entipricht, fo verlegt Oeſter 
reich eine Rüdficht, die es dem verbünbeten Preußen ſchuldig ii! Wenn be 
Taiferliche Hof ber Politif Preußens nicht zur Vefriebigung von Anfprücen 
verhilft, die auf feinem Nechtstitel beruhen, die vielmehr bie Rechte mitver: 
bünbeter Staaten offen antaften, und bie man in unflaren Umrifjen anbeutt, 
ohne für fie eine beitimmte Formel zu finden, ober eine deutlich erfennbar 
Grenze zu ziehen, fo ſetzt Oefterreich abermals die Rüdfichten aus ben Augen, 
bie ber andern beutihen Großmacht — Und der Regierung Preußen⸗ 
war es vorbehalten, ſogar unſer wohlgemeintes Beſtreben, dem Verlangen de 
deutſchen Nation nach Freifinniger Entwicklung der Bunbesverfaffung, jo vid 
an uns ift, Genüge zu thun, unter den Geſichtspunkt einer gegenüber Preußen 
verübten Rüdfichtslofigkeit zu ftelen! Was ift ferner damit gemeint, daß wır 
in Hannover und Kafjel Preußens AInterefien nicht durch unfern Ginflur 
kreuzen follen? Verlangt man von uns, daß wir bort Gefandte amterhalten, 
um in ragen, wo ber Stanbpunft der beiden deutſchen Mächte verfchieben 
ift, nicht für uns, fondern für Preußen zu arbeiten? Bellagen wir und über 
Preußens Einfluß ins Karlsruhe? ... Wenn man uns von Berlin aus bie 
Alternative ftellt, entweder uns aus Deutfchlanb zurüdzuziehen, ben Schwer: 
punkt unferer Monarchie — wie ber preußifche Miniſter meinte — nad Ofen 
zu verlegen, ober im nächften europäifchen Gonflicte Preußen auf ber Seitt 
unferer Gegner zu finden, fo wird bie öffentliche Meinung Deutſchlands über 
folde Geſinnung urtheilen, bie Creigniffe werben fie richten, wenn fie je zur 
That werben follte. Uns aber kommt e8 zu, ben Vorwand, den man fih IM 
ee zurechtlegen zu wollen fcheint, rechtzeitig als einen ſolchen zu few 
zeichnen . . ." 

28. „ (Bayern). Ein kgl. Decret verfügt bie Auflöfung bes Landtag? 


and orbnet Neuwahlen an. 


1. März (Naffan). Eine große Verfammlung ber liberalen Parki 
fegt mit Rückſicht auf bie herannahenden Landtagswahlen einen 
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Ausſchuß nieder und erläht flat eines Wahlprogramms eine An⸗ 
fprade an das naffauifhe Voll: 

„+. . Me dieſe Srunbjäge, welche wir hiermit, verunlaßt durch [pecielle 
Landesbeſchwerden, als Zielpunfte der Thätigfeit der zu wählenden Abgeorbs 
neten in ben PBorbergrund geftellt haben, finden fich bereits als zu Recht be⸗ 
flehend anerkannt in ber Zufammenftellung des Staatsrechts (Codifikation) 
vom Jahre 1849. Dieſes von der Regierung mit der berechtigten Vertretung 
des Landes vereinbarie und im Verordnungsblatt durch Edict vom 28. Dec. 
1849 als das „anerkannte geſetzliche Staatsrecht bes Herzogthums“ verkündete 
Verfaſſungsrecht iſt dem Lande durch einen nicht als rechtmäßig anzuerken⸗ 
nenden Act entriſſen worden. Die unverkürzte und volle Wiederherſtellun 
beffelben wird ſowohl durch bie berechtigten Intereſſen des Landes, als dur 
das verletzte Rechtsgefühl gefordert, und iſt von bem neu zu wählenden Land⸗ 
tage anzuſtreben.. 


8. März. (Gera). Der Landtag beſchließt einſtimmig, von der Re⸗ 


11. 


20. 


24. 


IJ 


gierung die Gemeinſamkeit des Militärs beider Reußiſcher Linien 
zu fordern und legt eine ſehr entſchiedene Stimmung gegen eine 
Militärconvention mit Preußen an den Tag. 

(Heſſen⸗Darmſtadt). Die II. Kammer ſpricht faſt einſtim⸗ 
mig dem preuß. Abg.⸗Hauſe ihre Anerkennung aus. 

(Naffan) Die II Kammer wählt den Abg. Braun, den eif⸗ 
rigen Agitator für den franz.-preuß. Handelsvertrag mit 12 von 
21 Stimmen wieber zu ihrem Präfidenten ; der Candidat der groß- 
beutihen Partei bleibt mit 9 Stimmen in der Minderheit. 


(Heffen:Darmftadt). Die Regierung beharrt in Antwort 
auf eine nterpellation in ber II. Kammer auf ihrem bisherigen 
Standpunkte bezüglich des franz.preuß. Handelsvertrages. 


(Anhalt: Deffan) Die neuen Abg. von Köthen erklären 
fi wiederum für die Rechtsbeſtändigkeit der Verfafjung von 1848 
und legen zugleich ihr Mandat nieber. 


(Bayern). Kine Berfammlung der liberalen Partei befchließt 
in Nürnberg die Gründung einer deutſchen Fortſchrittspartei in 
Bayern. 

(Hannover) Der Ausfhuß der Celler Paftoralconferenz er: 
läßt eine Anfprache an bie evang. Gemeinden und entwidelt barin 
fein Programm für die auf den 22. April anberaumte große Landes⸗ 
verfammlung. 

(Zollverein). Eröffnung der Generals Zollvereinds Conferenz 
in Münden. 

Das Leipziger Eentral-Eomitd beruft nun doch unter bem Eins 
fluffe Laſalle's einen allg. deutſchen Arbeitercongreß ein. 

(Helfen: Darmftadı). Die I. Kammer verwirft die Re⸗ 
gierungsforberung von 18,000 fi. Apanage und 11,000 fl. Er- 
ziehungsfoften für den Prinzen Wilhelm, 

(Deiterreih) ſpricht in einer Cirenlardepeſche bie beftimmte 
Erwartung aus, daß bie eben in Münden eröffnete General⸗Con⸗ 
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ferenz der Zollvereinsftaaten feine Propofitionen vom 10. Juliv. J. 
einer eingehenden Prüfung unterziehen werbe. 

30 „ (Hoiftein) Allerh. Bekanntmachung des Königd von Düne 
mark (f. Dänemarf). 

— .„ (Hannover und Braunfhweig). Angebliher Abſchluß einet 
Staatövertrags für den Succeflionsfall in Braunfchweig. 


4. Apr. Unterzeichnung des Schlußprototolld der Hamburger Elbe⸗Zel⸗ 
commiſſion. 

6. „ (Kurheffen). Der neue preuß. Geſandte trifft in Kaſſel ein 
Am folgenden Tage bringt die Kafleler Ztg. die Ernennung 
nenen kurheſſ. Gefandten in Berlin. Der Kurfürft hat alfo fein 
Willen durchgefegt, Preußen hat den erften Schritt thun müflen. 

410. „ (Kurdeffen). Die Ständeverfammlung genehmigt ſchließli 
einftimmig die von ihrem Ausfhuß theilmeife modificirte Se 
rungsvorlage bezügli Vertretung ber Stanbesherrn und 
Ritterfchaft. 

12. „ (Bayern) wahrt durch eine Gircularbepefhe die echte 4 
Haufes Witielsbach gegen eine allfällige Uebertragung ber griedi 
[hen Krone auf den Prinzen Wilhelm von Dänemark. 

12—18. Apr. (Bayern) ine außerordentlihe Gegeralfgnobe ber 
Pfalz nimmt die von ber Regierung vorgefchlagene neue Wahl: 
ordnung mit 40 gegen 6 Etimmen an. 

13. Apr. (Bundestag). DOefterreih und Preußen proteftiren vorläug 
in Kopenhagen gegen die allerhächfte Bekanntmachung v. 30. Miy 
bez. Holftein. 

14. „ (Heffen:Darmftadt). Die IL Kammer nimmt ben Antraj 

ihres Ausfchuffes für Reform der evangelifhen Kirchenverfaſſunz 

mit allen gegen 4 (abelige) Stimmen an. 
(Heſſen-Darmſtadt). Die IL’ Kammer beſchließt in geheimer 

Sigung, den Großherzog um freiwilligen Verzicht auf einen ange: 

mefjenen Theil feiner bisherigen Civilliſte zu erfuchen. 

22. „ (Hannover). Große Lirhliche Landesverſammlung in Celle. 
Diefelbe genehmigt eine Eingabe an den König bezüglich ber Ber: 
ſynode und der Synode, ein Gefuh an den Cultminifter bez. det 
Teufelsformel und des heimlichen Gebrauchs bes neuen Katehiemue 
und fpricht fchließlich auf den Vorfchlag des Prof. Ewald die Ueber: 
zeugung aus, daß zum dauernden Schutze der evangeliſchen Kirde 
eine allgemeine deutſche Synode Noth thue. 

25. „ (Zollverein). Bayern bringt in einer Denkfchrift an bie 
Münchner Generalconferenz darauf, bag Oeſterreich auf feine Pro⸗ 
pofitionen vom 10. Juli v. J. wenigſtens eine erſte allgemein 
Antwort eriheilt werbe und zwar dahin, daß bie Verhandlungen 
über Fortſehung und Erweiterung bes Vertrags mit Deſterreiq 
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gleichzeitig nıit den Berhandlungen über bie Erneuerung bes Zoll 
vereind würden eröffnet werben. 

„++. Sollte es nicht gelingen, hierüber, oder über die an Oeſterreich zu ers 
theilende vorläufige Antwort eine Uebereinſtimmung zu erzielen, ſo würbe 
nur erübrigen, daß wenigftens biejenigen Regierungen, welche bezüglidy der 
Erneuerung bes Zollvereinsvertrags unb ber weiteren Verhandlungen mit 
Defterreich im weſentlichen übereinjtimmen, fidy bezüglich ihres weiteren ge: 
meinfchaftlihen Verfahrens in beiden Richtungen verftändigen.” 

7.Apr. (Hannover). Der König lehnt es ab, die Deputation ber 

Seller Verſammlung zu empfangen. 

29. „ (Bayern). Allgemeine Landtagswahlen. Die große Mehrheit 
ber Gewählten gehört der minifteriellen und großbeutfhen Partei 
an. Die Tortfchrittspartei bleibt in entfchiedener Minderheit. Hef⸗ 
tiger Wahlkampf in Nürnberg. 

„ » (Hannover) Kine Lönigl. Verorbnung beruft eine Vorſynode 
ein. Diejelbe fol aus 24 von ben Geiftlihen zu wählenden geift- 
lichen, 24 von den Kirchengemeinden zu wählendel weltlichen und 
16 vom König zu ernennenden Mitgliebern, Geiftlihe und Welt: 
liche in gleiher Zahl, beftehen. 

„ (CHolftein). Nachdem zahlreihe Verfanmlungen in Kiel, Rends⸗ 
burg, Altona, Abehoe, Hamburg ꝛc. gegen bie däniſche Maßregel 
von 30. April proteftirt haben, erinnert die Regierung daran, daß 
nad ber bejtehenden Verfafiung alle und jede Abhaltung politifcher 
Berfammlungen unerlaubt fei. und droht mit unnadhfichtliher Strenge. _ 

» » (Bundestag). Oldenburg trägt darauf an, daß ber Bund ſich 

von den Vereinbarungen mit Dänemark von 18°%, förmlich losſage, 
„nachdem die königl.⸗herzogl. Regierung dieſelbe unerfüllt gelafjen 
und thatfächlich verlegt, da fie ferner den tractatmäßigen Charakter 
ber baburdy eingegangenen Verpflichtungen in ber an bie Regie 
rungen von Oeſterreich und Preußen gerichteten Noten vom 6. Nov, 
v. %. in Abrede geftellt und ſich fogar von benfelben durch bie 
Belanntmadhung vom 30. März d. J. im Prinzip losgeſagt hat.’ _ 


30. 


9. Mai. (Braunfhmweig) Die Regierung lehnt eine Betition des 
Braunſchweiger Bürgervereins um Einberufung einer Landesfynobe ab. 

8. „ (Heffen-Darmftabt). Die I. Kammer beendigt ihre Ber: 
bandlungen über den Entwurf eines Kirchengeſetzes und erklärt ſchließ⸗ 
lich nach ſechsſtündiger Debatte mit allen gegen 4 Stimmen: 

„daß bie ohne ſtändiſche Zuftimmung zwiſchen ber großh. Regierung und 
bem Biſchofe von Mainz unter bem 23. Auguſt abgejchlofiene vorläufige 
Uchereintunft rechtsungültig ift, ba fie Beilimmungen 'enthält, welde ber 
Berfafiung, ben Geſetzen und Berorbnungen, fowie bem jeitherigen Rechts⸗ 
befßande im Großherzogthum wiberfpredgen. Die Kammer erklärt, baf bie 
Uebereinfunft feine Wirkſamkeit äußern darf, und verwahrt fih auf das Ent 
ſchiedenſte gegen jebe etwa beabfichtigte fernere Anwenbung biejer Uebereinkunft 
als einen Bruch ber Berfaffung.“ 

9. „ (Baden). Die H. Kammer beenbigt bie Berathung des von 
der Regierung ihr vorgelegten Entwurfs einer neuen Berwaltungs- 
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organtfatton und ertheilt bemfelben mit ben angebradgten Motif: 
cationen ihre einftimmige Genehmigung. \ 

9. Mai. (Kurheſſen). Die Regierung lehnt den Antrag der Stände 
‚verfammlung wegen Entjhädigung der 1850 entlaffenen Gtaute 
diener ab. Die Ständeverfammlung fpricht fi einftimmig für ben 
Erlaß einer Gewerbeordnung im Sinne vollftändiger Gewerke: 
freiheit aus. | 

42. „ (Heffen-Darmftabt). Die IH. Kammer befchliegt mit 9 
gegen 5 (abelige) Stimmen, bie Regierung um Revifion bes Pref— 
geſetzes zu erfuchen. 

‚ 43, „ (Hannover). Der Ausfhup des Celler Bolls-Kirchentagel 
erflärt in einer Anfprahe an die evang. Gemeinden bie Bitte 
und Wünfche des Landes in ben wefentlichften Punkten für nid 
erfüllt durch die F. Verorbnung v. 29. v. M., erkennt aber ink 
felben dog immerhin einen Fortſchritt und ermahnt zu lebhafte 

Theilnahme an den Wahlen für die Vorſynode. | 


14, „ (Hannover). Aufruf der Hannover’fhen Fortſchrittspartei ke: 
züglich der bevorſtehenden Landtagswahlen : 

„.. Die Vergangenheit ber neu eingetretenen Minifter ift ums eine Cu 
rantie bafür, daß ein ungejeglicher ober unfittliher Druck auf bie aba 
vom Minifterium nicht verfucht werben wird. Dem Lande wirb aljo, tel 
ber großen Mängel bes durch einfeitige Verordnungen wieberhergeftellie 
Mahlgefeßes vom Jahre 1840, Gelegenheit geboten, durch bie Wahl jene 
Vertreter nicht allein ein Urtheil aßzugeben über die jüngfiverfloffene Rex 
tionsperiode, fondern entſcheidend mitzuwirken für bie fo lange vergeblih a 
fehnte Herftellung befierer Zuflände. Grfüllen bie Wähler ihre Pflicht and 
nur zum kleinen Theile, jo wird Hannover enblich einmal wieber eine zweit 
Kammer erhalten, welche nicht in unterwürfiger Hingebung an bie Wünik 
oder Befehle ber Minifter die wefentliche Aufgabe einer Landesvertretung ſuch 
fondern welche, in bem vollen Gefühle ihrer verfaffungsmäßigen Necdhte un 
— jelbftändig mitarbeitet an ben Angelegenheiten bes Vaier 


es. 
„Leicht wird Bel die Aufgabe der nächſten Ständeverfammlung nid! 
fein. Sieben Zahre lang hat das vorige Minifterium nah Kräften geat: 
beitet, die jo glüdlich begonnene Entwidlung bes öffentlichen Lebens zu unter 
brechen und zurückzuſchrauben, einjeitig alte, nicht mehr auf bie jetzigen Zu: 
ftände pafjende Verfaſſungsvorſchriften wieder in das Leben zu rufen, mui 
ben durch bie äußerſte Anfpannung aller Mittel zufammengebrachten will: 
führigen Kammern einen großen Theil ber fegensreichen —— — 
aus der Zeit von 1848 bis 1855 zu beſeitigen, durch eine ungeheure Stei⸗ 
gerung aller Ausgaben, verbunden mit ber Beſeitigung ber nothwendigſten 

efugniffe ber Stände unb des Schatcollegiums bei ber Eontrole des Staatt: 
Haushalte unfere fo blühenden Landesfinanzen ernſilich zu gefährben. Manches 
Fahr hindurch wird e& ber vollen Hingebung unabhängiger, einfidhtiger und 
— Männer in ber Ständeverſammiung bebürfen, follen feſte Ber: 
affungszuftände, gefunde Grundſätze ber Gefebgebung und ein [parfame ge 
ſicherter Staatshaushalt wieberhergeftellt werben. 

„Durch die ohne Zuſtimmung ber Stänbeverfammlung einjeitig er 
Iaffene Verordnung vom 1. Auguſt 1855. ift eine Reihe wichtiger Berfafjungt: 
vorjriften, namentlich über bie Zufammenfegung beiber Kammern, We 
jentli abgeändert. Diefe Verordnung enthält einen Cingriff in das oͤffeniliche 
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Recht unferee Landes, zu welden auch bie Mitwirkung und Gutheißun 
ber Bunbesverfammlung eine Befugnig nad unzweifelhaften Beſtimmun * 
ber Bundesſs⸗ und Landesverfaſſung nicht ertheilen konnte. Alle ſpäteren Bes 
fehlüffe der. Standeverſammlung über die Verſaſſung, die Geſetzgebung und 
bie Finanzen leiben durch bie rechtlichen Mangel einer ſolchen Grundlage. 
Die Unſicherheit bes Rechtes, welche durch dieſe einſeitigen Eingriffe in das 
— Verfaſſungsleben gebracht iſt, iſt in ihren Folgen für das Rechts⸗ 
ußtſein im Lande und für bie Entwidlung unſerer öffentlichen Verhält⸗ 
miffe von ber verberblichiten Wirkung. 

„Unfer Lanb hängt mit Liebe an ben Grundſätzen ber Berfaflung vom 
5. September 1848. Nach ber firengen Regel bed Rechtes Tönnten fie, 
als in giltiger, verfaffungsmäßiger Weiſe niemals aufgehoben, noch heute als 
zu Recht beitehenb angejehen werden. Sollte es alſo dem neuen Minifterium 
nicht gelingen, unter Mitwirkung der jept zufammentretenden Kammern in 
ben Hauptpunften bie Ba Beftimmungen der Berfaffung und Geſetz⸗ 
gebung aus ben Jahren 1 bis 1855 wieder herzuftellen und damit ben 
Trieben und einen allgemein anerkannten Rechtszuſtand im Lanbe zurüds 
zuführen, fo ift bie Gefahr nicht gering, daß die Rechtsunſicherheit und bie 
Berfaflungeconflicte ſich unabſehbar fortpflanzen; unb bie Möglichleit tritt 
heran, baß bei irgend einer Gelegenheit das Lanb und feine Vertreter ſich 
veranlaßt feben, unter Befeitigung bes jegigen AJuftanbes eins 
fach auf das formell nidt —— Recht von 1848 zus 
rüdgugeben.... .“ 


5. Mai. (Heffen- Darmftadt). Die II. Kammer tritt in bem 
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Conflict mit der Regierung über bie Verbindtichkeit der auf früheren 
Landtagen vereinbarten, jebody nicht in Geſetzesform veröffentlichten 
Befoldungs = und Berfonaletats der einzelnen Staatsämter (des 
fog. firen Etats) einftimmig dem vermittelnben Antrage bei, „bie 
Regierung zu erfuchen, daß foldhe unverzüglich zu einer Revifion 
ber bermaligen Perſonal- und Befoldungsetats ber Civilbehörden 
im Geifte größerer Vereinfachung und der Erfparung bie geeigneten 
Einleitungen treffe und den Ständen barüber jebenfalls für bie 
nächſte Finanzperiode, in Betreff der Geſandtſchaften jedoch ſchon 
für diefe Periode, die geeignete Vorlage made.” Die Regierung 
läßt die Erflärung ertheilen, fie „befürworte eine Organifation 
des Bundes, welche geftatte, das active Gefanbtfchaftsreht auf bie 
Bunbescentralbeßärbe zu übertragen.“ 

(Holftein). Das Magiftratsgeriht in Kiel und das Ober: 
gericht in Glückſtadt Ichnen die ihnen zugemutbete Verfolgung wegen 
Theilnahme an den ftattgefundenen pelitifhen Verfammlungen ab. 

Anfprache des Ausſchuſſes des Nationalvereind an die Mitglieder 
derjelben: 

„Der verhängnißoolle Ernft ber politifhen Lage bat ben Ausſchuß bei 
feiner diesmaligen Zuſammenkunft zu eingehenben Beiprechungen aufgefordert. 
Indem wir von bem Ergebniß berjelben ben Vereinsmitgliebern Rechenſchaft 
ablegen, vertrauen wir auf ihre Webereinfiimmung unb forbern fie auf, bie 
Gefinnung, zu ber fie fi) mit uns befennen, in ben befonberen Kreifen ihrer 
politifchen Thätigfeit bei jebem Anlaß zur Geltung zu bringen. 

„Durh die Stellung der preußifhen Regierung zu bem Aufftanb 
in Polen, durch den Äbſchluß ber Convention mit Rußland, burdh ben ges 
bäffigen Vollzug unmenſchlicher Nuslieferungsverträge, buch ein heraus: 


Dintfpland. 


fordernbes und bennoch ſchwankendes Verhalten zu ben Abrigen Wädten — 
burch diefe von ganz Europa verurtheilte Politik wirb bie Ehre ber Natien 
efaͤhrdet und zugleich ber bewaffneten Einmifchung bes Auslands bie wil: 
ommenfte Hanbbabe geboten. Wir achten das beibenmüthig vertheitigt 
Recht bes polniſchen Volls auf nationale Eriftenz ; find aud bie Eroberunge, 
bie beutfcher Geift und beutfche Arbeit auf ehemals polntfhem Boden gemakı 
haben, unwiberruflich, fo verſchmähen wir es doch, bie Helferthelfer be 
Unterdrüdung zu fein. Wir ſcheuen ben Krieg nicht, ber für- eime zu 
Sache unternommen unb von vertrauenswürbigen Führern geleitet mitt; 
wir verabfcheuen aber ben Krieg, ben eine abfolutiftiihe Gabmetspolitil m 
Dienft verwerflicher Intereſſen uns aufbrängen will, unb Balten ben fchonunge: 
Iofen unverföhnlihen Kampf gegen bie Träger einer ſolchen Politik für tu 
erfte bürgerliche Pflicht. 

„Zeigt ſich das Miniſterium Bismark bereit, uns in einen Zrieg zu ve: 
wideln, ber mit bem lähmenben Bewußtfein bes Unrechte gerührt werke 
müßte, fo wird es dagegen burch bie. Verfolgung feiner reactionären Relitt 

endtbigt, ſelbſt vor ber einfachen biplomatifchen Aufrechthaltung unierd 

echts, bes beutfhen Rechts gegenüber ber Anmaßung Dänemarks, 
kraftlos zurückzuweichen. Dem Batriotismus einiger Mittel = und leinflaate 
überlaffen es die Gropmächte Preußen und Defterreih, bie einzig würtig 
Antwort zu finden, bie Deutichland auf bas bäntfche Märzpatent geben Tann. 
&8 gilt in der Sache ber Herzogthümer nicht allein bie verpfänbete Ehre da 
Nation: e8 gilt au, eine Stellung zu gewinnen unb zu befeftigen, bie für 
ben Schuß unferer Küften, für bie Entfaltumg unferer Seemacht, für Du 
ganze politiihe Zukunft Deutſchlands von unberechenbarer Wichtigkeit it 

ie8 Tann nur erreidht werden, wenn bie uralte Verbindung der Hera: 
thümer in ihrem vollen Umfang wieber hergeftellt, ihr Verhäliniß zu Täne 
mark auf bie Grunbfäge ber Perfonalunion zurüdgeführt und bie aueſchlief⸗ 
liche Erbfolge des Manneſtamms zur Anerkennung gebracht wird. Dit 
Londoner Protocol, das bie Erbfolge eigenmächtig ändert, bat für Deutik: 
land und bie Herzogthlimer niemals binbenbe Kraft gehabt; bie Berabredunge 
von 1851 und 1852, bie ſchmählichen Schranken, die man zwiſchen Teutid: 
land unb feinem Rechte ziehen ließ, find durch Dänemark felbft in dem 
Patent vom 30. März gebrochen. Jetzt ift es unfere Aufgabe wahrlich nict 
biefe Schranken mühſelig mit eigener Hand wieber aufzurichten, fonber 
über ihre Trümmer hinweg nad) dem ungeſchmälerten Befit ber alten Rechte 
u greifen! Schon Hat fi) bie Erkenntniß biefer Pflicht in zahlreichen Per: 
—— des Nationalvereins, aber auch in politiſchen en, bie fon 
ben Beftrebungen bes Vereins feinbjelig abgewenbet finb, Iaut und nadbrüd- 
ih geäußert. Man fühlte, daß bier ein gemeinfames Intereſſe alle achtbaren 
Parteien, alle diejenigen, welden bie Ehre und Wohlfahrt ihres Vaterlande 
am Herzen liegt, zu einmüthigem Handeln verbindet. Nur burch bie An: 
nahme und entfchlofienfte Ausführung bes olbenburgifchen Antrages können 
die Sünden ber Vergangenheit gefühnt werben. Und ift es vielleicht für 
biefe Sühne zu früh? Haben die Herzogthümer nod nicht Tange genug den 
bänifhen Drud erbulbet, fpielt das Ausland noch richt lange genug mit 
unjerer politiihen Dhbnmadt?! 

„Es iſt wahr: ein Blick auf bie legten Schidfale ber nationalen Bewegung 
ſcheint jebe Hoffnung nieberzufchlagen. Als im Jahr 1859 Deutſchland bem 
Krieg entgegenging, wurde bas Verlangen taufenbfach laut, es müfle bie 
Leitung ber deutſchen Politit und Heeresmacht in bie b Preußens gr: 
legt werben. Jene Krifie ‚verlief ohne Entſcheidung, fie hatte aber bie Er: 
fenntniß ber alten Wahrheit aufs neue belebt, daß Veutſchland bie Stelung, 
bie ihm unter ben Böllern gebührt, nicht einnehmen wirb, fo lange nic 
feine Berfaffung im Geiſt ber bundesſtaatlichen Ginheit von Grund aus refor: 
mirt iſt. Diefe Erkenntniß ſchuf ben Nationalverein und führte zu bem Aus: 





= 


Bentkplau, 39 


brud ber Zuerſicht, ber in unferer Erklärung vom 4. September 1860 nieber⸗ 
gelegt if: Deutihlanb werde willig dem Oberhaupt bes mädhtigften beutfchen 
Staats bie politifche und militärifche Leitung anvertrauen, wenn biefe Macht 
durch energiiche Vertretung aller nationalen Intereſſen ſich fähig erweiſe, 
igeen geſchichtlichen Beruf tatkräftig zu erfüllen. Unb was ifi feither 
geſchehen? Schritt für Schritt ift bie preußiſche Regierung von ihrer Auf: 
Er weiter zurüdgewichen, bis zu dem Punft, auf dem mir fie heute er: 


27. Mai. (Lippe). Die Regierung verbietet die Bildung einer Yort- 
ſchrittspartei. 


28. „ (Kurhefſen). Die Ständeverfammlung verwirft ven Re: 
gierumgsvorfhlag bezüglich Handhabung der Dienftorbnung - im 
Staatsdienite. 

30. „ (Sadfen) Der am 25. April in Leipzig gegründete Fort⸗ 
frittsverein für ganz Sachſen, ber in ber beutfhen Frage auf 
dem Boden ber Reichöverfaffung ſtehen und im Innern eine energifche 
und confequent vorwärtsgehende Neformpartei herſtellen will, er- 
laͤßt einen Aufruf an alle Freunde des Fortſchritts in Sachſen: 

„Das fächfifhe Bolt entbehrt feit nun Tänger als zwölf Jahren bie wich⸗ 
tigfen ber vorher auf verfafjungsmäßigem Wege erlangten ober feierlich ihm 
verhei henen Rechte unb Freiheiten. Faft alle anbern beutichen Staaten er- 
freuen fich entweber bereits einer Xreiheit, welche bas öffentliche Leben in 
ihnen befriebigt und beglüdt, ober find in ber friedlich und kräftig wachſen⸗ 
ben Entwidlung und bauernben Begründung biefes hohen Gutes, welches 
durch materielles Wohlergehen niemals aufgemagen werben. Tann, begrifien. 
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Die in jenen Jahren durchlebte Periode ber Reaction und bes Cäkläftame 
hat im fächfifhen Volle bas Bewußtſein, durch eigenen Werth und une 
jahrbare Verheigungen Anrecht auf gleiche Freiheiten und Rechte zu babe, 
zu erbrüden nicht vermodt. Um biefe zu erreichen, gilt es vor allem, fe 
unermübet zu erſtreben. Zu biefem Zwecke bat fi) ein Fortſchritteverein ir 
Sachfen gebilbei. . . .* 


4, Juni. Deutfch = evangelifche Kirchenconferenz in Eiſenach. Es nehmen 


daran 26 Abgeordnete aus 22 Landeskirchen Theil. 


5. „ (Zollverein). Erklärung Preußens an ber Geueralzollcon 


ferenz in München bezüglich der Denkſchrift Bayerns vom 25. April 
für Beantwortung ber öſterreichiſchen Propofitionen. Preußen be 
harrt darin auf feiner Anſicht, daß es nicht thunlich fei, die Be 
bandlungen über bie Yortfebung des Zollvereins und über m 
Regelung des DVerhältnifies zu Oefterreich gleichzeitig im Angri 
zu nehmen, baß bie lehtern vielmehr erft dann aufgenommen wer: 
den Tönnten, nachdem bie Tortbauer bes Zollvereins und zwat 
„unter Aufrechthaltung bes mit Frankreich gefchloffenen Vertrags” 
gefichert fein werde. Sachſen erklärt fih gu Unterbandlungen 
mit ODefterreich jeberzeit bereit, zumal e8 „bie Hoffnung nicht auf: 
geben Tann, daß es gelingen werbe, noch fehr weitgehende unt 
beiden Theilen vortheilbafte Erleichterungen in dem Verkehr mit 
Defterreih zu erreichen, ohne beshalb die, wenigftene vom Stand: 
punkte ber fächfifchen Intereffen aus, hochanzuſchlagenden Vortheile 
bes franz. Handelsvertrags aufopfern zu müflen.” Dagegen lehnt 
Sachſen die in ber bayerifhen Denkſchrift angebeutete Bilbunz 
eines Sonberbundes in Bollfachen ziemlich entſchieben ab: „Dir 
ſächſiſche Regierung vermag nicht anzuerfennen, daß bann, wenn 
eine Webereinftimmung ber Anſichten in der Generalconferenz nidt 
zu erreichen fein follte, für ben einen ober ben andern Theil ber 
bort vertretenen Staaten bereits ein Anlaß zu beſonderen Ber: 
bandlungen vorhanden ſei, Hält fih vielmehr für verpflichtet, ſchon 
jegt offen zu erflären, baß, wenn in biefem Falle dennoch von 
ber einen ober ber andern Seite hierzu gefchritten werben follte, 
fie fih an ſolchen Verhandlungen nicht betheiligen würde.“ 


. (Kurdeffen). Die Ständeverfammlung lehnt ben von ber 


Regierung vorgelegten Gefehesentmurf über Errichtung eines Staate: 
gerichtshofes und bie Beibehaltung bes proviſoriſches Geſetzes von 
1831 bez. des Oberappellationsgerichts einftimmig ab. 

„ (Helfen: Darmftadt), Die II. Kammer beſchließt (in Folge 
ber Erfahrungen beim Preßgefeh) mit allen gegen 9 Stimmen, 
baß wenn ein mit dem Landtage vereinbarter Geſetzesentwurf nicht 
bis zum Zufammentritt bes nächſten ordentlichen Landtags von der 
Regierung publicirt werde, die Zuftimmung ber Stänbe erloſchen fei- 
»„ (Zollverein). Bayern gibt an ber Münchner Generahjol: 
conferenz eine weitere Erflärung dahin ab, baß bei den Verhandlungen 
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Aber bie Erneuerung be6 Zollvereins ihrer Anficht nach „die bis⸗ 
berige Grundlage und DOrganifatton des Vereins beibehalten und 
jebes weiter gehende Poftulat lediglich als offene Frage ‚behandelt 
werden follte, wovon bie Erneuerung ber bisherigen Bereinsverträge 
nicht abhängig zu machen feien, und forbert Preußen auf, fi) bes 
flimmt darüber zu äußern, ob feiner Anfiht nach die öfterreichifchen 
Propofitionen . von Seite des Vereins auch fernerhin noch unbe⸗ 
antwortet gelaflen werben, ober allenfalls den einzelnen Regierungen 
anheimgegeben werben fol, die8 nad, eigenem Ermeſſen zu thun; 
dann auf welcher Grundlage und unter welchen Borantfebungen es 
bie Eröffnung von Verhandlungen über die Erneuerung des Zolls 
vereind zu proponiren gebente.” 

13. Juni. (Kurheffen) Die Regierung legt ber Ständeverfammlung 
einen neuen Staatsbienftgefebesentwurf vor, nachdem bie Stände 
ben erften Entwurf einftimmig abgelehnt haben. 

» (Bayern) erneuert feinen Proteft bezüglich Webertragung ber 
griehifhen Krone auf den Prinzen Wilhelm von Dänemark, 

18. „ (Bundestag). Die vereinigten Ausfchüffe erftatten der Bundes⸗ 
verfammlung Beriht und Antrag in ber Schleswig-Holſteiniſchen 
Trage. Der Antrag nimmt fowohl von dem Oldenburgiſchen, baf 
ber Bund fi nun auch feinerfeitS von ben Verpflichtungen ber 
Jahre 1851 und 1852 losſage, ald von dem Hannoverfchen, daß 
ber Bund bie dänifche Verordnung v. 30. März einfad für nichtig 
erkläre, Umgang unb geht vielmehr dahin, bie däniſche Regierung 
anfzufordern, daß fie felbft biefe Verorbnung binnen ſechs Wochen 
außer Wirkſamkeit febe und dem Bunde binnen berfelben Frift mit- 
theile, daß fle zur Einführung einer bie Herzogthümer Holſtein 
und Lauenburg mit Schleswig und Dänemark vereinigenden Geſammt⸗ 
verfaffung, fei e8 nun auf Grundlage ber Vereinbarungen von 
48%, oder der englifhen Vermittlungsvorſchläge, die nöthigen Ein- 
leitungen getroffen habe. Zugleich foll der vereinigte holfteinfche 
und Erecutionsausfhuß beauftragt werben, bie für ben Fall ber 
Beigerung Dänemarks zu ergreifenden Maßregeln vorzufchlagen. 

„nn (Zollverein). Bayern richtet an die in näherer Beziehung zu 
ihm ftehenden Regierungen eine Depefche bezüglich Erneuerung ber 
Zollvereinsverträge auf der bisherigen Grundlage und fügt berfelben 
eine „Punctation zu einer vorläufigen Vereinbarung" unter bens 
jenigen Regierungen, welche ben franz. Handelsvertrag verworfen 
und benfelben nicht als neue Grundlage der Zollvereinsverträge 
annehmen wollen, bei. 

Depeſche: „ .. . ba in ber preußifchen Erflärung vom 5. Juni bas 
Vorhaben, bie Annahme bes mit Frankreich abgeſchloſſenen Vertrags zur Bes 
bingung ber Erneuerung ber Zollvereinsverträge zu machen, ziemlich beftimmt 
ansgebrüdt ift, unb da hiernach wie nach bem ganzen bisherigen Verfahren 
ber preußifchen Regierung bie Beſorgniß nahe Tiegen bürfte, es werbe biejelbe 
auch fernerbin bemüst fein, biefenigen Regierungen, welche gebuchten Vertrag 
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abgelehnt Haben, noch zu beffen Annahme unb zu alten ſich bieruma erg 
benben Gonfequenzen, insbefonbere zur Auflöfung bes bisherigen Vertrag: 
verhältniffes mit Defterreich zu beftimmen; fo liegt es nicht außer bem &r 
reihe des Wahrſcheinlichen, daß bie Antiwort der preußiichen Regierung az’ 
bie neuerliche Aufforderung vom 13. biefes ber früheren ähnlich ober mie 
beftens einer Ablehnung gleihlommenb unb bilatorif fein werde. Es bürk 
demzufolge für alle biefenigen Regierungen, welche entweder dem franzöfilcen 
Vertrag ‚abgelehnt haben, oder minbeftens denſelben nicht für höher und wid: 
tiger anſchlagen, als bie Erneuerung bes Zollvereins auf ber bisherigen Grunt: 
Tage, eine dringende Veranlaffung gegeben fein, bdiefe @ventuafität, wie ın 
ber bieffeitigen Denkſchrift vom 25. April b. J. bereits an und ter 
mehreren Regierungen als zwedmäßig anerkannt worben tft, jetzt fchen im 
Auge zu fallen und ihr Verfahren für einen folden al zum Voraus te 
zuftellen und gemeinfcaftlich zu regeln. Und felbft in bem erwünfchten Falit 
daß bie zu erwartenden weiteren Aeußerungen in einem Sinne erfolgen, welde: 

Eintritt in die in ber Erklärung bes preußifchen Commiffäre vom 5.0.7. 
in Ausficht geftellten Verhandlungen ermöglichen wirb, möchte es denmoch rät: 
lich jein, fi jegt ſchon, für ben Fall etwaiger Crfolglofigfeit Wr Berbant: 
lungen, in ber vorerwähnten Weife über ein weiteres gemeinfchaftliches Zer: 
fahren eventuell zu einigen.” 

Bunctation: 1) Die contrahirenden Regierungen erklären hiermit ibr: 
Bereitwilligteit, ben beftebenden beutfchen Zollverein, und zwar im Weſem 
lichen auf ber durch bie Verträge vom 4. April 1853 feitgefegten Grumblagt. 
fortzufeßen unb zu biefem Enbe bemnädft Verhandlungen zu eröffnen unt 
einen Vertrag abzufchließen. 2) Im alle nicht alle ben re 
verein bilbenden Staaten geneigt fein follten, einer Fortſetzung bee eine! 
auf ber angegebenen Grundlage beizutreten, werben bie jetzt contrabirenten 
Staaten wenigftens ihrerfeitd bie Gontinuität bes Vereines wahren und zu 
btefem Ende einen Erneuerungsvertrag fchlieken, ben vorläufig nicht beittt 
tendben Staaten aber ben fpätern Beitritt ausbrüdlich vorbehalten. 3) Soli 
es von Seite ber ben Zollverein fortfependen Regierungen für angemeſſen 
erachtet werben, ben Verein felbit in zwei Gruppen zu tbeilen, fo joll jet 
biefer Gruppen ala ein integrirenber Theil des Zollvereines betrachtet werden 
unb zwiſchen benjelben vollfommene Verkehrsfreiheit für alle inlänbiicen 
Lanbes: unb Anbuftrieprobufte, fowie, ſoweit möglich, vollkommene Gleichhei 
aller inneren Ginrichtungen beftehen. Die voliftändige Vereinigung fol feiert 
wieber eintreten, fobald die enigegenftehenben Sinberniffe befeitigt find. 4) Die 
contrabirenden Regierungen erklären in glei Weife ihre Bereitwiligtei, 
ben unterm 19. Yebruar 1853 mit Defterreich abgefchloffenen Bertrag zu et: 
neuern und in Gemäßheit bes Artikel 25 besfelben zu erweitern. 5) Zu 
diefem Ende wollen biefelben mit ber k. k. öſterreichiſchen Regierung aud An: 
laß ber PBropofitionen berfelben vom 10. Juli v. 3. in Ber g treten, 
unb werben fofort nad; Abſchluß bes gegenwärtigen Vertrages aus ihrer 
Mitte eine ober mehrere Regierungen bevollmächtigen, welche bie Verhand⸗ 
lungen mit Oefterreih führen follen. 6) Die contrabirenden Reglerungen 
erflären fich ferner bereit, eine angemeſſene Reform bes gegenwärtigen Berrint: 
tarifs im Sinne ber Grleichterung mit Rückſicht auf bie Verhältnifle zu 
Defterreich entweder in nächſter Zeit, ober im Laufe weiterer Verhandlungen 
eintreten zu laſſen. 7) Diefelben verpflichten ſich endlich gegenfeitig, ſowobl 
bei den erwähnten Verhandlungen mit Defterreich, als auch bei allen fonftigen 
Maßregeln, welche eine wefentfihe Abänderung ber bisherigen Grundlagen 
und Beflimmungen bes Zollvereins beziweden, nur im gemeinfchaftlichen Fin: 
verftänbniffe zu verfahren und zu biefem Ende einen förtwährenden birelten 
Verkehr zu erhalten. 


"9. Imi. (Hannover). 8. Patent bezäglic Aufhebung bes Staber Zollt. 


R 


Deutflend. 48: 


. „ CHeffensDearmftadt). Die II. Kammer verweigert bem Mis 
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nifterium nenerdings mit allen gegen 8 Stimmen bie Vollmacht 


zum Abſchluß von Handelsverträgen. 

(Bayern). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Könige: 

„... Die Neubildung ber Kammer ber Mbgeorbneien ift in Wahlen, 

Deren Freiheit Meine Regierung in feiner Weile beengt bat, und unter bem 
friſchen Eindrucke lebhafter Srörterungen über die eingreifenben Fragen er⸗ 
folgt, welche bermalen ganz Deutſchland befchäftigen. Hiedurch wird Mir eine 
ausreihende ——— geboten, daß Ich durch das Organ dieſes Land⸗ 
tages ben unverfälſchten Ausdruck der bffentlichen Meinung über jene Fragen 
vernehmen werde. Es wird Mir zur hohen Genugthuung gereichen auf 
biefem Wege Mich in ber Ueberzeugung beftärkt zu fehen, daß Meine Politik 
wit ben Wünſchen und Sympathien Meines treuen Volfes im Einflan 
befindet. Ich Habe Im Vereine mit mehreren deutſchen Regierungen am Bunde 
einen Antrag ftellen Iaffen, durch welchen Ic das Wert gemeinſamer Gejeh: 
gebung fürbern und gleichzeitig eine Reform der Bundesverfaſſun 
anbahnen zu können glaubte. Diefer Verfuch ift gefcheitert, Ich werde Mi 
indeſſen hiedurch nicht abhalten IYaffen, zu jeber den wahren Bebürfniffen 
Deutſchlands entfprecdenden Ausbildung des Bunbesverfaffung, unter ent= 
ſchiebenem Keftbalten an ber Selsfändigfeit Bayerns, bereit 
willig und fräftig mitzuwirfen. Die Vorſorge für die materiellen Intereſſen 
bes Landes und für Aufrechthaltung feiner Unabhängigkeit, fo- 
wie bie Rüdficht auf bie Hanbelöbeziehungen zu einem benachbarten Bundes⸗ 
ftaate haben auch Mich beftimmt, dem von ber Töniglich preußifchen Regierung 
im Ramen bes Zollvereind mit Frankreich abgefchloffenen Hanbelsvertrage 
in feiner bermaligen Faſſung nicht beizutreten. Die hieraus für ben Fortbe⸗ 
ftand bes Zollvereines abgeleiteten Bejorgnifle vermag Ich nicht für begrünbet 
zu ertennen. Ich gebe Mid, a gerne ber — hin, daß die nicht 
nur auf Erhaltung, ſondern auch auf Erweiterung des Zollvereines gerichteten 
Beſtrebungen Meiner Regierung von ſegensreichein Erfolge werben begleitet 
fen. Die Lage ber europäifchen Verhältniſſe ift Teiber nicht fo geftaltet, daß 
fie eine Verminderung ber bayeriſchen Wehrkraft ala räthlich erſcheinen ließe. 
Die Vaterlandsliebe der Kammern wird vor den Anſtrengungen nicht zurück⸗ 
treten, welche die Ehre und Unabhängigkeit Bayerns erheiſcht. Die 
Gunſt der Umſtaände wird geſtatten, ohne erhöhte Inanſpruchnahme ber Steuer: 
fraft das Erforderliche vorzukehren. . Es iſt mir nicht entgangen, daß bie 
Geſetzgebung Meines Landes im Bereiche der inneren neun in mehrfacher 
Beziehung einer Umgeftaltung bebarf. Die Gemwerböfrage befindet ſich im 
einem UNebergangsſtadium, welches eine Löfung auf geſetzlichem Wege erfor: 
derlich macht. Es gilt hiebei, bie Anforberung freier Bewegung mit beftehen- 
ben Rechten unb Intereſſen in moͤglichſt ſchonender Weiſe en Eine 
ai a — Erledigung dieſer Angelegenheit iſt aber durch gleichzeitige 
umfaſſende Reformen auf dem Gebiete ber Gemeindeverwaltung, ber Armen⸗ 
pflege, der Anfäffigfeits- und Heimathegefeßgebung bedingt. Bon ber Er: 
tenntniß ber tiefeingreifenden Wichtigkeit biefer Reformen burchbrungen, iſt 
Meine Regierung angelegentlicy mit benfelben beichäftigt. Aber wie fchwierig 
auch biefe Gefammtaufgabe ſich geftalten mag, — redlichem Eifer, gepaart 
mit patriotifcher Opferwilligfeit, wird es gelingen, ben Weg erſprießlicher Lö⸗ 
fung au finden, — zum fprechenden Belege dafür, daß jebe Schwierigkeit zu 
bewältigen ifl, wo bie Krone und bie Vertreter ber Nation in wechſelſeitigem 
Vertrauen ſich begegnen.“ 


(Hamburg). Die Bürgerfchaft verwirft ben von ihrem Aus⸗ 
ſchuſſe ausgearbeiteten Antrag auf Einführung eines Milizſyſtemes 
wie in ber Schweiz mit dem Prinzip allgemeiner Wehrpflicht. 





. 
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Deuifiplend. 


28. Juni. (Lippe). Die Regierung verbietet bie Abhaltung einer 


29., 


30., 


Volksverſammlung zu Beſprechung kirchlicher Angelegenheiten. | 


(Heffen: Darmftadbt). Die I. Kammer befchließt mit großer 


Mehrheit dem Beſchluſſe der I. Kammer für Einführung ber Cy 
nodals und Presbpterialverfaffung nicht beizutreten, weil bie Stande 


in Fragen ber innern Kirchenverfaſſung nicht zu irgend welcher 
Aeußerung zuftändig feien. 

(Kurheſſen). Der Kurfürft genehmigt das Finanzgeſet nıd 
ben Beichlüffen der Ständeverfammlung. Damit ift die 13 jährige 
Bubgetlofigleit des Landes beenbigt. 


1. Juli. (Heffen-Darmftadt). Die II. Kammer erflärt fih mit 


2—4. 


allen gegen eine Stimme für unbebingten Beitritt zum fran. 
preuß. Hanbelsvertrage und wünfcht erft nach erfolgte Beitrit 
Berbandblungen über Modifikation des Art. 31 besfelben. 

Juli. (Bayern). Adreßdebatte ber Abg.:Kammer. Die nach 


bem Antrage der Commiſſion beſchloſſen Adreſſe lautet: 

„+. Dankbar erkennt biefelbe in der buch bie Lage ber Geſetzgebunz 
wie durch ben Umſchwung ber politifhen Verhältniſſe veranlaßten, von Seit 
ber Staatsregierung in feiner Weife beengten Neuwahl ber Kammer bie Ab⸗ 
fit Ew. t. Maj., ber Stimme Ihres Volles im Geifte ber Verfaſſung Cr 
legenheit zur Geltendmachung barzubieten. Freudig üßt bie Kammer kt 
Abgesehen bie Verfiherung Ew. k. Maj., daß bas Scheitern bes Antragel, 
welchen Allerböchitbiefelden im Vereine mit mehreren beutfchen Regierungen 
a Zwede ber yörberung gemeinfamer Gefeßgebung, fowie zur Anbahnung eine 

eform ber Bunbdesverfaffung hatten ſtellen Laffen, feinen Stillſtand 
in ben Unterhandlungen zur Serbeiführung einer, ben wahren Bebürfnifien 
Deutſchlands entiprehenben Bundesreform nach ſich ziehen folle, fonbern bat 
Ew. E. Maj. auch ferner in jeber geeigneten Weije biezu Fräftig mitzuwirken 
bereit feien. Die beftehenden Berhältnijfe Deutſchlands, wie ſolche aus bem 
Verlaufe einer vielhundertjährigen Gefchichte bervorgegangen finb, bedingen 
bie föberatine Korm ber Bunbesverfafjfung — Eine bie Mög: 
lichkeit raſchen Entichluffes und thatfräftigen Handelns in fich vereinenbe Vol: 
zugsgewalt und eine Vollsvertretung, ausgeftattet mit ausreichenden Befug 
niffen und getragen von ber Öffentlichen Meinung ganz Deutichlanbs, werben 
es vermögen, bem Bebürfniffe Aller nad Einigung, jowie ben bereditigten 
Anſprüchen ber Einzelnftaaten auf Selbftändigfeit gerecht zu werben. Die 
Machtſtellung und Geltung ber beutfchen Großftaaten wirb dann zum Heile 
bes gefammten Vaterlandes bienen unb eine kräftige Bürgſchaft gefchaflen 
werben für wirffamen Schub nach Außen unb fegensreiche Entwidelung der 
geiftigen und materiellen Kräfte im Innern. Die Kammer ber Abgeordneten 
tbeilt mit Ew. k. Maj. Regierung bie Ueberzeugung, baß ber von ber Tal 

eußifchen Regierung mit Frankreich abgeſchloſſene Handelsvertrag In 
einer gegenwärtigen Faſſung in feiner Weile annehmbar erſcheint, und tt 
wird dies namentlich fo lange bleiben, als berfelbe Beftimmungen enthält, 
bie jene Hoffnungen, welche aus eingegangenen Verpflichtungen gegen em 
Brubervoll erwachſen find, für alle Zukunft zerflören. Die Kammer ber Ab⸗ 
geordneten gibt ſich aber auch gerne ber von Ew. T. Maj. ausgeiprodenen 

offnung bin, baf ber, vorzugsweile durch Bayerns en gegründete 
egensreihe Zollverein erhalten bleiben werbe, und — 8 bie Ve⸗ 
forgniß einer Gefährbung feines Beftandes in bem Maße ſchwinden wirt, 
als bie Verhandlungen barthun werben, bafı bie bayeriſche Regierung mil 
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bene unwerbrüdlichien Behalten an Bejeitigung ber oben berührten Beflims 
wungen bes ertrages bie feſte Abſicht verbindet, bie Erhaltung bes 
Vereines burd) alle mit ben eingegangenen Verpflichtungen unb ben politifchen 
und materiellen Intereſſen des Lambes vereinbaren AZugeflänbniffe zu ermög- 
lichen. Muß bie Bolfsvertretung mit Ew. k. Mai. auf das Tieffte beflagen, 
baß bie Lage ber europäiichen Verhältniſſe es nicht geftattet, bie Mittel, welche 
bie Wehrtraft bes Landes außer ben hiefür vegelmähig erforberlichen Beträgen 
in Anſpruch nimmt, auf probuctivere Weife zu verwenden, fo wirb fie doch 
nicht anftehen, biejenigen Summen zu bemilligen, bie für ben Schuß ber 
Ehre und Unabhängigkeit bes Vaterlandes nothwendig find. . . - aa 
Herzens |pricht bie Kammer bie Gefühle bes Dantes aus, zu wei 2 
Maj. unermüblide Sorge für das geiflige und materielle Wohl Bayerns, bie 
dadurch bedingte jteigende Wohlfahrt und AZufriebenbeit im Innern, bie er- 
höhte GSeltung und Achtung nach Außen fie verpflichten.” 

Der vom Abg. Böll und der Fortichrittspartei geftellte Amenbements- 
antrag zur deutſchen Frage: 

„Bir danken Ew. k. Mal. für die AZufage, zu jeber ben wahren Bebürf- 
niſſen Deutſchlands entſprechenden Umbilbung ber Bunbesverfeflung Träftig 
mitwirken zu wollen. Zu biefen wahren Bebürfniffen bes beutichen Bolfes rech⸗ 
nen wir bie Herſtellung einer aus befien Mitte berporgegangenen Volksver⸗ 
tretung, unb wir vermochten in ber beabfichtigt gemefenen Delegirtenverfanm: 
lung eine Befriebigung biejes Bebürfnifjes nicht zu erfennen. Das bayerifche 
Bolt Hält mit Ew. k. Maj. feft an ber Selbſtändigkeit Bayerns und 
es iſt nicht gewillt, in einem anderen beutfchen Staate aufzugeben oder einem 
jolchen ſich unterordnen zu laſſen; wir glauben aber, baß eine ben wahren 
Bebirfniffen Deutſchlando entfprechende Ausbilbung ber Bunbesverfaffung nicht 
"zu erreichen fei ohne Unterordnung ber beutfhen Bunbesitaaten 

unter eine, wie immer gebilbete Gentralgemalt, beren Wirkungs⸗ 
kreis genau begrenzt unb nicht weiter ausgebehnt würde, ale es bie Foͤrde⸗ 
rung ber gemeinfamen Sntereffen im Innern unb bie Aufrechthaltung ber 
Ehre, Sicherheit und Machtfielung nach Außen unumgänglich erheikht. Wie 
dringend nothwendig eine foldhe, bie Möglichfeit raſchen Gntichließens und 
thatfräftigen Handelns in ſich vereinenbe Gewalt für Deutſchland fet, beweift 

abe jet bie Haltung, welche bafjelbe in ber fchleswig-holfternikchen Ange: 
egenheit ben rechtsverlezenden Schritten Dänemarls gegenüber annimmt” — 
bleibt, mit 15 Stimmen, ba fi) die Pfälzer demſelben nit anfchließen, in 
ber Mimorität, 
"  ebenfo zwei Umenbementsanträge zur Hanbelsfrage, berienige bes Abg. 
Vöolk und ber Fortjchrittspartei: In bem von ber k. preuß. Regierung im 
Namen bes Zollvereind abgeichloffenen Handelsvertrag vermögen wir eine 
Gefährbung der Unabhängigkeit Bayerns nicht zu erfennen, find aber -mit 
Ew. ?. Maj. ber Ueberzeugung, daß durch bie Vorforge für bie materiellen 
Intereſſen des Lanbes, ſowie auch in Rüdficht auf bie Handelsbeziehungen 
zu Defterreich, bie Bemühungen ber Regierung Ew. k. Maj. fich rechtfertigen, 
Abänderung in bem erwähnten Vertrag zu erzielen. Wir wünſchen und 
erwarten nichts fehnlicher, als daß die auf Erhaltung unb Erweiterung bes 
Zollvereing gerichteten Beitrebungen ber Regierung Ew. k. Maj. von ſegens⸗ 
reihen Erfolg begleitet jein mögen. Der Zollverein ift biejenige Schöpfung, 
welche, ſeitdem das beutfche Volk bie Fremdherrſchaft von feinem Boden ver- 
jagt. hat, bei weiten das meifte zu feiner Einigung und materiellen Kräfti⸗ 
gung beigetragen bat. Eben beshalb können wir aber nicht verhehlen, daß 
ſich die lebhafteſte Beſorgniß ber Gemüther bemächtigt hat, jeit bie noch ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen einen Auegang genommen haben, welcher den Fort⸗ 
beſtand des Zollvereins in Frage ſtellt und damit nicht nur die bedauerlichſte 
Gefährdung der nationalen Intereſſen, ſondern auch eine neue Zerklüftung 
beforgen läßt. Wir würben in ber Auflöjung bes Zollvereins ein Nationals 
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angläd erbliden und ſehen mit Sorgen nach einer Wendung jener Verhen 
lungen, welche die Gefahr beſeitigen und die Unſicherheit beenden, u ſche 
jet laähmend auf Handel und Gewerbe wirken.“ 

wie berjenige des Abg. Umbicheiben unb ber Pfälzer: „Die Kammer ve 
Abgeorbneten erfennt das Gewicht ber Gründe, ec Ew.!. Maj. Regienm 
beftimmien, bem von Preußen mit Frankreich a eichlofienen Ganbeitverna 
in feiner bermaligen Faſſung nicht beizutreten. Sie gibt fi) jebod mi du 
k. Maj. bem freubigen Vertrauen Hin, daß bie auf Erhaltung bes Zollverru 
gerichteten Beſtrebungen von ſegensreichem Crfolge begleitet fin und baß ju 

leich bie aus eingegangenen Verbindlichkeiten gegen einen — Bunde 

* erwachſenen Hoffnungen in Erfüllung gehen werben. Sobald an ı 
Stelle ber Forderung unbebingter Annahme bes Hanbelevertrage mit eva 
tueller Kündigung bes Bollvereins einer⸗ unb ber einfachen Ablehnung bi 
Vertrags anbererfeits von aufrichtiger Verſoͤhnlichkeit geleitete U mterbant 
lungen über die einzelnen Mängel bes Hanbdelsvertrags 
treten find, werben bie Beſorgniſſe vor Sprengung bes Zollvereins, Diele‘ 
Netionalunglüd von umüberfehbarer Bebeutung, —— 

inbem jener mit 15, biejer mit 20 Stimmen ın ber Winbergeit b 
bie ganze Adreſſe Dagegen in ber Faſſung bes Ausſchuſſes mit 108 fr 
36 Stimmen (bev Fortſchrittspartei unb ber Fraction ber Pfälzer) any 
nommen wird. 


2.3uli. (Bundestag). Beſchluß der Bundesverſammlung bezüglit 
ber Unterkunft: und Verpflegungsfoften der Bundesgarnifen i 
Frankfurt. 

6. „ (Aurheſſen). Die Ständeverſammlung beſchließt einſtimmi— 
ihren Beſchluß vom 13. Dec. 1862 für Annahme des franz. Handelt 
vertrage® ber Regierung in Erinnerung zu bringen. 

9, „ (Bundestag). Die Bundesverfammlung nimmt mit Mehıki 
den Antrag ber vereinigten Ausſchüſſe vom 18. Juni bez. de 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage an. 

14. „ (Hannover). Allgemeine Landtagswahlen. Faſt bie Hälft 
ber Gewählten gehört der Fortſchrittspartei an. 


47. „ (Zollverein). Die General-Zollconferenz in Münden wir 
geſchloſſen, ohne daß Oefterreih auf feine Propofitionen geantwortet 
worden wäre. 

„ o (Raffau). Die I. Kammer erflärt mit 13 gegen 41 Stim 
men bie vorjährige Zuftimmung ber II. Kammer zu dem Entwurf 
eines Prefigefeßes für erlofchen, weil bie Megierung dasfelbe bit 
jetzt nicht publizirt hat. 

23. „ (Baden). Schluß des Landtags. Der Großherzog wirft in 
ber Thronrede einen befriedigten Rüdblid auf bie Reihe ber vom 
Zanbtage bereits erlebigten gefehgeberifchen Arbeiten : 

— „In bie Organtfation ber inneren Verwaltung ift ber Keim zu 
reichen Früchten gelegt; einer regen Theilnahme Meines Boltes für fein 
eigenften Intereſſen wird es gelingen, biefelben zur Reife zu bringen. Tat 
ftete Beſtreben Meiner Regierung wirb es bleiben, biefe Entwickelung zu 
fördern, und ohne Eiferfucht ae bie freie Serbftvermaltun Meines Boltel 
erfiche Ich ben Segen bes Himmels für das Gebei Feiner einer Thätigket. 
Ich Hoffe zuverfichtlih, daß ber nächte Landtag, Ihre mühevollen Tat: 
arbeiten jorgfam verwertbenb, das begonnene Werk in gleicher Gefinmung IF 
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Enbe en werbe. .. . Räbert bamit ber Zeitpunkt, Im welchen bie 

—— ber Geſetzgebung ihre —— Aufgabe erfüllt bat, fo tritt 
um fo ernfler bie Pflicht an bie Staatsbürger, bie begonnene Umgeftaltung 
im ber raſtloſen Arbeit bes Lebens weiter zu führen. Nur opferbereite Miit« 
wirtung berjelben ſichert ben enblihen Erfolg. Wir müflen ums Alle bes 
währen als wahre Freunde ber Freiheit, jener Freiheit, bie fich felbft bes 
herrſcht, und jenes Fortſchrittes, ber, aus ber Einficht bes Bebürfwifjes ber: 
vorgehenb, ſich in beionnener Grwägung bes Staatswohls, in tremer Liebe 
zum Baterlande verwirklicht.” 


23. Zuli. (Heffen » Darmftadbt.) Die IE. Kammer vermirft bie 
binbende Kraft ber firen Etats für die Gefandtfchaften und bes 
willigt dafür mit 31 gegen 14 Stimmen ftatt 60,000 fl. nur 
30,000 fl. 

27. „ (Bayern). Die 1. Kammer beſchließt einftimmig, bie Re⸗ 
gierung um eine Vorlage auf Abkürzung ber fehsjährigen Finanz⸗ 
perioben noch auf diefem Lanbtage zu erfuhen. Die Regierung 
lehnt den Antrag ab. 

28. „ (Branffurt). Der Senat entfchließt ſich enblih mit Mehr: 
heit der Stimmen für bie Zuläffigkeit derjenigen 19 Artikel, welde 
die Orundlage zu einer Berfafjungsänderung bilden follen, und 
macht darüber eine Vorlage an die geſetzgebende Verſammlung. 

30. „ (Bayern). Der Abg. Völk interpellirt bie Regierung bezüglich 
der i. %. 1849 verfprochenen Vorlage behufs Ermeiterung und 
Umbildung des Reichsrathes. Die Regierung weist in ihrer Ant: 
wort auf die befriedigenden Zuftände des Landes und die Eintracht 
zwifchen den drei Factoren ber Gefehgebung hin, um jene Zus 
mutbung abzulehnen. 


— Aug. (Hannover) Reſultat der Wahlen zur Vorſynode. Die 
geiftlihen Wahlen find in unermitteltem Gegenſahe ausſchließlich 
auf entſchiedene Orthodoxe, die weltlichen auf ungweifelhafte An- 
bänger der Geller Berfammlung gefallen. — 


2.- 3. Aug. (Fürſtencongreß). Der Kaiſer von Oeſterreich be⸗ 
ſucht den König von Preußen in Gaſtein. Der Kaiſer über⸗ 
gibt dem König eine Denkfchrift über die unabweisbare Re⸗ 
form der deutſchen Bunbesverfaffung. Die Fürften verabfchieben 
fich. Am Abend bringt ein Adjutant des Kaifers dem König die 
förmlidye Einladung zu einem Kongreß fämmtlicher deutſcher Fürſten 
auf den 16. gl. M. in Frankfurt. 

Defterreihifhe Dentfährift über bie Nothwendigkeit einer 
Reform der deutfhen Bunbesverfaffung: I. Je unfiderer ſich 
bie Lage Europas gefaltet hat, deſto unabmweislicher tritt am bie deutſchen 
Fürften die Aufgabe heran, Angeſichts der inneren unb äußeren Gefahren, 

welche Deutichland bedrohen, lid rechtzeitig einer baltbaren Stellung zu 
verſichern. ine folde Stellung Tann unter ben Berbältniffen, bie 
in ben lehten Jahren ausgebildet haben, augenſcheinlich nicht mehr einf 
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auf hie befiehende Bunbesverfaffung ge werben. Geit Image ja 
bie Bunbesverträge von 1815 und 1820 in ihren Fundamenten erigit: 
tert. Eine Reihe zuſammenwirkender Thatiachen bas Gebäude virin 
Verträge allmählich immer tiefer untergraben. Der g Gang va m 
neren Entwidelung Deutſchlands während bes letztens rzehents hat 
bie Inſtitution bes Bundes in ihrer bisherigen Geftalt fo ungimtig : 
möglich eingewirkt. Theils bat bie Unfruchtbarkeit aller Bemühungen, dur 
ben Bunb bie gemeinfamen beutfhen Intereſſen zu fürdern, ben Bund ı 
ber allgemeinen Meinung entwertbet, theild haben bie Bebingumgen, 
welchen die Bunbesverträge geichloffen wurben, durch bie politifihen Greigni 
ber Neuzeit folgenreiche Veraͤnderungen erfahren. In Oeſterreich wie 
Preußen find neue Staatseinrihtungen gefchaffen worden, Einrichtunge 
welche auf das Verbältnig beider Monarchien zum Bunbe einen mächtig 
Einfluß ausüben müflen, bis jet aber noch jeber Vermittelung unb jew 
regelmäßigen Zufammenbanges mit bem en bes Bunbes entbebte 
Auch alle anderen beutfhen Regierungen haben wiederholt und feierlich di 
Bebürfniß einer gründlichen Neugeftaltung ber Bundesverfaſſung anerfaın 
Sp Hat fi benn in Deutſchland unaufhaltſam ein fertichreitenber rec 
ber Abwendung von bem bejtehenden Bunbe vollzogen, ein neuer Bund a 
Bis heute nicht gefchloffen unb bas Facit ber neuelten beutfchen Geſchich 
it fomit zur Stunde nichts als ein JZuſtand vollſtändiger Zerklüftung ım 
allgemeiner Zerfahrenheit. Man denkt in ber That nicht zu nachteilig ve 
ee Zuftande, wenn man fi eingefteht, baß bie beutichen Regierung 
im Grunde ſchon jeßt nicht mehr in einem feften gegenjeitigen Bertran 
verhäftniffe zufammenjtehen, fondern nur noch bis auf weiteres u 
Borgefühle naher Kataftrophen nebeneinanber fortleben. 3 
beutiche Revolution aber, im Stillen gefhürt, wartet auf ihre Stunde 
„Diefe Wahrheiten, beffagenswerth wie fie find, würden boppelt gefährli 
fein, wenn man die Augen vor ihnen verfchließen ober fich ihnen wie ein 
unabänderlihen Verhangniß ohne einen entichloffenen Verfuch ber Abbil 
unterwerfen wollte. Weiſe Megierungen werben allerbings nicht freimili 
einen Augenblid ber Gefahr und Kriſis wählen, um an ben Reiten em 
zwar wankend gewordenen, aber noch nicht durch neue und vollfommmkt 
Schöpfungen erſetzten Rechtsorbnungen zu rütteln. Aber faft wie ‚ren 
müßte es Tlingen, wollte man biefen an ſich an Satz auf ben Statusqu 
ber beutichen Bunbesverhältniffe anwenden. Diefer Status quo if ſchlecht 
bin — Der Boden ber Bundesverträge ſchwankt unter ben Füße 
befien, ber jih auf ihn fiellt, der Bau der vertragsmäßigen Orbnung dt 
Dinge in Teutfhland zeigt überall Niffe und Spalten, unb ber bloß 
Wunſch, daß bie morſchen Wände ben nächften Sturm noch aushalten mögen 
kann ihnen bie bazu nöthige Feſtigkeit nimmermehr zurüdgeben. Wede 
Defterreih, noch Preußen, noch bie übrigen beutichen Staaten können je 
mit irgend einem Grabe von Vertrauen auf ben Bund in feinem jepige 
Zuftand fügen. Se beutlicher fie dies erfennen, deſto weniger bürfen fie a! 
. ber vollen Berechtigung bes Verlangens nad einer Reform, durch melde da 
Bunbesprincip mit neuer Lebenskraft erfüllt würde, zweifeln. Prüfe ma 
nur mit Unbefangenheit die Stimmen, melde in unferen Tagen biefen Ru 
erheben! Sie ertönen beute nicht mehr aus bem Lager ber deſtructiver 
an dort wirb im Gegentheil jede Hoffnung auf eine gejeilice Re 
orm ber beutichen Bunbesverfaffung verfchmäht und verfpottet, denn bei 
Rabicalismus weiß, baf feine Ernte auf dem durch Feine heilfamere Sau 
befruchteten Felde reift. Die beutfchen Regierungen felbft find es heute, welch 
ihr Heil in ber Reorganifation des Bundes erbliden. In ben Kammen 
find es bie gemäßigten Parteien, welde zu biefem Ziele mit lngeuld 
inbrängen, mit Ungeduld, weil fie fühlen, baß, je länger bie Reform 
inausgeſchoben wich, um fo weitergehende Forderungen fi hervorwagen 
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umb im Bolßsgeifte YUinterflühung finden werben. Es iſt ber Trieb ber 
Selbfterhaltung, weicher ben Regierungen unb ben Kammern bieje Richtung 
zeigt, — Deſterteich unb Preußen aber follten nicht bloß um ihrer beutfchen 
Berbünbeten willen einen fo gerechten Verlangen entgegenfommen, fonbern 
auch im eigenen Intereſſe fi daran erinnern, daß fie es fich jelbft und ber 
Belt ſchuldig find, die größten Anftrengungen unb Opfer nicht zu fcheuen, . 
um ben Bund, ber das Gentrum Europa's bildet, in Iebensfähigem Zus 
ftande zu erbalten. 

Wa Defterreich betrifft, fo iſt es fich über biefen Punkt vollfommen 
Klar eben. Die Taiferlihe Regierung ift mit feſtem Willen, wenn aud 
mit jener äußerten Vorſicht, die ihren Grundſätzen und Trabitionen 
entipriht, an bie Frage ber Ausbildung der Bunbesverfallung unb beſonders 
an bie fchwierige Kufgabe, bie geſetzgebende Gewalt bed Bundes zu organi= 
firen, berangetreten. Sie bat ben folgenreihen Schritt, bie Vertretungen 
der Einzelſtaaten zur Theilnahme an ben Bunbesangelegenbeiten zu berufen, 
zunächſt nur in ber Form einer vorübergehenden Maßregel, eines 
erſt duch die Erfahrung zu bemährenden Verſuchs in Vorſchlag gebradt. 
Grit bie Ablehnung ihres Antrags auf eine Delegirtenverfammlung ad hoc 
bat fie genbthigt, um fo entjchiedener ihre Mitwirkung zu einer organifhen 
Reform in Ausficht zu ftellen. Seitdem ift Oeſterreichs Wort für ein ernftes 
Streben nad dieſem Ziele verpfändet, und ber Kaiſer fühlt fi gebrängt, 
diefes Verfprechen einzuldfen. Der Kaifer hat bem eigenen Reiche zeitgemäße 
Anfitutionen verliefen. Er erkennt volllommen an, daß auch bie beutiche 
Nation in ihrer Gefammtheit mit Recht eine Neugeitaltung ihrer politifchen 
Berfaffung erwartet, unb Er hält es als Fürſt bes Bundes für Pflicht, 
Seinen Mitfü offen barzulegen, was Er in biefer Beziehung für möglich 
Hält und für Seinen Theil zu gewähren bereit if. 

OD. „Defterreihs N e tönnen nur auf 
bem mit voller Klarheit und Entſchiedenheit feftgehaltnen Foderativ⸗ 
princip beruhen. 

„Manches bat fi in Europa feit 1815 verändert, aber heute wie Damals 
bietet die durch bie Auflöfung bes beutfchen Neiches zur Nothwendigkeit ges 
wozrbene, durch bie europäifchen Verträge fanctionirte Beftimmung, baß bie 
deutſchen Staaten unabhängig unb burd ein Foͤderativband vereinigt fein 
werben, bie einzig mögliche Srumblage für die politifhe Verfaſſung Deutſch⸗ 
lands dr. Man kann biefer Wahrheit nicht direct ober indirect entgegen 
banbeln, obne ben feften Boden ber Wirklichfeit zu verlieren. Man kann 
nicht von ben ibealen Forderungen oder von Doctrinen, bie einem ſpecifiſchen 
Intereſſe künſtlich angepaßt find, ben Mapftab für das Reformwerk ent: 
nehmen, ohne bie Gegenwart einer ungewiflen und von ben augenſcheinlichſten 
Gefahren umringten Zukunft zu opfern. ine dem Bunbesprincip entgegen- 
geſetzte Richtung kann man in Deutfchlands gemeinfamen Angelegenheiten 
er ——— ohne bei jebem Schritte auf Warnungszeichen zu ſtoßen 

am bes Wegs an einem Abgrumbe anzufommen. Monarchiſche 
Staaten, zwei Großmädte unter ihnen, bilden ben deutſchen Stantenverein. 
Einridgtungen, wie eine einheitlige Spige oder ein aus birecten 
Boltswahlen hervorgehendes Parlament, paflen nicht für biefen 
Berein, fie wiberftreben feiner Natur, unb wer fie verlangt, will nur bem 
Namen nad) ben Bund, ober bas, was man ben Bundesſtaat genannt bat, 
in Wahrheit will er das allmähliche Erlöfchen ber Lebenstraft ber Einzel: 
Ranten, er will einen Zuſtand bes Nebergangs zu einer künftigen Unification, 
er will die Spaltung Deutfchlands, ohne welche dieſer Uebergang fih nit 
vollziehen kann. Sole Einrichtungen wirb Oeſterreich nicht vorſchlagen. 
Wohl aber Hält es ben Augenblick fiir gekommen, wo die Sorge für das 
Wohl Deutfchlands gebieteriſch verlangt, daß bie Grumblagen, auf welchen 
der Bund urfprünglid; errichtet wurde, verſtärkt und das er aa 
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gegenüber ber ſchon dem Begriffe nach durch dacelbe — Somwer ͤneil 
der Einzelſtaaten mit erhoͤhter Kraft und Wirkfamfeit ausgeflattet werde 
Der beutfhe Bund if als ein Bund ber Fürſten gefchloflen, er if aber rd 
ausdrücklich als das an bie Stelle bes vormaligen Reiches getretene Ratienal 
band ber Deutſchen anerlannt, und .er wird fi fünftig, um ben Beur 
niffen unferer Epoche zu entſprechen, mit Nothivendigfeit jchon durs m 
Charakter feiner Berfaffungsformen ber Welt als ein Bunb ber deunche 
Staaten als folder, ber Fürſten wie ber Völker darſtellen müſſen. De 
Kaifer erblidt daher in ber Kräftigung ber Erecutivgewalt bed Bundes ım 
in ber Berufung ber conftitutionellen Körperichaften ber Ginzelftanten yı 
Theilnahme an ber Bunbesgejeßgebung zwei in gleichem Grade unabre: 
bare und ſich zugleich gegenfeitig bebingende Aufgaben. Dieſer Weberzeugm 
Bat die Regierung bes Kaiſers ſchon durch bie Note an den Grafen v. Berniter 
vom 2. Februar 1862, dann wieber durch bie oben erwähnte Erklärung i 
= ee vom 22. Zanuar des gegenwärtigen Jahres Ausdru 
verliehen. 

„Die Grunblinien für ihren Reformplan find fomit bereits x 

zeichnet. Sie wird bie Errichtung eines Bunbesbirectoriums und die pericdi'd 
Einberufung einer Verfammlung von Abgeorbneten ber Bertretungsförper di 
Einzelftaaten in Vorfchlag bringen. Nicht verlennend, baf es ftarfer Geym 
ewichte bedarf, um gegenüber dieſer letzteren Einrichtung das monarchi 
—8** und bie berechtigte Selbftänbigfeit ber Einzelſtaaten gegen moͤglio 
Uebergriffe ſicher zu ſtellen, neigt fie ſich zugleich zu dem Gedanken, du 
bie beſte Garantie dieſer Art und ein werthvolles Mittel zur Wahrun 
ber fürftligen Rechte und ber hohen Stellung ber deutſchen Dynaftien ıı 
periobifchen perfönlicden Vereinigungen ber Souweräne Deutſchlands gefunt: 
werden könnte. Auf ben Vorſchlag ber Errichtung eines Bundesgericht 
endlich wird fie unter angemeſſenen Modificationen gleichfalls zurädtomma 
Dies find in ben weientlichften Umriffen bie Abfichten bes Kaifers im Bezu 
auf die Grundlagen einer heilſamen fung biefer ernften Frage. 

„Was aber bie Mittel und Wege betrifft, um eine Verſtändigung de 
beutfchen Regierungen über bie Frage ber Bunbesverfaffung herbeizuführen 
fo begründet mehr als Eine Erfahrung bie Beforgniß, baß es weber ſchrin 
lihen Unterhanblungen der Gabinette, noch auch Gonferenzen der Miniſit 
gegeben fein würbe, bie zahlreichen Schwierigleiten biefes Unternehmens ;ı 

emeiftern. Die Frage ber Reform berübrt fo vielfache Intereſſen, fie ı 
öffnet das Feld der Discuffion für fo mannigfaltige unvereinbere Wünſo 
und Meinungen, baß bie Summe ber bemmenben und förenden Moment: 
ber — Zweifel, ber unlösbaren Widerſprüche leicht in das Unendlid 
anwachſen unb jebe Hoffnung auf Erfolg überwucdern würbe, wenn mar 
bloßen Unterhändlern, bie Fein eigenes freies Verfügungsrecht zur Berathung 
mitbrädten, ben Sieg über alle jene Hinderniffe unb das Gelingen dei 
Cinigung erwarten wollte. Die beutfchen Fürſten aber in eigener Perion 
die Zräger ber Nechte, um bie es ſich handelt, bie höchſten Intereſſenten an 
Deutihlands Sicherheit und Wohlfahrt, von beutfcyer Geſinnung fänmtlid 
befeelt, werben ſich durch unmittelbaren Gedankenaustauſch leichter und beſſer 
als durch Mittelsperſonen Über die große Aufgabe verſtehen. Im Geiſte dei 
Kaiſers ift daher ber Entſchluß gereift, bie Fürſten Deutfchlands und bie 
Magiftvate ber Freien Städte zum Zwede eines Ginverfländniffes über die 
Reorganifation des beutichen Bundes zu einer Zuſammienkunft einzuladen, 
und ber Kaifer eröffnet dieſe Abficht vor allen Andern bem mächtigen Srinet 
deutſchen Bundbesgenofien, bem Könige von Preußen. 

III. „Ohne Preußens bunbesfreunbliche Mitwirkung gibt e für bie Kufgak 
ber Reorganijation des Bundes feinen befimitinen Mbichlug. Die preußilhen 
Bunbeslanbe umfaſſen ein Drittheil der beutfchen , fie erde 
fuh von ben öfliden zu ben weftlichen Greuzen Deutihlanas, bie Bunde 
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verträge geben Preußen ein echt bes Wiberfpruche gegen jebe tiefer greifenbe 
Reserung. Preußens Wille kann baber die Reform — 
ſammtverfaſſung Deutſchlande factiſch und rechtlich hin— 
dern. Um für die reine Negation in Deutſchland das Feld zu behaupten, 
bedarf es nicht einmal der Groͤße und einflußreichen Stellung der preußiſchen 
Monarchie, ſelbſt mindermächtige Staaten vermögen durch ihre bloße Ent⸗ 
haltung die ſehnlichſten Wünſche, die lauterſten Beſtrebungen ihrer Bundes⸗ 
genofſen zu vereiteln. Preußens Veto hat jedenfalls dieſe verneinende Kraft. 
Wird es eingelegt, fo Tann I der Bund in feiner Gefammtheit nit aus 
feinem gegenwärtigen tiefen Berfalle erheben. Aber die Dinge find in Deutfch- 
land fo weit gebiehen, daß ein abfoluter Stillftand ber Reform: 
bewegung nit mehr möglich ift, und bie Regierungen, welche bies 
ertennen, werben ſich zulegt gezwungen fehen, bie Hand an ein Werk ber 
Noth zu legen, indem fie fih zur partiellen Ausführung ber be 
abfichtigten Bundesreform im Bereiche ber eigenen Staaten entfchließen, und 
zu biefem Zwecke unter Wahrung des Bunbesverhältniffes ihrem freien 
Bündnißrechte die möglichlt ausgebehnte Anwendung geben. 

„Kann Preußen einer Eoentualität entgegenzufehen wünſchen, bie eine fo 
gänzlide Entfrembung von feinen deutſchen Bundesgenoſſen in fih ſchließen 
würbe? Es ift wahr, die Anichauungen Preußens über Beruf unb Beftim- 
mung bes beutjchen Bundes haben ſich in ben leßten Jahren nur zu ſehr 
von denjenigen, welde oben dargelegt wurben, unterſchieden. Wir bliden 
in eine Zeit zurück, in welcher nicht Kräftigung unb Belebung bes Bundes⸗ 
princips, fondern deſſen Zurüdführung Ib die Bedeutung eines bloßen — 
am fih unvollfommenen — Allixnzverhäftniffes als ber leitende Gedanke ber 
deutſchen Politit Preußens Hingeftellt wurbe. Allein die Ereigniſſe find feit- 
dem fortgeſchritten, und vielleicht enthält ihr Gang für Preußen mehr als 
Einen ernflen Beweggrumd, ſich entichieben von Michtungen abzumenben, 
welche zu feinem glüdlichen Ziele geführt haben. Die Zukunft Deutichlanbs 
if in ein gefährliches Dunkel gehült, durch Erinnerungen an bie Vergangen: 
beit hat ber Kaifer Sich daher nicht abhalten laſſen wollen, Seine Anjihten 
über bie Mittel, ben Blid in biefe Zukunft aufzubellen, vertrauensnoll 
Seinem erhabenen Verbündeten von Preußen mitzutbeilen. Er zählt auf - 
bie Weisheit und die Gefinnungsgröße bes Könige, bem unmöglich, entgehen 
fann, wie ganz anders geachtet und gefichert Deutfchland feinen Platz unter 
ben Vätern einnehmen, in wie hohem Grabe fein Einfluß und feine Macht⸗ 
ſtellung jich fleigeen wöärben, wenn bie Verfaffung des Bundes in erneuter 
und ben Anforderungen ber Zeit entfprechender Geftalt aus einer gemeins 
famen Berathung und einem einmüthigen Beichluffe aller beutfchen Fürften” 
bervorginge. Welche Erfahrungen auch bie Folgezeit uns vorbehalten e, 
dem Kaiſer wird es ſtets zur Beruhigung gereihen, gegenüber dem Kön ge 
ausgefprodden zu baben, baf es heute von Preußens Eruake nungen a 
hänge, ben beutihen Bunb wieder auf die Höhe feiner für bie Nation und 
ihre Fürften wie fir Europa’s Frieden jo unendlich wichtigen Beſtimmung 
u — 


3. Ang. (Fürftencongreß). Die vom 31. Juli batirten Einlabungss 
Schreiben Defterreihs zu einem Congreß auf ben 16. Auguft in 
Frankfurt gehen an ſämmtliche beutfche Fürften ab. 

„ „ Sroßartiges allg. dentſches Turnfeſt in Leipzig. 
vn» Eongreß von Abgeordneten aller beutfchen und öfterr. Eifenbahnen 
in Salzburg. 

» » (Baben). Evangelifhe Landesconferenz in Durlach. Dieſelbe 
erflärt fi für Trennung der Schule von ber Kirche und flimmt ber 
Anregung Schenkels zur Gründung eines beutfchen — bei. 
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4. Aug. (Fürſtencongreß). Der König von Preußen lehnt bi 
Einladung Oeſterreichs zu einem Fürſtencongreſſe ab unb fchläg 
dagegen Minifterialconferengen vor: | 

„... Einer in bie Intereifen Deines Bolfes und ber gejammten 

[hen Nation fo tief eingreifenden Frage gegenüber find es zunädit ; 
Erwägungen, welchen Ich im Intereſſe ber Sache ſelbſt Meine Entſchließung 
unterorbne. Einmal kommt e8 barauf an, zu verhüten, baß das beſtehend 
Maß ber Ginigung vor jeder Gefährdung durch das Streben nad eind 
fefteren Bande bewahrt werde. In biefer Beziehung entnehme Ich aus 
Majeſtät Abſicht, die wefentlichen Grundlagen ber Bundesverfaſſung zu 
halten, die Bürgichaft, daß das Gute, ſoweit e8 vorhanden, bem Streb 
nad Beſſerem nicht ohne Sicherheit bes Erfolges geopfert werben mit 
Meine zweite Erwägung ift bie, baß bie Erreihung bes für bie Zukun 
eftedten Zieles durch die Wahl bes Weges weſentlich beeinträchtigt oder q 
Örbert werben wirb. Unfere Arbeiten würben, Meiner Anſicht nad, dadur 
nicht erleichtert werben, daß Wir fie mit einer Zufammenkfunft ber Souveräi 
beginnen. Es foheint mir Unerläßlich, daß einem fo bebeutiamen Schritt 
wenn er ben gewollten Erfolg haben ſoll, eingehende Vorarbeiten und Con 
ferenzen Unferer Dinifter vorausgehen, über beren Ergebniß ſchließlich ve 
ben Souveränen bie Entſcheidung zu treffen jein wird. Aus biefem Grunl 
glaube ih Mir die Annahme ber Einladung Eurer Majeftät zum 16. d. # 
verſagen und Eurer Majeflät vorfchlagen zu follen, daß wir bie Frage 
über welche von ben Souveränen fämmtlicher Bunbesftaaten zu beſchließe 
fein wird, zunädft in Minifterialconferenzen der Vertreter ber 17 Stimme 
des engeren Nathes der Bundesverfammlung beraten und feftitellen Iafien. 


7., (Fürſtencongreß). Der Kaifer von Oeſterreich erneuer 
die Einladung an den König von Preußen zur Theilnahme & 
bem auf ben 16. feftgefegten Congreß ber beutfhen Fürſten un 
wünfcht, daß der König, wofern feine Gefundheit wider Verhoffe 
ihn hindern follte, felbft nady Yrankfurt zu kommen, einen Prinze 
feines Haufes dahin fenden möge. Der König lehnt aud bie 


fofort ab. 

13. „ (Bürftencongrep.) Line preußifche Depefhe an ben preuß 
Geſandten in Wien theilt bemfelben bie dfterr. Denkſchrift ver 
3. Auguft mit: 

„... Diefes Actenftüd erhält ſowohl burch feinen Inhalt wie durch bi 
Art der Mittheilung eine fo weit greifende Vebeutung, daß es nicht alla 
Gegenſtand ber erniteften Grwägung werden muß, fonbern aud ba6s Be: 
dürfniß fernerer Aufklärung für uns bringend hervorruft. Was und In 
bemfelben ganz befonders bat überrafchen müljen, ijt nämlich die Art, wie bit 
VBorfchläge zu einer organifchen Reform ber Bunbesverfaflung durch An: 
ſchauungen motivirt werben, weldhe bie Grunblage bes Bunbesver: 
bands felbft in Frage ftellen. Wir konnten nit darauf gefaßt Ten, 
bie Bunbesverteäge, deren gewiffenhafter Durchführung wir fett faſt einem 
halben Jahrhundert, burch materielle Leiftungen und durch ben Berzicht aul 
eine freiere Bewegung unjerer eigenen Politik, fo erhebliche Opfer zu bringen 
fortfahren, von ber Faiferlichen — als eine werthlofe und hinfaͤllige 
—— bezeichnet zu ſehen. Das — enthält im dieſer Dr 
giehung Debucttonen, welche zu ber Auffaflung führen, als fehe Oeſterreich 

bisherige —— — Zuſtand u ein „ſchlochthin chaotiſcher 


u wu ſchon g an... ngt ed aber nicht, t 
tungen herzuftellen, welche ben Gegenjag ber Particular⸗ und der 
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Gefammiinterefien Deutſchlanbe angemeffener als bisher vermitteln, fo wirb 
bie Erjhütterung des Berirauens auf bie Bundesverträge bas 
einzige Ergebniß der Cröffnungen bleiben, welche bie kaiſerliche Regierung 

. ihren Bundeögenoffen gemadt bat. ebenfalls entnehmen wir für jetzt aus 
berjelben das Recht und bie Pflicht, Klarheit darüber zu verlangen: ob 
Oeſterreich und bie Staaten, weldye auf bie motivirte Einlabung bes kaiſer⸗ 
Ken Hofs an dem Congreß in Frankfurt theilnehmen, bie vertragsmäßigen 
Bunbespflihten rückhaltlos anerkennen oder nicht. Es ift einleuchtend, daß 
bie Entſcheidung biefüber von bem weſentlichſten Einfluß auf bie maßgeben⸗ 
ben Grundlagen unferer Gefammtpolitit fein muß.“ 

4. Aug. (Fürſtencongreß). Kine weitere preußifhe Depefhe an 
ben preußifhen Sefandten in Wien theilt bemfelben den Verlauf 
der öðſterr. Einladung an Preußen zum Fürftencongreß mit und 
bemerft dazu: 

n. 0. Mir fheint es, daß Vorſchläge, welche tief in bie gemeinfamen 
Intereſſen ſämmtlicher Bunbesjtaaten einzugreifen beftimmt find, wenn fie 

- Erfolg haben follen, nicht von einer ber Bunbesregierungen einfeitig vor⸗ 
bereitet, und in einer für bie andern überraſchenden Weife bis zu bem 
Stabium ſchleuniger Beſchlußnahme burd bie Souveräne felbft geförbert 
werben Tönnen. Ich halte e8 ber Würbe bes Könige, meines allergnäbigften 
— nicht entſprechend, ſich nach Frankfurt zur Entgegennahme von —* 
chlägen in Bundesangelegenheiten zu begeben, über welche ber Rath Preußens 
nicht vorher gehört iR und beren volle Tragweite St. Majeftät erfi in 
Frankfurt eröffnet werden fol. Um ſolche ragen zur perfönliden Ents 
ſcheidung ber Monarchen reif zu maden, war es unerläßlih, fie vors 
ber in biplomatifhen PVerbandlungen ober Dinifterialconferenzen zu er 
örtern. Ich weiß nicht, auf welche Erfahrungen bie faif. Regierung ben in 
bem zweiten Promemoria enthaltenen Ausſpruch fügt, daß ber Weg bloßer 
minifterieller Conferenzen fih noch jedesmal als unpraftifch erprobt Babe, 
unb daß bas fchon fo oft geicheiterte Experiment weitausjehenber Berathungen 
begreifliher Weife nicht wiederholt werde. Unferes Wiſſens ift bie Bundes⸗ 
Thor anfrage feit ben Dresdener Conferenzen einer derartigen Berathung nicht 
unterzogen worden. Cine allerhöchſte Meinungserflfärung über bie beabſich⸗ 
tigten Reformvorichläge zu erbitten, Tiegt für mich feine Beranlaffung vor, 
fo lange uns über den Inhalt und bie Tragweite berfelben nur allgemeine 
und unvolllommene Anbeutungen zugefommen find. Ew. Exc. werben zu 
Ihrer eigenen Kenntniß aus dem anliegenden Memoire, in welches ber König 
Allerhoͤchſt ſeine eigenen Aeußerungen gegen ben Kaiſer verzeichnete, und 
weldyes am 4. b. nad Wien gefchidt wurde, bas nöthige entnehmen. Die 
t. Regierung bat ihrerfeits ben Moment zur Crgreifung ber Initiative von 
Reformvorfhlägen nicht geeignet gehalten; wenn fie aber veranlaßt wird, 
fih auf diefem Gebiet auszufprechen, fo kann ich, unter Bezugnahme auf bie 
Ew. Erc. bekannten, in unjerer Abflimmung in ber Delegirtenfrage in ber 
Sitzung vom 22. Yanuar db. J. niedergelegten ‘Motive, lediglich bie Meinung 
wieberhofen, daß ich nur in einer nad bem VBerbältnig der Volks zahl 
ber einzelnen Staaten aus directen Wahlen hervorgehenden Vertretung 
bes beutfchen Volks, mit Befugniß zu befhließender Mitwirfung in 
Bunbesangelegenheiten, bie Grunblage von folgen Bunbesinftitutionen er: 
fenne, zu deren Gunſten bie —*8 Regierung ihrer Selbſtändigkeit in 
irgend welchem erheblichen Umfang eniſagen Tönnte, ohne bie Intereſſen ber 
eigenen Unterthanen unb bie politifhe Stellung bes preußiihen Staats 
weſentlich zu benachtbeiligen.“ 


1%. „ (Färſtencongreß). Eröffnung des Congreſſes ber deutſchen 
Fürften in Frankfurt. Außer dem König von Preußen und einigen 
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Bausfhlenn - . 
Meinern baben fi ſämmtliche Fürſten Deutſchlands eingefunder. 


‘ Eröffnungsrede des Kaifere, Antwort bes Könige von Bayern. 


Defterreih legt den volftändig ausgearbeiteten Entwurf einer 
Bunbesreformacte vor. Die Fürften beſchließen, an ben König ven 
Preußen eine Collectiveinladung zur Theilnahme zu richten. Der 
König von Sachſen übernimmt es, biefelbe perfänlich nach Baben: 
Baden zu überbringen. 


Eröfinungsredbe bes Kaiſers von Deflerreih: „ ..... Max 
Vorichläge find ohne Zweifel ber Vervolllommnung fähig. Ich bin ber erie. 
es anzuerfennen. Allein Ich gebe Meinen erhabenen Verbündeten zu k- 
benten, ob e8 in Unferm gemeinfamen Intereſſe liege, um ber möglichen Ver 
befferungen willen bie Annahme bes Ploms, ber jebenfalls im Vergleich mi 
bem gegenwärtigen Zuftand einen hohen Gewinn für Deutichland in vd 
fchließt, auch nur um eine Turze Friſt zu verzögern. In ber vorge 
ſchlagenen Reformacte jelbft find bie nöthigen verfaflungsmäßigen Mittel bar: 
geboten, um im gefeglich geregeltem Gang mit ficherer Hand bie Mängel bei 
urfprünglichen Werks zu befettigen, unb bie Berfafjungszuftände bes Bunte 
in immer vollftänbigeren Einklang mit allen begründeten Anforberungen zu 
fegen. Nicht in ber Eröffuung weitausfehbenber Berathungen, 
fondbern nur in einem rafhen unb einmüthigen Entjäluiit 
ber beutfchen Fürſten, vor beren hochſinniger Hingebung an bie gemeinjamt 
große Sache untergeordnete Rückſichten als bebeutungslos zurüdtreten, verma 
Fi bie Möglichkeit zu erbliden, feften Boben in ber Frage ber AZufunt 

eutichlands zu gewinnen. . . . " 

Antwort bes Königs von Bayern: „ „. . Die Uebereinflimmun: 
im Ziel und Streben Uns bewußt, haben wir Uns verfammelt, ohne im ein. 
zelnen die Vorfchläge zu Iennen, welche Ew. Tail. Majeftät Unferer gemeir: 
ſchaftlichen Berathung zu übergeben beabfichtigen. . . In diefem Geiſt werd 
Ich bie Vorfchläge Ew. kaiſ. Majeſtät in bie gewiſſenhafleſte Ermwägun: 
nehmen und Mid barüber ausiprechen, und Ich glaube un der gleiche: 
Sefinnung aller bier vereinigten Bunbesgenofjen Ausbrud geliehen zu haken. 
Em. kaiſ. Maj. bat es felbft — daß bie Borfchläge ber Verdrel 
‚Sommnung fäbig find, und jo lebhaft Ich auch ben Wunſch theile, daß tie 
Srunbzüge dos Reformplanes ohne mweitausfehende Berathungen eine tale 
und einmütbige Billigung finden mögen, und daß ber Nation fo nad alter 
beutfcher Sitte bie Bahn der Entwicklung durch ihre Fürſten ſelbſt geöffnet 
werde, fo wenig möchte Ich es doch ausfchließen, daß ſchon aus biefem Unie: 
rem erſten Aufammentritt einzelne Mobificationen jener Grundzüge ker: 
borgchen könnten, zumal etwa ſolche, welche bie raſche Einigung zu fördern 
unb zur fegensreihen That bes freien Entſchluſſes zu geflalten vermögen...“ 
m —— Entwurf einer Reformacte bes deutſchen 

undes: 

Abſchnitt J. Allgemeine Berfügungen. Art. 1. Erweiterung bee 
Bunbeszweds. Die Zwecke bes beutfchen Bundes find: Wahrung ber Sicherheit 
und Machtſtellung Deutſchlands nad) außen, Wahrung ber öfenifichen Ordnung 
im Innern, Förderung der Wohlfahrt ber beutichen Nation unb Vertretung 
ihrer ‚gemeinjamen Anliegen, Schu ber Unverlegbarfeit und verfaflunge: 
mäßigen Unabhängigkeit ber einzelnen beutichen Staaten, Schuß bes äfjentlichen 
Rechtszuſtands in benfelben, Gemeinſamkeit ber Geſetzgebung im Bereich ber bem 
Bunde verfaffungsmäßig zugewiefenen Angelegenheiten, Erleichterung ber Ein: 
führung allgemeiner beutfcher Gefege und Einrichtungen im Bereich ber gejepgeben: 
ben Gewalt ber einzelnen Staaten. Art. 2. Neue Organe bes Bunbet. 
She Leitung Ber — —— wirb von ben fonweränen Fürſten und 
freien Städten Deuticlanbe einem aus ihrer Mitte berworgehenden Direct 
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rium über . Ein Bunbdesrath wird aus ben Bevollmächtigien ber Re⸗ 
gterungen gebildet. Cine Berfammlung ber Bunbesabgeorbneten wirb perio- 
bifch einberufen werben. Cine Fürftenverfammlung wirb periobifch zuſammen⸗ 
treten. Ein Bundesgerichtshof wirb errichtet. 

Abſchnitt II. Directorium und Bunbesrath. Art. 3. Bilbung 
bes Directoriums. Das Directorium bed beutfhen Bundes befteht aus 
dem Kaiſer von Defterreih, dem König von Preußen, bem König von Bayern 
unmb zweien ber am 8., 9. und 10. Yunbesarmeecorps betheiligten Soupes 
räne. Letztere beibe Directorialmitglieder werben in ber Weiſe gewählt, daß 
Diejenigen Regierungen, welche a eines ber genannten Armeecorpe - 
asıizuftellen haben, aus ihrer Mitte je ein Directorialmitglieb für eine Pe⸗ 
riobe von 6 oder nach Umſtänden von 3 Jahren wählen, und abwechſelnd 
in jebem britten Jahr bie Vertretung eines biefer Korps im Directorium 
zubt*). Die am Directorium betheiligten Fürften werben fih in ber Regel 
durch Bevollmächtigte am Bunbesfit vertreten laſſen, es bleibt jeboch ben 
Souveränen vorbehalten, jich bei wichtigern Veranlaffungen zu vereinigen, 
wm bie Befugniſſe bes Directoriums in Perjon auszuüben. Art. 4. Bil- 
bung des Bundesraths. Der Bunbesrath befteht aus ben Bevollmäch⸗ 
tigten ber 17 Stimmen bed engeren Raths der Bunbesverfammlung. Oeſter⸗ 
reih unb Preußen führen im Bunbesrath je brei Stimmen, fo bap bie Zahl 
ber Stimmen ji auf 21 erhöht. Die für das Directorium ernannten Bes 
vollmädtigten werben in ber Regel ihre Regierungen auch im Bunbesrath 
vertreten. Art. 5. Borfig im Directorium und im Bunbesrath. 
Art ber Abfliimmung. Berhältniß zu den vollmadtgebenden 
Negierungen. Hülfsbehdrden. Den Borfik im Directorium unb im 
Bundesrath führt Defterreiih. Im Fall ber Verhinderung bes öſterreichiſchen 
Devolimäctigten geht ber Vorſitz auf Preußen über, Mit bem Vorfik find 
eine anbern Befugniffe als bie zur formellen Leitung der Gefchäfte erforber- 
Yihen verbunden. Alle Beichlüffe bes Directoriums werben mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Die Beichlüffe des Bundesraths werben mit ein- 
facher Stimmenmehrheit gefaßt, fofern nicht bie nachfolgenden Artifel Aus: 
nahmen von biefem Grunbfag anoronen. Die Directorialbevollmächtigten, 
fowie bie Mitglieber bes Bunbesraths, find an bie Weilungen ihrer Regie: 
rungen gebunden. Doch find bie Regierungen und vorzugsweife bie Direc⸗ 
torialhäfe verpflichtet, ihre Bevollmächtigten mit thunlichſt ausgebehnten In⸗ 
Rructionen zu verfehen, bamit der Gang ber Bunbesgefchäfte durch ben Ber: 
kehr zwifchen ben Bevollmächtigten und ihren Bollmachtgebern fo wenig wie 
möglid, aufgehalten werbe. Die Beziehungen zwiſchen bem Directorium und 
ben einzelnen Regierungen werben durch deren Bevollmächtigte im Bundes⸗ 
rath vermittelt. Die Militärcommiſſion ift dem Directortum untergeordnet. 
Als weitere Hülfsbehörben werben bemfelben eine Commillion für Inneres 
und Zuftiz, eine Finanzcommiſſion und eine Commiſſion für Handels⸗ und 
Zollſachen beigegeben. Directorium und Bundesrath haben ihren Sitz zu 


*) Da bie obige Beſtimmung über bie beiben durch Wahl zu bejeßenden 
Stellen im Directorium keine Elaffe der deutſchen Souveräne grunbfäglid von 
ber Wahl ausichlieken ſoll, fo ift erfäuternd zu bemerken, daß bie ee 
ZTertirung auf ber Unterſtellung berube: es werbe in Folge ber noch ſchweben⸗ 
nen 8 blungen über die Neferve-Infanterie-Divifion bes Wunbesheeres 
bie Aufloſung biefes Truppenförpers unb bie Wiebereintheilung ber Contin⸗ 
gente ‚besjelben in bie brei gemifchten Armeecorps befchloffen werben. Yür 
ben Fall bes Fortbeſtehens ber Rejerve-Divifion bleibt bie frage offen, wie 
ber Wechſel in der Bejegung jener beiben Stellen in bem Falle einzurichten 
wäre, wenn flait ber gegenwärtig beſtehenden drei gemiſchten Gorp6, deren 
vier gebilbet ober eine andere neue Einthellung vorgezogen würde. 
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efugniffe bes Directoriums und Bunbesraths. Die ve 
ziehenbe Gewalt bes Bundes wirb durch bas Directorium ausgeübt. T 
Directorium kann ſich bei Ausübung biefer Gewalt bes Beirathe des 
taths bedienen, ift aber an deſſen Beichlüffe nur in ben Fällen gebunden, | 
welche bie nachfolgenden Artikel bieß ausbrüdlich vorfchreiben. In ben Am 
gelegenheiten ber Bunbesgefeßgebung vertritt das TDirectorium bie Gejammm 
beit ber Yunbesregierungen auf Grund ber Beſchlüſſe des Bunbesraths, ke 
ziehungsweiſe ber Yürftenverfammlung. At. 7. Auswärtige Verhälr: 
niffe. Die völferrechtliche Vertretung bes Bundes in feiner Tigenſchaft ıls 
Geſammtmacht fteht bem Directorium zu. Der präfibirende Directorialbencl: 
mädjtigte nimmt bie Beglaubigungd: unb Abberufungsfchreiben ber ftemdes 
biplomatifchen Agenten entgegen. Er vermittelt den jchriftlichen unb münd⸗ 
lichen Verkehr mit benfelben auf Grund ber Beichlüfje des Directoriums und 
in beffen Namen. Das Directorium bat bas Recht zum Awed ber Unter: 
banblung über Gegenftänbe ber Bunbesthätigfeit biplomatiihe Agenten jedet 
Ranges bei auswärtigen Staaten zu beglaubigen. Die Beglaubtgumge: und 
Abberufungsfchreiben biefer Agenten, fowie die ihnen zugehenden Suflructionee 
werben von bem präfibirenden Directorialbevollmädtigten im Namen usb 
Auftrag bed Directortums vollzogen. Verträge mit auswärtigen Staaites 
über Gegenitänbe ber Bunbesthätigfeit Können von bem Directorium nur mi 
Zuftimmung der Fürſtenverſammlung, ober, wenn biefe nicht vereinigt if, 
mit Zuſtimmung des Bundesraths ratificirt werden. Sofern folche Berträgt 
ben Bereich ber Yunbesgefehgebung berühren, faun beren Ratification nur 
mit Vorbehalt ber Zuftimmung ber Verjammlung ber Bunbesabgeorbneten 
erfolgen. Art. 8. Krieg und Krieben. Dem Directorjum liegt bie Sorge 
für die äußere Sicherheit Deutſchlands ob. Ergibt fich bie Gefahr eines feint- 
lichen Angriffs auf ben Bund ober einen einzelnen Theil bes Bundesgebiet, 
ober wird das europäifche Gleichgewicht in einer für die Sicherheit bes Bun: 
bes bebrohlichen Weije gefährbet, fo bat das Directorium alle durch bie Um: 
ftände erforberten militärifchen Vorſichts⸗ und Vorbereitungsmaßregeln unzu: 
orbnen. Es übt zu biefem Zweck ſämmtliche nad ber Bunbeskriegere: 
faffung dem Bunb zuftehende Befugniffe aus. Insbeſondere kommt es ihm 
zu, bie Kriegsbereitichaft und Mobilmachung bes Bunbesherres ober einzel: 
ner Gontingente besfelben zu befchließen, für bie rechtzeitige Inſtandſetzung 
ber Bunbesfeflungen zu jorgen, ben Bunbesfelbheren zu ernennen, bie Bil: 
dung bes Hauptquartier und ber Heeresabtheilungen zu veranlafſen, eine 
eigene Kriegslafie bes Bundes zu errihten. Zu einer förmliden Kriege: 
erflärung bed Bunbes ift ein im Bundesrath mit zwei Drittheilen ber Stim: 
men gefaßter Beſchluß erforderlich. Ergibt fi die Gefahr eines Kriege 
zreifchen einem Bundesſtaat, welcher zugleich außerhalb des Bundesgebiet 
Befigungen bat, und einer auswärtigen Macht, jo bat das Directorium ben 
Beſchluß bed Bundesraths, barüber ob ber Bund fi am Krieg betbeiligen 
wolle, zu veranlaffen. Die Entſcheidung hierüber erfolgt mit einfacher Stim: 
menmehrheit. Wird das Bundesgebiet durch feindlihe Streitfräfte ange: 
griffen, fo tritt der Stand bes Bunbesfriege von ſelbſi en. Tas Dired+ 
rium bat das Recht, Friedensunterhandlungen einzuleiten, und zu biefem 
Zweck eigene Bevollmächtigte zu ernennen und mit Inſtructiouen zu ver⸗ 
ſehen. Es bat jedoch über bie Bedingungen bes Friedens bie Anficht des 
Bundesraths zu ee Die Annahme und Beitätigung bes Friedens⸗ 
vertrags Tann nur auf Grund eines mit einer Stimme heit von zwei 
Drittbeilen gefaßten Beſchluſſes bes Bundesraths geſchehen. In bem all 
bes Art. 45 ber Wiener Schlußalte Hat das Directorium bie zur Behaup⸗ 
tung der Neutralität bes Bundes erforberliden Maßregeln zu beſchließen. 

n Bezug auf Streitigfeiten einzelner deutſcher Staaten mit auswärtigen 

taaten bat das Directorium bie durch bie Art. 36 und 37 ber Wiene 
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Scäußerte ber Vunbetwerfammlung zugewieſenen Befwgniffe auczuüben. 
Art. 9. Innere Sicherheit. Die Sorge für bie Aufrechthaltung ber 
öffentlichen Drbmung und ber Gefehlichteit in ben einzelnen Bunbesflaaten 
liegt zumächft ben betreffenben Regierungen ob. "Das Directorium bat jeboch 
ach ſeinerſeits barüber zu waden, daß ber innere Friebe Deutichlanbs nicht 
gefährbet werbe. Sind Muheflörungen zu DER. fo ift es berufen, auf 
deren Verhütung binzuwirken. — Unruhen wirklich ausgebrochen, fo bat 
es die zur @ieberherfiellung ber Herrſchaft ber Geſetze erforderlichen Maß⸗ 
regeln zu ergreifen, wenn bie betheiligte Regierung dieß beantragt, ober wenn 
fie ber nöthigen Mittel zur Bewältigung ber Unruhen entbehrt, ober wenn 
bie Unruhen fi über mehrere Bundesflaaten erfireden. Art. 10. Friebe 
unb Eintracht zwifhen ben Bundesgliebern. Das Directorium 
bat für bie Erbaltung bes Friedens und ber Eintracht unter ben Bundes⸗ 
gliebern Sorge zu tragen. Selbfibilie zwiſchen Bunbesgliedern iſt unterfagt, 
und jedem Berfuche zu einer ſolchen bat das Directorium inhalt zu thun. 
Bei ben Streitigfeiten aller Art zwiſchen Bunbesflaaten hat es feine Ber: 
mittlung eintreten zu laflen, und falls der Vergleicheverſuch erfolglos iſt, die 
Berweiſung an das Bundesgericht zu befehliehen, Art. 14. Bundesgefek: 
ebung. Das Directorium übt auf Grund ber Beichlüfie bes Bundesraths 
amens ber beutichen Regierungen das echt bes Borfchlags in ek km 
beiten der Bunbesgefehgebung aus. (Urt. 20.) In gleicher Weiſe 
jelben bie Initiative auch in benjenigen Angelegenheiten zu, in welchen bie 
Erlaſſumg eines gemeinfamen Geſetzes ober bie Srünbung einer gan ımen 
Einticätung von der freien Zuftimmung ber einzelnen Staaten abhängt, bie 
Wirkſamkeit bed Bundes gegenüber dielen legteren fi ſomit nur ru ver⸗ 
mittelnde darſtellt. (Art. 21.) Der Bundesrath bat in beiden Fällen die in 
bie Berfammlung ber Bundesabgeordneten — Vorlagen vorzu⸗ 
bereiten. Sefettorfchläge, welche eine Abänderung ber Bunbeöverfaffung in 
fich ſchließen, ober auf Koften bes Bunbes eine neue organifche Einrihtung 
begründen follen, ober ber gejeßgebenden Gewalt bes Bunbes einen neuen 
—* ber Geſetzgebung ber Einzelſtaaten angehörigen Gegenſtand überweiſen, 
tönen im Bundesrath nur mit einer Mehrheit von wenigſtens 17 Stimmen 
genehmigt werben. Borfchläge, durch welche einzelnen Bundesgliedern beſon⸗ 
dere t in ben gemeinfamen Verpflichtungen aller begriffene Leiftungen 
ober Berwilligungen für den Bund angelonnen werben, bebürfen ber freien 
AZuftimmen g die betbeiligten —————— Ueber Religionsangelegenheiten 
findet lein Beſchluß als mit allſeitiger freier Zuſtimmung ſtatt. Art. 12. 
Bundes⸗Erecutive. Das Direciorium hat bafür zu ſorgen daß die 
Bundesgeſetze, bie Bundesbeſchlüſſe, bie Erkenntniſſe bes Bundesgerichtes, bie 
am Bunde vermittelten Vergleiche, bie vom Bunde übernommenen Garantien 
durch bie betheiligten Regierungen vollzogen werben. Etgeben ſich hierbei 
ndernifie irgenb einer Art, jo fleht e8 bem Directorium zu, bas Gejchäft ber 
ollziehung ummittelbar von YBunbesivegen — bie Hanb -zu nehmen. Es 
Tann zu bdiefem Zweck Commiſſäre ernennen benfelben, wenn nötbig, 
eine angemeffene Zruppenzahl zur Verfügung Aelen. Art. 13. Militär: 
angelegenheiten. Dem Directerium liegt bie Hanbhebung ber Kriege: 
verffung en deutſchen Bunbes ob. Es ge bie buch biele — 
— auf das Bundesheer, die Bundesfeſtungen und 
—— — berwieſenen Geſchaäfte. Es hat fi ber genauen = 
volftändigen Erfüllung ber militäriihen Bundesverpflichtungen in allen 
Ounbesftanten ge verfichern, auch auf awedmäßige Uebereinitimmung in ber 
Drganifation bed Bundesheeres hinzuwirken. Es bat fein Augenmerk unauss 
geieh eſeht dahin zu richten, daß bas Heerweſen des Bunbes, ohne unnötbige Be- 
aflunıg ber Beuölferungen, im Frieden Aftigt, vervolifommmet — 
einem allen Anforberungen an bie Wehrkraft Deutſchlands 
Stande erhalten werbe. Werben zu bie Zwedck neue gefekliche Beim 
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mungen, organiſche Borfchriften ober Aenberumgen ber Sunbestriegünerfailung 
erforberlich, fo bat das Directorium biefelben im YBunbesrath in aregung 
zu bringen. Bebarf bas Directorium in ben Fällen ber Art. 9, 10 und 12 
ber unmittelbaren Verfügung über militäriſche Mittel, fo es bie Stellung 
ber für ben jebesmaligen Zweck am meiften geeigneten Truppenkörper zum 
Yunbesbienft zu beichließen. ft ber Zweck biefer Maßregel erreicht, fc br 
bie Berwenbung zum Bunbesbienft wieber aufzubören. Die Koften ber Ber 
wendung von Truppen tm Bundesdienſt bat ber Bund, vorbehaltlich aller 
'gefeblich begründeten Grfayverbinblichkeiten, vorſchußweiſe zu beftreiten. Tie 
im QBunbesdienft ſtehenden Truppen tragen bie Abzeichen bes Bundes. Fit 
rend gemeinfamer Uebungen, überhaupt während jeder Vereinigung ber Kon: 
tingente mebrererer Bunbesitaaten, werben gleichfalls biefe Abzeichen getragen. 
Art. 14. Bunbesfinanzen. Das Directorium läßt die aus ben Matri⸗ 
eularbeiträgen ber einzelnen Staaten gebilbete Bunbescaffe verwalten. Et 
‘ läßt von drei zu brei Jahren nach eingeholter Zuſtimmung bes Bunbet: 
raths ben Voranſchlag der ordentlichen Bundesauslagen aufitelen, und der 
Verfammlung ber Bunbesabgeorbneten vorlegen. Es läßt bie von ber Ber: 
femmlung ber Bundesabgeordneten genehmigten Matricularumlagen auf: 
theilen. Zur Dedung unvordergejehener Bunbesausgaben kann das Tire: 
terium mit Genehmigung des Bunbesratbs umb ber Verſammlung der 
Bunbesabgeorbneten, ober, wenn letztere nicht vereinigt iſt, unter Vorbe⸗ 
halt der Rechtfertigung vor berfelben, außerorbentlide Matricularumlagen 
ausfchreiben. Es läßt ben Mechenichaftsbericht über bie abgelaufene breijährigt 
Periode bes Yunbesbausbalts ber Berfammiung ber Bunbesabgeorbueten ver: 
legen. Art. 15. Verbältnig zur Berfammlung der Bunbesat: 
georbnneten. Dem Directorium fteht bie Einberufung, Gröffnung, Veria 
ung, Auflöfung, Schließung ber VBerfammlung der Bunbesabgeorbneten zu. 
Bur Einberufung außerordentlicher Sitzungen besfelben bedarf basfelbe jedod 
ber Zuflimmung bes Bundesrathe. Das Directorium bat vor ber Berfamm: 
lung ber Abgeorbneten bie Gejammtheit ber Yunbesregierungen zu vertreten, 
insbefonbere wird es bie vom Bundesrath genehmigten Gejepentwürfe un! 
fonflige Vorlagen einbringen, und für bie barüber in ber Abgeorbnetenvet 
fammlung zu eröffnenbe Verhandlung geeigneten Falles Gommifjäre ernennen 
Es ift berechtigt, ber Verfammlung ber Abgeordneten Mittheilungen übe 
aligemeine Bunbesangelegenheiten zugehen gu laſſen, und deſſen Anficht bar: 
über einzuholen. Nach dem Schluffe der Seifton ber Abgeorbneterwerſamm 
Yung wird es bie Ergebniffe der Verhandlungen desfelben der Schlußfaſſung 
ber Füärftennerfammlung unterziehen, ober, falls eine ſolche auonahmsweiſe 
nicht Stattfinden follte, die Schlußfaffung im Bundesrat veranfaifen. 
Abſchnitt II. Die Verſammlung ber Bunbes:Abgeorbnetw. 
Art. 16. Zuſammenſetzung ber VBerfammlung Die Berfammluna 
ber Bunbesabgeorbneten gebt durch Delegation aus ben Vertretungeförpen 
ber einzelnen beutichen Staaten hervor. Site befleht aus 300 von biefen Kit: 
pen gewählten Meitgfiedern. Defterreich entfendet zum Bunde 75 vom Reicht: 
rath aus der Zahl feiner ben beutichen Bundeslanben angehörigen Mügliebet 
ober aus ben Mitgliedern ber Lanbtage bes Bunbesgebietes gewählte Abge: 
orbnete. Preußen entjenbet 75 Abgeordnete aus ber Zahl der Bertreier bet 
beutfchen Bunbeslande im preußiſchen Lanbtage. Bayern entſendet 27 At: 
tbmete, Sachſen, Hannover, Württemberg entfenden je 15, Baden 12, Aur: 
—* 9, Großherzogthum Heſſen 9, Holſtein und Lauenburg 5, Lupembur 
und Limburg 4, Braunſchweig 3, Medienburg- Schwerin und Mecklenburg⸗ 
Strelitz zufammen 6, Naffau 4, Sachſen⸗Weimar 3, Sachſen⸗Meiningen, 
Sachſen⸗CToburg⸗Gotha und Sachſen⸗Altenburg je 2, Olbenburg 9, Anhalt: 
Deffausßdiben, Anhalt⸗Bernburg, Schwarzburg-Sonbershaufen, arzburg: 
Rubolftabt, Liechtenftein, Walbed, Reuß Älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, 
Schaumburg⸗Lippe, Lippe unb bie freiem Stäbte Kübel, Frankfrert, Bremen, 
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— ub war alle biefe Stoaten amd ber Mitte 
t Bertreiungelörper.*) Im benjenigen Staaten, in welchen das Zwei⸗ 
kammerfyfiem Be wählt die erfte Kammer ein Drittheil, bie zweite Kam⸗ 
meer zwei ‚Drittheile ber Bundesabgeordneten. Wo bie Abgeordnetenzahl nicht 
beschh 3 theibar ift, wird bie betreffende Regierung beitimmen, wie bie Zahl 
ber Bertreter unter beide Kammern zu vertheilen fi. Art. 17. Nähere 
Beſtimmungen na bie Art der Bilbung ber Berjammlung. 
Die Wahl ver Bundesabgeorbneten erfolgt in jebem Staate ſogleich nach bem 
Zufammentritt ber betreffenden Landesvertretung. Sie erfolgt für bie Dauer 
bes Mandats ber wählenden K aft, bleibt jedoch na Ablauf biefes 
Manbats ober nach Auflöfung ber wählenden Körperihaft bis zur erfolgten 
Neuwahl ber nächitfolgenden Berfammlung wirkſam. Die perfönlie Fähig⸗ 
keit zur Mitgliedſchaft der wählenben Körperſchaft enticheibet zugleich über > 
verfönliche Fahigkeit der Mit nn: ber Berfammlung ber Bunbes 
2 Fur je 3 Bundesabgeordnete wird ein Erſabmann gewählt. Die: 
aa bie weniger als 3 Bunbesabgeorbete zu ernennen haben, 
nähen je einen Erſatzmann. Die Panbesvertretimgen ber Einzelſtaaten kön⸗ 
ner ihre Abgeorbneten zum Bunde nicht an Inſtructionen binden. Die 
Bunbesabgeorbnieten beziehen gieihmäßige Taggelder und oe 
gungen aus ber Bundeskaſſe. Art. 18. Einberufung, Bertagun 
Auflöſung ber Berjammlung. Die Berfammlung ber Bundes georb= 
weten wird regelmäßig in jedem britten Jahre im Monat Mai nah Frank⸗ 
furt a. M. einberufen. Sie kann vom Directorium mit Auftimmung bes 
Bunbesrathes jeberzeit zu einer außerordentlichen Sikung einberufen werben. 
Eine Bertagung ber Berfammlung kann vom Directorium höchſtens für eine 
Zeit von zwei Monaten ausgeiprochen werben. Durch eigenen Beſchluß kann 
ſich bie —— — hoͤchſtens auf acht Tage vertagen. Im Falle einer Auf: 
löfung ber Verſammlung wird das Directorium unverzüglich bie Bundes⸗ 
— auffordern, die Neuwahlen, ſobalb als thunlich vornehmen zu 
laſſen. Sobald bie Neuwahlen erfolgt find, wird das Directorium zur Wiedet⸗ 
einberufung ber Berfaumlung fchreiten. Die Regierungen werben in ber 
Negel dafür forgen, daß bie Stänbelammern ber einzelnen Staaten nit 
gleichzeitig mit ber Verſammlung ber Bunbesabgeorbneten tagen. rt. 19. 
Innere Eintihtung ber Berjammlung. Die Berfammlung ber 
Bu orbneten wählt ihren Präfidenten, ihre VBicepräfibenten und Schrift: 
führer. Sitzungen ber Berfammlung find öffentlich. Die Geſchäfts⸗ 
erbnumg wird beflimmen, ıumber welchen Bebingungen vertrauliche Situngen 
ſtattſinden können. Die Berfammlung prüft bie Vollmachten ihrer Mitglieder 
umb entſcheibet über bie Zulaffung berjelben. Zur Beſchlußfahigkeit ber Ver: 
fammlung if bie Anweſenheit von wenigftens zwei Drittheilen ber Mitglieber 
ich. Die Beichlüffe werden mit einfader Stimmenmehrheit gefaßt, 
foßern wicht bie nachfolgenden Artikel Ausnakmen von biefem Grunbfaß an⸗ 
orbaen. Die Berfammlung wirb mit ons des Directoriums ihre 
Geſchäftsordnung feitfielen. Art. 20. Beſchließende Befugniß ber 
Beriammlung. Der Verfammlung ber Bundesabgeordneten fleht das 
Recht beichliepender Mitwirkung zur Ausübung ber gejeßgebenben Gewalt bes 
beutichen Bundes zu. Die gefehgebenbe Gewalt bes Bundes erfiredt fich: 
4) auf Wändberungen ber an) ; 2) auf bie beitehenben ober neu 
zu erricgtenben organifchen Ginrichtungen bes Bundes; 3) auf den Bundes⸗ 
Saushalt; 4) auf Feſtſtellung allgemeiner Grundzüge für bie — 
ber Einzelſtaaten, über die Angelegenheiten der Prefſe und der Vereine, über 
literariſches und fünftlerifhes Eigenthumsrecht, über Heimathrecht Anſafſig⸗ 
— und allgemeines beutſches Bürgerrecht, über gegenſeitge Vollftrecung 


°) Heffen· Homburg iſt Hier übergangen, ba es keine Banbeeverkretumg befikt. 
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rechtölfräftiger Ertenninifie, über Auswanberungen, forte über ‚biejenigen @e- 
genftänbe von gemeinfamem Intereſſe, beren allgemeine Regelung etwa Eizwi- 
tig ber geleßgebenden Gewalt bes Bunbes durch verfaffungsmäßige Beſchlũnje 
bes Direcioriums (Art. 11) und ber Abgeorbnietenverfjammlung wärbe über- 
tragen werben. Geſetzesvorſchläge, welche eine Abünberung ber Bunbeswer 
faffung in fich fchließen, ober eine neue organijche Einrichtung auf Koſten nes 
Bimdes begründen follen, ober ber ——— Gewalt des Bundes einen 
neuen ſeither ber — der einzelnen Staaten — Gegenttant 
überweifen, Tönnen in der Verſammlung ber Bunbesabgeo sur mi 
einer Mebrbeit von wenigſiens Vierfünfteln der Stimmen angenommen wer 
ben. Wie das Directorium, fo befißt auch bie Abgeorbrretenverfammlung bas 
Recht, Bunbesgejege int Vorſchlag zu bringen. Art. 21. Berathenbe unt 
vermittelnde Befugnif der Berfammlung. Die Berfammmlung ver 
Bunbesabgeorbnieten ijt gleich bem Directorium berechtigt, in Angelegenheiten, 
welche bem Bereich ber gejeßgebenben Gewalt bes Bunbes nicht zugewieſer 
find, die Einführung gemeinfamer Gejege ober Einrichtungen auf dem Wege 
freier Vereinbarung in Antrag zu bringen. Um in ben einzelnen Staaten 
zur Ausführung gelangen zu fönnen, bebärfen jebody die in Angelegenheiten 
ſolcher Art von der Abgeorbnetenverfammlung gefaßten Beſchlüſſe der Au: 
‘ flimmung ber betreffenden Regierungen und tungen (Art. 25.) Ar. 

22. Recht der Borftellung und ber Beſchwerde. In allen Anz 
legenheiten bes Bunbes ſteht ber Berfammlung ber Bunbesabgeorbweien kat 
Recht der Vorſtellung und ber Beichwerbe zu. 

Anfdmitt IV. Die FKürftenverfammlung. Art. 23. Einrichtunz 
der Fürftenverfammlung. In ber Regel wirb nad bem Schluſſe ber 
orbentlichen ober außerorbentlidhen Situngen ber Berfammlung ber Bunbes 
abgeotbneten eine Verfammlung ber fouveränen Fürſten und ber oberſten 
Magiftrate der freien Stäbte Deutichlanbs fich vereinigen. Der Kaifer ven 
Defterreih unb ber König von Preußen gemeinfchftlih erlaſſen bie Einla: 
dungen zur Fürftenverfammlung. Die nicht perfönlich erkheinenben Soume: 
räne können fi durch einen Prinzen ihres Hauſes als Alter Ego vertreten 
laſſen. i Vertretern ber deutſchen Stanbesherren wirb in ber Yürften: 
verfammlung ein Antheil an einer Curiatſtimme (anftatt bes erloſchenen An: 
theil® ber beiben Hohenzollern) zugeflanden. Art. 24. Stimmorbnuna. 
Die Verhandlungen ber Für ammlung tragen ben Gharalter freier Re 
rathung und Berftänbigung zwiſchen unabhängigen und gleichberecktigten Scu: 
veranen an fi. Deutielanbs Fürften und freie Stäbte find jedoch überein⸗ 
gekommen, bie für bie Beichlüffe bes Bunbesrathes geltende Stimmorbnung 
in bes Art auch unter fi in Anwenbung zu bringen, daß ein Beſchluß ber 

fienverfammlung nicht aufgehalten werden kann, wenn bie bejahenden 

timmen bas im Bunbesrathe je nach ber Natur bes Gegenflanbes vorge: 
fhriebene Stimmverhältnig erreihen. Art. 25. Gegenftände der Be: 
ſchlüſſe ber Fürftenverfammlung. Die Yürftenverfammimg nimmt 
bie ihr durch das Directorium unterlegten Ergebniſſe der Verhandlungen ber 
Abgeorbnetenverfammlung in Erwägung. Sie faßt bie endgültigen Beichlüfle 
über diejenigen Anträge ber Berfammlung der Bundesabgeorbneten, welde 
nicht der Zuſtimmung ber Vertretungsfärper in ben einzelnen Staaten be: 
bürfen. Sie läßt bie mit ihrer Sanction verjebenen Bunbesgefeke ſowohl 
buch das Directorium als in ben einzelnen Staaten verfünbigen. Sie pflegt 
Bexathung wegen thunlichſter Yörberung ber Ausführung über biejenigen An: 
träge ber Berjammlung ber Bunbesabgeorbneten, über weiche ber endgültige 
Beſchluß den verfaffungsmäßigen Gewalten ber einzelnen Staaten zuitebt. 
(Art. 11 und 21.) Sie prüft bie Vorſtelungen unb Beſchwerben ber Ber: 
fammlung ber Abgeorbneten in on unbesangelegenheiten, unb läßt 
dem Directorium bie betreffend 
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rathang ziehen. . Weber folgende Gegenflänbe: Aufnahme neuer Mitglieder in 
ben Bund, Wenberung bes Stimmmwerbältnilfes im Bunde bei veränbertem 
Beſitzſtande ber Bunbesglieder, ſteht Die Schlußfaſſung ausſchließlich der Fürſten⸗ 
verſammlung zu. 

Abſchnitt V. Das Bundesgericht. Art. 26. Doppelte Eigen: 
ſchaft des Bunbesgerihts. Das Bundesgericht enticheibet, im Namen 
des beutichen Bunbes, theils in richterlicher, theils in fchiebsrichtenlicher Eigen: 
Schaft. Art. 27. Richterliche Wirkſamkeit bes Bundeggerichts. 
Das Bundesgericht in feiner richterlichen Eigenſchaft kann angerufen werben: 
41) von Bundesregierungen ober von Privatperfonen gegen ben beutfchen Bund, 
wenn exitere gegen leßteren Anfprüche aus privatrechtlichen Titeln erheben, 
und ein befonberer Gerichtsitanb hierwegen nicht begrünbet ift; 2) von Pri⸗ 
vatperjonen gegen mehrere Bunbesglieber, wenn beſtritten ift, welche ber letz⸗ 
teren eine Forderung ber erfteren zu befriebigen babe; 3) von Privatperfonen 
geoen ben Souserän, bie —* oder den Staatsfiscus eines einzelnen 

ndesſtaats, wenn wegen ber behaupteten, auf privatrechtlichen Ziteln be⸗ 
ruhenden Forberung in ber Berfaffung ober Geſetzgebung bes. betzeffenben 
Staats fein Gerichtsſtand begründet ift; 4) von Pripatperſonen behufs ber 
Eröffnung des Rechtewegs gegen eine einzelne Bundesregierung, wenn erſtere 
auf Grund ber Verfaſſung umb ber befiehenben Geſetze bes Landes und nad 
Erfchöpfung ber landesgeſetzlichen Mittel ber Abhilfe über Verweigerung ober 
Hemmung ber MRechtöpflege Beſchwerde führen; 5) von YBunbesregierungen 
gegen ambere Yunbesregierungen, wenn ber klagende Theil Befriedigung einer 
Geldferberung oder Erfüllung eines privatrechtliche Leiftungen betreffenden 
Bertrags ober Schabloshaltung wegen Nichterfüllung eines ſolchen Vertrags 
verlangt; 6) in benjenigen Allen, für welche dem Bundesgericht, mit Zu: 
flinunung bes Directoriums und bed Bundesraths, durch bie Verfaſſung ober 
Geſedgebung eines Einzelitants eine richterlihe Gewalt befonbers übertragen 
werben follte; endlich tritt 7) in Fällen, wo es fich zwilchen zwei ober meh⸗ 
veren Mitgliebern bes Bundes um ben vorläufigen Schuß bes jüngften Beſitz⸗ 
ftanbes it, das Bundesgericht an die Stelle des nach Art, 20 ber 
Wiener Schlußacte zu bezeichnenben oberiten Gerichtshofs. Art. 28. Schiebs: 
richterliche Wirkſamkeit bes Bundesgerichts. Der ſchiedsrichterlichen 
Entieibung des Bundesgerichts werden vom Directorium nach vergeblich ver: 
ſuchter Vermittlung auf Verlangen bes einen ober bes anbern ber ſtreitenden 
Theile überwiefen: 1) alle nicht zu ber im Art. 27 unter 5 erwähnten Ka⸗ 
tegorie gehörigen Streitigkeiten zwiſchen Mitgliebern bes Bundes; 2) Strei⸗ 
tigleiten zwiſchen Mitgliebern regierenber beuticher gr über Thronfolge, 
Regentichaft, Megierungsfähigkeit, Vormundſchaft, Jowie über Anſprüche an 
bas Hausfibeicommiß, infofern nicht über das Verfahren in bergleihen Strei: 
tigfeiten und beren Entſcheidung durch die Verfaſſung bes betreffenden Landes, 
Hausgeſetze ober Verträge befondere Beſtimmung getroffen ift; 3) Gtreitig- 
feiten zwiichen ber Regierung eines Bundesſtaats und einzelnen Berechtigten, 
Gorporationen oder ganzen Glafjen, wenn biejelben wegen Verletzung ber 
ihnen durch die Bunbesverfaffung (Art. 13 bis 18 ber Bunbesacte) gewähr: 
leifteten Rechte Klage führen; 4) Streitigkeiten zwiſchen ber Regierung unb 
ber Landesvertretung eines Bundesſtaats über Auslegung ober Anwendung 
ber Lanbesverfaffung, fofern zur Austragung folder Streitigfeiten nicht ſchon 
anderweitig Mittel und Wege geſetzlich vorgefchrieben find, ober dieſelben 
zur Anwendung gebracht werden koͤnnen. Art. 29. Sonflige Aufgaben 
des Bunbesgerihts. Damit in ber Anwendung gemeinjamer beuticher 
Geſetze über Civil⸗ oder Strafrecht die möglichfte Gleichartigkeit beſtehe, ift 
das Bundesgericht berufen, in Fallen, wo fi) bezüglich dieſer Anwendung in 
ber Rechtiprechung ber oberſten Gerichtshoͤſe ber Bundesſiaaten Verſchieden⸗ 
heiten ergehen, ba6 Directorium behufs ber weiter erforberlihen Beranlafjung 
auf das Bebürfniß einer anihentifcgen Auslegung ober geiehlichen Regelung 


r 
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aufmertfam zu machen. Das Bunbesgericht bat dem Directorium auf Cı: 
forbern rechtliche Gutachten zu erfbatten, injofern es fich nicht um Fllle bin: 
beit, in welchen das Bunb bemmächft ſelbſt zunandig werden Tan. 
Art. 30. Befondere Beftimmungen Wo teine befondern Emicher 
bungsnormen vorhanden find, hat das Bımbesgericht nah ben in NRedtöitte 
tigfeiten berfelben Art vormals von ben Reichsgerichten fubfibiarifch Beielzin 
Mechtsquellen zu erkennen, infofern folche auf bie jetzigen Berbältmiiie de 
Bunbesglieber und auf bie Streitiachen felbit noch anwendbar find. Str: 
tigfeiten ober Beſchwerden, welche bereitd vor Errichtung des Bundeggeridee 
durch einen Bundesbeichluß endgültig erlebigt worben finb, Tännen wicht von 
neuem vor bem Bundesgericht angebracht werben. Urt. 31. Zufawımen: 
fegung bes Bunbesgerihts. Das Bunbesgericht befteht aus emcn 


Mräfibdenten, zwei Vicepräfibenten unb zwölf orbentlicden Beiſitzern. Für dit 
ſchiebsrichterliche Entſcheidung in Streitfüllen zwiſchen ierung und Ztim 


ben eines Bundesſtaates (Art. 28 unter 4) wird das Bundesgericht dur 
zwölf außerordentliche Beifitzer verſtürkt. Zwölf ordentliche tglieder te 
Bunbesgerichts werben von ben Regierungen ans ben Mitgliebern ber obe: 
fien Gerichtshoſe ernannt. Defterreich und Preußen ernennen je zwei, Bayııı 
einen, bie folgenden 14 Stimmen bes Bundesraths in einem ber Reiheniolze 
ber Stimmordnung entſprechenden Wechfel fieben orbentlihe Beifiper. Diri 
ordentliche Beifiger bes Bundesgerichts ernennt bas Directorium mit Zum: 
mung bes Bunbesratbs aus ber Zahl ber orbentlichen äffentlicden Recht 
lehrer an ben deutſchen Hochſchulen. Das Directorium ernennt ferner mi 
Auftimmung bes Bunbesraths aus ber Witte der fünfzehn orbentlichen Mi: 


. glieder bes Bundesgerichte den Praſidenten und bie beiben WWicepräfbenten 


Alle diefe Ernennungen erfolgen auf Lebensdauer. Die zwölf auperorben: 
lichen Mitglieber bes Bunbesgerichte werben von ben Regierungen auf Zar: 
ſchlag unb aus ber Mitte der Ständeverfammlungen auf zwölf Jahre a: 
nannt. Diefe Ernennungen gefchehen durch biejelben Regierungen, bezieben: 
lich in berfelben Neihenfolge, wie bie Ernennung ber ordentlichen Beiſiter. 
Mo zwei Kammern einen Bunbesrichter zu bezeichnen haben, wechſelt in Er: 
mangelung eines Einverftänbnifies ba6 echt bes Vorſchlags zwifchen beniei: 
ben, wobet das 2008 ben Anfang zu beflimmen bat. Sollte fi) bemnödi 
das Beblirfnin einer Vermehrung ber Weitgliederzahl des Bundesgericht 
berausftellen, jo Tann bas Directorium mit Zuſtimmung bes Bundesrat 
eine folche Vermehrung beichließen. Die Zahl ber auferorbentlichen Beilixa 
muß aledann in gleihem Verbältnig wie bie ber ordentlichen erhöht werben. 
Das Bundesgericht Hat feinen Sitz zu Frankfurt a. M. Die orbentlicen 
Mitglieber müflen am Site bes Bunbesgerichts wohnen. Die Kanzleibeam: 
ten des Bunbesgerichts werben auf deſſen Vorfchlag vom Divectorium tr 
nannt. Die Aufitellung einer Bundesanwaltſchaft bleibt vorbehalten. Art. 32. 
Grunbzüge ber Berfaffung des Bundesgerichte. Das Bunde: 
gerist wirb in mehrere Senate eingetheilt werden, bamit eine zuedmäßige 

heilung ber äfte in Senate- und in Plenarfigungen flattfinde un 
in ben zur richterlichen Entſcheidung bes Bunbesgerichte gehörigen Fällen 
(Art, 27) ein Inſtanzenzug bergeftellt werde. Die fchieberichterlichen Ent: 
ſcheidungen bes Bunbesgerichts (Art. 28) erfolgen in ordentlicher, und wenn 
fie Streitigfeiten zwiſchen Regierung und Ständen eines Bunbesſtaats be: 
treffen, in außerordentlicher Plenarfitung, zu welcher Tebtseen ber Präfibent 
bie fünmilihen orbentlihen und außerordentlichen Beifiter einberuft. Die 
in ben geſetzlichen Formen gefällten Schiebsiprücde unterliegen keiner werten 
Berufung und find fofort vollziehbar. Art. 33. Unabhängige Stellung 
bes Bundesgerichts. Die orbentlicen Mitglieber be® Gundecgerichts 
werben für ben Bund in Eib und Pflicht genommen und nom Bund au 
der Metricnlarkaffe befoldet. Sie fünnen nad ihrer Ernennung meber Gib 
Wezilge noch Ehernausgeichnmgen von einem einzelnen Bunbesglieb erhalten. 
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Gegen ihren Willen. Ennen fie wur durch einen Spruch bed Boubedgerichts 
ſelbſ von ihrem Amt entlaſſen werben. Nach erreihtem TO. Lebenstahre kann 
das Diredorium fie mit vollen Gehalt in den Ruheſtand verfegen. Die 
amherexbentäichen Mitglieber bes Bunbesgerichts, zur Ausübung ihres Amtes 
einberufen, werben gleichfalls für ben Bunb in Eid und Pflicht mmen, 
und erhalten nom Bunde Reijeentihäbigungen unb Function been aus 
ber Matricularkaſſe. Ein Reglement wirb bie betreffenden Gehalte und Ge: 
bübren fefifiellen. Urt. 34. Bund esgericht sſtatut. Die näheren Bes 
ſtimmungen über bie Verfafjung bes WBunbesgerichtes, jowie über das Ver⸗ 
fahren vor demjelben werben durch ein Statut getroffen werben, weiches bas 
Bunbeögeridht zu entwerfen und bem Directorium zur weiteren Beranlafung 
vorzulegen haben wird. Art. 35. Wegfall ber früheren gerichtlichen 
Dunbeseinrihtungen. Mit Einfäbrung bes Bundesgerichts Tommen 
bie jeitherigen Beftimmungen über Austrägalinftan;, beziehentlich das Bundes⸗ 
— auch die Competenz der Bundesverſammlung in ben im Art. 29 
Wiener Schlußacte bezeichneten Fallen unb ber Bundesbeſchluß vom 

35. Sept. 1842 in Wegfall. — egen bewendet — auch fernerhin bei Art. 
24 der Schlußacte. Shlupbe immung 36. Die beflebenden 
Bunbesgejepe behalten ihre Kraft ar Süftigteit, ent fie nicht durch bie 
vorfiehenden Beſtimmungen abgeändert werben. 

Eolfectivfhreiben ber Fürften an ben König von Preußen: 

. . Nah Kenntnißnahme ber von Sr. Maj. bem Kalfer und mitgetheil- 
ven Vorfchläge haben wir in benjelben alljeitig eine geeignete Grundlage für 
unſere Berbanblungen ertannt, deren Refultat wir Ew. Majelät jedenfalls 
zur Einholung Alerhöchftißeer ——— Buffer vor⸗ 
legen würden. Wir hegen aber den lebhaften Wunſch ꝛc 


17. Aug. (Bayern). Die II. Kammer gebt mit 69 gegen 52 Stim« 
men über eine Nürnberger Betition bezüglih der Schleswig: Hol: 
ftein’fchen Trage zur motivirten Tagesorbnung über. 

„ (Anbalt:Bernbarg). Herzog Aerander Karl F im 3Often 
Sabre feiner Regierung Mit ihm erlifcht bie Anhalt⸗Bernburg'ſche 
Linie und fällt das Land an die Deſſau'ſche Linie. 

20. „ (Fürſtencongreß). Der König von Preußen lehnt auch bie 

Sn an der Fürften ab: 
. um fo mehr, ala Ich auch jet noch Feine im Mittheilung 


19. 


der der Berathung zu Grunde gelegten Anträge erhalten Habe; basjenige 
aber, was auf anderen Wegen zu Meiner Kenntniß gelangt ift, Mich nur im 
ber Abficht beftärft, Meine Entſchließungen erſt bann feftzuftellen, wenn durch 
geihäftemäßige Bearbeitung ber Angelegenheit von Seiten Meiner Räthe bie 
zu erörtenden Abänderungen ber Bunbesverfafjung, in ihrem Verhältniſſe zu 
ber berechtigten Machtſtellun Preußens und zu ben berechtigten Intereſſen 
ber Nation, eingehend geprüft fein werben. Be bin * a. Lande unb 
ber Sache Deu chlands ſchuldig, vor einer ſolch ——— einſchlãgigen 
Fragen keine Mich bindenden Erklärungen gegen — —* ſen ab⸗ 
zugeben; ohne ſolche aber wilrbe Meine Theilnahme an ben Berathungen 
nicht ausfühtbar fein. Diefe Erwägung wird Mich nicht abhalten, jede Mit- 
theilung, welche Deine Bundesgenofſen an Mich werben gelangen laffen, mit 
ber Bereitwilligfeit und Sorgfalt in Erwägung tehen, welche Ich ber 
sh: der gemeinfamen vaterlänbifchen Snterefien jeberzeit_ gewibmet 
babe. . 


2]. „ (Fürfene ongreß). Depeihe Bismarks an den preußifchen 
a gg in Frankfurt: 
. Die im ber preufifcden Monarchie jeberzeit befaigten Grimbfäge bes 
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bingen, baf nur nach forgiäktiger und von @ir. Majefät gefeiglich vorge: 
ſchriebener Erwägung an competenter Stelle Entichliehungen Fir werben, 
welche bie Intereſſen des Staates beiueffen. Bon biefer Regel abzumeide, 
wollen bes Könige Majeftät fih am allerwenigfien in einem Fall emticliche: 
wo es jih um bie wichtigften und folgenichwerfien Guticheibungen hankelı, ;- 
welden ein Monarch im Intereſſe feiner Staaten berufen jein lamı.... 
Ew. Erc. werben feinerzeit aus dem !. Minifterium von Berlin aus de 
einzehendere Entwidlung ber Anſicht ber k. Regierung über bie biefleitizm 
unb über bie vorliegenden öſterreichiſchen Reformplane erhalten. Für kt 
ertläre ih nur: daß bie letzteren, unferer Anjicht nach, weder ber kt: 
rehtigten Stellung ber preußifhen Monarchie noch ben bi: 
rehtigten Interefjen bes deutſchen Volks entſprechen. Freußen 
würde ber Stellung, bie jeine Macht und feine Gefchichte ihm im dem 
eusopoäifhen Staatenverein geichaffen haben, agen, unb Geſahr Lau 
bie SEräfte des Landes Zweden bienfibar zu machen, welche ben Ju: 
terefien des Landes fremd find, und für beren Beſtimmung um 
basjenige Maß von- Einflup und Gontrole fehlen würbe, auf welches zu 
einen gerechten Anfpruch haben.“ 

21. Aug. (Härftencongreß). DOefterreich richtet vor ber zweite 
Sitzung des ürftencongreffes ein Promemoria an die fämmtliden 
Theiluehmer: 

. ... Die in ber eriten Sitzung von mehreren ber hohen Thu: 
nehmer ausbrüdlich hervorgehoben wurbe, wollte mit ber Annahme bee gt: 
dachten Entwurfs als einer geeigneten — — nicht etwa aud 
ſchon die Genehmigung ber einzelnen Beſtimmungen besjelben ausgeiprodes 
werben. Se. Majeftät ber Kaifer gibt Sich hiervon volle Rechenſchaft, horn 
Sich aber andererſeits mit ber Kuflaffung Allerhoͤchſtihrer Bunbesgenofien zu 
begegnen, wenn Sie glauben, aus ber Thatfache ber allfeitig befumbeie 
Geneigtheit, das Reformwert auf ber Bafis jenes Entwurfs zu Stande zu 
bringen, eine doppelte Zolgerung ableiten zu können. Einmal ſcheint nis: 
lid St. Maj. die Vorausſetzung gerechtfertigt zu fein, daß bie Bedenken 
welche etwa gegen einzelne Borjchläge bes Entwurfs von ber einen ober bet 
andern Seite gehegt werben follten, ſich nicht gegen base Syſtem unb bie 

leitenden Gebanten, auf welchen jeine Gonftruction beruht, richten, je: 
mit auch nicht Anlaß zu ſolchen Aenberungsanträgen bieten Tünnten, bie deu 
Entwurf in feinen weſentlichen Theilen und in bem nothwendigen Zujammer: 
hange feiner wichtigen Verfügungen alteriven würben. Zweitens halten Se 
Maj. fich überzeugt, daß, wenn eine allfeitige Einigung über Abie 
berungen des Entwurfs nicht erreicht werben fönnte, bie Annahme des 
letztern, felbfi in feiner unveränderten Zaffung, ber erhabenen 
Verfammlung jedenfalls erwünjchter fein würbe, ala ein Aerfplittern und 
Auseinandergehen ber Meinungen und ein rejultatlofes Ende ber Verhand⸗ 
lungen. Ausgehend von biefen Geſichtspunkten und ferner erwägenb, daß es 
weber nöthig noch erwünfcht fein dürfte, bie Berathung ber im Detail etwa 
vorzufchlagenden Mobificationen ben Fürften in Perſon vorzubehalten und 
dadurch deren Aufenthalt in Frankfurt über Gebühr zu verlängern, neigen 
Se. Maj. der Kaifer in Bezug auf das weiter einzuhaltenbe Verfahren Sich 
zu ber Anficht, daß bie Fürftenconferenz bie Berathbung der Reform: 
acte nunmehr ben bier anwejenden Miniftiern überweilen 
tönnte, foferne dieß mit der Maßgabe — daß es in allen denjenigen 
Punkten, in welchen nad, reiflicher gemeinſamer Prüfung ber Aenberungt 
anträge nit ein anberweites Einvperſtaändniß zu Stande füm, 
bei ber Faffung ber allfeitig angenommenen Berathungf: 
grundlage fein Bewenben zu behalten Hätte... 

Gine weitere Vereinſachung bes Gejchäfte 
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Daburch erreicht werben, baf einige Hauptbeſtinmungen bes Guhwurfs, für 
beren Annahme fidh vielleicht bereits eine allgemeine Geneigtheit in ber Mitte ber 
verjammelten Fürften ausgeiprochen bat, von ber Fürftenconferenz nicht nur im 
Grundſatze, ſondern au bem Wortlaute nach genehmigt, ſonach in ben 
Minifterconferenzen als bereits feſtſtehend Teiner weitern Discuffion unter: 
en würden. Se. k. T. Majeſtät geben anheim, ob nicht unter ben Be- 
immmungen bed Entwurfs namentlich Art. 2, Art. 4, Art. 5 Minen 1 bis 
3, Art. 6, Art. 14 Alinea 2, 4 und 5, Art. 16, Art. 18 Alinea 1, Art. 20 
bis 22, Artikel 23 Alinen 1, Art. 24, Art. 26, Art. 36 von ber "erhabenen 
Berfammlung geeignet gefunden werben Enten, unverändert angenommen 
zu werben. Solden Falles würbe ben Miniftern nur bie Aufgabe bleiben, 
bie bier nit genannten Artikel bes Entwurfs zu revibiren und nad Prü- 
fung ber zur Borlage kommenden Aenberungsanträge vorbehaltli ber Ra⸗ 
tification der Sonveräne tertuell feftzuftellen, auch vielleicht, wenn etwa Rüden 
bemerkt werben foliten, ergänzende Beſtimmungen zu beantragen. 

„Um übrigens zugleich allen Anftänben zuvorzukommen, welche je nad) ben 
Berfafiungsverbältniffen ber einzelnen deutſchen Staaten bei ven hoben Mitglie: 
bern ber Konferenz gegen Erflärungen von befinitiv verpflichtendem Charakter 
obwalten fönnten, glauben Se. k. k. apoftolifhe Majeflät mit ben im Obigen 
entwidelten Borjchlägen fchließli noch die weitere Bemerkung verbinden zu 
follen, daß es fih empfehlen bürfte, bei allen in ber Fürſtenconferenz erfol- 
genden Erflärungen von binbendem Charakter, infofern biefelben nach ben 
Einriätungen bes beireffenben Staates ben Vorbehalt ber Zuſtimmung ber 
eonfitutionellen Körperichaften erforberlich erſcheinen laſſen follten, allgemein 
und ohne baß bies jebes Mal noch beſonders ausgebrüdt werben müßte, 
biefen Borbehalt als einen felbfiverflänblichen zu betrachten.“ 

1.—22, Aug. (Abgeordnetentag). Verſammlung des Abgeord⸗ 
netentages in Frankfurt. Es nehmen daran mehr ale 300 Ab: 
geordnete and ben verjchiebenen beutfchen Staaten (Oefterreich aus: 
genommen) Theil. Bericht Häuffers über den öfter. Entwurf 
einer Meformacte bes beutfchen Bundes. Kinftimmige Beichlüfle 
bezüglich ber deutſchen und ber fchleswigsholftein’fchen Frage: 

Beſchluß bezüglich ber beutfhen Frage. 1) Der Abgeorbuetenta 
erblidt in Deflerreich® Smitiative und in ber Theilnahme faft aller Bund 
mitglieber ein erfreuliches Zeugniß ber allerwärts fiegreichen Weberzeugung 
von ber Unzulänglichkeit ber beitehenben Bunbesformen und ber bringenben 
Nothwendigkeit ber Neugeftaltung; ob zugleich die Bürgfchaft, daß bas gute Recht 
bes beutichen Volkes auf eine feiner würdige Verfaffung enblich zur lung 
tommt, ift von weiterem Entgegenfommen ber beutfchen Fürſten abhängig. 2) Der 
Abgeorbnetentag Tann nur von einer bundesſtaatlichen Einheit, wie fie in ber 
Reichsverfaſſung von 1849 rechtlichen Ausbrud gefunden bat, bie volle Be⸗ 
friebigung bes greideitee Einheits-, Sicherheits: und Machtbedürfniſſes ber 
Nation Hoffen; indeſſen ift ber inneren Krifis unb den äußeren ragen gegen⸗ 
über der ur nit in der Lage, zu Defterreihs Ent- 
wurf fi lediglich verneinend zu verhalten. 3) Er muß aber eine 
Beide von Gi eftimmungen ber Reformacte, insbeſondere bie Zuſammen⸗ 
ſetzung und Gompetenz ber Delegirtenvertretung, für höchſt bedenklich 
erachten unb muß vielmehr die Bilbung einer von ber Nation er: 
wählten Vertretung ale — Vorbedingung des Gelingens bezeichnen. 
4) Der Abgeordnetentag betrachtet Die Anerkennung ber Gleichberechtigung 
beiber Großmäcte im Staatenbunb als ein Gebot ber Gerechtigkeit und ber 
Politik, ebenfo den Eintritt ber nichtbeutichen preußifchen Provinzen. 5) Unter 
allen Umftänden erklärt ber Abgeorbnetentag: bag von einem einjeitigen 
Borgehen ber Regierungen eine gebeihliche Loͤſung ber Nationalreform nicht zu 
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erwarten if, fonbern nur von ber Zuflimmung einer nach Roru be 
Bundesbeſchluſſe vom 30. März und 7. April 1843 zu berufenden Ra 
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auswärtigen Politik als einen brennenden Schtmpf empfindet, im ben beutick 
Negierungen lebendig geworben, jo wirb ber Uebergang von ber Vollſtredur 
eines unzulänglichen Bundesbeſchluſſes zur endgültigen, wahrhaft beitieei 
— Loͤſung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage — zur Wiederheritel 
ung des alten Rechtes in ſeinem vollen urſprünglichen Un 
fange — durch den Verlauf der Ereigniſſe unfehlbar gebahnt den. Wei 
chen im Gegentheile bie Bunbesregierungen auch diesmal vor dieſer Aufgab 
zaghaft zurüd, jo weiß Deutſchland, was es von ben ihm gebotenen Reform 
entwürfen zu halten bat, und fein beijchönigenbes Wort würde dann die Ueber 
geugung erigüttern, baß ber Grundgedanke ber nationalen Bewegung au 
biesmal nicht erfüllt, fondern mit gebaltlofen Verheißungen erſtickt werben joll. 


22—31. Aug. (Fürftencongreß) Weitere Situngen des Fürften 

\ congrefies zur Berathung ber öfterr. Neformentwurfes. Der Groß 
herzog von Medienburg- Schwerin gibt in ber zweiten Situng id 
Eongrefjes vom 22, Aug. eine Erflärung zu Protokoll, die, nad 
einer Reihe von Mobifitationsanträgen, dahin fließt: „An und 
für ſich empfiehlt fi die Einführung bes conftitutionellen Syitemd 
in die Bundesinftitutionen nit. Die Vorausfeßungen ber eng’ 
liſchen Berfaffung fehlen in Deutfhland. Wenn aber dennod eine 
deutſche Nationalvertretung, die fih nicht auf Kopfzahl, fondern auf 
geiftige Kräfte fügt, von hohem Werthe auch für bie bentfche Bunde: 
gefammtheit fein Tann, fo heißt es nicht die Smftitution befehränten 
ober ſchwächen, fondern unterflügen, wenn man biefelbe vor Kon 
flieten ficher zu ftellen fucht, die zwifchen ber politiſchen Gewalt 
und einer mit dem Steuerverfagungsrechle audgerüfteten Berfamm: 
lung erfahrungsmäßig zu entfliehen und mit dem LUntergange ber 
einen ober ber anderen zu enben pflegen.“ 

22. Aug. (Bayern). Die II. Kammer macht auf bie Apregung ihrel 
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Präfidenten Grafen Hegnenderg Dur eine Demonftretion zu Gun: 
ften ber öſterr. Reformacte. 

3. Aug. (Holftein). Das Sprucdceollegium der Univerfität Kiel er: 
klärt fih in einem Rechtsgutachten für die Forderung der beutfchen 
Majorität der aufgelösten ſchleswig'ſchen Ständeverſammlung. 

I. „ Anſprache des Ausfchuffes des Nationalvereine an die Vereins⸗ 

noſſen: | 

„Kaum vier Jahre find verfloſſen feit bem Wiedererwachen der nationalen 
Bewegung. Anfangs mit geringen Mitteln gegen Schwierigkeiten aller Art 
antämpfend, gelähmt noch durch den einer vergangenen Zeit angehörenben 
Groll ber alten Parteien und vor allem durch bie Muthlojigfeit und Gleich: 
giltigfeit eines großen Theils des deutſchen Volls, gehemmt durch noch vor⸗ 
handene particulariftiiche Gegenfäge auh im Volke, auf das Neußerfte von 
faft allen Regierungen und retrograben Elementen angefeinbei, ohne jebe 
Stüße als die Gerechtigkeit ihrer Sache hat bie nationale Partei täglih an 
innerem Halt gewonnen, mehr und mehr bie tüchtigen Kräfte ber Nation in 
fi vereinigt und ihre Gegner felbft endlich gezwungen, auf ben nationalen 
Boden, welchen fie zuerſt verläugneten, wentgitens jcheinbar berabzufteigen. 
Heute, in einem Augenblid, wo Preußens Einfluß und Preußens Kraft durch 
den innern Conflict gelähmt find, ſehen wir ben Kaiſer von Oeſterreich wie 
faft alle übrigen beutjchen Fürften laut und ofen vor ber Nation bie gänz- 
liche Unbrauchbarteit ber Bundesverfaffung und die höchſte Dringlichkeit ihrer 
Ausbeljerung im liberalen und nationalen Sinne befennen und in ber alten 
Reicheftabt Frankfurt fi; zu perfünlichen Verathungen über eine neue Ge 
ftaltung der beutfchen Gefammiverfaffung vereinigen. Die deutſche Trage ift 
officiel auf bie Tagesordnung gefebt. An der Nation ift es, Diesmal ihre 
endliche Loͤſung zu fihern. Zäufcht nicht alles, fo nahen für uns höchſt wich- 
tige, wenn nicht entjcheibenbe Greigniffe In einer ſolchen Krijis muß bte 
Nation noch feſter als bisher ſich um das Banner ber Freiheit und Einheit 
zuſammenſchaaren, ſich felbft mit den Greigniffen ins Klare jegen, mit Be⸗ 
jonnenheit das Brauchbare annehmen, und bas Verderbliche mit Entſchloſſen⸗ 
beit gurüdweifen. x. . Vor 50 Jahren opferten unfere Bäter freudig auf _ 
Leipzigs Schlachtfelb ber Freiheit bes Vaterlandes Blut und Leben. Noch 
forberte von uns das Vaterland nur Meine Gaben. Möge bie Gedachtniß— 
feier ber heiligen Tage bes Befreiumgsiahres die Söhne gemahnen, in bem 
Ringen ber Nation um innere Freiheit und Einheit nicht zu exlahmen, und, 
wenn bie Entſcheidung naht, e8 den Vätern gleich zu thun.“ 

5. „ (Bürftencongreß). Baden mwahrt fich gegenüber dem äfterr. 
Promemoria v. 21. d. M. in einer Note an den Grafen Rechberg 
die volle Freiheit feiner Entſchlüſſe gegenüber ben Bejchlüfien bes 
Congreſſes: 

„.. . Wenn zunäachſt bie großherzogliche Regierung auch mit bereitwil⸗ 
ligem Entgegenkommen und dem redlichen Willen, aus dem k. öfterreichiichen 
Entwurf die möglihft ausgedehnteſten Reſultate zu gewinnen, in demſelben 
nah Maßgabe der von Sr. k. Hob. bereits abgegebenen Erklärungen eine ge 
nügende Grundlage für bie Verhandlungen erkannt bat, fo vermag fie doch 
nicht zuzugeben, daß bie Bedenken, weldye etwa gegen einzelne Vorſchläge bes 
Entwurfs von ber einen ober ber andern Seite gehegt werben jollten, fi 
= gegen bas Syſtem und die leitenden Gedanken richten Tönnten, 

welchen bie Gonftructien bes Ganzen berußt. . . . Bon biefer Auffaffung 
ausgehend, Tann bie großh. Regierung nicht bahin gelangen, zuzugeſtehen 
daß es in allen denjenigen Punkten, in welchen es nach reiflider, gemein⸗ 
ſamer Prüfung der Wenberungsanträge nicht zu einem anberweitigen Gin 


z 5° 





68 


dentſchland. 


verſtaͤnbniß kame, bei der Fafſung ber allſeitig angenonmenen Bereifung 
grunblage fein Bewenden haben Fönnte.e So lange ein Einverflänbniß une 
allen hoben Bundesfürften und freien Stäbten nicht erzielt fein wird, mit 
feftgehalten werben, baß Feinerleti Verpflihtung auf ben Inhalt ber cu 
einen Artifel der Neformacte übernommen worden ift, und Se. k. Hebe 
aben ben Unterzeichneten beauftragt, dieſe Freiheit vom jeber Verbindlidle 
bie großherzogliche Regierung ausdrücklich zu wahren. Ein weiterer dal 
jchlag des Promemoria’s geht bahin, einige Hauptbeftimmungen bes Cm 
wurfes von ber Sürftenverfammfung nicht nur im Grundſatze, ſondern aud de 
Wortlaut nach in ber Art genehmigen zu laſſen, daß biefelben fonad in d 
Minifterconferenz, als bereits fe febenb- feiner weitern Discuffton unterzes 
würben. Se. kgl. Hoheit erachtet eine ſolche Zeriplitterung bes Entwun 
beffen Beftimmungen ein eng verbunbenes Gefüge von, wenn auch nicht ü 
gleich wichtiger, boch nirgend unmefentliher Bedeutſamkeit barftellt, für uı 
zuläffig, und vermödte über einzelne Beſtimmungen nicht im irgend ve 
pflichtenber Weife fi zu äußern, unb wenn Allerhöchſtderſelbe dem 
St. £. k. Majeſtät nach einem rüdhaltlofen Meinungsaustaufche auch feine 
ſeits gerecht zu werben beftrebt fein wird, fo Tann es boy nur unter be 
ausbrüdlicgen Vorbehalte gefcheben, bag Se. k. Hoheit für bie großbe 
peelie Regierung die Erflfärung über Annahme oder Nichtannahme ber # 
ormacte für ben Schluß ber Gefammtberatbung aller einzelnen Artitel ı 
fervirt und fich nicht früher zu binden gemeint if, bevor bie Geſanumthe 
* au * neuen Buͤndesverfaſſung vereinten Beſtimmungen ſich übe 
en a 





25. Aug. (Bürftencongreg) Antwort bes ſächſ. Minifters v. Ber 
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auf die badiſche Note vom 22, Aug. an ben Grafen Rechberg: 

vn. . Der König, bes Unterzeichneten a. g. H., weiß ber gewiflenbaftt 
Auffaffung, welche den Darlegungen der großberzogl. Regierung zu Grul 
Tiegt, alle Gerechtigkeit wiberfahren zu Laffen. Allerhochſiberſelbe vermag ah 
eben fo wenig die Ueberzeugung zu unterbrüden, daß eim biefen Darlegung 
entfprechenbes Verfahren, wollte es von fämmtlichen Theilnehmern befolgt we 
ben, von vorneherein jede Ausficht auf das Zuftandefommen irgend einet Xi 
fultates nothwendig vereiteln müßte. . . . “ 


Berfanmlung bes beutfchen Suriftentags in Mainz. Derſelb 
beſchließt theils einftimmig, theils mit Mehrheit: 

„Es feht an fi) bem Richter in jebem einzelnen gegebenen Falle dr 
Recht Pe bie verfafjungsmäßige Giltigkeit der angerufenen Geſetze, imöbelen 
bere bie Frage, ob bie erforderliche Auziehung verfaffungsmäßiger Staͤnd 
ſtattgefunden babe, zu prüfen; es iſt jeboch bie Schaffung eines enbgiltig bier 
über erfennenden unabhängigen oberfien Gerichtshofes anzubahnen; Streitig 
feiten über einfeitig von ber Staatsregierung ausgehende Veränderungen be 
Berfaffung, ber Wahlgeſetze u. ſ. w. wären einem zu fchaffenden unabhängige 
Bunbes= ober Reichsgerichte demnächſt zu übertragen.” 

(Bundestag). Der dänifche Gefandte erflärt, daß feine Fe 
gterung ſich nicht im Stande befinde, bie Proclamation v. 30. Mit 
zurüdzunehmen, dagegen fei fie bereit, „jebe wünfchenswertke Aue: 
Zunft über alle Dispofitionen diefer Proclamation zu geben’ wm 
aMe Vorſchläge, welche ihr in Beziehung auf bie Serzogthümer 
— und Lauenburg gemacht würden, in „ernfte Erwägung‘ pu 
ziehen. 


Gürfencongreß), Defterreih beantragt durch ein zweitd 
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Prememoria ben fofsrtigen Beginn von Eonferenzen der in Frank⸗ 
furt anweſenden Minifter:: 

u... Auf bas innigfte vertraut mit ber hochwichtigen Frage bes Augen⸗ 
blicks, fowie nicht minder mit ben Gedanken ihrer Fürften über beren Inhalt 
und Geltaltung zum wahren Wohl bes gemeinfamen Baterlandes, werben bie 
in Beratbung tretenden Minifter eingehender Smftructionen nicht bebürfen; 
nad Sr. Majeftät Erachten wären jebody beren Gränzen beitimmt zu ziehen 
unb zwar insbefonbere bie Bevollmädtigten in ben Stand. zu fegen, bie von 
der TFürftenverfammlung ihrer Prüfung zugemwiefenen Entwurfsartifel fo weit 
zu erlebigen, daß nur noch bie Ratification ber Souneräne vorbehalten bliebe. 
Zugleih wären bie Diinifter anzuweifen, feine berjenigen Beitimmungen, welche 
feitens ber Yürften nach gemeinfamer veiflicher Erörterung bereits feftgeftellt 
worben find, in ben Minifterconferenzen zum Gegenftanb abermaliger Dis: 
cuffion zu nehmen, unb überhaupt von bem Grundfab auszugeben: es feien 
bie ausgeſetzten Artikel im Geift jener angenommenen auszufüllen und in 
biefem Sinn bas Reformwerk zu ergänzen und abzuſchließen.“ 


1. Sept. (Fürſtencongreß). Schluß des Kürftencongrefiee. Die 
Reformacte wirb zu Ende berathen und von ber Mehrheit definitiv 
feftgeftellt, fo daß Feine Minifterconferenzen ftattfinden. Baben 
flimmt nicht zu. Zweites Collectivfhreiben an ben König von 
Preußen. Schlußrebe des Kaiſers von Oeſterreich. 

Dfficielle Zufammenftellung ber von ber Gonferenz ber ſouve⸗ 
ränen Fürften und freien Stäbte Deutfchlanbs theils mit Stimmeneinhelligfeit, 
theils mit überwiegender Stimmenmehrheit genehmigten Beſtimmungen 
bes Entwurfs einer Reformacte: 

Abſchnitt I. Allgemeine Verfügungen. rt. 1. Im ber Faſſung 
bes Entwurfs angenommen. Art. 2. In ber Faflung bes Entwurfs anges 
nommen. Art. 3. Das Directorimm bes beutfchen Bunbes befteht aus ſechs 
Stimmen: 1) aus bem Kaifer von Deflerreih; 2) aus bem König von 
Preußen; 3) aus bem König von Bayern; 4) aus ben Königen von Sad 
fen, Hannover und Württemberg, in jährlichem Wechſel durch einen aus ihrer 
Mitte, infofern nicht eine anbere gemeinfchaftliche Vereinbarung unter ihnen 
eintritt; 5) aus einem burdh den Großherzog von Baden, ben Kurfürften von 
Heflen, ben Großherzog von Heſſen, ben König von Dänemark als Herzog 
von Holftein und Lauenburg, ben König ber Nieberlanbe ale Großherzog vor 
Luremburg, ben ner3og von Braunfchweig, bie Großherzoge von Mecklenburg⸗ 
Schwein unb enburg-Strelig und ben Herzog von Naffau zu wäh: 
Ienben YBunbesmitgliebe ; 6 aus einem durch den Großherzog von Sachſen⸗ 
Weimar, den Großperz von Oldenburg, bie Herzoge von Sadhfen-Meiningen, 
Sachſen⸗Altenburg, SacfensKoburg- Gotha und Anhalt, bie Fürſten von 
Schwarzburg-Sonbershanien, Schwarzburg:Rubolftabt, Liechtenftein, Walbed, 
Reuf ältere Linie, Reuß jüngere Linie, Schaumburgsfippe unb Lippe, ben 
Lenbgrafen von HefiensHomburg und bie freien Stäbte Lübed, Frankfurt, 
Bremen unb Hamburg zu mwählenden Bunbesglieve. Die Wahlen unter 5 
unb 6 gef auf brei yahre unb unter Anwendung bes im Art. 6 ber 
Bunbesacte feftgeftellten Stimmperhältniffes, infofern nicht unter ben unter 5 
genannten Staaten eine anbere gemeinſchaftliche Vereinbarung eintritt. Die 
Mitglieder bes Directoriums werben fih in ber Regel durch Se gr 
am Bunbesfige vertreten laſſen. Es bleibt ihnen jedoch vorbehalten‘, ſich bei 
wichtigeren Beranlaffungen zu vereinigen, um bie Befugniffe bed Directoriums 
in Perfon auszuüben. Art. 4. In ber Faſſung bes Entwurfs angenommen. 
Art. 5. Den Borfik im Directorium und im Bunbesrath führt Oeſterreich. 
Im Falle ber Verhinderung bes bfterreichiſchen Bevollmächtigten geht ber Bor: 
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fi auf Preußen über. Mit bem Vorſihe find feine anderen Befuguifie, dl 
bie zur formellen Leitung ber Gefchäfte erforberlichen, verbunden. le & 
ſchlüſſe des Directoriums werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefakt. 3a 
Stimmengleichheit wird bie Zahl ber Bevölferung (nach ber YBunbesmarte) 
ber von jeder Stimme vertretenen Staaten, alfo 1) Oeſterreichs, 2) Prreutez, 
3) Bayerns, 4) der drei Stönigreiche, 5) ber im Art. 3 unter 5 genamem 
Staaten, 6) der ebenbafelbft unter 6 genannten Staaten, nach ben fi are 
überfiehenden 3 Stimmen zufammengerechnet unb foldergeftalt bie Mekıka 
entſchieden. Die Beichlüffe bes Bundesraths werben mit einfadder Stimme 
mehrheit gefaßt, fofern nicht bie nachfolgenden Nrtifel Ausnahmen von bien 
Grundſatze anordnen. Die Directorialbevollmädtigten, fowie bie Mitgliede 
bes Bundesraths find an bie Meifungen ihrer Regierungen gebunden. Ted 
find bie Megierungen unb vorzugsweife die Directorialhöfe werpflichtet, ıka 
Bevollmädtigten mit thunlichft ausgedehnten Inſtructionen zu verfehen, de 
mit ber Gang ber Yunbesgefchäfte durch ben Verkehr zwiſchen ben Bevel 
mädhtigten und ihren VBollmachtgebern fo wenig wie möglich aufgehalten werx 
Die Beziehungen zwiſchen bem Directorium und ben einzelnen -Regierunm 
werben durch beren Benollmädhtigte im Bundesrathe vermittelt. Die Miluiz: 
commiffion ift bem Tirectorium untergeorbniet ... . Directortum und Zunte. 
rath haben ihren Sitz zu Frankfurt a. M. Art. 6. In der Faffıma ce 
Entwurfs angenommen. Art. 8. Dem Tirectorium Tiegt bie Sorge für te 
äufere Sicherheit Deutſchlands ob. Bei Gefährbung ber Sicherheit ii 
Bundes, insbefondere wenn berfelbe ober ein einzelner Theil bes Bunden 
gebiets mit einem feindlichen Angriffe bebrobt ift, hat das PDirectorium ale 
durch bie Umſtände erforberten militärifhen Vorſichts- und Vorbereitungt 
maßregeln anzuorbnen. Es übt zu biefem Zwecke ſämmtliche nach ber Bunde: 
Friegsverfaffung dem Bunde zuftehende Befugniffe aus. Insbeſondere kemm 
es ibm zu, bie Kriegäbereitichaft und Mobilmahung bes Yunbesheeres che 
einzelner Gontingente beijelben zu befchließen, für bie rechtzeitige Inſtant 
fegung ber Bunbesfeflungen zu forgen, ben Bundesfelbherrn zu ernennen, ti 
Bildung bed Hauptquartiers und ber Heeresabtheilungen zu veramfafien, ein 
eigene Kriegstaffe bes Bundes zu errichten. Zu einer förmlichen Krieze 
erklärung bes Bundes ift ein im Bundesrath mit zwei Drittheilen ber Stir: 
men gefaßter Beſchluß erforberlih. Ergibt ſich die Gefahr eines Kriest 
zwiſchen einem Bundesſtaate, welcher zugleich außerhalb bes YBunbesgehini 
Befigungen Bat, unb einer auswärtigen Macht, fo hat das PDirectorium ber 
Beichluß des Bundesraths darüber, ob ber Bund fih am Kriege beiheiligen 
wolle, zu veranlafien. Die Entſcheidung erfolgt ebenfalls hierüber mit ua 
Drittheilen ber Stimmen. Wird das Yundesgebiet durch feindliche Streit⸗ 
fräfte angegriffen, fo tritt ber Stanb bed Bundesfrieges von ſelbſt ein. Tas 
Directorium bat das Recht, Friedensunterbandlungen einzuleiten und zu DE 
jem Zwede eigene Bevollmächtigte zu ernennen unb mit Inſtructionen zu 
verfehen. Es bat jedoch über bie Bebingungen bes Friebens bie Anſicht des 
Bundesraths zu vernehmen. Die Annahme und Beflätigung bes Friedent 

vertrags Tann nur auf Grund eines mit einer Stimmenmehrheit von a 

Drittheilen gefaßten Beſchluſſes des Bundesraths gefchehen. m bem full 

bes Art. 45 ber Wiener Schlußacte bat das Pirectorium bie zur Vebaur: 

tung ber Neutralität bes Bunbes erforberlihen Mafregeln zu beſchließen. 

Mm — auf Streitigkeiten einzelner deutſchen Staaten mit auswärtigat 

Stacten bat das Directorium bie durch die Art. 36 und 37 ber Bit 

Schlußacte ber Bunbesverfammlung zugewieſenen Befugwifie auszuüben. 

Art. 9. Die Sorge für bie Aufrehthaltung ber öffentlichen Orbmang un 

ber Gefehlichleit in ben einzelnen Bunbesftanten Tiegt zunächſt bem betreffen: 

ben Regierungen ob. Das Directorium bat jebody auch feimerfeits darübe 

zu wachen, baß ber innere Friebe Deutſchlands nicht gef werbe, Treitt 

Bälle von Muheflörungen ein, fo bat bas Dirscioriumt bieienigen Mefuguifk 
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auszuüben, welche bie Art, 25 bis 28 ber Wiener Schlußacte ber Bunbes: 
verfammlung zumeifen. Art. 11. Das Directorium übt auf Grund ber Bes 
ſchlüſſe des Bundesraths Namens ber beutfchen Regierungen bas Recht bes 
Vorſchlags in Angelegenheiten ber Bunbesgejepgebung aus. (Art. 20.) In 
gleicher Weiſe fteht demſelben bie Initiative aud in denjenigen Angelegen: 
beiten zu, in welden bie Grlafjung eines gemeinſamen Gefeßes ober bie 
Gründung einer gemeinfamen Einrichtung von ber freien Zuflimmung ber 
einzelngn Staaten abbängt, bie Wirkſamkeit bes Bunbes gegenüber biefen letz⸗ 
teren fi ſomit nur als eine vermittelnbe darftellt. (Art. 21.) Der Bunbes- 
rath bat in beiden Fällen die in bie Verſammlung ber Bunbesabgeorhneten 
einzubringenben Vorlagen vorzubereiten. Gefepesvorjchläge, welche eine Ab: 
Anıberung ber Bunbesverfalfung ober einen Zufab zu berfelben enthalten, 
ober der gejeßgebenden Gewalt des Bunbes einen neuen, feither ber Geſetz⸗ 
gebung ber Einzelitanten angebörigen Gegenftanb übermeifen, können im Bundes: 
rathe nur mit Einhelligkeit fämmtliher 21 Stimmen genehmigt werben. 
Vorſchläge, durch welche einzelnen Bunbdesgliebern befonbere, nicht in ben ges 
meinfamen Berpflichtungen Aller begriffene Leiftungen ober Verwilligungen 
für ben Bunb angejonnen werben, bebürfen ber freien Zuftimmung aller be- 
tBeiligten Regierungen. Ueber Meligionsangelegenbeiten finbet fein Beichluß 
anders als mit allfeitiger freier Zuftimmung flatt. Art. 14. Das Directo⸗ 
rium läßt bie aus ben Matricularbeiträgen ber einzelnen Staaten gebildete 
Bundeskafſe verwalten. Es läßt von brei zu brei Jahren nach eingehbolter 
Zuftimmung bes Bunbesraths ben Voranſchlag ber ordentlihen und außers 
orbentlihen Bunbesauslagen aufftellen und ber Verfammlung ber Bundes: 
abgeordneten zur Genehmigung vorlegen. Es läkt bie von ber Verfammlung 
ber Bunbesabgeorbnneten genehmigten Matricularumlagen ausfchreiben. Kommt 
in Betreff bes Voranſchlags eine Einigung mit ber Verfammlung ber Bunbes: 
eten nicht zu Stanbe, fo iſt bis zu einer Verflänbigung ber Voran⸗ 
ſchlag der vorhergehenden Periode maßgebend, infofern die barin enthaltenen 
Ausgaben nicht ausbrüdlic nur für einen vorübergehenden bereits erreichten 
Zwed beftimmt find. Zur Dedung unvorhergefehener Bunbesausgaben Tann 
das Directorium mit Genehmigung bes Bunbesrathes unb ber Verfammlung 
ber Bunbesabgeorbneten, ober menn lettere nicht vereinigt if, unter Vorbe⸗ 
halt ber Rechtfertigung vor berfelben außerordentliche Matricularumlagen aus: 
ſchreiben. Es läßt ben Mechenfchaftebericht über die abgelaufene breijährige 
Periode bes Bundeshaushalts ber Berfammlung ber Bunbesabgeorbneien vorlegen. 
Abſchnitt III. Die Berfammlung ber Bunbesabgeorbneten. 
Art. 16. Die Verfammlung ber YBunbesabgeorbneten gebt buch Delegation 
aus ben Bertretungstörpern ber einzelnen deutſchen Staaten hervor. Sie, 
befieht aus 302 von biefen Körpern gewählten Mitgliebern. Oefterreich ent: 
fendbet zum Bunde 75 vom Neichsrathe aus ber Zahl feiner ben beutfchen 
Bunbesländern amgehörigen Mitglieber ober aus ben Mitgliebern ber Lanbs 
tage des Bunbesgebietes gewählte Abgeorbnete. Preußen entiendet 75 Abge⸗ 
ordnete aus ber Zahl ber Vertreter der beutichen Bunbeslande im preußiichen 
Landtage. Bayern entjenbet 27 Abgeordnete, Sachen, Hannover, Württem- 
bein entfenben je 15, Baden 12, Kurbeffen 9, OR ODIHOIREU: fin 9, 
5 fein und Lauenburg 5, Luremburg und Limburg 4, Braunſchweig 3, 
ecklenburg⸗Schwerin unb Medienburg-Strelif zufammen 6, Naſſau 4, 
Sachſen⸗Weimar 5, Sahfen-Meiningen, Sachſen⸗Altenburg und Sachſen⸗ 
Koburg⸗ Gotha je 2, Oldenburg 3, Anhalt 2, Schwarzburg:Sonbershaufen, 
Schwarzburg-Rubolftabt, Liechtenſtein, Walde, Reuß ältere Linie, Reuß jüns 
gere Linie, Schaumburg-Lippe, Kippe, Heſſen⸗Homburg je einen, bie freien ' 
Städte Lubeck, Frankfurt, Bremen je einen, Hamburg 2 Abgeordnete, und 
zwar alle biefe Staaten aus ber Mitte ihrer Vertreiungslörper. In ben 
jenigen Staaten, in welden bas Zweikammerſyſtem beſteht, wählt bie erfte 
Kammer ein Dritiheil, bie zweite Kammer zwei Drittheile ber Bundesabge⸗ 
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orbmeten. Wo bie Abgeordnetenzahl nicht durch brei theilbar if, wirb Mi 
betrefienbe Regierung beftimmen, wie bie Zahl ber Vertreter unter bei 
Kammern zu vertheilen fei. Art. 18. Alinea 1. In der Faflung bes Cu 
wurfs angenommen. Art. 20. Der Berfammlung ber Bunbesabgeorbneta 
fteht das Recht beichliepender Mitwirkung zur Ausübung gefebgebeuber Ge 
walt bes beutfchen Bundes zu. Die gefebgebenbe Gewalt des Bundes erfiredi 
fih: 1) auf Abänberungen ber Bunbesvertaffung unb Zufäße zu derſelben 
2) auf den Bundeshaushalt; 3) auf Feſtſtellung allgemeiner Gruumbzüge nut 
bie Gefeßgebung ber Einzelſiaaten über bie Angelegenheiten ber Preſſe url 
ber Vereine, über literarifches und künſtleriſches Eigenthumsrecht, über 
matrecht, Anjäffigmahung unb allgemeines beutiches Bürgerrecht, ber gegen 
feitige Vollftredung rechtsfräftiger Erfenntniffe, über Auswanderungen, fomt 
über biejenigen Gegenftänbe von gemeinfamen Intereſſe, beren allgemei 
Negelung etwa fünttig ber gefeßgebenben Gewalt bes Bunbes durch 
faflungsmäßige VBefchlülfe bes Directoriums (Art. 11) und ber Abgeorbnet 
verfammlung würbe übertragen werben. Geſetzesvorſchläge, weldye eine Abä 
rung ber Bunbesverfaffung bezwecken, ober ber gefeßgebenben Gewalt bes 3 
einen neuen feither ber Geſetzgebung ber Einzelitaaten angehörigen Gegenſtand 
überweifen, können in ber VBerfammlung ber Bunbesabgeorbneten nur mu 
einer Mehrheit von wenigftens brei Viertheilen ber Stimmen enommes 
werben. Wie das Directorium, fo beſitzt auch bie Abgeordnet amımlung 
das Recht, Bundesgeſetze in Vorſchlag zu bringen. Betreffen folde Borfhlix 
eine Abänderung ber Bunbesverfaflung oder einen Zuſatz zu berfeiben ota 
die Ueberweifung eines neuen feither ber Gefeßgebung ber Einzelſtaaten an 
ebörigen Gegenftandes an bie gefeßgebenbe Gewalt bes Bunbes, fo Fünne 
ie von ber Abgeorbnetenverfammlung nur mit einer Mehrheit von wenigfient 
brei Viertheilen ber Stimmen befchloffen werben. Art. 21.. In ber Saffung 
bes Entwurfs angenommen. Art. 22. In ber Faflung bes Entwurfs an⸗ 
genommen. 

Abſchnitt IV. Die FZürftenverfammlung. Art. 23. In ber Regel 
wird nad bem Schluffe der orbentlichen oder außerorbentlichen Sitzungen be 
Berfammlung ber Bunbesabgenshneten eine Verſammlung ber jouveränen 
Fürſten und ber oberften Magijtrate ber freien Städte Deutfchlands fich ver: 
einigen. Der Kaifer von Oeſterreich und ber König von Preußen erlaſſen 
gemeinſchaftlich bie Einlabungen zur Fürſtenverſammlung. Die nicht perſönlich 
ericheinendben Souveräne können fich Durch einen Prinzen ihres ober eines anbern 
beutfchen Haufes als Alterego vertreten laſſen. (Die Berathung bes Alinea 4 biefee 
Artilels wurde ben Minifterconferenzen übermwiefen.) Art. 24. In ber Faflung 
bes Entwurjs angenommen. Art. 26. In ber Yallung des Gmtwnrfs ange: 
nommen. tt. 27. Punkt 3. (Es wurde beichloffen, bie Worte „ben Sou: 
perän“ zu flreihen.) Art. 28. Bunft 3...... 3) Streitigkeiten zwiſchen ber 
Regierung eines Bunbesfiaats und einzelnen Berechtigten, Gorporationen oder 
ganzen Claſſen, wenn biefelben wegen Werlegung ber ihnen durch die Bundes: 
verfafjung (Art. 13 bis 18 ber Bunbesacte) gewährleifteten Rechte Klage 
führen, fo weit das betreffende Mechtsverhältnig nicht vor bem 1. Jan. 1863 
durch Bundesbeſchluß ober durch bie einichlägige Landesgeſeßgebung geregelt 
if. — in anerkannter Wirkſamken — — ſungen können 
durch Klagführung bei dem Bundesgericht nicht angefochten werben. Art. 36. 
In der Faſſung des Entwurfs angenommen. 

Schlußerklärung des Großherzogs von Baben: In den Er⸗ 
Aarungen zu ben einzelnen zur Discuſſion gebrachten Artikeln ber Reform: 
acte find bie Bedenken niedergelegt, welche dieſelben hervorrufen, und mittel⸗ 
bar ergeben ſich daraus auch bie poſitiven Anſchauungen über Art und Um: 
















fang ber Reform, welche auf ber gegebenen Grundlage bes Staatenbundee 


möglih und rathfam — 
„Da ber Bund, fo lange er feine gegenwärtige Natur als ein bloßer 
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Staatenbund beibehält, nicht ven einer in ihm felbftändig eonſtinirien Ne⸗ 
gierungsgewalt, jonbern nur nad Inſtruktion ber Ginzelregierungen burdh 
beren Benuftragte geleitet. werben Tann, fo forbert nicht bloß bie Rückficht 
auf bas gleiche Recht Aller, fondern jelbft bas Intereſſe bed Ganzen, daß 
auch Alien ein verhältnifmäßiger Antheil an ber Bilbung bes Geſammtwillens 
eingeräumt werde. Zur eigentlich leitenden Behörbe bes Bunbes ei fi 
bes nit ein — aus en wenigen Bunbesgliebern zuſammen⸗ 
gefettes und. ausſchließlich von benfe zu inſtruirendes Directorium, fons 
bern nur ber Bundesrath ſelbſt, in welchem ben beiden Großmädten, flatt 
ber biöher im engern Rathe geführten einen, mehrere Stimmen einzuräumen 
durch bie beitehenden DMachtverhältnifie gerechtfertigt if. Die Ausführung - 
bes einmal durch Beichluß bes Bunbesraths fefigeftellten Bunbeswillens Tarın 
bagegen zwedmäßig einem kleineren Collegium überlaffen werben, welches, ba 
es vollziehender Ausſchuß bed Bundesraths erſcheint, und jedenfalls an 
beffen Inſtructionen gebunden werben müßte, richtiger auch formell als ein 
folder Ausſchuß, nicht als ein ſelbſtändiges Directorium beftellt würbe. Die 
Bildung bes beflimmenben Gefammtwillens im Bunde wirb durch Mitwirs 
tung ſaͤmmtlicher Bunbesglieber nicht mehr verzögert, ald durch Mitwirkun 
von nur 5 ober 6; durch bie Zulaſſung zahlreicherer vermittelnber —* 
wird fie umgekehrt erleichtert und ber Bund gegen bie Gefahren geſchützt, 
welche ihm aus bem unvermittelten Gegenfaß einiger weniger Directorialhäfe 
und ben unter ihnen obne Mitwirkung ber Mehrzahl ber Bunbeöglieber ges 
faßten formellen Mebrbeitsbefchlüffen drohen würden. Dagegen wirb ber 
Vollzug des einmal feftgeftellten Bundeswillens mit allen bei ber Ausführung 
fih ergebenden Detailfragen durch Veberlafjung beffelben an einen kleineren 
Ausihuß an Energie gewinnen, unb nahezu unentbehrlich erfcheint eine ber: 
artige Einrichtung, um ber Bundesregierung eine conftitutionelle Vertretung 
ber Bunbesbevälferung an bie Seite Pellen zu koͤnnen. 

„Weit wichtiger für eine reguläre und fichere Thätigfeit ber Bundes⸗ 
regierung, als eine eventuelle Rebuction ber jet am Bunbesiage geführten 
Stimmen, ift bie Flare und unzgweibeutige Anerlennung ber Ma- 
joritätsbefhlüffe Aber auch biefer Grunbfab, fo naturgemäß unb wüns 
fhenswertb er an ſich if, läßt fi unter ben gegebenen Berbältnifien nicht 
ausnahmslos durchführen. Ein formeller Majoritätsbeichluß kann bie That» 
fache nicht wegräumen, daß eine etwa biffentirende Großmacht bem inneren 
—— Ihres Staates folgen wirb unb muß; er brädte nur über ben 
Bund bie Galamität eines formell giltigen, aber thatfächlih unausführbaren 
Beſchluſſes, und damit bie Gefahr gegenfeitiger Erbitterung ober felbfi einer 
vollſtandigen Zerreifung bes Bunbes. Wie wichtigften Entichließungen bee: 
felben in jeinen ee nah Außen und bie entſcheidenden Umgeſtal⸗ 
. tungen im Innern find durch bie Natur ber Verhältniſſe an bas Einver: 
ſtaͤndniß Defterreihs und Preußens geknüpft, das durch eine Majorität von 
zwei Dritteln nicht erſetzt werben Tann. Unter biefer Vorausſetzung verliert 
allerdings bie vorgejchlagene mo. ber Bunbeszwede ben aröeten Theil 
ihrer realen Bebeutung; aber eine gewaltfame Anjpannung ber Bunbesgewalt 
zu größeren Reiftungen, als fie, fo lange bie beiben Großftaaten mit einer 

überlegenen Macht neben berfelben fliehen, zu erfüllen vermag, Tann 
bieje Leiftungen ſelbſt doch nicht hervorbringen unb bebrobt bie Exiſtenz bes 
Bundes, befien Erhaltung, wenngleich mit befcheibener Wirkſamkeit, ein wid: 
tiges nationales Intereſſe bildet. 

„Die bebeutendfle Kräftigung wird ber Bund aus ber herzufiellenben 
VBollsvertretung ziehen, bie aber freilich nur, wenn fie aus birecten 
Volkswahlen hervorgehen würde, die von ihr gehofften Früchte tragen 
tan, und ba fie ben einzigen (Gntgelt für das vorüberg Opfer bes 
Bunbesſtaates bildet, deshalb nur in folder Geftalt zu emtpfehlen if, wenn» 
gleich Deflerveich zugeſtanden werben. mag, daß es, feinen beionberen Ber: 


— 
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haltniſſen entipredjienb, auf bem Princip ber Delegation für fich beharre. Ye 
ihr fol die in feinem anbern Organe bes Bunbes zur unmittelbaren ride: 
nung fommende nationale Einheit ihren Ausbrud finden; fie iſt bazu be— 
zufen und fie allein ift Dazu befähigt, allmählich eine größere iſche Gin: 
beit unferes Staatslebens zu vermitteln und bie Ausbilbung einer felkitie 
digen mit reicherem Inhalt ausgeflatteten Bundesgewalt vorzubereiten. Ein 
jebe Verſammlung von Vertretern bes Volkes bebarf, ſoll ihre Stellung nik 
vollfommen inbaltslos fein, neben bem Rechte ber Mitwikung bei ber Ceie: 
gebung einen wirffamen Einfluß auf Feftitellung bes Staatshaushalte. Ze 
erfammlung ber Bunbesabgeorbneten würde eine wenig würbige Aujaztı 
verbleiben, wollte ihr das Recht entzogen fein, ben Bundeshaushalt bucc cm 
jährlich wiederkehrende Bewilligung feftzuftellen. Wäßrenb fomit einerient 
bie Befugniffe ber Yunbescentralinftitutionen im Entwurfe geſtärkt werte 
müflen, wirb es nöthig fein, anbererfeits bie Einzelftaaten gegen bie möglid 
Einmifchung des Bunbesbirectoriums in beren inneres Regierungsfgften nor 
zu ftellen, wie e8 Art. 9 auch in feiner jebigen Faffung noch möglich max 
„Die wefentlichen materiellen Vorausfepungen, von beren intreien 1 
Meinen Beitritt zu einer Meformacte zur Reit abhängig made, fallen = 
demnach babin zufammen: Ich ftimme nit: 1) für Errichtung eines cc 
einzelnen Directorialhöfen zu inftruirenden Bundesdirectoriums, welde⸗ 
ohne bie Schranke conftitutioneller Verantwortlichkeit feine Befugm 
auszuüben bat (Art. 3 und 5). Ich flimme nidt: 2) für das principieir 
Aufgeben bes in ben realen Verhältniffen begründeten unb in ber bieherisa 
YBunbespraris beobachteten Grundſatzes, daß bie beiben beutfchen Gropmäst 
ein vorgängiges Einverſtändniß unter fich Hergeftellt haben müſſen, bevor a: 
Bundesbeſchluß in beftimmten, fpectell zu bezeichnenden wichtigen Fragen a 
faßt werben fol (Art. 8). 3) Ich flimme nit für eine aus Delegirten :ı 
bilbende Bolfsvertretung, wenn auch befürwortet werben kann, von einer au 
birecten Volkswahlen zu bildenden Nationalrepräfentation öfterreichiiche I= 
georbnete beshalb nicht auszuſchließen, wenn folche, ben beftehenden Verdi: 
niffen bes Kaiſerſtaates entiprechend, nach dem Princip ber Delegation gzu 
wählt werben (Art. 16). 4) Ich ftimme nicht für bie thatjächliche Vernid 
tung bes Zuſtimmungsrechtes ber Bunbesabgeorbneten bei Feſtſtellung de 
Bundeshaus halts * Beſchränkung deren Bewilligungsrechts auf neue, de 
Voranſchlag der vorhergehenden Periode verändernde Bubgetpofitiomen (Ar. 
14). 5) Ich ftimme endlich nicht bei zur Ausbehmung ber Befugnifie de 
Directoriums auf das Recht und die Pflicht ber Ueberwachung, daß ber innert 
Triebe Deutfhlands nicht geflört werbe (Art. 9). Muß auch bereitwillit 
zugegeben werben, daß e8 gelungen iſt, weentliche Werbefferungen bee Em: 
wurfs zu verwirklichen, fo bat ſich doch aus ben Beſprechungen ber boben 
Fürftenverfammlung nad der Zufammenftellung ihrer Beidlüfe ergeben, daf 
bie Mehrheit ber Anfichten zu einer Art ber Reform fich neigt, welche dieſen 
von Mir in den eingereichten Separatoota näher begründeten Wünſchen niet 
in ausreihendem Maße enifpricht, noch auch andere bafelbft ausgeſprochene, 
wenngleich) minder weſentliche Bedenken befeitigt. Da nun nach bem Vorſchlag 
Sr. !. k. Majeſtät Meine jebige Abftimmung zugleich einen Verzicht au' 
fernere Geltendmachung biefer von Mir geftellten Anforberungen mit fid 
bringen würde, fo ſtimme Ich nunmehr aud gegen ben vorliegenden 
Entwurfim Ganzen. 
„Wie bereit Ich auch fein mag, jeberzeit Opfer Deiner Rechte und Ra: 
ner Stellung zu bringen, wo biefelben bem Zuſtandekommen bes großen m: 
tionalen Werkes ber Einigung Deutſchlands gebracht find, ja wie bereit Ich 
wäre, denfelben auch das ſchwerere Opfer der ‘been zu bringen, wornad ſid 
nach Meiner feften Ueberzengung bie Fünftige Verfaſſung Deutfchlands zum 
Wohle deutſchen Volkes und Lanbes geflalten muß, wenn unter allen Meinen 
hohen Berbünbeten, wenn von der Geſammtheit ber beutfchen Souveräne cin 
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Ginverkänbniß über eine bavon verſchlebene nee Berfaflungsform des beut: 
fehen Bundes bergefiellt wäre: — fo halte Ich Mich fo Iange zu biefer Hin) 
gebung weber für bereditigt noch für verpflichtet, als nicht neh, daß ba- 
dur das Zuftandelommen einer foldhen neuen, ben gerechten Anſprüchen bes 
badiſchen Lanbes und bes beutfchen Volkes entſprechenden Bundesreform auch 
wirklich zum Abſchluß gebracht werde. Zur Zeit ift aber weit eher bie um⸗ 
gelehrte Befürchtung gerechtfertigt, daß burch bie in einem unabänberlich bie 
Zuflimmenden verpflichtenden Beſchluſſe liegende Erfchwerung des fpäteren Zu: 
trittS ber in ber hohen Berfammlung nicht vertretenen Souveräne das Wert 
fi auch von formeller Seite mebr bebrobt ale gefördert finden möchte, um 
fo mehr als ausgeſprochen ift, baß bie berathenen Artikel in der Form, in 
welcher fie aus hoher Berfammlung hervorgehen, auch dem Wortlaute nad 
feftgeftellt, unb für bie fünftigen Minifterconferenzen unveränberlidh normirt 

elten ſollen. Ich Habe wieberholt bervorgehoben, wie Außerft wänfchenswerth 
Fir bie Yörberung des unternommenen Werkes es fich erweifen wide, wollte 
ohne eine vorgängige Abflimmung über die berathene Reformacte deren nun: 
mehrige Wittheilung an Se. Majeftät ben König von Preußen erfolgen, unb 
—*8 die Bebingungen des Beitritis der deutſchen Großmacht feſtgeſtellt 
werben, ohne deren Theilnahme das begonnene Werk ber Einigung nur in 
einer neuen Schwächung des deutſchen Bundes und in einer weitern Löſung 
ber Zufammengehörigfeit ber wichtigſten Beſtandtheile bes gemeinſamen Vater⸗ 
landes endigen würden. 

„Trotzbem ber Gegenſatz der Meinungen in ber Abſtimmung über das 
Geſammtwerk nunmehr zum Ausdruck gekommen iſt, findet ſich indeſſen eine 
weitere Verhandlung in Falle einer Mittheilung bes bisherigen Reſultates ber 
Berathungen an bie in ber Verſammlung nicht vertretenen Staaten nicht 
ausgeſchloſſen. In berfelben kann e8 gelingen, einige ber wefentlichften für 
bie nationale Einheit und Wohlfahrt bes beutfchen Vaterlandes wie bie Selbft- 
Händigkeit feiner Staaten bebrohliche und mit ben Rechtsanſprüchen jeiner 
Völker nicht übereinfimmenbe Verfügungen aus ben Entwurfe zu entfernen, 
baburh auch für Baben eine Verftändigung zu ermöglichen unb jo das unter- 
nommene Wert einem gebeihlichen Abſchluß näher zu führen. Indem Ich 
Mich für diefen erwünſchten Fall im voraus bereit erfläre, an etwaigen fpä- 
teren gefchäftlichen Gomferenzen über bie ſchließliche Feſtſetzung eines dann 
etwa auszmarbeitenden Grunbgefeßes bes beutihen Bundes, falls dazu nad 
erfolgter Berflänbigung ber deutſchen Großmächte eine gemeinjame Einladun 
beider ergeben würbe, Mich bereitwilligft betheiligen zu wollen, behalte J 
Mir fchliekfich zu biefem fo verbefferten und auf bunbesverfaflungsmäßigem 
Wege int freier Vereinbarung mit ben gefeumäßig berufenen Vertretern ber 
Ration zu volienbenden Werke Meinen Beitritt vor.” 


Zweites Colleftivfchreiben ber Fürften au ben König von 
Preußen: „Angefichts des Schreibens, mittelft deſſen Ew. Majeſtät unter 
dem 20. Auguft die Einlabung haben beantworten wollen, welde Wir, bie 
in Frankfurt a. M. verfanmmelten deutſchen Fürften und Vertreter ber freien 
Städte, an Ew. Majeftät zu richten uns gebrungen gefühlt haben, können 
Mir, nad Beendigung Unferer Berathungen Uns nicht trennen, nr Ew. 
Majeſtät nochmals Unfer innigftes Bedauern barüber auszubrüden, daß Wir 
ir SR perfünlihe Mitwirkung zu dem unternommenen großen Wert 
entbehren mußten. Gerne fchöpfen Wir jeboh aus Ew. Maj. Verficderung, 
daß Allerhöchftbiefelben jebe Mittheilung, die Ihre Bunbdesgenofien an Sie 

„würben gelangen Iaffen, mit ber von Ew. Maj. jeberzeit ber — 
ber gemeinſamen vaterlänbifchen Intereſſen BEN Bereitwilligfeit u 

Sorgfalt in Erwägung ziehen würben, bie für Uns Alle fo Loft 
bare Hoffnung auf eine endliche allgemeine Verſtändigung. Aus Unfern Be- 
rathungen ift ber bem gegenwärtigen Schreiben beigefügte Entwurf einer 
Reformacte bes beutichen Bunbes — —— Von deutſcher Eintracht 
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umb opferwilliger Geſinnung ſammilich beſeelt, Wir unter Uns übe 

benfelben er J— Sue ee als ein hohes Old 
für Uns Alle und für Unas Völker betrachten, wern nunmehr im ber Brui 
Ew. Maj. Unferes mächtigen unb wohlgefinnten Bunbeögenofien, Gmticliet 
ungen reifen werben, buch welche Deutichland, Dank dem Ginverkänbnite 
feiner Yürften, auf ber bundesgeſetzlichen — an das Ziel einer hal 
ſamen Reform feiner Verfafjung gelangen wird. Auch bei biefem abermalu 
gen wichtigen Anlaſſe erneuern Wir ben Ausbrud ber Bunbesfreumbliden 
Sefinnungen, von welden Wir für Ew. Maj. befeelt find.” 

1. Sept. (Hannover). Entwurf einer Synodalverfaffung nach ben 
Beſchlüſſen ber von ber Regierung für bie Vorſynode niebergefehten 
Commiſſion. | 

14. „ Die Gemeinberäthe von Berlin unb Leipgig laden ſämmilich 
Städte Deutſchlands zu gemeinfamer Feier ber Leipziger Schladi 
in Leipzig ſelbſt ein. Ä 

15. „ (Bayern). Die II. Kammer lehnt mit 70 gegen 55 Stimma 

ben von ber Regierung verlangten. außerordentlichen Militärcrebi 

für bie A lebten Jahre ber Finanzperiode ab und bewilligt ihn 
einftimmig nur auf 2 Sabre. Diefelbe tritt ebenfo einſtimmig dem 

Wunfche bes Abg. Kolb bez. Revifion ber Militärverfaflung bei. 

(Breußen) Bericht bed gefammten Staatöminifteriume au 
ben König über bie vom Fürftencongreß vereinbarte Reformacte 
und bie Bedingungen, unter welchen allein Preußen zu einer fe 
hen bie Hand bieten kännte. Diefe beitehen in ber Einräumung 
eines Veto an beide Großmächte mindeſtens gegen Kriegserklärur: 
gen, in ber Gleichftellung Preußens mit Defterreich bezüglich bed 

Vorſitzes und endlich in ber Herftellung einer wahren, aus directer 

Betheiligung ber ganzen Nation hervorgehenden Nationalvertretung: 

„+ .. Wie ber Entwurf vorliegt, Tann unfer allerunterthänigfter Antraa 
nur babin geben, baß es Ew. Majeſtät gefallen möge, bemfelben bie aller: 
höchſte Zuflimmung zu — Bis in die letzten Decennien iſt es mit 
Sorgfalt vermieden worden, die Haltbarkeit des Bundes durch eine Erwei⸗ 
terung ſeines urſprünglichen Zwedes auf bie Probe zu fielen Man ſagie 
fid mit Recht, daß das Einverſtändniß der mädtigfien Mitglieber über bie 

Zielpunkte ber gemeinfamen Beitrebungen die unentbebrliche Grundlage jeber 

wirffamen Action be8 Bundes bilde. Und diefe Gemeinfamteit ift um fo 

ſchwerer berzuftellen und feflzubalten, als weder Preußen no Defter: 
reich ber Freiheit vollfiändbig entfagen Tönnen, ihre Stel: 
lung zu ben Fragen europäifder Bolltit nad ben Jntereffen 
ber Geſammtheit ihrer Monardhieen zu regeln. Der vorliegende 

Entwurf Idst dieſe Schwierigkeit durch ben einfachen Mechanismus einer 

Mehrheits-Abſtimmung im Schooße bes Directoriums unb durch eine 

gr Bunbeszweds bis zu dem Maße, baß bie Politik jeber bie 

fer beiden Mächte in ber durch das Gentralorgan bes Bundes zu beflimmen- 
ben Gefammtpolitif bes Iebteren aufzugeben babe. In ber Theorie if 
biefe Löfung eine Leichte, in ber Braris ift ibre Durdführung unmög: 

lid und trägt ben Keim ber VBorausfeßung in fi), daß das neue Bundes⸗ 

verhältniß in vergleichungsweife kürzerer Zeit als das alte, um une ber 

Worte bes kaiſerlich äfterreichiichen Promemoria zu bebienen, ben Ginbrud 

von Reſten einer wankend gemorbenen Reditsorbnung machen werbe, welcher 

der bloße Wunſch, baß die morſchen Wänbe ben nähften Sturm noch aus: 
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—— —— nötbige Feſtigkeit ninmermehe zurüchgeben Bunte. Um 
Eventualität vorzubeugen, erſcheint e6 ums un: 
—ã daß der Bund durch eigene Action in die Be⸗ 
ziehnngen ber enropäiſchen Politik nur mit dem Einverſtänd⸗ 
niſſe ber beiden Großmächte eingreife, und daß jeber ber 
beiden legteren einBetominbeftiensgegen Kriegserklärungen, 
fo lange nicht bas Bundesgebiet angegriffen if, zuſtehe. 
„Diefes Veto ift für die Sicherheit Deutſchlande ſelbſt umentbehrlih. Ohne 
baffelbe würbe je nad) ben Umſtänden bie eine ober bie anbere ber beiben 
Großmãchte in bie Lage kommen, fi ber anderen, durch eine Majorität we⸗ 
niger Stimmen verftärften — ja jelbft mit der anberen zufammen, ſich ber 
Meajorität biefer Stimmen unterwerfen zu follen — und boch ber Natur der 
Dinge nah und ihrer eigenen Eriftenz halber fich nicht on zu koͤnnen. 
Man kann fi einen jolden Zuftand auf die Dauer nicht als möglih ben- 
ten. Es köımen Inſtitutionen weber Baltbar fein, noch jemals werben, welche 
das Unmöglide von Preußen oder von Defterreih forbernd — nämlich, ſich 
fremden Jutereſſen dienſtbar zu machen —, ben Keim ber Spaltung unver 
fennbar in fih tragen. Nicht auf ber gesimungenen, ober geforberten unb 
doch nicht zu erzwingenben Unterorbnung ber einen Macht unter bie andere, 
fondern auf ihrer Einigfeit beruht bie — und bie Sicherheit Deutichlanbe. 
Jeber Verſuch, eine große politiihe M gegen ben Willen ber einen 
oder ber andern —— uſetzen, wird nur fofort bie u ber realen Berbält: 
niffe und Gegenfäke zur Wirkſamkeit bervorrufen. wäre eine verhaͤng⸗ 
nißvolle Selbfitäufchung, wenn Preußen ſich zu — einer ſcheinbaren 
Einheit Beſchraͤnkungen feiner Selbſtbeſtimmung im Voraus auflegen wollte, 
welche es im gegebenen — thatſaͤchlich zu ertragen nicht im Stande wäre 
ns Anfprud) j ben Großmachte auf ein berartiges Veto i 
fo weniger ein unbiliger zu nennen, ale bie Berechtigung, eine J 
Aarung zu hindern, verfaſſungsmaßig jeder Minorität beiwohnt, welche % ber 
Stimmen au nur um 1 überfleigt (Urt. 40 db. W. Sch.A.), ein folches 
Drittbeil aber, fohald ihm feine ber beiden Grofmlächte ehört, niemals 
eine Bevälferung repräfentiren Tann, nn ber ber preußiſchen ober ber 
Siterreichifchen Bunbeslänber glei Die 4 Königreiche, Baben unb beibe 
Hefien bilden zuſammen das an — färffie Drittheil ber — 
men, welche ſich ohne re einer ber Großm combiniren I 
fie Baben zuſammen 12,916,000 Einwohner und 25 Stimmen im — 
alſo 3 über X. Es beſtehen 23 Stimmen im Plenum, welche zuſammen nur 
2,400,000 Einwohner ihrer Staaten vertreten, und jeder Kriegserflärung ihr 
gemeinfames Veto entgegenfeken Tünnen. Um wie viel mehr Bat Preußen, 
mit einer Bevölterung von 144 Millionen im Bunde, auf basfelbe Recht An⸗ 
fprud. .. . Indem wir Em. "Mai. die Barität Preußens mit Deſterreich 
und die Beilegung eines Beto in ben oben bezeichneten Grenzen als unjeres 
allerunterthänigfien Dafürhaltens nothwenbige Worbebingungen ber —— 
mung zu einer Erweiterung des Bundeszwedes und der 
Bundes⸗Central⸗Vehorde bezeichnen, verkennen wir nicht, daß damit bie —* 
Bor einer Vermittlung ber bivergivenben bynaftil Intereſſen behufs Er⸗ 
terung ber einheitlichen Action bes Bundes nicht gelöft wird. Den Streit 
elben durch bie Majoritätsahftimmumngen ber im Directorium vertretenen Re⸗ 
gierungen a Han zu ——— ſcheint uns weber gerecht noch — 
annehmbar. Das Element, welches berufen iſt, bie Sonberintereflen ber ein⸗ 
zelnen Staaten im —5 — ber Geſammtheit Deutſchlands zur Einheit zu 
vermitteln, wirb weſentlich nur in ber Vertretung ber beutfchen Nation ges 
funden werben Tönnen. Um bie Smflitution ber letzteren in biefem Sinne 
w einer fruchtbringenben zu machen, wirb es nothwenbig jein, fie mit ent⸗ 
h enderen Attributionen auszuflatten, als bies nach bem Frankfurter Ent: 
ber Gall fein fol und ihre Zuſammenſetzung fo zu regeln, daß bie Bes 
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bentung eines jeben Bunbeslanbes ben feiner Wichtigkeit angemeſſenen Aus 
druck darin finde. Die ausgedehnten Wefugniffe, welde im ber Br: 
formacte bem aus wenigen unb ungleidhen Stimmen zufammmengeiehkte 
Directortum, mit und ohne Beiratb bes Bundesrathes, ge werben; 
bie unvolltonmene unb ben wirklichen Verhaͤltniſſen nicht entſprechenbe Pi 
bung ber an Stelle einer Nationalvertretung vorgefchlagenen „Berfammlun 
von Bundesabgeorbneten”, welche bur ihren Urjprung auf bie Bertretuns 


neuen en des Bunbes bie wahren Bebürfniffe unb Intereſſen pe: 


directe Wahlen hervorgeht, wich ber Schwerpunkt, jo wenig wie außer Teutid- 
land, jo auch nie in einen einzelnen von bem Ganzen innerlich Ic# 


Iöfenben Theil fallen; darum kann Preußen mit Vertrauen in fie eintreten 


Ben zu werben; — eine Befürchtung, bie Doppelt gezechtfertigt iſt, menz 
ne 


2. Sept. Generalverfammiung ber Kath, Vereine Deutfchlands in 
Frankfurt. Dieſelbe faßt einftimmig und mit Neclamation folgende 


Refolutionen: 


1) Die in Frankfurt verfammelten Katholiken erneuern die auf allen 


früheren Gemeralverfammlungen ausgefprochene GErflärung, daß fie für ihre 
Kirche das nolle Hecht und bie volle Freiheit forbern, melde nach göttlichen 
unb menſchlichem Geſehe ihr gebührt; baß fie aber nicht minber alien ande⸗ 
jugefichen. Che {chen in enhfiher Durhfüßkung des Grinche ber Bari 
ug | sun ari 

bie ficherſte Grundlage bes religibſen Yriebens unb in ehrlichen Lett: 
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Tampfe ber Wiſſenſchaft und Liebe ben einzigen Weg jur Heilung her reli⸗ 
giöfen Spaltung ihres Baterlande. — 2) Indem fie ber Ho leben, 
Daß das beutfche Volt aus feiner religiöfen Entzweiung ſich wieber erheben 
werbe und alljeit das tieffte Verlangen trage, ihre getrennten Brüder auf 
dem Boben ber Einen und ewigen Wahrheit wieberzufinden, forbern fie alle 
ebrenhaften Männer auf, ben graſſen Fanatismus zu verurtheilen, ber in 
einem Theile ber beutichen Wiflenfchaft und Preſſe die Waffen ber Llige und 
Berleumbung gegen bie katholiſche Kirche führt. — 3) Angefichts der fchreien- 
den Ungerechtigkeit, mit ber in beutfhen Kammern unb jüngft in ganz be⸗ 
fonderem Maße in ber zweiten Kammer ber Stände zu Darmftabt bie Ge: 
wifjensfreiheit ber Katholiken und bie an Rechte ber Kirche an- 
gegrifien wurben, erflärt bie Generalverfammlung feierlih, daß es Pflicht 


aler Katholiten, der Laien wie ber Priefter ift, mit jebem erlaubten Mittel - 


Geſetzen entgegenzutreten, welche bie Freiheit ber Kirche unb bie volle Ent: 
faltung bes göttlichen Lebens hindern. — 4) Auf bas tieffle durchdrungen 
von der Würde der wahren Wilfenfchaft und volllommen überzeugt von ber 
Nothwendigkeit einer allfeitigen Fortentwicklung des menſchlichen Geiftes, glaubt 
die Seneralverfammlung zugleich befennen zu follen, daß nad Tatholifchen 
Grunbfägen ber von Gott gegründeten Autorität ber Kirche das Recht wie 
bie Pflicht WER über alle diefe Beftrebungen, in foweit fie ba® Gebiet ber 
teligiöfen Wahrheit berühren, nach bem Maßſtab ber göttliden Offenbarung 
zu urtheilen. — 5) Die Gemeralverfammlung protefiirt im Intereſſe ber 
chriſtlichen Religion und im Hinblid auf das fJittlihe Wohl bes beutfchen 
Volkes jeben Verſuch, die Schule von der Kirche zu trennen; ſie ver⸗ 
langt für bie Kirche das Recht, Schulen zu gründen und für bie ie 
bie Freiheit bes katholiſchen Unterrichts. In jeder Maßregel, durch melde 
katholiſche Schulftiftungen ihrem urfprünglichen Zwed entfrembet werden, er: 
Kennt fie ebenfalls eine ſchreiende Verletzung ber Principe ber Gerechtigkeit, 
welche das Fundament der Staaten if. — 6) Die Generalverfammlung will 
nicht unterlaffen, mit wehmuthsvoller Theilnahme ber Gräuel zu gebenten, 
weiche berzeit in Ruffiich- Polen verübt werben. Sie verabfiheut in gleichen 
Maße bie unerhörten Gewaltthaten der ruſſiſchen Regierung wie die unmenich- 
lihen Handlungen ber Revolution. Indem fie einen ber tiefften Gründe bes 
Unglüds, dem die polniſche Nation verfallen ift, in ber ungerechten Unter: 
brüdung ber Tatholifchen Kirche erkennt, fordert fie alle ihre Glaubensgenoſſen 
auf, fi mit bem heil. Vater im Gebete zu vereinigen, damit ſich Gott der 
Zeiben ber polnifchen Kirche und bes um bie Chriftenheit einſtens hochver⸗ 
bienten, einer gottyergefienen PBolitit bes vergangenen Jahrhunderts ge 
opferten polniſchen Volkes erbarme. — 7) In unmwanbelbarer Treue bem 
heiligen Stuhle ergeben und tiefgerührt von ben emblofen Leiden bes heiligen 
Vaters, ermeuert bie Verfammlung bem feierlichen Proteſt gegen alle Gewalt: 
thaten, durch welche bie weltliche Macht bed Pabſtes verfümmert und jeine 
volkerrechtliche Stellung gefährbet wird. Sie bittet aufs amgelegentlichite alle 
Katholiken Deutſchlands, in dem Eifer, mit dem fie Pius dem Neunten das 
Almofen des Peterspfennig bisher geſpendet Haben, nicht zu erfalten, damit 
bie fortbauernde Noth bes Baters ber Chriftenheit in ber Beharrlichkeit feiner 
Kinder Linderung finde. 


22. Sept. (Gürftencongreß). Der König von Preußen beantwortet 
das Collectivſchreiben der Fürſten in Webereinftimmung mit dem 
Bericht bes Stantsminifteriums vom 15. d. M. Cine Circular⸗ 
bepefhe Bismarks tbeilt den preuß. Geſandten an den verichies 
denen beutfhen Höfen diefen Bericht mit und rechtfertigt bie barin 
feftgehaltenen Gefichtspunfte. 

26. „ (Gürftencongreß) Graf Rechberg theilt den öſterr. Ges 
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fanbten an ben beutfchen Höfen feine vorläufige Anſicht über di 
preuß. Antwort auf die NReformacte mit: 

n «0. Na unferer Meberzeugung find die brei (präjubiciellen) Ex 
bebingungen, von beren vorgängiger Annahme ber k. preußifche Hof Yo 
feinen Entſchluß abhängig machen will, ob er über eine Reform bes 
unterbanbeln wird oder nicht, nicht allein unvereinbar mit der Au 
erbaltung bes föberativen Principe In Deutſchland, fondern es ſcheim wi 
auch jehr bezeichnend, daß Preußen ben beftimmten Anträgen feiner Bunbei 
enoffen nichts als allgemeine Anſprüche gegenüberftellt, beren ſchwankes 
Form und deren Süden feine beftimmte und Hare bee geben können. & 
wird eine unangenehme und wenig lohnenbe, aber feineswegs ſchwere Ar 
gabe fein, jeden ber Irrthümer wie ber ſchreienden Widerſprũche nachzumeiid 
in welche die preußiſchen Minifter in ihrem Bericht vom 15. d. M. fib wi 
wirrt und verwidelt haben (se sont confusement embrouilles) .... ir 
meiner Anſicht würde es ſich empfehlen, in bunbesfreunblichem Ton eine ve 
fländige Ablehnung ber preußifchen Anträge zu entwerfen ımb bem Berlız 
Cabinet mittelft ibentifcher Noten aller bei der Meformacte betbheiligten Ri 
gierungen mer und zwar mit bem bringenden Ausbrud ber fe’ 
nung, baß Preußen nicht auf unannehmbaren Präliminarbedingungen I 
fteben, fonbern baß es einwilligen werbe, auf ber Bafis derjenigen Borfalis 
zu verhandeln, welche von 24 deutſchen Regierungen bereits angenommen ic! 
Die Erflärung, daß biefe Vorſchläge nicht ohne practifches Reſultat biete 
dürfen, wirb ın biefe ibentifchen Noten fehr wohl aufgenommen werben ia 
nen. Außerdem möchte es am Plage fein, einige ber Höfe, welde zwar t: 
Reformacte nicht en bloc angenommen, aber fi an bem Frankfurter zürt 
tag in einem dem Hauptzwed günfligen Sinne betheiligt haben, befonbers :: 
Höfe von Medienburg-Schwerin und Sachſen-Weimar, einzuladen, baß fie 
biefem Schritt Theil nehmen, wenigftens ſofern fie denfelben mit ihren Au 
fihten übereinftimmend finden.“ 

26. Sept. Deutfcher Handwerkertag in Frankfurt. Derfelbe lehnt ba 
Princip freier Genoſſenſchaften ab und fpricht fi für das Prinü 
ber Zwangsinnungen aus. 

u u» Gadyerny). Die I. Kammer bebarrt gegenüber einem Be 
ſchluſſe des Reichsraths mit 70 gegen 57 Stimmen barauf, ba 
außerorbentlihen Militäreredit nur auf 2 Jahre zu bewilligen. — 
Der Reichsrath verwirft ben Beſchluß ber 1. Kammer bezüglid 
Abkürzung ber Finangperioben einftimmig und fpricht mit 26 gegeı 
17 Stimmen bloß den Wunſch einer baldigen Vorlage aus. 

28. „ Verſammlung katholiſcher Gelehrter in München. 

29. „ (Bundestag). Erfte engl. Depeſche bezüglich der ſchleswig 
bolftein’fchen Frage (f. England). 

„ » (Anhalt). Der frühere Anhalt-Bernburg’fche Minifter v. Schägel 
erhält feine Entlaffung. 





1. Ott. (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchlieft ben Ein 
— —— gegen Dänemark: 

. bie k. bäni i tfteinslauenb Re ihre 

' ” en Berne kalhlih ber Befihereen fie —— 

thümer Holſtein und Lauenburg nicht erfüllt, und insbeſondere dem Vundes⸗ 

beſchlufſe vom 9. Juli d. J. durch ihre Erklärung vom 27. Auguſt b. J. 

nicht Folge geleiftet; es iſt daher nunmehr dae geeignete Erecutionsverfahren 


i dertſlend 81 


zu beſchließen, um bie Ausführung ber Yunbesbeichläffe vom 11. Februar 
und 12. Auguſt 1858, vom 8. März 1860, vom 7. Yebruar 1861 und 
9. Juli 1863, foweit dieſelbe nicht bereits ftattgefunben hat, in ben genannten 
beiben Herzogihünnern herbeizuführen. II. der Auftrag zur Vollziehung ift an 
bie kaiſerliche öfterreichiiche, die k. preußiſche, bie k. fächfiihe und die k. han⸗ 
noveriſche Regierung zu ertbeilen, unb zwar find 1) Die höchſten Regierungen 
von Sadhjen und Hannover zu erſuchen, je einen Eivilcommiffär zu ernennen, 
welche eintretenden Falles nach der ihnen bieferhalb von ber Bunbesverjamm: 
lung zu ertheilenden Inſtruktion das Crecutionsverfahren zu leiten und dem⸗ 
zufolge, bis zur vollfiindigen Erreihung bes ad 1 bezeichneten Executions⸗ 
zwedes, im Auftrage bes deutſchen Bundes bie Verwaltung ber Herzogthümer 
Holjtein und Lauenburg anftatt unb im Namen bes Koͤnigs⸗-Herzogs, unbe: 
jchadet der nur zeitweife fiftirten Rechte defjelben, zu führen haben würben 
unb 2) biejelben höchſten Regierungen zu veranlaffen, ben Givilcommifjären 
eine Truppenabtbeilung von etwa 6000 Mann, in zwilchen ihnen zu verabs 
rebender Zuſammenſetzung, beizugeben, zugleich aber auch bie höchſten Regie⸗ 
rungen von Defierreih und Preußen zu erfuchen, in Gemeinichaft mit benen 
von Königreid Sachſen und Hannover zur jofortigen Unterftügung ber ge⸗ 
dachten Zruppenabtbeilung im alle thatjüchlichen Widerſtandes gegen bie 
Erecutionsvolliitedung überlegene Streitkräfte bereit zu Halten. III. Bon 
biefem Beſchluſſe ift dev königlich-herzoglichen Megierung die Aufforderung 
zur Folgeleiftung und Anzeige darüber binnen 3 Wochen zu richten.” 


6. DE. (Hannover) Eröffnung ber Borfynode, 

‚—12. Ott. (Bsliverein). Müf die Einlabung Bayerns tritt in 
Münden eine Eonferenz von Bevollmächtigten ber Regierungen von 
Bayern, Hannover, Württemberg, Kurheſſen, Großh. Heſſen, Naſſau 
und Frankfurt zuſammen, um über eine gemeinſame Haltung be⸗ 
züglich der Erneuerung bes Zollvereins zu berathen. Regiſtratur 
über das Ergebniß der Conferenz: 


1) Sammtliche Bevollmächtigte ſprechen ihre Ueberzeugung aus, daß, die 
Erhaltung des Zollvereins das unverrückbare Ziel der Beirebungen ihrer 
Regierungen bleiben wird. 2) Die Föniglih preußiſche Regierung bat in 
ihren neuen Vorfchlägen für bie — Conferenz in Berlin wegen 
Erneuerung bes Zollvereins bie Zuftimmung zu bem von ihr mit Frankreich 
vereinbarten Verträgen wieberbolt beantragt. Andererſeits ift bie Aufredht: 
haltung unb weitere Ausbildung ber hanbelspolitiichen Verbindung mit Oeſter⸗ 
reich bei der lebten Generalconferenz von faft allen Vereinsregierungen als 
ihren Wünfchen und Abfichten entſprechend, bezeichnet worden. Die k. k. dfter- 
reichiſche Regierung nimmt in biejer Beziehung, geſtützt auf ben Vertrag vom 
19. Februar 1853, ein von mehreren Vereinsregtierungen bereits ausdrücklich 
anerlanntes Recht in Anſpruch. Nach ben vorliegenden thatjäclichen Ber: 
bältmijjen würbe aber bie Fortſetzung und fernere Entwidelung einer engeren 
banbelspolitifchen Verbindung mit Defterreich durch die Verträge mit Frank⸗ 
reich im Frage geftellt. Um dieſes hohe Intereſſe nicht preiszugeben, und 
zugleich die in dem Vereinsvertrag vom 4. April 1853 Art. 38 und 42 in 
Ausfiht genommene Erfiredung bed Vereins auf bie übrigen beutjchen 
Staaten zu wahren, erachten e8 bie verfammelten Commifjäre für erfor: 
derlich, daß dem preußifchen Vorſchlage unter Hinweifung auf ben Cha: 
after des Zollvereins, als eines für ganz Deutſchland beftimmten In⸗ 
ftituts unb auf bie in Mitte liegenden vertragsmäßigen Beflimmungen ber 

- Antrag auf bie fofortige Eröffnung von Berbanblungen mit 
Defterreich. anf Grundlage feiner Propofittonen vom 15. Juli v. J. gegen: 
übergeftellt und biefer Antrag von den bier vertretenen Regierungen zwar ın 
mögticft concifinmter Weiſe, aber auch mit aller Beftimmthelt unb Eonfequenz 
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T.D8. (Baden). Eine Eonferenz des Tath. Klerus in Appenwei 
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vertreten ober unterftägt wird. 3) In nothwenbiger Folge häervon twäre ii 
ben Fall neuer Berhandlungen mit Frankreich, unter Bezugnahme aut wi 
abgegebenen Erflärungen unb unter Wahrung bes eingenommmenen Etumd 
punftes, insbeſondere daran feitzubalten, baß bejonbere Berkehrserleichterungs 
mit Oeſterreich und ben übrigen bem Zollvereine noch nicht beigetreien 
deutſchen Staaten vereinbart werben bürfen, ohne baß diefelben fofert ud 
auf Frankreich zur Anwendung fommen. 4) Behufs mehrerer Si lu 
gemeinjamen unb gleihmäßigen Verfahrens ift es wünſchenswerth, daß du 
von ben bier vertretenen Regierungen zu ben bevoritehenben Berliner Te 
handlungen zu entjendenden Gommifjäre bort bei allen wichtigen sta 
welche die vorftehend sub 2) und 3) erwähnten Punkte betreffen, nur 
porgängigem Benehmen mit einander handeln. 5) Für ben Fall, daß de 
vorbin sub Nr. 2 als nöthig anerfannte Antrag von Seiten anderer Beremi 
regierungen einen entichiebenen Wiberjpruch erfahren unb bie Berliner Te 
banblung bie Sicherftellung bes sub 1) anerfannten Zieles ber gemeini 
Beitrebungen nicht herbeiführen follte, bleibt zwar ben hier vertretenen X 
gierungen die Entichließung über ihre weitere Action vorbehalten, i 
wird die Hoffnung ausgebrüdt, daß diefelben alsdann eine anbermtit 
Beratbung behufs thunlichſter Verftändigung über ferner 
gemeinfames Borgehen eintreten laffen wollen.“ 




















Spricht fi in einer Reihe von Refolutionen fehr entfchieben ge 
eine Trennung ber Schule von ber Kirche aus und erklärt ſchliep 
lich: „Wollte man dieſe mwohlbegründeten Anfprüde der Kirche 
die Volksſchulen überhaupt nicht berüdfichtigen, fo müßten wir 
Grund des Princips ber Gewiſſens⸗ und Ueberzeugungsfreißeit mi 
allem Nachdruck volle Unterrichtsfreiheit verlangen, bie Berwentug 
ber katholiſchen Mittel zur Gründung und Erhaltung kirchlide 
Schulen beanfpruden, und bie Betheiligung ber Geiftlihen an it: 
Leitung ber nichteonfeflionellen und dem kirchlichen Einfluß at 
zogenen Schulen verfagen.“ 

(Bundestag) Oldenburg trägt für den Ball, dag Dänen 
ber Erecution in Holftein Widerſtand Teifte, neuerdings am ZYunk 
barauf an, fi von den Vereinbarungen mit Dänemark von 1851 
und 1852 loszuſagen. 

(Bundestag). Zweite engl. Depeſche bez. der fchleswig: 
bolfteinifchen Frage (f. England). | 

Einweihung des Kölner Dome, | 

Generalverfammlung bes Nationalvereins in Leipzig. Die⸗ 
jelbe fpricht fich einftimmig gegen die Reformacte des Fürſtencon⸗ 
grefles aus: 

„Unfere große nationale Bewegung bat ben deutſchen Fürſten wiederum 
das Bekenntniß ihrer Rechtmäßigkeit abgerungen. Das deutſche Volt wird 
deſſen eingedenk bleiben. Es wird von nun an noch lauter von den Regie 
sungen bie enblihe Erfüllung ihrer aufs neue anerkannten Pflicht, unbalt: 
bare Zuftände zu befeitigen und mitzuwirken an ber Aufrichtung eines neuen 
Deutichlands, fordern. Die von Oeſierreich vorgelegte unb auf bem Den 
tage zu Frankfurt berathene Reformacte genügt in Feiner Weile des 
Anſprüchen ber Nation auf Einheit und Freiheit. Sie gefäht: 
bet bie freibeitliche Entwidelung und felbh bie conflitutionellen Grunblaga 
ber Einzelſtaaten, vorzugeweile durch bie Erweiterung ber Bundespolizei, bit 
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en über bie Fürſtenverſammlung, bie Zuſammenſetzung und Com⸗ 
petenz bes Bundesgerichts und bie Delegirtenverfammlung. Sie läßt alle 
Geb unferer Geſammtverfaſſung unter neuen Namen und Formen bes 
ſtehen, enthält überhaupt nicht einmal eine irgend ausreichende Ausbeſſerung 
bes beſtehenden Staatenbundes, verjtärft den politiichen Einfluß Oeſterreichs 
und bie particularifiifche Stellung der Königreihe auf Koften Preußens und 
ber übrigen Staaten, garantirt bie volle Souveränetät ber Einzelftanten und 
beftätigt bie Ausichließung Acht beutfcher Provinzen. Die Durchführung dieſer 
Reformacte wäre kein weiterer Schritt zur Einheit. Sie ift daher von ber 
Nationalpartei mit aller Entjhiedenbeit zu befämpfen Nicht 
minber unzureichend find die preußiichen Gegenvorjchläge, wenn fie von einer 
folgen Regierung überhaupt ernftlich gemeint fein fünnten. Die National⸗ 
partei hält feft an der Reihsverfaffung. Ihr Ziel ift und bleibt bie 
Herftellung eines wahren Bunbesftaats. Nie wird fie den Rechts⸗ 
boden ber Nation preisgeben. Nur das beutjche Volk jelbit in einem freige- 
wählten Parlamente kann über fein Verfaſſungsrecht entjcheiben.” 


8. Oct. Großartige Feier des Jahrestage der Leipziger Schlacht in 
Leipzig ſelbſt. Eine große Anzahl deutſcher Städte iſt babei durch 
Abordnungen vertreten. Feierliche Einweihung der von König Lud⸗ 
wig von Bayern errichteten Befreiungshalle in Kehlheim. 

41. „ (Bundestag). Dritte engl. Depefche bezüglich ber ſchleswig⸗ 

bolfteinifhen Frage (ſ. England). 

» Bundestag). Die Bunbesverfammlung befchließt, die engl. 
Depefhe vom 29. v. M. ablehnend zu beantworten, ba bie Eye: 
ceution in Holftein:Lauenburg eine innere deutſche Trage fei. 

3. „ (Bürftencongrep) Auf den Wunſch Oeſterreichs findet im 

Nürnberg eine Conferenz von Bevollmächtigten ftatt, um ſich über 
eine gemeinfame Antwort an Preußen bezüglich feiner Ablehnung 


ber Reformacte und feiner Forderungen bezüglich der deutſchen 


Frage zu verftändigen. Es wirb befchlofien, die Antwort Oeſter⸗ 
veich zu überlafien und dieſelbe in Berlin zu unterjtügen. 


28. „ Oeneralverfammlung des deutfhen Neformvereind. Referat Wy⸗ 
denbrugk's. Die Verfammlung fpricht fich einftimmig für bie Re: 
formacte des Fürftencongrefies aus: 

„I. Die Berfammlung erfennt in ber Berufung und in bem Zufammentritte 
bes beutfchen Yärftentags, woraus bie Neformacte hervorgegangen, eine patrio⸗ 
tiſche That. 1. Die Verſammlung erkennt nämlich in ber Reformacte eine 
geeignete Grundlage für die Entwidlung der Verfaſſung Deutſchlands 
zu feßlerer Einheit und größerer en und fpricht ſich für deren Annahme 
aus, III. Die Verfammlung hofft, daß alle Regierungen und Landesvertre⸗ 

tungen, welche bei bem Abſchluſſe der Bunbesreform für das gefammte Deutſch⸗ 


* 


land mitzuwirten haben, ber Folgen eingeben? fein werben, welche eintreten . 


müfjen, wenn fie die Zuftimmung zu ber Reformacte entweder a ober 
am unzuläffige Bebingungen knüpfen. IV. Die Berfammlung billigt, baß 
zur Herſtellung ber noch fehlenden Ginigfeit jedes mit bem Grundgedanken 
ber Reformacte vereinbare Entgegenkommen ftattfinbe, fie empfiehlt aber, Daß auch 
bei no nicht geldftem Gegenfabe bie Durchführung ber NReformacte 
innerhalb der Grenzen bes beitehenden Rechtes, namentlich burch baldige Be⸗ 
tufung ber Abgeordneten ber geeinigten Staaten gefördert werde. V. Inſo⸗ 
fern eine Reviſion ber Reformarte eintreten follte, empftehlt bie Verſammlung 
dringend folgende Verbeſſerungen: 1) Die Wieberberfielung des Art. 14 ber 
6 ® 


m. 
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Reformacte (Feſtſtellung des Bundesſinanzhaushalts) in ſeiner wrfprünglihe 
Falfung. 2) Die Wieberannahme des Grundſatzes (Art. 11), daß bei Ih 
änderungen ber Bunbesverfaflung und AZufähen zu berieben 17 Stimm 
unter 21 genügen. 3) Feſtſetzung einer zweijährigen Periobe für bie rel 
mäßigen Verfammlungen ber Bundesabgeorbneten anflatt einer breifähtixu 
4) Die Aufnahme einer Beſtimmung, woburd bie regelmäßige Thätigteu : 

Verfammlung ber Bundesabgeordneten au in bem Falle ber Auflöhuny te 
felben gefichert wird, namentlich burch Feſtſtellung bes Grundſatzes, daf tu 
Neuwahlen binnen beftinmter Zeit vorzunehmen find. | 


28. Oft. (Zollverein). Bayern richtet eine neue Denkſchrift an ſämm 


29, 


30. , 
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lihe Zollvereinsregierungen, um fie zu gleichzeitiger Behandlung 
Erneuerung der Zollvereinsverträge und ber öfterr. Propofitic 
aufzuforbern. 

(Bundestag). Eiklärung des dänifhen Gefandten am Bu 
in Antwort auf den Erecutionsbefhlug vom 1. Okt.: | 

„. ... Und was bie übrigen in ber genannten Bekanntmachung vo. 30. Rin 
enthaltenen Beſtimmungen betrifft, jo 8 bie koͤnigliche Regierung vwollfomma 
bereit, in Verhandlungen mit bem Durdlaudtigiten Bunb einzutreten, 
fih mit demfelben über Veränderungen in diefem Act zu verfiänbigen, 
chem bie Fönigliche Regierung alfo infofern nur einen proviſoriſchen Chara 
beilegt. Alles was der beutiche Bunb durch eine Erecution in Holjtein ım 
Lauenburg würde erreichen können, Tann fonach auf bem Wege der rubi: 
Verftändigung leichter und vollftändiger herbeigeführt worden. . . .“ 

(Heifen: Darmftadt). Die I. Kammer fpridt fi einſtir 
mig gegen ben franz.preuß. Sanbelsvertrag aus. 

(Fürftencongreß). Defterreihifhe Antwort auf bie Ableb 


nung ber Reformacte durch Preußen: 

Weiſung an ben öfterr. Geſandten in Berlin: „... Geſtützzt aui de 
gewichtigen Einwendungen, welche fie ben drei Vorbedingungen Preufers 
entgegenftellt, muß bie kaiſerliche Regierung bie Ueberzeugung ausfprece: 
baß eine auf ber Grundlage biefer Bedingungen geführte Unterbanblung Ne 
föderativen Princip, auf deſſen Anerkennung unb unverbrüdlider Gelnm: 
Deutfchlands Integrität, Sicherheit unb. Wohlfahrt beruben, ſchon in ibres 
Ausgangspunften wiberftreiten würde. Entweder müßte ein Verſtändigunge 
verfuh auf Baſis jener brei Punkte alsbald zum Bruch führen, ober er mük: 
bie beiben beutichen Mächte von bem Ziel einer normalen Entwidlung ta 
Bunbdesverfaffung in ber bebenklichiten Weife ablenfen. In eine folche Unter: 
handlung einzutreten vermag die kaiſerliche Regierung fich nicht zu entſchließen. 
... Se. Maj. der Kaijer hat zur freieften gemeinjamen Berathung ber Ber: 
ſchläge Defterreihs ben Anlaß gegeben, fämmtliche Theilnehmer an ber Fürſten⸗ 
conferenz find auf biefe Berathung rüdhaltslos eingegangen, von feiner Seite 
find irgendwelche bejonbere Bedingungen ober Anforberungen als präjudiciell 
für die Mitwirkung zur gemeinjamen Aufgabe bezeichnet worden. Es fällt 
uns jchwer, anzunehmen, baß Preußen unter biefen Umſtänden glauben follte, 
einen binlänglichen Beweis bundesfreundlichen Entgegenkommens abgelegt zu 
aben, wenn es, allein von allen beutichen Regierungen, dabei bebarrte, vor 
einem Cintritt in die Verhandlung die Gewährung einzelner beftimmter Zu: 
geitändniffe zu verlangen . . .* 

Memorandum: „... Ein Veto Oeſterreichs unb Preußens für ben 
Fall eines nicht durch einen Angriff auf bas Bundesgebiet veranlapten Bundes: 
kriegs — formelle Gleichſtellung Preußens mit Defterreih in ber Leitung ber 
Bunbesangelegenheiten — Schaffung einer aus birecten Wahlen nad dem 
Maßſtab der Bevölkerung hervorgehenden Vertretung — dies find bie breierla 
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ei welche bas Eabinet von Berlin ber Frankfurter Reformacte 
—— ellt bat, ohne fi) vor Erlangung dieſer Zugeſtändniſſe auf eine 
erhandlung über biefelben einlaffen zu wollen. .. . 

„I Ein Veto Defterreihs und Preußens Wieberholt erflärt 
das k. preußiſche Staateminiflerium in feinem Vortrage bie Nebereinflimmung 
zwifchen Defterreih unb Preußen für bie unentbehrlihe Grundlage jeber 
wirfjamen Action bes Bundes. Derſelbe Vortrag fügt aber fogleich Hinzu, 
baß dieſe Uebereinftimmung ſchwer herzuſtellen und feitzubalten jei, und ftatt 
eines Mittels, biefe Schwierigkeit zu überwinben, wird für bie Zufunft bas 
förmliche Recht verlangt, ben Mangel an Uebereinfiimmung durch ein Veto 
zu conftatiren ! Weber Defterreich noch Preußen — fo fagen bie preußifchen 
Minifter — Tönnen ber Freiheit vollſtändig entfagen, ihre Stellung zu ben 
ragen europätfcher Bolitit nad) den Sintereflen ber Geſammtheit ihrer Mo: 
narchien zu regeln. Ausgehend von biefem Sape erklären fie es für einen 
in ber Praxis unausführbaren Anfpruch, daß die Politik jeder diefer beiden 
Mächte in ber Gefammtpolitif des Bundes nach ben Beichlüflen bes Cen⸗ 
tralorgans befjelben aufzugeben habe. Dur den Mechanismus einer Mehr⸗ 
heitsabſtimmung Tann de ihrer Anficht die Löſung biefer Schwierigkeit nicht 
vermittelt werben. Sie ziehen ſich deßhalb auf bie reine Negation bes natio⸗ 
nalen Bundes zurüd, auf ein Veto für beide Mächte. 

„Hier muß nun zunächſt bie Thatfache ins Auge fallen, daß das k. preußiſche 
Staatsminifterium eine Forderung, welche die Faif. Regierung felbft 
feineswegsfürfiherhobenhat, nihtnur im Namen Preußens, fonbern 
auch im Namen Oeſterreichs aufftelt. Man zeigt fi alfo um Deſterreichs 
Unabhängigkeit von einer gemeinfamen beutfchen Politik in Berlin firenger 
beforgt als in Wien. Offenbar hat man nicht für die preußifche Monardie 
allein ein fo unbefchränttes Maß ber Unabhängigkeit fordern wollen. ft 
nicht ſchon biejer einzige Umftand genügend, um über bie Natur biefer ganzen 
Forderung das klarſte Licht zu verbreiten? Defterreich feinerfeits be— 
gehrt kein Veto. Es fteht, wie Preußen, nur mit einem Thelle feiner 
Beſitzungen im beutfchen Bunde, es ift in Europa eine jelbflänbige lacht, 
wie Preußen; nur bie Anertennung ber Gemeinfamfeit mit Deutfchland, 
nur der Wille, bie gefammtbeutichen Intereſſen als die eigenen zu bebans 
bein, Tann für Defterreich, wie für Preußen, bem Entſchluſſe zu Grunde lie 
gen, in Fragen deutſcher Politik ſich durch bie Entfheibungen 
bes Bundes beſtimmen zu laſſen. Ohne bdiefen Willen, ohne bie Er⸗ 
kenntniß, daß beide große Mächte ben Kreis ber Intereſſen, fir welche fie 
als ſolche einzuftehen berufen find, um ihrer Selbfterhaltung willen nicht auf 
ben eigenen Länberumfang befchränten bürfen, baß fie ihn auf das gefammte 
Deutſchland ausdehnen müflen — ohne biefe Grienntniß und biefen Willen 
fallen weber Preußens noch Defterreihs Intereſſen mit — Deutſch⸗ 
lands zuſammen. Es befteht alsdann feine ſolche Identität, es beſteht, wenn 
bie eine der beiden Mächte am Yunbe feſthält, die andere nicht, keine gerechte 
Gegenfeitigfeit, es können und müfjen dagegen bie verhängnißvollſten Con⸗ 
trafte hervortreten. Sollen diefe Sontrafte künftig zu einer förmlichen Regel 
des Bundesrechtes erhoben werden? Soll bie eine ber beiden Mächte ein Veto 

egen einen Krieg im Süben, bie anbere gegen einen Krieg im Norden ein= 
egen bürfen? Unb fol in Zufunft nur ber — und nicht⸗ 
preußiſche Theil Deutfchlands verpflichtet bleiben, einen Geſammtwillen des 
Bundes in den höchſten beutfchen Angelegenheiten anzuerkennen? 

„Mit vollem Grunde wirb übrigens zugleich hervorgehoben werben bürfen, 
welche ftarfe und zuverläfjige Bürgaft bie Beſtimmungen ber Reformacte 
bafür gewähren, baß in ber Bunbesabftimmung nur das Mare und unbe: 
fireitbate Intereſſe Deutſchlands zum Ausbrude gelange. Was ber Vortrag 
vom 15. September über bie Stimmverbältnifjfe im Km fagt, iſt nicht 
genau zutrefſend, da bie Reformacte kein Plenum kennt, Von ben 21 Stim: 
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men des Bunbesrathes ber Mefdrmacte haben Oeſterreich md Prewen i, 
Dänemark und bie Niederlande, die präjumtiv ohnehin meift gegen T 
Bundeskrieg fein werben, 2 zu führen; es bleiben alſo 13 reindeutſche Ci= 
men übrig, unb von biefen müffen fi” 11 mit den Stimmen ber cms 
Großmacht vereinigen, wenn gegen bie Anficht ber anderen eine Kriegserklärrez 
beſchloſſen werden jols, Dies gewährt wohl mehr als hinlängliche Sichern 
„Noch eine Iebte wichtige Betrachtung möge, ehe ber Gegenſtand welıhn 
wirb, gegen bie Korberung eines Veto geltend gemacht werben. Der mim: 
fterielle Vortrag vom 15. September klaͤrt uns nicht barüber auf, ob urte 
diefem Veto ein blofes Recht der Entbaltung Preußens von einem Buntt- 
triege ober das Mecht, einen ſolchen Serieg zu unterfagen, verftanden ma 
ben folle. In der erften Unterfiellung wäre ber gewählte Ausbrad m 
au, in ber zweiten könnte fich das Veto jebenfalls nur gegen eimen r 
unbeswegen zu erflärenden Krieg richten, währen es das Krieze. 
und Friedensrecht ber einzelnen Soupveräne biefen nicht F 





könnte. Es wird aber nicht einer beſonderen Ausführung ober ber fur 
ziehung nabe liegender Beiſpiele bebürfen, um zu beweifen, baß es ein Coca 
von Separatbünbnijfen grundſätzlich autorifiren, ja mit Nothwendiz 

berporrufen hieße, wenn man ben beiden Großmächten das Recht eintäumm 


wollte, die Entſcheidung bes Bundes über Krieg und Frieben zu hemmen 


„U. Formelle Sleihftellung Preußens mit Defterreid.. . 


„Ol. Directe Wahlen zur Abgeordnetenverfammlung. Te 
britte und lebte Forderung Preußens — biejenige einer birect gewählten um 
mit ausgebehnteren Befugnijjen, als nach ber Reformacte, veriehenen Teil 
vertretung — biefe — ſtellt ſich allerdings entſchieden und tid «= 
greifend auf das Gebiet ber Bundesreform. Um fo gerechtfertigter aber 3 
das Verlangen, zu wiſſen, wie man ſich Rechenſchaft zu geben babe von wt 
Ausführung eines jo weit reihenden Gebantens, und ob in bem ch 
alle Folgerungen begriffen feien, welche eine ſolche Verheißung nothwendig be 

dingt. Der Vortrag des königlich preußiichen Staatsminifleriums vom 15. Ec 
tember befriebigt in feiner Beziehung biefes Verlangen, Wie follen bie Br 
Ien eingerichtet werben, aus welden bie Volfsvertretung am Bunde unmitd 
Bar hervorgehen joll? Hat man ein einfchränlendes, in ganz Deutſchland cr 
auführendes Wahlſyſtem im Auge? Wie fol ein ſolches in ben verſchiedenn 
Staaten zur verfaflungsmäßigen Geltung gebradt werben? Sollen Wahla! 
nach allgemeinem Stimmredt ftattfinden? Iſt an eine Erneuerung bes 2a: 
ſuchs von 1848 gedacht? Sol ein Oberhaus das Gorrediv bil für de 
Gefahren allgemeiner Wahlen? Unb wenn bie Befugnifie des Parlament 
ausgebehnter fein jollen, als biejenigen ber Abgeorbnietenverfammlung be 
Reformacte, wird bann nicht auch die Gentralgewalt ftärker, als bas Direc⸗ 
torium ber Reformacte, organifirt fein müflen? IR Preußen barauf vork: 
reitet, fi einer ſolchen Gentralgewalt, wenn fie nicht ausſchließlich im feinen 
eigenen en ruht, zu unterwerfen? Weber alle biefe wichtigen Fragen würde 
man in dem Vortrage ber preußiſchen Minifter vergeblich irgend eine Auskunft 
fuhen. Nur der gewagten Vorausſetzung begegnet man bort, daß ber ſpeci⸗ 
fiſch preußiſche Standpunkt in einer aus birecten Wahlen bervorgegangenen 
Berfammlung fi) vollfiändiger als in einer Verſammlung von Velegirten 
mit bem allgemeinen beutichen Standpunkt ibentifichten würde. Nur einer 
Nationalvertretung ber erfteren Art glaubt deshalb bie E. premßifche Regie: 
rung Opfer bringen zu können, bie jebod nicht näher angebeutet werben. *U6 
gewagt wirb jene Borausfegung wohl nit mit Unrecht ichnet werben 
bürfen, denn bis jeht liegt nur eine Erfahrung vor, biejenige von 18#. 
Damals war Delterreih in Frankfurt unvolliiänbig, Preußen veollftändig, 
und fogar unter Hinzutritt ber nicht zum Bunde gehörigen Provinzen weı: 
treten — unb bemungeachtet war zwiſchen Berlin unb Frankfurt halb ein fo 
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er Zwieſpalt vorhanden, wie ihn eine regelmäßig gewählte Kammer⸗ 
v extretung hofſfentlich niemals herbeiführen würde. 

„Der Unbeſtimmtheit der preußiſchen Forderung gegenüber vermag nun 
aber die faiferlich öfterreichifche Regierung bie Vorfchläge ber Frankfurter Res 
formacte nur mit um jo tieferer Ueberzeugung zu beporworten. . . .” 

DE. (Kurheſſen). Schluß bes Landtags. Der Kurfürft ent- 
ſchließt fih endlich, den Landtagsabſchied zu unterzeichnen. Die 
Stände werden ohne die üblihe Zufiherung ber fanbesherrlichen 
Huld und Gnade entlafien Der Präſident ſchließt die Sitzung 
mit einem Hoch auf die Verfaſſung. 


. Nov. (Zollverein) Eröffnung der Conferenz von Bevollmäch⸗ 
tigten fänmtlicher Zollvereinsftanten zu Berlin behufs Verbands 
Iungen über Ernenerung ber Zollvereinsverträge. 

. „ (Sadfen) Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Könige, 

). „ (HeffenseDarmftadt), Die II. Kammer lehnt jebe fernere 
Bewilligung für ftandesherrlihe Orundrentenablöfung wegen bes 
aufgehobenen Steuerprivilegiums nach eingehender heftiger Die: 
ceuffion unter Wiberfprud ber Regierung mit überwiegender Mehr: 
beit ab. 

1. „ Raffau). Die Regierung verbietet, unmittelbar vor den Wah⸗ 
Ien, das Organ ber Oppofitionspartei. 

4. „ (Bundestag). Um bie Erecution abzuwenden, erflärt fich 
Däneniar? bereit, daß insfünftige die Finanzgeſetze den holſteinſchen 
Ständen fo vorgelegt werben follen, daß fie den ganzen Beitrag 
Holfteine zu den gemeinfchaftlichen Angelegenheiten umfaffen. 

5. Nov. (Holflein) König Friedrich VII. von Dänemark F ohne 
Leibeserben. Geftügt auf das Londoner Prototol*) folgt ihm 


) Anmerk. Die dbiesfälligen Befimmungen biejes Protofolls Tauten: 
„In Betracht, daß die mit den allgemeinen Intereſſen bes europäifchen 
Gleichgewichts eng verfnüpfte Aufrechterhaltung ber Integrität ber bänifchen 
Monarchie für bie Bewahrung bes Friebens von hoher Wichtigkeit ift, und 
baß eine Combination, mittel welcher bie männliche Nachlommenfhaft mit 
Ausſchluß ber Weiber zur Erbfolge in bie Geſammtheit ber BE 
bem Scepter St. Maj. bes Königs von Dänemark vereinigten Lande fen 
würde, zur Sicherftelung ber Integrität biefer Monarchie das geeignetfie 
Mittel fein bürfte, haben ber Kaifer von Defterreih, ber Prinzpräfibent ber 
franzöfiichen Republik, bie Königin von Großbritannien, ber König von 
Preußen, der Kaifer aller Reußen und ber König von Norwegen und Schwes 
ben auf Einlabung bes Könige von Dänemark befcloffen, einen | ab⸗ 
zuſchliehen, um den auf dieſe Erbfolgeordnung bezüglichen Verfügungen durch 
einen Act europäiſcher Anerken nung anno ein Unterpfand ber Beſtän⸗ 
digkeit zu verleihen.... „Art. 1. Da ber König von Dänemark nach ernſt⸗ 
licer Erwägung ber Intereſſen jeiner Monarchie mit et: bes Erb⸗ 
ringen und ber nädhjiten durch bas bänifche Königögejeh zur Erbfolge beru⸗ 
enen Agnaten, jowie auch im Einverſtaͤndniß mit bem Kaiſer aller Reußen, 
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Prinz Chriſtian von Schleswig : Holftein «Sonderburg = Gluckebenz 
als Chriftian IX. in der Regierung ber bisherigen däniſchen Ee— 
fammtmonardie, alfo aud der deutſchen Herzogthümer Schleswiz 
Holftein und Lauenburg. 


16. „ (Holftein). Geſtützt auf das legitime Erbrecht erflärt ter 
Erbpring Friedrich von Scleswig-Holftein-Sonderburg = Augufter 
burg durch Proclamation feinen Regierungsantritt als Hertz 
Friedrich VII. von Schleswig-Hofftein: 

„Schleswiger! Holfteiner! Der Iekte Fürft ber däniſchen Yım 
Eures Regentenhauſes ift babingegangen. Kraft der alten Crbfolgeortnm: 
unferes Lanbes und des olbenburgifhen Haufes, Fraft ber Orbnungen, mei 
bie fchleswig-holfteinifche Landesverfammlung in dem Staatsgrundgeſetze au* 
drücklich beftätiget hat, Fraft der von meinem Vater zu meinen Gunſten au⸗ 
geftellten Verzichtsurfunde, erfläre Sch hiedurch als erfigeborner Prinz me 
nächften Linie bes oldenburgifchen Haufes, daß Ach bie Regierung ber Hrrich 
thümer Schleswig-Holftein antrete und damit bie Rechte und Pflichten uke: 
nehme, welche die Vorfehung meinem Hauſe und zunähft Mir übermiia 
bat. — Ich weiß, daß biefe Pfligten in ſchwerer Zeit an Mid berantrem, 
Ich weiß, daß zur Durdführung meines und eures Rechtes Mir zunsst 
feine andere Macht zu Gebote fteht, als bie Geredhtigfeit unferer Sache, 22 
Heiligkeit alter und neuer Eide und eure Meberzeugung von ber emule: 
bes Bandes, welches mein Gefchi und das Eure vereint. — Ihr habt u 
jegt Ungerechtigkeit ebenfo mannhaft getragen ale ihr mannhaft gefüm“ 
hattet, Ungerechtigkeit abzuwehren. Für das Joch, das man euch auflezr 
gab bis jetzt ein unbeftrittenes Mecht ben Borwand, benn ber König ve 
Dänemark war zugleich euer Herzog. Bon jept an, wäre bie ſchaft einer 
Königs von Dänemarf über euch eine Ufurpation und redhtloje Gewalitb:. 













Chef ber älteren Linie bes holfteinsgottorp’fchen Haufes, erflärt Hat, bie Ch 
folgeorbnung in feinen Staaten bergeftalt feitfeken zu wollen, daß feine Krer: 
in Ermangelung männlicher, vom König riedri III. zu Dänemark in ar 
raber Linie abitammenber Nachkommenſchaft — an ben Prinzen Ehriftian :: 
Schleswig-Holftein-Sonderburg-Glüdsburg, und an bie aus ber Ehe bie 
Prinzen mit ber Prinzeffin Louiſe zu Schleswig-Holftein-Sonberburg-Klüdt: 
burg, gebornen Prinzeflin von Heſſen, entiproffenen Descenbenten nah dem 
Rede ber Erfigeburt von Mann zu Manır übertragen werbe: jo verpflichten 
bie hoben contrabirenden Theile in voller Würdigung ber Weisheit ber An 
fihten, welche für die einftige Annahme jener Combination entſcheidend ge 

weſen, fi gemeinjchaftlih, im Kalle einer Berwirflihung ber vor: 
nn Möglichkeit das Succeffionsreht des Prinzen Chriſtian 
zu Schleswig-Holftein-Sonderburg:&lüdsburg und ber männlichen aus beilen 
Ehe mit genannter Prinzeffin ta gerader Linie entfproffenen Descenbenten 
auf bie Gejammtheit ber gegenwärtig unter dem Scepter Sr. Maj. bes Ki: 
nigs von Dänemark vereinigten Lande anzuerkennen.“ Art. 2 beftimmt, 
daß, falle bie Descenbenz ber Linie des Prinzen Ehriftian bald erlöfchen ſollte, 
bie hohen contrahirenben Theile in Erwägung ziehen werben, was banrı zu gefchehen 
habe. Art. 3 lautet: „Es iſt ausdrücklich verftanden, daß bie gegenfeitigen 
aus ber Bunbesacte von 1815 und bem beftehenden Bundesrecht — 

ben Rechte und Verpflichtungen des Königs von Dänemark unb bes beutjchen 
Bundes in Betreff ber Herzogtbümer Holftein und Lauenburg buch ben 
gegenwärtigen Bertrag nicht veränbert werben follen.” 
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Und unfese gemeinſame Aufgabe iſt es, dieſer Herrſchaft ein Ende zu machen. 
— Ich kam euch jetzt nicht aufrufen, Gewalt mit Gewalt Er begegnen. 
Fuer Lanb it von fremben Truppen bejeßt, ihr habt feine fin. Mir 
liegt beshalb vor allem ob, bie Regierungen bes Bundes um Schub meines 
Megierungsrechtes und eurer nationalen Rechte anzugehen. Ber beutiche Bund 
ift niemals der legitimen Erbfolge enigegengetreten. — Die Orbnung, auf 
welcher bie Regierungen Deutſchlande beruhen, ijt dieſelbe, auf ber meine 
Rechte begründet find. Und die Regierungen Europas werben ber burch bie 
Erfahrung beftätigten Wahrheit nicht miberftehen, baß ein haltbarer Zuſtand 
da nicht dauern kann, wo eine willfürliche Rechtsordnung einem Volle gegen 
ſeine gebeiligten Wünſche, gegen feine von Gott geſetzte Nationalität und gegen 
fein uraltes Recht aufgebrängt werben fol. — Lauenburger! Euer ſchoͤnes 
Land, Gegengabe für ein Land, deſſen Namen ich durch meine Geburt trage, 
unterliegt derfelben Erbfolge, jomweit nicht Rechte anberer Glieder meines Hau⸗ 
fes unb ältere und begründete Rechte deutſcher Regentenhäufer baran haften. 
Ich gebe Euch das Berfprechen, baß Sch euer nationales Recht ald mein eis 

es betrachte, und, foweit Ich berufen bin, eure Rechte und Freiheiten bes 
chügen werde. — Schleswig:Holfteiner! Von ber Ueberzeugung durchdrungen, 
daß mein Recht eure Rettung ift, gelobe Ich, für Deich unb mein Haus 
zu euch zu fliehen, wie Ich in ber Schlacht zu euch geftanden, Mich nicht zu 
trennen von Eud und unferem Nedite, Und fo gelobe und ſchwöre ich gemäß 
dem Staatsgrundgefeke, bie Werfafjung unb bie Geſetze ber Herzog: 
thümer Schleswig-Holftein zu beobachten, und bie Rechte bes Volles aufrecht 
zu halten. So wahr Mir Gott helfe und fein heiliges Wort.” 

6.Non. (Bundestag). Der badifhe Gefandte v. Mohl zeigt ber 
Bunbesverfammlung den NRegierungsantritt des Herzogs Friedrich 
von Schleswig-Holfteln an, mit dem Beifilgen, ber Herzog eradıte 
e8 „für eine, wie er ſich fchmeichle, überflüffige Mafregel, wenn 
er biemit eine feierliche Nechtsvermahrung gegen jebe etwaige Be: 
ftreitung feiner NRegentenredyte, fo wie gegen jebe mit bem vollen 
Genuſſe derfelben nicht zu vereinigenbe Handlung verbinde.” 

17. „ (Dldenburg) protefiirt gegen ben Regierungsantritt Chri⸗ 
ſtian IX., fo weit fich berfelbe auf bie Herzogthümer Schleswig: 
Holſtein beziehe. 

18. „ (Brankfurt). Der gefebgebende Körper beſchließt einftimmig, 
den Senat zu erfuchen, ben bisherigen Erbprinzen von Auguſten⸗ 
burg als nunmehrigen Herzog von Schleswig-Holftein und Lauen⸗ 
burg anzuerfennen und feine Anerkennung am Bunde aufs brin- 
gendfte zu beantragen. 


19. „ (Holftein). 24 Mitglieder der Holfteinifhen Ständeverſamm⸗ 
fung treten troß bes Verbotes ber bänifchen Behörben in Kiel zu: 
fammen, erflären fi für bas Iegitime Erbrecht bes Herzogs Friedrich 
und befchließen eine Kingabe an den Bund mit ber bringenden 
Bitte, „Ichleunigft die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, um bie 
Mechte der Herzogthümer und des Bundes felbit gegen die ernitlich 
drohende Gefahr ficher zu ftellen, daß die Entſcheidung nicht dem 
Nechte, fondern ber Gewalt anheimfalle.” Die nicht anweſenden 
Mitglieder ber Stände werben aufgeforbert, dem Schritte beizu⸗ 
treten. u 


» Beatfiland, 


19. Novy. (Coburg: Gotha). Herzog Ernft iſt der erfie, ber ber 
Erbprinzgen von Auguftenburg als Herzog von Schleswig-Holftein 
anerkannt bat. Herzog Friedrich nimmt feinen Sik vorläufig in 
Gotha und bildet ein Minifterium. 

20, „ (Defterreih). Der Abg. Rechbauer interpellirt im Reid: 

rathe die Regierung wegen Schleswig=-Holftein. 

(Hamburg). ine fchleswig-holfteinifhe Vollsverſammlung if 
von der Polizei dreimal aufgelöst worben und wirb erft gebulbet, 
da fie fi von ber Altona benachbarten Vorſtadt St. Pauli auf! 
bie andere Seite Hamburgs zurüdzicht. 

21. „ (Bundestag). Der bänifhe Gefandte zeigt die Thronbeſtei⸗ 

gung Chriftian IX. an, ber babifche Gefandte legt feine Vollmacht 

für Friedrich VII. vor; verfdiebene Regierungen fiellen Anträge. 
in der fchleswig-holfteinifhen Frage. Anzeige, Vollmacht, Antröge 
werben bem bolfteinifchen Ausſchuß überwiefen, | 

(Holftein). Eine Anzahl Mitglieder ber bolfteinifhen Ritter⸗ 
ſchaft erflärt in einer Verſammlung zu Kiel ihre Zuſtimmumg zu | 
der Eingabe der Stänbemitglieder vom 19. Nov. an bie Bunber: 
verfammlung. | 

Die Mehrzahl der Beamten in Holftein verweigert ben von ihnen 

geforderten Huldigungseib für Chriftian IX. 

22. „ Die Bewegung für Schleswig-Holftein fängt an, gang Deutfd- 
and zu ergreifen. Zahlreiche Volksverſammlungen ſprechen ſich in 
energifchen Refolutionen für bie Rechte ber Herzogthümer aut. 
Ueberall werben Comite’8 eingefeht und Geldſammlungen veran: 
ftaltet, bie und dba auch bie Drganifation von Freimilligen vor: 

: bereitet. 

23. u (Breußen). Die Abg. Stavenhagen und Virchow bringen Ra: 
mens ber beiden liberalen Fractionen im Abg.⸗Hauſe einen Antrag 
bezüglich Schleswig-Holfteins ein. 

24, „ (Holftein). Neue Verfammlung bolfteinifher Stänbemitglieber 

in Hamburg. Die Kieler Eingabe vom _19. Nov. an ben Bunb 

wirb einftimmig gutgeheißen; biefelbe erhält nachträglih 38 Unter 
ſchriften. 

(Württemberg). Beide Kammern treten nach anderthalb⸗ 
jähriger Bertagung wieber zuſammen unb beibe fprechen ſich fofort 
und einftimmig, bie I. Kammer burd eine Abrefie an ben König 
bie I. Kammer durch eine Nefolution, für bie Rechte ber Herzog⸗ 
thümer Schleswig-Holftein und für bie Iegitime Erbfolge in ben: 

‚ felben aus. 

» » HeffensDarmftadt). Beide Kammern erklären fi ein- 
ſtiamig für Wahrung ber Rechte Schleswig⸗Holſteins, bie erſte in 
Allgemeinen Wushrüden, bie zweite, indem fle bie Negierung erſucht, 
buch Anerlennung bes Herzogs Friedrich das Recht unb bie In: 


"» n 
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tegrität Dentſchlands zu wahren und die Bereitilligkeit ber Kammer 
ertlärt, die Regierung mit ben Mitteln des Landes zu Durchfüh⸗ 
rung biefes Rechts zu unterffüben. 

4. Nov. (Sahfen). Antwort bes Minifters v. Beuft auf eine Interpella⸗ 
tion in ber II. Kammer : „ Sachfen beantrage am Bunde die Nichtzulafſung 
eines bänifchen Geſandten und Anorbnungen, damit das für Holftein 
beftimmte Erecwtionscorpe mit ber ben Umſtaͤnden entiprechenden 
Berfiärkung in Holftein und Lauenburg einräde, um biefe Bundes⸗ 
Jänber bis zu dem Zeitpunkte befebt zu balten, wo ber Bund fid 
in der Lage fehen wird, bem von ibm als rechtmäßig anerkannten 
Nachfolger in gebachten Herzogthümern letztgedachte Bundesländer 
zu eigener Verwaltung zu übergeben.“ 

„ o Der Anefhuß des Nat.-VBereind tritt in Berlin zuſammen, ſendet 
eine Deputation an Herzog Friedrich nad Gotha und erläßt einen 
Aufruf für Schleswig-Holftein an das deuntſche Bolt. 

2b. „ (Sadfen) Die I. Kammer ſpricht einftimmig „ihre Befrie⸗ 
digung mit der von ber Regierung in ber zweiten Kammer abges 
gebenen Erflärung aus, fett dabei jeboch voraus, daß biefelbe bes 
müht fein werde, auch die Rechte Holfteine auf und an Schles⸗ 
wig zur Geltung zu bringen, und erflärt, daß das ſächſtſche Volk 
und feine Vertreter bie Regierung in bem Beftrefen, das Ber: 
fafjungsrecht ber Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein und die Rechte 
Deutſchlando Hinfichtlich derſelben überhaupt wie rückſichtlich ber 
rechtmäßigen Erbfolge zu wahren und fremden Anmaßungen und 
fremden Eingriffen gegenüber beutfche® Recht und deutſche Ehre zu 
firmen, felbit wenn hierbei bie Außerfien Mittel ergriffen werben 
müßten, in jeder Weiſe zu unterflüpen bereit fe.” Die IL Kam: 
mer tritt dem Beſchluſſe einftimmig bei, doch mit dem Zuſabe ber 
rechtmäßigen „agnatifchen” Erbfolge, womit ſich auch bie J. Kammer 


zufrieben erflärt. 
(Breußen). Magiftrat und Stabtverorbnete von Berlin bes 
” fliehen die Er einer Subfcription für Schleswig⸗Holſtein 


unb erlaffen eine Anſprache an die Bewohner der Stabt. 

» » (Raffau). Landtagswahlen. Die Regierung erleidet eine voll: 
fländige Niederlage. Die PFlinftige II. Kammer zählt 17 Liberale, 
6 Gerikale und nur 1 abfoluten Anhänger der Regierung. 

26. „ (Holftein). Herzog Friedrich verlangt von Dänemark bie Räus 
mung ber Serzogthämer von bänifhen Truppen und bie Entlaffung 
der im eigentlichen Königreih Dänemark befindlichen ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Truppen in bie Herzogthümer. 

» » (Deferreid). Der Gemeinderaih von Annsbrud beſchließt 
eine Dank: und Zuflimmungsabreffe an ben Neihsrathsabg. Rech⸗ 
— und Gen. für ihr Vorgehen in der ſchleswig⸗holſteiniſchen 

ache. 
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26. Novy. (Anhalt). Eröffnung des erſten Landiags für das vereinigte 


" 


4 
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Herzogthum Anhalt. 

(Heffen:Darmftadt). Die M. Kammer erklärt fi einfim- 
mig für eine etwaige Sequeftration Holſteins und für alebaldige 
Anerkennung bed Herzogs Friedrich. 

(Württemberg). Antwort Hügeld auf eine Interpellatien 
in ber Il. Kammer: Die Regierung babe allerbingd bem Drängen 
nicht widerftanden und. am 23. Nov. 1852 fi) bem Londener 
Protokoll angefchlofien, fehe fi aber durch bie feitherigen Map: 
regeln Dänemarks von ihren Verbindlichkeiten vollftändig befreit. 
Die Erbfolgefrage bebfirfe der Prüfung, die Regierung fei jedoch 
barüber außer Zweifel, daß dem Bunde das Recht zuſtehe, zut 
Aufresthaltung ber inneren Ruhe und bid zur Regelung ber Suc⸗ 
ceſſionsfrage, welche auch auf Schleswig Anwendung finde, Holſiein 
militäriſch zu beſezen. Wenn Herzog Friedrich legitimirt fein werde, 
fo könne derſelbe den Bund auffordern, ihm Schleswig mit Waffen: 
gewalt zu verſchaffen. In dieſer Richtung werde er bei Sr. Maj. 
bem König feinen Antrag ftellen. 

(Heffen:Darmftadt). Minifter Dalwigk erklärt inder H. Kam: 
mer, bie Regierung fei zu allen zur Wahrung ber Rechte der Herzog⸗ 
thümer erforderlichen Schritten bereit und fei ihr Bunbestagt: 
fanbter dahin inftruirt. 

(Hamburg). Die Polizei ſchließt das Bureau bes ſchleswig⸗ 
Holfteinifchen Comitoͤ als angebliches Werbebureau. 


„Golſtein). Das in Kiel verfammelte Plenum ber ſchleswiz 


holſteiniſchen Ritterſchaft beſchließt mit allen gegen eine Stimmt 
eine Eingabe an den Bund gegen bie Anfprüde Ehriftian IX. und 
für bie legitimen Rechte bes Herzogs Friedrich und um den Bunt 
aufzuforbern, die Rechte des Landes zu ſchützen. 

(Anhalt) erhebt alte Anfprüce auf die Erbfolge im Herzog⸗ 
tum Lauenburg. 


28. „ (Bundestag). Die Bundesverſammlung entzieht bem bänifchen 


Sefandten das Wort, fo lang feine Vollmacht nit anerkannt jei. 
Anhalt erflärt, daß ber Herzog bie Regierung des Herzogthume 
Lauenburg antrete und ben Schub bes Bundes in Anfprud nehme. 
Sachſen ftellt den von ihm angekündigten (f. 24. Nov.) Antrag, 
bem ſich Württemberg fofort anfhliegt. Heſſen⸗Darmſtadt bean: 
tragt, bie bänifche Regierung aufzufordern, alle bänifchen Truppen 
aus ben Herzogthümern Holftein und Lauenburg zurüdzuziehen und 
das Bolftein-lauenburgifhe Bunbescontingent bem deutſchen Bunde 
bis auf weiteres innerhalb des Bundesgebiet? zur Verfügung zu 
ſtellen. Endlich befchließt die Bunbesverfammlung mit großer 
Mehrheit, die Führung der holftein-Iauenburgifhen Stimme zur 
Zeit zu fufpendiren. Defterreih und Preußen geben 
bei ber Umfrage eine gemeinfhaftlihe Erklärung zu Pro 
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totoll (Programm ihrer gemeinfamen Politik in ber ſchleewig⸗hol⸗ 
fteinifhen Frage): | 

„Die Stellung ber k. dflewr. und ber F. preuß. Megierung ift durch bei 
Vertrag bedingt, welchen beide in Gemeinfhaft mit den Regierungen von 
Frankreich, Stoßbrittannien, Rußland und Schweden 1852 in London mit 
ber Krone Dänemark abgefchloffen haben, nadhbem bie Borbebingungen 
befielben durch Verhandlungen mit Dänemark im Laufe ber Jahre 18%, felt: 
geftellt worben waren. Beide Regierungen faflen bie Gefammtheit diefer Ber: 
abredungen als ein untrennbares Ganzes auf, welches durch ben Lon⸗ 
boner Vertrag feinen Abſchluß erhalten Hat. Nachdem ber Fall, welchen biefer 
Bertrag im Auge hatte, nunmehr eingetreten ift, find beibe Regierungen zur 
Ausführung bes Vertrages bereit, wenn bie Krone Dänemark ihrer: 
ſeits die vorgängigen Verabrebungen ausführt, deren Verwirklichung eine 
Vorausfegung der Unterzeihnung des Londoner Bertrage® buch Preußen 
und Oeſterreich bildete. Die Sueceffion in Lauenburg fteht den König 
Chriſtian von Dänemark nad Anficht beider Regierungen auch bann zu, wenn 
ber Londoner Vertrag hinfällig wird, nachdem ber nächitberechtigte Erbe weis 
land König Friedrichs, ber Prinz Friedrich von Helfen, feine Rechte auf Koͤ⸗ 
nig Ehrijtian übertragen bat. Die Zulaffung des vom Könige von Däne- 
mark für Lauenburg ernannten Gefandten in bem Maße, wie bie Vertreter 
ber einzelnen Beſtandtheile ftimmberechtigter Eurien zur Theilnahme an ben 
Sitzungen bereditigt find, erfcheint daher nicht anfechtbar. Für Einräumung 
bes 9 der Geſammteurie Holſtein und Lauenburg ruhenden Stimmrechts 
aber vermögen beide Regierungen nur banm zu votiren, wenn ber König 
Ehriftian diejenigen Zuſagen ft, im Vertrauen auf welde beide Mächte 
ben Londoner Vertrag, welcher ihnen gegenüber ben Succefitonstitel des Kö- 
nigs in Holftein bildet, angenommen haben.” 

28.Rov. (Defterreih). Der Gemeinberath von Wien befchlieht eine 
Adreffe an den Kaifer zu richten um Schub für bie Rechte ber 
Herzogthümer Schleswig-Holfein. 

29. „ (NRaffau). Ungnädige Antwort bes Herzogs an bie Deputation 
einer Volksverſammlung von Wiesbaden: er wife, was er von dem 
Vertrauen, das man zu ibm zu haben vorgebe, zu halten habe; ber 
Ausfall der Landtagswahl habe ihn hierüber belehrt; die Rechte 
bes fog. Herzogs von Auguftenburg feien noch unllar; er liebe 
überhaupt Deputationen nicht, die aus bem Schooße von Vollks⸗ 
verfammlungen hervorgegangen feien. 

» „ (Hamburg). Der Bürgerausfhuß lehnt den Antrag, bie Bür⸗ 
gerichaft möge den Senat zu Anerkennung bes Herzogs Priebrid 
auffordern, mit 10 gegen 8 Stimmen ab. | 

30. „ (Shwarzburg:Sondershaufen). Eröffnung bes Lande 
tags. Die Regierung erflärt, daß fie feſt auf ihrem früheren 
Sfandpunfte, dem Antrage Dibenburgs auf Rüdtritt von ben Der: 
einbarungen mit Dänemark von 18°%,, beharre. 


1.Dec. (Zollverein) Die Zollconferenz in Berlin beginnt bie Be: 

rathungen über den Handelsvertrag mit Frankreich, nachdem fie 

biejenigen über die Tarifreform zu Ende geführt bat. | 
(Holftein). Herzog Friedrich ift bis jegt theils förmlich theils 


ne 
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wenigſtens principiell anerkamt von Baben, Weimar, Coburg⸗Gothe 
Meiningen, Altenburg, Braunſchweig, Waldeck, Reuß j. 2. 

1. —2. Dee. (Preußen). Zweitägige Debatte des Abg.⸗Hauſes übe 
bie ſchleswig⸗holſteiniſche Frage. Der Miniſterpräfident verliest tin 
ſchriftliche Erklärung des Stantsminifteriums: 

Einheitende Bemerkung bes Miniſterpräſidenten: „Es u 
richtig, daß ber Londoner Vertrag nicht zwiſchen den Großmächten, jor: 
bern von einer jeben berjelben mit Dänemark, abgeichloffen il. Sowohl ix 
Inhalt bes Vertrags bejtätigt dies, als auch bie Form; er iſt unterzeides 
auf der einen Seite von Dänemark, und auf ber gegenüberfiehenben Ser 
von ben fämmtlichen übrigen Gontrabenten, und die Ratificationen find res 
jeber an mit Dänemark ausgewechjelt, nicht von ben Mächten umer: 
einander .„. ." 

Erflärung bes Staatsminifteriums: „Unfere Stellung zu ta 
bänifchen Frage iſt burch eine Vergangenheit bebingt, von ber wir uns m 
willkürlich Iöfen können, unb welde uns Pflichten gegen bie Herzogthürrt 
gegen Deutichland und gegen bie europäifche Mächte auferlegt. Die Aufzık 
unferer Politit wird es fein, diefen Verbindlichkeiten fo zu entiprechen, mt 
es unfere oberfte politifhe Pflicht, bie Sorge für bie Ehre und bie Sicherbe 
unferes eigenen Baterlandes gebietet. Für Preußens Stellung zur Sache 
zunächſt der Rondoner Vertrag von 1852 maßgebend. Die Unteres 
nung deſſelben mag beflagt werben; aber fie ift erfolgt, und es ift ein Gebe 
ber * wie ber Klugheit, an unſerer Vertragstreue feinen Zweifel harte 
zu laſſen. Indem wir aber diefes Gebot für uns felbft anerkennen, beſtehen 
wir ebenjo auf feiner Geltung für Dänemark, Der Londoner Vertrag bilde 
ben Abjchluß einer Reihe von Unterhanblungen, welche 1851 und 1852 zu 
fen Deutfchland und Dänemark gepflogen worden waren. Die aus be 
ſelben — Zuf agen Dänemarts und ber Vertrag, welde 

eußen und Defterreih auf Grund berfelben in Lonbon vollzogen habe 

edingen fich gegenfeitig, fo daß fie mit einander ſtehen oder fallcı 
Die Aufrechthaltung diefer Stipulationen iR einftweilen insbefonbere für S let: 
wig von weſentlicher Bebeutung. Sie gibt uns bas Recht, in biefenm He: 
zogthum bie Erfüllung vertragsmäßiger Zufagen von Dänemark zu fordern 
allen aber mit bem Londoner Vertrage bie Berabredungen von 18%, 2 
ehlen uns in Betreff Schleswigs foldhe vertragemäßige Nechte, welchen tx 

te Abe 

S 








Anerkennung ber europäiichen Großmaͤchte zur Sei . Die Losjagun; 
von den Verträgen von 1852 wärbe aljo ber Stellu chleswige unb den 
deutſchen Forberungen in Betreff derſelben die 1852 geichaffene vertragsmäßige 
Grundlage entziehen, unb bie allfeitige Anerfennung einer andern von neuen 

erhandlungen ober von bem Ausgang eines europhifchen abhängiz 
machen. Damit aber bie Verträge für uns biefen Werth und Geltung 
behalten, ift es nothtwenbig, baß fie von dänifcher Seite iſſenhaft ausge: 
führt werben. Daß dies bisher nicht gefchehen ift, barf ich als allfeitig un: 
bezweifelt anſehen und Halte mich ber Aufzählung ber Einzelnheiten Bier über: 
oben. Die Entſcheidung über bie Frage, ob und wann wir durch Ride: 
erfüllung ber bänifchen Verpflichtungen in ben Tall geiebt find, uns von dem 
Londoner Vertrag loszufagen, muß bie Regierung fi vorbehalten; 
fie kann biefelbe weber bem beutfhen Bunde überlaffen nod fie 
bier zum Gegenftande von Erklärungen machen. Wir haben mit 
ber Öfterreihifchen Regierung Verabredungen getroffen, weldye eine überein: 
fiimmenbe Haltung beider Mächte im Betreff bes Lenboner Bertrage ımb feiner 
Conſequenzen einttweilen ficherſtellen. Dieſelben geben von ber Annahme 
aus, bag m Lamenburg ber König Chriftian auch ohne ben Lonboner Ver: 
trag fucceffiondberechtigt fein würde, nachdem ber nächſte Erbe, ber Prim 
Friedrich von Heffen, zu feinen Gunften entfagt bat. In Vetreff Holfteims 
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Dagegen beruht für uns ber @uccefjionstitel auf bem Londoner Vertrag, und 
in bie Verwirklichung beffelben von ber Erfüllung ber Vorverträge abhängig, 
welche mit dem Londoner Bertrag in folibarij Zufammenh fieben. 
Daß letzteres ber Fall fei, ift buch das Zeugniß bes competente aller 
Zeugen, bes Hrn. Blubme, welcher 1851 und 1852 bänifher Minifter ber 
auswärtigen Angelegenheiten war, im bäniichen Reicharath bekräftigt worben. 
Auf diefer Auffafjung beruht unfere burch bie Zeitungen bereits befannte Ab- 
ſtimmung in der Bunbestagsfikung vom 28. Ron. Wir fehen, jo lange 
wir ben Londoner Bertrag niht ale hinfällig betradten, ın 
König Chriftian den Erben des Rechts unb bes Unrechts feiner Vorgänger. 
Demzufolge beftehen bie Beweggründe fort, burch weldye ber Erecutionsbefhluß 
vom 1. Oft. hervorgerufen wurbe, währenb durch bie Umſtände eine beichleu- 
nigte Ausführung befjelben geboten erfcheint. Zu dieſem Behuf haben wir in 
Gemeinfhaft mit Defterreih bie erforberlihen Anträge zur fofortigen Voll: 
iehung ber Erecution geftellt. Wie auch die Entfcheibung hierüber in Frank⸗ 
rt ausfallen möge, unter allen Umfländen wird Breußen Map: 
gabe feiner Stellung als europäiſche Macht umb als Bunbesglieb für das 
beutiche Recht in ben Herzogthümern und für fein eigenes Anfehen im Rathe 
ber Großmachte mit befonnener Feſtigkeit einfiehen. Im Kung biefer 
Aufgabe rechnet bie Regierung auf bie bereitwillige Unterflügung bes Lanbes 
und feiner Vertreter. Zum Bebuf unferer bundesbeſchlußmäßigen Mitwirkung 
bei ber Erecution wirb fie bie erforderlichen militärifchen Vorkehrungen zu 
treffen haben, und wegen Beichaffung ber bazu nöthigen Geldmittel ben Land⸗ 
tage zu verfafjungsmäßiger Beſchlußnahme eine Vorlage .. 

Beihluß bes Abgeordnetenhauſes (mit 231 gegen 63 Stimmen 
angenommen): „In Erwägung 1) daß ber Erbprinz von SchleswigsHolfteins 
Auguſtenburg kraft eines unzweifelbaften Erbfolgerechts feinen Anſpruch 
auf bie Regierung der Herzogthümer erhoben hat, 2) daß weder ber beutiche 
Bund no die Stänbe ber Herzogthümer re und Holjtein ben Be⸗ 
ſtimmungen bes Lonboner Vertrags vom 8. Mai 1852 beigetreten find, 
3) daß Dänemark durch eine Reihe vertragswibriger Maßregeln, durch 
vielfache VBebrüdungen der beutfchen Benölferung und Sprache in Schleswig, 
durch das Patent vom 30. März 1863 und endlid durch bie Vollziehung ber 
neuen Berfaffung für Dänemarl-Schleswig bie Vereinbarungen von 1851 und 
1852 und bamit bie Bebingungen ſelbſt gebrochen Bat, unter welden bie 
beutichen Großmachte dem Lonboner Bertrage beigetreten find, baß daher bie 
Beftimmungen biefes Vertrags für bie deutſchen Großmächte jebe Verbind⸗ 
Iichfeit verloren haben, 4) daß in dieſer Sachlage die Anwefenheit däniſcher 
Truppen in bem Bunbeslande Holftein eine Verlegung des Bundesgebietes 
bildet — erflärt das Abg.:Haus: bie Ehre und das Intereſſe Teutichlande 
verlangen es, daß fänmtliche deutſche Staaten bie Rechte ber Herzogthümer 
Süßen, ben Erbprinzen — von Schleswig⸗Holſtein⸗Auguſtenburg als 
Hana von Schleswig-Holftein anerfennen und ıhm in der Geltendmachung 
einer Rechte wirkſamen Beiftanb leiften.“ 


1. Dec. (Bayern) Beide Gemeindecollegien von München befchließen 
eine Adreſſe an ben in Rom meilenden König mit ber Bitte um 
Rückkehr in fein Land. Der König entſpricht und trifft fofort die 
Anftalten zur Abreife. 


„» (Baden). Cröffnung des Landtags. Thronrede des Groß⸗ 


herzogs: 
„+. Der Ruf eines erlauchten Bundesfürſten, bie Reform ber 
Bunbesverfaffung auf bem Wege perfänlichen DMeinungsaustaufches ber 
ürften zu orbnen, wedte von neuem bie Hoffnung der Nation auf enbliche 
efriebigung gerechter Wunſche. Freudig bemielben Folge leiftend, wäre Ich 


2, 


€ .. 
2. Dec. (Württemberg). Die IL Kammer wählt drei der Rt— 
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gern bereit geweſen, einer alljeitigen Uebereiuſtunmung gegemüher abweicheni 
Minfichten zu opfern. Aber ſchon ber ‘Mangel eines Einverflänbnilles une 
ben beiden mädhtigften Bundesſtaaten trübte bie Ausjicht auf einem gintiza 
Erfolg. Um fo weniger glaubte Jh nad) bem Scheitern Meiner vermiir 
ben Anträge Belchlüffen beitreten zu follen, für welche weber bie Biliger: 
noch die Einigung bes gefammten Deutichlande erwartet werben fonmte. Bar: 
fomit ei nur bie Anerkennung der dringenden Notbwenbigfeit eimer ter 
ſchen Berfafjungsreform gewonnen, fo gedenke Ich doch gerne der freundliches 
Beziehungen, welche bie in Frankfurt verfammelten Fürjten in dem gladen 
Streben nad) einem hoben nationalen Ziele vereint hielten, und bewahrt u 
bankbarer Erinnerung als ein Zeugniß ber Liebe Meines Volkes bie Zuitim! 
mung, welde Meinem Hanbeln aus allen heilen des Landes entgegenim. 
inmitten biejes Ringens nady größerer Einheit erficht ber Nation buch dar 
Rathſchluß der Vorſehung eine ernfte Aufgabe. Ein edler Bruderſtamm 
im Norden, lange geprüft unb bewährt in vielen Leiden ift durch bus Re 
eines zweifellojen Erbganges fid jelbft und feinem großen Vaterlande zuräe 
gegeben. Eine einfeitig feitgejeßte Erbfolgeordnung, welde weder das Keı 
er Stände noch bie Anſpruͤche ber Nationalität beachtet, droht ihn aufs nut 
ben Berbande bes gemeinjamen Baterlanbes zu entfremden. keine Re: 
rung bat nicht gezdgert, zu tbun, was das gute Recht fordert, und jie m 
auch fernerhin, getragen von ber erhebenben Einmütbigfeit aller Parteien wr 
Muth und Entichloffenheit die heiligen, aber ernften Pflichten erfüllen, mi& 
bem beutjchen Volke dort erwachlen find. Ich weiß, daß die Sache in Jbra 
erzen mächtigen Wieberhall findet, und daß für beutfches Recht und deunde 
— ſelbſt die Uebernahme der ſchwerſten Opfer Ihre freudige Zuſtimmus: 
chält ... 





gierung mehr ober minder mißliebige Candidaten für ihr Prät: 
dium mit je 48 Stimmen; Frhr. v. Varnbüler bleibt mit je 3 
bis 35 Stimmen in ber Minderheit. 

(Eoburgs Gotha). Der Ausfhuß des gemeinfchaftlice 
Landtags richtet eine Dankadreſſe an ben Herzog für fein Vorgehen 
in der ſchleswig-holſteiniſchen Sache. — In Gotha bildet fich ein 
Gentral:Wehreomitö zur Unterflügung Schleswig⸗Holſteins. 

(Bremen). Die Bürgerfhaft fordert mit allen gegen 1 Stimm 
ben Senat auf, beim Bunde nah Kräften für Anerleunung und 
Derwirklihung des Rechts ber Herzogthümer, vor allem aber für 
beſchleunigte Action des Bundes zu wirken. 





2,/10. (Hol ſte in). Korrefpondenz Herzogs Friedrich mit Kaifer Na 


4. D 


poleon. 
ec. (Deſterreich und Preußen) richten an die Regierungen 
ber Übrigen deutſchen Staaten identiſche Noten zu Unterſtützung 


‚ ihrer behuf® Durchführung des Londoner Protokolls gerichteten 


Anträge am Bunde: 
„Die Gefahren für den allgemeinen Frieben, welche fih an bie Enwid 


Img ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit tnüpien Türmen, machen ec 


ber kaiſ. (f. preuß.) Regierung zur Pflicht, ſich gegen ihre deutſchen Bundes⸗ 
genoffen in Bezug auf die nächiten zu ergreifenden Maßregeln auszuſprechen 
es gereicht ihr zur befonberen Genugthuung, fi) babei in voller Ueberein: 
fimmung mit der f. preuß. (faif. öfterr.) Regierung zu befinden. Es handelt 
fih befanntlih am Bundestag jebt um bie ſchleunige thatfächliche Ausführung 
ber am 1. Okt. I. 3. befchloffenen Erecutionsmaßregeln. Deflerrid 


⸗ 
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unb-- Breuer erbennen biefe als nothwenbig im Intereffe der Sicherheit und 
ber Rechte Deutſchlands an, und find bereit, bazu anf ber einmal ans 
genommenen Bafis mitzuwirken, auf welder fie, ohne u a für 
die anderen am Bundestag ſchwebenden Fragen "und ohne bem Ausland 
eine Beredtigung zum Einſpruch bdarzubieten, durchgeführt werben Tönnen. 
Eine Anzahl deutfcher Regierungen aber will die Erecution ausbrüdlich 
unb formel in:eine Occupation bes Landes auf Grund ber flreitigen 
Sucreffionsfrage verwandelt wiſſen, und biefe Berfchtebenheit ber Auffaffungen 
at zu unferem Bebauern bisher die Erflattung bes längft erwarteten Aus⸗ 
chußberichts verhindert, unb broht in der Bundesverfammlung felbit zu einer 
Uneinigkeit zu führen, welche die ganze Maßregel ſelbſt unmdglih machen 
würde. Das Verhalten der beiden beutfhen Großmächte zu ben 
eine Decupation forbernden Anträgen ift gleihmäßig durch bas Antereffe 
Deutfhlands und burh ihre europäifhe Stellung bedingt. Sie 
Lönnen nit, unter dem Namen irgendwelcher Dceupation ober Intervention 
mit ben Waffen in ber Hand gegen. ben Lonboner Vertrag auftreten, 
ſo lange fie deſſen Gültigkeit anerfennen. Weber bie Bebingungen, an 
welche fi bieß Winerlenniurg Inüpft, haben. fie fi in ihrem Votum in ber 
letzten Bunbestagsfigung ausgeſprochen. Sie müffen darnach bie ernfteften 
Bedenken dagegen geltenb machen, daß Deutfchland und fie ſelbſt ohne drin⸗ 
- gende Nothwendigkeit der Eventualität eines Kriegs ausgefebt werben, beffen 
Dimenfionen unberechenbar find, beifen Folgen und Gefahren aber vorzugs: 
weife auf bie.beihen Peutichen Großmächte zurückfallen würden. Die deutſchen 
Bunbesgenofjen Tönnen überzeugt fein, daß Defterreih und Preußen, nad: 
bem fie fi über dieſe Seat vollftändig geeinigt haben, in 
berfefben bie Nechte und Intereſſen Deutfchlands mit dem Nachdruck wahren 
werben, welder. nach bes Gejammtlage Europas anmwenbbar if. Wenn bie 
beiden Mächte hiefür Bas Vertrauen ihrer Bundesgenofjen in Anſpruch neh⸗ 
men, fo müffen fie zugleich auch darauf aufmerffgm machen, baß ber Bund 
feloft, wenn er feine Stellung in Europa wahren will, bie letztere in euro⸗ 
päifchen Fragen au vom europäifchen unb politifchen Geſichtspunkte aufs 
faffen muß. Sie müfjen die beutfchen Regierungen bitten, ernftlih zu er⸗ 
wägen, welche Gefahren für, den Bund felbit fih an ein übereiltes unb 
einer einfeitigen Tenbenz folgendes Verfahren fnüpfen können. Es kanm 
dem Anſehen —8 nicht förderlich fein, wenn bie beiden Großmächte in einer 
— in welcher fie einig und bekanntlich durch europäiſche Verträge gebunden 
‚ über ſtimmt werden. Noch bedenklicher aber wäre es, wenn der Bund 

den Cindruck machte, für. Europa flatt ber Bürgſchaften des Friedens 
und ber Ordnung, welhe man von ihm erwartet, Gefahren und 
Elemente der Uneinigfeit zu ſchaffen. Defterreih und Preußen vers 
fangen von thren Bundesgenoffen nicht ein Verzichtleiiten auf ihre eigenen 
- Auffeffungen in ber Sucreffionsfeage. Es fteht nichts im Wege, daß fie dies 
felben -bei ber Abjtimmung am Bunde noh ausbrüdiic wahren. Aber 
es ift dringend zu wünſchen, baß fie durch biefelben, im Hinblid auf bie 
obigen Erwägungen, fi) nicht hindern laſſen, ber einfachen Ausführung der 
einmal befäjloffenen Erecutionsmaßregeln zuguftimmen, und fih jo ben beiden 
Geopmächtin anzuſchließen. Ein darüber zu faffender Beſchluß bebarf feiner 
weiteren ausführlichen Motieirung, ſondern eventuell unter Vorbehalt ber 
Erbfolgefrage nur bes einfachen Hinmeiles auf bas volllommen Ungenügenbe 
der bisher an den Bund gelangten Erflärungen. ie bie kaiſ. E. preuß.) 
Regierung hienach an die . . . Regierung das Erſuchen richtet, daß ihr Bundes⸗ 
tapegefondter inſtruirt werben möge, bem bſterreichiſchepreußiſchen Antrage auf 
foonige Ausführung der einfachen Erecution zuzuftimmen, barf fie die Hoffe 
nung ausſprechen, daß bie . . . ben obigen Erwägimgen fich nicht verſchließen, 
amb Die volle 
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weistihen we eines weiter getrichenen Ditfenfes in ber 
Bunbesverjammlung fi vergegenwärtigen werbe” - 

4. Dec. (Defterreih). Graf Rechberg antwertet im Abg.⸗Hauſe 
auf die Sinterpellation Rechbauers, übereinftimmend mit ber Gt: 
Märung ber preuß. Regierung von 1. b. M., daß Oeſterreich feiner: 
feit8 am Lonboner Vertrage bezüglih Schleswigaelfteins feſthalte 
und fid darüber mit Preußen geeinigt habe. Debatte bes Hauſes 
über die Antwort bed Minifters und über bie auswärtige Belitl 
Deſterreichs Überhaupt. Rechbauer, Brinz und andere beutfche Ab: 
geordnete erflären ſich für nicht befriedigt. dur) bie Antwort bes 
Grafen Rechberg. 

„„G(ygHolſtein). Eine Verſammlung von Vertrauensmännern be: 

fliegt in Hamburg allgemeine Steuerverweigerung und Selbit: 
befteuerung für einen Landesfonde. 

„ „m (Hannover). Die Vorſynode beenbigt bie erfte Berathung 
bes Entwurfs. Bon ben Vertretern der Gemeinden erflären fid 
12 für, 12 gegen das Ganze deffelben, wie es aus ben Berbant: 
lungen bervorgegangen. 

„» » (Sadfen). Der Minifter v. Beuft erklärt in ber H. Kammer, 
Sachſen habe das Londoner Protokoll weder unterzeichnet, noch feies 

demſelben förmlich beigetreten. Es fei nur unter bem ausbrücklichen 
Vorbehalt geſchehen, daß damit im Teiner.Weife einem Beſchluß bes 
Bundes vorgegriffen werbe, falls biefer zur Erörterung ber Frage 
Anlaß erhielte. Schon burch biefen Vorbehalt habe Sachſen jeht 
freie Entfhliegung, au wenn Dänemark nicht, wie gefcheben, feine 
Berpflichtungen gebrochen hätte. 

5. „ (Holftein). Herzog Friedrich eröffnet in Gotha ein freimil: 
liges unverzinsliches Anlehen. 

vn (Helfen: Darmftadt), Die L Kammer tritt dem Beſchluſſe 
ber II. Kammer „als Ausdruck des Wunfches, daß es möglich fein 
möge, die Selbftänbigfeit und die DVerfaffung ber Herzogthümer 

durch die Trennung von ber Krone Dänemark zu wahren“ mit 40 
gegen 10 Stimmen bei, findet jedoch „eine birecte en 
bes Prinzen Friedrich durch die großh. Megierung bebenklich, da 
eine foldye Anerkennung nur durch den Bund als ſolchen nad 
gründlicher juriftifher Prüfung erfolgen Tann.” 

6, „ Zuſammenkunft der Führer beider großer Parteien Deutfchlands, 
bes Nat.s Vereins und bes Reformvereins in Nürnberg. Diefelben 

beſchließen einmüthig, fämmtliche derzeitige Mitglieder der beutfchen 
- Ranbeövertretungen auf ben 21. d. M. zu einer großen Verſamm⸗ 
lung ———— einzuladen: 
er Verſammlung wird vorgeſchlagen, auszuſprechen — 
— ——, e — in 2384 — en ie 
Schleswig-Holitemn, — Pie bie Seifänbigteit ser. Hexꝛghũmer 
e »ollftändige Tramung von Daͤnemark, — für bie eh * 
Friedrichs von Sonderburg⸗Auguſtenburg als Herzog von Schleswig⸗Holftei 
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Die. Berfomunfing verhandelt umb befcgkteft' über bie jur entfhichenen und 
raſchen Durchführung ber Mechte ber Herzogthümer erforderlichen geſetzlichen 
Miltel. Wie wir Unterzeichnete dieſe Beſchlüſſe einmüthig gefaßt haben, 
jo vertrauen wir, daß dieſelben von allen unſern Genoſſen freubig aufge⸗ 
nommen werben. Das beutihe- Volt aber wird inzwiſchen ebenfowenig ale 
Seine Vertreter jäumen, in ben Vorbereitungen zur thatkräftigen Unterfiügung 
ber Herzogthümer pflichtgetreu, wie es dieſelben begonnen, unb obne Unter: 
bredung, fortzufahten.“ , 
6. Dec. (Weimar). Eröffnung des Landtags. Der Minifter v. Watz⸗ 
dorf hebt hervor, wie bie Regierung auch ferner feſt und unbeirrt 
zu bem Ziel mitwirken werde, das allein geeignet fei, eine ge: 
deihlihe Löfung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Trage herbeizuführen, 
nämlih bie völlige Trennung ber Herzogthümer von Dänemark. 
7. „ (Bundestag). Unter dem Drud der identiſchen Note Defterreiche 
und Preußens v. 4. d. M. verwirft die Bundesverfammlung ben Aus: 
Ichußantrag „die zum Zwecke ber Erecution (in Hplftein) früherer 
Bundesbeſchlüſſe bereits durch ben Beſchluß vom 1. Oct. in Ausſicht 
genommenen Maßregeln nunmehr zum Schutze aller Rechte, 
bern Wahrung- dem deutſchen Bunbe unter ben gegenwärs 
tigen Berbältnifien obliegt, fefort in Vollzug zu fegen” und be= 
fließt auf den Antrag von Deiterreih und Preußen mit 8 (Oeſter⸗ 
reich, Preußen, Hannover, Kurhefien, Medlenburg, die 1dte — Ol⸗ 
benuburg, Anhalt und Schwarzburg —, 16te — Lichtenftein, Neuß, 
Kippe, Walde und Homburg — und 17te Curie — bie 4 freien 
Städte) gegen 7 Stimmen (Luremburg enthält fih): „in Erwäs 
gung 1) daß bie in Ziff. III. des Bundesbeſchluſſes v. 1. Oct. d. J. 
- binnen drei Wochen erforberte Tolgeleifiung und Anzeige (Däne: 
marks) hierüber nicht erfolgt. ift; 2) daß durch bie Ausführung ber ins 
Ange gefahten Maßregeln ben vom deutſchen Bunde innerhalb 
feiner Eompetenz zu faflenden Entſchließungen über bie von 
mehreren Regierungen geftellten Anträge in der holfteinfhen Erbe 
folgefrage nit präjubicirt wird; 3) daß bie in Art. X. 
der Bundes⸗Executionsordnung vorgeſehene Gefahr im Verzuge als 
vorhanden erachtet werden muß, — die in Ziff. IV. des Beſchluſſes 
vom’ 1. October vorgefehene Uufforberung zum fofortigen Vollzug 
ber beſchloſſenen Maßregeln nunmehr an die Negierungen von 
Defterreih, Preußen, Sachſen und Hannover zu richten.” 
„„ODeſterreich). Ungnädige Antoort ‘des Kaiſers au die Depu⸗ 
taͤtion des Gemeinderath von Wien. Die Regierung erlaubt 
keinerlei Volksverſammlungen für Schleswig-Holftein, Thon beftehen- 
ben Vereinen wird die Beſprechung diefer Frage verboten, bie 
Sammlungen für Schleswig-Holftein werben auf bloß wohlthätige 
Zwecke beihränkt, die Statthalter. ber Provinzen erhalten ben Aufs 
trag... die Bewegung forgfältig zu überwachen. - 
vv (Gayfjen). Der König antwortet anf bie Adreſſe einer Volles 
verſammlung In Leipzig, er werde aut Bunde feſt auf feinem bis⸗ 
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her eingehaltenen Standpunkte verharren; die Succeſſtonoftage 

jedoch nicht fo einfach, wie viele glauben, ſondern fehr verwicelt; 

er habe ſich eingehend mit derſelben beſchäftigt, ohne bis jeht mi 
einem Haren Refultate gelangt zu fein. 

7.Dec. (Naſſau). Die Regierung unterliegt auch bei ben Wahlen ve 

Höcftbefteuerten zur I. Kammer. | 

9. „ (Branffurt). Die gefeßgebende Verſammlung beſchließt ein 

ſtimmig vom Senate eine Erffärung über fein Votum in der Bun: 

besverfammlung dv. 7. Dec. zu fordern und auf die fhleunige An: 
erfennung bes Herzogs Friedrich zu bringen. | 

(Oldenburg). Eröffnung des Landtags. Der Minifter v. Rif: 

fing weist darauf bin, jest ober nie je der Augenblid gefommen, um 

die Rechte der Herzogthümer auf eine agnatifhe Erbfolge um 
bemgemäß auf eine Aufhebung ihrer bisherigen Verbindung mit 

Dänemark zur unverfümmerten Geltung zu bringen. | 

(B ayern). Adreſſe einer Volksverſammlung in Augsburg cas 

ben König: | 

„Ew. Maj. Haben Sid an ben jängften Be Inffe nicht — 

Bayern bat feinen Theil an ber Schulb an bem was g leswig-Solfein bit 

rg gefünbigt? de und barum blidt bas beutie Bolt in dieſenn Augenbli⸗ 

auf Ken zu: „Führe Du uns! wie einft Dein Stammberr keı 
ber Beronefer laufe en beutfchen Kaifer von bem Uebermutbe der Welſchen de 
freite, fo befreie Du uns von dem Hohne ber Dänen!’ E. M. haben ein trefjliches 

„Heer unb ein opferbereites Volk; verfammeln Ste bie Landesvertretung um Sid, 
fie wird geben was E. M. verlangen. Senben Sie, jobalb ber Zeitpunkt bayu 

gekommen tft — und er wird kommen — Ihre Truppen an bie Geftabe ber 
—** fie werben mit Freuden dem königlichen Rufe folgen, mit Jubel 
auf. bem Schauplatz ihrer fiegreihen Kämpfe bort empfangen werben. — 

Sie Herzog Friedrich in fein Erbe ein, und das deutſche Voll wird in J 

feinen Netter verehren. Indem E. k. M. ſolche — faſſen, an 
Sie nicht allein den heißen Wünſchen Ihres Volles und ber ganzen Nation, 
fihern Sie nicht nur Sich ſelbſt für immer bie Liebe und ben Tank Ihre 
treuen Bayern; nein, Sie ſchützen auch Ihre Mitfürften und das Baterland 
por einer Zeit voller Gefahren und unberechenbaren Ereigniſſen. 

10, „ (Holfein). Eine Proflamation Herzoge Friedrich an bie 
Schleswig⸗Holfſteiner kündigt ihnen die: baldige Befreiung durch bie 
Bundestruppen an und verheißt ihnen die ungefäumte Neubilbung 
der fchleswig-holfteinfhen Armee, „um ſelbſt bie Vertheidigung un⸗ 
ſeres Landes zu übernehmen.“ 

„„GBaden). Die I. Kammer nimmt in ber Antwortsadreſſe auf 
bie Thronrede bes Großherzogs bie Stelle über Schleswig⸗Holſtein 
einftimmig, bie über bie Bundesreform gegen 3, und bie ganze 
Adreſſe gegen biefelben 3 Stimmen an: 

. Beſeelt von einem lebhaften Verlangen nach einer .... 
‘form, welche bie Einheit bes gemeinfanen —— — Kraft 
dee Vollzuge verbürge, und dem deutſchen Wolf das Recht ber Mitwirkung 
unb ber Gontrole in ben QBunbesangelegenheiten fihere, unb im Vorgefüͤhl 
‚ .. ber fommenber Prüfungen, hatte bie beu eutige Nation anfänglich mit ho 
. „Erwartung ben Gürfentag in Frankfurt grüßt. Sie hatte in bem Bes 
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avuſtſein ber großen Schwierigkeiten einer jeben Bunbesreform Anſprüche 
mögliäft ermäßigt, Wenn auch dieſe beſcheidene Erwartung nicht befriedigt 
woorben if, fo liegt ber Grund bavon nicht in dem Auftreten Ew. Lönigl. 
Hoheit. Vielmehr Hat bas badiſche Volk mit dankbarer Freude wahrgenom- 
men, daß Ew. k. H. auch in ber Fürftenverfammlung zu Frankfurt die bin: 
gebenbe Baterfanbsliebe, bie unbeugjame Achtung ber conftitutionellen echte 
und bie flaatemännifche Vorausſicht wieberum glänzend bewährt haben, welche, 
in ber Landesregierung geübt, Cw. k. H. bie Liebe, das Vertrauen und bie Ber: 
rung Aller in fortwährend fleigendem Grab erworben haben. In ber An- 
— — deutſchen Herzogthümer, welche wie feine andere bie ganze 
che Nation — haben Ew. k. H. ſofort die Mahnung der göttlichen 
Bügung ertannt, welche bie unnatürliche unb unerträglich geworbene Ber: 
indung ber beutichen Vollerſchaften mit bem bäniihen Staat gelöst hat, 
unb durch Höchflihre unverzügliche Anerkennung der Rechtsanfprüdge bes Her: 
3096 Friebrich von Schleswig-Holftein ben einzigen Weg bezeidänet, auf 
bem geprüften Bruberfamm volles Recht und wirkjame 
KHülfe gewährt wird. Wenn von ben Regierungen einzelner beutfchen Bun⸗ 
besitaaten noch Bedenlen gegen bie Nichtigkeit dieſes Enticheibes gehegt werden, . 
fo ift doch unbeftteitbar, daß niemand in ber Welt ein beiferes, ſowohl 
natürliches als auch geſchichtlich begrünbetes Recht habe, um bie Zweifel ber 
Thronfolge durch Anertennung zu erledigen als das Volt ber Herzogthümer 
ſelbſt, deren Regierung in frage geſetzt wird. Wenn nur erſt bie Freiheit 
ber Aeuferung des fchleswig-holfteinifchen Volkswillens gefihert fein wirb, fo 
wird es au klar werben, daß fernere Ameifel an bem Recht bes Herzogs 
Friebrich in Wahrheit Vorwände finb zur Vergewaltigung an einem eblen 
beutichen Volleflamm. Wo baber, wie bier, ——— und Vollsrecht zu⸗ 
ſammengehen, wo bie Anſprüche ber Legitimität durch das t der Natio⸗ 
nalität getragen werben, da darf ber endliche Sieg nicht zweifelhaft fein.” 


10. Dee. (Braunfhweig) Eröffnung bes Landtags durch ben Mi⸗ 
nifter v. Campe, ber fi für die Rechte der Herzogthümer und 
für die legitime Erbfolge erflärt. 


11. „ (Hamburg). Die Bürgerfchaft beſchließt in außerordentlicher 
Sitzung einftimmig, dem Senat zu erflären, Hamburg wolle ben 
Herzogtälimern mit allen Kräften beiftehen, und von bemfelben bie 
Anerfennung bes Herzogs Friedrich zu verlangen. 


» » (Württemberg). Die II. Kammer beſchließt einftimmig, bie 
Regierung zu erſuchen, das Erbfolgereht bes Herzogs Friedrich 
alsbald anzuerkennen und am Bunde den Antrag auf bewaffnete 
Beſetzung bes Herzogthums Schleswig zu ftellen. Der Minifter 
v. Hügel erflärt: Er fühle nicht minder lebendig als irgend Einer 
für Deutſchlands Ehre, aber es könne nicht in ber Abſicht einer 
gewiſſenhaften deutſchen Regierung liegen, daß bie Mittelftaaten 
ohne oder gegen Oeſterreich und Preußen voranzugehen 
und damit die ſchweren Folgen und Wechſelfälle eines europäiſchen 
Sonflicte auf fih zu laden haben. Nur durch ein einmüthiges 
Handinhandgehen ber Mittelftanten mit den Großftaaten könne das 
erwunſchte Ziel erreicht werben. Die Megierung werde bie Frage 
der Succeffion in Erwägung ziehen und die von ihr gewonnene 
rechtliche Auficht bei dem Bunde mit berfelben Entſchiebenheit und 
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Naſchheit zur Geltung. zu bringen bemüht fein, mit. welcher je | 
bisher in ber Angelegenheit vorgefhritten fe. 


12. Dec, Die 4 Crecutionsregierungen Iaffen Dänemark die Notificatien 


* 


zugeben, Holſtein binnen 7 Tagen zu räumen. 


(Baden). Einftimmige Antwortsabreffe der IL Kammer ar 


die Thronrebe des Großherzogs: 

„0. Ihre Anträge der Eingeit wie ber Freiheit Deuifchlants : 
nügendere Garantien zu fchaffen, find nicht burdgebrungen; was an Te: 
änderungen beliebt wurde, war mehr bazu angethan Bebenlen zu ermede. 
als ſolche zu beſchwichtigen. Wenn wir dies um Teutſchlands willen kefl:: 
gen, fühlen wir uns zugleich gebrungen in ben freubigen Darf von Here 
einzuftimuen, ben das hadifihe Volk bereits vor une aus eigenem Anne 
Em. k. 9. bargebradt bat. Das erhebenbe Belfpiel eine hochher zigen Fürſter. 
ber durch alle Schwierigkeiten unbeirrt in felbfilofer Singebung bad gun 
Recht der Nation vertreten hat, wirb in Baden wie in Deutichlanb unden 
geffen bleiben. Möge bie allfeitige Einfiht von ber Nothwendigkeit eine 
nationalen Reform, melche ben Fürftentag ins Leben rief, balb zu fruchtbaren 
Thaten reifen; gerne werben, wir, bie Hanb bieten zu jeber Löfung, welche bie 
verfafjungsmäßigen Rechte ber: Einzelnen beſchützt, unb bie Ginbeit und tie 
Macht bes Ganzen auf vollsthämlicden Grunblagen förbert. —  @ine em: 
Präfung ber jüngft von allen Seiten, namentlich auch von den Regierungen. 
vielfach angerufenen vaterlänbiichen Gefumungen ſteht uns bevor in der bei: 
ligen Pflicht, bie Schles wig⸗Hol ſt ein dem gefammten deutſchen Bolt au: 
erlegt. Das unnatürliche Band, das die Herzogthämer an Dänemark gefefil:. 
ift vechtlich durch ben Tob gelöst; fie gehören. fih felbk ‚und Deutjclun: 
wieber an. So will es nicht bloß bag feit Jahrhunderten verbriefte Recht dei 
Landes unb bie nationale Selbjtänbigfeit eines edlen deutſchen Stammes, ſo 
will es vor allem auch bie Sicherheit und bie Ehre unferes großen Bater 
Ianbes. Keine fremde Macht: und fein frembes Interefſe vermögen baven 
etwas abzubrehen und jenem Stamm eine Erbfolgeoxdnung einjetig aufn: 
bringen, beren Willfür das beiligfte Recht ber Selbſtbeſtimmung deutſchet 


:,. Lander nernichten würbe. Bon Dank unb Freude tief bewegt, hat das babikk 


Bolt vernommen wie Ew, k. H. aud bier ungefäumt für Deutfchlanb ein: 
—— find, und fernerhin eintreten wollen für, eine Angelegenheit, burd 
eren Ausgang das Schiefal unferer Nation auf Tange bin beftintmt wer: 
ben wird. Wohl verkermen wir bie Schwierigfeiten nicht, die vor allem aue 
ben deutſchen Derhältniffen ſelbſt entfpringen, aber wir bauen auf bie Ge 
rechtigkeit einer Sache, bie in aller Herzen lebt und alle Gewiſſen bewegt; 
wir bauen auf bie ſiegreiche Macht ber feltenen Einmüthläfeit, bie alle Stämme 
und alle Parteien Deutichlanbs zu einem Gebanten vereinigt; wir geben 
auch jet nach ben beflagenswerthen jüngsten Vorgängen bie Hoffnung nicht auf, 
es werde bei ben beutfchen Fürften und Regierungen bie Einficht burchbringen, 
daß bier eine gleiche Gefahr befteht für die Throne wie für bie Völker. 
Was immer die Zukunft an Pflichten und Sorgen bringen mag, das badiſche 
Volt wirb flandhaft und treu zu Ew. k. H. ftehen, unb fein Opfer wird ihm 
u [wer fein, wenn es gilt burh Thaten deutſche Ehre und deutſches 
ht voll und ungefchmälert einzuldfen! . . . * — 
Die Regierung verlangt vom Landtag einen Credit von 2,300,000 fl. 


u j behufs eventueller Mobilmahung bes badiſchen Armeecorps. 


13. 


„.(Goburg:Gotha). Der Herzog - geflattet der Regierung bes 


Herzog Friedrich die Neubildung eine® Theil® ber ſchleewig:hol⸗ 
ſteinſchen Armee auf feinem Gebiete. :Das: nugbhängig. non ber 
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GBotga’fen unb von ber ſchleowig⸗holſteinſchen Megterung. gebildete 
Haupt: Wehrcomitö in Gotha wird von ber Regierung aufgelöst. 

3. Dec. Die einzelnen Hülfscomites für Schleswig-Holftein in Würt⸗ 
temberg, in Baden, am Mittelrhein und in Thüringen 
fegen in Stuttgart, Offenburg, Frankfurt und Gotha Central⸗ 
Ranbescomites ein. 

4. „ (Bundestag). Die Bunbdesverfammlung genehmigt bie In⸗ 
ſtruction für die Bundescommifläre nad Hofftein, v. Könnerit aus 
Sachſen und Nieper, ber an bie Stelle des ablehnenben von 
Müunchhauſen tritt, aus Hannover, und befchließt eine Matriculars 
umlage von 17 MIN. fl. 

„m (Oldenburg). Der Landtag richtet eine einftimmige Antworts- 
abrefie an den Großherzog und erflärt ſich bereit, freudig alle 
Mittel zum Schube der Rechte Schleswig-Holfteins zu bewilligen. 

„ n (Beimar). Die Regierung verlangt vom Landbtage einen Erebit 
von 500,000 Thlrn. und bie Ermächtigung zur Erhebung einer 
Kriegsfteuer für 1864 und 1869. 

»_ » (Hannover). Schluß der Vorſynode. Verſöhnliche Nebe bes 
Cultusminiſters. 

15. „ (Zollverein). Die Berliner Zollconferenz vertagt ſich bis 
nah Neujahr. Preußen Fündigt eventuell bie Erneuerung ber 
Zollvereinsverträge auf Ende 1865. | 

„ (Baben). Die II. Kammer genehmigt einftimmig ben von ber 
Regierung geforderten Erebit von 2,300,000 fl. behufs eventueller 
Mobilmachung bed badiſchen Armeecorps. | 

„ (Sadfen). Die II Kammer beſchließt auf den Antrag ihres 

-.Bicepräfidenten und 44 Mitgliedern einflimmig, ihre Entrüftung 
über den Bunbesbefhluß vom 7. Dec. auszufpredhen unb bei ber 
Regierung anf Belebung Schleswigs und auf Anerkennung ber 
agnakiſchen Erbfolge In den Herzogthümern zu bringen. 

„» » (Helfen: Darmftadi).. Die II. Kammer wieberholt einftims 
mig ihren, Beſchluß v. 26. Nov. auf fofortige Anerkennung des 
Herzogs Friebrih und willigt nur dann in eine gemeinſchaftliche 
Adreſſe "beider Kammern, wenn die I. Kammer bem Anerkennungs⸗ 
beſchluß unbedingt, ohne Zuſatz oder Vorbehalt beitrete. 


» mn (Braunfhmweig). inftimmige Antwortsadreſſe bes Landtage 
auf bie Thronrede des Herzogs: 
„... Unverbrüchliche Treue Tann ber Wahrheit niemals entbehren. Dieſe 
nöthigt bie treugehorſamſte Lanbesverfammlung zu bem unterthänigen Bekennt⸗ 
niß, daß fie das Scheitern bes äfterreichifichen Meformproject® nit zu 
beklagen vermag und ba fie nur im einer Fräftig centralifirten Vollziehungsgewalt 
mit einem vom Volle frei gewählten beutfchen Barlamente bie feftefte Bürgſchaft 
ber Forthauer ber glücklichen Sonderverhältniſſe ae unb bie Ber 
dingungen des hohen erg erblidt, rg Ew. Hobeit banfbarft verehrte 
Baterlonbaliehe fich geſteckt hat. Tine tiefe Berrüttung bes großen Geſammt⸗ 
vaterlaubes wirft freilich in ber Gegenwart: ihre: ſchwarzeſten Schatten auf 
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45, Dec. (Mecklenburg). Der Landtag lehnt eine Petition fir 


17. 4 


des Berfaffungslebens, als in ber fchleunigiten Schlihtung bes beutig=bäri: 


 Beutflkemdi . 
jenes leuchtende Biel, Der mäcktigfle, rein beuifche. Giant, bet ‚Sim 
Deutſchlands“, bietet das Bilb ſchwerer Kraukheit, ves rũckſichtsloſeſten Kamikt 
gegen das eigene verfaffungstreue Volk von Seiten einer Regierung, bee be 
ebensberuf bes eigenen Staates ſowohl in der fortichreitenben Entwfidelsr.: 


fhen Streites in rein deutſchem Intereſſe biäher nicht erkannt bat. Fe 
finnungen und Entſchlüſſe aber eines madellos wort: und verfaflungerrerr: 
Fürften, beffen Ahnen im Heldenbuche ber beutfchen Nation verzeihnet ſtehet 
und beffen eigener Name inmitten feiner Mitfürſten wie im beutfhen Zeit: 
ben beiten Klang Bat, Gefinnungen unb Gntfchlüffe, wie fie Eb. Hoheit !ı 
Sanbesverfammlung als bie Ihrigen haben verkünden lafien, finb Troflesuren: 
in tiefem Schmerz. Sie werden jene Schatten wieber verjchiwinden made 
und ber politifden Verzweiflung vorbeugen, bie anberorts in beutide 
Landen ſchon ihr unbeimlihes Antlig zu zeigen beginnt. Wie bie Landes 
verfammlung in vollfter Uebereinftimmung mit Ew. Hoheit bus Erbfelgeret: 
bes Herzogs Friebrih von Schleswig-Holftein-Sonberburg-Augußenburg ıi 
begrünbet anerkennt, fo flebet biefelbe Gottes er berab auf Em. Hecke 
Entfhiebenheit und Beharrlichfeit in Verfechtung ber ungefchmälerten Red 
unferer theueren beutfchen Bruberftämme im Norden Jene Rechte unb Deuric 
Imbs Ehre find unzertrennlih. Seien Ew. Hoheit der vollſten Hingebun 
bes braunfchweigifchen Landes und feiner Vertreter gewiß, wenn +6 gilt, tz 
— Unterdrücker mit Waffengewalt aus dem deutſchen Vaterlande ;z 
vertreiben.“ 4 


Schleswig⸗Holſtein ab und läßt biefelbe dem Antragfteller zurüd⸗ 
geben. | 

(Heffen-Darmftabt). Die IL. Kammer beſchließt einftimmig 

bie Regierung um fofortige Vorlegung eincd Gefepesentwurfs üke 

Einführung voller Gewerbefreiheit und Treizügigleit zu erſuchen. 

(Hannover), Kine große Bollsverfammlung befchliekt 

eine Petition an das Minifterium für Einberufung, bes Lanbtagt. 





Der Minifter lehnt das Begehren in feiner Antwort ab. 


(Bayern). Der König lehnt das Begehren mehrerer Abreflen 
um Cinberufung bes Landtags ab, erflärt fi dagegen in einem 
Handſchreiben an ben Minifter des Auswärtigen für das Erbfolge: 
recht bes Herzogs Friedrich: 

„ ... Indem Ich bie von Ahnen bisher befolgte Politik gutheiße, nehme 
Ich Veranlalfung zu erflären, 3 Ich — edlen for ee 
Protokolls fortwägrend bie Anerkennung verweigerte, und ebenfo entſchieden 
Meine Zuftimmung für einen nachträglichen Beitritt hiezu verweigern merdt, 
bag Ich bie Erbanſprüche ber herzoglichen Schleswig=Holftein«Sonberburg: 


Auguſtenburgiſchen Linie für rechtlich begründet erachte unb bereit bin, 


mit allen Kräften für die Durhführung ber hiedrrch bebing: 
ten Politik für Die Rechte ber Herzoögthümer unb Deutſchlands 
einzufteben, in bem feflen Vertrauen, baß Ich Mich hiebei in voller Ueber: 
einftunmung mit Meinem treuen Volke befinde. — Aber getreu Meinen Pflichten 
als beutfcher Bunbesfürft und wohl erwägenb bie Lage ber Dinge, hoffe Ich 


ber Zuftimmung aller Bejonnenen figer zu fein, wenn ich das vorgeſiedte 


Biel bei dem Bunbe unb burd ben Bunb zu erreichen firebe. 


frage Ihnen auf, mir unverweilt bie nothigen Borfchläge zu muterbreiten, um 


aosnelegen Malen nie Bet , unb Ei, 
vom Defer Meine Gxiföliehung auf) Mentil Kunde zu gebe” > e 
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. Dee. (Preußen). Des Abgeorbnetenhous ridiel,' ber -«6 über 


9. 


20, 


21. 


Die von ihm in Folge ber fchleewigsholfteinifchen Verwickelung ge: 
forderte Bewilligung eines Anlchens von 12 Mill. Thalern Bes 
ſchluß faßt, eine Adreſſe an ben König mit der dringenden. Bitte: 
„vom Londoner Vertrag zurüdzutreten, den Erbprinzen von- Augus 
flenburg als Herzog von Schleowig-Holſtein anzuerkennen ımb dahin 
wirken zu wollen, daß ber deutfche Bund ihm in ber Befigergreifung 
and Befreiung feiner Erblanbe wirkſamen Beiftand leiſte.“ (f. Preußen.) 

» (Baden) nimmt einen Geſchäftsträger bes Königreiches Ita⸗ 
lien an. 

»  (Branffurt). Der gefebgebende Körper beichließt einftimmig, 
ben Senat zu erfucdhen, fi), bei dem fchleswig-holfteinifhen Anlehen 
mit 100,000. Thaler zu beteiligen. i 

„ (Holftein). Der fähfifche General v. Hale übernimmt ben 
Dberbefehl über bie Erefuhonstruppen (12,000 Sachſen und Han» 
noveraner, 10,000 Defterreiher und Preußen) und erläßt feinen 
erfien Tagesbefehl. 

„ Weimar) Der Landtag bewilligt einflimmig ben von ber 
Regierung verlangten Credit von 500,000 Thalern nebft ber Er: 
mädtigung zur Erhebung einer Kriegsſteuer und ermäditigt bie Re⸗ 
gierung faft einftimmig, fih an ber fehleswig- holfteinifchen Anleihe 
mit 150,000 Thalern zu betheiligen. 

(Frankfurt). Der Senat nt fi in Antwort auf den Bes 
chinß des geſetzgebenden Körpers vom 9. Dec. über fein Verhalten 
in ber Abſtimmung am Bunde vom 7. b. M. zu rechtfertigen. 

„ (Anhalt). Der Landtag fpricht fi mit Mehrheit für bie voll» 
fändige Trennung ber Herzogthümer von Dänemarf aus. Die 
Burie der Nitterfchaft ſtimmt dagegen. 

» (Helfen Darmftabt). H. v. Gagern wird zum — 
am Hofe von Oefſterreich ernannt. 

„ (Medlenburg) In Roflod erläßt bie polizei Aa Anzahl 
von Strafurtbeilen wegen Theilnahme am Nationalverein. 

„ (Hslfein). Die 5000 Mann oͤſterreichiſche Refervetruppen 


. rüden in Hamburg ein. 
„CGVerſammlung von Mitgliedern ber J—— 


tungen ſämmtlicher deutſchen Staaten inFrankfurt). 
Dieſelbe beſchließt einſtimmig durch Acclamation, ohne Debatte, fol⸗ 
gende vom Ausſchuſſe einſtimmig beantragte und vom bayeriſchen 

Abgeordneten Edel begründete 


Erflärung der Rechte: „Die wirkſame Sigerung der Rechte Deutich- 
lands an Schleswig⸗Holſtein beruht umbebingt auf Losldfung ber Herzogthümer 
von Dänemark. Der Tob Friebrihs VII. bat bie Verbindung ber Herzogs 
tblimer mit Danemark geld. Der Londoner Bertrag vom 8. Mai 1852, 
obne Zuftimmung der Volksvertretung unb ber berechtigten Agnaten zu Stande 

mmen und vom Bunbe nicht anerfannt, begrünbet Tein Thronfol an 

iſtian's TX. in ben Hergogthimern. Im Gange bes Rechts iR. 
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⸗ 


.. fiebt mit Sehnſucht dem Augenblid entgegen, wo es bem n 


Beutfäkenh, 













enbenber, bie beiten Kräfte nuplos vergehrenber, alles Bolfewohl untergrake 
und ſelbſt den Frieden Europa's ſtets bebrahenber Kampf zwiſchen bem Könız: 
unb ‘den Herzogthümern unausbleiblich fein würde . . . Dit bem Is 


gung. ine Veränderung bes beſtehenden Thronfolgeredits iſt ohne 
mung bes deutſchen Bundes, ber berechtigten Agnaten unb namentlich 
verfaffungsmäßigen — bes Landes, welche 1459 biefen Stamm « 
wählte und unter Chriftian IV. bie jebesmalige Wahl, das Mecht ber 2% 
Yung durch das Recht ber Erfigeburt erjegte, eine rechtliche Unmdglict 
Dieſe unentbehrliche Zuſtimmung ift von keiner Seite jemals erfolgt. 
baher auch durch den Londoner Bertrag vom. 8. Mai 1852, wie man be 
felden aud .beuten möge, das Thronſolgerecht bes auguftenburgifchen Zei 
nicht aufgehoßen werben Tann, ift unbeftreitbar. 
„Zwar hat bie Neuzeit Beifpiele genug gebracht, daß berechtigte 
fien, bie ihr Volk verwarf, durch Staatsverträge befeitigt worden ı 
aber daß ein legitimer Kürft, den fein Boll begehrt, kur 
Berträge anberer Staaten rechtläch befeitigt werbe, bas fı 
fein Serrfher behaupten, ohne ben Boden zu untergrakt 
auf bem er felber fteht. j 
„So tft burd eine Fügung ber Vorſehung ben Herzogthumern ein w 
Rechtsgrund für ihre Unabhängigkeit von Dänemart gegeben, unb bas Lar 


A Thronfolger möglidh fein wirb, ale Herzog ?v 





das Recht unferes Fürſten auf bie ihm angeflammten —5 
en Stan 


8 
beſteht, (be bie Yanbgräfliche Virilſtimme nicht wohl gerechnet werben kann, um 
ber Wah 5 find 42 erfchienen, m 
von biefen haben 33 für bie Anerkennung bes Herzogs Friebrich fi erflät 


£ > 


— 


Derſcav un 


wäürttembergifäen Mieifter v. Hügel in Wugeburg auch mit 
der württembergifhen Regierung über ihre weitere gemeinfame Hal⸗ 
tung in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage. 


Der. (Kurheffen). Eröffnung der Stänbeverfammlung durch den 


Miniſter v. Stirnberg: 

„Die ganze Aufmerkſamkeit und Theilnahme unſeres größeren wie engeren 
Baterlandes iR gegenwärtig von Creigniſſen in u... genommen, in benen 
Das Schickſal eines in — vaterlandiſchen Einrichtungen und legitimen An⸗ 
ſprũchen ſchwer bebrängten deutſchen Vollsſtamms ſeiner Eutſcheidung ent⸗ 

egengeht. An ihrem Theil hat es bie Regierung nie an ber Bereitwilligkeit 
Kir faffen, ber guten Sache bes beutichen Rechts und Intbreſſes in ben 
Herzogthuͤmern Schuß angebeiben zu laſſen, unb fie if ſich insbejondere je» 
ber hoben Berpflihtungen bewußt, welche ihr das Recht und bie Ehre 
bex deutſchen Nation gerade in biefem Wugenblide auferlegen. Im Berein 
mit ihren Bunbesgenofjen entichloffen, bem Rechte fein volles Genüge zu - 
verſchaffen, hofft fie die rechten Wege nicht zu verfäumen unb glaubt 
fich in biefem Beſtreben der freubigen Mitwirkung dieſer Verſammlun 
—— ber deshalbigen bundesmäßigen Verpflichtungen verſichert = 
zu en.“ 
z (Frankfurt). Der gefebgebende „Körper erflärt einftimmig 
bie Autwort des Senats über feine (Nichte) Abſtimmung am 7. Dec. 
für unbefriedigend. 


., (Holfein). Die Bunbestruppen und zwar die Sadfen und 


Dannoveraner — bie Defterreicher, bie ſchon bereit waren, Altona 
zu beſetzen, bleiben nad) eingeholter Entſcheldung ber Bunbesbehörben 
in Hamburg — Überfchreiten die Grenze bei Büchen. Die bänis 
fhen Truppen weihen Schritt für Schritt vor ihnen zurüd. Erſte 
Bekanntmachung der Bundescommifläre. Der erfte Ort, ber pon 
ben Dänen geräumt wird, Wandsbeck, ruft fogleich ben Herzog 
Friedrich als Tegitimen Lanbesherrn aus. 

„ (Bundestag). Auf den Antrag Bayerns beſchließt bie Bundes⸗ 
verſammlung, den Ausſchuß zu beauftragen, die Erbfolgefrage ae 
weiteren Derzug” eingehend zu prüfen und „mit ber ber Dying 
lichtelt dieſer Angelegenheit entſprechenden möglichften Beſchleuni⸗ 
gung” das Ergebniß feiner Prüfung der Bundesverſammlung vor⸗ 

‚ zutragen. Oeſterreich, Preußen, Mecklenburg und Luxemburg ſtimmen 
dagegen. Die in dem Antrag urſprünglich enthaltene Friſt von 
8 Tagen hatte Bayern ſelbſt fallen laſſen. 

» (Kurheffen). Einſtimmige Anwortsadreſſe der Staͤndever⸗ 
ſammlung an den Kurfürſten: 


„Das Land heiſcht es von uns als erſte und dringendſte Pflicht, SeugniB 
abzulegen von ber einmüthigen Begeiſterung, mit ber es einſtehen will für 
das Recht Deutichlands, für das Net S Teowignpolfteins unb feines 
legitimen Fürſten. Die Bewegung, welche das ganze deutſche Volf ——* 
die Spannung, mit ber man hr erall ber Enid iDung ber beutichen Fürſten 
berrt, baß Pr bie Nation ir wollen in bem Kampfe um ein Stüd beutjcher 
Erde, fie bucchbriugt und beſeelt die Herzen aller Unterthanen Em. k. H., 
unb wir durfen «8 mit Stolz fa Inden, ‚Stand, Tein Alter, fein Bermfatreis 
Sat fi davon ausgeſchloſſen. it freubigem Eipverftändnih haben wir es 
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har bie, Dauer bes übernommenen, Muftuage jcher Theilaahnne am [ciäm 
Parteibeſtrebungen, welche bie Einmuthigkeit bes Wirkens für biejen biz 

Zwed irgenbwie gefährden könnten, vo —* entſagt.“ 

— GHolſtein). Praͤlaten und Nitterfhaft treten in vrbentlide: 
Convocation in Kiel’ zufammen und Befhliegen eine neue ing: 
an ben Bund mit ber Bitte um Anerkennung bes Herzogs Fricnä 
und um Schuß bes Rechtes Holſteins wie feines Fürften auf ve! 

ſtändige und unzertrennliche Verbindung Holſteins mit Schleimis 

29. ; (Holftein). Die Bundestruppen find bis Kiel vorgerüdt 
befepen biefe Stabt. Auch hier wirb fofort nah ihrem Einux 
Herzog Triebrih als Tegitimer Landesherr prockamirt. 

Die. Bundescommiffäre entheben den Präftdenten ber bisherize 
holſteiniſchen Regierung in Plön, Graf Moltke, und zwei feiz 
Näthe ihrer Stellen. 

20. Der. (Bayern). Das fhleswigeholfteinifgge Komits in — 
wird aufgelöst, weil es die von ihm geſammelten Gelder tretz 
Miniſterialverbotes an den 36er Ausſchuß nach Frankfurt zu fern 
beſchloſſen hatte. 

„„(Guürttemberg). Die Regierung wird in ber I. Kamm 
neuerdings iInterpellirt, und zu einer unumwundenen Erflärung ük 
ihr ganzes fernere® Verhalten in ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Any 
legenbeit aufgefordert. 

» » (Shwarzburg:Rubolfadt). Die Regierung ertheilt au 
eine Eingabe bed Lanbtagsansfchuffes bezüglich der ſchleswig⸗hen 
ſteiniſchen Frage eine unentſchiedene Antwort. 

30., (Holftein). Herzog Friedrich trifft ganz unerwartet in Kid 
ein unb wird von ber Bevölkerung mit großem Jubel empfangen. 

„nm (Hannover) -Aufruf zu einer allgemeinen Landbesverfammir:; 
auf ben 10. Januar 1864 nad Hannover und zu Bildung eine 
Centralausſchuſſes der‘ verfchiedenen Comitéo bes Landes. 

» » (Sachfen). Die Regierung mildert die Beflimmungen bei 
beftehenben Vereinsgeſetzes zu Gunften der Comites zu Unterflügen 
Schleswig-Holfteins. 

u» (&urdeffen). In ber Stänbeverfammlung wirb ber Antra; 
geitellt, bie Negierung zu erfuchen, fi bei dem fchleswigsholftein 
[hen Unlehen mit 250,000 Thlr. aus Landesmitteln zu betheiligen 

31. „ (Bundestag). Defterreih ftellt am Bunde ben Antrag, die 

,. Bundescommiſſäre babin zu inftruiren, daß fie den Herzog Friedrid 
auffordern, bie Herzogthümer wieder zu verlaffen. — Der engliſche 
Sefandte richtet eine neue drobenbe Note an die Bundesverſamm— 

»lung und wieberholt feinen Borfchlag einer Konferenz auf Grund 

decs nunmehrigen status quo (ſ. England). 

„ » (Dolftein). Die Bundestruppen befegen Rendeburg. — 
Holſtein iſt damit von ben Dänen geräumt, mit Ausnahme des 
Kronwerke von Rendsburg und ber zu. Holſtein gehbrigen, Jenfeit 
ber Eiber gelegenen 6 Dörfer. u | 


' 
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Herzog Friebrich erläßt eine Proclamation am die Schleswig⸗ 
Holſteiner: | 

a... Eurem Rufe habe ih mich nicht entziehen wollen. Ich erfülle 
eine unabweisliche Pflicht, wenn ich nicht Länger zögere, bie Sorgen biefer 
ernten Zeit mit Euch zu tragen. Berwidelungen, welde vor meinem Re⸗ 
gierungsantritte entftanben, haben den deutſchen Bund veranlaßt, zur Wah⸗ 
rung ber Lanbesrechte gegen bie bis babin in Holftein factifch beftehenbe Ge: 
walt einzufhreiten; Commiffäre bes Bundes haben bie Verwaltung bes Landes 
übernommen. Die Bundeserecution, von Anfang an nicht gegen meine Re⸗ 
gierung gerichtet, iſt jeßt gegenftanbslos geworben. Ich Habe nie’ einen 
Zweifel barüber gelaffen, daB ich die Rechte bes Landes in ihrem ganzen Um⸗ 
fange anerfenne und zur Geltung bringen will. Ich Halte mich überzeugt, 
DaB auch ber beutihe Bund die Gründe, welche ihn zur Anordnung commil: 
farifher Verwaltung bewogen, für bejeitigt erfennen wird. Ich Habe bie 
begründete Zuverfiht, daß ber gegenwärtige Zwiſchenzuſtand nur von kurzer 
Dauer fein wird, und hege bie Erwartung, baß.meine getreuen Untertbanen 
bie vom Bunde angeorbnete vorläufige Verwaltung adten 
und Gonflicte vermeiden werden. Schleöwig=Holfteiner! Ich brauche 
End nicht zu fagen, wie ich Euch die Liebe und Treue, welche Ihr mir ent: 
gegenbringt, bante. hr ſteht mit einer Einmüthigkeit und Entſchloſſenheit 
zu mir, welche ber Welt beweifen werden, baß mein Souveränetätsteht in 
Eurer freien Weberzeugung, Eurer Baterlandeliebe und Euren unbeugjamen 
Willen eime ſichere Stüge findet. Danket mit mir bem allmächtigen Gott, 
ber uns bis hierher geführt hat. Er wirb uns dann auch weiter führen.“ 


1. Dec. (Württemberg). Der Minijter v. Hügel gibt der II. Kam: 


mer die erbetene unummunbene Erklärung, die Regierung erachte 
fih aller Berbindlichleiten des Londoner Protokolls entbunden, fie 
erachte ben Herzog Friedrich aus dem Hauſe Auguftenburg als zur 
Erbfolge in Schleswig-Holftein berechtigt und habe in biefem Sinne 
ihrem Bunbesgefandten eine entfchiebene Inſtruction zugehen laſſen; 
zwifchen den Regierungen von Württemberg, Bayern und Sachſen 
berifche in diefer Angelegenheit volle Uebereiñnſtimmung. 


» (Kurheffen). Unerwartete Vertagung ber Stänbeverfammlung 


durch den Kurfürften. 


x 


IL 


Preußen, 


1. Jan. Neujahrabreffe bes Magifiruts von Berlin an ben König: ,... Tel 


6. 


Geiſte, wie er aus Ew. kgl. Maj. bei ber ee Allerhöchfibero Reue 
rung fprach, jubelte mit der gefammten Nation unfere Bürgerjchaft entgegen 
Diele Stimmung — wir verhehlen es uns nicht — ift ber neueften ke 
dung unferer inneren ftaatlichen VBerhältniffe gegenüber augenblidli zur: 
getreten. Unſere Bürgerfchaft fieht mit Bekümmerniß einen Gonflict vos 
tief eingreifender Bedeutung ungelöft aus dem alten in das neue Jahr übe: 
gehen, ben fich vorbrängenben Stimmen Einzelner gegenüber verbarta r 
ſchweigend. ber fe läßt von ber Hoffnung nicht, daß Ew. kgl. Rz 
Weisyeit bie Wege finden wird, auf benen ein einträdhtiges Zujamme 
gehen von Fürft und Volk für bie Beiden gleich theuere Wohlfahrt und Etki 
bes Vaterlandes gefichert if. . . »" (1. Jahrgg. 1862 ©. 189.) | 





„ Die größten und angefehenften cheinifhen und wefpbi: 


lifhen Induftrieellen 20. richten eine Adreſſe über die Lex 


bes Landes an ben König: 

„ . - + D98 Fundament ber verfaffungsmäßigen Monardie ift das Redı 
und das Recht wird verlegt, wenn bie Staats: Regierung bie Jinanz-Pe: 
waltung ohne bie Grundlage eines verfaffungsmäßi — *R taatohaui· 
halts⸗Etats führt. Mit Trauer ſehen wir in Salbe eines beflagenswertict 
Conflicts, den ein verfaffungswibriger Befhluß des Herrer 
hauſes noch fchärfte, ben inneren Trieben bes Landes getrübt, bie Geltun 
Preußens in Europa geſchwächt, ja, das Anfehen bes Königthums im 
Bolfe gefährbet, und unjere Beſorgniß wächſt bei ber — dai 
am Throne Ew. Maj. ber Geſammtheit des Volles ein kleinei Bruchtheil 
mit Kundgebungen entgegentritt, bie nur in bem Ausbrud ber Loyalität gegm 
Ew. tgl. Maj. der Se nnung bes Landes. entiprechen, in allem Webrigen abe 
das äffentliche Nechtsbewußtfein verlegen und ben Riß bes Zwieipalts ermei: 
tern. Wir wollen bie Macht ber Krone in ber Ausübung des ihr allem 
zuſtehenden Regierungsrechtes vor jeder Schwädhung bewahrt wiflen; mit 
betrachten biefes unantaftbare, durch bie Verfaſſung geheiligte Recht als ein 
Bürgichaft für bie gebeihlihe Entwidelung bes Vaterlauds. ebenjo 








unaniaftbar iſt uns das durch bie Verfaffung nicht weniger geheiligte Redt 


bes Landes, durch feine verfafjungsmäßige Vertretung mitzuwirken bei der 
Geſetzgebung unb bie Staatsausgaben zu bewilligen. Wir verfennen nid 
die weifen Abſichten, welde Ew. kgl. Maj. mit einer Reform ber Heerek 
— ation verbinden; wir wollen ein ſtarkes Heer, das in Zeiten de 
Gefahr bie ganze Kraft bes waffenfähigen Volkes umfaßt; wir wünjde 
feineswegs, baß jene wichtige Anorbnung zurädgenommen, fonbern bei 
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fie unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung ber Landesvertretung mittel® ber 
vom Lande allgemein erfehnten Beſchränkung ber Präfenzzeit mn den @ränzen 
ausgeführt werde, welche eine gewiſſenhafte Prüfung ber volkswirthſchaftlichen 
Zuſtände und ber finanziellen Leiftungsfähigfeit bes Landes nothwendig 
erfcheinen läßt. Die Erwartung ift begründet, daß das Haus ber Abgeorbneten, 
nachdem dem Mechte bes Landes Unerlennung geworben, zu einer Vers 
ſtändigung in biefem Sinne bie Hand bieten wird.“ 
I. „ Antwort des Königs auf die Neujahrs⸗Adreſſen des, Magi⸗ 
ſtrats und der Stadtverorbneten in Berlin: | 
no. . Da bie allgemeine Landeslage berührt worben iſt, fo gibt Mir 
bieß Veranlaffung, barauf Binzumelien, baß der Zuftand, welcher Conflict 
genannt wirb, nicht ſowohl zu einer Verwirrung ber Gemüther führt, als 
aus einer leider no fortbauernden Verwirrung hervorgegangen ift. An 
Meinem aufrichtigen Willen, die Verfaſſung aufrecht zu erhalten unb zu 
ſchützen, barf Niemand zweifeln, dem nicht barum zu thun iſt, Mibtrauen 
zu ſäen unb der Einheit vor König und Fand entgegenzuarbeiten, Was Jh n 
ewiſſenhafter, inniger Weberzeugung zum Wohl bes Waterlandes erforderl 
te, muß Ich innerhalb ber verfafjungsmäßigen Grenzen mit allen zu 
Gebot ſtehenden Mitteln zu verwirklichen ſuchen und barf Mid in dieſem 
Beftreben buch vorübergehende Verfennung Meiner Abfichten nicht irre machen 
Iafien. Es ift die Aufgabe der Verftändigen und Wohlgefinnten aller Claſſen, 
namentlih ber Gemeindevertreter, bie Verbältniffe ruhig unb parteilos zu 
prüfen, bie gewonnene Einfiht zu verbreiten und das Verftänbniß ber Lage 
der Dinge und Meiner Abfichten unter Denen herbeizuführen, beren Miß: 
trauen und Beforgniß aus irriger Auffaffung hervorgeht. Geſchieht dies nad 
Kräften, jo wird die Beruhigung ber Gemüther wieber einfehren, welche mit 
Mir jeber treue Preuße Herbeifehnt.“ | 
0. „ Eröffnung des Landtags. Rede bes Minifterpräfidenten : 
„Tie Regierung St. Maj. begrüßt Sie mit bem lebhaften Wunſche, daß 
es in dieſer .Sigungsperiode des Landtages gelingen möge, über bie im 
vorigen Jahre ungelöft gebliebenen fragen eine bauerndbe Verſtändigung 
Berbeizuführen. In Ermangelung eines gefehlich feitgejtellten Staatshaushalts⸗ 
Etats für bas Jahr 1862 Hat bie kgl. Regierung in erhöhten Maße ihr 
Augenmert darauf gerichtet, Die Verwaltung mit Sparſamkeit zu führen ; fie 
bat jeboch nicht unterlaffen bürfen, alle diejenigen Ausgaben zu beftreiten, 
welche zur orbnungsmäßigen Yortführung ber Verwaltung, fowie zur Erhal⸗ 
tung und Foͤrderung ber beitehenden Staats-Einrihtungen und ber Landes⸗ 
wohljahrt nothwendig geweſen find, Sobald ber Rechnungs⸗Abſchluß gefertigt 
ift, wird bie Regierung eine Vorlage über bie Staats-Einnabmen und Aus⸗ 
gaben des abgelaufenen Jahres einbringen und bie nachträgliche Genehmis 
gung beider Häufer bes Landtages zu ben geleifteten Ausgaben beaniragen. 
Da Staatshbaushalts:Etat Mr das Lahr 1863 wird Ihnen von 
Neuem vorgelegt werben. . . Die Aufſtellung bes Staatshaushalts:Etats für 
das Jahr 1864 ift fo weit vorgeichritten, daß ber Abjchluß in Kurzem bevor: 
ſteht, und die Staatsregierung wird denſelben alsbalb zu Ihrer Berathung 
elangen lafjen. .. Die Regierung St. Maj. wirb in Erfüllung ber gege⸗ 
enen — Ihnen einen Geſetzentwurf zur Abänderung und Ergänzung 
des Geſetzes über die Verpſlichtung zum Kriegsdienſte vom 3. Sept. 
1814 vorlegen, Sie gibt ſich ber Hoffnung hin, daß bie Reorganiſation 
bes Heeres, zu bern Aufrehthaltung die Regierung Sr. Maj. fi im 
Intereſſe ber Machtſtellung Preußens einmüthig verpflichtet erachtet, auch 
durch bie gefebliche Feſtſtellung ber zu ihrer Durchführung erforderlichen Aus⸗ 
gaben nunmehr ihren vollftänbigen Abſchluß gewinnen werde, . . Die anges 
meilene Erweiterung ber Marine muß fortgeſetzt als ein bringenbes In⸗ 
terelle bes Landes angejehen werben, unb bie Regierung Sr, Maj. wirb zur 
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‚Bewilligung ber für biefen Zwe unter Berüdfihtigung ber allgemeicee 
ae de aufzumwenbenben Mittel Ihre Zuflimmung in Anfprud nehmen... 
r Sewerbefleiß und ber Handel mülfen zwar noch ber Vortheile enkebrer 
welche fie in tyolge ber Handelsverträge mit granlreich zu crwarie 
berechtigt waren; es fteht jedoch für bie Negierung St. Maj. ber Enrikirt 
feft, daß denſelben dieſe Vortheile nicht über ben Zeitpunlt hinaus vere:- 
balten bleiben follen, in welchem bie Verpflichtungen Tösbar werden, := 
gegenwärtig noch ber Ausführung jener Verträge entgegenftehen. . . ." 


14. San. Der Präfident Grabow eröffnet die Sigungen des Abgeorh.; 


Haufes mit einer fehr entfchiedenen Anrede: 

„... Bor brei Monaten verließen wir biefe Räume mit bem vom ganızı 
Lande getheilten Wunfch, baß es gelingen möge, ben ohne unjer Verihutce: 
ausgebrochenen Verfafjungsconflict zu löfen. Im Hinblid auf bie tgl. Ber: 
„Zwilhen uns fei Wahrheit!” muß jedoch mit tiefftem Bedauern mem! 
wunben ausgefprochen werben, baß jener Conflict in den verflofienen vıd 
Monaten immer größere Dimenfionen angenommen und ben Ausban umierzi 
verfaffungsmäßigen Rechtsſtaates gefährdet hat. Bis zu ben Stufen ca 
Thrones ift das Haus ber Ybgeorbneten, bie alleinige, aus allgemeizzı 
Wahlen bervorgegangene wahre Vertretung bes preußifhen Volles werdäcktiz. 
verleumdet, geihmäht worden. Im Intereſſe bes Tienftes find Beamter 
Abgeorbnete zur Dispofition geſtellt und verfept worden, welche, getreu ihrem 
Verfaffungseibe, die unftreitig bem Abgeorbnetenhaufe verfaſſungsmäßig iu 
ftebenden Rechte geübt und gewahrt haben. Die geſetzlich aufgehobenen Cer⸗ 
buitenliften find im Verwaltungswege über das politifhe Verhalten da 
Beamten, insbefonbere der unabhängigen Richter, wieber eingeführt wort 


Der Artikel 99 der Verfafjung tft verlekt, und, durch das von ihr geboten 


Minifterverantwortlichkeitsgefeß nicht geſchützt, ſtehen wir einer bicbgerlc'en 
Regierung gegenüber. Doch das Land ift in biefem immer [chärfer — 
tretenden Conflicte feinen gewählten Vertretern zu ihrer vollen Befriedigun: 
zur Seite getreten. . .“ 

„ Der Finanzminifter bringt im Abg.-Hauſe das bereits im Mai v. J 
vorgelegte unb dann wieber zurüdgezogene Bubget für 1863 ca 
„» Antwort des Königs auf die Adreſſe der rheiniſchen-Indw 
ftriellen vom 6. d. M.: 

„... An Meinem und Meiner Regierung aufrichtigen Wunfche, bem jekigen, 
bie Semüther beunruhigenden Zuſtand zu befeitigen, bürfen bie Unterzeichner 
ber Abrefie nicht zweifeln, aber fie bürfen fich auch der Prüfung ber Frage 
nicht entziehen, wer benfelden herbeigeführt hat. Alle Alte Meine 
Regierung zu Anfang bes verfloffenen Jahres beweiſen, wie jehr es derſelben 
barum zu tbun war, ber - Voffsvertretung entgegen zu fommen und auf 
—— Boden mit ihr zuſammen zu wirken. Weine Regierunz 
durfte, indem ſie mehr Eigene ‚nis bis babin üblich geweien war un 
außerdem noch auf bie WWeitererhebung ber Zufchlagsfteuer von nahezu vier 
Millionen Thalern verzichtete, auf Anerfennung ibres guten Willens 
offen unb hätte biefe Anerkennung namentlich in einem weiſen Gebrauche 
ber Rechte gefunden, welche ber Bollövertretung zuftehen. Allein fie iſt ın 
biefer Hoffnung getäufcht worden. Nach fünfmonatlichen Berathungen bat dae 
Hays ber Abgeordneten das Budget pro 1862 mit fo erheblichen Abfegungen 
votirt, daß mit ber Annahme besjelben bie Wohlfahrt und Sicherheit bei 
Staates unvereinbar gemefen wäre, wie dies Meine Regierung im Laufe ber 
Debatten zum Öfteren unummwunben erflärt bat. Das Abgeorbnetenhaut 
ſelbſt war nach mehrfachen klaren Aeußerungen von ber Unmöglichkeit ber 


- Aueführung der gefaßten Beſchlüfſe überzeugt. Es hat die Unmdgliqchteit der 


Vereinbarung über einen Staatshaushalts-Ctat ſeibſt und mieffentlid 
herbeigeführt, Wenn das Herrenhaus ben abfolut unansführbaren Be 
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fehläffen be® Abgeorbneienhaufes gegenüber ben ungebührlich verkürzten Gtat 

.. bem ihm zuſtehenden verfaffungsmäßigen Rechte verwarf, ſich aber gleich: 

zeitig auf bie Seite Meiner Megierung ftellte, fo that e8, was es nach ben 

Umftänden für unvermeidlich hielt, und verbient das Urtheil nicht, welches 
bie Abrefje über basfelbe füllt. Ungern habe Ich bie Aeußerung gelefen, die 
in ber Abrefje mit Bezug auf bie Ergebenheitsbezeugungen Plab ge: 
funden bat, welde Mir von einer großen Zahl Meiner Unterthamen Ichriftlich 
und mimblich bargebracht worben find, und zwar mit gleichem Rechte, mit 
weichem bie Tpeinifeh-wetphätike Adreffe Mir vorgelegt worben ift. Die Ab: 
refje nennt bie von Mir angeorbnete Armee-Organifation eine weile 
Maßregel, bie aufrecht ——— werden müſſe, damit in Zeiten der Gefahr ein 
ſtarkes Heer vorhanden fei, welches bie ganze Kraft bes waffenfahigen Volles 
umfafje; gleichzeitig aber wird eine Abkürzung ber Präfenzzeit gewünſcht. 
Eins wiber|priht dem Anbern. Nach Meiner auf langjährige Erfahrung be: 
grümbeten fejten Ueberzeugung würde nichts fo fehr zur Shwädung 
Des Heeres beitragen, als eine geſezliche Verminberung ber 
Dienſtzeit. Endlich fpricht die Adreffe zu meiner Genugthuung aus, wie 
man allgemein anerfenne, ba Ich das Wohl bes Volles im Herzen trage. 
Bei einem folden Anerkenntniſſe iſt es um fo betrübender, gu ſehen, wie 
Meine beiten und reblichften Abfichten eine ungerechtfertigte Beurtheilung unb 
unmotivirten Wiberfianb finden. Ich muß ben Unterzeichnern ber Adreſſe 
Meine Königliche Aufford erung zugehen laſſen, ben auf Organifirung eines 
folchen Widerſtandes gerichteten Einflüffen zu begegnen unb deren Wirkung 
nicht burch aufregende Schritte zu verflärten. Die Verftänbigung zwiſchen 
Thron und Land wirb dadurch nur erfchwert. . . .” 

2. San. Die Abgeorbneten Virchow und Carlowitz bringen, von mehr 
als 200 Mitgliebern unterftügt, im Abgeorbnetenhaufe ben Antrag 
und Entwurf einer Adreffe an den König ein. — Das Minifte- 
rium legt demfelben einen Geſetzesentwurf bezüglih ber Diäten 
ber Mitglieber bes Abgeorbnetenhaufes vor, um ben Beamteten 
für die Zukunft die Koften der Stellvertretung aufzulegen. 

Die Bundesverfammlung verwirft mit Mebrheit der Stimmen bas 
von Defterreih und ben Mittelftanten vorgefhlagene Delegirten- 
Project. (f. Deutfchland.) 

24. „ Lireularbepefhe Bismards über feine Verhandlungen mit ber 
Öfterreichifchen Regierung bezügli des Delegirten = Projectes. (f. 
Deutfchland.) 

27.—29. San. Dreitägige Debatte bes Abgeorbnetenhaufes über bie 
Adreffe. Außer bein Entwurfe der Sommiffion (Entwurf Vir⸗ 
chow⸗Carlowitz) liegen bemfelben Entwürfe von Binde (Fraction 
ber Altliberalen) und von Reichenfperger (Fatholifche Fraction) vor. 
Rebe des Minifterpräfidenten v. Bismard (Recht und Macht), Pro: 
teftation bes Grafen Schwerin, Rebe des Kriegs: Minifterd. Die 
Entwürfe von Binde und Reichenfperger bleiben in ber Minberheit, 
der Entwurf ber Sommiffion wirb angenommen mit 255 gegen 68, 
Stimmen, wovon 11 ber feubalen, 57 der altliberalen und ber ka⸗ 
tholifhen Fraction angehören (mit Ausnahme ber feudalen Frac⸗ 
tion iſt indeß das Haus einig, daß bie Verfaffung verlegt fei): 

„Ew. Königliche Majeftät haben die beiden Häufer bes Landtags ber Mo⸗ 
narchie wieberum einberufen, Das Haus ber Abgeordneten ift biefem Rufe 
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war, unb ba bie ae für einen ſolchen Fall Feine Beilimmungen em 
Hält, ſo iſt es unverftänblid, menn bas Haus ber Abgeordneten ein 
Berfaffungs =» Verlegung darin erfennen will, daß Meine Regierung bie = 


‚waltung obne gefetlich feftgeflellten Etat fortgeführt hat. Ih muß es vi 


mehr ale eine Ueberfhreitung ber verfajjungsmäßigen Berug 
niffe des Haufes ber Abgeorbneten bezeichnen, wenn das Haus Teım 
einfeitigen Beichlüffe über Bewilligung ober Verweigerung von Staats = Aud 
aben ale befinitiv maßgebend für Meine Regierung betrachten will 

ie Abrefje bezeichnet das Recht ber Ausgabe s Bewilligung ale das ebern 
Recht ber Vollövertretung. Auch Ich erkenne bies Recht an und werbe «€ 
achten umb wahren, jo weit es in ber Verfaſſung jeine Begründung finde 
SH aber muß das Haus barauf aufmerffam machen, baß nad ber Verfaffun 
bie Mitglieder beiber Käufer bes Landtags bas Volt vertreten und ber Stautt 
haushalts-Stat nur durch Geſetz, nämlich burd einen von Mir gene 
migten, übereinftimmenben Beihluß beider Häufer des Landtags de 
Monarchie feftgeftellt werben kann. War eine ſolche Uebereinſtimmung nicht :i 
erreichen, fo war es bie Pflicht ber Regierung, bis zur Herbeiführung ter’e. 
ben bie Verwaltung ohne Störung fortzuführen. Sie hätte unverantiwertli 
gehandelt, hätte fie bies nicht gethan. Wenn bie Adreſſe aber ausführt, „ts 
bie neue Seffion begommen babe, ohne daß Meine Regierung durch tbatiäch 
liches Entgegenfommen auch nur bie Ausficht eröffnet Habe, zu einer geregelte 
Handhabung ber Finanzen zurüdzufehren unb bie Heeres = Einrichtungen au 
gejetlihe Grundlagen zu flüben," fo muß Mich bas im höchſten Grabe be 
fremben. Denn es iff babei gänzlich mit Stilffhweigen übergangen, daß us 
ber Cröffnungsrebe bee —— Landtags der Monarchie die Vorlage dei 
Budgets pro 1863 und 1864, bie Vorlage einer Ergänzung zum Geſetze oc 
3. Sept. 1814 über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt angelünbigt werden 
und außerbem behufs nadhträglicher Genehmigung durch das Haus der Aare 
orbneten bie Vorlegung der Rechnungen liber Einnahmen ımb Ausgaben Fri 
1862 zugefagt worben ift, weldhe zu bem von Meinem Finanzminifter anae: 
gebenen Zeitpunkt erfolgen wird, Wie Tann das Haus ber Abgeorbneten nc 
darnach ber Einficht verſchließen, daß Deine Regierung es fi bringenb ar: 
gelegen fein läßt, bie Finanzverwaltung bes Staates fobalb als möglich wie: 
ber auf eine geſetzliche Baſis zu fielen? Wenn in Beranlaffung des einar: 
tretenen Conflicts von mehreren flänbifchen Eorporationen unb aus ber Mitte 
ber Bewohner vieler Kreife bes Landes Mir zahlreide Adreſſſen überreicht 
worben find, in benen bie Unterzeichner Mir ihre perjönliche Ergebenheit ımt 
ihre Buftimmung zu ben Anorbnungen Meiner Megierung ausgebrüdt haben. 
fo Hat es Mid unangenehm berührt, biefelben in ber Abreile des Hauſes 
ber Abgeorbnieten als eine Tleine, ber Nation feit lange entfrembete Minberbeit 
bezeichnet zu ſehen. Ich babe biefe Kunbgebungen aus allen Stänben und 
Claſſen Meiner getreuen Unterthanen mit Befriedigung empfangen, und muk 
ben Vorwurf, daß bie Theilnehmer in Trene und Hingebung für ihr preukt- 
ſches Vaterland gegen Andere zurüdftehen, als ungereditfertigt um fo mebr 
zurüdweifen, als bem Haufe ber Abgeorbnieten nicht unbekannt geblieben 
fein Tann, was Ich auf jene Abreffen geantwortet und wie Ich Deinen Tanl 
— ausgeſprochen habe. Das Haus ber Abgeordneten bat ferner. eine 

ſchwerde über Mißbrauch ber Regierungegewalt vorgetragen unb zur Fe 
gründung berfelben auf die Maßregeln Meiner Regierung gegen einzelne Be: 
amte und Landbiwehrmänner unb gegen bie Prefle Bezug genommen Ta 
biebei jedoch, wie auch nicht behauptet worden, die gefetlichen Befugniſſe ber 
Behörden in Ausübung ber Tisciplin nicht üÜberfchritten worbeh find, unt 
ba über bie vorgefommenen Ausſchreitungen ber Preſſe Tebiglich Unfere Berichte 
— erkennen haben, fo war ber Ranbesvertretung keine hinreichende Beranlal: 
ung gegeben, fich mit ben berührten Vorgängen zu beidgäftigen und fie zum 
Segenftand ihrer Beſchwerde zu maden. Das Haus ber wird 
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bie in ber Verfaffung ben verjegiebenen Gewalten geiegten Schranfen anzu: 
eriennen haben; benn nur auf biefer Grundlage ift eine Verflänbigung hin⸗ 
fichtlih derjenigen Gebiete möglich, auf welchen ein Zuſammenwirken Meiner 
Hegierung mit der Lanbesvertretung erforberlih ift. Ich beflage tief ben 
Widerſtreit dex Anfichten, ber in Betreff ber Feſtſetzung bes Stantshaushaltes 
Etats ſich eniwidelt bat. Es Tann aber eine Bereinbarung über ben Etat 
nicht dur Preisgebung der verfafjungsmäßigen Rechte ber 
Krone und bes Berstubaufes erwirkt, e8 kann nicht, der Verfaffung 
entgegen, bas Recht ber Bewilligung und Verweigerung ber Staatsausgaben 
ausſchließlich auf das Haus ber Abgeorbneten übertragen werben, Es ift 
Meine landesherrliche Pflicht, die auf Mich vererbten und verfafjungsmäßigen 
Mahtbefugniffe ber Krone ungefhmälert zu bewahren, weil ch 
darin eine notbwendige Bebingung für bie Erhaltung des inneren Friedens, 
für die Wohlfahrt des Landes und für das Anjehen Breußens in feiner euro: 
päifhen Stellung erfenne. Nachdem Ach feit einem Jahre durch verminberte 
Anforderungen an bie Leiftungen bes Volkes, von nahezu vier Millionen, fo: 
wie durch et Eingehen auf bie ausführbaren Wünſche ber 
Bertretung befjelben bewieſen babe, daß es Mir wahrhaft barum zu thun if. 
eine Ausgleichung bes Wiberjpruchs herbeizuführen, ben Deine Megierungsd: 
maßregeln im Großen wie im Kleinen gefunden haben, erwarte ch, daß 
das Haus ber Abgeorbneten diefe Beweiſe bes Entgegenkommens nicht ferner 
unbeadtet Iaffen wirb, und fordere basfelbe nunmehr auf, feinerfeits 
Meinen Iandespäterlihen Abfichten fein Entgegenfommen in einer Art zu be⸗ 
weifen, daß bas Werk der Verftändigung ermöglicht wirb, welches Meinem 
Herzen ein Bebürfniß ift, Meinem Herzen, befien einziges Verkangen barauf 
gerichtet iſt, das Wohl bes preußiſchen Volkes zu fürbern, und dem Lande 
bie Stellung zu erhalten, bie eine glorreiche Gefchichte durch treues Zuſam⸗ 
mengehen von König und Bolt bemfelben angewiefen hat.“ 


3. Behr. Im Herrenhauſe wird ein von 51 Mitgliedern unterftügter 


Antrag auf eine Loyalitäts-Adreſſe an ben König eingebracht. 


„ » Iuftruction des Königs an den Oberbefehlähaber des 4. Ar- 


meecorps an ber ruffifhen Gränze; ber Eintritt des Kriegs⸗ und 
Belagerungszuftandes wirb darin vorgefehen. 


„„  Bünfzigjähriger- Gedenktag bes Auftufs an die Freiwilligen. 


— 


Theilnahmsloſe Feier in Berlin, von der Regiernng möglichſt ge⸗ 
hindert. 

Das Herrenhaus nimmt bie Abreſſe an den König nad 
bem ihm vorgelegten Entwurfe ohne Discuffion unter Namensauf- 
ruf einffimmig an. Die liberalen Mitglieder des Hauſes fehlen 
entweber oder verlafien vor der Abftimmung ben Saal; die Mi: 
nifter ſchweigen. 

„Ew. kgl. Majeftkt Hält das Herrenhaus für Pflicht, fih nur in beſon⸗ 
bers wichtigen Momenten bed Staatslebens mit bem unmittelbaren Ausbrud 
jeiner Sefinnungen zu nahen. Wir find ber Weberzeugung, baß ber gegen: 
wärtige Zeitpunft ein folcher ift, ber es rechtfertigt, wenn wir uns in Hefher 
Ehrfurdt erlauben, von diefem Borrecht Gebrauch zu machen. So treien wir 


benn vor Ew. kgl. Majeftät in ben Bewußtfein der unwandelbaren Treue, _ 


indem, je ſchwieriget bie Löfung mancher Fragen ber inneren Politik erfcheint, 
wir es um beito mehr als unfere Pflicht erfennen, uns in patriotifcher 
Hingebung um Em. Fgl. Majeftät zu vereinigen. Die zur Mit: 
wirkung bei der Gefeßgebung berufenen Gewalten befinden fi in einem Eon: 
flicte, ber entflanden iſt, während jebe ein ihr nad der Berfaſſungs⸗ 
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Urkumbe formel zuftehenbes Recht geübt Bat. Unbeſtritten darf nach At. 
berjelben bag Abgeorbneten haus jebe einzelne, ſelbſt unvermeiblide 
gabe, welche in bem von ber Staatsregierung beiden Häufern bes 2 
borzufegenben Entwurfe bes Staatebaushaltsgefehes vorgeichlagen wird, 

weigern. Unbeſtritten barf das Herrenhaus ben ganzen @efe 
verwerfen. Anbeftritten ift es, daß ohne freie Einwilligung ber Krone kei 
Geſetz zu Stande fommen kann, alfo auch nit base überben Staats 
bausbalt, auf beifen Zuftandefommen bie liest, tedn 
Aber nirgends fchreibt bie Verfaffung vor, wer bei ——— 
zwiſchen ber Krone und einem ober ben beiben äufern 
beiden Häufern felbft, von benen nad Art.83 d — t eins —— 
ſondern welche beide das ganze Voll vertreten, as müfle. In anbe 
ren conftitutomellen Staaten liegt bie thatſüchliche Nothwendigkeit bei 
er für bie Krone in ſolchem Falle barin, baß fie fofort ober binza 
rzer Friſt des gefeplichen Rechts emtbehrt, bie zur Yortführung ber * 
tung — Staatseinnahmen zu erheben. * preußit che 
faſ * erhält der Krone. im Art. 109 ausbrücklich und unbeflreitbar biefel 
Recht. Wir bezweifeln in der Srinnerung an bie bei ber Revifion ber Ver 
fafjung gepflogenen Verhandlungen, daß ohne biefe Beſtimmung bie alles 
zu Stande gelommen wäre. Cs gibt alfo kein Gefeh, auf welches ber 
ober andere Theil behufs Loͤſung biefes Conflictes ſich ſtützen koͤnnte. —* 
es gibt ein Wort, das ber deuiſchen Sprache allein angehört, welches be 
Herrſcher bes Landes auch den Landesvater nennt. . In biefer ſchweten 
aber unabweislichen Aufgabe werden wir — Regierung Ew. E.M::. 
nad unferen Kräften unterfiügen. . 

6. Febr. Die Fortſchrittspartei befchließt burd Einbringung eine6 Ge 
febesentwurfs über Minifterverantwortlichleit im bg: 
Haufe die Initiative zu ergreifen. 

8. „ Antwort bes Königs auf die Adreſſe des Herrenhaufes, die et 
in Gegenwart der Minifter, alfo in conftitutioneller Form, ent: 
gegen nimmt: 

5 „Es muß Meinem Herzen wohlthun, in ber loyalen Abreffe bes Herren: 
haufes, welche Sie Mir verlefen haben, bie volle Uebereinfimmun: 
mit Meinen Gefinnungen zu finden. . .». &6 wirb bie® Ziel ven 
Meiner Regierung erfirebt werben, inbem fie mit Feſtigkeit auf ben 
von ihr vertretenen Stanbpunfte beharrt, aber jeber verjöhnlichen 
Annäherung, welche bie Machtſtellung Preußens im Auge behält, zugänglid 
bleibt. 3, banfe bem Herrenhaufe für bie Unterflükumg, welche baftell 
Meiner Regierung zugefihert bat, unb für die Hingebung unb bas Per: 
trauen, von welchem das Haus in ber Adreffe Mir Hat Zeugniß geben wollen.” 

„no Abfchluß einer geheimen Convention mit Rußland gegen 
bie polnifche Inſurrection. 


10, „ Das Abg.⸗Haus verwirft faft einftimmig das von ber Regierung vor: 
gelegte ‚Diätengef ed, Die Regierung nimmt in ber Debatte bat 
Recht in Anſpruch, bie Verhältniſſe derjenigen Abgeordneten, welche 
Beamtete ſind, im Verwaltungswege zu ordnen. — Der Kriegsminifter 
bringt die Novelle zum Wehrpfihtgefeh von 1814 ein: bie 
Regierung bebarrt auf ihrer Forderung, die Zahl-ber jährlich and: 
zubebenden Necruten um 23,000 zu vermehren, bie dreijährige 
Dienfizeit feftzubalten und bie Mefervepflicht von 2 auf 4 Jahre 
zu erböben. 
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3. Febr. Ruſſiſche Truppen, welde von ben polnifhen Inſurgenten 
verfolgt, auf preuß. Gebiet übergetreten find, werben von preuß. 
Truppen bewaffnet und. mit Muſik wieder nad Rußland geleitet. 

4. „ Die Ausfuhr von Waffen nah Polen und Rußland wird vers ' 
boten, — Bier am 12, Febr. in Thorn verbaftete junge Polen 
werden an Rußland ausgeliefert. 

5. „ Die HH. General v. Alvensichen und Flügelabjutant v. Rauch 
Tehren von St. Petersburg und Warfchau wieder nach Berlin zuräd. 

6. „ Antwort des Minifterpräfidenten auf eine Snterpellation ber 
polnifchen Fraction bezüglih ber Broclamation des commanbis 
renden Generald und bes Oberpräfidenten ber Provinz Poſen vom 
1. Febr. Eine Discuffion wird an diefe Antwort nicht geknüpft. 

„Schulze⸗Delitzſch und v. Carlowitz bringen in Folge einer Ver⸗ 
ſtändigung ber beiden großen Fractionen bed Abg.⸗Hauſes eine 
Interpellation ein, in welcher die Regierung gefragt wird, ob ein 
Vertrag mit Rußland zu Unterdrückung bes polniſchen Auf⸗ 
ſtandes abgeſchloſſen worden, eventuell, was der Inhalt desſelben 
ſei, und welche dadurch motivirt wird, daß ber Minifterpräfibent zu 
ber geſtrigen Behauptung des Abg. Kantack rückſichtlich einer Con⸗ 
vention geſchwiegen habe. 

„Die Budgeteommiſſion erſtattet dem Abg.⸗Hauſe einen Vorbericht 
über bie Behandlung ber Budgetfrage und ſchlägt dem Haufe 
eine bießfalls vom Abg. Forkenbeck beantragte und von ihr mit 
32 gegen 2 Stimmen angenommene Mefolution vor. Das 
Abg.⸗Haus genehmigt die Refolution in namentliher Abftimmung 
mit 274 gegen 45 Stimmen (der feubalen, der altliberalen und 
ber kath. Sraction): 

„1) baß es ber Beratbung bes Gefekentwurfs über bie Ausgabe und Ein: 
nahmen bes Jahres 1862 vorbehalten wird, bie Summen berjenigen Ausgaben 
bes nn 1862 feftzuftellen, für welche, als verfaſſ ee bie 
Minifter mit ihrer PBerfon und ihrem Vermögen verhaftet 
bleiben; 2) baß die Verfaflungsverlegung ſeitens ber Minifter bie Be: 
rathung bes Etats für 1863 weber eh noch thatfächlich zur Unmög⸗ 
lichkeit macht, bas Haus vielmehr durch Wahmehmung feiner verfafjungs- 
mäßigen Stellung ber Verlängerung verfaffungswibriger Zuftänbe, fo viel an 


ihm liegt, vorbeugen muß; 3) baß es beimgemäß in die Berathung bes Etats: 
entwurfs für 1863 eintritt.” 


18. „ Debatte bes Abg.⸗Hauſes über bie Snterpellation von Schulze⸗ 
Delisfh und Carlowitz bezüglih der Convention mit Ruß: 
Iand. Der Diinifterpräfident Ichnt es ab, die Sinterpellation zu 
beantworten. Die Abg. Hoverbed und Earlowig beantragen daher 
von 134 Mitglieber unterflüht, „ba8 Haus ber Abgeorbneten wolle 
befchließen zu erklären: bas Sinterefie Preußens erforbert, baß bie 
k. Staatsregierung gegenüber bem im Königreich Polen ausgebros 
henen Aufftande weber ber ruflifchen Regierung noch den Auf 
FRönbifchen irgend eine Unterftügung ober Begünfligung zumende, 
bengemäß alfo and keinem ber Tämpfenben SCheile geftatte, das 


17. 


424 | Preufien. 
preußiſche Gebiet ohne vorgängige Entwaffnung zu betreten.” Te! 
Antrag wird einer Commifjion von 21 Mitgliedern übermiefen. 

18, Schr. Die Feier des Jahrestags des Hubertsburger Friedens ke’ 
ſchränkt fih auf den Feſtgottesdienſt in den Kirchen. 

2%. „ Beratung ber Commiffion des Abg.-Haufes über ben Antıy 
Hoverbeck⸗Carlowitz bez. des polnifhen Aufſtandes. Kein Mi: 
nifter bat fi eingefunden. In ber Sade felbft ift die Commiſien 
einig und mit allen gegen 3 Stimmen wird befchlofien, den Ar: 
trag nad) feinem Wortlaute zu aboptiren. 

24. „ Lord Ruffell gibt im engl. Oberhaufe bie erſten Aufſchlüſſe über 
den Inhalt und die Tragweite der von Preußen mit Rußland gegen 
den polniſchen Aufſtand abgefchlofienen Convention. Die franz 
Regierung ſchlägt England ben Erlaß identiſcher Noten am Preußer 
gegen bie Convention mit Rußland vor unb fo die Spike cin 
allfälligen europäifchen Intervention zu &unflen Polens geger 
Preußen zu richten. | 

26.—23. Gebr. Dreitägige heftige Debatte bes preuß. Abg.⸗ Hauſes über 
bie Convention mit Rußland. Provocirende Rede bes Ti: 
nifterpräfidenten, fchneibende Antwort Simſons, Rede Tweſtene, 
Schlußrede bed Berichterftatterg Sybel. Das Abg.⸗Haus genehmigt 
mit 246 gegen 57 Stimmen den vom linken Efntrum mobifizirten 
Antrag: „Das Anterefie Preußens erfordert, daß bie k. Staatée⸗ 
regierung gegenüber bem im Königreich Polen ausgebrechenen Yul: 
ftande keinem ber Tämpfenden Theile irgenb eine Unterflüßung ober 
Begünftigung zuwende, noch auch Bewaffneten geftatte, das preußiſch 
Gebiet ohne gleichzeitige Entwaffnung zu betreten.“ 

— „ Der Borftand des deutſchen Vereins in Pofen ſpricht ſich im Sr: 
terefie der beutfchen Bendlferung, bie Kaufleute in Stettin, Berlin, 
Danzig, Pofen, Königsberg, Bromberg, Infterburg, Köln ꝛc. [pra: 
hen fih vom Stanbpunfte ber materiellen Intereſſen gegen bie | 


Convention mit Rußland aus, e 


2. März. Erſte Sitzung der Militärcommiffion bes Abg.-Haufet 

zuu Berathung der von ber Megierung eingebradgten Novelle zum 
Militärgefeb von 1814. 

3. „ Debatte bes Abg.⸗Hauſes über bie evang. Kirchenverfaſſung 
unb den confeflionellen ‚Charakter der höheren Unterridhtsanftalten. 

vn Das Abg.-Haus beräth das Budget für 1863. Der Anfık 
von 35,000 Thlr. geheimer Fonds für das Miniſterium des 
Innern wird nach bem Antrage ber Commiſſion geſtrichen. 

„5., Der Abg. Lette bringt im Abg.⸗Hauſe den Entwurf einer Kreis⸗ 
ordnung und einer Organifation ber ländlichen Polizei ein. 

9, „ Schulze⸗Delitzſch und 118 Gen. bringen einen ee 
betreffend Minifterverantwortligkeit ein. 

12, „ Der Ag. For ckenbed bringe in ber wifitarommifien 
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des Abg.-Haufes feine Gegenanträge gegen bie Rovelle zum Mies . 
Titärgefeb ein. - 

J. Mär. Die Jubelfeier des Aufruf „An mein Volk“ ꝛdrfolgt in 
Berlin offiziell mit militärifdem Bomp; bie Stimmung ber Be: 
völferung ift eine froftige; bie Gewerbe lehnen die Theilnahme an 
der Teier ab. 

I. „ Der Regierungscommiffär lehnt in ber Militärcommiffion 
bes Abg.:Daufes ben vom Abg. Fordenbed eingebrachten "Entwurf 
eines Militärgeſetzes ab, namentlich die zweijährige Dienft: 
zeit, mit ber Erflärung, daß barüber Feine Verſtändigung mög: 
sich fei. 

3. „ Die Regierung lehnt durch ihren DBertreter ben im Abg.-Haufe 
eingebrachten Entwurf eines Minifterverantwortlichleits- 
geſetzes ab. R 

4. „ NRefolutionen des Abg.-Haufes über das Unterrihtsmwefen 
als Grundlage für ein künftiges Unterrichtsgeſetz. 

I. „ Abſchluß eines Handbelsvertrags zwifchen Preußen und 
Belgien in Berlin im Sinn und Geift des franz.spreub. Hans 
delsvertrages. 

u Die preuß. Regierung bricht entſchieden mit ber Partei bee Nas 
tionalvereins: bie Südbeutfhe Zeitung und bie Wochenſchrift 
bes Vereins werben in Preußen verboten. 

„» Der Finanzminifter legt dem Abg.-⸗Hauſe einen Gefebesentwurf 
betr. bie Feſtſtellung der Weberftcht ber Stantsrechnung von 1862 vor. 

nm Neue Debatte über die polnifhe Frage im Abg.-Haufe ge: 
legentlid) der eingegangenen Petitionen gegen die Convention mit 
Rußland. Das Haus gebt nah dem Antrage ber Commiffion, 
bag die Convention thatfächlich rückgängig geworben fei und fonad 
die Petitionen al8 dur ben Beſchluß des Haufes vom 28, Febr. 
erledigt betrachtet werben müßten, zur Tagesordnung über. 


14, April. Der Abg. Värft erftattet der Budgetcommiffion einen 
Vorberiht über das von der Regierung dem Abg.-Hauſe vorgelegte 
Militärbudget für 1863 und trägt neuerdings auf Trennung 
bes Ertraorbinariums vom Ordinarium, auf Verweiſung aller Koften 
für die Armeereorganifation ins Ertraorbinariums und auf ben Ab: 
rich derſelben mit 5,972,462 Thlrn. an. Die Commiffion beſchließt, 
bie eingehende Behandlung des Militärbudgets zu verfhieben, bis bie 
Militärcommiffion ihre Berathung bes Tordenbed’ihen Entwurfs 
eines Militärgefeges im Gegenſatz gegen bie von der Regierung 
eingebrachte Nonelle beenbigt haben werde. . 

16. „ Die Militärcommiffion bes Abg.Hauſes beſchließt mit 
16 gegen 3 Stimmen den Forckenbech'ſchen Entwurf eines Militärs 
gejehes ihren Anträgen an das Haus im Gegenfab gegen bie von 
ber Regierung beantragte Militärnovelle zu Grunde zu legen. 
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Hauſes auf jenen angeblichen Anſpeuch durch bie foörmliche Erlle 
rung, das Haus babe Feine Disciplinargewalt über die Minifter, 
verlangt wird. Das Haus beichlieht, biefes Schreiben ber Gejchäft: 
ordnungs⸗Commiſſton zu überweifen und inzwifchen feine Sitzunger 
zu fuspendiren. Die Commiffton verfammelt fich fofort. Das Mim- 
fierium lehnt bie Einladung besfelben- zu dieſer Sikung ab. Dit 
Commiffion beſchließt darauf einftimmig, beim Abg.⸗Hauſe darauf 
anzutragen, e8 wolle befchließen: „1) daß der Präfident jeden Redner, 
alfo auch die Minifter, unterbrechen kann; 2) daß durch eine folde 
Unterbrehung das verfaffingsmäßige Recht ber Minifter, jederzeit 
gehört zu’ werden, nicht beeinträchtigt wird; 3) daß es Hingeger 





‚ verfafjungswibrig ift, wenn bie Minifter ihre Gegenwart im Hari 


willfürlid) von Vorbebingungen abhängig madhen; 4) daß demnas 
bas Haus ſich nidt veranlaßt findet, auf das in dem Schreiber 
bes Staatsminifteriums vom 12. Mai auegefprodene Berlanger 
einzugeben.“ 


13. Mai. Nene Unterhanblungen zwiſchen den beiben großen Fractionca 


15. 


bes Abg.= Haufes über den Erlaß einer Adteſſe an den Koniz: 
die Tortichrittspartei ift faft einftimmig bafür, das Linke Gentrun 
will dagegen erſt bie ſchwebende Drbnungsfrage erlebigt wiſſer. 
Die Fortſchritis partei beharrt jedoch auf ihrem Entſchluß und bringt 
den Entwurf ein. 

„Das Abg.⸗Haus genehmigt den Antrag der Geſchäftsordnungt 





“ Commiffion vom 12. d. M. bezüglid des EC onflicte mit dem 


18, 


20, 


“ Minifterium mit 295 gegen 20 Stimmen und befdließt mit 167 gegen 


138 Stimmen, auf Grund bes Art. 60 der Verfafjung eine ausbrüg: 
liche Aufforderung an die Minifter, im Hauſe zu erfcheinen, zu erlafiex 
„ Das Staatsminifteriun richtet .ein neues Schreiben az 
bas Abg.⸗Haus, es habe nicht einen Verzicht auf das vom Prü 
fidenten beanſpruchte Recht ber Unterbrechung eines rebenden Mini: 
ters, ſondern eine Erklärung verlangt, daß dem Präfibium ben 
Miniftern gegenüber eine Disciplinarverfügung und namentlich das 
Hecht bed Ordnungsrufes nicht zuſtehe. Das Haus beſchließt, daß 
es keinen Grund habe, ſeinen Beſchlüſſen v. 15. etwas hinzuzufügen 
und im fernern: bis das Miniſterium in Erfüllung feiner verfai: 
fungsmäßigen Pflidyt vor dem Haufe erfcheine, die Militärfrage ven 
ber Tagesordnung zu entfernen und dagegen fofort die Adrefie 
in Berathung zu nehmen. 

„Das Herrenhaus beſchließt gelegentlih einer Petition in 
Iharfem Gegenfab gegen bie Beſchlüſſe des Abg. Haufes mit allen 
gegen 1 Stimme ber Regierung für ihr Verhalten in ber pols 


nifhen Trage den Dank bes Hauſes anszufprehen nnd eine 


Petition, bie dahin geht, die Stellvertretungstoften von den 
Beamten, welche Mitglieber des Abg.-Haufes "find, ſelbſt tragen 
zu :laffen unb bie Diäten ber Abgeordneten herabjufegen, der Re | 
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gierung zu überweifen, „unter ansprädiiher Anerkennung bes Rechts 
berfefben, bie Frage, ob bie im Abgeordnetenhaufe figenben Fönigt. 
Beamten bie Koften ihrer Stellvertretung ſelbſt tragen follen, defi⸗ 
nitiv, und diejenige, über die Gewährung ber Reiſegelder und 
Diäten an bie Abgeordneten bis zum Erlaß eines besfallfigen Ge: 
ſetzes proviforifch zu entſcheiden.“ 


1. Mai. Der König tritt dur ein von ſämmtlichen Miniftery gegen: 


22. 


gezeichneten Schreiben an das Abg.-Haus für das Begehren 
ber Minifter in dem Conflict derfelben mit dem Haufe ein: 
... Unſer Staatsminifterium a durch feine Schreiben vom 11. und 
16. 5. M. dem Haufe der Ag. wienerholte Gelegenheit geboten, ben Vor⸗ 
gang v. 14. d. M. auf bie Bedeutung eines vereinzelten Falles zurüdzuführen. 
Das Haus ber Abgeordneten ift diefem verſbhnlichen Schritte Feimerfeite nicht 
entgegengefommen, fondern bat die erbetene Erflärung verfagt und fich indi⸗ 
rect ben von Seiten bes Präfibiums am 11. b. M. bethätigten Anſpruch 
auf eine Pisciplinargewalt über Unfere Minifter angeeignet. Gin folcder 
Anfpruch entbehrt der gejegmäßigen Grundlage, und Wir Tönmen es ber 
Würde Unferer Regierung nicht filr entiprechend erachten, daß Unſere 
Minifter als Berireter ber Krone den Verhandlungen bes Hauſes unter Ver⸗ 
zihtleiftung auf die ihnen rechtlich zuſtehende und verfaffungsmäßig verbriefte 
jelbftänbige Stellung gegenüber dein Haufe ber Abgeorbnieten und bem Prä- 
fibium besfelben beimohnen. Wir Tönen baher das Haus der Abgeordneten 
nur ermahnen, einer Page ber Dinge, unter welcher bie weſentlichſten In⸗ 
tereflen des Landes leiden, ein Ende zu machen, indem das Haus ber Abge⸗ 
ordneten Unſeren Miniftern bie von benjelben verlangte Anerfennung ihrer 
verfaffungsmäßigen Rechte gewährt unb dadurch das fernere gejchäftliche 
Aufammenwirfen ermöglicht, ohme welches ein Ergebniß der Verhandlungen 
bed Landtags fih nicht in Ansficht nehmen läßt.“ 
Das Haus beſchließt faft einftimmig, die Botfchaft des Könige 
der Adregcommifflon zu überweifen. 
„ Die Wrefcommiffion erftattet dem Abg.-Hauſe Bericht und 
legt ihm den Entwurf einer Adreſſe vor. Die Fraction ber 
Altliberalen ftellt bemfelben ein Amendement entgegen, dad bie 
Adreſſe lediglich auf den jüngften Eonflict befchränft und dahin 
fließt: Das Abg.⸗-Haus fei gemäß dem factifhen Hergang außer 
Stande, die verlangte Erklärung abzugeben, von ber das Mintftes- 
rium fein Wiedererfcheinen im Haufe abhängig machen wolle; bie 
Dinge feien leider dahin gebiehen, bag ein Ergebnig von Verband: 
lungen des gegenwärtigen Minifteriums "mit bem gegenwärtigen 
Abgeordnetenhauſe nicht mehr abzufehen ſei. Das Haus lehnt das 
Amendement ber altliberalen Fraction mit 257 gegen 41 Stimmen 
ab und geuchmigt den Entwurf ber Commiſſion mit 239 gegen 
61 Stimmen: - 
„Ew. Maj. allerhöchſte Botfchaft vom 20, d. M. ift von dem Haufe ber 
Abg. ehrfurchisvoll entgegengenommen worden. Diefelbe bezieht fih auf bem 
Hergamg, welcher in ber ehrerbtetigft beigefügten Ausfertigung bes betreffenden 
heils der ftenographlichen Berichte wiedergegeben if. — Wir können baraus 
mir entnehmen, daß Ew. Maj. die Verhandlungen des’ Haufes nicht wahr: 
heitsgetreu vorgetragen worben find. Unfer Präfident bat in ber Sigung 
vom 11. 5. M. nicht ben Anfpru erhoben, bie Miniſter Ew. Maj. feiner 
: [6 


2 
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daß auch das Haus einen unberechtigten Anfpruch im biefer Beziehung rır 
ferner erhebt. Hütte das Haus eine foldhe Aeußerung rechtzeitig getban 

würde es feine Beranlaffung zu ber grundlofen Beſchuldigung gefunden bate 
daß Meine Miniſter durch das Abbrechen der perjönlichen Verhandlung = 
dem Haufe bie Erfüllung des Zweckes biefer Seſſion vereitelt hätten. Zur: 


würde Ich Meine Minifter baben veranlaffen Tönnen, die Verhandlungen :r 


bem Haufe wieder aufzunehmen, und von neuem zu verfuchen, ob und in 2* 
weit biejelden einem befriedigenben Abſchluß entgegengeführt werben Tinni- 
Allen das Haus bat in feiner Abreffe ſelbſt jede Hoffnung ».' 
irgendein erſprießlichee Refultat der fortgefegpten Verb:r: 
(ungen abgefchnitten. Tie Adreſſe beflagt, daß in den letzten bra !. 
naten bie NRüdfehr zu verfaffungsmäßigen Zuflimdeg nicht erfolgt fei. Ic: 
Minifter haben es an ben zur Erzielung eines gejeßlid georbneten Ztu.- 
bausbalts erforderlichen Vorlagen nicht fehlen laſſen. Sie tragen mit rt. 
Verantwortung dafür, daß die Beſchlußnahme über biefelben nicht ericlat ' 
sielmehr hat das Haus Zeit und Kräfte auf Berathungen und Discuinr 
verwenbet, bereit Tendenz und Form ſchon feit längerer Zeit Zweifel an car 
bie Lanbesintereffen fördernden Refultat der Berhandlungen erwecken mur:.. 
Die Behauptung, daß Meine Minijter verfaffungswibrige Grmbfäpe au:: 

ſptochen und bethätigt haben, fowie daß die wichtigften Mechte der Volle: 

tretung mißachtet und verlekt worden feien, entbehrt jeber thatſäächlichen 

ründung. Es wäre Sade des Haufes geweſen, ben Nachweis biejer v- 
* wenigſtens zu verſuchen, und bie vermeintlich mißachteten .: 
chriften ber Berfaffungs:Urfimde zu bezeichnen. Im dieſer Hinſicht wird jed 
nicht8 weiter angeführt, als daß Meine Minifter ihre Mitwirkung zu x’ 
einbarung eines Geſetzes über die Minifterverantwortlichkeit für jet abacıt ! 
haben. Ebenſowenig wie den jrühern Miniftern fann aber den gegemwärn...' 
eine Verfaffungs = Verlegung aus bem Grund zum Vorwurf gemacht wer 


daß fie eine weitere Vertagung dieſer Befekgebung, für welche ein beitimm:. 


Zeitpunft nicht vorgefchrieben ift, ders Intereſſen des Fandes für entipri 
halten. Die Haltung, weldye die Mehrheit bes Hauſes beobachtet Bat, 1 .“ 
die Beziehungen Preußens zum Ausjand in den Kreis feiner Erörterun. 

gezogen worden find, Hat Mid) mit tiefem Leidweſen erfült. Man har: 
auswärtige Politif Meiner Regierung aus dem fchrofjiten Stanbpunft ?- 
innern Partei⸗-Intereſſes beurtheilt, und einzelne Mitglieder des Hauſes bui. 
fi jo weit vergeffen, mit Verweigerung ber Mittel jelbft zu einem geres: 

Krieg zu drohen, Tiefer Haltung entipreden bie Behauptungen ber At: 
über die auswärtigen Verhältniſſe Preußens und die. daran gefnüpften ! 

fhuldigungen gegen Meine Regierung. Der Wirklichkeit entſprechen fie ne 
Die Stellung Preußens iſt nicht ifolirter, als bie anderer europäiſchen Etaxic: 
ebenjowenig aber wie bie übrigen Mächte kann Preußen fi unter ben : 
ebenen Berhältnifjen ber Nothwenbigfeit entziehen, ben gegenwärtigen Bei: : 
Finer Wehrkraft ungeihwächt aufrecht zu erhalten. Wenn gleich Ich nic - 
fonnen bin, batriotitdhen Beirath auch in Fragen ber auswärtigen Pelt 
von ber Hand zu weilen, jo fann ein joldyer doch nur dann von Werth ı 

wenn er na auf volle Kenntniß aller einſchlagenden Verbältnifie umd !« 
Bandlungen flüßt. Wird über Nichtbefolgung dieſes Raths aber Beſchwei! 
erhoben, ſo — dariu ein unberechtigter Verſuch des Hauſes, ben Kreis ſeir 
verfaſſungsmäßigen Befugniſſe zu erweitern. Unter allen Umſiänden iſt vi 
bleibt es ausichließfi ein durch Artifel 48 der Verfaſſungs⸗Urkunde w 
brieftes königliches Recht, über —— Frieden zu befinden. In ki: 
wie in jeder andem Beziehung ift es Meine Pflicht, den auf Geſetz und u 
faffung beruhenden Unfang Lönigliher Gewalt ungejchmälert zu wahr: 
und das Yand vor ben Gefahren zu behüten, welche eine Verlegung des Schi 
punftS Unſeres gefammten öffentlichen Rechtobeſtande im ihrem Gefolge hat: 


ivürde. Mit allem Ernſt muß Ich dem Beſtreben des Gaufes ber Mbger 
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neten onigegeniteien, fein verfaflungsmähiges Recht ber Theilnahme an ber 
Ciefepgesung als ein Mittel zur Beichränfung ber verfafjungsmäßigen reis 
beit Fönigl. Entſchließungen zu benügen. Gin jolches Beftreben gibt ſich darin 
fund, daß das Haus ber Abgeordneten feine Mitwirkung zu ber gegenwärtigen 
Politik Meiner Regierung ablehnt, und einen Wechſel iu der Berfon 
M einer Rathgeber und Meines Regierungsſyſtems verlangt. Dem 
Artifel 45 ber Verfafjungs:Urfunde entgegen; wonach ber König bie Minifter 
ernennt und entläßt, will das Haus Mich nöthigen, Mi mit Miniftern zu 
umgeben, welche ihm genehm find; es will dadurch eine verfaffungewibrige 
Alleinherrichaft des Abgeordnetenhaujes anbahnen. Tief Verlangen Bei e 
Ich zurüd, Meine Minifler beißen Mein PBertrauen, ihre 
amiliden Handlungen finb mit Meiner Bewilligung gefde 
ben, unb Jh weiß es ihnen Danf, daß fie es fi —— 

o»ſein laſſen, dem verfaſſungswidrigen Streben bes Abgeord⸗ 
netenhauſes nach Machterweiterung entgegenzutreten. Unter 
ber Mitwirkung, welche das Haus Meiner Regierung zu verweigern erklärt, 
farın Ich nur diejenige verjtchen, zu welcher das Haus verfaflungsmäßig be⸗ 
rufen iſt, da eine andere von ihr weber beanſprucht werben kann, noch von 
Meiner Kegierung verlangt worben if. Angefichts einer ſolchen Weigerung, 
welche überdieß durch ben Geſammtinhalt und die Sprache ber Adreſſe, ſowie 
durch das Verhalten bes Haufes während ber verfloffenen vier Monate in ihrer 
Bebeutung klar geftellt wird, läßt eine Minere Dauer ber gegenwärtigen Seſſion 
feine Rejultate erwarten, fie würde ben Intereſſen des Landes weder feiner 
innerntage, noch feinen auswärtigen Beziehungen nach entiprechen. 
Auch Ich ſuche, wie Meine Vorjahren, den Glanz, die Macht und bie Sicher: 
beit Deiner Regierung in. bem gegenfeitigen Bande bes Vertrauens und 
ber Treue zwiſchen Fürſt und Voll. Mit’ des Allmächtigen Hülfe wirb es 
Mir gelingen, bie firäflid,en Verſuche zu vereiteln, welche auf Lockerun 
biefes Banbes gerichtet find. In Meinem Herzen fteht das Vertrauen auf 
bie treue Anhänglichfeit des preußiihen Volles an fein Königshaus zu fefl, 
als daß es durch ben Inhalt der Adreſſe des Abgeorbnnetenhaufes erihüttert 
werben follte.“ 

77. Mai. Das Abg.-Haus vernimmit die Antwort des Königs auf feine 
Adreffe. Tine königliche Botſchaft kündigt zugleih den Schluß ber 
Seffion an und entbietet das Haus auf den Nadhmittag in ben 
weißen Saal des königl. Schloffes. Der Präfident des Abg.:Haufes 
ſchließt die Sikung „in ber feften Zuverficht, daß Preußens Volk, 
obne die Baßnen ber ftrengften Gefetlichkeit audy nur einen Augen: 
blick zu verlaffen, in dem heftig entbrannten Berfaffungsfampf fi 
treu und feft um feine befchworene Berfaffung und feine Bertreter 
ſchaaren und das Palladium feiner durd fie erworbenen Rechte und 
Freiheiten gegen jede verfaffungsmwidrige Octroyirung 
heilig halten und fhüßen wird.” Der Minifter-Präfident v. Bismard 
fhließt den Landtag mit einer Rebe im Namen bes Könige: 

„Tie MNegierung Seiner Majeflät hatte bei ber Eröffnung dieſer 
Situngsperiode den Wunſch und bas Beſtreben Tunbgegeben, ein ein: 
müthiges Zuſammenwirken nrit ben beiden Häufern bes Landtags berzu- 
ſtellen. Die beſtehende Verfaffung und bie gemeinfame Hingebung für das 
Wohl des Landes unb bie Ehre der Krone war als bie Grundlage bezeichnet 
worden, auf welcher dieſes Ziel zu erreichen fein werbe. Rad bem Ergebniß 
ber Thätigleit des Lanbiags in den verfloffenen vier Monaten ift diefer Wunfch 
jedoch im MWefentlichen unerfült geblieben. ..... Das Hans ber Abgeorb- 
neten ift ſchon hurch bie Kumbgebungen, bon welchen ber Beginn feiner Ars 
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4. Juni. Die Stabiperorbneten von Berlin beſchließen mit 6 
gegen 14 Stimmen, eine Deputation an ben König zu fenben, u 
„den König ehrfurchtsvoll vorzuftellen, daß die im Widerſpruch mr 
ber Berfaffung eingeführten Beſchränkungen ber Preſſe durch Unter: 
drüdung von Zeitungen und Zeitfchriften feitens ber Bermwaltun::: 
behörben nicht nur das Vertrauen auf die Geltung der Berfafjung 
und die Geſetze erſchüttern, ſondern aud wichtige Eigenthums-In⸗ 
tereffen bem freien Exrmeflen ber Verwaltungsbehörden anhei mgebes 
und tief verlegend in das bürgerliche Leben und Gewerbe eingreifen; 
daß ferner bie Fortführung der Regierung ohne "einen georbneten 
Staatshaushalt und ber immer tiefergehende VBerfaffungsconflict ven 
Credit und das Vertrauen ber befigenden und gemerbetreibenren 
Elaffen in immer weiteren Kreifen gefährben, unb ihn unterhänigk 
zu bitten, durch fchleunige Berufung des Landtags bie Wieberbers 
ftelung eines verfaffungsmäßigen Zuftanbes herbeizuführen.” Tar 
Magiſtrat befchließt am folgenden Tage, fih an der Deputation ter 
Stabtverorbneten zu betheiligen. Die Stabtverorbneten der bebeu: 
tendſten Städte der Monarchie faſſen Ähnliche Beſchlüſſe ober trei- 
fen Einleitungen dazu. 

5. „ Sechs ber verbreitetfien Berliner Zeitungen proteftiren über: 
einftimmenb gegen die Preßordonnanz, bie fie für verfaffunge: 
widrig erflären. Sie erhalten fofort dafür die erfte Verwarnung, 
und werben dem ©erichte überwiefen. 

6., Rundreiſe des Kronprinzen in ber Provinz Preußen. Wie 
Stabtverordneten einer ganzen Reihe von Städten der Provinz ke: 
fließen, unter ben obwaltenden Umftänden alle Empfangsfeier- 
Yigleiten zu unterlaffen und auch feine Deputationen an ihn ze 

fhiden. In Danzig ergreift ber Kronprinz bie Gelegenheit 

fein Bedauern autzufprechen, daß er zu einer Zeit bergefommer 
fei, in welcher zwifchen Regierung und Volk ein Zerwürfniß ob— 
walte. „Ich Habe von den Verorbnungen, bie dazu geführt haben, 
nichts gewußt. Ich war abweiend. Ach habe Leinen Theil an ben 

Rathfchlägen gehabt, die dazu führten.“ 

Ein Erlaß des Minifters des Innern an fämmtliche Regierungen 
verbietet die Berathbung von politifhen Angelegens 
beiten durch die Stadtverorbnetenverfammmlungen 
“ und ordnet bie firengften Maßregeln dagegen an. In Königsberg 

und anderen Städten wird dem Borfteher ber Stabtverorbneten 

bei 100 Thlr. Buße verboten, die Berathung einer Abdreffe oder 
bergleichen zuzulaſſen. In Solingen wirb eine Situng der Stabt: 
verordneten, um über die Rage bes Landes zu berathen, vom Land: 

'rath verhindert. In Cottbus finden bie Stadtverordneten, als fie 

über eine Adreffe beratben wollen, das Sitzungslokal gefperrt. In 

Nordhauſen erhalten die Stabtverorbneten von ber Regierung in 
Erfurt einen Verweis, weil fie über eine Adreffe — wenn 
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andy durch metivivte Tagesorbuung abgelehnt Hatten. Kine von 
Bredlan wirklich abgegangene Deputation wirb weder vom König 
noch von den Miniftern empfangen und die abgegebene Adreſſe un- 
eröffnet zurüdgefchidt. Einige Städte protefliren und wollen. re: 
monftriren. Nachgerade fügen fich jedoh alle. Die trog bes Ber: 
bots an den König abgegangenen Adreſſen bleiben unbeachtet. 

3. uni. Die Stabtverorbneten von Berlin befchliegen, in Zukunft alle 
Adreſſen und Deputationen an bas kgl. Haus überhaupt zu unters 
laffen. 

» n Der Brofefior an ber Berliner Univerfität v. Holtzendorff wird 
von ber Regierung verwarnt, weil er am 4. d. M. in ber Der: 
fammlmg des erften LocalsWahlbezirte auf eine Zuſtimmungs⸗ 
erflärung zu dem Wirken des Abg.⸗Hauſes angetragen hatte. Kor: 
refpondenz darüber zwifchen dem Cultminifter und dem Senat der 
Berliner Univerfität. 

„ Die Stabtverorbneten von Königsberg in ber Neumark lehnen 
alle Empfangsfeierlichkeiten für die Prinzen Albrecht und Friedrich 
Karl ab, mit 9 gegen 6 Stimmen ſelbſt eine Begrüßung. 

„ An Berlin conſtituirt fich em „Verein zur Wahrung ber ver⸗ 
faffungemäßigen Preßfreibeit in Preußen“, entfaltet jedoch Feine 
bedeutfame Thätigkeit. 

„ Während bes ganzen Monats find von ben Behörden gegen bie 
liberale Preffe nach allen Seiten bin zahlreiche Verwarnungen er: 
folgt. In Folge davon ift die Prefie ber Oppofition über innere 
Angelegenheiten faft gänzlich verſtummt. 


ei 


4. Juli. Medizinalrath und Prof. Möller in Königsberg wird fufpen- 
dirt, weil er den Borfik in einer Verſammlung geführt, welche bie 
heimtehrenden Abg. begrüßt und durdy Refolutionen fi für das 
Abg.⸗Haus ausgefprochen hatte. 

„ Ein aus 46 der angefehenften Bürger Kölns beſtehendes Comité 
ladet die 3 Präfidenten bes Abg.-Hauſes, die ſämmtlichen Abg. 
der freifinnigen Yractionen aus Rheinland und Weftfalen und Schulze⸗ 
Delipfh auf ben 48. und 19. d. M. zu einem großen „provin⸗ 
zvellen Bankett“ nad Köln ein. Die Megierung bält es nicht für 
ratbfam, die Demonftration zu verbieten. 

18./19. Juli, Das Abgeorbnetenfeft in Köln geflaltet fich zu einer 
großartigen Demonftration der öffentlichen Meinung am Rhein für 
das Abg.⸗Haus. 

3. Juli. Tod des Prinzen Friedrich. Die Stabtverorbneten von Berlin 
beſchliehen mit 34 gegen 26 Stimmen bie Abjendung einer Abrefle 
ober einer. Deputation zu unterlaffen. Im Minifterium wird deß⸗ 


bald die Frage einer Auflöfung ber Stabtverorbnnetenverfammlung 
ventilirt. 


6. 


\ 


438 Prenfen. i 
— Aug. Die trotz bed Verbotes an den König gelangten Woreffen ve 
Stadtverordneten einzelner Städte beginnen an biefelben zurüd = 
geben, mit der WUnzeige, daß fie „aus bem kgl. Kabinet ohne berät: 
ſichtigende allerh. Beitimmung an den Minifter des Innern al: 
geben worben feien.” u: 

2. „Beſuch des Kaifers von Defterreich bei bem König von Preufre 
in Gaſtein (f. Deutfchland). 

4. „ Der König lehnt die Einladung zu einem Gongreß ber beutfcer 
Fürſten ab und fchlägt dagegen Minifterconferenzen von Bertreterr. 
der 17 Stimmen bes engeren Rathes der Bunbeöverfammlunz 
vor (ſ. Deutfchland). 

13.—14. Aug. Zwei Depeihen Bismards aus Gaſtein präcifiren tı 
Stellung, weiche Preußen ben öſterreichiſchen Borgehen in ber beut- 
{hen Reformfrage gegenüber einzunehmen, gedenkt. (ſ. Denutfchlb.) 

7. 31. Aug Fürſtencongreß in Frankfurt. Collectiveinlabung te 
verfammelten Yürften an den König. Neue Ablehnung des Könıgt 
(f. Dentfchland.) 


1. Sept. Schluß des Kürftencongreffes im Frankfurt. Zweite 
Eollectivfchreiben an. den König. (f. Deutſchld.) | 
3: u Das ohne die Theilnabme und gegen ben Willen Preußen? 
erreichte Nefultat bes Fürftencongrefles veranlaßt das Minifterium. 
beim Könige bie Auflöfung des Abgeorbnetenhanfes un 
die Anordnung von Neuwahlen zu beantragen. Der König gr: 
nehmigt den Antrag. | 
Bericht des Minifteriums an den König: „... Wir Tonnta | 
uns nicht verhehlen, baß weitere Berbandlungen mit bem gegenwärtige! 
 Abgeordnetenhaufe für bie Verfländigung über bie ſchwebenden Strer 
fragen Feine Ausſicht boten. Die Stellung, welche die Mehrheit des Sau | 
zu Ew. Maj. und zu Allerhöchftbero Regierung eingenommen, und bie At. 
derungen, mit weldyen biefelbe in bie Seife naenähzen Rede 
ber Krone einzugreifen verfucht Batte, ſchloſſen jede Hoffnung ar 
ferneres Jufammenwirken unb auf ein befriebigenbes Ergebniß desfelben au... 
Die Lage der Dinge in Ew. Maj. Staaten bat feitbem feine Beranlaffın: | 
zu einer Aenderung unſerer bamals von Ew. Maj. gutgebeißenen Anträs: 
“geboten; bagegen find auf bem Gebiete ber beutihen Bundes: Berfaffun: 
Veftrebungen zu Tage getreten, beven unvertennbare Abjicht es iſt, bem 
preußifhen Staate diejenige Machtftellung in Deutſchland und ir 
Europa zu verfünmern, welde das wohlerivorbene Erbtheil ber ruhm 
vollen Geſchichte unferer Väter bildet, unb welche das preußiſche Volk ſid 
nicht ſtreitig machen zu laſſen jederzeit entſchloſſen geweſen iſt. Unter biejm 
« Mmfländen wird es für Ew. Maj. Untertanen zugleich ein Bedürfniß ſein, 
bei ben bevorftehenden Neumablen ber Thatfache Ausbrud zu geben, baf Feine 
politifche DMeinungsverfchiedenheit in unferem Land tief genug greife, um, 
gegemüber einem Verſuche zur Beeinträchtigung ber Unabhängigkeit und ber 
ı : Mürbe- Preußens, die Einigkeit bes Volles in fih und bie unverbrüchlick 
Treue zu ‚gefährden, mit welcher dasſelbe feinem augeflammten :Herrfcherbauie 
anhängt. Die morgänge ber jüngiten Tage haben uns daher in den im Jun 
— Is. Ew. Maj. allerunterthänigft unterbreiteten Anträgen nur beſtärken 
nnen. . .” 
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. Sept. Bablanfenf ver Fortſchrirtspartei: 


15, 


„... Ohne bie Mitwirfung Preußens, ohne bie Theilnahme bes beut- 
ſchen Volfes haben bie deutſchen Fürften getagt, um eine neue Verfaſſung 
Des beutfchen Bundes zu berathen, in welcher weber Preußen noch bas beutfche 
Volk bie Stellung finden. würden, welche fie nach gefchichtlichem und natür⸗ 
Tichem Recht für fih in Anfpruch nehmen können und müffen. Die Minifter 
halten es fin ein Bebürfniß unferes Volkes, bei ben bevorſtehenden Reuwahlen 
der Thatſache Ausdrud zu geben, daß keine politiiche Meinungsverfchiebenheit 
in unſerem Lande tief genug greife, um, gegenüber einem Verfuche zur Beein- 
trãchtigung der Unabhängigkeit und Würbe Preußens, die Einigfeit des Volkes 
in fi und bie unverbrüchliche Treue zu gefährben, mit welcher basfelbe 
feinem angeftammten Herrſcherhauſe anhängt. — Mir, die wir bem Eentral: 
Wahlcomité der deutſchen Fortfchrittspartei von Anfang an angehört haben, 
Dürfen mit gutem Gewiffen behaupten, daß es zu biefem Zwecke eines neuen 
ans nicht bedurft hätte. Das Programm vom 9. Juni 
1861, auf welches Hin fich unfere Partei gebildet Bat, und welchem wir 
niemals untreu geworben find, trägt an feiner Spike folgende zwei Sätze: 
„Wir find einig in ber Treue für ben König und in ber feften Ueber: 
zeugung, daß bie Berfaffung bas unldsbare Band ift, welches Fürſt und 
Bolt zuſammenhält. Bei ben großen und tiefgreifenden Umwälzungen in’ 
den Staatenfoftemen Europa’s haben wir aber nicht mirtber bie klare Ein: 
ficyt gewonnen, daß „bie Griftenz und die Größe Preußens abhängt von 
einer feften Einigung Deutſchands, die ohne gemeinfame deutſche 
Volfsvertretung nicht gedacht werben Tann.” Diefem Programm 
bat unfere Partei it und außer bem Parlament mit Hingebung nad= 
geftrebt. Wenn ihr jebt der Vorwurf gemacht wird, baß fie in bie ver: 
faſſuugsmäßigen Nechte ber Krone einzugreifen verſucht babe, fo Tann fie 
ſich ruhig auf das Urtheil der ganzen Welt berufen, welche ihr bas Zeugnib 
gibt, daß fie mit Mäßigung unb Gebulb das verfaffungsmäßige Recht 
des Landes vertbeibigt, daß fie nie und. nimmer ben Boden bes Gefetes 
verinffen bat... Die Forderungen, weldhe die liberale Partei bes Fünf: 
tigen Abgeordneten-Hauſes zu ftellen bat, find durch bie bisherigen Kämpfe 
zu Aller Bewußtfein gelangt. Es find die folgenden: 1) Volle Freiheit ber 
Preſſe und demnach unverzügliche Befeitigang der Verorbnung vom 1. Juni 
d. 3. 2) Ausführung des in ber Berfaffung zugefagten Geſetzes über bie 
Verantwortlichkeit der Drinifter. 3) Thatfächliche Anerkennung bes Ausgabe: 
bewilligungsrechtes des Abg⸗. Hauſes. 4) Reform bes Herrenhaufes. 5) Ein 
2 auf volksthümlicher Grundlage mit zweijähriger Dieuſtzeit. 6) Deutſch 

arlament ‘aus freier Volkswahl. Das find Forderungen, in welche jeber: 
ehrliche Freund ber verfaflungsmäßigen Monarchie, jeber wahre deutſche Mann 
mit vollem Herzen einflimmen maß. Es find aber auch die Forderungen, ohne 
beren Erfüllung bie Zukunft unferes Landes und unferes Herrfcherhaujes jebem 
Zufalle der äußeren Creigniffe preisgegeben ift. . .* 


„ Wahlaufruf der minifteriell=feubalen Partei: 


„Die Regierung bat — wie-wir aus ben Motiven der Auflöfungsorbre 
entnehmen — ſich barauf befchränft, mit Beifeitelaffung aller Nebenbinge 
zwei Tragen in ben Borbergrund zu fielen: die Frage nah ber Geltung 
bes Königthums in Preußen und die Frage nach ber Stellung Preu— 
Bens in Deutfhland, und wir glauben. ben ernflen unb wehlmeinenken 
Abfichten Sr. Maj. des Könige am beften zu entiprechen, wenn wir auch 
unfererfeitö ben Schwerpunft unferer Action in biefe beiden Fragen verlegen. 
Wie Sr. Maj. ber König wiederholt anerkannt, herrſcht nach wie vor - 
dag unbebingtefle Einverſtändniß zwiſchen der Krone unb 
beren Räthen. Umfonft ift es aljo fhon um beswillen, bie Löſung unferer 
Krifs, wie dies bie Gegner allein ins Auge au: fallen fcheinen., in einem 
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22. 


24. 


Preußen, 


Minifterwechfel zu ſuchen. Aus ‚biefem Grunde glauben wir uns aud m: 
unſerem Aufruf nicht allein an bie Freunde unb Anhänger des zeitigen im 
fteriums, fonbern an alle Diejenigen wenden zu follen unb zu burfen, weit 
mit uns bie Krone als ben lebendigen Mittelpunft ber preußifchen Bertafinz; 
betrachten und deren Blick hell genug ift, um bie unvermeiblicdhen Folaun 
einer troßigen Wiederwahl nicht zu überjehen. Nur bas Königthum verma 
unfere wineren Wirren zum heilſamen Austrag zu bringen; nur ein Karla 
Königthum vermag auch die Stellung Preußens in Deutſchland zu wahren 


und zu ſtärken. Es ift nur bie einfache Gonfequenz jener inneren Auflehnum; 


wenn bie Führer ber beutichen Agitation wie in ber polnifchen jo ud 
in ber beutichen Frage ihren parlamentariiden Sieg ‚yber bie Krone mu 


. dem Preisgeben der ‚Großmachtſtellung“ Preußens in Deutſchland :c 


erfaufen bereit fliehen. Wit haben inbefien das Vertrauen.zu der Mehrzabl 
unferes Volks, daß fein preußifcher Patriotismus ftärfer ift als bie Kunt: 
einer unpatriotifhen Demokratie; wir haben bie Hoffnung nicht aufgegeber. 
bag ea nur ber richtigen Stellung ber Trage bebart, um bas im preußiſche 
Volke lebendige Bewußtjein ber Einheit —— Konige überall rechie: 
Ausdrud gelangen zu laſſen. Die neueſten Vorgänge in Deutſchland un: 
Europa müflen jeden Patrioten mehr als je mit der Ueberzeugung erfüller 
ba das eigenfle Merk unferes Königs und Herrn, bie neue Heeredorger 
fatton, deren Zweckmäßigkeit fi neuerdings in ben an Polen gienzenben Pre 
vinzen auf bas Krfreulichfie bewährt bat, ihrer feiten geleglihen rum: 
lage wicht länger entbebren Tann, wenn Preußen nicht in Stunden wichtig: 
Entſcheidung wehrlos werben fol... . “ ; 


Sept. Bericht bes Staatsminifleriums an den König über bie 


dentſche Frage. (f. Deutſchld.) 

Die 7 Berliner Redacteure werben wegen ihres Protefte® gegen 
bie Preßverorbnung vom 1. Juni in erfter Inſtanz freigefprochen 
» Antwort bes Königs an ‚die deutſchen Fürften, welche tar 
Collectivſchreiben aus Frankfurt vom 1. Sept. an ihn unterzeichne: 
hatten. (f. Deutſchld.) 

„ Ein Erloß des Staatsminifteriums fpriht im Verwaltungswex 
die Aufhebung ber Zahlung von Stellvertretungstoften aus 
Staatsfonds für die eine Wahl ins Abg.:Haus annehmenden Be: 
amteten aus. 

» Der Minifter des Innern macht ben Regierung » Präfibenten 
eine an das Staatsminifterium ergangene k. Ordre vom 7. April 
befannt, — in welcher es heißt, ber König könne fi der Wahrnehmung 
nicht verfchließen, daß viele mittelbare und unmittelbare Staate 
beamte fi ber Oppofition gegen die Staatsregierung angeſchloſ⸗ 
fen, und ftatt letztere thatkräftig zu unterftüßen, ihr fogar Schwie- 
rigfeiten bereitet hätten; das Wohl bes Vaterlandes forbere gebieterifc, 
daß ſolchen mit der Aufgabe königlicher Beamten unverträglichen Be: 
ftrebungen mit allen Mitteln, welche die Geſetzgebung zulaffe, entgegen: 
getreten, und bie nothwendige Einheit aller Regierungsorgane mit 
vollem Nachdruck angeftrebt werde — und fügt eine Ermahnung an 
die Negierungspräfibenten bei, bem Uebel grünblid unb nad: 
haltig entgegenzutreten: 

0. „Ber als Beamter geſchworen bat, „bem Könige, feinem Alle: 
“ gnäbigfien Bern, untethänig, treu und gehorſam zu fein“, ift been Gibee 





Per ai 


weder als Wähler, wo ch als Sewählter eniburuben, und wenn Se. Mij. be⸗ 


ſtimmt ben verfafjungsmäßigen Weg vorzeichnet, auf, welchem feine Ben £ 


ihn begleiten follen, fo ſind Alle au Gehorfam , diejenigen aber, welche bes 
Königs Gnade aus befonderem Bertrauen in Stellen von- poritifcher Bedeu: 
tung berufen ‘bat, noch außerdem zu thatkräftiger Unterſtützung ber koöͤnigl. 
Staatsregierung verpflichtet.“ 


6. Sept. Die Regierung fuht die Ausübung des Wahlrechts von Seite 


8. 


bes Militärs bei ben bevorſtehenden Wahlen möglichſt zu verhindern. 
Der Kronprinz und die Kronprinzeffin verreifen auf längere Zeit 
nach England. 


8. Oct. Antwort bes Königs auf eine Adreſſe der Dorfgemeinbe Stein- 


18, 


28. 


4. Nov. Das Kammergeriht erkennt gegen den Abg. Tweſten als Stabte 


grund in Schleſien, welche zu wiſſen wünſcht, ob der König wirklich 


nit dem Minifterium einig fei und wen fie wählen .folle: 

„Wenn bie Gemeinde bei ben Wahlen Mir ibre Treue befunden will, jo 
kaun bies nur durch bie ar folder ‘Männer geſchehen, melde. ben feiten 
Willen baben, Meine Minijter in ber Durchführung ber ihnen von Miz 
übertragenen Aufgaben zu ‚unterfiügen. Ein feindliches Berbalten 
gegen Meine Regierung läßt ſich mit ber Treue gegen Meine 
Perſon nicht vereinigen; denn Meine Minifter finb durch Mein Ber: 
trauen in ihre Stellungen berufen und haben Mich in ber Erfüllung Meiner 

geoßen und ernſten Pflichten zu unterſtützen. Das Werk, befien rchfüh⸗ 
rung Ich ihnen vor allem aufgetragen babe, iſt bie Seftkellung ber He 
reseinrihtungen, melde Ih für bie Sicherheit bes Vaterlandes ale 
nothwendi und in ber Erleichterung bes Dienſtes für bie älteren Wehrmän⸗ 
ner als mäßlidh und gerecht erfannt babe. Ich würde die Pflichten gegen 

Mein Boll verlegen, wenn Ich bieies Ziel nicht mit voller Entſchiedenheit 
erſtrebie. Sobald basfelbe erreicht ift, wirb ber Friede. im Lande ich neu 
und bauernd begründen und. bie Ausführung Meiner Abſichten für bie weitere 
gebeihliche Entwidelung ber Sejehgebung auf bem Boden ber Berjaflung ge: 
ſichert fein. Daß dahin bie Beftrebungen Meiner Minifter in Uebereinſtim⸗ 
mung mit Meiner eigenen Willendmeinung gerichtet find, darauf fann bie 
Gemeinde fraft Meiner Verficherung. vertrauen.“ 

„ Kölner Dombanfeft, Der König nimmt nit daran Theil, nach⸗ 
bem Hr. v. Bismard bei der Einladung auffallender Weife über- 
gangen worben war. 

„ Beier ber Schlacht von Leipzig. Die Entfaltung deutfcher Fahnen 
wird in einzelnen Städten, wie Erfurt ꝛc. von der Polizei verboten. 
In Berlin find an den königl. Gebäuden nur preußifche Fahnen 
aufgezogen. 

„ Allgemeine Landtagswahlen, Trotz aller Anfivengungen bringt 
die Regierungepartei nur 37 ihrer Candidaten durch. Die Fort⸗ 
ſchrittspartei geht verftärt aus ber Wahlurne hervor, bie Partei 
des Tinten Centrums bleibt ſich ziemlich gleich, bie kathol. Fraction 
verliert einige Sitze, bie altliberale Fraction erleidet eine vollftän= 
bige Niederlage. 


gerichtsrath wegen Unterzeichnung des Baplaufrufe ber. FERNE 
yartei auf eine Verwarnung. 


“ 


* 





Petupen. _ 


. mern kegt dem erſtern bie Preßordonnanz vem 3. Jim 
"den Entwurf einer Preßgeſetznovelle vor, mit ber Bemerkm: 
‚ bie Regierung boffe, daß das Haus den Nothſtand, welcher tu 


Verordnung vom 1. Juni veranlaßte, anerkennen und gleichzeug 
genehmigen werde, daß die Verordnung vom 1. Juni fo lan: 
in Kraft bleibe, Hi die beantragte Abänderung des Prefgeletet 
erfolgt und dadurch ein anderer Zuftand in ben betreffenden Ver— 
bältniffen herbeigeführt fei. 


42, Nov. Das Abg.-Haus wählt neuerbings mit 224 gegen 37 Stir 


48... 


1862 vor. 
418, „ Rebe des Ag. Joh. Jacoby an feine Wähler im zmein 
Berliner Wahlbezirk (Hindeutung auf eine Steuerverweigerung 4 


18. 


19. 


men, welche auf den Candidaten ber miniſteriellen Partei falle: 
Grabow zu ſeinem Präſidenten, v. Unruh und v. Bockum⸗Dolffs 


. Bicepräfibenten. 


Der Finanzminifter legt bem Abg.= Haufe den Etaatehant 
haltsetat und ben Nachtragsetat für 1863, das Budget für 186. 


‚ endlih die Ueberſicht der Staatseinnahmen und Ausgaben va 





das lebte Mittel zu Löfung des fchwebenden Conflictes). 
„» Das Herrenhaus ertbeilt mit: 37 gegen 8 Stimmen 
Preßordonnauz vom 1. Juni feine Genehmigung und erflätt, 
daß es ein dringendes Bebürfnig zur Aufrechthaltung ber öffentlich 
Sicherheit und der ftaatlihen Ordnung fei, jene Verordnung W 
lange in Wirkfamkeit zu erhalten, bis mit Zuftimmung beike. 
Häufer des Landtags‘ anftatt bderfelben andere geſetzliche 
mungen in Wirkfamfeit treten können. 
n Debatte des Abg.-Haufes Über die Breßorbonnanz. 7 
vom Präſidenten bezeichneten Meferenten Simfon und Gneift bear 
tragen: 1) Nach $. 63 der Verfaffung der Preßordonnanz die Genehm:: 
gung zu verſagen; 2) nah 6. 103 der Verfafjung zu erflären: die 
Preßordonnanz fei weber zur Aufrechthaltung ber Orbnung, ned 
zur Befeitigung eines Nothftandes erforderlich, eine Beichränkun: 
ber Preßfreiheit überhaupt nicht im Verordnungswege zuläffig, and 
der Inhalt der Preßordonnanz der Verfafiung entgegen. Der Ar 
trag 1 wirb mit 278 gegen 39, Wer Antrag 2 Abſatz a und d 
mit großer Majorität, Abſatz c mit 269 gegen 46 Stimmen ar 
genommen. 
n Das Herrenhaus nimmt bie ihm vorgefhlagene Adreſie 
mit 72 gegen 8 Stimmen an: 

„Ew. Mai. haben mit eben fo viel Milde wie Feſtigkeit TE au N 
daß von den Rechten bes Konigthums nichts vergeben werben —— 
Maj. in dieſen en mit un tterlicher —* zur Seite zu fleßen, En 
das Herrenhaus fi zur betlig. Plidyt machen. . . Wir werben auch gem zu 
bem Friedenswerke mitwirken, welches Em. Mai. dadurch beabfichtigen, dat 
bie Befugniſſe ber Staatsregierung zu Leiftung der nothwenbigen Ausgaben 
für den Fall, baf eine Einigung über ben Staaishaushalts-Ktat wicht u 
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Stande gelommen if, durch eine neue Gefekvorlage näher geregelt werden 
jolen. Durhdrungen von ber Weberzeugung, daß bie neue Formation bes 
Heeres, melde wir Ew. Maj. Weisheit verbanfen, ſich als ebenſo zweckent⸗ 
fprechenb wie den wirthſchaftlichen Intereſſen des Landes förderlich bewährt 
bat und baber in ihrem Foribeſtande nimmermehr gefährdet werben darf, 
werden wir ben in Ausficht geftellten Entwurf eines neuen Gefebes über bie 
Verpflihtung zum Kriegsbienit "einer forgfältigen Prüfung unterwerfen. . . 
Die Lage von ganz Europa ift eine bewegte. Die verſchiedenſten, ja ganz 
bivergirenden politifhen Anjchauuntgen haben mit Dank es begrüßt, daß Em. 
Maj. die Ehre und die Rechte Ihrer Krone und Preußens ın feſter Hanb 
gehalten haben. In ber That Tann nur dadurch, daß bie Machtftellung 
Preußens unb fein providentieller Beruf für Deutſchland 
allfeitige Anerfennuug findet, die Einheit, Macht und Sicherheit bes deutſchen 
Baterlandes wahrhaft gefördert werben. Wir bitrfen mit Zuverficht hoffen, 
baß bie forgjame Wahrung ber Ehre und ber Rechte Ew. Maj. Krone auch 
bei ber kaiſ. Öfterr. Regierung bie Weberzeugung hervorrufen wird, baß nur 
im Einverfiändniß und buch gemeinfames Vorgehen mit Preußen das 
Gedeihen und bie ren Deutſchlands zu erreichen iſt. .. Unjer Troft in 
mtannigfachen Zerwürfnifien und unfere Freude ifl, daß Ew. Maj. mit uns 
an bem Vertrauen fefthalten, es ift noch dasſelbe alte preußifche Volk," welches 
durch Gottes Gnade Ihrer kgl. Regierung anvertraut if. Das feſte umb 
wohlwollende Regiment in Gerectigfeit und Zucht, welches Ew. Maj. auch 
für bie Zufunft zugefagt haben, wirb — baran zweifeln wir nicht — auch 
Irregeleitete balb auf die rechten Wege zurüdführen. Ew. Maj. werben mit 
Senugthuung jehen, bat Ihr Volk aud) jebt noch in Thaten bie alte Treue 
zu bewähren wiſſen und mit Danf und Preis erfennen wird, wie ihm in 
jeinem — ber Segen Allerh. Ihrer glorreichen Väter erhalten und 
erneuert ift.” 


1. Nov. Eine k. Berorbnung hebt in Zolge des Beichluffes des Abg.⸗ 


Haufes gemäß Art. 63 der Verfaffung bie Preßorbonnanz vom 1. Juni 
wieder auf, 

„ Ernennung von 10 neuen Iebenslänglihen Mitgliebern bes 
Herrenhaufes. 

Der Kriegsminifter bringt im Abg.-Hauſe ben umgearbeiteten 

Entwurf des Gefehes über die Verpflichtung zum Kriegsbienfte ein. 
— Die Abg. Stavenhagen und Virchow bringen Namens ber beiben 
liberalen Fractionen einen Antrag bezüglich ber ſchleswig-hol⸗ 
fteinifgen Trage ein. (f. Dtſchld.) = 
„ Preußen und Defterreich haben ſich bezügl. der ſchle s⸗ 
wig: bolfteinifhen Frage im wefentliden verftändigt und 
geben in ber Bundesverfammlung eine gemeinfame Erklärung zu 
Protokoll, nah der fie ihrerfeits entichlofien find, am Londoner 
Vertrag feitzuhalten. (ſ. Dtſchld.) 
„Das Abg.-Haus beſchließt auf den Antrag von Schulze-De⸗ 
litzſch und Carlowitz, einen Ausſchuß niederzuſetzen zu Unter⸗ 
ſuchung der bei den letzten Wahlen vorgekommenen geſentz wi⸗ 
drigen Beeinfluſſung der Wähler und Verkümmerung der 
verfaſſungsmäßigen Wahlfreiheit preuß. Staatsbürger. 


1. Dec. Debatte des Abg.⸗Hauſes über die ſchleswig-holſteiniſche 


Frage. Erklaͤrung bes Staatsminifteriums, (ſ. Otſchld.) 
10 


- Am 
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Preußen. 


2. Dec. Schluß der Debatte des Abg.⸗Hauſes über bie f Hleswiz 


10. 


12. , 


14. 


45, 


4 


24 


holſteiniſche Frage. Die Anträge v. d. Heydt (feudale Ara 
tion) und Waldecks (äußerſte Linke) werben in namentlicher At⸗ 
ſtimmung jeder mit 268 gegen 37 Stimmen (bie polniſche Fractien 
enthält fi der Abftimmung) verworfen und ber Antrag der Gem: 
miffion (Virhow-Stavenhagen) mit 231 gegen 63 Stimmen au 
genommen. (ſ. Diſchld.) | 
„ Das Abg.-Haus beſchließt nad) dem Antrage ber Bubget-Gom- 
miffion das Budget für 1863 vorerft zurüdzulegen unb zunidi 
das Budget für 1864 feftzuftellen. 

„Identiſche Note Preußens und Oeſterreichs an bie Regierunge: 
der beutfchen Mittel: und Kleinſtaaten. (ſ. Dtiſchld.) 

„» Die Regierung verlangt vom Abg.:Haufe die Genehmigus; 
zur Einleitung einer Unterfuhung gegen den Abg. Jacoby weger 
ber Rebe an feine Wähler vou 13. November. 

Unter bem gemeinfamen Drude Defterreihe und Preußens verwir: 
bie Bundesverfammlung mit 8 gegen 7 St. der Antrag bes Ausſchuſſes 
auf „Occupation” der Herzogthümer und befchließt Dagegen ben fofer 
tigen Eintritt der „Erecution” gegen Dänemark „ohne Präjubdiz für 
die vom deutſchen Bunde innerhalb feiner Kompetenz a 
faffenden Entfchließungen über die von mehreren Regierungen ge: 
ftellten Antgäge in ber bolfteinifhen Erbfolgefrage* (f. Otſchld.). 

Die Regierung ordnet Kriegsbereitihaft für die Marine an. 

Die Regierung verlangt vom Abg.⸗-Hauſe ein Anleben ve: 
12 Mill. Thlrn. zur Beftreitung der außerordentlihen Ausgaber 
für die megen ber ſchleswig-holſteiniſchen Angelegenheit erforderliche: 
militärifhen Maßregeln, Dem nächften Landtag fol über die ge 
ſchehene Verwendung Rechenſchaft abgelegt werden. Das Hau: 
befchließt, den Geſetzesentwurf einer befondern Commiffion zu 
überweifen. 

„ Das Abg Haus wählt Grabom mit 253 gegen 25 Stimmen. 
bie auf den Candidaten der feubalen Fraction fallen, zu feinem 
Präfidenten für den Reſt der Seffion. 

Die feudale Fraction des Abg.-Hauſes feht ein Gegenunterfuhungs: 
comite bezüglid der Wahlen ein. Die Regierung verbietet allen 
Bebörben, dem vom Abg.:Haufe zu Unterfuhung ber Wahl: 
umtriebe eingejegten Ausfhuffe irgend welche Auffchlüffe zu 
ertbeilen. 

Berfammlung von Bertrauensmännern ber Iiberalen Partei von 
Rheinland und Weftfalen in Köln behufs Beſprechung ber fchleswig- 
bolfteinifhen Trage. Aufruf berfelben an bie Bewohner biefer 
Provinzen. ; 

„ Die mit Prüfung des von ber Stegierung geforderten Anlehens 
von 12 Mill. Thlen. beauftragte Commiſſion des Abg⸗Hauſes 


" 


„ 
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trägt mit 15 gegen 6 Stimmen barauf an, eine Abreffe an ben 
König zu richten. | 


8. Dec. Das Abg.-Haus nimmt mit 207 gegen 107 Stimmen (bie feu- 


n 


" 


dale, die Fatholifche, die polnifhe Fraction und bie Fraction ber 
äußerfien Linten) bie ihr vorgejchlagene Abrefie an ben König an: 


„+. Das Haus ber Abgeorbnneten bat bereit in eingehender Verhand⸗ 
lung die fchleswig=holfteinifche Frage erörtert und die Richtung der Politik, 
welche einzuhalten Deutfchlands Ehre und Intereſſe nach unferer Meberzeugung 
gebieten, in feinem Beichluffe vom 2. Dec. bezeichnet. . . . Preußen und 
Deutſchland find demnach verpflichtet, das Erbrecht Friedrich VIII. anzuer: 
tennen, bie Zufantmengebörigfeit und Unabhängigfeit ber Herzogthümer her: 
zuftellen, und bas beutiche Bundesgebiet von der Anwefenheit händler Truppen ' 
zu befreien. Diejer Verpflichtung ſchleunig und wirffam nadyzufommen, hat 
fein anderer deutſcher Staat bringendere Aufforderung, als der preußifche, 
Auf bem Boden ber Herzogthümer hat unfer tapferes Heer feine erhen Siege 
feit den Befreiungsfriegen erfochten, und damit feine Waffenehre für ben end- 
lichen Triumph ber von ‚ihm ruhmreich aber erfolglos vertheibigten Sache 
eingejeßt. Die Unterbrüdung ber Herzogthümer feit 1851 war bie erfle und 
nothwendige Folge ber unbeilvollen Uebereinfunft von Olmüß, beren verberb: 
fihe Rüdwirfung auf Preußens innere Zuftände und deutſche Machtftellung, 
von jebem patriotifhen Herzen bitter empfunden, erſt mit der Befreiung ber 
Herzogthümer wieber getilgt fein wird. Mit tiefen Leibwejen ſieht deshalb 
das Haus ber Abgeordnelen bie königliche Staatsregierung in einer Mid: 
tung wirken, welche nicht bie Befeitigung, fondern bie Herftellung unb 
Kräftigung der Vereinbarungen von 18°%, zur Folge zu haben droht. ... 
Sie haben von Anfang an feine andere europäifche Bedeutung, als die ſchwere 
Gefährdung gerabe ber preußifchen Staatsintereifen gehabt, fo baß jebe preußifche 
Thätigkeit zu ihren Gunften eim ct ber GSelbftzerftörung genannt werben 
muß. . . . Das Haus ber Abg. wendet fih an Ew. Maj., um bie jchwere 
Schuld von fih abzuwenden, daß es nicht Alles verfucht habe, um eine Po⸗ 
fitit zu ändern, welche bas Land auf lange Zeit zu fchädigen droht. Denn 
nach bem Syſtem bes Minifteriums müfjen wir firchten, daß in feinen Hän- 
den bie begehrten Mittel nicht im Intereſſe ber Herzogthümer und Deutſch⸗ 
lands, nit zum Nutzen ber Krone und des Landes verwendet werben 
bürften. . . . Darum bitten wir Ew. Maj. ehrfurchtsvoll und dringend, von 
bem Londoner Vertrag zurüdzutreten, ben Grbprinzen von Schleswig=Holftein- 
Auguftenburg als Herzog von Schleswig. Holftein anerkennen, und dahin wirten 
u wollen, baß ber beutiche Bund ihm in der Befibergreifung unb Befreiung 
Feiner Erblande wirtfamen Beiftand leifte. Das Haus ber Abgeorbneten hat 
feinen wärmeren Wunſch, als einer Politik, welche, getragen von bem Ver⸗ 
trauen ber Nation und ausgeführt mit rüdhaltlofer Hingebung an bie na⸗ 
tionale Sache, diefe hohe Aufgabe fih zum Ziele febte, alle Mittel freudig 
zur Verfügung zu ftellen.“ 

Die Regierung bringt im Abg.-Haufe einen Geſetzesentwurf be⸗ 
züglih Feſtſezung des Staatshaushaltsetats ein fürden 
Fall der Nichtvereinbarung zwiſchen Regierung und Landtag über 
das jährlihe Budgetgeſetz. Der einzige Artilel bes Entwurfs ent- 
hält die Beftimmung, daß ber zulegt vereinbarte orbentlihe Etat 
bis zur Vereinbarung eines neuen, und bie außerorbentlichen Aus⸗ 
gaben, fo meit biefelben für vereinbarte dauernde Zwecke beſtimmt 


. feien, in früherer Höbe fortbauern follen, 
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19, Dec. Das Herrenhaus genehmigt mit großer Mehrheit die ihm von 
Grafen Arnim-Bopgenburg vorgefchlagene Abrefie an ben Kün; 
nachdem ein Amendement ber liberalen Minorität, das die Yet 
fagung vom Londoner Protokoll forderte, Feine ausreichende Unter: 

ſtützung gefunden Hat: | 
n 5. + Die Succeffionsfrage (in Schlestwig:Holftein) wird vom beufiän 
Bunde zur Zeit als eine offene betrachtet. In der Berfaflungsfrage ak: 
fchreitet ber Bund durch feinen Beihfuß von %. Dec. d. J. bem Bertrax: 
brud Dänemarks gegenüber, nach zehnjährigen Verhandlungen zur IM. 
Diefe Mafregel fol und barf ber Frage: wer nunmehr ber vedhtmin« 
Herricher der Herzogthümer fei? in feiner Weile präjudiziren. Riem: 
aber kann beftreiten, daß, wenn es fih um Löfung jener tage, und 
falls Preußens — dies rechtfertigt, um Durchführung derſelben mit der 
Gewalt ber Waffen handelt, Preußens Stellung günfliger jei, wenn nn 
von beutfhen Truppen, als wenn e8 von däniſchen Truppen bejegt ifl. ... 
Das Herrenhaus geht von dem Grundſatze aus, daß, jo wenig ber Laudes 
vertretung das Recht beftritten werben Tann, auch in ben ragen ber äußere 
Politik — Wünſche und Anſichten der Krone gegenüber auszufpreden, 
dies nicht dahin führen barf, biefe Wünfche und Anfichten höher zu frcla 
als die Pflicht: der Krone die verfafjungsmäßige Mitwirkung ber zu jena 
Zwecke nöthigen Mittel zu gewähren. Das Herrenhaus ift fi aber and 
bewußt, baß jenem Rechte ber Landesvertretung: ihre Wünfche und Anſichtee 
in Fragen der äußeren Politik auszufprechen, und benjelben innerhalb ik: 
Gompetenz Geltung Fr verfchaffen, das ältere Necht ber preußiſchen Köms: 
welches ber Artikel ber Berfaffung aufs Neue beftätigt, gegenüberftebt: 1. 
Fragen ber Außern Politik, welche in ber Pegel die Frage über Krieg oder 
Trieben in ihrem Schooße tragen, ſelbſtändig und embdgiltig zu entſcheider 
Auch das Herrenhaus würde mit Freuden einen deutſchen Fürften als Herrſcher 
jener beutjchen Länder begrüßen. Auch wir würden, wenn Ew. Maj. nut 
Prüfung des Rechts und ber europäifchen Verhältniſſe es im Sntere- 
Preußens für gerechtfertigt erachten jollten, jenem Wunſche bes deutſchen Belte: 
durch bie preußifchen Baffen Nahdrud zu geben, freudig die hiezu nötbige 
Mittel gewähren. Aber bies Tann fein Grund fein, die nötbhigen Drittel 3 
verfagen. . . . Aus allen biefen Gründen fühlt das Herrenhaus fich gebrungen‘ 
Eurer f. Maj. ehrerbietigft zu erflären,, daß es die unbebingte Genchmi 
gung des Gefegesentwurfes über ben Gelbbebarf für die militärifhen Mat 
regeln in Folge ber zwiſchen Deutfchland und Dänemark fchwebenden Etreit 
fragen feinerfeits al8 eine unabweislihe Pflicht erfennt, daß es aber, aus 
“ wenn wider Verhoffen berfelbe bie Genehmigung bes andern Haufes nid: 
finden follte, von der Zuverſicht erfüllt if, daß die Opferbereitjchaft der 
preußifchen Volkes, wo es fi um bie Ehre und Pflicht Preußens wie um 
ben Schub eines deutſchen Bunbeslandes gegen Ber allum): Seiten: 
Dänemarks handelt, nötbigenfalls ohne ein Gefep jene Mittel ge 
währen werbe,“ 


27. „ Der König lehnt bie in ber Adreſſe bes Abg.-Haufes nieber: 
gelegten Forderungen bezüglich der Haltung Preußens in ber ſchles⸗ 
wigsholfteinifchen Frage durch eine vom gefammten Staatsminifterium 
unterzeichneten Antwort ab: 

„e.. Denn an bie Spike biefer Abreffe ber Sag geftellt worden ill, 
daß das Haus der Abgeorbnieten bereits bie Richtung bezeichnet babe, meld 
erde Deutſchlands Ehre und Intereſſen gebieten, fo will Ich annehmen, 
daß bamit ber Mir nach ber Verfafjung und ben Gefepen bes Landes zu: 
ſtehenden Entfheidung über bie Beziehungen ber Monarchie zum Auslande 
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nicht hat vorgegriffen werben follen. ... . Das Haus ber Abg. Tann überzeugt 
fein, baß bie Richtung, in welder Meine Regierung bie auswärtige Po: 
litik bisher geführt bat, bas Ergebniß Meiner veiflic erwogenen Entſchließ⸗ 
ungen ift. Ich babe die letzteren gefaßt mit Rüdfiht auf die von Preußen 
geichloffenen Verträge, auf bie Geſammtlage Europa's und auf unfere Stel: 
lung in berfelben, aber zugleich mit bem feſten Willen, das deutſche Recht in 
ben Herzoathüümern zu wahren unb für bie berechtigten Ziele, welche Preußen 
zu erftreben hat, erforderlihen Falls mit ben Waffen in der Hand einzuftehen. 
In welcher ae und zu welchem Zeitpunft jedes einzelne zur Grreichung 
biefer Ziele führende Mittel zur Anwendung zu bringen fein wird, barüber 
kann bie Mir verfaffungsmäßig zuftehende Entſcheidung nur von Mir 
Selbft getroffen werben. Die Succeffionsfrage wird durch ben Deut: 
fen Bund unter Meiner Mitwirkung geprüft werben, und bem Er- 

ebniß biefer Prüfung kann Ich nicht vorgreifen. Bevor bad- 
*— feſtſteht, handelt es ſich um die Beſchaffung der Mittel für die vom 
deutſchen Bunde beſchloſſenen Executionsmaßregeln und für die im Gefolge 
derſelben etwa nöthig werdenden Vertheidigungsanſtalten. Die Vollziehung 
des Bundesbeſchluſſes iſt eine dem Staate rechtlich und vertragsmäßig 
obliegende Pflicht, und die Gefahren, welche ſich aus derſelben leicht und ſchnell 
entwickeln konnen, bürfen das Land nicht unvorbereitet treffen. Unter dieſen 
Umſtänden kann das Haus die ſchwere Verantwortlichkeit nicht auf ſich nehmen 
wollen, dieſe ganz unentbehrlichen Mittel zu verſagen, oder ihre Bewilli⸗ 
gung an Bedingungen zu knüpfen, welche in die zweifelloſen Rechte 
Meiner Krone eingreifen. Ich würde es nicht verſtehen, wenn daſſelbe 
Haus, welches Meine Regierung ſo lebhaft zur Action drängt, in dem Augen⸗ 
blick und auf dem Felde, wo dieſe Action eintreten kann und muß, die Mittel 
zu derſelben verſagte. Ich würde es um ſo weniger verſtehen, als Meine 
Geſinnung und Mein Wort dafür bürgen, daß die Mittel, welche Ich zum 
Schutze des Rechts und der Ehre des Landes fordere, auch dieſem Zwecke 
entſprechend werden verwandt werden. Jeder Zweifel daran wider—⸗ 
ſpricht dem Vertrauen, welches das preußiſche Volk in das 
Wort feiner Könige zu ſetzen gewohnt iſt. Ich muß das Haus unter 
mabnenber dinweiſung auf den Ernſi des Momentes und auf die Wichtigkeit 
ber Entſcheidung für die Zukunſt des Vaterlandes, zu vertrauensvoller Be: 
rathung der Vorlage vom 18. Dec., und im Hinblick auf bie unaufhaltſame 
Entwidelung ber Thatfachen, zu befchleunigter Bewilligung ber für bie Er⸗ 
füllung ber Bunbespflicgten und für die Sicherftellung ber Yanbesvertheibigung 
unabweislich nothwenbigen Anleihe auffordern.” 

28. Dec. Preußen und Defterreih beantragen am Bunde, an Dänemark 
die Aufforderung zu richten, das Grundgeſetz vom 18. Nov. für 
Schleswig befinitio wieder aufzuheben, wibrigenfall® ber beutfche 
Bund fi dur eine militärifche Beſetzung bed Herzogthums Schles- 
wig ein Pfand für die Erfüllung feiner gerechten Yorberung ver 
fhaffen würde (f. Deutfchland). 





III. 
Deflerreid. 


3. Yan. Der Ag. Schuſelka ladet feine Wähler in Wien zu ein 
Beſprechung ein. Der Staatsminifter verbietet bie Zufammentun 
als ungefehlidy. 

9. „ Eröffnung fämmtliher Landtage (außer Ungarn, GSiebenbürge 
Croatien und Benetien). 

17. „ (Siebenbürgen). Zufammentritt ber ſächſiſchen Natiend:Un 
verſität. 
Das neue öſterreichiſche Preßgeſetz wird publicirt. 
26. . (Tyrol). Der Biſchof von Brixen erneuert im Tyroler Land 
tag den Antrag auf Erhaltung der Glaubenseinheit. 


2. Febr. (Siebenbürgen). Die ſächſiſche Nations⸗Univerſität ſprid 
ſich in einer Adreſſe an den Kaiſer neuerdings für bie Reichsein 
heit und die Reichsverfaſſung aus. 

9., Galizien). Der Landtag wird in Folge der polniſchen Wirte 
plõtzlich vertagt und nicht wieder einberufen. 

45. „ Die öfterreihifche Preſſe aller Parteien ſpricht fi einftimmi; 
gegen bie preußifche Convention mit Rußland und gegen eme Er 
neuerung ber Allianz mit Preußen und Rußland aus. 

22. „ (Ungarn). Der Judex curiae, Graf Apponyi, ficht fi hurd 
bie immer allgemeiner werdenden Klagen des ungarifchen Handelt: 
ftandes genöthigt, eine Vertrauens⸗Commiſſion niederzufegen, um kit 
Frage zu prüfen, ob bie traurigen Erfcheinungen, weldye in ber unge: 
riſchen Handelswelt zu Tage treten, wirklich ihren Grunb in den 1861 
wieder eingeführten ungarifhen Handels: und Wechſelgeſetzen haben. 

25. „ (Tyrol). Der Landtag nimmt nad einläßlicher ziemlih bei: 
tiger Debatte mit 34 gegen 18 Stimmen ben Antrag bes Biſchſs 
von Briren in ber Glaubenseinpeitöfrage an, Se. Maj. ben Kaiſer 
zu bitten, er wolle „bei ben eigenthüntlichen Verhältnifſen Torels" 
an dem kaiſerlichen Proteftantens Patente folgende Abänberungen ge⸗ 
nehmigen : 
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„1. In Tyrol beſteht keine Pfarrgemeinde ber evangeliſchen Kirche, weder 
augsburgiſchen noch helvetiſchen Bekenntuiſſes, und es ſoll auch in Zukunft 
in dieſem Lande feine akatholiſche Gemeinde ober Filiale ſich bilden bürfen. 
2. Die Evangeliſchen, die ſich in Tyrol aufhalten, gehören hinſichtlich ihres 
Sftentlichen Botlesdienſtes, Kirchen⸗, Unterrichts⸗ Wohlthätigfeits-Anftalten, Stif⸗ 
tungen, Fonds und Vereine, hinſichtlich Gemeindeverſammlungen, Gemeinde⸗ 
vertretung und Presbyterium zu ber ihnen am nächſten liegenden Gemeinde 
ihres Bekenntniſſes einer andern öfterreihiihen Provinz. In Tyrol ift ihnen 
nur das Religions-Privat-Crercitium geftattet. 3. Das proteftautifche Bethaus 
in Meran bleibt ber Benügung ber bort weilenben Nichtkatholifen als Privat: 
Oratorium anheimgeſtellt. 4. Akatholiken Finnen in Tyrol unbewegliches Ei: 
genthum erwerben, müſſen jedoch von Fall zu Fall ſich die Erlaubniß durch 
ein Landesgeſetz erwirken.“ Weiter heißt e8 in dem Beſchluß: „Der Landtag 
theilt zwar noch immer bie Ueberzeugung, daß bie Ausnahms-Beftimmungen 
anf Grund bes bisherigen gejeglichen und thatſächlichen Ausnahmszuſtandes 
und bes Allerhöchften Sanbiehreibene vom 17. Sept. 1859 nad $. 17 der 
Landesordnung zu fanctioniren wären, betritt jedoch, ohne Landesrechte auf: 
zugeben, im pflichtſchulbigſten Gehorſam den ihm durch den allerhöchſten Lanb- 
tagsabfchieb vom 13. Juni 1861 vorgezeichneten Weg des F. 19 der Landes: 
ordnung, und ſtellt biemit die unterthänigfle Bitte, Eure f. k. apoftol. Majeftät 
wolle dieſen Gegenjtand im Sinne und Wortlaute bes erwähnten Landtags: 
abfchiedes durch allerhödhfteigene und unmittelbare Mürbigung 
zu erlebigen geruhen.” = 


6. Febr. eier des Jahrestage der Neichsverfaffung. Diefelbe findet dieß⸗ 
mal in Böhmen ohne Widerftand, in Galizien nur von Geite ber 
Ruthenen, in Siebenbürgen nur von Seite der Sachſen ftatt. 

8 „ Antwort Oefterreih8 auf die Anklage der preußiſchen Circular: 
Depefhe vom 24. Januar, bezüglich der Stellung zu Deutjchland 
(ſ. Deutfchland.) 

1. März (Ungarn). Eine Deputation des Peſther Hanbelsftandes 
richtet an ben Kaifer das Geſuch um Wiederherſtellung ber deut: 
[hen allgemeinen Wechſelordnung und um bie Einführung bes 
deutſchen Handelsgeſetzbuches. 


6., (Siebenbürgen). Der ſiebenbürgiſche Hofkanzler ermächtigt | 


den Biſchof Schaguna, einen Congreß ber Rumänen einzuberufen. 

% (ETyrol). Die Abgeordneten aus Wälfchtyrol beantragen am 
Landtage die Trennung desfelben in zwei Abtheilungen, die eine 
für Deutfche, die andere für Wälſchtyrol. 

» (Böhmen). Der Landtag verwirft mit 130 gegen 70 Stim⸗ 
men einen Antrag Palacky's und ber czechiſchen Partei auf Revifion 
des Landtagswahlgeſetzes. ; 

16. „ (Benetien). In Wien werben Conferenzen mit Vertrauens: 

männern aus Denetien zur Berathung eines Lanbesftatuts eröffnet. 
„» » (Borariberg). Der Landtag von Vorarlberg fpricht fi ein 
flimmig gegen das Jeſuitengymnaſium in Feldkirch aus. 
„„CUngarn)y). Die Judexcurial⸗Conferenz in Peſth ſchließt, ohne 
dem Begehren des Handelsſtandes gerecht zu werden, ihre Bera⸗ 
thungen, indem ber Judex curiae, Graf Apponyi, als Ergebniß ber 
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Conferenz conftatirt, daß bie Octroyirung irgend einer gefehläcke | 
Maßregel nicht gewünſcht werde und Tediglich bie ehebaldigſte Br 
rufung einer Commiffion von Richtern in Ausſicht ftellt, welche vw 
einzelnen Artikel des ungarifchen Wechſelrechts repibiren und erm 
entfprechende Vorlage machen fol. 

21. März. (Böhmen). Ein Antrag des Abg. Rieger und ber geifchre 

- Bartei für Einberufung der Landtage von Ungarn, Eroatien, Sre⸗ 
benbürgen und DVenetien wird am böhmifchen Landtag mit 15 
gegen 63 Stimmen verworfen. 

26. „ (Tyrol). Sämmtliche auf dem Lanbtage nicht erfchienene AL- 
geordnete Wäljchtyrols legen ihr Mandat nieder. 

28. „ (Ungarn). Mehr als 50 Mitglieder des Landtags von 186°! 
Magnaten und Abgeordnete, überreichen bem damaligen Führer br: 
Majerität, Franz Deak, ein Landtagsalbum. Anrede des Barım 
Edtvds, Antwort Deal's. Beide Neben bezeugen, baß bie banız 
Yige Majorität noch immer auf demfelben Standpunkte ſteht und «ar 
ben Geſetzen von 1848 noch immer entf&ieden fefthält. 

29. „ (Ungarn). Diejenigen Peſther Blätter, welde die Neben ver 
Eötods und Deak vom vorhergehenden Tage mittheilen, werben mat: 
Beſchlag belegt, die Drudereien derſelben verfiegelt. 


8. April. (Benetien) Schluß ver Berathungen ber in Rien rer: 
fammelten Conferenzen über ein Ranbesftatut für Venetien. 
„ nn. (Ungarn). Der Judex curiae, Graf Apponpi, wird entlaffer 
und Graf Andraſſy an feine Stelle ernannt, 
12. „ Defterreih unternimmt gemeinfam mit Frankreich und England 
einen erften Schritt bei Rußland zu Gunften Polens, 
Depeſche bes Grafen Rechberg an ben Öflerr. Gejchäftdträger ı- 
St. Petersburg: „Seit ber Niederlage und Zerfprengung ber ihrer Zahl une 
Organifation nach bebeutendften bewafineten Banden darf man annehmen, dur 
ber Aufftand in Polen auf weniger ernfihafte Proportionen zurüdgeführt in. 
Dieſe Thatfache, welche bie ruffiihe Regierung ber bis dahin auf ihre Würde 
und bie militärifche Chre zu nehmenden Rüdfichten enthebt, geftattet und 
heute, Ihre Aufmerkſamkeit auf ben unbeilvollen Einfluß zu Ienfen, welchen 
die Unruhen in Polen auf unfere eigenen Provinzen üben. In der That it 
es unmöglich, daß Galizien nicht von fo beflagenswertheg Ereigniſſen berührt 
werbe, wie fie fich in ber unmittelbaren Nähe feiner Grenzen erfüllen. Es 
find auf dieſe Weife der Taiferliden Regierung ernſte Verlegenheiten bereite 
worden, unb fie muß beßhalb einen ganz befonberen Werth barauf legen, 
beren Wiederverkehr verhütet zu fehen. Das Petersburger Cabinet wirb obne 
Zweifel felbft bie Gefahren ber periodifchen Zudungen anerkennen, welche Polen 
in Aufregung Bringen, und e8 wird einfehen, daß e8 an ber Zeit ift, auf bie 
Mittel Bedacht zu nehmen, ihnen dadurch ein Ziel zu ſetzen, baß man ben 
Rußland unterworfenen polniſchen Provinzen bie Bedingungen eines bauer: 
haften Syriebens gewährt. Man würbe in diefer Weife unhellvolle Conſequen⸗ 
zen für ganz Curopa und für die unmittelbar unter jenen Gonflicten leiben- 
ben Länder vermeiden; Conflicte, welche gleich bem, ben wir eben jet zum 
Ausbruch kommen gefehen, bie unvermeiblidie Wirkung haben, in einer für bie 
Enbinette beunruhigenden Art bie öffentliche Meinung aufzuxegen, und wohl 
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gmei find, bedauernswerthe Verwidlungen eniftehen zu laſſen. Sie werben, 

gen e &raf, biefe Bemerkungen bem Herrn Bicelanzler in ber freundſchaft⸗ 

— en Form. vorlegen, und uns in Kenntniß ſetzen, welche Aufnahme bie 
en gefunben haben.“ 


April. (Siebenbürgen.) Eröffnung des Rumärencongreffes in 
KHermannftadt. 

»„  (GSiebenbürgen.) Ein kaiſ. Decret beruft ben Landtag von 
Siebenbürgen auf ben 1. Juli nad Hermannftadt and erläßt für 
denfelben eine proviforifche Geſchäftsordnung. Demſelben follen 
namentlich auch Gefeßesentwürfe über die Durchführung ber Gleich: 
berechtigung ber rumänifchen Nation und ihrer Eonfeffionen, über 
den Gebrauch ber drei Iandesüblichen Sprachen im öffentlichen amt⸗ 
Iihen Verkehr unb über bie endgültige Regelung ber Art unb 
Weiſe ber Entfendung der Abgeorbneten Siebenbürgens in ben 
Reichsrath vorgelegt werben. 


Mai. Frhr. v. Helfert wirb feiner bisherigen Stellung al8 Untere 


ftantöfecretär des Unterrichts entlaffen. 


» (Siebenbürgen) Erlaß einer Amneftie für Siebenbürgen, 


„Giebenbürgen.) Der Kaifer empfängt eine vom Bifchof 
Schaguna geführte Deputation und nimmt die Aorefle bes rumä- 
nifhen Congreffes entgegen. Der Congreß ſpricht fih darin für 
bas Diplom von 1861 und für die Reichsverfaffung vom 26. Be: 
bruar aus: 

„Diefe allergnäbigfte kaiſerl. Entichließung (vom 18. October 1861) wird 
von upferer Nation als ein Document verehrt werben, mit weldiem eine 
neue, feit lange erfehnte Epoche im politifchen Leben ber Rumänen Sieben: 
bürgen® zu beginnen hat; als Schlüffel, welder bie Pforten des Gebäudes 
bes flaatliden Syflems bem Sroßfürftenthum Siebenbürgen eröffnen fol, 
buch welde auch die Rumänen als politiihe Nation eintreten in das Eon: 
cert jener Nationen, bie noch allein jenes Gebäude mit Ausſchließung ber 
rumänifchen Nation bewohnen. .. Die Rumänen wünfcen ſehnlichſt das 
Kommen ber conftitutionellen Gelegenheit des fiebenbürgifchen Landtags herbei, 
wo fie, erhoben in ben lange verdienten Stanb einer politiihen Nation, 
mitwirkend mit vereinbarten Kräften an ber Berwirflihung bes conftitus 
tionellen Princips, an ber Reichseinheit, für welche bie ſehr getreue rumäniſche 
Nation auch ſchon in ben Jahren 1848 und 1849 in ihren Nationalver: 
fammlungen aus eigenem Antriebe zur Befefligung bes Thrones Ew. Maj., 
zur Gonfolibirung bes Kaiſerreichs, zur Begrünbung der Sffentlichen Ruhe, 
zur Befriedigung ber verfchiebenen Voͤller unter bem milden und väterlichen 
Scepter Ew. Mai. eingeftanden ift, von neuem ihre ei ish an bie 
von Ew. Mai. fanctionirten conftitutionellen Inſtitutionen beweifen koͤnnen.“ 


» Das Finanzminifterium begibt 40 Mill. Looſe von 1860 an 


bas Haus Rothſchild. 

n Das Minifterium forbert den evangel. Oberkirchenrath auf, 
mit Energie bie Vorbereitungen zur Einberufung der evang. Synode 
zu treffen, bamit dieſe ben 3. oder 4. Auguft eröffnet werben Tönne. 
v„ (Tyrol) Imtoleranter Hirtenbrief des Fürftbifchofe von Trient, 
bezüglich ber Säcularfeier bes borligen Concils: Nachdem Martin 


— Mai. Der evang. Oberlirenrath trifft enbli die Borbereitungr, 


15 


Juni, (Böhmen.) Die Czechenführer Palady und Rieger erklär 


„ 
* 


oeſterreich. 








Luther, um feine Leidenſchaften zu befriebigen, bie Fahne ber C» 
pörung gegen bie Kirche Jeſu Ehrifti erhoben hatte, ſchaarten ft 
um ihn bald bie vermworfeniten Menfchen von ganz Europa x. x’ 


um bie Generalfynode auf den 4. Oct. einzuberufen. Sie findet ti:r 
den bis Ende December nicht ſtatt. 

Unterhandlungen zwifchen England, Frankreich und Defterres 
über einen zweiten Schritt gegen Rußland zu Gunften Polen 
Defterreih ſchlägt den beiden Weſtmächten 6 beftimmt formulir: 
Forderungen vor, über bie es hinauszugehen feinerfeits nicht iz 


Falle fei. 


fi für die Ruſſen und gegen ben polnifchen Aufftand. 
Beſuch bes Herzogs von Coburg in Wien. 
(Siebenbürgen.) Kaiferliches Refcript an ben am 1. Sei 
zufammentretenden Giebenbürgifchen Landtag: 

„... Außer ben im Art. 2 Unferes Faiferl. Diplome vom 20. Det. I“ 
bezeichneten gemeinfamen Angelegenheiten ber Geſetzgebung, worüber aud bi 
Bertreter Unferes geltebten Großfürſtenthums Siebenbürgen in Gemeinihr 
mit ben übrigen Vertretern des Geſammtreichs zu berathen haben werten 
follen aber alle anberen Gegenſtände ber Gejebgebung verfaſſungsmäßig ir 
und mit ben betreffenden Landtagen ber einzelnen Königreihe und Länder 
und zwar in Uinjerem Gropfürftenthum Stebenbürgen im Sinne feiner frühere 
Berfaflung erledigt werben. Allein nebit noch vielen andern if namenılis 
jener Theil ber alten Verfaffung des Großfürſtenthums Siebenbürgen, meld“ 
fi auf bie Zufammenjegung bes Landtags bezieht, in Folge ber Aufbehur: 
ber Eremtionsftelung bes Adels, der Frohnen unb bäuerlichen Leiſtungen. 
unb ber Feſtſtellung gleicher bürgerlicher Pflichten und Rechte für alle Clafir 
ber Bewohner des Lanbes fo weſentlich verändert worden, daß ein auf te: 
Grundlage bes Art. 14 vom Jahr 1790— 1791 einberufener Landtag, wodure 
ber größte Theil bes Volkes von ber Ausübung politifcher Rechte ausgeichlefier 
worben wäre, ben wahren Lanbesintereffen entgegen, nicht als eine feld 
wirkliche Vertretung ber geſammten Bevölkerung bed Landes, ohne Unterſchied 
ber Geburt, bed Standes,- ber Nationalität und Religion, angeſehen werben 
fönnte und würde, welder das unerläßliche moraliſche Anfehen innewohnt, 
um fowohl bie inneren Angelegenheiten Stebenbürgens zur Beiriebigung allet 
basfelbe bewohnenben Volksſtämme zu löſen, als auch Unfere wieberhelt aus: 
geiprochene landesväterliche Abficht bezüglich feiner ſtaatsrechtlichen Berbältnifit 
zur Gelammtmonardhie zur Ausführung zu bringen. Da die im Jahre INN 
befhloffene Union bes Großfürſtenthums Siebenbürgen mit Ungam mit volle 
GSelepesfraft niemals zu Stande gefommen und auch factiſch fogleich aue 
einander gefallen ift, fo haben wir Uns bereits in Unfern Entichließungen 
vom 20. Oct. 1860 bewogen gefunden, biefelbe unberührt zu laſſen, und nur 
bie Wieberherftellung ber fiebenbürgischen Landesvertretung zu bejeblen. In 
Ermangelung einer anbern gejeblihen unb anwenbbaren Grundlage war « 
eine gebieteriftie Regentenpflict, für den auf ben 1. Juli d. J. in Unſerer 
k. Freiſtabt Hermannftabt einberufenen Lanbtag eine proviſoriſche Landtagt 
orbnumg zu erlalien, uns bie Wahlen ber Abgeorbneten für beufelben nad 
den Beitimmungen biefer Lanbtagsorbnung vornehmen zu laflen. Nachdem 
Wir feit bem Antritte Unferer Regierung zum erflen Male bie Bettretet 
Unferes geliebten Großfürſtenthume Siebenbürgen Ianbtäglich verfamme: 
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haben, wärbe es dem Herlommen entſprechen, dah Wir dem Beifpiele Unſerer 
Vorgänger glorreichen Andenkens folgend: alle und bie einzelnen im allge⸗ 
meinen unb befonbern in ihren Mechten, Gejeben, Privilegien, Immunttäten 
und Befreiungen, weldhe nämlich diefem Unferm Großfürſtenthume Siebenbürgen 
von weiland Sr. Maj. dem höchftfeligen Kaif. Leopold I., fei es diplomatiſch, ſei 
es buch anbere biefem Diplome nachjolgende Entichliefungen und Beflätigungen 
gewährt und verliefen, unb auch burch bie Nachfolger besfelben glorreichen 
Anbentens, Unſere Borgänger, befräftiget wurden, in ber Art und Weije wie 
bieß zuletzt durch Se. Maj. Unfern Allerdurchlauchtigſten Herrn Obeim, Kaifer 
werbinand L, als König von Ungarn und Böhmen biefed Namens ben Fünf: 
ten, wmitielft eines feierlihen Diplomes, in welches ber Wortlaut bes Leopol: 
diniſchen Diplomes aufgenommen wurbe, fattgefunden Bat, nicht nur gnäbig 
beitätigen, fonbern auch verfichern, diefelben ungeändert aufrecht zu halten und 
das einzelne gütig Verfprocdhene auch in Wirklichkeit zu vollführen. Allein da 
eben auch jebes materielle Gefeb nach ben orberungen ber mit ber Zeit 
wechfelnden politifchen unb nationalen Intereſſen der Staaten unb Völker 
naturgemäß manden allmählichen progreffiven Aenberungen unterworfen ift, 
fo find auch in Siebenbürgen bie durch Uns wieberholt bekräftigte und zur 
Geltung gebrachte bürgerliche und politiiche Gleichberechtigung aller Bevölle⸗ 
rungsflaflen ohne Unterfchied der Nationalität und Religion, fowie bie allge: 
meine Wehr: und Steuerpflicht ſolche werthvolle Thatjachen, welche berechtigte 
wirkliche Intereflen geſchafſen haben, und viele Befimmungen bes durch Uns 
bezogenen Leopoldiniichen Diplomes unb ber barauf geiolgten Entichließungen 
und Beflätigungen als nicht mehr ausführbar ericheinen laſſen. Hiezu kommt 
noch, daß Wir, in ber Erwägung, daß im Angefichte der Concentrirung ber 
Staatsgewalt in allen Länbern Europa’s bei den höchſten Aufgaben bie gemein- 
fame Bebanblung für bie Machtſtellung ber Monarchie ein Gebot unabweis⸗ 
licher Nothivenbigfeit geworden ilt, die Anfprüche ber einzelnen Länder mit 
biefem Gebote politiiher Nothwendigfeit ausgleichend, das hochwichtige Recht 
ber Theilnabme an der Geſetzgebung in gemeinſchaftlichen Angelegenheiten auf 
die Geſammtheit ber Länder und Völker Unferes Reiches übertragen haben. 
Wir können daher bas Herlommen in Betreff des Leopolbiniihen Diploms 
nicht beobachten, weil bie Ausführung fo vieler Beftimmungen besfelben that: 
fächlih unmöglich geworben ift, und es mit der Gerechtigkeit‘ unb Unferem’ 
Gewiſſen unvereinbarlich iſt, etwas thatfächlich unmöglich geworbenes zu be: 
ſtätigen. Indeſſen wollen wir nach jener Zuneigung, von welcher Wir für euch 
Lieben Getreuen unb das ganze Uns theure Großfürſtenthum Siebenbürgen 
geleitet werben, zur erwünjchten Beruhigung des Landes offen anerlennen 
und biemit feierlich erffären: daß wenn ber innere flaatsrechtlihe Aufbau 
Unferes geliebten Großfürſtenthums Siebenbürgen und jeine Beziehung zu 
Unferem Gefammmtreiche binfichtlich ber endgültigen Feſtſtellung ber Art und 
Weile ber Entjenbung ber Abgeordneten Siebenbürgens zum Reichsrathe ver: 
faffungsmäßig im Vereine mit euch Lieben Getreuen zu Stande gebracht fein 
wird, es Unjerem Ianbesväterlichen Herzen zur Befriedigung gereichen werbe, 
auf eure allfälligen Wünſche und Bitten hierüber ein feierliches Diplom aus: 
zufertigen, weldes auch durch Unfere Nachfolger jebergeit vor ber Ablegung 
bes Homagiums zu beflätigen fein wirb. . .“ 


18. Juni. Eröffmeng bes Reichsraths durch den Erzh. Karl Ludwig im 
Namen des Kaifers: 


u... Mit Befriebigung Fünnen wir auf bie im ungeflörtem Wechſel fi 
heilfam ergänzende Thätigleit ber — und der Vertretung des Reiches 
bliden. Sie führt uns in lebensvoller Seflalt dem Gedanken entgegen, der 
unferen Staatsgrundgefegen innewohnt , in ber nothwenbigen Einheit bes 
Ganzen bie möglich freie und felbflänbige Bewegung feiner Theile zu be: 
wahren. Nachdem bush bas Laif. Reſcript vom 21. April de. Ze. auch ber 


dingungen geforicht, durch welche bem Königreiche Polen 
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Landtag bes Großfürſtenthums Siebenbürgen einberufen worden if, fax 
fi) unter den Königreichen und Ländern, welche Oeſterreichs Scepter = 
einigt, Teines mehr, bem nicht bie Bahn zur Theilnabme an ben Beratbun;n 
ber gemeinfamen Angelegenheiten eröffnet wäre, welche durch das Diplem mm 


- 20. October 1860 unb das Patent vom 26. Februar 1861 der Reicheven: 


tung vorbehalten find. Laffen Sie uns hoffen, baß jene Ueberzeugungen ur 
bie Mittel und Wege zu bem von Allen fehnlihft gewünjchten Ziele, rer 
welchem jüngft ein lohaler Ausbrud von den fernen Grenzen bes Reihen a 
die Stufen bes Thrones gelangt ift, mit fiegreicher Kraft fi weiter ııb 
weiter verbreiten und zum allgemeinen Heile fi beihätigen werben. ch: 
ſchauen wir bie Verhältniffe bes Kaiferftantes, jo werben wir uns ermurk- 
fühlen, mit Zuverficht an bem begonnenen Werke auszuharren und vertrauen. 
vol ben kommenden Zeiten entgegen zu geben. Unter ben Segnungen rim 
ungeftörten Friedens bat ber Neichsrath feine erite Seſſion gefchloffen; * 
beglüden uns beim Beginne ber zweiten und es wirb fortan ber Bunidk me 
das Ziel ber eifrigiten Bemühungen ber Regierung Sr. Maj. fein, fie Irre. 
ungetrübt bervahren zu Tönnen. Gefichert und geſchirmt durch freiheit: 
—— ſehen wir auf allen Gebieten bes geiſtigen und materiellen Y:| 
bens eine rege un fi entfalten, bes Reiches Kräfte in rafcherer Er. 
widlung begriffen, fein Anfehen und feine Machtſtellung ſich mehr und mer 
befeftigen. allen wir die Lage der Finanzen in's Auge, fo zeigt fie uns| 
befriedigende Fortichritte auf jener Bahn, welde zum Zwede ihrer vollitis 
bigen Regelung eingefchlagen worben ift. ... . Se. k. E. apoftolifhe Maja: 
wünjden und erwarten, daß bie Finanzvorlagen, fobalb fie an bag Haus x 
Abgeordneten gelangen, geprüft unb in vorbereitender Weiſe berathen werden, 
indem bis zu dem Zeitpunfte, mit welchem die Beichlußfaffung eintreten fans 
bie Theilnahme der Abgeordneten bes Großfürſtenthum Siebenbürgen an de 
Berathungen bes Reichsraths in dieſer Seffion ſich gewärtigen läßt.“ 


18, Juni. Zweiter gemeinfanmer Schritt Englands, Frankreichs und Defler: 


reich8 gegenüber Rußland zu Gunften Polens. 

Defterr. Depeſche: „... Wir find auf diefe Weife in natürlicher Jolge dau 
veranlaft worden, im Einvernehmen mit ben Gabinetten von London unb Far 
bie Erflärung bes ruffiihen Hofes zu prüfen. Sie erfihienen uns als ben Cı: 
wartungen entfprechenb, welche wir bon ber Weisheit nnd ben freifinniger 
Abfichten des Kaifers Aleranber hegten. Das Cabinet von St. Retereburg jelk" 
fhien in ber That den Wunſch an den Tag zu legen, in einen Austauis 
von been über bie zur Erreichung bes gemeinfamen Zieles unferer Wünſche 
geeignetften Mittel einzugehen. Oeſterreich, Frankreich und England baten | 
ſich fomit gewiffermaßen aufgefordert gefunden, ihre Anfichten in eine befimm: 
tere Form zu bringen und barüber freunbichaftliche Grörterungen mit Kt 
ruffifhen Regierung zu pflegen. Befeelt von dem Geiſte ber Berfähnung 
welcher unferen eriten Schritt geleitet hatte, haben wir nicht gezögert, des 
uns angezeigten Weg zu verfolgen. Wir baben De nad ben Ve⸗ 

be und Frieder 
wiebergegeben werben koͤnnten, und find babin gelangt, biefe Bedingungen ın 
ben folgenden ſechs Punkten zufammenzufaflen, welche wir ber gung | 
bes Cabinetes von St. Petersburg empfehlen. I. Vollſtaͤndige und allgemein 
Amneftie. II. Nationale Vertretung , welche an ber Gejengedung bes Lande 
tbeilnimmt und wirkfame Mittel ber Controle befitt. Ernennung von 
Bolen zu ben Bffentlihen Aemtern in folcher Weife, daß eine befonbere natie⸗ 
nale und bem Lande Vertrauen einflößende Abminiftration gebildet wert. 
IV. Bolle und gänzliche Gerwiffensfreiheit und Aufhebung ber bie Ausühung | 
bes Tatholifchen Gultus treffenden Veſchränkungen. V. Ausſchließender Ge: 





brauch ber polniſchen Sprache als amtliche Sprache in ber Verwaltung, Ki 
Zuſtiz unb bem Unterrichtstoeſen. ü 


VI. Einführung eines regelmäßigen un 


1) 
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gefetlichen Rekruitsungsfghiems. Mehrere von beu — biefes Pro⸗ 
grammes bilden einen Theil des Entwurfes, welchen das Cabinet von St. 
Petersburg ſelbſt feiner Haltung vorgezeichnet bat, andere enthalten Vortheile, 
weiche basjelbe verheißen ober bat bofien laſſen; feine endlich überfchreitet 
bas Maß deſſen, was bie Verträge zu Gunften ber Polen feitgefeßt Haben. 
Bir überlafien uns daher gern ber Weberzeugung, baß biefe Borfchläge von 
bem ruffil Hofe als Grundlagen jenes —2* ches von Ideen, wozu der⸗ 
ſelbe ſich geneigt gezeigt bat, aufgenommen werben. . .“ 

.— 29. Juni. (Tyrol). Teier des Jubtläums bes Concilẽ von Trient. 
Die Glaubenseinheitspartei überreicht der biſchöflichen Verfammlung 
durch eine Deputation eine Adrefie. 

. Juni. Der bisherige Präfident des Abg.-Haufes, Profeſſor Hasner, 
wirb zum Präfidenten bes Unterrichtsrathes ernannt. 

. „Das Herrenhaus genehmigt die ihm vorgefhlagene Antworts⸗ 
Adreſſe faft ohne Discuſſion mit allen gegen 3 Stimmen: 


„Bertrauenspoll der Zufunft ins Auge blidenb, wünſchen wir mit Em. 
Maj. die Erhaltung des ungeftörten Friedens, unter beffen Segnungen wir 
Die zweite Seffion beginnen. Amar werfen unbeilvolle Kämpfe in einem 
Nachbarreiche ihre drohenden Schatten über unfere Grenzen; aber wir ver: 
trauen, bie Regierung Ew. Majeftät merbe im Berfolge ibres Vorgehens auch 
fernerbin mit —— Blicke inmitten aller trüben Verwicklungen 
jebem wahrhaft berechtigten Anfpruche bes nationalen und kirchlichen Lebens, 
fowie ben Intereſſen ber Menfchlichkeit ihre thätige Theilnahme wibmen, zu: 
gleih aber bie Sorge für Erhaltung bes uns jo koſtbaren Friedens mit 
ber kraftvollen Wahrung ber Sintegrität des Neich zu vereinen wilfen. Mit 
warmer Theilnahme begleiten wir bie erfreulichen Fortichritte ber Verhandlun⸗ 
gen ber Bunbescommiffion zur Herflellung einer allgemeinen beutfchen Ci⸗ 
vilprozegorbnnung nocd überdies auch darum, weil deren glüdliche Erfolge 
bie alten Fundamente, auf benen Defterreihs Stellung zu Deutſchland 
beruht, neu befeftigen und bie taufendjährige Verbindung in unauflösfichem 
Bundesverbältnifie ftehenber Länder noch inniger knüpfen.“ 


9. „ Kine Erflärung von 11 Mitgliedern der czechifchen Partei, in 
welcher biefelben mit Bezug auf ihre Bedenken gegen bie Compe⸗ 
tenz des Reichsrathes die Gründe darlegen, weßhalb fie an deſſen 
Sitzungen nicht theilnehmen können, wird vom Abg.⸗Hauſe nicht 
anerfannt. — Beginn ber Adreßdebatte im Abg.= Haufe, Rede 
Grocholski's über die polnifche, Rede Berger's über die beutfche Frage. 


6. „ Fortſetzung der Abreßbebatte im Abg.- Haufe. Trotz einer Er: 
läuterung bes Abg. Grocholski zu feiner Rebe vom vorigen Tage 
wird ein Amenbement des Abg. Herbft zu dem Pafjus über Polen 
angenommen: i 

„Das Abgeorbnnetenhaus erfennt in bem gemeinfamen Vorgehen Deſter⸗ 
rei mit England und Frankreich in ben gegenwärtig ganz Europa bewe⸗ 
genden Angelegenheiten bes Königreichs Polen einen Ausbrud weifer unb 
„gerechter Politik nach Außen, und wenn bie kaiſerl. Negierung, unveränderlich 
feſthaltend an ber Integrität des Neiches, für bie Tyorberungen ber 
Menſchlichkeit und die gerechten Anfprüche eines ſchwer mißhandelten Nachbar: 
ſtammes auf Sicherung feiner nationalen und religiöfen Bedürfniſſe mit ans 
bern Mächten bas Wort erhebt, jo wurbe damit nicht nur den Sympatbien 
und Bünfhen der Bewohner Defterreihs entiprochen, ſondern es werben auf 
biefem Wege auch die wahren Intereſſen bes Meiches und ber Weltfrieden ge- 
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27. Zuni. Schluß ber Adreßdebatte. Der Abg. Schindler bebauert, tif 


Politil. Ein Amendement des Abgeorbn. Winterftein bezüglüh de 
Zollfrage: 


der kaiſerl. Regierung, die Verh 
feiner Zollgebiete in entſprechender Weiſe fortzubilden, und damit der 
Anſchauungen eines großen Theils ſeiner Staatsbürger und der Nadejteius; 


Oeſterreiqh. 


fördert. Wir erblicken mit Freude hierin einen neuen Beleg, daß bie Taiic: 
Regierung ein Spfiem ber äußeren Politif angenommen, in weichem wur 
Intereſſen ber Völfer des Reiche maßgebend find.” 


Nebe des Grafen Nechberg über die Leitung ber auswärtige 





„Mit nicht minder reger Theilnabme fieht das Abgeorbnetenhbaus den € 


folgen jener ae erigegen, welche die Taiferl. Negierung zur 3: 
rung ber öfterreichiichen Rechte und Intereſſen der Umbildung ded Hanute 
vertrags mit ben Zollvereinsftaaten gewidmet bat“ 


und ein Amendement des Abgeordneten Brinz hezügli der ber 


fhen Trage: 


„Mit veger Theilnahme verfolgt das Abgeordnetenhaus bie Bemübun: 


ber kaiſerl. Regierung, die Reform des beutihen Bundes zur BirFlichkei 7 
machen, um bamit dem innern Bebürfnig eines großen Theils Der Biter 
if der Staatsbürger und ber Machtſtellung des ganzen Reihe gerecht: 
werben” £ 


werden verworfen und dagegen der Ausfchußantrag angenommen; 
‚Mit reger Theilnahme verfolgt bas Abgeorbnetenhaus die Bemühun:m 
Itniffe des deutihen Bundes vr: 


des ganzen Reichsé gerecht zu werben.“ 





das verfprochene Geſetz zur Negelung ber confeffionellen Verhältniß 
noch nicht vorgelegt fei. Der Staatsminifter antwortet, eine Co 
mifftion zu Regelung ber confeffionellen Berhältniffe, welche au 
drei Katboliten und drei Proteftanten unter feinem Vorfite zujam- 
mengefeßt geweſen, fei in der freifinnigften Weife vorgegangen un 
es fei alle Ausficht vorhanden, daß die Miffton bes Biſchofs Feßle 
nah Rom zu einem guten Refultate führen werbe; ber Geſetzee 
entwurf werde feiner Zeit dem Reichsrathe vorgelegt werben. Ter 
Schluß der Adreſſe wird nad dem Antrage des Ausſchuſſes ver: 


genommen: 

„Der erfreuliche Aufſchwung auf dem Gebiete bes geifligen und materiellen 
Lebens unter dem Schirme freibeitlicher Inſtitutionen wirb feine fruchtbrin⸗ 
genden Rüdwirkungen nicht vermiffen lafjen; je mehr biefe Inftitutionen fa 
entfalten unb einleben, je mehr ihr Geift auch bie Wirkjamfeit aller Regie 
rungsorgane ne befto ficherer werben biefe Rüdwirfungen fein. Ta: 
geiftige Leben bebarf aber auch einer weiter fhreitenden Reform bes Unter: 
richtsweſens, und das Abg.-Haus kann nicht unterlaffen, eine dem gegen 
wärtigen politiſchen SInftitutionen bes Staates entiprechende Regelung bee 
Vereinsrehtes, jowie ber Verhäliniſſe der Eonfejfionen umer fih 
und zur Staatögewalt als eine bringende Nothiwendigfeit voranzuftellen. Die 
wirthichaftlichen Intereſſen erbeiichen die endliche Vornahme ber ſchon in der 
abgelaufenen Seifion in Ausficht geftellten Aenderung ber Zinsgeſedgebung: 
bie Eiſenbahnen bebürfen ber Ausdehmmg und Vervoliftiäimbigung, dann 
neuer legislativer Beftimmungen, um, ohne ben Unternehmungsgeift zu ib: 
men, bie Bortheile biefer Verkehrsmittel der Bevöollerung ergiebiger zugumen: 
ben, namentlich aber ber DVollsvertretung bei ber Errichtung newer Linien den 
ihr gebührenden Einfluß zu ſichern. Mehr noch als auf amberen Gehirn 
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ber Juſtizgeſezgebung eraditet bas Abgeorbneienhaus Reformen auf jenem 
bes materiellen Strafrechts für notbwenbig, und wenn das Zuſtandekom⸗ 
men eines vollftänbigen neuen Strafgeſetzes far bie nächfte Zulunft nicht ge- 
wärtigt werben kann, fo ericheinen jene Abänberungen um fo bringlicher, 
weiche alsbald aud) ohne vollftändige Revifion bes Strafgeſetzes ausführbar 
find, und allfeitig als ein unabweisliches Bedürfniß anerfannt werben, Auch 
erfordert bie Heiligkeit des Rechts unb bie Würbe feiner Pflege eine geänderte 
Stellung ber Richter, um ihnen ihre volle Unabhängigkeit zu ſichern. 


.Juli. Antwort Rußlands auf bie Öfterr. Depefchen der drei Mächte 


we 
‘ 


wor 


” 


a⸗ 


4 


” 


bezüglih Polens: Verſuch einer Trennung Oeſterreichs von ben 
Weſtmächten (ſ. Rußland). 

Da die 11 czechiſchen Mitglieder bes Abg.-Hauſes der Auffor⸗ 
rung zu erfcheinen, nicht entfprocdhen haben, jo wird ihr Mandat 
vom Abg.-Haufe für erlofchen erflärt. 

(Siebenbürgen). Eröffnung des Siebenbürgiſchen Landtags 
in Hermannftadt. Die magyariſchen Mitglieder erjcheinen nicht. 

Der Tinanzminifter legt dem Abg.-Haufe das Budget vom Nov. 
1863 bis Ende 1864 vor. 

Defterreidy lehnt den Trennungsverfuh Rußlands in einer Dep. 
nach Paris und London entſchieden ab: 

„Die Depeſche bes Fürſten Gortſchakoff berührt brei Punkte, welche ganz 
befonbers Defterreich betreffen, unb über welche die kaiſerliche Regierung ſich 
mit Entſchiedenheit ausfprechen muß, bevor fie fih mit den Regierungen von 
England unb Frankreich über die Haltung ins Einvernehmen fegt, welche die 
drei Mächte in Folge ber ruffifchen Antworten anzunehmen für gut finden 
werden. Ich will nicht unterfuchen, ob ein geheimer Gebanfe ben Fürſten 
Goriſchakoͤff beim Schreiben ber drei Pafjagen, um welde es fich banbelt, 
leiten konnte. Ich befchränfe mich darauf, zu erflären, daß biefelben geeignet 
find, ein zweibeutiges Licht auf bie Abfichten Defterreih8 zu werfen unb es 
in eine Stellung zu bringen, welche e® nicht annehmen könnte. Die brei 
Stellen ber ruffiihen Depefchen, welche fofort eine Bemerkung erheiſchen, find 
folgenbe: 1) jene, wo Fürft Gortſchakoff andeutet, baß unfere Depeiche vom 
18. Juni bie Weigerung Rußlands, einer Conferenz beizutreten, vorahne und 
jo zu fagen zum Boraus billige; 2) wo eine Art von Gleichftellung zwiſchen 
ben polniichen Provinzen des öfterreichifchen Kaiferftants und bem im allge: 
meinen mit bem Namen bes Königreichs Polen bezeichneten Lande aufgeftellt 
wird; 3) endlich jene, wo bie ruſſiſche Regierung vorfchlägt, ſich mit Oeſter⸗ 
teih und Preußen in's Cinvernehmen zu — um das Loos ihrer betref⸗ 
fenden polniſchen Unterthanen feſtzuſtellen. Ich erſuche Ew. ꝛc., ſich gegen 
Herrn Drouyn de Lhuys (Lord Ruſſell) ſehr beſtimmt auf ſolche Weiſe aus⸗ 
zuſprechen, daß kein Zweifel über die Geſinnungen der kaiſ. ee! übrig 
bleibe. Was bie Gonferenz betrifft, fo conftatirt unfere Depefche vom 13. Juni 
an ben Grafen Thun einfach eine Mare Thatfache, indem fie zu verftehen gibt, 
daß ber AZufammentritt berfelben von ber Theilnahme Rußlands abHängt. 
Es ift in ber That Mar, daß man nicht in Conferenz mit Rußland verhan⸗ 
bein könnte, wenn diefe Macht es ablehnt. Daraus folgt jeboch nicht, daß ein 
folches Ablehnen von uns gebilligt werde. Der Vorſchlag einer Conferenz iſt 
im Gegentheile nach unferer Anficht für die ruſſiſche Regierung volllommen 
annehmbar, Wir haben Übrigens den Grafen Thun bereits telegrapbifch bes 
auftragt, fi in biefem Sinne auszufprechen und biefe irrige Auslegung un⸗ 
jerer Depeiche zu berichtigen. Was bie Gleichſtellung zwiſchen Galizien und 
bem Könige. Polen anbelangt, ſo müfjen wir jede Inſinuation biefer Art .mit 
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22. ul, (Siebenbürgen). Die magyarifgen Mitglieder bes ix: 


Beftertelh. 


Entſchiedenheit zurückweiſen. Was endlich bie von Rußland vorgeiälam 
Form ber Vereinbarung betrifft, fo haben wir bereits in Beiersburg eat 
daß das zwiſchen ben drei Gabinetten von Wien, London und Paris keri«- 
ftellte Einverftändniß ein Band zwifchen benfelben bildet, von weldgem Oeſtertto 
fi jet nicht Ioslöfen Tanıı, um abgejondert mit Rußland zu unterhanden 
















tags (44 Mitgl. und 7 Regaliften) beurlauben fi gemeinfdhaft 
beim kaiſ. Statthalter, Grafen Erenneville. Baron Kemeny, Gıa 
Miko und Biſchof Haynold wollen fi mit einer Denkſchrift x. 
Wien begeben. Zugleich veröffentlichen fie eine Erklärung übe 
ihren Schritt: 

„Wir find tief durchbrungen von ber hoben Wichtigfeit jemer Fr 
beren Löfung durch ben einberufenen Landtag angebahnt werben fol. 
biefen verdienen vor allen jene bejondere Beachtung, welche die Yeftitel: 
ber gegemjeitigen Verhältniſſe ber verfchiebenen Nationalitäten des Baterl 
behandeln. Wir wünfhen es aufrichtig, daß bie nationale, confeflionelle 
individuelle Gleichberechtigung aller in unjerem Baterlande wohnenben \r 
tionalitäten und unter biefen jene ber Rumänen verfündigt und geſiben 
werde. Daß bies mit gewiſſenhafter Aufreciterhaltung ber Einheit und Bürr 
bes Baterlandes und auf gejetlihem Wege vollzogen mwerbe, wollen wir u 
jo mehr, weil e8 unfer höchſter Wunſch iſt, daß die im Herzen bes Tuer 
landes jo lange entbehrte Eintracht hergeftellt, baß der Wille und bie Kir 
fämmtlicher Bürger des PVaterlandes, weldyer Sprache und Eonfefjion fie immz 
angehören mögen, für die Beförberung des allgemeinen Wohles gewonz 
werden. Wir balten bie oberwähnten wichtigen Löſungen obne Aufopf | 
ber verfaffungsmäßigen Freiheit nicht nur für möglich, ſondern wir erachten 
Wahrung —— conſtitutionellen Freiheit als das einzige erfolgreiche Mine, 
mit beifen Anwenbung bie Löfung und Sicherftellung ber bereits erwähnte 
nationalen unb anderer hochwichtiger Fragen erreicht werben kam. Mit ix 
'taufendjährigen Bafig unferer Verfaffung find auf bie neueren Zeiten ver 
ſchiedene Inſtitutionen, Rechte und Gefege überkommen, deren auf geſetzlichc 
Wege zu erfolgende Abänderung, Erſetzung durch neue, ober gänzliche Au 
— zur Nothwendigkeit geworben iſt. Dies glaubt und weiß Niemann 

eſſer als wir; allein wir find eben fo feft überzeugt, daß es bas gefährlich": 
Beginnen wäre, wenn mit ben eine Abänderung erheifchenben Inſtitutionen. 
Rechten und Gefegen zugleich Die Grundfeſten unferer Verfaſſung erjchüttert oder 
gar umgeftürzt würden. Diefe Grundlagen bilden die unentbebrlichen Garantia 
eines jeden freien Staates; dieſe Grundlagen, unb nur bieje find geeignet, 
um auf benfelben bas Gebäude der conftitutionellen Freiheit, ber nationaler, 
confeffionelen und individuellen Gleichberechtigung aufzuführen Wir ie 
trachten nur eine ſolche Löfung für berechtigt, Ni und heilſam; zu eine 
entgegengefeßten Loſung find aber, unferer Ueberzeugung nad), weder wir ned 
‘Andere berechtigt. Wir würben gegen bie Berfaflung und bie Geſetze unjeret 
Baterlandes fündigen, wenn wir in einem Landtage unjere Sitze einnähmen, 
welcher mit wejentliher Verlegung unjerer Verfaffung zu Stande 





a — iſt, über welchen die meiſten zur Vertretung berechtigten Körper: 


haften unſeres Vaterlandes ſich in gleichem Sinne geäußert haben. Bir 
würden unſere conſtitutionelle Freiheit noch ſchwerer verlegen, wenn wir m 
ber unferer obbegrünbeten Meberzeugung ſchnurſtracks entgegenftehenden Loͤſung 
der objchwebenden Fragen uns betheiligten.” 


23, Juli. (Siebenbürgen). Der Siebenbürgifche Hofkanzler erflür 


% 


buch Zuſchrift an den Landtag bie Ernennung bes römiſch⸗lathol. 
Biſchofs Haynold zum Mitgliede bes Landtags als Regalift anf Ve— 
fehl des Kaiſers für erlofchen. 


Bela, 464 


. Jeli. Das Abg.⸗Haus vertagt ſich auf unbeſtimmte Zeit, nachdem es 


einen Finanzausſchuß eingeſetzt hat. 


.Aug. Der Kaiſer ladet ſämmtliche deutſche Fürſten zu einem Con⸗ 


ur 
® 


u 


greffe behufs Berathung ber deutfhen Bundesreformfrage nach Frank⸗ 
furt ein (ſ. Deutfhland). | 


(Benetien). Hirtenbrief des Bifhofs von Berona gegen das 
(offizielle) Giornale di Verona. | 

(Siebenbürgen). Ein kaiſerl. Refeript wegen des Austritis 
der Magyaren aus bem Landtag und Anorbnung von Neumwahlen, 
erflärt, daß ber Kaifer bie „negative Haltung” der Ausgetretenen 
mit um fo größerem Bedauern und Mißfallen bemerft babe, als 
die Sewählten, wenn ihre politifche Ueberzeugung ihnen bie Theil⸗ 
nahme verboten, dar Fein Mandat Hätten annehmen follen. Sollten 
bie Autgetretenen von neuem gewählt werben, fo werbe von ihrer 
Loyalität erwartet, baß fie ihrer nemerlihen Berufung Folge leiſten, 
eventuell dad nee Mandat fogfeiy ablehnen werben. 

Dritter gemreinfchaftliher Schritt Englands, Frankreichs und 
Defterreih8 gegenüber Rußland zu Gunften Polens: 

„Deftterreihifhe Depefhe: „Wie ih zu Ihrer Kenntmiß gebracht 
babe, bedauert bie. kaiſ. Regierung lebhaft, daß Rußland nicht in befriedigenber 
Weile auf die Eröffnungen geantwortet, hat, welche Oeſterreich, im Vereine 
mit Frankreich und Großbritannien, in St. Petersburg gemacht e In 
ber That ftimmt Fürft Sortfchatoff ben al8 Grundlage bet Unterhandlungen 
vorgeſchlagenen ſeche Punkten nur unbeftimmt bei. Er befireitet bie Zweck⸗ 
mäßigteit, zu deren jofortiger Anwendung zu fchreiten, vor ‘ber völligen 
Wiederherſtellung ber materiellen Ordnung. Der Herr Viccekanzler fcheint zu 
glauben, daß bie bloße Belpregiung biefer Grundlagen bie Durchführung ber 
zur Wiedereinführung ber Autorität ber Regierung in Polen ergrifienen Maß- 
regeln beeinträdtigen fünnte. Die Mitwirkung ber Mächte würde zubem ben 
su faffenden Beichlüffen das Gepräge .einer Ginmengung in bie inneren An⸗ 
gelegenbeiten Rußlands geben, welche das Cabinet von St. Petersburg nicht 
zugeben möchte. Der ruſſiſche Hof verweigert ſonach, eine Eonferenz ber acht 
Mächte anzunehmen, welche bie Wiener Congreßacte unterfertigt haben. In⸗ 
bein bas ruffifhe Gomvernement bie in bielem Acte erwähnten allgemeinen 
Grundfäte als außer ‚Betracht ftehenb anfieht, würbe bafjelbe nur zu einem 
directen Sinverfländniffe mit ben Höfen von Oeſterreich und Preußen einwil⸗ 
ligen, um bie vefpective Rage ihrer polnifchen Befigungen, auf welche fih bie 
Stipulationen von 1815 ausbehnen> mit den Forderungen ber Gegenwart und 
ben Fortfhritten ber Zeit in Einflang zu bringen. Herr Fürſt Gortſchakoff 
bat ums überbieß bemerflich gemacht, daß -biefe Ber el bem im 
Sabre 1815 eingehaltenen Vorgangs entfprechend wäre Die Talferlihe Me- 
gierung muß conftatiren, daß in der Mehrzahl biefer Punkte ihre Meinung 
von ber bes ruflifchen Gouvernements abweicht. . . . Indem wir fo unfere 
Anfichten bem Gortſchakoff mittheilen, erübrigt uns, eine gebieterifche 
Pflicht zu erfüllen, nämlich feine ernftefte Aufmerkſamkeit auf die Wichtigteit 
der Lage und bie Verantwortlichfeit zu Ienten, welche biefelbe auf Rußland 
ladet. Defterreich, Frantreih und Großbritannien haben bie bringenbe Noth- 
wendigkeit begeben, einer Sachlage ein Enbe zu ſetzen, welche beklagens⸗ 
wertb und voll Gefahren für Europa ift; fie haben zu gleicher Zeit die Mittel 


bezeichnet, welche nach ihrem Dafürhalten angewandt werben müflen, um zu . 
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20. „ (Siebenbürgen) ..Eine kaiſerl. Entſchließung erlärt & 
. , Eollectiveingabe der nicht in den Landtag eingetretenen magyarijde 
.. Mitglieder als weder in materieller, noch ſelbſt in formeller 
‚giehung zu einer weiteren amtlichen Verhandlung geeignet, ini 
* bie, Unterfertiger diefer Eingabe durch ihren verweigerten Kin 


J 


21., (Siebenbürgen). Der Landtag nimmt in britter Leſung ei 


viſoriſchen Wahlordnung als durch bie Verhältniffe gerechtfent: 
dauern und, obfchon bie Vertretung bed Landes barin ein Hinde 


31. „. (Siebenbürgen). Der Landtag nimmt bie k. Propefitien 


1. Sept. Schluß bes Fürftencongrefies in Frankfurt (ſ. Difchld.). Der 


| welche bie Verlängerung ber palnijhen Wirren nad; fi) ziehen faun 


x fürftenthums Siebenbürgen ober einzelner Elafien ber Beweh 


oꝛſterrviq. 


dieſem. Zikle zu igelangen, und fie haben ihre Mitwirkiing angeboten, 
daſſelbe ſicherer zu erreichen. Wenn Rußland nicht alles ih, was ven 
abhängt, um die gemäßigten und verſöhnenden Intentionen ber drei Ri 
zu unterflügen, wenn e8 auf ben Weg, welcher ihm buch freunblide X 
ſchläge angezeigt wird, nitht eingeht, 2 jet es fich ben fchweren Folgen 





ug. Der Kaiſer eröffnet den Congreß der deutſchen Fürſten 
Frankfurt und legt bemfelben ben Entwurf einer Reformacte d 
beutfhen Bundesverfaſſung vor (f. Deutſchland). 















in.den Landtag nur mehr als Privatperfonen erſcheinen, folgi 
nicht berufen. feien, vermeintliche ftaatSrechtliche Anfprüche des Gi 


berfelben gegenüber der Krone geltend zu machen. 


ftimmig. eine Adreſſe an ben Kaifer an, in ber er erklärt, „ 
weitaus überwiegende Mehrheit bes Landes lege ginen hoben W 
auf die Jahrhunderte lang bewahrte Selbſtändigkeit bes Landes 
eines befondern unabhängigen Gliedes der ungarifhen Krone 
koͤnne demnach die 1848 Befchloffene Union in Webereinftim 
mit der im k. Referipte enthaltenen ‚Erflärung als mit voller 
ſetzeskraft zu Stande gelommen nicht betrachten”, bie Erlafjung ci 
netten, von bem Wahlgefebe. des Jahres 1791 abmeichenden, } 


anerkennt, endlich über den Austritt der Magyaren ein tiefes 
niß für die Aufnahme ihrer Arbeiten nicht erblide, die SHoffuu 
ausſpricht, daß in Folge der Neuwahlen auch bie bisher unter 
tenen Bezirke ihre Abgeordneten ſenden werden. 


betreffend bie politifhe und religiöfe Gleichberechtigung der rumz 
niſchen Nation unb ihrer Eonfeffionen an. 





Kaifer Fehrt Über Koburg, wo er bie Königin von England befucht, 


nach Wien zurüd, das ihn glänzend empfängt. Kine Adreſſe des 


Gemeinderaths der Hauptftadt wird fehr huldvoll entgegen genemmer. 


47, „Das Abg.Haus erflärt die Gefangennehmung des galiziſchen 


Rd, u (Benetien). Nachdem der Furſtbiſchof von Trient den „Me; 


Abg. Rogamelt für nicht gerechtfertigt und fordert die Freilaſſung 
beffelben. ‘Der Juſtizminiſter ertheilt fofort ben diesfälligen Befehl 
an. das Lemberger Landesgericht. 





% 
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ſag. die Roverebo“ für feine Didceſe, ber Biſchof von Verona das 
„Siernale bi Berona” für die feinige verboten, unb ber Bisthums⸗ 
verwefer von Udine der „Rivifta Fi rulana” ihres „irreligiöfen Ver⸗ 
haltens wegen” eine ernfle Ermahnung gegeben hatte, verbietet ber 
ganze venetianifhe Episcopat (10 Bifhöfe und 1 Bisthumsver- 
verwefer mit dem Patriarchen von Venedig an der Spihe) in einem 
Collectivpaſtoralſchreiben allen ihm. unterſtehenden Didcefanen bas 
Zefen und Behalten der brei Zeitungen: „Diefer unferer Macht 
uns bedienend, verwerfen, verbieten und verbammen wir obige brei 
Zeitungen, fo zwar, daß Alle, welche unferer geiftlichen Pflege unter- 
worfen finb, von nun an fie weder leſen noch behalten bürfen, ohne 
eine ſchwere Sünde zu begeben, und ohne ben von ben Kirchen: 
gefehen verhängten Strafen zu verfallen.” 
I. Sept. Die Eftenflfche Brigade wird endlich aufgelöst. Armeebefehl 


Benedeks an biefelbe. “Der Herzog von Modena nimmt Abfchieb 
von ihr. 


I. „ CEhyroſh). Glängende Yubelfeier ber 500jährigen Vereinigung 
des Landes mit Defterreih. Der Kaiſer trifft unerwartet ſelbſt 
in Annsbrud ein. 


0. „ (Siebenbürgen). Der Landtag beſchließt einftimmig bie In⸗ 
artilulirung bes Octoberbiploms und der Februarverfaſſung in bas 
Geſetzbuch des Großfürſtenthums. 


5. Okt. Eine kaiſerliche Botſchaft an den Reichsrath fordert denſelben 
zu Behandlung der Finanzvorlagen auf und ſpricht die Hoffnung 
aus, daß der Abſchluß unter Mitwirkung von Abgeordneten aus 
Siebenbürgen werbe erfolgen koͤnnen. Stenervorlagen des Finanz⸗ 
miniftere. — Das Abg.⸗Haus befchließt, mit ber Beratbung ber 


Finanzvorlagen bis zum Eintritt Siebenbürgifcher Abgeordneter zu 
warten. 


„ Artikel der offiz. Wiener Abendztg. über bie leitenden Grund: 
gedanken ber öfterr. Hanbelspolitit. Die öfterr. Regierung wäre 
demnach nicht ungeneigt, ſelbſt das Freihanbeleprincip zu aboptiren, 


um die Annahme ihrer Propofitionen an ben deutſchen Zollverein 
zu ermoͤglichen. 


„„GSiebenbürgen). Der Landtag beſchließt den Reichsrath zu 
beſchicken und die Wahlen in denſelben ſofort vorzunehmen. Es 
werben 10 Sachſen, 13 Rumänen und 3 Magyaren gewählt, 

14. „ (Siebenbürgen). DBertagung des Landtags. 

vn Das Herrenhaus begrüßt auf Antrag feines Präfibenten bie Taif. 
Initiative in ber deutſchen Neformfrage mit dreimaligem Hochrufe. 


Im Abg. Haufe war eine ähnliche RUE IANON nit zu Stande 
gelommen. 


9. 


41° 


164 ’ — DSeſterreich. 


15. Okt. Die Regierung legt dem Abg.Hauſe die Forderung eines Ka 
lehens von 96 Mil. G. vor (33% Mil. zu Deckung dee I: 
cits, 30 Mil. zu Linderung des Nothftands in Ungarn, 12 Ti 
zu Einziehung von Münze und 20 Mill. zu Einziehung von &ı 
linenſcheinen). 

20, „ Der BPräfident des Abg.-Haufes begrüßt den Eintritt der Siebe 

| bürgen und erHlärt, daß ber Reicherath damit als weiterer in! 
Vollgenuß feiner Rechte und Bflichten eingetreten fei. 

21. „ Das Abg.⸗Haus genehmigt wit Ablehnung des Ausſchußantra 
nad ber Megierungsvorlage das Geſetz wegen Forterbebung I 
Steuererhöhungen während der Monate November und Deceni 

: 4863, bis zum Zuſtandekomumen des Budgets. 

23. „ Graf Widenburg wirb feiner Stelle als Handelsminiſter eutbch 

28. „ Das Abg.:Haus beſchließt gelegentlich der Bubgeiberathung tm 
bes minifterielen Widerfpruh6 nad dem Antrage des Ausjhufe 
daß e8 die pachtweife Ueberlaffung ber Strafanftalten an weibli— 
geiftliche Orden als zwedwidrig anerfenne und bie Regierung a 
fordere, die dießfalls beſtehenden Verträge aufzulöfen, neue x 
träge aber in Feiner Weife abzufchließen. 

— „ (Ungarn) Der ungarifhe Hofkanzler Täßt bei Gelegenheit \ 
‚Verhandlungen bes Finanzausſchuſſes über die Reglerungsfordern 
von 30 Mill. ©. zu Linderung des Nothftandes in Ungam et 
Mären, daß er „als Minifter Sr. Maj. ſich in Betreff des ind 
Verhandlung ftehbenden Geſetzes (alfo vor der Hand nicht allgeme 
Sr. Maj. und dem Reichsrathe für. ben Vollzug diefes Geſetzes 
jener Art für verantwortli hält, und erflärt, wie dies burd du 
von. Sr. Maj. allerhöchſt fanctionirte Princip ber Miniſterveran 
wortlichkeit erforberlih wird.“ 


6.Non. Das Abg.⸗Haus bewilligt nach dem Antrage bes Finanzau 
ſchuſſes 20 Mill., ftatt der von der Regierung geforderten 30 Mil 
| zu Linderung bes Notbftandes in Ungarn. 

7., Das Abg.⸗Haus bewilligt einftimmig und ohne Discuffion na 
dem Antrage des Ausfhuffes eine Anleihe von 69, eventue 

88 Mill. ©. 

17. „ Lebhafte Debatte im Abg.-Hauſe über die Zuſtände Galiziens 

18. „ Die Regierung theilt ben fämmtlihen Zollvereinsregierungen de 
Entwurf eines Tarife im Sinne feiner Vorſchläge vom 10, Jul 
1862 nebft einer erläuternden Denkſchrift mit. 

24. „ (Ungarn). In allen Städten des Landes werden an N! 
Straßeneden aufrührerifche Proclamationen eines ſog. Landes:Un 
abhängigfeitSausfhuffes „im Namen des Gouverneurs Ludwig Kl 

futh“ angefchlagen. ' : 

BD, Nov. In Tolge der burch die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage eingett 
tenen Bewegung interpellirt ber Abg. Rechbauer im Wäg..haut 
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den mit Ausarbeitung eines Bereinsgefches beauftragten. Ausſchuß 
über den Stand ſeiner —— 


.Dec. Der Gemeinderath von Wien beſchließt eine Adreffe für 


7. . 


Schleswig⸗Holſtein an den Kaiſer zu richten. 

Das Abg.Haus nimmt die Anträge ſeines Ausſchuſſes bezüg- 
lich ber Bewilligungen für bie Kriegsmarine am und verſagt dem⸗ 
nach die zum Bau von Panzerfregetten geforderten Mittel. 

„ "Des bisherige Gefandte in Hamburg, Graf Blome, wirb ab⸗ 
berufen und zum Geſandten nah Münden ernannt. 

» Der Diener Hͤmfsausſchuß erhält bie Bewilligung von Gelb- 
fammlungen für Schleswig-Holftein und richtet eine Abrefle an das 
Abg.⸗Haus für bie legitime Arermsung ber Serzogibümer vor 
Dänemark. 


5 Oeſterreich und Preußen — identiſche Noten an die 
deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten bezüglich der ſchleswig-⸗holſteiniſchen 
Frage (ſ. Deutſchld.). Rechberg antwortet an demſelben Tage im 
Abg.⸗Hauſe auf die Interpellation Rechbauers: Oefterreich und 
Preußen hätten ſich fiber dieſe Frage vollſtändig geeinigt und ſeien 
entſchloſſen am Londoner Vertrage feſtzuhalten. Rechbauer, Brinz 
und andere deutſche Abgeordnete erklären ſich von der Antwort bes 
Miniſters ſehr wenig befriedigt. Das Haus ſtreicht im Bubget für 
1864 wiederum die Functionszulage für ben Botſchafter in Rom. 
Graf Rechberg erflärt, die Regierung bleibe bei Ihrem Stanbpuntte. 
Auch ein Ausfchußantrag auf Veröffentlihung eines öſterr. Blau⸗ 
buchs wird angenommen, obgleich, Graf Rechberg erflärt, daß er auf 
biefen Wunſch nicht eingehen könne. 

„ Lireularbepefche des Grafen Rechberg an bie Höfe von Barid, 
London und St. Petersburg über die ſchleswig-holſteiniſche Frage. 
Graf Rechberg conftatirt darin das eingetretene vollfommene Ein: 
verftändnig mit dem Cabinette von Berlin und fpricht die Hoffnung 
beider Regierungen aus, zu einer frieblichen Löſung zu gelangen, 
behufs welcher fie jeboch ber Unterflühung der andern Mächte be⸗ 
bürfen, deren Rath in Kopenhagen von Gewicht ſei. Dänemark fei 
durch feine Zufagen von 1851|52 gegen Oefterreih und Preußen 
ebenfo gebunden, wie bie beiden beutfhen Mächte in Betreff ber 
Erbfolgefrage. Diefe feien bereit, das Princip ber Integrität ber 
dänifhen Monarchie wie im Sabre 1852 zu achten, beftünden 
aber ihrerſeits auch auf der Erfüllung ber ihnen gegenüber einge» 
gangenen Verpflichtungen. 

Der Katfer ertheilt ber Deputation bes Wiener Gemeinderaths 
mit ihrer Adreſſe für Schleswig-Holftein einen fehr ungnäbigen 
Beſcheid: es wäre befler, wenn ber Gemeinderath ftatt fi mit 
Tragen hoher Politik ober mit Gegenſtänden, bie nicht feinem Wir: 


Ah 
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7. 


17. 


19. 


20. 


31. 


Dec. Oeſterreich und Preußen ſetzen es durch ben Druck ihrer ide 


Oeſterreich. 


kungtkreiſe angehören, zu beſchäftigen, ſich um bie Gemeinkeune 
legenheiten bekümmerte. 





tiſchen Note vom 4. b8. ME, auf die deutſchen Kleinſtaaten ver‘, 
daß die Bundesverfammlung nieht die „Deccupation” Holfteins, Ter; 
bern die „Execution“ gegen Dänemark beſchließt (f. Deutſchld.) 
„ Das Handelsminifterium legt ben Handelskammern ben = 
wurf eines Öfterr.sdeutfchen Zolltarifs var. 

„ Das Abg.Haus bewilligt nad) lebhafter Debatte das Militi 
bubget nad ben Anträgen ber Majorität bes Ausfchuffes mit 1: 
Mill. (ftatt 125, wie bie Regierung forbert) für bie 14meonatliä 
Periode bis Ende 1864, 

„» Der Ausſchuß bes Abg.-Hauſes beantragt, auf bie ven de 
Negierung geforberte Kopf: und Klaffenfteuer für biefe Fina 

periobe nicht einzugehen unb legt ein amenbirtes Lurnöftenergei 

vor. Der Finanzminifter zieht in Folge davon jene Vorlage zurük 
„  (&Zpyrol) Die 14 in Folge ber Mandatönieberlegung nes 
gewählten wälſchtyroliſchen Abgeorbneten zum Landtage Tyrols ge 
hören wieberum fämmtli ber Trennungspartei an. Wälit 
tyrol bebarrt bei dem Syſteme paffiven Wiberflandes, , | 
»„ Der Ausfhuß des Abg.-Haufes bringt endlich feinen Enten 
eines Geſetzes über das Dereind: und Verſammlungsrecht zur 2“ 


lage. Das Haus vertagt fih bis nach Neujahr. 


Oeſterreich und Preußen tragen am Bunde barauf am, Dineme 
zum Wiberruf ber neuen Verfaffung vom 18, Nov, aufzuforbern, mi 
ber Drohung, verneinenden Falles Schleswig als Pfand in Be 
zu nehmen (f. Deutſchland). 

„ Defterreih trägt am Bunde barauf an, ben Herzog Friedril 
in Kiel durch bie Bundescommiſſäre aufzufordern, die Herzogthüme 
zu verlaflen (f. Deutſchland). 


III, 


Außerdeutfhe Staaten. 





1. Portugal. 


2. Yan. Wieberzufammentritt ber Cortes. "Die Dep.:Rammer wählt 
ben ntinifteriellen Candidaten mit einer Mehrheit bon 27 Stimmen 
zu Sem Prafiventen. 


7. Febr. Die Dep. Kammer * die Antwortsadreffe mit einer Di 
beit von: 26 Stimmen (77 gegen 51) an. 


2. März. Die Dep.⸗Kammer genehmigt bie Abſqheffuns — Mir 
mit 91 gegen 10 Stimmen. 


1.April. Die Pairskammer tritt mit 53 gegen 26 St. bem Befchtufle 
ber Dep.sffammer bezügli ber Majorate bei. 


1. Mai. Eine Dep. bes Minifterpräfidenten Marquis de Loule in 
ftruirt ben portugiefifgen Gefandten in St. Petersburg, bie Be⸗ 
mähungen der Oefandten Frankreichs und Englands zu — 
Polens ſeinerſeits nach Moglichkeit zu unterſtützen. 


1. Juli. Schluß ber Parlamentsſeſſion. Thronrede bes Könige, | 
28. Sept. Die junge Königin wirb von einem Bringen emtbunben. 


! 


3. "Byanien. 


8. Yan, Adreßdebatie ber Deputirtentammer. Ein Amendement = 
das einen Tadel des General Prim wegen feiner Handlungewei 
in Merico auszuſprechen ſcheint, wird mit 149 gegen 73 — 
verworfen. 

13. „ Die Deputirtentammet — bie. miwifterielle Antwortäabreit 
‚mit 166 gegen 77 Stimmen an. 

15. „ Spannung mit Frankreich in Folge der Debatten Aber Meric. 
"Das ganze Cabinet gibt feine Entlaffung. Gen. O’Donnell alkiı 
bleibt und bildet ein neues Minifterium. General Serrano übe: 
nimmt ftatt Calderon Collantes das Portefeuille bes Auswärtigen. 


7, Febr. Vertagung ber Eortes, 
26. „ Dos Minifterium O Donnell wird — Bildung des Ch: 
binets Miraflores. 


21. März. Spanien richtet eine Eu an — zu Gunſten Polens. 


410, April. Wieberzuſammentritt der Cortes. Miraflores legt denſelber 
bas Programm. des Minifteriuns vor. Daſſelbe zieht bie Vorlagen 
feiner Vorgänger bezüglich Verfafjungsveränberungen zurüd, 

23. „ Derurtheilung ber Proteftanten Matamoras ꝛc. in Granaba. 

25. „ Die Dep.⸗Kammer ermächtigt nach Tängerer Debatte das Min: 
fterium fchließlich mit großer Majorität zur Forterhebung ber Steuen. 


6. Mai. Bertagung ber Eortes, 
19/29. Mai. Die über die Proteftanten in Granada und Malaga ver: 

j hängte Gefängnißftrafe wird von der Königin in Verbannung gleicher 

Dauer umgewanbelt. _ 

43. Aug. Die Eortes werben burch ek. Decret aufgelöst und Reumahlen 
angeorbnet, 

20. „ ine minifterielle Berorbnung beſchränkt fehr wefentlich bie Ab 
Baltung von Wahlverfammlungen. 

— . Aufftand auf St. Domingo gegen bie Spanier. 
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‚Det. Die. bemocratifdhe Partei erlärt, daß fie fi ber Theilnahme 
an ben Wahlen enthalten werde unb verlangt allgemeines Wahlrecht, 
Prepfreiheit und Decentralifirung ber Verwaltung. 

eo Beſuch der Kaiferin der Franzoſen am Hofe von Mabrid. 


. Nov. Eröffnung der neuen Gortes. Thronrede ber Königin. 

Die Dep.:Kammer wählt mit 160 gegen 90 Stimmen (Mon) 
den minifteriellen Candidaten Rios y Roſas zum Präfidenten. 
3. „ Ernennung von 48 nenen Senatoren: 


3. Dec. Die Deputirtenfammer genehmigt bie Antwortsabreffe su die 
Thronrede mit 141 gegen 75 Stimmen. 


— 


3. England. 


1 


6. Jan. Konflict zwiſchen dem engliſchen Gefandten Ehriffte und der 


braſilianiſchen Regierung. 


1. Febr. Lerftörung bes engliſchen Gefandfchaftsgebäudes in Jeddo. 


5. 
20. 


21. 


Eröffnung ver Barlamentsfefjion. Thronrebe ber Königin. 
„ Graf Ruffel beantwortet im Oberhaufe eine Snterpellatich 
Lorb Ellenboroughs, indem er bie ruffifhe Recrutirung m 
Polen „den unflügften und ungerechteften Schritt nennt, benn bi 
ruffifche Regierung hätte thun können und bezüglich der preußiſch 
ruffifhen Convention erflärt, daß, feiner Meinung nady „Pie 
preußifche Regierung fi) an der Unterbrüdung bes Aufftanbes be: 
theiligte und gewiſſermaſſen eine nachträgliche Verantwortlichkeit für 
bie von Rußland ergriffenen Confceriptionsmaßregeln übernommen 
habe.“ 

„ Die englifhe Regierung wirb von ber franzöſiſchen aufgefer: 
dert, identifche Noten an Preußen gegen bie mit Rußland akge: 
ſchloſſene Convention zu richten. 


n 


2. März. England gebt auf den franz. Vorfchlag, die Spibe gemein: 


10. 
11. 


famer Schritte für Polen gegen Preußen zu ridten, nicht ein, 
wenbet fidh viel mehr birect an Rußland und forbert durch Eir: 
culardepeſche die MWienercongreß-Mächte zu einem ähnlichen Schritte 
auf. Gegenüber Preußen begnügt es ſich vorerft, eine Abſchrift 
feiner Convention mit Rußland zu verlangen. 

„»  Breußen verweigert bie von England verlangte Abfchrift 
feiner Convention mit Rußland. Hr. v. Bismark bezeichnet fie dem 
engl. Gefandten als einen tobten Buchftaben, ba die Inſtructionen, 
die nothwenbig gewefen wären, um fie ind Leben zu führen, nie 
mals ertbeilt worden feien. 

„VWVermählung bes Prinzen von Wales mit ber Brinzeffin Ale: 
randra von Dänemark, Feſtlicher Einzug in London. 

n England verzichtet darauf, eine Abfchrift der Convention mit 
Rußland von Preußen zu verlangen, ba fie allem Anfehen nad 
im wefentlichen wirklich ein tobter Buchftabe bleiben zu follen feine. 


m 
— 
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. März. Preußen lehnt es ab, die Schritte Englands Im St. Peters: 


‘ 


burg zu Gunſten Polens zu unterflüßen. 


. April. Der britifche Bevollmächtigte ritet an den Tailum von 


Japan eine Art Ultimatum. 


„ Erſte, wefentlich identifch Tautende Note der brei Mächte 
England, Frankreich und Defterreih an Rußland zu 
Gunſten Polens: 

Engliſche Depeſche: „J. M. Regierung hält es für ihre Pat ber 
Regierung St. Maj. bes Kaiſers von Rußland von neuem bas tiefe Intereſſe 
zu bezeugen, weldes fie im Vereine mit bem übrigen Europa an ber Wohl: 
fahrt des Königreichd Polen mimmt. Die fo allgemein für die polnifche Nation 
gehegte Sympathie bürfte jhon an und für fih J. M. Regierung rechtfer- 
tigen, wenn fie zu Gunften des polniſchen Stammeg an bie ebelbergigen unb 


‚wohlwollenden Geſinnungen St. laiſerl. Maj. appellirt, welche in leßter Zeit 


durch ra ler und wichtige Berbejjerungs: nnd Reformmaßregeln einen 
erleuchteten Wunſch kundgethan bat, bie Wohlfahrt aller Claſſen ihrer Unter: 
thanen zu beförbern, Aber in Bezug auf das Königreich Polen fühlt Ihrer 
Majeftät Megierung, daß die großbritannifche Regierung -ein bejonderes 
Recht befikt, ihre Anſichten der Regierung Str. kaiſ. Maj. mitzutheilen, 
indem Großbritannien in Gemeinjchaft mit Seſterreich, Frankreich, Preußen, 
Portugal, Spanien und Schweden ben Wiener Vertrag vom Juni 1815 mit: 
unterzeichnet bat und aus biefem Grunde J. M. Regierung berechtigt ift, 
bei jeber Angelegenheit, welche ihr eine Abweichung von ben Beitimmungen 
und Stipulatimen jenes Vertrages zu conftituiren jcheint, ins Mittel zu 
treten. Durch ben erften Artikel jenes Vertrages wurbe das Großherzogthum 
Warfchau zu einem. Königreiäje Polen erhoben, weldes. unter gewiſſen, in 
jenem Artikel fpecifieirten Bebingungen mit dem Kaiſerthum Rußland 
unauflöslich verbunden fein follte, und J. M. Negierurig bedauert, jagen. zu 
müſſen, baß, obgleich bie Union bes Königreiches mit dem Kaifertgume aufs 
recht erhalten worden ift, bie Bedingungen, von welchen biefe Union klar und 
beutfich abhängig gemadt worden ift, von ber ruſſiſchen NRegiefung nicht 
erfüllt worden find. Der Kaiſer Alerander ftellte in Ausführung ber durch ben 
Wiener Bertrag eingegangenen Berpflidstungen im Königreiche Polen eine 
Nationalvertretung und nationale Jnſtitutionen ber, wie x mit den Stipu- 
lationen des DVerttages im Einklange flanden. 3. M. Regierung Braucht bier 
nicht auf bie Art und Weile einzugeben, im welcher jene Arrangements von 
jener Zeit an bis zum Aufſtande von, 1830. zur praktiſchen Musführung ges 
bracht worben find. Aber nachdem jener Aufftand durch die Erfolge ber kaiſ. 
Waffen unterbrüdt worden war, wurben jene Arrangements weggefegt und 
eine gänzlich verfchiedene Ordnung ber Dinge auf fait Autorität Hin herge⸗ 
ſtellt; Fürſt Gortſchakoff folgerte, wie feine Amtsvorgänger bei früheren Gele 
genbeiten folgerten, daß bie Unterbrüdumg jenes Aufruhrs alle im Wiener 
Vertrage in Bezug auf das Königreich Polen eingegangenen Verpflitungen 
Rußlands anullire und dem Kaifer von Rußland freie Hand laſſe, mit bem 
Königreiche Bolen wie mit einem eroberten Lande zu verfahren und über feine 
Bewohner und ſeine Inſtitutionen nach Gutdünfen zu verfügen. J. M. Re 
gierung jedoch Tamm -ihre Zuftimmung nicht zu dieſer Doctrin geben. . . Der 
ruſſiſche Herricher beſaß dieſes Königreich auf Grund ber feierlichen Stipule- 
tion eines Vertrages, ben er mit Großbritannien, Oeſterreich, Frankreich, 
Preußen, Portugal, Spanten und Schweden eingegangen war, und ber Auf: 
Rand. der Polen konnte ihn ber. fo übernommenen Bexpflichtungen nicht ent: 
binden, och. such, bie Unterfpritten auslöſchen, durch welche feine Bevoll⸗ 


4 m 








43. April, Der Kriegsminifter Sir George Lewis 4. 


24. 


8. Mai. Graf Ruſſel erffärt im Oberhaufe, er wolle nicht, bag mar 


iR. 


ung nn 7 Sie „ die Frage erhoben bat, ob bie von Ruflanı 
‚zung zu ibsem tiefen Bebauem zu ber Erffärung gezwungen, daß diefe 3 


des Kampfes es noch für lange Zeit zu einem bitteren Feinde Rußlands wa 
| Element ber Sicherheit und ber Stärfe —— ſoll. J. M. Regierung rue 


—XRX? 


— 







gen -dingegangen waren und er ſelbſt fie Tatific 


ben Wiener Vertrag übernommenen Verpflichtungen getreulihd in Ausiũ 
gebracht worben find oder e8 gegenwärtig werben, fo fühlt ji I. M. 














verneinenb beantwortet werben muß... Es fpringt in bie Augen, bup, il 
wenn Polen wieder unterworfen werben fol, bie Erinnerung an bie Ge⸗ 


zu einer Dmelle der Schwäde unb Gefahr maden wird, flatt daß es m 


baber am bie ruſſiſche Regierung das ernftlichite Erſuchen, allen voräcber 
ven Betrachtungen ihre ungetheiltefte Aufmerkſamkeit zuzuwenden; und Idee 
Maj. Regierung erlaubt ſich überbies, ber kaiſerl. Regierung zu beder 
zu geben, pr: ‚ auch abgefehen von Bertragsverpfliätungen, Rupls 
als ein Glied der europäiſchen Staatenfamilte Rückſichten gegen anbere \ 
tionen zu nehmen bat. Die Auftände, wie fie nun fchon jeit eimer lan 
Reihe von Jahren in Polen eriftirt haben, find nicht allein für Ruplaır 
ra auch für ben allgemeinen europäifchen Frieden eine Tuelle ber E 
aht. Die Rubeftörungen, welche fortwährend unter ben polnifchen Umtertbane 
St. kaiſ. Maj. ausbrechen, rufen in nothwendiger Folge eine ernſte Anfregu 
ber Gemüther in anberen Rändern Europa’s hervor, welche ihren ierunge 
nur vielfache Beſorgniſſe einflößen Tann, und bie möglichen Falles Re 
wickelungen ber ernſteſten Art herbeiführen dürfte. J. M. Regierung be 
daher die tiefgefühlteſte Hoffnung, es werde die ruffiſche Regierung biefe 31 
gelegenheiten in einer folchen Weile orbnen, daß bem polnifchen Wolle d 
Friede wiedergefchenft und auf dauernder Grundlage befefligt werben möx. 


„ England fordert die Regierungen ber verjchiebenen Staate 
Europa’s neuerdings auf, die Schritte ber brei Mächte in St. Fe 
ter&burg zu Gunſten Polens zu unterftügen. 

„n England erflärt bie von Rußland ertbeilte Amneſtie 
ungenügend. 


bie von ben Mächten erhobenen Vorftelungen zu Sunften Polens 
und ben guten Erfolg, den fie haben Lönnten, in zu rofiger Fark 
fehen möge; England werbe weder das Schwert zu Gunften Poland 
ziehen, noch etwas Anderes thun, als an bie ruſſiſche Regierung 
Borftellungen richten, welche Englands würbig feien, zumal ba Eng 
land hierin von Franfreih und Oeſterreich unterftäst werbe, Er 
verlangt vom Haufe, Vertrauen zur Regierung zu baben, zeld 
das beſte und praktiſchſte thun werde, nicht an ber Macht der 
öffentlichen Meinung zu zweifeln, der ſelbſt ber Czar Redhmum 
tragen müſſe und zu Hoffen, baß bie göttliche und menſchliche Ge 
rechtigkeit nicht zugeben werde, daß eine foldhe Unterbrädung nd 
lange ungeftraft bleibe. 

„ Lord Palmerfton erflärt im Unterhaufe gelegentlich einer Debatte 
über Rom unb Neapel, ba bie Stadt Rom zur Zeit von einn 
frangöfifchen Garnifon regiert werde, daß bie Autorität bes Papfıd 





null und berfelße mr eine Puppe in ber Hand ber Frauzoſen fei, 
die daher für alles verantwortlich feien, was bort gefchehe. 

.- Mai. Lord Palmerfton erflärt fih im Unterhaufe fũr die Forderung 
des Sultans bezüglich des Suezeanals. 

.„ Erſte Conferenz der drei Schutzmächte Stiegenlan ds zu Lon⸗ 
bon: ber griechiſche Thron wird für erledigt erflärt. 

— 28. Mai. Diplomatifche Correſpondenz zwifchen Graf Ruffel und dem 
brafilianifhen Geſandten. Der letztere fordert ſchließlich 
feine Päfle. 


3). Juni. Dritte Gonferenz ber griechiſchen Syupwäcte u London: 
Teftftellung ber Bedingungen, unter welchen Prinz Wilhelm von 
Dänemark als König von Griechenland anerkannt wird, 

z. „ Die japanifhe Regierung bat bie von England für ben, Mord 
Richardſon's verlangte Entihädigungsfumme bezahlt, verweigert da⸗ 
gegen die Auslieferung ber Mörder, unter dem Vorwande, daß fe 
derfelben nicht habhaft werben Fänne. 

7.—18. Juni. England, Fraukreich und Defterreih_richten zum zweiten: 
mal weſentlich gleichlautende Noten an Rußland, nachdem 
ſie ſich in Folge längerer Unterhandlungen über ſechs Punkte als 
Baſis der Unterhandlungen auf einer Conferenz der acht Mächte, 
welche den Wiener Vertrag unterzeichnet haben, geeinigt hatten, 
welchen Punkten England ſeinerſeits noch die Forderung ber Pro: 
elamation eines proviforifhen Waffenftillftandes beifügt. 


* Englifhe Depeſche: . Die Regierung I. Maj. wünſcht nicht, 
eine fruchtloſe Discuffion fotzufehen. Ich werbe alſo über jebe auf meine 
vorhergegangene Depefche bezügliche Gontroverje hinweggehen; ich. werbe es 
nicht umernehmen, in biefer gegenwärtigen Mittheilung ben genauen Sinn 
bes Artifels im Wiener Vertrage zu beſtimmen, der Polen betrifft. Die Re⸗ 

erun] J. Maj. wunſcht mit dem Kaiſer von Rußland eine ‚prafüijche a 
fr ein® ſehr fehwierige und höchſt wichtige Aufgabe zu finden. . iR 
feine leichte E ache, dae “..ıorene Bertranen und ben Frieden, ber — 
von allen Seiten georocdhen iſt, wieder herzuſtellen. Die Regierung J. Mai. 
wurtde fi) eines großen Dünkels für ſchuldig halten, wenn fie das Bertrauen 
ausipräde, daß vage Erklärungen, wohlwollende Abfichten, ja ſelbſt bie Aus⸗ 
führung einiger weifen Gefebe auf ben Geiſt ber Polen eine genügende Wir: 
fung zur Nüdführung bes Friebens und bes Sehorfams üben würden. Unter 
ben gegenwärtigen Umftänben glaubt bie Regierung 3. M., daß man nichts: 
beftoweniger das folgenbe Project von Maßnahmen als Bafis ber Bacification 
ammehmen müſſe: (folgen die ſechs Punkte. |. Defterreih.) Diefe ſechs Bunfte 
fönnten bazu dienen, auf Maßnahmen zu führen, bie nach einer ruhigen und 
erfgöpfenden Berathung getroffen werben follen. Aber es ift ſchwer, ja 
—** unmsglich, das nö Vertrauen und die ndthige Ruhe zu gewinnen, 
jo lange die Leibenjchaften von Tag zu Tag fich fleigern, ber Haß töbtlih wird, 
und ber Entſchluß, zu fiegen ober zu fterben, fih mit einer mehr und mehr 
ernſtlichen Hartnädigkeit beſtärkt. .. Das Erfie, was zu thun iſt, iſt nach der 
Meinung ber Regierung J. M. eine ‚ Einftellung ber Feindſeligkeiten herzuftellen. 
Diefe Einftellung Tönnte im Namen ber Menfchlichleit durch eine Proclama⸗ 
tion des Kaifers von Rußland, ohne feiner Würbe dadurch Abbruch zu thun, 





) 


476 


Gugiani; 
werben. Die Polen 


herhei Polen hätten geng santärli au ber Wobhlth 
diefes Altes nur Theil, wenn fie ſelbſt ſich * er — jeder Art mäl 
renb ber Einftellung ber Feine Mi keiten enthalten würden. Wäre einmal & 


- Ruhe momentan bergeftellt, fo müßte man dann bie ag zu Rathe ziehen 


welche ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben. Preußen, S 

ben und Portugal müßten darum gefragt werben, was nach ihrer Rein 
bem Vertrage Wirkſamkeit gäbe, bei welchen biefe Mächte contrahirenbe ix 
teien waren. Die Vorſchlage 3. Viaj. gehen nun auf Folgendes: 1) Annahme x 
ſechs erwähnten Punkte als Bafis der Unterhandlungen; 2) ein proviloriide 
Waffenſtillſand foll von dem Kaiſer von Rußland proclamirt werben; 3) ca 
Eonferenz ber acht Mächte, welche den Wiener Vertrag unterzeichnet haben... 


18. Juni. Schiebeiprud bes Königs Leopolb von Belgien in bem enalis 
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braſiliſchen Conflict. 
„Protokoll der 3 Schugmächte bezüglich ber Vereinigung ber je 
nifhen Infeln mit Griechenland. 


13. Juli. Graf Ruſſel ſpricht ſich im Oberhauſe nochmals gegen eina 


28. 
6. Aug. Der Korb = Obercommiffär ber jonifhen Inſeln ver 


3., 


kaiſerliche Gabinet I 


Krieg mit Rußland aus. 
Schluß der Parlamentd:Seffton. 


fügt die Auflöfung bes jonifhen Parlaments und ordnet Neumwahla 
‘an, um ber Vereinigung ber Inſeln mit Griechenland beizuſtimmen 
11., 12. Aug. England, Frantreih und Defterreid ri& 
ten in Folge der unbefriedigenben Antwort Rußlands auf den zweite 
Schritt derjelben zum drittenmal weſentlich gleidhlautende De: 
peſchen an Rußland zu — Polens. 


En gliſche Depeſche: „... . Die ruſſiſche Antwort iſt weiß catieta 
auf die Vorſtellung, welche J. "Mai. Regierung im Berein mit a 





und Defterreih an das Gabinet von St. Petersburg gerichtet hatte, eine 
friebigenbe Antwort zu erteilen. Die Depeche fagt zwar im 
alfe das Brincip — daß jede Macht, bie einen Ber: 

unterzeichnet, das Recht befikt, Sinn desſelben von ihrem ei on 
Geähtepunft auszulegen, ar baß bie Auslegung fich innerhalb de 
Grenzen bed Sinnes hält, ben «3 möglich ift, bem Vertrag nad bem Ben: 
Iaute felber beizulegen.“ Fürft Gortichatoff fügt binzu: „Kraft biejes se 
cips beftreitet das Taiferliche Cabinet jenes‘ Recht Feiner ber acht Muchte du 
ber Wiener allgemeinen Alte von 1815 beigetreten find." Fürſt Gertjcaten 
ſchweift jeboch weit von ber Trage ber Auslegung bed Wiener Vertrages at 
— bie Fortdauer des Aufftandes in Polen ber moraliſchen und materiel 

— zu, bie er vom Ausland erhalte, gibt im vager Weiſe bie jede 
Punkte zu, verwirft bi die vorgeichlagene Einſtellung ber Yeinbfeligfeiten, weiger: 
ſich, eine Conſerenz ber acht Mächte anzunehmen, bie ben Bertrag unterzeichnet 
baben, und erklärt ſich zuletzt, daß bie Wieberberftellung ber Ordnung ber 
ernften Anwendung irgendwelcher zur Bacification Polens beftimmten Mar- 
segeln vorhergehen müſſe. 3. Maj. Regierung will nun bie —— der 
Fuͤrſt Gortſchakoffſchen Antwori auf bie in meiner Depeſche ihm vorgeſtellten 
Erwägungen einer ruhigen Prüfung unterziehen, . . . Indem Gert: 
— * zu den —— Borichlägen ber Regierung Ri Mai. übergebt, fagt 
er in Bezug auf bie ſechs Punkte, daß bie meiften ber von ben drei Roͤchten 
angebeuteten Maßregeln „Ichon ducdh bie Initiative unjere® — gem 
beichlofien ober entworfen find.” Gegen Ende bez Depeiche findet ſich cin 
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Himweis auf Me Maßregeln, an denen Se. Maj— feſthält, ſowohl an ben 
ſchon vorhandenen Keimen wie an ihrer Entwicklung, bie er vorausſehen ließ.” 
Dbgleich diefe Stelle weit entfernt ift, eine beftimmte Zuſage einer nationalen 
Vertretung mit wirffamer Gontrole ober einer nationalen Verwaltung zu 
fein, gewährt fie doch einige Hoffnung, daß ber Kaifer Alerander ben Ein: 
gebuungen feines eigenen wohlwollenben Gemüths und ben Ratbichlägen Eu: 
ropa’s fhließlich Gehör geben werde. Der Vorſchlag einer inftellung der 
Feinbfeligkeit ift verworfen, „aus Gerechtigkeit gegen bie treue Armee bes 
Kaifers, gegen die friebfertige Mehrheit der Polen, und gegen Rußland, wel: 
chem bieje Agitattonen ſchmerzliche Opfer auferlegen.“ Der Vorſchlag einer 
Conferenz der Mächte, bie ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben, tft ver: 
mworfen, und bamit bie Ausficht auf ein fofortiges und freunbliches Einver⸗ 
nehmen. Anftatt biefes redlichen und billigen Vorſchlags denkt das rufjifche 
Eabinet, daß bie brei Mächte, welche die Separatverträge zwifchen Oeſterreich 
und Rußland, und Preußen unb Rußland vor bem allgemeinen Wiener 
Vertrag vorfchlugen, eine Zufammenkunft halten, und daß Großbritannien 
und Frankreich Hinterbrein von bem Ergebniß ihrer Berathungen in Kenntniß 
gefegt werden jollten. Zwei Gründe gibt es, berem jeber allein binreichen 
würde, über diejen Borjchlag den Stab zu bredien. 1) Wenn man bie be 
wußten Verträge von ben Beflimmungen bes allgemeinen Wiener Vertrags 
trennt, fo haben fie nur auf materielle Zwede Bezug — auf bie Benützung 
von Flußufern, bie Regulirung von Leinpfaden, ben freien Waarentransport 
aus einer Provinz in die andere, und foldhe anbere a Keine politische 
Entwidlungen ober Details fommen barin vor. 2) Es liegt auf ber Hand, 
baß eine ſolche Conferenz Defterreih in eine falſche Stellung bringen, und 
mit feinen Beziehungen zu Franfrei und Großbritannien unvereinbar fein 
würde, Se. Maj. ber Kaifer von Oefterreich bat daher im richtigen Gefühl 
feiner Würde ben ruffiihen Vorſchlag fogleih verworfen. Indem fie ihre 
Anfichten beim Fürften Gortfchatoff mittheilt, hat J. Maj. Regierung noch 
eine gebieterifche Pflicht zu erfüllen. Sie muß Str. Erc. ernſtlichſte Auf 
merkſamkeit auf bie Bebenklichleit der Lage Ienfen, und auf bie Verantwort⸗ 
lichkeit, welche fie auf Rußland wälzt. Großbritannien, Defterreich und Frank⸗ 
reich haben gezeigt, wie dringend nöthig es ift, einem beflagenswerthen Zu: 
ſtand, der voll Gefahr für Europa ift, ein Ende zu machen. Sie haben zu⸗ 
gleich die Mittel angedeutet, die ihrer Meinung nad) zum Ziel führen wür- 
den, uno ihre Mitwirfung zur fihern Erreichung befjelben angeboten. Wenn 
Rußland nicht alles was von ibm abhängt, thut, um bie gemäßigten unb 
verjöhnlichen Abfichten der brei Mächte zu fördern, wenn es nicht ben Pfad 
betritt, den freundfchaftliche Rathichläge ihm erfchließen, fo macht es fih für ' 
bie ſchweren ‘Folgen verantwortlich, welche die Fortdauer ber polnifchen Un⸗ 
ruben haben Tann.” 


I, Sept. England verfuht es, ber vom beutfhen Bunde gegen 
Dänemark eingeleiteten Execution in SHolftein entgegen zu treten 
und die Frage einer internationalen Vermittlung zu unterziehen: 

Depefhe Ruffels an den englifhen Gefandten in Frank⸗ 
furt: „... Wäre ber Ausjchußbericht nicht weiter gegangen, al® zu be: 
baupten, baß das Fön. Patent (vom 30. März d. %.) ben Beichluß ber 
Bunbesverfammlung, foweit er bas Herzogthum Holſtein betrifft, nicht er- 
fülle; daß der Herzog von Holftein nicht das Necht hat, über die Finanzen 
Holfteins ohne Zuftimmung feiner Vertretung zu verfügen; baß er nicht das 
Recht hat, Geſetze für Be zu erlafien, außer unter Mitwirkung ber 
Ständeverfammlung 9 eins; daß die langen Zögerungen der däniſchen Re⸗ 
gierung, zu einem befriedigenden Arrangement zu kommen, bie Bundesexe⸗ 
cution nothwendig gemadt haben: J. Maj. Regierung bätte, obgleich fie bie 
Einmifhung der deutſchen Yunbesverfammlung gerabe zu biejer Zeit beklagt 
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z 1. Oct. röffnung des jonifhen Parlamente. Der Lord⸗Obercen 


6., 


England. 


haben würbe, nicht in Abrebe flellen Tännen, daß bie aufgeftellien 
eipien die gefunden und in ber That die Fundamentalprincipien cenmn: 
tioneller Regierung wären. Uber e8 kann nicht behauptet werden, 2 
bie Conftitution ber ganzen bänifchen Monarchie der Jurisdicien 
beutfhen Bundes unterworfen fein kann. Wenn bie Bertretung 
Herzogthümer Holftein unb Lauenburg ein Veto gegen das B 3 
bäniihen Parlaments und ber däniſchen Regierung bätte, ift es Far, de 
bie nothwendigſten Maßregeln für bie Veriheibiguug Dänemarks gegen cı 
äußern Feind gehindert, die ganze Action der bänijchen Monarchie gelä 
und bie Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks ernſtlich bebropt fein ıri: 
ben. %. Dal. ift durch den Tractat von London vom 8. Mai 1852 m 
bunden, die Integrität und Unabbängigfeit Dänemarks zu achten. Der kr! 
von Defterreich und ber König von. Preußen baben dieſelbe Berbintlidt 
übernommen. J. Maj. würde nicht mit Gleichgültigfeit eine militin! 
Decupation Holfteins jehen, welche nur unter Bedingungen aufhören fi 
welche weſentlich bie Eonflitution ber ganzen däniſchen Monarchie berütt 
J. Maj. Regierung würde dieſe militärifche Decupation nicht als eine 
mäßige Ausübung der Macht bes beutichen Bundes anerfennen, noch zulan 
baß fie mit dem Namen einer eigentlichen Bunbeserenution belegt we: 
fönnte. J. Maj. Regierung würde bei ber Ausführung eines joldgen Schtu 
gegen Dänemark und das europäiſche Intereſſe nicht gleichgültig fein. J. R 
Megierung erſucht baber bie beutihe Bunbesverfammlung ſehr emmitlid & 
zubalten, unb bie Streitfrage zwiſchen Deutihland und Dänemark ber ta 
mittlung anderer Mächte zu unterwerfen, welche ber Streit nicht berübtt, 3 
aber bei der Erhaltung bes. Friedens von Europa unb der Unabhängiztd 
Dänemarks tief intereflirt find.” | 














miffär legt demfelben die Bedingungen vor, unter welchen bie Inſe— 
mit Griechenland vereinigt werben follen. | 
Das jonifhe Parlament nimmt die Vereinigung der nik 


mit Griechenland an, erflärt aber mit großer Mehrheit, daß 





Feſtungswerke von Eorfu, welche England zuvor ſchleifen mil, 

ihrem gegenwärtigen Zuftande an Griechenland äbergeben wert 
follen. Der Lord⸗Obercommiſſär vertagt deßhalb das Parlamer 
bis zum April 1864. 


14, „ England richtet eine zweite Depefhe an feinen Geſandten ü 


Frankfurt, um einer Execution in Holftein entgegen zu wirken 

„+. . Wollen Sie dem Präfidenten ber Bundesverfammlung vorftelten, x 
J. Möj. Regierung Grund babe zu glauben, es werde bie Antwort, welche D 
nemart ber Bundesverfammlung geben wird, feine Bereitwilligfeit. zeigen, de 
Patent von 30. März im Sinne des Bundesbeſchluſſes vom März 1360 zu men 
ficiren, b. 5. daffelbe proviforifch zu machen, bis bie befinitive Stelung Holfaırı 
mit Deutjchland vereinbart it. Auf biefe Weiſe werben bie boljteiniid« 
Stänbe ihre conftitutionellen Privilegien als durch das königl. Patent anır 
kannt beibehalten. Aber wenn bies gefchehen, dann bofft Dänemark Auficul 
ber Bunbeserecution zu erlangen. Sie wollen bem Präfibenten ber Buntes 
verfammlung vorftellen, daB eine Bunbeserecution ſelbſt in ber Vorausſeßung 
baß fie genau auf Holftein beſchränkt bfiebe, nicht erfolgen Tönnte, ohne du 
fhon beſtehenden Schwiertgfeiten zu vergrößern. Es if ſehr wahrſcheinlic 
daß bie bänifche et hierauf mit Repreffalien und einer dem beutidc 
Handel fehr nachtheiligen Blokade eriwiebern würde. Aber folhe Mapreger 
wärben in Deutichlanb ſoviel Erbitterung hervorrufen, wie bie Bundeeqt 
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cution in Dänemarl, Es wiirde ſonach ber Streit vergiftet werben, An⸗ 
Tprühe auf Entfhädigung würben von beiden Seiten erhoben werben unb 
neue Schwierigkeiten Ns einer frieblichen Ausgleihung entgegenſtellen. Sollte 
dann wieber ber Krieg auf Schleswig und Jütland ausgebehnt werben, fo 
wäre in Erinnerung zu bringen, baß Defterreih und Preußen, ſowohl wie 
Großbritannien und Frankreich duch ben Vertrag vom Jahre 1852 ver: 
pflichtet find, die Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu achten. Die 
Verpflichtungen würben natürlich erfüllt, Tönnten aber neue Verwidlungen in 
Frankfurt Bervorbringen. — I. Maj. Regierung läßt die Anſprüche des Bundes 
in Holftein und Lauenburg völlig gelten, ift aber der Anficht, daß, wenn bie 
Ser erungen der Bunbesverfammlung auf bie beutjchen Herzogthümer ſich 
eſchraänkten, biefelben ohne Bunbeserecution und ohne fih den mit ber Gr: 
grafung einer ſolchen Außerfien Maßregel verbundenen Gefahren auszufegen, 
efriedigt werben könnten.“ 

0. Oet. England ridtet in der polnifhen Frage ſchließlich noch eine 
letzte Depeſche an Rußland mit der wieberbolten Erklärung, daß 
„bie Rechte Polens in berfelben Urkunde enthalten feien, welche 
den Kaifer von Rußland zum König von Polen made." Frank⸗ 
zeih und England unterlaflen einen derartigen Schritt. 

4. „ England richtet eine dritte Depefhe an feinen Gefandten in 
Frankfurt gegen eine Bundederecution in Holftein und für inter- 
nationale Vermittlung : 

n ... 5 Maj. Regierung iſt der Meinung, baß, wenn bie beutjche 
Bunbdesverfammlung und ber König von Dänemark ben Wunſch begen, bie 
lange Reihe von Unterhandlungen und Streitigfeiten, welche zwiſchen ihnen 
ftattgefunden baden, auf billige und unparteiifche Weife zum Abfchluß zu _ 
bringen, die Schwierigkeiten babei nicht groß fein jolten. Zu bem Ende 
follten, wie e8 J. Maj. Regierung fcheint, zwei Principien als Grundlagen 
einer Vereinbarung aufgeftellt werben. Critens, daß all dasjenige, was ſich 
auf Finanz⸗ und Gejeßgebungsfachen ber Herzogthümer Holjtein und Lauen⸗ 
burg bezieht, ober daraus entipringt, den im deutſchen Bunde geltenben Grund⸗ 
fügen gemäß geordnet werden jolle; zweitens, baß alles, was internationale 
Streitfragen betrifft, der Vermittlung (nicht der fchiebsrichterlichen Entſchei⸗ 
bung) befreunbeter nichtbeutfcher Mächte zum Zweck einer friedlichen und 
volllommenen Ausgleihung unterzogen werden ſoll.“ 


5.Nor. England erhält gleich allen übrigen Staaten Europas vom 
Kaifer der Franzoſen die Einladung zu einem allgemeinen euro: 
päifhen Kongreß behufs ciner Revifion der Verträge von 1815. 

14,Nov. Das Protokoll, durch welches England der Schirmherrſchaft 
über "die jonifchen Inſeln entfagt und biefelden an Griechenland 
abtritt, wird von den Bertretern jämmtlicher fünf Großmächte in 
London unterzeichnet. Die Feitungswerke von Eorfu werben vor der 
Uebertragung des Eilands von Griechenland gefchleift werben. Der . 
Bertreter Griechenlands weigert fih darum, dem Protofoll durch 
feine Unterfchrift beizutreten. 

20. „ Der Bicelönig von Dftindien Lord Elgin f. 

25, „ Die englifhe Regierung lehnt die Theilnahme an dem vom Kaifer 
ber Franzoſen vorgefchlagenen allgemeinen europäiſchen Con⸗— 
greffe definitiv ab. 
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Depefhe des Grafen Ruffel an Lord Cowley: „...I. Wa 
Regierung gewahrt in dem Schritt mit voller Anerfennung ben Wunſd tee 
KRatfers ber Franzoſen, der in mehreren Theilen Europa’s vorhandenen Umu:! 
ein Ende zu machen, und den allgemeinen Frieden auf feftere Grundla;n 
zu ftellen als es, feiner Anſicht nad), diejenigen find, auf denen dieſer zu 
jegt beruht. Der Kaiſer erflärt, daß Frankreich bei dieſer Frage fich uneine 
nuͤtzig verbalte, baß er für feinen Theil Teine Vergrößerung juche, und 2 
die zu fichernden Intereſſen nicht die Frankreichs, fondern die Europa's jeie 
J. Maj. Regierung kann ebenfalls erffären, daß Großbritannien m tien 
Sache ımintereffirt ift, daß es Teine Vergrößerung fucht, und daß es Ei 
Maäßigung und Frieden anzurathen bat. Uber Frankreich und Großbrum 
nien, welche auf biefe Weife felbft interefjelos find, find verbunden, zu cı 
wägen, was bie Weltfage ift, und was auf einem Gongreß das wahricer 
liche Benehmen folder Mächte wäre, welche aufgefordert werben mödıe 
Opfer an Gebiet, oder Anſehen und moralifcher Stärke, zu bringen. — ; 
würde ziemlich zwedios fein, bei biefer Gelegenheit weiteres über bie Terms; 
von 1815 zu fagen. Praktifch gefteht der Kaifer ber Franzoſen bie binderd 





- Kraft vieler Theile dieſer Verträge zu, und 3. Maj. Regierung räumt ehr 


bereitwillig ein, daß einige Theile berfelben abgeändert ober mißacht 
worden find, und baß noch andere Theile zur Zeit bebroht ober im Frage ge 
ftellt find. Wie J. Maj. Regierung aus ben von Hm. Drouyn de Lhuys a 
gebenen Erörterungen entnimmt, muß nach Anficht der kaiſerlichen Regierur! 
e8 jedermann klar fein, baß mehrere Fragen bis jeßt nicht geldst find, wei 
Europa in Verwirrung bringen Tönnen. Bon biejer Art find folgende: T: 
ber Kampf in Polen noch weiter verlängert werben? Soll Dänemark in Ar 
mit Deutſchland geratben, und find die Mächte, welche früher an ber Ya 
handlung biefer Frage theilnahmen, gleichgültig dagegen geworben ? <:! 
Anarchie in den Donaufürſtenthümern fortdbauern, unb jo in jedem Auge 


"bfi die orientalifche Frage wieber zu eröffnen drohen? Sollen Stalien u 


Defterreich fortwährend in feindlicher Haltung gegen einander ftehen blei 
ben? Sol bie Beſetzung Noms duch franzdfifhe Truppen in unabjebtxi 
Zeit fortdauern? — Die kaiſerliche Regierung ftellt bie weitere Frage: Zola 
wir, ohne neue Sühneverfuche gemacht zu haben, ber Hoffnung entjagen, de 
Nationen Europa’s bie Laften zu erleichtern, bie ihnen, in gegenjeitigem Rt 
trauen, durch übermäßige Waffenrüftungen aufgelegt find? — Dieß, obn 
Zweifel, find bie Hauptfragen, welche ben Frieden Europa's entweder ftöre" 
ober bedrohen: aber es gibt eine fernere Trage, weldhe, wie J. Maj. Rei 
rung erachtet, biefer ganzen Sache zu Grunbe liegt, und bas ijt folgen: 
Sit e8 wahrſcheinlich, daß ein allgemeiner Congreß ber europäliker 
Staaten eine friedliche Loͤſung der verfchledenen ftrittigen Materien barbiae 
würbe? Dieß, in ber That, ift bie Frage, welche bie Regierungen der ver 
ſchiedenen Staaten vor allem — und aufmerkſam zu erwägen haben 
Nach unferem Dafürbalten gibt es ein Hauptbebenten, das unfere Schlur 
[elgerung zu befiimmen hat. Nach bem Krieg, ber Deutſchland won Itl! 
i8 1649 verheerte, und nach ben aufeinander folgenden Kriegen, unter denen 
ber europäifche Gontinent von 1793 bis 1815 zu leiden hatte, war es mis’ 
lich, Gebietsvertheilungen unb Nechtäbefinitionen durch einen Congreß voriu 
nehmen, weil bie europäifchen Volker der Schläcdhterei mübe und burd die 
Kriegslaften erichöpft waren, und weil bie im Congreß zujammentretenden 
Mädte durch die Zeitumftände die Mittel in ber Hanb hatten, ihre Beſchlüſſ 
und Anordnungen auszuführen. Aber im jetzigen Augenblid, mad eine 
Jangen Friebensbauer, ift keine Macht willens, irgenb ein Gebiet aufzugeben. 
auf das fie einen Mechtstitel durch Vertrag oder langen Beſitz bat. So in 
3. 3. von den obenerwähnten Jragen, welche Guropa. beunrubigen ober be 
broben, zwei ber gefährlichften Diejenigen, welche Polen und talien betreiia. 
Prüfen wir ben gegempärtigen Stand biefer ragen, und fehen wir zu, ® 
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es wahrſcheinlich if, daß ein Kongreß zu einer ginlichen Löfung berfelben 
verhelfen würbe. Erſtens, was Polen anlangt, jo tft diefe Frage für Frank⸗ 
reich, Defterreih ober Großbritannien Feine neue. Mehrere Monate lang 
haben biefe Mächte, während fie fich jeber Drohung forgfältig enthielten, von 
Rupland durch freundliche Borftelungen bie Annahme von Maßregeln hei⸗ 
lender Natur zu erlangen gefucht, aber nichts erreicht als oft wiederholte 
Berfprechungen, daß fobalb die Snfurrection unterbrüdt fei, Milde und Ber: 
ſöhnung eintreten ſolle. Würde e8 da etwas frommen im Namen eines Con⸗ 
greifed Borftelungen zu wiederholen, welche bereit® mit fo geringem Crfolg 
gemacht worben find ? — Iſt es wahrfcheinlich, daß ein Kongreß im Stanbe 
fein würbe, beffere Bedingungen für Polen zu fichern, e8 wäre benn durch 
vereinigte Anwenbung von Waftengewalt? Durch Rußlands militärifches Ueber⸗ 
gewicht und feine ſchonungéloſe Strenge iſt mittlerweile ein beträchtlicher 
Fortſchritt zur Unterwerfung ber Jnfurgenten gemacht. Läßt fi erwarten, 
daß Rußland im Stolz feiner Stärke das bewilligen werbe, was es in ben 
frühern Tagen feiner Entmuthigung verweigert hat? Würbe es auf ben bloßen 
Wunſch bes Congreſſes ein unabhängiges Polen berftellen ? Aber werm Ruß: 
land nicht wollte, bann wird die Ausſicht: entweder eine Demüthigung für 
Guropa, ober Krieg mit Rußland, und diejenigen Mächte, welche die Koften 
und Wagnifje eines ſolchen Kriegs nicht auf fe nehmen wollen, müſſen alſo 
wohl bie andere Alternative zu vermeiden wünſchen. Es läßt ſich zudem in 
Wahrheit jagen, baß bie jetzige Zeit eine Uebergangsperiode if. Wenn ber 
Aufſtand unterbrüdt ift, dann wirb ſich's zeigen, ob bie Verſprechungen bes 
Kaiſers von Rußland in Erfüllung geben! Wirb ber Aufftanb nicht unter⸗ 
drüct, ober wird, um ihn zu unterbrüden, das polnifche Volt mit neuer und 
— wenn bas möglich ift — mit erjchwerter Strenge behandelt, jo werben 
fih anbere Fragen ergeben, welche weitere Erwägung erforbern mögen, aber 
welche in einer großen Verſammlung von Repräfentanten aller Maͤchte Eu: 
topa’8 kaum eine Loſung finden würden. In ber That ift zu beforgen, baf 
von Tag zu Tag auftauchende Fragen, gefärbt von ben wechfelnben Ereig⸗ 
nijfen der Stunde, vielmehr zu nußlofer Debatte als zu praftifcher und nütz⸗ 
licher Berathung Anlaß geben würben in einem Gongreß von 20—30 Re: 
präfentanten, ber Teine oberfte Autorität anerfennte, und burch Teine feſten 
Perfahrungsregeln geleitet wäre. Geben wir zur italienifchen Frage über, 
fo ergeben ſich friihe Schwierigkeiten. Erſtens ift es bie Abficht, dure einen 
neuen Vertrag ben jebigen Beſitzſtand in Stalien zu fanctioniren ? Der Papft 
und bie ben abgefegten Fürften verwandten Souveräne könnten ſich einerſeits 
weigern, dem König von ‚Stalien einen ibm bis jegt vorenthaltenen Titel zu 
geben; und ber König von Italien anbererfeit® würbe ſich wahrſcheinlich einer 
Anordnung wiberfegen, die ihn, implicit wenigftens, von bes Erwerbung Roms 
und DBenetiens auszuſchließen fchiene. — Ober ift beabfichtigt, von Oeſterreich 
im Gongreß ben Verzicht auf Benetien zu verlangen? J. Maj. Regierung 
hat guten Grund zu glauben, daß fein dfterreichifcher Repräfentant einem 
Songreß beimohnen würde, wo ein folder Vorfchlag zur Verhandlung Täme. 
Wir wifen, daß, wäre ein foldhes Vorhaben im Voraus angezeigt, jo würbe 
Defterreich es ablehnen, überhaupt ben Congreß zu beſchicken, und würde bie 

age ohne Anzeige aufs Tapet gebracht, jo würbe ber äfterreichifche Minifter 
— bie Verſammlung verlaſſen. Alſo auch in dieſer Hinſicht würde ber 
Congreß ſich bald im Angeſicht ber Alternative befinden: Nullität ober — 
Allein iſt es möglich einen Congreß zu verfammeln, und einen italieniſchen Reprä= 
fentanten zum Siß darin — ohne den Zuſtand Venetiens zu discutiren? 
Der Kaiſer ber Franzoſen wäre wohl bie erſte Perſon, welche bie Unmöglichkeit 
eines jolchen Verfahrens fühlte und einräumte. — Was Deutſchland und 
Dänemark betrifft, jo ift es ni baß mehrere von ben Mächten Europa 8 
fi bei biefer Frage intereffirt baben, aber bie Zugabe Spaniens, Portugals, 
Stalieng und der Türkei zur Berathung würde die Ausficht auf eine befrie⸗ 
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digende Loſung kaum vermehren. Und wenn fi mit Bezug auf Polen uns 
Ktalfen Fein beilfames Ergebniß erwarten läßt, tft es ba rathſam, einen al: 
gemeinen europäifchen Eongreß zu berufen, um ein Heilmittel fire bie Ynar: 
die in ber Moldau⸗Wallachei zu finden? Wären alle biefe ragen — tr 
polnifche, ttalienifche, bänifche, donaufürſtenthümliche — burch bloßen We: 
nungsmisfpruch zu löfen, fo möchten vielleicht bie Anſichten ber Erittiide 
Regierung von benen bes Kaifers ber Franzoſen nicht ſehr abweichend gerur 





‚ben werben. Aber wenn mit ber bloßen Yeußerung von Meinungen ur 


Wünſchen fi Fein pofitives Refultat erreichen ließe, fo erfcheint ee w: 
wiß, baß bie Berathungen eines Congreſſes aus Forderungen und Aniprüde 
befteben würden, welche bie einen erhöben unb benen bie anbern fich wide 
festen; und ba e8 in einer foldhen Berfammlung feine oberſte Autorität gabe 
um bie Majoritätsbefchlüffe in Vollzug zu ſetzen, fo würben voras 
fihtlich viele Mitglieder bes Congreffes fih in ſchlimmere 
Stimmung voneinander trennen, als fie zufammengetrete 
waren. Und baraus folgt, baß ber vorgefchlagene Eongreß wahrfceinl: 
feine Minberung ber Kriegsrüftungen bewirken würde. Alſo unvermögent 

MWahrfcheinlichfeit jener wohlthätigen Folgen zu erfennen, die ber Kaiſer de 
Sranzofen fi) veriprach, als er einen Congreß vorſchlug, fühlt %. M. Rex: 
rung, eigener fefter Weberzeugung gemäß und nach reiflicher Berathung, ri 
aufer Stand Sr. kaiſ. Maj. Einladung anzunehmen.” | 


1. Dec. Sir Joh. Lawrence wird an Lord Elgin’s Stelle zum Ti 


5. 
17. 


Protokoll: 


könig von Oſtindien ernannt. 
„Lord Wodehouſe wird in außerordentlicher Miſſton nach Koper 
hagen geſandt. | 
„ Depefche des Grafen Ruſſel an den englifhen Gefanbten | 
Dresden gegen bie deutſche Bewegung wider das Lonbenz 


„Die Regierung J. M. hat mit Ueberraſchung unb Schmerz bie Spras 
vernommen, welche binfichtlich bes Londoner Vertrages vom Mat 1852 3 
führt worben if. Die Mächte, welche jenen — unterzeichneten ober b 
felben ſpäter Beitraten, müfjen eingeben? fein, Daß fie ſich durch denſelbe 
nicht allein Dänemark, ſondern auch Großbritanien, Frankreich, Ruf 
land und Schweben gegenüber, welche Theilnehmer an bem Bertrage ware: 
unb allen ben übrigen Staaten und Mächten gegenüber verbindlich machten 
beren Beitritt zu bemfelben gefucht und erlangt wurde, und baß es ber auf 
gefprochene Gegenftand und Zwed jenes Vertrags war, nicht bie wwedhielie: 
tigen Beziehungen Dänemark und Deutſchlands zu regeln, fonbern als a 
für das allgemeine Intereſſe Europa’s wejentliches Ablommen zu bienen. Ei 
Berlekung der von Dänemark in ben Jahren 1851— 1852 gegen Deutichl 
übernommenen Verbindlichkeit ift ein Vergehen, welches gehörig empfun 
und beffen Abftelung mit Recht geforbert werben Tann. Eine ſolche Verlekur] 
Tann aber nicht zur Wirkung haben, einen anbern Theilnehmern gegerübe 
eingegangenen feierlichen europäifhen Vertrag ungiltig zu machen. ie ven 
Dänemark im Sabre 1852 hinfichtlich Holfteins und Schlesmige ertheilten 
Verfprehungen mögen für Defterreich und Preußen ber überwiegende Bewez 
prun geweſen fein, bem Vertrag vom Mai 1852 beizutreten, aber wenn 

tiefe Mächte an ben Verpflichtungen bes Vertrags nicht treu halten, fo fünnen 
fie nicht mit dem geringften Anſchein von Recht als Entfchulbigung bafit 
anführen, daß ihre Erwartungen binfigirig ber ng der von Diner! 
zu anderer Zeit und in anderen Urlunben übernommenen Berbinblidleite 
ae worden feier. Die gefammte Grunblage ber hg jet: 
eBungen in Europa würbe umgeftürzt werben, wenn ein foldjer Grund alt 
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eine Entſchuldigung für ben, Bruch einer klaren und dinfachen vertragsmäßi⸗ 
gen Verpflichtung zugelaſſen werden könnte. Irgend ein Souverän koͤnnte, 
ur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten aufgefordert, ſagen: „Mein Beweggrund 
—* Wiederrufung jedes Vertrags mit Euch war, daß ich mit einem ber Ber: 
tragstbeilnehmer ein anderes Ablommen hatte. Diejes andere Abkommen 
war nicht gehalten worben und baber ift mein Vertrag mit Euch null und 
nichtig." J. M. Regierung ift überzeugt, ber Dresdener Hof werbe einfehen, 
daß eine berartige Beweisführung, wenn fie als ailtig zugelaffen würde, jeben 
beftebenden Vertrag in Trümmer verwandeln würde. Sch enthalte mich ber 
Anführung von beijpielsweifen Fällen,. in denen eine berartige leichtfertige 
und launenbafte Art ber Bertragsauslegung fi als ernitlidh 
nachtheilig für die beutichen Mächte ſelbſt erweilen bürfte. Für jebt genüge 
es J. M. Regierung, zu erflären, baf fie jedes Abgehen von dem Erbfolge: 
vertrage von 1852 jeiten folder Mächte, weldhe ben gedachten Vertrag unter: 
zeichnet haben oder bemfelben beigetreten find, als gänzlich unverträglich mit 
ebrliher Gefinnung (good faith) erachten würde,“ 


7. Dec. Note bes engliihen Gefandten am beutfhen Bunde an 


28. 
31. 


ben Präfidenten der Bundesverfammlung unter Mittheilung einer 
Abſchrift des Londoner Vertrags vom 8. Mai 1852: 

„ « + Der Unterzeichnete ift gleichzeitig beauftragt, zu bemerfen, daß bie 
hohe Yunbesverfammlung erjeben will, daB durch biefen Vertrag Frankreich, 
Sroßbritannien, Rußland und Schweben übereinfominen, König Chriftian IX. 
als Nachfolger in allen Befihungen anzuerkennen, welche Se. Maj. ber ver- 
florbene König von Dänemark inne hatte. Diefe Anerkennung bat bereits 
feitens aller biefer Mächte flattgehabt. Der Unterzeichnete ift baber angewiefen 
hervorzuheben, daß, wenn bie Bundesverfammlung durch irgendeinen über: 
eilten Schritt einen bem Londoner Vertrag entgegengefegten Weg einjchlägt, 
ernjle Derwidlungen ſich ergeben bürften. Der Unterzeicänete ift ferner 
nn Sr. Erc. dem Präfibirenden der Bunbesverfammlung zu erflären, 
baß bie Regierung J. britanniſchen Maj. bereit ift, diefe Gegenfländbe in einer 
Conferenz zu verhandeln, welde an irgendeinem Ort, über ben man ſich 
vereinigte, zufammenträte, und an welder alle Pacifcenten bed Londoner 
Berira 8 und ein Vertreter bed deutſchen Bundes tbeilnehmen würden.“ 

r e englifche Regierung läßt mit der allmäligen Schleifung 
der Feſtungswerke von Korfu beginnen. 

„ Eine Depefche des Grafen Ruffel an den englifhen Geſandten 
beim deutfhen Bunde wiederholt den Vorfchlag einer Conferenz 
zu Löſung der fchleswig-holfteinifchen Frage, dießmal unter Aufrecht⸗ 
haltung des eingetretenen status quo: 

‚„ „Die Ereigniffe, welche eingetreten finb feit bem Tode bes vorigen Königs 
von Dänemark, haben die Regierung J. Maj. mit ernfter Bejorgniß erfüllt. 
Zuerſt Hatten bie Dinge einen günftigen Anfchein. Der Nachfolger Friedrichs VII. 
wurbe allgemein anerkannt, et in Holftein, Lauenburg und Schlee: 
wig, als in bem Königreich Dänemark. Einige ber Richter unb Profeſſoren 
in SHolflein vermweigerten allerdings ben Huldigungseid, aber Ruhe unb Ge: 
horfam behielten im allgemeinen bie Oberhand. Viefer innen Zuſtimmung 
folgte die Anerkennung von Seiten Frankreichs, Großbritanniens, Rußlands 
und Schwebend. In Deutfhland aber war ein ſehr verfhiebener Geift 
vorherrſchend. Einige der Souveräne und Staaten, welche bem Vertrag von 
London beigetreten find, zeigten fi} als bie erften, welche bie Anſprüche bes 
Prinzen vag Auguftenburg auf bie Erbfolge in den Herzogthümern Holſtein 
und Schleswig unterftübten. Die zwei deutſchen Großmächte Defterreich 
und Preußen gingen auf gemäflgtere Weiſe vor. Die Rechtsanfprüche 
Chriſtians IX, auf bie Regierungsnachfolge in bie Lanbe Friebrichs VIL ges 
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‚ mäß ben Borausbeftimmungen bes Londoner Tractats twiefen fie nicht gerabezu 
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von ber Hand, aber fie machten bie Anerfennung feines Rechtstitels baren 
abhängig, daß ber König bie Verpflichtungen erfülle, welche fein Borgänger 
tn ben Jahren 1851 bis 1852 übernommen hatte. J. M. Regierung fonnte 
feiner von den ebengebachten Anfichten beipflichten. Sie Tonnte feine Anſprüche 
bes Prinzen von Auguftenburg zulaffen, die im Wiberfpruch ſtünden mit ben 
von 3. Maj. in Folge des Londoner Tractats von 1852 eingegangenen Per: 
binblichkeiten. Sie ift der Anficht, baß der König von Dänemark verbunden 
iſt, bie Verpflichtungen von 1851 zu erfüllen, aber fie Hält nicht dafür, 
daß das Recht auf die Krone irgendwie abhängig fei von ber 
Erfüllung biefer Verpflichtungen. Indem daher J. M. Regierung 
bereitwilligft bie- Erbfolge Chriſtians IX. anerkannte, drang fie im Verein 
mit Franfreih und Rußland auf die Ausführung aller Verbindlichkeiten feiner 
Krone gegenüber Deutihland. Sie Tonnte bie Geneigtheit bes Könige biejen 
Verpflichtungen foweit thunlich nachzufonmen nicht in Zweifel ſetzen. Gr il 
von Geburt ein deutſcher Prinz, und feine natürliche Neigung, feine deutſchen 
Unterthanen mit gleicher Huld zu behandeln, wie feine bänifchen, konnie nich! 
in Frage geftellt werben. Welchen Grund zu Klagen auch immer bie Partei: 
lichkeit der däniſchen Beamten bes verflorhenen Königs gegeben haben mögen, 
fo glaubt man body, baß dieſe Urfachen aller Wahrſcheinlichkeit nach im Folge 
ber gleichmäßigen Behandlung unb bes unparteiifchen Vorgehens bes neuen 
Souveräns, befeitigt werben würden. Unglüdlicherweife erhoben fih zwei 
Hinberniffe gegen eine Vereinbarung, wie fie die Freunde bes Frieden 
gewünfcht haben möchten. Das eine war bie Conftitution von Dänt 
mar!-Scäleswig, angenommen im verfloffenen November von bem Reichs 
rath zu Kopenhagen; das andere, bie Haltung Deutſchlands. Die neue 
Eonftitution Dänemarks fcheint 3. M. Regierung auf eine Incorporatien 
Schleswigs Kinauszulaufen, und als ſolche mit den Verpflichtungen ber Krone 
Dänemark im Widerfpruch zu fliehen. In ber That, bie PVertbeibigung ber 
däniſchen Minifter ift in biefem Punkt fehr unbefriebigend. Aber die von 
Hrn. Hall Hinfichtlich des andern Punkts vorgebrachten Gründe, nämlich bie 
gegenwärtige Haltung Deutſchlands, find fehr gewichtig. Seine Grünbe können 


_ ungefähr wie ri argelegt werben: Dänemark bat’ das k. Patent vom ker: 


gangenen März für Holftein zurüdgenommen. Es bat frieblich fich der Yun: 
beserecution unterworfen, obgleich es fie nicht im Bundesrecht begrünbet be 
tradtet. Nun verlangt man von ihm bie Zurüdnahme ber kürzlich einge 
führten Berfaffung für Dänemark und Schleswig. Aber welche Sicherkeit 
bietet man ihm, daß bieß das letzte, ihm abverlangte Zugeflänbniß fein wirt? 
Schon werben eine neue Verfaffung für Schleswig und eine gemeinfame, für 
bie Monarchie als Gründe vorgefhlißt, aus welchen Tünftig neue Anſprüche 
unb weitere %orberungen berzuleiten find. Wann endlich wirb Dänemart 
Ruhe boffen Tünnen vor biejen a Anforderungen? Wenn feine 
Unabhängigfeit bewahrt bleiben fol, jo wäre es beſſer, baß es jetzt Wiber: 


ſtand Ieijtete, als daß es durch ftete, aber nußlofe Zugeſtändniſſe fich ſchwächen 


ließe. Obgleich nach bem Erachten J. M. Regierung Hr. Hall einen falſchen 
Stanbpunft einnimmt, fo findet fie boch in ben im allgemeinen von ihm 
entwidelten Gründen viele Wahrheit. Dänemark bat ein —— bie Graͤnzen 
ber Anſprüche Deutſchlands zu erfahren, und in bie Möglichkeit verſetzt zu 
werben, biefen Langen unb ermübenden Streit feinem Ende enigegenzufühten. 
Mag nun Dänemark während eilf Jahren feinen Verbindlichkeiten fich entzogen 
haben, mag Deutſchland diefe Zeit hindurch Dänemark mit eten und 
unausführbaren Anforberungen gequält haben, fo ift es jebt Zeit, daß dieſem 
Streit ein Ziel gefekt werbe. Die Mächte, welche ben Londoner Tractat unter: 
zeichnet haben, find es, nebft bem beutichen Bund, welche am erfien dazu 
berufen find, bie Beflimmungen unb Bebingungen eines endgültigen Leber: 
— feſtzuſtellen. Ihre Maj. Regierung verlangt daher im Intereſſe 
ri 
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„1. Daß eine Sonferenz ber Mächte, welche bas Lonboner Protokoll unters 
zeichnet haben, im Verein mit einem Abgeorbneten bes beutfhhen Bunbes in 
Paris ober London tagen möge, zur Verbamblung ber Streitigfeiten zwiſchen 
Deutfhlanb und Dänemarf; 

„2. daß, bis diefe Gonferenz ihre Arbeiten beenbigt babe, ber status 
quo aufredt erhalten bleiben folle. 

„Das glaubt J. M. Regierung ſich bereditigt, um bes Friedens von Europa 
willen zu verlangen. Ste hat Fein anderes Intereſſe in Beziehung auf Däne- 
mark al® das, welches einer ber alten und unabhängigen Monardien Europa's 
gebührt. Aber fie hat ein Intereſſe daran, baß Europa ber Friede erhalten 
werbe. Sie erfucht baher auf bas bringenbfle, die Souveräne und ihre Ca⸗ 
binette in Betracht zu ziehen: wie fehwierig e8 fein würbe, bie Streitigkeiten 
zu fehlichten, wenn fie einmal dem blutigen Schiebsgericht bes Kriegs anheim⸗ 
gefallen wären. Wer kann es vorausbeftimmen, welche Ausbehnung ein folcher 
Krieg nehmen, welche Gelüfle er weden mag, welche Gegenden von feiner 
Berwüftung heimgefucht werben würden? Es ift an ſich von verhält: 
nißmäßig geringer Bebeutung, ob ein Prinz aus bem Haufe . 
Glüdsburg ober ein Prinz aus bem Haufe Auguftenburg in 

olftein oder in Schleswig regiere. Unter jedem ber beiben Fürſten 
Önmen bie Freiheiten unb Privilegien feiner Unterthanen gleihmäßig gefigert 
fein. Aber von großer Bebeutung iftes, daß bie Treue ben Verträgen bewahrt 
werbe,. daß man Recht und Befib achte, und daß bie Kriegsflammen fich 
nicht über Europa verbreiten, aus Anlaß von fragen, welche ein ruhiges 
und zeitiges Walten ber Gerechtigkeit und Vernunft einer frieblidhen Loͤſung 
enigegenführen bürfte.” 


4. Stankreid, 


9. Jan. Die franzöfifche Regierung richtet an has Cabinet von Wat 


bingtön nochmals das Anerbieten einer freundfhaftligen Vermitt 
fung zwiſchen bem Rorben und Süben. 


12, „ Eröffnung ber Kammer. Thronrede bes Kaifers: 


31. 


„...Der gefebgebenbe Körper wird feine letzte Seffion Beginnen. Ta 
durch bie Verfaſſung geftedten Termine vorgreifen, wäre in meinen Augen ci 
Akt der Undankbarkeit gegen bie Kammer, bes Mißtrauens gegen bas Lam 
gewefen. Die Zeit ift vorüber, wo man es für nothwendig bielt, irgend eina 
glüdlihen Zwilchenfall als Gelegenheit aufzugreifen, um ſich ber Stimme 
einer befchräntten Zahl von Wählern zu verfichern. Heute, wo Alles ah 
ſtimmt, gibt es in ben großen Mafıen biefe frühere Veranderlichkeit nid 
mebr, unb bie Meberzeugungen wechfeln nicht bei dem Ieifeften Hauche, de 
bie politifhe Atmosphäre aufzuregen ſcheint. Da wir uns nun zum lehta 
Male zufammenfinden, jo iſt es niet unnütz, unfere Blicke auf bas, was wI 
feit fünf Jahren zufammen vollbracht, zurüdzumerfen. ... . Sie werben ned 
einmal durch nüßliche Arbeiten ba8 Ende Ihres Mandats Tennzeichnen, uni 
wenn Sie in Ihre Departements zurüdgefehrt fein werben, fo laſſen Ei 
es nicht unbefannt, baß, wenn wir viele Hinberniffe überwunden, viel Nuf: 
liches vollendet haben, bieß geicheben iſt Dank ber bingebenden Mitwirkung 
ber großen Staatskörper und Dank ber Eintracht, bie zwiſchen uns geherrid! 
bat; baß aber nichtsbefloweniger Vieles zu thun übrig bleibt, um unlet 
Einrichtungen zu vervolllommnen, bie währen been zu verbreiten, um ba 
Land daran zu gewöhnen, auf ſich felbft zu rechnen) Sagen Sie Ihren Mit 
bürgern, baf ich ſtets bereit fein werde, Alles anzunehmen, was im Intereſſ 
ber größten Anzahl ift; aber wenn es benfelben am Kerzen Liegt, das begen- 
neue Werk zu erleichtern, fo empfehlen Sie ihnen auch, Conflicte zu ver⸗ 
meiden, weiche nur Mifbehagen erzeugen, bie Berfaflung, welche Ihr Wert 
ift, zu befeftigen, in bie neue Kammer Männer zu fchiden, bie, wie Sie, chnt 
Rückhalt das gegenwärtige Syſtem annehmen, die fruchtlofen Kämpfen ernftt 
Beratbungen vorziehen, Männer, die, befeelt vom Geift ber Zeit und von wah⸗ 
rer Baterlandsliebe, in ihrer Unabhängigleit ben Weg ber — erleuchten 
und niemals zögern, die Feſtigkeit des Staats und die Größe des Vaterlandes 
über ein Privatintereſſe zu ſchätzen.“ 


„ Der Senat nimmt ben ihm vorgelegten Entwurf einer Antwortt: 
Adreſſe mit 121 gegen 1 Stimme (bes Prinzen Napoleon) at 


. 
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4. Sehr. Beginn der Adreßdebatte im gefehgebenden Körper. ' Die Op⸗ 

pofition der Fünf ftellt ihre Gegenanträge zum Entwurf der Comes 
miffion. Debatte über Bolen. Der Sprecdminifter Billault ante 
wortet Jules Favre entjchieben ablehnen: ber gegenwärtige Aus 
genblick fei nicht günftig für das Eintreten in. eine Discuffion über 
die polniſche Frage; Frankreich babe feine alten Sympathien für 
Polen nicht verloren, aber er fei der Anfiht und bie Regierung 
mit ihm, daß bie Polen mehr von ber großmüthigen unb Tiberalen 
Sefinnung des Kaiferd von Rußland erwarten bürften, als von 
einem Aufſtandsverſuch, der nur neues Unglüd für das unglüdlidhe 
Land herbeiführen werde. 

6. „ Adreßdebatte bes gefebgebenden Körpers. Die Oppofition ber . 
Fünf greift die mericanifhe Erpebdition mit großer Entſchie⸗ 
benheit an. Ä 

13. ,„ Adreßdebatte bes gefehgebenden Körpers. Die Adreſſe wirb 
ſchließlich mit allen gegen bie Stimmen ber Fünf angenommen. 

18. „ Erſte franzöfifhe Depeſche nah St. Petersburg zu Gunften 
Polens und zwar unter Hinweifung auf die Wiener Congreßakte. 


„  Pranfrei ergreift die Gelegenheit der ruſſiſch-preußiſchen 
Sonvention vom 8. Febr., um bie Spige ber europäifchen Bes 
wegung zu Gunften Polens gegen Preußen zu richten. Es fchlägt 
England den Erlaß einer identiihen Note an Preußen vor und 
hofft, daß auch Defterreih einem ſolchen Schritte beitreten werde. ' 

Depeihe Drouyn’s an ben franzdf. Geſandten in London: 
„... Die durch die ganz ungewöhnliche Recrutirung in Bolen aufgeftachelten Un: 
ruhen mußten nothwendig unfere Aufmerkſamkeit auf fich ziehen. Die betrübenben 
Vorfälle des Volkswiberftandes gegen eine Maßregel ber inneren Verwaltung 
fonnten allerdings nur aus dem Gefihtspunfte ber Menfchlichkeit in Betracht 

ezogen werben; aber bas in Petersburg unterzeichnete Abkommen hat biefer 
iſis unvermuthet einen politifhen Charakter gegeben, über ben obne 
allen Zweifel ben Gabinetten ein Urtheil zufteht. . . .* 


21. 


1. März. England und Defterreih find dem von Frankreich vorgeſchla⸗ 
genen Schritte gegen Preußen nicht beigetreten. 

ı. . Circulardepeſche Drouyn be Lhuys: „. . . Die Regierung Ihrer 
britännifchen Majeftät ift bem Schritte, den zu thun wir geneigt waren, nicht 
beigetreten. Oeſterreich feinerfeits fühlte fih, während es unfere Anſchauung 
theilte, nicht veranlaßt, eine Convention, für welche e8 Anfangs bloß die Sos 
Yibarität abgelehnt Hatte, offlciel zu tabeln. Bel jo bemanbten Umftänben bat 
bie Tatferliche Regierung einem Vorſchlage, welcher eine Uebereinftimmung vor= 
ausfebte, eine Folge mehr zu geben. Wir haben jedoch Gründe zu ber Hoffs 
nung, baß bie durch die Unterzeichnung ber Petersburger Convention hervor: 

erufene Wirkung nicht ganz verloren Sein wird, und daß die beiben contra= 
Birenben Höfe die Einmüthigfeit ber durch . Abkommen veranläßten Be: 
merkungen berüdfichtigen werben. Was uns betrifft, fo werben wir fortfab: 
ren, ben Erxeigniffen mit jenem Intereſſe zu folgen, welches einzuflößen fie 
— ſind. Unſere Pflichten in dieſer Angelegenheit ſtimmen mit denen 

anderen Großmächte überein, die ſich mit uns in gleicher Lage 
Die Mühe, welche wir und gegeben haben, es dahin zu bringen, daß jeder 


A 
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Schritt der Eabinette einer vorhergehenden Verabrebung untergeochnet werk: 

Tegt übrigens Zeugniß von ben Geſinnungen ab, bie uns bei einer Ead 

beltelen, welche unfererfeits weder eine befonbere Politik, noch ein vereinzelte 
Hanbeln bebingt.“ 

17.19. März. Bolendebatte im Senat. Neben bes Prinzen Napoleon 
und des Sprechminifters Billault. Der Senat gebt über bie ein 
gereichten Petitionen für Polen mit 113 gegen 17 Stimmen zu 
Tagesordnung über. Ä 

20, März. Der Kaifer erflärt ausbrüdlich feine Zuftimmung gu ber Re 

Billaults gegen ben Prinzen Napoleon. 


10, April. Frankreich, England und Defterreih haben fid 
zu einem gemeinfamen Schritte gegen Rußland zu Gunften Polen 
geeinigt. (ſ. England und Defterreich.) 

Franzdfifhe Depefhe an Rußland: „ .. Was bie Erhebung 
Polens harakterifirt, und was ihnen eine erceptionelle Bebeutung verleiht, il 
daß fie nichts als das Nefultat einer vorübergehenden Kriſis barftellen. Kir 
ungen, bie faſt genau in berfelben Weife in jeber Generation ſich wiederhol 
können nicht auf rein zufällige Urſachen zurüdgeführt werden. Diefe periotii 

nn Zudungen find das Symptom eines eingewurzelten Uebels, ſi 
ezeugen bie Ohnmacht der Combination, welhe man feither anagefonnen 
um Polen mit ber Stellung auszuföhnen, die man ihm gegeben. Anberet 
feitö find dieſe nur zu häufigen Störungen, fo oft fie zum Vorſchein kommen 
ein Gegenitanb der Beſorgniß unb ber Beunrubigung. Polen, mit feine 
Lage im Mittelpunfte des Fefllandes, Tann nicht eine Beute ber Agitation 
so fein, ohne daß auch bie verfchiebenen ihm benachbarten Staaten unter eine 
Erſchütterung leiden, deren Rückſchlag fih in ganz Europa fühlbar madı 
Das ift zu allen Zeiten gefcheben, wo die Polen zu ben Waffen griffen, uni 
biefe Conflicte — Beweis befien ift der Conflict, von bem wir im biela 
— Zeugen find — haben nicht nur bie Folge, daß fie in beunrtuhi 
gender Weife die Gemüther aufregen, fonbern fie können, wenn fie länge 
bauern, auch bie Beziehungen ber Gabinette ftören unb bie beflagenswerthertei 
Berwidlungen provociren. Es Tiegt deßhalb im gemeinfamen \nterefie aleı 
Mächte, eine unaufbörlich wiederkehrende Gefahr befinitin- befeitigt zu ſehen 
— Wir geben uns gern der Hoffnung bin, daß ber ruffifhe Hof Ermwägun: 
gen, bie feine Aufmerffamfeit in fo hohem Grabe verdienen, mit bemfelben 
Gefühl entgegennehmen wirb, wie bas iſt, welches fie uns eingab. Gr mit 
fih, wir vertrauen barauf, von ben liberalen Abfichten befeelt zeigen, von 
welchen die Regierung Sr. Maj. bes Kaifers Merander ſchon fo glänzen! 
Beweife abgelegt, und er wird in feiner Weisheit anerkennen, daß es um de 
Zeit fei, N nad ben Mitteln umzufehen, Polen bie Bedingungen eine 
dauerhaften Friedens zu gewähren.“ 

26.— 27. April. Antworten Rußlands auf die Depefchen der brei Mädte 
zu Gunften Polens, (f. Rußland.) 

28. „ Der gefeßgebende Körper hat das ganze Bubget in vier Sitzungen 
erledigt und genehmigt es fliegli mil 240 gegen 7 Stimmen. 


1. Mai. Die Agitation für bie bevorftehenden Reumahlen zum ge 
feßgebenben Körper fangen in Paris an lebhaft zu werden. 
Der Moniteur erinnert daran, baß Berfammlungen von mehr als 
20 Perfonen für die Wahlen gefeblich verboten feien. 


Seanhreid. 4eb 


4. Mai. Eine Depeche Drvuun’s an den franzöfifhen Gefandten in 
London findet die ruſſiſche Antwort an Frankreich vom 26. April 
„verföhnlih und freundlih”. Rußland erfenne den abnormen Eha- 
rafter ber polnifhen Situation an und glaube, daß die Explicatio⸗ 
nen ber drei Höfe zu einem nüßlichen Ergebniſſe führen können. 
Nur weife Rußland die Bezugnahme auf ben Text der Verträge 
von 1815 ab, indem e8 erffärt, eine Probe nicht wieder beginnen 
zu wollen, welche für Polen und für Rußland die Quelle des Un- 
glüdes und für Europa eine Urfache der Unorbnung geworben fei. 
Da Frankreich fih nun ſelbſt auf den breiteren Standpunkt der 
allgemeinen Intexeſſen geftellt Habe, fo habe es nichts dagegen ein- 
zuwenden, bem YFürften Gortſchakoff auf einen minder beſchränkten 
Boden zu folgen. 

8. Mai. Schluß der Seffion des geſetzgebenden Körpers. Kin Faiferl. 

a verfügt deſſen Auflöfung und orbnet die Neuwahlen auf ven 

1. Mai an. 


9. „ Berfigny als Minifter des Innern richtet ein Nundfchreiben an 
fämmtliche Präfecten bezüglich der bevorftehenben Wahlen: 


„... Gäbe e8 in Frankreich nur Parteien wie in England, bie über‘ 
bie Leitung ber Geſchäfte verfchiebener Anficht, aber alle gieichſehr unferen 


Srimbdinfitutionen anbängiih find, fo könnte bie Regierung ſich bei ben 
Wahlen barauf beichränfen, dem Kampf ber verjchievenen Meinungen ruhig 
zuzuſehen. Aber in einem Lande wie bem unfrigen, das nad fo vielen 
Zudungen erſt feit gehen Jahren ernftlih conftituirt ift, Tönnte bas regel: 
mäßig organifirte Parteigetriebe, das bez unfern Nachbarn Bie öffentlichen 
Freiheiten jo fruchtbringend fördert, heute nur erft um ben Preis ftattfinben, 
daß die Revolution verlängert und bie Freiheit gefährdet würde. Denn bei 
uns gibt es Parteien, bie erft weiter nichts ale Yactionen find. Aus ben 
Trümmern ber gefallenen Regierungen gebildet und, wiewohl mit jebem Tage 
durch bie Zeit, welche fie allein bejeitigen Tann, geſchwächt, fuchen fie nur in 
bas Herz unjerer Inſtitutionen einzubringen, um beven Principien zu fälfchen, 
und rufen fie die Freiheit nur an, um fie gegen ben Staat zu vermwenben. 
Angeſichts einer Coalition von Yeindfeligkeiten, von Gefühlen bes Grolls und 
des Aergers, bie fich gegen bie großen Dinge bes Kaiferreichs ehren, iſt Ihre 
Pflicht, Herr Prüfeet, ganz natürlich vorgezeichnet. . . . Die Abflimmung ift 
frei. Damit aber das aufrichtige Gemüth ber Bevölkerungen durch Kunftgriffe 
ber Sprade und durch eh Glaubensbefenntniffe nicht bintergangen 
werben Tönne, fo bezeichnen Sie Iffentlidh die Canbibaten, welche ber Regie⸗ 
rung am meiften Vertrauen einflößen. Die Benölferungen follen wiffen, wer 
die mehr oder weniger verhüllten Feinde des Kaiſerreichs find, und ſich mit 
aller Freiheit, aber auch mit vollſtändiger Suchlenntnig ausfprehen. . . Ich 
lenke Ihre Aufmerkſamkeit auf ein anderes Manöver, das man einfach nur 
ber gefunden Einficht der großen Menge Tenntlih zu machen braucht. Die 
Anhänger gewiffer Candidaturen fcheuen fich nicht, zu behaupten, daß biefelben 
in Ermanglung ber Unterftüßung ber Behörden fich auf allerhöchſte Sympa⸗ 
tbien — tönnten, als wenn bie Behörben in den Wahlen etwas anderes 
fein könnten, ale das Werkzeug bes faiferlichen Gebanfens. . .“ 


17. „ Buebla ergibt ſich nach dem hartnädigften Widerftande endlich 


ben Franzoſen. (f. Mexico.) 


2. „ Berfigny veröffentlicht ein Schreiben an ben Bräfecten von Paris, 


Aw 


Arankreich. 


durch ba® derſelbe angewieſen wird, bie Candidatur bes Ken 


Thiers in Paris mit allen Mitteln zu bekämpfen: 

„Ich beeile mich, Ihren Bericht über bie im zweiten Wahlbezirk umla 
fenden Gerüchte zu beantworten, denen zufolge bie Regierung Bebenfen trüs 
— Thiers zu bekämpfen, und deßhalb geſonnen wäre, deſſen Mitbewe 

r, Herrn Devinck zurückzuzlehen. Ich ermächtige Sie, dieſe Gerüchte in bit 


digſter Weiſe zu dementiren. Wenn Herr Thiers ber Größe bes neuen Kaiſe 


reichs feine Huldigung bargebradyt und als Freund unferer Staatseinrihtung 
fi) ‘dem aligemeinen Stimmrecht vorgeftelt Hätte, fo würbe bie Regierun 
feinen Wiebereintritt in das Öffentliche Leben mit Sympathie aufgenomm 
haben. Uber ſeitdem er eingewilligt hat, in einer Verſammlung ber alt 
Parteien, die ausfchließlih von erflärten Feinden bes Kaiſers und bes Kaiſe 
reichs gebildet war, zu erfcheinen, um fi zu ihrem Borlämpfer zu mad 
bat er ſelbſt die Aufnahme, welche bie Regierung bem berühmten Gejhidt 
jchreiber bed Conſulats und bes Kaiferreichs zu bereiten geneigt geweſen waͤr 
unmöglich gemacht. Ob nun Herr Thiers mit ober ohne Wäberwillen v 
bas allgemeine Stimmrecht trete, ob er einwillige ober nicht, feine Haltuı 


ji erklären, es ift Tein Zweifel mehr möglich. Er bleibt fortan — 


eriveter eines Regierungsſyſtems, das von Frankreich vetbammt worden i 
und das die Regierung deßhalb zu bekämpfen verpflichtet iſt. Herr Thiers 
ein zu rechtlicher Mann, als daß ihn Jemand beſchuldigen bürfte, er wel 
einen Eid leiſten, ben er nicht zu halten beabſichtige. Herr Thiers will ab 
bie Wieberherftellung eines Megierungsfyftems, das Frankreich umb ihm ſelb 
verderblich — iſt, eines Regierungsſyſtems, das ber Eitelleit einiger W 
niger ſchmeichelt und dem Wohle Aller unbeilvoll wird, das bie Autoritaät di 
ihrer natürlichen Grundlage verſchiebt, um fie ben Leibenichaften ber Tribü 
ſchutzlos preiszugeben, das die befruchtenbe Regſamkeit ber Action durch bie u 
fruchtbare Aufregung bes Wortes erjegt, das achtzehn Jahre hindurch nı 
Ohnmacht im Innern, Schwäde nach außen erzeugt, und, - rungen al 
bem Auffiand, inmitten bex Aufftände fortbeflanben und in einem Aufflan 
fein Ende gefunden bat. Nein, Herr Präfert, Angefichte bes vergrößert 
Frankreichs, Angefichts diefes Frankreichs, das erft, jeitbem Herr Thiers u 
die Seinigen nicht mehr an ber Spige ber Gefchäfte fiehen, zu fo große 
Ruhm und Gedeihen gelangt ift, im Schoße biefer großen Stabt, ber ruhi 
ften, reichſten und fchönften bes Weltalls, wirb wahrlich das allgemeine Stimm 
recht gegen bie Megierung, welche das Land aus bem Abgrunde gezogen bi 
bie Männer nicht aufftellen, durch beren Schuld das Lanb im ben Abgtur 

t “ 


j gerietb. 
26. Mai. Die Erzbifhöfe von Cambray, Tours und Rennes und die di 


Ihöfe von Met, Nantes, Orleans und Ehartres wagen es, ein 
Art Wahlmanifeft ver elericalen Partei zu erlaſſen: 

„... Will man nun willen, was unfese Meinung als Bürger ift? Mir jind gar 
einfach der Meinung unjerer Vernunft, unferes Gewiffens, unferer Erfahrung 
und das ift unfer Recht. Die Regierung muß geachtet werben; bie Regierun 
muß controlirt werben. Die Regierung achten: bie Vernunft und die Rell 
gion verlangen es; und welches Unglüd, welche Verbrechen bat nicht untt 
uns bie Beratung und Herabwürdigung ber Regierung verurfaht? Me 
bie Regierung zu controliven it eine politifhe und ſociale Nothwendiglei 
Zu welchen Fehlern haben fich nicht die Regierungen binreißen laffen, di 
unbegrenzt und ohne Controle waren? Es tft leicht, mancherlei Syfteme de 
Controle auszudenten, religiöfe Inftitutionen, Ariftofratie, Parlamente, Recht 
ber Provinzen und Gemeinben; aber in Wirklichkeit ift in Frankreich augen 
biicfich mur ein einziges großes Mittel ber Gontrole aufrecht geblieben, d. 5 


fine Art politifcher Freiheit, deren Handlung — nom Wähler un 


Erwählten ausgeübt wird, Wir ehren, wir empfehlen bie guten und ala 


Aemuxreich. un 


v⸗ 


Gefinuungen, wir bebauern bie kleinlichen Gründe, unb wir verbammen bie 
ſchlechten Borwände. Denen bie nicht jtimmen, aus Furcht die Berechtigung 
ber Regierung anzuerkennen, antworten wir: „ibe binbert nichts, wenn ihr 
nicht ſtimmt, und ihr gebt alles auf.“ Denen bie ba ausrujen : „Der Kampf 
ift nicht anfrihtig, man kämpft im Düftern,“ antworten wir: „Werdet ihr 
dann hellen jehen, wenn ihr bie Augen verſchloſſen haltet?" Denen bie wieber: 
holen: „Ber Kampf ift nicht gleih, wir find im voraus gefchlagen,“ Tegen 
wir bie Fräge vor: „Würbet ihr auch auf einem Schlachtfeld, wo man ſtitbt, 
alfo zählen? Nein, ihr würdet eure Zahl nicht bemerken und würbet nicht an 
bie Flucht Denken. Und übrigens, wenn ihr im Kampf. gelöhlagen werdet, würbet 
ihr e8 minder fein, wenn ihr nicht kämpftet?“ Wollt ihr aber nach ber Anficht 
bes Bürgers im allgemeinen unter ben jegigen Verhältniffen auch bie Meinung 
bes Biſchvfs mitten, bier ift fie: Zwei Hauptintereffen find in biefem Aus 
genblid mit ‚ber Polltif Frankreichs vermifcht und ihre umtergeorbnet. Bei une 
iſt's bie veligädfe Freiheit; in Rom iſt's bie weltliche Unabhbängigfeit 
des Oberhaupts der Kirche. Die religidfe Freiheit iſt bie erſte aller, und es 
muß ausgeſprochen werben, in unferer fo augeregien Geſellſchaft hat dieſe religiöfe 
Freiheit feine beifere Stütze als die öffentliche Freiheit. Der Ausflug einer 

gewiſſen Angahl Abgeorimeter, welche fih dem bi. Stuhl am treueften bewahrt 
Haken, ift eine beklagenswetthe und bezeichnende Sache. Es geichieht in Italien 
nichts ohne die Erlaubniß Frankreichs. Aljo wenn ihr Schrififteller feib, 
jchreibt; wenn ihr gewählt werbet, fpredht; wenn ihr Wähler feib, ſtimmt ab, 
Und nun feht warum alle Stimmen ſich vereinen, euch zur Wahlurne zu 
rufen. Die Regierung ſagt euch: ich will das Gute, ich will es aufrichtig; 
aber wenn man mich nicht aufklärt, mir nicht räth, mich nicht controlirt, 
tönmen ſich für Frankreich, feine Intereſſen, feine Finanzen, für feine Politik 
Gefahren erheben, welche ich allein nicht zu beſchwören im Stande wäre, 
Das Vaterland fagt euch: Zu meinem Wohlergehen, zu meinen Fortichritt find 
mir Geſetze, Inſtitutionen, Reformen ndthig; gebt mir aljo weile Geſetz⸗ 
geber, gerade fefte, überzeugte, rechtſchaffene Gemuͤther, welche bem öfferıtlichen 
Wohl ergeben find. Die Religion ruft euch zu: ich mache mit der Geſellſchaft 
fchwere Zeiten burch, ich bebarf wachſamer Vertheidiger.“ 

8, Mai. Perfigny erläßt nody unmittelbar vor den Wahlen an ſämmt⸗ 
lihe Präfecten ein Manifeft gegen bie alten Parteien, 
das an allen Straßeneden in Paris und in allen Gemeinden des 
Landes angejchlagen wird: | 

„Zum erften Dale feit dem Beſtehen bes Katſerreichs wagen e8 bie feinb- 
fefigen Parteien, bie Staatseinrichtungen, welche fidh Frankreich gegeben bat, 
angefichtö ber allgemeinen Abſtimmung anzugreifen. Zu gemeinjamer Ans 
firengung verbünbet, juchen bie Männer von 1815, von 1830 und von 1848 
auf verfchiebenen Punkten ben guten Glauben bes Landes zu überpumpeln, 
um gegen ben Kaifer die Freiheiten zu ehren, welche er kürzlich gegeben bat; 
und alle nehmen, als geborchten fie Cinem — ihre Zuflucht zu 
demſelben Mandvre. Da fie die großen Dinge, bie fett zehn Jahren vollbracht 
wurden, nicht läugnen Türmen, denn Jedermann bat fie vor Augen, fo fallen 
fie über die Mittel her, welche zur Ausführung dieſer Dinge gebient, über 
die Staatsfinangen nämlich, weil wenige Leute nur, in derartigen Fragen be= 
wandert find und fie deshalb um fo ftraflofer Füge und Irrthum verbreiten 
zu Türmen hoffen. Ihre Rechnung ift fehr einfah. Wenn es ihnen gelänge, 
die öffentliche Meinung über unfere Finanzlage zu beuntubigen, fo würben 
fie gleichzeitig ba8 Vertrauen bes Landes in unfere Einrichtungen ſchwächen, 
und das ift gerade das Geheimnig ihres Unterfangens. Das Land jeboch, 
Herr Präfect, wird nicht Tange mehr fi durch ſolche Tügnerifche Behaup⸗ 
tungen bethören laſſen. Wenn ber Kaifer innerhalb zehn Jahren a 
zu einem fo hohen Grabe bes Gebeihens dringen konnte, fo bat: bies feinen 
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Grund darin, daß er unfere Hilfsmittel ausgezeichnet zu verwenden wußte 

- benn das Öffentliche Gedeihen unb eine gute en lönnen eine 
ohne das andere nicht befteben. . . Die Flnanzlage Ftankreichs iſt alfo ebemi, 
feft begründet, ale das Ergebniß der Thätigfeit bes Kaiſerreichs glän ini 
Dies iſt die Wahrheit, dies wirb das biebere franzöfifche Volk begreifen, um! 
bies wird die Gedichte zum Ruhm bes Kaiſers bereinft verfünbigen.“ 

31. Mai. Der mericanifche Präfident Juarez verzichtet nah dem Fal 
von Puebla auf die Behauptung von Merico und zieht ſich nad 
S. Luis Potofi zurüd,. Die Hauptftabt von Merico ſteht baburd 
den Franzoſen offen. (f. Merico.) 


31. Mai u. 1. Juni. Allgemeine Wahlen zum gefeßgebenden Körpe 
in ganz Frankreich. Die Regierung erleidet in Baris eine echı 
tante Niederlage, indem fie in ber Hauptſtadt auch nicht Cine 
ihrer Candidaten durchſetzt; Thiers ift in Baris, Berryer ir 
Marfeille gewählt. Im Ganzen ift indeß der Sieg ber Regienim; 
vermöge ber rüdfichtlofeften Wahlbeeinfluffung ein überwältigenber 

3. Juni. Der Cultminifter richtet ein tabelndes Nundfchreiden an bi 
fieben Erzbiſchöfe und Bifchöfe wegen ihres Wahlmanifeftes. 

> „Antwort bes Erzbifhofs von Tours auf des Tadelsſchreibe 

des Cultminiſters. 

12... „ Das Wahlmanifeſt der ſieben Biſchöfe wird dem Staatsrat 
überwieſen. | 

15. „ Bon den 10 Nachwahlen zum gejebgebenden Körper falle 
troß aller Anftrendungen der Regierung 6 zu Gunften der Oppo 
fition aus. Paris ift nunmehr ausfchlieglich oppofitionell vertreten 
und in Bordeaux wirb ber Oppofitionscanditat nur mit 40 Stimme: 
gefchlagen. Das Gefammtrefultat ergibt die Wahl von 249 Regie 
rungscanbdidaten und von 34 wider Willen der Regierung Gewählten 

47115. „ Frankreich, England und Defterreih haben ſich zı 
einem zweiten gemeinfamen Schritt gegenüber Rußland geeinigt, 
nachdem Frankreich und England die von Defterreich vorgefchlagenen 
feh8 Punkte als Grundlage von Unterhandlungen acceptirt hatten. 
Wie England regt auch Frankreich überdieß die Nothwendigkeit 
eines Waffenftillftandes während der Unterhandlungen an. 

Depeihe der franz. Regierung: „Die Antwort bes St. Peters 
Burger Gabinettes auf bie gleichzeitigen Mittheilungen, welde bie drei Hoie 
von Frankreich, England und Oeſterreich über bie Ereigniffe in Polen ihm 
ugehen ließen, bat unfere Erwartung nicht getäufcht. Indem es ben Ge: 
Kblen, welche uns geleitet und welche nach feinen eigenen Erflätungen feiner 
menſchenfreundlichen Regierung fremb fein Fünnen, volles Recht wiberfahren 
ließ, nahm es feinen Anftanb, uns bie Verficherung feiner tiefen Betrübniß über 
eine ſolche Lage ber Dinge und feines heißen Wunfches, diejer Lage ein ſchleu⸗ 
niges Enbe zu machen, zu ertbeilen. Wir hatten bie Weisheit und gleichzeitig 
die liberalen Abfichten des Kaiſers Alerander angerufen, inbem wir es als 
zeitgemäß en bie Bebingungen aufzuſuchen, unter welden bem fo 
ſchwer vom Geſchicke heimgefuchten und ber Theilnahme fo würdigen Ländern 
Ruhe und Trieben zurüdgegeben werben fünnien. Der ruffiihe Hof erflän 
und, daß nichts feinen Bünthen mehr entipreche, und mit ben Maͤchten über 
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bie Tiefe des Uebels übereinſtimmend, gibt er als wünſchenswerth zu, ſich 
über bie Mittel zur Abhülfe zu verflänbigen. Außerdem läbt er uns ein, 
ung mit ihm in Erflärungen einzulaften. — Es war aljo für die Regierung 
des Kaiſers, fowie für die Eabinette von London und Wien der Augenblid 
gelfommen, ihre Ideen über das zur Erreichung ihrer gemeinfamen Beftre- 
bungen zu beobachtende Verfahren auszutauſchen und, von dem verjöhnlichen 
Geitte befeelt, der fie bereits bei ihren früheren Schritten geleitet, Tamen jie 
überein, der ruſſiſchen Regierung als Grunblage ber Unterhandlungen fol: 
gende ſechs Punkte vorzufchlagen: (Folgen bie ſechs Punkte ſ. Defterr.) — 
Mehrere ber Beilimmungen biefes Programmes, bilden einen Theil des 
Planes, den ſich bas Petersburger Eabinet für fein Auftreten vorgezeichnet 
bat. Die andern gehen faum über bie verheißenen ober in Ausficht geitellten 
Reformen hinaus, Sämmtliche ſind der einfachſte Ausdrud ber Grundgefege 
ber Gerechtigkeit und Billigkeit, und enthalten nichts, was nicht in Ueber: 
einftimmung mit ben Stipulationen ber — welche die ruſſiſche 
Regierung in Bezug auf Polen binden. Wir geben uns alſo gerne ber Ueber: 
zeugung bin, baß diefe Vorfchläge von Seiten bes St. Petersburger Cabinets 
feine Einwendung hervorrufen werben und diejes fie als Grundlagen ber 
Unterbandlungen annehmen wird. — Wenn anbrerfeits die Cabinette, indem 
fie ih an Rußland wenden, ben Gründen bes allgemeinen Sntereffes ge= 
horchen, fo haben doch auch die Rüdfichten ber Menſchlichkeit an dem Gefühle, 
das fie leitet, ihren Antbeil. Polen bietet in dieſem Augenblid einen ſchmerz⸗ 
lichen Anblid dar. Ye länger ber Kampf ſich binauszieht, um fo blutiger 
wirb er durch bie Erbitterung und ben Haß auf beiben Seiten werben. Sicher- 
lich wünjcht ber ruſſiſche Hof das Aufhören ber Yeindieligkeiten, welche Noth 
und Trauer in den alten polniihen Propinzen verbreiten. Das Fortbauern 
biefer Gräuel während ber Unterhandlungen könnte eine Debatte, welche, wenn 
fie nügen fol, ruhig bleiben muß, einen gereizten Charakter verleihen. Es 
wäre aljo ſtatthaft, —* eine auf Beibehaltung eines militäriſchen status quo 
begrünbete proviſoriſche Pacificirung zu ſorgen, welche ber Kaiſer von Ruß⸗ 
land verkünden würbe, und Weide bie Polen ihrerfeits unter ihrer eigenen 
Berantwortlichkeit einzuhalten hätten. — Was bie Form biejer Unterhand⸗ 
Iungen anbelangt, fo hat die ruſſiſche Regierung felber in ihren Mittheilungen 
an bie brei Gabinette ihre Anficht bierüber kundgegeben. Sie Kat in ihrer 
Depeihe an Baron Budberg volltommen das Recht ber ehebem zur Regelung 
bes politifchen Syſtems von Europa zuſammenberufenen Mächte anerkannt, 
fihd mit den Verwickelungen zu beichäftigen, welche dieſes Syſtem jtören könn⸗ 
ten. Noch ausführlicher fprach fie ſich Hierüber gegen Baron Brunnow aus: 
„Se. Maj. fagte Fürft Gortſchakoff zu dem ruffiihen Geſandten in London, 
gibt zu, Daß, bei ber eigenthümlichen Lage bes Königreiche, bie aufregenden 
Unruhen die Rube ber angrenzenden Staaten jtören künnen,’ wilden welchen 
am 3. Mai 1815 bie zur Regelung ber Gefchide bes Herzogthums Warſchan 
beftimmten Separatverträge zu Stande famen. Se. Maj. gibt ferner zu, daß 
dieſe Unruhen auch bie MR te intereffiren Türmen, welche bie allgemeine 
Transaction vom 9. Juni 1815 unterzeichnet haben, in welde bie Haupt- 
beftimmungen biefer Separatverträge aufgenommen worden find.” — So gab 
aljo das St. Peteräburger Cabinet von vornherein unb unaufgefordert zu 
veritehen, ba e8 bie Mitwirkung ber an der Schlußacte bes Wiener Eon- 

eſſes betheiligten acht Mächte annehme. Indem bie Regierung St. Mai. 
—** ben Dispoſitionen, deren verſohnlichen Charakter fie würbigt, zu ent⸗ 
ſprechen beabfichtigt, ift fie bereit, ihrerfeits biefen Unterhandlungen beizutre⸗ 
ten, unb fich in der Conferenz, beren Zuſtandekommen zwedmäßig ericheinen 
wirb, vertreten zu laſſen, wenn, wie wir hoffen, Rußland ben ihm zur Ans 
nahme von ben drei Mächten vorgefchlagenen Grundlagen beitritt. Wir werben 
uns glücklich ſchatzen, wenn bie Entſchließung, welche Kaiſer Alexander faſſen 
wird im ge mit den großen ſen ſteht, welche wir aus gleich⸗ 
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eitig gerechten und mächtigen Beweggründen feiner etleuchteten Fürſorge an 
— uns veranlaßt hen Dan, einmal ber Enticheibung durch bi 
Gewalt entzogen, welche fie vielleicht wieber einmal mehr abſchneiden würb: 
als fie zu Löfen, träte diefe frage von jept an in bie Bahn ber freundichafr 
lihen Discuffion, bie einzig geeignet ift, eine bis jegt vergeblich geſuchte Löſun 
berbeiguführen, und die der Aufflärung unferer Zeit, wie ber großherzigen 
Gefinnungen aller Eabinette würdig wäre.” 


20. Juni. Die franzöfifhe Regierung faßt in einer gleichzeitig nad Lon 


bon und Wien gerichteten Depefhe die Eventualität eines Miß 
erfolge ins Auge, melden fowohl eine unmittelbare Ablehnung be 
Torberungen ber 3 Mächte vom 17. Juni von Seite Rußland 
als die Möglichkeit eines negativen Ergebniffes der vorgefchlagenen 
Eonferenzen barjtellen Tönnte, wünſcht, baß die Bande, welde ki 
Mächte in ber polnifchen Frage verbänden, noch enger gezogen wer: 
ben möchten und fchlägt die Rebaction eines diplematifchen Aftes 
fei es einer Convention oder Protokolls vor, mittelft deſſen bie dre 
Höfe feierlich die Verabredung erneuern würden, Polen in bie Lay 
eines feiten und bauerhaften Friedens zu verfegen und zur Gr 
reichung biefes Ziels ihre Streitkräfte zu vereinigen, fall$ bie Dritte 
der Ueberrebung erichöpft wären, 


21. „ Die franzöfiiye Regierung zieht in einer an das öfterreihifch 


24, 


3, 


Sabinet gerichteten Depefhe die Gründe der Behutſamkeit in Er 
voägung, mit welchen bie Vorſicht dem Wiener Hofe rathe in be 
polnifhen Trage vorzugehen. Die Würde ber 3 Mächte erheifche 
ihre Vorſchläge an Rußland aufrecht zu erhalten. Frankreich je 
bereit, Dejterreich jede Unterftüßung zuaufidhern, auf welde es nütz 
liherweife bei allen Eventualitäten rechnen könnte; es fei Bereit 
Oelterreih bie Garantie zu geben, welde es ein Recht Habaı 
würbe, in dem alle zu verlangen, daß feine geographiſche Lage et 
gewiffen Gefahren ausjehen würde. Indem Frankreich vorfchlage 
das Band ber beiberfeitigen Kräfte noch enger zu ſchließen, glaube 
es Defterreich alle Sicherheiten anzubleten, welche basfelbe für feine 
Intereſſen fordern Lönne. 


„Modification des Minifteriums: Der Kaifer läßt das 


Inſtitut befonderer Sprehminifter im Wefentlihen fallen. Der bie: 
berige Spredminifter Billault wird ftatt Waleweli zum Staate 
minifter ernannt, mit ber Aufgabe, zugleich die Regierung im gefeb: 
gebenden Körper zu vertreten; Herr Delangle ale Juſtizminiſter 
wirb dur Herrn Baroche, Graf Perfigny als Minifler des Innern 
burh Kern Boudet, Herr Rouland als Unterrihtsminifter durch 
Herrn Duruy erſetzt, enblih Herr Rouber zum Staatsrathspräfi: 
denten ernannt. 


Juli. General Forey wird zum Marſchall von Frankreich ernannt. 
13. „ Ablehnende Antwort Rußlands auf die zweiten übereinftimmenden 


Depefhen Frankreiche, Englands und Oeſterreiche. (f. Rußland.) 
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3. Aug. Frankreich, England und Defterreih richten zum 
dritten Mal weſentlich iventifhe Depeſchen an Rußland. 

Tranzdfifhe Depeſche: „... Die Regierung bes Kaiſers wollte durch 
bie bisherigen gemeinjamen Schritte ber drei Mächte Rußland veranlaffen, 
auf Mittel zu finnen, wie bie Ruhe auf bauerndem Grunde wieberherzuftellen 
fei, und ber Wieberfehr von Unruhen vorzubeugen, welche niemals ausgebro= 
hen find, ohne alle Geifter in Europa aufzuftören unb ben nn in Gefahr 
zu bringen. Die ruffifhe Regierung ſchien anfangs unjere Bemerkungen 
als berechtigt anzuerkennen. Sie hatte uns gewilfermaßen aufgefordert, ihr 
unſere Anjichten vorzutragen, und wir mußten glauben, baß fie bereit fet, auf 
bie Rathſchläge einzugeben, beren Eröffnung wir als zwedmäßig erachteten. 
Da bie Höfe Englands und Defterreihs mit uns in berfelben Lage 
waren, haben wir gemeinfam bie Grundlagen feftgeftellt, welche als Ausgangs 
punft benugt werben könnten, und bas Programm, über das wir ung ver: 
ſtändigt hatten, ben elementarften Grundſätzen ber Billigfeit gemäß, gab ein 
Hares Zeugniß von unferer Mäßigung. 

„So haben wir nun mit eben fo ort Ueberraſchung als Bedauern bas 
Cabinet von Petersburg feine anfänglihe Haltung ändern, unfere 
Erdffnungen ausdrädlih abweiien und ftatt beffen unans 
nehmbare Vorſchläge machen fehen. .. 2 

„Die polnifche Frage ift, dem Fürſten Gortfchafoff nach, eine europäifche 
nur durch ihren Urſprung unb durch ihre revolutionären Beftrebungen, 
und bie gegenwärtigen Creigniffe find einzig bas Werk einer kosmo⸗ 
a Demagogie. Unfere Zeit bat bie ebnfäaft von zu vielen ver: 
chiebenen Bewegungen aufgeregt gejehen, als baß man unter einer unb ber» 
felben Benennung bie verzweifelten Anftrengungen eines feine Nationalität 
vertheidigenden Volkes und bie orbnungslofen Beftrebungen kranker Geifter, 
welde fich an ben Grundlagen ſelbſt ber gejellfhaftlichen Ordnung vergreifen, 
zufammenwerfen könnte. Die Agitationen Bolens baben Urfaden, 
die nichts Gemachtes, nichts Zufälliges find. Sie find bas Re: 
fultat eines Zuftandes, ber nun bald ein Sabrbunbert währt, und vielleicht 
mehr als irgend eine andere Gonjunctur bazu beigetragen bat, bie Revolution 
in Europa zu gebären und zu unterhalten. Die Erhebung, welde wir vor 
uns jeben, durch klare Symptome vorber verfünbet, ift durch eine nr 
hervorgerufen worden, welche bei dem Zuſtande der Geifter nicht verfehlen 
Tonnte, bie bebauerlichiten Folgen zu haben. Polen bat barauf geantwortet, 
indem es nicht an die revolutionäre Leidenjchaft, ſondern an das appellirte, 
was das Höchfte ift im Herzen ber Menſchen, an bie Ideen ber Gerechtigkeit, 
bes Vaterlandes, ber Religion. Iſt das nicht eine Thatfache von unbeitreit- 
barer Gewißheit, daß die ganze polnifhe Nation, Jebermann unb jeber 
Stand nad) feinen Mitteln, handelnd und leibend nad Ort und Umjtänden, 
Leib und Seele bingab an bie Infurrecion? Was find, folder Kundgebung 

egenüber, die Agitationen einiger Emigranten:Comite’8? Die Gabinette ha⸗ 
en auch ben wahren Charakter diefes Aufſtandes nicht mißverftanden. Gie 
haben feine Bebeutung dem ruffifchen Hof gefennzeichnet. In ben franzöfiichen 
Kammern, im englifhen Parlament, im öſterreichiſchen Reichsrath bat fich bie 
öffentliche Meinung ber drei Länder durch Die angejehenften Organe vernehmen 
Laffen, um bie Regierungen zu ermuntern, baß fie auf bem von ihnen einge 
jhlagenen Wege beharren. Ueberall in Europa, mo es berathende 
Körperihaften gibt, hallten dieſelben Töne wieder. Außerhalb ber conftitutio: 
nellen Kreife haben überall gas freiwillige Demonftrationen bie Lebhaftigkeit 
bes Volksgefühls bekundet, defien Eimmüthigkeit bie Preſſe täglich conſtatirt. 
Durch das Gefühl ihrer Verantwortlichkeit zu größerer Zurüdhaltung und 
Umſicht genöthigt, Haben faft alle Gabinette vom römiſchen Hofe bis zur otto⸗ 
maniſchen Pforte, von Stodholm bis Liſſabon, in Depefchen, deren Inhalt 
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das ruſſiſche Cabinet kennt, Anfichten Ausdrud gegeben, bie wit ben von beı 
brei Höfen befonbers dargelegten ganz übereinitimmen, Die Regierungen 
ftatt der dffentlihen Meinung vorzugreifen, find ihr nachgegangen und batcı 
fie im Maße gehalten. Das ift, was ihrerfeits die Regierung bes Kaifer: 
gelhan bat, und nachdem fie diefe Pflicht erfüllt, nimmt fie feinen Anſtand, zu 
ehaupten, baß es ein Verharren in einem verberblichen Wahne fein würde 
wenn man fortfahren wollte, die ſchrecklichen Zuckungen, welde Polen mı 
Blut überfchwemmen, aus Gründen zu erflären, die mit dem Zemgnijje bei 
Geſchichte und mit ben Thatfachen ber Gegenwart fo wenig im Einklang jtchen 

„Das Kabinet von Petersburg iſt bereit, fagt es uns, bie ſech 
Punkte, melde ihm als Grundlage zu ben Berathungen anempfoblen wer: 
ben find, in Crwägung zu ziehen; aber es macht babei die Bebingun, 
baß der Aufftand vorher unterbrüdt fein müffe. ... . Die brei Höfe hatten 
fih geſchmeichelt, daß während ber Waffen ru he für beibe Parteien annebm: 
bare ungenau getroffen werben könnten und bie einftweilige Einftellur: 
ber Teinbfeligfeiten nur bie Einleitung zum enbgiltigen Friebensichluffe fein 
würde. Das Gabinet von Petersburg weiſt biefe Eingebung im Ta: 
men ber ruffifhen Nation und ber Armee zurüd.... Endlid 
fett das Cabinet von Petersburg an bie Stelle der Einwilligung, bie es u 
feinen früheren Erflärungen für den Zufammentritt einer Gonferenz be 
bei der Unterzeihnung der Wiener Afte betheiligten Mächte gegeben zu Haben 
ſchien, den Vorſchlag von Befprehungen zwiſchen Rußland, Defter: 
reich und Preußen über bie dur den Stand ber Dinge in Polen an: 
geregten Fragen ber inneren Verwaltung. Die Mächte hätten übrigens nu 
ein Interpretationsredht, weldhes Rußland zu nichts verpflid: 
ten koönne, und es fei nichts Nupbringendes von einer neuen Discuijien 
über Stipulationen zu erwarten, über bie fchon fo oft bebattirt worden fei 
ohne bag man fich habe verfänbigen Können... Der öfterreihifhe Hoi, 
ben bie ruſſiſche Regierung einlud, fih an biefer Separatverbanblung zu be: 
tbeiligen, von welcher wir, fowie die Regierung Ihrer britiihen Majefir 
Spanien, Portugal und Schweben ausgeſchloſſen Sein würben, bat zuerjt an: 
erfannt, daß biefer Vorſchlag nicht angenommen werben Tonnte, und bat ib 
ohne Zaubern, als feiner Würbe zuwider, zurückgewieſen. 

„Die Regierung des Kaifers kann ihrerfeite weder bie vom Peteröburger Gabi: 
net ange ne Combination, noch bie zu beren Unterftügung in ber Depefche bes 
Hrn. Fürften Gortſchakoff dargelegten Bemerkungen unterfchreiben. Wir finb über: 
zeugt, baßauf dem eingejchlagenen Wege ber ruffifche Hof fich eben fo ſehr ven 
ben Rathichlägen einer weiſen Politik als von ben Stipulationen der Verträge en: 
fernt. Da es uns aber nicht gelungen if, ihm bie Ueberzeugung, von ber wir durch⸗ 
brungen find, beizubringen, fo Fönnen wir heute nur bie Nutzloſig— 
feit unferer Bemühungen conftatiren. . . Wir mußten vorausfepen, 
daß bie ruſſiſche Regierung, von bemfelben Willen wie die Mächte beſeelt, an 
beren Meinung fich anzuſchließen nicht ablehnen würbe. Nachdem fie ihnen 
dazu erfi Hoffnung gemadt, hat es ihr beliebt, ihre Eröfi: 
nungen zurüdgzumweifen unb ihre Competenz zu beftreiten. Tic 
abjolute Unabhängigkeit der Entihliegung und bie volle Ausübung ber Sou: 
veränität für ſich in Anfpruch nehmend, gibt das Cabinet von Petersburg 
ans bie volle Freiheit unferes Urtbeilens und Verfahrens zu— 
rück, und wir können nichts weniger thun, al6 davon Act neb: 
men. Uebrigens (folgt ber allen 3 Depeſchen gemeinfame Schluß. ſ. Teiterr.) 


14/17. Aug. Zwei Depefchen Drouhns be Lhuhs an General Bazaine 


Treiben demſelben eine Art politifhen Programms’ für Merico 
vor. Es wird im wefentlihen darin feftgeftellt, daß, welche Rechte 
Frankreich auch durch den Krieg erlangt habe, e6 in Mexico weder 
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eine Eroberung, noch eine Nieberlaffung, noch felbft einen politifchen 
oder commerziellen Bortbeil, mit Ausflug anderer Mächte, haben 
wolle. Auch wird ber proviforifhen Regierung anempfohlen, bie 
allgemeine Abftimmung in einer Weife ind Wert zu feben, baß 
gar Tein Zweifel mehr über den eigentlihen Willensausbrud bes 
mericanifhen Volkes herrſchen könne. Endlich erhebt fidy der Mi: 
nifter gegen jeden Drud und jede Zwangsmaßregel, die ben Be: 
griffen ber Eivilifation zumiberlaufe, wie 3. DB. Sequeftrationen, 
Proferiptionen ꝛc. Die früheren Yorberungen Frankreichs follen 
durch eine eigene Commiſſion im Minifterium des Auswär⸗ 
tigen feftgeftellt, die eigentlichen Expeditionskoſten von dem Kriegs⸗ 
und Marineminifterium zufammengefiellt werben. — Zugleich des⸗ 
apouirt der Moniteur nad) langem Schweigen endlich in aller Form 
das Sequeftrationgebict Forey's (f. Merico); die Regierung habe auf 
die erfte Kunde bavon bie Weiſung ertheilt, es zurüdzuziehen. 

0. Aug. Kin kaiſerl. Decret erflärt das Wahlmanifeft ber 7 Bifchöfe 

nach einem Beſchluß des Staatsraths für Mißbrauch. 

Eröffnung ber Generalräthe ber Departements. Gegen bisherige 
Uebung werden von den Präfidenten berfelben offenbar auf böhere 
Anordnung gar Feine politifchen Eröffnungsreben gehalten. 


24. 


[4 


13. Det. Der Staatsminifter Billault }. 

14. „ Diplomatifhe Ernennungen: ber bisherige Geſandie in Rom 
Prinz Latour wird zum Oefandten in London ernannt, Sartiges 
ven Turin nah Rom, Malaret von Brüffel nad Turin verfekt. 

18. „ Beſuch der Kaiferin Eugenie am Hofe zu Mabrib, 

19. „ An Folge bes Todes von Billault wird ber Staatsrathepräfident 
Rouber zum Staatsminifter, Rouland zum Staatsrathspräſidenten 
und die HH. Forcade, Chair d’Eftange und Vuitry zu Vicepräfi⸗ 
denten des Staatsraths ernannt. 


5. Nov. Eröffnung ber Kammern. Thronrede des Kaiſers: Dies 
felbe erörtert die polnifhe Frage und Tchlägt zu Xöfung berfelben 
einen europäifhen Congreß vor, inbem fle erflärt, daß bie 
Verträge von 1815 aufgehört hätten zu beftehen und eine Revifion 
derſelben das einzige Mittel fei, um bem Kriege auszumeichen: 

„... Der geſetzgebende Körper ift feit Gründung bes Kaiſerreichs zum 
dritten Male erneuert worben, unb zum britten Male Tann ich mir, troß 
einiger Iocaler Meinungsverfhiebenheiten, nur Glück zu dem Ergeonilfe 
ber Wahlen wünſchen; Sie Alle haben mir benfelben Eib geleiftet; berjelbe 
bürgt mir für Ihren Beiftand. Es ift Ihre Pflicht, die Geſchäfte bes Landes 
raſch und gut zu erlebigen, indem Sie der Verfaſſung treu bleiben, bie uns 
elf Jahre der Wohlfahrt beſchieden hat und bie aufrecht zu erhalten Sie ges 
ſchworen haben. ... . ebenfalls würbe bie Wohlfahrt unfere® Landes einen 
tafcheren Aufſchwung nehmen, wenn politife Wirren nicht ſtörend dazwiſchen 
träten; in bem Leben ber Nationen aber treten unvorhergefehene Ereigniſſe 
ein, welche fie ohne Furcht ins Auge fällen unb ohne Zaghaftigkeit ertragen 
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müſſen. Dazu gehören: ber amerikaniſche Krieg, bie unvermeidliche Dccu: 
pation Merico’s und Cochinchina's, und der polniſche Aufftand, Die fo viel 
fritifirten Erpebitionen in ber Ferne waren Teinesiweg® bie Ausfuhrun: 
eines vorher überlegten Planes; bie Macht ber Umftände vielmehr veranlafi: 
fie, und troßbem find fie nicht zu beffagen. Wie konnten wir in ber That 
auch unfern ausmärtigen Hanbel ausdehnen, wenn wir einerfeit® auf jeben 
Einfluß in Amerika verzichteten, und wenn anbererfeits gegenüber ben im 
Beſitz der Engländer, Spanier und Holländer befindlihen ungebeuren Gebiets: 
ftrihen Frankreich allein ohne Befitungen in ben afiatifhen Gewäſſern blick. 
Wir haben in Cochinchina eine Stellung erobert, weldhe, ohne uns in kb: 
Wirren der Local-Regierung zu verwideln, uns geftatten wird, bie gewaltiger 
Hilfsmittel jener Länder auszubeuten und fie durch den Handel zu civilifirer. 
In Merico haben wir gefehen, wie nach unerwartetem Widerſtand, ben be 
Muth unferer Soldaten und Matrofen überwand, die Benölferung und al: 
Befreier. empfing. Unjere Bemühungen werben nit unfruchtbar gemelen 
fein, und wir werben für unfere Opfer eine reiche Entihädigung finden, wenz 
bie Geſchicke jenes Landes, das uns feine Wiebergeburt verdanken wird, einem: 

ürften anvertraut find, den feine Einſicht und Seine Vorzüge einer fo ebler. 

enbung würbig machen. Laſſen Sie uns baher Verfrauen zu unferen üke:- 
feeifhen Unternehmungen haben, bie begonnen wurben, um unjere Ehre zu 
rähen! Sie werben mit bem Triumph unferer Sntereffen endigen, unb wenz 
auch befangene Gemüther nicht ahnen, wie viel reihe Früchte bie Für tie 
Aufunft gejäeten Keime in fich bergen, fo wollen wir uns doch ben fo zu 
jagen an ben beiben äußeriten Weltenben, ſowohl zu Peling wie in Merice 
erworbenen Ruhm nicht trüben laſſen. 

„Die polnifhe Frage erfordert gene Ausführlichkeit.. Beim Aus: 
bruch bes polnischen Aufſtandes waren die Beziehungen zwilhen ben Regie 
rungen Rußlands und Frankreichs ber beften Art; feit dem Frieden waren 
biefe Regierungen in ben großen europäifchen iyragen in Einvernehmen ae: 
wejen, unb ich nehme feinen Anſtand zu erflären, daß währenb bes italien: 
[hen Krieges, fo wie bei ber Einverleibung der Grafſchaft Nizza und Sa 


voyens ber Kaifer Aleranber mir bie aufrichtigſte und herzlichſte Unterſtützung 


geliehen hat. Diefes gute Einvernehmen würbe Rücſichten auferlegen, unt 
ih mußte die Sache Polens für fehr populär in Frankreich halten, um Feir. 
Bebenten zu tragen, eines ber erjten feftländifchen Bünbniffe in Frage zu 
fielen, um bie Stimme zu Gunften einer Nation zu erheben, bie in Rus 
lands Augen rebellifh war, in ben unfrigen jedoch bie Erbin eines in ber 
Geſchichte und ben Verträgen verzeichneten Rechtes. Indeſſen dieſe Frage 
berührte die wichtigften europäifchen Sntereffen und Tonnte nit von 
Frankreich allein behandelt werben. Nur eine unferer Ehre ange: 
thane Beleidigung oder eine Bebrobung unferer Grenzen legt uns bie Pflicht 
auf, ohne vorher erzieltes Einverſtändniß zu handeln. Cs warb baber nötbig, 
wie zur Zeit ber GEreigniffe im Orient unb in Syrien, mid) mit ben Mäch— 
ten, welche ähnliche Gründe und Rechte wie wir für fich batten, zu verftän- 
bigen. Der polniſche Aufftanb, welchem jeine Dauer einen nationalen Cha: 
after verlieh, erwedte überall Sympathien, und das Streken ber Diplomatie 
war darauf gerichtet, dieſer Sache fo viel Anhang wie möglih zu gewinnen, 
um mit bem vollen Gewichte ber Meinung Europa’s auf Rupp: 
lanb zu brüden. Diejes Zufammentreffen faft einftimmiger Wünſche ſchien 
uns das geeignetite Mittel zu fein, durch Weberrebung auf das Cabinet von 
Petersburg einzumirten. Leiber wurden unfere uneigennügigen Ratbichläge ale 
Einſchüchterung ausgelegt, unb ftatt dem Kampfe Einhalt zu thun, bienten 
bie Schritte Englands, Defterreih8 und Frankreichs nur bazu, feine Erbit⸗ 
terung noch mehr zu fteigern. Bon beiben Seiten werben Excefle begangen, 

welche man im Intereſſe ber Menfchlichkeit in gleicher Weile beflagen muß 

Was bleibt alfo zu thun übrig? Sind wir in bie alleinige Wahl zwi: 
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[hen Krieg und Samen verſetzt? Nein! Ohne daß wir zu ben Waffen 
greifen oder fchmweigen, bleibt uns no ein Mittel übrig, nämlid 
bie polnifhe Sade einem europäifhen Gerichtshof zu unter: 
breiten. Rußland bat bereits erklärt, daß Gonferenzen, in welchen alle 
anderen Fragen, die Europa in Bewegung feken, zur Erörterung Fämen, feine 
Würde in keiner Weife verleßen würden. Laſſen Sie uns Act von biefer 
Erflärung nehmen. Möge fie uns dazu dienen, ein für alle Dial ben Gäh—⸗ 
rungen ber Zwietracht ein Ende zu machen, welde auf bem Punkte ſtehen 
überall auszubrechen, und möge felbjt aus ber Mikftimmung bes durch fo 
viele Elemente ber Auflöfung zerrütteten Europa ein neues geitalter ber 
Orbnung und bes Friedens erſtehen. Iſt nicht ber Augenblid gekommen, 
das von ber Zeit untergrabene und Stüd für Stüd von ben Revolutionen 
zerflörte Gebäube auf neuen Grundlagen wieder aufzuführen? Iſt es nicht 
dringlich, Durch neue Webereinfünfte bas anzuerkennen, was fich unwiderruflich 
vollzogen hat, und in DEREN IE Uebereinftimmung das zu vollziehen, was 
ber Weltfriede erheifcht? Die Verträge von 1815 haben aufgehört 
zu beitehen. Die Macht ber Ereigniſſe bat fie geftürzt ober firebt dahin, 
fie zu ſtürzen. Haft überall find fie gebrochen worden, in Griechenland, in 
Belgien, in Frankreich, in Stalien, fowie an ber Donau. Deutſchland regt 
fi, um fie zu verändern, England bat fie durch die Abtretung ber jonifchen 
Inſeln in bochherziger Weife mobifizirt, und Rußland tritt fie in Warſchau 
mit Füßen. Inmitten diefer allmählichen Zerſetzung bes europäifchen Grund⸗ 
vertrags entflammen fich heiße Leibenichaften im Webermaß; und im Süben 
fowohl wie im Norden erheiſchen mächtige Intereſſen eine Löfung. Was ift 
alfo gerechtfertigter und vernünftiger, als bie enropäiſchen Mächte zu einem 
Gongrefje einzuladen, auf welchem Gigenliebe und Wiberfiand vor einem 
oberffien Schiebsgericht verfchwinden würben? Was fteht mehr in Ein: 
Hang mit unjerem Zeitalter und mit ben Wünſchen der Mehrzahl, als ſich 
an das Gewifjen und die Vernunft der Staatsmänner aller Länder zu wenden 
und ihnen zu fagen: Haben nicht bie Vorurtbeile und ber Groll, welde uns 
trennen, ſchon zu lange gedauert? Soll bie eiferfüchtige Nebenbublerichaft ber 
Großmädte ohne Unterlaß den Fortichritt ber Ginilifation verhindern ? Sollen 
wir durch übermäßige Rüftungen immerfort gegenfeitiges Mißtrauen hegen? 
Sollen bie werthuolliten Hilfsmittel auf unbeitimmte Zeit in eitler Schau: 
jtellung unjerer Staatsfräfte erſchöpft werden? Mollen wir an. einen 
Zuftand der Dinge fortbeftehen laſſen, welcher weber ber friebe mit 
jeiner Sicherheit noch ber Krieg mit feinen Glüdsausfihten iſt? Lafien Sie 
uns nicht länger bem Umfturzgeifte ber extremen Parteien baburd, eine künſt⸗ 
liche Wichtigkeit verleihen, daß wir uns durch engberzige Berechnungen ben 
gerechten Beflrebungen der Völker wiberfegen. Laſſen Sie uns ben Muth 
haben, an bie Stelle eines Tranthaften und unficheren Zuſtandes bauerhafte 
und regelmäßige Berhältniffe zu fepen, auch wenn biefelben Opfer koſten ſoll⸗ 
ten. Vereinigen wir uns, obne vorgefaßtes Syſtem, obne erclufiven Chr: 
geiz, bloß von dem Gebanten befeelt, einen Zuſtand ber Dinge berzuftellen, 
ber fih Binfort auf bas wohlverftandene Intereſſe ber Herrſcher und 
Volker ſtützt. Diefer Aufruf, gern will ich "8 glauben, wirb von Allen 
gehört werben. Eine Weigerung würbe geheime Plane vermuthen Tafien, 
bie das Tageslicht ſcheuen. Aber felbft wern ber Vorſchlag nicht ein- 
flimmig genehmigt würbe, hätte er doch ben ungeheuren Vortheil, Europa 
bemerflih gemacht zu haben, wo bie Gefahr und wo bie Rettung Tiegt. 
Zwei Wege ftehen offen. Der eine führt zum Fortſchritt burd 
die Verſöhnung und den Frieden, ber andere, früher ober ſpä— 
ter, ja fogar auf verhängnißvolle Weife zum Kriege burd 
bartnädiges Feſthalten an einer überwunbenen VBergangen: 
— Sie kennen jetzt, meine Herren, die Sprache, die ich vor Europa zu 
ühren beabfichtige. Bon Ahnen gebilligt, durch Die öffentliche Zuſtimmung 
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ſanctionirt, kann fie nicht verfehlen, gehört zu werben, weil ih im Name 
Frankreichs Ipreche.” 

5, Nov. An bemfelben Tage noch gehen bie an alle Souveräne Euro 
pa's gleichlautend gerichteten (vom 4. Nov. datirten) Einlabun 
gen des Kaifers nach Paris zu dem angefünbigten Congrefie ab 

„Angefichts ber Creigniffe, welche täglich auftauchen und fidh Drängen, halt 
ih es für unumgänglich, meine vollen Gedanken ben Souveränen aus; 
ſprechen, denen das Schickſal ber Völker anvertraut if. 

| „Jedesmal wenn ftarfe Stöße bie Srunblagen ber Staaten erfdhätttert uni 
beren Grenzen verändert haben, griff man zu feierlihen Transadionen, ım 
bie neuen Elemente zu verbinden und bie vollendeten Umgeftältungen zu ſich 
ten und zu heiligen. Dies war ber Gegenitand des Weſtfäliſchen Friebeni 
im 17. Jahrhundert und ber Wiener VBerbanblungen 1815. 

„Auf biefer letzteren Grundlage rubt augenblicklich das politifche Gebäur 
Europas. Und dennoch, Sie wirfen es, ſtürzt bafjelbe von allen Seiten iu 
fammen. | 

„Wenn man bie Lage ber verjchiebenen Völfer aufmerffam betrachtet, i: 
ift es unmögfich, zu verfennen, daß faft auf allen Punkten bie Wiener 2er 
träge zerftört, veränbert, vergeifen und bedroht find. Daraus folgen Pflichten 
ohne Regel, Mechte ohne Titel und Forderungen ohne Zügel, — eine um % 
farditbarere Gefahr, als die burd bie Ginilifation berbeigeführten Vervol 
fommnungen, welche bie Volker unter fid) durch bie Soltbarität ihrer mate: 
vielen Intereſſen verbunden haben, ben Krieg nur noch zerflörender machen 
würben. 

„Es ift dies ein Gegenftand ernften Nachbentene. Warten wir es nid: 
ab, einen Ausweg einzufälngen, bis plößliche, unwiberftehliche Greignifie unieı 
Urtheil trüben und uns wiber Willen in entgegengefehte Richtungen treiken 
wärben. 

„Ih will Ihnen besbalb, um bie gegenwärtige Lage zu regeln unb die 
Zukunft zu fihern, einen Congreß vorichlagen. 

„Auf den Thron gerufen durch bie Vorſehung und ben Willen bes fran 
zöfifchen Volkes, boch erzogen in ber Schule bes Unglücks, iſt es mir viel 
leicht weniger als irgenb einem Andern geftattet, bie Rechte ber Souverän: 
ober bie bereditigten Anfprüche der Völker zu verfennen. Auch Mn ich bereit, 
ohne ein vorgefaßtes Syſtem in ben internationalen Gongreß ben Geiſt ber 
Mäpigung und Gerechtigkeit zu bringen, das gewöhnliähe Erbtheil derjenigen, 
welche fo viel verfdhiebene Prüfungen durchgemacht haben. 

„Wenn ich bie Initiative für eine ſolche Eröffnung ergreife, fo geſchi ebt 
es nicht aus Kitelfeit; aber, ba ich berjenige Souverän bin, bem man am 
meiften ehrgeizige Pläne zutraut, fo liegt e6 mir am Herzen, durch biejen 
freien und ehrlichen Schritt ben Beweis zu führen, baß es mein einziges 
Ziel it, ohne Zögern zur Herftelung bes Friedens in Europa zu kommen. 
Wird mein len angenommen, — bitte ich Sie, Paris zum Berfamm: 
Iungsort zu wählen, 

„Falls bie mit Frankreich alliirten und befreundeten Fürſten es angemeffen 
finden ſollten, durch ihre perfönlihe Gegenwart bie Bebeutung ber Bera⸗ 
thungen zu erhöhen, fo werbe ich ſtolz barauf fein, ihnen weine herzliche 
G — u Hr & 

„Europa wirb vielleicht einiges Gewicht darauf legen, daß bie Hauptſtadt, 
bon welcher fo oft das Signal zu Erfchütterungen — worden iſt, zum 
Sitz der Conferenzen werde, welche beſtimmt ſind, die Grundlage für eine 
allgemeine Pacification feftzuftellen. ... . * 


23. Nov. Auf die Anfrage bes englifhen Cabinets theilt bie franzoͤſiſche 
Regierung bemfelben einige Andeutungen über bie ihrer Anfiht 


> 
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nad einem enropätfhen Congreß zunächſt vorzulegenben 
Tragen mit. ü 


Depeihe Drouyn’s an ben Gefhäftsträger in London: 
„+ Das Londoner Sabinet erfennt mit uns an, baß mehrere ber Be⸗ 
flimmungen bes Wiener Vertrags in bebenflicher Weiſe verlegt worden find. 
Mande ber in ben Verträgen vorgenommenen YAenberungen find nicht 
von allen Mächten als gefefich anerkannt worden. Was diejenigen Aende⸗ 
rungen betrifit, welche von allen Großmächten gutgeheißen wurden, fo Tünnen 
wir nicht umbin, auf die unmwiberftehliche Gewalt aufmerffant zu machen, mit 
welcher fie ben Regierungen fi aufgebrängt haben. Die Art wie England 
ſelbſt ihnen beizutreten fich beeilt bat, beiveist wie wenig bie früheren Com⸗ 
binationen, um mit Lord Ruſſel zu reben, ben Anforberungen ber Zeit, bem 
Fortſchritt ber Meinung, ber wanbelbaren Politif ber Regierungen und ben 
wechſelnden Bebürfniffen ber Nationen entſprechen, und ſind wir nicht anderer: 
feit6 zum Glauben beredtigt, daß die Harmonie und das Gleichgewicht bes 
Ganzen in Folge jo wichtiger Umänderungen einigermaßen gelitten babe? 
Wir geben mit Korb Ruſſel zu, daß biefe Beränberungen nicht nothwendig 
einer allgemeineren und feierlicheren Sanction bedürfen; aber wir benten, daß es 
vortheilhaft fein würde, bie Trümmer Binwegzuräumen und alle lebenden Glieber 
in einen einzigen lebenden Körper wieber zu vereinigen. Was bie Umwand⸗ 
Iungen betrifft, denen bie Mächte feine einftimmige Gutheißung gegeben ha⸗ 
ben, fo bilben fie ebenfo viele Veranlaffungen zu Streit, welche Europa jeden 
Augenblid in zwei Lager theilen fönnen. Wär’ es nicht beifer, anftatt bie 
Entſcheidung hierüber der Gewalt und bem Zufall zu tüberlaffen, wenu 
man diefe Fragen in einer der Billigfeit entfprechenden Weife zu Iöfen vers 
fuchte, und biefe Veränderungen bann burch eine Reviſion fanctionirte? Die 
britte Kategorie umfaßt jene Beftandtheile bes Wiener Vertrags, welche 
bedroht find. Während ber Kaifer Europa auf bie Gefahren einer fo tief 
bewegten Lage? aufmerffam machte, beutete er auch die Methode an, um bie 
grauenhaften Unglüdsfälle, welche er vorausfieht, abzuwenden — Unglüdsfälle, 
bie ihm vielleicht weniger Bangigfeit als andern zu verurfachen brauchten. 
Denn bie Fragen, aus benen ein Krieg heutzutag entſtehen kann, interefliren 
Frankreich nur mittelbar, und es würde von Frankreich allein abhängen, ob 
es an bem Kampf theilnehmen ober ihm von fern zujehen will. Als ber 
jüngfle ber Souveräne erachtet ber Kaijer nicht, daß ihm das Recht zuftehe, 
ſich bie Rolle eines Schiebsrichters anzumafen, unb zum Frommen ber an: 
bern Mächte das Programm bes vorgeichlagenen Congreſſes im vorhinein 
feftzuftellen. Dieß ift ber Grund der Zurückhaltung, bie er fich ſelbſt auf: 
erlegt bat. Es iſt überbieß fo jchwierig, bie * nicht gelösten Fragen, 
welche Europa beunruhigen können, aufzuzählen. Ein beflagenswerther Kampf 
tränft ben polnifchen Boden mit Blut, regt bie Nachbarſtaaten auf und 
bebroht bie Welt mit ernften Störungen. Vergebens rufen brei Mächte bie 
Wiener Verträge an, welche beiden Theilen wiberfprechende Beweisgründe an 
bie Sand geben. Soll biefer Kampf ewig bauern? Anſprüche bie einander 
wiberftreiten, erregen Haber zwiſchen Dänemark und Deutichland. Die Er: 
Haltung bes Friedens im Norben ift einem Zufall preisgegeben. Die Gabi: 
nette haben fich Thon durch ihre Unterhanblungen an ben Streit betheiligt. 
Sind fie jetzt gegen ibn gleichgültig geworben? Sol bie Anarchie an ber 
untern Donau fortbauern und jeben Augenblick wieber eine neue blutige Arena 
zum Streit über bie orientaliſche Frage eröffnen bürfen? Sollen Oefter: 
reih und It alien im feindlicher Haltung einander gegenüberſtehen, ftets 
bereit, ben Waffenftillftand zu brechen, welcher ben Ausbruch ihrer Erbitterung 

nbert? Sol die Befekung Roms burch franzdfilhe Truppen auf unbes 
mte Zeit fich binausziehen? Müflen wir enblid, ohne einen neuen er: 
fuch zur Verföhnung, ber Hoffnung entfagen, bie Laft zu minbern, welche bie 


ni 
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unberbältnifmäßig großen durch gegenſeitiges Mißtrauen verurſachten Kriege: 
rüſtungen den Nationen auferlegen? Dieß ſind unſerer Meinung nach die 
Hauptfragen, deren Prüfung und Entſcheidung die Mächte ohne Zweifel fur 
erſprießlich halten würden. Lord Rufſſel erwartet doch ſicherlich nicht, daß 
wir bier die auf jedes dieſer Probleme anwendbare Loſungsweiſe ſpeciñ: 
ciren ober bie Art der Sanction, welche ihr ber Congreß ertheilen bunte, 
angeben jollen. Ten beim Congreß vertretenen Mächten würde das Rei 
——— über dieſe verſchiedenen Punkte ein Urtheil zu fällen. Wir wollen 
nur beifügen, daß es unſerer Meinung nach eine Selbſttäuſchung wäre ibre 
Löſung durch das Labyrinth diplomatiſcher Correſpondenzen unb Separat: 
unterhandlungen anſtreben zu wollen, und daß der von uns vorgeſchlagent 
Weg, weit entfernt, mit Krieg zu enden, ber einzige iſt, der zu einer bauer: 
baften PBacification führen kann.“ 

25. Nov. Das englifhe Cabinet lehnt bie Einladung zum Congreß 
definitiv ab (f. England). Die ganze Idee wirb dadurch als ba: 
hingefallen betrachtet. Unzufriedenheit in ben Zuilerien. Spa: 
nung zwifchen Trankreih und England. 

30. „ Die Regierung verlangt vom gefebgebenben Körper die Bewilli— 
bung nachträglicher Erebite zum Bubget von 1863 im Betrage von 


93,834,501 Free. 


2. Dec. Finanzbericht Foulds. Derſelbe ſchlägt eine Anleihe ven 
300 Mil. Tree. vor, um ebenfoviel Schatzbons in confolibirt: 
Schuld umzuwandeln. 

3. „ Der gefebgebenbe Körper beendigt die Wahlprüfungen, nachdem 

die Majorität über bie Befchwerben ber Oppoſition meift in 

geſchloſſenen Reihen zur Tagesordnung übergegangen if. Nur 

ſechs Wahlen und auch biefe meift ber Oppofition angebörig, find 

für ungültig erklärt worben. | 
Eröffnung von Unterhanblungen über einen Handelsvertrag mit 

Schweben und Norwegen. 

8. „ Da ber beabfidtigte allgemeine Congreß fämmtliher Sou: 
beräne Europas durch bie definitive Weigerung Englands ummöglic 
geworben ift, fo regt die franz. Negierung nunmchr die Abhaltung 

Reines befhräntten Congrefjes db. h. bloßer Minifterial: 
conferenzen an. 

Girceularbepefhe Drouyn’s deLhuys: „Die Souweräne haben aui 
ben Brief des Kaifers geantwortet, und ſämmtlich in biefen Antworten dieſe 
fühne Sjnitiative ebrend anerkannt, welde von ben Gefahren ber gegenmwär- 
tigen Lage bie Hülle abzieht, und um biefelben zu befchwören, die frieklidhfien 
unb Toyalften Mittel vorfhlägt. Wie Sie willen, bat bie Mehrzahl ber Höfe 
ohne Vorbehalt dem Vorſchlag Frankreichs beigeftimmt. Andere haben ihrer 
Zuftimmung gewilfe Einjchränfungen beigefügt, indem fie von dem franzo- 
ſiſchen Cabinet bie vorgängige Aufitellung des Programms ber Tünftigen Ber: 
bandlungen forderten. Die beutichen Souveräne, welche perfönlich ber Congreß⸗ 
ibee gewogen find, mußten ihr Verhalten dem Gollectivbefchluß ihrer Mit⸗ 
verbündeten unterorbnen, Die Antwort bed deutſchen Bundestags ift und noch 
nicht zugegangen. Cine einzige Macht, England, hat abgelehıtt. Unter biefen 
Umſtänden müffen wir dem britiihen Cabinet unfer ganzes Bebauern, ben 
Souveränen, welche ohne Bedingungen angenommen haben, unfern Dank aus: 


T. 
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brüden, unb benjenigen, bie nähere Aufſchlüſſe von uns verlangt haben, 
eine Erflärung abgeben. Die franzöfifcge Regierung hielt ſich nicht für 
ermächtigt, bie hohe Gerichtsgewalt Europa’s an ein Programm zu bins 
ben: es lag bem Gedanken bes Kaifers fern ſich ale Schiebsrichter aufzu- 
werfen. Es ift überflüjlig, bie Gefahren, welche ben Weltfrieden bedrohen, 
aufzuzählen. Die Gefahren find offenfundig. Es ſtand nur ben auf einem 
Congreß vereinigten Möchten zu, bie Fragen, welche verhandelt, und dieje⸗ 
nigen, welche übergangen werben follten, feitzuftellen. Die Erflixung des 
Kaijers vom 5. Nov. geftattete zwei VBorausfeßungen: eine einftimmige 
oder eine theilweife Annahme. Sn bem erften Fall würbe ſich eine 
große Beihwichtigung in ben Gemüthern kundgegeben, und wären felbft alle 
Schwierigfeiten nicht gelöst worden, fo würbe 7 immerhin ein befferes Ein- 
vernehmen unter ben Fürſten berausgeftellt haben. Zägliche Beziehungen, bei 
benen jeber jeine been hätte austaufchen, feine Wünſche unb Befürch⸗ 
tungen ausbrüden Fönnen, würden viele Empfindlichkeiten zum Schweigen 
gebracht, viele Mifverftändniffe gehoben und viele Vorurtheile befeitigt haben. 
Das wahrfheinliche Ergebniß biefer Beſprechungen wäre eine beilfame ehren: 
bafte Transaction — rankreich, das in ber Eventualität eines allge⸗ 
meinen Congreſſes für ſich ſelber nichts zu fordern hatte, würde mit allen 
aufgeklärten Regierungen gemeinſchaftliche Sache gemacht haben, um Ausföh- 
nungen berbeizuführen, alten Groll zu löſchen, unb jene unabweisbaren Ber: 
Befferungen, welche ben Revolutionen und bem Krieg zuvorfommen, zu forbern. 
War dieß nur ein leeres Traumgebild ? Neuere Ereigniffe Haben uns jeitbem 
das Gegentheil beiwiefen, und früher als wir es geplaukt, bie Borausfehungen 
bes Kaiſers befräftigt. Der König von Dänemart ftirbt; bie Leibenfchaften 
erhitzen fich, bie Völfer gerathen in Aufregung, und bie Regierungen ſchwanken 
unentſchloſſen zwiſchen bem Buchftaben ber Verträge und dem Nationalgefühl 
ihres Lanbes. Ein Eongreß allein Tonnte bie Pflichten der durch Conventio⸗ 
nen gebunbenen Herrſcher mit ben regelmäßigen Beftrebungen ihrer Völker in 
Einflang ſetzen. Leider bat bie Aofehnung Englands bas erfte Nefultat, 
bas, wie wir bofiten, aus bem an Europa gerichteten Aufruf des Kaifers fih 
ergeben würbe, unmöglich gemacht. Es bleibt alfo noch bie zweite Unter: 
flellung: ber engere Congreß. Es hängt von bem Willen ber Souve: 
räne ab, daß er zur Wirklichleit werde. Wir Fönnten nach erfolgter Ableh⸗ 
nung bes britiſchen Gabinets unfere Pflicht als erfüllt anfehen und, in ben 
etwa zu Stande kommenden Ereigniffen, nur auf unfer Ermeflen unb auf 
unfere Sonbderintereffen Rüdficht nehmen. Allein wir ziehen es vor, von ber 
uns bezeugten Willfährigfeit (bonnes dispositions) Act zu nehmen, unb 
die Souveräne, bie unfern Planen beigetreten find, baran zu erinnern, baß 
wir bereit find, offen mit ihnen bie Ba ber gemeinfamen Berftändigung 
zu beireten. Cine Uebereinfimmung ber Plane unb bes Verhaltens ber 
Haupeontinentalmächte, welche, wie wir, die Gefahren ber Gegenwart unb bie 
Nothwendigkeiten ber Zukunft begreifen, würbe ſchwer in bie Wagfchale ber 
jpätern Ereigniſſe fallen unb bie Bünbniffe wie bie Beſchlußnahmen nicht 
mehr dem Ungefähr preisgeben. Als es fi um einen allgemeinen Con⸗ 
greß hanbelte, konnte ber Kaifer, ohne ber Nolle, bie er fich felber vorge: 
zeichnet, abfichtlich untreu zu werben, weber ein Programm von vornherein 
aufitellen, noch fih mit einigen Mächten benehmen, um bann ben übrigen 
einen vorher vereinbarten Plan aufzuerlegen, und fo durch Sonberunterhanb- 
lungen bie Berathungen einzuleiten, an benen er ſich ohne vorgefaßten Plan 
und frei von jeber Privatverpflichtung zu betheiligen enfchlofien war. Da 
aber heute diefe Berfammlung nit mehr vollftändig fein Tann, fo wirb 
fie au nicht bie Autorität eines Schiedsgericht befiten, bie einem europäis 
Ihen Congreß zugefommen wäre, unb wir begreifen nunmehr, bag, bevor bie 
Souveräne zuſammenkommen, fie ihre Mintfter der auswärtigen Angele: 
genheiten beauftragen, fich über bie zu verbanbelnben Fragen näßer zu ver: 
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tigen, damit fich dem Congreß umſomehr Ausfichten zur Crreichung eine 
urn hen Refultates barbieten.” 

12. Dec. General Fleury gebt in außerorbentlicher Miſſion nach Kope: 
hagen. | 

14. „ Die Regierung erleibet bei den Nachwahlen zum gefeßgebendes 
Körper neuerdings eine Niederlage. In Baris wird Eugen Pb 
letan, ber bei der eriten Wahl nur ein Mehr von 100 Stimmen 
hatte, mit 15,289 gegen 9503 wieder gewählt. 

18. „ Der Senat nimmt bie ihm vorgelegte Antwortsabreffe einftimmiy 
"an. Rebe bes Marquis be Boiſſy. Rebe Düpins über un 
Prinz Napoleon ſchweigt. 

21. „ Herr Thiers bringt ein Amendement zum Geſetzesentwurf begüge 
lich ber Anleihe von 300 Millionen ein, das bie Ausgabe an Schar 
bond für 1864 auf 100 Millionen befchränten will. 

24, „ Debatte bes gefehgebenden Körpers über die Anleihe und bu 
Amendement Thierd. Glänzende Rebe Thiers. Bei der Abſtin 
mung wirb ba8 Amenbement verworfen unb bie Be mit 229 
von 256 Stimmen genehmigt. Thiers, Berryer und A. enthalte 
fih der Abflimmung. 

29. „ Der Senat ertheilt der Anleihe von 300 Millionen einftimmi 
feine Genehmigung. 


5. Stalien. 


1. Jan. Kin Eircular des Miniftere des Innern ordnet eine National: 


aa 


Subfeription zu Entfhäbigung ber von ben Briganten beimgefuchten 
Tamillen und zu Belohnung des gegen diefelben an den Tag ges 
legten Muthes an. 


„ Die von Frauen aus Venedig, Troeft und Iſtrien mit ber 


Ueberreihung eines koſtbaren Geſchenkes für die Königin von Porr 
tugal beauftragte Deputation wird vom König Biltor Emanuel 
empfangen. 


„ Der Juftizminifter ernennt eine Commiffton zu Ausarbeitung eines 


Geſetzentwurfes, welcher bie Freiheit bes niederen Clerus gegen bie 
Derfolgungen der hoben Geiſtlichkeit ſchützen fol. 


.„ Conflict der Regierung mit dem Erzbiſchof von Florenz. 


Ein königl. Decret verorbnet, daß bie den Präfekten von Pas 
lermo und Neapel gelegentlih des von Oaribalbi verfuchten 
Vreifhaarenzuges gegen Rom ertheilten außerordentlihen Vollmach⸗ 
ten mit dem 20. d. M, wieder erlöfchen follen. 


- „ Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwifchen Yranfreih und 


dem Königreich Italien. 
Eine Depeſche des Miniſters des Auswärtigen, Graf Paſolini, an 


„ben italienifhen Geſandten in Paris berichtet ihm über die vielbe⸗ 


ſprochene Unterredbung mit dem neuen franzöfifhen Geſandten Sar⸗ 
tiges bezüglihd Roms vom 25. Dec. vor. Is. (f. Jahrgang 1862 
©. 266 und 292) und verwahrt ſich gegen folde Schlüffe, wie 
man fie aus der im frangöfifchen gelben Buche veröffentlichten Des 
pefche bes Grafen Sartiges ziehen könne: 

. Ich babe beigefligt, daß wir — das Programm bes Grafen Cavour in 
feiner ganzen Ausbehmung zu bem unferen machen, daß wir jeboc es nicht 
für nüglich halten, von Neuem in eine Discuffion einzugeben, welche im ges 
genwärtigen Momente mur ungenügenbe Ausfihten auf bie Erzielun jenes 
Einverftändnifies zu bieten ſcheint, bag wir fo nachdrücklich herbeiwünſchen. 
Diele Zuruckhaltung wurde uns von ber Ihe ht eingegeben, pe — 
Weiſe Meinungsver —ES— bie auf eine fo beline enge Be 
zu betonen. Um zu vermeiden, meiner Antwort einen abfoluten Ne 
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tafter zu geben, unb um gleichzeitig ben Beweis zu liefern, daß unfere Zu 
tung feinen Hintergebanten im ſich fließt, habe ich mich auf die Zinifcheniä 
berufen, welche bie gegenwärtige Lage herbeigeführt nm. Habe ich noͤthiz 
beizufügen, baß die Verföhnung jederzeit ber Zweck unferer Politik fe 
wird, und baß ich meinerjeits Alles aufbieten werbe, um bas Cintreten de 
Tages zu befchleunigen, an dem bie Unterhandlungen mit Nutzen wieber au‘ 
genommen werben fönnen? Meine Worte waren von bem Wunde eingt 
geben, das Prinzip der Nichtintervention ausnahmslos auf ganz Stalin an 
— zu ſehen; da jedoch in ber Unterredung, um bie es ſich bier handel 
ein Vorſchlag formulirt wurbe, fo Tonnte ich mich nicht über bie etwa baram 
a Eonjequenzen ausſprechen.“ 

26. Jan. Die Regierung bebt den neugebildeten demofratifchen Deren 

von Palermo auf. 


28. „ Wieberzufammentritt des Parlaments. Debatte über das Bubze 


4. Febr. Conflict ber Regierung mit dem Verweſer bes Bisthum 
Mailand, Mfgr. Eaci ca. 

9. „ Die Deputirtenlammer gebt über eine Interpellation Bezüglid 
der in Polen ausgebrodhenen Infurrection, in Erwägung, baf ı 
nicht zeitgemäß fei, fie in diefem Augenblide zuzulafien, zur Tagel 
ordnung über. 

414, „ Der Finangminifter verlangt vom Parlament bie Ermäctigun 
zu einer Anleihe von 700 Mil. 318. behufs Dedung ber bereit! 
eingetretenen und für bie nächfte Zukunft vorauszuſehenden Deficitt 

25. „ Das Iehte Stüd ber Eiſenbahn Neapel-Rom wirb bem Berk 
übergeben. 

25./28. Febr. Debatten der Abgeorbnetenfammer über das von ber Re 
gierung geforberte Anlehen. Die Ermächtigung dazu wird ſchließ 
lid mit 204 gegen 32 Stimmen ertbeilt. 


8. März. Die Regierung richtet eine Depefche an das Eabinet von Ei 
Petersburg zu Gunften Polens. 

10. „ Auch der Senat genehmigt die von ber Regierung geforderte An 
leide von 700 Millionen mit 116 gegen 5 Stimmen. 

411, „ Die Regierung begibt 500 Millionen des von beiden Häufen 
genehmigten Anlehens von 700 Millionen an das Haus Rothfgik 

16. „ Kin Eönigl, Dekret regelt ba8 Recht ber königl. Erequatu 
bezüglich aller von außen kommender kirchlicher Difpofitionen. 

24. „ Der Minifter des Auswärtigen, Graf Pafolini, tritt zuräd 
Bisconti Venoſa wirb an feine Stelle ernannt. 

26. „ Ein neuer Ausfall des General Birio gegen bie Schweiz wirl 
in ber Deputirtenfammer vom Minifter Peruzzi entfchieben zuräd 
gewiefen. 


— April, Die Regierung läßt die Gränze gegen bie Schweiz, namentlid 
im Belllin, militärifch befeken. 
9. „ : Befuh des Könige in Florem. 


= 
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. April, Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwiſchen Belgien und 


dem Königreiche Stalien. 

n Die Regierung wirb in ber. Deputirtenfammer bezüglich ihres 
Syſtems in Sicilien interpellirt. Die Kammer gebt zur Tage: 
ordnung über. 

„ Debatte ber Deputirtenfammer über das Blutſyſtem in 
Neapel. 

„ Eine Depefhe der italienifhen Regierung an die franzöfifche 
macht derſelben den Vorſchlag einer militäriichen Uebereinkunft gegen 
das Drigantaggio in Neapel. 

„ Neue Depefhe ber ital. Regierung an das Cabinet von St 
Petersburg zu Gunſten Polens, 


. Mai. Ein Antrag Paſſaglia's bezüglich Beeidigung ber Priefter | 


findet in ber Deputirtenfammer keinen Anklang; er zieht ihn zurück. 
„nr Die militärifhen Maßregeln im Beltlin gegen bie Schweiz 
werben wieder abgeitellt. 

„ Der Präſident der Deputirtenlammer verfünbet bie in geheimer 
Sitzung befchloffene Tagesordnung bezüglich bes von ber Parlas 
mentscommiffion zu Unterfuhung bes Brigantaggio erfatieten 
Berichtes. 

„ Die Deputirtenfanmer befchließt eine parlamentarifche Unter: 
ſuchung bes Zuftanbes ber Kriegs: und Handelsmarine. 


„n Die ital. Regierung richtet nohmals eine Depefche zu SUnNEn 
Polens an das Cabinet von St. Petersburg. 
„  VBie — wird durch kgl. Decret für geſchloſſen 
erklaͤrt. 

Sröffnung ber neuen Sefflon des Parlaments, Thronrede bee 
Könige, 
5 Saffinie wird ftatt Teechio mit 166 Stimmen zum Präfibens 
ten ber Deputirtenfammer ernannt. Tecchio erhält 48, Grifpi 
(Zinte) 29 Stimmen. 
„ Beröffentlihung des Gefepesentwurfs ber Brigantaggio⸗Com⸗ 
mifften. 
„» 74 Bilchöfe und Bisthumsverwefer proteflien gegen das 
Placet-Decret der Regierung. 
n Der neapolit. Prätendent Murat bringt ſich der Bevoͤlkerung 
buch ein Manifeit wieder in Erimmernng. 


. Juni, Antwortsabrefie der Dep.-Kammer. Heftige Scene bei Gelegen« 


beit des Paflus derfeiben über Rom und Neapel. 

„Beier bes Verfalfungsfeftes. Der niebere Elerus fingt 
in einer Reihe von Städten ba8 Te Deum. 

n Der Erzbifchof von Spolito wird gefänglich eingezogen, 
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15. Juni, Eine Anzahl Pfarrer in verſchiedenen Diöcefen wird wega 
Theilnahme an der Berfaffungsfeier vom 7.5. M. von ihn 
Biſchöfen a divinis fufpendirt. 

— „Die Einziehung der Kloftergüter im Neapolitanifden 
kann als beendigt angefehen werben. 

17—20, „ Debatte der Deputirtenfammer über die auswärtigen Ange 
legenheiten. Die Kammer ertbeilt fhließlich der Regierung mit 202 
gegen 52 Stimmen ein Bertrauendvotum. 

21—?77. „ Italieniſches Nationalſchießen in Turin. 


411. Zuli. Die Regierung läßt in Genua an Bord des franz. VBolticifie 
Aunis fünf neapolit. Briganti auf dem Wege von Rom nd 
Marfeile mit Zuftimmung bes franz. Conſuls verbaften. Ti 
franz. Regierung erhebt dagegen Einſprache. 

21. „ Die Deputirtenlammer genehmigt ben Gefebesentwurf bezüglis 
einer Eintommenfteuer nach ben Wünfchen ber Regierung mit 13 
gegen 70 Stimmen. 

23. „ Die Regierung legt der Dep.Kammer bie Documente in vr 
AunidsAngelegenheit vor. Die 5 Brigauten werben gleiga 
Tages an ber Grenze des Mont Genis den franz. Behörben übergeben, 

34. „ Die Berathung über das von ber Parlamentscommifflen ver 

geſchlagene Brigantaggios Gefeb wirb von ber DeputirtensKamme 
abgebrochen. | 
» | 
» Aug. Die Dep.:fammer nimmt ben vom Abg. Pica geftellten An: 
trag eines unvollftändigen Brigantaggio» Gefehes an un 
einigt fi dahin, bie eigentliche Debatte über die neapol. Verhält 
niſſe bis zur Wiebereinberufung ber Sammer zu verfdieben. | 
5. „ Der Bilhof Gennaro von Alife (neapol. Prinz terra di lavoro) 
tritt in den Senat ein und leiftet der erſte neapol. Biſchof da 
Eid auf die Verfaffung unb ber Treue bem Könige. 
6. Der Senat tritt dem Beſchluſſe der Dep.-Kammer bez. Unter 
rucung bes Brigantenweſens bei. 
7. » Unterzeichnung eines SHandelsvertrags zwifhen England un! 
dem Kanigreich Stellen. 

11. „ Fin kgl. Decret vertagt das Parlament. 

2. „ Die Regierung publigirt das Geſetz bezäglih bed Briganten 
wefend und erflärt zugleich 11 Provinzen für gefährdet und dem 
gemäß den Ausnahmsbeftimmungen dieſes Geſetzes unterliegend. 


Pe 


12, Sept. Die anf ber Aunis gefangen genouimenen unb wieder al 
Frankreich ausgelieferten 5 Briganten werben von ben franz. Be 
börden auf ber Gränze des Mont Cenis der italienifchen Genbar 
merie wieder überliefert. 


pi 


— 


28, 


10, 


12, 


15, 
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. Det. Schluß des den Briganti zu ihrer freiwilligen Unterwerfung 


geſetzten Termins. Wiederaufnahme der Operationen gegen dieſelben. 
Die von ihnen heimgeſuchten neapolit. Provinzen werben in zwei 
Militärbezirke abgetheilt. Der eine unter General Pallavicino ums 
umfaßt die Kreife Benevent, Molife und Malefe, der andere unter 
General Franzini den Kreis Bovivo-Avellino. 

„ Der König Hält im Lager von Somma eine großartige 
Revue ab. 

„Haandelsvertrag zwiſchen Rußland und dem Königreich Italien. 


. Nov. Beſuch des Königs in Neapel. 


„Flottenrevue bes Könige in Neapel. 
» Wiederzuſammentritt des Parlaments. Der König tritt an dem⸗ 
jfelben Tage bie Rüdreife von Neapel an. Erlaß einer Amneitie 
für die neapolit. Provinzen. : 
„ Der König Victor Emanuel geht mit Eifer auf bie bee bes 
Kaifers Napoleon bez. eines allgemeinen Congreſſes ein. 
Handſchreiben bes Königs an Napoleon: „.. Ein unaus: 
gefebter Kampf ift in einem großen Theile Europa’s zwifchen dem öffentlichen 
Gewiſſen und ber durch bie Verträge von 1815 geichaffenen Sachlage aus: 
gebrochen. Daher diejer Unfriebe, ber nur zunehmen Tann, folange bie euros 
päifche Ordnung nicht auf ber Grundlage ber Nationalität: und Freiheits⸗ 
principien, welche das eigentliche Leben ber Völker ber Neuzeit find, errichtet 
werben wird... Ich trat mit Vergnügen dem Vorſchlag Em. kaiſerl. Maj. 
bei. Meine und meines Volles Mitwirfung find ber Durchführung biefes 
Planes zugefichert, der als ein großer Fortichritt in ber Gejchichte ber Menſch⸗ 
heit baflehen würde. . .“ 
» Die Dep.: Kammer nimmt den Handels: und Schiffahrtövertrag 
mit Trantreih mit 157 gegen 49 Stimmen an. Der Finanzminifter 
ſchlägt den Ausfall für die Staatseinnahmen im erften Jahr auf 
1 MU. Fres. an. 


. Dec. Die Deputirtenlammer beſchließt mit großer Mehrheit die ge⸗ 


ſetzliche Ablösbarkeit der kirchlichen Zehnten und Grunbzinfe. 
„Die Deputirte d'Ondes⸗Reggio interpellirt die Regierung „bez. 
der traurigen Zuſtände Siziliens und beantragt bie Einſetzung 
einer parlamentarifchen Unterfuchungscommiffion. 
„ Schluß ber heftigen Debatten über bie Interpellation von 
Ondes⸗Reggio bezüglih Siziliens. Sein Antrag wirb verworfen 
und dagegen ein Antrag, die von ber Regierung getroffenen Maß: 
regeln zu billigen, mit 206 gegen 52 Stimmen angenommen, 
„ Der Finangminifter gibt der Dep.-Kammer ein Refume über bie 
Finanzlage des Randes von 1861—63 und über bie dießfälligen 
Ausfichten bis 1865, 
» Proclamation Garibalbi’s, der das ganze Jahr feine Inſel 
nicht verlaffen bat, an bie Italiener: 
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„Staliener! Angefihte ber heuchlerifchen Umtriebe . . . ber Diplomatie, 
was bleibt ben Jtalienern zu thun übrig? Sich zu vereinigen, abe 
nit mehr zur Stüße von Männern, welde mit ihren politiiben Schliden 
nichts anderes beziwedten, als Haß ober Uneinigfeit, ſich zu vereinigen, akıı 
nicht "mehr im Geifte deſſen, welcher bie Lebensträfte der Nation in bruder: 
morderiſchen Conflicten vergeubet hat (Rattazzi); fich zu vereinigen, aber bie: 
im Namen jenes einen, in befjen Redlichfeit wir immer in ber äufenten 
Krifis mit kindlicher Zuverfiht vertrauten, in Victor Emanuel; er alar 
bat nie fein Wort gebrochen, Die Hinterliftigen Künfte ber Tiplomatie werte: 
fi, wie e8 immer ber Fall war, an feiner Neblichleit brechen. Auf ihn Lır 
das Land im nächſt bevorflebenden Kampf vertrauen, weil er, ber imm: 
bie Schutwehr ber Schickſale Italiens war unb auf den Schlachtfeldern de 
felben das Geſchick jeiner Krone in ungleihen Kämpfen bintanzufegen wur: 
niemals zu betrügerifchen Vergleichen ſich berbeilaffen, wohl aber uns glerris 
nah Rom unb VBenebig zu führen willen wird. Man beiehne ihn fchleuniz 
mit der Dietatur über das ganze Reich; man jchliefe das Parlament, 
man eröffne bie Gonfcriptionen noch vor dem Frühjahr zur fchleunigen Fi: 
bung von Freiſchaaren, welche bie Vorhut des regulären Heers zu bilde 
haben, Man bilde die Cadres einer Referve aus mobilen Nationalgarden ur 
eile an ben Mincio. Dann werben fi im Namen Italiens und bes Ti. 
tators Victors Emanuel alle Parteien vereinigen; dann wird das Briganter 
wefen, welches den glänzendften Ebelftein ber Krone verwültet, aufhören; ti 
öfterr. Bolliwerfe werden finfen; bie Völfer Venetiens und Allyrient 
werben aufftehen; “talien wirb wieber einen eigenen Einfluß haben und : 
ben Befit feiner Hauptſtadt vellen Anfprud machen Fönnen.” | 


Dec. Die Dep.:Kammer nimmt alle Artikel des activen Budget 


(672,389,451 Fre.) an. 

» Beginn der Debatte über die Erneuerung des Brigantaggie 
Sefeßes (Geſetz Pica) in der Deputirtentammer. 

» Garibaldi gibt feine Entlaffung als Deputirter ein un 
richtet ein Schreiben an feine Wähler in Neapel. 

» Die Dep.ftammer befchließt die Verlängerung des Brigantay: 
gio-Geſetzes bis Ende Febr. 1864 und vertagt ſich bie zum 4. Febt. 
„ Manifeſt von 22 Deputirten ber Linken, bie ihr Man: 
bat niedergelegt haben. 


Rom 


2. San. Der päpftlihe Nuntius in Paris überreiht dem Kaiſer in 
Antwort auf die fortwährenden Begehren nad Reformen eine 
Denkſchrift über die abminiftrative Organifation bes Kirchenftaats, 
„ Die päpftl. Regierung fchreibt ein Anlehen von A Millionen 
Scubi zu 5% und zum Kurfe von 85 aus. 


6. Mär. Allocution des Papftes bezüglich Polen, 


18. April. Eine Depefhe der franz. Regierung erinnert wieber an bie 
längſt verlangten Reformen. 

22. „ Der Papſt richtet an den Kaifer von Rußland ein Schreiben 
zu Sunften der Polen. 


12. Mai. Ein Rundſchreiben der Pönitentiarin Apoftolica befiehlt ben 
italienifhen Biſchöfen, ihre Geiftlichleit anzumweifen, das Tedeum 
am Jahresfeſt der italienifhen Einheit nicht zu fingen. 


3. uni. Urtheil des päpftl. Gerichtes in dem Proceß Fauſti⸗Ve⸗ 
nenzi. Fauſti, Venenzi und Gulmanelli werben zu 20 Jahren, 
T andere Betheiligte zu 5 bis 15 Jahren Gefängnißftrafe verurtbeilt. 
„ Die neapolitanifhen Banbenführer Stramenga und Triftany 
werben von ben Franzoſen verhaftet. 


23, 


Aug. Enchclica des Papftes an die Bifchöfe Italiens. 


— Sept. Auf die Nachricht, daß der päpftlihe Eonful in Neapel wegen 
bes den Räubern geleifteten Beiftandes feine Päſſe erhalten habe, 
fendet die päpftliche Regierung ihrerſeits dem bisherigen italies 
niſchen Eonful in Rom, Baron Tecco, feine Päſſe zu. 

— „Rrußland und Preußen proteftiren gegen einen Hirtenbrief bes 
päpftl. Cardinal⸗Vicars und gegen ein für Polen ausgefchriebene® 
Subiläum. 
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41. Oct. Auch General Montebello geräth in Differenzen mit bem päpftl. 
Kriegsminifter be Merode und gebt nah Paris. 


21. Dec. Der Papſt befebt ohne Einverſtändniß mit der Regierung 
bes Königreihs Stalien eine Anzahl vacanter Bifhofsfiße in ven 
ebemaligen Provinzen bes Kirchenſtaats. Die men: 
nungen werben von ber italienifchen Regierung nicht anerkannt. 


6.— 
2. 


6. Schweiz 


9. Jan. Verſammlung ber vom Bunbesrath einberufenen Experten 
behufs Vorberathung eines Handelsvertrages mit Frankreich. 
Zufammentritt ber Bundesverfammlung in Bern. Der 
Waadtländiſche Ag. Eytel ftellt in Ständerathe den Antrag: „ben 
Bundesrath einzuladen, bie Frage ber Alpenübergänge, 
welche fi amt beften zur Herſtellung von Eiſenbahnen eignen, fo 
wie bie Vortheile, welche von ben verfchiebenen Richtungen vom 
Stanbpunft der Technik, der Oekonomie, der Politif und des Han⸗ 
dels geboten werben, einer genauen Prüfung unterwerfen zu laſſen.“ 
„ Botſchaft des Bundesraths über den mit Frankreich behufs 
endlicher Beilegung ber Dappentbhalfrage abgefchlofienen Vertrag. 
„ Der Nationalrath verwirft übereinftimmend mit dem Bunbes=: 
rath die Petitionen für Regelung bee ienbahntrangpertpejene 
durch den Bund. 
»„ Der Nationalrath genehmigt den Dappenthalvertrag mit 
75 gegen 11 Stimmen, 
„ Der Ständerath genehmigt den Dappenthalvertrag ein: 
ftimmig. 
„ Der Stänberath verwirft den Antrag Eptel, betreffend Alpen: 
eifenbahnen, mit 22 gegen 17 Stimmen. 
„ Der Nationalrath entjcheidet fi mit 72 gegen 17 zu 
Bunften des fog. Heinen Kalibers als einheitlihen Normal: 
kalibers für alle Handfenerwaffen der eidgenöffifchen Armee, Die 
Infanterie, welche noch nicht mit dem Jäger⸗Gewehr verfehen ift und 
bie gewehrtragende Mannſchaft des Genie und der Artillerie ſollen 
mit einem neuen gezogenen Gewehr und die Cavallerie mit neuen 
gezogenen Piſtolen jenes Kalibers bewaffnet werden. 
Der Nationalrath ſetzt die Bewilligung eines Nachtrags⸗ 
crebites von 800,000 Fre. für das Militärweſen mit 59 gegen 
21 Stimmen au®. 
„ Schluß der Bunbesverfammlung. 


Sehr. (Waadt) Das Begehren Eytels, daß der Gr. Rath feinen 
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im Stänberath geftellten Antrag bezügli Alpeneifenbahnen billig 
wird von demfelben mit 76 gegen 66 Stimmen verworfen. Fri: 
gibt darauf feine Entlaffung als Regierungspräfldent, Regierung 
rath und Ständerath ein. 

414. Febr. (Aargau) Der Bunbesrath erklärt fi für die burd di 
Volksabſtimmung vom 12. Nov. 1862 (ſ. Jahrg. 1862 ©. 304 
beeinträchtigten Rechte ber Israeliten im Kanton Aargau. 

21. „ (Teffin). Großrathswahlen. Sieg der liberalen Partei. 

26. „ Decan Lachat von Delsberg wird zum Biſchof von Bafel gemätl 
Der von den Vertretern ber Diöcefanftände portirte Probft Ye 
von Luzern bringt gegenüber ber Abneigung der Geiſtlichkeit nicht burd 


5. März. (Luzern). Der Gr. Rath genehmigt fhließlich fait em 
flimmig die neue Verfaſſung für den Kanton. 

18. „ (Bern). Der Gr. Rath befgjließt ein neues Steuerfuftem au 
auf ben franzöfifhen Theil des Kantons auszudehnen. 

22. „ (Bafelland). Die neue Verfaffung wird vom Volke in al 
gemeiner Abftimmung mit einer Mebrheit von bloß 287 Stimme 
Angenommen. 

26. „ (St. Ballen). Landammann Weder nimmt feine Entlaſſun 

‚ von allen feinen Aemtern und tritt ins Privatleben zurüd. 

29. „ (Luzern) Die neu revibirte Derfaffung wird vom Volke i 

allgemeiner Abftimmung faft einftimmig angenommen. 


6. April. (Aargau). Das aargauifche Bolt nimmt die von Groke 
Rathe revidirte Verfaffung in allgemeiner Abſtimmung an. 
12. „ (Befelland). Wahl des neuen Landraths. Sieg der ulım 
democratifchen Reviflonspartei. 
22. „ Der Bunbesrath richtet eine Berbalnote an ben italienifchen Ee 
fandten über die angeblichen mazziniſtiſchen Umtriebe in der Schmei 
24. „ Der Bunbesrath läßt den Regierungen von Defterreich ımb At 
lien die amtlihe Mittheilung zugehen, daß Tein mazziniftifcher Fin 
fall von der Schweiz aus zu beforgen fei. 
26. „ (Teffin). Der Gr. Rath beſchließt, die Geiftlichkeit vom Ei 
ziehungsweſen ganz auszuſchließen, den Religionsunterricht immer 
bin ausgenommen. 


3. Mai. (Luzern). Die Neuwahl bes Gr. Rathes Fällt zu zwe 
Drittheilen zu Gunſten der liberalen Partei aus. 

11. „ Der Bunbesrath lehnt die Aufforderung Englands, ſich ber bi 
plomatifchen Intervention der brei Großmächte zu Gunften Polen 
anzuſchließen, mit Rückſicht auf bie Neutralität ber Schweiz ab. 

22. „ (Luzern). Der Gr. Rath beftellt die neue Regierung über: 
wiegend aus Mitgliedern ber Tiberalen Partei, doch wird and ein 
confervatives und ein radicales Mitglieb heigezogen. 
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4. „ (Bafelland). Sämmtliche Candidaten ber ultrademoeratiſchen 
Revifionspartei werben in bie Regierung gewählt. Die Anhänger 
der bisherigen Regierungspartei enthalten ſich ber Abſtimmung. 


3. Juni. (Teffin) Der Gr. Rath verwirft das Eifenbahnconceffions- 
gefuh Mouton (Lulmanier) und concefjionirt dagegen mit 77 gegen 
32 Stimmen die Geſellſchaft Sillar für das tefiinifhe Binnen- 
eifenbahnfyftem. 

25. „ (Hargau) Der Gr. Rath befließt die Einführung des Volks⸗ 
veto und votirt mit 80 gegen 60 Stimmen ein Geſetz, das ben 
Hargauifhen Ju den den Genuß ber bürgerlichen Rechte weſent⸗ 
lich verſchließt. 

30. „ Der päpſtliche Nuntius remonſtrirt beim Bundesrathe neuer⸗ 
dings gegen die Uebereinkunft mit Italien bezüglich der Teſſiner 
Disthumsgüter. Der Bundesrat Hält es nicht für nothmwenbig, 
barauf auch nur zu antworten, — Der Bundesrath ladet die Ne: 
gierung von Aargau ein, über den Beihluß des Gr. Rathes in 
ber Judenfrage Bericht zu erftatten. 


2. Juli. (Bern). Der Gr. Rath entfcheibet nad) zweitägiger “Debatte 
die Frage, ob das neue Steuergeſetz auch auf den Jura anwendbar 
fei und ob die PVerfaffung Fein Hinderniß barbiete, mit 93 gegen 
57 Stimmen dahin, daß bie Berfaffung eine ſolche Anwendung 
geftatte und überweidt bie Angelegenheit einer Commifjion mit dem 
dem Auftrage, zu prüfen, wie überhaupt bie Einheit ber ganzen 
Geſetzgebung zwifchen dem alten und dem neuen Kanton berzuftellen 
fei, zunächft jedoh mit Bezug auf die Steuerfrage. Zum Bericht 
hierüber wird ihr eine Frift von einem halben und zum Bericht 
über die ganze Gefebgebung eine folhe von einem „Sabre geſetzt. 

„ (Bern). Die Abgeorbneten des Jura erflären, an den Ber: 
handlungen des Gr. Rathes Teinen Antheil mehr nehmen zu wollen, 
bis die Bundesbehörden ben nad ihrer Anſicht verfaflungswidrigen 
Beſchluß eines Steuergefeßes für ben ganzen Kanton aufgehoben 
haben würden, v 
6. „ BZufammentritt ber Bunbesverfammlung. Der Präfident 

des Staatsraths, Vigier von Solothurn, berührt in feiner Eröff⸗ 
nungsrebe die Möglichkeit einer Bunbesverfaffungsrevifion. 

12. „ Eröffnung bes eidgenöffifgen Shübenfeftes. Daſſelbe 
geftaltet ſich durch die zahlreichen deutſchen und italienifhen Gäfte 
zu einer Art von internationalem. 

19, „ Botſchaft des Bundesrathes an bie Bunbesverfanmlung betreffend 
die aargauifhe Judenfrage. 

20. „ Nach achttägiger Debatte nimmt der Nationalrath ben Geſetzes⸗ 
entwurf bes Bundesrathes über die Nieder laſſungsverhält⸗ 
niffe mit 43 gegen 40 Stimmen an. 


3. 


216 Schweij. 


20. Juli. Abgeorbdnete von 36 deutſchen Arbeitervereinen in ka 
Schweiz erklären ſich in Zürich einſtimmig gegen Laſalle und für 
Schulze⸗Delitzſch. 

25. „ Der Ständerath verwirft das Niederlaſſungsgeſetz mit? 
gegen 19 Stimmen. 

28., Der Nationalrath beauftragt den Bundesrath, vom Kanton Yar 
gau bie politifche und bürgerliche Gleichftellung der Israelite 
zu erwirken und genehmigt den Bertrag mit Italien bezüglid, de 

Teſſiner Bisthumsfadhe mit 62 gegen 13 Stimmen. 

30. „ Der Stänberath tritt dem Befchluffe des Nationalratbs in ke 

aargauiſchen Ju denfrage mit 28 gegen 10 Stimmen bei. 


1. Aug. Schluß her Seflion der Bunbesverfammlung. 

8 „ Erſte Gotthardsconferenz in Luzern. 

28. „ (UHargaun) Der Gr. Rath ertheilt den Juden mit 89 gege 
64 Stimmen alle politiihen Rechte gemäß bem Derlangen ti 
Bundesverfammlung. 


14. Sept. St. Galler Eonferenz ber Lukmanier⸗ und Simplonfanten 
um ihre Intereſſen gegenüber der Gotthardsconferenzkantone ; 
wahren. 

16. „ (Genf). Der Gr. Rath befchließt mit 28 gegen 10 Stimme 
einen Tadel gegen die Regierung auszufprechen wegen ihrer Zul 

. bung ber Spielhölle. 

19. „ (Senf). Der Staatsrath fchließt die Sikungen des Gr. Rathe 
wegen feines Tadelsvotums bezüglich ber Spielhälle. 

„ Gründung einer neuen großartigen Erebitbanfin Bern. Gtämpf 
wirb aus dem Bundesrath austreten, um an bie Spike bie! 
neuen Inſtituts zu treten. 

29. „ Zweite Conferenz der Gotthardékantone in Luzern. 


a7. 


9, De. (Genf). Ein Schreiben des Staatsprocurators Herne ante 
Staatsrath erffärt den fog. Fremdenclubb (Spielhölle) für gefck 
widrig und verlangt bießfällige Verfügungen bis zum 1. Nov. 

25. „ Nationalrathswahlen in der ganzen Schweiz. In Genl 
ſiiegt die radicale Xifte mit Fazy ſelbſt. 
28, „ (Genf). Ein Schreiben bes Spielpächters Bias an ben Ge: 
neralprocurator erklärt demfelben die freiwillige Schließung bei 
fog. Fremdenclubbs (Spielhölle). 


12. Nob. (Bern). Eine Berfammlung juraffifger Großrathsmitglieder 
in Delöberg befchließt, an ben Großrathsverhandlungen wieber An: 
theil zu nehmen. 

15. „» (Genf). Staatsrathswahlen. Die rabicnle Lifte ſiegt, aber 
ohne Fazy, ber in ber Minderheit bleibt. 
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„Nov. Antwort des Bundesraths auf die franzöflihe Einladung zum 

europäifhen Congreffe Die Schweiz ift bereit, an einem 

ſolchen Eongrefie Theil zu nehmen, febt aber voraus, baß bie Frage 
wegen Nordſavoyen barauf zur Sprache werbe gebradyt werben. 


. Dec. Eröffnung berneuen Bundbesverfammlung. Der National: 
rath wählt Ruffy (von Waadt) zu feinem Präftdenten, Seeger 
(von Aargau) zu feinem Vicepräfidenten, der Ständerath Schent 
Coon Bern) zu feinem Präfidenten, Roguin (aus Waabt) zu feinem 
Vicepräftbenten. 

„  Bahl des Bundesraths dur die Bundesverfammlung. Die 
bisherigen Mitglieder befjelben werben wieber gewählt und 
Stämpfli durch Schenk (ebenfalls von Bern) erſetzt. Dubs (von 
Züri) wird zum Präfidenten, Schent zum Vicepräfidenten gewählt. 

„ Beſchluß bes Nationalrathes bezüglich der Juragewäſſercorrection. 

- „ Ber Stänberath tritt dem Beichluffe bes Nationalraths bezüglich 

ber Juragewäſſercorrection bei. 

- „ Schluß ber Bunbesverfammfung. 


= 


en 


— 





7. Belgien. " 


30. Jan. Der Bürgermeifter und die alten Schöffen und Gemeinberäh 
von Antwerpen geben in Folge der Neuwahlen ihre Demiffic, 


29. März. Abflug eines Handelsvertrags mit Preußen behufs Abldfıy 
ber Scelvezölle, 


— ApriliMai. Abſchluß weiterer Verträge mit Holland, Frankreich x 
behufs Ablöfung der Schelbezölle, 

19. Mai. Die Repräfentantenfammer genehmigt ſchließlich ben Gejehe 
entwurf betreffend bie Stiftung von Unterrichteftipendien mit 1 
gegen 36 Stimmen. 

22. „ Die Repräfentantenfammer genehmigt einftimmig die Derträx 
wegen Ablöfung der Scheldezölle. 

23. „ Schluß der Kammerfeffion. 


9. Juni. Erneuerung der Hälfte beider Kammern. Die 
berale Partei gewinnt im Senat einige Stimmen, verliert bagegei 
6 Stimmen im Repräfentantenhaus, fo daß bier das Verhältnit 
nur noch 61 gegen 55 Stimmen (50 Clericale und die 5 Abge— 
orbneten von Antwerpen) if. Im Senat ſtehen 32 gegen ?t 
Stimmen. 

20. „ Der Gemeinberaib von Antwerpen erläßt ein Hülferuf: Me 
nifeft an fämmtliche Oemeinberäthe bes Landes. 


45. Juli. Conferenz von Bevollmächtigten ber betheiligten Mächte bezüg 


lich der Ablöfung der Scheldezölle. Der Vertrag wirb ein 
ftimmig genehmigt. 


23. Aug. Katholiſcher Eongreß in Mecheln. 


27. Oct. Dreijährige Hälfte-Erneuerung ber Gemeinderäthe. 
Entſchiedenes Uebergewicht ber liberalen Partei. 
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I. Nov. Eröfinung der Kammern. Thronrebe bes Königs. 


2. Dec. Das Repräfentantenhbaus befchließt nad faft breimöchentlichen 
Verhandlungen mit 57 gegen 56 Stimmen die Annullirung ber 
(clericalen) Wahlen von Brügge. 

1. „ Beginn ber Adrepbebatte im Nepräfentantenhaus,. 

4. „ Das Repräfentantenhaus geht Über einen Antrag der Abgeord⸗ 
neten von Antwerpen gegen ben Feſtungsbau mit 56 gegen 40 
Stinnmen zur motivirten Tagesorbnung über. 6 Mitglieber ber 
Rechten enthalten ſich ber Abftimmung. 


8. Holland. 


d. Jan. Der Colonialminifter nimmt in Folge bes Votums ber J Kammer 
vom 29. Dec. v. J. feine Entlaffung. 

23. „ Auch bie I. Kammer erflärt fi für bie Durchſtechung ber Landenge 
von Nordholland. | 


— Febr. Der liberale Abgeorbnete von Rotterbam, Franſen van ke 
Putte, wird zum Colonialminifter ernannt. 

24. Fehr: "Wiedereröffnung der II. Kammer. Der neue Eolonielminifler 
zieht das Colonialgefeh zurüd, un es umzuarbeiten. Die Regierung 
legt ber Kammer einen Antrag vor zu Errichtung eined nationolen 
Denkmals für bie Befreiung von ber Franzoſenherrſchaft. 


21. März. Die II. Kammer nimmt neuerbings einen Gejebesentiwuri 
über Zehntenablöfung an. Das Gefek geht zum britten Mal an 
bie I. Kammer. | 


1. Mai. Die I. Kammer verwirft zum britten Mal mit 23 gegen 13 
Stimmen das Gefek über Ablöfung ber Zebnten. 


4. Xuni. Die IL Kammer genehmigt mit 43 gegen 35 Stimmen bat 
Colonialbudget bed neuen Minifters. 

18, „ Die II. Kammer verwirft mit 33 gegen 17 Stimmen ben mit ber 
Schweiz abgefchloffenen Handelsvertrag wegen ber barin enthaltenen 
intoleranten Beftimmungen bezüglich ber Israeliten. 

25. „ Die I Kammer nimmt den Regierungsantrag auf Erbauung 
ber erften Eiſenbahn in Java mit 54 gegen 13 Stimmen an. 


1. Juli. Die Freilaſſung der Sklaven tritt in ben weſtindiſchen Colo⸗ 
nien mit biefem Tage in Wirkfamteit. 

„„ Aud die I. Kammer nimmt das Eolonialbubget für 1863, 

mit 22 gegen 16 Stimmen, und bamit die Reform ber Col 

nialverwaltung an. 
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. Sept. Schluß der Seffion der Generalftaaten durch den Minifter 

des Innern. 

- „ Eröffnung der neuen Sefflon der Generalftaaten durch ben König. 

. „  Antwortsabrefie der I. Kammer. Debatte über Limburg. 

). m Die II. Kammer nimmt die Antwortsabreffe mit 50 gegen A 
Stimmen an. Kin Paffus bezüglih Limburg wird nur mit 27 
gegen 26 Stimmen verworfen. - 


"118. Nov. eier der 5Ojährigen Erinnerung der wiebergewonnenen 
Unabhängigkeit des Landes von den Franzofen. Der König ems 
Pfängt die gefammte IL Kammer; Anfpradje an ben König; Ant: 

wort beflelben. 


3. Dec. Die Il. Kammer nimmt das Budget für das Innere (Thor: 
bede) mit 50 gegen 14 Stimmen an. 
„ Die II. Kammer beſchließt mit 32 gegen 28 Stimmen, im Jahre 

1864 nit bloß 6%, fondern 11% Millionen Staatsfhulden zu 
amortifiren. 

Die I. Kammer verwirft den Etat des Miniftertums des Aus- 
wärtigen mit 19 gegen 14 Stimmen. Ber Minifter gibt barauf 
feine Entlaffung ein. 

- „ Die I. Kammer nimmt den Etat des Minifteriums des In⸗ 
nern (Thorbede) und denjenigen des Kolonialminifteriums mit 22 
gegen 11 Stimmen an. 


u 
‘ 
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9. Schweden und Rorwegen. 


5. Jan. (Schweden) Ein kösnigl. Refeript befiehlt, dem Reichetaz 
den Entwurf einer neuen Verfaſſung vorzulegen: 

„Das ſchwediſche Volt hat unter dem Beiſtand der Vorſehung ſeine Fre 
beit dermaßen bewahrt und feine EntwidTung fo weit geförbert, daß es um 
ben Völkern, bie auf ber Bahn ber Nationalfreiheit vorwärt® fehreiten, ſer 
Stelle mit Ehren einninmmt. Dazu würde es ohne eine Nepräfentation, di 
auf nationalem Boden erwachlen und je nach ben Forderungen ber Zeit aui 
gebildet worden, nicht gelangt fein, Die mit ber Zeit in ber Nation einn 
tenden Aenderungen — auch beſtändige Aenderungen in feiner Ran 
fentationsform. Die vier Stände, welche früher das Volk in eben fo vie 
Elafjen tbeilten, haben Yängft begonnen, ſich theils unter einander, theils mi 
neuen ihnen zur Seite entitanbenen Glafjen zufammenzufchmelzen, Zum S 
deihen bes Vaterlandes kann die Stanbeseintbeilung innerhalb ber Reprüin 
tation nicht länger beibehalten werden, als fie im Volk ſelbſt einen fein 
Grund findet. Cs mußte daher von hohem Belang erfcheinen, bevor die: 
Boben felbft morfch würde, eine zeitgemäßere Form an bie Stelle ber alten 
fegen. Se. kgl. Majeftät, weldye in ben neulich angenommenen Gommunil 
Berfafjungen einen neuen Beweis zu finden geglaubt, daß bie Stanbesbegu" 
welche in benfelben feine Berüdjichtigung Sender, einen großen Theil bit 
Bebeutung verloren haben unb um jo weniger eine fichere Unterlage für eine neu 
Nepräfentationsform bilden Tönnen, fühlt fi) von feiner Königspflicht bewege 
jeßt eine Löfung ber Frage über eine Umgeftaltung ber Repräfentation IxT 
beizuführen, wie fie von ber allgemeinen Meinung bes Landes fehnlicit et 
wünfjcht wird; und überzeugt, baß bie Meicheftänbe, in höchſteigener Vater 
Ianbsliebe, bereitwillig find, für das, was fie als bie Anforderung bes allge 
meinen Wohls anfehen, alte Rechte ſowohl als neue Anſprüche und Heine 
Meinungsverfchiedenheiten zu opfern, wollen Se. Majeftät hiermit ben Reidt 
ftänben zur Prüfung in grundgefeßlicher Weiſe die Borfchläge zu einer neuti 
Neihstagsorbnung unb ben bamit zufammenhängenben Aenberungen in de 
Regierungsform vorlegen, welche bie Pationalpräfentation in ber Weiſe zu 
orbnnen bezweden, bie St. k. Majeftät mit ben jegigen Verhältniſſen der Ee 
ſellſchaft am übereinftimmendften und für deren fünftige Entwidlung am beſter 
geeignet ericheinen.“ 

Grundzüge des kgl. Verfajfungsentwurfs: Die Lanbesvertr 
tung, welche ben Anis Erinnerungen zu lieb ben Namen Reichetag 
auch ferner führt, ſoll im zwei gleichherechtigte Kammern zerfallen. Yrivt 
anträge fönnen in beiden eingebracht werben; bie Regierungsvorfchläge gelan⸗ 
gen an beide, und bie eine hat in Gefeßgebungsangelegenbeiten ein Veto ge 
genüber ber andern, mit Ausnahme jebocd bed Stantsbudgets, ba hie Koſten 
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ber lauſenden Verwaltung für jede Seffion geordnet werben müſſen; für das 
Budget ſtimmen daher die beiden Kammern als eine, ſo daß Sale Mehr: 
beit entfcheibet. Was bie Aufammenfegung der beiben Kammern anlangt, jo 
fol die erſte von den neugefchaffenen Landsthingen“ (höheren Communal⸗ 
bebörden für bie einzelnen Lehne ober Xemter) unb von ben außerhalb ber 
Landethinge ſtehenden Städten Stodholm und Gothenburg durch Stabtbevoll- 
mächtigte ermwählt werben. Die Wahl gefchieht nicht auf Lebenszeit, ſondern 
auf neun Jahre; bie Mitglieder biefer Kammer erhalten Feine Diäten. Durch 
bie Bedingungen für bie Wählbarfeit — Beſitz eines GrunbeigenthHums von 
80,000 Rihlrn. Werth, ober eines jährlichen Einfommens von 4000 Reiche: 
thalern — ſoll das confervative Intereffe, wenn es nicht ein bloßes Stanbes- 
ober perfönliches Intereſſe if, zufriedengeftellt werben. Die Mitglieder ber 
zweiten Kammer werden auf brei Jahre gewählt, alfo für drei Sejfionen, 
und zwar ein Dann für jede Domfaga oder jeben Gerichtäbiftrift, unb in 
den Stäbten einer für je 10,000 Einwohner. Danach wird bie ganze Kammer 
aus 170 bis 180 Mitgliedern beſtehen. Die Städte erhalten hier ein großes 
Mebergewicht über bie Landbbevälferung: in ber erften Kammer baben bagegen 
bie Intereſſen bes flachen Landes bie Oberhand. Den einzelnen Wahldiftriften 
ift die Beftimmung anbeimgegeben, ob fie mittelbar ober unmittelbar wählen 
wollen in des VBorausfiht, daß die dünnbevölkerten ausgebehnten Diftrikte 
mittelbare Wahlen, bie bichter bevöfterten und politifch mebr erregten unmittel⸗ 
bare vorziehen. Die Wählbarfeit ift bei ber zweiten Kammer auf bie einzel: 
nen Wahldiſtrikte beſchränkt; bei der eriten findet fich eine ſolche Befchränfung 
nicht. Auch ift ber Cenſus für das Wahlreht zur zweiten auffallend body: 
Beſitz eines Grundeigenthums von 1000 Ntblen. oder einer Einnahme von 
jäbrlih 800 Rthlrn. oder Beſitz eines Pachtguts von 6000 Rthlrn. find Be: 
bingungen, burdy welche eine Menge von bisher berechtigten Berfonen ihr Wahl: 
recht verlieren. Gemilbert werben biefe Bebingungen inbeß dadurch, daß in 
Folge ber neuen Steuerverorbnungen bie Schäbung bes Grundeigenthumse 
eine bebeutenb höhere geworben iſt. Die Zeit ber einzelnen Seffionen ift auf 
vier Donate jedes Jahre vom 15. Yan. an feitgefebt, Da ber Reichstag ſich 
mit allen Gegenftänden, welche die Geſellſchaft berühren, alſo auch mit kirch⸗ 
lichen, zu befaffen bat, fo fol zur Wahrung ber Intereſſen ber Kirche ber zur 
Hälfte aus Brieftern beftehenden Synobe (Kirkomöte) ein Veto gegen ben 
Reichstag in Bezug auf Kirchliches zugeftanden werben; dadurch joll bem Ein⸗ 
wande gegen bie Reform vorgebeugt werben, daß das religidfe Intereſſe einen 
Antheil der Priefterfhaft an ber Nepräfentation felbft erfordere. Ebenſo ſoll 
der Abel durch bas Fortbeſtehen bes Ritterhaufes und durch das Recht des⸗ 
felben zu einem Veto in Privilegienfragen eine Bürgfchaft feines Beſtehens 
unb feiner Vorrechte erhalten. 

17. Jan. (Schweden). Der Bürger und der Bauernftand bes Reiches 


tages beſchließen, dem König für feinen Verfaſſungsvorſchlag zu danken. 


6. Febr. (Schweden). Der Berfaffungsausfhuß des Reichstages ber 
fließt, den Regierungsvorfchlag bezüglich ber Repräſentations⸗ 
form, nad dem Ausdruck bes F. 81 der Verfaffung, anzurathen, 
fo daß der Vorſchlag bis zum nächften Reichstag ruhen würde, wo 
alsdann die Reichsſtände Beſchluß darüber zu faffen haben. 

17, „ (Schweden). Der Reichstag fpricht fih für gemeinſchaftliches 
Maaß; Gemiht und Münze in Schweden, Norwegen unb Däne⸗ 
mark aus. 

8 „ (Schweden) Die Regierung legt dem Reichstage ein Dlaus 
buch über bie [hleswigsholfteinifhe Frage vor. 
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2. März. Die Regierung richtet eine Depefche an das ruſſiſche Cabin 
zu ©unften Polens. 

19. „ (Schweden) Der Verfaffungsausfhußg des Neichstages le 
bemfelben einen umfafjenden Bericht über den Verfaffungsre 
flag ber Regierung vor, ben er in allen Theifen als praftij 
und zwedentfprechenb befindet. 

» nn MRorwegen). Der Storthing erflärt fih mit 72 gegen 3 
Stimmen für die Einführung jährlicher Seſſionen. 

26. „ (Schweden). Die von einem Mitgliche des Reichstages b 
antragte Abänderung ber Erbfolge wird vom Verfaſſungs-Ausſch 
bes Reichstags ohne Discuffion verworfen. 

28, „ (Schweden). Der Prieiterftand bes Reichstages nimmt 

Regierungsvorlage bezüglich Einführung von Syn od en mit einig 

Abänberungen an. 

— „.(Schweden) Große Aufregung in Folge der polnifde 
Inſurrection. Meetings in Stodholm und anderen Städten. Fü 
Czartoryski. Die öffentlihe Meinung richtet ihre Blicke neuertin 
auf Finnland, Das Polenfhiff in Malmö. | 


7. April. Die Regierung richtet eine zweite Depefhe an das ruffili 
Eabinet zu Ounften Polens. 


2. Mai, (Schweden). Debatte bes Reichstags über die polniſé 

Trage. Der Abel unb der Priefterftand votiren eine motivirte T 

. gesorbnung, in welder lebhafte Sympathien für Polen und bie A 

verfiht ausgefprodhen werben, bie Regierung werde mit NRüdiid 

auf Erhaltung bes Friedens für Polen wirken, wenn nidt ei 

ſchwediſches Intereſſe Krieg fordere. Der Bürgerftand verwirft di 

Friedensvorbehalt, und ſpricht im Vertrauen, baß die Regierung k 

Gefinnungen des Landes kenne, Tediglid feine Sympatbien au 

Auch der Bauernftand beſchränkt fi auf ein einfaches Vertrauen 
votum. 


6. Juni. (Norwegen). Der Verfaſſungsausſchuß des Storthings ſp i 
in ſeinem Bericht an den Storthing über das von der Regie 
auch ihm vorgelegte Blaubuch bezüglich ber deutſch-däniſche 
Streitfrage feine vollſtändige Zuſtimmung zu der Haltung 
Regierung in biefer Angelegenheit aus, ohne inbeß einen Antr 
zu ftellen: " 

„Die unauflösliche Verbinbung Schleswige mit Dänemark ift außer d 
beſondere Tractate ber Großmächte und Hannovers aud von Schweden 5 
ben Tractat vom 3. Zuli 1720 garantirt worben. Diele Garantie, fo 
die Garantien beider Neiche als Sheilnehmer an ben Londoner Tractaten ve 
18651 und 1852 enthalten bereits in fich ſelbſt für bie ſchwediſch⸗ normegii 
Anion Anlaß und Aufforderung, an ben Schritten theilzuntehmen, die der Jıca 
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biefer völferredtlichen Staatsakte in gegebenen Fällen erbeifchen möchte, Aber 
neben dieſem allgemeinen europäifchen Intereſſe hat die Frage befonbere Be: 
beutung für bie vereinigten Reiche ſowohl in Folge ber Stellung Dänemarks 
als ihr Nachbarland, als auch in Folge ber Wichtigkeit, welche bie Aufrecht: - 
haltung ber Selbitftändigfeit Dänemarks für bie ſkandinaviſche Halbinſel hat. 
Die Unterwerfung bes dänifchen Reichs unter frembe Herrſchaft, ober feine 
forhoäbrende Abhängigkeit von irgend welcher ausländiſchen Großmacht müßte 
bie eigene Sicherheit Norwegens und Schwebens ber Gefahr jowohl eines na⸗ 
türlichen Allirten beraubt zu werben, als auch andererſeits einem überlegenen 
Keen größeren Zugang zu Operationen auf ber Halbinfel zu eröffnen, aus⸗ 

ellen. Aus ben dem Stortbing gegenwärtig. vorgelegten Aftenjtüden gebt 
hervor, baß dieſe Politit unter den wachfenden Schwierigfeiten in ben legten 
Jahren in bemfelben Geifte wie früher mit Umſicht und Klugheit geleitet und 
mit Feitigkeit und Würbe gehandhabt worden if. Der Miniſter bes Aus- 
wärtigen bat in feinen Auslaffungen an bie fremben Mächte beftändig das 
große allgemeine europäifhe und bas befonbere Intereſſe ber vereinigten 
Reihe an einer frieblichen und zufriebenftellenden Löfung hervorgehoben, und 
ihr Recht gewahrt, felbjtftändig zur Erreichung eines ſolchen mitzuwirken. Als 
ber natürlichſte und ficherfte Weg zur Entfernung ber gegenwärtigen und zus 
Vorbeugung Tünftiger Schwierigkeiten mit Bezug auf bie bier behanbelten 
Berhältnifje hat der Miniſter des Auswärtigen fowohl bei ben fremben Mäch⸗ 
ten, wie bei ber fönigl. bänifchen Regierung in ben legten Jahren zu wieber: 
holten Malen ernfte Vorftelungen über bie Nothwendigkeit einer möglich] 
ſchnellen unb vollftändigen Aufhebung ber Gemeinfchaft in ber Verwaltung 
und Gefebgebung zwifchen ben eigenen Lanben ber Krone Dänemark einerfeits 
nnd ben zum Bunde gehörenden Staaten des bänifhen Königs anbererjeits 
gemadt. In gleicher Weife hat Se. Exc. fortdauernd beftimmte Einfpradhe 
eingelegt gegen die Behauptungen Deutſchlands auf ein Recht an Schleswig, 
und in einer Depeſche vom 21. Juni vor. 38. in Veranlaffung einer Hin- 
wendung bes k. däniſchen Minijters bes Auswärtigen Dänemarks Unabhän- 
gigkeit gegenüber jeber Einmiſchung in feine innern Angelegenheiten unvorbe- 
halten anerfannt und mit Stärke hervorgehoben. Es kann nicht der Beruf 
des Ausſchuſſes fein, ſich auf die Einzelnheiten der Politik einzulaffen, bie 
durch die vorgelegten Aktenftüde bezeichnet wird, aber indem biefelbe durch 
vorflehende Darftelung bat begründen wollen, baß bie bier behandelten Ver: 
hältnifje von Intereſſe für bie vereinigten Reiche find, glaubt er die Meinung 
ber Repräfentation zu treffen, wenn er bie Hoffnung ausipricht, daß es bei 
Weisheit Sr. Maj. glüden möge, im Verein mit ben gegen Dänemark freund: 
Ichaftlich gefinnten Mächten eine friebliche uub befriedigende Löſung ber bä- 
nifh=beutihen Frage herbeizuführen. Schließlich glaubt ber Ausſchuß aus« 
jprechen zu müſſen, baß das Entgegentommen, welches durch bie Vorlage ber 
behandelten Aftenftüde bem Storthing bewiefen, und ber Schritt, ber damit 
geſchehen ift, basjelbe in ben Stand zu fegen, der auswärtigen Politif ber 
vereinigten Meiche zu folgen, Anſpruch bat auf bie Sreenntlichfeit ber Re 
präfentation.” 


2. Juni. (Morwegen). Der König fliegt die Seſſion des Storthing®. 
2. Zuli. Der König befucht den König von Dänemark in Skodsborg. 


3. Hug. (Norwegen). Der König verſagt dem wieberholten Bes 
ſchluſſe des Storthings, dem Militärftrafgefebbuche mit der Modi⸗ 
ficatton zuzuftimmen, daß bie Prügelftrafe beim Militär abgeſchafft 
werde, feine Zuftimmung. 

5 2) 
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29. Aug. Der Minifter des Auswärtigen, Graf Manderfiröm, unter: 
handelt in Kopenhagen über den Abſchluß einer Allianz mit Tine 
mark, verläßt aber die däniſche Hauptftabt wieder, ohne daß ci 
Vertrag unterzeichnet worden wäre. 


6.0. (Schweden). Der verftirtte Staatsausſchuß beſchließt mit 
62 gegen 52 Stimmen ein Staatsanlchen von 35 Mill. Thlr, 
für die Staatseiſenbahnen, nachdem die Frage auf dem Keidät:z 
unentjchieben geblieben war, indem fi zwei Stände für 35, jr 
für 32 Millionen ausgefprodyen hatten. 

23. „ (Schweden) Der Staatsausfhuß trägt beim Reichstage ı 
bie Bewilligung des ſog. großen und Keinen Credites wur in ta 
gewöhnlichen Betrage an. 


414. Nov. Antwort bes Könige auf die Kinladung des Kaifers \ 
Franzoſen zur Theilnahme an einem allgemeinen europätfchen Cer 


grefie. 

20, „ Eine Circulardepeſche des Grafen Manderftröm an die Unte 
zeichner des Londoner Protokolls verlangt Auskunft, was bie Cr 
mächte gegenüber ber gefährdeten Yage Dänemarts zu tbun z 
denfen und bringt auf eine Verftändigung, um die Beraubung 2: 
nemarks und die Verrückung des europäifchen Gleichgewichts } 
verhindern. | 

23. „ (Schweden). Die Regierung verlangt vom Reichstag cine 
außerordentlihen Credit von 3 Millionen Thalern zu Kriege 
rüftungen. 

28. „ (Schweden) Sämmtlide 4 Stände bewilligen einftimmig un 
unter voller Anerkennung ber Regierungspolitit ben von ber ei! 
rung verlangten außerorbentlihen Credit von 3 Mil. TIhlrn. €: 
klärung des Minifters, Grafen Manderftröm. 


8. Der. (Schweden). Schluß bes Reichstages. Thronrede de 
Königs: 


„... Die Ruhe, welche bei Eröffnung bes Reichstags in unferem Ex 
theil berrichte, ift fpäter geftört worden, und wiewohl wir felbft dadurch mid 
unmittelbar bebrobt find, haben wir doch Antereffen, die mit ber Grbaltun 
bes Friedens und bes Volkerrechts in ganz Europa verbunden find. Ka 
lebhafter müſſen wir die Bekümmerniß über die Gefahren theilen, die Tin 
marks Königs und Volt umgeben, mit benen wir jeßt auch in ber Zur; 
über einen Pingefehicbenen geliebten Monarchen, der Mein und Schweden 
treuer Freund war, Theil nehmen. — In dem Rath ber Mächte werte N 
stets fuchen, das Wort ber vereinigten Reiche in die Wagſchale ber Gerett:: 
feit zu legen. Aber man muß nicht von ung verlangen, daß ıı 
außerdem auch unſer Schwert in bie Wagſchale legen fellen 
ohne zu berechnen, wie weit ber Zwed burh bie Mittel, dı 
uns zu Gebote ſtehen, erreicht werden Fann.“ 
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1. Dee. (Schweden) Die officielle Poſttidning erflärt, daß bie 
Vollmachten zur Unterzeichnung des mit Dänemark unterbanbel: 
ten Alliangvertrages niemals ertheilt worben feien. 


2, (Norwegen) Bollsverfammlungen in Ehriftiania, Drontbeim 
ıc. beſchließen Adreſſen an den König, um ihn zu einem thatkräf⸗ 


tigen Beiſtand Dänemarks aufzufordern. 


a 


„35° 


10. Bäncmark. 


5. San. Die Vermittlungsvorfhläge Englands in ber beutjl 
bänifchen Streitfrage werben von ber däniſchen Regierung wieden 
holt entſchieden abgelehnt (f. Jahrg. 1862 ©. 235 und 318): 

Depeihe Hall’san den bänifhen Gejandbten in Londer 
„ ... Korb Ruſſel verfichert uns abermals, daß bas britifhe Gabine 
Wunfch hegt, die m und Integrität Dänemarks zu erhalten; aber tt 
Integrität würde Lord Ruſſel durch feinen Vorſchlag unfehlbar vernidt 
indem er die Monardie in eine Anzahl von Beſtandtheilen fpalten mil 
bie jeber einzeln in Wirflichfeit alle Attribute ber Souveränetät bejiten ı 
nur durd einen Staatsrath verbunden fein würden, eine Art gemeinjam! 
Repräfentativverfammlung zwar, bie aber, von Anfang an, zur Ihnmal 
-verbammt, in Turzer if ganz zu beftehen aufhören würbe. Ich bebaurt ! 
fagen zu müſſen, aber Lord Ruſſel's letzte Depeiche ſieht gang dam 
aus, als ob er diefe Zerftüdelung ber Monarchie fchon als vollendete it: 
ſache betrachtete. Er geht in ber That von ber bee aus, bag mur eine tun 
die Perfon bes Souveräns allein verfnüpfte Union von Staaten vorhande 
fei, und durchaus nicht von bem bis jeßt durch das europäijche Stanuär! 
ausichlieplich anerkannten Princip, daß die däniſche Krone eine Einheit tet. 
jentirt. Kurz, jene Monarchie, bie das britifche Cabinet zu erhalten wüni> 
würbe durch Lorb Ruſſel's Vorſchlag ihrer Unabhängigkeit, ihrer Lebenift: 
beraubt, indem er eine Regelung der conftitutionellen Angelegenheiten Ery.: 
ftigt, die ſich durch nichts empfiehlt, als daß fie von ben beutfchen Mid 
in Vorfchlag gebracht worben iſt. — Es fteht uns nur Ein Weg offen, und die: 
einzufchlagen, bat bie kgl. Regierung fi gewillt erflärt. Wir müſſen u⸗ 
einerfeits ber Nothwendigkeit fügen, ben bolfteinifchen Stänben bie vom Bu 
bedtage für fie geforberte Stellung einzuräumen, aber mit ben Vorbehalten, d 
erforderlich find, bamit diefe Provinz nicht Herr und Schiebsrichter ber ükn 
Se Monarchie werde. Andrerjeits muß Schleswig von ber Einwirkung N 

undes ausgeſchloſſen und bezüglich ber gemeinfamen Angelegenheiten in jein? 
conftitutionellen Beziehungen zum Königreiche bleiben. Der erfle Punkt ıcı 
jeden Vorwand zu einer Bunbeserecution in Holftein aufheben. Wer zu: 
ift für die Griftenz des bänifhen Staats eine unumgänglicde Bebinguny.‘ 
16. San. Die dänifche Regierung lehnt auch gegenüber Rußland, das fi 
befürwortet hatte, bie englifhen VBermittlungsvorjälag' 

in ber deutfchbänifchen Streitfrage entſchieden ab: 

Depefhe Hall’s an ben bänifhen Geſandten in St. Peter! 
burg: „. . Meine Antwort an bie engl. Regiernng zeigt, wie irrig bie Pe 
nung fein würde, bie im Bunbestage in Frankfurt die oberfte ſchiedsrichterlic 
Gewalt in allen Verfaffungsangelegenheiten in ben zum Bunde gebörif 
Ländern fähe. Was wir über ben Streit gefagt haben, der einmal zwi: 
ben deutſchen Großmaͤchten und dem Bunde entfiehen Fönnte, wenn dieſer io 
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nicht firenge innerhalb feiner Grenzen Hält, bat bie Erfahrung ber leizten 
Tage nur allzujehr gerechtfertigt. Dieſes Streben, feine Wirkſamkeit über feine 

bundesrechtliche Competenz hinaus auszudehnen — ein Streben, unter welchem 
wir in biefer Zeit Teiden — wird in einer mehr oder weniger nahen Zufunft 
bie ernfteftlen Verwidlungen in Deutichland und Europa hervorrufen. Es 
würbe daher zu wünſchen fein, daß man nicht bie Augen biefer Gefahr gegens 
über fchlöffe, jo lange es noch Zeit ift fie zu beſchwören, und daß man jofort 
einen beilfamen Miberftand gegen Eingrifſe böte, ber fonft unfehlkar und 
unverzüglich große Timenfionen annehmen wird. — Endlich babe ih nun 
noch einmal mich beftrebt, bie ſchleswigſche Frage zu beleuchten. Hinficht« 
lich dieſes Punktes fchmeichle ich mir nicht mit ber Hoffnung, bie vollitänbige 
Billigung bes Fürften Gortſchakoff zu erhalten. Die Regierung bes Königs 
hat die Anfichten unb Argumente reiflich erwogen, bie bie Depelchen bes 
Fürften nad und nad in Betreff biefer Sache geltenb gemacht haben, unb 
die Grinnerung an bie feiner Zeit geleifteten wichtigen Dienfte, bie Dank: 
barkeit für das aufrichtige Intereſſe, das man uns bezeigt, machen uns wirk⸗ 
lich geneigt, uns ben Anfichten ber befreunbeten Mächte, und namentlich 
Rußlands möglichft zu nähern. Cs gibt aber fragen von folder Wichtigkeit 
unb Bebeutung, baß eine Regierung ihr eigenes Urtheil nicht bem ihrer 
Freunde, ſelbſt ihrer aufrichtigften Freunde unterordnen kann. Und bie ſchles⸗ 
wigihe Frage ift für uns eine Frage biefer Art. Ich glaube nicht hier auf 
bie Einzelheiten in unſerer darauf bezüglichen Argumentation zurüdfommen 
zu müfjen. Der Fürft kennt biefelben bereit aus unferm Memorandum an 
ben öſterreichiſchen Hof, welches Sie |. 3. bem kaiſ. Gabinet mitzutheilen bie 
Ehre gehabt haben. Ich werde bier nur eine Fleine Bemerkung binzufügen, 
deren Richtigkeit, wie ich hoffe, von ber großen politlihen Erfahrung bes 
Fürften anerfannt werben wird. Dieſe fogenannten internationalen Ver: 
pflidtungen, bie Dänemark dem Bunde gegenüber eingegangen fein 
ſollte, ftüßt biefer ganz einfach auf eine biplomatifdhe Eorrefpondenz 
zwiſchen ben Miniftern. Es gibt feinen ausgefertigten Tractat, es 
gibt Feine Notificationen zwiſchen Souveränen, es gibt Feine conftitutionelle 
Billigung ber Volfsrepräfentation. Und body follte nach ber Behauptung bes 
Bundes bie Rebe von einer feierlichen und beſtändigen Verpflichtung fein, die 
ein nicht zum Bunde gebörendes Land unter bie bejtändige Gontrole bes 
Bundestags ftelte. Es ſcheint mir, daß biefes eine formelle Argument Bin: 
reicht, um jebe Art von Zweifel über die Realität zu entfernen. . .” 

1. San. Das Lanbsihing befchliegt mit 39 gegen 2 Stimmen (10 Mit- 
glieder enthalten fid, der Abjtinmung) eine Adrefie an ben König zu 
richten, um gegenüber dem engl. Vermittlungsvorſchlage eine weitere 
Ausfheivung Holfteins und bagegen eine engere Bereinigung bes 
eigentlichen Königreich Dänemark und Schleswigs gu verlangen: 

„.. Kar liebt es vor uns, daß es jebt mehr ale je nothwendig ift, es 
ber Welt kund zu thun unb außer Zweifel fi fielen, wozu man bie Regie⸗ 
rung und bas Volt Dänemarfs nit wird willig finden können, weil bie 
nn basjelbe fein würde, als fich felhft aufzugeben unb zu ber Auf: 
Iöfung bes eichs die Hand zu reichen. Eine gemeinfame Verfaſſung für bas 
Königreih und Schleswig ift ber correcte Ausbrud für bie ſtaatsrecht⸗ 
liche Stellung bes Herzogthums zum Königreih und zur Krone; fie iſt noth⸗ 
wendig, um die conftitutionelle Freiheit in ben befonberen Angelegenheiten zu 
wahren. Das politifhe Band, welches bas Königreih unb Schleswig verbin: 
bet, bebarf eben fo fehr ber Kräftigung und Entwidelung in freiem und 
ee Geiſte, als die Bevölkerung Schleswigs einen giltigen Anſpruch 
darauf hat, der Güter einer freien Entwickelung theilhaftig zu werben. Jede 
Shwähung der conftitutionellen Gemeinſchaft würde babingegen für beide 
verberblich fein, und jedes Beſtreben, Schleswig eine mit bem beutichen 
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Bänmerk. 


Bunbeslanbe aleichattige politiſche Stellung zu geben, wmwürbe, wie eine tr: 
tige und Toftipielige Erfahrung gelehrt bat, gegen das Beſtehen bes bäniicr 


" Staats gerichtet fein. Aber, Ew. Maj.! das ganze öffentliche Leben ıt:“ 


getreuen Bolfes wird ſtets ber Unterbrechung ausgeſetzt unb von eimer get" 


- lichen Gntwidelung abgeichnitten fein, fo lange es nidht gelingt, das un:t 


hängige däniſche Reich gegen hemmende und ſtörende Ginwirfungen ber Eu: 
besgemalt, welcher bie beutfchen Herzogthümer untergeben find, zn fider 
Mit Befriedigung haben wir daher feiner Zeit gehört, wie bie Negierun 
Ew. Maj. in ber Antwort auf die Eingabe non 71,000 däniſchen Männc:: 
fi) zu der Ueberzeugung befannte, daß das Verhältniß Holfteing nun ! 
eorbnnet werben mühe, daß Em. Maj. Ihre Bundespflicten ale Herzog v> 
olftein erfüllen können, obne baß die Unabhängigkeit ber anderen Yancr: 
tbeile gefräntt werde. Zwei Jahre find nun bald verflojien, ſeitdem bieje Uck: 
zeugung ausgeiprochen wurbe, aber noch ift fein wirkſamer Schritt zu ik:. 
Ausführung geiban. Wir verlennen Teineswegs bie Schwierigkeit der Nerb:.: 
niffe, aber wir glauben nicht, daß biefelbe durch Warten verringert wii: 
Und in feinem Falle kann e& gebulbet werben, baß bie ſchwebende Stellus 
olfteins eine in immer weiterem Umfange benutzte Beranlaffung zu ivemt« 
inmifgung in bie inueren Angelegenheiten bes däniſchen Kronlandes Sci: 
wigs abgebe. Allergnäbigfter König! Wir Fennen nur eine Politil, bie r: 
aus vollem Herzen und mit bereitem Willen unterflüben Fönnen, und welt 
fih das däniſche Volt mit unerichütterlihem Vertrauen anfichließen wirt, wem 
fie mit Feitigfeit und Tüchtigkeit verfolgt wirb. Es ift die Politik, bie dare 
hinausgeht, unſer conftitutionelles Leben, nicht minber auf bem gemeinjamer 
als auf bem befonbern Gebiete, zu wahren und zu entwideln, unfere nan— 
nale und politifche Selbflänbigfeit aufrecht zu erhalten unb zu ſchützen, di 
Verbindung zwilden ben unzertrennliden Theilen bes Weide 
Dänemark zu Tröftigen und zu befefligen. Für eine ſolche Politik iſi ca 
bänifche Volk jept wie vor 15 Jahren bereit jedes Opfer zu bringen, ur 
nur von biefer Bolitit Fönnen wir hoffen, daß fie Anklang und Unterjtügur: 
im ganzen Norden finden werbe.” 


27. Jan. Schluß bes bänifhen Reichetages. 


29. 


„ Der König lehnt die Abreffe des däniſchen Landethings Ka 
Schleswig und Holftein ab, weil dieſe Angelegenheit zur Competen 
bes Reichsſsrathes, aber nicht des Reichſstages gehörten, obwohl ec 
den loyalen und patriotifchen Geift nicht verkenne, aus bem bi 
Adreſſe hervorgegangen fei. 


18. Sehr. (Holftein.) Die Hoffteinifhe Stänteverfammlung befchliek 


einftimmig eine Adreſſe über bie Beſchwerden des Landes a 
ben Koͤnig⸗Herzog zu richten. Der k. Lanbtagscommifjär verweiger 
jedoch die Annahme, weil darin auch bie ſchleswig'ſche Frage ke 
rührt wird. (ſ. Diſchld.) 


7. März. (Holftein.) Die holfteinifhe Stänbeverfammlung befchliekt 


28, 


fih befhwerend an die beutfhe Bundesverfammluung zu 
wenben. 

„  NRefolution einer Vollsverfammlung im Caſino von Kopen: 
Bagen gegen jebe Gefammtftaateverfaffung, für Aufrechthaltung und 
Entwickelung ber conftitutionellen Gemeinſchaft Dänemark: Sclet: 
wigs und für Ausfcheidbung Holfteins: 
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„1) Die Forderung bes deutſchen Bundestags, die letzte Entſcheibung in 
allen Fällen zu haben, wo die Repräfentanten des Bundeslandes Holftein mit 
ber Regierung oder mit ben Repräſentanten ber bänifchen Landestheile uneinig 
find, und beffen Verſuch, einen bundesmäßigen Einfluß auf bas däniſche Kron⸗ 
land Schleswig auszuüben, macht jede Geſammtſtaatsverfaſſung 
unvereinbar mit der Unabhängkeit der däniſchen Krone und 
ber Selbſtändigkeit des Reiches Dänemark. 2) Die ungeſchwächte 
Aufrechterhaltung der durch viele Drangſale erreichten conftiiutionellen Ge: 
meinichait bes Königreichs und Schleswigs iſt ein Recht der unabhängigen 
dänijchen Panbestheile. Die Bejeftigung biefer Gemeinfchaft auf breiterer Grund⸗ 
lage und ihre Entwidlung zu größerer Fülle iſt eine Bedingung für bie 
Sicherheit ber Krone unb ber Wohlfahrt des Volfes, wohingegen eine Erwei⸗ 
terung des provinziellen Gebiets zur Zertheilung des Reiches führen würde. 
Die Ordnung ber inneren Verhältniſſe Schleswigs und bes Königreichs iſt 
eine Sache zwiſchen Sr. Maj. bein König und Allerhöchſtdeſſen Unterthanen in 
ben beiden Landestheilen, geht Dagegen die fremden Mächte nichts an. 3) Die 
Bewahrung der Selbftändigfeit und ber conftitutionellen Freiheit bes Neiches 
Dänemark machen es jet nothirendig, unerachtet der damit verbundenen Opfer 
ben in einer Reihe von NRegierungsäußerungen jchon enthaltenen Grundſatz 
durchzuführen, daß bie beſtehende Gemeinſchaft in gewiffen Angelegenheiten 
und in ber Verwaltung zwiſchen däniſchen YLanbestbeilen und bem Bunbes- 
lande Holftein mit ber Aufhebung ber Gemeinſchaft ber Verfaffung aufhören 
muß. Nachdem bie bolfteinifchen Stände ſich geweigert haben, Beichlüffe zu 


faffen über bie ihnen en Geſetze in gemeinichaftlichen Angelegenheiten, ' 


erheiſcht die Fortſetzung bes Staatslebens, daß in ber bevoritehenben Seifion 
bes Neicheraths beflimmte und entjcheidende Schritte zur Durchführung biefes 
Grundſatzes gethan werden.” 


30. März. In Uebereinſtimmung mit den Forderungen des däniſchen 


Landsthings und den Kopenhagener Cafinobeſchlüſſen erläßt der 
König eine allerh. Bekanntmachung, durch welche Holftein aus 
der bisher noch feſtgehaltenen Gemeinſamkeit mit den übrigen Theilen 
der Monardie ausgefhieben wird: 


„as Wir in Unferer Allerhöhlten Bekanntmachung vom 28. Januar 
1352 die Abficht ausſprachen, bie verichiedenen Theile Unjerer Dionarchie durch 
eine gemeinjchaftlihe Verfafjung zu einem wohlgeorbneten Ganzen zu vereinen, 
waren Wir uns volfommen bewußt, was benn auch aus ben vorausgehenben 
Berhunblungen hinlänglich hervorgeht, daß eine folche gemeinfchaftliche Verfaſſung 
nur unter ber Bedingung inöglich fei, daß Unfere Souveränetät in Unferen beiben 
deutfchen Herzogthümern nicht weiter, als durch die beftehenben, von uns 
angenommnienen Bundesgeſetze begrenzt und befhränft und daß bie Bevölkerung 
biejer ea fih ber neuen Staatsordnung aufridtig anſchließen würbe. 
Diefe Vorausſetzungen find nicht in Erfüllung gegangen. Die deutſche Bundes: 
verfammlung Hat ji in bie inneren Verfaffungsangelegenheiten Unferer Mo⸗ 
narchie eingemifcht und Forderungen aufgejtellt, welche weder in ben Bundes: 
gefeßen eine Berechtigung finden, noch mit ber Unabhängigkeit Unferer Krone 
und ben Rechten Unferer zum Bunde nicht gehörenden Lande vereinbar find, 
und bie boliteinifhen Provinzialftände haben nicht nur jeben Vorſchlag zu 
einer Webereinfunft abgelehnt, ſondern fich felbft im Principe gegen eine jebe 
auf eine gemeinfchaftlihe Repräfentation gebaute Geſammtverfaſſung erflärt. 
Gin folder Zufland innerer Zerwürfniffe, welcher jhon ein Decennium bins 
durch bie Entwidelung Unferes Reichs gelähmt hat, barf nicht fortbauern. 
Nach ben unbefriebigenden Ergebniſſen ber letzten bolfteiniihen Stänbever- 
jammlung müffen Wir es baber jetzt für Unfere Regentenpflicht halten, über 
bie verfaſſungsmäßige Stellung bes Herzogthums Holftein in ber Monardie 
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4. —7. April. In Danemark mwirb von einer Reihe von Bollsrer: | 
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Beftimmungen zu treffen, welche, foweit bies möglich ift, den „orberun::: 
bes beutfchen Bunbes entfprehen. Wir haben uns babei auf das hrinar: 
Nothwendige befchränft, um die weitere Ausbildung und endgiftige Ordrnur: 
ber freien Mitwirkung Unferes Volks und deſſen verfaffungesmärigen Tu 
tretern vorzubebalten. Wir haben daher allergnäbigit befchloften und beiekien 
biemit wie folgt: „ . . . Art. 2. Das Herzogthum Holftein fell au :n 
Zufunft an ben im vorläufigen Normalbudget vom 28. Febr. 1856 für cırt 
aweijährige fyinanzperiode aufgeführten, für bie Monarchie gemeinjcartit 
Ausgaben Theil nehmen, . . . Tie über die Anfäbe bes Normalbubgets binaut 
nöthigen Zuſchüſſe follen für Holftein ben bolfteinifhen Ständen zur Ber: 
Iigung vorgelegt werben. Art. 5. Tie gefeßgebende Gewalt in allen gemei= 
ſchaftlichen Angelegenheiten fol für Unfer Herzogthum Holftein von Uns unt 
ben bolfteinifhen Ständen im Verein ausgeübt werben. Wenn ein Tele 
Geſetz von Uns mit —— ber Stände für Holſtein erlaſſen wir: 
obne daß ein gleichlautenbes Geſetz gleichzeitig in ben übrigen Yanbestkeir- 
eingeführt werben Tann, follen die in Folge beffen nothwenbigen Neraniı 
tungen getroffen werben, injofern das Geleh ein Berbältniß betrifft, wera 
eine Derkiebene Geſetzgebung mit ber Aufrehthaltung ber bisherigen (% 
meinſchaft unvereinbar iſt.“ 


ſammlungen den Kopenhagener Caſinobeſchlüſſen vom 28. März urt 
ver kgl. Bekanntmachung vom 30. März bezüglich Holſtein beige 
ftimmt, in Holftein dagegen wird, fo weit es möglich tft, gegen 
bie letztere entſchieden proteftirt. | 





17. April. Defterreih und Preußen proteftiren vorläufig durch iben: 


tifjche Noten für fih und für den deutfhen Bund gegen bie 
kgl. Bekanntmachung bezüglid, Holftein vom 30. März. 


22, „ Eröffnung des außerorbentlid einBerufenen Reichsraths (Rumpi⸗ 


reichsrath). Königl. Votſchaft an benfelben: 

„... Die Verhandlungen, welche mit ben deutſchen Großmächten wät 
rend ber letzten Verſammlung bes Reichsraths begonnen hatten, haben nid: 
zu bem beabfichtigten Ziel geführt. Wir find deßhalb durch die RBeſchlüße 
bes beutjhen Bundes und durch das Auftreten ber bolfteinifhen Provinzia! 
ftänbeverfammlung in bie Nothwendigkeit verfeßt worden, über bie verfaſſungẽ 
mäßige Stellung unferes Herzogthums Holftein in ber Monardie eine Fe: 
flimmung zu treffen. Obgleich unfere Befanntmahung vom 30. März d. \. 
bezwedt, ven Forberungen bed Bundes möglicäft dadurch zu genügen, ta: 
unjerm Herzogthum eine größere Gelbftändigfeit und Freiheit eingeräum: 
wird, laſſen bie Mittheilungen, welche wir hierüber bereits von ben deutſchen 
Großmächten erhalten haben, Teinen Zweifel barüber auffommen, daß aud 
biefe Veranftaltung angefochten werben wird. Dies wird indeß Teinesmege 
unfern feften Entſchluß erfchüttern, die Unabbängigfeit unb freie 
Entwidlung unferer zum beutfhen Bund nicht gehörenben 
Lanbestheile zu behaupten. Jedes vom Reichsrath angenom: 
mene unb von ung beflätigte Geſetz wird deßhalb im König: 
reih und im Herzogtbum Schleswig in Kraft treten, fofern 
bieß nicht im Geſetz felbit davon abhängig gemacht ift, daß ein entſprechendes 
Geſetz gleichzeitig für Holftein erlaffen wirb, und jeder vom Reichsratb 
bewilligte Zufhuß zum Normalbubget wirb verwandt wer: 
ben fünnen, ſelbſt wenn ein entfprehendber Betrag für Hol: 
fein nicht erreicht wird, es fei denn, daß das Gegentbeil ausbrüdlic 
bei ber Bewilligung felbft beflimmt worben wäre. Webereinflimmenb mit 
biefem Grundfag find die Gefegentwürfe verfaßt, deren bringenbe Wichtigkeit 
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Uns zur Berufung Unferes Reicheraths zur gegentwärtigen außerorbentlichen 
Berfammlung beftiimmt Bat. Nachdem Wir beftimmt haben, daß bie aus ben 
Herzogthümern Holftein und Lauenburg recrutirten Abtheilungen Unferes 
Heers eine felbftänbige Organifation erhalten follen, ift es nicht allein nötbig, 
ein Normalbudget für diejenigen militärifhen Inftitutionen feitzuftellen, welde ' 
Bis weiter auch ferner —— bleiben, ſondern zugleich auch für die 
däniſche Heeresabtheilung die Ordnung durchzuführen, welche lange 
aufgeſchoben werden mußte. Es wird hiebei die Aufgabe ſein, durch eine 
zweckmäßige Benutzung einer verkürzten Dienſtzeit und durch eine planmäßige 
Entwicklung des verſuchsweiſe bereits eingeführten Reſerveſyſtems der däniſchen 
Heeresabtheilung eine größere Stärke zu geben. Die Reform in ber Zoll⸗ 
ejesgebung, worauf bie materiellen Intereſſen bes Landes Anſpruch ha⸗ 
en, kann nicht länger verjchoben werben. Es ift kei ber Ausarbeitung bes 
Geſetzentwurfs, ber dem Neichsrath vorgelegt werben wird, ben bier ausge: 
ſprochenen Anfchauungen und Wünfcen fo weſentlich Rechnung getragen, daß 
eine Berjtändigung hierüber Teine Schwierigkeit haben Tann. Obgleich dieſer 
Entwurf bereits einmal ben boljteinifhen Ständen zur Beichlußnahme vor: 
gelegen bat, wird biefen doch noch, bevor bas Gefeb in Kraft tritt, Gelegen: 
beit geboten werben, durch ihre Zuſtimmung Uns in ben Stand zu fehen, 
biejelben Beitimmungen für ben ganzen Umfang bes jeßigen Zollgebiets durch⸗ 
zuführen. Während ber Iekten Verfammlung bes Reichsraths hatten Wir 
Borjhläge zu einigen Veränderungen im Verfaffungsgefep vom 2. Oct. 1855 
vorlegen laſſen. Obgleich bie fpäter eingetretenen Verhältniffe eine verftärkte 
Aufforderung zu einer umfafjenden Reviſion ber beitehenden Verfaſſungs⸗ 
beftimmungen enthalten, haben wir es boch für ganz richtig anfehen müſſen, 
baß eine ſolche bis zur nächſten ordentlichen Zufammenfunft des Reichsraths 
verfchoben werbe, welche bie Ietste in ber gegenwärtigen Wahlperiobe fein und 
nach wenigen Monaten ftattfinden wird. Es ſind wichtige Geſetzvorſchläge, bie 
in ber gegenwärtigen Verſammlung zum Abſchluß gebracht werben jollen. 
Ihre ſchnelle und glüdliche Beendigung wirb eine Stüge für unfere 
Beitrebungen fein, um unter f[hwierigen unb gefabrvollen Ver— 
hältniſſen bie SelbftändbigfeitunferesBaterlands zu behaupten.“ 


23. April. Die Regierung legt den Reichsrathe den Entwurf eines Zoll: 
geletes für Dänemark und Schleswig (eventuell aud mit Einfluß ° 
Holſteins) und ein Blaubuch bezüglih Schleswig⸗Holſtein vor. 
Blixen⸗-Finecke fchlägt die Niederſetzung eines Ausſchuſſes zur Unter: 
fuhung ber politifhen Lage bes Landes, laufen eine Abreffe 
an den König vor, um ibn zu weiterer Verfolgung bes durch 
bie allerhächfte Belanntmahung vom 30. März betretenen Weges 
auch in Beziehung auf Schleswig aufzufordern. Das ftatt bes 
ausgeftoßenen Thomfen für Schleswig neu gewählte Mitglied 
bes Reichsraths, Handens, fendet eine energifche Proteftation ein, 
in der er erklärt, „daß er in Feiner Weife fi an ben Verhand⸗ 
ungen einer Körperfchaft betheiligen Tönne und werde, melde doch 
noch da ift, obgleih das. Herzogtfum Schleswig durch feine ver: 
faffungsmäßige Vertretung die entſchiedenſten Protefte gegen ihre 
Beichlüffe ausgefprochen hat, weil jeder Betheiligung an ben Ver⸗ 
bandlungen bie Anerkennung ber Baſis untergefächen wird. “Die 
Bafis aber kann von uns nie anerkannt werben; fie ift bänemarl: 
ſchleswigſche Gemeinſamkeit; fie hat nie rechtlich eriftirt; fie wirb 
nie rechtlich eriftiren. Ihre etwaige Eriftenz liegt allein im Ge- 
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biete der Gewalt. Nie wird ein verfaffungsmäßiger Weg zu ihrem 
Ziele führen. Schleswig opfert fih nicht felbft.” 

27. April. Der Antrag des Baron Blixen auf Nieberfegung eines Aut: 
ſchuſſes zur Unterfuhung der politifhen Lage des Landes wird vem 
Reichsrath mit 38 gegen 14 Stimmen verworfen. 

28. „ Der Finanzminifter erflärt bezüglich ber vorgefchlagenen Zell: 
einheit, das vom Reichsrath behandelte Gefeb werde, vom König 
fauctionirt, für Dänemarl:Schleöwig am 1. April 1864 ins Leben 
treten, zuerft aber ben holſteiniſchen Ständen vorgelegt werben, bie 
jeboh nur zwiſchen dem unbebingten Anfchluß und ber Verlegunz 
ber Zolllinie an bie Eider zu wählen hätten. 

— u (Holitein). Die dänifche Regierung verbietet bie Abhaltung allı 
und jeder politiihen Berfammlungen in Holſtein. 


1. Mai. (Holftein). Die neue bolfteinifche Regierung beginnt nad 
ber E, Verordnung vom 30. März ihre Wirkfamkeit in Plön. 

5. „ Eine Bollsverfammlung in Overjee erflärt fih für bie Caſine— 
befchlüffe vom 28. März und verlangt bie fofortige Einverleikuns 
Sübjütlande, d. h. Schleswigs. 

I. „ Während Tſcherning dem Reichsralh einen Adreßentwurf 
vorlegt, der fi) damit begnügt, die bisherigen Schritte der Regie 
rung bezüglich Holftein zu billigen, aboptirt der Ausfchuß bes 
Reichsraths im wefentlichen den Entwurf Clauſens, der bazu ke 
ſtimmt ift, die Regierung zu weiteren Schritten nun auch bezüglid 
Schleswig zu treiben: | 

„Nach langen und peinlichen Berbanblungen mit bem beutfhen Bunte 
nach wiederholten fruchtlofen Verfuchen, ein Einverſtändniß mit ber bolfteimi- 
fen Stänbeverfammlung zu erzielen, haben Erw. Maj. e8 für nothwendi: 
erachtet, dem Herzogthum Kolftein eine befonbere Stellung in der Me— 
narchie anzuwelſen. Tief eingreifend ift bie Beſtimmung ber neuen Ordnung. 
baß der holſtein'ſchen Stänbeverfammlung in allen gemeinihaftlihen Ange 
legenheiten Antheil an der gefeßgebenben Gewalt für Holftein beigelegt wor— 
ben iſt. Es ifteine Selbftfolge, daß biefe Ordnung nicht bemmenb und flörent 
auf die Entwicklung berjenigen Lanbestheile, für melde ber Reichsrath Pe 
jchlüffe faßt, einwirfen fann, indem ein vom Reichsrath gefaßter und wen 
Ew. Mai. beftätigter Beſchluß, möge berfelbe in Holftein durchgeführt werten 
oder nicht, jet wird in Kraft treten können, ohne daß bie holſteiniſche Stänte- 
verjammlung biergegen binbernb aufzutreten vermag. Mit Freuden bat be 
Neicherath aus der allerhöchften Botſchaft bei Eröffnnng ber gegenmärtigen 
Berfammlung vernommen, daß Ew. Mai. fi übereinftimmend Hiermit ane: 
ſprachen. Hierin Liegt die nothwendige Bebingung für eine Tünftige freie und 
ruhige Entwidlung und ber Weg zu einer Yaflöfung ber Gemeinfchaft, wenn 
biefe fremde Einmiſchung in innere Angelegenheiten bervorzurufen droht. Wir 
erachten es indeß für wichtig, daß das veränderte Verhältniß ausdrücklid 
verfaffangsmäßige Bejtitigung erhalte, und daß hierauf bezüglihde Vorichläg: 
noch in ber gegenwärtigen Diät bes Reichsraths a werben. — indem 
bie Verbindung zwifchen dem Herzogthum Hofitein unb ber übrigen Monarchie 
gelodert wird, ftellt fich ein kräftigeres Aneinanberfchließen bes Königreich 
und Schleswigs als Nothwenbigfeit herans. Wir Haben mit Befriebigung 
bemertt, daß in ber koͤnigl. Botſchaft eine umfaſſende Reform bes Berfafjungs: 
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gefekes vom 2. Oct. 1855 verbeißen worben iſt. ine ſolche iſt nicht allein 
beshalb nothwenbig, damit das Volk im Königreih und in Schleswig fid) 
mit Liebe der gemeinfchaftlicken Verfaſſung aufchließen fann, jondern auch ber 
veränberten Stellung wegen, welche ben bolfteinifchen nden zugefagt wor: 
ben iſt. Gleichwie wir uns darauf vertröften, daß bähin abzwedende Vor: 
fhläge ben Reichsrath in ber nächſten Diät werben vorgelegt werben, -berge: 
ftalt erwarten wir auch, daß in feinem ber Lanbestbeile, welche nicht zum 
beutfhen Bund gebören, irgend eine Beranftaltung getroffen werben wird, 
wodurch der Entwickelung ber gemeinfchaftlichen Beratung vorgegriffen wer: 
ben könnte. — Allergnäbigfter König! Ter Reichsrath erblidt in ben Gefahren, 
welche bas Vaterland umringen, eine verftärkte Aufforderung, durch einmüthi- 
ged Zuſammenwirken Ew. Majeſtät in ber Handhabung ber freiheit und 
Selbftftändigfeit des dänischen Reihe zu fügen. Tie Opfer, welche möglicher 
weife nothwendig werben dürften, find wir zu bringen bereit, um biejenigen 
Güter zu bewahren, weldye das beſte Beſitzthum eines Volkes ausmachen.” 

1. Mai. Der Minifterpräfident Hall verlangt in der Adreßdebatte 
die Streichung des Sabes über Schleswig und fordert ein entfchie: 
denes Vertrauens: oder Mißtrauensvotum für bie Regierung. 

3. „ Edhluß der Adreßdebatte. Der rein minifterielle Adreßent⸗ 
murf Tſchernings wird mit 31 gegen 8 Stimmen verworfen, unb 
ber Entwurf des Ausfchufies, jede mit Wegfaffung der vom Mi: 
nifterium befämpften Stelle über Schleswig, mit 25 gegen 20 

- Stimmen angenommen. 

2. „ Der Reiherath verwirft mit allen gegen 4 Stimmen ben An: 
trag Krügers, eine Sefammtverfaffung für Dänemark und Schles⸗ 
wig zu verlangen, nachdem die Minifter ihn als „unzeitgemäß“ be⸗ 
zeichnet hatten. Das Zollgefeb wird mit 35 gegen 6 Stimmen 
angenommen und bie außerorbentliche Seffion des Reichsrathes ge⸗ 


ſchloſſen. 


10. Juni. Ein offener Brief des Königs willigt in die Annahme der 
griechiſchen Krone durch den Prinzen Wilhelm unter der Bedingung, 
daß die joniſchen Inſeln mit dem Königreiche Griechenland verei⸗ 
nigt werden. 

29. „ Erbprinz Ferdinand (geb. den 22. November 1792, Oheim bes 
Könige) . 


9. Juli. Der dentſche Bund fordert die dänifche Regierung auf, ber 
königl. Bekanntmachung vom 30. März keine Folge zu geben, wid⸗ 
rigenfall® er ſich genöthigt fehen würde, zur Aufrechthaltung ber 
verlegten Rechte, was bie Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
betrifft, ba8 bereits durch den Bundesbeſchluß vom 12. Aug. 1858 
eingeleitete Erecutionsverfahten wieder aufzunehmen, in Betreff bes 
Herzogthums Schleswig aber alle geeigneten Mittel zur Geltenb- 
machung der ihm durch ein völkerrechtliches Abkommen erworbenen 
Rechte in Anwenbung zu bringen. (f. Deutfchland.) 

17. „ Schleswig). Eröffnung der Ständeverfammlung bes Herzogs 
thums Schleswig. Der k. Commiffär verweigert ben Standen bas 








er 
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Recht, die Wahlen zu prüfen. In Folge davon legen 24 Mitglic: 
ber, bie deutſche Majorität des Landtags, ihr Mandat nieber. Ta 
die Verſammlung dadurch befchlußunfähig geworben ift, fo uk 
die Regierung die Stellvertreter ein. 

Erflärung ber ausgetretenen Abgeordneten: „... De fa. 
Herr Commiſſär hat es weder verfucht noch verfuchen können, bie gegen tie 
Aufitelung ber Wahllifte vorgebrachten Beſchwerden irgend zu entfräften: 
gleichwohl hat er es beharrlich verweigert, bie Frage zur Abflimmung gelanaer. 
zu laffen, ob die Ständeverfammlung in ben erhobenen Reclamationen cine: 
Grund gegen bie Giltigfeit ber betrefienben Wahl finde. Entweder ift bieics | 
Verfahren bes k. — Commiſſärs ein Attentat auf das erſte Recht jeder 
Repräſentativ⸗-Verſammlung, das nämlich, über die genügende Legitimatier 
ihrer Mitglieder zu entſcheiden, oder es würde, im alle basfelbe mit ve 
Verfaffungsverorbnung vereinbar erfcheinen könnte, baraus mit Nothwendigkei: 
folgen, baß es gänzlich in das Belieben ber Regierung geftelli fei, durch Zu 
fammenfegung ber Wahlcollegien (Wahldirectorien) aus rückſichtsloſen Farıci: 
männern, benen es alebann freiftänbe, jedesmal nach Gefallen ſowohl gefekiit 
wahlberechtigte Staatsbürger von ber Aufnahme in die Wahlliftien auszu 
ſchließen, als auch —* allen beliebigen Perſonen dem Geſetze zuwidet 
Wahlberechtigung einzuräumen, eine Verſammlung von Abgeordneten gar: 
nach Willkür ———— Unter ſolchen Umſtänden haben bie 24 Ar: 
georbneten e8 mit ihrem Gewiſſen nicht vereinbar finden Können, jich := 
irgenb einer ferneren Verhandlung zu verftehen und damit Principien zur 
Geltung bringen zu helfen, durch welche bie Yanbesvertretung jeder rechtlichen 
Unterlage beraubt und zu einer leeren Pofje berabgewürbigt würde, und tı 
jebe Einfprache und jeber Proteſt feitens bes F. Commifjärs ohne alle Beat: 
tung gelaffen wurbe, fo war bie Niederlegung ber Deandate das Einzige, wae 
uns zur Wahrung ber Rechte ber Landesvertretung, wie des Fanbes jelki 
übrig blieb.“ 

22. Sult, Der König von Schweben befudht ben König von Dänemarl 
in Skodsborg. 

26. „ Der König von Dänemark erwidert den Beſuch des Königs ven 
Schweben durch einen Gegenbefuh in Malmö. 

30. „ (Schleswig). Bon ben einberufenen Stellvertretern find nur 
drei erfchienen. Der k. Commiffär fieht fi daher genöthigt, bie 
Ständeverfammlung für gefchloffen zu erklären. Der Landtags: 
abſchied lehnt alle wefentlichen Begehren ber letzten Diäten, nament: 
li die Aufhebung der Spradhreferipte, ab. 


27, Aug. Der daniſche Geſandte am deutfchen Bunde erflärt, daß feine 
Regierung nicht im Stande fei, bie Bönigl. Belanntmahung vom 
30. März zu voiberrufen, und bloß zu jeder wünſchenswerthen 
„Auskunft“ und ernften „Erwägung“ alfälliger Vorfchläge bereit 
fei. (ſ. Deutſchland.) 

29, „ Ankunft bes ſchwediſchen Miniſters des Auswärtigen, Grafen 
Manderitröm, in Kopenhagen. Unterbandlungen über eine Defenfit: 
Alltanz zwifhen Dänemark und Schweben. 











3. Sept. Circulardepeſche des Herrn Hal gegen bie von Seite Deutſch⸗ 
landa angedrohte Bunbeserecution: 
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„... Die Selbſtändigkeit, welche Deutfchland für Holflein mit einer Hef⸗ 
tigkeit geforbert hatte, welche in umgefehrtem Verhältniſſe zu ber Geſetzlichkeit 
ber Forderung ftand, ift von ber Regierung bes Königs eingeräumt worden. 
Nach unferer Auslegung der Bekanntmachung vom 30. März und, wie man 
bald zu ſehen befommen wird, nad unferer Weife fie auszuführen, wird Hol: 
ftein von jeßt ab dazu gelangen, bie ganze Freiheit zu genießen, bie ber Bund 
wünfchen kann. Aber bie Re ierung iſt auf bem Wege ber Verföhnung noch 
weiter gegangen. Sie bat fidh bereit erflärt, fi) mit bem Bundestage auf 
Berhandlungen einzulaffen, wenn biefe Verſammlung nad einer etwas ge: 
naueren Unterfuchung ber Bekanntmachung, ale bie, welche fie berfelben bisher 
bat zu Theil werben laſſen, zu bem Wejultate kommen jollte, daß noch einige 
Punkte zurüdfichen follten, in benen bie Bekanntmachung nicht hinreichend 
die bolfteinischen SIntereffen wahrgenommen bat, Unter biefen Umftänben jiebt 
man leicht ein, baß jebe Belegung von Holftein, zu welcher ber Bunb follte 
fchreiten wollen, ſelbſt jebes Vorwandes entbebren würbe, um 
nohalsbunbesmäßige Handlung betrachtet werben zu fünnen. 
Ihr Gegenftand würde fein, nicht Holftein eine jelbitftändige und unabhängige 
Stellung zu ſchaffen, ſondern den König zu zwingen, Forderungen einer 
ganz anderen Art mit Hinjicht auf Theile der Monarchie zu bemilligen, bie, 
wie man auch fonjt über die Competenz bes Bundes mit Hinficht auf das 
Bundesgebiet urtheilen mag, außerhalb feines geſetzlichen Umkreiſes Tiegen. 
Wenn bie Armeen Deutihlands über bie Eider gingen, würbe jeber den inter= 
nationalen Charakter eines folden Schrittes anerkennen. Aber kann man 
einen einzigen Augenblid daran zweiieln, daß ber Bunb einen durchaus glei⸗ 
chen Mißbrauch ber Macht begeht, wenn er fidh in Befitz von Holftein et, 
mit ber notorifchen Abfiht, auf bie Einnahmen biefed Landes Beihlag zu 
legen und ſonach bie übrigen Theile ber Monarchie zu zwingen, allein bie 
Paft der Staatsſchuld und die anderen Ausgaben zu tragen, von denen ein 
Theil mit Recht Holftein obliegt? Diefe neuen Laften, zu denen die bebeu= 
tenden Ausgaben kommen, welche durch bie Furcht nothwenbig gemacht wer⸗ 
den, baß bie beutfchen Truppen von einem Tag auf ben anderen einen Einfall 
in Schleswig und in Jütland machen bürften, würbe bald Dänemark erbrüden 
und uns fchließlih zwingen, uns zu unterwerfen. Allen Sophismen ber Welt 
wird es nicht gelingen, den wahren Charakter einer fogenannten Erecution zu 
verbergen, bie unter ſolchen Umftänden und in folder Abficht geſchieht; und 
ber einfachfte Dienfchenverfiand wird begreifen, daß wir uns niemals ruhig in 
die Stellung finden können, bie man uns bereiten will, und bie jchlimmer. 
als Krieg fein würde, Unfer Entfhluß war deßwegen Tange ge 
faßt, und ich babe allen Grund, zu glauben, baß wir nidt auf unfere 
eigenen Hülfsmittel beſchränkt fein werden, in einem Kampfe, in 
welchem es nicht bloß das Schidfal Dänemarks, ſondern auch bie heiligften 
Intereſſen bes ganzen Nordens gilt. . . .“ 


4, Sept. Der ſchwediſche Minifter verläßt Kopenhagen wieder, ohne daß 
ein Alliauzvertrag unterzeichnet worden wäre, 

„  Kröffnung des Reichsraths. Die Regierung geht auf der Bahn 
einer allmäligen Einverleibung Schleswigs einen Schritt weiter: 
Die k. Botfchaft verlündet die Vorlegung einer neuen für das ei⸗ 
gentliche Königreich Dänemark und das Herzogthum Schleswig ge: 
meinfamen Berfaflung. 

30. „ Der Kriegsminifter legt dem Reichsrath einen Geſetzesentwurf, 

die proviforifche Ordnung der däniſch⸗ſchleswig'ſchen Heeresabthei⸗ 
lung betreffend, vor. 


28. 


— 
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1. Oet. Die beutfhe Bundeſsverſammlung beſchließt bie Einlea: 
tung bes Erefutionsverfahrens gegen Dänemark. (ſ. Deutfchlant.) 

2. „ Bufolge der dem Neicherath vorgelegten Staatsrechnung hat ta | 
däniſche Minifterium das gemeinfame Budget bis 1863 ohne 3: 
ftimmung der helfteiniihen Stände definitiv auch für Holfſtein te: 
gulirt und zur Dedung der die Einnahmen überfteigenden gefammt: 
ftaatlihen Ausgaben 593,000 Thlr. aus der befonderen bolfteimi: 
fhen Eafle genommen. 

23, „ Der Ausſchuß des Reichsraths erftattet Bericht fiber den vorar- 
Ichlagenen Entwurf einer neuen Berfaffung für Dänemark-Schleswiz 
und trägt auf eine Reihe von 57 Meodificationen an. — Blirer, 
Hanfen und Krüger beantragen’ einen Schlußparagraphen folgender 
Inhalts: „Gegenwärtiges Geſetz tritt wicht in Kraft, bevor es niet 
einer für das Königreih und Schleswig nah dem Wahlgefeb ver 
7. Suli 1848 gewählten Verfammlung zur Begutachtung, eventucl 
Beichlußfaflung vorgelegt worden. Nimmt dieſe Verſammlung ta: 
Geſetz unverändert an, fo wird es mit der Betätigung des Könige 
zum Grunbgefeb bes bänifchen Reihe. Wird das Geſetz jedoch mit 
Deränderungen angenommen, fo fol basfelbe wiederum dem Reicht: 
rath zur Totalannahme, eventuell Totalverwerfung vorgelegt werben.“ 


2. Nov. Berathung des Berfaffungsentwurfs durch ben Reichsrath. Der 
Conſeilpräſident tritt ſämmtlichen vorgeſchlagenen Amendements ent⸗ 
gegen. Alle werden mit 40 gegen 14 Stimmen verworfen. 

„ Der Confeilpräfident beantragt im Reichsrathe die Einführunz 
ber in Berathung liegenden neuen Berfaffung für Dänemark-Schleswiz 
ſchon auf den 1. Januar 1864. 

9. „ Der von Bliren, Hanfen und Krüger beantragte Schlußartife 
zur neuen Verfaſſung wird mit 47 gegen 5 Stimmen verworfen, 
die Einführung der neuen Verfaſſung ſchon auf den 1. San. 1864 
dagegen mit 41 gegen 2 Stimmen genehmigt. | 
13. „ Die neue Berfaffung für Dänemark-Schlesſswig wir 
in dritter Zejung mit 41 gegen 16 Stimmen (nur 4 Stimmen übe: 
bie erforberliche Zweibrittelgmehrheit Hinans) angenommen. — 
ſturm der Tribünen. 

45. „ König Friedrich VI + unerwartet in Gläcksburg. 
Mit ihm erlifht der Mannsftamnı ber Töntglichen Linie des ol: 
denburgifchen Hauſes. Streitige Erbfolge mit Bezug auf die Her- 
zogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg. 

„ Seftüst auf das Londoner Protokoll wird der Prinz Ehri: 
ftian von Glücksburg ale Chriſtian IX. in Kopenhagen zum König 
für die bisherige dänifhe Gefammtmonardie, mit Eimfchluß ber 
Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg ausgerufen, und 
beſchwört die Verfaſſung. Das bisherige Minifterium Hal wird 
von dem neuen Könige beibehalten, ' 


T. 


16. 


Um 


u. 
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16. Nov. (Schleswig: Holftein.) Der Erbprinz Friedrich von 

Auguſtenburg erklärt burch Patent, dag er, geftüßt auf bie legi- 
time Erbfolgeordnung ber Herzogthümer und des oldeubur= 
gifchen Haufes, die Negierung ber Herzogthümer Schleswig-Holftein 
anirete. (f. Diſchld.) 

Die Communalbehörde von Kopenhagen - überreicht dem neuen 
König eine Adreſſe, welche von ihm die Unterzeichnung ber neuen 
Berfaffung von Dünemarl: Schleswig verlangt. Der 
König fordert Bedenkzeit. Aufregte Stimmung der Bollsmaflen in 
Kopenhagen. 

„. ver König fügt fi ber immer brobender ſich geftaltenden 
Stimmung ber Volkémaſſen von Kopenhagen unb unterzeichnet bie 
neue Verfaſſung im geheimen Staatsrath. Der onfeilpräfident 
Hall theilt die Thatfache fofort dem außerordentlich zuſammenbe⸗ 
rufenen Ruchsrathe mit. Derſelbe beſchließt, den König in corporo 
dafür zu beglückwünſchen. 

EGchleswig-Holſtein.) Die neue dänifhe Regierung ver⸗ 
langt in Schleswig und Holftein die Leiftung des Homagialeides 
für Chriftian IX. binnen drei Tagen. Diefelbe wird in Holſtein 
von ber Mehrzahl, in Schleswig wenigftens theilweife verweigert. 
„ (Schleswig: Holftein) 24 Holfteinifhe Stänbemitglieber 
befchliegen in Kiel eine Adreſſe an die deutſche Bundesverfammlung 
für vollftändige Trennung ber Serzogthümer von Dänemurf. Die 
nicht anweſenden Mitglieder werden eingeladen, bem Schritte beis 
zutreten. 

„ 96 Delegirte ans 37 däniſchen Städten berathen und be⸗ 
ſchließen in Kopenhagen eine Adreſſe an den König, um ihm für 
die Unterzeichnung der neuen Verfaſſung zu danken und zum Be⸗ 
harren auf dem eingeſchlagenen Wege aufzufordern. — Der Con⸗ 
ſeilpräſident Hall hat ſeine Entlaſſung als Miniſter für Holſtein 
eingegeben; Unterhandlungen mit dem Grafen Karl Moltke wegen 
Uebernahme des holſteiniſchen Miniſteriums. 

» In Deutſchland beginnt eine allgemeine Agitation für voll⸗ 
ftändige Trennung ber Herzogthümer von Dänemark. 

„ Der Präfident ber Holfteinifhen Stänbeverfanmlung, Baron 
v. Sceel:Pleffen, wird nach Kopenhagen berufen. Unterbandlungen 
mit ihm wegen Uebernahme des boliteinifhen Minifteriums. 

„  (Säleswig:Holftein.) ine Berfammlung bolfteinijcher 
Ständemitglieder in Hamburg heißt einftimmig die Kieler Eingabe 
vom 19. Nov. gut. Dieſelbe erhält nachträglich 38 Unterfchriften. 
»  (Scleswig:-Holftein.) Das in Kiel verfammelte Plenum 
der fchleswig-holftein’fchen Ritterfchaft befchließt mit allen gegen eine 
Stimme eine Eingabe an den deutſchen Bund, gegen die Erbfolge 
bes Königs Chriſtian IX. und für die Rechte bes Landes und bes 
legitimen Thronfolgers. 


_Mn. 
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28. Nov. Die beutfche Bundesperfammlung befchließt ben däniſchen Ge: 


fandten für Holftein und Lauenburg nicht zuzulaffen und ſuspendir 


‚vorläufig die Holfteinifhde Stimme am Bunde. Oeſterreich u: 


Preußen erklären fid zu Protofol für Aufrehthaltung des £c:: 
doner Protokolls unter gewiſſen Borausfegungen und anertenze: 
die Succeffion Ehriftians IX. in Lauenburg felbft für ben zul. 
daß das Londoner Protofoll hinfällig werde. (j. Diſchld.) 


1. Dec. Hall zieht fein Entlaffungsgefuh als Minifter für Holſftein 


2. 


wieber zuräd. 

»„ Der NReiherath genehmigt in dritter Lefung das zur Berfai: 
fung vom 18. Nov. gehörige Wahlgefeb für Dänemark⸗Schleswig 
„EGSchleswig.) Die neue Verfaffung für Dänemark-Schles 
wig vom 18. Novbr. wird im Herzogthum Schlegwig amtlid pre 
mulgirt. 

n Die Regierung‘ verlangt vom Reichsrathe die Bewilligm: 
eines Anlehens von 10 Mill. Thlr. ! 


Holfein.) Broffamation Chriſtians IX, an die Holfteiner- | 
„An Unfere Tieben und getreuen Untertbanen im Herzogthum Holikeir. 
Wir Chriftian IX. von Gottes Gnaben 20. thun fund hiermit: bie Thron: 
folgeorbnung für die däniſche Monarchie, fergeftellt nach ſchweren Eridhüt: 
zungen durch das Gejeg vom 31. Juli 1853, folte ein Wert bes Friedens 
fein. Durch aufopfernbe Hingebung anderer angebahnt, ift fie von Uns anz 
nommen worden, ohne perjönlichen Ehrgeiz, allein in der Hoffnung ber 
Wohl bes geliebten Vaterlands baburh zu dienen. In dem europäticke 
Staatenrecht bat fie Anerkennung gefunden durch einen feierlihen Tractx. 
an welchem ſich bie meiften und größten Mächte Europa’ betbeiligt haben 
ba fie die Integrität ber däniſchen Monarchie als eine Nothwenbigfeit fü: 
ben europäiſchen Frieden erfannten. Dennod haben fidh ber —— zu: 
Wohlfahrt Unferes Landes und zur Wahrung bes Weltfriedens getrofien:: 
Ordnung gegenüber Beitrebungen .. gemacht, welche auf bie Zerſplitte 
rung ber däniſchen Monarchie gerichtet find, und denen bie unbegrün 
detſten Erbanſprüche zum Deckmantel dienen. Zu Unſerer immigen 
Betrübniß müſſen Wir wahrnehmen, daß dieſelben auch in Unſerem Herzog 
thum Holſtein Raum gewinnen, bie Gemüther in Aufregung ſetzen und Un: 
gewißbeit unb Zweifel ſelbſt bei benen hervorrufen, auf beren Treue und 
Hingebung Wir vorzugsmeife zu bauen berechtigt find. Holfteiner! Wir erfen: 
nen in ber Aufrechthaltung der däniſchen Monarchie eine Unferer wichtigiten| 
Regentenpflichten. Wie Wir es baher felbftverftändlich nicht bulden können 
daß dagegen gerichtete Beſtrebungen burh bie Haltung eines Theils bes 
Beamtenftanbes genährt werben, jo find Wir überhaupt feft entſchloſſen 
und gerüftet, allen aufrührerifhen Bewegungen mit Madı 
entgegenzutreten, und jeben zur firengfien Verantwortung zu 

ieben, ber fi in biefer Rihtung zu ungefegliden Schritten 
— läßt. Wir hegen indeſſen die Zuverſicht, daß Unſere Lieben Bol: 
ſteiniſchen Unterthanen, durch jo manche Bande mit Uns verknüpft, in ber 
Treue gegen Uns fich nicht wankend machen laffen, baß bie Zweifelnden zur 
Pflicgterfenntniß , die aufgeregten Gemüther zur Beſonnenheit zurüdtehren, 
und jo Unferem Iandespäterlichen Herzen Maßnahmen werben erjpart werben, 
die demfelben zu tiefem Schmerz gereichen mwürben. Die wieljährigen Beitre- 
dungen, eine Verſtändigung über bie Verfaffungsverhäftniffe ber gefammten | 


14. 


‘ 
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Monarchie Herbeizuführen, Haben zu Unferem großen Leidweſen bisher nicht 
zum Ziel geführt. Indem es aber Unſere Abficht ift, Unferen deutſchen Bun: 
besländern, in gleicher Weile wie ſolches hinfichtlih bes zum Bunde 
nicht gehörigen Theils ber Monardie bereits gefchehen, eine 
jelbftändige Stellung in ber Monarchie zn verleihen, geben Wir Uns ber 
Hoffnung bin, daß Unſer Hewogthum Holftein, wenn es fich zufrieden 
fühlt in dem Genuß einer wahren conftitutionellen Freiheit 
und frember Ginmifhung damit jeder Vorwand genommen tft, aus freien 
Stüden fih einer engeren Verbindung mit bem übrigen Theil 
ber Monarchie zuneigen, und ſich eine, alle Theile zufriedenftellende Ord⸗ 
nung ber Verhältnifje dann Leichter ermöglichen laſſen wird. Holfteiner! Unter 
ſchwierigen Verhältniffen haben Wir Unfere Regierung angetreten. Um fo 
zuverfichtliher vechnen Wir auf bie Hingebung aller Unferer Unterthanen. 
Wenn au ihr in Treue zu Uns fteht, wird Gott, fo vertrauen Wir, Unfere 
Beitrebungen mit Erfolg Frönen, die allein auf die Wohlfahrt und ben Frie- 
den Unjeres Landes gerichtet find.“ 


. Dec. (Zauenburg.) König Chriftian richtet ein Belobungsſchreiben 


an die Beamten und Localbehörden Lauenburgs für ihr loyales 
Verhalten. 

„ GSHolſtein.) Ein vom 4. ds. Mts. datirtes k. Patent 
ſetzt die Bekäanntmachung vom 30. März außer Kraft. 
» Die beutfche Bundesvetfammlung befchließt mit 8 gegen 7 
Stimmen die fofortige Vollziehung ber Erecution in 
Holftein. Die Minderheit hatte für einfache Occupation des Her: 
zogthums geflimmt. (ſ. Diſchld.) 

„ König Chriſtian genehmigt auch das Wahlgeſetz zur Verfaſſung 
vom 18. Nov., wie es aus ben Berathungen des Reichsraths her- 
vorgegangen ift. | 

»  (Holftein,) Die dänifhe Regierung läßt im 14. Bataillon 
in Rageburg die boljteinifche Mannfchaft ausfcheiden und inftrabirt 
fie nach Plön. 

„Die däniſche Regierung wird von den mit ber Erecution in 
Holftein beauftragten vier beutfhen Regierungen aufgefordert, Hole 
ftein binnen 7 Tagen zu räumen. 

„  (Holftein.) Inftruction der Regierung in Plön an die kgl. 
Beamten in Holftein, für den Ball der Erecution von Seite bes 
deutihen Bundes: 

„Nachdem bie Regierung wegen Ertheilung einer Inſtruction an bie Be⸗ 
amten bes Herzogthums Holflein für den Fall des Eintritts einer Bundes⸗ 
erecution in ben genarmten Lanbestheilen höheren Orts die erforberlichen 
Anträge geftelt, bat das Miinifterium für bie Herzogthümer Holftein und 
Lauenburg, geleitet von ber Rüdfiht, daß, wenngleich die gegenwärtig vom 
beutfchen Bunde befchloffene Grecution als ein berechtigter Act nit 
angelehen werben fünne, es dennoch im Intereſſe ſowohl St. Majeftät 
bes Königs, wie bes Landes liegen werbe, daß eintretenden Falls bie loyalen 
Beamten bes Herzogthums Holſiein thunlichſt ihre Functionen innerhalb bes 
ihnen Allerböchft angemwiefenen Wirkungskreiſes fortfepen, bie Zuſtimmung 
Er. Maj. bes Königs bazu erwirft, daß es den, von ber Regierung reffortivenben 
Beamten geftattet werde, ben an fie geftellten Anforderungen ber Bundes⸗ 
autoritäten factifch Folge zu leiſten. In Webereinfiimmung biemit und 
unter bem Bemerfer, daß es fich dabei indeſſen von ſelbſt verfteht, daß 
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bie erwähnte factifche Unterwerfung nur fo weit gehen darf, ale Amtspflidi 
und Treue gegen Sr. Maj. ben König foldes geftatten, wird ... . . eriud 
fih bei dem Eintritt ber beregten Gventualität hiernach Ihrerſeits geriliat 
zu verhalten, unb eine dem entiprechende Inſtruction auch ben Woblderjelten 
untergebenen Beamten zu ertheilen. Indem noch bemerkt wirb, daß au ti 
Regierung felbft Allerhöchſt autorijirt worden ift, innerhalb ber vorbe;cic: 
neten Grenzen ben Aufforderungen ber Bunbesautoritäten factifch Fela 
zu geben, barf die Regierung fchließlich hinzufügen, wie höheren Tri: 
barauf Bedacht genommen wird, bie nadtheiligen Folgen. 
welche fih etwa für bie St. Maj. bem König treuen Beamten 
baraus ergeben mödten, baß fie fi ber ihnen ertheilten = 
firuction gemäß verhalten, nad Kräften zu bejeitigen.” 


15. Dec. König Chriſtian ruft auch die beurlaubten bolfteinifchen Sel 


19. 


baten unter die Waffen: 
„Die Verhältniſſe haben uns veranlaßt, einen größern Theil Unier: 

eeres unter bie Waffen zu rufen. Wir haben Euch bisher nit dem beimu: 
lichen Heerbe entziehen, das Land nicht Euerer Kräfte berauben wollen. Jett 
aber, dba man Eud von verfchiebenen Seiten über Unfere Rechte irre :u 
leiten und Euch zum Treubruch zu verführen fucht, jebt halten Wir es jirt 
Unfere Herrigerpflicht, Euch unter bie Fahne zu rufen. Wir vertrauen ick 
darauf, baß mit ber Krone auch bie Treue zum Landes: und Kriegsherrr 
auf Uns vererbt ift, dafür bürgt Uns bie ebrenhafte Haltung, welde Gut | 
bereits unter den Fahnen verfammelten Kameraden rühmlich bewährt baben 
Wir werben Euch Führer geben, bie ihr fennt und achtet, von benen Ik: 
wißt, daß Euer Wohl ihnen am Herzen liegt, baß fie Euch ftets auf te 
Bahn ber Ehre und ber Pflicht führen werden. Gilt herbei, Solbaten, ;ı 
Eurer Fahne, bereit zum möglicherweife bevorftehenden Kampfe für bas Wen, 
für bie Ehre und Freiheit ber Monarchie! Ihr habt Euch bei ber Gomman 
bantichaft Unſrer Stabt Flensburg zu melden, wohin bie Beförderung burs 
bie Eiſenbahn unentgeltlich gefchieht, und wo die Neifefoften Euch verging 
werden.“ 
„ Antwert Dänemarks auf die Notification ber bevorftehenten 
Execution in Holftein durch ben beutfchen Bunb: 

„... Der Unterzeichnete bat feinem allergnäbigften König dieſe No 
fofort vorgelegt, und ift von Sr. Maj. beauftragt, bie Aufmerkfamfeit de 
... Megierung auf folgendes zu richten: Der Beſchluß der beutfchen BRun 
besverfammlung vom 7. d. M. entbebrt fhon aus dem Grund aller Berkint: 
lichkeit für bie gt Negierung, weil berjelbe gefaßt worben ift, nachdem der 
Bevollmächtigte Sr. Maj. des Könige aus ber Bunbesverfammlung wiber: 
rechtlich ausgefchloffen worden war. Inſofern ber gebacdhte Beſchluß ſich ben: 
nächſt auf ben frühern Bunbesbefhluß vom 1. Oct. beruft, vermag bie kgl. 
Regierung darin umfoweniger einen gültigen Grund bes jetzt beſchloſſenen le: 
genannten Erecutionsverfahrens anzuerkennen, als bie fürmliche Aufhebung 
ber in bem letzterwähnten Beſchluß beanftanbeten !. Befanntmahung vom 
30. März d. J. ſpäter erfolgt it, als bie von ber k. großbritannifhen Re: 
gierung angebotene Vermittlung zur Schlichtung ber zwifhen Dänemark und 
bem Bund obſchwebenden Differenzen von ber F. Regierung in ber Sitzung 
vom 29. Oct. angenommen worden ift, als dieſelbe endlich in berfelben Sitzung 
ſich bereit erflärt bat, „„in jebem Punkt, in welchem bie für bie Bundes: 
lanbe verlangte Selbitändigfeit und Gleichberechtigung nicht ſchon als Bin: 
länglich gefihert angejehen werben möchte, bem Bund entgegenzulommen.“ “ 
Wenn nun aber auch das Succeffionsreht Sr. Mai. des Königs und die 
Gültigkeit bes Londoner Vertrags vom, 8. Mai 1852 von ber Bumbesver: 
fammlung in Frage geftellt worden ift, fo tritt ber eigenthümlicdhe Gharafter 
ber fogenannten Bunbeserecution nur um fo beutlicder hervor, als eben vom 
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Standpunkt bes beutfchen Bundes aus bie Anerkennung S. M. bes — 
als Herzog von Holſtein und Lauenburg durch den Bund jeder Forderung in 
Bezug auf bie dem Herzogthum Holſtein von Str. Maj. als Herzog von Hol: 
fein zu gebenbe verfaffungsmäßige Stellung jelbfiverftänbfich wenigſtens hätte 
vorausgehen mäflen. Schließlid muß noch bemerft werben, daß bie an bie 
t. Regierung ergangene Aufforderung ben Bellimmungen ber Erecutionsorb: 
nung vom 3. Aug. 1820 (Art. 10) in ber wichtigen Beziehung nicht ent= 
fpriht, daß ber Fol. Regierung feine Möglichkeit gelaffen worden ift, durch 
Erfüllung beftimmter Forderungen bie Erecution zu befeitigen, bie vielmehr 
als das einzige Object bes Beſchluſſes Hingeftelt wird. Unter biefen Um: 
fländen, werben St. Maj., mein allergnäbigfter König, in ber beichloffenen 
fogenannten Erecution ein in bem Bundesrecht begründetes Verfahren nicht 
anerfennen können, ſondern müſſen fi vielmehr bagegen Ihre aller: 
höchſten jouveränen und bunaftifchen Rechte ausprüdlich referviren. 
Wie Se. Maj. bem Unterzeichneten bemzufolge befohlen haben, gegen ben 
augefündigten unzweifelhaften Mebergriff hiermit feierlichit zu proteftiren, 
jo behalten Diejelben Sih auch alle die fernern Beſchlüſſe vor, welche Dies 
jelben mit Ihren Rechten und Intereſſen vereinbar erachten möchten.“ 


20. Dec. Verlegung der Zollgränge an bie Eider. 


21. 


22. 


„ Der Reiherath genehmigt das von ber Regierung verlangte 
Anlehen von 10 Mil. Thlrn. Schluß ber Seflion. Königlide 
Botfhaft: 

„Die vor act Jahren bei Aufammentritt bes Reichsraths gebegte Hoff: 
nung auf Orbnung ber Verfaffungsverhältniffe würbe in Erfüllung gegangen 
fein, wenn ber Bund, gegenüber Dänemark, innerhalb feiner Beh niſſe ges 
blieben wäre. Dänemark wurbe dadurch gezwungen, bie Gejammtitaatsvers 
faffung für Holflein und Lauenburg aufzuheben. Die auf Wiebervereinigung 
gerichteten Beftrebungen find an der Verweigerung ber Zuftimmung feitens 
ber holſteiniſchen Stände ſiets gefcheitert. Das neue Grundgeſetz gab bem 
Reichsrath Feine Befugniß in Sachen, bie bisher unter Sonderrepräfentation 
geftanben, und gilt jeßt nur für ben nichtbündiſchen Theil ber Monarchie; 
da es aber das Ziel ber Regierung ijt, ben Bundesländern dieſelbe Selbflän- 
bigfeit und Freiheit zu geben, fo ijt baburch ber Weg angebahnt, worauf ein 
verfaffungsmäßiger Abſchluß durch Webereinfunft bes Reichsrathe mit dem 
bolfteinifhen Ständen möglich wird. Eine ſolche Uebereinktunft verhinbert bie 
neue Berfafjung nicht; es iſt darum wohl nur ein Mißverftändniß, wenn 
einige Mächte unentichieden find, wie weit fie unbedingt eingegangene tractat- 
mäßige Verpflichtungen erfüllen wollen. Trotz ber Erfüllung aller Bundes⸗ 
befhlüffe von Seiten Dänemarks ftehen bie Bunbestruppen bennocd im Bes 
griff, bie beutfchen Herzogthümer zu bejegen. Wir können bierin keine bun⸗ 
bestechtliche Execution erkennen, haben aber, zu möglichfter Bermeibung eines 
Aufammenftoßes, die Zurüdziehung ber Truppen beſchloſſen, um biefjeits ber 
Eider bie ganze Wehrkraft unferes Volks zu fammeln, und werden babei von 
ber Veberzeugung geleitet, daß ſich unſer treues tapferes Volt um feinen 
König ſchaaren werde, wo bie Freiheit und Nettung bes Vaterlands auf bem 
Spiele ſteht.“ 

„  (Holftein.) Die Mehrheit der Mitglieder und Stellvertreter 
ber bolfteinifchen Ständeverfammlung erflärt fich in einer Verfamm- 
lung zu Hamburg gegen bie Anfprühe Dänemarks und für bie 
legitimen Erbrechte des Herzogs Friedrich von Auguftenburg. 
„ESchleswig.) Auch das Wahlgefek zur Verfaſſung vom 18. 
Nov. wird mit der Sanction bes Königs Chriftian im Herzogthum 
Schleswig amtlich publicirt. 
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23. Dee. (Holftein.) Die deutfhen Bunbestruppen rüden 
in Holftein ein. Die Dünen ziehen fih Schritt für Schrin 
vor benfelben zuräd, Die Bevölkerung proclamirt binter ben ab— 
ziebenden Dänen fofort den Herzog Friebridy als ihren rechtmäßigen 
Landesherrn. 

24. „ Sm Folge ber Preſſion der Großmächte auf den König Chri— 

ftian bezüglih der Berfafjung vom 18. Nov, gibt das Mini: 

fterium Hall feine Entlaffung. 

„ Rauenburg) Die Regierung loͤſt auf Befehl aus Kopen 

hagen das Tauenburgifche Truppencorps auf und entläßt die Man: 

ſchaft in ihre Heimath. 

27. „ (Holftein.) 450 in Lauenburg ausgefchiedene holfteinifk: 
Soldaten weigern fih in Plön, weiter nach Norden zu marfchiren 

j und müſſen entlaffen werben. 

28. „ König Chriftian nimmt die Entlaffung des Minifte 
riums Hallan und beauftragt den bisherigen Bultminifter, Biſche' 
Monrad, mit der Bildung eines neuen Cabinets. 

» nn Ber bisherige commandirende General auf der Inſel Seelmt, 
General de Meza, wird zum bödftcommandirenden General ber 
activen Armee ernannt. 

29. „ Die Dänen fprengen ben auf bolfteinifhem Gebiet gelegenen 
Brückenkopf von Friebrihsftabt. 

31, „ Bildung des Minifteriums Monrad. Der König gekt 
unmittelbar darauf zur Armee nah Schleswig ab. Die Dänen 
haben ganz Holftein (mit Ausnahme des Kronwerks von Renks: 
burg und der jenfeits der Eiber gelegenen 6Dörfer) geräumt; tie 
BefegungHolfteins durch Die beutfhen Bunbestruppen 
ift eine vollſtändige. 


25, 
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14. San. (Bolen.) Gewaltſame willlürliche NReerutirung in Warſchau. 
Zahlreihe Schaaren verlafien die Stabt und fammeln fi in ben 
Wäldern. 

(Polen). Endlicher Ausbrud der lange vorbereiteten Inſur⸗ 
rection. Die ruſſiſchen Truppen werben an verfhiebenen Orten 
überfallen. In Warfhau conftituirt fi ein National-Centralcomite 
als proviſoriſche Nationalregierung. Diefelbe ruft durch Procla= 
mation die Nation zu ben Waffen und erläßt gleichzeitig zwei De: 
crete zu Gunften bes bäuerlichen Befibes und zu Gunften ber 
fog. Häusler: 

„1. Das Gentralcomits als proviforifhe Nationalregies 
rung. In Erwägung, baß bie Treigebung bes bäuerlichen Beſitzes trotz 
bes allgemeinen Wunſches bes Landes, in Folge ber von ber rväuberifchen 
Regierung veranftalteten Hinberniffe, bisher nicht zur Ausführung gelangt ift; 
ferner in Erwägung, baß bie Abtretung ber Gründe zu freiem Eigentum 
an bie Aderbauern, welche dieſelben bisher unter dem Titel bes Grunbzinfes, 
bes Frohndienſtes oder anderer Verbindlichkeiten bejeflen haben, bas Vermögen 
ber bisherigen Eigenthümer vermindert, hat bejchloffen und befchließt: Art. 1. 
Jeglicher Grundbefig, den bisher jeber Landwirth unter bem Titel des Frohn⸗ 
bienftes, des Grunbzinfes oder unter irgendeinem anbern Titel bejeffen hat, 
fammt den bazu gehörigen Gärten, Wohn: und Wirtbichaftsgebäuben, nebft 
ben bamit verbundenen Rechten und Privilegien, wirb vom Datum gegen- 
wärtigen Decrets ausjchliegliches und erbliches Eigenthum bes bisherigen Be: 
fiters, ohne alle wie immer befchaffenen Verbindlichkeiten, Abgaben, Frohne 
ober Zins, Lediglich mit ber Bedingung, die bavon entfallenben Steyern zu 
bezahlen und den gebührenben Landesdienft zu verrichten. Art. 2. Die bis⸗ 
he rigen Gigenthümer ber ben freien Landwirthen übergebenen Srunbftüde ers 
halten eine bem Werth berfelben entfprechendbe Entſchädigung aus National: 
fonds vermittelft ber Staatsfhuld. Art. 3. Der Grundſatz bezüglid ber 
Beftimmung der Höhe ber Schätzung bes Bodens, fowie bie Art bes Crebit⸗ 
inftitut3 werben in befonbern Decreten angezeigt werben. Art. 4. Alle von 
ver räuberifchen Fremdregierung bezüglich ber jogenannten bäuerlihen Der: 
hältniffe erlaffenen Verordnungen und Referipte find aufgehoben, und ver- 
binden eben deßhalb niemanden. Art. 5. Gegenwärtiges Decret muß ſowohl 
auf das Privateigenthbum als aud) auf bas Eigenthum ber Negierung, ber 
Kirche und aller Uebrigen angewendet werben. Art. 6. Mit ber Verkündung 
und une gegenwärtigen Decrets beauftragt bas nationale Gentral: 
comit6 als provtforifche Nationalvegierung bie Militär: unb Clvilchefs. 


22. 


[4 
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„2. Das nationale Gentralcomits als proviſoriſche Ra: 
tionalregierung. In Crwägung, baß bie Abfchüttelung- bes fremden 
Jochs eine möglich große Anzahl von Kämpfern erbeifcht, und ſich niemarı 
bem Kriegsbienft entziehen ann; in Erwägung, baß jeber Bürger, ber fi) von feine 

inbe Arbeit ernährt, ſobald er in ben Krieg zieht, ein gefichertes Loos ſowebl 

ür fich als auch für feine Familie haben muß, bat beichloffen und beichliem: 
Art. 1. Die Häusler, Hinterfaffen, Beifaffen, Knechte und im allgemeinen 
alle Tebiglich von ihrem Verdienſt Iebenben Bürger, bie, zu den Wafien ki- 
rufen, in ben Reihen bes Nationalbeers für bas Vaterland Tämpfen werben, 
erhalten von ben Nationalgütern einen Antheil von einer Strede von mir: 
beitens brei Morgen. Art. 2. Mit ber Verkündigung und Snvollzugfekun: 
gegenwärtigen Decrets beauftragt bas nationale Gentralcomite die Miftär- 
und Givilchefs.” 

25. Januar. (Polen). Die polnifhe Nationalregierung ernennt Mie— 
roslawski zum Dictator. 

26. „ (Bolen.) Die ruff. Regierung in Polen verhängt den Belag: 
rungszuftand über Warfhau. Die Recrutirung wird aud) in ben 
Provinzen wie in Warſchau vorgenommen. 

27. „ Der Kaifer tbeilt bei der Parade eines Garberegiments den Ti: 
fizieren die Thatſache der polnifhen Inſurrection felbft wit une 
bemertt dazu: „Gleichwohl will ich felbft nad) biefen gräulicen 
Nachrichten nicht die ganze polniſche Nation anklagen. Ich fehe in 
allen diefen fchmerzlihen Ereigniſſen das Werk der revolutionären 
Partei, die überall fi den Umſturz ber gefegliden Orbnung ge: 
Iobt bat. Ich weiß, daß biefe Partei darauf rechnet, bis in Eure 
Mitte hinein Verräther zu finden; aber fie wird meinen Glauben 
an die Pflichtergebenheit meines treuen und ruhmvollen Heeres 
nicht erſchüttern.“ | 

„ ittbauen). Der Belagerungszuftand wird auch über einer 
Theil von Littbauen verhängt. 


31. 


2. Febr. (Polen). Erlaß ber geheimen Nationalregierung an bie 

Bewohner von Warfchau: 
„Indem das nationale Gentralcomite bie ganze Laft einer proviſoriſchen 

Regierung auf feine Schulter nahın, hat es bie Verwaltung ber Hauptflädte 
einem ftäbtifchen Oberhaupt anvertraut, welches bie bevollmächtigte einzige 
Nationalbebörde in Warfchau bildet. Yon nun an haben fih alſo alle Ein: 
wohner ohne Unterfchieb bes Standes und ber Confeſſion auf das gemaueite 
nach ben Anordnungen des gebachten Oberhauptes zu richten. Jeglicher Wi: 
beritand oder Mangel an Gehorſam zieht für die Schulbigen bie firengiie 
Verantwortung na fih. Warfhau! Das ganze Land [endet dir ben Aue: 
drud feines Danfes und feiner Verehrung für den Heldenmuth deiner Söhne, 
beren kühne Schaaren zuerft bie Fahne bes bewaffneten Aufftandes in Polen 
entrollten. Heut ift ber allgemeine Aufftand Thatfadhe. .. . * 

8. „ Rufliihepreußifhe Convention gegen bie polnifche SInfurrection. 

417. „ (Bolen) Mieroslaweti trifft auf dem Kriegſchauplatze ein. 
22./23. Gebr. (Polen). Mieroslawski wird von ben Ruffen gefchlagen 


und ergreift bie Flucht, womit feine Nolle in Polen ausgefpielt if. 
— Mir (Polen), Die polnifge Nationalvegierung erklärt fich gegen 








Rupland. , 247 


eine Ausbehnung ber Infurrection auf bie polniſchen Provinzen 
Defterreih® und Preußens. 

Aufruf an bie Polen in dfterr. und preuß. Gebiet: „... Brü—⸗ 
ber! ber Kampf mit bem ruffifchen Czaren, welcher von allen Feinden Po⸗ 
lens ber jchredlichfte ift, verlangt bie Mitwirkung aller polnifhen Provinzen 
und bie Goncentrirung aller Nationaffräfte; —8 darf und ſoll es weber 
im preußiſchen noch im öſterreichiſchen Gebiet zu einem Aufſtande kommen. 
Die Nothwendigkeit. ſich in Groß-Polen ofen‘, in Weftpreußen, in Klein: 
Polen und in Galizien ruhig zu verhalten, befreit jedoch nicht bie bortige 
Bevölkerung, fi) an bem Stiege gegen Rußland zu betheiligen ; diefe Theil: 
nahme ift vielmehr die Pflicht eines Jeben und die Nichterfüllung berfelben 
ale ein Nationalverbredhen zu betrachten, Kampffähige, beſonders militäriſch 
ausgebildete Polen follen fi ben Reihen ber Sreibeitöfänpfer anſchließen. 
Bewaffnet, unter guter Leitung ſollen ſie, die Wachſamkeit der Grenzbehörden 
umgehend, die feindlichen Cordons überſchreiten. Die zweite Pflicht jener 
Provinzen iſt, den Aufſtand durch Waffenzufuhr zu verftärfen. Gewehre, in 

rößerer unb Fleinerer Zahl, ſowie auch einzelne, gefaufte, gefchenkte oder be: 
Fette jollen den Aufftändifchen durch alle Grenzpunkte geliefert werben. Die 
britte Pflicht ift, zur Nationalitener beizutragen, bereit Ertrag zum Ankauf 
von = beftimmt fein wird. Die öffentlihe Meinung Guropa’s mit bem 
wahren Zuſtande, bem Charakter, der Stärke und ber Ausdehnung des Auf: 
ftanbes befannt zu machen, gehört zu euren Pflichten. Die pünktliche und 
eifrige Erfüllung derjelben wird die Provinzen im öfterreihifchen und preußi⸗ 
ſchen Gebiete in eine reiche Quelle verwandeln, welche ben Aufftanb in Con⸗ 
grefpolen, in Littbauen und Reußen fräftigen. . . . “ 


März, (Polen). Der Erzbiſchof Felinski und 8 andere Mitglieder 
bes polnifhen Staatsrathé forbern ihre Entlaffung. 


3. „ Eintritt ber Befreiung der Leibeigenen in ganz Rußland nach den 
Beftimmungen der Emancipationsacte vom 3. März 1861. 

10. „ (Bolen) Der Infurgentenführer Langiewicz erflärt fih zum 
Dictator. 

11. „ (Bolen). Mieroslawski proteftirt gegen die Dictatur von 
Langiewicz. ; 

12. „ (Bolen) Langiewicz ernennt eine Civilregierung. 

13. „ (Litthauen). Ein Faiferl. Ukas tritt den revolutionären Ten: 


benzen bes polniſchen Adels in Litthauen badurch entgegen, daß er 
allen directen Beziehungen zwifchen ben (polnifhen) Gutsbefigern 
und ihren (meift ruflifchen) Bauern ein Ende macht, indem er „in 
Anerkennung ber Nothwendigkeit, Iocaler Verhältniffe halber, bie 
Aufhebung ber obligatorifhen Beziehungen zwifchen ben Gute- 
befitern und den auf ihren Ländereien anfäfligen, zeitweilig ver: 
pflichteten Bauern dadurch zu erleichtern und zu befchleunigen, daß 
bie legteren mit Hülfe ber Regierung ihre Landantheile kaufen“, 
verfügt: ... „2) Alle obligatorifchen, auf bem Boden rubenben, 
Beziehungen zwiſchen Bauern und Gutsbefigern hören vom 1. Mai 
1863 an auf. 3) Von diefem Augenblit an find biefe Bauern 
freie Eigenthämer. 5) Vom 1. Mat co. an maden bie Bauern 
ale Geldzahlungen an die Diſtriktskaſſen und von biefen werben fie 
ben Gutebeſitzern gemacht.“ Die Bauern werben bamit fofort von 
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ihren polnifchen Gutsbeſitzern emancipirt und zugleich bie finanzielle 
Unabhängigfeit der letzteren zerftört, indem fie ganz in die Hänke 
ber ruffifhen Regierung gegeben werben. 


45. März. (Polen). Schreiben des Erzbifhofs Felinski von Warfhan 


an ben Kaifer: 

„Sire! Immer war es bie Aufgabe und das Vorrecht ber Kirche, in ben 
Augenbliden großen Unglüds und öffentlichen Peidens bie Stimme zu erheben 
zu ben Mächtigen ber Erbe. Kraft dieſes Vorrechts und biefer Pflicht wax 
ich in meiner Eigenſchaft als erfter Seelenbirt bes Königreihs Polen mit 
an Ew. Maj. zu wenden, um zu fagen, weſſen meine 8 
bürftig if. Das Blut fließt in Strömen, und bie Unterbrüdung, ftatt ein: 
zufhüchtern, fteigert nur bie Erbitterung. Ich flehe Ew. Maj. an, im Namen te 


eerde bringenp be: 


hriftlichen Fiebe und im Namen der Intereſſen beider Länder, biefem Bertilgungs- 


friege ein Ziel zu fehen. Die von Ew. Maj. verliehenen Inftitutionen rei: 
Ken nicht aus, das Glüd des Landes zu fihern; Polen wird ih nit min 
einerBerwaltungs: Autonomie zufrieden geben; esbebarf politi: 
{hen Lebens. Sire, ergreifen Sie mit ftarfer Hand bie Initiative in ber 
polnischen frage, machen Sie daraus eine unabhängige Nation, bie mit Ruk: 
Iand nur buch das Band Ihrer erhabenen Dynefie verfnäpft if! Dae 
ift bie einzige Löſung, welche dem Blutvergießen Einhalt zu thun und eine 
fefte Grundlage zur befinitiven Beruhigung des Landes zu ſchaffen vermas. 
Die Zeit brängt. Jeder verlorene Tag reißt ben Abgrund zwiſchen Ihren 
und Nation weiter auf. Warten Sie nit, Site, auf das Enbe bes Kampiee: 
Es ift mehr wahre Größe in ber Milde, welche vor bem Blutbabe zurüd: 
weicht, als in einem Siege, welcher ein Königreich entvölfert.“ 

19. „ (Bolten). Langiewicz fieht ſich gendthigt, auf öfterreichifches Gebiet 
überzutreten. Es wird von der öſterr. Staatsregierung internirt. 

27. „ (Bolen). Die geheime Nationalregierung in Warfhau übernimmt 
wieber die alleinige Leitung ber Snfurrection und erklärt jebe fer: 
nere Dictatur für Hochverrath. 

30. „ (Bolen.) General Graf Berg wird vom Kaifer zum adlatus 
bes Oropfürften-Statthalterd von Polen ernannt. 

31. „ (Littdauen). Kine fogenannte Nationalregierung in Wilna 
erläßt ein Manifeſt und erklärt Litthbauen und Rothrußland fin 
untrennbare Theile Polens. 


3.15. April. Die Abelsverfanunlung des Gouvernements St. Petersburg und 
die Municipalität von St. Petersburg richten Lohalitätsadreſſen an 
den Kaiſer gegen die Anſprüche der polnifhen Inſurrection, aud 
auf „das Erbtheil Rußlands“ und gegen „die Möglichkeit”, Ruß— 
land Provinzen zu entreißen, welche bie alte Wiege ruffifher Recht: 
gläubigfeit und um ben Preis von Strömen ruffifhen Blutes bem 
gemeinfamen Vaterland einverleibt worden find, 

9, „ (Polen). Die geheime Nationalregierung verbietet die Zahlung 
aller Steuern an bie ruffifhe Regierung und theilt dagegen ihrer: 
ſeits das ganze Land in 23 Kreife mit eigenen Zweigcomité's ein 
behufs des Einzugs der Steuern, ber Leitung der Recrutirung und 
ber Handhabung der Strafgefeke. 

13. „ in kaiſerliches Manifeft bietet den Polen, um bem bever: 





13. 


17. 
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flehenden diplomatifhen Schritte ber europäifchen Großmächte wo 


. möglich die Spike abzubredhen, eine bedingte Amneſtie an: 


„>. In Unferer Fürforge für bie Zukunft bes Landes wollen Mir alle 
vergangenen Acte ber Empörung der Vergeffenheit übergeben. Demgemäß be: 
willigen Wir, von bem ſehnlichen Wunjche bejeelt; dem Blutvergießen, welches 
eben fo fruchtlos für bie einen als fchmerzfich für bie anberen iſt, ein Ziel zu 
jegen, allen Unferen Unterthanen im Königreich, welche fich bei ben lebten 
Unruhen betheiligt haben, vollitändige Verzeihung, wenn ihnen für anbere 
Verbrechen ober für in ben Reihen Unferer Armee verübte Vergehen feine 
Verantwortlichkeit zur Laſt fällt, und wenn fie bis zum 1. (13.) Mai bie 
Waffen niederlegen und zum Gehorſam zurüdfehren. Uns liegt bie Verpflich- 
tung ob, das Yand vor der Wieberfehr jener orbnungswibrigen Agitation zu 
bewahren und feinem politifchen Leben eine neue Aera zu eröffnen. Diefe 
fann nur durd eine rationelle Organifation der Autonomie in ber Localver: 
waltung, al® Grundftein bes ganzen Gebäubes, eingeführt werden. Wir ba: 
ben in ben bem Königreich dur Uns verliehenen Snftitutionen bie Grund⸗ 
Tagen bazu gegeben; zu Unferem aufrichtigen Bedauern hat aber das NRefultat 
noch nicht der Prüfung ber Erfahrung unterworfen werben können in Folge 
ber Aufteizungen, melde an bie Stelle ber für jede Reform unerläßlichen Be⸗ 
bingungen ber öffentlihen Orbnung Chimäven der Leibenfchaft geſetzt haben. 
Indem Wir auch heute noch dieje Inſtitutionen in ihrer Antegrität aufredt 
erhalten, behalten Wir Uns vor, wenn fie fi in ber Praris bewährt haben 
werben, mit beren mweiterer Entwidelung nad ben Bebürfniffen ber Zeit und 
bes Landes vorzugehen. Nur allein durch bas Vertrauen, welches das Land 
Unfern Abfichten gegenüber zeigen wird, wirb bas Königreich Polen die Spuren 
bes gegenwärtigen Unglüds verwifchen und fiher auf bas Ziel losgehen können, 
welches Unfere Fürſorge ihm bezeichnet. Wir rufen biezu ben göttlichen Bei: 
ſtand an, damit e8 Uns vergönnt fei, das, was Wir immer als Unſere Mij: 
fion betrachtet haben, zu erfüllen.” 

„ (Polen). Die geheime Nationalregierung verwirft fofort die 
durch den Telegraphen gemeldete Amneftie bes Kaifers: „Wir er: 
klären entfchieben, daß wir jede Gnade verwerfen. Denn wir haben 
den Kampf begonnen, nit um mehr ober weniger freie Inſtitutio⸗ 
nen gu gewinnen, die unter ber moskowitiſchen Regierung niemals 
irgend eine Garantie uns bieten können, fondern um das uns ver: 
haßte Joch abzumerfen und vollftändige Unabhängigkeit und freiheit 
zu erfämpfen. Die Nation vergießt ihr Blut, denn fie will poli: 
tifhe Briftenz, denn fie will Unabhängigkeit, will eine felbftflän: 
dige Nation bilden. In weflen Bruft ein echtes polnifches Herz 
ſchlägt, der wird bei der Erinnerung an die vielen Grauſamkei⸗ 
ten ber moskowitiſchen Regierung, beim Unblid fo vieler frifcher 
Srabhügel und fo vieler Opfer, beim Anblid der rauchenden 
Trümmer unferer Städte und Dörfer, beim Anblick des nody nicht 
erfalteten Blutes unferer hingemorbeten Brüder, nur mit Schaubern 
an irgend einen Vertrag mit Moskau denken können, wirb bie Am: 
neftie mit Verachtung von ſich weiſen und mit ber ganzen Nation 
ausrufen: Weg mit Ezarengnabe, wir haben das Schwert ergriffen, 
bas Schwert allein wird unfern Streit mit Moskau entfcheiden.” 


„ Die Sefandten Frankreichs, Englands und Oeſterreichs übergeben 


gleichzeitig und mit ibentifhhen DBegleitfchreiben dem ruffiihen Ca⸗ 
binet die Noten ihrer refp. Höfe zu Gunften Polens. 


\ 
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24. April. (Bolen). Die ruffifhe Regierung verbietet in Warſchau bie 


25. , 


26.727. April. Rußlaud antwortet auf bie erften übereinftimmenden Noten 


x 


. 


Uußland. 





Abhaltung von Proceffionen außerhalb der Kirchen. 


(Polen). Trotz bes Berbotes finden in Warfhau doch Fre 
ceffionen ftatt. Die babei betheiligten Geiftlihen werben verhaftet, 
ber Erzbiſchof erhält Hausarrefi. In Folge eines Befehls ans 
St. Petersburg werben die verhafteten Geiftlichen am folgenden Tage 
wieber freigelafien. 


Englands, Frankreichs und Defterreihe zu Gunſten Polens, inden 
e8 ben Hinweis auf die Verträge nicht ablehnt, aber fi bie Aus: 
Yegung berfelben felbft vorbehält und mas bie Mittel einer prack: 
fen Löfung der Frage betrifft, Europa darauf verweist, daß tie 
hauptſächlichſte Urfache der polnifhen Infurrection in den fortmit: 
renden Aufbebungen ber Tosmopolitifchen Revolutionspartei außer: 
halb Polens liege. Die Antwort an England ift die einläßlichte. 
fürzer diejenige an Frankreich und noch kürzer jene am Defterreid. 

Antwort an Gnalanb: „... Der erfte Theil ber engl. Depeidt 
ift einer rüdblidenden Unterfuchung ber Nechtöfrage gewidmet. Der 3wein 
brüdt ben Wunfd aus, ba dem Königreiche Polen ber Friede wiebergegeber 
und auf bauerhaften Grunblagen errichtet werben möge. Ich werbe bieje bi 
ben Punkte der Depefche bes Lorb Ruſſel beantworten. | 

„Was die Nechtsfrage betrifit, fo ftellt fih bie Regierung J. brit. Majeit:i 
auf einen Boden, ben das kaiſerliche Cabinet nie zögern wird, zu betreten: 
auf jenen ber Verträge. Immerhin banbelt es fich weniger um ben Te: 
als um die Auslegung. Wir haben das Recht, nicht ohne Vorbehalt alle jer: 
Auslegungen zuzulaffen, welche man bier machen möchte Die Acte bei 
Wiener Congrefies befagt: „Die refpectiven polnifchen Untertanen Rußlande, 
Defterreih8 und Preußens werden eine Repräfentation und nationale Anti: 
tutionen erhalten, geregelt nach bem Mobus der politifhen Eriſtenz, welde 
jebe ber Regierungen, der fie angehören, ihnen zu gewähren für nüßlich ım: 
paſſend erachten wird.“ Der Kaifer Aleganberi. entwidelte diefe PBrincipien 
im Sinne feiner perjönlichen Anfichten. Er octropirte Polen bie Verfaſſung 
vom 12, 24.) December 1815. Dies war ein freiwilliger Akt feiner ſouve 
ränen Initiative. Gr conftituirte um fo weniger ein unwiberrufliche® Arran: 
gement gegenüber den fremben Mächten, als bie Acte der Berfaffung felkt, 
von fpäterem Datum ale ber Wiener Vertrag, ihnen nie mitgetbeilt worden 
war. Lorb Ruffel beitreitet das Priucip, nach welchen ber Aufftand in Relen 
im ‘jahre 1830, ber fo weit gegangen, bie Abſetzung ber fouveränen Dynajfiie 
auszufprechen, bie Fraft ber Wiener Acte zugeflandenen Grunblagen ber peli- 
tifhen Exiſtenz vernichtet bat. Trotzdem, baß die Gefchichte mehr al® einmal 
biefen Schluß des natürlichen Rechtes beftätigt bat, Tann bie Theorie Stef 
zur Sontroverje bieten. Wir glauben, daß man conitativen koͤnne, daß, wenn 
ber Aufftand bie inlerictlonaten Verpflidtungen nicht aufhebt, er wenigftens 
die freiwilligen Entwidelungen vernichtet, welche ein ebefmüthiger 
Gedanke denſelben angefügt hatte, und welche einen für Polen und Rußlant 
unbeilvollen Ausgang genommen haben. 

„Ich Tomme nun gu dem zweiten Theile ber Tepeiche Lord John Rufſels. 
Es ift bie Abficht unferes hohen Herrn, zu einer praftiichen Föfung zu gelangen, 
und wir feben voraus, baf bies auch der Wunſch ber Regierung Ihrer brıt. 
Mai. iR. Da ihr Zweck darin befteht, dem Königreich Polen bie Rube und 
bie Wohlfahrt zu figern, weiche ber Gegenftanb ber Fürjorge Sr. Mal. ſind, 
jo erſcheint es uns ſchwer, nicht zu einer Verfländigung zu gelangen. Die 
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Verſchiebenheit ber Auffaffungen Tiegt in der Thatſache, ba bie engliſche Re⸗ 
gierung zu glauben ſcheint, bie Verfaffung von 1815 fei bas einzige Heil: 
mittel, geeignet zur Beruhigung der gegenwärtigen Aufregung Polens. Aber 
bie britifhe Megierung und Nation, deren praftifher Sinn bie Größe Eng: 
lands geichaffen, werden nicht behaupten Tönen, daß es eine einzig mögliche 
Form ber Regierung für alle Völker gebe, welches auch ihre Geichichte und 
ihre Entwidelung fein mögen. Bor Grreidung ber politiichen Reife, von 
welder England ein Beifptel bietet, find noch viele Stufen zurüdzulegen und 
eine jede Nation bat nach ihren eigenen Inſtincten in diefer Bahn voranzu: 
ſchreiten. Gereht unb natürlich ift, daß ein von ben wohlmollendfien Ab: 
ſichten erfülter Souverän bie Tragweite und Ausbehnung ber Inſtitutionen 
berechne, bie beftimmt find, feine Unterthanen in bie günftigften Bebingungen 
ber Eriftenz zu verfeßen. Der Gedanke unferes erhabenen Herrn bat fich fo: 
fort bei feiner Thronbefleigung kund getban und Tann von Niemanben in 
Europa verfannt werben. Se. Maj. bat die Bahn ber Reformen mit Ent- 
fchloifenheit betreten. Auf das Vertrauen unb die Hingebung feines Volkes 
fih ftügend, hat Se. Maj. binnen wenig Jahren eine fociale Umgeftaltung 
unternommen und durchgeführt, welche andere Staaten nur in einem langen 
Zeitraume und unter großen Anftrengungen zu verwirklichen vermochten. 
Seine Obforge iſt babei nicht ftehen geblieben und das Syſtem einer ftufen: 
mweijen Entwidelung ift auf alle Zweige bes öffentlichen Dienftes und auf bie 
beitehenden an. angewendet worben. Es erichließt für Rußland 
den Weg eines regelmäßigen Fortſchrittes. Der Kaifer verharrt auf bemjelben 
ohne Veberftürzung, ohne ſich hinreißen zu laffen, mit jorgfältiger Berüdfich: 
tigung ber Elemente, welche die Zeit zur Reife zu bringen hat, aber aud) 
ohne jemals von bem Wege abzumweichen, ben er ſich vorgezeicdhnet. Dieſes 
Verfahren hat ihm bie Dankbarkeit und bie Liebe feiner Unterthanen gewonnen. 
Uns bünft, es verleibe ihm auch Anſprüche auf bie Sympatbien Europas. 
Die gleihen Abfichten haben nicht aufgehört, Se. Maj. zu erfüllen, fobald 
Ihre Obforge fi dem Königreiche Polen zuzuwenden vermochte. Wir werden 
bier nicht in eine Aufzählung ber nationalen, meift electiven Einrich— 
tungen eingehen, mit welchen biefes Land ausgeftattetift. Dieſelben feheinen in 
Europa nicht hinreichend verftanben worben zu fein, fei e8 wegen ber Entfernung, 
fei es vielmehr, weil ſich einer gerechten und unparteiiichen Beurtheilung chimärifche 
Leidenſchaften und bie felbftfüchtige Thätigkeit einer feinbfeligen Partei in ben Weg 
Rellten. Das von unferem erhabenen Herrn inaugurirte Syftem enthält einen 
Keim, ben Zeit und Erfahrung zur Reife bringen müffen. Er ift beſtimmt, ſich 
zu einer abminiftrativen Autonomie auf ber Grundlage der propinciellen 
unb municipalen Einrichtungen zu entwideln, biein Englanb ber Ausgangspunfit 
und bie Erunblage ber Größe und Blüthe des Landes geweſen find. Allein 
bei ber Ausführung diefes Gedankens ftieß ber Kaifer auf Schwierigkeiten, welche 
vorzugsweife in ben Aufreizungen ber Bartei ber Unordnung beftehen. 
Diefe Partei bat begriffen, daß, wenn fie ber frieblihen Mehrheit bes König: 
reichs geſtatte, in biefe Bahn regelmäßigen Fortſchrittes einzulenten, ihre Be: 
ftrebungen vereitelt fein würden. Diefe Umtriebe geftatteten nicht bie Ver⸗ 
wirklichung ber neuen Snftitutionen. Es war unmöglich, zu conftatiren, wie 
fie fih bewähren, inwieweit fie ben wahrbaften Bebürfniffen unb bem Grabe 
ber Reife des Lanbes entſprechen. Erſt nachdem biefe Erfahrung gemacht ift, 
wird man ein Urtbeil über biefes Map füllen unb basfelbe vervollſtändigen 
törmen. Das Danifeft vom 1. (13.) April beutet in biefer Hinficht die Abfichten 
unferes erhabenen Herrn an. Neben einem Acte ber Gnade, welcher feit bem 
Verſchwinden ber wichtigften bewaffneten Banden eine große Ausdehnung ers 
halten konnte, bielt ber Kaifer die bereits verliehenen Inſtitutionen nur 
unb erflärte, er behalte fih vor, ihnen bie von ber Zeit unb ben Bebürf: 
nifien bed Landes Keen Entwidelungen zu verleihen. " 
„Se. Majeſtät Tann fi daher bezüglich ber Vergangenheit auf die Reinheit 
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begegnet wäre, Die permanente Verſchwörung, welde fich auswärts cr. 
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feine® Gewiffens berufen; was bie Zukunft betrifft, fo richtet fie fich nots 
wenbig nach bem Vertrauen, bem feine Abfichten in bem Königreich begeamen 
werden. Indem er fich auf biefem Boden bält, glaubt unfer erhabener Ser: 
als befter Freund Polens zu handeln, als ber einzige, welcher das Ziel feine 
Wohlfahrt auf praktiſchem Wege verfolgt. Lorb Ruſſel fordert Rußland m 
feiner Eigenichaft als Glied ver europäifchen Geſellſchaft auf, die hieraus fliehen: 

ben Pflihten der Rückſicht gegen die anberen Staaten zu erfüllen. 
Rußland ift zu unmittelbar betbeiligt an der Ruhe Polens, um nit zu würdi 
gen, was ihm feine internationale Stellung anempfiehlt. Es wäre ſchwer ;u 
ebaupten, daß in dieſer Hinfiht Rußland einer ferupuldien Gegenfeitigte: 





ganifirt und bewaffnet, um bie Unorbnung im Königreiche zu erhalten, if cm: 
allgemein notorifhe Thatjache, deren Mißſtände vorzügli in der moraliſchen 
Wirkung liegen, weldye bie Xeiter bes Aufſtandes baraus ableiten, um ti 
friedliche Bevölkerung bineinzuziehen, indem fie die Meinung von einer di: 
recten Beihülfe des Auslanbes verbreiten. So bat fi ein doppelter, glas 
leidiger Einfluß erzeugt: der, welcher durch die von auswärts kommenden 
Aufhetzungen auf den Aufitand geübt wird, und ber, welchen die Fertbaue 





eben dieſes Aufftandes ihrerfeits auf die Öffentliche Meinung in Europa üb. 


Diefe beiden Einflüffe wirken auf einander zurüd unb baben enblih die Laze 
herbeigeführt, welche bie Mächte jebt ber Aufmerkſamkeit bes Taiferlihen U: 
binets empfehlen. Man verlangt von ihm, es folle bas Königreich in bie 
Sage verjegen, einen bauerhaften Frieden zu genießen. Dieſer Wunfch ijt ben 
Mächten durch bie Weberzeugung eingeflößt, daß bie periodifhen Unruben in 
Polen auch in ben angrenzenden Staaten eine Erſchütterung bewirken, berm 
Rückſchlag fih in ganz Europa fühlbar macht, daß fie die Geifler in einer 
beunruhigenden Weile aufregen und, wenn fie fich verlängern, Verwicklungen 
ber ernfthafteften Natur herbeiführen können. Tie Regierung Ihrer britiſchen 
Majeſtät ſtützt fi außerdem, um dies Verlangen zu —— auf die Ver 
träge von 1815, welche das Schickſal der verſchiedenen Theile Polens gereyeli 
haben. Wir ftehen nicht an, zu erklären, daß biefe Wünſche mit bemen ur: 
jeres erhabenen Herrn vollftänbig übereinftimmen. Se. Maj. gibt zu, das 
bei der cigenthümlichen Stellung des Köntgreihs bie Unruhen in demſelben 
bie Ruhe der angrenzenden Staaten ftören Tönnen, zwiſchen welden am 
21. April (3. Mai) 1815 bie Separatverträge abgefchloffen worden ſind, 
welche beſtimmt waren, bus Schickſal bes Herzogtums Warſchau zu regeln. 
und daß fie jene Mächte intereffiren können, welche bie allgemeine Ueberein 
funft vom 28. Mai (9. Juni) 1815 unterzeichnet haben, in welche die haupt⸗ 
ſächlichſten Beftimmungen jener Separatverträge aufgenommen wurben. Der 
Kaiſer glaubt, daß Erörterungen auf biefen Grundlagen unb in ben Geiite 
ber eben an une gerichteten Dlittheilungen ein ben allgemeinen Interefſen ent: 
ſprechendes Ergebnif herbeiführen Fünnen. 

„Unfer erhabener Herr nimmt mit Befriedigung Act von ben Gefühlen bee 
Vertrauens, welche die Regierung Ihrer Brit. Maj. ihm bezeugt, indem jie 
ihm anheimgibt, bafür zu forgen, wie bas Königreich Polen in eine Lage 
zu bringen jei, welche e8 möglich macht, jene wohlwollenden Abfichten zu ver: 
wirklichen. Uber je mehr ber Kaijer geneigt ift, ben gegründeten Beſorgniſſen 
ber angrenzenden Staaten und ber Theilnahme Rechnung zu tragen, welde 
bie Unterzeichner ber Verträge von 18315 einem Zuſtand widmen, ber für Se. 
Mai. ſelbſt ein Segenftanb Tebhafter Beforgnifie ift, um fo mehr betrachtet es 
unfer erhabener Herr als feine Pflicht, bie ernſte Aufmerkſamkeit der Höfe, bie 
fih mit Vertrauen an ihn geivendet haben, auf die wahten Urfachen biejer 
Yage unb auf bie Mittel zu Ienfen, woburd ihr abzuhelfen wäre. Wenn bie 
Regierung J. brit. Maj. den Rüdfchlag bervorhebt, welchen bie Unruhen in 
Polen aut bie Ruhe Europas üben, fo müffen wir noch mebr überraſcht fein 
von bem Einfluß, welchen bie Aufreizungen Europas von jeher in ber Lage 
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waren, auf bie Ruhe Polens zu üben. Seit 1815 Hat fi in biefem Land 
ein bis dahin in deſſen Geſchichte unbekannter materieller Wohlſtand entwidelt, 
- während andere Staaten in bemjelben Zeitraum manche innere Krifen burch- 
gemacht baben. Die Ruhe ift im Jahr 1830 nur in Folge bes von aus: 
wärts gefommenen Anſtoßes geftört werben; achtzehn Jahre fpäter, im Jahre 
1848, als fait ganz Europa von ber Revolution zerrüttet war, bat bas Kö⸗ 
nigreich Polen feine Ruhe zu wahren gewußt. Wir find überzeugt, es würbe 
jegt eben jo fein, obne die fortwährenden Aufhetzungen ber Tosmopolitiichen 
Revolutionspartei; wenn dieſe Partei, bie überall auf ben Umjturz ber Orb: 
nung ausgeht, ihre Thätigfeit gegenwärtig auf Polen concentrirt, fo würbe 
man einen jchweren Irrthum begehen, wollte man annehmen, baß ihr Dichten 
und Trachten nicht über biefe Grenze hinausgeht. Was fie jucht, das ift ein. 
Hebel, um auch ben Reit Europas umzuftürzen. 

„Die Gabinette, welche Werth darauf legen, daB bas Königreich Polen hal: 
digft wieber zu einem dauerhaften Frieden gelangt, würben baber die Ver⸗ 
wirflihung biefes Wunjches nicht beifer fihern können, als indem fie ihrers 
ſeits darauf binarbeiten,, bie moraliiche und materielle Unorbnung zu befei: 
tigen, die man fi in Europa zu verbreiten bemüht unb fo bie Hauptquelle 
der Agitationen zu verftopfen, worüber ihre Vorſicht ſich beunrubigt. Wir 
begen bie feite Hoffnung, daß, wenn fie in diefem Geiſt bie Banbe feiter 
knuͤpfen, welche jie vereinigen, fie ber Sache bes Friedens unb ber allgemeinen 
Intereſſen einen wirkſamen Dienft leiften werben.“ 

Antwort an Frankreich: „. . Die franz. Regierung weiſt auf ben 
Rückſchlag diefer Aufregungen auf die benachbarten Staaten und auf bie 
Beängjtigung bin, welche diejelben in dem übrigen Europa hervorrufen. . . 
Aber es wäre wünjchenswerth, jich gerade über die Wahl ber zweckdienlichen 
Mittel zu verftändigen. Der Herr Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten 
von Frankreich erfennt bie Tiefe des Uebels und die Ohnmacht der Combis 
nationen ar, die bis jebt erbacht wurden, um Polen mit der ihn gemachten 
Lage auszuföhnen. Es ift dies ein Grund mehr, bie Erfahrungen nicht wieder 
von neuem anzufangen, bie eine Quelle von Unglüd für Polen und Ruß: 
fand, eine Urjache von Unruhen für Europa geweſen find und aller Wahr: 
jcheinlicgleit nad) wieberum zu benfelben Ergebnifjen führen würden. Das 
Uebel, an bem gegenwärtig das Königreich leidet, ijt feine vereinzelte Erſchei⸗ 
nung. Ganz Europa ift davon befallen. Die renolutionären Beftrebungen, bie 
Geißel ber heutigen Zeit, ziehen fih in biefem Lande zuſammen, weil fie - 
darin Zündſtoff genug finden, um basjelbe zum Heerbe eines Brandes zu 
machen, der fich über das gefammte Feſtland ausbreiten würde. Die Regie: 
rungen, beren Aufgabe die Heilung biefes Webels it, können darum nicht 
genug Achtſamkeit, Selugheit und Schonung verwenden, um bie Elemente, bie 
als gemeinfchaftlihe Gefahr befeitigt werden müflen, von benen zu unter: 
ſcheiden, bie durch eine beharrlich unb reiflich verfolgte Entwidlung zur Be 
grünbung einer bauerhaften Zukunft dienen können. Unfer erhabener Gebieter 
wibmet fi dieſem Werte, bas mit dem andern von Gr. Mai. ſeit Ihrer 
Thronbeſteigung verfolgten in Zuſammenhang ſteht, um alle Theile ſeines 
Reiches auf die Bahn eines regelmäßigen Fortſchritts einzuführen. Ich habe 
bie Pläne unſeres erhabenen Souveräns in ber beigefügten Depeſche nieder⸗ 
gelegt, welche ich als Antivort auf eine mit der Tepefche bes Herrn Drouyn 
de Lhuys amaloge Mittheilung ber Regierung Ihrer britifhen Maj. an ben 
Gefandten Sr. ruff. Maj. in London gerichtet Habe. Auf Befehl des Kaiſers 
it Ew. Ercellenz angewiefen, bem Herrn Minifter der auswärtigen nn 
legenheiten Frankreichs eine Abfchrift dieſes Actenftüds einzuhändigen. 
wirb daraus erfehen, welchen Antheil unferer Anfiht nach bie Regierung bes 
Kaijers Napoleon daran nehmen kann, bie Verwirklihung bes von ihr im 
Namen ber Menfchlichkeit und ber bejtändigen Interejfen Europas une aus⸗ 
gebrüdten Wunſches zu befchleunigen, Sie wirb gewiß erfennen, daß, während 
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bie Elemente ber fosmopolitiichen Revolution über beinahe alle Länder ver- 
breitet find, und von allen Seiten, nad) allen Punkten, wo fi Ausſicht ui 
Unordnung und Umſturz bietet, zufanmenftrömen, die Sorge ber Üieberber: 
ftelung der Ruhe und bes Friedens nicht ben Bemühungen einer einzigen 
Regierung überlaffen bleiben Darf, und daß durch das Verlangen, wir möktn 
einen Brand löjchen, der auswärts unerfchöpfliche Nahrung findet, Die Frage ir 
einen Zirkel ohne Ausgang fommen würde. . .“ 

Antwort an Oeſterreich: „.. Der Herr Minifter ber auswärtigen 
Angelegenheiten Oeſterreichs wirb ficherlic nicht verfennen, baß bie Rückebt 
bes Königreichs Polen zu ben Bedingungen eines bauerhaften Friebens nich 
bloß von ben inneren Maßregeln abhängt, welche zu dieſem Behuf in Anwer 
dung gebracht werben Tönnen. Wir glauben nicht erſt nötbig zu haben, ih 
binzuweifen auf bie einwirfende, von ber Partei ber europäiihen Revolutier 
organifirte permanente Verſchwörung, welche die Hauptquelle biefer Bewegun 
gen ift. Die auswärtigen Regierungen, welche fi für bie Beruhigung Polen: 
intereffiren, aus Rückſicht auf ben Einfluß, ben der Zuſtand biefes Yankee 
berufen ift, auf die Ruhe Europa’s auszuüben, können viel thun, um bier 
Urfache ber Unordnung, deren Gegenſtoß fchlieglich fie jelbjt berühren würde 
zu bejeitigen; fo lange biefelbe beſteht, wirb fie in jebem Falle bie Wirkunz 
baben, ben Erfolg der Bemühungen zu durchkreuzen, welden wir zu der 
Zwecke uns bingeben, bie Rube wieder, berzuftelen, beren jenes Land ımt 
die benachbarten Staaten gleicherweife bebürfen. Wir hegen bie fefte lecker: 
zeugung, baß zu feinem Theile das Wiener Eabinet, indem es in ber Haltunc 
verbarrt, melde es von Beginn ber gegenwärtigen Bewegung an angenommen 
bat, nichts verabjäumen wird, um jenen gefährlidden Umtrieben Wafregelr 
entgegenzufeßen, bie eben jo entiprechenb Feiner eigenen Intereſſen ale den 
internationalen Beziehungen zu Rußland find.“ 

27. April u. 13. Mai. (Polen) Die ruffiihe Regierung legt im weſent⸗ 
lidyen die ganze Verwaltung des Königreihs in die Hände des 
Militärd und unterftügt dasfelbe durch Organifirung einer Art 
Bauern Bolizei. 

29. April. Geburtstag des Kaiſers. Derfelbe empfängt zahlreiche Depu⸗ 
tationen des Moskauer Adels, der Stadt und der Univerfität Mee- 
Yau, ber Moskauer Altgläubigen, der Stäbte Twer, Zaroslaw, 
Wladimir ꝛc., fowie die Adelsmarfchälle von Nowgorod, Twer, 
Efthland, Livland und Kurland. Anſprache des Kaifers an dieſe 
Deputationen: 


„3 danke Ihnen, bejonbers für ben Ausbrud Ihrer patristifchen Ge 
fühle, welche durch bie Unruhen im Königreiche Polen und ben weftlichen 
Gouvernements und den Anſpruch unferer Feinde auf alten ruſſiſchen Reſitz 
bervorgerufen find. Ihre Adreffen und diejenigen, welche Ich täglich aus allen 
Ständen und aus allen Gouvernements erhalte, bilden inmitten aller Meiner 
Sorgen einen wahren Troft für Mi. Ich bin auf bie Einheit biefer Gefühle 
mit Ihnen und für Sie ftolz. Sie bilden unfere Kraft, und folange fie er: 
balten bleiben, und wir Gott um Hülfe bitten, wirb er uns nicht verlaffen 
und bie Einheit bes ruffiihen Reichs unerjchüttert bleiben. Unſere Feinde 
haben geglaubt uns veruneinigt zu finden, aber fie haben fich getäufcht. Bei 
dem Gebanfen allein an bie uns drohende Gefahr haben fi alle Stände 
bes ruffifhen Reichs um den Thron vereinigt, und ihrem Garen bas Ber: 
trauen gezeigt, welches ihm über alles fheuer ift, Ich verliere noch wicht bie 
Hoffnung, daß es nicht zum allgemeinen Krieg fommen wird; aber wenn er 
und beſchieden ijt, jo bin Ich überzeugt, daß wir mit Gottes Hülfe bie 
Srängen des Reihe und die mit dieſem untrennbar verbundenen Gebiete zu 
vertheibigen willen werben.” : 
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2. Mai. (Polen) Der Regierungspubliciit Miniſzeweli wird in 


0, 


09! 


Warſchau ermordet. 


„(GPolen.) Das „Sentralcomite als proviforifche National: 
Regierung” nimmt den Titel „Nationalregierung” an: 

„In Erwägung, daß bie Sache ber Unabhängigkeit Polens feit brei Mo: 
naten ſich zu einem offenen Stampfe mit ber Fremdherrſchaft geſtaltet hat, 
daß unter der Fahne des NTolfsaufftandes gegenwärtig bereits alle Schichten 
des polnifchen Boltes ohne Unterſchied des Standes und Belenntnijjes ver: 
treten find, daß der Aufftand, fi) unter bem Drucke bes übermächtigen Tob- 
feindes organifirend, nicht allein fi nicht erbrüden läßt, ſondern fi im 
Gegentheil durch ein breimonatlidyes Ringen immer mehr erweiterte unb bie 
Mittel zum weiteren Kampfe mit ben Moslowitern vorbereitete; in Erwä⸗ 
gung, baß bie ganze Nation auf Aufforderung bes Gentralcomite auf bem 
Altare bes Vaterlandes ihr Blut und ihre Habe nieberlegt unb damit ber 
Machtbefugniß des Komits bie erhabenfte Sanction, nämlich die Sanction 
ber freimilligen Anerfennung, ertbeilt. — Diefe Veränderung bes Namens 
ber Regierung bat Teinerlei Veränderung ber Grunbjäge zur Folge; dieſe 
bleiben vielmehr biefelben, nämlih: a) Erfämpfung und Sicherung ber Un- 
abbängigfeit ber Lande Polens, Litthauens und Rothrußlands (Reußen, Rus); 
b) Eigentgumsverleihung an bie Bauern in Polen, ne und Rothruß⸗ 
lanb im Sinne bes Decret® vom 22. Januar d. J.; c) Gleichheit vor dem 
Geſetze binfihtlid aller Einwohner Polens, Litthauens und Rothrußlands 
ohne Unterjchieb der Stände und Bekenntniſſe; d) Verbürgung ber allerwei- 
teten nationalen Entwidelung und Berechtigung ber Sprache gegenüber ben 
mit Polen vereinigten Brubervölfern Litthauens unb Rothrußlands; e) An⸗ 
erfennung Litthauens und Rothrußlands als vollſtändig mit Kronpolen gleich: 
berechtigter unb das ftaatlihe Ganze Polens bildender Landestheile; f) Ver: 
tretung der nationalen Principien und Traditionen ohne Präjubicirung irgend⸗ 
welcher Regierungsform für bie Zukunft, da dies zur Gompetenz ber Nation 
gebört, und nur bie Nation jelbft, nah Erlangung ihrer Unabhängigfeit, 
darüber zu beichließen das Recht bat.” ; 

WGothrußland.) Ausbruch der Infurrection in Kiew, Volhy⸗ 
nien, Podolien und der Ulräne. 

„»  Baltifhe Provinzen.) Die. Ritterfchaften ber baltifchen, 
Provinzen richten eine Ergebenheitsabreffe an den Kaifer: 

„Ew. Maj. treue baltifche Lande kennen nur Eine Pflicht, nur Eine Fahne. 
Unfere Verbindung mit bem großen Reiche bat auf zabllojen Schlachtfeldern 
bie Bluttaufe empfangen. Und joll ber Krieg entbrennen, jo bürfte e8 ben 
Oſtſeeprovinzen beichieben fein, als erjter Kampfplap bes Neiches Vorpoften 
zu fein. Auf biefer Stelle — deſſen getrauen wir ung mit feiter Zuverjicht 
— werden Em. Maj. Feinde erfahren, daß troß verfchiebener Sprache und 
Sinftitutionen gleiches Gefühl für Ihron und Monardie bie Bewohner ber 
Oftfeepropinzen mit Rußlands Kernvolf einigt, und Sie, Maj., unjer erha⸗ 
bener Herr, werden in uns in ber ernften Stunde ber Gefahr nichts ver- 
miffen von ber unerjchütterlihen Treue und ber opferfreudigen Hingebung 
unferer Vorfahren.“ 

„  (Bolen) Der Termin bes Faiferlihen Amneftieerlafles vom 
13. April läuft obne allen Erfolg ab. 

„  Kittdauen.) General Nazimow als Gouverneur von Wilue, 
Grodno, Kowno und Minsk, wird durch General Murawiew erfeht. 
„Ruſtungen in Finnland. 

«  (Biunland.) Der academiſche Senat und ber Magiftrat von 
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Helſtngfors verweigern wiederholt die ihnen zugemuthete Unter: 
zeichnung von Loyalitätsadreſſen an den Kaiſer. 


2. Juni. (Polen).' Die geheime Nationalregierung erläßt durch Te: 
eret ein Strafgeſetz in Sachen ber politiſchen Verbrechen und cr: 
ganiſirt die Revolutionstribunale: 

„Die Nationalregierung: Dom Tage ber Veröffentlichung bes Te 
crets verpflichtet die Gimvohner des Landes folgendes Strafgefep in Sachte 
der politifchen Verbrechen. Die Nationalregierung verorbnet: 1. Jede Ihr: 
welche geeignet ift, die Thatkraft der Nationalregierung zu ſchwächen, Lea 
revolutionären Impuls zu gefährden, überhaupt ale Thaten, welche der nz 
tionalen Sade jhädlih jindb, werden als Stautsverbrechen betraditet. G 2. T:: 
Revolutionstribunale werden an ben bed Staatsverbrechens Schuldigen jen 
gende Strafen vollziehen: Todesſtrafe, Chrenverluft, verbunden mit Befanm- 
madung in ben Zeitſchriften, enblid Nusweifung aus dem Wohnorte und 
fogar aus dem Lande auf längere ober fürzere Zeit. Die Wahl einer kicd:: 
Strafen hängt von ber Höhe der Schuld ab, deren ber Angeklagte überführ 
it. Im Falle die Todesjtrafe nicht vollzogen werben Fann, wird der La 
urtheilte außerhalb des Schuges ber Geſetze erklärt. G 3. Ms Grundiet 
wird angenommen, baß jeber Bürger das Recht bat, einen andern zu ver 
Hagen — buch Anzeige. Die Vorſchrift, welde in biefem Paragraphen en:: 
halten ift, unterliegt Ausnahmen, und zwar: NRegierungscommilfäre, jowc:. 
Givil als Militär, Wojewodjchaftsvorfteber, in Warſchau fungirende Beam. 
werben bem Gerichte in Folge einer Dualififations:Decifion ber National 
tegierung lbergeben werden. Kreisbeamte werden gerichtet auf Anflage ürı- 
licher Regierungscommifjäre. Die Unterfuhung wird von den Revolution: 
tribunal geführt. Jedem Angeklagten fteht die Vertheidigung zu. Tas Ue: 
theil wird durch bie Zeitungen befannt gemacht.” 

„Die Nationalregierung, erfennend bie dringende Nothwendigken. 
dem politiſch-revolutionären Gericht die wahren Wege aͤnzuweiſen, verordnet 
Folgendes: $ 1, In jedem Kreije, und in der Stadt Warſchau beſondere 
werden Revolutions-Tribunale eingeführt. F 2. Die YJurisdiction der Kreis: 
Revolutions-Tribunale erftredt fich bloß auf ben Kreis, in welchem fie ein: 
geführt worden. Dem Warfchauer Nevolutions-Tribunal unterliegen alle 
Einwohner ber Stadt und Vorjtabt, ohne irgend eine Ausnahme $ 3. En: 
zogen find ber Macht des Revolutions-Tribunals Militärs in activem 
Dienft, für welche bejondere SKriegsgerichte eriftiren. $ 4. Jedes Revolutions- 
Tribunal befteht aus einem Präfes und zwei Mitgliedern. Das Urtel wirt 
buch Stimmenmehrheit gefällt. $. 3. Auf Vorftellung ber Regierunge 
commiffäre wird bie Nationalregierung zu jebem Kreistribunal einen Praſee 
und zwei geſchworne Richter berufen. Die Ernennung ber Mitglieber des 
Hevolutions-Tribunale erfolgt unmittelbar buch bie Nationalregierung. 
$ 6. Bei jedem Revolutions-Tribunal wird ein Procurator durch Nomination 
der Nationalregierung fungiren. In ber Stabt Warſchau wirb die National: 
regierung von ben beiden Ganbibaten, welche ihr die ftädtifche Aufftandsorganiia: 
tion vorgeftellt, einen Procurator ernennen. Der Procurator ift der öffentliche 
Anfläger, feine Pflicht iſt Aufficht der ftricten Bollführung bes gefüllten Urtheils. 
Die Revolutions-Tribunale werben auf Grund bes von ber Rationaltegierumg 
beftätigten Strafcoder unb bes Verfahrungscober ihr Urtbeil fällen.“ 

8. Juni. (Litthauen). Der neue Generalgouverneur Murawiew er: 
greift die äußerften Mittel, um bie Infurrection in Litthauen zu 
unterdrüden, indem er eine „Inſtruktion für Errichtung einer Mi: 
litaͤr⸗ Civilverwaltung“ in ben ibm untergebenen Gubernien erläßt, 





Rupland. 257 


durch welde an die Stelle der Civilbehörden eine bie ine kleinſte 
Detail organiſirte Militärdictatur tritt: 


„..Art. 2. In jedem Kreiſe fol ein unerbittlicher kriegspolizeilicher Vorſtand 
ernannt werben. Die oberſten Militärbefehlshaber find zugleich mit den Gu⸗ 
bernialhauptleuten verpflichtet, ſofort Kriegskreispräfecten zu ernennen,-und 
zwar ſolche, die durch ihre Energie und Umſicht bekannt ſind, indem dabei 
ben Stabsoffizieren, welche bie dort ſtationirten Truppen befehligen, ber Vor: 
rang gegeben wirb, bort aber, wo folche bereits ernannt waren, fi aber in 
Ausübung ihrer Functionen unzureichend erwiefen haben, follen jofort andere 
an ihre Stelle treten. Inter ven Befehlen ber Kriegsfreishauptleute ftehen 
alle bort flationirten Truppen und alle civilen Gewalten. PBolizeipräfecten, 
Diftrietscommiflarien, Bürgermeijter, kurz alle Polizeibeamte jollen unter 
ihrer unmittelbaren Gewalt ſtehen. Bon ihnen abhängig unb unter ihrer 
Botmäßigfeit find alle Gutsbeſitzer, Dienftleute, Geiftlichteit, Abel, Einhufer 
und die ganze Land- und Stadtbevölferung ohne Unterſchied bes Berufs und 
Standes. Den Kreiskauptleuten wird anempfohlen, alle bem Monarchen und 
ber ruffifhen Hertfchaft treuen und ergebenen Bewohner unter ihren Schub 
zu nehmen, namentlich bie Landbevölkerung, indem fie biefelbe durch Anwen⸗ 
bung von Truppenmacht gegen bie Aufftändifchen jchügen und aus ben Land: 
bewohnern felbjt eine Landwehr nach unten erläuterten Mafgaben bilden, 
Anmerkungen: Zuverläffige Liften aller Eigenthümer in ben Kreiſen und 
Städten in Form ber Kreisbürgerbücher find einzuführen und fortwährend in 
Drbnung zu halten, indem bie Beichäftigung jebes Einzelnen und der Grab 
bes erworbenen Zutrauens barin vermerft wirb; über Alle muß bie ſtrengſte 
Aufficht geführt werben. In biefen Büchern darf die Lanbbeuölferung nicht 
mit jenen vermifcht, ſondern nur bie Zahl ber Einwohner jeder Gemeinde 
aufgeführt werben. Art. 3 banbelt von den Befugnilfen ber Kriegskreis⸗ 
Hauptfeute und jhärft wieberholt bie Errichtung einer Landwehr, b. h. eines 
Bauernaufgebot3 gegen bie Aufftänbifchen ein. Art. 6—8 verfügen eine all- 
‚gemeine Entwaffnung, mit Ausnahme der Bauern, wo nur Verdächtige ent⸗ 
waffnet werben ſollen. Der Art. 9 befiehlt bie Säuberung ber Kreije von 
alien ber Regierung nicht zugetbanen Imdivibuen, Adel, Geiftlichleit u. |. w. 
und bie fofortige Friegsrechtliche Aburtheilung aller derer, welde „mehr ober 
weniger“ am Aufftande theilgenommen. Art. 10. Allen Gutsbefigern, ihren 
Verwaltern ober Sommiffarien, welche ihr Vermögen verwalten, iſt aufs ernfts 
lichſte ausbrüdlich befannt zu machen, baf fie für jeglihe Bildung von re 
belliichen Banden ober Gonipirationen gegen bie Regierung innerhalb ihrer 
Befigungen perfönlich verantwortlich gemacht werben; ebenfo für Unterſtühung 
von bergleihen Unternehmungen mit Geld, Nahrungsmitteln jeder Art und 
um fo mehr für perſönlichen Antheil daran ihrer felbft, wie ihrer Dienerſchaft. 
Art. 11. Gleicherweiſe follen fie Dafür verantwortlich fein, wenn Herumtreiber 
in ihren Häufern fich verbergen ober Aufftänbifchen ober Störern bes dffent- 
lichen Friedens der Aufenthalt daſelbſt geftattet wird. Art. 12 ſchärft uns 
nachſichtliche Strenge gegen die Priefter und Klöfter ein. Art. 13. Diejenigen 
Bürger, namentlich Grunbbefiger, Verwalter, gleicherweife Vorſteher von Kids 
Kern und Ortsgeiftliche, melde fi irgendwie am Aufftanb betheiligen, aufs 
rübrerifche Proclamationen verbreiten, kurz, den Aufflänbifchen Vorſchub leiften 
ober ben nächften Behörden nicht unverzüglich von fich etwa bildenden Ban⸗ 
ben Aufſtändiſcher, gleicherweife von Vorbereitungen zum Aufftanb Anzeige 
machen, ober' ben Aufftändifchen irgend welche Hilfe ober Theilnahme er⸗ 
weifen, haben bie Kriegskreishauptleute fofort zu verhaften unb dem Kriegs⸗ 
gericht zu überliefern. Dies iſt ben Gemeinden fiscaler unb zeitweife vers 
pflicgteter Bauern befanmt zu machen und find fie zur Wachlamleit und fireng« 
fien Aufficht in Pflicht zu nehmen, daß im Bereich ihrer Gemeinde und auf 
ben Vorwerken felbft nicht irgend welche aufſtaͤndiſche Zuſammenkunfte, Be⸗ 
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— kurz iegend welche Vorbereitungen zum Wufftanbe flattbaten. 
Art. 14. Auf alle liegende Vermögen und Fonds aller derjenigen, ohne Unter- 
jhied des Standes, welche den Aufſtändiſchen ben Eid geleitet, ober am 
Aufflanb irgend welchen Theil genommen, fei es, daß fie ihm Gelb oder an- 
beres Material geliefert, fei es, daß fie aufrührerifche Proclamationen ver: 
breitet, jei es, baf fie im «allgemeinen durch ber Regierung feindliche un: 
aufrübrerifche Zendenzen die- Gewalt der Regierung umzuſtürzen jich ke- 
mübt haben, ijt ſofort Sequeiter zu legen, und zwar nad) Mafigabe der zu 
biefem Zwecke allerhöchit beftätigten Grundfäge. Art. 15 verfügt u. a. du 
Zwangsablöſung ber Frohnden auf ben Gütern ber betreffenden Eigentbum::. 
ber Zins foll, wie alle übrigen Einkünfte, nicht ben Eigenthümern gegebe: 
ſondern in ben Bereinsfaflen niedergelegt werden. Art. 16 verordnet zur 
Ueberfluß „bie jhärfiten und härteſten Mittel, um den Aufſtand nieber;- 
Schlagen.” Art. 17. Die Kreishauptleute follen jofort alle ländlichen un: 
ftädtifchen Polizeibeamten, Dberförfter, Waldbwärter und andere im Staar⸗ 
bienft ftehbenbe Individuen, welche Beweife nicht ganz zuverläfjiger Treue ge 
geben haben und welche ben Aufitändifchen mehr ober weniger geholfen eder 
ſich dem gemeinfchaftlichen Vorgehen mit ben Staatsbeamten und X rufen 
bei Unterdrüdung des Aufftands nicht angeichloffen haben, verbaften. Zi: 
Gubernatoren follen ſolche, nachdem jie ihre Vergeben geprüft haben werk. 
ihres Amtes entheben und ben Kriegögericht übergeben ald boppelt Schul— 
bige: infofern fie ihren Eid zwiefach gebrochen haben, indem fie bem Mufitun: 
nicht nur nicht entgegentraten, wie es ihre Pflicht war, fondern fogar ſie 
bemjelben angejchlojjen haben. In Art. 18 werben bie Föriter und bie Malt: 
wehr ebenfall® unter die Kriegshauptleute geſtellt. Tiejenigen Beamten ter 
Waldwehr, welche ſich des Verdachts der Unterlafjung von Anzeigen fehutti: 
machen, jollen wie die Aufftändifchen behandelt und kriegsgerichtlich abgeur 
theilt werden. Art. 19 endlich weift bie Verpflegung bet Truppen aut die 
Güter von „am Aufitande mehr oder weniger betheiligten” Eigenthümern ın. 


9. Juni. (Polen). Im der Hauptlaffe der Schakcommiffion ven 
Warſchau wird ein großartiger Manco entdedt. | 

42. „ (Bolen). Der Kapuziner Konacski wird in Warfhau mittelk 
bed Stranges hingerichtet. 

13. „ (Bolen). Erzbifhof und Kapitel von Warſchau proteſtiren gegca 
bie Dinrihtung eines Priefters, Der Erzbifchof wird deßhalb te 
legraphiſch nach St. Petersburg beſchieden unb gebt fofert dabin 
ab, um nit wieber zurüdzufcehren. 

18. „ (Bolen). Die Nationalregierung erklärt, daß die betreffenden 
Beamten ber Finanzcommiſſion die in ber Staatsfaffe mangelnden 
22,012,992 Gulden und 20 Groſchen poln. auf Befehl der Na: 
tionalregierung von-ber Hauptkaſſe an die Nationalregierungstafien 
abgeliefert hätten. 

"» „» (öinnland). Ein Faiferl. Ukas beruft den allgemeinen Land— 
tag der Stände Finnlands auf ben 15. Sept. ein und ruft damit 
bie finniſche Verfaſſung von 1772 wieder ins Leben. 

24. „ Die ruffifche Regierung rechtfertigt durch eine Circulardepe ſche 
die Abführung des Erzbiſchofs von Warfhau nah Rußland: | 
‚m. Die Umftände, inmitten beven bie verfchiebenen Schritte bes Erz⸗ 
bijchofs vor fich gingen, bezeichnen ihre Vebeutung umb erichweren noch ihre 
Tragweite. Denn, in ber That, als bie Dimilfionen ber Mitglieder des 
Staatorathe eingegeben wurden, war es ben Beſtrebungen ber renoltionären 
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Bartet gelangen, bie polnifche Frage auf ben Boben ber europäiichen Diplo: 
matie zu fielen. Es banbdelte jih darum, glauben zu machen, die Unord⸗ 

“ nungen bes Königreichs feien Teineswegs bie Thaten einer Minorität, fonbern 
wirfliher Ausfluß einer wahrhaft nationalen Bewegung. Die Dimiffion bes 
Erzbiſchofs mußte diejem politiihen Manöver ein großes Gewicht geben. Auch 
geichah es, daß, im Augenblid, wo Migr. Felinski in Warfchau feine Di- 
miſſion einreihte und fie auf die Vorjtellungen bes Großfürften wieder zu⸗ 
rüdgog, ber Moniteur in Paris fie als angenommen darſtellte. Die Wir: 
fung auf bie Discuffion des gefeßgebenden Körpers in Paris war alſo her- 
vorgebracht. Auch dießmal noch gelang es dem freundlichen, doch feften Worte 
bes Groffürften Statthalters den Erzbijchof zu einer gerechtern Würdigung 
ber AZurüdhaltung, welche ihm ber Sharafter, mit bem er beffeibet fei und 
bie Pflichten gegen feinen Herrſcher auferlegten, zurüdzuführen. Indeſſen 
wenige Tage fpäter Tannte ganz Warfchau ben Inhalt dieſes Aufſatzes, bie 
fremde Preffe gab mehrere Leſearten desſelben; der Wortlaut felbft wurbe zu⸗ 
lest ber Deffentlichfeit übergeben. Als Migr. Felinsfi den an Se. Maj. den 
Kaiſer gerichteten Brief vorlegte, war man gerabe am Borabend ber beim 
franzöfücgen Senat angekündigten Discuffionen wegen ber Petitionen zu Gune 
ften Polens. Dan begreift baher den Einfluß, welchen ein fo offenkundiger 
Beitritt des Erzbischofs von Warſchau zum Programm ber Actionspvrtei aus⸗ 
üben mußte. Die AIndiscretion, welche fie ben Kommentaren bes Publikums 
diberliefert, genau in bem Augenblid als die Mächte über bie Repliken dis⸗ 
eutiren, welche fie ben Regrejlionoten des kaiſ. Cabinets machen wollten, war 
fo berechnet, daß ber ganze Erfolg, den man von einem folden Schritt er: 
wartete, eintraf. Ohne zu prüfen, bis zu weldem Punkt bas Verfahren bes 
Migr. Felinski fih mit feinen Pflichten als Hoher geiftliher Wiürbenträger, 
der bucch einen Treueſchwur an den Herricher gebunden und mit feinem pers 
fönliden Bertrauen befleidet war, vereinigen läßt, mußte bas Tail. Gabinet 
barans fchließen, daß bieftr Prälat, indern er zwifchen ben Eingebungen feines 
Gewiſſens und äußern Antrieben ſchwankte, nicht mehr dem Zweck entipredhe, 
welchen man durch feine Ernennung in einem jchwierigen Augenblid, wo «8 
darauf ankam, die moralifhe Autorität ber Religion von bem Stanbpunft 
wieder zu erheben, auf welchen man fie hatte finfen Iajjen, indem man unter 
ihrem gebeiligten Mantel die Berechnungen ber politifchen Leibenfchaften ver⸗ 
barg, hatte erreichen wollen. Es ijt augenſcheinlich, daß biefe Schwächen den 
Erzbifchof ber Gefahr ausjetten, unter den Händen einer Partei, welche ent⸗ 
ſchloſſen war, vor feinem Mittel zurüdzufcreden, ein um fo gefährlicheres 
Inſtrument zu werben, als er aufrichtig und überzeugt war. Dieje Betrach⸗ 
tungen haben ſeine Berufung nah Rußland motivirt.” 

5. „ (Littdauen). General Murawiew belegt bie ſämmtlichen Tie- 
genden Güter des (polnifhen) Adeld der Provinz willkürlich mit 
einer Abgabe von 10 %: 

„In Kenntniß geſetzt, daß meine Projecte, betreffend die Belaftung ber 
liegenden Güter bes Adels mit einftweiliger zehnprocentiger Abgabe von bem 
von ihm jelbft ermittelten unb beclarixten Ertrage bes in ihrem Befit fi 
befindenden Ackerlandes, bie höhere Beitätigung erhalten haben, beauftrage i 
Ew. Erc., um das Eintreiben ber Abgabe vom grundbefigenben Abel des 
Ihnen anvertrauten Guberniums defto Teichter zu bewerfftelligen, unverzüglich 
entfprechendbe Anordnungen auf ber Bafis folgender Hauptprincipien zu treffen: 
4) Die Eintreibung ber zehmprocentigen Abgabe kreisweiſe nad) ben zu biejem - 
Zweck verfertigten Plänen, aus allen dem Adel gehörigen Gütern, und zwar 
durch bie Kriegsfreiscommiffäre unb bie ihnen untergebene Lanbespolizet zu 
bewerfitelligen. 2) Zur Einbringung ber von ben Grunbeigenthümern zu 
zahlenden Abgabe einen fiebentägigen Termin zu beflimmen. Sollte irgend 
einer ber Grundbeſiher in ber beſtimmten Zeit bie won ihm zu zahlende Ab⸗ 
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gabe nicht entrichten, fo find ſofort bie Kreispräfekten zu ermächtigen, unden 
züglih und unnachſichtlich alle im Haus und Vorwerk ſich U: 
bilien, Vieh, Pferde unb Getreidevorräthe beffelben zu verfaufen. 3) Uede 
alle Girundbefiker, aus deren Familien fi einzelne Mitglieder, ohne anır 
geben wohin, entfernt haben follten, mir jofort zu berichten, bamit ih Ar 
ordnung treffen fönne, ihre Abgabe zu erhöhen, weil foldhe boppelt jäul:: 
im Verhältniß zu Andern erfcheinen. 4) Alle auf dieſe Weife zufammenz 
brachten Summen haben bie Kriegsfreispräfecten an die Kreiskaſſen abiulıc: 
fern ꝛc.“ 


27, uni. weiter gemeinfamer Schritt der brei Mächte Yrankris. 


28. , 


30, 


England und Defterreih zu Gunſten Polens: Uebergabe der ku: 
treffenden Noten an den Fürften Gortſchakoff. 

(Rothrufland). Die Infurrection will in Volhynien, Pe— 
bolien und ber Ukraine nit recht Fuß faſſen. Kundmachung te 
„Departements der poln. Nationalregierung für Ruthenien“ : 

„Das Gentralcomite bat zu Ende bes vorigen Jahres alle Kräfte Cer⸗ 
greßpolens concentrirt, es legte ben Unzufriedenen Schweigen auf, und K 
fiegte die Widerfpenftigen, Das gleiche Biel erreichte kurz barauf auch ta 
Litthauer Comite. Nur in ben Neußenländern gelang es ber Nationalkebirt 
nit, fih zum Mittelpunfte der patriotifchen Beltrebung zu maden. Zi 
Folgen waren leicht vorauszufeben. Während in Congreßpolen umb Littbaue 
der Aufftanb durch geſchickte Leitung dem Feinde immer bebrohlicher wurde 
zeigte jich die reußiſche Nationalbehörbe machtlos jowohl gegen ben weint 
als zur Vereinigung ber vorhandenen Kräfte. Das Centralcomite, jept !: 
tionalregierung, bat fi baburd bewogen gefunden, neue Mitglieber für dei 
reußiſche Comité zu ernennen, bie ganze bisher beftanbene Organijation i 
Volhynien, Podolien und ber Ukraine aufzußdien, und bie Bürger biefer Fr: 
vinzen zum Gehorſam gegen die neu eingelebte Behörde aufzuforbern. Zu 
durch das Vertrauen der Nationalvegierung unb folibariih mit derſelben ven 
bunden, übernehmen wir bie Leitung diefer Länder, und bofjen zuverſichtlid 
daß bie treuen Söhne bes Baterlanbes, die traurigen Folgen der Anardı 
erfennend, unter Führung ber von uns ernannten Behörden mit neuem Cr! 
an's Werk gehen werben.“ 

(Littdanen). Erlaß Murawiews gegen ben niebern Abel un 
bie fog. Einhufner, die vormals zum niebern Abel gehörten. Tii 
Grundftüde aller Perfonen dieſes Standes, welde an bem Aufjtant 
theilnehmen oder ihn irgendwie begünftigen, follen fofort denſelber 
abgenonmen und zur Benütung den Taglöhnern und Heinen Bauen 
ber ©emeinben, zu welchen fie gehören, übergeben werden, wobe 
diejenigen, weldye ſich durch bejondere Berbienfte beim Niedermwerfe 
bed Aufſtands ausgezeichnet, vorzugsweife zu berüdjichtigen ſind 
Zugleich werben die Bauern aufgefordert, jene Abeligen, welche fid 
ber Theilnahme am Aufftand fehuldig oder verbädtig machen, fe 
fort zu verhaften und an das Militärcommando abzuliefern. 


2. Juli. (Polen). Sin Erlaß ber geheimen Nationalregierung orbne 


bag Verfahren ber Revolutionstribunale und creirt zugleich 3 hoͤchſt 
Gerichte ober Obertribungale in Warſchau, Litthauen und Ruthe 
nien. Jedes Obertribunal befteht aus einem Präfidenten und vie 
Richtern, bie ein Collegium bilden. Außerdem gehört ein Pro 
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curator dazu. Die Richter und den Procurator ernennt bie Na⸗ 
‚tionalregierung, bdiefelben find unabjeßbar. Die Obertribungle ent⸗ 
jheiden mit Stimmenmehrheit, bie Urtheile berjelben find endgültig. 
Berufung von benfelben ift Niemandem gejtattet. Alle Vorfchriften 
für die Revolutionstribungle gelten auch für die Obertribunale u. f. w. 

3. Juli. (Polen). Die geheime Nationalregierung becretirt ein Zwangs⸗ 
anlehen von 26 Mil. poln. Gulden und ernennt Ladislaus Czar⸗ 
toryski, Joſehh Ordega und Severin Galczowski zu Berwaltern 
biefer Schuld. 

„„CEitthauen). Proclamation Murawiews an alle Stände feines 
Amtsbezirks: 

„Es iſt die Zeit gekommen, in der die Regierung entſchloſſen iſt, mit 
unbeugſamer Feſtigkeit dem verbrecheriſchen Treiben der Rebellen Grenzen zu 
ſetzen, nachdem ſie ihnen bis jetzt Zeit und Mittel gegeben, um ſich zu be⸗ 
denken und zur Pflicht zurückzukehren. Die Hauptförberer des Aufſtandes 
und ihre SHelfershelfer, bie alle Stände zur Theilnahme am Aufruhr an- 
ſpornen, bie frieblihen Lanbbewohner aufreizen, ihr gemeinfchaftliches Ver: 
mögen rauben und bie treuen und pflichtgetreuen Unterthanen bes Kaifers 
einem qualvollen Tobe unterwerfen, tragen eine große Berantwortlichleit vor 
Gott, dem Kaifer und dem Volke, unb werben ber gerechten Strafe nicht ent: 
gehen. Aus ben Acten ber Unterfuhungscommiffiosnen, den Berichten ber 
Militärchefs und den Ausfagen ber Gefangenen gebt hervor, daß außer ben 
Schlachtſitzen (Bauernabel), Städtern und fonftigem müßigem Volt, bas ſich 
niemals durch gute Sitten ausgezeichnet, eine große Anzahl Perfonen, die an 
ben gegenwärtigen Unorbnungen theilnehmen unb mitwirken, ber Tatholi: 
hen Geiftlihfeit, dem eingebornen Adel und ben Gutsbefikern 
angehört. Der an dieſes Standes ift fo allgemein geworden, baß bie 
Adelsmarſchälle, auf meinen Befehl gefragt, fich nicht entichließen Tonnten, 
biejenigen Berfonen nambaft zu machen, auf beren politiſche Zuverläſſigkeit 
man bauen fünne. Die Friebensrichter unb andere Perjonen, bie bei ben 
Friebensinftitutionen Aemter befleiden, haben bie heilige Pflicht, bie ihnen 
von ber Regierung und Geſellſchaft auferlegt ift, Yörberer ſolcher Einrichtun- 
gen zu fein, bie das Wohl und Gebeihen des Volkes bezweden, vergeſſen und 
find Hauptlenfer ber renolutionären Bewegungen — In Folge deſſen 
war ich gezwungen, ſie aus dem Dienſte auszuſchließen, dem Kriegsgerichte zu 
übergeben und einen großen Theil ber Friedensinſtitutionen eingeben zu laſſen. 
Endlich bat die Fatholifche Geiftlichfeit noch nie fo dreift und geſetzwidrig ihre 
verbrecherifhen Handlungen an den Tag gelegt, wie jeßt; der Ruf zum Auf: 
ſiande erfchallt von ber Höhe ver Kanzel; Neben, vom Geifte bes Hafles und 
der Zerftörung durchdrungen, Hört man in ben katholiſchen Heiligthümern; 
ja einige fanatifche Geiftliche greifen jelbft zu ben Waffen, gefellen ſich zu 
ben Mebellenhaufen und führen einzelne berfelben an. Die hohe Geiftlichkeit 
aber, bie das befte und ficherfie Drittel beſitzt, um das Land zu beruhigen, — 
eine Ermahnung im Namen Gottes, zur Orbnung und geſetzlichen Pflicht 
zurückkehren — ift abfichtlih unthätig und gibt damit ihre Zuftimmung zu 
ben blutigen Wirren und Unorönungen, durch bie das Volt, bas ſich ber 
gefepmäßigen Obrigkeit in Treue unterwirft, dem Kaifer, feinem Befreier, 
dankbar und grenzenlos ergeben ift, Titt und noch immer leidet. ine folde 
Sachlage barf nicht Länger geduldet werben. Ich rufe alle Stände zur Er⸗ 
füllung ihrer Pflicht. Jedes Glied ber Geſellſchaft ift jetzt verpflichtet, ver⸗ 
nünftig und redlich fih zu feiner Untertbanenpflicht zu wenden und Ans 
geſichts ber gegenwärtigen Vorgänge, bie das ganze Lanb mit unjäg: 
lihem Elend bebrohen, bejonbers aber die Grundbeſitzer, bie Regierung bei 
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Wieberherſtellung der Ruhe und Ordnung zu unterſtützen. Edellente ımt 
Gutsbeſitzer insbeſonders ſollen ihre unnüten Hoffnungen fahren laſſen une. 
verantwortlich für ihre Familie und bie Perſonen, bie ſie, zu Verwaltern iber 
Beſitzungen eingeſetzt haben, ſich der geſetzmäßigen Gewali unterwerfen, je 
Theilnahme am Aufftand unb Unterjtüßung der Mebellen durch Gelb unt 
Borräthe aufgeben, bie Böswilligen, bie fi auf ihren Gütern, Wälberr. 
überhaupt in ihrem Gebiete zeigen, anhalten und ben Händen ber Regierun: 
ausliefern. Im entgegengefebten Falle ift ber Befehl ertheilt, die Schuldigen 
zu ergreifen unb dem Kriegsgerichte zu ne ihre Befikingen aber m.: 
Beichlag zu belegen und bie Einfünfte berfelben, jowie ben Crlös von ber 
verkauften beiveglichen Eigentbum zur Dedung ber Ausgaben, weldhe bie T:- 
cifitation bes Landes erforbert und zur Unterftüßung derjenigen unglüdlicer 
Familien, welche durch bie Wuth ber Nebellen gelitten haben, zu verwenden 
Bon meiner Seite werben ſchon alle Anordnungen getroffen und auch in Aus 

führung gebracht, bie auf Unterdrüdung unb Bernichtung ber rebelliichen Um 

triebe binzielen. Ich Habe bie Militärobrigfeiten in Uebereinftimman: 
mit meiner bereits veröffentlichten Inſtruction zur Organifation einer mili⸗ 
tärifchsbürgerlicden Verwaltung im Lande mit Vollmachten zu entfdhiebenen 
Handeln ausgeftattet und ihnen aufgetragen, alle ben Kaijer unb ber Re— 
gierung treuen und ergebenen Einwohner, insbefondere bie Landbeuölfernn: 
unter ihren Schuß zu nehmen und buch Militärgewalt vor Mißhandlungce 
ber Aufftändifchen ficher zu ftellen. Ich habe an die zeitweilig verpflichteten 
und Kronbauern einen Aufruf ergehen laſſen, fie möchten Milizen bilden, ur 
ihre Dörfer vor Plünberung und der Wuth ber Inſurgenten zu bewabren: 
ih babe ihnen bie Weifung gegeben, fie follen in ben Grenzen ihrer Tier: 
gemeinben und Meiereien Teine Zufammenfünfte ber Aufrührerifhen, Fr 
wafinung unb überhaupt Vorbereitung zum Aufftande bulben, fondern al 
Theilnehmer und Förderer des Aufſtandes, weß Ranges und Standes fie aus 
feien, ergreifen und fie ben nächſten Militärcommeanbos übergeben. Die Re: 
gierung wird bei ber Erfüllung ihrer Pflicht, das Land von bem Elende. 
welches bie Repolutionsparteien über basjelbe bringen, zu erreiten, nid 
fhwanfen; fie wird die Theilnehmer unb Führer des Aufſtandes nicht unae- 
firaft laſſen, indem fie lieber an Einzelnen ein firenges Beiſpiel ftatwirt, al: 
unnützes Blutvergießen und Opfer zuläßt. Biele der Schulbigen haben laxt 
friegsgerichtlichen Urtbeils ſchon bie verdiente Strafe erlitten; Hunberte rer 
Berloren, und unter biefen eine nicht geringe Anzahl Geifllider unb Gute 
befiger, werben in Feſtungen und Kerlern gefangen gehalten und nad Been 
bigung ber Unterfudung nah dem Maße ihrer Schuld geftraft werben. In— 
bem bie Regierung alle Mittel zur Wiederherfielung der Orbnung anwendet 
unb ben gefeglihen Weg gebt, um ben Staat ganz und ungetheilt zu er: 
halten, wird fie in ihrer Xhätigfeit vor Teinen Hinderniß zurüdbeben; au’ 
bie Heeresmacht und bas Volk geftüßt, ift fie ftarf und unbezwingbar, und 
bas Bewußtjein ber Gereihtigfeit ber Sache unb das patriotifhe Gefühl gan: 
Nußlands für biejelbe mehren und Träftigen ihre Stärke. Der weſtliche ZT beil 
ift ſowohl durch die Mebrgahl der eingebornen Bevölkerung, als durch Birtc: 
rifches Recht ein ruſſiſches Land, ein altes Eigenthum ber ruffiihen Kaifer, 
unb nur durch ein unzertrennliches Band mit ber ruſſiſchen Nation kann ber 
Abel diefer Gegend, ber fich ben Polnifchen nennt, von ber Gnade bes Me: 
narchen Verbefjerung feines Dafeins erwarten; jekt aber arbeitet er burch 

geſetzwidrige Handlungen ſelbſt ber Ausführung dieſes Vorhabens entgegen. 

Ich jage, jeder Verſuch, von welcher Seite er auch ausgehen mag, bie Em— 

pörung mit irgenb welchen Mitteln weiter aufrecht zu erhalten, wirb mit 
Strenge und unwanbelbarer Gerechtigkeit verfolgt werden ; zugleich erfläre ich 

aber auch, daß ich, vom Willen bes Kaiſers berufen, bem Lande die Rube 

wieder zu geben, bereit fein werde, die Hand zur Hülfe zu reichen und am Fuße 

bes Thrones unjeres guäbigen Monarchen für jene unklüdlichen Opfer einer 
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wohnfinnigen Aufheperei und eines treubrüchigen Betrugs Fünfpracke einzu: 
Tegen, bie, zu eibverlegenden Handlungen verleitet, — und doffenherjige Reue 
zeigen und, zur Unteribanentreue zurückgekehrt, bieſes nicht nur durch Worte, 
fondern buch Thaten beweiſen werben.“ 

7. Juli. (Polen) DerMarfgraf Wielopolski erhält Urlaub, 
General Berg ftatt feiner ben Vorſitz im Staatsratbe 
bei Verhinderung bes Großfürſten Statthalter. 


(Littbauen) Kin Decret Murawiews befiehlt den Gouver⸗ 
neuren ber Bezirke von Wilna, Grodno, Kowno und Minsk, fofort 
ben Sefammtbetrag ber von den nfurgenten in ben betreffenden 
Kreifen weggenommenen Gemeinde: und Staatsgelder zu ermifteln, 
ſodann benfelben, „auf die den Bürgern polnifher Nationalität 
gehörigen Befitungen zu repartiren und zugleich ben militärifchen 
Befehlshabern in ben Kreifen unbedingte und unnachſichtige Betrei- 
- bung ber auf bie Befigungen kommenden Beträge binnen zehn Tas 
gen anzubefeblen, im alle aber, wenn irgend ein Befiter binnen 
ber geftellten Frift die befohlene Zahlung ber auf feine Befißung 
tepartirten Summe nicht leiften follte, das Beſitzthum des Unge⸗ 
horfamen behufs Beitreibung des Betrages verlaufen zu laſſen.“ 


8. „ Kaiſerl. Ufas, betr. die Emancipation der (mehr als 2 Mill. 
Seelen zählenden) Tail. Apanages und Domänenbauern. Durch 
biefe Maßregel werben benfelben „nicht nur alle biejenigen perſön⸗ 
lihen Rechte gewährt werben, welde ben aus der Leibeigen- 
fchaft getretenen Bauern gewährt worden, und welche fie bisher 
nit gebabt hatten, fondern ihnen auch behufs Verbeſſerung und 
Befeftigung ihrer ökonomiſchen Verhältniffe ihre Landquoten unter 
beſonders feitgefeßten Bedingungen als Eigenthum überlaffen werben, 
fo daß alle Laiferlihen Palais- und Apanagenbauern 2 Jahre nah . 
der Publikation des Neglements über ihre neue ‚Organifation in 
die Clafje der bäuerlihen Landeigenthümer ‘treten können.“ Es 
wird ihnen biefür bie Verpflichtung auferlegt, im Laufe von 49 Jah⸗ 
ven den Kaufpreis an bie Krone in foldhen Jahreszahlungen abzu⸗ 
tragen, welche den Obrok, ben fie bisher für bie bloße Benutzung 
derſelben Ländereien gezahlt hatten, nicht überſteigen. 


(Polen). In allen Kirchen Warſchaus wird ein Erlaß des 
kurz zuvor ernannten Generalvicars der Erzdiöceſe verleſen, durch 
welchen wegen der Gefangenhaltung des Erzbiſchofs eine allgemeine 
Kirchentrauer angeordnet wird. „Die Glocken, Orgeln, Muſik und 
Geſang ſollen ſchweigen, bis unfer Erzbiſchof zurückgekehrt fein wird.” ' 


Antwort Rußlands auf ben zweiten Schritt ber brei Mächte. Die 
ruffifche Regierung lehnt alle Begehren berfelben unumwunden ab, 
bie Erörterung der ſechs Punkte, fo lange die Orbnung in Polen 
nicht wiederhergeſtellt ſei, den Waffenſtillſtand als mit der Würde 
des Kaiſers unverträglich, die vorgeſchlagenen Conferenzen der Wiener 
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Vertragomaͤchte endlich, indem es Lediglich Conferenzen ber brei 
Theilungsmächte für angemeffen erklärt. 


Antwort an England: „... Lord Ruſſel Test uns ſechs TPunfı 
vor, bie er für geeignet hält, bie Pacififation bes Königreichs Polen herbei— 
zuführen. ..... Wir find nicht im Stande, biefe Hofinung ohne gewifie Ber: 
behalte zu theilen. So wie wir die Sache anſehen, muß ber Reorganilatıcn 
bes Königreichs unter allen Umftänden bie Wieberheritellung der Ordnung im 
Lande vorangehen. Dieſes Refultat hängt von einer Bedingung ab, auf welt: 
ich bie Regierung Ihrer britiihen Maj. aufmerffam gemacht habe und weld: 
nicht nur unerfült, ſondern nicht einmal in ber Depeſche Lord Nuffels be 
rührt iſt. Wir meinen bie materielle Unterflüßung unb moraliſche Ermutb:: 
gung, welche ben Aufftändifhen von außen zu Theil wird. .... Wenn Yert 


Rufjel genau von bem, was im Königreich Polen vorgeht, unterrichtet wäre, 
fo würde er, wie wir, willen, baß bie bewaffnete Empörung überall, wo rc 


auch immer Confiftenz zu gewinnen und fi ein fichtbares Haupt zu geben 
fuchte, ftetS zermalmt worben ift. Die Mafjen haben fi von ihr fern gu: 
halten, bie ländliche Bevölferung beweift ihre offene Feindſeligkeit wegen ber 


Unordnungen, durch welche bie Agitatoren bie indbuftriellen Claſſen ruiniren. 


Der Aufftand erbält ſich allein burch einen Terrorismus, wieer noch nie in 
ber Gedichte vorgefommen. Die Banden werben bauptfähli aus Elementez 
tecrutirt, welche bem Lanbe fremb find. Sie fammeln fih in den Wäfcere 
und zeritreuen ſich bei bem erften Angriffe, um jich an anderen Orten wiede: 
zuſammenzufinden. Werben fie zu hart bebrängt, fo gehen fie über Die Grenze 
um an einem anderen Punkte wieber ins Land bereinzufommen.. In peli: 
tiſcher Beziehung ift das ein Bühneneffect, mit dem man auf Curopa wirten 


will. Das Xctionsprincip ber leitenden Gomites von außerhalb ift, bie Aaı: 


tation um jeben Preis aufrecht zu halten, um ber Prefie fortwährend Cien 
zu Beridhten zu liefern, die öffentliche Meinung zu täuſchen und zur Plage 
ber Regierung eine Gelegenheit ober einen Vorwand zu einer diplomatiſchen 
ntervention zu geben, welche zur militäriſchen Action führen fol. Ale 
Hoffnung bes bemaffneten Aufftanbes ift darauf gerichtet; darauf bin Hat er 
bon Anfang an gearbeitet. Lorb Ruſſel wirb zugeben, daß bei biefer Yar 
bie Maßregeln, welche er und anempfiehlt, fih nur mit Schwierigkeit pracıt'a 
zur Anwenbung bringen lafien würben. ... . Wenn Earl Ruſſel aufmerkſam 
ben Erzeugniffen jener Preffe folgt, welche der polniſchen Rebellion ergeber 
ift, fo muß er wilfen, baß die Inſurgenten weber Amneftie, noch Autonomie, 
noch eine mehr ober weniger vollftändige Vertretung verlangen. Selbſt die 
volftändige Unabhängigleit bes Königreichs würbe für fie nur ein Mittel zur 
Erreichung bes eigentlihen Ziels ihrer Beftrebungen fein. Diefes Ziel in 
bie Herrichaft über Provinzen, in welchen die ungeheure Mebrheit der Ne: 
völferung bem Volksſtamme ober ber Religion nah aus Ruſſen beiteht; mit 
Einem Worte ein bis nad beiden Meeren fich erſtreckendes Polen, welches 
unausbleiblich einen Anfpruch auf bie polnifchen Provinzen im Gefolge haben 
würbe, die anberen benachbarten Mächten gehören. Wir wollen bier fein 
Urtheil über biefe Beſtrebungen füllen. Es genügt für uns, zu zeigen, daß 
fie vorhanden find, unb bag bie polniſchen SInjurgenten Tein Hehl baraus 
maden; bas Refultat, zu bem fie ſchließlich führen würben, Tann nicht zwei⸗ 
felbaft fein. Es würde ein allgemeiner Weltbrand werben, ben bie in allen 
Länbern zerftteuten Elemente ber Unorbnung, welche eine Gelegenheit ſuchen, 
Alles in Europa auf ben Kopf zu ftellen, verfchlimmern würben. 

„Hiernach wird es uns ber erſte Staatsfecretär Ihrer britifhen Majetät 
wohl erlafjen, feinen auf Einftellung der Feindfeligleiten abzielnden 
Vorſchlag zu beantworten. Der Zweck läßt fih nur dadurch erreichen, bat 
bie Infurgenten ihre Waffen nieberlegen und fi ber Milde bes Kaiſers 
überantworten. Jeder andere Ausweg würbe unverträglich mit der Würde 
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unferes erhabenen Gebieters und ben Gefühlen ber ruſſiſchen Nation fein. 
Zubem würde er ein Refultat haben, welches geradezu im Wiberfprudy mit 
dem von Lord Rufjel empfohlenen ftänbe. 

„Was bie Idee einer Conferenz ber acht Mächte betrifft, bie ben 
Wiener Vertrag unterzeichneten, auf welchem die ald Bafen zu Grunde ge: 
legten ſechs Punkte erörtert werben follten, fo erbliden wir in ihr ernftliche 
Unzuträglicfeiten, ohne daß wir im Stande wären, irgenb einen Bortheil' 
barin zu fehen. Wenn bie betreffenden Mafregeln zur Bacifitation bes Landes 
hinreichen, jo ericheint eine Gonferenz zwecklos. Sollten hingegen bie Maß: 
regeln weiterer Erwägung unterbreitet werben, jo würbe daraus eine birecte 
Einmifhung fremder Mächte in die intimften Verwaltungsbetails erfolgen, 
eine Einmilhung, welche feine Großmacht geftatten darf, unb weldde England 
in Bezug auf feine eigenen Angelegenheiten ſich ficher nicht gefallen laſſen 
würde, Eine joldhe Einmiſchung würbe weber. dem Geiſte noch bem Buch: 
ftaben ber Wiener Verträge entiprechen, auf Grundlage berer wir bie Mächte 
zu einem freunbjchaftlichen Ideenaustauſche eingelaben haben; fie würde bie 
Wirkung haben, das Ziel, welches fie fich geftedt haben, noch weiter in bie 
Ferne zu rücken, indem fie bie Regierung ihres Anfehens und ihrer Autorität 
Beraubte, und bie Anſprüche und Illuſionen ber polnifchen Agitatoren noch 
erhöhte. Das im Yahre 1815 beobachtete Verfahren fcheint uns Klar genug, 
bie Beichaffenheit der Berathungen anzubeuten, welche über Fragen aktfnben 
fönnen, bie einerjeit8 auf allgemeine Intereſſen, unb anbererfeits auf abmi- 
niftrative Detaild Bezug haben, welche ausichlieklich in ben Bereich ber be< 
nachbarten fouveränen Staaten füllen. Damals warb in ber Praris ein 
Unterfchieb zwilchen biefen beiden verichiebenartigen Intereſſen feitgeftellt. Die 
einen waren Gegenftand bejonberer Verhandlungen zwifhen ben Höfen Ruß: 
lands, Defterreih8 und Preußens, zwijchen welchen die gefchichtlichen Weber: 
lieferungen eine fortwährende Berührung und unmittelbare Nachbarſchaft, eine 
innige Solibarität gejchaffen hatten. Alle Beitimmungen, welche die innere 
Verwaltung und bie gegenfeitigen Beziehungen ber feit bem Wiener Congreſſe 
unter ihre Herrichaft gejtellten polnischen Gebietstheile regeln follten, finb in 
Berträgen niebergelegt, welche am 21. April (3. Mai) 1815 direct zwilchen 
diefen drei Höfen abgejchloffen wurden. Später wurben fie burch eine Reihe 
befonderer Gonventionen vervollftändigt, fo oft bie Umftänbe es erheifchten. 
Bloß bie in biefen Verträgen erwähnten allgemeinen Grundſätze, welde Eu: 
ropa interefjiren fonnten, wurden in die Wiener Congreßacte vom 29. Mai 
(9. Juni) aufgenommen, die von allen bazu eingeladenen Mächten unter: 
zeichnet ward. Gegenwärtig hanbelt es ſich nicht um biefe allgemeinen Grundfäße ; 
body) würden bie abminiftrativen Details und weiteren Arrange— 
ments einen braudbaren Gegenftanb zur Discufjion durch bie brei Mächte ab: 
geben, um die Stellung ihrer polnijchen Beſitzungen, auf welche ſich bie Beſtim⸗ 
mungen ber Berträge von 1815 erftreden, in Einflang mit ben Anforderungen 
ber Gegenwart unb dem ortfchritte ber Zeit zu bringen. Das Faijerliche Ca⸗ 
binet erklärt ſich ſchon jegt bereit, in ähnliche Unterhandlungen mit den Ca⸗ 
binetten von Wien und Berlin zu treten. ebenfalls ift die Wieberherftel: 
lung ber Ruhe eine unerläßliche Bebingung, die jeder ernftlichen Anwenbung 
on Pacificirung bes Königreihe beitimmten Maßregeln vorbergehen 
muß... . ; 

Antwort an Frankreich: „... Wir ſchätzen uns glücklich, zu fehen, 
daß das Tuileriencabinet gleichfalls ben Gebanten, ber uns bei ber Beant- 
wortung ihres erſten Schrittes leitete, Gerechtigkeit wiberfahren läßt. Dieſer 
Gedanke entiprang nicht allein aus dem Wunfche, einem Begehren, das und 
in freundſchaftlichſter — ausgebrüdt worden war, zu genügen. Er war 
uns außerdem durch das Gefühl ber moralifden Solibarität vorgefchrieben, 
welche, gegenüber ber a pen Action ber revolutionären Ele— 
. mente aller Länder, bie ji heute in dem Königreide Polen 
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eoncentrirt, und ben europäifhen Charakter ber Frage bil: 
bet, zwiſchen ben Großmächten beſteht. Wir mußten um fo mehr bie Au‘: 
merkſamkeit der Regierung bes Kaiſers Napoleon biefen Gegenſtande zumenben. 
als einer ber Sauptberbe biefer Aufregung fih in Paris felbft befindet. Mit 
Benützung ihrer gefellfchaftlichen Verbinbungen bat die polnifche Emigration Daicler 
eine ausgebehnte Verſchwörung organifirt, bie einerfeit® ben Zwed bat, burd 
ein Syftem beifpiellofer Shmäbung und Verläumbung bie öffentliche Meinun: 
Frankreichs irre zu führen, andererjeits, bie Unorbnungen in bem Künigreid- 
theils burch materielle Unterftüßung, theil® durch bie Schreddensherrfchaft eines ver: 
borgenen Comité's, theils durch Verbreitung befonbers ber llebergengung einer ar 
tiven Intervention von Außen zu Gunften ber unfinnigften Beſtrebungen me 
Aufftandes, zu unterhalten. Diefer Einfluß ift Heutzutage bie Hauptquelle einer 
Aufregung, bie ohne benfelben bereits unter ber Action ber Gejeße, vor ber 
Gteichgültigfeit oder dem Widerwillen ber großen Maffe erlofhen wäre. In 
ihm muß man aljo die moralifche Urſache ber Verlängerung ber peinlichen 
Sachlage fuchen, deren jchleunige Beilegung bie franzöfifche Regierung, wi: 
wir, fo fehnlich im Namen bes Triebens und ber Menſchlichkeit herbe iwünſcht. 
Wir geben und gerne bem Glauben bin, daß fie feinen Mißbrauch ibree 
Namens zum Bortbeil der Revolution in Polen und Europa geflattet wirt. 
Diefe Erwägungsgrünbde beitimmen ben Charakter der von uns an das Tu: 
leriencabinet gerichteten Einladung; fie beſtimmen gleichfalls ben Gegenſtandt 
und bie Tragweite bes Ideenaustauſches, zu bem wir baffelte aufgeforben 
haben. Wenn in einem Lande bie Ordnung ernſtlich geftört ifl, jo vermögen 
bie benachbarten Staaten nicht gleichgültig dabei zu bleiben, und bie übrigen 
Mächte Fönnen ohne Zweifel, im Hinblid auf die allgemeine Sicherheit, An 
tbeil baran nehmen. Aber ein pofitives Recht in biefer Beziehung läßt nd 
nur auf bie Beflimmungen ber beftehenben Verträge begründen. Desbalb 
müffen wir felbfi aus dem freunblihen Ideenaustauſche, 
auf den wir uns einzulajfen geneigt find, jede Anfpieluns. 
auf Theile bes ruffifhen Reiches ausfchließen, aufwelde jie 
feine Sonberbefiimmung irgenb einer internationalen Acte 
anwenden läßt... “ 

Antwort an Defterreid: „ . . . In Bezug auf Berathungen in | 
Eorferenz, an welchen alle Mächte, weldhe bie Wiener Seneralacte v. 27. Mai 
(9. Yunt) 1815 unterzeichnet Haben, Theil nehmen würben ... vermöächten 
wir weder Opportunität noch praftiichen Ruten barin zu erfennen, baf ihrer 
Berathung Tragen unterzogen würden, welche fi an das innerfte Detail ber 
Verwaltung bes Königreichs Inüpfen würden. Keine Großmacht Tönmte au 
eine folche birecte Ginmifchung in ihre inneren Angelegenheiten eingehen. Die: 
felbe liegt übrigens weder im Geiſte, noch im Buchſtaben der beſtehenden Rer: 
träge und würbe ba8 Ziel ber Pacififation, auf welches ale Wünſche und 
Bemühungen ber Mächte gerichtet find, nur weiter Binausrüden, indem fie 
die Anmaßungen ber polnischen Agitatoren um eben fo viel erhöhen, ale das 
Anfeben ber fonveränen Autorität verringern würbe Herr Graf v. Rechbera 
bat, indem er feinen eventuellen Beitritt zu einer derartigen Combination von 
ber vorläufigen Zuſtimmung bes Faiferlihen Cabinets abhängig machte, mit 
einem von unferem erhabenen Sebieter vollfommen gewürbigten Billigfeite: 
gefühle felbft die Unmöglichfeit geahnt, in welcher wir uns befänben, darauf 
einzugehen. Wir erkennen mit Vergnügen in biefer Zurücdhaltung einen Be: 
weis ber freundfchaftlihen Gefinnungen bes Wiener Cabinets unb ein Jeugnik 
ber richtigen Würdigung ber Situation von Seite bes Herrn Grafen ron 
Nehberg... . . " | 


15. Juli. Ein kaiſerl. Decret orbnet für den November eine neue Recrus 


tirung von 10 auf 1000 Seelen an. 


18, „ (Litthauen). Ein Decret Murawiews belobt bie von ihm ine 
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Leben gerufenen Bauernwachen zu Berfolgung und Entbedung Auf: 


ftändiſcher und verheißt denfelben für jeden von ihnen aufgegriffenen 


und an ben Kreismilitärchef abgelieferten Aufftändifchen 3 Silber: 
rubel unb wenn er bemaffnet iſt, 5 Silberrubel. 


19. Juli. Das öfterr. Cabinet Tehnt die von Rußland in feinen Antworten 


27. 


31. 


9 


" 


an die drei Mächte vom 13. Juli verfuchte Trennung Defterreichs 
von den Weſtmächten fofort entfchieden von der Hand (ſ. Defterreich). 

(Litthauen). Ein Erlaß Muramiews befiehlt, daß „diejenigen 
Aufftändifchen, welche fih in den Wäldern aufhalten, verbiffene und 
in Bo6heit befungene Rebellen, fobald fie gefangen genommen wer: 
den, zumal wenn fie Bürger, Adelige oder Geiftliche find, binnen 
24 Stunden dem Kriminalgerichte übergeben und mit dem Tode 
beftraft werben follen, nachdem die Militärbefehlehaber der Kreiſe 
das Urtheil beftätigt haben.” 

Die Bauernemancipation wird in Rußland als in ihrem erften 
Stadium durchgeführt betrachtet. 

(Polen). Die geheime Nationalregierung erläßt ber biploma- 
tifchen Intervention gegenüber, deren Zielpunkte fie für ungenligenb 
erflärt, eine Proflamation an die Polen und ein Manifeft an bie 
Völker und Regierungen Europas, in welcher alle nationalen For⸗ 
berungen in ihren ganzen Umfange feitgehalten und namentlich 
auch Litthauen und Reußen als untrennbare Gebiete Polens be= 
zeichnet werben. Als Enbdziel des Aufſtands wird neuerdings bie 
MWiederaufbauung Polens in ben Grenzen von 1772 erklärt. 

Der Kaifer befichtigt bie zur Vertheidigung Finnlands getroffer ” 
nen Maßregeln. 


3., 11. 12. Aug. Ingland, Frankreich und Oeſterreich verwenden fich 


zum brittenmal in übereinftimmenden Noten an bie rufliihe Re: 
gierung für Polen. 


11. Aug. (Polen). Eine Verfügung der ruſſiſchen Regierung fest für 


12, 


alle Städte einen 12tägigen Termin für bie Entrichtung ber rück⸗ 
ftändigen Steuern an, nad) deſſen Ablauf folgende Mittel ange: 
mwenbet und zur Ausführung gebracht werben follen: F. 1. Den 
Hausbefigern eine militärtfhe inquartierung, ohne bie mindefte 
Radfiht in der Ausdehnung, wie fie das Haus nur zu fallen im 
Stande if, zu geben. F 2. Häufer, Magazine, Babrilen zc. 
zu fchließen und mit bem Taiferlichen Siegel zu verfeben «c. 

(Rothrußland). Ein kaiſerl. Ukas verkündet für die Ukraine 
weſentlich diefelbe Maßregel, wie ſie unter dem 13. März für Lit- 
thauen getroffen wurde. Mit dem 13. Sept. foll jedes obligato: 
riſche Berhältnig zwifchen Adel und Bauern aufhören und Tebtere 
ben Kaufpreis nit an bie Grundbeſitzer, fondern an bie Res 
gierung zahlen, durch welche alfo der Adel allein zu —— Entſchã⸗ 
digung gelangen kann. 
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25. Aug. Gröfäeft Conſtantin geht von Warfhau nad; St. Petersburg 


n 


um nicht mehr nad Polen zurüdzufehren. 

Durch Taiferl. Ukas wird ein großer Theil ber Reſervearmee zur 
Linie herangezogen, was als eine vorbereitende Maßregel zur Me: 
bilifirung angefehen wird. 

(Finnland). Ein kaiſerl. Ukas geftattet der finnifhen Sprache 
das gleiche Recht wie ber bisher officiellen ſchwediſchen. 


5. Sept. (Polen). Mm Warfhau wird eine Verfügung bes Stattbal: 


7. 


ters in Betreff der Einziehung der rückſtändigen und laufenden Ak: 


gaben befannt gemacht. „In Erwägung, daß die bisherige Ereau: 


ttonsart zur Eintreibung von Steuern, felbft bie Cinquartierung 
größerer Militärabtbeilungen, unter ben jebigen Umſtänden nidt 
ausreichend ijt, wird ber Perfonalarrefi und das Schließen ber 
Handlungen und Fabriken als Grecutionsmittel eingeführt.“ 


Rußland beantwortet die dritten übereinftimmenden Depefchen ter 
brei Mächte dadurch, daß e8 die Discuffion für gefchloffen 
erklärt. DR: 

Antwort an Englanb: „... Indem wir bie Bemerkungen, weld: 
Lorb Ruſſel anführte, mit der Achtung empfingen, welche wir flets für bie 
Meinungen ber Negierung J. brit. Maj. begen, können wir nur bebauern, 
barans den Schluß ziehen zu müſſen, baß wir das Ziel nicht erreicht haben, 
welches wir uns vorgeftedt hatten. Bon dem Augenblide an, wo Diefe Tie: 
cuffion nur barauf hinausgehen Tonnte, bie Verichiebenheit unferer Anfichter. 
zu conftatiren und zu beftätigen, mwürbe es nur zu fehr gegen unfere verjähn: 
lichen Dispofitionen gehanbelt fein, diefe Discuffion zu verlängern, und wir 
glauben, daß wir in biefem Punkte mit ben Gefühlen bes eriten Stautsfecre: 
tärs J. brit. Maj. nicht im Widerſpruche ftehen.“ 

Antwort an Franfreid: „.. . Wir glauben ben Wünſchen bes Hrn. 
Minifters ber auswärtigen Angelegenheiten Franfreichs entgegenzufommen, in: 








bem wir uns einer ferneren Discuffion enthalten, weldde den von une in 


Ausfiht genommenen verjföhnlichen Zweck nicht erfüllen würbe, wenn fie zu 


nichts anderem führen follte, als beide Regierungen in ihren Anfichten über 
eine Frage zu beftärfen, über welche wir lebhaft bebauern, uns mit dem Tui— 
feriencabtnet nicht in Webereinftimmung zu finden. Wir werden in ber De: 
peiche des Hrn. Drouyn be Lhuys nur einen Punkt befonders hervorheben, 
weil ums barauf anfommt, zum voraus jeden neuen Anlab zu Mißverſtänd⸗ 
niffen zu befeitigen. Ich fpreche hier von der wieberholt unb unter verfchie: 
denen Formen durch Hrn. Drouyn be Lhuys vorgebrachten Anipielung auf bie 
weitlichen Provinzen Rußlands, als feien biefe in einem gewiffen Grab ber inter: 
nattonalen Stipulationen theilhaftig, welche 1815 die Geſchicke des Herzogthums 
Warſchau —5 haben. Das kaiſerl. Cabinet vermag dieſen Standpunkt in 
keinem, ſelbſt nicht dem beſchränkteſten, Maße zuzulaſſen, und Ew. Erc. wird 
erſucht, Hrn. Drouyn de Lhuys die bereits in meiner frühern Depeſche ge⸗ 
machte Erklärung zu wiederholen, daß, ſtets bereit, ihre Verpflichtungen gegen 


alle Mächte gewiſſenhaft zu erfüllen, Se. Maj. jede Anſpielung auf Theile 


feines Reiches, auf welche keinetlei internationale Stipulation ihre Anwendung 
— kurzweg ſelbſt aus einem freundſchaftlichen Ideenaustauſch ausſchließen 
mu 


Antwort an Oeſterreich: „... Einen fo großen Werth wir auch 
darauf gelegt hätten, uns mit dem Wiener Cabinet in einer Frage, von der 
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wir glauben, daß in derſelben unſere Intereſſen identiſch find, zu verftänbdigen, 
jo find wir doch entfernt davon, eine Discuffion verlängern zu wollen, welde 
nur eine Verſchiedenheit ber Meinung berausftellen würbe. . .“ 


0.Sept. (Polen) Warſchau wird auf 10 Tage vollftändig abgefchloffen 


18. 


19. 


und dem ftrengften Belagerungszuftanb unterworfen, um wo möglid 
endlic, der geheimen Nationalregierung auf bie Spur zu Tommen. 
Selbſt die Frauenklöfter werden nicht verfchont. Die geheime Na: 
tionalregierung wirb nicht gefunden. 


„ (&$innland). Eröffnung des Landtags. Thronrebe bes Kaifers: 


we... ch batte bie Regierung bes Großfürftentbums ermächtigt, Anleihen 
zu machen ausjchließlich zu dem Zweck, ben Anjprüchen bes letzten Kriegs. zu 
genügen und bie Koften ber Eifenbahn von Helfingfors nah Tawaftehus zu 
beiden. Der Redyenjchaftsbericht liber die Verwendung ber Anleihen wirb er: 
geben, baß die gegenwärtigen Ginfünfte binreihen, um biefe Schulb zu ver: 
zinfen und zu amortifiren. Mein Wunfch ijt es jeboch, daß in Zukunft feine 
neue Anleihe gemacht werbe ohne Zuziehung ber Stänbe bes Großfürſten⸗ 
thums, en von einer unvermutheten Findlichen Invbaſion oder einem 
anderen unvorhergejehenen öffentlihen Unglüd, Die neuen Steuern, bie ich 
bem Landtage werbe vorjchlagen laſſen, find dazu beflimmt, verichiebene Maß⸗ 
regeln auszuführen, welche auf das Wohlfein bes Landes und bie Beförderung 
bes Volksunterrichts berecinet find. Marche Beftimmungen ber Grunbgejege 
find nicht mehr anwendbar auf den Zuftand ber Dinge, ber feit der Vereini⸗ 
ung bes Großfürſtenthums mit dem ruſſiſchen Meich eingetreten ijt; andern 
—* es an Klarheit und Beſtimmtheit. In dem Wunſche, dieſen Unvollkom⸗ 
menheiten abzuhelfen, beabſichtige ich Geſetzentwürfe ausarbeiten zu laſſen, 
welche Erläuterungen und Ergänzungen jener Beſtimmungen enthalten, und 
bem nächiten Landtage, ben ich in Drei Jahren einzuberufen bente, 
vorgelegt werben jollen. Das conftitutionellzmonarhifhe Princip 
aufrecht erhaltend, welches ben Sitten des finnifchen Volkes innewohnt, und 
das in allen feinen Gefegen und Inſtitutionen ausgeprägt ift, will ich in biefe 
Entwürfe ein ausgebehnteres, als das jett von ben Stänben bejeffene Recht 
zur Ordnung ber Steuervertheilung, forwie bas Recht, Anträge zu ftellen, das 
fie vor Alters befejjen, aufnehmen lafjen, werde mir jedoch in allen Fragen, 
welche eine Xenberung ber Grundgeſetze betreffen, das Recht der Initia⸗ 
tive vorbehalten. Sie feinen meine Gefinnungen, meine Wünfche für das 
Glück und Gedeihen ber meiner Yürforge anvertrauten Völker; Teine meiner 
Handlungen ift bazu angethan geweien, das Verſtändniß zu ftören, welches 
wilchen dem Souverän und der Nation herrfchen fol. Ich wünſche, daß basjelbe 
——— daß es wie bisher eine Bürgſchaft der guten Beziehungen ſein möge, 
die mich mit dem braven und loyalen finniſchen Volk verbinden. Es wird 
mächtig beitragen zu ber meinem Herzen fo theuren Wohlfahrt des Landes, 
und mir einen Beweggrund mehr liefern, Sie in regelmäßiger Wieberfehr um 
mid zu verfammeln. An Ihnen iſt es, buch bie Würde, Mäßigung und 
Ruhe Ihrer Verhandlungen zu beweifen, daß in ben Hänben eines verläns 
bigen, zur Arbeit entfchlojjenen, mit feinem Fürften in einem praftifhen Sinne 
für die Entwidelung feiner Wohlfahrt einigen Volles Fiberale Inftitutionen, 
weit entfernt eine Gefahr zu fein, vielmehr eine Bürgſchaft der Drbnung und 
bed Gedeihens werben.“ 


„ Bolen) Attentat auf General Berg in Warſchau. “Der 


Palaſt Zamoyski, aus bem es gejchehen, wird vom zuffiihen Mi⸗ 
litär geplündert, 


n„n (Polen). Die geheime Nationalregierung erflärt, daß bas At⸗ 


tentat auf General Berg auf ihren Befehl ftatigefunden babe: „ber 
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Zwei desfelben war, bem Regime bes General® Berg, welcher bie 
Mifflon erhalten hatte, die Muramiew’fhe Ausrottungspolitit im 
Königreihe ind Leben zu rufen, gleich bei feinem Beginn ein Ente 
zu machen.” 


15. Det. (Litthauen). in Erlaß Murawiew's an die Regierungen 
der unter ihm ftehenden Gouvernements erflärt den Aufſtand in 
feinen Bezirke für unterbrüdt. 

27. „ (Beolen) In Warſchau wird von der ruffifhen Regierung das 
Tragen jeber Art von Trauerfleidern verboten. 

31. „ Dfficielle Eutlaffung des Großfürſten Eonftantin als Statthalter 
von Polen. General Berg tritt vollftändig an feine Stelle. 

— „ (Polen). General Berg legt der Stadt Warfhau, „melde 
eine fo große Zahl Verſchwörer und Mörder tolerirt und im ihrem 
Schooße birgt," willfürlich eine außerordentlihe Contribution auf. 
1) Diefelbe follen von allen Eigenthümern von Häufern und andern 
Grundſtücken im Verhältniß von 8 pCt. der im allgemeinen Ber: 
zeichniß ber Kinfünfte von Häufern und Gebäuden Warfchaus und 
der Borftadt Praga für 1861 enthaltenen Angaben entrichtet wer: 
den. 2) Diefe Contribution ift bis 4. November I. J. zu ent: 
rihten. 3) Wer bis zum erwähnten Datum bie Kontribution nid: 
zahlt, wird zu ihrer Entrichtung im Wege der militäriihen Erecution 
gezwungen werben, und zwar im erhöhten Verhältnig von 12 pCt. 

— .„ (Bolen). Maſſenhafte Verbaftungen in Warſchau. 


Anf. Nov. Ein Tagsbefehl des Gen. Berg an bie ruſſiſche Armee in 
Polen zeigt ihr die Enthebung des Groffürften Eonftantin und feine 
Ernennung zum Statthalter von Polen an, 

2,Rov. (Polen). Attentat auf ben Landespolizeimeifter Gen. Trepem 
in Warſchau. & 

18. „ Die Peteröburger Bank ftellt ihre Zahlungen in Metallgefd ein. 


49. „ (Bolen). Neue mafienhafte Verhaftungen in Warfchau. 


23. „ (Bolen). Der ruffifhe Geh.:Rath Arcimowicz wird durch Tail. 
Mas zum Mitglied und Vicepräfidenten des Staatsraths ernannt. 


4. Dec. (Polen). In Warfhau werben abermals maflenbafte Ber: 
haftungen vorgenommen. 

15. „ (Polen). General Berg legt eine außerorbentlicde Contribution 

von 12 p&t. auf die Einnahmen ber Tatholifchen Geiftlichkeit. 

(Polen) Die Regierung befiehlt fämmtlihen Gutsbefigern 

und ihren Bedienfteten, die fi in Warfchau aufhalten, fih binnen 

7 Tagen in ihre Heimat zu begeben. 

20. „ (Litthauen). General Murawiew Täßt die Güter der troß 
feines Befehls bis zum 15. November nicht zurüdgelehrten Gute 
befiger mit Beſchlag belegen. 


17. 
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23. Dee. (Finnland). Ein kaiſerl. Ukas geftattet die Verlängerung bes 


26. 


31. 


” 


‚Landtags bis Mitte März 1864. 


„(Polen). Die geheime Nationalregierung erlägt in polntfcher, 


litthauiſcher und kleinruſſiſcher Sprache einen Aufruf an die Bauern 
in allen der ruſſiſchen Herrſchaft unterworfenen ehemals polniſchen 
Landestheilen, worin ſie denſelben das Verſprechen der völligen 
Emancipation und Eigenthumsverleihung feierlich wiederholt und 
fie auffordert, in Gemeinſchaft mit dem Adel zum Sturze ber ruſ⸗ 
ſiſchen Herrfchaft, die auf allen Ständen gleich ſchwer Lafte, bie 
Waffen zu ergreifen. 

„» Polen). Die Regierung beginnt in Warfhau unb in andern 


" Städten Congreßpolens Ergebenheitsadrefien einzufammeln. Rze⸗ 


wuski, ber Stellvertreter des Erzbifchofs von Warfchau, weigert fich, 
einen Hirtenbrief behufs Ermunterung zu biefer Demonftration zu 
erlaſſen. 


. „G(GpPolen). Auf kaiſerl. Befehl wird für die Dauer des Kriege: 


auftandes eine oberfte Landes⸗Polizei-Verwaltung unter einem Ges 
neral= Polizei: Minifter für das Königreich Polen gefchaffen. Die: 
jefbe reffortirt vom Statthalter und ihr Chef ift Mitglied des Ad⸗ 
miniftrationsrathes. Ihm find alle Militärbezirks-Chefs fomohl der 
Subernien als der fpeciellen Kreife untergeordnet. Cr hat das 
Recht, alle Verwaltungsbeamten, welche ſich nicht der Regierung treu 
bemeifen, bis zu den Gouvernements⸗Civil⸗Gouverneuren abzufeßen 
oder zu fuspenbiren, fowie für die Sicherheit bes Lebens und Ber: 
mögend aller Einwohner, namentlih ber von ben Aufftändifchen - 
verfolgten Landbewohner, für die Sicherheit der Eifenbahnen und 
aller Sommunication zu forgen. Dur Faiferl. Decret wird Ge: 
neral Trepom zum ©eneralpolizeimeifter, General Annenkow zu 
feinem Stellvertreter ernannt. 

Ein officieller Bericht über das bisherige Reſultat ber Bauern- 
Emancipation weist nad, baß bis zum Schluffe des Jahres bereits 
99,88 Brozent der Geſammtmaſſe ber Bauern ihre Beziehungen, zu 
den Grundbeſitzern vollkommen geregelt haben, fo bag nur noch ein 
kleiner Bruchtheil zu erledigen bleibt. 


12. Türkei. 


2. Jan. (DonaufürftentHümer). Der von ber Abreßcommiflier 


vorgelegte Entwurf einer Antwortsadreffe auf bie Thronrede kei 
Fürften vom 16. Dec. v. J. bringt bemfelben den Danf ber Na 
tion für den „glorreihen Act der Union” bar, erwartet die ange 
fündigten Geſetzvorlagen mit „lebhafter Freude“, und verfpridht der 
thätigften Beiftand „für alles, was die moralifche und materiel: 
PVrofperität des Landes und bie fünftige Größe Romaniens anftrekt” 

„Die Kammer wirb alle Mittel bewilligen für bie Entwidlung ber öfter: 
lichen Freiheiten, Verbefferung ber Finanzlage durch Herjtelung eines Gleio 
gewichts zwifchen Einnahmen und Ausgaben, Organijirung bes öffentliche 
und Brivaterebits, Schaffung von öffentlichen Arbeiten, Herftellung von Straker., 
unb insbefondere einer Eiſenbahn zwilhen Jaſſy und ber Hauptſtadt. Gleide 
Thätigkeit wird in Betreff ber Entwidlung ber agricolen, conımerciellen un: 
induftriellen SIntereflen, der Hebung bes öffentlichen Unterrichtsweſens, Cr: 
munterung ber Künfte und Biffenfiaften, Drganifirung ber Militärger:: 
im Sntereffe ber volfswirthichaftlichen Intereſſen, Verbeſſerung des Loofes der 
Staatsbeamten, Löſung ber Grundentlaſtungsfrage, Einführung des Stuxte 
in feine Rechte über die griehifhen Widmungsklöſter zugeſagt — kurz ım 
Betreff der Ausfülung aller Lüden ber gegenwärtigen Gefeßgebung dur: 
organiiche Geſetze und aller politifchen und focialen Reformen, an beren Mangel 
Romanien jebt leibet. ... . “ 


5. „ Der Großvezier Fuad Paſcha wird entlafien und Kiamil Paſch 


13. 


14, 


an feine Stelle ernannt. 

(Hegypten). Der Vicekönig überläßt dem Kaifer ber Fran 
zofen ein Bataillon von 500 Negern zur Befabung von VBeracry. 
„ (Serbien). Die nad) Serbien beftimmten großartigen Waffen: 
‚ fendungen aus Rußland find troß ber Proteftationen ber Pforte 
and ben DonaufürftenthHümern abgegangen. 

(Donaufürftentbümer). Die Nationalverfammlung beſchließt 
gegen die ausdrücklichen Beftimmungen ber Barifer Sonvention und 
troß bes Widerſtandes ber Regierung, bie Einkünfte ber fog. Wib: 
mungstlöfter im Budget für 1863 unter die Staatseinkfünfte auf 
zunehmen. Die Regierung erflärt, daß fie biefen. Befchluß nicht 
ausführen koͤnne. 


H 


n 


17., Montenegro). Derwiſch Paſcha bezieht Winterguartiere im 
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Seutari, ber Blochäuferbau in Montenegro wirb bis zum Früß- 
jahr verfchoben, 

8. Jan. (Aegypten). Der Vicefönig +. Ismael Paſcha folgt ihm. 
Erklärung deſſelben an bie europäiſchen Conſuln. 


- Fehr. (Montenegro). Million des Fürften nad Eonftantinopel, 
um gegen die Erbauung einer Militärftrage durch das Land zu 
remonftriren. 

d, „ (Hegypten). Der franz. Eonful in Alerandria erzwingt für 
die Mißhandlung eines Franzoſen eine eclatante Genugthuung. 

4. „ (Donaufürftentbümer). Der Abg. Panı und 32 Mit- 
glieder der Nationalverfammlung bringen ein Amendement zur Ant⸗ 
wortsadrefie auf die Thronrebe bes Fürften ein. Daffelbe gibt 
eine Ueberfiht über bie- Lage des Landes feit dem Pariſer Vertrag 
und weift nad, daß, wenn die Errungenfchaften, welche das Lanb 
jenem Bertrage, der Convention und ber befinitiven Vereinigung 
verdankt, nicht jene Früchte getragen, bie man zu erwarten berech⸗ 
tigt war, die Urfache nur darin zu fuchen fei, daß die Regierung 
nit einem conftitutionellen Regime gehuldigt babe. Das Amen- 
bement fchließt mit den Worten: 

„Es ift ſchmerzlich, Ihnen und der Welt die Wunden ber Nation in ihrer 
ganzen Nadtheit enthüllen zu müffen, Wir halten e8 jedoch für unfere Pflicht, 
die Leiden ber Nation vor den Thron unjeres Ermwählten zu bringen, bamit 
ber Fürft fowie wir und das Land fich überzeugen, daß das Nebel feinen 
Eulminationspunft errreiche, und die Megierung ben ben Landesintereſſen 
nachtheiligen Irrweg verlafje, welchen fie wandelt. Dann, wenn alle Staats: 
gewalten in Uebereinftiimmung find, wird Rumänien aud) in ber Lage fein, 
mit Vortheil aus ber Krife bervorzugehen, welche fi) um uns ber vorbereitet 
und welche vielleicht dazu angethan iſt, dem ganzen Orient eine veränderte 
Geſtalt zu geben.” 

„ Gründung einer fog. Nationalbant in Conftantinopel mit Hilfe 
englifher und franzoͤſiſcher Capitaliften. 

. m (DonaufürftentHümer). Beginn ber Adreßdebatte. “Die. 
Kammer verwirft mit 53 gegen 12 Stimmen (19 Abg. enthalten 
fi) der Abftimmung) fofort den erften Sat bes von ber Adreß⸗ 
commiffion vorgelegten Entwurfe. Die Adrekcommiffion tritt dar: 
aufhin zurüd; bie Nat.:Berfammlung wählt eine neue Commiſſion. 

.„Fruad Paſcha wird mwieber zum Kriegsminifter ernannt. 

u Aegypten). Der PVicekönig geht zur Huldigung nah Eon: 
ftantinopel. 

„ (Donaufürftentpümer). Die Nationalverfammlung be 
fchließt nad Tangem Widerſtande der Megierung mit 63 gegen 
48 Stimmen, die Adreſſe der 32 in Betracht zu ziehen, 

- m BDonaufürftentgämer). Die Gefandten ber beim Parifer 
Frieden betheiligten Mächte in Conftantinopel richten an ihre Ger 
neralconfuln in Buchareft folgende telegraphifche Depeſche: 

„Wir find mit Necht beunruhigt Über die Lage ber Dinge, wie fie fih in 

18 
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28. Gebr. (Miontenegro) Der Pfortenrath willfährt dem Begehrer 


n 


2. März. (Donaufürftentbümer). Der Woreßentwurf ber 32 


5 


Süshet. 





Buchareſt geſtaltet bat, und find einkimmig von ber Nothwendigleit übersenz. 
jebem Angriff auf die Verfalfung und jeder Handlung der Verſammlung ;-:. 
vorzufommen, welche bie Redite bed Fürſten compromittiren könnte. Ti 
Hauptſache ift, eine Tocale Frage zu verhindern, eine allgemeine zu werten. 
Sie werben die Güte Haben, ſich mit ihren Gollegen über eine ſchnelle urt 
energiſche Handlungsweife zu verftändigen, um bies Ziel zu erreichen, inden 
Sie jede Meinungsverfchiebenheit und jebe untergeorbnete Frage bei Zr 
fefen. Sie werben ſich ferner mit benfelben zu el haben, um ums 
Ihre gemeinfame Beurtheilung über alles das mitzutheilen, was dazu tb... 
tragen fann, ber gegenwärtigen Krifis einen frieblihen Wusgang zu geben.‘ 





Montenegros um Auflaſſung ber Bledhäufer und Ausgleichung tes 
Grenzgebiets durch eine Localcommiſſion. 


„(Aegypten). Der neue Vicelönig erhält von der Pforte bie 


Anveftitur und Großveziersrang. | 


» (Herzegowina) Luca Vucalovich tritt zuräd. Rewe Bew: 


gung. Abdi Paſcha ertheilt dem Lande eine Art Statut. 


wird von der Nationalverfammlung mit 52 gegen 5 Stimmen as: 
genommen. 50 Abg. enthalten fi unter Abgabe einer Erflärumy 
der Abftimmung. 





„ (DonaufürftentHämer). Der Fürft empfängt die Kamme:: 


deputation, weigert fih aber, die Adreſſe anzuhören. 


6. „ Aegypten) Die Pforte richtet an ihre Vertreter in Londer 
u 


x 


und Paris eine fehr einläßlihe Depefche über die Bedingungen, 
unter welchen allein fie bie Fortfegung und Vollendung der Arbeiten 
bes Suezcanals ihrerfeitö genehmigen könne: 

Es wird in dem Altenſtück zunähft barauf aufmerffam gemacht, urme 
welhen Bebingungen bie Pforte fih mit bem ‘Fortgang bed Unternehmen! 
bes Baues bed Suezcanals einverflanden erklären fünne. Da ein Einve: 
ftändniß zwiſchen den beiben großen Seemäcdhten, wie fie e8 gewünſcht Bart 
bis jett nicht zu Stande gefommen fei, fo fel fie gezwungen, fi obne Ai: 
gern frei über bie Sache auszuiprehen, um fo mebr, ba fie mit Bebauen 
tehe, daß die Arbeiten mehr und mehr vorrüdten, ohne daß bie wichtiger 
Fragen, welche fi daran fchlöfjen, gelöst worben feien. Es fünne ber Pforn 
nit in ben Sinn kommen, bie Realifation einer Unternehmung hindern :ı 
wollen, welde von einem großen allgemeinen Nuten fein Tönnte, aber nf 
koͤnne nicht darauf eingehen, wenn nicht 4) fie internationaler Stipnlatione 
verjichert wäre, welche, ähnlich wie für bie Oarbanellen und ben Bosporus 
bie vollftändige Neutralität garantirten, und 2) Bebingungen erfüllt würden 
welche geeignet wären, bie wichtigen Sntereffen, die zu beſchützen jie berufen 
jei, zu gewäbrleiften. Der jegige Entwurf aber gebe feine einzige biejer um: 
entbehrlichen Garantien. Zwei Saden hätten von Anfang an ihre ernite®t 
Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt. 1) Ungeachtet ber Aufhebung ber Leibeigen: 
[haft würben bie vorbereitenben Arbeiten dennoch einzig und allein auf diejen 
Wege betrieben. Die ägyptifche Verwaltung zwinge monatlidh 20,000 Men: 
chen, ihre Arbeit und ihre Familien zu verlaffen, um am Canal zu arbeiten 
dieſe Leute feien jpäter gendthigt, auf eigene Koften zu ihrem Herd zurüd: 
zukehren. Die Zahl ber fo dem Aderbau unb ben Gewerben Gntzogenen be 
ſchraͤnke fih aber nicht hierauf, man könne fogar beredmen, daß befländia 
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60,000 Mann ihrem Herb und ihrer Arbeit entriffen feien. Die Pforte ſehe 
ſich daher in die Unmöglichkeit verſetzt, ſolche Maßregeln in Aegypten zu bul- 
den, ba fie fie doch nicht in ben andern Theilen bes Reichs geſtatte. Der 
zweite Punkt beſtehe barin, daß bie Compagnie beanfprucde, man folle ihr 
mit den Süßwaffercanälen alles fie umgebende Land überlafien. Aufdiefe Weife 
würben bie Städte Sue, Timſah Said, fowie bie ganze Gränze von Syrien 
natürlich in bie Hänbe einer anonymen Compagnie fallen, welche, größten: 
theils aus Fremden beftehend, ber Gerichtöbarfeit und Autorität ihres re⸗ 
fpectiven Landes unterworfen fein würden. Es läge alfo nur an ber Com: 
pagnie, an wichtigen Punkten des Territoriums bes osmanifchen Reichs Co⸗ 
lonien anzulegen, bie jaft unabhängig von dieſem Reich fein würben. ” Die 
Einwilligung ber Pforte müffe alſo ungertrennlich verbunden fein mit ber 
vorläufigen Löfung folgender brei Fragen, nämlich ber Neutralitäts- 
ertlärung bes Canals, ber Aufbebung ber Zwangsarbeit und 
dem Berziht der Compagnie auf Befiß ber bie Sänäle um: 
gebenben Territorien. Obgleich nun bie Compagnie bas Geld für bie 
bisher ausgeführte Arbeit auf ihr eigenes Rifico verausgabt habe, fo wiürbe 
man fich doch mit ihr zu einigen ſuchen wegen Rüdzabhlung bes verausgabten 
Geldes, falls fie nicht ihre Arbeiten follte fortfegen wollen. In biefem Fall. 
werbe bann bie hohe Pforte, welche ftets aufrichtig wänfche zu thun, was an 
ihr liege, bie Verbindungen zu erleichtern, im Einverftändnig mit dem Vicefönig 
von Aegypten Mafregeln ergreifen, um die Ausführung biefer großen Unter⸗ 
nebmung bes Canalbaues möglich zu machen. 
1. März (Montenegro) Der Sultan empfängt die montenegri- 
niſche Geſandtſchaft, um ihr die Gewährung ihrer Bitten anzuzeigen. 
0. „ (DonaufürftentHümer). Die Nationalverfammlung beſchließt 
mit 55 gegen 47 Stimmen, bezüglich der Berathung be8 Budgets 
auf den Antrag. des Abg. Rofetti zu erflären, 1) daß fie, wenn 
auch der Antrag der Budgetcommiffion an und für fi fehr be— 
rechtigt ift, denfelben doch fo lange nicht votiren Tönne, bis fie auf 
ben Minifterbänfen ein Miniftertum befitt, welches fi den con⸗ 
ftitutionellen Principien zu fügen bereit ift, 2) daß, ba gemäß ber 
Convention die Kammer ausſchließlich berechtigt ift, bie Einhebung 
von Steuern zu bejchließen, jebweber, ohne Unterfchieb, ber won der 
Kammer nicht votirte Steuereinhebungen anordnen oder folden Anz 
orbnungen nachkommen wird, die Gefehe bes Landes verlegt,” 
worauf die Minifter und ihre Anbänger ben Situngsfaal verlaffen. 
Bei der Specialbebatte werben hierauf alle Amendements verworfen 
und der Abfab 1) mit 50 gegen 11, ber Abfab 2) mit 48 gegen 
3 Stimmen (ein Theil ber im Saale gebliebenen Abgeorbneten ent: 
hält fi der Abſtimmung) und endlich bei der zweiten Tefung beide 
Abſätze mit AB gegen 3 Stimmen zum Beſchluß erhoben. 

(DonaufürftentHümer). Fürſt Couza fließt in Folge der 
Beihlüffe vom 10. d. M. die Sefjion ber Nationalverfammlung 
für 1862 und 1863. 

Botschaft des Fürften: Es find vier Monate, ſeit Jh Sie einberufen 
babe, um durch Votirung bes erjten Budgets ber beiden vereinigten Länder 
bem abnormen Stand unferer Finanzen em Enbe zu machen. Das Material 
zu biefen wichtigen Arbeiten wurbe Ihnen rechtzeitig vorgelegt, und Sch hoffte 
mit Hecht, daß por Ende bes Jahres 1862 ein genrbnetes Budget ber Eins 

$ 418° 
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„ 
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nahmen und Ausgaben bes Landes votirt werbe. Ebenfo bat Ihnen Meine Res: 
rung eine Reihe von organischen und Unificirungsgefegen vorgelegt, bie bas Yanı 
fchon jeit vier Jahren mit gerechter Sehnfucht erwartet. it Bedauern akt 
muß Ih conftatiren, daß die Kammer ben Boden praftifcher Arbeiten verlaren 
bat. Ihre Kraft und Ihre Thätigfeit ging in politifden Discufjionen, im 
Streit von Parteien und Perfönlichkeiten verloren, unb troß ber loben⸗ 
wertben Beſtrebungen einiger aus Ihrer Mitte, deren ntentionen umd Cr: 
gebenheit Ich zu ſchätzen weiß, wurde eine Toflbare Zeit obne ingenbwelder 
nützliche Nefultat vergeubet. Die außerordentliche Seffion bes Monats X: 
vember, fo wie bie ordentliche ber Monate December, Januar und yehrun 
* find zu Ende, ohne daß bas Budget votirt und bie verfchiedenen zum heil ned 
aus früheren Seffionen rüdjtändigen Gejeßvorlagen in Berathung gtezeger 
wären.. Obne der Kammer Böswilligfeiten gegen die Erecutive ober Unkenn 
niß ihrer Pflichten zuzufchreiben, finde Sch, dap unfere Unerfahrenbeit, un 
Ungebuld und die unfluge Ueberftürgung unferer Fortichrittsbeftrebungen un: 
von ber von neuem den Rumänen auferlegten Mifjion entfernt baben. Nu 
in biefer Weije Tann Ich Mir die bedbauerlichen Kämpfe erflären, deren Schu: | 
plag feit einiger Zeit die Kammer gewefen ift; benn anders läßt fich nik 
entfchulbigen jenes Botum eines Theils ber Kammer, worin die öfjentlice 
Beamten zum Ungehorfam gegen bie Regierung aufgerufen werben, unb we: 
ches eine wahrbafte Verwirrung berbeizurufen im Stande wäre, wenn nik 
bie Vorſehung dem rumänifchen Volke jenen gefunden Sinn unb jenen wit. 
lichen Patriotismus verliehen hätte, mit dem es jeberzeit bie Uebel, benen et: | 
ausgefeßt war, zu befchwören wußte. Diefe Lage machte Mir — um nee 
unliebfamere Vorfälle zu vermeiden — unmöglih, bie Seffion über ihre 
legalen Termin zu verlängern, Meine HH. Deputirten! Die Kämpfe, weld: 
wir eben durchgemacht haben, mögen uns allen zur Lehre dienen. Im öffen: 
lihen wie im Privatleben bat jeder Tag jeine Aufgabe; der Fortſchritt ın 
ein Werk ber Zeit; Agitationen bindern nur den natärlihen Lauf, und die 
Mandatare einer Nation bürfen bei Erörterung ber ihnen anvertrauten gropen 
Intereſſen niemals die Mäßigung und Gebuld aus den Augen lafjen, ven 
der Ahnen die Crecutivgewalt im Kaufe biefer Selfion mehrfache Bemeile za 
geben Gelegenheit hatte. Halten Sie, Meine HH. Deputirten, feft an be 
bee: daß eine Entwidlung unjerer Kräfte und Inſtitutionen ohne volljtän: 
dige Uebereinſtimmung 5* ber Executivgewalt und ben legalen Bertr:: 
tern bes Landes unmöglich if. Bor allem andern muß, und das iſt me 
wichtigfte Bedingung, jede Staatsgewalt ihrem ganzen Umfange nad rejpetir 
werden. Dann nur werben wir Rumänien ber glüdlichen Zukunft entgegen- 
führen fönnen, welde ihm ——— iſt, und in würdiger Weiſe ben Som- 
pathien entſprechen, welche ſowohl die erlauchte füzeräne Pforte als die hoben 
en Mächte unferem Vaterlande gegenüber ohne Unterlaß an ben 
Tag legen.“ 
7. April. (Aegypten) Der Sultan langt mit 7 Kriegsſchiffen und 
großem Gefolge zum Beſuch des PVicelönigs*in Alerandrien an. 
18/20. „ (Aegypten) Der Vicelönig fließt mit der Suezcanal | 
Compagnie Contracte ab, bezüglidh Bezahlung feiner Schuld und 
Ausführung des Süßwaſſercanals auf feine Koften. 
— ,„  (Donaufürftentbümer) Die Regierung verlangt, daß in 
allen Kirchen wie früher wieder ausſchließlich die romaniſche 
Sprache zur Anwendung fomme. 


1. Mai. Fuad Paſcha wird vom Sultan wieder zum Großvezier ernannt. 


9. Juni. (DonanfürftentHämer.) Fürft Couza ernennt fih ſelbſt 
zum Oberbefehlshaber ber Truppen. | 


N 
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2. Juni. (Aegypten.) Die Pforte und ber Vicekönig von Aegypten 


Juden ſich über die Suezcanalsfrage direct zu verftändigen. - Der 


Vicekönig ſchickt zu dieſem Zwecke Nubar Paſcha nach Konftantinopel, 


2. Juli. (Serbien.) Die Pforte genehmigt ben von ber europäifchen 


T 


Eommiffion beantragten neuen Feſtungsrayon für Belgrad, 

„ (DonaufürftentHümer) Ein unter Milkowski's Führung 
ſtehendes Polencorps wird von ben Zruppen ber Donaufürften- 
a verhindert, bie ruſſiſche Gränze zu überfchreiten und ent: 
waffnet. 

„ (Aegypten) Nubar Paſcha ehrt mit Inſtructionen ber 
Pforte bezüglich ded Suezcanals verfehen nach Aegypten zurück. 


4. Oct. (DonaufürftentHämer) Der Fürft entläßt bas bisherige 


Minifterium und bilbet ein neues unter bem Vorfige von Kogals 
nitſchano. 


5. Nov. (Donaufürſtenthümer.) Eröffnung der Nationalverſamm⸗ 


lung. Thronrede des Fürſten: 

„Die Uneinigkeit, welche während der legten Kammerſeſſion zwiſchen meiner 
Regierung und ber Verſammlung geherriht, bat nur bie Wirkung gehabt, 
das Wert unferer Reorganifation um ein Jahr zu verzögern. Beleeit bon 
dem Wunſche, jedes Mißverſtändniß zwiſchen ben beiden Gewalten zu befet- 
tigen, babe ich ein neue Minifterium ernannt, und babe Sie unmittelbar 
darauf einberufen. Mein Minifterium wird ſich Ihnen mit dem feften Willen, 
bie früheren Gonflicte zu bejeitigen, vorftellen; es wird das Teicht werben 
buch bie gegenfeitige Achtung ber Rechte meiner Regierung unb der Rechte 
ber Kammer, wie fie durch bie Convention vom 7./19. Aug. 1858 feftgeftellt 
find. Ich Bin glüdlih, daß ich Ihnen fagen kann, daß unfere auswärtigen 
Beziehungen die allerbeften find. Die Hohe Pforte und bie garantirenden 
Mächte — fort, unſerer nationalen Reorganiſation ſympachifirende Er: 
muthigungen zukommen zu laſſen.... Das Gleichgewicht unſerer Finanzen 
iſt ſeit mehreren Jahren geſtört. Mein Miniſterium wird Ihnen eine Aus: 
einanderſetzung der finanziellen Lage geben, Ihnen gleichzeitig das Budget für 
1864 vorlegen, ſowie bie Rechnungen bes Jahres 1861. Wenn bie Yinanz- 
fragen befeitigt find, fo werben andere ragen Ihre Aufmerkſamkeit in Kat 
nehmen. Das Land wartet noch auf bie neue Organifation, welche ihm bur 
bie Convention verfprochen iſt. Inbem ich mehr als irgend jemand wiünfche, 
bie Bebürfniffe des Landes vollitänbig gufriedenzuftellen, babe ich meinem 
Minifterium eine Reihe von Gefepentiwärten empfohlen, welche, Hinzugefügt 
zu denen, bie in ben letzten Situngen berathen wurden, beftimmt fmb unjere 
Reorganifation zu vervollftändigen. Der Gefekentwurf, welchen ich ganz be= 
fonders Ihrer Aufmerkſamkeit empfehle, ift derjenige, welcher das Geſchick 


ber Bauern betrifft. Sie werden nicht vergeffen haben, baß ber Art. 45 be 


Convention beftimmt, „baß ohne Zögerung bas Geſetz, welches bie Beziehun: 
gen ber Grundeigenthümer zu ben Bebauern bes Bodens regelt, einer Revi⸗ 
fion unterworfen werde, um ben Zuftanb ber Bauern zu verbeffern.“ Die 
Landbevölkerung wartet nichtsbeftoweniger noch auf bie Erfüllung biefes Ver⸗ 
ſprechens. Die Bauernfrage ift in dieſen Räumen ſchon bebattirt worben, und 
ein Gefebentwurf wurde buch bie Mehrheit ber Kammer bes Jahres 1862 
genehmigt. Ich habe dieſes Votum nicht ſanctioniren Tönnen, benn es entſprach 
meinen Ringen nicht, ja ſelbſt nicht den Wünfchen berjenigen, welche es 


4 





278 


Lärkel. _ 


unterüht hatten; es befriebigte weber bie Intereſſen der Bauern ned te 
Grunbeigenthümer, noch weniger aber bas nationale Intereſſe. Als Für ca 
Rumänen muß und will ich mit gleichem Eifer über das Moblbefinden us 
über bie echte aller Rumänen waden. Ich fordere Ste baber auf, ben nıza 
Gejekentwurf, welcher Ihnen vorgelegt werben wird, mit gewiſſenhafter An’ 
merkſamkeit zu prüfen. Die Bauernfrage muß balb in wohlwollender Bat 
entfchieben werben. Ich erwarte biefe Enticheibung von Ihrem Patriorismz: 
benn ich zweifle nicht, daß Sie ebenſo wie ich überzeugt find, daß bie Ba 
beiferung ber Lage ber ee Gonfolidirung ber rumäntce 
Nationalität unumgänglich nöthig ift. Mit bemjelben Vertrauen empfeble :: 
Ihnen ben Entwurf für das neue Wahlgefek. Dann nehme ih Ihre aunz| 
Aufmerkſamkeit noch für eine andere Frage in Anſpruch. Es iſt bie Bere: 
ferung bes Zuftanbes ber ehemaligen Hauptftabt ber Molbau. Durch bie Car: 
centration aller großen Abminiftrationen in Buchareft bat bie Stadt Jero 
ſehr an ihren materiellen Intereſſen gelitten. Vergeſſen wir nicht, dag cr: 
die Wiege ber Union war. Ich babe eine berathende Commiſſion ername. 
welche damit beauftragt ift, die geeigneten Mittel aufzufinden unb ver:s- 
fhlagen, um biejer Stadt bie Wichtigkeit und Lebenbigfeit wieber zu ger. 
welche fie verloren bat. Heut ift mehr als jemals bie Stunde zum Hunter 
gefommen. ich erbitte inftändig bie Unterflüßurg buch Ihren Eifer ur: 
are Einfiht, ih erbitte Sie im Namen ber gebeiligften Intereffen,, m 

amen ber Zufunft Rumäniens. Bevor ich endige, will ih Ihnen noch e 








Worte, und zwar mit berfelben u fagen. Große Greignijje ſcheine 
fi im Ausland vorzubereiten. Wohl! Wenn bie andern Nationen, felbit di 
mächtigften, ihren inneren Zwiefpalt vergeffen, um für jebe Eventualität ey 
unb ftark zu fein, glauben Sie, daß es im Intereſſe unferes Landes if. x 
Parteiftreitigkeiten zu verharren, welche feit fo viel Jahren unfere Kroͤnt 
erihöpfen, unfere Drganifation bindern und unfere Schwäche verlinger? 
Glauben Sie, daß diefes Syſtem unaufbörlicher Feindſeligkeit, welche dibti 
beharrt, jeden Act, ja jeden Gedanken meiner Regierung zu beargmäbre. 
eeignet fei, unfere jungen Inſtitutionen zu befeftigen unb unfere natien. 
Erifen zu begründen? Ich bin und kann nur fein mit meinem Land um: 
für mein Land; bas ifl meine Miffion, das ift meine Pflicht, welche ich unte: 
allen Umſtänden zu erfüllen bereit fein werbe. Ich babe bie fefte Hoffmmı 
dag Sie mir beiftehen werben, wenn biefe Stunde fommt. Ohne Gintrat: 
und obne Ihre Unterflüßung ift auf feinen Erfolg zu rechnen; ich verlanr 
fie nochmals im Namen Rumäniens von Jhnen. ... Einigen wir un r 
einem einzigen Gebanten, zu einem einzigen Zwede: bie Organifation und 
das Gebeihen Rumäniens. . .“ 


19. Nov. (Donaufürftenthümer.) Der Tinangminifter beantragt die 


22, 


Erhebung ber Steuern für das letzte Duartal von 1863, obgleid 
bie Kammer bes Bubget nicht bewilligt hat. 

„  (Donaufärftenthämer.) Die Nationalverfammlung ge 
nehmigt nah dem Antrage der Commiſſion die Erhebung unt 
Verwendung ber Steuern im letzten Ouartal des Iaufenden Jahres. 


14. Dec, (Donaufürſtenthümer.) Stärmifhe Sitzung ber National: 


14, 


verfammlung. Majoritäts: und Minoritätsentwurf einer Antworte: 
abrefie auf die Thronrede. Die Commiſſion fchlägt einen neuen 
Entwurf vor. 

»  (DonaufürftentKümer) Das Mintfterium verlangt von 
ber Nationalverfammlung bie Verfhiebung der Abregbiscuffion und 
bie Berathung ber vorgelegten Geſetzesentwürfe über bie Eifen: 
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bahnen und die Bank, indem ed baraus eine Babinetöfrage macht. 

Diie Verſammlung gibt einjtimmig nad). 

19. Dec. (D onaufürftenthümer.) Die Nationalverfammlung — 
ligt dem Finanzminiſter einen Credit von 10 Mill. Piaſter, 
bie rüdftändigen Zahlungen des Staats und bie ſeit Monaten * 
bezahlt gebliebenen Gehalte der Beamteten zu decken. 

5. „ (0Donaufürſtenthümer.) Die Nat.⸗Verſammlung genehmigt 
mit 97 gegen 3 Stimmen die von der Regierung vorgelegten 
Pläne einer Säcularifirung der Klöſter in ber Moldau und Wallachei. 

26. (Donaufürftenthümer) Die Pforte ladet, auf Veran⸗ 
Yaffung Englands, de Bertreter ber europ. Mächte zu Konſtanti⸗ 
nopel zu Konferenzen behufs Regulirung ber Trage ber Donaus 
fürftenthümer ein. 


43. Griechenland. 


27. Jan. Die Nationalverfammlung erflärt fi) nad Beenbigung te 
MWahlprüfungen für conftituirt und beginnt die DBeratbung eine! 
Geſchäftsordnung. Es wird befchloffen, nur einen Präfidenten unt 
biefen nur je auf einen Monat zu ernennen. | 

28. „ Der englifehe Specialgefandte Elliot fchlägt der proviforifchen Re: 
gierung in Folge eines aus London erhaltenen Telegrammes der 
Herzog von Coburg: Gotha zum Könige vor. 





2. Gebr. Die proviforifche Regierung legt ihre biöherige Gewalt in bie 
Hände ber Nationalverfammlung nieber. 

3. „ Der Herzog von Coburg lehnt bie griechiſche Königskrone beimi- 
tiv ab. — Die Nationalverfammlung beftätigt durch Deeret bie 
Thronenifegung bes Königs Otto und conftatirt bie durch allge: 
meinte Abftimmung mit 230,316 Stimmen von 240,701 Abftim: 
menden erfolgte Wahl des englifhen Prinzen Alfreb zum König 
von Griechenland. 

5. „ Die Nationalverfammlung befchließt, ber proviforifchen Regierm: 
ihre bisherigen Vollmachten mit dem Rechte ber Minifterernennun; 
zu belaflen. 

14. „ Die bisherigen Mitglieder ber proviforifchen Regierung, Bulgarit, 
Kanaris und Rufos werben von ber Nationalverfammlung wieber als 
ſolche gewählt. 

20. „ Kanaris gibt feine Entlaffung als Mitglied der proviſoriſchen Re: 
gierung. Bulgaris und Rufos bilden ein neues Minifterium. 

21. „ Sturz ber proviforifchen Regierung. Die Nationalverfammlung 
beſchließt, in Zukunft das Minifterium felbft zu ernennen. 

27, „ Der neue Minifter des Auswärtigen erläßt eine heftige Eircular- 
bepefche gegen jeden Verſuch einer Wieberlehr der bayer. Dynaſtie. 


7, März. Die Nationalverfammlung beauftragt den diplomatiſchen Aus: 


ſchuß, die nöthigen Schritte zu thun zu Bezeichnung eines She: 
candidaten. 
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23. März Herr Elliot theilt ber Regierung durch eine Depeſche bes 
Grafen Ruſſel mit, daß die 3 Schukmächte fi Aber ben Prinzen 
Wilhelm von Dänemark als zufünftigen König von Griechenland ges 
einigt hätten. 

30. „ Prinz Wilhelm wird von ber Nationalverfammlung einftimmig 
al® Georg I. zum Könige gewählt und die erfolgte Wahl bem 
Lande durch eine Proclamation verfünbet. 


1. April. Die NRationalregierung - befchließt durch Decret ben „heißen 
MWunf der Vereinigung der jonifchen Inſeln mit Griechenland unter 
bem conftitutionellen Königthum Georgs I. auszubrüden und Eng: 
land für feine wohlwollenden Abfichten in diefer Beziehung zu banken.” 
— Diefelbe befchließt ferner auf den Antrag ibres Präfldenten 
Balbis, den Abgeordneten einen Monatögehalt von 300 Drachmen 
auszuſetzen. 

.„Tumult in Athen gegen ben Beſchluß ber Nationalverſammlung, 

ihren Mitgliebern eine Monatsbiät von 300 Drachmen feftzufehen. ' 

„ Die Nationalverfammlung faßt bezüglich der 300 Dramen einen 

ausweichenden Beſchluß. 

. „ ine Deputation der Nationalverfammlung gebt nach Kopen⸗ 

bagen ab. 

. „Der außerordentliche englifche Abgefandte Elliot Tehrt wieder nad 
England zurüd, 


8. Mai. Militärerceffe in Athen. Der englifhe und der franzöflfche 
Geſandte richten dießfalls energifche Noten an bie Nationalverfamm: 
lung. 

10. „ Eine revolutionäre Bewegung in Athen wird von ber National: 
garde unterbrüdt. 

30. „ Die NRationalverfammlung genehmigt bie von Dänemark gefer- 
derte Ausfekung einer Leibrente von 12,000 Pfb. Sterl. für den 
neuen König (außer der Civillifte von 1 Mill. Dramen) aus 
den an bie Schubmächte zu zahlenden Zinfen. 


5. Juni. Die drei Schutmächte Griechenlands jegen durch Gonferenz 
zu London die Bedingungen feit, unter welchen Prinz Wilhelm von 
Dänemark als König von Griechenland anerlannt werben fol. 

„ Empfang der griechifchen Deputation durch den König von Dä- 
nemark und den Prinzen Wilhelm. . 

26. „ Protokoll der drei Schutzmächte bezüglich ber Vereinigung ber 

joniſchen Inſeln mit Griechenland. 


30, „ — 2. Juli. Verſuch einer Militärrevolution in Athen. Die Ges 
fandten der Schutzmächte erzwingen einen 48ſtündigen Waffenftill- 
ftand. Engliſche Marinetruppen befeten das Bankgebäude, und 
bleiben bafelbft. 


A" "u \ 
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17. Juli. Die Nationalverſammlung erklärt ben Königspalaſt, bie Il 
Ställe und bie kgl. Apotheke für Staatseigenthum, vorbehalten die 
Entſchädigungsanſprüche britter Perfonen (bed Könige Otto). 


17. Oct. Die Rationalverfammlung erflärt bie Mitglieder bes leiten 
Miniſteriums bes Königs Otto auf 10 Jahre der politifchen Ehren: 
rechte für verluftig, 

31. „ Ankunft des neuen Königs in Athen, nachdem berfelbe zuvor bie 
Höfe der drei Schutzmächte befucht Hatte. Er erläßt ein Maniket 
an bie Nation unb beftellt fein Minifterium, an deſſen Spitze er 
Bulgaris ftellt. 


10. Nov. Die Nationalverfammlung wählt mit 140 gegen 113 Stimme 
ben minifteriellen Candidaten zu ihrem Präſidenten. — Auf be 
ausbrüdlichen Wunſch bes Königs fhifft fi Die engliſch-franzöfiſche 
Befabung, bie feit bem Juni im Bankgebäude lag, im Piräus 
wieder ein. 

14. „ Das Protofoll, durd; welches Englanb ber Schirmberrichaft über 
bie jonifchen Inſeln entfagt und biefelben an Griechenland abtritt, 
wird von ben Bertretern fämmtlicher fünf Großmädte in Londen 
unterzeichnet. Die Feſtungswerke von Eorfu follen nad) diefer Eon: 
vention gefchleift, die fänmtlichen Infeln für neutral erflärt um 
bie jonifche Kirche wie bisher vom griechiſchen Patriarchat in Eon: 
ftantinopel abhängig bleiben. Der Vertreter Griechenlands weigert 
fich, diefen Bebingungen zuguftimnten unb lehnt es deßhalb ab, bem 
Protokoll durch feine Unterfchrift beigutreien. 

26. „ Die NRationalverfammlung annullirt alle Beförderungen unb An: 
ftellungen, bie in ber Armee und Flotte feit dem 13. Februar flatt- 
gefunben haben, al8 Anfang einer Armeeorganifation. 

28. „ Der König fprict gegen eine Deputation der Nationalverfamm: 
lung fein Bebauern über ben Beſchluß gegen bie letzten Miniſtet 
des Königs Dtto aus und hofft auf Rüdnahme besfelben. 


2. Dec. Die Nationalverfammlung lehnt es ab, für ben verflorbenen 
König von Dänemark ein Sympathievotum auszufprechen. 

412, „ Die Nationalverfammlung vertagt jebe Disceuffion über bie jo⸗ 
niſche Frage auf unbeſtimmte Zeit, 


IV. 


Außereuropäifce Staaten. 


De nn ne =D —— 


1. Vereinigte Staaten von Mordamerika. 


1. Dec. —2. Fan. Siegreihe Gefechte bes Bundesgenerals Rofenfrant 
über den Sübbundsgeneral Bragg bei Murfreesborougb (Teneffee). 


1. Zaun. Emaneipationsproclamation bes Präfidenten Lincoln: 

„Nachdem am 22. September im Jahre bes Herrn 1862 von bem Prä- 
fibenten ber Vereinigten Staaten eine Proclamation erlaffen werben, welche 
u. a, bieje Beftimmungen enthält: 

„DaB am erften Tage bes Januar in bem Sabre unferes Herrn 1863 
alle Perſonen, welche in einem Staate ober beitimmten Theile eines Staates, 
befien Bevölkerung fi im Aufftand gegen bie Vereinigten Staaten be= - 
findet, als Sclaven gehalten werden, bann, von dann ab unb auf ewig frei 
fein jollen, und baß die Grecutive der Vereinigten Staaten, mit Einfluß 
ihrer Armee: und Tlottenbehörden, bie Freiheit folder Perſonen anerfennen 
und aufrecht erhalten, und Teinen Act oder Teine Acte ausführen wird, um 
joldge Perſonen oder einige von ihnen in irgend einer Beſtrebung, welche fie 
zur Erlangung ihrer factifchen Freiheit machen, zu hindern. Daß bie Ere 
cutive am Beer erften Tage des Januar durch eine Proclamation bie 
Staaten und Theile von Staaten, wenn es beren gibt, in melden bie Ein- 
wohner bann im Aufruhr gegen bie Vereinigten Staaten begriffen find, be⸗ 
zeihnen wird, und daß bie Thatfache, daß irgenb ein Staat ober befien Be⸗ 
völferung an biefem Tage in Treu und Glauben in bem Congreffe ber Ber: 
einigten Staaten durch feine dazu in Wahlen, woran eine ‘Majorität ber 
berechtigten Wähler theilgenommen bat, gewählten Mitglieber vertreten ift, in 
Abweſenheit eines ftarken gegentheiligen Zeugniſſes als vollftänbiger Beweis 
gelten fol, daß ein folder Staat und feine Einwohnerfchaft nicht im Aufftanbe 
gegen bie Vereinigten Staaten begriffen find.” 

„So bezeichne ich, Abraham Lincoln, Präfibent ber Vereinigten Staaten, 
in Kraft ber mir übertragenen Machtvollkommenheit als Oberbefehlshaber ber 
Armee und Flotte der Vereinigten Staaten in Zeit bes factiichen bewaffneten 
Aufruhrs gegen die Behörden und bie Regierung ber Vereinigten Staaten, 
und als eine geeignete und nothwenbige Kriegsmaßregel, um befagten Aufruhr 
zu unterbräden, an biefem erften Tage bes Januar im Jahre unjers Herrn 
achtzehnhundertdreiundſechzig unb in Nebereinftiimmung mit meinem Vorſatze 
fo zu thun, Bffentli Fund gemacht für die volle Dauer von hundert Tagen 
von bem Tage bes erften obenerwähnten Erlaſſes, als die Staaten und Theile 
von Staaten, beren Bevölferung an biefem Tage im Aufruhr gegen bie Ver⸗ 
einigten Staaten begriffen find, die folgenden: 

„Arkanſas, Teras, Louifiana — ausgenommen bie Gemeinden von St. 
Bernard, Blacquemines, Jefferſon, St. Sohn, St. Charles, St. James, Ass 
cenfion, Aſſumption, Terre, Bonne, Lafourde, St, Mary, St. Martin unb 
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Orleans mit Einfluß ber Stabt Neworleans —, Miſſiſſippi, MWabama, 

Florida, Georgia, Sübcarolina, Norbcarolina und Birginien — ausgenommen 

bie in Weftvirginien bezeichneten 48 Grafichaften und gleiherweife die xx 

ihaften von Berkley, Accomac, Northampton, Eliſabeth City, York, Print 

Ann und Norfolt mit Einfhluß der Städte Norfolk und Portsmoutb; unt 

follen biefe bier ausgenommenen Theile für jest jo belaffen bleiben, als ct 
dieſe Proclamation nicht erlaffen worben wäre. 

„Und Kraft ber vorbejagten Machtvollfommenbeit und zum ermähnte 
wede befräftige und erfläre ih, baß alle Sclaven in ben aufgezüblien 
Staaten und Theilen von Staaten frei find unb binfüro frei fein jollen, un: 
daß bie Grecutive ber Vereinigten Staaten, mit Einfluß ber Armee un 
Marinebehörben berjelben, anerkennen und aufrecht Balten wirb bie Freiber 
beiagter Berfonen. 

„Und ich fchärfe hiermit den fu frei Erflärten ein, fi} aller Gemwalttbätiz: 
feiten, außer im Zuſtande der Nothwehr, zu enthalten, unb ich emipfeble ibnen 
an, daß fie in allen Fällen, wo es geftattet wirb, getreulich für angemefjenen 
Lohn arbeiten mögen. 

„Und fernerbhin erffäre ich umb thue kund, daß ſolche Perfonen von tanz: 
licher Körperbeichaffenheit in ben bewaffneten Dienft ber Vereinigten Staaın 
aufgenommen werben jollen, um Forts, Stellungen, Stationen, und anbere Flik 
zu bejeßen und Fahrzeuge aller Gattungen in bejagtem Dienfte zu bemannen. 

„Unb bierzu — inbem ich es aufrichtig als einen Act ber Geredhtigta: 
erfläre, ber von ber Verfaſſung geftattet. ift bei militäriiher Nothwendiglei: 
— rufe Ich bas ruhige Urtheil ber Menſchen und bie gütige Gnabe bes al- 
mädtigen Gottes an.“ 

12. Jan. Eröffnung des Eongrefjes des Säpbundes in Richmond. Bot: 
haft des Präſidenten Sefferfon Davis. | 

15, „ Die ganze Armee des Bunbesgencrald® Grant wendet ſich zu 
Belagerung Vicksburgs am Miflifjippi. 

27. „ Burnſide wird als Obergeneral der Potomacarmee entlaffen und 
burd General Hooker erfekt. 

31. „ Confoͤderirte Kanonenboote durchbrechen vor Eharlefton für kurze 
Zeit die Blokade. 


2. Febr. Das Nepräfentantenhaus nimmt mit 80 gegen 54 Stinmen 
ein Geſetz behufs Bewaffnung von Negern au. 

Daffelde ſetzt feſt, daß ber Präfibent bie von ihm für nöthig erachtet 
Anzahl von Regern auf einen Zeitraum von hoͤchſtens fünf Jahren bemaiinen 
fole. Ihre Kleidung, Ausrüſtung unb Befolbung foll denen ber andern 
Soldaten gleih fein, fie follen unter bem Commando von meißen ober 
ſchwarzen Offizieren fliehen, unb ben Kriegsartifeln, fowie ben vom Präft: 
benten etwa zu erlaffenben fpeciellen Vorſchriften unterworfen fein; jeboch bat 
ein ſchwarzer Offizier über weiße Offiziere ober Soldaten keinerlei Autoritaͤt, 
unb bie farbigen gemeinen Soldaten ober Arbeiter follen Teinen höheren Sold 
als 10 Dollar per Monat erhalten. Eine Glaujel beitimmt, baß feine Scla⸗ 
⸗ ven loyaler Eigenthümer in dieſer Weiſe angenommen noch Aushebebureans 
in Delaware, Maryland, Weftvirginien, Kentucky, Teneſſee und Miſſouri ohne 

bie Einwilligung ber Governors dieſer Staaten eröffnet werben ſollen. 
6 „ Eine Depeſche Sewards lehnt ben PVermittlungworfhlag ber 


franzöfifchen Regierung vom 9. Januar ab. 


Dee. 1862 bis Febr. 1863. Diplomatifhe Correſpondenz zwiſchen Hrn. 
\ Seward und Lord Ruſſel über die Ausruſtung conföberirter Kriege: 
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ſchiffe in England, Hr. Sewarb erflärt wieberholt, daß ſich bie 
Vereinigten Staaten vorbehalten, zu gelegener Zeit vollen Schaden: 
erſatz für die von den englifchsconföderirten Raubſchiffen angerichtete 
Zerftörung von Eigenthum zu beanſpruchen. Unterm 8. Dec. 
jhreibt er an den Gefandten in London: „Es ift nicht unfere 
Abfiht, England mit ungeftümen Forderungen wegen einer fofor: 
tigen Geldentſchädigung zu bebrängen“; er will fürerft nur Ga— 
rantien gegen die Ausrüſtung weiterer Naubfchiffe in England haben, 
aber er gibt jene Yorberungen keineswegs auf, ſondern ftellt fie 
nur einftweilen zurüd. Graf Ruſſel feinerfeits erflärt fofort, daß 
England ſolche Entfhäbigungsforberungen nicht anerkennen Tönne; 
worauf Hr. Sewarb unterm 19. Zebr. 1863 entgegnet, daß bie 
Vereinigten Staaten die Forberung feithalten, um fpäter barauf 
zurüdzufonmen. | 

9. Febr. Der Senat nimmt den ©efehesentwurf an, ber alle Bürger 
der Union vom 20.—45, Lebensjahre zu breijährigem Militär: 
dient verpflichtet. 


9. März. Sireularbepefhe Sewards bezüglich der Ablehnung jeber frem⸗ 
ben Intervention von Seite des Congreſſes und der Regierung 


ber Union: | 

„sm Auftrage bes Präfibenten überſende ich Ihnen biermit eine Abfchrift 
ber beifolgenden Rejolutionen des Congreſſes ber Vereinigten Staaten in 
Bezug auf auswärtige Intervention bei ber gegenwärtigen Rebellion. Dem 
Anfuden jener Körperichaft gemäß werben Sie inftwirt, bie Rejolutionen zur 
Kenntniß ber Regierung zu bringen, bei welcher Sie accrebitirt find. Gie 
werben jene Pflicht erfüllen, indem Sie dem Miniſter ber auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten bie Reſolutionen vorlelen, ober ihm, falls er es vorziehen ſollte, 
eine Abfchrift berjelben Hinterlaffen. Au gleicher Zeit find Sie zu ber Er: 
klärung ermädtigt, daß bie Nefolutionen vollftändig in Einklang mit ben 
Grundſätzen unb ber Politif ftehen, welche alle Schritte bes Präfibenten in 
Bezug auf bie betreffende Frage geleitet haben unb aud in Zukunft in allen 
Fallen leiten werben.“ 

Refolutionen des Congreſſes in Bezug auf frembe Inter: 
vention bei ber gegenwärtigen Rebellion: „An Erwägung, daß 
aus ber dem Congrejje vorgelegten biplomatifchen Gorreiponbenz hervorgeht, 
baß ben Vereinigten Staaten ein ber Form nach freundlicher, auf bie Her: 
stellung bes Friedens durch fremde Bermittlung abzielendber Vorſchlag vom 
Kaifer ber Franzofen gemacht unb vom Präfibenten raſch abgelehnt worden ift ;. 

„in fernerer Erwägung, baß der Gebanfe an eine Vermittlung ober Inter⸗ 
vention in einer ober ber andern ®eftalt von auswärtigen Regierungen! als 
ausführbar betrachtet und die betreffenden Megierungen durch biefen Irrthum 
zu Schritten veranlaßt werben mögen, welche geeignet find, die gegenwärtig 
5 ihnen und den Vereinigten Staaten beſtehenden guten Beziehungen 
zu ſtöͤren; 

„in Erwägung endlich, daß, um in Zukunft jeder Möglichkeit eines Miß⸗ 
verſtändniſſes in dieſer Hinficht vorzubeugen und ben Vereinigten Staaten 
den Vollgenuß jener Freiheit von fremder Einmiſchung zu ſichern, worin 
eines ber höchſten Rechte unabhängiger Staaten befteht, ſcheint es angemeſſen, 
baß der Congreß feine Anficdyten Darüber ausfpreche, und er befchließt dem⸗ 
gemäß wie folgt: 


* 
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„Während ‚bie vereinigten Staaten in vergangenen Zeiten bie freunbidatt: 
lihe Vermittlung ober jchiebsgerichtliche Entſcheidung fremder Mächte zum 
Zwede einer frieblihen Schlichtung internationaler Fragen geſucht und ange: 
nommen baben, wo bie Vereinigten Staaten einerfeitd und irgend eine m: | 
dere fouveräne Macht anbererfeits bie ftreitenden Parteien waren, unb wä 

fie nicht geneigt find, den natürlihen und menſchlichen Wunſch fremder 
Mächte, inneren Wirren Einhalt zu thun, deren immer weiter um ſich gra- 
fender Einfluß auch andere Länder heimgeſucht bat, namentlid im Hinblide 
auf ben von bem amerifanijchen Volke tief beflagten Umftand, daß ber vos 
ber Rebellion gegen bas Leben ber Nation geführte Streih ſchwer auf tie 
Arbeiterbevölferung Curopas niebergefallen iſt, falſch auszulegen, Tann ba 
Gongreß doch Feinen Anftand nehmen, jeden Vorſchlag frember Einmiſchung 
in ben gegenwärtigen Kampf infofern als ungerechtfertigt und unſtatthaft zu 
betrachten, als jeine einzige Erflärung fih in einer falſchen Auffaſſung der 
Frage, ſowie des wahren Charakters des Krieges findet, in welchem bie Re 
publik begriffen ift. 

„Die Vereinigten Staaten ringen jet mit einer unprovocirten und fredel⸗ 
baften Revolution, welche nach Zerflörung diefer Republik trachtet, um eine 
neue Macht aufzubauen, beren Edftein bem ingeftänbnijfe ihrer Führer ge: 
mäß bie Sclaverei bilden foll; zur Unterbrüdung ber Mebellion unb um ra: 
durch die Nepublif zu retten und bie Errichtung einer folgen Macht zu ver: 
hindern, verwendet bie Nationalvegierung jegt ihre Heere unb Flotten in bem 
feiten Glauben, daß an dieſer Anjtrengung alle Plane von Verſchwörern un? 
Rebellen fcheitern werben. Während fie in biefen Kampfe begriffen finb, ven 
welchem fo viel abhängt, ift jeder Vorſchlag einer fremden Madt, in melde 
Geftalt er auch immer auftreten mag, ber zum Zweck hat, biefen Anitren: 
gungen Einhalt zu thun, genau im Verhältniſſe zu feinem Einflufje eine Gr: 
muthigung der Rebellen und ihrer unverhohleren Anfprühe, und baber ge 
eignet, ben Kampf zu verlängern und zu verlıttern, erhöhte Dpfer an Gut 
und Blut zu bewirken und ben heißerfehnten Tag bes Friedens zu verzögern. 
In biefer Veberzeugung, und nicht daran zweifelnd, daß ein jeder foldher, ct: 
gleich in guter Abſicht geinachter Vorſchlag bie National-Intereſſen beeinträd: 
tigt, wird ſich der Congreß genöthigt ſehen, jeben. in ber gleihen Michtung 
gemachten weiteren Verſuch als einen unfreundlichen Schritt zu betrachten, 
gegen ben er ernjtlich Einfprache erhebt, Damit nichts im Auslande vorfallen 
möge, was bie Rebellion Fräftigt ober jene Beziehungen bes Wohlmwollene 

egen fremde Mächte, welche die Vereinigten Staaten mit Freuden begen, 
—** — kann. 

„Der Rebellion warb von Anfang an, ja ſelbſt ſchon zur Zeit ber ihrem 
Ausbruch vorhergehenden Verſchwörung, durch die Hoffnung auf ben Beiftand 
frember Mächte Vorſchub geleiftet; ihre Führer prahlten häufig damit, bie 
Völker jeien jo abhängig von der regelmäßigen Zufuhr bes großen Haupt: 
erzeugniffes bes Sübens, daß ihre Negierungen fich früher oder fpäter ge: 
nöthigt fehen würben, in irgenb einer nachbrüdlichen Weiſe auf Seite des 
Südens zu treten, und daß fie fogar bis zur fremden Intervention geben 
würden, wenn fie mit einer milberen Form nicht burchbrängen; bie Rebellion 
wird jetzt durch biefe Hoffnung aufrecht erhalten, welche jeder Vorſchlag frem: 
der Einmiſchung neu belebt, und ohne biefe belebende Unterſtützung würb: 
fie bald ber gereiften und väterlichen Autorität ber Nationalregierung weichen 
müffen. In Erwägung biefer Dinge, welche durch bie Beweggründe bes fo 
ermutbigten Widerftandes noch verichlimmert werben, bebauern die Bereinigeen 
Staaten, bad auswärtige Mächte den Häuptern ber Rebellion nicht freimütbig 
erflärt haben, das Wert, an welchen fie begriffen feien, ſei haſſenswürdig, 
und eine neue Regierung, wie bie, welche fie zu gründen fuchten, mit ber 
Sclaverei ale ihrem offen eingeitandenen Editein und zu Teinem anberen 
ansgejprochenen Zwede ber befonderen Griftenz, fei jo enıpörenb für bie Gi: 
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viliſation und das fittliche Gefühl ber Menſchheit, daß fie in ber Geſellſchaft 
ber Nationen kein Willkommen und feine Anerlennung erwarten bürfe. 

„Im Vertrauen auf bie Gerechtigkeit ihrer Sache, welche zugleich aller- 
wärts unter den Menſchen die Urfache guter Negierung und menfchlicher 
Rechte iſt, in dem Wunſche nach baldiger Wieberberftellung bes Friedens, 
welde Rube im Innern fihert und jeben Anlaß zur Klage von Seiten bes 
Auslandes binwegräumt, und in der wohlbegrünbeten vertrauensvollen Er: 
wartung ber fchließlichen Unterbrüdung ber Rebellion, woburd alle diefe aus 
gegenmwärtiger Gefahr geretteten Dinge auf immer gefichert fein werben und 
bie über ihre Feinde triumpbirende eine und untheilbare Nepublif als ein - 
Veifpiel für bie Menjchheit ftehen bleiben wird, zeigen bie Vereinigten Staaten 
hiermit ihren unabänderlichen Entihluß an, ben Krieg jo lange nad den 
Grundſätzen chriſtlicher Staaten fortzufegen, bis die Rebellion bejiegt iſt, und 
rufen für ihre Sade in Ehrfurdt den Segen bes allmächtigen Gottes an.“ 


4. April. General Grant bat mit feinen Truppen Stellung genommen, 

um Vicksburg (Miſſiſſippi) entfcheidend anzugreifen. 

719 „ Beginn der Belagerung vor Charlefton (Sübcarolina). Ein 

Angriff der unioniftifhen Banzerfchiffe wird von ben Südbündiſchen 

= abgefchlagen. 

16. „ Die Unionsflotte unter Admiral Porter paffirt glücklich Vicks⸗ 
burg. Das Gros ber Belagerungsarnee wird nah dem Süden 
der Stadt trangferirt. | 

77.28. „ Die Botomacarmee unter Hooker überjchreitet den Rappahannok. 


.. 2./6. Mai. Zweite Schlacht bei Frederiksburg (Chancellorsville). Hooker 
wird gefchlagen und gebt über den Rappahannok zurüd, Tod des 
Südbundsgenerald Jackſon. 
„ Eine Depefhe Sewards lehnt ben Antrag Frankreichs, Die 
biplomatifche Intervention bei Rußland zu Qunften Polens zu unter: 
ffüßen, ab. 
16./17. „ Der Bundesgeneral Grant fchlägt den Sübbundsgeneral 
Pemberton bei Bakerscreek und bei Blak River Bridge und wendet 
| fi zur Belagerung von Vicksburg. 
418. „ General Grant beginnt Vilburg einzufchließen. 
49. „ Admiral Porter eröffnet die Beſchießung Vicksburgs von der 
Flußfeite. 

19.722. „ Vergebliche Berfuche, die Erbforts von Vicksburg zu erftürmen. 
23. „ Depefhe Sewarbs an General Banks über die Haltung ber 
| Bundesregierung gegenüber Merico: 

„Wir ſiehen mit ber Nepublit Merico auf freundfchaftlidem Fuße und 
in diplomatiſchen Beziehungen. Wir betrachten jenes Land ale ben Schauplag 
eines mit Bürgerkrieg heim Kampfes gegen einen ausländiſchen Feind. 
An biefem Conflict nehmen wir feinen Theil; im Gegentheil, wir befleißigen 
uns abfoluter Nichtintervention und Nichteinmifchung. Ihre Aufgabe ift es, 
als Kommandeur bed Grenzbepartements darüber zu wachen, daß aus dem 
Gebiet der Vereinigten Staaten weber ber einen noch ber andern ber krieg⸗ 
führenden Parteien irgend eine Unterftügung geleiftet werbe. Wenn unfere 
u auf meritaniichem Boden fi in prefärer Lage glauben, fo mögen 
fie Iteber bas Land verlaffen, ale ben Schuß unferer Baften anrufen. . .* 
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25. Mai. Neuer vergeblicher Sturm auf Bideburg. General Grant beginnt 
eine regelmäßige Belagerung. 

27. „ Vergeblicher Sturm des Bundesgenerald Banks auf For 
Hudſon. (Miffiffippi.) ; 

29. „ Die Armee des Sübbundes unter General Lee fängt an üke 
den Rappahannok zu geben. 


. 43. Juni. Die Botomacarmee unter General Hooker beginnt den Rüde: 
um fi) dem Einfall Rees in Maryland und Pennſylvanien entgeger 
zu feben. 

14. „ Wincheſter und Martinshurg werben von den Uniondtruppen 
ben Eonföderirten Preis gegeben, fo daß ber Armee Lee's ber Re; 
über Williamsport nad Maryland und Pennfylvanien offen ſteht. 

19. „ Nee fteht mit feiner ganzen Armee in Maryland. 

28. „ General Hooler wird im Oberbefehl über die Potomacarmet 
durch General Meabe erfeht. 


— Juli. Beginn der Eonfeription im Gebiete der Norbftaaten. 

1.—3. Juli. Schlacht bei Gettysburg (Pennfylvanien.) Niederlage ke 
Südbundsarmee unter Lee, der fi jedoch in aller Ordnung nad 
Virginien zurüdzuziehen beginnt. 

4 „  Bidsburg (Miffiffippi) ergibt fih den Unionstruppen unter 
General Grant. | 

9. „Port Hudfon (Miffiffippi) ergibt fih den Unionstruppen unter 
Lee. Der ganze Lauf bes Miffiffippi ift damit in der Gewalt ter 
Nordftanten. 

— „Eine Proclamation bes -Präfidenten des Südbunds SYefferjen 
Davis ruft alle Männer von 18 bis AO Jahren unter bie Waffen. 

45,.—17. „ Böbelunruhen in Newport gegen die Eonfeription. Dieſelbe 
kann nicht durchgeführt werben. 

30. „  Proclamation Lincoln zum Schuß ber Negerfoldaten ber Unien 
gegen die Barbareien ber Sübhündifchen: 

„Es iſt bie Pflicht jeder Regierung, ihre Bürger zu beihügen, obm 
Unterſchied ber Elaffe, Hautfarbe oder Lage, und namentlich diejenigen, welde 
———— als Soldaten im öffentlichen Dienſte organiſirt find. Tas 
Bölferreht und die Gebräuche und Sitten bes Krieges, wie er von civiliſirten 
Mächten geführt wirb, geftatteri keinen Unterſchied Binfichtlih ber Hautfatbe 
in ber Behandlung von Kriegsgefangenen als öffentliche ıyeinde.. Wenn eine 
gefangene Perſon wegen ihrer Hautfarbe und ohne daß fie ſich gegen bie 
Kriegsgefege vergangen Bat, verkauft ober zum Sclaven gemacht wird, fe ii 
dies ein Rüdfall in bie Barbarei und ein Verbrechen gegen bie Givilifatien 
bes Jahrhunderts. Die Regierung ber Vereinigten Staaten wirb allen ibren 
Soldaten denſelben Schuß verleihen, und wenn ber Feind irgend einen wegen 
ber Hauptfarbe verkauft oder zum Sclaven madt, jo foll dieſes Verbrechen 
durch Reprefjallen an ben ‚in unjeren Händen ‚befindlichen feindlichen Gefan: 
genen beftraft werben. Es wirb beshalb verfügt, daß für jeben Soldaten ber 
Vereinigten Staaten, welcher ben Kriegsgejegen zumiber getöbet wirb, ein 
Rebellen⸗Soldat bingerichtet werden fol, unb für jeben Soldaten ber Ber: 
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einigten Staaten, ber vom Feinde zum Sclaven gemacht ober in bie Sclaverei 
verfauft wirb, ein Nebellen-Solbat zu barter Arbeit an ben öffentlichen 
Merten jo lange angehalten werben foll, bis ber andere freigelaffen wird unb 
die einem ———— ſchuldige Behandlung erfährt.“ 


9. Aug. Wiederaufnahme ber Conſeription in Newyork unter dem Schutz 
einer binreihenden Milttärmadht. 

4. „Der Bundesgeneral Roſenkrantz langt mit feiner Armee vor 
Chatanooga (Tenefjee) an und beginnt noh am gleichen Tage bie 
Beſchießung der Stabt. 

I. „Blutbad zu Lawrence in Kanſas. 

A, „ Fortgang ber Belagerung von Charlefton: Fort Sumter ift 
nad) fiebentägigem Bombarbement der Unionstruppen vollftändig 
zerfiört. 

— „  Diplomatifche Correſpondenz zwifchen ber Bundesregierung unb 
bem engl. Cabinete bezüglich der in England für die Regierung bes 
Südbundes in Ausrüftung begriffenen Laird'ſchen Panzerſchiffe. 
Seward erffärt endlich aufs beftimmtefte: „Wenn die Laird’fchen 
Panzerſchiffe auslaufen, fo ift die Fortdauer des Friedens zwiſchen 
ben Bereinigten Staaten und England eine Unmöglichkeit.” Lord 
Ruſſel verzichtet nunmehr auf feine bisherige Ausrede, daß ber 
Regierung keine Rechtsbefugnig zu abminiftrativem Kinfchreiten 
el: und zeigt dem norbamerifanifhen Gefandten an, baß bie 
engliſche Regierung die erforberlichen Befehle ertheilt habe, um das 
Auslaufen der Panzerſchiffe zu verhindern. 


— Sept. Bon Neworleand aus geht eine dreifache Erpebition von Bun⸗ 
bestruppen nad) Texas. 

6. „ Fortgang der Belagerung von Charlefton: Morris: land mit 
den Forts Wagner und Gregg werden von den Gonföberirten geräumt. 
„Chattanooga wird von den Conföberirten geräumt und von 
ben Truppen des Generals Roſenkrantz befebt. 

19.120. „ Zweitägige Schlacht am Chickamauga (Teneffee) zwiſchen bem 
Bundesgeneral Roſenkrantz und dem Südbundsgeneral Bragg. 
Roſenkrantz unterliegt und muß ſich auf Chattanooga zurüdziehen. 


8. 


1. Det. Der Agent des Südbunds in London, Mafon, verläßt England, 

5. 9 Die Armee bed Sübbundes in Tenefjee unter General Bragg 
beginnt Chattanooga zu belagern. : 

8. „ Die Armee des Südbunds unter Lee geht über ben Rapidan 
vor, verfucht aber umfonft ber Potomacarmee in den Rüden zu 
tommen. General Lee kehrt in feine alte Stellung zurück. 

17. „ Bräfident Lincoln ruft neuerdings 300,000 Freiwillige unter 
die Waffen. 

19, „ General Rofentrang wird als Befehlöhaber in Teneſſee abbe⸗ 

19* 
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rufen und General Grant mit den Oberbefehl über alle Bunbet: 
truppen bafelbft betraut. 

23, Oct. Eine Depeſche Sewarbs an den norbamerifanifhen Gefantten 
in Baris Dayton erflärt,, daß die Errichtung einer fremdländiſchen 
und monardifchen Regierung in Merico ſich weder leicht, ned für 
die Vereinigten Staaten wünſchenswerth erweijen werde, wovon bi: 
franz. Regierung ſchon in Kenutniß gefeßt worden ſei. Doch hes 
die Regierung zu Wafhington nicht ım geringften die Abficht, ke: 
freien Selbftbeftimmung bes merifanifhen Volles zu nahe zu treten 
oder e8 irgendwie in der Einfegung und Durchführung einer fre: 
gewählten Negierungsform zu behindern. Uebrigens habe der Krug 
in Merico nody nicht den Sturz ber inlänbifhen Regierung zur 
Tolge gehabt, und die Regierung ber Vereinigten Staaten fei nich 
gewillt, eine Regierung anzuerkennen, beren Eriftenz noch von dem 
Wechſel des Kriegsglüdes abhängig fei. 


2.Nov. Der Bundesgeneral' Banks landet an ber Barre bes Xi: 
grande (Texas) und fehlägt fein Hauptquartier in Brownsville anf. 

16. „ Der Südhundsgenerallongftreet zwingt nad) viertügigem Kampf 
die Unionsarmee unter Burnfide zum Rückzuge nad Knoxville (Te: 
nefjee), da8 von ben Eonföderirten umzingelt wirb. 

23.—25.Nov. Schlacht bei Chattanvoga. Sieg der Bundesarmee unter 
General Grant über die Südbundsarmee unter Bragg. Diele 
räumt Lookoutmountain und Miffionarpridge (Teneſſee). | 

26.Nov. Die Potomacarmee unter General Meade gebt über ben Ra: 
pidan vor. 

29. „ Longſtreet gibt die Belagerung von Knoxville auf. 

30. „ Die Bunbestruppen beſetzen das ort Efperanza (Teras) am 
Eingange der Matagorbabayg und find damit Herrn von Mittel: 
und Weſttexas, fowie aller bebeutenderen Punkte an ber DOftküfte, 
Salvefton ausgenommen. 


2.Dec, Die Potomacarmee unter Gen. Meabe geht mieber über ven 
Rapidan zurüd und bezieht Winterquartiere. 

10. „ Eröffnung des Eongrefjes in Washington. Botfchaft des Präfiden: 
ten Lincoln. 

Der Präfident conftatirt, daß bie Regierung ber Vereinigten Staaten zu 
allen auswärtigen Mächten in frieblichen und Treunbfeaftfigen Beziehungen 
ſtehe; daß bie Krifis, welche die Freunde ber Union zu entzweien gebrobt 
babe, vorüber fei; daß die Rebellion in bie engfte Umgrenzung zufammen: 

ebrängt worden; und erflärt ferner, baß er mit größter Entſchiedenheit an 
einer ancipationspolitif feſthalten werbe. Ueber bie Blofabefrage heißt es 
in ber Botichaft, nachdem bes Einfchreitens der britifchen Regierung gegen 
das Auslaufen neuer, den Vereinigten Staaten feinbliher Erpebitionen aus 
britiſchen Häfen unb ber in ähnlicher Weiſe von Seite Frankreichs beihätigten 
Neutralität gebacht worben: „Blokadefragen find mit bem Geijte ber Offen: 
beit, Gerechtigkeit und bes gegenfeitigen Wohlwollens befprochen unb zum 
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Austrage gebracht worden. Unſere Brifengerichte haben fi) durch ihr unpar⸗ 
teiifches Verfahren die Achtung und das Vertrauen ber Seemädhte erworben.” 
In der bie Botichaft begleitenden Broclamation bietet ber Präfibent 
allen Bewohnern der rebelliſchen Staaten — mit Ausnahme ber höheren 
DS ffictere (vom Oberft erclufive aufwärts) und derjenigen Perfonen, welde in 
dem Minijterium ber confüderirten Regierung ein Amt befleibet ober welche 


früher ein richterliches Amt innegehabt Haben oder aus bem Dienfte ber Ber: 


einigten Staaten ausgetreten und zu ben Rebellen übergegangen finb, unb 
ferner derjenigen, welche farbige Soldaten anders benn als Kriegsgefangene , 
behandelt haben — volle Amnejtie unter ber Bebingung an, daß fie ben Vers 
einigten Staaten Treue ſchwören und die Beobachtung ber vom Eongreffe er⸗ 
laffenen Gejege und ber Froclamationen bes Präfibenten geloben. Außer ber 
Amneftie wird gleichfalls die Wiebereinjekung in ſämmtliches Beſitzthum 
(Sclaven ausgenommen) zugefagt. Wenn ferner in einen ber abgefallenen 
Staaten von Bürgern, deren Anzahl wenigſtens gleich einem Zehntel ber bei 
ber Präjideritenmwahl des Jahres 1860 in dem betreffenden Staate abgegebenen 
Stimmen ift, eine Localregierung errichtet wird, fo foll biefer Staat auch 
ohne ben vorgejchriebenen Eid in die Union wieder aufgenommen werben 
fönnen. Der Präſident erflärt ben in ber Proclamation vorgeichlagenen 
Mobus für ben beften, ben bie Grecutive anzugeben wilfe, bie Annahme ans 
berer Vorfchläge fei baburch jeboch keineswegs ausgefchloffen. 

Der Kandidat der republifanifchen Bartei, Colfar, wirb vom Res 
präfentantenhaus zum Spreder gewählt. 

10. Dec. Eröffnung des Congreſſes in Rihmond. Botſchaft des Präfl- 
denten Befferfon Davis. Der Beriht des Finanzminifters Mem⸗ 
minger enthüllt rückhaltslos die verzweifelte Kinanzlage bes Südbundes. 

17. „ Ber Congreß verwirft mit 98 gegen 59 Stimmen ben Antrag 
Ternando Woods und der demofratifhen Partei, daß der Präſident 
erfudht werde, Commiſſäre zu ernennen, die „mit den Behörben in 
Richmond“ über Beendigung „biejes blutigen, verheerenden und un⸗ 
menſchlichen Krieges” in Unterhandlungen treten follten. Ebenſo 
verwirft derfelbe mit 82 gegen 74 Stimmen ben Antrag derfelben 
Partei, ven Grundſatz auszufprechen, daß der Krieg nit aus Ers 
oberungss und Unterjohungszweden weiter geführt werben bürfe, 
daß vielmehr nach Bezwingung des Aufftandes die rebelliihen Staa⸗ 

ö ten unbeſchadet ihrer alten Rechte wieder in bie Union aufges 
nommen werben follten. Dagegen wird mit 93 gegen 64 Stimmen 
zu erflären befchloffen, daß der Congreß die energifchfte und rüd- 
fichtsloſeſte Fortfegung des Krieges bis zur unbebingten Wieberhers 
felung der Bunbesautorität über das gefammte Nationalgebiet ' 
begebre; daß er jeden Waffenſtillſtands-, Friedens⸗ ober Vermitt⸗ 
lungs⸗Vorſchlag, folange noch ein Nebell in Waffen gegen ben Bund 
ftehe, verwerfe und daß er, alle früheren Barteibezeichnungen außer 
Acht laſſend, während bes Krieges nur zwei Parteien anertenne: 
Patrioten und Verräther. ine fernere Refolution erflärt es für 
bie Pflicht des Kongrefjes, der Regierung alle zur Unterbrüdung 
ber Rebellen erforderlichen Mittel an Mannfchaften unb Gelb zur 


Berfügung zu ftellen. 





‚2. Merico. 


15. Jan. BProclamationen Forey's an bie Mericaner. 
47. „ Proclamation Forey's an die franzoͤſiſche Erpebitionsarmee. 


23. Febr. General Forey bricht von Orizaba auf. | 
28. „ Frangöfiiher Kriegsrath in Guecholac; Beſchluß, daß alle fran: 
zöflfhen Streitkräfte fih am 8. März in Bewegung ſetzen follen. 





16. März. Die frangöfifche Armee nimmt Stellung vor Puebla ımb ber | 
ginnt die Belagerung der Stadt. 

17, „ Ein ägyptiſches Negerbataillen wirb durch Uebereinkunft zwiſchen 
ber franzöſiſchen Regierung und dem Vicekönig von Aegypten als 
Beſatzung nad Veracruz gelegt. 


8. Mai. General Commonfort wird bei dem Verfuh, Puebla mit Le 
bensmitteln zu verfehen, ‚bei San Lorenzo von ben Franzoſen 
geihlggen. 

16. „ General Forey ftellt das endlih aus Frankreich erhaltene Bela 
gerungsgeſchütz vor Puebla auf. 

417. „ Die Franzoſen vor Puebla ſchießen Breſche. Die Stadt ergibt fid., 

19. „ General Forey Hält feinen Einzug in Puebla. ine Divifion 
ber Franzoſen bricht fofort gegen Merico auf. 

21. „ Confiseationsdecret Forey’8 und Bortrag Budins darüber. Die 

franz. Regierung verweigert bemfelben ihre Genehmigung. » 

27. „ General Ortega und mehrere andere mericanifdhe Oberoffiziere 
entweichen auf bem Transport nad) Veracruz aus ber frauzöfiſchen 
Kriegsgefangenfchaft. 

29, „ Der Präfident Juarez verkündet durch Decret bie Räumung 
Merico’8 und bie Verlegung bes Negierungsfibes nah San Luis 
Potoſi. 

„Juuarez verläßt Mexico mit ben Miniſtern, den Truppen und 
ſeinen Anhängern. Der Gemeinderath übernimmt die Zügel der 
Regierung, übergibt bie Bewachung ber Stadt ben fremben Eon: 
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fula und deren Angehörigen und knüpft durch dieſelben Unterhands 
Iungen mit ben Franzoſen an. 


2. Juni. Pronunctamento in Mexiko. General Salas wird zum Civil⸗ 
und Militärchef ber Stabt ernannt. 

7., General Bazaine zieht mit der Vorhut ber franzöfiigen Armee 
in Merico ein. 

9. „ Präfident Juarez langt in San Luis Potofi an. und erläßt ein 
Manifeft zu fortgefetter Bekämpfung ber fremden Invaflon an bie 
Nation, 

IO. „ General Forey hält mit bem franz. Gefanbten Dubois de Sa⸗ 
ligny und dem General Almonte feinen Einzug in Merico an ber 
Spite von ca. 15,000 Mann. 

2. „ Gen. Forey feht einen neuen Gemeinberath der Stabt Merico ein. 

6. „ General Forey fegt eine Junta superior del gobierno aus 

35 Mitgliedern beftehenb ein, ernennt bie Mitglieder besfelben und 

becretirt die Einberufung einer Notabelnverfammlung zur Entſchei⸗ 

dung über bie Regierungsform. 
Die von en. Poren eingefeßte Oberjunta ernennt bie neue 

Regierung: General Almonte, Erzbifchof Labaftiva und General 

Sala. 


y2: 


2 


2. Zuli. General Forey ernennt 215 Mitglieder ber Notabelnver- 
ſammlung. 

8. „ Feierliche Eröffnung der Notabelnverſammlung. 

IO. „ Die Commifjion der Notabelnverfammlung trägt auf Einführung 
einer gemäßigten erblichen Monardhie an. 

(1. „ Die Notabelnverfammlung befchließt bie Einführung einer abfos 

Iuten erblichen Monardjie und proclamirt ben Erzherzog Marimi- . 

milian von Defterreih zum Kaifer von Mericc. Im Talle ber 

Weigerung deſſelben, bie Krone anzunehmen, foll ber Kaifer ber 

Franzoſen erfucht werden, den Mann zu nennen, ber am meiften 

fein Vertrauen genieße, damit bdiefer ben Thron von Merico be⸗ 

feige. Von ben 215 berufenen Notabeln find 30 nicht erfchienen; 

von ben erfchienenen fpricht fih nur einer gegen bie Einführung 

ber Monarchie aus. 

Die Notabelnverſammlung betätigt das Triumvbirat Almonte, 

Labaftida und Sala, 

22. „ Der permanente Ausſchußz des Congreſſes ber Republik Mexico 
erläßt ein Manifeft an die Nation für fortgeſetzten Widerſtand 
gegen bie frembe Invaſion. - 


1. Oct. Marſchall Foren gibt feine Vollmachten an General Bazaine 
ab und Fehrt nach Europa zurüd, 
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3. Oct. Erzherzog Max empfängt die mexicaniſche Deputation, die ihm 


12. 


n 


„ 


‘n 


W 


die mericanifche Kaiferkrone anträgt. Antwort des Erzherzogs: 


„... Iſt aud bie Aufgabe, Merico's Unabhängigkeit und Wohl unter 
dem Schub bauerbafter oh 

fo muß ich body, in vollem Einverftändbniffe mit Sr. Maj. dem Kaijer ix 
Franzofen, befien ruhmreiche Initiative bie Regeneration Ihres fchönen Yatır 
landes möglich macht, erfennen, daß bie Monardie nicht auf legitimer me 
fefter Grundlage wieberhergeftellt werben Tann, ohne daß bie ganze Nation in 
freier Kundgebung ihres Willens ben Wunſch der Hauptftabt beftätigt bätk. 
Bon dem Ergebniß ber Abftimmung ber Geſammtheit des Lanbes muß id 
baher vorerjt bie Annahme bes mir angebotenen Throns abhängig marken. 
Anbererjeits gebietet mir aber auch das Verſtändniß der gebeiligten Pflichter 


eines Herrichers für bas wieberaufzurichtende SKaiferreih jene Garantien ze 
fordern, welche unerläßlich find, um es vor ben feine Integrität und Sekt 


ftänbigfeit bebrohenden Gefahren zu fihern. Sinb die Bürgichaften einer tet: 
begründeten Zufunft erlangt, und wenbet fidh bie allgemeine Wahl bes edlen 
mericanifchen Volks mir zu, fo wäre ich bereit, geftüßt auf bie Zu ſtimmm: 
meines erlauchten Familienhaupts, unb vertrauend auf ben Schuß bes A: 
mächtigen, bie Krone anzunehmen. Für den Fall, daß bie Vorſehung mis 
zu ber hohen ivilifatorifäjen Miffton, bie mit biefer Krone verbunden wirt. 
beruft, muß ich Ihnen, meine Herren, ſchon jetzt meinen feften Entſchluß e: 
klären, bem heilbringenben Beiſpiele meines Taiferlichen Brubers folgend, dur 
eine conftitutionelle Regierung bem Lande bie Bahnen eine® auf Orbnun: 
und Gefittung bafirten Fortfchritts zu eröffnen, und fobald das weite Reid 
vollftänbig pacificirt wäre, ben Fundamentalpact mit ber Nation durch meinen 
Eid zu befiegeln. Nur auf biefem Wege Tönnte eine neue und wahrhaft nz: 
tionale Politik ins Leben gerufen werben, in welcher alle Barteien, ihres alten 
Grolles vergeilend, mithelfen würben, Merico zu jenem hervorragenden Ran; 
unter ben Völkern zu erheben, ber ihm umter einer Regierung beſtimmt fcheint. 
welcher als oberfter Grunbfaß gälte, Billigfeit im Recht walten zu Iafien..." 


Cine von General Bazaine organifirte Erpebition bricht gegen 
San Luis Potoſi auf. 


Nov. Schreiben bes Erzherzogs Marimiliaen an General Almonte 


„Seien Sie verficdert, mein lieber General, daß ich in feiner Weiſe un: 
fhlüffig bin. Mein Entſchluß ftebt feft, und ift jeit meiner Rebe v. 3. Chr. 
vor Merico und ber gatızen Welt laut ausgefprocden worden. Ich ermarte, 
um bie Zügel ber Regierung zu ergreifen, nur noch ben Vollzug ber Be: 
dingungen, die mir nicht allein die eigene Würde, fondern vornehmlich auch has 
Snierefe Ihres Vaterlandes zu fielen gebot. Ich habe Ihnen bereits in 
meinem Briefe vom 9. Oct. biefe Zuſicherungen ertheilt und erneuere fie bier 
mit Vergnügen. Sie fönnen von meinem Schreiben ben Gebrauch 8 
ber Ihnen zur Zerftreuung etwaiger in Derico noch beftehenden Zweifel ge: 
eignet erſcheint.“ 

Gen. Commonfort wird zwifgen San Luis und Calaya von 
mexicaniſchen Barteigängern überfallen und niebergemekelt. 

Letzte Sitzung des mexicaniſchen Congrefles in San Luis Potofi. 
Es find nur 58 Mitglieder anmwefenb. 

Conflict zwifchen den franz. Autoritäten, dem Erzbiſchof Labaftida 
und der clericalen Partei. Der Erzbiſchof nimmt keinen Antheil 
mehr an ber Regentfchaft. , 


eier Ginrichtungen zu fihern, eine überaus eble 
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17. Dec. Bräfldent Juarez verläßt San Luis Potoſi und geht nach Mon⸗ 
terey, der Hauptſtadt des Staates Nueva Leon. 

24. „ General Mejia zieht ohne Schwertſtreich in San Luis Potoſi ein. 
26. Dec. Der Erzbiichof Labaftida von Merico proteftirt gegen bie Aufs 
rechthaltung des Verkaufs ber FKirchengüter burd die neue Re⸗ 
| gierung. ä 

29. „ Der neue franzöfifhe Geſandte Montholon trifft in Veracruz 
ein; ber bisherige, Suligny, ſchifft fi zu gleicher Zeit wieder nach 
Frankreich ein. 

31. „ Der Erzbifhof Labaftida erneuert feinen Proteft gegen die Auf- 
techthaltung bes Verlaufs der Kirchengüter unter Beifügung ber 
Ercommunication. Der oberfte Gerichtshof erklärt fi deßhalb 
für incompetent in diesfälligen Rechtsfragen unb weigert fi, ben 
Berfügungen ber Regentfhaft Folge zu geben. 


Ergänzungen. 


Deutſchland. 30. Sept. Eine Verſammlung deutſcher Proteſtanten beſchließt bir 
Bildung eines deutſchen Proteflantenvereins und die regelmäfis 
alljährliche Berufung von Broteftantentagen: 

Statuten bes Vereins: $ 1. Auf dem Grunde bes evangeliſchen 
Chriſtenthums bildet fih unter denjenigen deutſchen Proteftanten, — eine 
Erneuerung ber evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche im Geiſte evangeliſcher Frei: 
beit und im Einklang mit ber geſammten Culturentwicklung unſerer Zeit ar: 
ftreben, ein beutfcher Proteftantenverein. Derfelbe fett fih namentlich zur 
Zweck: 1) Den Ausbau ber beutichen evangelifchen Kirchen auf ben Grunt- 
lagen bes Gemeinbeprincips und bie Anbahnung einer organischen Verbinbur: 
ber einzelnen Landeskirchen auf biefen Grundlagen. 2) Die Wahrung kı 
Rechte, Ehre, Freiheit und Selbitändigfeit bes beutfchen Proteftantismus unt 
bie Bekämpfung alles unproteftantifchen, hierarchiſchen Weſens innerhalb ba 
einzelnen Landeskirchen. 3) Die Erhaltung und Förderung Kriftliher Tai 
bung und Achtung zwijchen ben verjchiebenen Confeffionen und ihren Mitzlie 
bern. 4) Die Anregung unb Förderung aller berjenigen chriftlichen Ume: 
nebmungen und Werke, welche bie fittlihe Kraft und Wohlfahrt unferes Volle 
bedingen. $ 2. Es bleibt ber Selbftbefliimmung ber Proteftanten in ben 
einzelnen beutichen Ländern, Provinzen, Bezirken und Stäbten überlaiien, 
befonbere Vereine zu bilden, welche hinwieber mit bem Geſammtverein alt 
Zweigvereine in Verbindung treten. Zur Mitgliedſchaft ift berechtigt jede: 
Deutjche, der ſich zur broteftantifchen Kirche befennt, und fi zur Mitwirkung 
ber Vereinszwecke in bie Lifte einzeichnen läßt.“ 

Ein Antrag, unter ben Zweden bes Vereins „die freie Fortentwidlunz 
ber Lehre“ voranzuftellen, wirb von ber Verſammlung verworfen unb ein 
Antrag ftatt „Erneuerung ber evang.proteft. Kirche“ zu fagen „Erneuerung 
ber Verfaffung ber evang.sproteft. Kirche” zurüdgezogen, nachbem ber Bericht: 
erftatter e8 als bie beftimmte Abficht bes vorgeichlagenen Entwurfs ausge 
ſprochen hatte, jebe Einwirkung auf bie Lehre ber Kirche fern zu halten. 

& 


England. 3. Sept. Eine Depeſche des engl. Geſandten in Kopenhagen, Sir A. Pa⸗ 
get berichtet Lord Ruſſel, er habe ſowohl von Hrn. Hall als von dem ſchwe⸗ 
diſchen Geſandten Graf Hamilton erfahren, daß die däniſche Regierung keine 
ſchriftliche Zuſage Schwedens beſitze, im Falle von rg auf dem 
Bundesgebiete ben Dänen zu Hilfe zu- fommen. Graf Manberfiröm babe 
ein folches Verfprechen auch milndblich nicht geben Fünnen, vielmehr gerathen, 
einer Bunbeserecution feinen Wiberftand entgegen zu jeken; bie Großmächte 
würben Deutfchland ja doch nicht erlauben, Holftein permanent beſetzt zu 
balten und fo Dänemark gewiffermaßen buch Aushungerung zum Nachgeben 
zu zwingen, auch würben fie von Deutſchland eine deutliche Definition ber 
Dccupationszwede verlangen. 
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). Sept. Eine Dep. bes engl. Geſandten in Wien Lorb Bloomfield berichtet Lord 
Rufſel, Graf — hätte ihm erflärt, ev babe ſich nicht ohne Erfolg be: 
mübt, ben Wortlaut ber Bunbesbeihlußfaffung zu milbern, aber bie Bundes: ‘ 

ejege zu änbern, das jei für Defterreih ımb Preußen eine Unmöglichkeit. 
Dänemurt babe veriprochen, ben Herzogtbümern feine Geſetze zu ochroyiren 
unb wie babe es biefes Verſprechen ge ten ? 

6. „ Eine Depeihe Ruſſels an ben britifhen Nepräfentanten in Paris ſchildert 

bie .> ber Lage und ſtellt folgenbe feine Meinung nad umumftößliche 


vier Säge auf: 

„3) Dänemark ift Deutſchland eine erichöpfende fchriftliche Erklä⸗ 
zung über bie Bebeutung ber Orbonnanz vom 30. März für bie Gefebe 
umb namentlich für bie finanzielle Stellung bee Herzogthümer Holflein und 
Lauenburg ſchuldig. 2) Deutſchland kann gerechter Weife Teine Bundes⸗ 
erefution anorbnnen, um bie Einführung einer Dänemark, Schleswig, Holftein 
und Lauenburg gemeinfamen Verfaſſung zu forbern oder zu verbinden. 
3) Die Angelegenheiten Schleswigs können zwiſchen Deutichlanb unb Däne⸗ 
mart nur als eine internationale Angelegenheit bebanbelt werben. 4) Als 
eine Sache von internationaler Bebeutung ift zu wünfden, daß Deutſchland 
mit Genauigfeit angebe, welche Rechte es für bie beutichen Einwohner Schleswigs 
in Anjpruch nimmt, und in weldher Weife Dänemark bie zu Gunſten ber Deutfchen 
übernommenen Berbinblichkeiten nad) der Dieinung bes deutſchen — ver⸗ 
lept bat... . Wenn bie Regierung bes Kaiſers ber Franzoſen ber Meinung iſt, daß 
ein britifhes unb franzöſiſches Anerbieten guter Dienſte irgenb 
einen Nutzen verfpricht, jo wäre 3. Maj. Regierung zu einer foldgen Politik 
bereit. Sollte jebuch bie franzoͤſiſche Regierung einen ſolchen Schritt für 
wahrſcheinlich fruchtlos Kalten, jo koͤnnten bie zwei Mächte ben Regierungen 
von Defterreih und Preußen und bem beutfchen Bunbe bie Grinnerung zu: 
rufen, baß irgend ein von ihnen unternommener Schritt, ber bie Integrität 
und Unabbängigfeit Dänemarks ſchwächen kann, bem Bertrage vom 8. Mai 
41852 zumwiberlaufen würbe.” 

18. „ Der engl. Vertreter in Paris melbet Ruſſel, baß bie franz. Regierung 
feinen Borfchlag vom 16. Sept. ablehne. Hr. Drouyn be Lhuys billige zwar 
alle vier Punkte Lorb Ruſſels, aber er fage, daß er von einem förmlichen 
Schritt fich feinen Vortheil verſpreche. Das Anerbieten guter Dienfle zuäre 
nuples. Der zweite vorgefchlagene Schritt (bie Mahnung an ben Vertrag 
von 1852) wäre großentheild ber von England unb Frankreich in ber pol: 
niſchen Frage befolgten Politik analog. Er habe Feine Luft (und er geſtand 
ofien, baß er es beim Kaifer jagen werbe), Fran kreich in biefelbe Stel: 
[ung gegenüber Deutfhlanb wie gegenüber Rußland zu brin: 
gen... . Wollte man an bie beutichen Mächte eine folde Mahnung wie an 
Rußland richten, fo müßte man bereit fein, weiter zu zeben und 
eine Handlungsweiſe zu ergreifen, bie ber Würbe zweier 
Großmächte angemefjener wäre ꝛc. Schließlich babe der franzöfifche 
Miniſter gelagt, daß Frankreich fi völlig freie Hand laſſen wolle. 

10. Dec. Eine Depeiche bes engl. Gejandien in Wien Lord Bloomfielb zeigt bem 
Grafen Ruffel an, baß Graf Rechberg ihn über etwaige, bei ber Bundes: 
ereeution in Holftein zu befürchtenden SYnfurrectionsverfuche, bez. wegen Be⸗ 
feitigung ber Autorität bes König⸗Herzogs (ſoweit ſolche nicht durch bie Ere⸗ 
cutionsordnung bebingt fei) beruhigt habe. Graf Rechberg fügte hinzu, baf 

er für bie Disciplin ber öfterreichifchen, Teineswegs aber ber jächfilchen 
und banndverifhen Truppen einftehen könne, unb daß, um Yyraternifirungen 
wifchen ben fterreichiichen Truppen unb ben Holfleinern zu verhäten, haupt: 
—** ungariſche und polniſche Regimenter nach Holftein geſandt werben ſollten. 

2. , Dep. bes in außerordentlicher Miffion nah Berlin und Kopenhagen ge: 
fandten Lord Wobehouje an Lord Ruſſel aus Berlin: 

„Ich bin geflern Abend bier angelommen und Babe heute im Miniſterium 
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bes Auswärtigen eine lange Unterrebung mit Hm. v. Bismar! gehabt. IS 
begann bas Geſpräch mit ben Worten, daß %. Maj. gerubt babe, mir eine 
Senbung anzuvertrauen, beren Zweck bas Beitreben jei, Mittel zu finder, 
um bie Zerwürfniſſe zwilchen Deutichland und Dänemark beizulegen. Se. Crc 
tönne fi daher verfichert halten, daß ich nicht ben Anwalt bes einen eder 
anberen Theiles fpielen würbe, aber ih müſſe ihm runb berausfagen, mw 
Ihrer Maj. Regierung überzeugt fei, baf, wenn Deutfchland einerſeits unt 
Danemark anbererfeits entichlofjen wären, von ihren Prätentionen nichts iat: 
ven zu laſſen, es unnüt fein würbe, ben Kriegsausbruch verhindern zu woler. 
Hr. v. Bismark erwiberte, er wünſche fo lebhaft, wie irgenb Jemand, be 
a bie Bolfsftimmung fetin ganz Deutid 
and fo heftig gegen Dänemark, daß es ber preußiſchen Regierung um 
möglich ei, von Dänemark weniger al8 bie vollſtändige Erfüllung jeiner Pr: 
fprehungen zu fordern. Die öfterreichifehe Regierung, fagte er, ſehe bie Sake 
ebenjo an, unb bie Fleineren deutſchen Regierungen feien noch weniger im 
Stande, Zugeftändniffe zu machen, da in ben meiften Fleineren Staaten em: 
fo ſtarke Gefinnung in Bezug auf SchleswigshHolftein berriche, daß bie Kür 
ften jener Staaten ihren Thron gefährben würden, wenn fie ben Bolfswuni! 
befämpfen wollten. Ich fragte, ob e8 mit ben Principien, welche bisher vi: 
Beziehungen ber europäilhen Staaten zu einanber regiert hätten, überein: 
ſtimme, daß zwei ber Großmächte, bie einen Vertrag mit ben brei anbere 
GSropmädten eingegangen hätten, fi ohne Scheu weigerten, bem Bertrax 
treu zu bleiben, weil ber deutſche Bund bemjelben nicht beigetreten jei. Rem. 
fagte ich, Defterreih und Preußen ſich als Bunbesmitglieber verpflidztet glau! 
ten, ihre Vertragsannahme von ber bes Bundes abhängig zu machen, jo bi: 
ten fie eine Erklärung in biefem Sinne abgeben jollen, als fie ben Rertr:: 
unterzeichneten. Aber ich müſſe jedenfalls fragen, aus welden benfkare 
Gründen Defterreih und Preußen fich weigern fännten, Chriſtian IX. ae 
König von Dänemark anzuertennen. Der Bundestag, dächte ich doch, bebn: 
feine Prätentionen nit auf das Königreih aus, unb wenn Chriſtian I. 
nicht König fei, jo möchte ich gern wiljen, wen man als ben König anſehen 
ſolle. Ich flelle dieſe Frage, jagte ich, weil Ihrer Maj. Regierung erfahren 
habe, daß ber Geſandte, ber abgejchidt worben, um bie XThronbefletgung ” bet 
Könige anzuzeigen, in Wien nicht empfangen worben fei und, wie es fcheint. 
auch in Berlin nicht empfangen werben folle. Hr. v. Bismark fagte, er be 
baure fehr, daß ber öfterreichifche Hof ben bäni Geſandten nicht empfangen 
habe; ohne bie Weigerung Defterreihs, glaube er, würbe ber König ver 
Preußen ibn empfangen haben, aber jet, fürdhte er, werde dies unmöglid 
fein, da der König von Preußen, wenn er in biefer Sache anbers ale Dee: 
reich banbelte, fih großer Unpopularität in Deutihlanb ausicken 
würde. Die öjterreichifche Regierung, ar er, gebe fo weit, zu behaupten, 
baß, wenn ber Vertrag -von 1852 fallen follte, auch bie Berzichtleiftungen, 
fraft deren Chriſtian IX. den Thron beftieg, ihre Giltigleit verlieren würden, 
ba fie erfolgt waren, um bie bänifchen Lande als ein Ganzes zu bewahren, 
und daß ber Prinz von Auguftenburg auf bas Königreich Dänemark An: 
fprüche befike, bie ** giltig werben dürften. Ich muß jedoch Hm. ven 
Bismark bie Gerechtigkeit wiberfahren laſſen, zu Tagen, baß er biefer Doktrin 
nicht bas Wort reben wollte. Wir gingen von biefem Theile bes Thema's 
auf die anbrohende Bunbeserecution über. Ich fragte, aus weldem 
Grunde die Crecution jetzt ftattfinden folle, nachdem Dänemart bas Patent 
vom 30. März zurüdgenonmen. Hr. v. Biomark ermwiberte, bie Erecutione: 
gründe feien in einem Dekrete bes Bundestags aus bem Jahre 1858 enthalten, 
worin Dänemark aufgeforbert warb, feine Verbindlichkeiten in Bezug auf bie 
Stelung Holfteins in ber däniſchen Verfaffung zu erfüllen. Ich fagte, eine 
Erecution jei gewiß einer Occupation vorzuzie obwohl Teine @recution 
und Teine Occupation befier geweien wäre; aber jebenfalls, hoffe ich, bafı beim 
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Einmarſche ber YBundestruppen eine Proclamation ergeben werde, um bie 
Einwohner Holfteins zur Ruhe zu ermahnen. Laut ben J. Maj. Regierung 
zugelommenen Berichten fei in Holftein bie Ruhe nicht geftört, und es wür: 
ben wohl gewiß Schritte getban werden, bamitber Prinz von Auguſten⸗ 
burg und jeine Parteigänger nicht im Stande jeien, Treilchaaren zu bilden 
und unter bem Schutze ber Bunbestruppen eine aufftändifche Bewegung zu 
orgeanifiren. Hrn. v. Bismarls Sprache über biejen Punkt war 
nichts weniger als beruhigend. Er fagte: eine Proflamation, wie ich 
fie wünfchte, werde erlaffen werden, aber ber Brinz von Auguftenburg 
werde ſonder Zweifel im Gefolge ber Bundestruppen ein= 
ziehen und die Fahne bes Auffianbes zu erheben fudhen Um 
ber Bewegung Einhalt zu thun, würbe e8 nöthig fein, ben Prinzen zu ver: 
Baften und bie von ihm gebildeten Schaaren mit Gewalt auseinander zu 
fprengen. Wäre bies möglich, ohne einen unbezähbmbaren Ausbrud 
ber Volksleidenſchaft in Deutfhlandb hervorzurufen? Ich fiellte 
barauf St. Erc. dringend vor, wie groß bie Gefahr eines Krieges zwiſchen 
Deutichland und Dänemark fein würbe, wenn man Teine entſchiedenen Maß: 
regeln ergrifie, und wie ungerecht es wäre, unter bem Scheine einer Er⸗ 
jwingung von Bunbesrechten bie Rebellion zu ſchüren. Hr. v. Bismarf 
entgegnete mir, baß er bie drohende Kriegsgefaht jo gut wieich bebaure. Ich 
errvähnte auch bes Streites über Rendsburg und ſprach bie Hoffnung aus, 
daß man bafür Sorge tragen werbe, einen Zufammenftoß mit ben Dänen auf 
jenem Punkte zu vermeiben. Hr. v. Bismark verficherte, bie Bundestruppen 
würben feinen Theil bes ftreitigen Rendsburger Gebietes im Norben der Eiber 
befegen. Wir famen dann zur Erörterung ber ſchleswig'ſchen Frage, 
bie, wie Ihrer Lorbfehaft wohl befannt, bie Haupturfache bes langwierigen 
Streites zwifchen Deutjchland und Dänemark iſt. Ich jagte, es ſei unmöglich, 
zu einer Loͤſung zu gelangen, wofern bie beutfchen Mächte nicht genau ans 
geben Tünnten, worin ihre an Dänemark gerichteten Forderungen befländen, 
unb daß ich bofien wollte, er werbe im Stande fein, mir über biefen Punkt 
eine deutliche Aufklärung zu geben.. Hr. v. Bismark fagte, bie Forderungen 
Deutichlands feien diejelben, welche fie immer gewejen — nämlih, daß Dä⸗ 
nemark jein Verſprechen erfülle, Schleswig nicht ins Königreich einzuverleiben 
unb eine gemeinjame Verfaſſung zu geben, unter ber Holftein, Schleswig unb 
Lauenburg gleiche Rechte mit dem Königreiche befigen würden. Ich erwiberte, 
J. Maj. Regierung jet überzeugt, baß es eim boffnungslofes Unternehmen jet, 
über bie gemeinjame Verfaffung eine Erörterung anzufnüpfen. Eilf Jahre feien 
in bem fruchtloſen Bemühen vergangen, die beutichen unb bie bäniichen An⸗ 
firhten über bas, worin bie gleichen echte beftehen, in Einklang zu bringen 
— jei es wahrſcheinlich, daß bie Dänen fi jemals berbeilaffen würden, ben 
Bewohnern ber Herzogthümer, db. 5. ber Minorität in einem gemeinjamen 
Parlamente, biefelbe Zahl Mitglieder wie ber däniſchen Majorität zu geben? 
Würde ein ſolches Arrangement ber Billigkeit oder der Gerechtigkeit entiprechen ? 
Sr. v. Biomark fagte, daß bie Dänen keine baare Gleichzahl ber Mitglieber 
mit ben Deutichen haben würden, weil in Schleswig fehr viele Dänen jeien 
und biefe ohne Zweifel bänifchen Mitgliebern ihre Stimmen geben würben. 
Se. Erc. entwidelte bes Längeren feine been über bie gemeinfame Ber: 
faffung, aber ich kann nicht jagen, daß ich von ihm etwas gehört babe, was 
im Laufe biefer endlofen Erörterungen nicht aber und abermals wieberholt 
worben wäre. ch brängte ihn, irgend eine ambere Alternative anzugeben, 
allein er fagte, das fei die Sache ber Dänen und nicht ber Deutſchen. Ich 
fragte ihn dann, was die beutfhen Mächte in Bezug auf bie vom Koͤnige 
jüngſt unterzeichnete Eonftitution verlangten, Weber biejen Puntt — fagt ' 
er — Tönne von einem Compromiſſe feine Nebe fein. Bor bem 
41. Januar müffe erflärt werben, daß bie Verfaffung auf 
Schleswig unanwenbbar fei, ſonſt würden die deutſchen Mächte 
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ſich aller gegen Dänemark eingegangenen Verbindlichkeiten 


* 


mit, daß ber Zuſammentritt des neuen Reichsraths blos verſchoben wor 
koönnten fie ſich nicht begnügen. Ich ſagte, er werde wohl zufrieden fein, 

ber König die Erklärung erließe, daß bie Verfaſſung nicht in Bezug a 
Schleswig in Kraft gejebt werben fünne. Wenn die — nicht durch d 
gegenwärtigen Reichsrath, ber mit bem Ende bes Jahres aufböre, erich:z 
würbe, fo koͤnnte es nothwendig werben, ben neuen Reichorath einzuberuf 

der bann allein bas Geſetz änbern könnte. Se. Erc. fagte, vorausgeiegt, da 
Schleswig durch irgend einen königlichen Alt vor bem 1. Januar von b 
Wirkſamkeit bes Gejebes ausgenommen würbe — dem am 1. Januar jel 
bie neue Verfaſſung in Kraft treten — fo liege ihm wenig daran, wel 
Berfammlung die fchließliche Abfchaffung des Geſetzes vornähme. Er fei intzt 
überzeugt, der König. werbe feine jegigen Miniſter entlaffen müfjen; ein cou 
d’stat wäre bie befte Loͤſung ber Schwierigkeit. Die Sache fei, dag Teurid 
land nie auf gutem Fuße zu Dänemark ſtehen werde, fo lange in Dänemı 
die gegenwärtigen bemofratiihen Staatseinrichtungen ’beitänden. Ich jagt 
baß ich es bebauerte, biefe Sprache zu hören, bie einer Erklärung gleich komm 
daß bie deutſchen Regierungen wirklich im Begriffe ſeien, bie inneren Einrit 
tungen einer unabbängigen Monarchie abzuänbern; und ich bob gegen He 
v. Bismarf eindringlih hervor, welche Gefahr bie deutſchen Regierung 


langen, daß bie bänifche Regierung die von 1851—1852 eingegangenen Per: 
bindblichkeiten ausführe, jo daB, abgejehen von ben Bunbesbanden, welche Hol⸗ 
ftein allein angeben, Schleswig mit dem Königreih Dänemark nicht enger 
verbunden jei als Holftein. Sie erachten baher, baß die Berfaflung vom 
18. Nov. 1863 eine Verlegung ber Berbinblichfeiten Dänemarks if, und fie 
verlangen, daß bie bänifche Regierung vor dem 1. Januar Maßregeln trefie, 
bamit jene Verfaffung nicht in Bezug auf Schleswig in Wirkſamkleit geſetzt 
werbe. Nachdem ſolche Mafregeln ergriffen fein werben, erwarten fie Nor: 
ihläge über die Art, wie bie Verfprechungen von 1851—52 erfüllt werben 
jollen, von Dänemark zu erhalten. 





13. Dee. Lord Wobehoufe meldet ben Grafen Rufiel, daß er mit bem Grafen 


Karolyi, bem öfterreichiichen Geſandten in Berlin, eine Unterrebung gehabt. 
und barüber nicht mehr zu jagen babe, ale daß berjelbe fich über bie deutſch⸗ 
bänifhen Wirren eben fo äußere, wie Hr. v. Bismark. Un bemfelben Tau 
ſchreibt Lord Wodehouſe, daß Hr. v. Bismark ihm gefagt: das Memoran: 
dum ſei von dem dfterreichiichen Geſandten und auch vom König gutge 
heißen, unb werbe baber in ber angegebenen Weife parapbirt werben. Zum 
brittenmal ſchreibt Lord Wodehouſe an bemfelben Tage: er freue fich zu ſehen, 
daß bie Sprache, bie er gegen Hrn. v. Bismarf über bie Gefahr eines Auf: 
ftands in Holftein Jeführt, einigen Eindruck auf ihn gemacht habe; fo ſage 
ihm Hr. v. Bismarf: ber Yunbestag werbe bewogen werben, Maßregeln 
gegen bie Bilbung von Freildaaren zu ergreifen, unb bie preußifche Regierung 
werde fich fofort mit dem Bringen von Auguftenburg in Gorreiponben; 
ſehen und ihn zu beivegen fuchen, nicht nach Holftein zu gehen. 


— 
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. Dec, Eine Depefche des engliihen Geſandten in Berlin berichtet über bie von 
Hrn. v. Bismark einige Tage vor ber Ankunft des Lord Wobehoufe zu Berlin 
in vertraulier Untefrebung ausgebrüdten Anfichten, wie bie ſchleswig- hol- 
jteinifche Frage zu einer Löfung gebradht werben könne. Hr. v. Bismark 
Hält eine gemeinigmne Verfaffung für Dänemark unb bie Herzogtbümer nad) 
bem Plane von Chriſtian VII., ober bie Vereinigung bes beutichen Theiles 
von Schleswig mit Holitein unter abgejonderter Legislatur nnd Verwaltung 
(von bem übrigen Theile der bänifhen Monarchie) für erfprießlid. Gin 
dritter Plan fei die abminiftrative Vereinigung von Sübjchleswig mit Holitein, 
ohne daß jeboch das erjtere bem beutichen Bunde einverleibt werbe. Graf Ca⸗ 
rolyi, fügt der Gefanbte Hinzu, habe ſich in ähnlichem Sinne geäußert. 

. „ Sir Malet, der englifhe Geſandte am deutſchen Bunde, erhält von bem 
Bundespräfidialgefandbten, Baron Kübel, auf eine Anfrage, welde . 
Maßregeln der beutihe Bund ergreifen werbe, falls der Prinz von Augu⸗ 
ftenburg es fi einfallen laſſen follte, im Gefolge ber Bunbestruppen ſich 
nach Holftein zu begeben, bie Antwort: daß ein ſolches Vorgehen des Augu⸗ 
ftenburgers „ein europäifcher Skandal und eine Beleidigung für die däniſche 
Regierung fein, welde bie bänifche Regierung fogar berechtigen würbe, ber 
Bunbeserecution felbjt Widerftand zu leijten.“ 

3. Der englifche Gefandte in Berlin melbet Lord Ruffel, daß Lorb Wode⸗ 
boufe von dort abgereist ſei, ohne daß es ihm gelungen wäre, von ber preußi= . 
[chen Regierung eine‘ beftimmte Angabe über bie Vereinbarungen, mit benen 
Deutichland auktion fein würbe, zu erhalten. „Die preußifche und bie öfters 
reichiſche Megierung haben fomit bie alte Politit des Bundestages, über bie 
fid Dänemark jo Häufig zu beſchweren hatte, befolgt, und bloß gejagt, was 
fie nit wollen, aber jebe Andeutung über ben Character ber Vereinbarung, 
bie fie annehmen würden, beftimmt verweigert." Es fei baher unwahrſchein⸗ 
Ich, baf Lord Wodehouſe bie bänifche Regierung gewillt finden werde, eine 
bie Drganijation der Monarchie betreffende Politik aufzugeben, bie im alle 
eines Krieges ſolide Vortheile verheiße. 

„ n Ankunft Lorb Wobehoufe in Kopenhagen. Cr berichtet Lord Ruffel, daß 
er ohne Verzug fi zu Herrn Hal begab und ihm ben Rath ertheilte, bie 
Srovember-Berfaffung zurüdzunehmen, weil man erachten fünne, baß fie ben 
Berfprehungen von 1852 zumiberlaufe, und weil Großbritannien ein Recht 
Babe, zu erwarten, baß bie bänijche Regierung bie Dinge nicht auf's Aeußerſte 
treiben werbe. Herr Hall lehnte ben Rath ab; er werbe Feines 
falls der Minifter fein, auf deffen Empfehlung ber englifde 
Rath befolgt werden würbe. 

7., Lord Ruſſel infiruirt Lord Wodehouſe neuerbings dahin, bie Zurüdnahme 
ber Berfafjung vom 18. November für Schleswig von Dänemark zu erzie⸗ 
Ien: „Ein Caſuiſt Fönnte über den Sinn ber Worte: „Einverleibung in Dä- 
nemark ober auf bie Einverleibung abzielende Schritte” einen Streit erheben, 
und zeigen, daß es Taum irgendeinen dem Herzogthum Holftein, für fich ges 
nommen, vortheilhaften Schritt geben könne, ber fich nicht jo barjtellen liche, 
als“ zielte ex von fern auf bie Cinverleibung Schleswigs in Dänemark ab 
Gluͤcklicherweiſe aber ift im vorliegenden Fall ein jo fein zugeſpitztes Raiſon⸗ 
nement nicht vonnöthen. Das am 18.November fanctionirte Grunb: 
gefeg für das eigentlide Dänemarfund Schleswig ift thatſäch— 
ih eine Einverleibung Schleswigs in Dänemark. Es beſtimmt, 
dag Schleswig im Parlament von Dänemark vertreten fein fol, und baß 
alle vom Parlament ober Rigsraad erlaffenen Gefete im Herzogthum Schles: 
wig, jowie im Königreich Dänemark gelten follen. (Lord Ruſſel citirt verſchie⸗ 
dene Paragraphen ber Novemberverfaffung.) Zwar ift ſowohl Dänemark als 
Schleswig eine bejondere repräfentative Berfammlung gelajjen, aber es ift 
Mar, daß biefe Verfammlungen nur für örtliche Angelegenheiten da fein follen, 
und daß al ihre Macht über gemeinfame Angelegenheiten vom Risgraad 
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abforbirt werben wird. Dieſe VBerfaffung ift, wie man fi erinnern mit, 
nicht dem Landtag von Schleswig vorgelegt unb in einer Berfammlung verir: 
worden, in welcher nur elf Vertreter Schleswigs zugegen waren, von bene 
7 für und 4 gegen bie neue Berfaffung ftimmten. Die neue Verfaflung ati: 
ber bie erforberlihe Sanction bes Herzogthums Schleswigs fehlt, umd bie ber 
BVerbindlichleiten ber bänifchen Krone wiberfireitet, follte, infoweit fie fih ar 
Schleswig bezieht, zurüdgenommen werben. Wie bies geichehen fol, ba: 
haben ber König, feine Minifter und fein Parlament zu enticheiden. Ge ir 
ber Wunfch ber Regierung 3. Maj., daß es in ber bem Character unb da 
Würde Dänemarfs als eines freien und unabhängigen Staats angemefienften 
Weiſe geſchehen möge.“ 


19. Dec. Eine Depeſche des Lord Wodehouſe aus Kopenhagen berichtet über fein 


erjte Unterredung mit dem franz. General Fleury, ber eine ber feinigen 
ähnliche Senbung Hatte: „Der General fagte, 3. Maj. Gefandter in Paris 
babe ihm meine Inftructionen gezeigt, und er wolle mir fogleih fagen, tı 
babe ben Auftrag vom Kaiſer, fih an feiner Unterbandlung in Kopenhagen 
zu —— ſondern ber däniſchen Regierung ausdrücklich zu erklären, baf 
wenn Dänemark in Krieg mit Deutſchland gerathen ſollte, 
Frankreich ihm nicht zu Hilfe kommen würde, und in allgemeinen 
Ausdrücken zur Mäßigung und zu Conceſſionen an Deutſchland zu rathen 
Hierauf theilte Lord Wodehouſe dem General mit, daß er den Auftrag habe 
der däniſchen Regierung die Aufhebung ber November-Verfaſſung bringen: 
anzurathen, und — ob er ſich ihm darin anſchließen würde. Vorher hate 
er bei Herrn v. Ewers, dem rufſiſchen Gefandten, angefragt unb nachher aud 
ben fchwebilchen Geſandten, den Grafen Hamilton, eingeladen, eine in jenem 
Sinne gefaßte identifhe Note an bie dänifche Regierung mit zu unter- 
zeihnen. Graf Hamilton Tehnte diefes ab, was von feiner Regierung gut: 
geheißen wurbe; bie ruffifche und bie franzdfifche Regierung erlaubten 
A Anfrage ihren Vertretern, fi) bem Schritte bes Lord Wodehaufe anzu- 
ießen. 


ſchließ | 
20. „ Lord Wodehouſe erhält von Carl Ruſſel die Weifung, ber däniſchen Regie: 


21. 


rung zu erflären, „daß bie Zurücknahme ber November: Verfaflung, fo wen 
fie Schleswig betrifft, unumgänglich ſei, und daß bie däniſche Regierung öi: 
fentlich irgenb ein Unterpfand für die Zurüdnahme geben ſollte.“ 


„ Ünterredung zwiſchen Lorb Wobehoufe und Hrn. v. Ewers mit Hm. Hall, 


bie zum Rüdtritt bes däniſchen Premiers es 
Lord Wodehouſe fagte Hrn. Hall, er habe ber bänijchen Regierung ben 
Rath zu ertbeilen, Maßregeln zu treffen, bamit bie neue Verfaffung nice 
auf Schleswig angemanbt werde. J. Majeſtät Regierung Zweck jei es, ben 
Weg zu neuen Unterbandlungen mit Deutfchland zu eröffnen, und ba Oeſter⸗ 
reih und Preußen auf Unterhanblungen nicht eingehen wollten, fo lange bie 
neue Verfaſſung fortbeftehe, jo müſſe man vorerfi biefes Hinberniß befeitigen. 
Herr dv. Ewers gab denfelben Rath. Herr Hall Ikugnete, daß Dänemark 
jeine Berbindlichfeiten gegen Deutſchland buch bie neue Verfaflung breche, 
und wollte wifjen, was Dänemark buch die Befolgung des englijchen Rathes 
gewinnen würde. Sei ber geringfte Grund vorhanden, anzunehmen, baß bie 
Zurücknahme ber Verfaffung Deutlihland befriedigen würbe? Und würbe biejes 
Zugeftändnig nicht das Vorfpiel fernerer Forderungen fein? Er, babe ſelbſi 
feinen innigeren Wunſch, als bie ftreitigen Fragen einer Conferenz ber Mächte, 
welche ben Bertrag unterzeichnet haben, vorgelegt zu fehen; aber welche Bürg⸗ 
haft Habe bie bänifche Regierung bafür, baß bie Angelegenheit, nach Befol: 
ung bes englijchen Rathes, wor eine Konferenz fommen werbe? Dänemart 
e gern bereit, an bem vom Kaiſer ber Franzoſen vorgefchlagenen Gongrefie 
Theil zu nehmen, aber England habe ben Congreß: Borichlag abgelehnt, und 
— wolle anderswo als auf dem Congreſſe nicht unterhandeln. Lord 
odehouſe erſuchte darauf Herrn Hall, bie Wichtigkeit ber Situstion 
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wohl zu erwägen. Er müfje Herm Hall erflären, fagte er, daß, „wenn bie 
bäniiche Regierung unferen Rath verwerfen follte, J. Maj. Regierung es 
Dänemark überlaften müßte, Deutjchlanb auf eigene Verantwortlichfeit bie 
Stirn zu bieten“. Herr Hall erwiberte, er kenne ſehr wohl bie Gefahren, 
bie Dänemark drohen würden, wem es ben Rath zurüdmwiefe, aber bie 
Gefahr der Annahme fchiene ihm noch größer. Gegenwärtig feten ber 
König und fein Bolf einig, unb biefe Herzliche Ginigung fei eine gewal⸗ 
tige Schußwehr. Aber durch die Zurüdnahme ber Verfaflung würbe biefer 
große Bortheil verloren gehen. Die ruffifche Regierung babe bie Politif der 
däniſchen Regierung ftets mit ungünjtigen Augen betrachtet, aber von J. M. 
Regierung babe er ein wohlwollenberes Urtheil erwartet. Die Unterrebung 
dauerte noch eine geraume Zeit, aber fie blieb ohne Ergebniß. — General 
Fleury Hatte ein Separatgejpräch mit Herrn Hal und reifte am ſelben Tage 
nach Berlin ab. — Unmittelbar nad) Lord Wobehoufe und Herrn v. Ewers kam 
Sir A. Paget zu Herrn Hall und unterftühte die Gründe von Lord Wobe- 
bouje, indem er einen neuen binzufügte. Herr Hau fei ber Schöpfer ber 
neuen Berfaffung, bie fo laute Bejchwerben veranlafje, und ber König dürfe 
baber erwarten, daß auch Herr Hall ſelbſt ihre Aufhebung beantrage. „Der 
König”, tagte Sir U. Paget, „ift für die vorhandene Krifis in Feiner Weife 
verantwortlih. Er bat bei jeiner Thronbefteigung bie Maßregel, ber nichts 
als die Fönigliche Unterſchrift fehlte, fertig vor —— und Ihre Excellenz 
wiſſen beſſer, als irgend Jemand, was die Folgen geweſen wären, wenn er 
bie Unterzeichnung verweigert hätte.“ Um bes Könige und um des Landes 
willen aljo erſuche er ihn (Hall), ſelber die Aufgabe zu übernehmen, bie doch, 
wenn bie Monardie nicht als Opfer fallen folle, Einer ober ber Andere werbe 
ausführen müflen. Herr Hall erwiberte, baß es feiner Weberzeugung nad 
für die Dynaftie und bas Land das Beſte fein würbe, eine Stellung in Schleswig 
einzunehmen und bort einen Angriff Deutſchlands abzumarten. Selbft wenn 
es ihm nicht unmöglich wäre, felbit die Aufhebung feiner eigenen, eben durch⸗ 
egangenen Maßregel vorzuichlagen, und felbft wenn er die Annahme eines 
ſolchen Vorſchlages durchſetzen Tünnte, was er für eben jo unmöglich balte, 
fo fehe er nicht ein, welden Bortbeil e8 Dänemark bringen würde. Es 
werde ihm feine Hilfe verfprochen für den Fall, baß Deutſchland in feiner 
Angriffspolitit beharre; es fei nicht einmal eine Ausfiht auf ein Innehalten 
mit ber Erehition vorhanden. Man babe die Zurüdnahme des Patents vom 
30. März verlangt; Dänemark habe es zurüdgenommen; man habe bie Räu- 
mung Holſteins verlangt; Dänemark babe es geräumt. Nähme Dänemark 
jest bie Berfaffung zurüd, fo würde irgend ein anderes Zugeſtändniß vers 
langt werben. Sir A. Paget erwiberte, daß bie Zurüdnahme ber Verfaſſung 
an ſich allerdings nicht genügen mwürbe, aber wäre bie Verfafjung einmal bes 
feitigt, fo würbe den Unterbanblungen fein Hinberniß im Er ſtehen. Unb 
Herr Hal folle doch bedenken, in welder Lage Dänemark fich befinden würbe, 
wenn es den Rath ber Mächte verworfen bitte, unb dann felber jchließen, 
05 die Annahme bes guten Rathes von gar feinem Vortheile für die Mo: 
narchie wäre. 

*» „ Sir Buhanan berichtet aus Berlin über eine Unterrebung mit Herm von 
Bismard, worin der letztere nachwies, daß Preußen burch bie ads Lie 
des Vertrages von 1852 bloß gegen Dänemark unb gegen feine andere ar 
eine Verbindlichkeit übernommen habe. Ferner fagte Herr v. Bismard: „Wie 
bie Tinge jest ftehen, können wir jeben Nugenblid, wo wir wollen, den Krieg 
haben. Der Krieg hebt jeden Vertrag auf und würbe bas Lon—⸗ 
dboner Protofoll annulliren, und dann fann bie Regierung 
bie auguftenburgifhe Erbfolge anertennen. Wenn bie legten Nach⸗ 
richten aus Kopenhagen amtliche Beflätigung erhalten follten, köͤnnen wir auf 
dem Punkte fein, uns an Sie (an England) wegen einer Anleihe behufs 
eine® großen Krieges zu wenden.“ 
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Ergänzungen (England). 


28. Dec. Depeſche Ruſſel's an Lorb Cowley in Paris: 


31. 


„Nichts iſt verwickelter ober fruchtbarer an Verlegenheiten, als bie I. 
wig⸗ holſteiniſche Frage, wenn man fie in ihren Einzelheiten unterfuchı. 
gibt feine unbanktbarere Arbeit, als die langen unb bunfeln Depeſchen zu Ic* 
in benen fidh ber Sinn hinter einer Maſſe von Worten verfiedt. Cine & 
tere unb allgemeinere Auffaffung ber Frage würbe vielleicht zu einer rich:: 
ren Würdigung ber Thatjachen führen und möglicher Reife einen Faden! 
fern, mit deſſen Hilfe wir aus bem bunfeln Irrgarten ins ofiene Zagee.: 
eintreten fünnten. Als das Königreih Dänemarkf eine Uunumſchränl 
Monarhie war, ba war ber König, wenn beöpotiih, doch umparrzeii 
Fand er einen fähigen beutfchen Staatsmann in Holitein, fo machte er ibn 
feinem Minifter; wenn Dänen und Deutſche in Schleswig Haberten, jo :e: 
er nicht etwa, daß er dem einen Theile ben Borzng vor bem andern : 
Aber diefe Beziehungen änderten ſich volljtändig, als freie Inſtitutionen 
wählt wurben und die in Kopenhagen vorherrfchende Nationalität mir Rt 
und Ausichließlichleit bie ganze Verwaltung ber Monarchie burhbrang. < 
jener Zeit gibt e8 nichts ala Streitigfeiten, Beſchwerden, Cinmiſchungen 
bie innere Regierung Dänemarks, PBrotofolle, Abmachungen, bie jeber Th 
nach feiner eigenen Weife auslegt, unb zuweilen bewafinete Feindſeligkeit 
Und doch gibt e8 zwei Principien, bie, wenn man fie feft im Auge bei 
ben Streit aufhellen und einen Krieg verhindern könnten. Das eine rin: 
ift jenes, welches bie Unterzeichner bes Londoner Vertrags aufgeftellt babe 
„baß bie Aufrechthaltung ber Integrität der bänifchen Monardie, die mit 
Intereſſen bes Gleichgewichts ber Macht zufammenbängt, von hoher Wichtig! 
für die Erhaltung des Friedens iſt. Das andere Princip iſt ein cs 
der Erfahrung ber legten fünfzehn Jahre abgeleitetes Corollat. Es keii 
berin: „baß bie beutichen Bewohner ber unter bem Scepter bed Königs : 
Dänemark fiehenben Staaten und Lande fowohl durch die eingeführten In' 
tutionen, ‚wie durch bie vom Könige mit Handhabung ber Snititutionen | 
trauten Männer reichliche Sicherheit für eine gerechte und unparteiiſche Resi 
tung erhalten ſollen.“ Dies fcheint ber Zwed der beutfchsbänifchen Unterban 


‚ lungen von 1851—1852 geweſen zu fein. Diefe Zwede find unglüdliger X: 


noch nicht erreicht, aber wenn jene Principien alljeitig zugegeben werben, je wi 
doch wenigſtens ein Schritt zu einer friedlichen und endgiltigen Loͤſung getban 


„ . Tepefche Ruſſels an den engliſchen Geſandten in Berlin: „Wenn bie deuti 


Nationalität in Holftein und einem Theile von Schleswig ben Grund ii 
bie Zerftücdelung Dänemarks abgeben foll, jo wäre die polniſche Rational:: 
in Poſen ein eben jo flarfer Grund für bie Zerjtüdelung Preußens. 7 
ficherfte Rolitit für Preußen wäre baber, immer Treu unb Reblichkeit; 
üben und feinen vertragsmäßigen Verpflichtungen nachzufommen.” 


„ Eine Depeiche bes englijchen Geſandten in Wien berichtet, daß auch & 


franzöfilche Gefandte, der Herzog von Srammont, bem Grafen Rechberg max: 
ber Anweſenheit bes Brinzen von Auguftenburg in Kiel Vor 
ftellungen gemacht habe. Graf Rechberg erwiberte, ba Defterreich und Rreui: 
genau fo wie England und Franfreih dächten und beim Bunde auf ſtu 
Entfernung dringen würden. Auf feine eigene (des englifchen Geſandien 
Frage: „Und wenn ber Bunb den Vorfchlägen Wiens und Berlins fein & 
hör jchenten will?" habe der Graf Rech berg geantwortet: „Wir müflen de 
Prinz mit Gewalt fortſchaffen laffen, wenn er einer Aufforberung, bie Her 
zogthümer zu verlaffen, nicht nachgibt.“ 


Beilagen. 
. 
‚hronik der Ereigniſſe im europãiſchen Staatenfyfiem. 
Januar bi März 1864. 


1.Iarn. (Italien). Der König brüdt beim Neujahrsempfang ber 
Deputation der Kammern fein Bedauern barüber aus, daß das 
Jahr 1863 Feine günftige Gelegenheit für bie Erlöfung Italiens 
geboten habe, meint aber, daß am Horizonte bes Jahres 1864 
europäiihe Verwidelungen von allerdings noch unbeflimmter Ge: 
ftalt fich zeigten, die Teicht bie ermünfchte Gelegenheit bieten könn⸗ 
ten; das Rand koͤnne auf ihn zählen, wie er auf das Land zähle. 

- „ (Bundestag). Der öfter. Präfibialantrag, ber Bund wolle 

ben Herzog von Auguftenburg auffordern, KHolftein zu verlaffen, 
bleibt mit 7 Stimmen (Defterreih, Preußen, Sachſen, Kurbefien, 
Medienburg, Luxemburg und die 16, Curie) gegen 9 in ber Min- 
derbeit. 

„ » (Holfein) Der Ausfhuß bed fog. Landescomite in Kiel for: 
dert zu Grünbung fchleswigsholfteinifcher Vereine wo möglich in allen 
Drten und in allen Diftriften des Randes behufs „Heranziehung aller 
Kräfte zu der politifchen Arbeit für bie Selbftändigleit und Frei⸗ 
heit des Landes” auf. 

— „ (Defterreid) richtet eine Berbalnote an die Regierungen ber ver⸗ 
fchiedenen beutfhen Staaten gegen die Wirkfamteit des 36er Aus: 
ſchuſſes in Frankfurt. 

» # (Merico) Die Regentihaft (Almonte und Sales) entjegt die 
in Folge der Ercommunifation des Erzbiſchofs Labaſtida wider⸗ 
ſpenſtigen Richter (f. 1863 31. Dec.) ihrer Stellen und trifft 
neue Ernennungen ftatt berfelben. Ä 

3. „ (Frankreich). Verhaftung von 4 Stalienern, Greco unb Ge: 
noffen, wegen angeblichen Complotts gegen das Leben bes Kaiſers. 
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4. Jan. (Preußen). Bubgetdebatte des Abg.-Hauſes. Die für ker 
Etat des Minijteriuns des Innern geforderten 35,000 Thlr. zn 
geheimen Ausgaben im Dienfte ber Polizei werben mit greße 
Mehrheit geftrichen. 

„ » Preußen). Sitzung der Anleihecommifjion bes Abg.-Dauie | 
Hr. v. Bismarck wiederholt feine Behauptung, daß die Vereind 
rungen von 18°%, Preußen allein das Recht geben, ſich um Schler- 
wig zu befümmern und baß der Schuß für bie Deutfhen Schles 
wigs davon abhange, daß Preußen biefe Bereinbarungen aufzet: 
erhalte. Er beftreitet die Competenz bes deutſchen Bundes; peli: 
tiſche Fragen feien feine Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preupe: 
könne fich nicht majorifiren laffen, etwa durch eine Majorität, ki: 
ein paar Millionen vepräfentire ; bie deutfchen Großmächte jeic 
das Glashaus, das den deutſchen Bund vor europäifhen Zur 
wind ſchütze. 

5. „ (Sadfen). Der Minifter v. Beuft bemüht fid, die Abrtir- 
mung Sadyfens in der Bundesverfammlung v. 3. d. M. für Aus: 
weifung des Herzogs Friedrich aus Holftein zu rechtfertigen. — 
Entſchiedene Antwort Beuſts auf eine grobe Note des engliſcher 
Gefandten in Dresben. 

vn (DonaufürftentHüämer). Fürſt Couſa genehmigt die ver 
ber Nationalverfammlung befchloffene Aufhebung der Klöfter in de 
Moldau und Wallachei. Oroßartige Kundgebungen im ganzen Par: 
zu Ounften der Maßregel. Die rumäniſche Geiftlichkeit Teiftet der 
Bewegung Vorſchub. 

- » (Preußen). Der Bubgetausfhuß bes Abg.-Hauſes befchlier: 
faft einftimmig, auf einfache Ablehnung bes Budgets für 186: 
anzutragen, 

„u. (Hetftein) Die einzige bisher noch zurüdgebliebene Stadt dee 
Landes, Heiligenhafen, fenbet eine Hulbigungsbeputation an den 
Herzog Friedrich nach Kiel. 

„ » (Rußland) ine Regierungsverorbnung in Polen befiehlt tie 
Sequeftrirung bes beweglichen und unbeweglichen Vermögens ver. 
Theilnehmer am Aufftande und legt ben kath. Bifchöfen und Bis. 
thumsverwefern eine abermalige Contribution von 18 4, den Ga: 
nonicis von 16 % ihrer Einnahmen auf, 

7., (Breußen). Die Commiffion des Abg.-Haufes beichließt ein- 
fimmig, auf Ablehnung der Regierungsvorlage bezüglih Ergän: 
zung bes Art. 99 ber DVerfaffung anzutragen. 

„ nn (Sadfen) Die I. Kammer tritt einftiimmig den Befchlüffen der 
II. Kammer vom 15. Dec. v. J. bezüglich ber fchleswig-hoffteini: 
fen Frage mit dem Zuſatze bei, daß „fobald es die Verhältniſſe 
geftatten, die verfaffungsmäßigen Stände ber betheiligten Länder über 
bie Thronfolge gehört werben möchten.“ 

on (Richtenftein). Der Landtag befchließt eine Adreſſe an den 


| 
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Fürften zu erlaffen, worin bie Anerlennung bed Herzogs Friedrich 
gewünfcht wirb. | 


7. Jan. (Italien). Die Abg.-Kammer nimmt das Entlaffungsgefud 


” 


Saribaldi’8 an; feine Freunde flimmen dagegen. 


(Frankreich) richtet eine Depeche an fämmtliche Mittel: und 
Kleinftanten Deutfchlands, in ber es den Londoner Vertrag ein 
„ohnmächtiges Werk” nennt und feine Theilnahme an der von 
England betriebenen Conferenz von derjenigen bes deutſchen Bundes 
abhängig macht: 

„Die englifhe Regierung hat am 31. Tec. an bie Regierung bes Kaifers 
eine Mittheilung gelangen laffen, in welcher fie ben Aufammentritt einer Con⸗ 
ferenz, entweber zu Paris ober zu London, vorfchlägt, bie zur Berathung 
über bie Angelegenheiten ber Herzogthümer berufen fein würde. Sie würbe 
aus ben Vertretern ber Mächte beitehen, welche ben Bertrag von 1852 unter: 
zeichnet haben, zu benen ein Bevollmächtigter bes Teutfchen Bundes hinzu: 
träte. Als bie Regierung bes Kaifers das erfte Mal über biefen Gegenftanb 
jonbirt wurde, mußte fie, un jebe Verwechslung zu befeitigen, ben weſent⸗ 
lichen Unterſchied deutlich hinſtellen, welcher zwiſchen einer Gonferenz ftatt= 
findet, bie eine fpecielle Trage discutirt, und zwiſchen bem allgemeinen ober 
engeren Gongreß, befien bee vom Kaijer ausgegangen war. Ein Gongreß, 
ber bie verfchiebenartigften Intereſſen zu vegeln hatte, bot Elemente ber Trans: 
action, bie, wenn bie Berathung auf ein ifolirtes Intereſſe beſchränkt bleibt, 
nothwendig fehlen werben. *— er ſich durch dieſe Erwägung leiten ließ, 
und da er überdies eine Verhandlung nicht mehr unter ſeine Auſpicien neh⸗ 
men wollte, von der er mehrere der Mächte, die der Idee eines Congreſſes 
zugeſtimmt haben, hätte ausſchließen müſſen, bat er nicht umhin gefonnt, ben 
Borfchlag, bie Eonferenz in Paris zufammentreten zu Taffen, abzulehnen. 

„Aber bie Regierung bes Kaifers bat darum nicht weniger ben Wunſch, 
bie Anftrengungen zu unterjtügen, welche verfucht werben möchten, um ſchwe⸗ 
reren Verwicklungen vorzubeugen. Die Crhaltung bes ‘riebeng war ber 
Zielpunkt meines erhabenen Herrn, ald er die Souveräne zu einer Verftän- 
bigung unter einander einlub, um das politiihe Syflem Europa's weiter zu 
befeftigen. Dar Zwed St. Maj. ift berfelbe geblieben, unb obwohl er fort- 
bauernb überzeugt bleibt, daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit bahin 
führen kann, fo hat er doch feine unbebingten Einwendungen gegen bie Gom= 
bination, welde von ber englifchen Regierung angebeutet wurde. Gleichwohl 
würden einige vorläufige Aufflärungen für ihn nothwenbig fein, und biejelben 
find von den Mächten erbeten worben. 

„Die Londoner Conferenz (von 1852) hat, wie ber gegenwärtige Zuſtand 
ber Dinge es zum Weberfluffe beweift, nur ein oßnmädtiges Wert zu 
Stande gebracht. Ihre Beſchlüſſe werben heute durch bie Mehrzahl ber fecun: 
bären Staaten Deutfchlands beftritten, ſogar burch einige von benen, —— 
ihnen zugeſtimmt hatten. Wenn man Heute wieber zuſammentritt, jo 
würde es wejentlich fein, fih auf Bedingungen zu ftellen, welche geeignet 
find, bie Hoffnungen eines befriebigenderen Reſultats zu geben. An eriter 
Stelle ift es von Wichtigkeit, die Conferenz nit dadurch in Gonflict 
mit bem Bundestag zu ſetzen, baß man bie Bevollmächtigten einlübe, 
über Fragen zu berathichlagen, welche thatfächlih ſchon entichieben fein bürf- 
ten; und bie Regierung bed Kaiſers bat ſich an bie Mächte gewandt, um zu 
erfahren, ob fie geneigt wären, zum Ausgangspunkt ben actuellen Statustuo 
in He und in Schleswig zu nehmen, das heißt bie ſchwebenden Fragen 
vorzubehalten. de 

„Zu gleicher Zeit lebhaft mit einem Punkte beichäftigt, ber ein großes 
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Snteveife für Deuiſchland zu haben fcheint, ift ber Kaifer mit ber emgliicen 
Regierung ber Meinung, daß bie Theilnahme bes beutichen Bundes an ke 
Verhandlungen, welche eintreten Fünnten, von großem Nuten fein winte 
Es ift bebauerlih, daß Deutichland nicht birecten Antheil an ben Wrranz. 
ments genommen bat, welde 1852 zur Herjtellung einer neuen Succellicz 
orbnung in Dänemark getroffen wurden. Aber man muß fich fragen, obt: 
Bundestag fih dafür entjcheiben würde, auf bieje Gebanfenreife einzugebe 

„Im Schoße eines allgemeinen ober engeren Gongrefies, der noch ükr. 
anbere Fragen als bie ber Herzogthümer biscutirte, wurde der beutiche Bun’ 
wie ich glaube, fein Bebenfen getragen Haben, feine Sache einem am: 
päifchen Tribunal zu unterbreiten. Giner der Vortheile biejes Berföhnuns:: 
planes war eben ber, ber Empfinblichleit unb ben Intereſſen eines Jeder 
gerechte Rüdficht zu Theil werden zu laſſen. Da aber ber Bundestag x 
mehreren früheren Gelegenheiten alle bie Zumuthungen abgelehnt bat, wwelc 
babin zielten, daß bie Unterzeichner des Londoner Tractats feine Differenz m 
Dänemark in bie Hand nähmen, jo muß ber Kaiſer, ehe er feinerfeits br 
Vorſchlag bes englifhen Cabinets annimmt, fih zuvor barüber fi: 
fein, ob bie Anfhauungsmweife ber beutfhen Staaten in biete. 
Hinſicht fih geänbert hat, 

„Dies ift die Mittbeilung, Herr Miniſter, welche ic Befehl Habe an < 
zu richten. Sch würbe demnach Ihnen fehr verpflichtet fein, menn Sie ın:: 
in ben Stand feten wollten, meine Regierung willen zu lafien, ob die \tr 
einer Gonferenz durch die Regierung . . . gebilligt wird, und ob fie gene: 
fein würbe, in Frankfurt bafür zu flimmen, daß Deutſchland bei biefer Aır 

| fammenfunft durch einen befonderen Bevollmächtigten vertreten werbe.” 

8. Yan. (Dänemarf). Der bisherige Gefandte am Hofe in Berlir 
Quaabe übernimmt das Minifterium bed Auswärtigen in dem neu 
gebildeten Cabinet Monrab. | 

„ » (Württemberg). Die Il. Kammer genehmigt einftimmig bie 
Ausſchußanträge für fchleunige Anertennung bes Herzogs Friebris 
für die Befehung Schleswigs durch beutfche Truppen und gegen bir 
Entſcheidung einer europäifhen Sonferenz; mit 74 gegen 1 Etimm 
werben ber Regierung überdieß alle Mittel angeboten für ben ul 
einer Mobilmahung bes württ. Truppencorps. 


» n (Breugen). Sitzung bes Bubgetausfchuffes des Abg.-Hauſes. 
Die Regierung beitreitet nachdrücklich das echt bes Haufes au’ 
Eontrolle ber Staatsvermögens, welches ber König als MNepräfen: 
tant des Staates verwalte; bie Verfaffung kenne keine Controlle 
Der Ausſchuß befhließt, beim Haufe darauf anzutragen, es möge 
bie Megierung zur Vorlage bes geforberten Spezialnachweifes über 
ben Staatsſchatz auffordern und bis diefe erfolgt fein werbe, die De: 
charge für die Stantsrehnungen von 1859, 1860 und 1861 ver: 
Wweigern. 


» nn Meng j. 8%). Der Landtag ermächtigt einftimmig die Regie: 
rung, fi bei dem fhleswigsholfteinifchen Anlehen mit 50,000 Thlrn. 
zu betbeiligen. 

8/9. Yan. (Frankreich). Debatte bes gefeßgebenden Körpers über 
bie außerorbentlihen Credite für 1863. Bericht Larrabure. Glän: 
genbe Rede Berryer’s über bie Finanzwirthſchaft bes Saiferreiche. 
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Der Gefehesentwurf wirb mit 232 gegen 14 Stimmen (eine An⸗ 
zahl Mitglieder enthalten fich der Abftimmung) genehmigt. 
9. Fan. (Preußen). Die Anleihe-Commiſſion bes Abg.⸗Hauſes ver: 
wirft alle Anträge auf Bewilligung eines Theile der geforberten 
12 Mil. und beſchließt mit 13 gegen 6 Stimmen einfadhe Ab: 
lehnung des ganzen Anlehens. 

(Holftein). Eine Bekanntmachung der Bundescommiffäre hebt 
bie bisherige Regierung in Plön völlig auf und überträgt die Re⸗ 
gierung einer aus einem Präfidenten und 5 Mitgliedern beftehenden 
Behörde unter dem Namen „berzogliche Landesregierung in Kiel.“ 
» nn (Belgien). Die Repräfentantentammer genehmigt die Antworts: 
abrefie anf bie Thronrede vom 10. Nov. v. J. mit 58 gegen 
52 Stimmen. 

(DonaufürftentKHümer). Die Pforte und die Großmädhte 
in Konftantinopel proteftiren gegen bie von der Nationalverfamme 
Yung befhloffene und von bem Fürften fanctionirte Aufhebung ber 
Klöfter in der Moldau und Walladjei. Nur die Vertreter Frank⸗ 
reichs und Staliens wollen erſt Inſtruktionen einholen. 


[24 


„ ” 


©. „ (Bapern). Die Regierung geftattet neu gebildeten Schleswig: 
HolfleinsBereinen die Sammlung von Beiträgen nur unter ber 
ausbrüdlichen Bedingung, baß bie gefammelten Gelber nicht an 
ben 36er Ausſchuß in Frankfurt abgeliefert werden dürfen. 

„ n (Hannover). Große Landesverfammlung in Hannover, R. v. Ben: 


nigfen wird zum Präfibenten ernannt und einftimmig eine Reſo⸗ 

Intion und eine Abrefle an den König für SchleswigeHolftein und 

Anerkennung des Herzogs Wriebrich angenommen. Der König lehnt 

e8 ab, die Adreſſe aus den Händen der dazu gewählten Deputation 

entgegenzunehmen. 

(Naffau). Landesverfammlung in Diez. Bon ben Beichlüffen 
berfelben wird dem Minifterium Kenntniß gegeben, dagegen von 
einer Deputation oder Adreſſe an ben Herzog abgefehen. 

11. „ (Bundestag). Defterreih und Preußen erneuern dringend 
ihren Antrag vom 28. Dec. v. J. bezüglih Inpfandnahme von 
Schleswig auf Grund der Vereinbarungen von 18°%,. Die Bundes> 
verfammlung bejchließt, die Abftimmung darüber bemnähft vorzu- 
nebmen. 

11.—13. Jan. (Preußen). Debatte des Abg.:Haufes über das Budget 
für 1864. Für die Einftellung der Armeereorganifationskoften ind 
Ordinarium nach dem Verlangen ber Regierung flimmen nur bie 
Minifter, die feubale Fraction und einige Katholiken; aud ber 
Antrag, diefe Koften im Ertraordinarium zu bewilligen wirb mit 
280 gegen 35 Stimmen verworfen. 

11. ,„ (Deferreid) Die Regierung verlangt vom Reichsrath bie 
Bewilligung eines außerorbentligen Crebites von 14 Mill. zum 
Mitttärbubget von 1864, wonen 10 Mi, für Ausführung ber 
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Bunbeserecution in Holftein. Mühlfeld und Gen. interpellirer. 
ben Grafen NRechberg über die Politik ver Regierung in der ſchles 
wig-bolfteinifchen Frage. 
11. San. (Oldenburg). Der Landtag beſchließt, die Regierung zu erfuce:, 
fih bei dem ſchleswig-holſteiniſchen Anlehen mit 100,000 Thlrn. :ı 
betheiligen. 
(Dänemark). Zufammentritt des Reichstags. 
(Spanien). Die Regierung legt den Cortes den Entwu: 
eines neuen Wahlgeſetzes vor. 
11./12. San. (Frankreich). Beginn ber Abrepdebatte im gefer 
gebenden Körper. Gheralbebatte. Glänzende Rede des Hrn. Thiers 
12.Xan. (Hannover) in Erlaß des Minifteriumd verbietet tu 
Verbindung der fchleswig-helfteinifhen Vereine bes Landes unte: 
fi) und mit bem 36er Ausſchuß in Frankfurt. | 
„ u (Belgien). In Brügge unterliegen bie Candidaten ber Re 
gierungspartei gegen brei mit großen Mehrheiten gewählte Klerikal: 
13. „ (Preußen). Antwort des Königs auf die Adreſſe bes Herren 
baufes vom 19. Dec, v. 3. 


„nn (Stalien). Der Bisthumsverwefer von Mailand, Migr. Eaccıs, 
wird in Monza verhaftet, um nad Turin geführt zu werben. 


14. „ (Bundestag). Der öfterr.preußifhe Antrag vom 28. Te. 
dv. J. wird von ber Bundesverſammlung mit 11 gegen 5 Stimmen 
(Oefterreih, Preußen, Kurheſſen, Medlenburg und 16. Curie) 
abgelehnt. 

Defterreih und Preußen erklären darauf: „Angefichts ber eber 
erfolgten Ablehnung ihres gemeinfamen Antrages mäfien bie allerh. Rear 
rungen von Oefterreih und Preußen lebhaft bedauern, daß bie gehoffie Ver 
ftänbigung über bie von ihmen zur umnvermeilten Sicherung ber Rechte ber 
beutichen Bunbes in Bezug auf Schleswig vorgeichlagenen Maßregeln nid: 
erzielt worben find. Unter folden Umftänden glauben bie beiben Regierungen 
in ber ihnen, durch ihre Dazwiſchenkunft bei Herbeiführung ber jene Red:: 
feftftellenben Stipulationen von 18%, erwacdfenen bejonberen Stelluns 
fowie wegen ber großen Dringlidhfeit ber Sade, ſich der Pflicht nic: 
entziehen zu bürfen, bie Seltendbmahung jener Rechte in ihre eigenen 
Hände zu nehmen und ihrerfeits zur Ausführung ber in ihrem Haupi- 
antrage vom 28. v. M. und Jahres bezeichneten Maßregeln zu ſchreiten. 
Durd Abgabe vorftehender Erklärung fommen die Gefanbten bem Auftrage 
ihrer allerh, Regierungen nad.“ 

Bayern, Sachſen, Württemberg, Baben, Heflen-Darmftabt, bie 
Mehrzahl der ſächſiſchen Häufer (Meimar, Meiningen, Coburg: 
Gotha) die 13. und 15. Curie proteftiren bagegen. Der Antrag 
von Heffen-Darmftabt (v. 28. Dec. v. J.) bleibt in ber Minderheit. 


14, „ (ranfreih). Der Kaifer übergibt dem neuen Sarbinal Bonne- 
Hofe das Bareti mit einer politiſchen Anfprache: 

„... Sie haben in ber Nähe beobachtet, wohin das Aufgeben jebes 

Principe, jeder Megel, jebes Glaubens führt. Darum müffen Sie auch ge: 

rabe fo wieich barüber erftaunt fein, nach fo kurzer Zwiſchenzeit bie Leute, 

bie kaum erfi bem Schiffbrude entronnen find, wiederum bie 


nu 
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Winde und bie Stürme zur Hilfe aufbieten zu ſehen. Gott 
beihügt Franfreih zu fihtlih, um zu geftatten, daß der (Keift bes Uebels es 
abermals in Aufregung flürze. Der Kreis unferer Berfaffung ift weit ge: 
30gen; jeber ehrliche Mann kann ſich ungeziwungen innerhalb beffelben de 
wegen, ba ein Jeder das Vermögen bejipt, feine Gedanken auszubrüden, bie 
Regierungshandlungen zu beauffichtigen und an ben öffentlichen Gefchäften 
feinen gerechten Untheil zu nehmen. ... . “ 

13. San. (Frankreich). Adreßdebatte. Amendementsvorſchlag der 
Oppofition gegen bie offiziellen Canbibaturen. Rede bes Hrn. Thiers. 
Das Amendement wird mit 198 gegen 44 Stimmen veworfen. 

„ u (Belgien) Das Babinet gibt in Folge bed Ausfalle ber 
Wahlen in Brügge, melde feine Majorität im Nepräfentanten: 
hauſe zweifelhaft machen, feine Demiffion ein. 

15. „ (Defterreih). Gin Artikel der halboffiziellen „Wiener Abend: 
poft” über Vorgänge am Bundestag vom 14. d. M. bezeichnet 
Defterreich und Preußen als die beiden „Vormächte“ Deutfchlande. 

"» nn (Defterreid). Der Abg. Rechbauer interpellirt ven Obmann 
des Finanzausſchuſſes bezüglich der Anlebenfrage, um „bem Abg.⸗ 
Haufe Gelegenheit zu geben, offen und unummunden feine Mißs 
billigung über die Haltung des Minifteriums des Aeußern in ber 
ichleswig-bolfteinifchen Frage, die gegen das Recht und die Ehre. 
Deutfchlands, aber noch mehr gegen das eigenfte Intereſſe Defter: 
reichs verftoße, auszuſprechen.“ 

„„»GBaden). Die Regierung beſchließt, alle Maßregeln, welche 
einer Mobiliſirung des badiſchen Armeecorps vorhergehen, ſofort ein⸗ 
treten zu laſſen. 

vn (Hstitein) Eine Verſammlung der holſteiniſchen Geiſtlichkeit 
in Neumünſter beſchließt einſtimmig eine Eingabe an den Bund um 
Anerkennung der legitimen Rechte des Herzogs Friedrich. 

16. „ (Defterreih und Preußen) verlangen von Dänemark bie 
fofortige Aufhebung der Verfaflung vom 18. Nov. v. %. mit dem 
Beifügen, daß, wenn bie Erflärung, daß biefelbe erfolgt fei, nicht 
im Laufe des 18. d. M. ben Geſandten derſelben zugehe, biefelben 
angewiefen feien, Kopenhagen zu verlaffen. b 

„» » (Breußen) Schlußabfiimmung des Abg.-Hauſes über das 
Budget für 1864 als Ganzes. Das verkürzte Budget, wie es 
aus ben Beichlüffen der Commiſſion hervorgegangen, wird mit allen 
Stimmen gegen die der feudalen Fraction und einem Theil ber 
äußerften Linken (Jacoby und Gen.) angenommen. Schultze⸗De⸗ 
lief beantragt eine Refolution zur deutſchen Frage. Jacoby unb 
Tweſten über bie Frage einer eventuellen Steuervermeigerung. 

vn (Bayern) Das Collegium ber Gemeinbebevollmäcdhtigten von 
Nürnberg proteftirt gegen einen allfälligen Durchmarſch öſterrei⸗ 
chiſcher Truppen nad Schleswig. 

v» » (Spanien) Das Minifterium Miraflores gibt feine Ent⸗ 


Mn. 
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loffung ein. Bildung eines Uebergangsminifteriums unter tem 
Vorſitze des Hrn. Arrazola. 


18. Jan. (Preußen) Die Anleihecommiffion des Abg.-Hauſes fell 


19. 


ihren Bericht fe. Hr. v. Bismard erklärt bie völlige Losſagung 
Preußens von Londoner Protofoll für eine Frage ber Opportunität, 
beftreitet bem Bunbe die Competenz, über bie Succefjionsfrage zz 
entſcheiden und fchließt dahin: „Wir haben zu Ahnen nach wie vor 
bas Vertrauen, daß Sie uns diejenigen Mittel, welche wir fo noth— 


wendig bebürfen, auf verfaffungsmäßigem Wege zugänglid 


machen werben, fonft müffen wir fie nehmen, wo wir ſie 
bekommen.“ Die bisherige “Minderheit der Commifjion erklärt 
in Folge der Vorgänge am Bundestage vom 14. d. M. auch ihrer: 
feit8 den Beitritt zu beim bie Regierungsvorlage einfach ablehnenter 
Beſchluſſe der Commiſſion. 

(Dänemark) lehnt die Sommation Oeſterreichs und Preußens 
vom 16. d. M. ab. Die bänifdye Regierung verlangt von ben 
beiden beutfhen Großmächten eine Frift. von 6 Wochen vom 1. Febr. 
an, um dem däniſch⸗ſchleswigſchen Reichsrath Zeit zu Taffen, bie 
Rücknahme ber neuen Berfaffung zu befchließen. England unt 
Frankreich ıunterftügen bie Forderung Dänemarks. Defterreih unt 
Preußen lehnen fie ab. 

„ (Stalien). Der Auftigminifter bringt in ber Abg.-Rammer 
einen Geſetzesentwurf behufs Unterbrüdung ber geiftlihen Körper: 
fhaften und Aufhebung des Zehntens ein. 


n 


# 


bie Cinfegung eines Central⸗Actions⸗ Comité verfündigt. Alle Blät- 
ter, bie bafjelbe bringen, werben von ber Regierung mit Befchlag 
belegt. 

» (Franfreih). Adreßdebatte. in Amenbement gegen ben 
englifhen Handelsvertrag wird mit 182 gegen 50 Stimmen ver: 
worfen. 


n (Bundestag). DOefterreih und Preußen geben bie gemeinfame 


Erklärung ab, 

„daß ihre allerh. Regierungen, inbem fie nad ber Ablehnung ihres am 
11.8. M. erneuten gemeinchattlichen Antrages vom 28. v. M. und Jahres 
die Entſchließung fundgaben, nunmehr ihrerjeits ungefäumt zu ber Ausfüh— 
rung der von ihnen für bie Sicherung ber Rechte des beutfchen Bundes in 
Bezug auf Schleswig für nötbig und unaufſchieblich eradhteten Maßnahmen 
zu jchreiten, bavon ausgingen, daß bierburch bie fernere Ausführung ber An: 
orbnungen nicht beirtt werbe, welche Seitens ber hoben Bunbesverfammlung 
bur bie Beichlüffe vom 7. und 14. v. M. und J. in Betreff der erecutions: 
mäßigen Belebung unb Berwaltung von era für bie Herzogthürmer 
Holftein und Lauenburg getroffen worden find. Oeſterreich und Preußen ba: 
ben, bei ber nicht zu vermeibenden Betretung Holſteins durch ihre nach Schles: 
wig beftimmten Truppen, eine Qeeinträchtigung jener Anorbnungen nicht 
bezwedt. Aber die beiben Regierungen überlafien ſich hiebei allerbings 
ber zuverfiätlichen Hoffnung, baß ihrem bie Wahrung ber Intereſſen Deutid- 
lands ſowie berjenigen Schleswigs bezwedenben Vorgehen das bereitwil: 





(Italien). Garibaldi erläßt ein neues Manifeft, durch das er 
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Tige unb bunbesfreunbliche Entgegenkommen berjenigen ihrer hohen beutichen 
Verbünbeten, beren Bunbesgebiete hiedurch berührt werben, und ber Bundes⸗ 
verwaltung in Holftein und Lauenburg nit fehlen werde.“ 


19. Jan. (Preußen). Das Abg.-Haus lehnt bie von ber Regierung 


n 


u 


geforderte Abänderung des Art, 99 der Berfaffung mit allen gegen 
die Stimmen ber feudalen Fraction ab. 

(Preußen) Circulardepeſche Bismards an die deutfhen Re: 
gierungen über die Politik Preußens in der fchleswig-holfteinifchen 
Trage (vom Minifterpräfidenten in der Sitzung des Abg.⸗Haufes 
vom 21. verlefen, ihrem Wortlaut nah bisher nicht veröffentlidt). 

Sie hebt (nad) den Berichten ber preuß. Blätter) zuerit bervor, baß ber 
Entſchluß, Schleswig zu occupiren, keineswegs im Gegenſatz zu irgend einem 
pofitiven Bunbesbeihluß ftehe, ba der Beihluß vom 14. rein negativ fei. 
Dieſer Beſchluß könne daher nur die Folge haben, daß bie beiben Großmächte 
bei ihrer Action nicht als Beauftragte bes Bundes handeln und daher keinen 
Grund abgeben, biefer Action Hinberniffe ober Schwierigkeiten bei bem Durch: 
marſch durch Holftein in ben Weg zu legen. Es fcheine überhaupt bie Wei: 
gerung, fich ber Action Preußens und Oeſterreichs anzufchließen, auf einem 
Mipverftänbniß zu berußen. Ganz ungerechtfertigt fei ber Vorwurf, daß 
Preußen beabjichtige, ven Zuftänben in Schleswig und Holftein eine längere 
Tauer zu fihern, wie fi) denn auch an diefen Irrthum ber Glaube knüpfe, 
daß entmweber bloß bie Fortdauer biefer Zuftände möglich fei ober ber Erb: 
prinz von Auguftenburg zum Herzog eingefeßt werben müſſe. Ohne bie leb: 
tere Trage erörtern zu wollen, fei doch darauf aufmerkſam zu machen, daß 
bie preußiſche Regierung Rückſicht auf die Verträge und bie internationalen 
Beziehungen nehmen miijje. Ueberdies habe der Bund in ber Grbfolgefrage 
noch feine Entſcheidung getroffen, und es fei zu wünfden, baf bie Prüfung 
mit größter Gründlichfeit vor fich gehen möge. Auch fei wohl zu erwägen, 
daß, wenn bie Erbfolgefrage nur für Holjtein ohne Schleswig entichieben werbe, 
bie ganze Sache der Herzogthümer in eine nachtheilige Lage gerathen würbe. 
Man dürfe nicht vergeffen, daß ber Bund feinen Groberungsfrieg gegen DA: 
nemarf führen könne und daß deshalb bie Ordnung ber Berhättmife mit ber 
groͤßten Vorficht in bie Hand zu nehmen fei. Was bie aufünftige Ordnung 
betrifft, fo wirb zunächſt conftatirt, daß bie von Dänemark 189%, gemachten 
Verſprechungen bie Rechte der Herzogthümer in feiner Weife gefichert hätten, 
baß eine Fortbauer ber in Folge befien eingetretenen Auftänbe unmöglich, fei 
und Deutſchland barauf bringen müſſe, daß ftatt berjelben eine vollfommene 
Sicherſtellung ber Rechte ber Herzogthümer und ber beutfchen Bewohner ber: 
felben eintrete. Es werben dann bie Gombinationen beiproden, um bieje 
Sicherſtellung herbeizuführen. Cine derjelben gehe bahin, daß die Frage nur 
mit Aufhebung ber re ber Herzogthümer zu Idfen ſei. 
Einer ſolchen dung et für ben Da baß die Gründung einer neuen Dy⸗ 
naſtie nicht angänglich märe, jebenfalls bie Herftellung einer neuen Berfonal: 
union zwifhen ben Herzogthbümern und Dänemark vorzuziehen, 
zugleich mit der Erhebung Rendsburgs zur Bunbesfeftung und 'anderweitigen 
nötbigen Garantien. Cine folhe Stellung ber Herzogthümer merbe allerbings 
bie Zuſtimmung ber andern europäiſchen Mächte erlangen müſſen, wie es 
denn auch für bie Herzogthümer jelbft wünfchenswertb fei, daß ihre Stellung 
bie Sanction Europa’s erlange. ebenfalls fei das von ben beiben beutfchen 
Großmädten Erzielte, nämlid entweber Aufhebung ber Novemberverfafjung 
ober Occupation Schleswigs, eine beffere Grundlage für Verhandlungen, als 
bas Verweilen in Holftein und bie Nicht-Occupation Schleswigs. Mean bürfe 
ſich alſo ber Hoffnung Hingeben, baß bie deutſchen Regierungen ber Politik 
ber beiden Großmächte zuftimmen würden. 
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19. Jan. (Preußen) mutbet dem Commandanten ber Bundestruppen 


” 


20. 


21. 


in Holftein, Gen. Hate, zu, fih „um mögliche Collifionen zu ver: | 
meiden” unter das Obercommando des Feldmarſchalls Wrangel zu 
ſtellen. Hake Ichnt die Zumuthung fofort und entfhieden von ber 
Hand. 

(Naſſau). Verſetzungen, Dienftentlaffungen und Beförderungen 
als Antwort der Regierung auf die gegen fie ausgefallenen Lanb- 
tagsmahlen. 

„ Württemberg) Die II Kammer beſchließt einftimmig, „bie 
Regierung bringendb zu erſuchen: 1) dem deutſchen Bunde zur Si 
derung der Rechte ber Herzogthümer Schleswig-Holſtein biejenige 
Truppenzabl, welche fofort ausgerüftet: werben Tann, zur augenblid: 
lihen Verfügung zu ftellen; 2) für die Mobilmahung bes würt: 
tembergifchen Contingents alles Erforderliche jebt ſchon in der Weite 
vorzufehren, daß daſſelbe auf bie eriie Aufforderung der Bundes: 
verfammlung auszumarfdiren im Stande ift; 3) durch einen felbt: 
ftändigen bringenden Antrag am Bunde bicfelben Maßnahmen ven 
Seiten ber bundestreuen beutfhen Staaten herbeizuführen.” 

„ (Holftein). Die ſächſiſchen Bunbestruppen räumen Kiel und 
concentriren fich im weitlihen Theile des Landes, um ben öfter: 
reihifchspreußifchen Truppen den Durchmarſch gegen Schleswig zu 
ermöglichen. | 

„(EFrankreich). Niederlage ber Negierung bei den Nachwahlen 
zum gefebgebenden Körper in Epinal und im Departement tee 
Niederrheins. 

»„ (Belgien). Die Kammern werden in Folge ber eingetretenen 
Minifterfrifis vertagt. Die Führer der Fatholifhen Partei ichnen 
e8 ab, die Zügel der Regierung zu ergreifen unb bevorworten beim 
König die Bildung eines Cabinets aus bloßen Fachmännern. 

„ Bundestag). Die vereinigten Ausſchüſſe beauftragen einft- 
weilen wegen Dringlichkeit der Sade die Bunbescommifläre in 
Holftein, dem Durchmarſch ber öfterr.cpreuß. Truppen keinerlei Hin- 
berniffe entgegen zu ftellen. 

» (Breußen). Die preußifhen Truppen gegen Dänemark rüden 
in Hamburg, Lübed, Oldenburg und Holftein ein, ohne vorher dic 
Einwilligung ber betreffenden Regierungen oder ber Bundescommiſſäre 
nachzuſuchen. Hamburg und Kübel befchweren ſich barüber in Ber: 
lin, Oldenburg am Bunde, bie Bundescommifjäre proteftiren. 

» (Defterreih). Debatte des Abg.⸗Hauſes über bie von ber 
Regierung geforderten geheimen Prekfonde im Betrag von 525,000 fl. 
Schmerling erflärt den Entfheib für eine Trage bed Vertrauens 
ober Mißtrauens gegenüber ber Regierung. Die Bewilligung er: 
folgt darauf mit großer Mehrheit. 

v„ (Bayern) ladet die Mittels und Kleinftaaten zu einer Gon: 
ferenz über bie Lage der fchleswigsholfteinifchen Trage ein. 
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1. Ian. (Brantreih). Adreßdebatte des gefeßgebenben Körpers. 


Das Amendement der Oppofition gegen bie Fortdauer der Sicher: 
beitsgefege wird mit 203 gegen 35 Stimmen verworfen. 

» (Rußland). Ein kaiſerl. Ukas verfügt die Einführung von . 
Provinziale und Kreisvertretungen mit Ausnahme ber jog. weft: 
lichen Gouvernements (Litthauen), ber baltifhen Provinzen, Arch⸗ 
angels, Aſtrachans und Befjurabiens. 

„ (Rußland). Gen. Murawiew ordnet in Litthauen die Ein: 
führung von Volksſchulen zu Gunſten der rufjiihen Sprude an. 

„ (Stalien). Cirecular der Regierung gegen die Beitrebungen 
ber Actionspartei. 


„ (Bundestag). Die Bunbesverfammlung genehmigt die von 
Bundesgeneral Hafe in Holftein erfolgte Ablehnung ber ihm von 
Seite der preußifhen Regierung gemachten Zumuthung, ſich ohne 
weiteres unter das Obercommando des Feldmarſchalls Wrangel zu 
ſtellen. Dejterreih und Preußen wiederholen ihre beruhigenden 
Erklärungen vom 19. d. M. Die Bunbesverfammlung genehmigt 
die Vereinigung ber bisherigen öfterreichifchen und preußifchen Res 
fervetruppen in Holftein mit der öfterr.:preuß. Armee gegen Dä- 
nemark „wogegen felbfiverftänblid der Antrag anf Berufung an: 
derweiter Referven für ben Bedärfnißfall vorbehalten bleibt“ 
und ertbeilt ben Bundescommiflären in Holftein neue Inſtruktionen: 

„Wenn bie bobe Bunbesverfammilung zur Zeit nicht für angemefjen er: 
achtet hat, zu Maßnahmen in Bezug auf das Herzogthum Schleswig zu 
ſchreiten, fo kann fie fih do im Hinblid auf Art. XLVI ber Wiener Schluß = 
acte nicht veranlaßt ſehen, denjenigen Entfchließungen entgegenzutreten, 
melde bie höchſten Regierungen von Oefterreih und Preußen in ihrer Eigen: 
ichaft als europäifche Mächte in Bezug auf das nicht zum Bunde gehörige 
Herzogthum Schleswig fallen zu müſſen glauben, vorausgejegt, daß ſie 
den Rechten bes Bundes und ben Bollzuge der Bundesbeichlüjfe und Anord⸗ 
nungen beffelben in Bezug auf bie Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
in feiner Weife zu nahe treten. Dieſe Vorausfeßung findet in ber 
Erklärung ber beiden höchſten Regierungen vom 19. b. M. ihre Anerkennung 
unb die Garantie ihrer Einhaltung bei ber nicht zu vermeidenden Betretung 
sn durch bie, nad) Schleswig bejtimmten djterreichifchen und preußifchen 

ruppen. Es wird baher bei bem Durchmarſch ber genannten Truppen 
weder bie in Ihren Hänben ruhende Negierungsgewalt noch bie bisherige 
vechtliche und thatlächliche Stellung des GCommandirenden Generallieutenants 
v. Hafe und ber ihn untergebenen Bundestruppen irgend eine Beeinträchti: 
gung ober Hemmung erleiden. Ebenſo ift es jelbitverftänblich, daß eine 
bleibende Befegung holfteinifder Gebiete den Bunbestrup: 
pen allein vorbehalten bleibt... 

»_ (Breußen). Zweitägige Debatte bes Abg.Hauſes über bie 
Anleihe. Diefelbe wird mit 275 gegen 51 Stimmen (der feu⸗ 
dalen und bes größern Theils der Fatholifchen Fraction) verworfen 
und nach dem Antrage von Schulges:Deligfh mit großer Mehrheit 
die Erklärung beſchloſſen: 

„Zn Erwägung, baß Preußen gemeinfam mit Oeſterreich am Bunde er» 
flärte, es werbe ſich bem Bundesbeſchluſſe vom 14. b6. wiberjegen, bie 
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ſchleswig⸗holſteiniſche Sache in bie eigene Hanb nehmen unb bie Bejekung 
Schleswigs als europäifche Gcopmacht ausführen; in Erwägung, baf Preußen 
bamit von Deutfchland abfällt und feine Großmadtitellung migbraudt: 
in Erwägung, baß dieſe preußiſch⸗bſterreichiſche Politik kein anberes Grgebms 
haben kann, als bie Herzogthümer abermals Dänemark zu überliejern: 
in Erwägung, baß bie angebrobte Vergewaltigung ben wohlberechtigten Ex: 
derſtand der übrigen deutſchen Staaten unb bamit ben Bürgerkrieg in Deunch 
land herausfordert, — erklärt bas Haus ber Abgeorbneten, bar 
es mit allen ihm zu Gebote ftehenden gejeglihen Mitteln bie- 
fer Politik entgegentreten werde” 


22. Jan. (Defterreih). Die erfte Section des großen Yinanzaus- 


# 


” 


24, 


25. 


ſchuſſes des Abg.-Haufes befhliekt, darauf anzutragen, ben von ber 
Regierung geforderten Credit von 10 Mil. nicht und bagegen bloß 
5,343,020 fl. und zwar zur Leiftung der ausgefchriebenen Bundee⸗ 
matricularumlage zu bewilligen. 


„ HDolfein). Die große aus faft 500 Mitgliedern beftehente 


” 


n 


n 


Ranbesbeputation aus Holftein trifit in Frankfurt ein und übergibt 
dem Bundestag ein Gefuh um Anerkennuug bes Herzogs Yriebrig. 
(Sachſen). Die II Kammer beſchließt eiuftimmig, die Regie⸗ 
rung zu erfuchen: „1) im Verein mit den bunbestreuen deutſchen 
Megierungen das Unfehen unb bie Autorität des beutfhen Bundes 
gegen bundeswidrige Unternehmungen energifh zu vertheidigen; 
2) für die fofortige Anerkennung bes Herzogs Friedrich von Schles: 
wigsHolftein beim deutſchen Bund kräftigſt einzutreten: 3) für ben 
Tal, bag eine fofortige Abftimmung über die Erbfolgefrage vom 
Bunde nicht zu crlangen fein follte, im Verein mit ben gleid- 
gefinnten deutſchen Reyierungen eine Erflärung beim Bunde abzu- 
geben, worin das Erbfolgerecht des Herzogs anerkannt und, fobalb 
bie Majorität fi dafür herausgeftellt bat, auf fofortige Zulaffung 
eines Bevollmächtigten besjelben beim Bundestag angetragen wirb; 
4) daß fie im Vereine mit den bunbestreuen Regierungen fowohl 
auf eine fofortige Verftärfung der Bunbestruppen in Holftein als 
auch fobald wie thunlich auf bie Bejegung Schleswigs durch Truppen 
bundestreuer beutfcher Regierungen hinwirke.“ 

(Preußen) Tas Herrenhaus verwirft bas vom Abg. = Haufe 
beſchloſſene Budget für 1864 mit 58 gegen 17 Stimmen und ftellt 
die urfprüngliche Vorlage ber Regierung wieber ber. 

(Preußen). Das Abg.: Haus beſchließt, dem Befchluffe des 
Herrenhaufes vom 24. folgende Erflärung entgegengufegen: 

„1) Der Beihluß bes Herrenhaufes, durch welden ber Stuatshanshalts: 
Etat, wie ihn das Abgeorbnietenhaus beſchloß, abgelehnt, und ber dem Haufe 
verfaflungemäßig nicht vorliegende Negierungsentwurf angenommen wurde, 
verjtößt gegen Art, 22 ber Verfaflung und ift deßhalb null und nichtig; 
2) ber Selätuß bes Herrenhaufes verlegt das wichtigſte Recht bes Abgeorb: 
netenbaufes und entzieht ber Regierung das Recht, bie von bem Wbgeorb- 
netenhaufe bewilligten 137,971,941 Thlr. auszugeben; 3) bie Staatsregierung 
begeht einen offenen Verfaffungsbruch, wenn biefelbe fortfährt, ohne Auftim- 
mung beider Häufer über Staatsmittel eigenmächtig zu verfügen; 4) jede 
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Anleihe ohne Genehmigung ber Lanbesveriretung if verfaffungswibrig und 
für ben preußiichen Staat Mr alle Zeit unverbindlich.” 

Die von der Regierung vorgelegte Militärnovelle wirb mit 268 
gegen 34 Stimmen abgelehnt. Ausſchußbericht Gneiſt's darüber 
C„mebr ein Buch als ein Bericht, der Literarifhe Abſchluß der 
Militärfrage"). Die Weigerung der Regierung gegenüber der 
Parlamentarifhen Wahlunterfuchungs: Commiffion wird mit großer 
Mehrheit für eine Verlekung des F. 82 der Berfaffung erklärt. 

Eine kgl. Botfchaft fließt die Seffion des Landtags. Schluß: 
rede des Minifterpräfidenten v. Bismard im Namen bed Könige: 

„Bei ber Eröffnung ber Situngeperiobe wurde von bes Königs Maj. ber 
dringende Wunfch kund gegeben, bie zwiſchen Allerh. J. Regierung und einem 
Theile ber Landesvertretung entjtanbenen Zerwärfniffe — zu 
ſehen. Dieſer Wunſch iſt nicht in Erfüllung gegangen, obwohl die Regierung 
Sr. Maj. es an entgegenkommenden Schritten nicht hat fehlen laſſen. Das 
Haus der Abgeordneten hat an demſelben Standpunkte feſtgehalten, welcher 
zur Auflöſung bes letzten Hauſes vor Ihnen führte. In angeblicher Ver⸗ 
theidigung verfaſſungsmäßiger Rechte hat es eine Reihe von Beſchlüſſen gefaßt, 
welche ben unverkennbaren Stempelbes Strebens an ſich tragen, ſeine Rechte 
ohne Rückſicht auf die Gleichberechtigung der Übrigen Staats: 
gewalten und ohne Rückſicht auf das Wohl und die Intereſſen des Landes aus⸗ 
zuüben. Durch Ablehnung des Geſetzentwurfes behufs Ergänzung des Ar⸗ 
tikel 99 der Verfaſſungs-Urkunde hat das Abgeordnetenhaus den Verſuch zu⸗ 
rückgewieſen, der Wiederkehr eines budgetloſen Zuſtandes ohne Beeinträchtigung 
ber Rechte ber Krone, wie der Landesvertretung vorzubeugen. Dasfelbe Haus 
bat den Staatshaushalt- Etat für dus Jahr 1863, wenngleich ihm zur ver: 
fafijungsmäßigen Prüfung und Beſchlußfaſſung über benfelben bis zum Ab⸗ 
laufe bes verfloffenen Jahres noch eine ausreichende Zeit zu Gebote fland, 
ger nicht in Berathung gezogen; bagegen Bat es in bem Etat für das eben 

egormene Jahr nicht bloß mehrere fir bie Bebürfniffe ber Verwaltung un: 
entbehrliche Dispofitionsfonds geftrichen, ſondern es bat auch in Bezug auf 
ben Militär-Etat diejenigen Beſchlüſſe des früheren Haujes erneuert, mit deren 
Ausführung das preußilche Heer der Shwähung und Zerrüttung Preis 
gegeben jein würde. Es Hat biefe Belchlüffe gefaßt ohne Vorberathung bes 
Gejegentwurfes über bie Verpflichtung zum Kriegsdienite, deſſen Vorlegung 
ba8 frühere Haus zur Vorbedingung ler Beratdung bes Militär-Etats ge: 
macht hatte. Durch biefe Beſchlußnahmen ift bag Herrenhaus von Neuem 
veranlaßt worben, in Ausübung feines verfaffungsmäßigen Nechtes, ben ganzen 
Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1864, wie er aus ben Berathungen bes 
Abgeorbnetenhaufes hervorgegangen war, zu verwerfen. ... . Zur Ausführung 
der vom deutſchen Bunde bejchloffenen Erecution in Holjtein und zur 
Wahrung ber Madtitellung und Ehre Preußens in ber weiteren 
Entwidlung biefes Streites, bedurfte unb bebarf bie Regierung Sr. Majeftät 
auperorbentlicher Mittel für die Militär: und MarinesVerwaltung. Während 
das Herrenhaus in einer Adreſſe an bes Konigs Maj. feine vertrauens- 
volle Bereitwilligfeit zur Unterftüßung ber Krone in biefer erniten Frage 
ausgeſprochen Bat, iit von dem Hauſe ber Abgeorbnieten die erforberte Geneh⸗ 
migung zu einer Anleihe eng und fogar die Bewilligung besjenigen Gelb- 
bebarfd verweigert worden, welchen Preußen, als Mitglied bes beutichen Buns 
bes, beizutragen unzweifelhaft verpflichtet ij. Indem bas Haus biefen Be: 
ſchluß faßte, iſt e8 um fo entjchiebener mit ber vertrauensvollen Gefinnung 
in Widerſpruch getreten, won welcher das preußiiche Bolt für feine Könige 
jeberzeit befeeft war, als des Könige Maj. in der Allerh. Antwort vom 27. 
v. M. auf die Adreſſe des Haufes feine Sefinnung und fein koͤnig⸗ 
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lihes Wort als Bürgſchaft dafür bingeftellt hat, daß bie beantragen 
Gelbmittel zum Schutze bes Rechts und ber Ehre des Landes ven 
wandt werden würden. Der feindſelige Charakter dieſer Beſchlüſſe, ic 
welchen ſich das Beftreben ausbrüdt, bie auswärtige Politif ber Regierung 
einem verfaffungsmwidbrigen Zwange zu unterwerfen, iſt durch Reic 
Iutionen erhöht worben, durch welche die Mehrheit bes Haufes ber Abgecre 
neten, in ber von ihr willkürlich aufgeitellten Vorausſetzung krie 

erifher Verwidlungen zwiihen Breußen und anderen deut 
? en Staaten, im Voraus gegen bas preuß. Vaterland Partei nimm. 
Ein ſolches Auftreten bes Hauſes der Abgeordneten kann auf bie Befeitigung 
und Entwidlung unferer VBerfaffungszuftände nur verderblich einwirken, unt 
es muß einftweilen auf bie Hofinung einer Verſtändigung verzichtet werben 
Die Regierung Sr. Maj. wird ſich aber unter allen Umftänben für verpflicte. 
halten müfjen, mit ganzer Kraft und in voller Ausübung ber königlichen 
Rechte für bie Erhaltung des Staats und für bas Wohl und bie Chre Preuken: 
einzuftehen. Sie hält an ber Ueberzeugung feit, daß fie hierbei in ber patrie 
tifchen Gefinnung bes Landes eine ausreichende und wachſende Unterſtützung 
finden werbe.“ 


25. Jan. (Defterreih). Der große Finanzausſchuß des Abg.-Hauſes 


26. 


H 
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beichließt, darauf anzutragen, der Negierung ftatt der geforderten 
10 Mill. bloß 5,343,950 fl. als Matricularbeitrag für die Bundes: 
erecution in Holftein zu bewilligen und zwar mit dem Zufaß, ba 
biefer Betrag „zu feinem andern Zwecke verwendet werben bürfe.“ 
Auf den Antrag des Abg. Herbit wirb überbieß mit 18 gegen 16 
Stimmen beſchloſſen, dem Haufe folgende Erklärung vorzufchlagen: 

„Das Haus ber Abgeorbneten vermag den Vorgang ber kaiſerl. Regierung 
in Bezug auf die Occupation Schleswigs als einen ben wahren Intereſſen 
Defterreichs entiprechenben und den allgemeinen Frieden fihernden nicht ar: 
zuerfennen, und fühlt ſich daher zu dem Ausjprucd verpflichtet, daß es jete 
Verantwortung für bie Folgen biejes Schrittes von fih ablehne,” 

(Preußen). Einzug ber preußifchen Truppen in Kiel. Die 
preußifhe Fahne tritt an bie Stelle der Bundesfahne. Die bie: 
herige Bürgerwadye vor der Wohnung bes Herzogs Friedrich muß 
zurüdgegogen werben. 

(Holftein). Die theologifhe Facultät und bie Geiftlichkeit 
Kiels erlaffen eine öffentlihe Erklärung gegen die Berliner Kreuz 
zeitung und fordern „die Sleichgefinnten durch ganz Deutſchland Hin 
auf, insbefondere die Vertreter der Theologie und die geiftlichen 
Brüber, gegen biefen Mißbrauch bes Kreuzes Ehrifti mit ihnen 
Zeugniß abzulegen und ſich demgemäß vor Gottes Angeficht und 
vor dem beutfchen Volke durch Anflug an biefe Erflärung oder 
fonft fobald als thunlich Sffentlih auszuſprechen.“ 

(Rauenburg). Adreſſe an die Bundes: Commifjäre mit mehr 
als 1200 Unterfchriften für Trennung von Dänemark: 

„... Mit bem Tode unjere® bisherigen Landesherrn, Könige Friedrich VIL 
von Dänemark ift auch an unfer Land bie ernfte Frage getreten, wer ben er: 
lebigten Herzogsthron zu befteigen haben werde. Die rechtliche Unverbindlich⸗ 
feit des auf bem Londoner Tractate beruhenden daniſchen Tbronfolgegefehet 
vom 31. Juli 1853 für Lauenburg, ala einem felbftändigen deutſchen Bundes: 
fast, kann Ihnen nicht zweifelhaft fein. Das Land erwartet mit Vertrauen 
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Die allein zu Recht beſtehende Enticheibung von ber hoben beutfchen Bunbess 
verfammlung. .. ir flehen unter allen Umftänben zu Deutſchland unb vers 
werfen ben undeutſchen und unberechtigten Beſchluß der Ritter: und Landſchaft 
mit voller Entjchiebenheit. Tas Land bat Feine Vertretung, bie im Stande 
wäre, bie wahre Nechtsüberzeugung feiner Bewohner fund zu geben, Ein 
Theil durch ihren Grundbeſitz einflußreicher Männer im Lande ift feinen In⸗ 
tereflen gerabezu fremd. Wir beflagen es, bag wir außerdem auch in ben 
Kreifen , bie vermöge ihrer amtlichen Stellung auf bie Haltung der Bevdlfe- 
rung Einfluß zu üben berufen find, bes in biefer ernten Zeit jo nothwendi⸗ 
gen Schupes großentheils entbehren. ... Wir erbliden in ber Wiedervereini⸗ 
gun mit der Krone Dänemarl Feine Garantie der Selbfiftänbigfeit unferes 

andes, jondern nur bie unerfchöpfliche Quelle fletS neuer Verwirrungen. Hat 
unfer Land auch bem unmittelbaren Trude der unferen Intereſſen geradezu 
feindlichen däniſchen Regierung ferner geftanden und Tank unferer Verfaffung 
bisher trogen können, jo haben uns bie bitteren Erfahrungen unferer Stam⸗ 
mesgenofien boch bie Ueberzeugung zur evibenteften Klarheit gebracht, baß, 
wenn jebt Deutſchland nicht unfere volle Selbftändigfeit wahrt, auch uns eine 
Zeit beporfteht, da wir es ſchmerzlich bereuen müßten, bie Rechte unferes Landes 
nicht mit allen unferen Kräften aufrecht erhalten zu baben. Deutſchland wirb 
entiheiben! Wir fteben zu ihm.” 

3. Jan. (Deutſchland). Verfammlung des 36er Aueſchuſſes in Frank⸗ 
furt. Derfelbe cooptirt eine Anzahl neuer Mitglieder (meift ber 
großbeutihen Partei angebörig, die jeboch nachher ablehnen), und 
erläßt einen Aufruf an die Nation: 

„Zwei Mächte, bie ben Anſpruch erwirft haben, bie Großmädte Deutfchs 
lands zu beißen, find in ofjener Wiberfegung begriffen gegen bas Mecht bes 
Bundes, ber Bundesftaaten und ber Nation... . Mit bem nadten Bros 
tefte aber ift nichts getban. Die Regierungen, die das Bewußtſein 
ihrer Fflicht und ihres Rechtes bewahrt haben, müflen handeln und helfen. 
Sie müflen Handeln, wenn nicht bey Glaube an bie oft gerühmte Bedeu⸗ 
tung ber Mittelftaaten bis an bie Wurzel vertilgt, bie monardiiche Staates 
orbnung in ihren Grundlagen erjehüttert, das Volk unaufhaltſam, früher ober 
fpäter, auf die Babn der Selbithilfe gebrängt werben ſoll. So keck unb 
rückſichtslos das Verfahren der Gegner, jo kühn unb energifch muß bas ih⸗ 
tige fein. Auf ihrer Seite fieht das gute Recht, fteht ber Wille ber Nation. 
Sie kämpfen um ben höchſten Preis, um bie Freiheit von öſterreichiſcher und 
preußifcher Knechtſchaft, um bie Rettung ihres Daſeins.... Keine Regierung 
wirb fernerhin Anſprüche haben auf bie Achtung und bas Vertrauen bes Volkes, 
bie nicht der Sache ber ee das beißt ber Sache Deutſchlands ihre 
ganze Wehrkfraft ohne Rückhalt zur Verfügung ftellt. Dies iſt 
das Begehren, das wir auszujprechen haben, nicht aus eigener Willfür, fon: 
dern — wir wiſſen es — im Namen ber Nation; ein ernites und großes 
Begehren, doch nicht aus leichtfertiger Laune entjprungen, fonbern bie Frucht 
ber tiefen Weberzeugung, baß für Deutſchland eine Stunde gefommen tt, wo 
nur ber Gntihluß, ehrenvoll Alles zu wagen, bie Gefahr abwenbet, ſchmach⸗ 
voll Alles zu verlieren. Tas deutſche Volk ift erfüllt von dieſer Ueberzeugung, 
ift es auch erfüllt vom thatkräftigen Entſchluß? Iſt es feinerzeit bereit, 
nicht nur zu protefticen, fondern zu banbeln?... Laßt Euch nicht ents 
muthigen durch das erjte Mißlingen, nit irre führen durch diplomatiſche 
Minfelzüge, nicht einfchläfern durch ben zögernden Verlauf ber Dingel Das 
find bie Pflichten, bie uns bas Vaterland auferlegt. Thue Jeder das Seine, 
mannbaft und beharrlich!“ 


26. „ (Frankreich). Mbrep: Debatte bes gefebgebenden Körpers. 
Amendement bezüglich Merico. Umfafjende Rede bes Hrn. Thiers 
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27. Jan. (Dänemark). Adreßdebatte im Landething. Monrad erklärt. 


28, 


23. 


6 
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„ (Brantreih). Depefche Drouyn de Lhuys an ben Geſandten 
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über die Frage. Das Amendement wird mit 201 gegen 4 Etim 
men verworfen. 


e8 fei fchwer zu fagen, auf welde Abmachungen man bänifcherfeits 
eingehen, weniger ſchwer, auf welde man nicht eingehen werde: auf 
ein vereinigtes Schleswig-holftein, oder ein felbitändiges Schleswiz 
oder eine Theilung Schleswigd werbe bie Regierung niemals ein 
geben. 


in London in Antwort auf eine Depefche des englifhen @abinet: 
für Maßregeln zu Aufrechtbaltung des Londoner Vertrags: 

„Der Kaiſer erfennt bie Wichtigkeit bes Londoner Vertrags an, injetes 
berjelbe bezwedt, bas Gleichgewicht unb ben Frieden Europas zu bewabren 
Während das franzöjiihe Gouvernement biejem Zwede bes Vertrages ibre 
vollen Beifall zollt, muß fie dennoch anerkennen, bag bie Umftände eine Aer 
berung desjelbennöthig machen können. Der Kaijer iit ftets geneigt gemein 
große Rüdfiht auf bie efühfe und Beitrebungen ber Nationaltäten zu net 
men, Dan fann unmöglich verfennen, baß bie nationalen Gefühle und 3 | 
frebungen Deutſchlands auf eine engere Bereinigung mit ben Deutichen Echier | 
wigsHolfteins gerichtet find. Dem Kaiſer würbe jebes Mittel wiberfirek:: 
wodurch er bie Verpflichtung übernähme, mit den Waffen bie Wünfche Deutz | 
lands zu befämpfen. Es wäre verhältniginäßig leicht für England, einen folder | 
Krieg zu führen, ber fih auf Operationen zur See beſchränken würde, au 
Blokade und Wegnahme von Schiffen. Schleswig unb England Tiegen ter 
von einander. Aber der Boben Deutichlands und Frankreichs berühren ſich 
und ein Krieg zwiſchen Deutichland und Frankreich wäre ber unheilvolls:, 
und gewagtefte, ben bas Kaiferreid unternehmen könnte. Neben viekn 
Erwägungen kann ber Kaifer nicht umhin, fih zu erinnern, baß er in u: 
topa Ei einem Gegenftanbe bes Mißtrauens und bes Verdachtes in Bezuz 
auf feine angeblichen Vergrößerungsprojecte nach dem Rhein Hin gemukt 
worden if. Ein Krieg, an ben Grenzen bes Rheins begonnen, würbe bieer 
grunbdlofen unb ungeredhtfertigten Anjchuldigungen eine noch größere Kran 
verleihen. Aus biefen Gründen Tarın bie Regierung bes Kaijers keine Ver— 
pflihtung in Betreff Dänemarks übernehmen. Wenn jpäter bes Gleihgemid: 
ernftlich bedroht würbe, fo bürfte ber Kaifer geneigt fein, neue Mafregeln im 
Intereſſe Frankreichs und Europa's zu ergreifen. Für ben Augenblick aber 
will ber Kaiſer feiner Regierung die volle Freiheit des Hanbelns bewahren. 


(Bundestag). Kurheſſen trägt auf befchleunigte Entſcheidung 
in ber Erbfolgefrage an. Die Bundescommiffäre fragen empfehlent 
bezüglicy einer Einberufung der bolfteinifhhen Stände an. 

„ — 1. Gebr. (Defterreidh). Debatten des Abgeorbnetenhaujes 
über ben Zehn: Millionens@rebit. Abg. Tinti und 80 Mitglieder 
der minifteriellen Bartei beantragen, über die Refolution Herbft 
zur Tagesordnung Überzugeben. Meben bes Grafen Rechberg und 
bes Hrn. dv. Schmerling. Bei ber Abftimmung werben die An: 
träge bes Ausſchuſſes angenommen, bie Refolution Herbft dagegen 
wird mit 103 gegen 59 Stimmen verworfen. 
„ (Schleswig). Tagesbefehl des Prinzen Friebrih Karl aus 
Blön in Holftein: | 

„. + » Solbaten! in wenigen Tagen wird es fi zeigen, ob Krieg ober 
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Frieden il. Sollte ber zweite bänifche Krieg begiimmen . . . Wohlan benn! 
juchen wir biejen Feind aufl widerfeßen wir uns feinem Rückzuge! zerftreuen 
wir feine Reihen! Nach dieſem Erfolg werbet ihr den Feind nicht zu Athem 
fommen laffen unb ihn vajtlos verfolgen, um ihn zu vernichten, ehe er 
auf feine Infeln entweidt.“ 


8. Jan. (Dänemark). Die in ben dänifchen Bataillonen am Dane⸗ 


u. 
Da 


31. , 


2 
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wert dienenden Holjteiner, 750 Manı, werben in Maasbüll aus: 
gejhieden, entwaffnet und nad Kopenhagen transportirt. 

(Rußland). Verhaftung des angeblichen Stabtchefs von Warſchau. 

(Holftein). Deputirte non circa 50 neugebildeten Schleswig: 
Holftein-Bereinen nehmen in Kiel ein Geſammtſtatut an. 

(Dänemark), Die Dänen räumen das bisher noch feflge: 
baltene Kronwerk von Rendsburg. 

(Frankreich). Adreßdebatte des gefekaebenden Körpers, Zwei 
Amendementd der Oppofition, von denen das eine bie Polen als 
friegführende Nation anerkennen will, das andere ben Abbruch der 
diplomatiſchen Beziehungen zu Rußland verlangt, werben nach län⸗ 
gerer Debatte, ein ferneres Amendenent bagegen bezüglich, Rom 
faft ohne Debatte verworfen und die ganze Adreſſe mit 234 gegen 
12 Stimmen angenommen. 

(Schleswig). Feldmarſchall Wrangel als Höchitcommanbirender 
ber vereinigten öſterreichiſch⸗ preußifchen Streitkräfte verlangt von 
bem bänifhen Commandanten General de Meza bie Räumung bes 
Herzogtums Schleswig. 

(Dänemark). Die Adrefie wird im Kolfetbing mit 74 gegen 
5 Stimmen angenommen. Monrab erflärt fi gegen bie von Dies 
mard prockamirte Berfonalunion; Dänemark müffe fih an bie Vets 
einbarungen von 1851/52 halten unb ihnen bie Bedeutung geben, 
die fie haben und durchzuführen fuchen, was ed demmach als fein 
Recht anjehe. 

(Frankreich). Glänzendes Nefultat der nenen Anleihe. 

(Schleowig). General de Meza lehnt die Aufforderung Wrau⸗ 
geld, Schleswig zu räumen, ab. 

(Preußen). Antwort Preußens auf das von England geftellte 
Begehren einer fürmlihen Erflärung, daß es an bem Principe der 
Antegrität der däniſchen Monardie feithalte : 

„Die kgl. Regierung bat, indem fie bie Rechte, zu beren Geltenbmachung 
egen Dänemark fie in Gemeinfchaft mit Oefterreich fehreitet, auf bie Stipu⸗ 
Taflonen von 1851—52 bafırt, durch eben biefen Act das Princip ber In⸗ 
tegrität ber bäntichen Monarchie anerkannt, wie basfelbe durch bas Abkommen 
non 1851—52 feftgeiegt if. Indem bie köonigl. Regierung zur Occupation 
Schleswige fchreitet, ift fie nicht gefonnen, biefes Brincip zu verluifen. Wenn 
jedoch in Folge yon Verwidlungen, die durch das Beharren ber däniſchen 
Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Verfprehungen von 1852 zu erfüllen, 
herbeigeführt werben koͤnnten, ober in Folge ber bewaffneten Intervention aus 
derer Mächte fi gendthigt fehen follte, Gombinationen zu entfagen, bie 
sicht länger ein Ergebniß liefern würben, bas im Berhältniß zu ben Opfern 
fände, welche bie Erigniffe ben beutichen Mächten auferlegen möchten, fo 
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önnten feine befinitiven Arrangements ohne Mitwirkung be 
Mächte, die ben Londoner Vertrag unterzeichneten, getena 
werben. Die britifhe Regierung würde die Tönigliche Regierung baım berm 
finden, mit ihr zu einer Verftändigung über bie endgiltige Löfung ber bini‘t 
beutjchen Frage zu gelangen.“ | 

31. Yan. (Baden). In Folge einer Verfanmlung von Mitgliedern te 
bemofratifhen Partei aus Baden, Bapern, Heffen, Naſſau unt 
Rheinpreußen richten die badifchen Theilnehmer eine Betitien :: 
die badifche Regierung, ben Ständen eine alsbaldige Vorlage ı 
mahen zu Organifation eines dem fchon beftehenden Armeecerde 
als Reſerve dienenden Volksheeres. | 

„ « (Kurdeifen) 165 Abgeorbnete der verfchiedenen Schleswiz⸗ 
HolfteinzVereine des Landes richten eine Abrefie an den Kurfürſter 
für entfchiedenes Auftreten in der fchleswigsholfteinifhen Frage. 

— „ (Rußland). Entlaffung des Geh. Raths v. Lascynéki a 
Gouverneur bes Guberniums Warfchau, des lebten Polen, der nat 
im Amte als Gouverneur if. Polen ift nunmehr in den Spitzen 
ber Verwaltung wieber ganz ruffificirt und die Machtbefugniß be 
polnifhen Vermwaltungsbebörden auf Null rebucirt. 
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.Febr. (Schleswig) Proclamation Wrangels an bie Schleswiger 
Die Preußen überſchreiten von Kiel, die Oeſterreicher 
von Rendsburg aus die Grenze. Die Preußen nehme 
Edernförbe. Herzog Friedrich wird fofort in Gottorf und in Eden: 
förde von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

v„» » (Dönemard). Die Wahlen für den Reichorath nach ber neuen 
Berfaffung vom 18. November werben auf ben 5. und 29. Min 
ausgeſchrieben. — Der König, der Kronprinz und Monrab langen 
im Danewerk an. 

„ n (Baden) Staatsrat Matthy übernimmt das Handelsmini: 
ſterium. 

2, „ (Schleswig). Gefecht der Preußen bei Miſſunde. 

(Holftein). In Kiel erfcheint die erfte Deputation aus Schles: 
wig, um bem Herzog Friedrich zu huldigen. 

3. „ (Schleswig). Dik Defterreiher erflürmen Jagel und den 
Königsberg und dringen fiegreich bis zum Danewer? vor. 

„ « (Schleswig). Preußen ernennt ben früheren Bolizeidirekter 
von Berlin, Frhrn. v. Zeblig, Defterreih den Grafen Revertera 
zu Civilcommiſſären ber Alliirten im Herzogthum Schleswig. 

„ + (Säleswig). Feldmarſchall Wrangel will ohne weiteres bie 
Telegrapbenftation Rendsburg befeben. Bunbesgeneral Hake vers 
bindert es. : 

„ » (Däinemar?) legt auf die öfterreihifchen, preußifchen und an: 
beren beutfhen Schiffe in bänifchen Häfen Befchlag. 

u. (Säleswig). Feldmarſchall Wrangel Ichnt das Begehren bes 

Bundesgenerals Hake, ihm das Kronwerk von Rendsburg und bie 

zu Holftein gehörigen 6 Dörfer auszuliefern, ab, 
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3. Sehr. (Württemberg). Die Regierung verlangt vom Lanbtage einen 


6. 


Erebit von 750,000 fl. behufs Kriegsbereitfchaft eines Theils bes 
wärttembergifhen Armeecorps. 


„ (Zollverein). Wiebereröffnung ber ZollvereinssConferenz in 
Berlin. 


„ (England). Eröffnung des Parlaments. Die Thronrebe fagt 
über die deutſch-däniſche Verwickelung bloß, daß „die Lage bes Con⸗ 
tinents der Königin große Sorge verurfacdhe, daß fie, ununterbrochen 
bemüht, eine friedliche Ausgleihung der entftandenen Differenzen 
herbeizuführen unb bie Gefahren abzumenden, welche aus dem Be: 
ginn eines Kriege im Norden Europa's entftehen bürften, ihre 
Bemühungen im Intereſſe des Friedens fortfeben werde.” 

„ (Dänemark). Der König verläßt das Danewerk und gebt 
nad ber Anfel Alfen. 

„ (Ber. Staaten). BPräfident Lincoln orbnet eine neue Auss 
hebung von 200,000 Mann an, bie zunächſt burd freiwillige Wer⸗ 
bung, nicht genügenden Falls aber durch Eonfeription bewerkſtelligt 
werben foll. 


- „  (Säleswig). Feldmarſchall Wrangel orbnet auf ben 6. d. M. 


bie Erſtürmung bed Danewerks durch die Defterreiher und ben 
Uebergang über bie untere Schlei durd die Preußen an. Der 
bänifche Kriegsrath befchließt mit 9 gegen 1 Stimme, ba® Dane⸗ 
werk zu räumen unb den Rüdzug ber ganzen Armee nad) Norden 
zu bewerkſtelligen, was während ber Nacht geſchieht. 

„ (Sadfjen). Die I. Kammer tritt ben Beſchlüſſen der II. Kam⸗ 
mer vom 22. Sanuar bei. Der Miniſter v. Beuft erflärt, daß 
eine Annäherung an die beiden Großmächte unmöglich fei, fo Lange 
biefelben am Londoner Protokoll feftbielten. 

„ (Rußland). Ein Dekret bes Generald Murawiew führt für 
Litthauen bie ruffifhe Sprache ale die ausſchließliche Gefchäfte: 
ſprache ein, 

„ (Schleswig). Die Preußen bewerkftelligen ohne Widerſtand 
ben Webergang über die Schlei, die Defterreicher befehen bic von 
den Dänen geräumte Stabt Schleswig unb brechen fofort zu bevem 
Berfolgung auf. Blutiges Gefecht der Defterreicher bei Overfee 
mit der Nachhut der bänifchen Armee. Herzog Yriedri wird in 
Schleswig als Landesherr proclamirt. 


„ (Dänemarf). König Ehriftian erläßt von Sonderburg aus 
eine (nachher desavouirte) Proflamation an bie däniſche Armee: 
„... Soldaten! Ihr habt freudigen Muth unter langwierigen und ſtarken 
Befchwerben bewährt. Empfangt biefür eures Könige Dank! Das Dane: 
wert ift aufßegeben. In Feindes Gewalt find bie Kanonen, welche feinen 
Hochmuth zügeln follten. Offen liegt bas Land für ben Feind. Tief fühle 
ih mit euch, was wir dabei verloren Haben. Uber, meine Freunde! Ich habe 
nur biefe eine Armee zur Vertheibigung bes Landes, und eure Irtegeftindigen 


«An. 





‘ 
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Yührer waren ber Anficht, daß ih nicht Tänger eine Armee haben mid 


wenn ich euch jegt nicht zurüdzöge. Deßhalb fahten fie ben Entiluß, ı 
weichen. Soldaten! Ich ftehe allein in ber Welt mit meinem Zoll. Bes 
hat feine Macht erflärt, mit ber That uns beizuftehen. Sch verlaije ma 
auf euch und auf meine Flotte. Bereit feib ihr, euer Blut zu vergieken, «3 
wir find wenige gegen viele, baber muß es theuer bezahlt werben. Der zi 
mächtige Gott gebe, baß bie Zeit ber Rache bald fchlagen möge für a4 
Gewalt und alles Unrecht, welches mir und meinem Volke zugefügt wurden im. 


7. Febr. (Schleswig) Die Preußen und Defterreicher rüden in Tsleni 


un 


burg ein. Eine Proflamation Wrangeld zeigt den Schleswiger 
die Einfekung ber öſterreichiſch⸗ preußiſchen Eivilcommifjäre an. 
„... Seber Beamte, ber fich biefer Autorität nicht ohne Weiteres unte 
werfen follte, bat jeine fofortige Entfernung aus bem Amte zu gemärtige 
Die deutſche Sprache ift fortan bie Geſchäftsſprache. Politiſche Tem:ı 
firationen, welde irgenb einer anberen Richtung als berjenigen gelte 
welche die zur Kriegsführung verbunbenen Regierungen ber beiben beutjä« 
Großmächte gemeinfchaftlich verfolgen, und Verſuche, irgend einer ant 
ven Autorität Eingang zu verfhaffen, unterfage ih ausbrudiud 
und bemerfe, baß, wenn jolche dennoch vorkommen follten, die Urheber 
Theilnehmer berjelben nachdrücklichſt beitraft werben follen. Die Betheiligum 
von Beamten an foldden Demonftrationen und Verſuchen wird, neben ant: 
weitigen gejeßlidhen Strafen, bie jofortige Entferming aus bem Amte x 
Folge haben.” 
Herzog Friebrih wird an bemfelben Tage in Flensburg von be 
Bevölkerung als Landesherr prochamirt. 
(Dänemart). Beftürzung und Aufregung in Kopenhagen. De 
Kriegeminifter erflärt, daß er feinerfeits zum Nüdzuge vom Danı 
wert Feinen Befehl ertheilt habe, General be Meza wird zu 
Berantiwortung nad Kopenhagen berufen und General Lüttichaı 
einftweilen mit bem Oberbefehl der Armee betraut. Beide Häuſe 
bes Reichstags beſchließen die Ueberreihung ber Adreſſe einſtweilen 
auszgufegen und nehmen bagegen eine dad Bolt zur Ruhe mah 
nenbe Rejolution an. Monrab erklärt, daß ber König an ber Räu 
mung bed Danewerks feinen Theil babe. 








» » (Heffen» Darmftabt). Lanbesverfammlung in Darmſtadt 


8., 


Reſolutionen für ſofortige Anerkennung des Herzogs Friedrid 
und für bie „Nothwendigkeit, daß bie bundestreuen Regierunger 
zur @rleichterung des gemeinfamen Handelns unter den jebigen be: 
brobten Berbältnifien einen engeren politiſch-militäriſchen Verband 
unter ſich herſtellen und alle Vorbereitungen treffen, um ihre Selbſt⸗ 
Händigkeit, um Deutſchlands Recht und Ehre jelbft mit den Waffen 
wahren zu koͤnnen. Das heſſiſche Volt wirb jedes Opfer bringen, 
um die Regierung Sr. k. Hoh. hierbei zu unterſtützen.“ 

(Schleswig) Erſte Bekanntmachung bes preußiſchen Civil⸗ 
Commiſſärs v. Zeblig: 

n. . . Der während ber Dauer ver Beſetzu i 
mit der oberſten — im Lande — —ãS ⏑ — 
Armeen bat durch feine Bekanntmachung vom 7. d. M. bereits ſaͤmmtliche 
im Lanbe angeftellte Beamte beitätigt, unter ber Vorausfegung, bafı bie: 
felben fig ber Mutorität beejelben und ber Givilcommifjäre unbedingt unter: 


S 


10. 


S 
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werfen unb daß nit duch ganz befonbere Umftänbe beren Entfer⸗ 
nung nothwendig gemadt wird. Alle Beamten, welche biefe Verpflichtung‘ 
einzugeben bereit jind, baben, fo lange jie berfelben treu bleiben und nicht 
fonft durch bienftlihes oder außerdienftliches Verhalten zu ihrer Entfernung 
aus dem Amte Anlaß geben, auf Shut und Unterſtützung in ihrer 
Amisführung durchaus zu rechnen, und es ift Vorfehrung getroffen, daß Be⸗ 
brobungen ber Beamten burdy irregeleitete Maffen, durch welche jene 
am einzelnen Drten zum Berlafjen ihrer Aemter veranlaßt worden find, fi 
nicht wieberhofen. Gegen bie jtrafbaren Urheber und Theilnehmer folder Er: 
ceffe wird unnachſichtlich mit allen zu Gebote ftehenden Mitteln eingefchritten 
werben. Die Gleichzeitigfeit der mit ftrafbaren Ausfhreitungen ver: 
bunbenen politifhen Kundbgebungen an mehreren Orten bes füb- 
lichen Xheiles des Herzogthums Schleswig unb die Gemeinfamfeit der Rich⸗ 
tung, in welder biefelben erfolgt find, erhöht bie Nothwendigkeit folgender, 
bei ber De Lage ber Dinge in militärifcher unb politifcher Be⸗ 
ziehung gebotenen Anordnungen: 1) Politiſche Vereine, und insbefof- 
dere ſolche, welche unter einander ober mit auswärtigen Vereinen in Verbin- 
bung ftehen, find nicht zu bulben. 2) Seffentlide Demonftratio« 
nen unb Kunbgebungen politifcher Art, von welcher Partei fie auch ausgehen 
mögen, find unbedingt zu verhindern. Insbeſondere darf unter 
feinerBebingung ber &ntfheibung ber Succeffionsfrage that: 
fählih irgendwie vorgegriffen werben.” 


. Gebr. (Dänemark). Die Proclamation bes Königs vom 6. d. M. 


wirb in gemilberter Faffung nochmals erlaffen. 

„ (Bundestag) Die vereinigten Ausfhüffe „fehen fi verans 
laßt, ben Bundes: Commiffären in Holftein bringend zu empfehlen, 
ben Bebürfniffen der in Schleswig operivenden allürten Armee und 
ber dorthin nadhrüdenden Truppen in Bezug auf Transportmittel 
2c. ꝛc. nah Möglichkeit zu entſprechen.“ 

„ (Schleswig) Wrangel erflärt dem Bunbesgeneral Hake, daß 
e8 „für die Sicherheit und Freiheit der Kriegsoperationen für ihn 
von zwingender Nothwendigkeit werbe," Altona, Neumünfter und 
Kiel mit 4 Bataillonen zu befegen und hofft die biepfälligen An: 
erbnungen von der „fo oft gezeigten Willfährigfeit” des Bundes⸗ 
generals. 

„ (Dänemarf). Beide Häuſer des Reichstags beſchließen eine 
ermunternde Anfprache an bie Armee. 


„ (Dlvenburg). Die Regierung lehnt den Wunſch des Landtags, 


fi) am fchleswig=holfteinifchen Anlehen mit 100,000 Thalern zu 
betheiligen, unummunden ab. | 
„ (Schleswig). In Apenrade wird Herzog Friedrich als Lans 
desherr proclamirt. 

„ (Dänemarf). Der König kehrt von Sonberburg nad Kopen⸗ 
hagen zurüd. 

» (Defterreih). Beide Häufer des Reichsraths nehmen bie 
DVorfchläge der gemifchten Commifflon behufs Ausgleichung ber zwi⸗ 
fen beiden Häufern beftehenden Differenzen über eine Reihe von 
Anfünen des Budgets für 1864 an unb ermöglichen fo das con» 
ftitutionelle Zuſtandekommen desſelben. 
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10. Febr. (Hamburg). Die Bürgerſchaft Ichnt die vom Senat für i 
Schub der Küfte geforberte Erhöhung bes ſchon bewilligten Erebit: 
von 1 auf 2 Mil. Marl B. in geheimer Sitzung ab. 

„ (Bundestag). Die vereinigten Ausfhüffe legen enblih t 

erften Theil ihres Berichtes und Antrages in der holſteiniſchen Ert 

folgefrage der Bundesverſammlung vor: 
Antrag ber Majorität (v. db. Pforbten): „Die Bundesverjammlur 
wolle befchließen: 1) daß ber am 8. Mai 1852 zu London zum Zwecke da 

Begründung einer neuen Succeſſionsordnung für die unter dem Scepter >: 

Mai. des Königs von Dänemark damals vereinigt gewejenen Staaten abge 

fchloffene Vertrag Feinerlei verbindliche Kraft für den beutihen Bund bat.; 

2) daß die Ausführung diefes Vertrages nicht bloß durch die fpäteren Cr: 

eigniffe und durch bas eigene Verhalten ber FE. binifchen Regierung in Rezuz 

auf bie deutſchen H Aa unmöglich geworden, jondern auch der Bund 
nicht in ber Yage fi, diefen Vertrag jept unter nahträgfiher Anerfennun: 
besjelben zur Grundlage feiner Entfliesungen zu nehmen, 3) daß daber 
auch bie in ber 33. vorjährigen Sigung vom 23. November zur Vorlage 
efommene Vollmacht St. Maj. bes Königs Chriftian IX. von Dänemarf 
dir ben Geh. Conferenzrath Freiherrn von Dirdind = Holmield aus bielem 
Titel nicht angenommen werben könne; 4) daß vielmehr der Ausihuß Fur 
bie bolfteinzlauenburgifche Verfajjungs-Angelegenheit zu beauftragen fei, ũübe: 
bie Erbfolge in ben Herzogthümern Holftein und Lauenburg zum Zwede ver | 
Entſcheidung über die vorliegenden Vollmachten mit möglichiter Beichleunigun: 
weiteren Vortrag zu erftatten, ohne dabei deu Vertrag vom 8. Mai 1A5/ 
zur Grundlage zu nehmen.“ | 
Antrag ber Minderheit (Defterreih und Preußen): 1) Dieſen An | 
tra —— 2) den Ausihuß zu beauftragen, in Vollziehung bes Bun 
desbeſchluſſes vom 28. November und 23. December v. J. auf die Pritfun: 
ber Erbfolgefrage felbit für die Herzogthümer Holftein und Lauenburg un 
ber bamit zufammenbängenben Borfragen einzugeben. 
Die Bundesverfammlung befchließt, die Abftimmung in 14 Tagen 
vorzunehmen. 

„nm (Holftein). Der Bundesgeneral Hake Iehnt die Zumuthung 
Wrangels vom 9. d. M. „auf Grund der von Bunbeswegen er: 
laffenen Inſtruktion“ von der Hand. — Die Bundes: Commiffäre 
beantworten das Schreiben ber vereinigten Ausfchüffe ber Bundes: 
verfammlung fehr einläglich dahin, daß „fie in allen Yällen, wo 
man von Seite bed Obercommando's ber verbündeten Armee ihre 
Vermittlung überhaupt in Anſpruch genommen habe, an einem 
Entgegenlommen von ihrer Seite es wahrlih nicht haben fehlen 
laſſen“ und verlangen im alle von Mißtrauen von Seite ber 
Bundesverfammlung Tieber ihre Entlaffung von einem Yuftrage, 
ber „von gewiffer Seite ber unausgejeht die gehäffigfte und ver: 
dächtigenbfte Kritik erfahre.” 

»„ » (Breußen). Die erfte Divifion der preußifchen Dampflanonen- 
boote wirb in Stralfund in Dienft geftellt. 

„Oeſterreich). Der Finanzminifter begibt die 40 Millionen 
Anleihe an die Erebitanftalt in Verbindung mit ben Käufern Roth: 
ſchild, Sina und Wodianer zum Curſe von 96, 


11. 
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1. Sebr. (Fraukreich). Suezcanalbankett in Paris. Heftige Tifch⸗ 
xebe des Prinzen Rapoleon gegen England. 

2. „  (Holftein). Altona wird von einem Bataillon Preußen trotz 
Des Proteftes ber Bundescommifjäre beſetzt. Eine telegraphifche 
Depeſche aus Frankfurt weist die Bundescommifjäre an, „das preus 
Bifhe Militär aufzunehmen; bie Bürger fügen ſich den Einquar: 
tirungebefehlen. Die Hauptwache bleibt in den Händen ber Bun: 
beötriippen. 

„ „ (Schleswig). Die deutfchen Abgeordneten der ſchleswig'ſchen 
Stänbeverfammlung kommen in Schleswig zufammen und befcließen 
eine Deputation von 12 Mitglievern an ben König von Preußen 
und an ben SKaifer von Defterreih zu fenden, um für die Aners 
fennung ber Landesrechte und des Herzogs Friedrich zu wirken. 

F „(Dänemark). Eine däniſche Circulardepeſche kündigt beharr⸗ 
liche Fortſetzung des Krieges an: 

ns +. Gegenwärtig nehmen unſere Truppen eine Stellung ein, welche 
bie Flanke bes Feindes bebroht, und, fi auf das Meer ſtützend, find fie im 
Beſitz aller Vortheile, welche die geograpbifche Configuration des Landes bar: 
bietet. Düppel ift in der That die einzige ftrategifche Vofition, welche uns, 
befhräntt auf unjere eigenen Kräfte, wie wir es find, gejlattet, einen Län⸗ 
eren Krieg zu unterhalten, auf welchen wir, wie e3 ſcheint, uns vorzubereiten 
Baben. Bor der Decupation Shleswigs hätten wir mit Deutihland Frieden 
fchließen Füönnen; nad biefem Ereigniß jedoch bleibt ber Regierung bes 
Königs nur Ein Weg übrig: den Krieg fortzufegen bis zur Wieder: 
beritellung ber alten Drbnung ber Dinge in Schleswig, und 
bis dieſes Herzogihum wieder unter die Autorität bes Königs zurüdgefehrt 
if. Nur dann wird es uns geftattet fein, unjere Bemühungen zur Veenbi - 
gung unſeres Conflictes mit Deutihland neuerbings im Wege von 
Unterbandlungen zu verfuchen.“ 


”» » (Defterreidh). Das Abg.⸗Haus genehmigt ein weiteres An: 
Iehen von 40 Mill., nachdem am 17. Nov. bereits 69 Mill. be: 
willigt worden, fo daß die Oefammtfumme ber für 1864 durch 
Inanſpruchnahme des Erebits zu Ichaffenden Betrags (abgefehen von 
Kriegskoften) bis jetzt 109 Mill, beträgt. 

13. „ (Bundestag). Der Conflict in SHolftein zwiſchen Wrangel 
und den Bunbesautoritäten liegt der Bundes :Berfammlung vor. 
Defterreih und Preußen erklären, „es handle fih im Wefentlichen 
um eine Truppenregulirung auf einigen Punkten der Hauptverbin: 
Hungslinien der Armee” und wünſchen bezüglihe Weifungen ber 
Bundesverfammlung an General Hake „Behufs Negulirung der 
Frage’. Sachſen proteftirt „gegen die wider feierliche Zufage, ohne 
Zuftimmung ded Bundes ergriffene Maßregel” und beantragt, bie 
Bunbesverfammlung wolle dagegen reclamiren, Erfüllung ber ge: 
machten Zufagen verlangen, unb alle, zur Sicherftellung ihres Ans 
ſehens erforberlihen Maßnahmen ergreifen, in&befonbere bie, in dem 
Bundesbefhluß vom 22. Januar d. J. vorbehaltene Berufung an: 
berweitiger Neferven unb zwar aus Truppen bes 7. und 8. 
Bundes: Armeecorps bewirken.“ 
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13. ehr. (Preußen). General v. Danteuffel gebt in außerorbentlice 
Miffion nah Dresden. — Der König empfängt eine Deputaticr 
ber Univerfität Kiel und nimmt eine Adreſſe bverfelben um Aner: 
fennung bes Herzogs Friebridh entgegen. — Auftauchen ber ber. 
bie ſchleswig⸗holſteiniſche Frage durch ein Arrangement mit Diben: 
burg Behufs einer Gebietserweiterung für Preußen zu Idfen. | 

v „ (Schleswig). Der Herzog Friedrich wird aud in ber lektes 
Stadt Schleswigs, in Hadersleben, proclamirt. 
v„ » (BDäönemart) erläßt eine Blokadeordnung. 

18./14. Febr. (Defterreih und Preußen) erlaflen befonbere Cir. 
eularbepefchen an bie verfhiebenen deutfhen Regierungen, um fie 
zu Derwerfung der Ausfchußanträge am Bunde vom 11. Februar. 

& namentlidy der ausbrüdlichen Beftreitung jeder Rechtsverbinblidhkeit 
des Londoner Vertrags, zu veranlaffen. | 

Id. ehr. (Naffau). Die Regierung verbietet bie fog. Lichtmeßver: 
fammlung der Fortfchrittspartei in Rüdesheim und löst eine far 
berfelben veranftaltete Verſammlung für Unterftüßung ber Verwun— 
beten in Schleswig-Holftein auf. 

14.715. Febr. (Holftein). Die Preußen befegen aud) Neumünfter unt 
Kiel. Die Bundesautoritäten laſſen es gefhehen. Bunbesgeneral 
Hake concentrirt die bannover’fche Brigade um Altona. 

15. Behr. (Defterreih). Schluß der Seffion des Reichsraths. Thron: 
rede des Kaiſers: 

„... Ich habe nichts unterlaſſen, um ber Monarchie das koftbare Cu: 
bes Friedens zu erhalten. In Oeſterreichs Beſtimmung liegt es, ſtark gegen 
jeden möglichen Angriff, eine friedensliebende Stimme im Rathe ber VBölker 
zu führen. Der freunbfchaftliche Charafter ber Beziehungen meiner Regierun: 
zu ben großen Mächten Guropa’s entipricht zu meiner Behriebigung vollfem 
men biefen Gejinnungen. Eine feit Jahren dauernde Krifis in ben Verhält 
niffen zwifhen Deutihlanid und Dänemark ift inbejien zum Ausbrud 
gefommen und bat ſich ungeachtet ber verföhnlichen Gimivirfungen meiner Re 

ierung bis zu Priegerifchen Creigniffen gefteigert. Als beutfher Fürñ 
babe ih mich an ben erforberlichen militäriichen Diafregeln zur Durchführung 
ber Bunbeserecution in Holftein in Gemäßheit ber Beſchlüſſe des Bundes be 
tbeiligt, und im Einverſtündniß mit Preußen babe ich es für nötbig erachıct, 
Schleswig als Pfand für bie Erfüllung ber von Dänemark übernommenen. 
aber auf’8 Beharrlichfte mißachteten Verbindlichkeiten in Befit zu nehmen. 
Die trefflihde Führung und heibenmüthige Tapferkeit ber verbünbeten Armee 
für Schleswig Holftein bat dem Rechte und ber Ehre Oeſterreiche, Preußene 
und bes gefammten Deutſchlandse raſche und glänzenbe Genugthuung erkämpfi. 
Die rühmlihen Erfolge, welche ich im Verein mit meinem königlichen Wer: 
bünbeten von Preußen errungen babe, Erfolge nicht für Zwecke des Ehr—⸗ 
geizes und der Eroberung, fonbern für einen Zweck ber Gerechtigkeit, 
ben Europa kennt, werben, ich Boffe e8 zuverfichtlich, den lange in ihren Rechten 
gefränkten Landen, für welde wir fie im Bunde mit Preußen errungen, eine 
glüdlihe Zukunft fihern, ben Frieden ber Welt und unferes tbeuren Va⸗ 
terlandes aber nicht in weiterem Umfange gefährben. Umgeben von ber Ber: 
tretung meines Meiches, freue ich mich boppelt bes Glůcks mit weldgem ber 
— Oeſterreichs Waffen geſegnet, ber ruhmvollen Siege, zu denen er 
eine Fahnen geleitet hat. Denn ich weiß es: einig in bielemn Gefühle ber 
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Freude, einig in ber Anertennung ber Braven, bie fir unfere Ehre geblutet, 
einig bort überall, wo es gilt, Oeſterreichs Namen doch zu halten, find mit 
wir meine treuen Völker. Durch Ihren Mund haben fie bas Zeugniß 
biefer Einigfeit ber Welt geliefert, fie wollen wir hüten als ein Toftbares 
Kleinod, denn es liegt in ihr eine unerfchütterlihe Macht. Oeſterreich Hat 


_ gegeigt, daß es in feiner verjüngten Geſtalt den alten Geift bewahrt 


und in bie neuen freibeitlihen Bahnen des ftaatlichen Lebens bas Erbtheil 


feiner Kraft und feines Ruhmes mitgenommen bat.“ 


15. Sehr. (Holftein). Die preußiſchen Autoritäten verhaften in Kiel 


17. 


„ 


den Univerfitätsprofefior Molbach. Derfelbe wird nad Flensburg 
transportirt, nach kurzem Verhör aber wieder entlaflen. 

v (Baden). Der Großherzog nimmt das Creditiv eines Ver⸗ 
treters des Königreichs Italien entgegen. 
„GSHeſſen-Darmſtadt). Die Il. Kammer beſchließt mit allen 
gegen die 5 anmefenben abeligen Stimmen: 1) ber großherzoglichen 
Staatsregierung für beren Thätigfeit in ber ſchleswig⸗-holſteiniſchen 
Angelegenheit ihre Anerkennung auszufpredgen ; 2) dieſelbe zu erfuchen, 
an bem Bunbestage auf fehleunige Erledigung ber unverantwortlich 
verzögerten Erbfolgefrage zu bringen, auf alle Fälle aber felbftändig 
mit ber Anerkennung bes Herzogs Friedrich voranzugehen; 3) bie: 
felbe ferner zu erfuchen, mit ben übrigen bunbestreuen Regierungen 
Deutichlands die nöthigen Vereinbarungen zu treffen, um gemein- 
fan, jelbjt mit den äußerſten Mitteln, bie Rechte bes Bundes, ihre 
eigene Selbjtänbigkeit, namentlich aber die Rechte ber Herzogthümer 
unb ihres rechtmäßigen Fürften zu wahren; 4) insbeſondere biefelbe 
zu erfuchen, auf eine ftärkere Befebung Holfteins mit Bundestrup⸗ 
pen, fowie auf eine Mitbefekung Schleewigs hinzuwirfen.” Der 
Minifter von Dalwigk erflärte fih gegen die Anträge, indem er 
bie einfeitige Anerfennung bes Herzogs Friedrich unb bie „äußerften 
Mittel” ablehnte. 


» (Schleswig) Die Eivilcommiffäre erklären bie Verfaſſung 


vom 18. November außer Kraft. 

»„ (Defterreid). Der Finanzminifter fichert dem nieberöfterreichi- 
fhen Gewerbeverein zu, daß ber neue, dem Zollverein vorgefchlagene 
Zolltarif jedenfalls nicht ohne die Zuftimmung des Meichsrathes 
werbe feftgeftellt werben. 

» (Brantreih). 60 Arbeiter von Baris erlaffen ein Manifeft, 
durch das fie bei den bevorſtehenden Ergänzungswahlen zum geſetz⸗ 
gebenden Körper in Paris durch einen ber ihrigen vertreten zu 
fein verlangen. 


18. „ (Bundestag). Die Bundesverfammlung befchließt, in Erwi⸗ 


derung auf ben bänifhen Embargo auf alle deutſchen Schiffe ohne 
Unterſchied der Flagge auch auf alle däniſchen Schiffe in deutſchen 
Häfen Embargo legen zu laſſen. 

Schles wig). Die Civilcommiſſäre erflären die bänifchen Sprach⸗ 
"referipte für aufgehoben. 


| 
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18. Gebr. (Preußen). General v. Manteuffel geht in auferorbentlige | 
Miffion nah Hannover ab. 

„ » [Befterreid). Der in Galizien megen Betheiligung au ke: 
polnifchen Inſurrection in Unterfuhung ſtehende Fürft Adam Ex: 
picha entweicht aus ber Haft. — Angelegenheit Schufella in Rie: 
beröfterreich. 

»„_ » (Hannover). Eröffnung bes Landtags, Die Thronrebe wirt 
burh den Kriegsminifter verlefen. Tifchrebe bes Könige. Tie 
II. Kammer wählt zu Präfibentfchaftscandibaten Graf Bennigfer 
mit 77 gegen 8, Landrath Neubourg mit 35 gegen 29 und R. 
v. Bennigſen mit 53 gegen 26 Stimmen. 

» » (Schweden). Der fhwebifhe Gefandte am Hofe von Kopen- 

z bagen geht nah Stodholm ab. 

„ (England). Die Scleifung ber Forts Vigo und Abrams au 
Eorfu bat begonnen. 

18./19. Febr. (Deutfhland). Minifterconferenz in Würzburg zwi: 
hen Vertretern von Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, Heſſen⸗ 
Darmftabt, Naffau, Braunfchweig, Weimar und Coburg ®otba. — 

Kurheſſen und Hannover hatten bie Theilnahme abgelehnt. 

Es wird befchloffen, den poſitiven Ausfprudh bes Bundes in 
ber Succeffionsfrage fo dringend wie möglich zu befchleunigen umt 
ferner am Bunde auf Einberufung ber bolfteinifhen Stänbe und 
Berftärfung der Bundestruppen in Holftein durch weitere Bunbee: 
truppen, welde unter ben Bundesgeneral zu ftellen feien, anzu | 
tragen. 

19. Sehr. (Schleswig) Die Preußen befeben Kolbing, bie erſte 
Stabt in Zütland. General v. d. Mülbe erhält Befehl, die Stabt 
nicht wieber zu räumen, aber auch nicht darüber hinauszugehen. 

„ » (Scäleswig) Die Eivilcommiffäre heben das dänifhe Verbet 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Farben auf. 

„» n. (Kurheffen). Da Kurbeffen die Beſchickung der Würzburger 
Conferenz abgelehnt bat, fo befchließt ber fchleswig:holfteinifche Aus: 
ſchuß von Kaflel, eine neue, ziemlich drohende Adreſſe an das Mi: 
nifterium zu richten. 

„ » Defterreid). Der Kriegsminifter General Degenfelb erhält 
feine Entlaffung und wird durch F.⸗M.⸗L. Frank erfekt. 

„ou Beferreid). Die öfterreichifche Flotille (8 ſchwere Fahr: 
zeuge) Läuft von Pola aus zum Schub ber öſterr. unb beutfchen 
Schiffe gegen bänifche Kaperei. 

2D. „ (Preußen) General dv. Mantenffel geht in außerorbentlicher 
Miffion nah Wien. 

„ „ (England) madt Oefterreich, Preußen und Dänemark den Bor: 
flag einer Konferenz ohne Maffenftilftand. Deſterreich und Breu: 
rs ben Vorſchlag an, Dänemark gibt eine ausweichende 

niwort. 
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Od. Fehr, (Schleswig). Die Cwileommiſſäre ftellen für bie Beamteten 
die Forderung bes Bienniums an der Univerfität Kiel wieder ber. 
(Hannover) R. v. Bennigfen trägt in ber II. Kammer auf 
einen gemeinfamen Ausfchuß beider Kammern von je 7 Mitgliedern 
an, zu fchleuniger Berathung unb Beridhterftattung über eine ange: 
meſſene Adreſſe ber Ständeverfammlung zu Wahrung und Durch⸗ 
führung der bedrohten Rechte ber Herzogthümer unb ihres recht⸗ 
mäßigen Herzogs Friedrih VII. — R. v. Bennigfen wird einftim- 

mig zum erften Generalſyndiens gemählt. 

wu» Holftein. Der dänifhe Münzfug wird von ben Bundescom: 
miffären befeitigt und der alte Münzfuß wieder bergeftellt. 

”» u» Belgien). Da die bisherigen DVerfuche zu Bildung eines 

neuen Minifteriums fruchtlo8 waren, fo werben bie Kammern wieder 

einberufen. 

(Preußen). An Stralfund wird die zweite Divifion von Ka⸗ 
nonenbooten in Dienft geftellt. 

„ (Dänemark) erklärt bie Oſtküſte von Schleswig und Holftein 

in Blofadezuftand. 

22. „ (Heffen:Darmftabt). Die I. Kammer Iehnt ben ganzen 
Geſetzesentwurf bezüglich ber religiöfen Erziehung der Kinder ab, in⸗ 
bem bei Art. 1. der Regierungsentwurf, der Ausihußantrag und 
ein Antrag Moufangs verworfen wird. 

”» mw (Hannover). Die II. Kanımer- nimmt den Antrag Bennigfens 

mit allen gegen die Stimmen ber brei Minifter an. 

(Spanien). Das neue Minifterium Arrazola legt den Kam: 
mern auch feinerfeits ben Entwurf eines neuen Wahlgefeßes vor. 
23. „ (Oldenburg). Der Landtag Iehnt bie Regierungsvorlage, bie 

Zahl der Abgeordneten von 49 auf 37 Mitglieder (auf 8000 ftatt 
auf 6000 Seelen 1 Mitglieb) herabzufegen, ab, obgleich ber frühere 
Landtag einen bahin zielenden Beſchluß gefaßt hatte. 

v„» » (Breugen). Der König empfängt die Deputation ber ſchles⸗ 
wig'ſchen Ständemitglieber nnb ihre Adreſſe um Anerfennung bes 
Herzogs Friedrich. Antwort des Königs. 

24. „ (Defterreih). Die Regierung verhängt den Belagerungszu⸗ 
ftand über Galizien. 

»  » Sämweden). Der bisherige ſchwediſche Geſandte amı Hofe von 
Stockholm nimmt feine Entlaffung und wirb abberufen. 

„ # (Rußland). General Berg verlangt Ergebenheits⸗Declaratio⸗ 
nen von fänmtlihen Beamteten in Polen. 

„nr (Rupland). Die Stände von Finnland befchließen die Ab: 
ſchaffung ber Tobesftrafe. 

24,25. Gebr. (Dänemard). In beiden Things wird eine nene Adreſſe 
an ben König ftatt der am 27. und 30. Januar befchloffenen, aber 
wegen ber ſchnellen Abreiſe des Königs zum Heer nicht übergebenen 
vorgefchlagen. 
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25. Febr. (Bundestag) Abkimmung über die Anträge ber ver: 


einigten Ausſchüfſe bezüglich ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage 
vom 11. Febr. Die beiden erften Punkte des Majoritätsantragi 
(v. d. Pforbten) bleiben mit 7 Stimmen in ber Minderheit (ei 
flimmen dafür Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, die Emm: 
ftinifchen Häufer und die 13. Curie (Braunſchweig⸗Naſſau); da— 
gegen werben die Anträge 3 und 4 mit 9 Stimmen (indem ;ı 
den obigen noch Hannover und Kurheflen treten) angenommen. Dit 
bei 1 und 2 in ber Minderheit Gebliebenen (die ſog. Würzburger) 


‚geben zugleih mit ihrer Abjtimmung die Erklärung ab; daß fie 


binnen 8 Tagen bie Eritattung des zweiten Theils bed Ausſchuß⸗ 
vortrags erwarteten, eventuell weitere Anträge jtellen würben. 


| 
Sachſen und Württemberg tragen auf Einberufung der 
bolfteinifchen Stände an und verlangen Abftimmung in 8 Tagen 
Es ergeben ih 8 Stinmen dafür, 8 Stimmen bagegen, mworaw 
Abflimmung in 14 Tagen befchloffen wird. 


Defterreih und Preußen geben eine „Erflürung und An 
trag” ab, burdy ben fie ben Oberbefehl auch über die Bundestruppen 
in Holftein für den Oberbefehlshaber der vereinigten öſterreichiſch⸗ 
preußifchen Streitkräfte und die Beitellung zweier weiterer Bundes: 
commifläre in Holftein durch Defterreih und Preußen verlangen. 


‚Der Antrag wird auf bie vor Ausführung der Erecution in Hol: 


ftein unter den 4 Crecutionsregierungen getroffenen unb von ber 
Bundesverfammlung genehmigten Verabredungen geftüßt: 
„Die unmittelbare Ausführung ber Erecution bat ohne Widerſtand in 
olftein ftattgefunben, fo daß es möglich gewefen ift, bie (öfterr. und preuf.) 
ruppen, welche damals bie eriten Reſerven bilbeten, aus Holftein herauszu⸗ 
ziehen umb mit den anderen Heeresabtheilungen von Deflerreih und Preußen 
in das Herzogthum Schleswig einrüden zu laſſen. Die feitbem eingetretenen 
Ereignifje, welche mit ber Aulbringung deutſcher Schiffe durch däniſche Kreu⸗ 
zer von däniſcher Seite die Geſtalt voller Kriegsführung angenommen haben, 
lafien ebenjowohl bie Erecutionstruppen in Holftein als das Heer ber Bear: 
bündeten in Schleswig als bebroht erfcheinen und fchon jeht werden erſtert 
gegen Angriffe von Norden ber nur durch bie Dccupation bes Hexzogthums 

chleswig durch Öfterreichifche und preußiiche Truppen gebedt. Inſofern ba: 
burch, wie dies auch durch den k. jächjifchen Antrag vom 13. Februar b. J. 
anerfannt wird, das Bebürfniß einer verftärkten Beſetzung Holjteins hervor: 
tritt, find zu biefem Zwecke, ben obengebachten Bunbesbeichlüffen gemäß, zu: 
nächſt Defterreih und Preußen berufen, das Crecutionscorps unter 
Generallieutanant v. Hake wieber auf bie erforberlihe Stärfe zu bringen, 
alſo bie erwähnten, von ihnen bieponibel gehaltenen erften Reſerven von ie 
5000 Mann in Holftein aufzuftellm. Es ift aber bamit zugleich ber weiter 
vorgefehene Fall eingetreten, daß bie von Deflerreih und Preußen bereit ge 

tenen „überlegenen Streitlräfte”, die zur Dedung ber Erecutionsaufftellung 
im Norben fih in Activität befinden, zu bemjenigen Zufammenmirten 
mit ben übrigen Bunbeserecutionstruppen berufen find, weldhes nad Maßgabe 
ber getroffenen Verabrebungen ben gemeinfamen und einheitlichen Ober⸗ 


.befehl bedingt,. über den Oeſterreich ımb Preußen ſich verfänbigt hatten. 
bejonbers 


Die Geſandten von Defterreih und Preußen find angewiefen, noch 
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heroorzubeben, wie bringenb nothwendig van bloß militärifhen Geſichtspuntte 
aus dieſe Ginheit des militärifchen Dberbefebls für bie in ben beiben Herzogthümern 
Holftein und Schleswig aufgejtellten Truppen if. Der Schuß gegen feindliche 
Angriffe, das dazu nöthige Sneinandergreifen ber ftrategifchen Operationen und 
der Erfolg bes offenfiven, wie befenfiven Kampfes gegen den 
gemeinfamen Gegner können nur durch bie einheitliche Leitung ge: 
fihert werben. Die Regierufigen von Oefterreih und Preußen finden biefe 
Maßregel in ben bereits von ber 5. Yundesverfammlung genehmigten Ber: 
abredungen, beren VBorausfegungen jebt eingetroffen find, begründet. Sie 
wünjchen aber um jo mehr eine nohmalige Gutheißung berfelben durch 
bie 5. Bunbesverfanmlung, als badurch zugleich allen weiteren Irrungen 
und Mißverftändniffen, wie fie bei neuerlihen Vorgängen in Altona 
ftattgefunden haben, vorgebeugt und das ganze Terhältniß dauernd 
regulirt werben würbe. Sie fehen es zugleich ale ſelbſtverſtändlich 
an — wie bies ſchon in bein Ausſchußvortrage vom 19. Sept. v. J. ausge: 
ſprochen ift —, baß nunmehr auch die Regierungen von Oeſterreich und Preußen 
je einen Civilcommiffär ernennen, welche in Gemeinfchaft mit dem k. ſäch⸗ 
ſiſchen und bem f. hannöverifhen Gommifjarius bie Verwaltung des Herzog: 
thums Holfteins zu leiten und in den gemeinfamen Angelegenbetten bie Be⸗ 
ziehbungen zur BerwaltungSchleswigs zu vermitteln haben würben.“ 
25. Febr. (Schleswig). 700 Männer and Angeln buldigen in Kiel 


bem Herzog Friedrich als ihrem legitimen Landesherrn. 


„ „ (England). Der Unterftaatsfecretät Layarb erflärt im Unter: 
baus auf die Anfragen mehrerer Mitglieder, Dänemark habe offiziell 
ben Beiftand ber Weſtmächte auf Grund des Londoner Vertrags 
beanfprudht, England glaube jedoch den von dieſem vorgefehenen 
Val noch nicht eingetreten. Lord Palmerſton theilt dem Unter: 
baufe bezüglich der Verlegung der Gränze Yütlands von Seite ber 
öfterreichifchpreußifchen Streitkräfte durch die Befegung von Kolding 
mit, Feldmarſchall Wrangel habe damit den ausdrücklichen Inftrucs 
tionen feiner Regierung zumiber gebanbelt, wofür ihm dieſe einen 
„Verweis“ ertheilen werbe, doch würden bie Alliirten aus ſtrate⸗ 
giihen Gründen bie eingenommene Bofition feithalten. 


26. „ (Säleswig). ine Monftrebeputation von faft 1500 Mits 
glieder aus allen Theilen des Landes Hulbigt in Kiel dem Herzog 
Friedrich als ihrem legitimen Landesherrn. 


„» n» (England). Graf Ruffel antwortet im Oberhaus auf eine 
Interpellation Lord Malmesbury's: Jütland bürfe als Schaben: 
erſatz für gekaperte Schiffe occupirt werben, wenn Dänemark bie 
Kaperei fortfege, aber nicht al8 Garantie für Erfab der Kriegs⸗ 
toten; wenigftend habe England die beutfhen Mächte gewarnt, 
indem es ihnen begreiflicy zu machen fuchte, Dänemark könnte das 
legtere berechtigter Weile als „Invaſion“ betrachten, wodurch ber 
Krieg eine Erweiterung erlangen würde. 

» » (Srantreih). -Berurtbeilung ber wegen bes beabfichtigten 
Attentats auf den Kaifer verhafteten vier Italiener. Mazzini wirb 
als Anftifter bes Complottes bezeichnet. 
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26./27. Febr. (Württemberg). Debatte der II. Kammer über den ver 
ber Regierung geforderten außerordentlihen Militärcredit. Wit: 
theilungen bes Minifterd von Hügel über die Refultate der Würz- 
burger Minifterconferenz. Die Kammer bewilligt mit 55 gegen 
15 Stimmen die geforderten Erebitg, „in Erwartung, bie Regierum; 
werbe im Einverftändnig mit den miittleren und Meineren Staaten 
Deutſchlands alles aufbieten, daß vom beutfchen Bund die Rechte 
bes Herzogs und bes Volles von Schleswig-Holftein ohne längeren 
Verzug anerfannt und mit allen Mitteln durchgeführt werben.‘ 
Fin weiterer Antrag, bie Regierung dafür verantwortlich zu machen, 
daß für die nationale Sache wenigftens von jebt an bie Außerfien 
Mittel in Anwendung gebradht werben, wirb mit 59 gegen 21 Stim: 
men abgelehnt und ebenfo der Antrag, dem bundeswibrigen Ber: 
gehen der Großſtaaten durch einen engeren Bund ber Mittelitaater 
vorzubeugen und das Aufgebot ber ganzen Wehrkraft zu veranlaffen. 
Mit 50 gegen 30 Stimmen wirb jcbocdh beichloffen, „die Leber: 

zeugung auszufprechen, daß bem bundeswibrigen Vorgehen der beutfchen 
Großmächte gegenüber die echte Deutfchlande und ber Herzeg— 
thümer wie die eigene Selbitändigfeit der deutfchen Mittele une 
Kleinftanten nur durch ein feſtes Bündniß derſelben unter ſich unt 
durch die Berufung einer gemeinſamen Bolfövertretung der fo ver: 
bündeten Staaten gefidyert werben Tönnen, demgemäß bie k. Staat 
regierumg zu erfuchen, für ben Abfchluß eines ſolchen Bündniffer 
ihrerfeits nach Kräften thätig zu fein.” 

27. Gebr. (Preußen). Das Friebensgeriht von Düffelberf verurtheilt 
auf die Klage des Abg. Nüder den Fiscus zu Nadızablung ber 
Stellvertretungstoften. Erfter Fall gerichtlicher Entſcheidung in 
diefer Trage. 

„ » (Hannover). Die I Kammer tritt dem Beſchluſſe ber II. Kam: 

mer bezüglid. einer gemifchten Kommifjion für bie ſchleswig-holſtei⸗ 

niſche Frage bei, aber mit Weglaffung der bie Anerkennung bet 
Herzogs Friebrich enthaltenden Stelle. 

„ " (Baden) Antrag Bluntſchli's auf Reorganifation der I. Kammer. 

(Dänemark), Der Reichstag vertagt fih wegen ber Wablen 

zum Reichsrath bis zum 8. März Antwort bes Königs auf bie 
Adreffe beider Thinge des Reichstags: 

„Mein treuer Reichstag! Ich banfe euch für eure Meinungsäußerung. 

Ich vertraue auf euch, auf mein treues bänifches Volt, Ich will feſtſteben 

und bis zum äußerften ausharren; ich will alles thun um einen Frieden zu 

erlangen, mit welhem Dänemark gebient fein kann. Ich will nicht bıe 

Aufhebung ber beſtehenden politifhen Verbindung zwijden 

bem Königreih unb Schleswig. Ich will ein freier König fein über 

ein freies Volt. Frei ift nur ber König, wenn das Lamb felbfländig ifl; fra 

ift nur das Boll, wenn ber verfafjungsmäßige Zufland bewahrt unb ent: 

widelt wird. Ich hoffe zum gnäbigen Gott, daß man einfimals auf mein 


Grabmal wird fegen können: Kein Herz ſchlug treuer für Dänemark! Gott 
fei mit euch!" 








Januar bie Mär; 1864. 397 


27. Febr. (Frankreich) macht feine Theilnahme an einer Eonferenz vor⸗ 


28., 


u 
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läufig von derjenigen Dänemarks und bes beutfchen Bundes abhängig. 

Gircnlarbepefhe: „... Wir haben Grund zur Annahme, baß bie Cabi- 
nette von Wien und Berlin der bee biejer re ihre Zuſtimmung zu erthei- 
len geneigt find. Wir glauben außerdem zu wiflen, baß ber öfterr. Hof fortwäh— 
rend noch den Vertrag von 1852 als bie Baſis für ein neueres Weberein- 
fommen anfiebt. Das Princip ber Integrität ber bänifchen Monarchie wurbe 
in ben ibentifchen Erflärungen ber beiden deutſchen Höfe vom 31. San. an- 
erfannt und, nad den formellen Berficherungen bes öfterreichifchen Cabinets, 
unter den Schuß Europa's geftellt. Die Zeinbfeligfeiten haben die Stipu- 
lationen, welche Dejterreih und Preußen nicht allein mit Dänemagf, jondern 
auch mit mehreren andern Mächten binden, nicht außer Kraft echt. Deiter: 
reich forbert feine Actionsfreiheit nur in Bezug auf bie von 1851 bis 1852 
zwilchen Dänemark und Deutſchland zu Stande gefommene Transaction über 
die Stellung ber Herzogtbümer in der Monardie, und bie ehemaligen Be: 
ziehungen zwiſchen Schleswig und Holftein. Nichts veranlaßt uns, voraus: 
zufegen, baß bie Anſchauungsweiſe des preußifchen Cabinets eine abweichende 
ſei; allein e8 kommt jetzt noch barauf an, zu wiſſen, wie bie bänifche Ne: 
gierung und ber beutfche Bund den engliichen Vorſchlag aufnehmen werben.“ 

(England) erflärt die von Dänemark geftellten Bedingungen 
für feinen Eintritt in eine Conferenz für nicht annehmbar und 
neceptirt eine weitere Yrift für feine endgültige Entjcheibung. 

(Bayern). Landesverfammlung in Erlangen. Dieſelbe be: 
ſchließt einftimmig zu erklären: 

1) Schleswig-Holftein als felbftänbiges beutjches Sand von feinem recht: 
mäßigen Herzog Friedrich VIII. regiert, ift die von dem Rechte bes jchleswig: 
bolfteinifchen Volkes, fowie von der Ehre und ben Intereſſen Deutichlands 
gebotene Löſung des deutſch-däniſchen Streites; jede andere ift/unvecht und 
unwürbig; 2) da bie bisherigen Schritte ber bayerifhen Regierung 
zur Verwirklichung ber in bem Föniglihen Crlaß vom 17. Dec. 1863 unter 
ber Zuftimmung bes gefammten bayerijhen Volkes verfünbeten Politik ſich 
unzureichenb gezeigt haben, jo bebauern wir tief, daß bie klar vorgezeichnete 
Bahn zu fefter Einigung ber reindeutfchen Staaten bisher nicht mit Energie 
eingefchlagen worben ift, und wir erwarten, baß durch fofortige Einberufung bes 
bayerijchen Landtags unb durch Aufbietung ber bayerijchen KHeeresfraft dem 
vollen Ernite der gegenwärtigen Lage entjprochen werbe; 3) auch jest nod, 
beffen find wir gewiß, bebarf es nur ber Erfüllung ber nationalen Pflicht, 
ber Beharrlichkeit, eines unverzagten nachhaltigen Handelns von Seite des 
beutichen Volks und jener Regierungen, welche ſich der nationalen Sache treu 
bewiejen haben, und insbejondere eines offenen Vertrauens ber legteren zu bem 
Opfermuth ber beutfhen Nation und ihrer einzelnen Stämme, um bie ſchles⸗ 
wig=bolfteinifche Sade und damit Deutichlands Ehren: und Lebensfrage ber 
nationalen und rechtmäßigen Löfung fiegreich entgegenzuführen.“ 

(Baden). Die Stadt Pforzheim richtet eine Petition an die 
II. Kammer „bie Regierung um alsbaldige Vorlage eines Geſetzes 
über die Wehrbarmachung desjenigen Theils der waffenfähigen Be: 
völferung Badens zu erfuchen, welder nicht ſchon zu dem beftehen: 
ben großh. Armeecorps beigezogen ift“ und Iabet alle Gemeinden 
des Landes zum Beitritt ein. 

(Dänemard). General de Meza wirb vom König auf das bes 
flimmte Verlangen des Minifteriumd vom Oberbefehl der activen 
Armee definitiv entlafjen und Gen. v. Gerlach an feine Stelle ernannt. 
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28. Fehr. (Defterreih). Der LKaifer empfängt bie Depntation ber 


29. 


eb 


ſchleswigſchen Ständemitglieder. Antwort des Kaiferd auf die 
Adreſſe berfelben. 

„ (Schleswig). Das Danewerk wirb unter bem Jubel der Be 
völferung zu dbemoliren begonnen, 

„ (Spanien) Rücktritt des Minifteriums Arrazola. 


‚März. (Preußen). Der bisherige preuß. Gefandte am Bunte, 


v. Sydow, wird abberufen und durd) v. Savigny erfeßt. 
(Rom). Conflikt zwifchen ben päpftlihen und ben franzöfijchen 
Truppen in Rom. 


„ 


" 


fterium ertheift benjelben Auffhlüffe fiber die no ſchwebende Mi— 
nifterfrifis. 


ſchaften der holjteinifchen Negimenter werben endlich größtentbeile 
in ihre Heimath entlaffen. 

(Württemberg). Die I. Kammer tritt den Belhlüffen ver 
I. Kammer vom 27. Febr. bei, doc ohne bie Vorausſetzung um: 


ohne den Zuſatzbeſchluß. 


” 


V 

Verfaſſungsfrage. 

„ (Holftein). Die Bürgerdeputirten von Kiel dringen bei ten 
Bunbescommifjären auf fchleunige Einberufung der Stände. 

(Defterreih). Eröffnung ber fämmtlichen Landtage ber Me: 
nardyte mit Ausnahme derjenigen Ungarns, Croatiens, Siebenkür- 
gens, Venetiens und Galiziens. 

(Rußland). Kin kaiferl. Manifeft an bie Bauern dee 
Königreih8 Polen befreit diefelben auf einen Schlag von ver 
Gewalt und ber Jurisdiction der Gutsbefiger oder beren Pächter, 
ertbeilt ihnen ihren bisherigen Befit als völliges Eigenthum, or: 
ganifirt freie Bauerngemeinden, in denen biefelben ihre Wojts und 
beren Beifiger fo wie ihre Schulzen felbft wählen unb macht bie 
Entfhäbigung der bisherigen Gutsherren, bie theils durch eine fehr 
mäßige Grundſteuer ber Bauern theil$ durch Staatsfonds ohne Be- 
laftung der Bauern aufgebracht werben fol, völlig von ber Regie: 
rung und dem politifchen Verhalten der Gutsbeſitzer jelbft abhängig: 

„+. . Un eine für allemale ben Bebrüdungen ein Ende zu machen, 
wurbe im Jahre 1861 das Ablöſungsgeſetz erlaſſen, wodurch Ihr von ben 
drückenden Frohndienſten befreit wurdet. Nächſtdem beabſichtigte man durch 
ein neues Geſetz über die Zinsbarmachung Euere Laſten zu vermindern, die 
Höhe der von den Gutsbeſitzern berechneten Ablöfung bedeutend herunterzu⸗ 
ſetzen, und ſomit Eure künftige Eriſtenz ein⸗ für allemale feſtzuſtellen. Da 
erhoben diejenigen, bie mit dieſen wohlthätigen Beſtimmungen fürs Bolf nicht 
zufrieden waren, einen offenen Aufftand. Rebellen ftanden gegen die recht⸗ 
mäßige Behörde bes Kaifers und Könige auf unb magten ben Kampf mit 


” 


” 





(Belgien). Wiederzufammentritt ber Kammern. Das Mini 


. » (Dinemard). Die bisher in Dänemark feftgehaltenen Mann: | 





(Hannover). Erſte Beiprehung der IH. Kammer über bie 
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ben faiferlihen Truppen, unb ba fie mit offener Gewalt und durch Krieg 
nichts erlangen fonnten, jo nahmen fie ihre Zuflucht zu nichtsmürbiger Lift, 
bemühten fi, Euch mit leeren Hoffnungen zu täufchen, verſprachen Euch un⸗ 
entgeltlih Boben zu geben, unb die Eigenthümer bafür zu entjchäbigen, als 
wenn Ihr nicht felbft einjehen Fünntet, daß Nebellen, bie nur von Raub unb 
Plünderung leben, nicht im Stande find, ben Eigenthümern bie ungeheure 
Summe zu erjeßen, welche ber von Euch bejefiene Boden repräfentirt. Nicht 
nur auf Heuchelei und Betrug rechneten die Rebellen, fondern auch auf Ge: 
walt und Mord; fie mordeten Unfchuldige und brohten einen Jeden mit dem 
Zobe, ber Gottes und bes jüngiten Gercchtes eingeben? feinen Berratb an 
Bist a Gewiifen begeben und ihrer beuchlerifchen Stimme fein Gebör 
geben wollte! ... . ” 


2. März (Spanien). Bildung bes Cabinets Mon. 


3 


(Bundestag). Sikung ber Bunbesverfammlung. Abftimmung 
über den öfterr.:preuß. Antrag bez. Holftein vom 25. Febr. Die 
Würzburger Conferenzregierungen beginnen aus: 
einanberzugehben. Anträge Bayerns, Hannovers und Heffen- 
Darmſtadts. 


Abſtimmung über den dfterr.spreuß. Antrag (Ober: 
befehl Wrangeld über bie Bundestruppen in Holftein, Verftärkung 
berfelben durch weitere 5000 Defterreiher und 5000 Preußen, die 
fih fchon dort befinden, und Ernennung von zwei weiteren Bundes⸗ 
cemmifjären durch Defterreih und Preußen): für denfelben erflären 
fi) 6 Stinmen, nämlich Oefterreih, Preußen, Hannover, Kurbeffen, 
Medienburg und bie 16, Curie, bedingungslos gegen denſelben er: 
klären fih nur 3 Stimmen, nämlich Bayern, Baden und bie 13. Kurie, 
(Braunſchweig und Naffau, welches letztere indeß für ben öſterr.⸗ 
preuß. Antrag votirte; für die Kurie gilt jedoch die Abſtimmung 
Braunſchweigs, weil dieſes gegenwärtig die Stimmführung hat). 
Mit Mehrheit (worunter Sachſen, Württemberg, Darmſtadt, die 
kleinen ſächſiſchen Häuſer, die 15 Kurie und bie freien Städte) 
wird die Ueberweiſung an den Ausſchuß beſchloſſen. 

Bayern (mit Württemberg, Baden und Braunſchweig) trägt 
darauf an, die Bundestruppen in Holſtein durch bayeriſche und 
Truppen eines der drei gemiſchten Armeecorps zu verſtärken, den 
Oberbefehl über bie Bundestruppen nicht an Wrangel zu über⸗ 
tragen und es dieſem zu überlaffen, fih mit bem Oberbefehlshaber 
ber Bundestruppen „über die von Oeſterreich und Preußen für er: 
forderlich erachtete Etappenftraße umd der Beſetzung“ zu verftänbigen. 
Sadfen fließt fih Bayern an, meint aber: „die Frage trete 
unabweislih an den Bunb heran, ob nicht feine Betheiligung am 
Kriege für ihn unter den von Defterreih und Preußen hervor: 
gehobenen Umftänden durch Pflicht und Ehre geboten fei und will 
es den genannten Regierungen anheimgeben, biefe Frage zur Ent—⸗ 
ſcheidung zu bringen; werde fie bejaht, fo werbe auch die Unter: 
ordnung ber Bundestruppen unter den vorgeſchlagenen Oberbefehl 
feiner Schwierigleit begegnen,“ ! 
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Darmftadt meint, daß genügende „Gründe ohne Zweifel ba 
für fpreden, an ber ohnehin nicht mehr gebotenen bisherigen Lren: 
nung des factifhen Vorgehens in Holftein und in Schleswig nid: 
länger feftzubalten, fondern die Maßregeln des Bundes in Helitein 
mit denjenigen ber beiden beutfchen Großmächte in Schleswig zu 
einer die beiben Herzogthümer umfaffenden einbeitliben Action zu 
verfchmelzen” und trägt demgemäß darauf an, Bunbestruppen, bie 
unter den Oberbefehl Wrangels geftellt werben follen, als Tbeil: 
nehmer an ben Operationen gegen Dänemark zu fenden, auch ven 
Oberbefehl der Bundestruppen in Holftein an Wrangel zu über: 
geben und zwei weitere (öfterr. und preuß.) Bundescommiffäre in 
Holftein unter der Bedingung zuzulaffen, daß fih die Bundesver⸗ 
wallung and über Schleswig erftrede, alles „unter fortwährenter 
Dffenhaltung ber Erbfolgefrage”. Die großb. Regierung Hofft, dag 
„die patriotifhen Motive, von welchen fie hiebei geleitet merkte, 
Seitens ihrer Bundesgenofjen, namentlich audy Seitens ber h. Re 
gierungen von Defterreih und Preußen vollftändig werden gemüz: 
digt werben.” 

Hannover trägt darauf an, an Dänemark von Eeite des 
Bundes den Krieg zu erflären, falls biefes nicht die mit Beſchlag 
belegten beutfhen Schiffe herausgebe (wobei ſelbſtverſtändlich der 
Oberbefehl über bie Bunbestruppen ebenfalls an Wraugel fallen 
und den Forderungen Defterreihe und Preußens entfprochen würte). 


3. März. (Schweden). Der bisherige ſchwediſche Gefandte am Hei 


zu Kopenhagen, Graf Hamilton, wirb abberufen. 

„ (Defterreid). Ernennung der Mitglieder des Unterrichtsratbs. 

„ (Belgien). Die Il. Kammer befchließt, die Genehmigung der 
rüdftändigen Budgets durch vorläufige Bewilligung von zweimonat⸗ 
lihen Erediten proviſoriſch zu erfeßen. 

»„ (Spanien) Das Minifterium legt ben Cortes fein Programm 
por: Mon erklärt, er fei entſchloſſen, die Verfaffungsfrage zu löſen 
und die Reform von 1858 aufzuheben. 

„ (Rußland). Gen. Murawiew erneuert feinen Befehl, der bie 
rufjifhe Sprade für bie ausſchließliche Geſchäftsſprache in Litthauen 


erflärte. 


.„» (Holftein). Die Univerfität Kiel befchließt eine Eingabe an den 


beutfchen Bund für Einberufung der holſteiniſchen Stände. 

» (Dänemarf). Allgemeine Wahlen zum Folfetbing bes Reiche: 
raths. Das Rejultat ift ein übermwiegender Sieg der eiberbänifchen 
und kriegeriſch gefinnten Partei. 

„ (Sriehenland). Bulgaris erzwingt vom König die Ent: 
lafjung bes Kriegs: und des Auftizminifters. 


„nn Merico) Erz. Mar trifft in Paris ein, um fi mit Ra: 


poleon über die Annahme ber mericanifchen Krone definitiv zu ver: 
fänbigen. 





Banuar bis Min 1864. 341 


6.,7. März. (Schweden). Bollsverfanmlung in Stodholm zu Gunften 


Dänemarks, Wiederholte Straßenerceffe. 


7. März (Preußen) Der außerorbentlihe Abgefandte General von 


Manteuffel Tehrt nach erfolgter Verſtändigung mit Oefterreich über 
das meitere Vorrüden ber alliirten Truppen in Sütlanb wieber 
nah Berlin zurüd. 

„ (Defterreih und Preußen) notificiren ben übrigen Unters 
zeichnern des Londoner Bertrages ben Einmarſch ihrer Truppen in 
Jütland und erklären zugleich, unter welchen Bebingungen fie nuns 
mehr zu einem Waffenftillftand und Conferengen bereit feien: 


„Die... . Regierung hatte gehofft, daß bas bänifche Gouvernement ver- 
föhnlichere Gefinnungen an den Tag legen werde. In biefem Fall würben 
bie beiben beutjchen Großmächte ſich beeilt haben, ihre militärifche Action zu 
unterbreden und auf Verhandlungen einzugeben. Wir müſſen jeboch mit Be: . 
bauern feftftellen, daß unjere Erwartung getäufcht wurbe. Die Haltung bes 
Kopenhagener Hofs, feine Weigerung, an ben von England vorgefchlagenen 
Gonferenzen theilzunehmen, legt uns bie Pflicht auf, in ben Zwangemaßregeln 
zu beharren, zu denen wir unſere Zuflucht genommen. Wichtige ſtrategiſche 
Erwägungen haben die Ermächtigung begründet, welche dem Obercomman⸗ 
danten der öſterreichiſch-preußiſchen Truppen gegeben wurde, in Jütland ein⸗ 
zurücken, um die Stellung ſeiner Truppen zu ſichern und die in Fridericia 
zuſammengezogenen Dänen im Schach zu halten, indem er ſie verhindert, die 
Flanken ber Armee zu bedrohen, ober alle ihre Kräfte der Vertheidigung ber 
Düppeler Linie zu weihen. Die beiben Mächte haben um fo weniger nalen, 
biefe ftrategifche Bewegung zu erlauben, ba fie berechtigt waren, Repreſſalien 
gegen bie Anorbnung ber bänifchen Regierung zu ergreifen, welche bie Weg⸗ 
nahme ber auf bem Meer befindlichen Schiffe, nicht allein ber Friegführenden, 
fondern auch anderer Staaten bes beutihen Bundes befiehlt. Die biermit 
den "militärifhen Operationen gegebene Ausbehnung ändert übrigens nichts 
an ben früheren Crllärungen der ... Regierung bezüglich ihrer Stellung 
zu bem gegenwärtigen Zerwürfniß. Um noch mehr zu beweilen, baß ihre 
verjöhnlihen Gefinnungen aufrichtig find, und daß ihre Abfichten ſich nicht 
geändert haben, erflärt fich bie... . Regierung bereit, mit Dänemarf einen 
Waffenſtillſtand abzuſchließen, fei es nun aufber Bafis ber gegenfeitigen Räu⸗ 
mung ber Stellungen zu Düppel unb auf Alſen durch bie däniſchen Truppen 
und ber öfterreichifch = preußifchen Armee in Jütland ober des militärifchen 
uti-possidetis. In einem wie in bem andern Fall ftellt aber bie... Re 

ierung bie Bedingung in ben Waffenftillftand bie Einftellung ber Feinbjelig: 
eiten auf bem Meer miteinzufcließen, bie von beiden Geiten gemachten 
Prifen herauszugeben und das über bie in ben Häfen befinbliden Schiffe 
verhängte Embargo aufzuheben. Ebenfo erklärt ſich die... . Regierung bereit, mit 
ben betheiligten Mächten in Conferenz über bie Mittel zu treten, bie geeignet 
wären, ben Frieden wieberberzujtellen.” 


„ (Raffau). Berfammlung der naſſauiſchen Foriſchrittspartei 


zu Kaftel in Heſſen⸗Darmſtadt. 

(Schleswig). Einmarſch der Alliirten in Jütland. Die Breus 
gen werfen die Dänen nach Fridericia zurüd, bie Oeſterreicher bes 
feßen nad einem lebhaften Gefechte Veile. 

„ (Dinemark) erflärt bie preußifchen Häfen Swinemünbe, Strals 
fund, Wolgaft, Greifswald, Kammin und Barth vom 15. März 
an in Blokadezuſtand. 
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8. Maärz. (Hannover). Die I. Kammer nimmt bie von ber gemein 


„ 


9. 


3 


ſchaftlichen Commiffion vorgefchlagene Adrefle faſt einflimmig un: 

„... Stände balten es für ihre Pflicht, hiermit öffentlich und feierlich 
Mwens bes gefammten bannoveriichen Volkes auszufprechen, daß es ten 
Ständen unb dem Lande cin erhebendes Gefühl iſt, fi eins zu wiiien 
mit feinem König in bem Peftreben, bie Rechte ber genannten Herzea 
thümer, vor Allem bie ſchwergekränkten Rechte Schleswig-Holſteins auf Selen: 
ſtändigkeit, auf ftaatlide Zufamnmengebörigfeit unb auf be 
durch das in den Herzogthümern geltenbe, vom Bunde anerfannte Recht be: 
agnatifhen Erbfolge berufenen legitimen Fürften mit aller Kraft zu 
wahren; fich eins zu wiſſen mit feinem Könige in ber Ueberzeugung, ki 
ohne” bie Kraft, welche das Banb ihrer Vereinigung ben deutſchen Eraarır 
verleihet, aud bie Selbftändigfeit und bie Integrität unſeres Königreicee 

efährbet wird; und baß, wie in allen bie Eriftenz bes Bundes bebrobenten 

türmen fein gutes Recht als feine ficherfte, wenn nicht feine einzige Stüre 
erfcheint, ber erhabene Beruf eines jeben beutichen Fürſten es ihm zur Woıb: 
wendigfeit macht, mit allen in feinen Kräften ſtehenden Mitteln babin :: 
fireben, daß, wo ber Bunb berufen ift, über die verfaffungsmäßigen Rechte eines 
Bunbeslandes einen Ausiprud zu thun, das Recht und nur das Red: 
biefem Ausfpruche zu Grunbe zu legen ifl.... “ 
„ (England). Graf Ruffel erflärt im Oberhaufe, der Flotte je: 
befohlen, fi in den heimifchen Kriegshäfen zufanımen zu finden, 
um fogleih über fie verfügen zu können. 
„EFrankreich). In Cambray fiegt bei der Nachwahl für ber 
gefebgebenben Körper ber Oppofitions : Canbidbat Über ben ber Re: 
gierung. 

(Schleswig). Die Civilcommiffäre verfügen die Abfhaffurs 
ber bänifchen Reichsmünze unb die Wiebereinführung des fchlesmig: 
holſteiniſchen Courantgeldes. 

„ (Hannover) Die II. Kammer nimmt einſtimmig die von be 
gemeinfamen Commiffion vorgefchlagene und von ber I. Kammer 
unter dem 8. d. M. genehmigte Adreſſe an den König für Schlee: 
wig⸗Holſtein an. 

» (Brankfurt). Verhandlungen des gefebgebenden Körpers über 
bie Revifion ber Verfaſſung: 37 gegen 28 Stimmen erllären fid 
für die Lebenslänglichleit der Senatoren. 


(England). Lord Ruſſel präcifirt gegenüber ber erſten aus: 
weichenden Antwort Dänemarls auf ben englifchen Eonferengror: 
flag ohne Waffenftillftand und ohne beftimmte Grundlage in einer 
Depeihe an ben englifhen Geſandten in Kopenhagen die Stellung 
Englands zu einer möglichen Löfung ber beutfchebänifchen Streitfrage 


burd die vorgefchlagene Konferenz: 
„... Ehe Sie am 12. d8, eine Antwort verlangen, bitte ich Sie, 
— Monrad und Herrn Duaade zu ſagen, daß es nad ber Anficht ber 
egierung * Majeſtät eine ſehr große Unklugheit wäre, eine gute 
Ausfiht auf bie Löfung einer Frage von ſich zu floßen, wegen deren alle 
Mächte Deutſchlands bereit find, in Waffen gegen Dänemark zu fireiten, wäf- 
venb weber, Frankreich noch Großbritannien, noch Rußlanb ober Sqhweden 
unter ben jetzigen Umſtänden bereit find, für Dinemark zu kAmpfen. Cs 
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fcheint kaum möglich, daß Dänemark zu einer fpäteren Zeit eine beffere Ge: 
Iegenbeit finden würde, Frieden zu fchließen. Wie bie Dinge jebt fteben, find 
Defterreih und Preußen bereit, ben Noten vom 31. Januar treu zu bleiben, 
und bie Integrität ber bänifchen Monardyie aufrecht zu Halten. Cs ift freilich 
zu erwarten, daß Defterreih und Preußen bie Vereinigung Holfteins mit 
Schleswig vorjhlagen, und daß fie geltend machen werben, baß ber von bei⸗ 
ben Theilen jebt eingegangene Krieg die Vereinbarungen von 1851 und 1852 
zerriffen habe. An ben neutralen Mächten wird es fein, jene Vereinbarungen 
mit ben zu bei jebigen Verbältniffen paffenden Modificationen zu unterftüßen 
und eine Organifation ber Monardie vorzufchlagen, die fowohl zu einem 
bauernden Frieden führen und bie Kraft Dänemarks ale eines unabhängigen 
Staates wahren, wie auch bie beutjchen Unterthanen bes Königs zufrieden: 
ftellen könnte. Die däniſchen Minifter müffen fi erinnern, Sa wenn ber 
Krieg einmal ausgebrochen ift, bie Friedensbedingungen nothiwenbig von ben 
Ereigniſſen bes Kriege abhängen, und es ſteht nicht zu erwarten, baß bie bä- 
nifhen Theile ber däniſchen Monarchie im Stande fein werben, einen Kampf 
gegen die vierzig Millionen Deutſchen, bie ji bald gegen Dänemark zuſam⸗ 
menfchaaren bürften, lange auszuhalten. Aber felbit bie Heere Oeſterreichs 
und Preußens allein würden ber größten Armee, welche Dänemark ins Feld 
zu®ftellen vermag, ſich mehr als gewachien zeigen. Zur See zwar kann bie 
dänifche Kriegsflotte ben beutfchen Handel beunruhigen und jchädigen, aber es 
iſt nicht wahrſcheinlich, daß ein Jo ausgebehntes unb reihes 
Land wie Teutfhlanb lange Zeit feine Shwähe zur See er: 

® tragen würbe, ba biefelbe es in ben Augen Europa's herab: 
fegen müßte. Die bänifche Regierung benft vielleicht, daß Defterreidh durch 
jeine eigenen Verlegenbeiten fich bald gezwungen fehen werbe, die Operationen 
gegen Dänemark aufzugeben; aber felbft werın dies der Fall wäre, und Preußen 
allein im Felde bliebe, fo wäre auch Preußen zu ftark für Dänemark. Wahr: 
fcheinlich aber ift, daß, wenn Preußen eines Beiftandes bebürfte, bie Fleineren 
beutihen Staaten ihm zu Hilfe eilen würden, und wenn fie bies thäten, 
würde es zu weiter veichenden Zwecken als denjenigen Defterreichs geichehen 
und Dänemark hätte bei einem ſolchen Taufche nichts zu gewinnen. Nach 
einer Berechnung aller MWahrfcheinlichkeiten erfieht Ihrer Majeftät Regierung, 
baß es im Interefſe Dänemarks ijt, eine Conferenz anzunehmen unb in einen 
Waffenſtillſtand zu willigen, ber jebt auf Grundlage des gegenwärtigen milis 
täriſchen Statusquo ſich erlangen ließe. Ihrer Majeftät Regierung will ſich 
aber nicht herausnehmen, einem unabhängigen Staate wie Dänemark irgend 
eine Politik, welche biefer Staat nicht einſchlagen will, vorzufchreiben. Wäre 
Ihrer Majeſtät Regierung gewillt geweſen, fih im Namen Großbritanniens 
zur materiellen Unterftübung Dänemarks zu verpflichten, jo hätte Ihrer Ma: 
jeftät Regierung das Mecht gehabt, zum Entgelt für biefen Beiftand bie Art, 
wie Dänemark feine gegen Deutſchland eingegangenen Berbindlichleiten er: 
füllen fol, vorzufchreiben. Aber Ihrer Majeftät Regierung hat nie ihren 
materiellen Beiftandb angeboten und fo ift fie auch anbererfeite nicht 
weiter gegangen, als daß fie Dänemark Rathſchläge ertheilt bat, mit dem 
auftichtigften Wunſche e8 dadurch, aber ohne irgend ein Verſprechen 
materieller Unterftübung, zur Aufrechthaltung feiner Integrität und 
Unabhängigkeit in Stand zu fegen.. Es wird an ben Räthen bes Königs von 
Daneinark fein, zu erwägen, ob bie gegenwärtige Empfehlung ber britiſchen 
Regierung befolgt werden fol. Im Beiahungsfalle werden Frankreich, Ruß: 
Iand und Schweben gewiß und Deutfchland wahrſcheinlich ben Gonferenzvors 
ſchlag annehmen. Im andern Falle kann Ihrer Majeftät —— ſich keiner 
Zuverſicht Hingeben, daß Dänemark fpäter eine ebenſo günſtige Lage zu er: 
warten haben wirb.“ 


9. März (Spanien). Die Regierung legt bem Senate einen Ges 


m. 
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febesentwurf bezuglich Aufhebung ber Verfaſſungsveränderumgen ron 


1858 vor. 


9, März. (Bereinigte Staaten). Der Sübbundsgeneral Prefton wire 


12. , 


., u 


nad Merico geſchickt, um einen auf gegenfeitiger Anerkennung be: 
ruhenden Handelsvertrag abzufchließen. 
(Bayern). König Mar I. +. Der kaum großjährig gewor⸗ 
dene Kronprinz folgt ihm als König Ludwig II. 
„ (Schleswig). Die MWliirten befegen Horſens in Jütland. 
(Rufland). Dem finnifchen Landtage wird ein neue Prep- 
gefeh mit Aufhebung ber Präventiv-Cenfur vorgelegt. 


” 


„(Coburg Gotha). Beſuch des Herzogs in Paris. 


(Preußen). Die Stabtverorbneten von Berlin beſchließen, um 
22. d. M., dem Geburtstage bes Königs, Teine Adreſſe zu erlafien, 
dagegen den Tag durch ein Feſtmahl au feiern. 

(Bundestag) Sitzung der Bundesverfommlung. Bayern 
nimmt bie zweite Hälfte des v. d. Pfordten'ſchen Antrages über 
die Erbfolgefrage als felbftändigen Antrag auf und ſtellt demnach 
den Antrag auf Anerkennung bes Prinzen von Auguſtenburg afe 
Herzog von Holftein, auf Zulaffung feines Bevollmädtigten zu Füh— 


rung der holftein’fhen Stimme und auf Abftimmung barüber binnen 


8 Tagen. Defterreih und Preußen opponiren, Bayern läßt ben 
Antrag auf Abftimmung binnen 8 Tagen fallen. Oeſterreich be: 


antragt die Vermweifung bes Antrags an ben Ausfhuß, was Bayern 


bekämpft. Mit Oeſterreich ftimmen Preußen, Hannover, Kurheſſen. 
Suremburg, Medienburg und bie 16. Curie alfo 7 Stimmen, mit 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baben, Darmftabt, die 12, 13, 
45. und 17. Curie alfo 9 Stimmen, fo daß ber Antrag Baherne 
ohne Abftimmungsfrift ftehen bleibt und jeben Augenblid bie Ab: 
flimmung darüber verlangt werben kann. Der Antrag von Sachſen 
und Württemberg auf Einberufung der holfteinifhen Stänte 
wirb nach dem Wunfche Tefterreihs und Preußens mit 10 Stim: 
men (worunter Württeinberg, Hannover und Kurheſſen) gegen 6 
Stimmen (Bayern, Sachſen, Baben, Darmftabt, die 12. und 13. 
Curie) den Ausihüffen überwicfen, 


Die zweite Hälfte bes Antrags v. b. Pforbten in ber Erb: 
folgefrage (Anerkennung bes Herzogs Friebrih und Aulafjung feines Be: 
vollmädhtigten) ift fehr einläßlich begründet. Diele Begründung läßt Lauen: 
burg ganz außer Betracht und behält bie Unterjuchung über biefen Theil 
ber Erbfolgefrage einer beſonderen Vortragserftattung vor, bagegen erachtet 
es, „um zu Haren und zu überzeugenben Reſultaten zu gelangen”, für 
notbwendig, mit der Darftelung ber Verbältniffe Holfteins auch bie von 
Schleswig zu verbinden. Den eriten Theil bildet auf S. 1—24 eine in acht 
Abjchnitte gruppirte geichichtliche Darftellung, welche mit ber im negativen 
Theile des Ausoſchußgutachtens gegebenen zujammenfält. Auf S. 25 find bie 
Eonclufionen daraus in ſechs Punkten zufammengefaßt, beren Kern fi bahin 
wieber geben läßt: Die Herzogthümer Holftein und Schleswig ftehen feit 1460 
unter fi in grunbgefeßlicher untrenndarer NRealunion unb zugleid; mit bem 
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Königreiche Dänemar! in Perfonalunion unter bem oldenburgifchen Haufe, 
aber nad verſchiedenen Erbfolgegefehen. Sn Dänemark find nad ber Lex 
regia von 1665 bie Gognaten, in Holjtein und Schleswig nad den Primo- 
geniturftatuten (dem Gottorp’schen von 1608, dem Sonberburgifchen von 1633 
unb ber Lex regia-ducalis son 1650) nur bie Agnaten erbberechtigt, d. h. 
ift gegenwärtig der Erbprinz Friebrih Chrijtian Augufi von Auguftenburg 
„als ber Tegitime Herzog von Holftein und Schleswig zu erachten“. Das 
Votum wendet jih darauf zur „Erörterung ber ftreitigen fragen” unb unter: 
zieht bie gegen bie auguftenburgijche Erbfolge in officiellen däniſchen Acten⸗ 
ſtücken wie in Privatfhriften erhobenen Einwendungen „in ihren Hauptrid: 
tungen und Grundlagen“ in 13 Abfchnitten einer näheren Prüfung. Darauf 
faßt e8 bie Ergebniife bdiefer Prüfung in folgender Schlußbetrachtung zu⸗ 
fammen: „Wenn man auf bie lange Reihe der gegen bie Erbfolge ber ſonder⸗ 
burgifchen Linie und zunächſt bes augujtenburgiichen Haufes erhobenen Ein: 
mwendungen zurüdblidt, fo muß man gerabe durch fie zu bem Gebanfen an: 
eregt werben, baß dieſes Erbrecht jehr feit begründet jein muß, weil e8 nad) 
o vielen, dasſelbe angeblich vernichtenden Thatſachen immer wieber bervortritt 
und neue Anerkennung findet. Unb in ber That, wenn bie rechtliche Ueber⸗ 
aensung ber bei einem Rechtsverbältnig Betheiligten al8 ein wichtige Zeugniß 
ür bas Recht felbit betrachtet werben muß, fo fehlt e8 dem Erbrecht in Frage 
am biefem Zeugniß nit. Es foll Hier nicht ausführlicher won ber nahezu 
einftimmigen Kundgebung bes Yanbes Holſtein und feiner gejeßlichen Vertreter 
geiprochen werben. Dieſelbe ift miebergelegt in ben vielen an die hohe Bun: 
besverfammlung gelangten Eingaben. Es fol vielmehr hauptſächlich baranf 
bingewiefen werben, welche Weberzeugung ſich in ben Gliedern bes oldenbur⸗ 
giſchen Hauſes jelbft zu erfennen gibt. Die in biefer Hinfiht maßgebenden 
Thatſachen bis zum Edict von 1806 find bereits im Verlaufe dieſer Erörte- 
rung erwähnt worden. Bertrauliche Aeuperungen ber Könige von Dänemarf 
aus fpäterer Zeit, obwohl bereits in Druckſchriften behandelt, können bier 
nicht in Betracht gezogen werben. Aber zu ber Frage ift man wohl berech⸗ 
tigt, wie viele Glieder des Haufes ſich benn dazu bekannt haben, daß König 
tiftian IX. Tegitimer Herzog von Schleswig: Holftein fei? Endlich bilden 
ja bie mit dem offenen Briefe von 1846 beginnenden unb mit bem Lonboner 
Vertrage von 1852 abgeichloffenen Veftrebungen für Gründung einer neuen 
Erbfolgeordnung den fprechendften Bemeis für bie Criftenz eines entgegen: 
ftehenden Rechts, und wenn etwa entgegnet werben follte, baß dieſes entgegen: 
ſtehende Recht nur auf Seite ber Gottorp'ſchen Linie zu finden fei, jo wiber: 
legte fich dies ſchon burch bie Wahl des Prinzen Ehriftian von Glüdsburg zum 
Träger ber neuen Soul und burch bie Motive, welche in dem Warjchauer 
Protofoll vom 5. Juni 1851 dafür angegeben werben, fowie in ber barin 
enthaltenen Inausfihtnahme anderer Verzichtleiftungen, welche nützlich und 
wünfjchenswerth jein fünnten. Wenn e8 wahr ift, was bie bänifchen unb 
beutichen Gegner bes fonberburgifchen Haufes mit fo viel Aufwand von Grün- 
ben vertheibigt haben, baß biefes Haus fchon im Jahre 1806 nicht bas ge: 
ringfte Erbrecht auf Schleswig ober Holftein hatte, und daß nur ber Gottorp'⸗ 
ſchen Linie theilweife Rechte auf Holftein zuftanben, fo Tonnte ja durch Ver: 
träge zwiſchen dem föniglichen Haufe von Dänemark und ber Gottorp'ſchen 
Line Alles geordnet werben, und e8 wäre gewiß viel einfacher geweſen, bie 
vereinigten Mechte auf ein Glied des Gottorp’ichen Haufes zu übertragen, als 
durch die Wahl eines Gliebes gerade jenes fonberburgifchen Haufes und durch 
bad Bemühen um Verzichte oder neue Verlufigründe ber übrigen lieber 
desſelben bem längft vernichteten Rechte wieber ben Schein ber Eriftenz zu 
geben!“ Schließlich erörtert fobanı das Votum noch bie praftifche Frage 
welche Folge die Bunbesverfammlung biefer Ueberzeugung von ber Legitimität 
bes Herzogs zu geben veranlaßt und je nad Umftänben berechtigt und ver⸗ 
pflichtet fei, ober mit anberen Worten, es unterfucht ſchließlich die Gompetenz 
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ber Bunbesverfammlung in dieſer Angelegenheit, gegen die fi bekanntls 
fon zweifelnde und abiprechende Stimmen erhoben haben. Hier fei nar. 
zunächſt ſoviel gewiß, baß bie Yunbesverfamnilung fein Gerichtshof fei, welde 
mit bindender Kraft über Crbfolgeftreitigkeiten zu entfcheiden Hätte; nur mi 
man babei wohl beachten, baß biefer Sat nicht etwa musichließlich ober in 
befonberer Weiſe von ber hoben Bundesverfammlung gelte. Er gelte von jede: 
anberen europäifhen Macht ganz genau ebenfo wie vom beutichen Yunke. 
„Wenn in einem einzelnen unabhängigen Staat ein Streit über bie Thronielz: 
entftebt, fo find bie Staaten weder einzeln, noch im Verein berechtigt, über 
biefen Streit eine richterliche Entſcheidung zu treffen, aber fie fönnen fi ve 
anlapt fehen, fich barüber auszufprechen, welchen ber verfchiebenen Prätendenter 
fie anerkennen wollen, und welche Folge fie biefer Anerkennung geben wollen. 
Dabei iſt es ihre Sache, ob fie ſich ber ihrer Entſchließung Tebiglih von ibrer 
zechtlichen Weberzeugung ober auch ausfchliehlich von politifhen Erwägungen 


leiten lafſen. ... Durch diefe Säge iſt das Verhältniß bes deutſchen Bundes 


zu dem Streite über bie Erbfolge in Schleswig jebdenfalls im Allgemeinen 
auch geregelt und man wirb bem Bunbe in feiner Weife das Necht beitreiten 
fönnen, fi darüber auszufprechen, wen er als Herzog von Schleswig ane:- 
fennen wolle. . . Anbers geftaltet fi) die Sache in Bezug auf Holftein. Kie 
tritt zu bem fochen erörterten allgemeinen Rechte noch bie beſondere Berugnit 
hinzu, welche jeder Genoſſenſchaft zufteht, ſich barüber Har zu werben un: 
auszusprechen, welchen Fürſten jie als ihren Bundesgenoffen zu betradkter 
habe, und dieſe Befugniß fteigert ſich zu einer unabmeislidden Verpflichrun:- 
wenn man erwägt, baß der Zweck des Bundes bie Erhaltung ber Aufer 
wie ber inneren Sicherheit Deutichlands und ber Unabhängigkeit unb Unver 
legbarkeit ber einzelnen beutfchen Staaten if. Daß biefer Bundeszweck be 
jebem Streite über bie Erbfolge in einem Bunbesitaate weſentlich berüde 
wirb und baß er bei bem jeßt ſchwebenden Streite über bie Erbfolge in 6x 
fein geradezu gefährbet erjcheint, bebarf wohl keines weiteren Nachweiſets 
Hieraus fol übrigens Feineswegs gefolgert werben, daß um biefer Befugnit 
und Verpflichtung willen bie Bunbesverfammlung, wenigitens für Burner 
Ianbe, das oberſte Tribunal zur Entſcheidung von Grbfolgeftreitigfeiten te 
Vielmehr ift vollfiändig anzuerfennen, daß, wenn in ber Verfaſſung eine: 
Bundesſtaates eine Fürſorge irgend welder Art für bie Entiheibung ver. 
Erbftreitigfeiten getroffen it, bie Yunbesverfammlung biefer Entfcheibung ir 
feiner Weife vorzugreifen berechtigt wäre. Ebenſo würbe eine freiwillige Ver 





einbarung aller Betheiligten von ber Bunbesverfammlung anzuerkennen jen. | 


Wo aber weber das Eine noch das Andere vorliegt, ba tritt bie VBerpflichtur: 
ber eigenen Entichließung unmittelbar an bie Bundesverfammlung heran, unt 
bei biefer muß fie fih von Gründen bes Rechtes allein leiten laſſen. Am 
allerwenigften aber barf fie dieſe Entſchließung ganz ober theilweife aus de: 
Hand und fremder Ginwirfung ober Entſcheidung Preis geben. . . Die ber: 
Bunbesverfammlung Tann fich daher einer Beſchlußfaſſung darüber nicht Iänger 
entfchlagen, weldyen ber beiben Prätendenten fie als Iegitimirt erachten unt 
zur Stimmführung zulaffen wolle. Man Tann fogar zugeben, daß barin 
feine unabänberlihe Entſcheidung ber Erbſtreitigkeiten enthalten fein wirt. 
und baß auf bie Frage zurückzukommen wäre, wenn von irgenb welcher Seit: 
noch Beweiſe befieren Rechtes erbracht würben. Dean kann bies um fo leichter. 
je fefter eben biefe Weberzeugung ift, daß biefe Gventualität nicht eintreten Tann. 
... Aus biefen Erwägungen ergibt fi auch, daß man nicht jagen Tann, bie 
hohe Bunbesverfammlung verlege, wenn fie jet eine Entſchließung faſſe 
ben Grunbfah bes rechtlichen Gehöres für alle ftreitenden Theile, dag man 
aber wohl fagen müſſe, bie hohe Bunbesverfammlung verzögere bie Erfülluns 
ihrer obrigkeitlihen Pflichten, wern fie ihre Entſchließung länger ausſetze. 


12. März. (Schleswig) Die Alliirten befegen Scanderborg und Kar: 


huus in Kütland, 


| 
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12. März (Schleswig). Bei den Eivilcommiffären in Flensburg er: 


„ 


* 


45, 


feheint bie erfte bänifch-gefinnte Deputation aus Apenrabde. 


» (Dldenburg) Dem Erfuhen bes Landtags entſprechend er: 
Härt die Regierung bezüglich ber Gerfichte über Austaufchprojecte, 
daß fie ſelchen Brojecten vollfommen fremd fei und baß auch weber 
an fie nody unmittelbar an ben Großherzog jemals darauf bezügliche 
Vorſchläge von irgend einer Seite her gelangt feien. 


» (Holland). Die I. Kammer entfcheidet ſich nad fünftägiger 
Debatte mit 39 gegen 14 Stimmen für den Grundſatz bes neuen 
„inbifchen Comptabilitätengeſetzes“, daß nämlich das gefammte Eos 
Ionialbudget fortan im Voraus zu veranfchlagen und ben Kammern 
in fpezifizirtem Etat zur Befhlußfaffung vorzulegen fei. 

»„ (Sadhfen). Landes: Berfammlung für Schleswig: Holftein in 
Dresden. Sie ift ſchwach befuht und von ziemlich mattem Verlauf. 
v» (Stalien). Die fogen. Aunis-Briganten werben in Neapel 
verurtheilt, bie beiden Brüder La Gala zun Tode. 

„ (Schleswig). Das bisherige bänifhe Verbot aller Vereine 
und Geſellſchaften zu nicht-politiſchen Zwecken wirb von den Civil- 
commifjären für aufgehoben erklärt. 

» (Dänemark). Der Commandirende in Yütland, Gen. Heger: 
mann, zieht fi mit feiner Armeedivifion bis nah Morfd zurüd. 
„ MRormegen). Cröffnung bes Storthings. Thronrebe bes 

Önigs: | | 
„Gute Herren und norwegifhe Männer! Den uns allen befannten Gr: 
eignifjen gegenüber babe Sch es für Meine Pflicht erachtet, ben Storthing 
bes Königreich Norwegen einzuberufen, um durch bie Beſchlüſſe beijelben bie 
nämliche Freiheit des Handelns in Betreff Norwegens zu erlangen, wie foldye 

Mir in Beziehung auf Schweden bereits zufteht. Unabläffig bemüht, ben 
beiden Bölfern, beren Geſchick bie Berfaffung Meiner Leitung anvertraut 
bat, aa a Dpfer zu erſparen, jo lange nur immer bie Verhältniffe es 
geitatten, babe Sch doch die Möglichkeit nicht außer Acht laſſen dürfen, daß 
bie Forderung folder Opfer unabweislich werben könnte. Die Verfchiebenheit 
ber in jebem ber beiden Reiche geltenden verfafiungsmäßigen Beitimmungen 
Bat deßhalb die Einberufung bes Storthings nothwendig erjcheinen laſſen, um 
bie Hinbernijfe zu befeitigen, bie font den nach Maßgabe ber ferneren Ent: 
widlung ber Ereignifje gleichzeitig in beiben Reichen zu treffenden Vorkehrun⸗ 
Be ſich entgegenftellen Fönnten. Ohne Zweifel wird ber Storthing Meine An- 
chauung barin tbeilen, baß beide Brubervölfer gleichmäßig fich bereit finden 
follten, ben Anforderungen zu entſprechen, welche die Verhältniffe an fie ftellen.” 

As fpäter die Mitglieber des Storthinge den Monarchen im 

Königlichen Palaft beglücdwünfchen, antwortet der letztere u. A.: 

„Es bat Mir befonders am Herzen gelegen, Mi in Ihrer Mitte einzu⸗ 
finden, um dadurch bie Bebeutung an ben Tag zu legen, welche Ich an Ihre 

Berathungen knüpfe. Die feit Unferer letzten Trennung eingetretenen Ereig: 
niffe, deren ganzen Ernft Wir empfinden, verlangen wieber eine gemeinfame 
Beratbung zwilchen König und Volt, unb bie Betheuerungen,, mit welchen 
Sie Mich begrüßt haben, verleihen Mir bie —— daß biefe Be⸗ 
rathungen das gegenſeitige Zutrauen befeſtigen werben, welches Uns bie Kraft 
gibt, die Prüfungen, wenn ſie kommen ſollten, mit einander zu tragen. Mit 
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Vertrauen zum Allmächtigen, ber bisher fchirmenb über bie vereinigten Kümi:- 
reiche gewaltet, werbe Ich dahin fireben, bie Sendung, zu ber Ich berufen, 
auszuführen, und mit Zuverſicht baue ‘ch auf die Opferiwilligfeit bes ner 
wegifhen Volks, wenn es im Verein mit bein Brudervolk zu erfüllen ail: 
was Wir für Unfere Pflicht erachten.” 

In ber erften Sitzung bes Storthings legt Staatsrath Hellifen 
6 !ol. Propofitionen vor, von denen ſich die erfte auf die Verwen— 
dung norwegifher Streitfräfte zum Beiltand Dänemarks bezieht: 


„Se. Maj. ber König, ber bie Wichtigkeit, ben vereinigten Reihen bi: 
Segnungen bes Friedens zu erhalten, vollfommen würdigt, und deſſen ermitien 


Beitrebungen deßhalb auf bie Vermeidung eines Friedensbruchs gerichtet ſeirt 
werben, bat doch nicht von ber Möglichkeit abjehen Tünnen, baß ber in un: 





ferem Nachbarlande Dänemark eingetretene Kar aeg Kriegezuftand es 


ben vereinigten Reichen nothwenbig erjcheinen laſſen dürfte, militäriihe Maf: 


regeln zu treffen, wie jie Durch bie Fortenthwidlung ber Greigniffe und durd 
bie in Folge deſſen möglihen Falls mit anderen Mächten abzufchließenden 
Bereinbarungen veranlaßt werben möchten. Um nun in Betreff Norwegens 
bie Machtvollkommenheit über bie Streitfräfte und Geldmittel zu erlangen, 
welche Se. Maj. in den Stand feken Tönnten, für bie beiden vereinigter 
Reiche biejenigen Anordnungen zu treffen, weiche, nach reiflichfter Neberlegung 
dem Wohl ber vereinigten Reiche als entſprechend erachtet werben ſollten, er. 
judt Se. Maj. ber König den Stortbing bes norwegiſchen Reiches, inber: 
Hochderſelbe mit Zuverfiht barauf rechnet, daß ber Storthing mit gewohnter 
Baterlandsliebe und unbeirrtem Blid auf bie obwaltenden Berhältnifje vie 
Beltrebungen St. Maj. in biefer wichtigen Angelegenheit unterflüben merke, 
bie folgenden Beſchlüſſe zu faflen: 1) Der Stortding genehmigt, baß bie nor: 
wegifchen Linientruppen und bie Ruber = klotille, wenn unb jomweit Se. Mar. 
es für nothwendig erachtet, zum Beiftand für Dänemark während bes gegen 
wärtigen Kriegs mit ben beutichen Mächten verwendet werben. 2) Als außer 
orbentliher Zuſchuß zum Pertheidigungsmefen wird ein Betrag bis zu HOO,ue 
Spes. (750,000 Thlr. pr. Ert.) bewilligt, und werben Se. Maj. zugleich er: 
mädtigt, weitere 300,000 Spcs. (450,000 Thlr. pr. Ert.) für ben gleichen 
Zweck zu verwenden, welche Summe jebod erit zur Verwenbung kommen 
ſoll, wenn ein neuer außerorbentlicher Stortbing einberufen worben ober gleich 
zeitig einberufen wird. Um einerjeitd ben Stortbing in ben Stand zu ſetzen. 
fih in biefer wichtigen Sade eine felbftäinbige Anficht zu bilden, unb anberer 
feits boch auch nicht das Geheimniß der biplomatifden Verhandlungen zu 
verlegen, das, abgefehen von ben bei internationalen Unterhanblungen obmal: 
tenden Rückſichten, unumgänglich nötbig ift, um nicht bas Verhältniß ber 
beiden Königreiche zu anderen ‘Mächten zu beeinträchtigen, wird Se. DMajeftät 
ber König bem Storthing zwar bie Protofolle der wegen befagter Veranlaſſung 
abgehaltenen Sigungen bes vereinigten Staatsratbs zufommen lafjen , worin 
bie vom Minifter des Auswärtigen vwerfaßte Darlegung ber Sachlage, fowie 
des Antheils, ben bie vereinigten Königreiche an btefer Angelegenheit genom: 
men haben, unb ferner bie Abfchriften ber von ber norwegifchen Regierung 
dadurch beroorgerufenen Bedenken enthalten find, welche Documente jedoch in 
Anjehung ihres Anbalts zur Zeit nicht zu weiterer Kenntniß als jener ber 
Stortdingsmitglieber gelangen dürfen. Zur Prüfung berjenigen Actenjtüde, 
deren Natur eine noch firengere Geheimhaltung erfordert, erſucht Se. Mai. 
ben Storthiug, eine Commiſſion zu wählen, bie als zur Verſchwiegenhei 
amtlich verpflichtet angejeben, und welder bie befagten Actenjtüde zugefelt 
werden jollen, bamit beren aus jener Prüfung gewonnene Ueberzeugung bem 
Stortding zur Richtſchnur dienen könne.“ 


15. März. (Schleswig). Beginn ber Beſchießung der Düppeler Schan: 


gen burch bie Preußen. 
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15. März (Schleswig: Holftein). Im Einverfiändnig zwiſchen ben 
öfterreichifch preußifhen Eivilcommiffären für Schleswig und . ben 
Bundescommifjären für Holftein wirb die Zolllinie zwiſchen Holftein 
und Schleswig aufgehoben und bie Zolllinie an die jütiſche Grenze 
verlegt. 

„ (Schleswig). Die Preußen befeben die zu Schleswig gehörige 
Inſel Fehmarn und nehmen die ganze dänische Beſatzung gefangen. 

„  » (Hamburg). Die Bürgerfhaft genehmigt mit 96 gegen 41 
Stimmen bie drei vom Senat für untrennbar erflärten Geſetzes⸗ 
entwürfe über Staatsangehörigleit und Bürgerrecht, über Gewerbe: 
freiheit und über Aufhebung ber Nealgerechtfame. 

„ Breußen) Erſtes rühmliches Scegefeht der preußifchen 
Kriegsmarine gegen ein überlegenes bänifches Geſchwader vor Strals 
fund. Der Befehlshaber, Capitän zur See Jachmann, wirb dafür 
vom Könige telegrapbifh zum Contre-Admiral ernannt. 


„» „ (Dänemark) nimmt die von England vorgefchlagene Conferenz 
nunmehr an, aber nur anf Örundlage der Vereinbarungen von 1851/52. 
Depeſche an den däniſchen Geſandten in London: „. . Indem 
die Fünigl. Regierung die Konferenz annimmt, gebt fie von ber Vorausjegung 
aus, daß bie Unterhandlungen von 1851 bis 1852 in unzweibeutiger 
Weiſe die Grundlage der Verhandlungen bilben werben unb gibt fidh ber 
Hoffnung Bin, daß, indem fie ihren Beitritt von biefer Bedingung abhän: 
gig macht, ihre Anfichten zu feinem Einwand Anlaß geben werden. . . Für 
und und für den Erfolg eventueller Unterhandlungen iſt e8 unbebingt une 
erläßlih, baß jeber Plan eines Ablommens, ber mittelbar 
ober unmittelbar irgenb welchen Einfluß von Seite bes beut: 
hen Bundestags anf Gebiete, bie nicht zum beutfhen Bunde 
gebören, in fi zu begreifen ſcheinen fönnte, von vornherein 
bejeitigt wird... . “ 
„ (England). Ein Mißtrauenseotum gegen Herrn Stansfelb 
als einen der Lords der Abmiralität wegen feiner Beziehungen zu 
Mazzini wird vom Unterhaus nur mit 171 gegen 161 Stimmen 
abgelehnt. 

„ « (Italien). Pairsſchub von 23 neuen Senatoren, um der Ne 
gierung in ber Frage ber Grundfteuerausgleihung die Majorität 
zu fichern. 

„ v Rußland) Kin Erlaß Murawiews verbietet die fernere Er: 

richtung polnifher Schulen in Litthauen. 

48 „ (Deutfhland). Der 3b6er Ausfhuß in Frankfurt regt bie 

Abhaltung neuer Vollsverfammlungen für Schleswig-Holſtein im 
Zaufe der Oſterwoche an und fchlägt dießfällige Nefolulionen vor. 

v» Breungen). Auch in Neuwied entfcheidet das Gericht in ber 

Diätenfrage gegen ben Fiscus. 

„» no (Griedenland) Sturz des Mintfteriums YBulgaris. Er: 


nennung eines neuen Gabinets unter dem Vorſitze des Admirals 
Kanaris. 


16. 
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18./20. März. (Bollverein). Conferenz zu Brag zwifhen Beck 
mädjtigten von Defterreih und Preußen behufs Ausgleichung ihrer 
Differenzen bezüglich des Handelsvertrags mit Frankreich. 


149. „ (Preußen). Preußiſche Kriegsfchiffe gehen von Stralfund au: 
wieder in See, ohne dänifhen Schiffen zu begegnen. 

(Preußen und Deſterreich) lehnen bie Forderungen Diüre- 
marks, die Vereinbarungen von 1851,52 zur Grundlage der Cen 
ferenz zu machen, ab. — 

Depeſche des engliſchen Geſandten in Berlin: Ich hatte bau 
früh mit Hrn. v. Bismark wiederholt eine Unterredung. Se. Excellenz be 
gann fie mit ber Bemerkung, daß er die Befehle des Könige über bie Angze 
legenheit entgegengenommen babe, baß ed nach Anjiht Sr. Majeſtät und de 
Regierung für Preußen unmöglich fei, an einer Gonferenz auf ber Grundlaze 
von 1851—52 theilzunehmen, und daß bie dfterreihijche Regierung , ber ex 
dahin Iautender Vorſchlag gemacht worden jei, jofort nad) Berlin telegrapbir: 
babe, daß fie biefen Vorſchlag für unzuläffig halte. Gr fagte: Dänemur 
babe fih 12 Jahre lang gemweigert, bie Verpflichtungen von 1851—52 ;ı 
erfüllen, unter dem Vorgeben, daß es unmöglich fet, und jegt, mo 3. Ma, 
Regierung eine freie Conferenz vorichlage und Defterreih unb Preußen kerei 
feien, diejelbe zu befchiden, erhebe bie dänifche Negierung den Anſpruch, ve 
Bedingungen für ben Zuſammentritt ber Gonferenz vorzufchreiben, und jchlaat 
als Grundlage für ihre Verathungen Abmachungen vor, auf Grund dere 
eine Schlichtung ber Zwiftigfeiten zwiſchen Deutichland und Dänemarf ber 
beizuführen ſich 12 Jahre lang als unmöglich erwielen babe. Ich antwortete 
ber Vorfchlag Dänemarks fei nichtöbeftoweniger eine logiſche Folge ber wu 
Preußen und Defterreih am 31. Januar abgegebenen Erklärungen über de 
Zweck ihres Einmarjches in Schleswig. Sie hätten bamals gejagt: fie ftir: 
ben im Begriff, in das Herzogtum einzurüden, um ben Abmachungen zen 
1851-52 Geltung zu verihaflen, und da Dänemark finde, daß es bem ves 
ihnen zu biefem Zweck ausgeübten Drud nicht länger wibderftehen könne, ic 
erfläre es fich jett bereit, mit ihnen an einer Conferenz theilzunehmen, um 
einen Vergleich auf Grundlage jenes Ablommens zu Stande zu bringen. Hr. 
v. Bismarf bemerkte: die bänijche Regierung müſſe body einjehen, daß die 
Abmachungen von 1851—52 durch ben Krieg hinfällig geworben feien, un: 
bürfe nicht erwarten, im Jaht 1864 diefelben Triebensbedingungen zu ce: 
langen, bie ihr bei Beendigung bes Kriegs von 1848 bewilligt worden jeien. 
Ich erwieberte, daß es mir nicht um irgendwelche beftimmte Friedens bedin⸗ 
gungen zu thun fei.“ 

(Schleswig). Der Präfident und ſämmtliche Mitglieder des 
bisherigen Appellationsgerichted werben von ben Civilcommiſſären 
entlaflen. 

(Jtalien). Die II. Kammer nimmt den Gefegesentwurf zur 
Ausgleihung der Grundfteuer mit 194 gegen 123 Stimmen an. 
20. „ (Schleswig). Beſchießung von Fridericia in Jütland durch 

bie Oefterreiher und Preußen. 
vn Deferreid). Circularbepefhe an bie Vertreter Oeſterreichs 

bei ben nicht in den deutſch⸗däniſchen Streit verwickelten Regierungen: 

„... Wenn Dünemart billige Gonceffionen hätte machen wollen, fc 
würbe ber Krieg nicht ausgebrochen fein, und noch jetzt Eönnte ber Dun 
wieberhergeftellt werben, jobalb nur Dänemark in jene Conceſſionen einwilli 
gen wollte. Aber es hält an ber Bildung eines Reichſsrathes auf Grundlage 
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ber Verfaſſung vom 18. November jet, unb will biefe Verfaffung, gegen 
welche Deutichland proteftirt, und bie im Widerfpruch mit ben von Dänemark 
übernommenen Berpflihtungen fteht, in Schleswig eingeführt wiffen. Um 
der Fortdauer eines folchen trregulären Zuſtandes ber Dinge Wiberftand ent» 
gegenzuftellen, war der Bunb im Begriffe, Schleswig mit Truppen zu über: 
ziehen, wenn Preußen und Dejterreich fich nicht beeilt Hätten, bem Bunde in 
ihrer Eigenſchaft als europäiiche Meächte, melde von Tänemark bie Erfüllung 
gewiljer, von ber Succefjion in ben Herzogthümern unabhängiger Verpflich- 
tungen zu fordern hatten, zuvorzufommen. Wenn Dejterreih und Preußen 
nicht raſch ihre Action an Stelle derjenigen ber deutſchen Mittelſtaaten gejekt 
Hätten, wern bie Leitung der Angelegenheiten in bie Hände ber Partei über: 
gegangen wäre, welche bie däniſche Monarchie zerftüdeln will, fo 
würden bie Feindſeligkeiten um nichts weniger in Schleswig ausgebrochen jein ; 
bie Tragweite bes Kriege würde außerdem größer gewejen fein, und bie 
Mächte, welche fih für die Erhaltung der bänifchen Monarchie interefjiren, 
Hätten fi Verwidelungen gegenüber geſehen, bie für das Gleichgewicht im 
Norden Europa’s viel drohenber — fein würden. Die militäriſche In⸗ 
tervention Defterreichs und Preußens bat biefe Gefahr vorläufig in ben Hins 
tergrund gebrängt; jie würbe biefelbe ganz befeitigt Haben, wenn bie Mächte 
ben letzten Eröffnungen ber beiden beutfchen Großmächte Rechnung getragen 
und Dänemarf nicht in jeinem Wiberftande ermutbigt hätten. Es hängt ſo⸗ 
mit von bem nichtbeutjchen Mächten ab, zur Beruhigung ber erhigten Leiben- 
ſchaften in Teutfchland beizutragen und den Conflict mit Dänemark auf bem 
Boden zu erhalten, wo er fich gegenwärtig befindet. Defterreich und Preußen 
werben dann ihrerfeits befto Leichter dahin gelangen, ſich niht von ber 
in Deutfohlanb Herrfhenden Bewegung überflutben zu laſſen 
— eine Aufgabe, die immer fchiwieriger wird, je länger der Streit fich Bin- 
auszieht. Die Berathungen des Bundestages zeigen außerbem zur Genüge, 
welche Anftrengungen bie Höfe von Wien und Berlin machen müfjen, um 
ihre Bundesgenoſſen zu verhindern, dem Streite ernftere Dimenfionen zu geben.” 


20. März. (Frankreich) erklärt, auf ber Conferenz ben „Wunfch ber 
! Bevölkerung“ als Grundlage eines Abkommens vorfchlagen zu wollen: 


Depefhe Drouyn be Lhuys an den Gefandten in London: 
— ch wünſche, daß Sie vor einer Theilnahme an der Conferenz dem 
Londoner Cabinet die Ideen und Empfindungen kundgeben, mit denen wir 
an biefelbe herantreten.... Wir find fern davon, die Weisheit ber Combi: 
nation zu beftreiten, welche unter bie Obhut des öffentlichen Rechts Europa's 
zu ftellen ber Gegenftandb bes Londoner Vertrags war, und wenn wir, von 
ber Oppofition Deutſchlands und ben Kundgebungen der Herzogthümer ab⸗ 
ſehend, nur ben Eingebungen unferer trabitionellen Sympathien für Dänemark 
folgen bürften, würben alle unfere Anftrengungen dahin geben, biefen Vertrag 
aufrecht zu erhalten. Aber es ift uns nicht geftattet, Die Hinbernifje zu ver: 
tennen, welche fi der reinen und einfachen Ausführung bes Vertrags von 
1852 entgegenftelen. Wenn ber Londoner Vertrag für einige Mächte eine 
gefonberte Eriſtenz und eine Autorität bejist, die ihm unabhängig von ben 
zwijchen Deutfchland und Dänemark in der nämlichen Zeit eingegangenen Ver: 
bindlichkeiten anbaftet, ift er hingegen für andere Mächte eben jenen Verbind⸗ 
licpleiten unterworfen, von denen er ſich nicht trennen läßt. Unter ben beut- 
jhen Staaten haben die einen ihre Beiftimmung zu bemjelben verweigert ober 
fie mur in eingejchränfter Form ertheilt, bie andern haben ihm früher zuge: 
ſtimmt, erflären fi aber gegenwärtig von ihm entbunden, Der beutihe Bund 
endlich fcheint den Werth einer Acte zu beitreiten, an welcher er nicht theil⸗ 
enommen bat. Angejichts biefer Verſchiedenheit der Auffajfungen, welche uns 
überfteigliche Hinderniffe zu fchaffen droht, fcheint e8 mir unerläßlich, bie durch 
ben gegenwärtigen Krieg berührten Intereſſen zu prüfen, ohne ſich ausſchließ⸗ 
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Ih von dem Buchſtaben bes Vertrags beſtimmen zu laſſen. Der Gegenitan: 
und ber wirfliche Charakter biefes Streits ift offenbar bie Rivalität ber Eal!:: 
ftämme, welche bie bänifhe Monarchie bilden. Es tritt bei jedem derſelben 
fein Nationalgefühl an ben Tag, beifen Stärke nit in Zweifel gezogen we-: 
ven faıın. Was kann deßhalb natürlicher ericheinen, als daß man in Ermur: 
gelung einer allgemein anerkannten Regel ben Wunfh der Beyölterungen 
zur Grundlage nimmt? Diefes Mittel, welches mit ben wahrbaften Interai:: 
beider Theile übereinſtimmt, fcheint ung am geeignetften, ein billiges uno t:: 
Gewähr der Dauer bietenbes Abfommen herbeizuführen. Indem wir di 
Anwendung eines Grunbprincips unferes öffentliben Redbı: 
verlangen, und indem wir ſowohl für Dänemarf als für Deutichland br: 
Bortheil diefes Princips in Anſpruch nehmen, glauben wir bie geredhteite ur: 
leichteſte Löſung biefer Frage vorzuichlagen, welche in ganz Guropa eine !: 
lebhafte Unruhe hervorruft.“ 


21. März (Frankreich). Zwei Nahmahlen zum gefeßgebenden Körper 
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in Paris füllen mit großen Mebrbeiten auf Carnot und Garnier— 
Pages, zwei Mitglieder der proviforifhen Regierung von 1845. 
(England) faßt nad den Berichten feines Geſandten in Kopen: 
bagen die Bedingung, die Dänemark an eine Betheiligung bei einc 
Conferenz Tnüpft, nicht als eine abfolute auf, fondern nur als die 
von Dänemark zunächſt vorgefchlagene neben möglichen anderen. 


Depefhe Ruffels an den englifhen Gefanbten in Kopen: 
bagen: „.. J. Maj. Regierung freut fi), daß die däntihe Regierung de 


Conferenzvorſchlag annimmt, und nicht auf der förmliden Anertennur: 


bes Abkommens von 1852—52 feitene Oeſterreichs und Preußens, als dc 
Grunblage, auf welcher die Berathungen ber Conferenz ftattfinden jollen, b- 
ſteht. . . Dänemark will eine Gonferenz auf Grundlage ber Unterhandlunger 
von 1851—52 annehmen. Deiterreih und Preußen wollen biefe Gruntla:: 
nicht annehmen, und vermuthli auch feine andere, burch welche bie freien 
Berathungen ber Conferenz, zum mindeften dem Anjchein nad, begränzt un 
befchränft würden. Aber Hr. Monrad jelbit fagt, während er auf bie Grund 
lage von 1851—1852 bringt: ihre Annahme würde bie Erörterung eine 
anbern Abfommens nicht ausfchließen, wern man auf biefer Grundlage mia 
zu einem Abkommen gelangen könnte. Diefes der Billigfeit entiprechenbe un 
praftiihe Zugeſtändniß jcheint aus ber fachlichen Differenz gewiſſermaßen eint 
bloß formelle zu machen. Oeſterreich unb Preußen können ji, während ſie 
eine Grundlage nicht einräumen, nicht weigern, auf ber Conferenz bie Unter 
bandlungen von 1851—52 zu erörtern; und Dänemark würde fich, währen? 
ed auf ber von ihm vorgeichlagenen Grundlage befteht, nicht weigern, andere 
Arten eines Abkommens zu erörtern, falls ſich eine Uebereinkunft auf ber er: 
wähnten Grundlage als unthunlich erweilen follte. ... Immerhin wird J. 
Mai. Regierung Frankreich, Rußland und Schweden, fowie bem beutjcen 
Bund eine Gonferenz zur Wiederherftelung des Friedens vorfchlagen, und zu 
gleicher Zeit bemerfen, daß Dänemarf feine Zuftimmung zur @onferenz an 
bie Bedingung fnüpft, daß bie Unterbandlungen von 1851—52 bie Grurßlag 
ber Berathungen bilden jollen.“ 


„ (Stalien). Garibaldi verläßt Caprera und fchifft ſich über 


” 


Malta nady England ein. 
(Dänemark). Schluß bes Reichstages. Botſchaft des Könige: 
„... Nehmt Unfern Gruß an alle Gauen bes Landes mit. Sagt eb 
Euren Mitbürgern, daß Unjer Herz blute bei dem Gebanfen daran, was Un: 
jere getreuen Unterthanen ſowohl biefjeits wie jenfeits ber Königsau ausftehen 
müflen; aber fagt ihnen auch zugleich, daß Unfere Feinde ben däniſchen Mam 
nur ſchlecht kennen, wenn fie glauben, fie Können burch bie Bürben, welche 
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auf feine Schultern gelegt werden, ben Wunſch bei ihm hervorrufen, daß Wir 
des Vaterlandes heilige Sache opfern jollten. Durch Drohung, Gewalt brau⸗ 
chen zu wollen, ließ Unfer Vorgänger auf bem Thron fich bewegen, ben Her: 
—— Holſtein und Lauenburg eine beſondere Stellung in der Monar⸗ 
chie zu geben, und nun nennt man den dadurch — emachten Zuſtand 
einen Bruch tractatmäßiger Verpflihtungen. Im Namen b Ai Verpflichtungen 
volführt man eine Erecution in Holftein und occupirt Schleswig als Pfanb. 
Unter ber Erecution in Holflein und unter bem Schuß ber Truppen bes 
beutichen Bundes läßt man ber revolutionären gegen Uns gerichteten Bewe⸗ 
gung freien Spielraum. Schleswigs Decupation benupt man dazu, biefen 
Zanbestheil als eine preußiſche ober öſterreichiſche Provinz zu behandeln ; 
geiftliche unb weltliche Beamte jegt man maſſenweiſe ab; unter nichtsfagenben 
Behauptungen ſchleppt man Priefter und Obrigfeitsperjonen in’s Gefängniß 
und behandelt fie Ichlimmer benn fimple Verbrecher ; das Grabmal über Unfere 
tapfern gefallenen Krieger bat man gefchänbet und niebergebrocdhen; Unjern 
Namenszug bat man auf allen öffentlichen Gebäuden ausgeftrichen, ben Ge⸗ 
brauch ber Bezeihnung Königlich“ verboten; Danebrog, bed Lanbes alte 
Fahne, muß der —— von 1848 weichen; die Beſtimmungen der 
beſondern ſchleswig'ſchen Verfaſſung über die Sprachverhältniſſe kränkt man 
geradezu durch Machtgebot. Auch nicht einmal hier ſtand der Feind ſtill; 
er bie Königsau überfchritten und überf[hwenmt nun Nord: $ütland ! 
Noch ftehen wir allein! Wir wifjen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zufchauer ber Gewalttbat, bie man gegen Uns und Unfer Volf übt, fein 
will. Wir wieberholen dem Reichstag Unfere Zuſage. Wir find willig, alles 
zu thun, um einen frieben zu erreichen, mit welchem bem Vaterlande gebient 
fein kann; aber das müſſen Unfere Feinde willen, daß bie Zeit noch fehr 
fern liegt, wo Wir oder Unfer Bolf dazu gendthigt werben 
tönnten, Uns einem für Dänemark bemüthigendben Frieden 
zu unterwerfen. Eures Königs lebte Wort an Euch und bie, welde 
Fuch gewählt haben, fei Ausdauer! Gott fei mit Euch!“ 


Der König geht noh am gleichen Tage zur Armee nach Alfen ab. 


22. März. (Preußen) Das Staatsminifterium macht bekannt, daß bie’ 


28. 


angebrobte bänifche Blofnde von Smwinemünbe bis zum heutigen 
Tage nicht zur Ausführung gekommen fei. 

„ (Breußen). Geburtstag bes Könige. Eine Deputation ber 
preußifchen Volksvereine und ber patriotifhen Vereinigung überreicht 
dem König eine Loyalitätsabrefie mit beinahe 100,000 Unterſchriften. 
Antwort bes Königs: 

„... Ich weiß, es ift ein erfreulicher Umfchiwung eingetreten, unb 
es find Erfolge errungen, bie auch Ihnen mit zu banken find. Das beweift 
bie. große Theilnahme und bie in jo hochherziger Weiſe durch alle Stände 
bewährte Opferwilligfeit für Meine Armee, bie fich ihrer Vorfahren würdig 
gezeigt bat. Ich fürchte jeboch, biefen Umſchwung bewirken nur bie Siege 
Meines Volles in Waffen, bie ſich hoffentlich noch wieberholen werben. Denn 
jene Partei, bie das Volt wifjentlich verwirrt, will gar nicht bie Siege ber 
Armee, durch welche die Sicherheit bed Staates und bes Thrones bedingt 
wird, und fo ift es nicht unmöglich, baß wir, wenn bies worüber , wieber 
Zeiten entgegengehen, wie wir fie feit zwei Jahren gefannt haben. Dann wirb 
e8 Ihre Aufgabe fein, jo feſt ufammenzubalten, wie Sie jegt hier nor Wir ſtehen. 

er König fpriht dem Minifterium feine vollfte Zufriedenheit 
mit feiner Führung ber Innern und auswärtigen Angelegenheiten au. 

„ (Säwebden). Neue Straßentumulte in Stockholm. 

» &Deferreih und Preußen) nehmen bie von England vor⸗ 
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gefchlagene Eonferenz ohne Waffenſtillſtand und ohne Gonferen:: 
bafis an, 

23. März. (England). Eine Note des englifchen Geſandten zeigt dem 
deutſchen Bunde die Eröffnung von Konferenzen in ber deutſchedẽe 
nifhen Streitfrage an: 

„... Die Regierungen von Defterreich und Preußen haben ihre Vereitwilligfe:: 

x fundgegeben, ihre Vertreter zu einer ſolchen Gonferenz abzuorbnen. Auch dir 
Megierung von Dänemark hat bie Annahme einer Eonferenz zugefagt, veraus 
eſetzt, daß biefelbe berufen würde, um auf der Bafis ber Verhandlungen vea 
1851-52 zu beratben. Da nun jene Verhandlungen unter ben Yufpicıex 
Defterreih8 und Preußens ftattgefunden unb bie zu Stande gebradgten Ar: 
tangements mit Dänemark bie Genehmigung bes deutſchen Bundes erhalten 
haben, fo würde J.M. Regierung durchaus geneigt fein, biefe Verbandlungen 
unb Arrangements zum Ausgangspunfte ber —— von 184 
zu machen. Aber da es wünſchenéwerth iſt, jede Mißhelligkeit und bie da 
durch zu befürchtende Verzögerung zu vermeiden, fo ſchlaͤgt Ihre Maj. ver. 
als Bafis ber Conferenz fchlechthin biefe anzunehmen: daß Mittel gejud: 
werben, um bem Norden Europa's bie Segnungen bes Kric 
bens wieberzubringen.“ 

24. „ (Zollverein). Die Berliner ZoBconferenz vertagt fih bie 
zum 18. April. 

„ » (Breußen). Zahlreihe Verfammlung ber Wahlmäuner ven 
Berlin. Diefelbe beſchließt mit allen gegen 1 Stimme, zu erflären: 
„1) Die vollftändige Trenmung von Dänemark ift bas Recht ber 309: 
thümer, und nur in biefer Trennung Tann ber angemeflene Preis für dir 
dargebrachten Opfer unb befonbers für das vergoffene Blut gefimben werben. 
2) Unbeirtt von Drohungen und Einfhüchterungen haben unjere ſchleswig 
holſteiniſchen Brüber fi bahin ausgefprochen: ungetrennt bei einanber un: 
. anter einem felbftändigen Fürften Deutiche fein und bleiben zu wollen. Gi 
muß ihnen jept Gelegenheit gegeben werben, ihren Willen in 
voller Freiheit und in feierlicher Jorm vor Europa zu erflä 
ren, ihren Staat zu conflituiren und fomit jeben Einſpruch bes Auslandes in 
bie beiligften Angelegenheiten der beutfchen Nation von vornherein als nit 
zurüdzumeilen. 3) Breußen und Defterreich haben 1851 bie Herzogtba: 
mer entwafnet an Dänemark übergeben unb jetzt durch ihr einjeitiges Nor: 
gehen biefelben verhindert, fich f mit Hilfe bes beutfchen Voltes von ke 
unberedtigten bänijchen Herrfchaft zu befreien. Sie tragen baber ganz Deutid: 
land, ben Herzogthümern und ihren eigenen Völkern gegenüber die Beranı. 
wortlichfeit, daß eine unbeilvolle Politik bas nicht wieber aufgebe, was 
abermals mit dem Blute tapferer Krieger gewonnen tft." 

26, „ (England). Eine Note bes engliſchen Gefandten zeigt dem 
beutfhen Bunde an, daß die Eonferenzen am 12, April in London 
eröffnet werben follen und ladet den Bund ein, durch einen Ber: 
treter an bemfelben Theil zu nehmen. 

28. „ (Deutfhland). Der Anregung bes 36er Ausfchufles entfprechend 
finden in ganz Deutfchland (Defterreih ausgenommen) zahlreich be: 
ſuchte Vollsverfammlungen ftatt, um noch einmal bie Anfchauungen 
und ben Willen ber Nation bezüglich der Löfung ber fchleswig-bol: 
fteinifhen Frage zum Ausbrud zu bringen. Meift werben babei 
bie vom jenem Ausſchuß vorgeſchlagenen Reſolutionen — bie und 


ba mit einiger Abſchwächung ober Verſtärkung — angenommen: 
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„1). Die Herzogthümer Schleswig-Holftein haben bas Recht, eng mit einander 
verbunden, von Dänemark volljtindig getrennt unter ihrem eigenen Fürften 
zu leben. 2) Jede Entſcheidung, bie wiber ben Willen bes Volks über fein 
Schickſal getrofien wird, jede Webereinfunft mit fremden Mächten, bie bas 
Recht der Herzogthümer preisgibt, tft null und nichtig, iſt eine rvechtlofe 
Gewaltthat und zugleich ein Berrath an ben Intereſſen und ber Ehre Deutjch- 
lands. Der nädjte Moment wird fie zerreißen und vernichten. 3) Noch 
immer fehlt und eine geordnete Vertretung ber Nation, ein beutjches Barla- 
ment! Deshalb erhebt das Volt unmittelbar feine Stimme Wir Taffen 
nicht ab, bie nationalen Forderungen beharrlich auszufprechen, bie Inhaber 
ber Gewalt zu mahnen und zu warnen. Verhallt jede Mahnung erfolglos, 
jo mögen bie Schulbigen dem verdienten Geſchick anheim fallen.” 


29. März. (Holftein). Abgeordnete von 71 fchleswig-holfteinifhen Ber: 


„ 


30, 
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einen bes Landes befchließen in Rendsburg einftimmig, zu erflären: 
„Die ſouverünen Herzogthümer Schleswig=Holftein Haben das Recht, eng 
mit einander verbunden von Dänemark vollftänbig getrennt unter ihrem 
eigenen Fürften Herzog Friebrih VIII. zu leben. Jede Entfcheibung, bie 
egen den Willen unferes Volks über unfer Schidjal getroffen wird, 
jede Uebereinfunft fremder Mächte, bie das Necht Preis gibt, ift null und 
nichtig, ift eine rechtlofe Gewaltthat und zugleich ein Verrath an ben 
Intereſſen und ber Ehre Deutichlande. Feſthaltend an unferm Recht 
werben wir folder Gemwalttbat ben äußerſten Widerſtand ent- 
gegenſetzen.“ 
(Preußen). Das Staatsminiſterium erklärt, daß die ange⸗ 
drohte däniſche Blokade von Stralſund, Wolgaſt, Barth, Greife- 
wald und Kammin bis heute nicht ausgeführt worden ſei. 


„ (Stiedenlandb). Definitive Unterzeichnung des Protokolls be⸗ 


hufs Regelung der griechiſchen Frage durch die Vertreter der fünf 
Großmächte zu London. Auch der Vertreter Griechenlands tritt 
bemjelben nunmehr bei. 

(Schleswig). Die Preußen eröffnen bie erſte Parallele gegen 
die Düppeler Schanzen. Fridericia wird von den Defterreichern 
bloß cernirt. 


„ Norwegen). Verhandlungen des Storthings über die Pro: 


pofitionen ber Regierung. Bericht und Antrag des Ausſchuſſes, 
befien Minorität (7 Stimmen) die Unterftägung Dänemark von 
einer Allianz mit den Weftinächten abhängiz machen will, während 
die Moajorität (8 Stimmen) nur eine Allianz ohne nähere Bebin- 
gung fordert: 

no. . Obgleich bie große Majorität bes norwegiſchen Volles ficherlich 
feine nähere politifche Verbindung zwifchen ben vereinigten Reihen (Schweben- 
Norwegen) und Dänemark wünit ‚ würbe boch der Untergang Dänemarfs 
in a Grabe bie Theilnahme bes norwegifchen Volkes erweden, einmal, 
weil ein verwanbtes und durch fo viele Bande an uns gefettetes Volk davon 
betroffen werben würbe, andererjeits weil eine Unterbrüdung Dänemarks durch 


"die beutfchen Mächte die Kraft bes norbiichen Stammes ſchwächen würbe. Im 


Bertrauen zu ber Weisbeit des Königs, im Vertrauen zu ber norwegiſchen 
Regierung und im Vertrauen zu bem Marne, bem bie Leitung ber ausiwär: 


“tigen Angelegenheiten ber vereinigten Reiche anvertraut tft (bem Grafen Man⸗ 


derſtroͤm) enthält fich der Ausſchuß, es als ausbrüdlihe Bedingung für bas 


Zuſtandekommen bes Storthing⸗Beſchluſſes Hinzuftellen, daß bie Intervention 
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für Danemark nur nach Abſchluß eimer die Meiche ſichernden Allianz erfolgen 
folle. Dagegen wird proponirt, daß eine Abfchrift bes Gutachtens zur Kennt 
nifnahme von den Anſchauungen bes Stortbings ber norwegiſchen Regierung; 
zugefandt werde. Der Ausſchuß huldigt den Anfchauungen, weile bie Regie: 
rungen ber vereinigten Reiche nähren, in fo fern bdiefe feine Geneigtheit ofien: 
bart haben, auf eigene Hand ben Kampf zu eröffnen. Ein Krieg, ber olme Ber: 
bünbdete mit den deutſchen Mächten geführt würbe, würde ſchwere Bürben mit 
fi eg und ftörend auf die Induſtrie einwirken, während es mehr als 
ungewiß fein würbe, ob bie Beibeitigung Schweben = Norwegens am Kriege 
Dänemart zu einer wirflichen Hilfe gereichen möchte.” 
30. März. (Naſſau). Eröffmung bes Landtags, Thronrebe bes Herzogt. 
„» » (Branfreih). Der Affifenhof verurteilt Mazzini wegen Tbeil: 
nahme am Complott Greco in contumaciam zur Deportation. 
(Norwegen). Nach fünfftündiger Debatte wirb mit 109 gegen 
2 Stimmen bie Verwendung ber norwegifchen Land» und Seemacht 
nad dem Antrage bes Ausfchufjes bewilligt, die Theilnahme Nor: 
wegens am Kriege jedoch von einer garantirenden Allianz mit 69 
gegen 42 Stimmen (welche eine Allianz mit England und Frank— 
reich verlangen) abhängig gemadt. Der Ausiprud gegen eine pc: 
litiſche Verbindung der drei ſcandinaviſchen Reiche endlich wirb mit 
57 gegen 54 Stimmen genehmigt. 
— „ (Bereinigte Staaten). General Grant tritt als Generalif: 
fimus und Oberbefehlshaber in Washington und auf bem Kriegsichau: 
plate an Halleck's Stelle. Präftdent Lincoln orbnet die Aushebung 
von weiteren 200,000 Mann als Referve bis zum 15. April an, 


zunächſt durch Werbung Freiwilliger, für ben Reſt durch Eonfcription. 


— April. (Deutfhland). Obgleih Deutſchland bis jebt nicht im 
Kriege mit Dänemark ſich befindet, fo ift dennoch bereits eine Anzahl 
verfchiebenen deutſchen Staaten (außer Oefterreih und Preußen) 
angeböriger Schiffe von däniſchen Kreuzern aufgebradht unb zum 
Theil von bäuifchen Prifengertchten condemnirt worben. 

» (Deutfhland). Merkwürbige Enthüllungen bed englifchen 

Blaubuches über die Stellung Hannovers zur ſchleswig-holſtein'ſchen 

Frage. 

14, „ (Deutfhland). Der Bundestag befchließt mit großer Mehrheit, 
fih an ben Londoner Konferenzen dur einen Bevollmächtigten ohne 
Bedingungen und mit einer fehr allgemein gehaltenen Inſtruction 
zu betheiligen. Bayern bleibt mit einem Gegenantrag mit wenigen 
Stimmen in ber Minderheit. Die Wahl des Gefandten fällt auf 
den Fol. ſächſiſchen Staatsminifter v. Beuft. 

18, „ (Schleswig) Erſtürmung der Düppeler Schangen durch bie 
Preußen. Die Dänen ziehen fi nad ber Inſel Alfen zurüd. 
Wrangel erhält von Berlin ben Befehl, den größern Theil der preufis 
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ſchen Truppen und bes Belagerungsgeſchützes zur Beſetzung Yütlanbe 
und zur Belagerung Fribericia’8 zu verwenden. 

20. April. (England). Borläufige Eröffnung ber Londoner Conferenzen, 
obgleich der Vertreter bes deutſchen Bundes noch nicht eingetroffen 
if. Die Vertreter Deflerreihs und Preußens erklären, fo lange 
an bemfelben Teinen Theil zu nehmen. 

25. „ (England). Wirkliche Eröffnung der Londoner Conferenzen. 
Der Antrag auf Einftellung der Feindſeligkeiten zu Lande und zur 
See, jedoch mit Aufrechthaitung ber (däniſchen) Blokade wird von 
ben Vertretern Defterreichd, Preußens und Dänemarks ad referen- 


dum genommen. 

Bertreter ber theilnehmenden Mächte an ber Gonferenz: 
—— La Tour b’Auvergne für Frankreich; Graf Ruſſel und Lord Clarendon 
ür England; Graf Appony und Geheimerath v. Biegeleben für Defterreich; 
Graf Bernftorff und Gebeimerath v. Balan für Preußen; v. Yeuft für ben 
beutichen Bund; Graf Brunnow unb v. Ewers für Rußland; Graf von 
Fachtmeifter für Schweden; Minifter Ouaade, v. Bille und Staatsrath 
Krieger für Dänemarf. 


Ergänyung. 


30. Zan. (Preußen). Depefhe Bismarck's an ben preußifhen Ge: 


fanbten in London: 

„... In meiner Depeſche vom 24. ds. Mis. habe ich fehon wieberbolt, 
baß es uns völlig unmöglich ift, ben Londoner Vertrag aufrecht zu erhalten 
und zugleich bie ihm vorbergegangenen und innerlih mit ihm zuſammen 
a Vereinbarungen offen ‚verlegen zu laffen. Dadurch, daß Dänemart 
zwölf Jahre lang feine Verbinblichkeiten unerfüllt gelaffen unb fie zuletzt durch 
bie Berfaffung vom 18. November endgültig und fürınlich gebrochen bat, ha⸗ 
ben wir bas Redt erlangt, uns vom Lonboner Vertrag 108: 
aufagen. Wir fragten une, ob nir von biefem Rechte Gebrauch machen 
ober e8 noch einmal verfuchen follten, Dänemark zur Erfüllung feiner Verbinbs 
Iichkelten zu bewegen; nur ber aufrichtige Wunſch, unfere Beziehbuns 
gen zu ben Mitunterzgeihnern besLonboner Vertrags nicht zu 
trüben, bat uns vermocdt, bie letztere Alternative zu wählen und fomit zu 
beweifen, baß wir dem genannten Bertrage treu bleiben. Die Regierung Ihrer 
britifchen Majeftät wird uns nicht die Anerfennung verfagen Tünnen, baß 
wir uns bemüht haben, bie uns durch ben Londoner Vertrag auferlegten Vers 

ichtungen auf's Gewiffenbaftefte zu erfüllen. Aber wenn wir an allen Bes 
Kommunen von 1851—52 fefthalten, fo find wir es uns felbft und den In⸗ 
tereffen Deutſchlands, die wir in ben Herzogthlimern zu beichligen baben, 
ſchuldig, bie Periode ber bloßen —— die ſo ganz unwirkſam ge⸗ 
blieben find, nicht weiter in die Länge ziehen zu laſſen, ſondern Sorge zu 
tragen, baß Verpflichtungen, beren Vorhandenſein und binbenbe Kraft Nie 
manb abläugnet, erfüllt werden. Wir fönnen ung hievon nicht abfchreden laſſen 
durch ben legten uns buch X. Brit. M. Megierung gemachten Vorſchlag, Dänes 
nemark eine Frift von 6 Wochen zu gönmen, bamit es bie Novemberverfaffung 
in verfaffungsmäßiger Weife, d. ; durch Anwenbung biefer vertra —— 
Verfafſung ſelbſt, aufzuheben fuche. . . Nachdem die bänifche Regierung ſich 
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aus eigenem Antriebe eine Stellung bereitet bat, bie auch von bem wichtbem! 
hen Großmächten als ſelbſtverſchuldet betracgtet wird, jo lann marı es, bextfe 
wir, nur als gerecht anfehen, baß Dänemark, wenn es bie jelbfigeichaftese 
Schwierigkeiten nicht hinwegräumen kann, uns geftatte, bie vertragemibrige 
Folgen besfelben durch —— Beſetzung des Herzogthums Schleswig zu be 
ſeitigen. Sollte Dänemark dieſer Beſezung mit Waffengewal 
entgegen treten, jo werben militäriſche Operationen ſiattſinden wiziien 
deren Folgen auf bie weitere Gniwidelung ber deutſch-däniſchen Beziehunge 
einen um jo bebenflicheren Einfluß üben bürften, als bie zwifchen bei 
beiden Ländern beftehenden Verträge bann aufbören wüurben 
in Kraft zu fein. Erſt von jenem Augenblide an würde bie Antegri 
ei er bänifhen Monardie eine Frage werben, bie eine Yolur: 
heiſcht. ...“ 


ll. 


Ber Bertrag von Sonden 
vom 8. Mai 1852.*) 


Im Namen ber heiligen und untheilbaren Dreieimigfeit. 


Ihre Majeftät die Königin bes vereinigten Königreih® ven Grof: 
Britannien und Irland, Se. Majeftät der Kaifer von Oeſterreich, König 
von Ungarn und Böhmen, ber Prinz-Präfident der franzöfiſchen MRepukiit, 
Se. Majeftät der König von Preußen, Se. Majeftät der Kaifer von Ruf 
land und Se. Majeftät ber König von Schweden und Norwegen haben, 
in Erwägung ziehend, daß bie Erhaltung ber Integrität der däniſchen 
Monarchie, als verknüpft mit den allgemeinen Intereſſen des &leicge: 
wicht ber Mächte in Europa, von hoher Wichtigkeit iſt für die Erhaltung 
bed Friedens und baß eine Combinatien, durch melde bie Nachfolge in 


*) Somohl ber Londoner Vertrag, als bie biplomatifchen Depeſchen, melde 
bie Vereinbarungen zwifhen Dänemark unb Deutſchland von 1851-5. 
— auf welhe fi Dänemark jetzt zu flüßen fucht, nachdem es in ben langwierigen 
Unterbandlungen mit bem beutfchen Bunde feit 1855 fi benfelben auf jebe Teile 
u entziehen unb am Ende bie „tractatmäßige" Verbinblichfeit beffelben geradezu in 
brede geftellt hatte — finden fi volftändig und ihrem ganzen Wortlaute nad in 
Ghillany diplomatifhes Handbuch. Sammlung ber woichtigfien 
eutopäifchen Friedensſchlüſſe, Gongreßacten unb ſonſtigen Staatsurkunden vom 
weitphäliichen trieben bis auf die neuefte Zeit. Mit kurzen gefgidt: 
lien Einleitungen. 2 Bände. Nördlingen 1855. 
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ıllerr gegenwärtig unter dem Scepter Sr. Majeftät des Königs von Dä- 
vemtar? vereinigten Gebieten dem Mannsflamme, mit Ausfchluß der Frauen, 
ufiele, das beſte Mittel wäre, um bie Antegrität biefer Monarchie zu 
ichern, haben ſich auf das Erſuchen Sr. däniſchen Majeftät entjchloffen, 
einer Vertrag abzufchließen, um ben auf biefe Succeffionsorbnung bezüg⸗ 
lichen Arrangements ein neues Pfand der Dauer durch einen Act euro⸗ 
päifcher Anerkennung zu verfhaffen. 


Zu diefem Zwecke haben bie hoben Theilnehmer bes Vertrags zu 
ihren Bevollmädtigten ernannt ac. ıc. 


Nachdem fie ſich ihre gegenfeitigen Vollmachten mitgetheilt und bies 
felben in aller Form befunden, haben die Dbengenannten folgende Artikel 
angenommen: 


Art. 1. Nachdem Se. Mai. ber König von Dänemarf bie Intereſſen feiner 
Deonardie in ernfte Erwägung gezogen unb wit Zuflimmung Sr. k. H. bes Erb⸗ 
prinzen unb feines nächſten Verwandten, ber Kraft bes bänifdhen Konigsgefetzes 
zur Nachfolge berechtigt ift, ferner im Einverftänbniß mit Sr. Maj. bem Kaifer von 
Rußland, Chef ber Älteren Branche des Haufes Holftein-Gottorp, feinen Wunſch ers 
klärt bat, die Succeffionsordnung für feine Staaten in ber Weife zu reguliren, daß 
in Ermangelung männlicher Nachkommenſchaft in birecter Linie von Köntg Friedrich TI. 
von Dänemark feine Krone auf S.H. ben Prinzen Ehriftian von Schleswig-Holfleirts 
Sonberburg = Glüdsburg und auf bie Nachkommen aus der Ehe biefes Prinzen mit 
3. L. H. ber Prinzeffin Louife von SchleswigsHolftein-Sonderburg-Glüdsbyrg, geb. 
Prinzeifin von Heffen, nad) ber Erftgeburt von Mann auf Mann übertragen würbe — 
verpflichten fich Die hoben contrahirenden Parteien in Anerfennung ber weifen Abfichten, 
welche bie Annahme biefer Gombination entichieben haben, für ben Fall bes Eintritts 
ber in's Auge gefahten Eventualität, in ©. H. dem Prinzen Chriftian von Schles⸗ 
wig-Holfein-Sonberburg-Glülsburg und feinen birecten Nachkommen aus feiner Ehe 
mit ber befagten Prinzeffin das Recht anzuerkennen, in ber Totalität ber ge: 
genwärtig unter bem Scepter S. M. bes Königs von Dänemarf vereinigten Staaten 
nachzufolgen. 

Art. 2. Die hohen contrahirenden Parteien, in Anerkennung bes Principe 
ber J ität ber bänifchen Monarchie als eines feftfiehenben, verpfliähten ſich, wei: 
tere ungen, die S. Maj. für geeignet erachten möchte, ihnen zu maden, wenn 
(mas Gott verhüten möge) das Erldfchen ber männlichen birecten Nachkommenſchaft 
©. H. bes Prinzen Chriſtian von Schleswig - Holftein » Sonberburg - Glüdeburg aus 
feiner Ehe mit ber Prinzeſſin Louiſe broben follte, in Erwägung zu ziehen. 

Art. 3. Es ift ausdrücklich verftanden, daß bie gegenfeitigen Rechte unb Vers 
binblicgkeiten Sr. Maj. bes Königs von Dänemark und bes beutfhen Bundes be⸗ 
züglich der Serzogthümer Holftein unb Lauenburg, wie ſolche Rechte unb Verbind⸗ 
lichkeiten durch ben Bunbesvertrag von 1815 und bie beſtehende Bunbesacte feftgeftellt 
find, durch biefen Vertrag in Teiner Weife gefehmälert werben follen. 


Art. 4. Der gegenwärtige Vertrag fol ratiflcirt und bie Notificationen binnen 
ſechs Wochen, ober wo möglich noch früher in London ausgewechfelt werben. 


Zu welder Beglaubigung bie refpectiven Bevollmächtigten dieſen 
Vertrag unterzeichnet und demfelben ihre Siegel beigefügt haben. 
So gefchehen zu London den 8. Mai i. J. d. Gnade 1852. 
Malmesbury. — Kübel. — Walewsli. — Brunnow. — Bunſen. — 
Rehauſen. — Bille, 





Bewegung der Börfenenrfe im Jahre 1863. 


Indem bie Börfen ben politifchen Ereigniffen unterlagen, konnte ber Berfela 
ben Erwartungen unmöglich entiprechen, benen man fi zu Anfang bes Jahres hin: 
geben zu bürfen glaubte. Die Fortdauer bes Bürgerfrieges in ben Vereinigten Staa 
ten, bie polnifche Inſurrection zu Anfang unb bas plößliche Auflobern ber ſchleswig⸗ 
eg Frage zu Ende des Jahres fanden einem Aufihwunge ber Kurſe Bin: 
bernd im Wege. 

Trogbem, namentlid aber trog bem anbauerndben Ausfall des amerifamifchen 
Verkehrs nahmen — nach ben Zufammenfiellungen ber Frkf. Handelsztg. — ſowobl 
Sach als Hanbel in England einen erheblichen Aufihwung gegen bie hbeiben 

rjahre, Die Ausfuhr betrug in ben erftien 11 Monaten ber Jahre 
1861 1862 1863 
115,355,004 Pf. St. 113,280,779 Pf. St. 132,135,168 Pf. St. 

In Lancaſhire bat ſich die Lage ber arbeitenden Klaſſen wejentlich gebeflert und bi 
Krifis, welche dieſen Landestheil feit bem Ausbruche bes Bürgerfrieges in Amerifı 
fo ſchwer heimgeſucht Hatte, darf zur Zeit als weientlich überwunden Betrachtet wer: 
ben. Die große Summe von Kapitalten, welche durch die Stodung in ber Raum: 
wollinduſtrie flüfjig geworben waren, fpornten wie im Sabre 1862 fo auch noch in 
ber erften Hälfte bes Jahres 1863 den Unternehmungsgeift an.” Der lang anbauernde 
@elbüberfluß, ber im vorhergehenden Sabre befonbers in auslänbifchen Staatsanleihen 
einen Abzug gefucht Hatte, rief in biefem Jahre vorzugsweife bie Grünbung pon Actien: 
gefellfchaften aller Art hervor, von denen jedoch nicht alle als folibe Unternehmungen 
angeſehen werben bürfen. Auch ber Parifer Erebit Mobilier, gegen ben fi) biäber Englanı 
wie mit einer chineſiſchen Mauer abgeſchloſſen hatte, fanb endlich das Zauberwort, welches 
ihm bie Pforten ber Lonboner City öffnete und in den Monaten Mai und Juni 

vielfach ein gesaltiger Schwindel an ber Stod-Erhange. Fremde Anleben Tamen 
verhältnigmäßig wenig an ben englifhen Markt. Außer ber conföberirten Anleihe 
von 300,000 V., burd welche England feine Vorliebe für ben Süben mit theurem 
Gelbe bezahlen mußte, wurde eine Anleihe von Venezuela im Betrage von 1 Mill 
Pfd., 3,300,000 Pfd. braſilianiſche und 2,100,000 portugiefiihe und verfchiebene 
kleinere Anleihen mit gutem Erfolge aufgelegt. Won der groben italieniſchen Anleibe 
wurben in England ftarke Poften untergebradt. Das Bborſenſpiel warf fi indeß 
neben ben Actien mebr auf ältere auslänbifche Obligationen und zwar ausſchließlich 
auf folche, welche feit vielen Jahren Teine Zinſen bezahlten, bie aber irgenb welche 
Anhaltspunkte für ein waghalfiges Spiel boten. So wurben griechiſche Obligationen, 
bie vor ber Entthronung bes Königs Otto 5—6 flanben, Bis auf 40 getrieben, um 
bei Jahresſchluß wieber auf 25 zu finfen. Mericaner bielten mit ben Fortſchritten 
ber frangSfiihen Grpebition gleichen Schritt. Sie fliegen nach ber Beſihnahme ber 
Stadt Merico bis auf 48 und gingen wieder bis auf 32 zurüd. Weniger große 
Schwankungen erfuhren ſpaniſche Paſſiven. Cs konnte nicht fehlen, daß im —* 
des unfinnigen Börjenfpiels, welches ben Sommer über in London getrieben würbe 





er Gelbwerth betraͤchtlich anziehen mußte. Dazu Fam noch ein fortwährender Er⸗ 
ort von Gold und Silber für bie aus bem Driente eingeführte Baumwolle. Ale 
un im Folge ber Ueberjpeculation und einer momentanen Wenbung ber polniſchen 
Birren ber Börſenſchwindel nachließ, ba wurde bie eintretenbe Ernücht buch 
m fortwährend ſteigenden Dieconto raſch J—— Schonungslos modifizirte die 
kant von England dem jeweiligen Bedürfniſſe entſprechend ben Disconto, erhielt da⸗ 
it ber Bant ftet8 eine angemeflene Reſerve unb beugte fo bem Ausarten ber Klemme 
ı eine Krifis aus. Die meiflen foliben Werthpapiere, Staat: und Eiſenbahneffekten 
‚ wie anerfannte Bankactien fchloffen höher als am Schlufſe bes Jahres 
862. Aber aud ber größte Theil ber neugeichaffenen Actien notirtn — auf 
tm Kurszeitel wenigſtens — bei Jahresſchluß mit Agio. Dabei waren bie Baum⸗ 
olfpreife neuerbing® auf eine nie gefehene Höhe gefhhraubt worben. Bon gebiegenen 
mfihtigen Häufern wurde baber die finanzielle Lage bes engliiden Marktes immer 
oh als eine fehr gefährliche bezeichnet. Würbe ed in Amerika zu einem raſchen 
riedensſchluſſe kommen, bann würben große Berlufte in vielen Brawchen unvernreibs 
& fein. Aber auch ohne bie Wieberherfiellung bes Friedens in Amerika wirb es 
elfach als fraglich angejehen, ob bie wenn aud noch fo ſtarke Gonftitution bes 
igliſchen Gelbmarktes Alles das werbe ertragen Tünnen, was man ihr im lebten 
abre zugemuthet hat. Gonfol® am 31. Dec. 1862 zu 92% ſchlofſen am gleichen 
age 1863 zu 914. 

Die Parifer Börfe machte wie immer fo auch im Jahre Pr 
;prünge, bie fi) durch bie politiſchen und finanziellen Greigniffe gerabezu 
tlären laſſen. Sie ſchien eine Zeitlang bem Grebit Mobilier, ver ſich in feinem 
abhresbericht förmlich ben Vertreter bed Kaiferreiche auf finanziellem Gebiete genannt 
ıtte, ganz willenlos bingegeben zu fein und hat biefe Hingabe an bie große Finanz⸗ 
fellfehaft theuer bezahlen müffen. Bon einem geregelten gefunden Geſchäft war im 
runde während bes ganzen Jahres Leine Rede. Bald bie jähefte, burch nichts mo⸗ 
virte Hauffe, bald wiberftanbslofe, unaufbaltfame Baiſſe, fo ging es bas ganze Jahr 
nburd. Gleich zu Anfange besfelden wurbe bie Rente auf 71, Mobilier auf 1200, 
anijcher Mobilier auf 900 Fr. geichnellt, ohne daß irgenb ein nur erwähnensw 
reigniß eingetreten wäre. Die ganze Hauffe beruhte auf ben Gerüchten, welche ber 
tobilier über feine günftige Bilanz und über bie von ibm erlangte Conceſſion ber 
irtiſchen Bank verbreiten ließ. Aber ſchon am 15. Januar war es mit ber raſch 
ıfgeichoflenen Zreibhauspflanze zu Ende. Der Bankausweis hatte eine Abnahme bes 
aarvorratbßs um 51 Mill. conftatirt, bie Bank mußte ihren Disconto von 4 auf 
pG&t. erhöhen und wenige Tage nachher kamen bie erften Nachrichten über bie pol⸗ 
fche Inſurrection. Die Rente ſank in wenigen Tagen auf 69, bie beiben Mobi- 
ers um 100 rc. und mehr. Die ſchon auf ben vorhergegangenen October mit 
uverjicht angefünbigte Einnahme Puebla’s wollte immer nicht fommen, bie preußiſch⸗ 
ıffifche Convention vom 8. Febr. veranlaßte bie franzöfiihe Regierung zu einer 
-obenden Haltung unb bie einmal ſcheu gewordene Boͤrſe wollte ſich nicht fobald 
ieber beruhigen. Da mußte Anfangs März bie große Finanzmacht bes Haufes 
othſchild dem jüngeren Nebenbußler, dem Mobilier ber Pereire, aus ber Klemme 
fen. Tas Haus Rothſchild übernahm bie italienifche Anleihe von 500 Mill. zum 
heil feft, zum Theil als Gommifjtonär. Nun gingen feine Intereſſen mit benem 
6 Grebit Mobilter vorübergehend Hand in Hand; noch einige Tage vor ber 
miffion ber Anleihe (12. März) mußte ber Disconto auf 44, am 27. März 
ıf 4 pCt. herabgeſetzt werben. Wiber Erwarten fand bie italieniſche Anleihe gute 
ıfnahme und behauptete ſich fogar mitten unter ben Stürmen, bie bas ganze Jahre 
nbutcch tobten, burch die mächtige Patronage ber Rothſchilb'ſchen Häufer. Wie weit 
h biefer Einfluß erfiredt, TAßt 1 an einer bezeichnenben Ziffer anſchaulich machen. 
rı Januar 1863 ſtand Öfterreichiiche Nationalanleihe 1 p&t. höher als ttalientiche 
ente. Nun bat Defterreih im %. 1863 bie Börfe nicht weiter in Anſpruch ges 
ınmen, als mit ber Emiffion eines früheren Anlehensreftes, Italien bagegen 
>» coloffale Summe von 500 Mill. auf ben Markt geworfen; bie politifchen Ver⸗ 
Itniffe waren für das eine Land nicht bebrohlicher für bas andere, bennoch er⸗ 
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—— am Schluſſe bes Jahres 1863 ein Naterſchied zwiſchen National: und im 
her Anleihe von 7 p&t. zum Nachtheile bed bſterreichiſchen Gtantselfeftes. — 
Der keit mobilier wußte bie unfretwillige Unterftügung ber großen Gelbmacht weil 
anszunüpen. Bis Ende März war es ihm gelungen, feine eigenen Actien wien 
bis 1265 Fr. vorzufdieben. Nun war ber Boben gut vorbereitet, um einen Haupt: 
Kane zu verfuchen. Sekt wurbe bie Rieſendividende von 100 Sr. unb weiter 
Gr. als bereits verbient angefünbigt und bie Werthe bes Credit Mobilier zum 
— 2 enpapier geſtempelt, Gerichte von einer Kapitalverboppelung und won ber Ge 
bes Omniums verbreitet. Moblier erreichte wirklich 1460, der ſpaniſche 1003 
Rur fe Rente, bie von Niemandem befonbers protegirt wurbe, fonnte e® nur we: 
nige Sons über 70 bringen. Als wun aber bie Regierung weber. bie Kapitalever: 
boppelung noch bie jo heiß erſehnten Obligationen beiwilligte, ba wurbe zu einem 
mberen Mittel gegriffen, um bie zu Fortſetzung bed Treibens erforberlichen Kapi⸗ 
talien aufzubringen. Die fpanifche Tochteranftalt hatte ſchon vorher ihr Kapital er: 
hoͤhen müſſen und num wurden noch unter dem friſchen Eindruck der 100 Wrants: 
Dinibenbe weitere Filialanftalten in Amſterdam, Turin und London gegründet. Und 
fieße ba, ber Grebit Mobilier befam feine Actien nicht nur abgenommen, ſondern & 
fanb eine Reihe von Nachahmern, bie gleichzeitig ein Dutzend Goncurrenzanftaltes 
an ben nämlihen Sanbelsplägen ins Leben riefen. Jetzt war auch bie Beit geken 
men, bie Taiferlih türfifche Bank, von ber bis bahin niemand etwas wiſſen wei 
und eine neue türkifche Anleihe ben nad Agiogefchäften verlangenben PBarifern ver: 
zulegen. Die fämmtlichen neuen Actien wurden mit einem Aufgelb von 20 — 50 püı. 
an den Markt gebracht und — man follte e8 nady ben Erfahrungen bes %. 1856 faız 
n — genommen. Wie viel freilid in ben Händen ber erften Lintermehme 
ft geblieben und wie viel fie um bie Kurfe zu halten zurüdgefauft haben. = 
wird man wohl erft fpäter erfahren. Alles dieß geichab in ben Monaten 
Mei. Länger vermochte jeboch der Erebit Mobilier biefe ſchwindelhafte Hauſſe * 
feſtzuhalten. Der politiſche Horizont wollte ſich noch immer nicht aufheitern. 
der Fehr jhwierigen Mailiquibation zeigte es fich, wie ungänftig die Pofitton be 
Böre war. Bon da an war bie rüdgängige Bewegung nicht mehr zu ftauen. © 
kamen bie beften politischen Nachrichten, fie blieben ohne Einwirfung auf bie Port. 
Das Mißtrauen hatte einmal bie Oberhand gewonnen unb bie Reaction war nik 
mehr zurüdzuhalten. Die am 11. Juni enblid eintreffende Nachricht von ber Ein 
nahme Puebla’s ließ bie Börſe Kalt und es wurde ihre Wirkung durch bie gleid» 
geitige Erhöhung bes Dieconto’® von 3% auf 4 p6t. ollftänbie paralyfirt. And 
der Rüdtritt Perfigny's in Folge ber Bablen wurbe von ber Börfe nicht honoritt; 
ber Ausfall ber Wahlen hatte eben ber allgemeinen Berftimmung nur neue Rabrun; 
gege eben. Die Juniliquibation war für bie a mit ben größten Berluften ver: 
pft. Mobiliers, bie im April 1470 berührt batten, gingen bis auf 1150 zurüd. 
Anfangs Juli begann bie fommerliche Ruhe für bie Börje, früher ale ſonſt. Te 
Nachricht von der Beiekung Merico’s durch bie Franzoſen kam zu fpät und bradıie 
faft Leine Veränderung hervor. Ende Auguft gewann zwar ber Credit Mobile 
wieder einen Vortheil über bie Baiffiers: Rente konnte auf- 69,10, Wobiliers auf 
1235 getrieben werben; aber es dauerte nicht lange und Enbe September finden wir 
bie Kurfe ſchon wieber auf bem Stande ber Juniabrechnung. Von da an verfchlim: 
merte fich die Lage mehr und mehr. Gleich Anfangs bes Monats machte fich ber 
Inappe Geldftand fühlbar und fihon am 8. Det. mußte die Bank ihren Disconto von 
4 auf 5 pCt. erhöhen. Die Kurſe fielen und fielen. Dan erwartete ben Sinanj: 
bericht Foulds, welcher in ber Megel vor ber Eröffnung ber Kammern erſcheint, allein 
man wartete vergeblih. Das Scwei weigen bes Hrn. Fould war ein fehr berebtes. An 
ber Borſe betrachtete man eine neue Anleihe ſchon als falt accompli. Endlich am 
5. Rop. eröffnete ber Kaiſer bie Kammern. Die Thronrebe, welde einen Gongrek 
verfünbigte unb ben anderen Mächten für ben Tall der Weigerung ein Ar bütere® 
Soroschy nie, — zwar in Paris als eine „friedliche tet unb — 
Deutſchland bie Borfen über einander ſtürzten, meldeie ber Telegraph vo 
wlich „Wörfe ty und ziemlich unberäinberte Kurſe. Freilich war bie —* Back 
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it bem Fallen ſchon lange voramsgeeift, benn ber 5. Neo. traf fie ungefähe bei ben 
tebrigften Notirungen bes Jahres, währenb bie beutichen Pläbe den Sommer über 
iemlich geftiegen waren. freilich warb von oben ber alles aufgeboten, um bie Börfe, 
eren Hülfe man momentan beburfte, in erträglicher Laune zu erhalten. Aber am 
. Rov., einen Tag nad ber Eröffnung ber Kammern, ſah fi bie Bank gendthigt, 
en Disconto auf 6 pE&t. und am 12. Nov. auf 7 pEt. zu erhöhen. Am 3. Dec. 
adlich wurde ber Finangbericht des Hrn. Fould veröffentlicht. Er Tam ber Börfe, 
venn and nicht unerwartet, boch ungelegen. Hr. Fould hatte bei ber Gonverfion 
Härt, das große Buch werde nun nicht weiter geöffnet werben. Aber ſchon eim 
jahr fpäter muß er eine Anleihe von 300 Mil. aufnehmen. Daß ber Miniſter ſich 
ur ungern zu einem Geftänbniß entichloß, bas feinem finanziellen Rufe einen ſchweren 
Stoß verfebte, verſteht fi) von ſelbſt. Die Anleihe wurde indeß von ben Kammern 
ı ben legten Tagen bes "Jahres ohne Wiberſtand votirt. Die Börfe ſchleppte ſich 
ber ben Reft des Jahres ohne alles Leben bin. Sie jah ben weitern und ben enges 
m Congreß verfcheiben, ohne irgenb welche Theilnahme zu bezeigen. Die Bank von 
tanfreich ſchloß das Jahr mit einem Baarvorrath von etwa 175 Mil. gegen eine 
totenciranlation von über 800 Mill. ab. Die Bilanz ber Börfe war nicht viel gn- 
iger und alles mahnte zu großer — Man — in Paris am 31. Dec.: 
61 1862 


1863 
3 pCt. Rente 67,55 69,55 66,35 
Gredit Mobilier 727,50 1155 1035 
Span, Erebit Mobilier 418 820 610 
Stalienifche Rente 66 72 71,40 


Bezüglih Italien ift das weſentlichſte fchon bemerkt, ba ber größte Theil 
es neuen Anlehens in rankrei untergebracht wurde. Die Finanzlage ber an⸗ 
ebenben Großmacht hat fich überhaupt nicht gebeffert. Die Erträgnifie ber Steuern 
nd immer noch unbefriebigenb und das Deftzit bleibt ein wahrhaft erfchredendes. 
Das unaufbörliche Drängen ber Italiener nach bem Befike Roms und Venedigs ift 
licht zum geringftien Maße eben baraus zu erflären, baß fie ber Anſicht find, bas 
unge Stönigreich werbe fonft an finanzieller Zerrüttung zu Grunbe gehn. Wenn 
pir dennoch die italienifchen Staatspapiere am Schlufle 1863 nicht miebriger fehen, 
18 vor einem Jahre, fo ift das faft ausfchließlih der ſchon erwähnten Patronage 
es Haufe® Rotbichilb zuzumeſſen. 

Rußland hatte das ganze Jahr hindurch mit ber polnifchen Infurrection 
u Fämpfen und ift durch biefelbe auch finanziell wieder bebeutenb zurüdgemworfen 
porben. Die gemachten Anftrengungen zu Wiederaufnahme ber Metallzahlungen has 
en fich als erfolglos beiwiefen. Das fucceffive Herabſetzen des Agios mußte einge⸗ 
tellt und damit die Ginlöfung ber Noten ganz aufgegeben werben. In ben letten 
Monaten bes Jahres Tlopfte Rußland an allen Gelbmärften wegen einer neuen Ans 
eihe an, ohne jeinen Zweck zu erreihen. Indeſſen behaupteten ruffifche Fonds am 
en auswärtigen Märften mit jeltenen Ausnahmen eine große Fertigkeit. 

Für die weitere Entwickelung ber öſterreich iſchen Valuta erwies ſich das 
dahr nicht ſehr günſtig. Obwohl bie durch bie neue Bankacte dem Staat erwach⸗ 
enen Verpflichtungen getreulich erfüllt worden ſind, obwohl bie Schuld bes Staates 
n die Bank ſich im Laufe bes Jahres um 31 Mill. fl. und ber Notenumlauf ums 
0,2 Mil. fl. vermindert haben, fchloß bie Bankvaluta doch mit einem gegen ba® 
tprjaht um 3 pCt. verſchlechterten Kurſe. Wäre es ber — — 
eweſen, bie nächſten Jahre ohne eine neue Inanſpruchnahme ber Nationalbant bas 
Staatsruber zu führen, jo hätte ſich die Bankacte immerhin als wirkſam zur ⸗ 
lellung ber Valuta erweiſen mögen. Dieſe Ausſicht war aber bereits ſehr zweifelhaft 
eworden als ſchon wieder zum allerletzten Aushülfsmittel einer jeben Finanzver⸗ 
valtung, zu einer unverzinslichen Lotterieanleihe geſchritten werden mußte und iſt 
vohl jetzt in Folge bes Krieges gegen Dänemark gänzlich geſchwunden, ba dieſer faſt 
hne Zweifel Verwickelungen herbeiführen wird, bie kaum annehmen laſſen, daß «es 
elingen ſollte, ohne eine abermalige Hülfe durch die Nationalbank bamit fertig zu 
verben. Denn wenn troß alles beffen was ber Staat im Laufe b. 3. 1863 ber 
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Ban geleitet Bat, bie Valuta am 31. Dec. bob um 3 p&t. ſchlechter ſtand als au 
bem Tage, an welchem bie neue Bankacte ind Leben trat, wenn ſchon i. %. 1965 
mitten im Frieden bie Finanzverwaltung ihren bringendften Bebarf nit anbers zu 
bedien vermochte, als durch Operationen, welche man im bürgerlichen Verkebt 
Wechfelreiterei nennt, fo ſcheint es faft erwiefen, daß bie Erwartungen, welche 
man an bie neue Bankacte gefnüpft batte, eitle Zäufchungen waren. Der Kurt 

auf London ſchloß am 31. Der. 1862 114,50. Er ging im Laufe bes biak 
und Sommers auf 110 berab, konnte ſich aber auf diefem Stande nidyt lange ke: 
haupten, ging unter bem Gindrud ber franzöfiiden Thronrebe unb ber ſchleswig 
Bolfteinifchen Wirren wieder auf 121 und ſchloß mit 118,25. Einen Slanzpuntt ır. 
ber Geſchichte bes Finanzjahres bildete die Uebernahme der 40 Mill. bes 1A 
ebens durch bas Haus Rothſchilb zum Kurfe von 102,50 unter Concurrenz dei 
feanzöftihen Erebit Mobilier, beifen Angebot gleihjaHs ben Parikurs überflieg. Köck 
ungünflig auf die allgemeine volfswirtbichaftiiche Entwickelung Oeſterreichs wirkte bie 
ſchlechte Setreibeernte in ben öftlichen Provinzen bes Reihe. Der Staat mußte zahl 
reiche Unterſtützungen und Vorſchüſſe gewähren; bie Valuta ur von bem ganm; 
lichen Aufhören ber Getreibeausfuhr gebrüdt, bie Eifenbahnen litten beträchtliche En: 
buße. Die Nationalbank hat ungeachtet ber ihr durch bie neue Acte auferlegten fuc: 
ceffiven — ein höheres Erträgniß geliefert als im vorigen Jahre. Tu 
Stantsfonbs erfuhren im Laufe bes ganzen Jahres nur geringe Schwanfungen. Aict 
1860er Looſe gingen gegen ben hochſten Kurs, welchen fie mit ber Emiffion bes An: 
lehensreftes erreicht hatten, erheblich zurüd. Die wichligften Rotirungen zeigten am 
Schluſſe des Jahres in Vergleihung mit ben beiben Vorjahren: 
31. Dee, 1861 1862 1863 


5 pCct. Metalliques 66 76,40 72,60 
Nationalanlehen 81,50 81,90 80,15 
1860er Loofe 81,80 92,60 93,10 
Lonbon 141,% 114,80 118,23 


Bankactien 736 809 786 
Die Gifectiobebedung ber Bank betrug am Schluffe des Jahres circa 11 Mill. meh 
als im vorigen Jahre, ber Notenumlauf um 30 Mil. weniger unb es fielite is 
bas Berhältniß ber Effeftivdedung zum Notenumlauf von 1 : 3,18 auf 1 : 2,6%, 
mithin um ein bebeutenbes günftiger. Dabei hatte fich bie rüdzahlbare Schulb ker 
Staates um circa 25 Mill. vermindert. 

In Amerifa wurbe ber Krieg mit abwechſelndem Erfolge fortgefeßt. Der 
Süden fcheint weniger ben Erfolgen bes Norbens ale feiner eigenen Erichöpfung un 
Schwäche nad unb nad zu erliegen. Die Schuld ber Vereinigten Staaten ift am 
0. Nov. 1863 auf 1,312,685,386 Dollars gefliegen, worunter 421,655,428 Vollart 
unverzinsliches Papiergelb. Die Bons ber Vereinigten Staaten haben ſowohl an 
ber Frankfurter Börfe als in Holland und England gute Abſatzwege gefunden, was 
zu Aufrehthaltung und Kräftigung bes Vertrauens in ben Nordflaaten nicht wenig 
Beiträgt. Indeſſen ift das von Hrn. Chaſe — Finanzſyſtem (die große 
Papiergeldemiſſion, ſeine neu errichteten Nationalbanken und die mehrfach verſuchten 
eh ng ber Gelbipeculanten) der Art, daß ein hoher Grab von Mißtrauen 
gerechtfertigt erfcheint. Das Golbagio hatte in Newyork im Laufe bes März 73 pCt. 
erreicht, ſank im Juni bis 23 p&t. und ſchloß Enbe bes Jahres mit 51—52 pCt 
Man notirte in Newyork: 


Dec. 1861 1862 1863 
6% Ber. Staaten pr. 1881 93 104 109% 
5%, pr. 1874 83 92 101 
6% Miflouri 50 52 66% 
7% Californien 52 113 121 


Wechſel auf Lonbon 109 146 165 


ueberſicht der Ereigniffe des Jahres 1863, 


Seit 1859 Hatte fih Europa, was allgemeines Intereſſe belangt, 
orzugsweife mit ber Löſung ber italienifchen Frage befhäftigt. Das Jahr, 
863 bradte neue Fragen. Zunächſt war es bie polnifche Trage, die bis 
egen den Schluß des Jahres bie gefammte Diplomatie in Athem erhielt, 
nd Faum war fie von denjenigen brei Großmächten, die fih barin zu 
Sprechern ber öffentlihen Dleinung Europas gemacht hatten, fallen gelaffen 
yrben, als ber unerwartete Tod bed Königs von Dänemark den‘ längft 
orausgefehenen Kampf um fein Erbe und um die Rechte und Intereſſen 
deutfchlands zum Ausbruch bringen mußte. 

Obgleich Niemand fih darüber täufchen Fonnte, daß es in Polen zu Rußland. 
inem gewaltfamen Ausbruch kommen müſſe, fo trat die Thatfache doch mehr 
der weniger überrafchend ein. Dem allgemeinen Zuge entfprechend, ber 
sit 1859 überall in Europa die Oberhand gewonnen und unter Alexan⸗ 
er II. auch Rußland ergriffen hatte, war von biefem ſeit 1864 ein ernft: 
iher Verſuch gemacht worden, Polen feiner Nationalität wieder zu geben 
nd ihm eine gewiſſe Autonomie ber Verwaltung einzuräumen, aber aller: 
ings unter ber abſoluten Bebingung, baß das neue Syſtem nicht zu 
iner politifhen Revolution, nicht zu einer Loͤſung der polnifchen von ben 
Ugemeinen Snterefien des ruffifhen Reiches führen dürfe. Der Erfolg 
ntiprady inbeß keineswegs feinen Erwartungen. Umfonft wurben vie 
uffifehen Generale, die bisher die Central: Verwaltung bes Landes in 
Uen Zweigen geführt hatten, nach und nad ſämmtlich abberufen und burdy 
ſeborene Polen erſetzt, umfonft die Gouverneursftellen ausſchließlich Polen 
vertraut, umfonft ein polniſcher Staatsrath zu Worberathung ber 
hHeſetze als eine Art berathender Stände, die freilich nicht von ber Nation 
ondern vom Kaifer gewählt und mit wenigen Ausnahmen auch von ihm 
ejoldet wurden, errichtet, umſonſt Kreis: und Gubernialräthe, melde bie 
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Rufiand. Bendflerung wählte, eingeführt, umfonft dem polnifchen Unterrichtemega 
größere Sorgfalt zugewendet, namentlich bie Univerfität Warfchau verrel 
ftändigt und erweitert, Die Öffentlihe Meinung des Landes machte kein 
Miene, "dem ruffifhen Gouvernement und feinen Intentionen entgegen 
zu kommen. Die Maſſe der Ländlichen Bevölferung blieb gleichgültg, de 
Adel aber und bie jtädtifche Bevölkerung verlangten nicht bles abminiftratix 
fondern politifche Autonomie und ber paffive Widerftand, der fich namen: 
lich in Warſchau zu beihätigen ſuchte, fand eine mächtige Stübe an der 
katholiſchen Kirche. Zwar gelang es ber ruffiichen Negierung zu Anjan; 

des Jahres 1862, den erzbifhöflihen Stuhl von Warſchau nad ihren 
Wunſche befegt zu ſehen und der neue Erzbifchof Felinski fuchte einig 
Zeit in ber That eine vermittelnde Stellung einzunehmen; allein aud « 
vermochte fih darin nicht zu behaupten und fab fih bald von ber allx 
meinen Strömung fortgerifien. Zu Ende bes Jahres 1862 war de 
Stimmung offenbar zu einem Ausbrude reife Die geheimen revoluti- 
nären Comité's warteten nur auf ben geeigneten Moment, um die Ber 
gung aus dem paffiven Widerfland zu cinem activen Schlage binük: 
führen zu können und die Regierung ibrerfeit® fuchte nad einem geiz 
neten Mittel, um bie revolutionären Elemente, welche die Gährung ® 
Maffen unterhielten und nicht zur Ruhe kommen ließen, wo möglid a’ 
einmal zu befeitigen. Die vom Kaifer ſchon im September 1862 ik 
das ganze Reich nach langer Zeit wieder angeordnete Recrutirung fd: 
ber Regierung die gefuchte günftige Gelegenheit zu bieten, ſchlug jetei 
ins Gegentheil um und arbeitete gerade ber revolutionären Partei für ihr 
Zwecke in die Hände. Nachdem die Regierung ihre Vorbereitungen getrofie, 
wurbe in Warſchau am 14, Yan. Nachts zu jener Rekrutirung geſchritin 
Sie erfolgte nicht nady irgend welchen geſetzlichen Kategorien, fonbern ab 
folnt willführlih: wer immer befchäftigungslos in der Stabt verweilte aber 
irgendwie ber Bewegung Vorſchub zu leiften fchien, ober fonft ber Regie 
tung verdächtig fein mochte, follte ergriffen, ins Militär geſteckt und It 
unfchählich gemacht werben. Immerhin hatten bie Vorbereitungen nid! 
fo geheim gehalten werben können, baß nicht viele von bem ihnen bever 
ſtehenden Schickſal unterrichtet worden wären. Zahlreiche Schaaren ver 
liegen bie Stabt ſchon an den vorhergehenben Tagen und in ber verhäng: 
nißvollen Nacht. Im dieſer drang das Militär in die Häufer ein, ergnif 
diejenigen, die für den Zwed geeignet ſchienen und führte fie ab: ein gr 
waltiger Sammer berrfchte in ber ganzen Stadt. Diefe Stimmung be 


x 


Veberſicht Der Mrciguiffe des Babes 1068, 37 


rühte dao revaluttonäre Gomite, um zu offenem Widerſtaͤnd Aberzugehem. Weehlarn . 
Die geflohenen Schanren fammelten ſich in ben Wäldern, vereinigten fich 
nit auderen, bie jchon bereit waren, und überfielen auf verichiebenen Punkten 
es Landes die ruffiiden Truppen, während das geheime vendlutiowäre 
somite nunmehr hervortrat, ſich als prowiforifche Nationalregieuung. com 
tituirte und durch Proclamation bie Nation zu ben Waffen rief. Yes 
ie Moflen zu gewinnen, wurden die Bauern burch diefelbe Proclamation 
ofort für freie Eigenthümer der von ihnen bisher beſeſſenen Grundſtücke 
Märt, den Taglohnern ein kleines Beſitzthum aus ben Ratienaigütern 
sierlich verbeißen unb bie Eutſchädigung ber bisherigen Eigenthümer auf 
ie Nationalſchuld gewählt. Der Kampf der polnifchen Nation mit ber 
ewaltigen Macht Rußlands war. alfo neuerbinge aufgenonunen und bie 
tachrisht verfehlte nicht in ber öffentlichen Meinung Europa’s diejenige 
heilnahme bervorzurufen, die dem unglücklichen Volle nicht verfagt mer- 
eu Tonnte, obgleich man. fi) gefbehen mußte, daß ber verzweifelte Verhuch 
ur fehr wenig Ausſicht auf Erfolg barbot, foferne nicht irgend eine ber 
aropäiſchen Mächte ben Polen eine heifende Hand reihen würde, mas im 
er That ganz und gar nicht wahrfcheinlih war. Oeſterreich und Press 
en mußten das Ereigniß nothwendig wit mißtrauifcgen Augen betpachtes 
nd eine Ansbehnung ber Inſurrection auch auf Poſen und Galizien ber 
rgen; England und Frankreich waren zunächſt nicht in ber Bage, für bie 
zolen gar viel thun zu Zönnen. Die polnifche Frage wurbe zwar chem 
m A. Februar im gefeßgebenden Körper Frankreichs zur Sprache gebrach, 
ber von ber Regierung entſchieden ablehnend beantwortet. Erſt als 
zreußen fich nicht damit begnügte, feine Grenzen zu wahren und jehe 
lebertragung ber Anfurrection auf fein Gebiet zu verhindern, fondem mit 
tußlanb gemeinfame Sarhe zu machen ſich anſchickte, änderte ſich bie 
Situation und bet Frankreich Gelegenheit, die Frage aufzunehmen. 

Der große Kampf zwifchen ber Volksvertretung in Preußen umb Preufen, 
er Krone und ihren Miniftern waltete noch immer ungelöst und feit ber 
Znig die Leitung der Gefchäfte in bie Hände des Herrn v. Bismard ge 
:gt, war eine Berflänbigung ober Ausgleihung wem nicht geradezu une 
aöglich, doch in weite Kerne gerückt worden. 

Beide Theile beriefen ſich anf die Verfafſung. Während die Wolfe 
ertretung biefelbe fon durch bie Vorgänge bes verfloffenen Yahres für 
ebrochen erachtete, glaubte ber König, noch immer innerhalb berfeibem 
ehlieben zu fein. Dem Wortlaut nad mochten fih in ber That auch 
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vede. beide darauf ſtͤhen. Allein währen das von ber oͤffentlichen Mein 
getragene Abgeordnetenhaus dieſelbe im Sinne der Zeit auslegte und i 
Sinne ber Zeit weiter ausbilben wollte, ſah ber König in berfelben null 
ſowohl eine Schrante als eine Stübe feiner Gewalt unb wollte fie vich 
mehr im Sinne der frähern unumfchräntten Macht bes Töniglichen Reg 
mentes aufgefaßt wiſſen. Durch die Umftände und den Kampf ſelbſt mu 
er indeß viel weiter nad ber einen Seile geführt worben, ale dies von 
Abgeordnetenhauſe nach ber andern Seite gejagt werben kann. Die Jei 
ber „neuen Hera” war längft vorbei. Schritt für Schritt hatte füch dei 
König der feubalen Partei, bie ihrerfeits ausgefprocdhener Maßen bie Ber 
fafjung nur duldete, bie abfolute Macht der Krone laut proclamirte ml 
mit Ungebuld bem Moment, da bie DBerfaflung ganz befeitigt werbe 
Hante, entgegen Barrte, genähert und fih ihr am Ende, indem er eind 
ihrer Häupter, ben Hrn. v. Bismard, an bie Spike ber Staatsregierum 
ſtellte, ganz. in bie Arme geworfen, immerhin ohne bie BVerfaffung , toi 
er fie auffekte, antaften zu wollen. Der Widerſtand, bem Die Arme: 
organiſation von 1859, fein eigenſtes Werk, wie er wiederholt erflärk 
begegnete, und ber Zufammenhang, in dem biefe Frage mit dem Budget 
Bewilligungsrechte des Landiags fand, führte ihn weiter und weiter. Us 
jene aufrecht gu erhalten, follte Diejes in immer engere unb engere Schranke 
gezwungen werben, fo fehr, daß, wenn das Abgeordnetenhaus darauf eir 
gegangen wäre, von biefem Fundamentalrechte jeber Vollsvertretung in der 
Mat bloß die leere Form übrig geblieben fein würde. 

Schon im März 1862, ale das Abgeorbnetendaus nur Mien: 
machte, fein verfaffungsmäßiges Recht auf die Controle ber Finanzen, die 
bisher vielfach bloß eine fehr allgemeine und mehr ſcheinbare als rec 
gewefen war, zu einer Wirklichkeit zu machen, wurbe basfelbe nach Han 
geihict umb das liberale Miniſterium Auerswalb- Schwerin entlaffen. An 
feine Stelle trat unter der Leitung des bißherigen Handelsminiſters v. t. 
Heydt ein ſchon halb feubales Minifterium; neue Wahlen wurben ange: 
ordnet. Das Refultat war eine VBerftärfung der oppofitionellen Bartei un 
nachgerade bie Ueberzeugung, baß es ſich nicht mehr um den bisher angeftrebten 
weiteren liberalen Ausbau der Verfaffung, fondern um Stein oder Nicht: 
fein diefer ſelbſt, fo wie fie bisher allgemein aufgefaht und im ben Ichten 
Jahren gehanbhabt worben war, handle, war bereits eine allgemeine ge: 
worben, Die öffentlige Meinung ftanb weit überwiegend zum Abgeord⸗ 
metenhanfe,; mit wachſender Hoffnung ſah nur bie feudale Bartei, wie im 
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Debränge bes ausgebrochenen Kampfes bie Verfaffung mehr und mehr in Yreusen, 
Frage geflellt wurbe und meinte, daß ber Augenblick kommen müfle, wo 
6 dem Könige gerabegu unmöglich fein werbe, mit ihr zu regieren. Unter 
ieſen Umftänden konnte auch bie zweite Seffion bed Landtags von 1862 
u keiner Berftändigung führen. ° Der Bruch zwiſchen dem Abgeorbneten= 
auſe und der Regierung wurbe vielmehr ein vollftändiger : jenes verwei⸗ 
erte mit großer Mebrbeit die Koften ber Reorganifation, der König 
ber amtwortete damit, daß er auch das Mebergangsminifterium v. d. 
deydt entließ, die Leitung ber Geſchäfte Herrn v. Bismard übertrug, 
ie Seffion des Landtags ſchloß und zunächft ohne Budget regierte, Die 
eubale Partei ſah fi endblih wieder am Nuber, aber nod keineswegs 
m Biele ihrer Wüufde. Zu einer offenen Verletzung ber Verfaſſung 
var ber König noch immer weit entfernt, feine Zuflimmung ertheilen zu 
vollen. An durchgreifende Mittel, bie Oppofition zu brechen, konnte bas 
ver nicht gedacht werben. Hr. v. Bismard mußte es mit Palliativmitteln 
erfuchen, bie zu feinem Ziele führten und überzeugte fich bald, daß es 
ebenfalls längerer Zeit für ihn bebürfe, um bie Gegenftrömung zu bewäl⸗ 
igen, wofern nicht bie europälfcken Verhältnifſe irgend eine Verwickelung 
werbeiführten, buch die ber nächſte Gegenſtand bes Zermürfnifies bei 
Seite gebrängt unb bis gange Sachlage eine andere Wendung nehmen 
vürde. Unter ſolchen Umftänden begann das Jahr 1863. 

Am 10. Januar trat ber Landtag wieder zufammen. Der König 
ieß ihn durch eine Rebe des Minifterpräfidenten eröffnen; fie ftellte von 
Seite ber Regierung keine irgend wefentliche Sonceffion an bie Forderun⸗ 
wen des Landes in Ausfiht und das Abgeordnetenhaus fand ſich einer 
tage gegenüber, bie feit feinem letzten Beifammenfein nur gefährlicher ges 
vorden war. „Der Conflict“ — erklärte der Bräfident besfelben, Herr 
Srabow, in feiner Erdffuungsrede — „bat in ben verfloffenen brei Mo⸗ 
‚naten immer größere Dimenfionen angenommen und ben Ausbau unſeres 
‚verfaffungsmäßigen Nechtsftantes gefährdet. Bis zu ben Stufen des 
‚Chrones ift das Haus ber Abgeorbneten, bie alleinige, aus allgemeinen 
‚Wahlen hervorgegangene wahre Vertretung des preußiſchen Volles vers 
‚bächtigt, verläumbet, gefchmäht worben. Im Intereſſe des Dienftes 
‚find beamtete Abgeordnete zur Dispoſition geftellt und verſetzt worden, 
‚welche getreu ihrem Verfaflungseibe bie unftreitig dem Abgeordnetenhauſe 
‚verfafiungsmäßig zuftehenden Mechte geübt und gewahrt haben. Die ges 
„ſeylich anfgehobenen Eondniteliften find im Verwaltungswege über bas 
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Sreußen, „politifche Verhalten der Beamteten, insbefonbere der unabhängigen Ridyter, 
„wieber eingeführt worden, Der Artikel 99. der Verfaſſung iſt verickt 
‚und durch das von ihr geboteue Minifterverantwortlichleitsgefep nict 
„geihüst, ftehen wir einer budgellofen Regierung gegenüber.“ Das ganz 
Haus war, mit Ausnahme der einen feudalen Fraction, barüber einig, 
daß die Verfafſung durch die Regierung verlekt fei und legte Diefe Ueber 
zeugung in einer Adreſſe an ben König nieber, bie nach dreitägiger Debatt: 
mit 255 gegen 68 Stimmen angenommen wurbe unb bie mit ber feier: 
fihen Erklärung fchloß, baß „der innere Frieden und bie Kraft nach Auen 
„dem Lande nur dur bie Rückkehr zu verfaffungsmäßigen Zuftänden wie 
„bergegehen werben könne.“ Der König bielt jedoch feft zu feinen Mi⸗ 
niftern, wie® bie Anklage einer Berfaflungsverlekung durch bie Miniſter 
entfchieden zurũck und ftellte. ber Anſchauung bes Hanfes Pie anbere gegen 
über, daß bie jährliche Feſtſetzung bes Budgets verfaffunggmäßig burd 
ein „Gefetz“ zu erfolgen babe, bad nie jedes andere Sejek nur dann für 
alle Theile rechtlich binbenb fei, wenn es burch übereinſtimmenden Befchtn: 
beider Hänfer bes Landtags zu Stande gekommen und von ihm genchmig 
„worden fei. Es if Har, daß durch bie Anerlennung biefer Theorie tu 
Budgetbewilligungsreht des Abgeordnetenhauſes volliommen iliuforiie 
geworben wäre. Benno trat das Herrenhans im. feiner Abrefſe an bes 
König demfelben einftimmig — die libernfe Minderheit besfelben war 
eingefhüshtert in der Sitzung theils gar nicht erfchienen, theilo Hatte fie 
vor ber Abſtimmung den Saal verlaffen — und entſchieden bei, indem 
es fich „in patriotifcher Hingebung um ben König vereinigen und feim 
Regierung nach Kräften unterſtützen“ zu wollen erklärte. Der König 
erwieberte mit Befriebigung, daß feine Regierung „niit Feſtigkeit auf bem 
non ihr vertretenen Standpunkte verbarren werde.“ Ganz übereinflis- 
mend bamit legte die Regierung dem Landtage ein Budget für 1863 ver, 
das genau nad benfelben Geſichtspunkten bezüglich ber Koſten ber Armee: 
reorganifation außgenrbeitet war, wie jenes für 1862, bas von dem Abge: 
orbrietenhaufe mit fo überwiegender Mehrheit verworfen worden war, 
ferner eine Novelle zum Müitärpflichtgefeh von 1914, die alle Forberun: 
gen ber Regierung aufrecht erhielt umd eine bloß zweijährige Dienfizeit 
abfolut ablehnte, endlich ein Diätengefeb, das Feinen andern Zweck hatte, 
als bie liberalen Beamteten durch materielle Gründe für bie Zukunft vom 
Eintritt in das Mbgeorhnetenhaus abzuhalten. Bon vornherein konnte fein 
Zweifel darüber obwalten, daß das Abgeerbnetenhans biefe Vorlagen alle mit 
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anz ũberwaͤltigender Mehrheit verwerfen werde. Die Entſcheibung ver⸗ Sreuen. 
dgerte ſich jedoch. Kaum war ber Landtag zuſammengetreien, fo brach 
ie Iufurrection in Polen aus und bald genug fam das Abgeordnetenhaus 
a die Bage, fih auch mit dieſer Frage zu befhäftigen, bie für. Preußen 
Verdings ſchon wegen Poſen von befonderer Bedeutung war. Da indeß 
ie Leiter ber Polen Ming genug waren, zu erkennen, daß es weit über. 
pre Kräfte ginge, es zugleich nicht bloß mit Rußland, fondern aud mit 
zreußen und Oeſterreich aufzunehmen, fo erfolgte weder in Poſen nod 
a Galizien irgend ein Verſuch von Widerſtand gegen die öſterreichiſche 
der preußiſche Regierung. ine verbältnigmäßige Tieberwachung ber 
zrenze war baber alles, wus durch die Sachlage ſelbſt dieſen Regierun⸗ 
en obauliegen ſchien. Oeſterreich begnügte ſich auch damit, allein nicht 
benfo Preußen. Die polnifhe Infurrection, deren Tragweite vorerft noch 
icht zu ermeflen war, fihien Hrn. v. Bismerd möglicher Weiſe diejenige 
3erwidelung barzubieten, beren er zu bebürfen glaubte. Schon am 81. Ja⸗ 
var wurden bie 4 IRlichen Armeecorps zu einer Armee unter bem Ober: 
efehl bes Generals p. Werber ‚vereinigt und am folgenden Tage General 
. Aluensiehen und Flügeladjutant v. Rauch nah St. Petersburg und 
Barfchau gefanbt, durch welche am 8. Februar zwilchen Preußen. und 
tußland eine Convention behufs Unterbrüdung ber polnifchen Inſurrec⸗ 
ion vorläufig abgefhleffen wurde. Die Beflimmungen biefer Convention 
lieben geheim; allein ſchon was bavon bekannt mwurbe, war genägenb, 
as Abgeordnetenhaus zu veranlafien, ſich über bie. Lage auszuſprechen, 
md dasfelbe entſprach In ber That nur der öffentlihen Meinung, wie fle 
ofort in Preußen. überall zu Tage getreten war, wenn es am 28, Febr. 
ach breitägiger heftiger Debatte mit Aberwältigender Mehrheit die Erflärung 
eſchloß: „das Antereffe Preußens erforbere, daß bie kgl. Stantöregierung 
‚gegenüber dem im Königreich Polen außgebrochenen Aufſtande keinem ber 
‚Tämpfenden Theile irgend eine Unteritägung ober Degünftigung zuwende, 
noch au Bewaffneten geftatte, das preußifche Gebiet ohne gleichzeitige 
‚Entwaffnung zu betreten.” Hr. v. Biomarck, der die Möglichkeit einer 
Bergrößerung Preußend nad biefer Seite bin unb im Binverfländnifie 
nit Rußland vorauszufehen meinte, wäre über bie Oppofition bes Abge⸗ 
xdnetenhauſes ohne Zweifel Leicht Binweggegangen. Allein bie öffentliche 
Meinung Europa’ und ber Kaiſer ber Branzofen nötbigten ihn bald, 
eine Blane fallen und bie ruffifche Convention ne einem „tobten Ba 
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Rußland. Wohl legte bie Sffentlihe Meinung Europa’e aleben Ihre Theil⸗ 
nahme für bie unglädlichen Polen an ben Tag. Über feibft fie ſchien 
zur geringe Hoffnung zu nähren, daß den Bolen dießmal gelingen werte, 
was ihnen 30 Jahre früßer unter viel günftigeren Umftänden mißlungen 
war, und die Regierungen waren offenbar ganz und gar nicht geneigt. 
bie Polen in ihrem Verſuche zu unterflägen. Sebfi biefenige Frankreiche 
lehnte, wie fon erwähnt, im gefehgebenben Körper eine berartige Zu: 
muthung enifdhieben ab. Die Nachricht vom Abſchluß der Gonventica 
zwiſchen Rußland und Preußen führte indeß fofort eine Wenbung herbei. 
Napoleon erklärte, daß durch diefe Konvention bie Frage zu einer eure: 
paiſchen gemadyt worden ſei unb flug bemgemäß dem englifhen Cabinet 
einen gemeinfamen Schritt jedoch nicht gegen Rußland, fonbern gegen 
Preußen vor. Die Wendung war zu auffallend, um nit politifche Hinter: 
gebanten vermuten zu machen. Die englifche Regierung lehnte ihre Be: 
theiligung ab und 309 es vor, fih zuerfi allein an Rußland zu. wenden 
um es an feine tractatmäßigen Berpflichtungen gegen Polen zu erinnern: 
unb ein gutes Wort für biefelben einzulegen, während es zugleich bie 
fammtlihen Dlächte, welde bie Wiener Congreßacte unterzeichnet hatten 
aufforberte, feinen Schritt beim Cabinet von St. Peteröburg zu unter: 
ftügen. Zu gleicher Zeit trat es mit Frankteich und alsbald andy mit 
Defterreih in nähere Verbindung und alle brei verjtändigten fi dahin 
in übereinftimmenbem . Sinne unb . gewiffermaßen follbariih ihre Bers 
wendung für Polen in St. Petersburg eintreten zu laſſen. Am 10. und 
412, April richteten alle brei Mächte biepfällige Depeſchen an ihre Ber: 
treter am ruſſiſchen Hofe, bie von bjefen an einem und bemfelben Tage 
und in berfelben Stunde mit einem völlig gleichlautenden Begleitfchreiben 
an ben Fürften Gortſchakoff überreiht wurden. England ftüste fi in 
feiner Depefche vornehmlih auf die Wiener Gongrekacte, bie das jefige 
Königreich Polen nur unter gewiflen Bedingungen mit Rußland vereinigt 
habe und erklärte, bag Rußland diefe Bedingungen nicht erfällt Habe und 
baß feine Ausrede, Polen babe feine allfälligen Anfprühe durch ben Auf 
ftand von 1830 verwirkt, von ber englifchen Regierung als ftihhaltig nicht 
amerkannt werben Lönne; übrigens liege e6 Rußland, ſelbſt abgefchen von 
Bertragsverpflicktungen, in feinem eigenen JIntereſſe und mit Rädficht auf 
bie ernfte Aufregung, bie durch bie fi immer wiederholenden Verſuche Polens 
in ben Gemäthern der andern Länder Europa's hervorgeruſen wärbe, ob, 
biefe Angelegenheiten enblih und „in einer ſolchen Weife zu ordnen, daß 
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„dem pelnifchen Volle ber Friebe wieber geſchenkt unb auf bauernber Rubtend. 
„Grundlage befeftigt werben möge.” Frankreich und Oeſterreich ſtützten 
ſich aus verſchiedenen Motiven weniger auf bie Derträge von 1815 und 
bie barame für Rußland berzuleitenden Verpflichtungen, ſondern fuchten 
mehr aus ben auch von England in zweiter Linie hervorgehobenen Ver: 
bältuiffen ihre Forberung zu begründen, daß es für die ruffifche Regierung 
‚an ber Zeit fein bürfte, fich nad ben Mitteln umzufehen, Polen bie Bes 
‚dingungen eines „bauerhaften Friedens“ zu gewähren. Alle brei Depes 
fpen wurden von Rußland unter bem 26./27. befielben Monats beants 
wortet, am ausführlichften diejenige ber englifchen Regierung. Das rufs 
ſiſche Cabinet erklärte, bag es nie anftehe, die Discuffion auf dem Boben 
ber Berträge aufzunehmen, beren Auslegung es freilich fich felbft vefervirte ; 
es gab zu, „baß bei ber eigenthümlichen Stellung bed Königreichs Polen 
„die Unruben in bemfelben bie Ruhe ber angrenzenden Staaten flören 
„können, zwiſchen melden am 3. Mat 1815 die Separatverträge abges 
„ſchloſſen worden feien, welche beftimmt waren, das Schiefal bes Herzogs 
„thums Warſchau zu regeln, und daß fie auch jene Mächte intereffiren 
„tönnten, welche bie allgemeine Uebereintunft vom 9. Juni 1815 unterzeich⸗ 
„net haben“ und bag darum „Erörterungen auf biefen Grunblagen und in 
„dem Geifte der eben an bas ruffifche Eabinet gerichteten Mittheilungen 
„ein bem allgemeinen Interefſe entfprechenbes Ergebniß herbeiführen Könnten.” 
Schließlich konnte es freilih nicht umbin, die Mächte feinerfeits baranf 
aufmerkſam zu machen, baß, feiner Anſchauung nad, bie polnifhe Inſur⸗ 
rection nur ben fortbauernden Aufhetzungen ber über ganz Europa aus- 
gebreiteten Toßmopolitifden Mevolutionspartei zugufchreiben fei und daß 
baber bie Mächte zu ber gewünſchten Pacification Polens am meiſten felbft 
beitragen Tönnten, wenn fle jene Quelle berfelben verſtopfen würden. Die 
brei Mädte erkannten bie Antwort Rußlands für befriedigend, namentlich 
baß dasſelbe ber bee zuzuſtimmen fhien, bie ganze Frage in einer ons 
ferenz der Wiener Congreßmächte zum Erörterung bringen zu laffen und 
bemähbten fih, über die Orunblagen einer ſolchen Conferenz fi) zu ver: 
ſtändigen. Deflerreih, das in ber ganzen Trage zunächſt betheiligt war, 
übernahm es, diejenige Punkte zu formulicen, durch bie der Zweck einer 
daueruden Bacification Bolend erreicht werben koͤnnte und bie zugleich ber 
Art wären, daß fie Rußland gewähren bürfte, ohne feiner Würbe ober 
feinen wehlverfianbenen Interefien etwas zu vergeben. Die Vorfchläge 
Orferreigs wurden von England und Franukreich nach längeren Verhand⸗ 
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Rupland. Jungen genehmigt unb "gegen Ende Juni überreichen bie brei Gefanbten 
wieberum gleichzeitig dem Fürſten Gortſchakoff Die Depeſchen ber drei Mächte. 
Die Forderungen berfelben wären in: folgenden ſechs Punkten formulint: 
41) Vollſtändige und allgemeine Amneftie; 2) nationale Dertretung, welche 
an ber Gefebgebung des Landes theilnimmt und wirffame Mittel der 
Centrole beſitzt; 3) Ernennung von Polen zu deu öffentlichen Aemtern | 
in folher Weife, daß eine befondere nationale und dem Lande Bertraum 
einflößende Abminiftration gebildet werde; 4) volle und gänzliche Gr: 
wifiensfreiheit mit Aufhebung ber die Ausübung bes katholiſchen Cultus 
treffenden Beſchränkungen; 5) ausſchließender Gebrauch ber yolnifchen 
Sprache als amilicher Sprade in dev Verwaltung, ber Rechtspflege und 
dem Unterrichtswejen; 6) Einführung eines vegelmäßigen und gefeplichen 
Recrutirungsſyſtem. Wenn es Rußland wirflih um eine bauerhafte Be 
ruhigung Polens gu thun war, jo konnte es gegen biefe orberungen wenig 
einwenben und mit Recht mochte das üfterreichifche Cabinet von benfelben 
fagen; „Mehrere von den Beitimmungen dieſes Programms bilden einen 
„Theil bes Ertwurfes, melden das Cabinet von St Petereburg felbk 
„feiner Haltung vorgezeichnet bat, .anbere enthalten Bortheile, welche bad: 
„ſelbe verheißen oder bat hoffen laffen, keine enblich überſchreitet bat 
„Maaß beflen, was bie Verträge zu Gunſten ber Polen feftgefetst Hatten”. 
Es fheint, daß die drei Mächte fi in ber That einiger Hoffnung bu 
gaben, daß Rußland auf ihre Forderungen eingehen werde. 

Ungefähr zu berfelben Zeit hatte die polniſche Inſurrection ihren 
Höhepunkt erreiht. Dem Aufrufe ber geheimen Nationalregierung vom 
22, Januar -entfprechend tauchten bald überall in Polen und Litthauen 
Heinere und größere Schaaren auf, welche vereinzelte rufſiſche Detachement 
überfielen, größere wenigftens beunruhigten. Doch bildete ſich nirgenbt 
ein ftärferes, feit organifirtes Infurgentencorps , jebe Schaar ſtaud unter 
ihrem eigenen Führer und jeber von biefen operirte für fih und unab- 
bängig von jedem: ambern. Zwar hatte bie Nationalregierung ſchon am 
25. Januar Mieroslawsli zum Dictator ernaunt und berfelbe mar au 
am 417. Febr. in Polen eingetroffen, aber ſchon wenige Tage nachher 
wurbe die Abtheilung, deren Befehl er übernommen hatte, von den Auffen 
geihlagen unb gerfprengt; ber Dictator ſelbſt floh und zog fich bald über 
bie prenßifche Grenze zurüd, @lüclicher fchten ein anderer Führer, der 
ans dem Poſenſchen gebürtige Langiewicz, der dad Germnmanbe über 
die Infurgenten im Sandomirfchen führte und wach einigen gluclichen 
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Sefechten am 10. März fi ſelbſt zum Dietator erffärte und eine Rußland. 
Sivilregierung ernannte, welde Maßregeln die geheime Nationalregies 
ung genehmigte. Allein auch fein Glück dauerte nicht lange. Wie es 
cheint wefentli durch innere Zerwürfniſſe unter feinen Schaaren 
zeſchwächt, mußte er vor ben ruffifhen Truppen, bie fi in größerer 
Anzahl auf ihn warfen, weichen und fon am 19. März fah er fi 
gendthigt, auf öſterreichiſches Gebiet überzutreten, wo cr erkannt nnd 
internirt wurde. Die geheime Nationalregierung ergriff nun wieder 
bie Zügel und erllärte jebe fernere Dictatur für Hochverrath. Wenn es 
indeß ben Inſurgenten auch nirgends gelingen wollte, größere Corps 
unter anerfannten Yührern zu organifiren, den Ruſſen mit Kraft ent⸗ 
gegenzutreten und die Infurrection zum Aufftand zu erheben, fo breiteten 
fie fich dagegen nad und nach über das ganze Land in zahlreichen Haufen 
aus; mo fi} Meinere ruffifhe Abtheilungen verloren, wurben fie über- 
falten und aufgerieben, wo immer aber fie ihre Kräfte concentrirten, zogen 
fi die Anfurgenten zurüd, oder Löten ſich auf, um ſich aufirgenb einem 
anbern Punkte wieder zu fammeln. Am zahlreichften waren bie Schaaren 
längs ber öÖfterreichifchspreußifchen Grenze, da ihnen Waffen und Munis 
tion wejentlih aus Galizien nnd Pofen geliefert werben mußten und eben⸗ 
daher and zahlreiche Parteigänger zu Hülfe zogen. Die geheime Nas 
tionalregierung hatte das für die Pflicht der polnifchen Unterthanen Defter: 
reich® und Prengens erllärt, dagegen laut ausgeſprochen, daß ed weder 
im preußifchen noch im &fterreichifchen Gebiet zu einem Aufftand kommen 
ſolle und bürfe. Die ganze Infurrection litt indeß von Anfang an an einem 
unbeilbaren Gebrechen: die Bauern hatten dem am 22, Januar don ber 
Nationalregierung an fie gerichteten Aufruf nicht entſprochen; fie blieben 
überall rubig, vielfach neigten fle fid) im Gegentheil auf bie Seite der 
Regierung, von ber fie offenbar mehr erwarteten als von ben Verheißun⸗ 
gen ber revolutionären Partei. Dagegen ſtand mehr unb mehr ber ge: 
fanmte Adel mit feinen Angeftellten und Bebienfteten, die katholiſche 
Geiftligfeit und die ganze Bevölkerung der Stäbte auf Seite ber Inſur⸗ 
reetion, Tieß ſich willig von ber geheimen Nationaltegierung leiten und 
feiftete den bewaffneten Schaaren allen mögligen Vorſchub. Schon zu 
Anfang März gaben ber Erzbifchof Felinski von Warfchau und acht an⸗ 
bere Mitgkieber des polniſchen Staatsrathes, d. h. alle nicht befolbeten 
Mitglieder berfelden ihre Entlaſſung und am 15. März richtele der Erz⸗ 
biſchof ein Schreiben an den Kaifer, das er felbft fofort im bie Oeffent⸗ 
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Rustand. lichkeit brachte und in bem er bem Kaiſer unummunben erflärte, „ 
„bie von ihm den Polen verliehenen Anftitutionen nit audreichten, d 
„Glück des Landes zu fihern, daß Polen fi nicht mit einer Verwaltun 
„Autonomie zufrieden geben werde, fondern politifches Leben anſtrebe“ u 
von ihm geradezu verlangte, er „möge Polen zu einer unabhängigen Kati 
„machen, bie mit Rußland nur burd das Band ber Dynaftie verfnüpft fei. 
Der Erzbiſchof ſprach damit aus, was bie ganze Nation dachte und vermodjf 
fi) die Bewegung auch nicht von einer Infurrection zum Aufftand zu erheben 
jo muß man doch geftehen, daß fie fih auf eine Art allgemeiner Verſchwörun 
fügte; die an Oroßartigfeit wohl ihres Gleichen in ber Geſchichte fuck 
Ganz Warſchau zumal nahm an berfelben Theil. Trotz aller Anftren 
gung und aller Machtmittel gelang ed den Nuffen nicht, bie geheime N 
tionalregierung, deren Sit wahrſcheinlich Warſchau war, ausfindig } 
machen und doch gab biefe geheime Gewalt fi unter ben Augen ber ruf 
fiiden Negierung jeden Moment und in ber verſchiedenſten Weiſe Funk 
Ihre Erlaſſe erſchienen gebrudt und fanden fig alsbald in Jedermann 
Hänben, ein förmliches Regierungsblatt erläuterte biefelben unb in Warſchau 
tauchte fogar eine ganze Reihe von Zeitungen auf, bie alle geheim gei 
drudt waren und doch ziemlich regelmäßig erſchienen unb weite Verbrei— 
tung fanden. Als bie ruffifhe Regierung, um dem von ihr damals er: 
warteten erften biplomatifhen Schritt ber drei Mächte zum Voraus z1 
begegnen, zu Unfang Aprild denjenigen Aufſtändiſchen eine allgemein 
Ammeftie verkündete, welche binnen eines Monats bie Waffen nieberlegten 
und zum Gehorfam zurückkehrten, fo erklärte die geheime Nationalregierung 
fofort, baß fie jede Gnade verwerfe und als ber Termin verftrien war, 
ergab es fi, daß auch nicht ein Pole von berfelben Gebraud gemacht 
hatte. Zu berfelben Zeit verbot bie geheime Nationalregierung bie Zub: 
Iung aller Steuern an bie ruſſiſche Regierung unb organifirte dagegen 
ihr eigened Steuerweſen, indem fie ba® ganze Land in 23 Kreife mil 
eigenen Zweigcomit6 behufs bes Einzugs ber Steuern, ber Leitung ber 
Recrutirung und ber Handhabung der Strafgefege eintheilte. Dieſe er: 
Härten „jede That, welche geeignet ift, bie Thatkraft ber Nationalregie: 
rung zu hemmen, ben revolutionären Impuls zu ſchwächen, überhaupt alle 
Thaten, welche ber nationalen Sache ſchädlich find” für Staatsverbreden, 
zu deren Beſtrafung durch Decret vom 2. Juni in jedem Kreife und in 
ber Stabt Warſchau insbefondere eigene Revolutionstribunale eingeführt 
wurden. Balb entwidelte ſich neben ber freiwilligen Hingebung an bie 
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ſerordnungen ber geheimen Regierung ein furchtibarer Terrorismus gegen Rohlanb, 
De Lauen und Wiberwilligen und bamit ein Zuſtand, ber grauenbaft 
rar. Sn Warſchau, in ben übrigen Stäbten, überall auf bem Lanbe 
anben fich die ruſſiſche Regierung mit ihren Organen unb bie geheime 
enolutionäre Regierung mit ihren Agenten gegenüber. jene drohte mit 
fiener Gewalt, diefe bemühte bie geheime Furcht. Jede forderte Steuern 
hr fich und verbot bei fchwerer Strafe folde an ben Gegner gu ents 
ihten und jebe machte von ben Gewaltmitteln, bie ihr zu Gebote ſtan⸗ 
en, ben rückſichtsloſeſten Gebrauch. Wer ber ruſſiſchen Regierung zu 
piderfiehen wagte, ſah ſich der oft zügellofen Soldateska preisgegeben unb 
ver ber revolutionären Regierung nicht zu Willen war, wurbe nur allgus 
äufig vom geheimen Dolce ihrer Agenten erreicht. Es war von beiben 
Beiten ein Ringen auf Leben und Tod, bach mit bem Unterſchied, daß 
ne Mittel ber ruffifchen Regierung ungleich nachhaltiger waren, als die⸗ 
enigen ber Revolution, ſobald diefe auf ihre eigenen Kräfte en 
leiben follie. 

Als die Infurrection ausbradh, mochte bie ruſſiſche Armee, bie im 
Bolen fand, nicht viel über 60,000 Mann zählen, was wohl genügte, 
ih zu behaupten, nicht aber, bie Anfurrection überall zu verfolgen und 
vieberzufchlagen, zumal Warfchau nicht gefährbet und baber von Trup⸗ 
sen nicht allzuſehr entblößt werden burfte. Indeß wurden, nachdem ſchon 
ım 26. Januar der Belagerungezuftanb über Warſchau und bas König⸗ 
reich Polen und bald darauf aud über bie Gouvernements von Litthauen 
verhängt worden war, alsbald weitere Truppen aus Rußland herbeiges 
jezogen und bis um bie Mitte bes Jahres bürfte die anfängliche Militärs 
nacht in Polen faft auf das boppelte, bis Ende bes Jahrs auf das brei- 
iache gebracht worden fein. Zu Anfang bes Jahrs fchien bie Stimmung 
n Rußland felbft dem Unternehmen ber Polen nicht abfolut feinblich zu 
ein und ed machten fich fogar Stimmen Taut, die für basfelbe aufzutreten 
vagten. Allein ber Anſpruch, ben die Polen über Congreßpolen hinaus 
ch auf das fchon früher von Rußland erworbene Litthauen, in dem von 
cher nur ber Adel und bie Bevölkerung ver Stäbte ber polnifchen, bie Lands 
bepöfferung bagegen durchaus ber ruffifhen Race angehörte, und das bekannt⸗ 
ich feit 1830 mit Gewalt kirchlich ruffificirt worden war, erhoben, bewirkte 
einen Umfchlag der Stimmung in Rußland und biefe entwidelte fich immer 
mebr für die Regiernng und gegen bie SInfurrection ber Polen. Die Nie 
sierung that natürlich ihr möglichfles, dieſen Umſchlag zu beförbern und 
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. fo richteten denn ſchon zu Anfang April die Abeloverſammlung unb die 
Munteipalität von St. Petersburg Loyalitätsabreffen an ben Kaifer, benen 
AG zu Ende des Monats Moskau und eine Reihe von Stäbten und Cor— 
porationen des Innern Rußlande, im Mat aud bie Mitterfchaften - ber 
Baltifchen Provinzen anfchloffen. In Litthauen ging neben ben militäriſchen 
Maßregeln zu Unterbrüdung bes Aufflandes auch eine politiſche ber, in- 
bem ein Fatferlicher Ukas bie mie gefagt meiſt ruſſiſchen Bauern mit einem 
Schlag von ihren polniſchen Yutsherren emaneipirte und bie Entfehäbi- 
gung biefer Testeren zudem in der Art regulirte, daß fie in. Zukunft and 
mäteriell ganz vom Belieben der ruffifchen Regierung abhingen. Unb als 
im Mat bie Inſurrection auch in Rothrußland, in Kiew, Podolien, Bol: 
hynien und ver Ukraine ausbrach, wurbe für bie letztere durch Faiferlichen 
Bias zu derſelben Maſſregel gegriffen. In Congreßpolen wurde ſchon im 
Mai die ganze Verwaltung im weſentlichen in bie Hände ber Militär: 
gemalt gelegt une wenn es dieſer auch nicht ſobald gelingen Konnte, bie 
über fo weite Streden ausgebebnte AInfurrection zu erbrüden, fo war fie 
bad, im Stande, alle größeren Stäbte ber ruſſiſchen Regierung zu er: 
halten und jede Organifation ſtärkerer Inſurgentenmaſſen zu verhinbern, 
fo daß die Inſurreetion auf bie allerbirgs zahlreichen Melnen Schaaren 
beſchrankt blieb, die nichts Entfpeidendes unternehmen Tonnten und beren 
endlicye Unterbrüdung für die Ruffen nur eine Trage ber Zeit zu fein 
ſchien. Kußland hatte: daher Ende Juni jo ziemlich freie Hand, auf bie 
Forderungen ber drei Mächte ganz ober theilweiſe einzugehn, oder auch biefelken 
völlig von der Hand zu weifen. Denn daß fie Polen thatſächlich Hülfe 


bringen würden, war nicht wahrſcheinlich. Hatte doch Graf Auffel im 
engliihen Barlament offen und wieberholt erflärt, daß die Regierung ber 


Königin nicht gefonnen fei, über diplomatiſche Schritte hinauszugehn; 





Oeſterreich feinerfeits beburfte des Friebens und dachte nicht daran, für 


Polen zum Schwerte zu greifen; Frankreich aber war nicht in der Lage, 
feinen Wunſchen für Polen. einen thatſächlichen Nachdruck zu geben, fo Tange 
Preußen, das breit zwifchen ihm and Rußland gelagert ift, offen zu bies 
fem hielt. In Preußen aber ſtand eine Wendung ber Politik noch feines: 
wegs in Ansicht. | 

Da das Minifteriam Biomarck zu Beiner irgend wefentlichen Con⸗ 
ceffton. geneigt war, fo hatte es ben Landtag nur ehnige wenige, mur bie 
geradezu unausweichlichen Vorlagen gemacht, das Budget für 1863 und 
die: Novelle zum Militärgefeh von 1814. Das Abg Haus begann bie 
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Beratgung des Bubgels, ſchritt aber in berfelben nur baugſam vor, lie Perhen. 
denjenigen - Theil, ber bie Armeekoſten betraf und bes nad bem Vor⸗ 
ſchlage der Regierung bie Reorganifatienstoften wieberum im Ordina⸗ 
rium enthielt, erft denn zu behandeln, wenn über bie Militärnovelle 
als der bedingenden Grundlage beffelben entfehieben fein wärbe. Zu diefer 
hatte der Abg. Vordenbed: als Gegenantrag ben völlig ausgearbeiteten 
Entwurf eines vollſtändigen Militärgefebes eingebracht, durch das bein 
Anfchamungen und Forderungen ber Regierung gegenüber biejenigen be® 
Daufes im einzelnen dargelegt und präcifirt werben ſollten. Das Haus 
begann bie Debatte darüber, bie vorausſichtlich längere Zeit in Anfpruch 
nahe, am 7. Mai, wurde darin aber ſchon am 44. desfelben Menats 
durch einen Konflikt zwiſchen dem Kriegsminifter und bem. Vicepräfidenten 
v. Bockum⸗Dolffs, der bald zu einem völligen Bruch mit bem MRinifierium, 
für befien Forderung indeß ber König felbft eingetreten war, führte, unter- 
brochen. Der Antrag ber Yortfchrittspartei, nenerbings eine Adreſſe über 
bie Lage des Landes an ben Kömig zu erlafien, wurde jeht vom linden 
Centrum, das ihn bisher twieberhott abgelehnt hatte, angenommen ımb mit 
239 gegen 61 Stiinmen wurbe eine Faffung genehmigt, in ber dem Slör 
nig imumwunden erflärt warb, daß „das Land vor allem bie volle Ach⸗ 
„tung feines verfaflungsmähigen Rechtes verlange, während bie wichtigften 
„Rechte der Velfönertretung mißachtet und verlegt feien, fo daß zwiſchen 
„ven Rathgebern ber Krone und bem Lande eine Kluft beſtehe, welche 
„nicht anders als durch einen Wechſel der Berfonen und mehr nodı durch 
„einen Wechſel des Syſtems ausgefüllt werben könne.“ Der König ants 
wortete ebenfo unummunden, „er weife dieſes Verlangen gurüd, inbem 
„die Minifer fein Bertrauen befäßen und er ihnen Dank dafür wiſſe, daß. 
„tie es fi mgelegen fein ließen, dem verfafiungswibrigen Streben bes 
„Abg.-Haufes emigegenzutreten? und erklärte die Seffion, ohne die Beeu⸗ 
bigung der Bubgeiberatbung abzuwarten, für gefchloffen. 

Die Bertreter bes Volles Hatten aud in biefer Seſſion Hide € er⸗ 
reicht. Die Regierung und das Haus der Abgeotdneten ſtanben ſich in 
demſelben tiefen Wiberfireit wie bisher gegenüber. Umſonſt waren alle 
Interpelationen, alle Refolutionen, ale Beichlüffe des Haufes geweſen, 
umjonft Batte. es fi wieber und wieder in bireeten. Aorefien: an ben KW⸗ 
nig ſelbſt gewandt und zuleht geradezu einen Perſonen⸗ und Suftemmechfet: 
gefordert Der König flanb zu ben Miniſtern nnd’ lehnte alle Zamıns 
thumgen entjchieben ab; Hr. v. Biomarck kummerte fi werrig sm bie: 
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Yastei, Beihtäffe ber Abgeorbneten. So Lange er das Vertrauen bes Muigt 
beſaß, Hatte er bie Macht in Händen und war entſchloſſen, Re zu brau⸗ 
hen. Doch war er genbihigt, fi möglichſt imerhalb ber Normen der 
Verfaſſung zu balten, da ber König zu einer offenen und birerten Ber 
letzung berfelben die Hand zu bieten nicht gewillt war. Daß biefes Ab⸗ 
georbnetenhaus indeß zu einer. Verflänbigung mit ber Regierung, d. 5. zu 
einer prineipiellen Unterwerfung unter ihre Forderungen fi nimmermehr 
verfiehen werbe, lag außer Doeifel. Die Auflöfung desſelben wub bie 
Unordnung von Neuwahlen, fobald ber Moment bazu gänftiger wäre, 
wurde baber ſchon jebt ind Ange gefaßt und vorbereilt. Cimm Um: 
fehwunge im Sinne ber feubalen Partei ftanb indeß vor allem bie Breffe 
ber Fortfeprittspartei im Wege, die „ihren vergiftenben Einfluß auf bie 
dfſentliche Stimmung”, täglich und ftündlich in Tauſenden von WHättern 
in alle Schichten ber Gefellichaft ergoß und benen bie. feubale Partei mit 
vergebliher Mühe auf bemfelden Wege entgegenzuarbeiten verfucht hatte 
Kaum war daber der Landtag entlaffen, fo fiel ein vernichtender Schlag 
gegen jene Prefie: eine Ordonnanz ber Regierung befeitigte bie Preß⸗ 
freißeit, „da die Einwirkung ber Auftigbehörden auf Grund des Pref- 
gefäßes vom 12. Mat 1851 und bed Strafgeſetzbuches fih als unzu⸗ 
reichend erwiefen hätten, um bie Ausfhreitungen ber Preſſe erfolgreich zu 
hindern“, führte das Verwarnungsſyſtem ein und ertheilte ben Berwal: 
tungsbehoͤrden die Befugniß, Zeitungen und Zeitfchriften zeitweife ober 
bawernb zu verbieten und zwar nicht bloß wegen einzelner firaffälliger 
Artikel, fonbern au um ihrer „Sefanmrthaltung” willen, indem offen 
eingeſtanden wurde, daß „oft ganze Artikel für fih nicht bie Handhabe 
„u gerichtlicher Berfolgung, nicht ben Thatbeftanb einer ftrafbaren Hand⸗ 
„ung, wie ihn ber Richter feiner Rechtsſprechung zu Grunde legen müſſe, 
„barböten”. Die ganze Brefie bes Landes war bamit bem Belieben 
ber Regierung unb ihrer Organe überantwortet und bie gefammte Oppo⸗ 
ſitionopreſſe hatte nur die Wahl, entweder unterbrüdt zu werben ober fid 
ſelbſt zum Schweigen zu verurtbeilen. Die Orbonnanz entfprach indeß 
dem Buchftaben ber Berfaffung, die in Noibfällen ber Regierung eine 
gewiſſe biscretionäre Gewalt überträgt, wenn ber Landtag gerade nicht 
verfammelt ift and bis zum Wiebergufammentritt berfelben. Allein es 
wer zum minbeften zweifelhaft, ob jene Beſtimmung auch auf bie ver: 
felungemäßig garantiste Preffreiheit Anmwenbung finden bürfte, ein plöh 
lich eingetretener Nothſall lag jebenfalls nit vor, endlich war ber Bands 
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tag zur Belt des Erlaſſes allerbings wit verſammelt, aber nur, weil bie Seien 
Regierung ihhn wenige Tage vorber geſchloſſen hatte, um biefe Orbormang 
rlaffen gu Tönnen, da fie wohl wußte, baß er feine Zuftimmung zu einer 
olchen Maßregel fo gu fagen einftimmig verweigert haben würde. Sechs 
ver gelefenften Berliner Zeitungen proteftirten baßer gegen bie Berfligung 
Us eine „verfafiungewihrige.” Sie erhielten bafür fofert bie erſte Ber 
varnung und wurben den Gerichten überwiefen. Eine Anzahl auberer 
Zeitungen des Landes fehloffen ſich ber Erklärung an, aber alle fahen fich 
zenöthigt, nm ihre. Eriftenz zu zeiten, bie Oppofition gegen bie Regie⸗ 
ung einguftellen und vorerft über innere Angelegendeiten jo ziemlich gang 
ar fchweigen. Sie glaubten es um fo eber thun zu bürfen und zu ſollen, 
ils ja Me Maßregel die Lefer ber Zeitungen, bie ganze gebälbete Kaffe, 
nan kam fagen die ganze Maſſe bes Volles eben fo ſchwer traf als bie 
Zeitungen ſelbſt. Die öffentliche Meinung begamn aud wirklich fich zu 
regen. Die Stabtverordneten von Berlin gingen voran, indem fie fon 
ım 4. Jaui beſchloſſen, burch eine Deputation beim Könige feibft gegen 
te „im Widerſpruch mit der Verfafiung eingeführten Beſchränkungen der 
Prefie* wie gegen „bie Fortführung ber Regierung ohne einen geordneten 
Staathnethalt“ zu remenfiriren und aın „bie Wieberberftellung eines verkaft 
ungemäßigen Zuſtanbes durch fihleunige Berufung bes Landtago“ zu ‚bitten; 
Der Magiftrat faßte am folgenden Tage ben Beſchluß, fi dem Schritte ber 
Stabtverorbneten anzuſchließen und in einer ganzen Reihe von anderen Stäbten 
vurben ähnliche Schritte theils befchloffen theils vorbereitet. Die Regierung 
ıntwortete durch einen Erlaß, der bie Berathung politifcher Angelegenheiten 
yurdy bie Stabtverorbnelennerfammlungen verbot und die ſtrengſten Maßregelun 
yagegen anorduete. &8 war indeß wieberum zweifelhaft, ob bie Stäbteorbnung, 
uf bie fih die Regierung für dieſen Erlaß fiätte, ihr bie Gewalt ba 
virklich gab. Der Moment war für bie Regierung jedenfalls gefährlich. Der 
BWiderſtand gegen das Minifterium Bismard ſchien ſich vom Abgeordnetenhaufe, 
yefien Anſtrengungen völlig vergeblich geweſen und. in allen Formen vor 
ver Gewalt entweber entjchieben zurüdgewiefen worben ober unbeachtet 
jeblieben waren, auf die Bevölferungen ber Stäbte und beren natürliche 
Bertieter, die Stabtverorbneten übertragen zu wollen. Wenn in den 
zeößeren Städten ber Monarchie biefelben Beichlüffe gefaßt wurben, wie 
in Berlin und wenn die Bewegung ſich in allen Provinzen von ber 
jrößeren auf bie mittleren und kleineren Stäbte fortpflanzte, wie e6 den 
Anfchein hatte und wenn bie Stabtverorbnetenverfammlungen überall trog. 
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Grinsen, aller angebuohter Strafen, geftükt auf das, was. fie für. ihr wohlbegrün 
bete® Recht hielten, Abrefien beſchloſſen und Deputationen wählten, fe 
Hätte fih ein Sturm herangewälzt, ben ber König das Mintiterium Bit 
marck vielleicht zum Opfer hätte bringen müflen. Einen Augenblick ſchien 
eine ſolche Ausbreitung der Bewegung, eine. ſolche Entſchlofſenheit ker 
Stadtverordnetenverſammlungen, ein ſolcher Adreſſenſturm nicht unmedglid, 
vielleicht ſogar wahrſcheinlich. Allein es ergab ſich bald, daß es der Be⸗ 
wegung an Eutſchiedenheit wie an Nachhaltigkeit gebrach. Gegenüber dem | 
energifchen Auftreten der Regierung gerieth fie fofort ins Stoden, Stabt: 
versrbnete und Magifirat son Berlin ergaben ſich, eine von Breslau wirklich 
wbgegangene Deputation ‚murbe weder vom König noch von ben Miniſtern 
empfangen und ‚erhielt ihre Adreſſe nneröffnet zurück. Rachgerade fügten 
fich alle und begnügten fi die einen zu proteſtiren, andere au remenftris 
ren, noch andere. bie Mbrefle als Privaiperfonen zu unterzeichnen. Die 
Proteſtation wurde indeß ad acla gelegt, bie Remonftrationen blieben un: 
beachtet, bie trob allem eingegangenen Adreſſen gingen unbeantwortet aus 
bem Cabinet des Könige an bie Abſender zurüd. Das Minifteriumg hatte 
im entfcheibenbeu Moment die Oberhand behalten. Die Stimmung der Bevol⸗ 
kerung blieb freilich trozdem im Oſten wie im Weſten der Monarchie immer 
biefefbe und fand wiederholt einen bezeichnenden Ausdruck. Schon zu 
Aufang Juni Ichnte eine ganze Reihe von Städten der Provinz Preußen 
bei Gelegenheit einer Rundreiſe bes Kronpringen es ab, benfelben feierlid 
zu wmipfangen; basielbe geſchah fpäter in ber Neumark ben Pringen 
Albrecht und Priebrih Karl und im Herbſt bei Gelegenheit ber Manöner 
felbſt dem Könige gegenüber. Der Kronprinz. fühlte fi von ber allge 
meinen Stimmung fo ‚überrafht und ergriffen, daß er fick in Koͤnigaberg 
zu ber unumwundenen Erklärung bewogen fand, er babe an ben letzten 
Maßregeln ber Megierung keinen Theil und nicht dazu gerathen. Die 
Erklärung deutete auf die Schhoierigleiten. bin, mit benen bag Miniſterium 
Dhemard. ſelbſt Bis in ben Schooß ber königlichen Yamilie hinein zu 
Anmpfen Hatte, blieb uber natürlicher Weife zunächſt ohne pralktiſche Con⸗ 
fequen. Ä | 

Borerft fand das Miniſterium nicht bloß den innern Schwierigkeis 
ten gegenüber feft, fonbern auch den äußeren. Nicht bie mindeſten von 

Deutiör yiefen bereiteten ihm bie deruſchen Verhältniſſe. Don „moralifgen Er: 
oberungen“ mar keine Rede mehr, Preußen hatte fich vielmehr in fleigen 
kem. Maße der Coalition Oeſterreichs und ber mittelſtaatlichen Regierun⸗ 
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gen zu erischren, ‚hie. ihm ſchon im vorigen Sabre ſowehl in ber DR —— 
dereinsſrage als in ber Bundesreformfrage entgegen getreten war. Sa 

weit es ſich indeß um bloße Abwehr handelte, blieben die Anſtrengunger 

des Miniſteriums Biamard allerdings nicht ohne Erfolg. 

In ber Zollwereinsfrage hielt Preußen während des ganzen Jehres 
noch immer feine urſprüngliche Forderung anf Annahme des Handelspera 
trage mit Traufreih ober Auflöſung bed Zollvereins aufrecht. Allein 
während bie lehtere für Preußen wie für bie übrigen Zollvereingſtaaten 
vernünftiger Weiſe gleichmäßig gerabezu eine Unmöglichkeit war und 
e8 fich gar nicht fragen mochte, welcher won beiden Theilen durch dieſelbe 
eventuell mehr gejchäbigt würde, ſchien es bereits außer Zmeifel, ba c® 
Preußen nicht gelingen werbe, die unbebingte Annahme bes. framöfifhen 
Danbelgvertrage non Seite ber fibrigen Zollveremäftaaten zu erzwingen, 
Nicht minder unzweifelhaft ftellte ſich dagegen auch heraus, daß Oeſterreich 
nicht im Staude fein würde, weder ben geſammten Zollverein von dem 
durch bie ganze Zeitentwickelung bedingten, unaufhaltſamen Fortſchritte zum 
Freihandelsprineip zurückzuhalten, noch auch ben Zollverein zu ſprengen, 
um mit den nichtpreußiſchen Gliedern ober wenigſtens mit einem Theile 
derſelben ein beſonderes Bündniß auf Grund eines mehr ober ‚minder ge⸗ 
mäßigten Schutzzolſyſtems abzuſchließen. Der für ben Zollverein allein 
maßgebende, zein voltswirthſchaftliche Geſichtoapunkt war von beiden Seiten 
durch das Hereinziehen fremder, politifcher Geſichtapunkte verwirrt und 
getrübt werben. Mit vollem Recht und im wahren Intereſſe ber weit fort« 
gefchrittenen Induſtrie nicht bloß Preußens, ſondern auch feiner übrigen 
Zollverbündeten hatte jenes feinen Handelsvertrag mil Frankreich auf die 
Grundfſaͤtze des Frahandel⸗Syſtems baſirt, aber mit Unrecht damit zum 
gleich in Art. 31 jenes Bertrages die wirthſchaftliche Ausſchließung, Oeſter⸗ 
reichs aus Deutſchland angeſtrebt, um die politiſche wenigſtens vorzube⸗ 
reiten, Mit Recht hatten auf ber andern Seite bie Mittelſtaaten ſich jener 
wirthſchaftlichen Ausſcheidung Defterreichd widerſetzt and mit Recht bie 
Befeitigung bee. Art. 31 des frangdfifden Handelsvertrags, die Aufrecht⸗ 
haltung und mögliche Ausbildung des Vertrags von 1853 zwiſchen bem 
Zollverein und Defterreich gefordert; aber mit Unrecht hatten ‘fie ſich nicht 
begnügt, bie Befeitigung jenes Artikels zur Bedingung ihres Beitritte 
zum franzöfifchen Haudelsvertrag zu machen, fonbern, nur um Defberreich, 
das in feiner wirthſchaftlichen Entwidelung weit hinter Deutfchlanb zurück⸗ 
geblieben if, zu befrichigen, im Gegenfabe gegen bie Bedürfniſſe unb 
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BManſche des überwiegenden Theiles ihrer Bevdllerungen ben gangen Ben 
trag verworfen, oßne nur zugleich ihre Forderungen, wie Baden verlangt 
hatte, genau präcifiren zu lönnen, aus bem einfachen Grunde, weil je 


nicht wußten, wie weit Defterreih, um feinen Eintritt in ben Zollverein 
zu ermöglichen, von feiner ſchutzzoͤllneriſchen Baſis aus Conceffionen zu 
machen geneigt ober im Stande fein würde, Die Stellung ber mittel: 
ſtaatlichen Regierungen war darum aud) eine ſehr ſchwierige, ba fie e# 





mit Nüdficht auf ihre Benölferungen entſchieden nicht wagen burften, ihre 


Dppofition gegen Preußen und ihre Zuneigung für Defterreid, bie zu einer 
Sprengung bed Zolfvereins zu treiben. Am weiteften burfte fich Bayern 
vorwagen. Allein umfonft drang es in ber Generalconferenz ber Zollver: 
einsftanten zu Münden im Frühjahr 1863 barauf, bag Defterreih auf 
feine Propofitionen vom 10. Juli v. J. wenigftens eine erſte allgemeine 
Antwert ertheilt werbe und zwar dahin, daß die Verhandlungen über 
Fortſetzung unb Erweiterung bed Vertrags mit Deflerreih vom Sabre 
41853 gleichzeitig mit den Verhandlungen über die Erneuerung der Zoll: 
vereinovertraͤge würben eröffnet werden; umfonft flug es feinen näheren 
Verbündeten im uni bie Erneuerung der Bollvereindverträge auf ber bie 
berigen Grundlage eventuell ohne Preußen vor: bie Generalconferen 
ſchloß im Juli ihre Berathungen, ohne daß Defterreih auf feine Bro 
gofitionen geantwortet worben wäre; Sachſen hatte fogar eine Gelegenheit 
ergriffen, um im Boraus zu erklären, daß es an einen Zoll-Sonberbund 
feinen Antheil nehmen werbe. ALS darauf Preußen zu einer weiteren 
Generalconferenz in Berlin einlud, um über bie Erneuerung der Zollver: 
einöverträge zu berathen, veranftaltete Bayern noch vorher ben Zufammen: 
teitt einer Eonferenz derjenigen Staaten, bie ben Sanbelsvertrag mit 
Frankreich verworfen hatten, fette aber nichts anderes duch, ale den Bes 
ſchluß, daß dem Antrage Preußens auf Genehmigung bes Hanbelövertrags mit 
Frankreich derjenige auf fofortige Eröffnung von Unterhanblumgen mit Oefter: 
reich entgegen gefeßt werben folle. Im November trat die Berliner Zollconferenz 
wirklich zufammen und dba zuerſt bie Tariffrage in Behandlung genommen 
wurbe, ergab es fid, neuerdings, daß bie Intereſſen dießfalls und zwar 
im Sinne einer entſchiedenen Rebuction der bisherigen Anfäge nicht calls 
zu weit auseinanbergingen; allein fobalb die Eonferenz zur Frage des Han⸗ 
beiövertrags mit Frankreich als ber von Preußen für die Erneuerung ber 
Zollvereinsverträge geferberten Grundlage überging, hörte bie Verſtändi⸗ 
gung auf und fiodten die Verhandlungen; fo daß Preußen fig veranlaßt 
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fab, noch vor dem Schlufſe bed Jahres bie Fortſetzung jener Ber: Deutfd- 
träge feinerfeits, wie es gebrobt hatte, zu kündigen. Jedermann hielt 
indeß diefe Kündigung bloß für formell, Niemand glaubte an eine wirt: 

liche Auflöfung des Zollvereins. Preußen wird auf bie Ausſchließung 
Defterreihs, Defterreich auf den Beitritt zum Zollverein verzichten müffen, 

fo lange es nicht in der Rage ift, mit feiner fchußzöllnerifchen Vergangens 

heit befinitio zu breden und mit dem Zollvereine fich entfchieden ben 
Grundſätzen bes Freihandelsprincipes zuzuwenden. 

Unendlich größere Schwierigkeiten bot bie Bundesreformfrage. Bon 
einer Initiative Preußens Tonnte indeß in diefer Trage feine Rede mehr 
fein. Durd bie Schwächung, der Preußen in Folge feiner innern Zu⸗ 
fände anheim gegeben war, ermuthigt, hatten es bie mittelftantlichen Re⸗ 
gierungen ſchon im Jahre 1862 gewagt, ihrerfeit6 hervorzutreten und eine 
Löfung der beutfchen Frage in ihrem Sinne zu verfuchen. Im Vereine 
mit Defterreih hatten fie am Bunde ben Antrag auf Einberufung von 
Delegirten ber verfchiedenen Stänbeverfammlungen geftellt, um über Ge: 
feßesentwürfe betreffend Civilproceß und Obfigationenreht zu berathen. 
Der Antrag, felbft ale bloßer Verfuh, der einer weiteren Ausbilbung 
fähig fei, war in ber That zu bärftig, um bie Öffentliche Meinung zu 
gerwinnen. Die Nation blieb kalt und die Bundesverfammlung vermwarf 
am 22, Januar 1863 den Antrag mit 9 gegen 7 Stimmen, indem bie 
Negierung von Kurbeflen, bie ihn mit Defterreich geftellt, für gut gefun: 
ben batte, ihn fehlieglih mit Preußen zu verwerfen. Defterreich und bie 
Mittelftanten behielten ſich indeß vor, unter günftigeren Umftänden auf 
den Antrag zurüdzulommen. Wirklich fühlte fi Oefterreih bald ſtark 
genug, die Frage in großartigerer Weife in die Hand zu nehmen. 

Wenn DOefterreih nad dem italienifhen Kriege am Rande bes Ber: ing 
berben® Hand, fo muß man geftehen, daß fich fein fprihwörtlihes Grad ** 
nur aufs neue bewährt ‚bat, inbem e8 auf der Unterlage einer ber Man: 
nigfaltigfeit feiner Länder und Bölfer wie dem Grabe ihrer politifchen 
Bildung entfprechenden Berfaffung fi wieder emporzurichten verfucht hatte, 
Läßt fih auch nicht verkennen, daß bie verfaffungsmäßigen Zuftände Oefter- 
reichs noch fehr mangelhaft, das politifche Leben nod immer ein äußerft 
befchränttes ift, umd der Beſtand der’ Berfaffung felbft vielleicht nur da⸗ 
durch garantirt erfcheint, daß jeder Rückſchritt in diefer Beziehung Defter- 
reich auch fofort wieder an ben Rand bes finanziellen Abgrundes flellen 
würbe, fo war boch eine Grundlage gewonnen, die Defterreich nicht bloß 
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Beer im Innern, fondern auch im Rathe ber Mächte und namentlich Deutid- 
land gegenüber eine fefte Stellung gewährte. Freilich war bie Febrnar: 
verfaffung von ber Hälfte bes Reichs nicht anerkannt worden unb Ungarn, 
fowie Eroatien beharrten auf dem von ihnen feit zwei Jahren beobad: 
teten paffiven Widerftande. Dagegen gelang es ber Regierung, in bdiefem 
Jahre den Landtag von Siebenbürgen zur Beichidung des Reicheraths zu 
vermögen, wodurch derfelbe fi als weiterer conftituiren fonnte und bie 
Hoffnung genährt werden modte, daß es am Ende auch noch gelingen 
werde, Ungarn und Eroatien zur Anerlennung zu bewegen. Nah außen, 
namentlich gegenüber Stalien, fuhr Defterreidy fort, die zurüdhaltenbe Po- 
litik zu beobachten, bie es fi feit 1860 zum Grundſate gemacht hatte. 
Bor allem aus ſuchte es feine Stellung in Deutfchland zu befefligen und 
ben günftigen Moment zu benügen. 

— Alle Verſuche, die deutſche Frage zu loͤſen, waren entweder geſchei 
tert ober hatten keinerlei Ausfiht auf Erfolg, Dem für Oeſterreich ge: 
fährlichften, ber Errichtung eines Bundesſtaats unter Führung Preußens, 
war Oefterreih, jobald Preußen damit bervorzutreten gewagt hatte, im 
Dereine mit ben Regierungen ber Mittelftaaten alsbald entgegengeireten. 
Jetzt war von diefem Plane Teine Rede mehr. Bon einem deutſchen 
Bunbesftaat, befien Leitung zwar Preußen übertragen werben follte, aber 
nur unter ber Bebingung einer Unterorbnung ſpecifiſch preußifcher Inter: 
efien unter allgemein beutfche, ber Idee bed Nationalrereins und feiner 
Partei wollten diejenigen, die in Folge ber inneren Zerwärfniffe in Preußen 
ans Ruder gekommen waren, ganz unb gar nichts wiflen, und wenn aud 
Hr. v. Bismard bie dee eines deutſchen Bundesſtaats Teineswegs ganz 
fallen ließ, fo hatte er unter bemfelben Namen umgekehrt vielmehr eime 
Unterorbnung deutſcher unter preußifche Intereſſen, ein Großpreußen im 
Auge, von dem er ſich felbft jagen mußte, baß es in Deutſchland nur 
mit Blut und Eifen aufgericgtet werben koͤnnte. Für ein feudales Preu: 
gen fand ſich in ben anderen beutfchen Staaten nur ſehr wenig Verſtändniß 
unb noch weniger Zuneigung. Preußen war vorerft in Deutfhland durch⸗ 

' aus iſolirt. Was es hier verlor, fehien Oeſterreich zuwachſen zu follen, 
das ſich langſam aber ftätig confolibirte, und zwar auf einer verfafiungs- 
mäßigen Grundlage, die ihm ein®- lebhafte Theilnahme aud von Seite 
ber übrigen deutfchen Stämme fiderte. Schon hatte fich die große Mehr: 
zahl der übrigen beutfchen Megierungen offen an Defterreich angefchloffen 
und ſelbſt ben Zollverein, ber Preußen wenigſtens auf materiellen Gebiete 
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eine gewiſſe Führung übertragen hatte, in Frage geftellt. Dieß ſchien im Dentik- 
der That der Moment für Defterreih, un cinen entfcheibenden Berfuch 
zu wagen und bie Bunbesreformfrage in feine Hanb zu nehmen; mußte 
fi) nachgerabe doch auch Defterreich gefteben, daß der alte Bundestag nicht 
bloß den Bebürfnifien und den lauten Forderungen der Nation nicht mehr 
genüge, fondern felbft den Intereſſen Oefterreich eine feſte Stütze nicht 
mehr zu bieten im Stande fei. In einer Dentfchrift, bie es um bie 
Mitte des Jahres ausarbeiten ließ, zeichnete es die Lage ber Dinge in 
Deutſchland mit einer Schärfe, bie nicht ſchneidender hätte fein können. 
„Unaufbaltfam — fo äußerte es ſich — bat fich in Deutſchland ein forts 
„ſchreitender Proceß der Abwendung von dem beſtehenden Bunbe vollzogen, 
„ein neuer Bund aber ift bis heute nicht gefchlofien und das Facit ber 
„neueften deutſchen Geſchichte ift fomit zur Stunde nichts als ein Zuftand 
„volftändiger Zerfläftung und allgemeiner Zerfahrenheit. Man bentt im 
„der That nicht zu nachteilig von dieſem Zufande, wenn man fi ein« 
„gefteht, daß bie deutfchen Regierungen im Grunde ſchon jet nicht mehr 
„in einem feſten gegenfeitigen Bertragsverbältnifie zufammen ſtehen, ſon⸗ 
„bern nur noch bis auf weiteres im VBorgefühle naher Kataftrophen neben 
„einander fortleben. Die deutſche Revolution aber, im Stillen geſchürt, 
„wartet auf ihre Stunde,“ 

Diefer Ausfiht wollte Oeſterreich zuvorkommen. Die beutfche Nas 
tion follte in ihren berechtigten Beftrebungen wenigſtens bis auf einen 
gewiſſen Grad und fo weit es unter ben obmwaltenden Umftänden erreichs 
bar fein mochte, ohne den Anterefien ber verfchiedenen Regierungen zu 
nabe zu treten, befriedigt werben. Die Ideen bafür gaben Defterreid 
feine eigenen Erfahrungen, feine eigenen Berfaffungszuftände an bie Hand, 
Der Kaifer hatte feinem Reiche eine Verfaffung gegeben, welche bie ver: 
ſchiedenen Stämme deſſelben zur Theilnahme an ben gemeinfanen Anger 
legenheiten berief und body fo vorfichtig abgewogen und umſchränkt war, 
daß bie Regierung Feine wefentlihe Einbuße an ber ungehemmten Ans» 
übung ihrer bisherigen vollen Gewalt erlitt, an ber Bertretung ber vers 
fchiebenen Königreiche und Länder im Reichsrathe im Gegentheil einer 
Stüße genoß, ber bie wieberbefeftigte Stellung bes Reiches in Europa 
wefentlih mit zu verbanfen war. Sollte nit etwas ähnliches auch in 
Deutfchland zu erreihen fein? Die wunerläßlien Bebingungen bafür 
waren nur, erftli einen Organismus auszubenten, ber ber Nation zwar 
einen gewiflen Einfluß auf ihre eigenen Angelegenheiten einräumte, aber 
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Deutfä» zugleich die Garantie bot, daß von einem Drud auf die Regierungen 


land, 


feine Rebe fein Tonnte unb zweitens Preußen zum Verzicht auf feine bie 
berigen Pläne und zum Eintritt in biefen neuen Organismus zu bewegen. 
Der Plan wurde in Wien im Laufe des Juli in allen feinen Ginzeln 
heiten feftgeftellt unb die Ausführung energifh in die Hand genommen 
Durch eine von Oeſterreich ungewohnte Schnelligkeit follte fie ükerrafcen, 
durch ihren Glanz imponiren. Die erfte Mittbeilung wurbe an Preußen 
gemacht, bie Entgegennahme ließ aber fofort ahnen, baß dem Gelingen 
bes Plans von biefer Seite faſt unüberfteigliche Hinderniffe entgegen flan- 
den. Am 2. Auguft machte ber Kaifer dem Könige von Preußen, ber 
von Hrn. v. Bismard begleitet damals in einem üfterreichifchen Bade, 
in Gaftein, verweilte, einen Beſuch, theilte ihm bie bereits erwähnte Deut: 
ſchrift über die nicht länger zu verſchiebende Nothwendigkeit einer Reform 
ber beutfchen Bunbdesverfaffung mit und entbüllte ibm feine AMbficht, die 
ſämmtlichen deutſchen Fürſten perfünlich zu einem Congreß nah Frank: 
furt a. M. einzuladen und benfelben den Entwurf einer im Cinzelnes 
ausgearbeiteten Meformacte, beren Grundzüge der Kaifer andeutete, vor 
zulegen. Der König verwarf ben Plan, ber ihm ganz umerwarte 


kam und befien nähere Ausführung ihm noch nit mitgeteilt wurde, 


keineswegs abfolut, aber er hatte dagegen allerlei gewichtige Bedenken 
einzuwenden und glaubte nicht, daß es fi darum handle, ihn jebenfalle 
fofort ins Wert zu ſetzen. Noch ehe inbeß der Kaifer wieder abreiste, 
brachte ein Adjutant defjelben bem Könige die fürmlihe Einladung zu bem 
vorgefhlagenen Congrefie und zwar ſchon auf ben 16. deſſelben Monats. 
Ohne bie Antwort Preußens abzumarten, gingen aldbald auch bie Einla- 
bungen an bie fünmtlichen übrigen beutfhen Fürſten ab. Jetzt lehnte Preußen 
bie Einladung feinerfeitS ab und als ber Kaifer ven König aufforberte, 
fih, wofern ihn felbft feine Geſundheit an ber Theilnahme verhindert, 
wenigften® durch einen Prinzen feines Haufes vertreten zu lafjen, wurde 
das gleichfalls fofort abgelehnt. Die Hoffnung Defterreihs, auch Preußen für 
feinen Plan, wenigftens für ein vorläufiges Eingehen auf denfelben zu 
gewinnen, war alfo, wenn fie im Ernte wirklich je gehegt werben, ver: 
eitelt. Dagegen entfpradhen bie übrigen beutfchen Yürften ohne wefent- 
liche Ausnahmen fämmtlid, ber Einlabung bes Kaifers und am 16. Auguft 
ſah Frankfurt die beutfchen Fürften mit zahlreihem Gefolge in feinen 
Mauern vereinigt. Am 17. eröffnete ber Kaifer bie glänzende Berfamm: 
lung und legte feinen Mitfürften ben auch ihnen bisher im Einzelnen noch 
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unbekannt gebliebenen Entwurf vor. In feiner Eröffnungsrebe verhehlte Den. 
es ber Kaifer nicht, daß er feinerfeit nicht „meitausfehenbe Berathungen” = 
wünſche, fondern es lieber fähe, wenn bie Yürften „in einem raſchen und 
einmüthigen Entfchluffe” den Entwurf fofort auch zum Beſchluſſe erhöben. 
Do dazu Eonnten ſich diefelben nicht verftiehen. Der König von Bayern, 

der dem Kaifer antwortete, betonte vielmehr fofort, daß er die Borfchläge 

in „gewiffenhafte Erwägung” ziehen werbe und ſprach bereits von „Mos 
dificationen” derfelben. Immerhin wurben fie einmüthig für eine „ges 
eignete Grundlage“ weiterer Verhandlungen anerkannt. 

Die Hauptbeftimmungen des Entwurfes gingen babin, ben Bundes⸗ 
zweck auf die Wahrung nicht bloß der Sicherheit, fondern auch ber Madhts 
ftellung Deutfchland® nad außen auszubehnen, als neue Organe bes 
Bundes die Leitung ber Angelegenheiten einem Directorium zu übergeben 
und bemfelben einen aus ben Bevollmächtigten der Regierungen gebilbeten 
Bundesrath an bie Seite zu fegen, während periodifh eine Verfammlung 
von Bunbesabgeorbneten einberufen werben und ebenfo periodifch eine Ber: 
fammlung der Fürften zufanmentreten, enbli ein Bundesgerichtshof ge- 
bifbet werben ſollte. Was die Ausführung dieſes Organismus im Ein- 
zelmen betrifft, fo follte das Pirectorium aus dem Kaiſer von Oeſterreich, 
dem Könige von Preußen, dem Könige von Bayern und zweien ber am 
8., 9. und 10. Bundesarmeecorps betheiligten Souveränen, der Bundes 
rath aber aus ben Bevollmächtigten ber bisherigen 17 Stimmen bed engern 
Rathes der Bundesverfammlung beftehen, doch Defterreih und Preußen 
darin flatt 1 je 3 Stimmen führen, die Gefammtzahl der Stimmen alfo 
auf 21 erhöht werden. Die Bunbesabgeorbneten follten nur alle brei Sabre 
zufammentreten, in der Zahl von 300 zu zwei Drittheilen aus ben zweiten, 
zu einem Drittbeil aus den erflen Kammern der Ständeverfammlungen 
dur Delegation hervorgehen und mit beſchließender Stimme an ber ges 
febgebenden Gewalt des Bunbes mitwirken, die Yürftenverfammlung enbs 
lich follte in ihren Verhandlungen ben Charakter freier Berflänbigung 
gleichberechtigter Souveräne tragen, aber ein Beſchluß berfelben nicht aufs 
gehalten werben können, wenn die bejabenden Stimmen das im Bundes⸗ 
rathe je nach ber Natur des Gegenftandes vorgefchriebene Stimmverhältniß 
erreiche. Seine eigene Stellung Hatte Oeſterreich dadurch gewahrt, baß 
ed fih den Vorſitz im Directorinm und im Bunbesratbe vorbebielt und 
feine Intereſſen namentlih auch dadurch, baf, während zu einer fürmlichen 
Kriegserflärung des Bundes ein im Bundesrath mit zwei Drittheilen ber 
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Desträ- Stimmen gefaßter Beſchluß erforderlich fein follte, bie Yrage, ob ber 

Bund fi) an bem Kriege eines feiner Glieder, das zugleich außerhalt 
des Bundesgebietes Befibungen babe, beibeiligen foolle, mit einfacher 
Stimmenmehrheit follte entfchieden werden Tönnen. 

Bevor noch ber Congreß zur Detailberathung biefes Entwurfes 
fhritt, trat am 21. Auguft ber fogenannte Abgeorbnetentag ebenfalls 
in Frankfurt zufammen, um ſich über benfelben auszuſprechen. Mehr ale 
300 Mitglieder der Ständeverſammlungen ber verſchiedenen beutichen 
Staaten, Defterreih allein ausgenommen, fanden fi dazu ein. Obgleich | 
ohne Mandat für diefen Zwed mochte die Berfammlung doch mit Fug 
ale die Vertretung nicht ber Geſammtheit aber boch eines großen Theile, 
wielleicht der überwiegenden Mebrheit ber Nation betrachtet werben und 
ihr‘ Beichlug mußte daher als ein fehwerwiegendes Moment in bie Wag— | 
ſchaale fallen. Einftimmig ging berfelbe dahin, daß bie Verſammlung | 
zwar „nur von einer bunbesflaatlihen Einheit, wie fie in ber Reichsver⸗ 
„faflung von 1849 rechtlichen Ausbrud gefunden habe, bie volle Beirie: 
„digung ber Bebürfniffe ber Nation hoffe”, baß fie indeß „der innern Krifis 
„und ben äußeren ragen gegenüber nicht in ber Lage fei, zu Defterreichs 
„Sntwurf fi Tebiglih verneinend zu verhalten;“ -fie glaube aber eine 
Reihe von Einzelbeflimmungen ber Reformacte, in&befonbere bie Zufammen: 
ſetzung und bie Competenz ber Delegirtenvertretung für „höchft bedenklich“ 
und bie Bildung einer von ber Nation erwählten Vertretung als „uner: 
läßliche Vorbebingung des Gelingen“ bezeichnen zu müflen, indem unter 
allen Umständen eine endliche Loͤſung ber beutjchen Frage nicht "von einem 
einfeitigen Vorgehen ber Regierung zu erwarten fei, fondern nur von ber 
Zuftimmung einer nach Norm der Bunbesbefählüffe vom 30. März unb 
7. April 1848 zu berufenben Rationalvertretung. 

Am folgenden Tage begann ber Fürftencongrek bie Berathung des 
Entwurfs. Der Kaifer führte den Borfig und leitete bie Verhandlungen. 
In einem befonbern Promemoria an bie ſämmtlichen Theilnebmer des 
Eongrefied fuchte Defterreih zum Voraus den Grundſatz feflzuftellen, daß 
Abanderungsanträge wenigften® nicht gegen „das Syſtem und bie leiten: 

5 ben Gedanken” feines Entwurfes gerichtet fein bürften und feinem Wunſche 
Eingang zu verfhaffen, bag bie Fürften nur über bie Hauptpunkte Be: 
ſchluß faßten und daß es bezüglich berjenigen Beftimmungen, über welche 
fein anbermweitige® Einverſtändniß zu Stande kommen follte, bei ber Faf⸗ 
tung des dfterreichtichen: Entwurfs fein Bewenden haben follte. Gegen 





Weberfigt der Ereigniſſe des Zahres 1869. 391 


bie erſtere Zumuthung wahrte fi inbeß Baden feine Freiheit und was Deutfä- 
die Ießtere betraf, fo mochte bie Mehrheit ber Füurſten ſich doch nicht fo 
weit ber abfoluten Leitung Oeſterreichs bingeben und z0g es vor, den 
Entwurf vielmehr Punkt für Punkt bis zu Ende zu berathen. Don den 
befchloflenen Abänderungen verdienen wenigftens einige als in verfchiebenen 
Beziehungen befonders bezeichnenb hervorgehoben zu werben: Die Zahl 
der Mitglieder des Directoriums wurde von 5 auf 6 Mitglieder erhoben, 
d. 5. den übrigen Fürften außer Oeſterreich, Preußen und Bayern 3 ftatt 
bloß 2 Mitglieder zugeftanden; ferner wurbe für weitere Abänderungen ber 
Bundesverfaffung oder die Einführung neuer organifher Einrichtungen 
u. bel. flatt der von Defterreich proponirten 17 Stimmen vielmehr Stim- 
meneinhelligfeit geforbert und endlich für Theilnahme des Bundes an einem 
Kriege folder Bunbesfürften, die zugleich au außerhalb des Bundes Be: 
fißungen haben, nicht bloß Stimmenmehrheit, fondern wie für einen Buns 
deskrieg zwei Drittheile ber Stimmen verlangt. Ami. September wurbe 
der Eongreß gefchloffen. Baden flimmte dem Elaborat als Ganzem nicht 
zu und gab eine befonbere Schlußerflärung zu Protofoll. Noch befchlofien bie 
Fürften, die vor Beginn ihrer Spezialberatblingen eine Collectiveinlabung 
zur Theilnahme an Preußen gerichtet hatten, bie dieſes jedoch ebenſo wie bie 
frühere Einladung Defterreihs ablehnte, wieberum eine Collectiveinlabung 
an basfelbe, ihren Befchlüffen beizutreten. Dann trennten fle fih. Die 
Anfchauungen ber öffentlihen Meinung über das Nefultat bes Congrefſes 
gingen weit auseinander. Viele gaben ſich der Hoffnung bin, daß ein 
lebensfähiges Werk gefchaffen worden fei und wenn fie audy geftehen muß⸗ 
ten, daß das Gebotene felbft den befcheidenften Wünfchen ber Nation kaum 
genüge, fo tröfteten fie fih damit, daß etwas doch beſſer ſei als gar nichts. 
So viel aber ftand für Jedermann feft, daß die unveränderte Aufrecht⸗ 
haltung der bisherigen Bunbesverfaffung von allen Betheiligten, Fürſten 
wie Völkern, nunmehr foͤrmlich und befinitiv Preis gegeben war. 
Während diefer Vorgänge in Deutfhland Hatten die biplomatifchen Rupland, 
Berhandlungen ber brei Mächte mit Rußland zu Gunften Polens eine 
entfheidende Wendung genommen. Um dem erften Aufbraufen ber öffent: 
lichen Meinung Europa's einige Genugthuung zu gewähren und ihr Zeit 
zu laſſen, fich wieder zu feten, hatte das ruſſiſche Cabinet fich mit ben 
drei Mächten in einläßliche Verhandlungen eingelafien unb ſich wenigftene 
ben Anfchein gegeben, ihren Wünſchen entgegen kommen zu wollen, zumal 
e6 Anfangs nicht fiher war, mit ber in Polen vorhandenen Militärmacht 
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Rubland. bie Anfurrection niederbrüden zu Tönnen und felbft auf bie öffentliche 
Meinung in Rußland nicht abjolut zählen konnte. Sobald aber dieſe 
gänzlich zu Gunften der Regierung umgefchlagen hatte und ſobald es durch 
Herbeiziehung neuer Militärmaffen fi ftark genug fühlte, Polen neuer: 
dings zu bewältigen, ftand fein Entſchluß feft, fi in feine Unterhantlun: 
gen einzulaflen, bevor das Land wieder unterwerfen fei und aud kann 
fi) die Maßregeln der Pacification nicht von außen bictiren zu Lafien, 
fondern nad) eigenem Ermeſſen und ausſchließlich ruſſiſchem Intereſſe zu 
handeln. So erfolgte denn am 13. Yuli die Antwort Rußlands auf der 
zweiten Schritt ber drei Mächte, die in jeder Beziehung und unummwunden 
ablehnend lautete. Es verwarf die Erörterung ber ſechs Punkte, jo fange 
die Ordnung in Polen nicht wiederhergeftellt fei, den Waffenftilljtand als 
mit ber Würde des Kaiſers unverträglic, die vorgefchlagenen Conferenzen 
ber Wiener Vertragsmächte endlich, indem’ es lediglich Gonferenzen ber 
brei Thellungsmädhte für angemefjen erflärte. Seine Maßnahmen in Polen 
felbft entſprachen der Stellung, die er in folder Weije Europa gegenüber 
einnahm. Schon im Mai war ber bisherige Gouverneur von Litthauen, 
General Nazimow, abberufen und durch General Murawiew erfeßt wer: 
ben, der fofort die äußerften Mittel ergriff, um ben Aufſtand niederzu- 
[lagen und ben polnifhen Abel in feinen Gouvernements völlig zu ver: 
nichten. Im Juli wurbe auch Wielopolski, die Seele ber bish. ruffifchen 
Regierung in Warfchau, entlaſſen oder in Urlaub geſchickt und an feine Stelk 
Gen. Berg ernannt, der auch feinerfeits Teine andere Aufgabe kannte, als 
ben Aufftand durd jedes Mittel, fei e8 welches immer es wolle, zu ke: 
endigen. Unter biefen Umjtänden blieb ben drei Mächten faum etwas 
anderes übrig, als bie ganze Frage fallen zu Iaflen oder alsbald zum 
Schwerte zu greifen. Es fcheint, daß Frankreich unter Umſtänden biezu 
nicht ungeneigt war. Schon im Juni hatte eg England und Oeſterreich eine 
engere Allianz zu biefem Zwecke vorgefchlagen und fi) gegenüber Dejter: 
reich ſpeziell bereit erklärt, ihm jede Unterſtützung zuzufidern, auf welche 
dasſelbe nühlicher Weife rechnen könne, fowie jede Oarantie zu leijten, 
bie dasfelbe für feine Intereſſen fordern könne. Allein Dejterreich ging 
nicht darauf ein, England wünſchte um jeben Preis ben Trieben zu er: 
halten, Schweden bot Frankreich für einen Krieg nur eine durchaus un: 
zureichende Unterlage, Preußen aber ſtand auf der Seite Rußlands. Co 
fah fi Frankreich volllommen ifolirt. In der erften Hälfte des Auguft 
sichtelen zwar Sranfreih, England und Defterreich noch einmal überein: 
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timmende Depefchen an das Eabinet von St. Petersburg, aber eigentlich Rustant. 
sur, um bie.totale Ablehnung aller ihrer Forderungen von Seite Ruß⸗ 
and s zu conſtatiren und basfelbe für die Folgen verantwortlich zu machen, 
Die Gefahr für Rußland war befeitigt. Es zögerte daher aud) nicht mit 
jeiner Antwort, in der es die Diseuffion für gefchloffen erflärte. England 
mußte barauf zum Voraus gefaßt fein, Defterreich ſchien faft frob, aus feiner 
the il weiſe fehiefen Stellung dadurch herausgelommen zu fein, Frankreich allein 
glaubte ſich wenigften® nicht ohne weiteres bamit begnügen zu bürfen. 
Frankreichs Stellung war allerdings eine andere als diejenige ber Era 

beiden Staaten, bie fi) ihm in biefer Frage näher angeſchloſſen und mit 
ihm es unternommen hatten, bie öffentlihe Meinung Europa’s, die In⸗ 
terefien der Humanität und bie Rechte eines unterbrüdten Volkes gegens 
über dem ruflifhen Cabinet zu vertreten. Napoleon mußte auf die öfs 
fentlihe Meinung feines Landes mehr Rückſicht nehmen als bie öſterrei⸗ 
chifche Regierung und ging nicht davon aus, um jeben Preis einen Krieg 
vermeiden zu wollen, wie England. Mber ohne Alliirte konnte er 
nicht daran benfen. Auch Frankreich blieb daher nichts anderes übrig, 
als die polnifhe Frage fallen zu Hafen. Indeß mußte wenigſtens 
ein Ausweg gefunden werben, ber ben Schein rettete, wenn Polen befinitiv 
Preis gegeben werden follte; bie inneren Verhältniſſe Frankreichs machten 
dieß dem Kaifer zur doppelten Pflich. Am 12. Januar 1863 war. der 
gefeßgebende Körper zu feiner letzten Seſſion zufammengetreten. Der 
Kaifer eröffnete fie mit einer Thronrede, in ber er einen befriebigten 
Rückblick auf bie verfloffenen fünf Jahre warf, um ber Verſammlung zu 
erklären, daß es in feinen Augen ein Act ber Undankbarkeit geivefen wäre, 
wenn er, wie es bie öffentliche Meinung gewünfcht und eine Zeitlang fogar 
erwartet hatte, dem von ber Verfaſſung geftedten Termine vorgegriffen 
und fon früher Neuwahlen angeordnet hätte, und um ſchon jekt bie 
Hoffnung auszufprechen, daß das Land ihm demnächſt eine ebenfo ergebene 
Kanımer, wie biefe war, fchiden möchte. „Sagen Sie Ihren Mithürgern, 
„ſchloß er, daß ich ſtets bereit fein werde, Alles anzunehmen, was im 
„Intereſſe der großen Anzahl ift; aber menn es benfelben am Herzen 
„liegt, das begonnene Werk zu erleichtern, fo empfehlen Sie ihnen aud, 
„Eonflicte zu vermeiden, welche nur Mißbehagen erzeugen, bie Verfaffung, 
„welche Ihr Werk ift, zw befeftigen und in bie neue Kammer Dlänner zu 
„Thidten, die wie Sie ohne Rüdhalt das gegenwärtige Syflem annehmen 
„und fruchtlofen Kämpfen ernſte Berathungen vorziehen,” 


Srenl. 
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Der Wunſch wie bie Sorge des Kaiſers lag nahe genug. In ber 


— öffentlichen Meinung Frankreichs war in ben letzten Jahren ein entjchit 


bener Umſchwung eingetreten. Nachdem das Kaiſerreich dem allgemeine 
Gefühl der Unficherheit und ber völlig ungewiſſen Zukunft, der das Lam 
entgegen trieb, ein Ende gemacht und eine fee Ordnung gegrünbet hatte, 
ergab fich die Nation, nur um die „Orbnung“ nicht zu gefährben, ja 
willenlos in das eiferne Regiment, das dem franzöfifdgen Namen wicde 
das alte Uebergewicht in Europa verſchaffte und unter defien Schub Haudel 
nnd Induſtrie einen allgemeinen Aufihwung nahmen. Paris wurde burg 
nngebeure Bauten eine ganz neue Stadt und eine Zeitlang ſchien c6, a 
ob feine Bevölkerung, bie fo oft Regierungen erhoben unb wieder ge: 
ſtürzt hatte, alles andere vergefien babe, um nur nad Gelb und Lurus ze 
jagen. Allmäblig jedoch hatte fih eine andere Strömung bemerkbar ge 
macht und brobte immer mächtiger anzufhwellen. Während Frankreiq— 
fort und fort an der Spike der Civilifation ſtehen mollte und is 
feiner auswärtigen Politit es überall als feine Aufgabe betrachtete, bir 
Ideen ber Zeit zur Geltung zu bringen und den Völkern in ihrem be 
rechtigten Wiberftand gegen Unterbrüdung eine hülfreiche Hand zu bieten 
hatten bie Franzoſen felbft alle politifhen Freiheiten zum Vortheil de 
Gewalt eingebüßt und waren zu willenlofen Werkzeugen eine® einzige 
Mannes geworben. Satt der „Ordnung“ und überfättigt bavon begann wir 
der ber Drang nach Freiheit fih geltend zu maden. Bon allen Seite 
eingeengt und zurüdgebrängt und dem Kaifer nur langfam cinige wenig 
Eonceffionen abringend, mochte ſich biefer Drang wenigſtens bei den Wah 
Ien zum gefeßgebenden Körper geltend maden. Am 8. Mai erfolgte ber 
Schluß ber Seffion und um ber Wahlagitation fo enge Schranken wit 
möglich zu ziehen, mwurben bie Neumahlen ſchon auf Ende beffelben Me: 
nats angefeht. Trotzdem bradte das Refultat ben in den Gemüthen 
eingetretenen Umſchwung zu vollem Ausbrud. Wohl ficherte das allge 
meine Stimmredit, bie Unterftügung ber weit überwiegenden Mehrheit 
bes Klerus unb ein ohne allen Rüdhalt und ohne alles Mack geübter 
Einfluß der Gewalt im Intereſſe ber offiziellen Candibaturen der Regie: 
zung auf bem flachen Lande und in der Mehrzahl der Meineren unb mitt: 
leren Städte das unbebingte Uebergewicht. Allein anders in Paris und 
in den übrigen großen Stäbten des Landes. Umfonft ſchleuderte Perſignh 
der Minifter des Innern, ein Manifeft gegen die „alten Parteien”, bie 


„sum erften Mal feit dem Beftehen bes Kaiſerreichs es wagten, bie 
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‚Staatseinrichtungen, welche fi) Frankreich gegeben, Angeſichts ber allge Bean! — 
‚meinen Abſtimmung anzugreifen”, umfonft ging er fo weit, bie Gandis 
atur bes Hrn. Thiers in Paris ganz insbefondere und mit allen Mitteln 
u befämpfen. Die Regierung erlitt in Raris eine vollftändige Nieder: 
age: aud nicht ein einziger ihrer Candidaten vermochte durchzudringen; 
Dr. Thierd wurde mit großer Majorität gewählt. Aud bie großen 
Städte yon, Marfeille, Bordeaur erflärten fich - Überwiegend gegen bie 
Regierung, in fehr vielen anderen ergab bie Abftiimmung wenigftend eine 
ſtarke Minderheit für bie Candidaten ber Oppofition. Im Ganzen freilich 
blieb das Webergewicht immerhin überwältigend auf Seite ber Regierung : 
249 offiziellen. Kandidaten gegenüber hatten nur 34 wiber Willen ber 
Gewalt ihre Wahl durchzuſetzen vermocht. Indeß auch fo blieb bie That⸗ 
fache für die Entwidelung ber öffentliden Meinung Frankreichs bebeus 
tungsvoll genug. Der Kaifer Eonnte fi) darüber kaum einer Täuſchung 
bingeben. 

Zu biefer Schwierigkeit im Innern Tam die mexicaniſche Frage, meerico. 
die um ſo ſchwerer auf ihm laſtete, als das ganze Unternehmen in Frank⸗ 
reich durchaus unpopulär war. Konnte es auch nicht zweifelhaft ſein, 
daß bie franzöfiſche Expeditionsarmee bis nad) Mexico vordringen werde, 
ſo war doch ſelbſt dieſer Erfolg nur durch ſchwere Opfer an Geld und 
Menſchenleben zu erlangen und das politiſche Reſultat auch dann noch ein 
ſehr unſicheres. Die Schlappe, welche die franzöſiſchen Waffen im vorigen 
Jahre vor Puebla erlitten hatten, mußte indeß unter allen Umſtänden 
ausgeweßt werden und fo unvorfichtig fie ſich damals vorgewagt hatten, 
jo vorfidtig wurben jetzt Die Vorbereitungen zu dem neuen Welbzuge ges 
troffen. Erſt im Februar brach General Forey mit feiner Armee vor 
Drizaba auf, faſt zehn Monate nad jenem Ereigniß. Am 16. März 
langten die Franzoſen wieber vor Puebla am und begannen fofort bie 
Belagerung. Die Mericaner, welde die Stadt unter General Ortega 
beſetzt Bielten, legten eine Tapferkeit, einen Muth und eine Ausbimer an 
den Tag, die Niemand ihnen zugetraut hatte. Erft nad zwei Monaten 
gelang es General Forey, die Stadt zur Webergabe zu zwingen, nachdem 
mehrere Forts berfelben nicht ohne empfindliche Verluſte erftürmt worben 
waren und in mehreren Straßen Haus für Haus hatte genommen wer⸗ 
ben müſſen, erſt nachdem ein Verſuch ber Mericaner, bie Stabt weiter 
mit Leben6mitteln zu verfehen, gefcheitert war. Diefes Refultat war für 
bie Franzoſen nichts weniger als vielverfprechend. Zum Glück für fie 


Mexico. 
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ergab es ſich jeboch bald, ba die Widerſtandékraft bes mericanifchen Staats mit 
ber Uebergabe Puebla's erfchäpft war. Die Päffe zwifchen Puebla und Meric 
wurden nicht weiter vertheidigt, Merico felbft ſchon am 31. Mai rn 
Auarez, ber fi mit dem Reft der Armee nad San Luis Potoſi zurüd: 
309, geräumt. General Forey hielt am 10. Juni mit etwa 15,000 Ram 
feinen Cinzug in bie Hauptſtadt. Er ernannte fefort eine Oberjunta 
von 35 Mitgliedern, welche ihrerfeits eine Art Negentichaft aus bem Ge: 
neral Almonte, dem Erzbiichof Labaſtida und dem General Salas beite 
hend einfegte, und berief 215 Notable des Landes, um über die zukünftige 
Negierungsform zu entfheiben. Schon am 11. Juli beſchlofſſen diefe cin: 
ſtimmig die Einführung einer abfoluten erblihen Monarchie und wähllen 
ben Erzherzog Ferdinand Marimilian von Defterreih nady den MWünfden 
bes Kaifere Napoleon zum Kaifer. Eine Deputation ging fefort nad 
Europa, um ben Erzherzog zur Annahme ber Wahl einzuladen: die Ant: 
wort lautete nicht ablehnend, doch vorerft auch noch nicht definitiv zuftim: 
mend. General Foren verließ jedoch Merico zu Anfang Octobers, un 
überließ die vollftändige Interwerfung des Landes feinem Nachfolger, Ce: 
neral Bazaine. Eine Anzahl Erpebitionen ging zu biefem Zwecke ven 
Merico ab und fo weit die franzöfifchen Waffen vorbrangen, Teifteten bie 
Mericaner weiter Leinen nennenswerthen Wiberftand; wo die Franzeſe: 
einzogen, erklärten fi die Behörden ohne große Schwierigkeiten für ki 
Monarchie und ben Erzberzog Mar. Doch gelang es bis zu Ende dei 
Jahres nicht, Juarez zu unterwerfen ober zu Räumung bes Landes felht 
zu zwingen, obgleiy er am 17. December aud Sun Luis Potoſi den 
Trangofen zu überlaffen fi) gendthigt ſah. Ton einer völligen Unter: 
werfung, von einer dauernden Bacification bes ausgedehnten Landes komnlt 
feine Rede fein; überall machten Guerillas die Straße umficher, felbi 
zwiſchen Merico und Veracruz, nur der organifirte Widerftand Konnte ald 
gebrochen betrachtet werben. Inzwiſchen trat den Franzoſen eine ander: 
Schwierigkeit entgegen. Seit bem Beginn ber Erpebition hatten fie fid 
im Lande felhft auf die clericale Partei im Gegenfab gegen bie durch 
Juarez vertretene Tiberale zu ſtützen gefucht. Die ungemefienen Anfprüd 
ber erfteren, welche ben Verkauf der Kirchengüter wieber rädgängig machen 
wollten, zwang inbeß General Bazaine offen mit ihr zu brechen; ber Cry 
biſchof Labaftida nahm an ber Negentfchaft keinen Theil mehr, Kine 
Mittelpartei befteht nicht, felbft die Elemente fehlen, um eime folde zu 
bilden. So waren. bie Sranzofen mehr und mehr ohne andere Stüge im 
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dande als ihre Waffen und der Kaifer mußte immer dringender wünſchen, Mexico. 
n Folge einer definitiven Webereintunft mit dem Erzherzog Mar feine 
Truppen zurüdziehen zu koͤnnen. 

Die ganze mericanifde Erpebition machte troß des militäriſchen Erz Srant- 
ſolges den Eindrud eines vom Kaifer begangenen Fehlers, ber burch das a 
Refultat der Wahlen in Frankreich felbft nicht anfgerwogen wurde. Die 
yiplomatifche Erledigung der polnischen Frage mußte baber um fo ſorg⸗ 
ältiger erwogen werben, jelbft wenn fie fchließlich fallen gelafien werden 
nüßte. Der Kaifer fand einen Ausweg. Am 5. November eröffnete er 
ie Seffion der Kammern. Er ging in ber Thronrede über das Ergeb- 
ni der Wahlen leicht hinweg, indem er die Niederlage ber Regierung in 
Barıs einfach „Iofalen Meinungsverfchiebenheiten" zufchrieb und fih damit 
tröftete, daß „alle Mitglieder ber Berfammlung ihm denſelben Eid ges 
leiftet hätten, ber ihm für ihren Beiſtand bürge“, und ging bann fehr 
ausführlich zur polnifchen Frage über, um mit ber Idee zu fchließen, daß 
nur ein europälfcher Gongreß, dem diefe fowie alle anderen zur Zeit noch 
ungelöjten europäifhen Fragen zur Entfcheibung vorzulegen wären, im 
Stande fei, einen allgemeinen Krieg abzuwenden. „Bie VBerisäge von 
„1815, erflärte er, haben aufgehört zu eriftiren. Die Macht ber Ereig⸗ 
„niſſe bat fie geftürzt oder firebt dahin, fie zu flürzen Was ift alfo 
„gereöhtfertigter und vernünftiger, als bie europätfchen Mächte zu ‚einem 
„&ongreffe einzuladen, auf welchem Eigenliebe und Widerfiund vor einem 
„oberften Schiedsgericht verfchwinden würden? Laſſen Sie und den Muth 
„Haben, an bie Stelle eines krankhaften und unfihern Zuſtandes dauer⸗ 
„Hafte und regelmäßige Verhältniſſe zu fegen, auch wenn biefelben Opfer 
„koſten folten. Bereinigen wir uns, ohne vorgefaßtes Syſtem, ohne ers 
„clufiven Ehrgeiz, bloß von dem Gedanken befeelt, einen Zuftand ber Dinge 
„berauftellen, der fid, Hinfort auf das mwohlverftandene Intereſſe der Herr⸗ 
„ſcher und Völker fügt. Diefer Aufruf, gern will ich e8 glauben, wirb 
„von Allen gehört werben. Cine Weigerung würbe geheime Pläne vers 
„muthen laſſen, bie das Tageslicht ſcheuen. Mber felhft wenn ber Vor⸗ 
„ſchlag nicht einftimmig genehmigt würde, hätte er doch ben ungeheuren 
„Zortbeil, Europa bemerflih gemacht zu haben, wo bie Gefahr und bie 
„Rettung liegt. Zwei Wege ftehen offen. Der eine führt zum Fort⸗ 
„ſchritt durch bie Verföhnung und ben Trieben, ber andere, früher ober 
„Tpäter, ja fogar auf verhängnißvolle Weife zum Kriege durch hartnäckiges 
„Feſthalten an einer Überwundenen Vergangenheit. Sie kennen bamit bie 
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Ber „Sprache, die ich vor Europa zu führen beabfihtige. Bon Ihnen gebilligt, 
„durch die Öffentlihe Zuftimmung fanctionirt, Tann fie nicht verfehlen, gr- 
„bört zu werben, weil ih im Namen Frankreichs fpredhe.” Ohne Berza; 

gingen an alle ſouveränen Fürften Europa’s bie Cinlabungen zu einem 
ſolchen Gongreffe und zwar in Paris ab. Die polnifche Frage wurde 
unter biefer Form auch von Frankreich fallen gelaffen und Rußland hattı 
nunmehr freie Hand, bie Inſurrection, von Europa weiter unbebeligt, 
gewaltfam zu erbrüden und bie Schwierigkeiten in ber ihn convenirenden 
Weiſe zu Iöfen. 
Europa war zunächft mit ber tranzöfiihen Congreßidee befchäftigt. 
Die öffentliche Meinung ward fi) indeß bald darüber Mar, daß ber Bor: 
fhlag von Seite Napoleons kein uneigennüsiger war. Kant ber Congreß 
wicht zu Stande, fo wälzte der Kaifer feinem eigenen Lande wie Europ 
gegenüber jebe Verantworlichleit ab, kam er dagegen zu Stande, fo fid 
iben, obwohl er es beſcheiden ablehnte, die Rolle eines Schieberichiert 
son Europa bis anf einen gewiſſen Grab wenigftene nothwendig von 
felbft zu, zumal Frankreich bei einer einzigen ber ſchwebenden europäifden 
ragen birecte und fo betheiligt war, baß von irgend einer Seite vom | 
ihm ein Opfer hätte geforbert werben können, während auf ber andern 
Seite faft feine einzige Macht war, die das für ſich nicht befürdten mupte 
und überdieß bot ber Congreß ben Anlaß zu neuen Allianzen, neues 
Gombinationen für Frankreich und bieß gerabe für ben in der hat 
nit unmöglien, vielleiht ſogar wahrſcheinlichen Fall, daß er flatt zu 
einem banernden Frieben im Gegentheil nur zu neuen Differenzen und 
tieferen Spaltungen führen würde. Die Regierungen ber verfchiebenen 
Staaten Europa’s nahmen daher bie Einlabung meift nur mit großem 
Mißtrauen entgegen. Bloß zwei Staaten gingen fofort und wit Eifer 
auf ben Vorſchlag ein, Stalien und Dänemark, weil bas eine wie bat 
andere von einem folden Congreſſe nur Vortheile hoffen zu dürfen und 
keineswegs Opfer befürdten zu müflen glaubte. Die übrigen fagten zwar 
theils zu, theils lehnten fie mwenigftens nicht ab. Doch geſchah⸗ es nicht 
ohne Vorbehalte. Die meiſten ließen in ihren Antworten wenigſtené 
burchbliden, daß fie von dem Borfchlage, fo lodend er auch lautete, unter 
ben obwaltenden Verhaͤltniſſen der europäifchen Staaten unter fich wenig 
ober Feinen Erfolg erwarteten. England allein batte den Muth, biefe 
feine Ueberzeugung aud offen auszuſprechen, in einer einläßlichen Depeſche 
an das franzöfifpe Cabinet mit Rüdficht auf jede einzelne ber zu läfenden 
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Fragen näher au ersten und die Einladung ſchließlich definitiv abzu⸗ Sat 
ehren. Da’ das britiſche Cabinet damit nur ausſprach, was die meiſten 
ibrigen Cabineie nicht minder gedacht und nur auszuſprechen nicht gewagt 
atten, ſe mußte ber. ganze Plan durch die Weigerung Englands als ge- 
cheitert- befragpter werben. Frankreich felbft konnte fi barüber nicht 
äufchen;-menn ed auch die Idee ſelbſt aufrecht zu erhalten bemüht war. 

Der Karſer. fühlte: ſich perfönlich verlegt und bald geftatteten fi die Ber- 
‚ältniffe: Europa ſo, daß -er in ber Lage war, es England aufs em⸗ 
a füglen: zu Jaflen, 

- Ai: 45: November ſtarb ganz unerwartet ber König Friedrich VII. Däne- 
von "Dömarl, Mit ihm erloſch der Mannsſtamm ber königl. Linie des 
Daufes Sbenburg. "Das Ereigniß mochte wohl ganz Europa in Bewegung 
egen, dei Fortbeftand der” bish. däniſchen Monarchie war dadurch in Frage 
jeftelt. : — Nach dem bisher geltenden, anerkannten Erbrechte mußte fie qus-· 
inanberfallen, Das eigentliche Königreich Dänemark und bie beutfchen Her: 
jegthüimer, ‚Schleswig, Holftein und Lauenburg folgten verfchiebenem Rechte ; 

im jenem; war auch. bie weibliche Linie zur Erbfolge berechtigt, in diefem 
dagegeit nicht‘, ‚und: follte ber Thron auf den Mannsſtamm einer der jüns 
gereu.. Rinipn des Hauſes Oldenburg übergehen. Der für Dänemark ver⸗ 
hangnißwolle Moment war indeß längſt vorausgeſehen worden und ſowohl 
Konig Friedrich als ſein unmittelbarer Vorgänger auf dem Thron von 
Dänemait hatten ſich bemũht, benfelben abzuwenden und das bisher gül⸗ 
tige Erblolgzereht mit Zuſtimmung Europa's abzuändern. Mit Hülfe 
Deſterreichs und Preußens war dieß im Jahr 1852 vorläufig gelungen, 
England, Frantkreich Rußland, Deſterreich und Preußen, Schweden und 
Dünemart untetzeichneten am 8. Mai jenes Jahres zu London einen Bere 
trag); dur welches fie bie Bemühungen König Friedrich VIL., feine fämmt: 
lien. Stänten: ah. für. den Yall feines Todes beifammen zu erhalten, 
ale. in europaiſchem Intereſſe für begründet erachteten und ſich verpflich⸗ 
teten, den Prinzen’ Chriftian von Schleswig-Holftein-Sonderburg-Glüdge 
burg im Falle bes Ablebens Friebrih VII. als feinen Nachfolger in allen 
jenen Staaten anerkennen zu wollen., obgleich Prinz Chriftian nad ben 
beftebenben Erbrechten weder auf die Nachfolge in Dänemarf, noch auf 
diejenige in ben beutfchen Herzogthümern rechtliche Anſprüche maden 
konnte. Der Vertrag von London war fomit ein bloßer Ausfluß polis 
tifher Eonvenienz und konnte rechtliche Wirkung nur erlangen, wenn es 
dem König Friedrich gelang, fowohl bie ſämmtlichen näher berechtigten 
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Die Agnaten zum Verzicht auf ihre Anſprüche als auch die Stände ber vei 
ſchiedenen Theile feines Neich zur Anerkennung jener Abmadhung zu wei 
mögen. Er ftarb indeß, ohne daß ihm dieß gelungen wäre. Zwar hatl 
er jo viel erreicht, dag für das eigentlihe Dänemark bie näher Berechti 
ten ſowohl als der däniſche Reichſtag dem Abkommen beipflichteten um 
für das eigentliche Dänemark mochte ihm denn auch Prinz Chriſtian un 
beftritten folgen. Aber für die deutfchen Herzogthümer war bas keine 
wegs ber Fall.: Sobald daher König Friedrich die Augen geſchloſſen hatt! 
erhob der Erbprinz von Schleswig-Holftein-Sonderburg-Auguftenburg af 
nächſter Agnat feine Anſprüche auf die Herzogthümer Schleswig; Holfte: 
und Lauenburg. Schon am 16. November erflärte er feinen Regierungt 
antritt als Herzog Friedrich VIIL von Schleswig-Holftein. und- fuchte jet 
Recht zumächft beim beutfchen Bunde zur Geltung zu bringen. Inzwiſche 
war Prinz Ehriftian in Kopenhagen nicht bloß als König von Dänemar! 
fondern auch als Herzog von Schleswig, Holftein und Lauenburg ausge 
rufen worden und vorerſt waren biefe wie jene in feinem Befik. 
Der Tob des Königs Friedrich erfolgte in einem für Dänemar 
befonbers gefährlihen Momente. Der Iangjährige Streit zwilgen Däne 
mark und Deutſchland über bie Rechte und Anſprüche ber Herzegthüme 
war, ganz abgefehen von der Exbfolgefrage, geradezu emem Punkte ge 
diehen, wo alle weiteren biplomatifchen Unterhandlungen fruchtlos und den 
deutſchen Bunde nichts anderes übrig zu bleiben ſchien, als zu Zwangs 
mitteln zu greifen. Durch die Bereinbarungen von 1851— 52 zwiſchen Däne 
mark und den beiden beutfchen Großmächten als Mandataren des deutſcher 
Bandes, auf deren Orund allein Preußen und Defterreih dem Lonbone! 
Bertrage beigetreten waren, hatte fi) Dänemark verpflichtet, nicht bloß bil 
BProvinzialverfafjungen ber deutſchen Herzogthümer wieder berzuftellen, jon: 
bern dem Reiche durch Vereinbarung mit den verfchiedenen Ständever: 
fammlungen feiner einzelnen Beftanbtheile eine Gefammtverfafjung zu 
geben, durch melde die Herzogthümer nicht minder als das eigentlich 
Dänemark ihren berechtigten Antheil an den gemeinfamen Angelegenheiten 
nebmen und einen billigen Einfluß auf biefelben follten ausüben Tönnen; 
außerdem batte Dänemark bie ausbrüdliche Verpflichtung übernommen, 
das Herzogthum Schleswig niemals bem eigentlichen Dänemark einznver- 
leiben. Weber ber einen noch ber andern Verpflichtung war Dänemark 
nachgekommen, nnd es hatte fich deßhalb zwifchen bem beutfchen Bunde 
and der dänifchen Regierung ein Streit über die auf jene Vereinbarungen 
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m 1851—52 gegründeten Rechte und Anfprüde zunächſt Holſteins, Din 
inn auch Schleswige entfponnen, ber ſich auf die unerquicklichſte Weiſe Vt 
sch bie legten 12 Jahre hindurchſchleppte, ohne zu irgend einem 
tefultate zu führen Wie ein Aal wand fih Dänemark Deutfchland 
genüber, um jeinem gegebenen Worte zu entihlüpfen, während es in den 
erzogthlüimern felbft ale Mittel der Gewalt in Bewegung febte, um fie 
inem Willen zu bengen. Mehr als einmal befhloß der Bund Erecution 
ı Holftein, aber jedesmal ging er wieder zurüd und ſetzte fie vorerſt 
ieber ans, fobald Dänemark and; nur eine Meine Eonceffion und felbft 
iefe nur fcheinbar zu machen verſprach. Wo es nur möglich war, ſprach 
& bie Öffentliche Meinung in Deutfchland laut und energifch zu Gunſten 
er ſchwer gefränkten Rechte nicht bloß Holfteins, fondern auch Schleswigs 
us, ohne jedoch einen wefentlichen Einfluß auf die der ganzen Angelegen- 
eit in ihrer Mehrheit nur wenig geneigte Bundesverfammlung in Frank: 
art ausüben zu können. Die Wiberfianbskraft der Herzogthümer mußte 
adlich, jo bachte Dänemark, erlahmen, bie öffentliche Meinung in Deutſch⸗ 
ud felbft ermüben. Schritt für Schritt Fam Dänemark feinem Ziele näher 
nd wenn es darauf verzichten mußte, Holftein in eine ganz zum Vortheile 
es Königreichs ausgebachte Geſammtſtaatsverfaſſung hineinzuzwängen, fo ges 
hab ed doc, nur, um bagegen Schleswig befto feſter zu faſſen und in biefer 
der jener Form factiſch dem Königreich zu incorporiren. Die Geſammiſtaats⸗ 
rırtei hatte in Kopenhagen längft der eiberbänijchen weichen müffen: ihr 
ehörte das Minifterium Hall, ihr bie große Mehrheit ſowohl des bäni- 
ben Reichſstags als des nur noch für das Königreich und Schleswig be= 
tehbenden Reicheratbs an. Alles fehlen endlich den Dänen zu einem ent⸗ 
cheidenden Schlage reif zu fein. Im Fräblahr fiel er zuerſt gegen Holſtein, 
m Spätherbft gegen Schleswig: am 30. März wurbe durd eine Tänig- 
ie Bekanntmachung ohne Zuftimmung der Stände und gegen ihren 
Willen Holflem ans ber Sefammtheit ausgefchieden, fo weit die dem 
däniſchen Intereſſe diente, und am 13. November vom sg. Rumpfreichs⸗ 
rath eine neue Verfaſſung für Dänemark: Schleswig, die biefes factiſch 
in jenes incorperirte, angenommen. Zwei Tage fpäter farb König Trieb: 
rich, noch bevor er Zeit hatte, den Beichlüflen des Reichsraths feine Sanction 
zu ertbeilen. Auch ohne dieſes unertwartete Ereigniß hätte es nach jenen 
Vorgängen zu einem Bruche mit Deutichland kommen müſſen. Nun aber 
war durch den Eintritt jenes Ereigniſſes die ganze Sachlage: eine ambere 
geworden, Jetzt konnte fih Deutfehlanb unmöglich mit dem bieher Ge⸗ 
forderten begnügen. 26 
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Der Moment fand indeß Deutfchland nicht in ber Lage, mit ber: 


land. ienigen Einmüthigleit, berjenigen Entſchloſſenheit des Willens, berjeniger 


Energie der That aufzutreten, wie er einer großen Nation ziemt, die wur 
ihr unzweifelhaftes Recht wahrt. 

Noch war die Bundesreformfrage ungelöst, noch war ſelbſt der 
Fortbeſtand des Zollvereins nicht geſichert, noch lag die Bertretung de 
höchſten nationalen Intereſſen Deutfchlande in ben Händen bed Bundes 
tags, über ben das confervative DVefterreih je eben ein wahrhaft ver: 
nichtendes Urtheil offen vor aller Welt ausgeſprochen hatte. Am 1. Sept 
war der Türftencongreß auseinaubergegangen und balb lag ed unzweifelhai: 
vor, daß fein Werk fo wenig als ein Icbensfähiges fi bewähren würde 
wie bie ganze Reihe der ibm vorangegangenen Verfuhe. Am 15. des 
felben Monats eritattete das preußifhe Staaisminifterium dem König 
feinen Bericht über die aus dem Fürſtencongreß bervorgegangene Reform: 
acte vom Standpunkte ber preußiſchen Intereſſen aus. Sein Schluß guy 
dahin, daß das Werk für Preußen nicht annehmbar fei. Ein Beto Defter: 
reichs und Preußens für den Kal eines nicht durch einen Angriff ax 
ba8 Bundesgebiet veramlagten Bundeskriegs — formelle Gleichftellun 
Preußens mit Defterreih in ber Leitung ber Bundesangelegenbeiten — 
Schaffung einer aus birecten Wahlen nad dem Maßſtab ber Bevölferun; 
beroosgebenben Bertretung: das waren bie Anforberungen, welche Preußen 
ber Reformacte gegenüberftellte, ohne fih vor Erlangung biefer Zuge 
fländniffe auf eine Verhandlung über biefelbe einlaffen zu wollen. „Die, 
„Semeinfamleit — fo meinte die preußifche Staatsſchrift — iſt um fo 
„ſchwerer berzuftellen und feflzubalten, als mweber Preußen noch Oeſter-⸗ 
„reich der Freiheit vollſtändig entfagen Tönnen, ihre Stellung zu ben Fra: 
„gen europäifcher Politik nach den Sntereffen der Gefammtheit ihrer Me: 
„narchieen zu regeln. Der vorliegende Entwurf löst biefe Schwierigkeit 
„durch den einfachen Mechanismus einer Mehrheitsabſtimmung im Schooße 
„des Directoriums und burd eine Erweiterung des Bunbesjweds bie 
„zu dem Maaße, daß die Politik jeber diefer beiden Mächte in der durch 
„das Centralorgan bes Bundes zu beſtimmenden Geſammtpolitik bes letz⸗ 
„teren aufzugeben babe. In der Theorie ift dieſe Löfung eine leichte, in 
„der Praxis ift ihre Durchführung unmäglih und trägt den Keim der 
„Vorausſetzung in fich, daß das neue Bundesverhältniß in vergleichungs: 
„weiſe kürzerer Zeit ale bas alte, um uns ber Worte des kaiſ. öfterr. 
„Bromemoria zu bedienen, ben Eindruck von Meften einer wankend ge: 
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‚worbemen Rechtsordnung machen werbe, welchen der bloße Wunfch, daR Deuts 
‚bie morſchen Wände den nähften Sturm noch aushalten mögen, die nö⸗ en 
‚tbige Feſtigkeit nimmermehr zurüdgeben könnte. Um einer beklagens⸗ 
‚werthen Eventnalität vorzubeugen, erfeheint es und unerläßlic, daß ber 
‚Bund durdy eigene Action in die Beziehungen ber europäifhen Politik 
‚nur mit dem Einverflänbniß der beiden Großmächte eingreife und baß 
‚jeber der beiden letzteren ein Veto mindeſtens gegen Striegserflärungen, 
„ſo lange nit das Bundesgebiet angegriffen ift, zuftebe“. Der König 
son Preußen genehmigte die Anſchauungen und Worberungen feiner Mi⸗ 
ifter und lehnte feinen Beitritt zu ber Meformacte bes Yürftencongrefies 
m 22, Sept. definitiv ab. Damit mußte das Werk als gefcheitert an- 
rtannt werben. Zufällig in denfelben Tagen fanden aud die General: 
serjammlungen der beiden großen Barteien, melde die Nation und zwar 
mächft gerade in diefer Frage fpalten, des Reformvereins und bes Na⸗ 
Honalvereins flatt: jener fprah fih in Frankfurt einftimmig für, biefer 
zu Leipzig eben fo einſtimmig gegen bic Reformacte ber Fürſten aus. 
Umfonft verfuchte Defterreich auf einer Eonferenz zu Nürnberg im October 
bie Mittel: und Kleinſtaaten zu weiteren Schritten im Sinne bes öfter: 
reichifchen Planes zufammen zu halten; es wurde befchlofien, die weitere 
Bortführung ber Angelegenheit dem öſterreichiſchen Eabinette felbft zu 
überlaffen und die Schritte desſelben in Berlin lediglich zu unterftügen. 
Selbſt das fcheint nur von wenigen geiheben zu fein, als Graf Rechberg 
in einer einläßlichen Dentichrift an bie prenßiſche Regierung ihre Forbes 
rungen zu wiberlegen fuchte. Die ganze Angelegenheit gerieth alsbald 
ins Stoden. Wie bie preußifche Idee eines Bundesſtaats an Oeſter⸗ 
rei, fo war ber öoͤſterreichiſche Verſuch einer Reformacte an Preußen 
gefcheitert. Die Frage wurde zudem fchnell von den Ereigniffen überholt. 
Dentſchland wurde von ber bänifchen Frage nahe genug berüßrt. 
Die langwierigen Verhandlungen und bie langathmigen Actenſtücke, bie 
zwiſchen Dänemark einerfeit8 und dem Bunde ober feinen Manbataren, 
Defterreih und Preußen, andererfeits feit zehn Jahren gewechſelt worben 
waren, hatte bie Nation fehr gleichgültig gelaffen und nach und nad ge⸗ 
radezu gelangweilt, Das Maaß des Unwillens über bie bänifche Rabu⸗ 
liſterei war wohl voll, allein ein entfchiedenes Kingreifen wurde laͤngſt 
weder vom Bunbestage noch von ben beiden Großmächten, welche bie ganze 
Angelegenheit faft abfichtlich in bie Länge zu fpinnen fchienen, erwartet. 
Der daäniſche Erlaß vom 30. März bezüglich Holftein hatte indeß ſelbſt 
ie 26° 


404 Heherfidt det Errigaiffe den Iuhres MMRL 


Deutſc ben Bund aufgefchredt. Am 9. Juli befchloß berfelbe, Dänemark zur 
= Zurücknahme jener Verordnung aufzuforbern und ihm widrigenfalie mit 
Erecution zu broben und ba Dänemark jener Aufforderung nicht entfprad, 
fondern wie immer ausweihenb antwortete, fo wurde am 1. Det. bie 
Grecution in Holftein und Lauenburg wirklich befchloffen. Dänemart 
fuchte neue Ausflüchte und wurde darin von England unterftägt, als der 
Tod des Königs Friedrich die ganze Sachlage ‚mit einem Schlage ver: 
änderte. Der beutfhe Bund war burd bie Teftigfeit bes Könige ven 
Bayern davor bewahrt worben, dem Londoner Bertrag beizutreten uud 
noch weniger hatten ihm bie Bevdllerungen ber Derzogthümer ober bie 
beuffehe Nation zugeftimmt. Für ben beutfhen Bund mochte Chriſtian IX. 
wohl König von Dänemark fein, aber mit nichten zugleih auch Herzog 
von Holftein, Zauenburg und Schleswig, obgleih er durch ben Te 
Friedrich VII factiſch in den Beſitz berfelben getreten war. Die beutfck 
Wiffenſchaft hatte die bänifhe Erbfolgefrage, beren folgenreider Eintrit 
vorgefehen werben mußte, Längft ihrer mannigfaltigften Unterfuhung unter: 
zogen und bie angefehenften Staatsrechtslehrer Deutſchlands hatten fig 
nad) der einläßlichſten Prüfung übereinftimmend dahin erflärt, daß nad 
ben beftehenven Erbrechten, bie zu verändern bie Mächte, welche dem Lon: 
doner Bertrag unterzeichneten, nicht das mindeſte Recht in Anſpruch neh: 
men konnten, bie Herzogthümer SHolftein und Schleswig an das Hans 
Auguftenburg fallen müßten, fobald mit bem Tode Königs Friedrich ber 
Mannsftamm biefer Linie bes Haufes Didenburg erlöfchen würde. Recht⸗ 
lich mußte mit diefem Ereigniß bie vollſtändige und befinilise Treanum 
der Herzogthümer von Dänemark erfolgen und bie deutſche Nation, bi 
bis dahin keinerlei befriedigende Löfung der Bermwidelung mit Dänemarl| 
vorausfehen mochte, batte offenbar nur auf den Eintritt biefes Ereiguiffes 
gewartet. So wie er aber vorlag, gerieth fie in eine gewaltige Bewe: 
gung, die fehnell alle Stämme der Nation mit unwiberftehliher Gewul 
ergriff. Ueberall bildeten ſich Vereine zur Unterſtützung Schleswig- Del: 
fteins, überall traten, nachdem Taum 8 Tage verfloffen waren, Volléver⸗ 
fammlungen zufammen und verlangten die nunmehr zu Recht gewordent 
factifche, vollftändige, definitive Trennung ber Herzogthümer unter ihrem 
Iegitimen Herzog Friedrich VII. aus dem Kaufe Auguſtenburg. Aus 
bie Bevölkerungen ber Herzogthümer, obgleich noch unter bem ſchweren 
däniſchen Joche feufzend, verfuchten nach Kräften ſich zu regen und fanden 
eine mächtige Ermuthigung in ber wachſenden Bewegung ber Nation. 
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Die Negterummgen ber verfäjiebenen Staaten, bie Bımbesverfammlung felbft — 
onnte von derſelben nicht unberührt bleiben. Dänemark erkannte, daß 
ver entſcheidende Augenbli gekommen jet. 

Das Leine Bolt der Dänen, das einft durch feine günftige Lage Dar 
wifchen ber Rorbfee und Oſtſee eine große unb vielfach entfcheibenbe 
Rolle im Norden Europa’s gefpielt hatte, ſah ſich feit langem ſchon auf 
te befcheidene Aufgabe zurüdgebrängt, das was ihm von früherer Macht 
md Größe, was ihn von früheren Reichthume ſelbſt geblichen war, ſorg⸗ 
am zufammenzubalten, um wenigftens diejenige Selbftänbigkeit, bie allein 
och möglich fehien, zu bewahren. Die Feſthaltung der beutfchen Herzog⸗ 
hümer und bie möglichfte Ausbentung berfelben im Intereſſe bes Gans 
m und namentlich der Hauptſtadt Kopenhagen war ibm bazu uner⸗ 
ißlich. Seit dem Anfange des Jahrhunderts war baher auch erft leiſe, 
ann immer ftärfer und ſtärker das faſt inftinctive DBeftreben hervor⸗ 
etreten, das beutfche Element, das es bisher unbefangen in fein eigenes 
Befen aufgenemmen unb barin hatte walten laſſen, wieber auszuſcheiden 
nd zurüdzubrängen. Dazu kam allmäßlig bie immerhin noch entfernte 
[usficht, daß ber Mannsſtamm ber regierenden Töniglichen Yamilie aus: 
erben Förmte und daß bann ber Iegitime Gang ber Erbfolge das Reich 
useinanberteißen unb bie deutſchen von ben däniſchen Theilen befielben 
usfcheiden würde. In ben vierziger Jahren trat dieſe Sorge zuerft offen 
ervor und verriet fofort den geheimen Wunfch, die biftorifhen echte 
er beutfchen Herzogthümer dem Sinterefle des bänifchen Theile ber Mo⸗ 
archie unterzuorbnen unb zum Opfer gu bringen. Allein gleich ber erite 
zerſuch Königs Chriſtian VII, an die Yegitime Erbfolge zu rühren, rief 
a8 ganze deutſche Rechtsbewußtſein der Herzogthümer wach, ber beutfche 
zund nahm ſich Holfteins als eines feiner Sieber an und ber Dänens 
znig mußte fi vorerft beſcheiden. Die Frage rubte jedoch nicht Lange, 
a8 Jahr 1848 rief fie alabalb mit verftärkter Gewalt wieber hervor. 
Jie Bewegung war jebt eine boppelte: die beutfchen Herzogthümer, aufs 
eſchreckt durch jenen erften Verſuch der Dänen und bie Gefahr, die ihnen 
robte, deutlich erfermend, erhoben fi, um ihre alten, durch bie Länge 
er Zeit vielfad, verwilchten Landesrechte wieber herzuftellen und ſich 
uch bie Emenermg ber alten Bufammengebörigfeit Schleswige unb 
Jolfteind und die Durchführung der urfprünglich beftandenen bloßen Ber: 
onalunion mit Dänemark gegen jebe Eventualität zu fihern; bie Dänen 
hrerfeits beriiggen ben in verhängnißvoller Weiſe in bemfelben Moment 
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Bine eingetretenen Thronwechſel, um eine neue Berfaffung zu erzwingen unk 
fih ein völlig demokratiſches Regiment zu geben, durch welches ber nad | 
allen Verhältniſſen unfelbftändige neue König Friedrich VER. zu einem willen 
Iofen Werkzeug ber Bevölferung Kopenhagens, das bie ganze Monarchie in 
feinem ausfchließlichen Intereſſe zu leiten ben Anfprud machte, berabfant. 
Die beiden Bewegungen mußten zuſammenſtoßen und ber offene Krieg 
zwifchen beiben Nationalitäten fofort zum Ausbruch kommen. Die deutſchen 
Herzogthümer fuchten und fanden Anfangs einen Rückhalt an ber veutichen 
Nation und zunähft an Preußen. Über bald wurben fie von biefem im 
Stich gelafien und ale die beutfche Bewegung felbft zufammengebroden 
war, nahm Defterreich, das fi plöhlicg wieber emporgerichtet hatte, and 
biefe Frage in feine Hand, zwang Preußen in feine Bahn und madhte 
mit biefem vereint der ganzen Erhebung ber Herzogthümer ein Ende. Die 
alte Verbindung zwiſchen Holſtein unb Schleswig, ber weſentlichſte Hebel 
ihres bisherigen Widerſtandes, wurbe definitiv aufgelöst und bie ange 
ſtrebte Perfonalunion durch die Idee einer Gefammtftantöverfaflung, beren 
Orundlinien jedoch ganz unbeftimmt gezeichnet waren, erfeht. Die Herzog⸗ 
thümer ſahen ſich in ihrem berechtigten Streben weit zurüsgeworfen: bie 
Erhaltung provinzialſtändiſcher Rechte und bie von Dänemark formell einge 
gaugene Verpflichtung, Schleswig wenigftens nicht in Dänemark eingseverleiben, 
waren alles, woran fie fich noch klammern konnten und Hammern mußten 
um ihre Selbſtändigkeit zu retten und ber bänifchen Uebermacht zu wiberfichen. 

Die Lage ber Herzogthümer war foldhergeflalt nicht bloß eime 
höchſt fchwierige, fonbern fie fhien in Wahrheit eine vSllig verzweifelte. 
Bon der Nation notbgebrungen im Stiche gelafien, von ben beiben bent: 
fen Großmächten entwaffnet und dem Dänenkönig ſchutlos preißgegeben, 
hatte ſich gewilfermaßen ganz Europa gegen fie verſchworen, indem es ſich 
bemühte, ihnen. auch noch die lebte einzige Hoffnung auf Erlöfung won 
ihren “Drängern, bie Ausſicht, durch ben Tod des regierenden Königs von 
Dänemark getrennt zu werben und unter einem eigenen Fürſten ihres 
Dafeins wieder froh werben zu können, abzufchneiden und fie durch eine 
neue Erbfolgesrdnung auch ferner an Dänemark zu fehlen. Wenige Mo- 
note nach den oben bezeichneten BVereinbarungen traten Oeſterreich und 

Preußen bem Londoner Vertrage bei, eine Reihe nichtbentſcher Mächte 
zweiten unb britten Ranges folgten bem Andrange ber vereimigten Groß: 
mähte und ſelbſt in Deutſchland vermochten mehrere ber größeren 
Mittelftaaten, wie Hannover, Sachſen, Württemberg demſelhen nicht zu 
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widerſtehen. Der beutfche Bund als ſolcher trat dem Vertrage zwar nicht 
bei; aber, wie bie Dinge damals und noch lange lagen, konnte barin 
nur ein ſehr zweifelhafter Troft erkannt werben: biefer fchwerfällige und 
der Sache der Herzogthümer überbieß nicht allzu geneigte Organismus 
war zumal bei ber von feinen einflußreichften und mächtigften Gliedern 
eingenommenen Stellung nicht in der Lage, ben Serzogihümern einen irs 
gendwie energifchen und wirkſamen Schub in Ausfiht zu ftelen. Der 
Londoner Bertrag war freilich ein durchaus willfürliher Act, der an bie 
Stelle des bisher in Europa anerkannten fürftlihen Erbrechts bie reine 
Sonvenienz ber fünf Großmächte febte und damit ein für fämmtlidhe uns 
abhängige Staaten höchſt gefährliches Princip einführte; allein bie fünf 
Großmächte hatten nun einmal gefprochen und Deutſchland ſchien füch 
unter ber Leitung feiner beiden Großmächte bem Sprade wenn auch mit 
einigem Wiberftreben fügen zu wollen. Die Herzogthümer waren voll⸗ 
kommen verlafſen, ganz Europa ſchien gegen fie, niemand war für ſie und 
wenn bie Dänen ſelbſt ihrer Sache ſich trob alledem nicht fo ganz ficher 
fühlten, fo waren fie nur um fo mehr. entfchloffen, die Friſt, die ihnen 
vergönui fein mochte, zu benüben. 

Zunäachſt dachten fie keinen Augenblid daran, die mit Deutfchlanb 
eingegangene Verpflichtung wirklich zu Halten. Ihr ganzes Sinnen unb 
Trachten ‚ging vielmehr von Anfang an babin, fi berfelben auf jede Weiſe 
und durch jedes Mittel zu enizieben, felbft die provinzielle Selbftänbigkeit 
DHolfteins zn untergraben und namentlich bie Einverleibung Schleswige 
in das eigentliche Dänemark vorzubereiten, bis entweder Deutichlanb er: 
mũdet es freiwillig geſchehen Lafle ober bie Umſtaͤnde es erlaubten, fie trotz 
Deutſchland zu einer vollendeten Thatfache zu machen. Der Augenblid 
bazu ſchien endlich gekommen. Eine Tyrannei ohne leihen ſchien wäh- 
rend eines Zeitraums von 12 Jahren die eine Hälfte Schleswige banis 
firt, die andere murbe gemadjt ober doch gebrochen und zu fernerem 
Widerſtand ohnmächtig gemacht zu Haben. ine neue gemeinfame Verfafjung 
für Damemark⸗Schleswig wurbe bem Reichsrathe, ans dem bie Holfteiner 
ausgejchieben waren und an bem bie deutſchen Schleswiger keinen Xheil 
nahmen, vorgelegt und am 15. Nov. mit bem Zuſatze genehmigt, daß fie 
fon am · 1. Jannar 1864 in Kraft treten follte. Da der deutſche Bunb 
bereitö wegen Holftein Execution angebrobt hatte, fo fehien Dänemark 
nichts audered ubrig zu bleiben, als entweber zuruck ober weiter auf ber 
einmal betretenen Bahn vorwärts zu gehn. Es wählte das letztere und 
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Din 8 gebrach ber entſcheidenden Maßregel nichts mehr als die Wrigliche 
Sanetion, als Friedrich VII. plotzlich ſtarb. 

Prinz Ehriſtian folgte Ihm als Chriſtian IX. in allen bicsher zu 
Danemark gehörigen Theilen, im eigentlichen Königreich rechtlich, weit für 
biefes durch ben Verzicht ber näher Berechtigten und durch bie Zuſtim⸗ 
mung des Meicyötages ber Londoner Vertrag perfect geworden war, im 
Schleswig, Holftein und Lauenkurg wenigftend factiſch. Sofert trat au 
ihn die Frage, ob er die nene Berfaffung für Dänemark⸗Schleswig fanc- 
toniren follte oder nicht. Der Entſcheid, mochte er fo ober fo ausfallen, 
war mit brobenden Gefahren unausweichlich verfnüpft. Erkheilte er jener 
Berfoflung feine Sanctien, fo mußte er fürchten, fich bie ganze Wucht bes 
beutfchen Bundes auf ben Hals zu Iaben, verweigerte er fie bagegen, fe 
lief er Gefahr, das Mißtrauen bes Dänenthums, das fehon wach War, 
in ‘belle Flammen auflobern zu fehn und vielleicht eine Erhebung in feiner 
eigenen Hauptſtadt gegen feine Dynaſtie von geflern hervorzurufen. Zwi⸗ 
ſchen diefen beiden Gefahren Hatte er zu wählen. Die Tebtere Tag ibm 
für den Augenblid näßer, Schon am erſten Tage, nachdem er ben Thron 
beftiegen, überreichte ihm eine Deputatton ber Gommunalbebörbe eine 
Mbreffe, welche jene Sanetion energiih von ihm verlangte, während bie 
Mafien auf die Antiwort harrend feinen Palaft umkagerten und ihren 
Zorn lant an den Taglegten, als die Deputation mit ber Antivort zurüd: 
kehrte, daß ber König wenigfiens Bedentzeit für feinen befinitinen Befcheib 
verlangt babe. Während der Nacht gewann bie Bewegung an Kraft ımb 
Ausdehnung und am folgenden Morgen war bie Stimmung in Kepen: 
hagen fo brohend, daß ber König es nicht wagte, länger zu wiberftehn. 
Er berief den geheimen Staaterath zufammen und vollzog die Sanctien. 
Der Eonfeilpräfivent Hau theilte die Thatſache fefort dem außerordentlich 
zuſammen berufenen Reicdysrathe mit und biefer befchloß, den König im 
corpore für diefe Eonceflion an ben Willen bes bänifchen Volles zu be: 
glädwinfhen. Kopenhagen war zufriebengeftellt unb trat in feine Ruhe 
zurüd. Diefer nächften Gefahr war ber König ausgewichen. Die ihm 
von Deutfchland Her drohende andere Gefahr lag wenigftens entfernter 
und. ber König glaubte ſich ber zuverfichtlihen Hoffnung hingeben zu bürs 
fen, biefer Gefabr unter allen Umftänden wicht ohne Bundesgenoſſen be: 
gegen zu möäfen. 

Sqweben Sein nächſter Blick fiel auf die ſtammvberwandten Boller von Schwe⸗ 
hen und Norwegen, mit deren Könige fein Vorgänger tie engfien Ber 
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giehungen angelnäpft hatte. Der König von Schweben und Norwegen 8 
ſchien perſönlich geneigt, den Dänen ſelbſt materielle Hitſe zu gewähren wegen. 
und hatte in der That durch feinen Borkhlag einer Referm ber ſchwe⸗ 
bifchen Berfaflung, ben er bem Reichetage am 5. Januar 1863 vorlegte 
unb der bie ſchwierige Frage, an ber ſich bie Stänbe feither umfonft abs 
gemäht Hatten, durch königliche Initiative auf eine nad allen Seiten bil: 
Kge Weiſe zn Töfen fchien, fi) ein neues Anrecht auf das Bertrauen feiner 
Nation erworben. Das gewaltthätige Borgehen der Dänen in Schleswig 
und in Holftein und die Art und Weife, wie Dänemark feinen einges 
gangenen Verpflichtungen auszuweichen fuchte und felbft ben unzweifelhaft 
berechtigten Anfprüchen Deutſchlands, ſelbſt den befcheibenften Korberungen 
des Bundes ein taubes Ohr entgegenfehte, erregte zwar auch In ben fcan: 
dinaviſchen Reihen Mißfallen mb begegnete bie und da lautem Tadel. 
Aber im allgemeinen neigte ſich bie öffentlige Meinung doch entfchieben 
auf die Seite Dänemarks für den Fall, daß es zu einer Entſcheidung 
durch das Schwert Tommen follte, unb wünfdte wenigſtens Schleswig 
Dänemark zu erhalten nnb jedem Einfluſſe des beutfchen Bundes entzogen 
zu fehen. Die Regierung nährte diefe Neigung, vertrat die Anſprüche 
Dänemarks gegen Deutſchland bei ben übrigen Unterzeichnern bes Lon⸗ 
bonex Bertrag® mit regem Eifer und ihr Vertreter am Hofe von Kopen⸗ 
hagen, Graf Hamilton, fuchte fie auf diefer Bahn weiter zu führen. Im 
Auguf erfchien der ſchwediſche Minifter be6 Auswärtigen, Graf Manber⸗ 
firdm, ſelbſt in Kopenhagen und es wurbe ernfihaft Aber eine Dfftufivs . 
und Gefenfin- Allianz zwifchen beiden Regierungen unterhanbelt. Obwehl 
diefe Unterhanblungen zur Zeit noch im Dunkel ſchweben, fo fiheint boch 
fo viel ficher zu fein, daß beide Theile ih im weſentlichen verſtändigten 
und daß ein Allianzvertrag zu Stande fam, bem nur noch bie beiderſei⸗ 
tige Ratifieation fehlte. Kine einflußreihe Partei in Stodhelm war hits 
beg einer materiellen Unterfiätung Dänemarks gegen bie überlegene Macht 
Deutſchlands eniſchieden abgeneigt, der Tod bes Dänenkönige kam bas 
zwifchen und bie Allianz wurbe von Schweben nicht ratifizgirt. Die zus 
verfichtliche Erwartung ber Dünen war getänfcht. Allein Dänemark mochte 
fi immerhin der Hoffnung hingeben, von Schweben ſchließlich doch no 
thatſachlich unterfiägt zu werben, wenn es gelänge, itgenb eine ambere 
Macht dazu zu bewegen. | 

Sieamiliche fimf Großmachte, bie ia ben Londoner Vertrag unters Dix 
zeichnet Hatten, Manben bis anf einen gewifien GOrad auf Seite Daänemarks. 


- 
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Bine: Mein fie Hatten. die willkürliche Abänderung ber gefehlichen Erbfolge: 
nung nur eventuell anerkannt, keineswegs aber garantirt, waren alfo a 
einer Hülfe, am fie nothigenfalls mit Gewalt burchzuführen, durchaus nid 
verpflichtet. Bon ben beiben beutichen Gropmäcdten mußte Dänemark von 
born herein ganz abfehen, Rußland war, von der Unterbrädung ber pol 
näfchen Inſurrection gänglid in Anfprud genommen, nicht in ber Lage, 
ihm helfen zu koͤnnen, Frankreich Hatte Tein directes Intereſſe, fich für 
Dänemark in einen Krieg mit Deutſchland au flärzen, wofern es biejen 
Krieg nicht aus andern Gründen ſuchte, was zwar allerdings nicht außer: 
halb des Bereichs der Möglichkeiten lag, aber doch fehr zweifelhaft war; 
nur England intereflirte fich Tebhaft für Dänemark und war fen vorher 
für dasſelbe wenigſtens diplomatiſch thätig gewefen. 

Sriechen⸗ Die Art, wie die griechiſche Frage wenige Monate früher von Eng- 
and. land und unter feiner Leitung von den fünf Großmächten eriebigt worben 
wer, mochte für bie Durdführung bes Londoner Vertrags als ein beben: 
tnngenclies Präcebend betrachtet werben. England Hatte zwar die Wahl 

bes Prinzen Alfred zum Könige von Griechenland fchon zu Ende bes 
Jahres 1862 abgelehnt, aber bie griechiſche Revolution body bis auf einen 
gewifien Grad unter feinen Schub genommen und fih zu Anfang bes 
Jahres 1863 große Mühe gegeben, ben Griechen einen König auszufin⸗ 
ben. Zuerſt ſuchte es einen felgen unter den verfchiebenen Gliedern bes 
Hauſes Coburg unb flug nach einander den Stönig von Portugal und 

ben Herzog von Coburg⸗Gotha vor; ale jeboch beibe enbdgültig ablehnten, 
richtete es feine Augen anf bie Familie befjelben Prinzen Chriſtian von 
Gluͤcksoburz, der dur ben Londoner Bertrag zum Könige von Dänemarl 
befignirt war, ale ber Prinz von Wales fi) im Frühjahr mil einer Tochter 
befielben, der Prinzeffin Alexandra, vermählt hatte. Der zweitgeborne 
Sohn beffelben, Priuz Wilhelm, obgleih er kaum 18 Jahre alt war, 
wurde jest beftimmt, bas unftäte Volk ber Griechen zu regieren, bie üb» 
tigen Großmächte ließen fh die Wahl gefallen, bie griechiſche National 
vorſammlung genehmigte fie am. 30. März und am 5. Juni wurde ber 
Prinz von: ben drei Schutzmächten unter bei Namen Georg I. ſormlich 

6 König von Griechenland amerfannt. Am 26. Juni untergeichneten 
enblich bie brei Schupmäcte und am 14. Movember bie Repräfentanten 

- fänmtliger fünf Großmächte zu London das Protokoll, durch welches bie 
aqovriſchen Infeln von Großbritannien feiner bieherigen Schutzherrſchaft ent» 
laffen uud unter Bebingungen, denen Griechenland indeß erſt fpäter zu 
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ſimmte, mit dieſem vereinigt wurben. Zu Ende Oetobers langte ber junge —— 
tönig in Athen an und ergriff die Zügel ber Regierung. Das ganze 
Irrangement bildet einen im ber That gauz einzigen Vorgang in ber 
eueren Geſchichte. Durch einen in aller Form abgefloffenen und unters 
eichneten Vertrag zwiſchen ben fogen. drei Schutzmächten Griechenlands, 
England, Frankreich und Rußland einerfeit® unb der Krone Bayerns ans 
ererjeitd war am 7. Mai 1832 der Prinz Otto von Bayern jum König 
on Griechenland gewählt und bie Erbfolge felbft genau regulirt worden. 
Bie fpäter bezäglih Dänemarks, fo hatten die drei Schutzmächte babei 
nm „Sinterefle bes europäifchen Gleichgewichts“ gehandelt. Dreißig Jahre 
ang regierte König Otto in Griechenland. Die Periode war für Gries 
benland Feine unglückliche. Die Stunde jeboch für das abſterbende fürs 
iſche Hei war noch nicht gefommen und König Otto war nady feiner 
igenen Anlage und nad ben. allgemeinem Verhältniſſen Exropa’s nicht 
m Fall, fie feinerfeitS herbeizuführen. Diefe® Umſtandé bemächtigten fi £ 
ne Faktionen, fie machten eine Revolution umb vertrieben ben König 
Die drei Schubmächte anerlannten bie vollendete Thatfadye. Umſonſt pres 
eftixte Bayern und berief fi auf ben in aller Form abgeſchloſſenen Ver⸗ 
rag von 1832. Inzwiſchen bat die Anarchie in Griechenland die Ober⸗ 
yand geisanuen, bie Yinamzen finb völlig zerrättet, bie Dieciplin im Heere 
at aufgehört, bie Faltionen belämpfen fi in ber Nationalverſammlung 
md wiederholt mit den Waffen in ber Hand ſelbſt in ben Strafen 
Athene. Bon ber „großen bee”, dem Sturz bes kürkiſchen Reiches, bie 
en Grund oder Borwand zur Vertreibung bed Könige Otto gebilbet Hat; 
ft Leine Rede mehr. Sinkt auch das Land mehr und mehr wieber in 
ie frähere Barbarei zurüd, fo war doch England, das ſich ber Löſung 
zieſer griechiſchen Frage fo ganz befonbers angenommen hatte, einer Sorge 
unächft völlig entboben. Die Türkei bat von biefer Seite vorerſt nichté Tarkei. 
m fürchten unb Zonnte während bes Jahres 1868 ihr Dafein ziemlich 
mgeflört weiter friften. Inzwiſchen wendeten fich freilich ihre Blicke mis 
teigender Sorge nach Norden, wo bie ihrer fizeränen Macht unterworfenen 
Donaufürftentbäner, Serbien nnd Montenegro, ja ſelbſt Bosnien unb 
Bulgarien fi) auf einen gemeinfamen Verſuch, das morfche Gebäude ums 
uſtürrzen, im Stillen zu verflänbigen und mit großer Anftrengung vorzus 
sereiten ſcheinen. Indeß muß dazu ber günftige Augenblid abgewartet 
verben und das Jahr 1863 verfloß, ohne daß es gu einen Ausbruch kam. 

Um fo freiee konnte England feine ganze diplomatiſche Thaͤtigkeül CEagland. 
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Enge. ben Verhäktwäffen des Norbene zuwenden. Seine Verwendung für Polen 
nahm bad Babinet fa während bes ganzen Jahres in Anſpruch, führte | 
indeß troß ber Verbindung mit Frankreich und Oeſterreich und obgleich 
England und Frankreich nicht ohne Erfolg fämmtliche Mächte zweiten und | 
britten Ranges aufgeforbert hatten, ihre Bemühmgen in St. Petersburg au | 
ihrerſeits zu unterflüßen, wie wir gefeben, zu feinem Reſultat. Sobald ba# 
englifche Cabinet im Parlament offen erflärte, daß es nicht baran dene, feine 
Schritte gegenüber Rußland nöthigenfalls mit den Waffen zu unterflüßen, | 
war dieß vorauszuſehen. Die öffentliche Meimmg in England ſelbſt war 
bamit To ziemlich einverftanden und "tröftele fi, daß England für das 

mmglüdtihe Polen geifan babe, was es thun Tonnte, ohne feine eigenen 
Intereſſen zu gefährben. Im übrigen Europa erregte bagegen bas Be 
nehmen Englands Beiremben und war nicht gerabe geeignet, bie Achtung 
vor demſelben zu erhöhen. Kaum waren bie Berbanbinngen mit Ruflanb 
wegen Polen gefchloffen, nahm bic däniſche Frage die Aufmerkfamleit bes 
britiſchen Cabinets und zwar in feigendem Grabe in Anſpruch. Schon 
an ben langwierigen Verhandlungen ber letten Jahre zwiſchen Dänemarl | 
und bem beutfchen Bunde hatte ſich Eugland ganz beſonders betheiligt. 
Wiederholt Hatte es nicht umhin Finnen, das Unrecht Däneinaris und 
- feine ungweifelhafte Verletzung feierlich und förmlich gegebener Berfprechen | 
unumtmimben zu conftatiren. ber fowie bie Verhältniſſe zu einer Krifis 
zu kommen fchienen, flelkte es fich entfcgteben auf bie Seite Dänemarle. 
An bem Zuſtandekommen bes Londoner Vertrags Hatte es einen herver⸗ 
ragenben Antheil genommen, die Aufrechthaltung ber bisherigen bänifchen 
Sefammtmonardie Tag Bis auf einen gewiffen Grad in feinem Intereſſe, 
vor aHem aber mwänfchte. es bie Störung bes Friedenszuſtandes zu ver: 
hindern, ba dieß leicht zu WWeiterungen führen mochte, bie es färdhtete. 
Unabläffig war es daher in Kopenhagen ſowohl wie im Frankfurt thätig 
am zur Mäßigung zu ermahnen unb wo möglid Schritte zu verbüten, 
bie zu einer Entſcheidung durch Waffengewalt führen Tonnten. Seine Bes 
muhnngen waren indeß bier wie bort ziemlich erfolglos. In Kopenhagen 
erwiderte ntan ihm, daß feine Borfchläge ganz ebenfo gut zur Auflöfung 
der Monardsie führen würden mie bie, Korberungen Deutſchlands und im 
Frankfurt wurbe Ihm erllärt, daß bie holſtein ſche Frage eine rein innere 
Ungelegenheit Deutſchlands fei, das Beine Einmifhung bes Auslandes zu: 
geben könne. Schon vor bem Tobe bed Königs von Dänemark bemübte 
fi daher Englaud nmfonft, eine allfällige Execution in Holſtein abzuwen⸗ 
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en und bie ganze Frage einer internationalen Vermitilung zu ‚übetamds Engine. 
orten. Rad dem Eintritt dieſes Ereigniſſes war ed im Fall, feine Be; 
übungen, zumal gegenüber Dentſchland, zu verboppeln. | 
Deutfchland war indeß nicht geneigt, gerade in biejer Frage England ein * 
illiges Ohr zu leihen. Die Nation fühlte, daß es ſich nicht bloß um die Löfung 
er fchleswigsholftein’schen Frage an fih handle, jondern in und mit dieſer 
wage um ihre Zukunft überhaupt. Daher warf fie fich mit einem Eifer, den 
tiemand erwartet hatte, und mit einer Einftimmigleit, ber fi faſt Nie⸗ 
and entziehen Eonnte, auf biefe Frage. Man mochte fügen, daß ein 
ũtiges Geſchick der Nation dieſe Frage auf ihren Weg gelegt habe. Balla⸗ 
echt und Fürſtenrecht gingen in berfelben Hasb in Hand, unb bieje® 
techt war fo einfadh und Mar, daß es Jedermann erlennen mußte, ber 
8 überhaupt erkennen wollte und Bein Intereſſe hatte, es abfichtlich zu ver: 
ifchen und zu verkleinern. Bon einem Ende Deutſchlands bis zum ans 
ern ertönte baher auch alsbald ber Ruf nad vollkänbiger Trennung ber 
yerzogtblimer von Dänemark durch Anerlennung. bed Augnfienhurgers als 
hres Tegitimen Fürſten. Lange genug batte die dentſche Nation zugefeben, 
vie das Heine Volk der Dänen eines ihrer Glicder mißhanbelte und es 
angfam, Schritt für Schritt durch alle Mittel der Gewalt feiner Ratio 
valität zu entlleiden und fi für alle Zukunft dienfibar zu machen ſuchte. 
Die Würde nit nur, bie einfachfte Ehre der Nation konnte biekpunmägs 
ich länger dulden; fie fühlte es als eine breunende Schmach, daß fie «6 
o lange ertragen hatte. Sie fühlte, daß jebt oder nie ber Augenblid 
elommen fei, nicht ſich zu rächen, wohl aber ihrem eigenen guten Rechte 
Achtung zu verſchaffeu, jei e6 gegen wen immer es wolle und koſte e 
va8 ed wolle. . Dur ben Londoner Vertrag war Deuiſchland jedenfalls 
jicht gebunden: ber beutfhe Bund hatte demſelben niemals feine Zuflimts 
nung extheilt. Wenn auch mehrere ber deutfchen Regierungen, wen ihm 
iamentlich die beiden deutfhen Großmächte beigetreten waren, gebunden 
onnten auch fie fich Durch heufelben ficherlich nicht mehr fühlen, feit Daͤnemarl 
ie Berpfichtungen, bie es 1851/52 gegen fie übernommen unb auf welde 
in fie allein jenem Vertrage beigetreten waren, fo vielfadh und zuletzt fa 
inzweifelhaft außer Acht gelaffen, verlegt und gebrochen hatte. Endlich wollte 
ver beutichen Nation überhaupt nicht einleuchten, baß es ben fünf Groß⸗ 
nächten zuſtehen folle, die Erbfolge in ben Herzogthümern willkürlich abs 
nänbern amd. über beutfche Fürſtenthümer nach bloßer Convenienz zu netz 
yandeln wie über das herrenloſe N Mit Recht ſchien bie ine 


das. 
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—— Nation darauf zählen zu bürfen, daß in dieſer Frage ihre Fürſten ihnen 
vorangehen würben, da fie in dem legitimen Rechte bes Auguftenburgers | 
ja nur ihr eigenes Iegitimes Recht vertheibigten unb bie Folgen widht zwei: 
telhaft fein Tonnten, bie in ber That nahe genug lagen und fräher ober 
fpäter eintreten mußten, wenn fie ben Großmächten ein ſolches Recht frei: 

“willig zugefteben würben. Die ganze Nation war in biefer Frage einig 
und es fchien ihr fat unmöglich, daß die Regierungen von Deflerreih und 
Preußen ſich in diefer Frage von ihr wärben trennen fönnen. Die Raticn — 

fühlte ihre Macht und war bereit, Gut und Blut daran zu ſetzen, 
einmal geltend zu wachen. Der Augenblick ſchien günſtig. Wenn = 
Deutſchland mit Einfluß ber beiden Großmächte feft zufammen hielt 
wen mochte es fürdden? Wer mochte es wagen, einer fo — 
Macht ſich entgegenzuſezen? Sicherlich nicht Schweden, das ſich wohl 
bäten würbe, in ben Streit ſich einzumiſchen, Rußland kaum, ba es mit 
Polen hinreichend befäftigt war, nur fehr unwahrſcheinlicher Weiſe Eng 
land, das ja nur den Frieden ımb zwar ben Frieben um jebew Preis im 
Ange hatte, wie «6 in ber polniſchen Frage fo eben Mar genug an den 
Tag gelegt hatte. Frankreich allem ſchien zu fürdten; Frankreich allem 
war in ber Lage und vielleicht geneigt, einen Krieg mit Deutichland zu 
fuchen. Aber bie beutjche Nation war bereit, ihn aufzunehmen unb glaubte 
ihn, einig und nur für ihr gnted Recht kämpfend, nicht ſcheuen zu müſſen. 

Aller Wahrſcheinlichkeit nad) mwärbe indeß feibft Frankreich Deutſchland 
gewähren laſſen. Die Losreißung ber Herzogthümer von Dänemark und 
re Bereinigung mit Deutſchland würben von Europa zum mindeſten 
dbenfo als vollendete Thatſachen hingenommen werben, wie die Einverlei⸗ 
bung Savohens und Nizza's in Frankreich. So ungefähr dachte man in 
Deutſchland. 

Dr Die beiben deutſchen Großmächte ober vielmehr bie Leiter der an: | 

wa * wartigen Politik derſelben, Hr. v. Bismarck in Berlin und Graf Rechberg 
in Wien, waren nicht dieſer Anſicht. Sie meinten, daß derſelben jede 
Kenntniß deſſen gebraͤche, was fie bie realen Verhältniſſe nannten und fie 
waren wicht geneigt, ben Entbuflasmus und die abſolute Opferwilligfeit 
ber Ration zu benüben, geihweige denn ber Bewegung fich Binzugeben. | 
Die ſchleawig⸗ holſtein ſche Trage war ihnen, fo meit fle eine Populäre 
Trage war, von jeher widerwärtig gewefen, die Agitalion, in die fich ganz 
Dentiſchland zu werfen anſchickte, erfchten ihnen für ihee befomberen In⸗ 
tenefien bloß bedenklich, bie gamge Angelegenheit nicht eine Frage bei 
Mechte, ſondern lediglich der Convenienz. 
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Da die Weformacte des Fürſtencongreſſes den bunbesfknatkidhen mrruger. 


Blänen Preußens, wie fie bie Fortſchrittspartei und ihre Zührer nährten, 
o wenig entfprady alo ben bamit Yeineswegs zufammentallenden Plänen; 
vie fie wenn auch unter bemfelben Namen bie Regierung im Auge hatte, 
o glanbte Hr. v. Bismard den Augenblid gefommen, um Neuwahlen 
um Abgeovenetenhaufe zu verſuchen. Er erklärte, daß in jener Thatfache bie 
‚unvertennbare Abficht verliege, dem preußifchen Staat feine wohlerwor⸗ 
‚bene Machtſtellung in Deutfchland und in "Europa gu verfümmern“ und 
ab fih der Hoffnung bin, daß einem folchen Verfuche gegenüber bie pos 
itifchen Meinungsverfchiedenheiten in den Hintergrund treten würben. Zwei 
Enge nach dem Schluß bes Türftencongrefies mwurbe daher das Abgeorbs 
etenhaus durch königliches Decret für aufgeldjt erflärt und Neuwahlen 
mgeorduet. Der Erfolg entſprach indeß in feinen Weife ben Erwartuns 
en der augenblidligen Leiter des preußifchen Staates, Trotz ber äußer⸗ 
ten Anfttengungen der Regierung, ihrer Organe und ber feubalen Partei 
elang es bem Minifterium am 28. October, bem Tage ber allgemeinen 
Wahlen, doch nur etwa 37 ihrer Anhänger burchzufeken. Die Lage ber 
Dinge im Innern war alfo nicht wefentlic, verändert. Das Land hielt 
n feiner weit überwiegenden Mebrheit feft an feinen Anſchauungen uns 
Beitrebungen. Aber bie Regierung gab nicht minder auch keinen ihrer 
Unipräde auf. Am 9. November wurbe der Landtag eröffnet und bie 
Thronrebe bes Königs legte es unzweidentig an ben Tag. Die Forbes 
zung einer vollſtaäͤndigen Anerkennung der Armeereorgamifation ohne bie 
Tonceſſion einer zweijährigen Dienftzeit umd die Annahme des dieſelbe 
tügenden: Gefeßentwurfs über bie Verpflichtung zum Kriegsdienſt blieb 
ieſelbe. Außerdem legte bie Regierung dem Landtage die Pregorbonnang 
vom 1. Juni zu nochträglicher Genehmigung nebft dem Entwurf einer 
Breßigefegnonelle, die ihr bie Preſſe volitändig zu Füßen Iegen follte, 
md weiter einen Sefebesentwurf zu Abänderung der Verfaffung vor, durch 
ven für den Fall ber Nichtwereinburung zwiſchen Regierung und Lanbtag 
iher das jährliche Budget ber zulekt vereinbarte Etat in Kraft bleiben 
ollte. Ber Preßordonnanz vom 1. Juni murbe vom Abgeorbnetenhaufe 
fort die Genehmigung mit großer Mebrheit verfagt und die beantragte 
Berfafiungsveränderung, welche dem Landtag fein wichtigftes Recht aus ben 
Händen gewunden und bie Stände aus mitbeſchließenden definitiv auf le⸗ 
yiglich berathende berabgebrüdt haben mwürbe, fpäter mit weit überwiegen. 
ver Mehrheit verworfen. Inzwiſchen hatte bie beutfche Bewegung für 
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Yreufen, SeplekwigcHolftein auch Preußen ergriffen und (son am 23. Rovember 


Deſter⸗ 
reich. 


brachten die Abgeordneten Stavenhagen und Virchow Nanuens ber beiden 
großen Factionen des Abgeordnetenhauſes den Antrag auf eine dießfällige 


Refolution im Haufe ein: nad zweitägiger Debatte ſprach ſich dasſelbe 


wirflih mit 231 gegen 63 Stimmen für bie Anerkennung be6 Prinzen 
von Auguftenburg als Herzogs von Schleswig : Holftein aus und erflärte 


es für ein Gebot der Ehre und bes Intereſſes fämmtlicher deutjchen Staa: | 
ten, ibm in ber Geltendmachung feiner Rechte wirkfamen Beifland zu 


leiſten. Wenn fomit Preußen auf bie Wünfce feines Volkes Räckſicht 


nehmen wollte, fo war ihm ber Weg, ben «6 in biefer Augelegenheit ein 


zufchlagen batte, Kar genug vorgezeichnet. Die ganze Stellung jedod, 
welche das Regimint des Hrn. v. Bismard zu den innern PBarteiläupien 
in Preußen eingenontmen hatte, Tonnten von vorn herein faum einen Zweijel 
darüber laſſen, daß ihm die ſchleswig⸗holſtein'ſche Verwickelung zwar viel: 
leicht ganz gelegen gelommen fei, aber nur als Bermidelung und nid! 
um die Frage als eine deutſche zu löfen, ſondern lediglih um fie zu be 








nüßen, wenn fie ihm die Gelegenheit bieten follte, den inneren preußiſchen 
Buftänden babuych cine andere Wendung zu geben. Dazu hatte er ſcheu 


zu Anfang bes Jahres die polnifche Infurrertion benäben wollen, allein 
bie Haltung Frankreichs hatte ihm den Faden kurz abgeſchnitten. Ru 
Vorſicht in die Haub genommen, mochte bie bänifche Frage cher zum Ziele 
führen. Allein um dahin zu gelangen, ftand es von feinem Standpunkte 
aus von vornherein fe, daß eine Löfung gelucht werben müſſe, bie zu⸗ 
gleich eine Nieberlage der ihm gegenüberftehenden Majorität bes Abgeord⸗ 
netenhauſes unb wo immer möglich einen [peziellen Vortheil für Preupen 
in fi ſchlöſſe. Daran, fih der beutfhen Bewegung anzufchließen ober 
ſch an die Spige berfelben zu ftellen, badte Herr von Bismarck nicht 
einen Augenblid, Tonnte au in der That nad der ganzen Stellung, 
welche er gegenüber Deutichland wie gegenüber der Vollsvertretung feines 
eigenen Landes eingenommen hatte, nicht daran benten. . 

Noch weniger war im Grunde von Defterreih zu erwarten. Seine 
Regierung liebt es zwar, gelegentlich ihre deutſchen Geſinnungen hervor⸗ 
zubeben und ſcheinbar einen großen Eifer für die Intereſſen Deutfchlande 
an ben Tag zu legen und ihre Freunde im Reich geben fi eine aner: 
Teunenswertbe Mühe, fie beim Worte zu nehmen usb ben Schein mo 


. möglich zur Wahrheit zu machen. Allein will man uubefangen fein, fo 


muß man geßeben, daß das dentſche AInterefie in Wien nur von unterge: 
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rdnetem Gewicht iſt. Der Kaiſerſtaat beſteht eben zum größeren Theile Dener- 
us nicht⸗ deutſchen Elementen und das Intereſſe der Geſammtmonarchie * 
ſt es, das ben Ausſchlag gibt und wonach feine auswärtige Politik ges 
itet wird. Die Februarverfaſſung konnte hierin um fo weniger etwas 
nbern, als bie Peitung dieſer Angelegenheiten dem Grafen Rechberg ver: 
lieb, ber forgfältig innerhalb der bekannten Bahnen ber biplomatifchen 
teberlieferungen Defterreih6 zu verharren fich bemühte. Die Bewegung 
ir Schleswig-Holftein, welche ganz Deutſchland ergriff, machte ſich allers 
ings au in ben beutfchen Provinzen Oeſterreichs geltend; auch Bier be= 
annen ſich Comitée's zu bilden, auch bier wurbe bie Regierung im Reiches 
atbe interpelirt, auch bier wurden Petitionen an die VBollövertretung und 
ldreffen au deu Kaifer ſelbſt vorbereitet. Allein da in Oeſterreich Feiner: 
ꝛi gefehliche® Vereinsrecht beftebt, fo fiel e8 ber Regierung nicht fchwer, 
ie ihr unbequeme Agitation ſchon im Keime zu erftiden. Die Inter⸗ 
ellationen wurden vorerfi vom Grafen Nechberg nicht beantwortet, bie 
Sammlımgen für Schleewig.Holftein nur geftattet, foweit es fi um reine 
BohltHätigkeitswerke ohne alle politiiche Beimifhung zu banbeln ſchien, 
ie Statthalter der verſchiedenen Kronländer erhielten gemeſſene Befehle, 
ie Bewegung forgfältig zu überwachen und ben birecten Adreſſen an ben 
daiſer machte diefer ſelbſt ein Ende, indem er eine Deputation bes Wiener 
Zemeinderathes fehr ungnädig befieb nnd fie von politifhen Intereſſen 
eradezu an die forgfältigere Wahrung ihrer eigentlichen Aufgabe verwies. 
Die kaum begonnene Bewegung gerieth dadurch alsbald in's Stoden und 
ch der Regierung, die auch von der Majorität im Reichsrathe nichts zu 
eforgen hatte, volllommen freie Hand. 

Die nächſte Entſcheidung fiel der Bunbesverfammulung in Frankfurt Deuifs- 
u. Der bisherige Geſandte für Holftein und Lauenburg legte am 
8. November derfelben feine neue Vollmacht Namens bes Königs Chri⸗ 
ian IX, von Dänemark als Herzogs von Holftein und Lauenburg vor, 
‚äbrend ber Prinz von Auguftenburg durch den babifchen Gefanbten bem 
Junde feinen Regierungsantritt als legitimer Herzog von Schleswig⸗Hol⸗ 
ein und Lauenburg wetifizirte und die Anerkennung befielben als feines 
jertreterd verlangte. Wenigſtens ein vorläufiger Entſcheid mußte gefaßt 
erben und biefer fiel dahin aus, ba mit großer Mehrheit befchloffen 
urde, die Führung ber holfkeinslauenburgifchen Stimme vorerſt zu fufpen- 
iren. Der Zwiefpalt der Anſchauungen und ber Sntereffen trat indeß 
fort auf's entſchiedenſte zu Tage, Deflerreih und Preußen Jaben eine 
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Deeiiä- gemeinfame Erklärung zu Protokoll, welche dahin ging, daß ſte ihrerſeite 
durch deu Londoner Vertrag gebunden und zu Ammwenbung befielben bereit | 
feien, wofern Dänemark ſich berbeilaffe, diejenigen -Bereinbarungen zu 
Ausführung zu bringen, auf welche Hin fie jenem Bertrage beigetreten 
feien und bie mit. denifelben ein.untrennbares Ganzes bildeten. Uebrigene 
meinten ‚fie, fände dem König Chriftian von Dänemark bezfiglich Lancer: 
burgs die Succeflion nach Anſicht beider Regierungen aud dann zu, wenn 
der Londoner Vertrag hinfällig würde. 

In biefer gemeinfamen Erklärung Defterreihs und Preußens lag 
bereite ein färmliches Programm: bie beiden Regierungen hatten fi ver 
läufig verftändigt und zwar gegen Deutſchlaud verftänbigt. Uneinig unter 
fih über bie Bunbesreformfrage, db. 5. über die Art und Weife, wie 
Deutſchland den fpeziellen Interefien ber einen ober ber andern Macht 
auaſchließlich oder dod, überwiegend dienftbar gemadt werben könne, trafen 
fie alsbald darin überein, daß Deutfchland fi, jebenfalle nicht zu einer 
nationalen Macht über oder neben ihnen erheben bürfe Wenige Tax 
fpäter fcheint die vellſtändige Einigung zu Stande gekemmen zu fein 
Ueber bie Grunblagen berfelben.waltet noch ber Schleier deo Gcheimmifjes: 
die Zielpunkte gingen offenbar dahin, in erfter Linie einen Bruch mit | 
Dänemark wegen Holftein zu verhindern, in zweiter Linie aber, wenn ein 
folder wegen Schleswig nicht auszuweichen ‚fein follte, die deuiſche Bewe⸗ 
gung mit allen Mitteln in Schranken zu balten und die Durchführung ber 
ganzen Angelegenheit mit oder ohne ben Beitritt des übrigen Deutſchlands 
in ihre Hände zu nehmen. Allem Anfchein nad war e6 Preußen, welches 
die Initiative ber Unterhanblungen ergriff, auf weiche Oefterreich feiner 
ſeits einging, fei es nun gegen gewifle anderweitige Eonceffionen cher 
Barantieen von Seite Preußens, oder fei es, daß Deſterreich feinem Neben⸗ 
buhler um Teinen Preis bie ausſchließliche Führung einer Angelegenheit, 
beren Tragweite zur Zeit noch gar nicht zu ermeflen war, überlaffen 
wollte. Ohne bie beutfche Bewegung, beren intenfive Stärke fo wenig zn 
verfennen war wie ihre gewaltige Ausbreitung über alle Stämme ber 
Nation, wäreu — barüber laſſen die damaligen Heußerungen ber offiziöfen 
Drgane beiber Regierungen und bie feitherigen Enthüllungen der englifchen 
Diplomatie feinem Zweifel Raum. — für bie Rechte und Anſprüche der Her: 
zogthümer energifche Maßregeln überall nicht verandzufehen gewefen. König 
Chriſtian IX. von Dänemark wäre: wie als factifcher fo auch als recht⸗ 
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on ſäͤmmtlichen Mächten wit Einſchluß Oeſterreichs und Preußens auer⸗ — 
annt, bie. Verhaudlungen wären wie bisher fertgefhleppt worden und ber 
Bund hätte ſich ſchließlich mit irgend welchen nicht. weſentlichen Coneeſſio⸗ 
wen Dänemarks begnügen müſſen und begnügt. Durch ben Eintritt ber 
eutſchen Bewegung war dieß nunmehr allerdings unmoͤglich geworben. 
Bis auf einen gewiſſen Grad mußte, wenn ein gewallſamer Ausbruch 
vermieden werben ſollie, ben Forderungen der Nation Rechnung getragen, 
ver Bewegung wenigſtens eine gewiſſe Befriedigung "dargeboten werden. 
Kllein,. wenn das gefhab, fo durften Defterreich und Preußen ſich auch ber 
Doffnung bingeben, baß bie ‚Agitation. in ihrer Berfplitterung allmählig 
ich legen ind ed ihrem Einfluſſe auf bie Megierungen ber Mittel und 
Rleinfinaten gelingem werde, bie ganze Frage in der biöberigen Bahn zu 
halten und bie nationale Bewegung Deutfchlands von ihrem Ziele erft ob: 
zulenken, ſchließlich unſchädlich zu machen. Zuerit galt es abgulenten. Nur com 
jequent iu ihrer rechtlichen Auffaſſung der Sachlage verlangte die Nation und 
diejenigen Megierungen,. welche mit ihr zu gehen entfchlofjen ober geneigt war 
ven, daß auf Grund der ftreitigen Succeffiousfrage von ber früher beſchloſſenen 
Execution in Holſtein nunmehr abgefehen und von der Bundesverſamm⸗ 
lung jeht vielmehr eine Occupation biefes Bundeslandes beichloffen werde. 
Die principielle Bebentung eines ſolchen Beſchluſſes für den meitern Ver⸗ 
kauf und die ſchließliche Lsſung ber ganzem Frage lag auf ber Hand und 
vom Standpunkte der beiden Großmächte mußte einer ſolchen Wendung 
noihmwenbig von vornbexeim vorgebeugt werben. Bis zum 4. Dezember. 
batten fi Defterreih und Preußen vollſtändig geeinigt und erlichen unter 
biefem ‘Tage am bie Regierungen ber ſämmtlichen übrigen deutſchen Staaten 
gleichlautende Noten, durch welche biefelben in ziemlich drohendem Tone 
auf die „ernften und unabmweislichen Folgen“ aufmerkfam gemacht wurben, 
die ein weiter getriebener Diſſens zwifchen ber Majorität ber Bunbespers 
ſammlung und ben beiden Großmächten nach ſich ziehen müßte, Au dem⸗ 
felben Tage beantwortete. Graf Rechberg endlich die im Reichsrath an 
ihn: gerichtete Siuterpellation, nachdem Hr. v. Bismard ſchon zwei Tage 
vorher dem preußiſchen Abgeordnetenhanfe eine fchriftlige Erflärung bes 
Staateminifteriums vorgelefen hatte. Beide .erllärten übereinflimmend, 
daß die Regierungen von Deflerreih und Preußen fi burch den Lonboner 
Vertrag für gebunden exachteten, uur mit bem Unterſchied, daß ber preu⸗ 
hiſche Minifterpräfisent die Moͤglichkeit eimer Losjagung Preußens son 
mm Bertrage betonte, mad ber üferreihifge Miniſter ſeinerſeits 
‚27° 
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Demi niät that. Auch Hr. v. Bismard erklärte Übrigens, „daß bie Regierung | 

fd die Entfcheldung Über diefe Frage vorbehalte und fie weber dem beut: 
„Shen Bunde überlaffen, noch im preußifchen Randtage zum Gegenflandb von 
„Erklärungen machen Bönne.” Die Wajorität des preußiſchen Wögeorbne 
tenhauſes fehte ber Erklärung ber Regierung einen fehr eutfchiebenen Be 
ſchluß gegen bie weitere Giltigfeit des Londoner Vertrags und für die 
Anerfennung bes Auguftenburgere entgegen und felbft im äfterreichijchen 

Keichsétage erltärten ſich mehrere ber bervorragendften deutſchen Abgeord⸗ 
neten unummunden für nicht befriedigt durdy bie Antwort bes Minifters | 
und durch die ganze beutfche Politit der Regierung. Weber bie eine noch 
die andere der beiden Megierungen ließ ſich dadurch beirren. Der Drud, den 
fie gemeinfam auf. bie kleineren und kleinſten deuiſchen Regierungen aus: 
gebt, that feine Wirkung, zumal außer Medienburg auch Hannover und 
Kurheſſen auf ihre Seite traten und am 7. December wurde bie Dcen: 
pation Holfleins mit 8 gegen -7 Stimmen von ber Bunbesserfamm: 
lung verworfen und bie Erecution beſchloſſen mit dem theils bedeutungs⸗ 
Iofen, theils bedenklichen Zufate, daß durch bie Ausführung ber ins Auge 
gefaßten Maßregeln den vom beutfehen Bunbe „innerhalb feiner Sompetenz“ 
au faffenden Entſchließungen in ber Erbfolgefrage. „nit präjnbicirt” werben 
ſolle. Der erſte Schritt in ber fchleswig=Holftein’fhen Frage war bamit 
gethan und zwar zum Nachtheil bes nationalen Intereſſes, die Schuld 
aber mußte nicht ſowohl ber Uebermacht ber beutfchen Großmächte als 
ber eigenen -Uneinigleit und Schwäche ber Regierungen ber Mittels und 
Kleinftaaten Deutfchlands felber zugemeſſen werben. 

Die Nation fühlte es und bie Bewegung erhielt dadurch zumäcft 
nur einen neuen Impuls. War fie im allererften Anfange fi) ſelbſt hie 
und da noch etwas unklar geweien, waren bie und ba noch wureife Pläne 
daran gelnüpft worben, fo. hatte fih die Bewegung bo fehr bald ſelbſt 
geläutert und war fich ihres Zieles vollkommen bewußt geworben. Unb ba 
alle Kreife ber Nation von ihr ergriffen worden waren und ſich mit gleichem 
Eifer an berfelden betbeiligten, ftellte fi mit: ber wachſenden Energie 
auch ber: Entſchluß feft, kein Tegales Mittel unbenäht zu laſſen, um ber 
Nation zu ihrem Rechte zu verhelfen, aber zugleich auch fireng innerhalb 
ber gefehlichen Bahnen zu bleiben. Wo bie Kammern fon verfammelt 
waren, wie in Sahfen und Hefien-Darmftabt, obermwo fie Balb baranf zus 
ſammen traten, wie in Württemberg unb Baden fprachen fie fich einſtim⸗ 
mig und zwar nicht. bloß bie zweiten, ſondern auch bie exflen Kammern 
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m Sinne bes nationalen Forberungen aus, in andern Staaten wurde Deutid 
uf eine außerorbentlicde Kinberufung ber Landtage gebrungen, in Bayern 
eſſen König Mar um feiner angegriffenen Gefundheit willen in Italien 
yeilte, gingen bie beiden Gemeinbecollegien ber Reſidenz fo weit, ben 
könig telegraphiſch um bie Rückkehr in die Mitte feines treuen Volles - 
u erfuchen und erhielten alsbald die hejahende Zufage, während zu ber: 
elben Zeit fortwährend im jeder größeren und Teineren Stabt, ja faft 
n jebem Stäbtchen Bollsverfammlungen abgehalten und Geldſammlungen 
eranftaltet wurben, die im erfien Atgenblide einer wahrhaft großartigen 
Ipferwilligfeit aller Stände ohne Ausnahme zu begegnen ſchienen. Selbſt 
te bisherigen tiefen Parteidifferenzen traten für den Moment in ben 
Jintergrund. Umſonſt war es bisher wiederholt verfucht worden, - bie 
ährer der fog. großbeutfchen und ber fog. kleindeutſchen Bartei zu einem 
nbefangenen Meinungsaustaufd, zufammen zu "bringen. Seht gelang es 
hne Schwierigkeit. Am- 6. December traten die anerfannteften Führer 
er beiden Parteien in Nürnberg zufammen unb beſchloſſen einhellig, auf 
en 21. gl. M. alle derzeitigen Mitglieder fämmtlicher deutſchen Stänbes 
erfammlungen zu einer großen Verfammlung nad Frankfurt einzuladen, 
m fid für bie Erbfolgeberehtigung bes Herzogs Friedrich, als dem Kern⸗ 
unft ber gangen Frage, wenn fie im nationalen Intereſſe gelöft werben 
ollte, „auszufprechen” und über bie zur entfchiebenen und rafchen Durch⸗ 
Ahrung ber Rechte der Herzogthümer erforberlichen gefehlichen „Mittel zu 
eſchließen.“ Nach allen, was in ben Iehten Jahren vorausgegangen war, 
rſchien dieſes Nefultat dev Zuſammenkunft ald ein bebentfames Ereignif 
mb bie Nation war berechtigt, daran große Hoffnungen zu knüpfen. 
Ibwohl fie von dem Gefühl durchdrungen und getragen war, daß bie 
fung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage Aber ihre ganze zufünftige Ent⸗ 
oickelung, auch barüber entfcheiben werbe, was fie, wenn auch auf vers 
chiedenen Wegen und unter oft leidenſchaftlichen und bitteren Partetlämpfen, 
och mit allen Kräften anftrebte, eine Bundesverfaflung, bie Deutſchlands 
Finheit und Deutſchlande Macht in Europa zur Geltung brächte, fo 
chienen body beide großen Parteien bereit, ihre bisherigen Differenzen, 
hre fpegiellen Bielpinflte voretſt ganz bei Seite zu Tegen unb gemeinfam 
hre Kräfte ungeſchwächt und ungetheitt ber nächſten Wufgabe allein’ zuzu⸗ 
venden. Noch bevbr: die Verſammlung fatt fand, war der König Mar 
‚on Bahern, das als ber größte ber Mittelſtaaten den Beruf zu haben 
chlen, bla: Spige‘der nationalen Bewegung zn treten, zumal es Köntg 
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Beuiid Mar: geweſen war, ber ben Beitsilt zum Londoner Bertiag wit nur 
" jeinerfeits eniſchieden abgelehnt, fonbern auch denjenigen bes Bunbes allein 
verhindert hatte, in Münden eingetroffen und hatte fofort die Sffentliche 
Erklärung erlaffen, baß er „bie Erbanfprüche bes Auguftenburgers für 
e „vechtlig begründet eradpte unb bereit fei, mit allen Kräften für bie Durch⸗ 
„führung ber hiedurch bedingten Rolitil für die Rechte ber Herzogthümer 
„und Deutſchlanbs einzufteben,” immerhin mit bem ausdrücklichen Bei: 
fügen; daß er „geiteu feinen Pflichten als Bundesfürft unb wohl eriwägenn 
„die Lage ber Dinge, - ber Zuftimmung aller Befonnenen fücher zu ſein 
„hoffe, wenn. er das vorgeſteclte Ziel bei bem Bunde unb durch ben But 
- 38 erreichen ſtrebe.“ Wenige Tage nachher trat bie große Berfammlung ber 
Landtagsabgeordneten zufammen.. Gegen 500 Witglieber her verfihiebenen 
Gtändeverfammlungen Deutſchlands nahmen baran Theil, alle größeren 
Staaten, auch Oeſterreich und Preußen, bie meiften ber Heineren waren ver: 
teten. Einſtimmig vqn allen Anmeſenden, durch Aeclamation und ohne Debatte 
wurbe eine vom Ausſchuſſe siumüthig beantragte unb vom baheriſchen 
Ageorbneten Ebel mit berebten Werten begründete „Erflärung ber Rechte“ 
genehmigt. Die Nichtigkeit deö Lonboner Vertrags wurde darin neuerdings 
laui außgeiprochen unb bie Rechte bes Herzogs Friedrich und ſeiues Volkes 
eniſchiedan anerkannt, tie bie „Verpflichtung bes bentichen Volles, für 
„seine. verlehte Ehre, für fein gefährdetes Recht, für feine unterbrüdkten 
„Stammesgenoflen und ihren rechtmäßigen Fürſten jedes nöthige Opfer zu 
„bringen. Die Einmüthigleit ber Anſchauungen bes beutfchen Volles fand 
in dieſer einftimmigen Erllärung einen großartigen Ausbrud. Wllein ber 
Refolutionen waren auf Hunderten von Bollsverfammlungen in Deutſchland 
bezeiss genug und mehr als genug gefaßt worden; follte nicht neben der 
Anſchauung bes beutfhen Volkes auch ſeinen Willen ein entjdhiebener 
Ausdruck ‚gegeben werben? Der Ausſchuß hatte in ber That bie Frage 
vorbexathen, war aber zu keinem Beſchlaſſe gelommen: «6 war barüker 
vielmehr. ein Zwieſpalt gu Tage ‚getreten, ber - fich. alabald auch auf bie 
große Verſammlung übertrug.. Es war beantzagt werben „als Mittelpuntt 
dar gefeglichen Thätigkeit ber dentſchen Nation“ in. ber ganzen Angelegen⸗ 
heit einan Sentrolougfhuß von 36 Mitgliedern nigbargnfegen; biefer An⸗ 
trag wurde aber. zuerſt Im Ausſchuß und madıber euch -in her geofen 
Berfammlung vom Freiherrn o. Lerchenfelb und vem Grafen Hegnenberg⸗ 
Dus, den Führern ber Megorität: ber bayeriihen Summer bes lgeons 
yeren:umb bes Auoſchuffeß des großbeutſchen Reformpereine bekämpft. Sie 
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etwa 40 andere, Mitglieber — Bayern, Bürttemberger unb Oeſter⸗ Deuttä- 

picher — legten Proteft gegen :bie Nieberfegung eines folgen Ausfchuffes 
Im, indem fie erflärien, daß „ein folder Ausſchuß mit beſchränktem, ſtreng 
mnichriebenen Wirkungskreife den Erwartungen nicht entfpredhen, mit 
neitergebenden Befugniffen ober umbeftimmtem Wirkungskreiſe bei jebem 
Jete feiner Thätigkeit bem Conflicte mit ber beftehenden Geſetzgebung 
usgeſetzt fein würbe” und verließen ben Saal. Der Antrag murbe zwar 
bennoc ven der Berfammlung mit großer Mehrheit zum Beſchluß erhoben 
und ein Centralausſchuß gewählt. Allein ber natienalen Manifeftation 
war durch bie eimgetretene Spaltung bie Spike abgebrochen. Zuerft bie 
bayeriiche unb fpäter auch die hannoverſche Regierung hielten es für ans 
gemeflen, den ſämmtlichen ſchleswig⸗holſteiniſchen Bereinen und Gomitö's 
ihres Landes alle und jede Verbindung mit bem- Frankfurter Ausfchuffe 
zu verbieten. Derſelbe ſanmelte zwar feither bie an ihn eingehenden 
Gelder und war auch fonft nad allen Seiten hin thätig, um bie Bes 
wegung .zu fonmmeln und auf allen Punkten wach zu erhalten. Allein eine 
eingreifenbe Thätigkeit konnte ihm wicht mehr vergönnt fein. Wie durch 
ben Bundesbeſchluß vom 7. December bezüglich der Negietungen, fo Hatte 
bie nationale Bewegung bezüglich des populären Rachdrucks durch bie 
Seceffien eines Theils gerade ihrer einflaßreichſten Führer in ber Ab: 
georbnieteguerfammlung vom 21. December eine erfte Nieberlage erlitten. 

Unterbefien hatten auch bie Beodlferungen ber Derzogthümer 
ſelbſt fih zu regen angefangen. Obwohl nad, unter bem Drude bes 
bänifchen Regimentes ſeufzend, das fie feit zufammengefchnärt hielt, bes 
gannen fie boch wieder aufzuathmen, jobalb fie nur ben frifcheren Luftzug 
fpürten, den ihnen bie mächtige Bewegung der beutfchen Nation zuführte. 
Zuerfi machte es fi in Holſtein bemerklich, während Schleswig und 
Lauenburg zurädflanden, jenes, weil es im Norben von bänifchen Beams 
ten, im Süden von bänifhen Truppen überſchwemmt war, dieſes, weil 
das cm ſich nicht mmtüchtige Volk feit längerer Zeit einem politsichen Stils 
leben verfallen -ericheint, ia dem ber Abel: und bie Beamtenfchaft bes 
Lãndchens gänzlich verfommen waren. Holftein bagegen hatte feinen Raden 
nur wibernillig unter das Joch ber Dänen gebeugt und alle Stände 
hielten. dext mit feltener Einmüthigkeit pefanımen, einen einen Bruchtheil 
des eingefeflenen Adels allein. ausgenommen, ber durch bie Ausficht auf 
Hof⸗ und Geſandienſtellen nn Dänemark gebunben war und an ber Oppes 
filton- tes: Bandes gegen hie. Dänen nur bi® auf einen gewiſſen Grad 
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— ſich betheiligt hatte, weil ihm die demokratiſche Wirthſchaft in Kopenhogal 


von Herzen zuwider war. Die Proclamation bes Bringen von Auguftens 
burg vom 16. Nov. hatte ihren Weg auch nach Homtein gefunten u 

dort in weiten Kreifen unter dem tiefen Drude neue Hoffnungen an 

fat. Die Bevölkerung erkannte fofort, daß die Anerfennımg ber Rechte 
bes Hauſes Auguftenburg der einzige Weg fei, um auch zu ihrem Rede 
zu gelangen und fon am 19. Nov. wagien es 24 Mitglicher ber Stände⸗ 
verfammlung troß des däniſchen Berbotes in Kiel zufammenzulommen, 
fih für das legitime Recht bes Herzogs Friebrich auszufprechen un, 
eine Eingabe um Schub ber Lanbesrechte an ben beutiden Dund zu 
richten, am 24. gl. M. trat ber Eingabe in einer neuen Verſammlung zu 
Hamburg nod eine weitere Anzahl von Stänbemitgliedern bei; am 22. Des 
cember endlich Tamen bie Mitglieder und Stellvertreter der Stände Hol⸗ 
ſteins wiederum in Hamburg und zwar diesmal faft vollzählig zuſammen 
und beſchloſſen eine neue Eingabe an ben Bund, mit der Bitte, Has Recht 
des Herzogs Friedrich als ihres Tegstimen Fürſten anzuertenten und ihn 
baldigft in ben Stand zu fegen, bie Regierung bed Landes zu übernehmen. 
Mit: vollem Rechte bemerkten bie Unterzeichner .in biefer Eingabe: Zwar 
„bat bie Neuzeit Beifpiele genug gebracht; daß bevechtigte Fürſten, bie ihr 
„Volt verwarf, durch ‚Staatöverträge befeitigt worben find; aber daß ein 
„legitimer Fürft, den fein Volk begehrt, durch Verträge anderer Staaten 
„rechtlich befeitigt werde, bas Tann Fein Herrſcher behaupten, ohne ben 
„Boden zu untergraben, auf ben cr felber ſteht.“ Ebendasſelbe that bie 
bolfteinifche Ritterſchaft, zuerſt am 21. Nov. eine Anzahl einzelner Mit: 
glicder, dann am 27. gl. M. das in Kiel verfammelte Plenum berfelben, 
enblich nodmal® am 28. Dec. Prälaten und Ritterfhaft in ordentlichet 
Convocation zu Kiel. Am 26. Dec. wandte ſich auch bie Landesuniver⸗ 
fität Kiel mit einer Eingabe in bemfelben Sinne an ben Bundestag. 
Die angefehenften Corporationen bes Landes, bie wohl als feine Vertreter 
betrachtet werden mochten, batten bamit bie Ueberzeugungen ber Bevoöl⸗ 
kerung in unzweibeutiger Weife an ben Tag gelegt und ihre Erklärungen 
mußten um fo mehr in's Gewicht fallen, als alle Die bisher erwahnten Mani: 
feftationen noch vor ber Durchführung ber Execution, nech bevor die Dünen 
das Lanb geräumt hatten, erfolgten. Win ebenfo unzweldeutiges Zeugriß 
für die Gefinnungen bes Landes war es auch, daß als Köoaig Ehriftien 
alobald nach feiner Thronbeſteigung vor ſaͤmmtlichen Beumieten Helfieins 
den Huldigungseid verfungte, bie Leiſtung desfelben zug der überkalegeuben 
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Mehrheit der Anfgeforderten verdeigert wurde. Das Volt ſelbſt mußte Ai Demra- 
orerſt noch gedulden. Wllein kaum Batten bie Bıindestruppen ben Boben a 
dolfteins betreten, fo brach auch bie Meberzeugimg umb ber vubige aber 
atihiebene Wille des Volles mit ummwiberftehlicher Macht zu Tage. 

Die Audführumg ber vom beutfihen Bunde am 7. December bes 
chloſſenen Execution in Holſtein war: zunächfi den Regierungen von Sachſen 
mb Sannover, in zweiter Linic denjenigen von Defterteih und Preußen 
Ibertragen voorden. Jene follten Holſtein feibft mit etwa 12,000 Mann 
efeben, biefe bagegen je 5000 Mann an ber Bränze ale Referven auf: 
tellen unb für ben Fall eines Wiberflandes ven Seite Dänemarks grös 
ere Militärfräfte bereit halten. Am 12. December notifizirten bie vier 
legierungen. Dänemark den Beſchluß des Bundes wib forberien es auf, 
Jolftein binnen 7 Tagen zu räumen. Die Antwort Tonnte nit zweifels 
aft fein. So fer bie Dünen auch Luft gehabt hätten unb fa ſehr fie 
ch auch bio zuletzt das Anfehen gaben, ale ob fie entichlöffen wären, 
en verhaßten Deutfchen fchon in Holſtein einen bartnädigen Wiberftaub 
ntgegenzufeßen, ſo tonuten fie bo im Ernfte wicht daran benten. Am 
. December fchen fand König Ehriftian für gut, die Bekanntmachung 
em 30. März, bie zunächft den Anlaß zu Einleitung ber Execntion ges 
eben batte, außer Kraft zu fegen mb ohne ben Eintritt ber deutſchen 
Jewegung hätte ber Bund feinem fräbern Verfahren in biefer Angelegen: 
eit gemäß auch ohne allen Zweifel die Grecution wieber ſiſtirt. Jetzt 
ar es fir Dänemark zu fpät. Es mußte froh fein, daß am Tage Darauf 
om Bunkestage nicht die Occupation, fondern bloß die Execution be: 
hloſſen wurbe. Es begnügte ſich, am 19. December auf bie Notification 
7 Executien mit einem feierlichen Brote zu antworten, verlegte am 
D. December bie Zollgränge an die Eider und befahl feinen Truppen, 
H vor ben einrädenben Deutfhen ohne Widerfland, aber nur Schritb 
r Schritt hinter bie — und we bie fefte Stellung bes —— 
rũck zu: ziehen. 

Am 233. December — die Bundestruppen die Granmgen 
r Herzogthümer und beſetzten langſam vorrücend bis zu Ende bes Mo⸗ 
its das ganze Herzogthun Holſtein, indem’ fie am 29. in Kiel, am 310 

Rendsburg einzogen. Kaum Hatten ‘fie bie Gränzen überſchritten, fo 
ach das Yang verhaltene Natienalgefiihl ber Benölkerung auf alten 
unten‘ gewaltig hervor. Schon bie erſte größere Drtfchaft, bie von 
n Dänen Yeräumtmurbe, Manbsbeck protfamirte, woch bevor die Vuu⸗ 
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— deſatruppen einzogen, fofert auf ofſenem Markto den Herzog Friedrich umb 

dieſelbe Manifeſtation heftete ſich von Ort zu Dit, von Altona bie Menbe- 
burg, an bie Ferſen der abziehenden Dänen: Richt ein größerer Ort 
blieb, wie es fcheint, zurüd und überall geſchah «3 in volltommener Orb: 
mung, wat beimjenigen Ernſte und mit berjenigen-Enifchiebenheit, Die biefem 
Stamme eigen find. Hie unb da: wurben dabei jene Beamteten, welche 
ben Dänen. ben Huldigungseid geleiftet, beſeitigt, doch chue Gewaltthai 
oder Ercefle; bie ürgften Dränger fanden für get, das Land freiwillig zu 
räumen. Die vom Bımbe ben Truppen beigegebenen Ciriloommiſſare 
machten am 26. December ben Verſuch, diefen Bemonftrationen, naments 
lich dee. Prockamation bes Auguftenburgers, fo lange ber Buubestag über 
bie Anſprüche deſſelben noch nicht enifhieden habe, durch einen Erlaß ent: 
gegengutzeten, allein ohne ben minbeften Erfolg. Das. Voll war ent: 
faloffen , unb Gewalt gegen basfelbe zu gebrauchen, war unter ben cb- 
waltenden limfiänden doch nicht möglih. Am 27. traten wohl 20,000 
holſteiniſche Männer aus allen Xheilen des Landes, ſelbſt aus veren, 
weiche im Augenblick don den Dänen noch nidyt gerätimt waren, in Elme⸗ 
horn unter freiem Himmel zu einer großen Landesgemeinde zufanimen, pro 
elamsrten einftimmig ben Herzog Friedrich ala ihren rechtmäßigen Vandes⸗ 
beren und beſchloſſen ibm durch eine Depulatien bie Einladung zu fenben, 
er möge feinem treuen Erblande nit länger ferne. bleiben. Ihr Wumſch 
fenb eine ſchnelle Erfüllung. Am 30. December traf der Herzog, ber 
bieher in Gotha feinen Wohuftk genommen, ein: Cabinet gebildet und eime 
freiwillige Anleihe ausgeſchrieben hatte, ganz umerwartet in Siel ſelbſt 
ein. Ein unenblicher Jubel ber Bevölkerung empfing ihn. Die Regie 
rungen won Oeſterreich und. Preußen fahen ben Schritt ſehr uugern, ängfl« 
liche Gemuther erfchradten.. Der Herzog hatte ganz richtig gefühlt, bag 
er tem Lande, auf bag er Anfprach madıte und das ihn verlangte, wm: 
wöglicy ferne bleiben bürfe, bag er ſich mit dieſem Belle, das er ans 
fremder Knechtſchaft zu befreien berufen ſchien, ſich nothwendig im bareck 
Berbinbung ſetzen müſſe: eine ſchnellb, geweltiame Entſcheidung fuchte er 
indeß wicht, durch eine Preclamation an bie Ecqhle Scig⸗Holſteiner forderte 
er ſie ſelber auf, „bie vom Bunde angenrdnete worxläufige Berwallung gu 
athten and Couflicte zu vermeiden.“ Er vertraute auf. fein: Gefchich auf 
die Kraft dieſer Stämme, auf bie Paterftütung der Nation, aber er Tasuie 
ſich auch nicht derhehlen, af noch große und mannigfoltige Schwierigkeiten im 
Wege ftanden, bie: Aberimäktigt merden mußtten, ‚um anblih aus Ziel zu ge 
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angon, das er, das ſein Boll, das bie Nation ſich geſteckt Hatten mul Draif- 
as fe nur erreichen Tonnten, wenn fie — vorſichtig wie nn 
winfelben zußtiehien. - \ 

- Dar kühnſſe, aber zugleich, ‚wenn die deuifche Nation BER war, 
iherfie Weg — Napeleon und. die Franzoſen hätten ihn unter ähnlichen 
Imfländen ohne Zweifel, ohne auch nur einen Augenblid anzuflchen, 
ingefchlagen und höchſt wahrfeheinlic nach Eurem Eutſcheidungskampfe 
br Biel erreicht, ohne daß weiter in Europa much nur em Schuß gefals 
en, ein Schwert aus ber Scheibe gefahren wäre — war durch die Siel⸗ 
ung, welche bie beiden beutfchen Großmächte in ber Frage einnehmen zu 
nüflen glaubten, vereitelt worden. Sie wollten einen allgemeinen Krieg 
erweiben und trieben ihm allem Auſchein nach gerade entgegen... Wäh⸗ 
end ale Blicke nach Norden gerichtet waren, begann es ſich auch; obwohl 
ch leiſe, im Süden zu regen. Die ital. Frage, deren Löfung feit 1859 Italien. 
ang Europa befäftigt Hatte, war ſeit dem Eube bed Jahres 1862 gang 
arüdgetreten. Sie lag in der Hand bes Kaiſers ber Franzoſen, und lauge 
‚atte er durch feine-Haltung gegenüber Rom ben talienern die Hoffnung 
ewährt, wenigftend bie röm. Frage durch ihn in irgend welcher Woiſe wach 
hren Interefien gelöft zu fehen, bie er faſt plötzlich den Faden abſchaitt, 
ie Frage umnkehrte und ſtatt wie bisher Rom nunmehr Ltallen zu Vorſchlä⸗ 
ven bezüglich einer Ausgleichung der zwiichen beiden fchwebenben Diffes 
engen aufforderte. Die Regierung bes Könige Bictor Emanuel lehnte 
6 ihrerfeibs ab, ſolche Verfchläge zu maden, worauf die Trage vorerſt 
anzlih while, Rom von weiteren Zumuthungen Fraukreichs verſchout 
lieb umb feine geführbeie Exiſtenz wie bisher forifriften Ioumte., Jialien, 
on Frankvreich ſolchergeſtalt um Stiche gelaflen, blieb anf fich ſelber bes 
chränkt und mochte feine Lege ruhig im Ueberlegimg zieher, Groß ges 
mg, ſich ſelber zu genügen, war Die Aufgabe, bie ihm von ber Sachlage 
elbſt geſtellt war, fo mannigfallig unb fo ſchwierig, um es binneichenb 
u .befchäitigen. Durch ben Krieg von 1859 ber Uebermacht Deſter⸗ 
eichs enilebigt: and dur. bie Lembardti vergrößert "hatte :Sarkinien ind 
zahre 1860 „die Berbältniffe benügt, um mit. vafcher Ihaitraft: Todcasen 
ad bie Herzegthäuter, ben größten Theis des Kirchenſtantes, Neapel suis 
Zieilten mit Ach au vereinigen unb fich zums Königreich Italien embporzue 
chwingen. 6. galt: jeht, das ſchnell Gewonnene zu. ſichern. Und bisfe 
Kufgabe wor nicht leicht. Wenn die Kinheit Iteliens eine Wahrkeit fein 
elite, fa mente Ber in bes Gnfehgebenig und Verwaltung durchgeführt au 
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die alte Eiferſucht zwiſchen den mannigfaltigen Gliedern durch bie gemein- 


formen Intereſſen unb das Gleichgewicht aller berechtigten Fackoren für 
immer befeitigt werben. Willig bot ſich die Lombardei dazu bar, nich 
allzugroß wareh die Schwicrigkeiten in Toscana, den Serzogthümern und 
einem Theile ver Romagna, aber ber übrige Theil des Kirchenftaats, 
Neapel und Sicilien wiberftrebten wielfach feibft ben einfachiten Forderun⸗ 
ger ftaatlicher Orbnung und boten theils noch gänzlich unenwickelte, theile 
durchaus verfommene Zuftände da, bie nur allmälig und vorſichtig gebe: 
ben werben fonnten: Es war dieß um fo fhwieriger, als Neapel vererſt 
noch von Turin and regiert werben follte und bei jeder Neuerung theile 
mit Recht, teils mit Unrecht über Piemontefiemius gellagt wurbe. Den 
ned war das vffenbar bie nächſte, bie bringenbfie, die wichtigfte Aufgabe 
des neuen Staates. Mean kann wicht fagen, daß feine Anfprüde auf 


Benedig and Mom unbegründet waren: es läßt fi nicht verfennen, daß 


hie öſterreichiſche Herrſchaft in Benetien wicht auf der freien Zuftimmung 
feiner Bewohner, ſondern lebiglich auf ber militäriſchen Gewalt bes Kaifer: 


ſaats beruht, und daß bie weltliche Herrſchaft des Papſtes ben Bedürf⸗ 


niſſen ber Zeit in keiner Weiſe genügt und kaum wird geläugnet ‘werben 
VWanen, daß, wenn heute bie öſterreichiſche Regierung ihre Truppen ans 
Benetien und Frankreich die ſeinigen ans Rom zurückziehen würde, mar: 
gen ſchon bie Bevölkerung des einen wie des andern ſich nicht einſtimmig, 
aber doch mit überwältigender Mehrheit dem Königreich Italien anfehlöffen. 
Davon iſt natärlih Teine Rede: Deferreich will und Tann vielleicht nicht 
auf Venetien verzichten, ber Papft aber, weit entfernt, von dem Wenigen, 
was ihn geblieben, laſſen zu wollen, verlangt fort und fort die Rückgabe 
der ihm gewaltfem emirifienen Provinzen, bie Tatholifche Welt Hält die 
Unterlage weltlicher Herrſchaft für das Haupt ihrer Kirche für umentbehr: 
Ya und bie katholiſchen Mächte, Frankreich voran, Lönnen in ber That 
nicht Daran beuten, ben Bapft zu einem Wertzeuge des Könige won Stalien 
herabfinten zu laſſen. Es A nicht wahrſcheinlich, daß bie weltliche Herr⸗ 
ſchaſt des Papftes fi auf die Dauer werde behaupten laſſen und es iſt 
vielleicht mög, daß Itallen im Folge großer Ereigniſſe, die nicht vor: 
antzuſehen find, dereinſt auch norh in den Defig Venettend'gelange. Allein 
vorerſt tft Italien viel zu ſſchuuch, um dao eine ober das andere mil 
Gervalt erzwingen zu koͤnnen. Galt es im Fahre 180600 mit raſcher That: 
kraſt Schlag auf Schlag die Umftände auezunüben, fo mochte es jetzt feim 
Arſgabe ſein, ſich in dieſelben zu fügen ur ſich vorerft meſich felbſt zu 
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fefigen, bis es im Stande wäre, aus eigener Kraft und follte ſelbſt 
ein Menſchenalter darüber verftreihen, ‚jene Aufgaben in bie Hand zu 
nehmen. Ein Yinanzzußand, ber bis jeht ein regelmäßiges jährliges Di: 
ficit von mehr ale 300 Mill. Tr. ausweiſt, wäre allein genügend ger 
weten, ben jungen Staat vererfi in feine Schranfen zu weifen. Die fog. 
Actionspartei ließ jedoch Italien nicht zur Ruhe kommen und die Megies 
rung, wenn fie and tollkühnen Streichen vorzubeugen fuchte unb ihnen, 
wofern fie dennoch verfucdt wurden, entgegentrat, ließ ſich doch von ber 
Actionspartei anf die falfche Bahn Inden, die Befrehing Venetiens und 
Noms zu ihrer bauptfächlichften Aufgabe gu machen nub ibr bringenhere 
Intereſſen vielfach Hintanzufehen. Nur mit großer Mähe konnte die Ems 
jeription in ben Provinzen. bes ehemaligen Kirchenfiaats durchgeführt 
werben, trob einer fehr anfehnlihen Militärmacht gelang es nicht, bas 
Brigautenunmeien in Neapel zu unterbrüden und ſelbſt Sicilien verfick 
in anarchiſche Zuftände, der die Regierung, wie bie Parlamentsbebatten 
gegen Enbe des Jahres an den Tag legten, vielfach nur mit militärifcher 
Willkuhr entgegengutreien vermochte. Die venetianifche wie die römifche 
Frage rubten freilich offiziell, weil fie ruhen mußten. Aber kaum ſchien 
durch bie bänifchebeutfche Trage die Möglichleit eines großen Krieges auf« 
zutauchen, fo wurden and) wieder alle Hoffnungen wach. Garibaldi, der 
das ganze Jahr ſtill auf Caprera geblieben, begann wieber zu agitiren und 
feine Anhänger zu organifiren und felbfl der König meinte am 1. Januar 
1864, dag „am Horizonte des neuen Jahres Verwicklungen von allers 
dings noch unbeftimmter Geftalt fid, zeigten, bie leiht bie erwünſchte 
Gelegenheit zur Erlöfung Italiens bieten Tünnten, welche ibm Teiber * 
Jahr 1863 verſagt habe.“ 

Während fo Italien mit Ungeduld auf den Ausbruch eines allge⸗ 
meinen Krieges barrte, waren bie Staaten zweiten und dritten Ranges 
nicht in berfelben Lage. In Träftiger innerer Entwidelung: begriffen, 
hatten fie alle Urſache, die Erhaltung bes Friedens lebhaft zu wunſchen. 


Stalien. 


Spanien batte Ach klüglich mit England von der mexikaniſchen Erpebition Eranien. 


zurückgezogen, fobalb es ſah, daß Frankreich damit Pläne verbaub, bie 
mit feinen geheimen Wünfchen nicht übereinftimmten. Es erfolgte dadurch 
eine Verſtimmung zwiſchen beiden Ländern, bie das Cabinet O'Donnel 
erſt in's Schwanfen und dann gänzlich zu Falle brachte. Selbſt bie Liber 
rale Union, auf die dasſelbe ſich im Congreß geſtüht hatte, erhielt dadurch 
einen Stoß, ber ernſtere Parteilämpfe in Ausſicht zu ſtellen ſchien. Dag 


Sqhwela. 
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Aberaus gkücdkige Gleichgewicht, vas die Bunbesverfaffitg zwiſchen bem 
gemeinfamen Angelegenheiten und bem bereihtigten Einzelleben jebe6 ein: 
zelnen Kantons hergeſtellt hatte, ficherte der Schweiz fortwährend bie 


Achtung des Auslandes und bie freieſte Entwidelung im Innern. Mit 


Belgien. 


Eifer pflegte fle die Ausbildung ‚Ihres vortrefflichen Milizſyſtems, das 
nicht blos für paſſend und zureichenb erachtet wird, um der newtralen 
Alpenrepublit ſelbſi im Falle eined allgemeinen Kriegs wirkfamen Schus 
zu fichern, fondern- bem au, wit ben für anbere Verhältniſſe nöthigen 
Modiflcationen, noch eine größere Zukunft beflimmt zu fein fcheint. Eine 
Reihe von Kamtonen bemühte ſich wiederum bie Beſtimmungen ihrer Ber: 
faffung mit ben Bebürfniffen und ben Anfchauungen ihrer Bevdllerungen 
fortwährend in U⸗bereinſtimmung zu erhalten. Laffen fi aud die Ber: 
fheile davon nad der einen Seite nicht vertennen, fo verkiert fich dagegen, 
werm biefes Streben, wie es in der Schweiz vielfach der Fall zu fein ſcheint 
in ein wahres Revifionsfieber ausartet, jene Stätigleit und Feſtigkeit 
der politiſchen Grundlinien, bie für bie Ewtmidlelung im Großen nicht 
minder - wichtig iſt. In Belgien bielten ih die beiden. großen Parteien 
des Lanbes die liberale und bie clericale Partei, fortwährend in einer Weile 


bie Waage, die zwar jedem Einzelnen bie volle Freiheit: der Entwädelung 


Holland. 


ſichert, aber derjenigen des Ganzen, ſefern fie die Mitwirkung aller Kräfte 
in Anfpruch nimmt, nit fürberlid, fein Tann. Roc hielt fi vorerfi bie 
liberale Bartei am Ruder, jedoch nur mit Mühe, Bei ber Ermenerung 
ber Hälfte der Mitglieber der Kammern im Juni verlor bie ohnehin 
ſchwache Majorität im Mepräfentantengaus wieder einige Stimmen und 
die im December erfolgte Anullirung der Wahlen in Brügge follte fie 
fpäter völlig in Trage fielen. Die Agitation Antwerpens gegen ben 
Teftungegürtel, in ben es ich mehr unb mehr eingezwängt fühlte, kam auch 
tm Laufe des Jahres 1863 nit zur Ruhe. Der König, vie Begierung 
und bie Mehrheit der Kammern blieben indeſſen fe und ber ‚allgemeine 
Zuſtand Europa's am Schlufie des Jahres war in ber That wicht ge: 
eignet, auf ein Syſtem zu verzichten, das für den Fall einer allgemeinen 
Konflagration dem Lande allein die Aufrechthaltung feiner Unabhängigkeit 
zu fichern fehlen. In Holland war das liberale Miniſterium Thorbede 
mit Umſicht aber zugleih mit Entichiebenheit bemüht, bie verfafſungs⸗ 
mäßigen Zuſtände nad ben Bebürfniffen ber Zeit weiter anszubilben: 
die Reform der Solonialverwaltung wurbe in biefem Jahre befchloffen 
and bie Unterfiellung des fo wichtigen Colonialbadgets unter die Gew 
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rolle der Kammern wenigſtens für das Mnftige Jahr Sorbereitet. Alle 
iefe Staaten Hatten nicht gerabe Urfadhe, den Krieg zu fürdten, aber 
a6 größte Anterefie, die Erhaltung des Friedens zu wünſchen. 

Der gewaltige Kampf, der nun fon im vierten Jahre in ben 
ngebeuern: Gebieten ber Bereinigten Staaten Nordamerika's zwiſchen 
em Süden und dem Norben wüthet unb bereits fo viel Blut gefoftet, 
o mädtige Summen verſchlungen hat, war wohl geeignet, bie öffentliche 
Reimung Europa’s von eimem allgemeinen Kriege, ber fich — bie zunächſt 
zetheiligken allein andgenemmen — für feinen’ andern Staat irgenb wie 
18 eine zwingenbe Notbwendigkeit darftellt, abzuſchrecken. Die erften zwei 
fahre war unter wechſelndem Erfolge gekämpft worben, Teiner der beiben 
heile vermochte ein Uebergewicht zu behaupten, immer ftelfte ſich nad) 
urzer Zeit ein GOleichgewicht her, das in Europa bie Ueberzeugung ber: 
orrief, bie nörblichen und bie fählihen Staaten würden fi) am Ende doch 
rrebHch autſcheiden müffen und nur bort ein freier Bundesſtuat bleiben, 
ier eine ariſtoeratiſche Sclavenrepublik anfgerichtet werden. Auf diefer 
Infhauung berichten and die wiederholten Bermittlungsanerbieten, "bie 
er Kaifer der Franzoſen verſuchte. Die Eonfolibirung ber fühlihen Eon: 
zderation zwiſchen Merico und der nörblichen Union wäre feiner Rlänen 
llerdings fehr foͤrderlich geweſen und Hätte der Errichtung einer Mo⸗ 
archte in Merico allein die Garantie wenigſtens einiger Dauer zu 
Gern vermocht. Der Eongreß der Union ging aber auf alle derartigen 
Inerbieten nicht ein. Im Norben der Union zweifekte die Bffentlidhe Mei⸗ 
ung trog ber bisherigen geringen Erfolge der Kriegführung, troß ber 
roßen Opfer aller Art, welche fie dennoch geforbert hatten und troß ber 


Rord- 
amerika. 


rannigfaltigen eigenen Parteiung, keinen Augenblick daran, daß ber Süben . 


hließlich doch bewältigt und bie alte Union wieder hbergeftellt werben 
sürde. Das Jahr 1868 brachte in der That eine enffihiebene Wendung 
r der Lage der Dinge. In militärischer Tüchtigkert zumal ber ihrer 
em Norbert Anfıngs entfchieden überlegen, begann ber Süden allgemad) 
u fühlen, baß das Verhältniß ber Kräfte zwiſchen ben beiden kriegführen⸗ 
en Theilen ſowohl an Menſchen, wie an materiellen Mitteln ein un⸗ 
leiches fei. Durch die Blolabe aller feiner Häfen von Europa aßgefchnitten, 
and der Hanptexportartikel des Scene, die Baummolle, faft gar keinen 
Insweg mehr, die Preife aller Lebensbedürfnifſe erreichten eine entfetzliche 
Höhe und der Mebergang zu andern Eulturen war überhaupt nicht leicht 
ind jedenfalls nicht fo ſchnell zu bewerkſtelligen: Seine Finanzen waren 
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daher furchtbar zerrüttet und um ſeine Armeen zu ergänzen, wußte es 
allmälig jo ziemlich die ganze weiße männliche Bevöllerung unter bie 
Waffen rufen. Yuc der Norden mußte bie Zufunft mit einer ſchweren 
Nationalſchuld belaften und bie bisherige Erneuerung feiner Heere durch Frei: 
willige wurde immer ſchwieriger und mußte ſchließlich ale nicht mehr genügend 
erfannt werben. Allein er ertrug jene leicht und hatte burh Einführung 
der Conſcription das Mittel in der Hand, fein Bebürfnig volllommen 
befriedigen zu Tönnen. Der Congreß entſchloß fi freilid nur ungern bazu 
und fie Tonnte auch in ben meiften Staaten nicht vollſtändig durchgeführt 
werben; aber ‚fie diente immerhin als wefentliche Ergänzung ber fort: 
bauernden freiwilligen Werbung. Die Gefanmitzabl ber verfchiebenen 
Armeen ber Union bürfte während des ganzen Jahres kaum je unter 
300,000 Mann gefunten fein, während ber Süben bie feinigen wohl 
nur mit Mühe auf eiwa 200,000 Mann zu erhalten vermochte; bie 
Conföberation war aber viel Leichter im Fall, ihre Kräfte auf jedem belie⸗ 
bigen Punkte des non ihr vertheibigten Gebiete concentriven zu Bönuen, 
während bie Union ihre Kräfte nad der Sachlage - vielfach zerfplittere 
mußte und theilweife noch mehr zerfplitterte, als es durch die Umſtände 
wirklich geboten war. Unverkennbar aber zog fih das Netz, das bie Unien 
um ben Sonderbund zu ſchlingen bemüht war, immer enger und enger. 
Die Blokade ber ganzen Oftfüfte der Sädftanten wurbe aufrecht erhalten 
und war in ber That eine effective: die Baumwolle mochte aufgeftapelt, 
vom Feinde gerjtört werben ober verfaulen, nad Europa gelangte nur 
wenig und ebenfo unterlag bie Zufuhr von Sriegsmaterial wie biejenige 
europäifcher Manufacturen ben größten Schwierigfeiten. Bom Weften aber 
wurbe bie Conföberation nunmehr ganz abgeſchnitten, als fi Vicksburg 
nach längerer Belagerung enblih am 4; Juli an General Grant und 
Port Hudfon am 9. besfelben Monats an General Banks ergeben 
mußten, fo baß bie Union ben ganzen Lauf des Miffiffippi bis nach Neu: 
Drleans hinunter beherrſchte. Im Spätherbft gelang es ber Union aud, 
fo ziemlich ganz Teneflee, um das bisher mit wechfelnden Erfolge gekämpft 
worben war, in ihre Gewalt zu bekommen. Dagegen führte die Belage⸗ 
rung von Charlefton, das mit allen Mitteln der Kunft befeftigt worden 
war und deſſen Beriheibigung von dem tüchtigen und entſchloſſenen Süb- 
bundsgeneral Beauregard geleitet wurbe, zu feinem wefentlichen Refultate. 
Die ‚Entfeidung mußte zwifhen Wafhington und Richmond, wo fich bie 
Dauptarmeeen beider kriegführenden Theile am Potomac und ſüdlich von 
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diefem Fluſſe noch immer gegenüberftanden, erfolgen. Aber gerade bier 
trat während. des ganzen Jahres Fein entjcheibender Schlag ein. Nachdem 
fich dort der Uniondgeneral Burnfidve zu Ende bed Jahres 1862 durch 
den Berluft der Schlacht von Friberifsburg als unfähig erwiefen hatte, 
wurde er durch Hoofer erfeßt, der ſich indeß nicht beffer bewährte. Ende 
Mai ergriffen bie Sübbündifhen unter General Lee wieber die Offenfive, 
brachen in Pennſylvanien und Maryland ein und zwangen dadurch Hoofer 
auch jeinerfeits zurüdzugehn. Wafhington felbit ſchien neuerdings bebroht: 
Hooker wurde abgeſetzt mad durch Mende, erfegt. Am 1. April Tam es 
bei Gettysburg zwiſchen beiden Armeen zur Schlacht: nad breitägigem 
Kampfe wurde General Lee gezwungen, ſich zurückzuziehen, was er indeß 
in voller Ordnung zu bewerkitelligen vermochte. Seither Tagen ſich wieber 
beide Armeen am Rappahannec und Rapidan wie bisher gegenüber. Die 
Anftrengungen bed Südbundes Tießen während bes ganzen Jahres nad 
allen Seiten nicht nad), aber bie VBerlufte, die er während besfelben erlitt, 
waren empfindliche, der Kreis, der ſich um ihn fchloß, wurde immer enger und 
feine Kräfte begannen, nur allmälig aber ſichtlich, zu ſchwinden. Der Sieg 
bes Nordens mochte ſich etwas verzögern, aber er war offenbar nur noch 
eine Frage ber Zeit. 

Der Blick wenbet ſich am Schluffe des Jahres mit größerer 
Sorge nah dem alten Europa zurüd. Die Belebung Holfteins durch 
bie Truppen bes beutfhen Bundes, die mit dem lebten Tage bes 
Jahrs vollendet wurde, war nur die Einleitung zur Entfcheibung 
des beutfch-bänifchen Streites. Nicht Holftein fondern Schleswig bildete 
ben Kern ber frage unb fihon hatte noch in den lebten Tagen des Jahres 
Hefien-Darmftadt am Bunde darauf angetragen, basfelbe im Sinne ber 
nationalen Bewegung „zum Schuß aller Rechte” durch Bundestruppen 
zu bejeßen, Defterreih und Preußen dagegen e8 auf Grund ber Verein⸗ 
barungen von 18% „dur ein öſterreichiſch- preußifches Armeecorps in 
Pfand zu nehmen,” Ein Krieg mit Dänemark war unter allen Umftänden 
nicht zu vermeiden. Dänemark war entfchloffen, Schleswig bis aufs 
äußerfte zu vertheidigen, denn es handelte fi in der That um feine 
Eriftenz. Deutfchland aber mußte ben Krieg aufnehmen; dieNation fühlte, 
daß die endliche Entſcheidung in biefer Frage aud zugleich über ihre 
Zukunft entfcheiben werde. 
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436 Regiſter. 


Actenſtücke: 1863, X 1 (Executionsbeſchl. gegen Dänemark) S. 80, ZI 28 (öfter: 
preuß. Erklärung bez. Schleswig-Holſtein) S. 93, XII 7 (Erecutionsbeſchl. gegen 
Dänemarf) S. 100, XII 12 (Antwortsadreffe U. Kammer) S. 99, XII 28 (An: 
träge von Defterreih, Preußen unb von Tarmflabt bez. Schleswig) ©. 111. 

1864, 1 14, (öfterr.:preuß. Erflärung bez. Echleswig) S. 312, 1 19 (berubigente 
Erflärung Defterreihe nnd Preußens) S. 314, 1 22 (Meue Anftructien für | 
die Bundescommiſſäre in Holftein) S. 317, II 11 (Ausfchußanträge in ber Erb— 
folgefrage, Thl. 1.) ©. 328, 1 25 (öfterr.:preuß. Antrag und GErflärung ke;. 
Eu ©. 324, 1 12 (Antrag v. d. Pforbten bez. Erbfolgefrage, Thl. II 


Goburg-Gothe. 1863, S. 23—113 (II 3, 4, 7, XI 19, X 2, 13). 
41864, ©. 307—57 (III 11). 


Danemarl, ©. 223-244, 310, 311, 314, 322, 323, 324, 325, 327, 329, 335, 
336, 337, 338, 340, 347, 349, 352, 399. 

Actenftüde: 1863, 1 5 (Ablehnung ber engl. Vermittlungsvorfhläge) S. 225, 
1 16 (Depefhe an Rußland über bie engl. Vermittlungsvorjchläge) S. 228, 
1 21 (Abrefje bes Lanbsthings bez. Schleswig) S. 229, III 283 (Refolutionen 
ber Gafinoverfammlung bez. Schleswig) ©. 231, III 30 (Kgl. Bekanntmachung 
‚bez. Holftein) S. 231, IV 2 (Throntebe) S. 232, V 9 (Abreßentwurf dee 
Reichsraths) S. 234, VI 17 (Erflärung ber deutſchen Mebrbeit ber ſchleswig'⸗ 
ſchen Stände) ©. 235, IX 3 (Tepelche bez. Yunbeserecution) S. 236, XII ! 
(Kgl. Proclamation an bie Holfteiner) S. 240, XI 15 (Regierungsinfiructien 
für den Fall ber Ereaution) ©. 241, XI 15 (Einberufung ber beurlaukien 
holſteiniſchen Soldaten) S. 242, XII 19 (Antwort an Teutfchland bez. Erecu: 
tion) ©. 242, XII 21 (Thronrebe) ©. 243. 

1864, 11 6 (Kal. Proclamation) S. 325, N 12 (Depeiche bez. energiiche Kortfekung 
bes Kampfes) S. 329, II 27 (Antwort bes Könige an ben Reihetag) ©. 3:r, 
1 ra Bangungen ber Sonferenzannahme) S. 349, II 22 (Thronrede) ©. 352. 

Deutſchland. 23—113, 307—57, 382—85, 386 - 91. 


England. ©. 172-185, 299-306, 325, 332, 335, 337, 342, 349, 352, 353, 
354, 357 


Actenftüde: 1863, IV 10 (Depeſche an Rußland bez. Polen) S. 173, VIN 
(zweite Depeihe an Rußland für Polen) S. 175, VII 3 (dritte Depeche an 
Rußland für Polen) S.176, IX 3, 10, 16, 18 (Tepefche bez. Holflein) S. 200, 
IX 29 (Depeihe an den deutſchen Bunb bez. Holftein) ©. 178, X 14 (zweite 
Depeſche an. ben deutſchen Bund) ©. 178, X 21 (dritte Depeche an ben beut- 
[hen Bund) S. 179, X1 25 (Ablehnung der Theilnahme an einem europätfchen 
Gongreffe) S. 179, ZU 10 (Depeſche bez. Tefterreih) S. 300, XII 12 (Te: 
peſche aus Berlin) S. 300, XII 14—31 (Depeſche bez. re ©. 301, 
All 17 (Depeſche an Sachen für ben Londoner Vertrag) S. 182, XI 27 (Note 
an den deutſchen Bund für den Londoner Bertrag) S. 182, XII 27 (Note an 
ben beutjchen Bund für ben Londoner Vertrag) S. 183, XI 31 (Konferenz: 
vorſchlag an ben beutjchen Bunb) ©. 183. 

1864, III 3 (Depeihe an Dänemark über bie Ausfichten deſſelben) S. 342, MI 21 
(Depeiche nach Kopenhagen) S. 352, II 23 (Depefche an ben deutſchen Bund, 
Einladung zur Conferenz) ©. 354. 


Frankfurt. 1863, ©. 23—113 (VII 28, XI 18, XII 9, 18, 19, 29). 


1864, S. 30757 (III 9) 
. ©. 186-204, 307, 309, 340, 312, 313, 314, 316, 317, 321, 32, 
323, 329, 331, 335, 337, 342, 351, 352, 39395, 39799, 


Rıgiker. 437 


Actenftüde: 1863, 1 412 (Thronrede) S.186, II 21 und III 1 (Vepefche bezüglich 
ber preußifch: ruffifhen Convention) S. 187, IV 40 (Depeihe an Rußland für 
Polen) S. 188, V 9 (Wahlerlaß Perfigny’s) ©. 189, V 21 (Wabhlerlaß Per: 
ſigny's gegen Thiers) S. 190, V 26 (Wahlerlaß ber 7 Bilhöfe) S. 190, V 28 
Wahlerlaß Terfigny’s gegen bie alten Parteien) S.191, VI 17 (zweite Depeche 
an Rußland für Polen) S. 192, VII 3° (dritte Depefhe an Rußland f. Polen) 
195, X1 5 (Thronrebe) ©. 197, XU 5 (Einladung zu einem europäifchen Con⸗ 
greß) S. 200, XI 23 (Depefhe an England bezuͤgl. Congreß) S. 2301, XII 8 
(Depeſche bez. beſchränkten Congreſſes) S. 202. 

1864, 1 8 (Depeſche an bie deutſchen Regierungen bez. Londoner Vertrag) S. 309, 
1 14 (Anrebe bes Kaifers an Card. Bonnechofe) S. 312, 1 28 (Depeſche bezüglich 
eines Krieges mit Deutſchland) S. 322, 11 27 (Antwort auf ben eng. Confes 
——— S. 337, 111 20 GVorſchlag einer Befragung der Herzogthümer) 


Fürftencongreß, beutfher. S. 23—113 (VINM 2, 3, 4, 7, 13, 14, 17, 20, 21, 
22—31, 25, 30, IX 1, 22, 23, 26, 30). 

Actenftüde: VII 17, (Schreiben an ben König von Preußen) ©. 63, IX 1 (Re⸗ 
formacte nad) ben Befchlüffen des Kürftencongrefiee) S. 69, IX 1 (3weites 
Schreiben an ben König von Preußen) S. 75. 


Griechenland. S. 280—282, 340, 355. 


Samburg. 1863. ©. 23—113, (VI 24, XI 20, 27, 29, XII 11, 21). 

1864. ©. 307—57 (II 10, II 16). 

Sannover. 1863. ©.23—113 (11 3, Ul 20, 50, IV 22, 27, 29, V 13, 14, VI19, 
VII 11, VI 1, IX 1, X 6, XII 4, 14, 17, 30). 

1864. ©. 307—57 (1 10, 12, 11 18, 20, 22, 27, 12,8, 9,1V —). 

Actenftüde: 1863. V 14 (Wahlaufruf der Fortichrittspartei) S. 36. 

1864. 111 8 (Adreſſe beider Kammern an den König) ©. 342. 

Heflen-Barmftadt. 1863. S. 23—113 (IN 10, 11, 25, IV 14, 16, V 8, 12, 15, 
vi 12, 22, 29, VII 1, 23, X 29, X1 10, 24, 26, 27, XH 5, 1% 17, 19). 

1864. ©. 307—57 (11 7, 16, 22). 

Actenftüde: V 8 (Beichluß ber II. Kammer bez. Concordat) ©. 35. 

Sole ©. 220—221 347. 

olftein. 1863. S. 23—-113 (II 30, IV 30, V 15, VIII 23, XI 15, 16, 19, 21, 

24, 26, 27, XII 1, 2, 4, 5, 10, 19, 20, 22, 23, 24, 26, 27, 28, 29, 30, 31). 

1864. ©. 307—57 (12, 6, 9, 15, 20, 22, 25, 29, 1 2, 11, 12, 15, 20, II 2, 


4, 15, 29). 

Actenftüde: 1863. XT 16 (Proclamation bes Crbprinzen von Auguftenburg) 
©. 88, XII 22 (Eingabe ber Stänbeinitglieder an den Bund) S. 107, XII 26 
(Bekanntmachung der YBunbescommiffäre gegen Temonftrationen für ben Augu⸗ 
jtenburger) ©. 110, XII 30 (Proclamation des Herzogs Friedrih) ©. 113. 

1864. II 29 (Proteft der Schlesmig-Holftein-Bereine) ©. 355. 


Stalten. S. 205—210, 307, 309, 312, 314, 317, 347, 349, 350, 352, 356. 

Actenftüde: I 22 (Oepeſche bez. Verhalten gegen Frankreich betr. Rom) S. 305, 
X 22 (Antwort an Frankreich bez. Congreß) S. 209, XII 15 (PBrodamation 
Garibaldi's) S. 209. 

Juriſtentag. S. 23—113 (VII 25). 


Katholiſche Wereine, deutſhe. S. 23—113 (IX 21). 

Actenftüde: IX 21 (Beihlüffe) S. 78. 

Kuchefien. 1863. ©. 23—113 (I 3, 5, 13, 21, 24, 11 2, 7, IV 6, 10, V 9, 28, 
VI 12, 13, 30, VII 6, X 31, XII 22, 23, 30, 31). 

1864. 5. 30757 (1 31 119). 


438 Usgiper. 


Actenſtücke: I 22 [Votum bes. Delegirtenprojec) ©. 25, XI 22 (Ziheonteie) 
&. 109, Xil 23 (Antwostsadreffe) S. 109. | 


Lauenburg. 1863. (XII 24, 27). 
1864. S. 303—57 (1 25). 
Actenftüde: 1864. I 35 (Lanbesahrefje für Trennung von Dänemarf) ©. 321. 


— S. 308. 
Lippe⸗Detmold. S. 23—113 (V 27, VI 26). 
Lübeck. S. 23—113 (XI 21). 


Mecklenburg. S. 23-113 (XII 15, 19). 
Merten. ©. 294--297, 307, 340, 395—97, 


RNafſſau. 1863. ©. 23—113 (110, 17. II 1. 10, VII 17, XI 11, 25, 29, XI. 

1864. ©. 307 -57 (I 10, 19, I 14, 11 7, 30). 

Actenftüde: III 1 (Wahlanfprache der Fortfchrittspartei) ©. 32. 

Nationalverein. ©. 23- 113 (V 25, VII 24, X 6, XI 24, XII 6). 

Actenftüde: V 25 (Anfprache des Ausſchuſſes) S. 37, VIII 24 (Aniprade des 
Ausfhufles) S. 67, X 16 (Beſchlüſſe der Heneralverfammlung) S. 82. 


Deſterreich. 1863. ©. 26, 32, 33, 47, 51, 52, 53, 64, 79, 83, 84, 90, 91, 92, 
93, 96, 98, 99, 105, 150—166, 307—57, 385 - 86. 

1864. ©. 307—57 (1 2, 11, 15, 16, 21, 22, 25, 28, I 11, 12, 13, 15, 17, 19, | 
34, 28, II 2, 3, 7, 19, 20, 23). 

Actenftüde: 1863. 1 22 (Votum und Erflärung bez. Delegirtenproject) S. 26, 
I 25 (Beſchluß des Tyroler Landtags bez. Slaubenseinheit) S. 150, II 2x 
Depefhe an Preußen bez. der Stellung zu Deutſchland) ©. 32, IV 12 (Depeſche 
an Rußland für Polen) S. 152, V 4 (Ndreffe bes rumänischen Eongrefjes von | 
Siebenbürgen) S. 153. VI 15 (Kaiferl. Refeript an den Yandtag von Sieben | 
bürgen) ©. 154, VI 18 (Thronrede) ©. 155, VI IR (zweite Depeſche an Ruf: 
land für Polen) S. 156, VI 24 (Antwortsadreffe bes Herrenhauſes) S. 157, 
VI 24 (Untwortsabrefje des Abgeordnetenhauſes) S. 157, VII 19 (Depeſche 
an Frankreich und England bezüglich Rußland) ©. 159, VI 22 (Gi. 
rung der fiebenbürgifchen Magvaren) S. 160, VI 3 (Denkſchrift bezüglich — 
Bundesverfaffung) S. 47, \T 12 (dritte Depeſche an Rußlaud für Relen) 
S. 161, VII 17 (Kaiferl. Rede bei Eröffnung des Fürſtencongreſſes) S. 54, 
VII 17 (Entwurf einer Reformacte) S. 53, VIII 21 (Fromemoria) ©. 61, 
VII 30 (zweites Rromemoria) ©. 68, VII 22 (Depeſche bez. der preußifchen 
Antwort beir. Fürſtencongreß) ©. 79, X 30 (Tepefhe an Preußen bez. Ableb: 
nung ber Reformacte) S. 84, XII 4 (Identiſche Note Oeſterreichs und Preußens 
bez. Crecution oder Occupation Holſteins) S. 96. 

1864. II 15 (Thronrede) S. 330, II 7 (Depeſche bez. Einmarſch in Jütland) 
©. 341, HI 20 (Gireulardepefche bez. Krieg mit Tänemaf) ©. 354. 

Oldenburg. 1863. ©. 23—113 (XI 17, XII 19, 4. 

1864. ©. 307—57 (1 11, 11 9, II 12). 


Prenßen. 1863. ©. 24, 27, 52, 53, 63, 76, 90, 91, 92, 94, 96, 105, 110, 
114—149, 357, 367— 11, 378—82. 

“ 1864. ©. 307—357 (1 4, 6, 7, 8, 9, 11, 13, 16, 18, 19, 21, 22, 234, 25, 31, 
II 11, 3, 118, 20, 21, 23, 27, 11 ı, 7, 11, 17, 18, 19, 22, 23. 24, 29). 

Actenftüde: 1863. I 1 (Abreffe des Magiftrats von Berlin an ben König) ©. 114, 

16 (Rbeinifche Adreſſe an den König) S. 114, 1 9 (Antwort bes Könige an 

ben Magiftrat bon Berlin) ©. 115, 110 (Thronrede) ©. 115, 1 15 (Präflbialrebe 

Srabow 8) S. 116, 1 18 (Antwort bes Königs auf die Rhein. Abreſſe) ©. 116, 

1 22 Botum bez. Telegirtenproject) ©. 24, 1 24 (Depeſche bez. Stellung Oeſter⸗ 





Urgiken. 489 


reich8 und Preußens zu Deutfchland) ©. 27, 1 29 (Mörefle des bg. > Hanfes) 
S. 117, 11 3 (Antwort des Königs an das Abg.«Haus) S. 119, II 5 (Mörefie 
bes Herrenhaufes) S. 121, II 8 (Antwort des Könige an das Herrenhaus) 
S. 122, 11 17 (Refolutionen bes Abg.⸗Hauſes bez. Yudget) ©. 123, V 21 
(Schreiben des Königs an das Abg.: Haus) S. 129, V 22 (Adreffe des Abg.- 
Saul) ©. 129, V 26 (Antwort des Könige) S. 131, V 27 (Chronrede) 
‚133, VI 1 (Preßordonnanz und Minilterialbericht) S. 134, VIII 4 (Ableh⸗ 
nung der Theilnahme am Fürftencongreß) ©. 52, VII 13 und 14 (Depeiche 
bezüglich Fürftencongreß) S. 63, Vlll 20 (Neue Ablehnung der Theilnahme 
am Yürftencongreß) ©. 63, VII 21 (Depeſche bezüglich Fürftencongreß) ©. 
‚1X 3 (Minifterialbericht bezüglid Auflöfung des Abgeordneten-Hauſes) 
©. 138, IX 12 (Wahlprogramm der Fortfchrittspartei) S.139, IX 15 (Wahl⸗ 
aufruf der minijtertellen Partei) S. 139, X 8 (Schreiben des Königs bez. 
Wahlen) ©. 141, Xl 9 (Thronrede) S. 141, XI 1Yy (Antwortsadreffe bes Her- 
renbaufes) ©. 144, XII 18 (Adreſſe des Abgeoron.:Haufes) S. 147, Ali 19 
Seile des Herrenhaufes) ©. 147, XII 27 (Antwort bes Königs an das Abg.: 
aus) ©. 148. 

1864. 1 19 (Depeiche bez. Köfung ber fchleswig = holjtein’ichen Frage) ©. 315, I 22 
(Refolutionen des Abg.: Haufes bez. Schleswig : Holftein) S. 317, 1 25 (Reſo⸗ 
Iutionen des Abg.⸗Hauſes gegen bas Herrenhaus) S. 319, I 25 (Thronrebe) 
©. 319, 1 30 (Depeiche bez. Londoner Vertrag) S. 357, I 31 (Erklärung bez. 
Sntegrität Dänemarks) S. 323, III 7 (Depeihe bez. Einmarih in Sütland) 
S. 341, 111 19 (Ablehnung ber dänischen Sonferengbedingungen) S. 350, Ill 22 
(Antwort bes Königs auf eine Loyalitätsabrefje) S. 353, HI 24 (Berliner Res 
folutionen) S. 354. 

Portugal. S. 169. 

Sroteſtantentag, deutſcher. ©. 299, 


Meformverein. S. 23—113 (X 28, XI 6). 

Actenftüde: X 28 (Beichlüffe ber Generalverfammimg) S. 83. 

Rom, S. 211—212, 338. 

Nußland. S. 24571, 308, 317, 323, 324, 325, 326, 333, 335, 338, 340, 
341, 344, 349, 365—67, 372— 18, 391—393. 

Actenftüde: 1863. I 22 (erjte Decrete ber geh. poln. Regierung) ©. 245, I 2 
(Erlaß der geh. poln. Regierung) S. 246, II — (Aufruf an bie öfterr. und 
preuß. Polen) ©. 247, 11 15 (Erzbiſchof Felinsfi an den Kaifer) S. 248, 
IV 12 (Amneftiedecret) S. 249, IV 26/27 (Depeihe an England, Frankreich 
und Oefterreich bez. Polen) ©. 250, IV 29 (Anſprache bes Kaiſers) S. 254, 
V 10 (Decret ber geb. poln, Regierung) ©. 255, V — (Baltifche Ergebenheits: 
adreffe) S. 255, VI 2 (Poln. revol. Strafgejet und NRevolutionstribunale) ©. 
256, VI 8 (Militärbictatur in Littbauen) S. 257, VI 24 (Depefhe bez. Fe: 
linsfi) ©. 258, VI 25 (Decret Murawiews) S. 259, VI 28 (Revol. Regierung 
in Rothrußland) ©. 260, VII 5 (Proclamation Murawiews) S. 261, VII 13 
(zweite Depeche an England, Frankreich und Oeſterreich bez. Polm) S. 264, 
IX 7 (dritte Depeſche an England, Franfreih und Oefterreih bez. Polen) S. 
268, IX 18 (Thronrede in Finnland) S. 269. 

4864. HI 2 (Bauernemancipation in Polen) ©. 338, 


Sachſen. 1863. S. 23—113 (V 30, VIII 25, XI 9, 24, 25, XII 4, 7, 15, 22, 30. 

1864. S. 307—57 (15, 7, 22, 15, IH 13). 

Actenftüde: V 30 (Hufruf des Fortjchrittsnereins) S. 39, VHI 25 (Antwort an 
Baden bez. Fürftencongreß) S. 68. 

Schleswig (vgl. Dänemark), 1864. S. 307—57 (1 28, 30, 31,11, 2, 3, 5, 6, 
7,8, 9, 10, 12, 17, 18, 19, 20, 25, 26, 29, 111 8, 9, 10, 12, 14, 15, 16, 
49, 20, 30, IV 18). 

Actenftüde: 1864. I 7 (Proclamation Wrangels) S. 326, II 8 (Elaß Zeblik) 
S. 4 = 


440 Uegiſtev. 






55* werzburg-Rubolftabt. &. 23—113 (XII 29). 

© BBETIDNEB SD LDELABERTER. ©. 23--113 (XI 30). 

Schweden und Rerwegen. S 222—27, 332, 333, 340, 341, 347, 334, 355, 356. 

re ftüde: 1863, 15 (Kgl. Berfaffungs - Reformvorfchlag) ©. 292, VI 6 (Aus: 
fchußbericht des Noriweg. Stort ings bez. bes deutſch⸗däniſchen Streites) S. 221, 
X 8 (Thronrede in Schweden) ©. 226. 

1864. 111 15 — in Norwegen) S. 347, HI 30 (Norweg. Siorthi ing bez. 
Dänemark 55. 

Spanien. ©. 10-171 312, 313, 333, 335, 338, 339, 340, 343. 


Türkei. ©. 272-279, 308, 311. 

Actenftüde: 14 (Antwortsadreffe an Fürſt Couſa) — 273, Ul 5 (Depeſche bei. 
Suezcanal) S. 274, IH 14, (Botſchaft Conſa's) S. 275, Xi 15 (Botichar 
Couſa's) ©. 277. 


Vereinigte Staaten Rordamerikas. S. 289--93, 325, 344, 356. 

Actenftüde: 1 1 (Emancipationsprockamation Pincoln’s) ©. 285, Il 9 (Depeſche 
und Congreßreſolutionen gegen fremde Einmiſchung) S. 287, V 23 (Depeſche 
bez. Merico) S. 289, VIE 30 (Broclamation Tincoln’s) ©. 294, Al 10 (Ber 
ſchaft Lincoln’s) ©. 292. 


Weimar. S. 23--113 (XII 6, 14, 19). 
ABI ect. 1863. ©. 23—113 (xi 24, 27, XI 2, 11, 13, 22, 39, 31). 
1864 —357 (18, 19, 11.26, II. 2). 


Zelverein. 1863. ©. 23—113 (III 24, IV 25, VI 8, 13, 18, VE 17, Xx 6,8 


XI 5, XI 1, 15). 
1864. ©. 30757 (il 3, II 18, 24). 
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